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Wabrend ſeit einer langen Reihe von Jahren faſt in allen deutſchen 
Staaten Sammlungen der Geſetze und Verordnungen über alle nur 
möglichen Materien des Rechts und der Verwaltung veranſtaltet, 
alle nur einigermaſſen wichtigen Geſetze, mit Kommentaren, Erläu— 
terungen, Ergänzungen, Noten ꝛc. verſehen, beſonders abgedruckt 
wurden, und man bemüht war, allen Dikaſterien der hohen Landes— 
regierungen vielfach gegliederte und für jeglichen Bedarf möglichſt 
ausreichende Handbücher zu liefern, blieben gerade in dieſer Hinſicht 
die Verhältniſſe derſelben zu andern Staaten und dieſen gegenüber 
faſt ganz unberückſichtigt, obſchon eben dieſe Beziehungen zum Aus— 
lande häufig die wichtigſten und einflußreichſten Momente im Staa— 
tenlebeu bilden, aus ihnen Verträge entſtehen und dieſe wieder zur 
Baris oft für bie fernite Zukunft dienen, oft aber auch die unange— 
nehmſten Berwidelungen herbei zu führen vermögen. Sp war lange 
Zeit hindurch v. Martens Recueil nebſt feinen jpäteren Fortſetzungen 
von Saalfeld und Murhard das einzige Werf, aus dem man 
über die auswärtigen Verhältniſſe der einzelnen Staaten, ihre ver- 
ichiedenen bejtandenen und bejtehenden Beziehungen zu einander und 
die von ihnen abgejchloffenen Verträge einigermaſſen Ausfunft erhal— 
ten konnte, objehon bei einem Werfe, wie dieſes, was den Staaten- 
Umfang von fünf Welttheilen zu umfajjen ftrebt, bei jeinem eigenen, 
im Mergleiche zu diefem Zwecke zu geringen Umfange ein in allen 
Beziehungen ausreichendes Material nicht zu erwarten, auch zu be— 
ſchaffen nicht möglich ift. 
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In andern außerdeutſchen, ja ſelbſt außereuropäiſchen Staaten 
waren bereits Sammlımgen der Staat3- Verträge veranftaltet umd 
durch den Druck veröffentlicht worden, als endlich in Deutfchland im 
Jahre 1845 Herr Megierungsrath v. Kamp, jedoch nur in einer 
ganz partieularen Richtung durch Herausgabe feiner Handel3- und 
Schifffahrt3- Verträge des Zollvereind den Weg anbahnte, denn bie 
beiden, diefem vorangegangenen Werke: 


1. M. v. Aretin. Chronologifches Verzeichniß der bayerifchen 
Staatö-Verträge von 1503—1309, Paſſau. Winfler. 1839. 


2. ©. ©. Oechſele. Verzeichniß der von Württemberg mit 
‚auswärtigen Staaten abgefchloffenen Verträge von 1800— 
1840, Stuttgart und Tübingen. v. Cotta. 1841. 


fönnen, wenn gleich fie als Wegweiſer für den Hiftorifchen Forfcher 
von jehr werthvollem Intereſſe find, in der hier in Anregung ge⸗ 
braten Richtung, ihrer blos repertoriichen Form wegen, in feinen 
Anſchlag gebracht werben. 


Herrn v. Kamp folgte hierauf im Jahre 1852 Herr Regier- 
ungsrath v. Rohrſcheidt mit der Herausgabe einer Sammlung 
der Staatd- Verträge des Königreichs Preußen in einem Bande uud 
dieſem biernächit in den Jahren 1855 bis 1859 Herr Dr. Neumann, 
Profeffor de3 Staatsrecht3 an der Univerfität zu Wien, mit einer 
gleihen Sammlung der Staats-Verträge des Kaiſerreichs Defterreich 
bis jeßt im fünf Bänden, 

Beide Werfe genojfen, wie 3. B. Profeffor Neumann in ver 
Vorrede zum erften Bande feiner Sammlung fehr rühmend und 
danfbar anerfennt, vor ihrer Herausgabe, reſp. bet ihrer Bearbei- 
tung nicht nur der thätigften Unterftügung der höchften Staatäbe- 
hörden durch direfte Mittheilungen aus den Regiftraturen und Archiven, 
jondern es wurde den beiden Herrn DVerfaffern auch nach ihrem 
Erjcheinen die lobendſte und zugleich lohnendſte Anerkennung höchſten 
und allerhöchften Ortes zu Theil, da die MWichtigfeit eines folchen 
Unternehmens nicht verfannt wurde, vielmehr man diefelbe gebührend 
„zu würbigen wußte, 


Außer jenen zwei repertorifchen Werfen des v. Aretin umd 
Oechſele erfchienen noch zwei derartige, nämlich: 
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1. H. A. van Dyk. Repertoire historique et chronologique 
des trait&s conclus par la Holland de depuis 1789 jusqu’ä 
nos jours. Utrecht 1845. 8 und 


2. De Vesque Papercu des trait&s conclus par l’Autriche à 
commencer de l’avenement de Marie-Therese jusqu’& nos 
jours. Vienne 1854. 


Diefe, fowie jene beiden früher gedachten Werfe v. Aretin 
und Decfele ungerechnet, befteben gegenwärtig 13 Sammlungen 
der Staatd- Berträge verjchiedener Staaten, von denen 11 diejelben 
ausführlich und in ihrem ganzen Umfange mittheilen. Bier davon 
gehören Dentichland, zwei Nordamerifa an; es jind dies folgende: 


1. Documents et traites publies dans les langues russe et 
francaise par le chancellerie imperiale & St. Petersbourg. 
1825. 2 vol. fol. 


td 


. D’Hauterive et de Cussy. Recueil des traites de com- 
merce et de navigation de la France avec les puissances 
etrangers depuis la paix de Westphalie etc. Paris 1333— 
1844. 10 Vol. 8. 


3. S. Flliot. American diplomatie code, embrasine the 
treatises and eonventions betwen the United-States and 
forieen powers from 1775 — 1554. Washinston 1834 — 
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tencias de mundo, desde principio da Monarchia Portu- 
gueza até anos dios. Vol. I— VIII, XIV— XV. Paris 
1845 — 1854. 8. 


. 6. N. v. Kamp. Die Handeld- und Schifffahrts-Verträge 


des Zollvereind. Braunfchweig. Vieweg. 1845. 8, 


. Vega, Desir& de la Garcia. Recueil des traites et conven- 


tions concernant le Royaume de Belgique. Bruxel 1850. 8. 


9. L. Hortslet. Collection of the treatises and conventions 


at present subsisting between Great -Britain and foreign 
powers relating te commerce and navigation. Vol. I-VII. 
London. 1851. 8. 


. F. W. v. Rohrſcheidt. Preußens Staatd-PVerträge. Berlin, 


Schneider. 1852. gr. 8. 


. 8.4. Stroderjahn. Schifffahrts-Handbuch. Eine Samm— 


lung der von Oldenburg abgeſchloſſenen Handeld- und Schiff— 
fahrt3-Berträge. Oldenburg. 1852. 8. 


. Publie Statutes at lange of the United States of America 


from the organisation of the Gouvernement in 1789 to 
March 1845. 10 vol. with a Synoptical Index to the 
Laws and Treatises prepared undes the direction of the 
Senate. Boston. 1852. gr. 8. Vol. VII and VIII embra- 
sing the Treatises between the United States and foreign 
nations. 


L. Neumann. Recueil des trait6s et conventions conclus 
par l’Autriche avec les puissances etrangeres depuis 1763 
jusqu’ä& nos jours. Leipsig. Brockhaus 1855— 1859. 5 vol. 
gr. 8. 


Diefe repräfentiren die Staaten Rußland, England, Frankreich, 
Spanien, Portugal, Belgien, Sardinien, die vereinigten Freiftaaten 
Nordamerikas, Preußen und Oefterreih und fpeciell in Bezug auf 
den Handel die Staaten des deutichen Zollvereind und Olvenburg. 
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Im Allgemeinen pflegt man ſolchen Sammlungen, die ohne 
irgend weitere Zuſätze, Gommentare ꝛc. 2c. ſich darauf befchränfen, 
lediglich den Wiederabdruck bereitd gedrudter Geſetze, Verordnungen 
u. ſ. w. zu liefern, nur einen jeher geringen Werth beizulegen, was 
auch gewifjermafjen richtig fein mag, wenn man eben nicht in Be- 
tracht zieht, daß ihr Juhalt, der jet ein möglicherweife nur wenig 
umfangreiched Ganzes bildet, ſich bis dahin vielleicht in etlichen 50 
oder 100 oder vielleicht noch mehr-Bänden zerftreut befunden hat, 
die vem Privatmann mitunter gar nicht, ja oft felbit dem Beamten 
nur ſchwer zugänglich find, und daß das Aufjuchen des einzelnen 
Gegenjtandes in denjelben häufig einen Zeitraum erfordert, der be— 
deutend Foftbarer iſt, als der Anſchaffungs-Preis jenes Sammel- 
werfes. 


Ganz anders jtellt jich das Verhältniß bei denjenigen Sammel- 
werfen, welde unter genauer Sichtung des obfoleten, antiquirten 
oder theilweife abgeänderten Stoffes, das in Geltung verbleibende 
Material in irgend ein dem praftiichen Gebrauch entiprechendes, und 
eine eben jo leichte ald rajcbe Leberficht darbietendes Syſtem einge- 
orduet barftellen. Hier tritt wirfliche Literariiche Thätigkeit ſchaffend 
ein umd bier wird ausreichende Sachkenntniß des zu bearbeitenden 
Gegenftanded erfordert, damit das Werf dem praftiihen Gebraud) 
genügend als eine gelungene Arbeit bezeichnet werden möge. 


Was nun in specie die Staats-Merträge, deren Sammlung 
und rejp. die Heraudgabe einer jolchen Sammlung anlangt, fo tritt 
allerdings auch hier das vorgedachte Verhältniß ein, daß folche zum 
bei weiten größten Theil wenigitens in den vorhandenen Geſetz-, 
Regierungd-, Amts-, oder ntelligenz-Blättern ꝛc. bereits veröffent- 
licht find. Faſt in jedem der deutſchen Staaten bejtehen derartige 
Gejeg- und Verordnungs-Sammlungen gemöhnlidy in mehrfacher 
Anzahl und mindeftens feit circa 60 Jahren, außer diefen demnächft 
noch ferner Amts-Blätter einzelner Dicafterien und gewöhnlich auch 
noch eine oder mehrere Privat-, reſp. halbamtliche General-Samm- 
lungen. In allen diefen umher zerjtreut befinden jich nun die Ver— 
träge und Uebereinfünfte, welche ein Staat mit anderen Regierungen 
getroffen hat, umd es kann ſich fogar ereignen, daß jelbit in dieſen 
hunderten von Bänden das gefammte Material noch nicht vollftändig 
vorhanden ift, jo daß man die Verorbnungs-Blätter oder Privat- 
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Sammlungen auswärtiger Staaten zu Hilfe nehmen muß, um se 
Fehlende zu ergänzen, 


Ob demnach mun eine foldhe partielle Sammlung aus jenem 
großen, gewaltigen, fo zu fagen Chaos von Verordnungs-Bänden, 
als ein überflüfliges Unternehmen erjcheinen dürfte, zumal wenn 
jonft der Gegenftand jelbit von Wichtigkeit ift, muß allerdings ber 
Beurtheilung des praftifchen Gefchäftsmannes überlaffen bleiben, 
dem es ein Zeit und oft auch Koften ſparendes Hilfsmittel darbieten 
joll; daß aber eben die Berträge eines Staated einen Gegenftand 
von der höchften Wichtigfeit bilden, ift bei den Werfen des Herrn 
v. Rohrſcheidt und Profeſſors Neumann allgemein und von den 
höchiten Landesftellen genügend anerfannt worden, jo wenig auch 
bisher dieſer Zweig der Staats -» Verwaltung von der Titerarifchen 
Thätigfeit direft in Anfpruch genommen und ausgebeutet worden ift. 


Man würde übrigens fehr irren, wenn man etwa von ber 
Anficht ausginge, daß diefe Staats-Verträge nur lediglich dazu ge- 
eignet wären, allein zur Kenntniß der höchſten Verwaltungsſtellen 
und der Diplomatie zu gelangen; dieſelben find vielmehr von jo 
umfangreicher und beventungsvoller Natur, daß fie faft feine Branche 
des gewerblichen Verkehrs und des bürgerlichen Lebens gänzlich un— 
berührt laffen, und daß ſelbſt Subaltern - Behörden häufig in den 
Fall fommen, auf fie revoeiren zu müſſen, wo ſie dann, bei der 
faft gewöhnlichen Unzulänglichfeit der ihnen zu Gebote ftehenden 
literarijchen Hilfsmittel, zır zeitraubenden Anfragen und Gorrejpon= 
denzen ihre Zuflucht zu nehmen gendthigt find. 


Nachdem nun mit zwei fo fchäßbaren und verdienjtvollen Wer— 
fen, wie die des Herrn v. Rohrſcheidt und Profeſſors Neumann 
ber Weg auf diefem in Deutſchland faft noch gar nicht bebauten 
Felde der Literatur eröffnet worden, fo glaube auch ich es wagen 
zu fünnen, dem vielfach wiederholt dringenden Zureden einiger bes 
freumdeter bayerifcher Beamten Folge zu geben und demmächft eine 
Sammlımg der Staat3-Merträge des Königreih8 Bayern zu veran— 
ftalten. 


Was nım diefe nachfolgende Sammlung anlangt, jo weicht die— 
jelbe von jenen Werfen meiner vorgedachten beiden Heren Vorgänger 
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auf dieſem Felde der literarifchen Thätigkeit in drei Hauptpunften 
ab, obſchon ich nicht beforge, fie werde darıım einen minderen Werth 
haben. 


In jenen beiden Sammlungen des Herrn v. Rohrfcheidt und 
Frofefford Neumann gehen nämlich die Verträge biß zur Mitte 
des vorigen Jahrhunderts hinab, fie befolgen von Anfang bis zu 
Ende eine rein chronologiſche Ordnung und finden fi alle Staats— 
Berträge aufgenommen, ohme Unterjchied, ob fie noch Geltung haben 
oder nicht. — In allen diefen drei Punkten habe ich mich veranlaßt 
gefunden, ein anderes Princip zu befolgen. 


Das Jahr 1806, welches das alte ehrwürdige deutſche Reich 
mit jeiner Wahlverfaffung und feinen Churwürden auflöste und 
Bayern in bie Reihe der Künigreiche einführte, begründete mit die- 
jem, nicht bloß leeren Titel für diefen Staat diejenige Epoche, wo 
für ihn eine erhöhte politiiche Bedeutſamkeit, eine unbefchränfte 
Selbitftändigfeit eintrat. Da aber jedes Werk zu feinem Beginn 
einen gewiflen Stügpunft haben muß, auf dem dann dad Gebäude 
gefichert bis zum Schlußftein in die Höhe geführt werden fann, fo 
glaube ich eben in jenem Jahre 1806 für meine Sammfung einen 
jolden gefunden zu haben und umfaßt daher dieje die Staatöverträge 
des Königreich8 Bayern. Allerdings vermochte ich mir nicht zu 
verhehlen, daß auch aus der Morzeit noch einige wichtige Staatd- 
Nerträge beitänden, allein deren Anzahl ift zu gering, um diejerhalb 
allein eine Rückausdehnung des gefammten Ganzen in die Vorzeit 
auf einen Zeitraum von 50 Jahren, oder noch mehr, eintreten 
zu Taffen. | 


Zum andern habe ich e3 für den praftifchen Gebrand geeigneter 
gefunden, von ber rein chronologifchen Orbnung der Verträge abzu— 
gehen und es vorgezogen, die ganze Sammlımg, in gewiſſer Ueber- 
einftimmung mit den beitehenden Staatd - Verwaltungs = Normen zu 
joftematifiren umd die verjchiedenen Verträge in Abtheilungen, veip. 
Abichnitte einzuordnen, jo daß es Jedem fehr Teicht werden muß, 
in der Folgezeit fpätere Verträge innerhalb dieſes Syſtems paffen- 
den Ortes einzureihen, da jeder Abjchnitt feine eigene Numerfolge 
bat. Berührt ein Vertrag mehrere Abtheilungen, refp. Abichnitte, 
jo befindet er ſich dort eingereiht, wohin er den Hauptbezug hat, 
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und ift in den andern Orten dorthin (conf. Abthl., Abichn., Nro., 
Art. oder $.) verwieſen. 


Endlich habe ich aber, um den Umfang des Werfes nicht ganz 
nutzlos zu vergrößern, da das Objolete ein faft gleich großes Material 
geliefert haben möchte, ald das noch beftehende, alle diejenigen Ver— 
träge bimweggelaffen, die entweder nur von rein ephemärer Bedeut- 
jamfeit waren, oder deren Geltung bereits, ſei es durch eigenen 
Ablauf, oder Kündigung oder irgend wie fonft, fo völlig erlojchen 
ift, daß in feinem Falle eim Rekurs auf fie noch irgend etwa bei 
einer Gelegenheit in Ausficht ſtände. Dahin gehören 3.8. die -alten 
Gartel-, Transport-, Bagabonden= ꝛc. Gonventionen, die Schulden 
Regulirumgs-Berträge in Folge des Reichs-Deputationsſchluſſes von 
1805, oder über bie in Gemäßheit der Rheiniſchen Bundes-Aete 
jäeularifirten geiftlichen Ritter» Orden und Stifte, ſowie die ver- 
ſchiedenen Alliance» Kriegd- und Militär-Verpflegungd-Berträge aus 
der Periode von 1806 bi8 1815. Für den bijtorifchen Forſcher mag 
ihre Kenntniß allerdings noch von Intereſſe und Wichtigkeit jein, für 
diefe Sammlung habe ich jedoch ihre Aufnahme für überflüßig er> 
achtet. — Eine alleinige Ausnahme findet jedoch in Bezug des letzteren 
Bunftes bei der Abtheilung II, „Landeshoheits-, Territorial- und 
Grenz Berträge” ftatt, wo jeder nur zugängliche Vertrag zur Auf- 
nahme gelangt ift, ſelbſt wenn.er nicht mehr in Kraft befteht, da nur 
zu häufig Fälle vorfommen, wo auf folche, ſelbſt längſt antiquirte 
und ſogar durch ſpäter nachfolgende, wieder aufgehobene Verträge, 
zu irgend einer Beweisführung über die Gültigkeit oder die recht— 
liche Begründung alter Privat-Verträge zurückgegangen wird. 


Dahingegen habe ich mich veranlaßt gefunden, einige Gejege, 
fönigliche Verordnungen und Minifterial-Erlaffe, die in ganz unmit— 
telbarer und faft untrennbarer Verbindung mit jenen Staatd-Ber- 
trägen ftehen, oder allein ihre richtige Anwendung und Auffaſſung 
möglich machen, mit zur Aufnahme zu ziehen. 


Hiernach glaube ish, dem von mir angeftrebten Ziele ein zum 
praftiichen Gebrauche möglichit überfichtlih geordnete Handbuch, 
jowie für die Kunde des erternen Staatsrechts möglichſt vollitän- 
diges Compendium aller Staats-Verträge des Königreichs Bayern 
zu liefern, nach Kräften gemügt zu haben. 
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Dieſe Sammlung ſondert ſich in zwei Theile und zwar um— 
faßt der erſte Theil die Staats-Verträge in Bezug auf Juſtiz-, 
VPolizei⸗, Adminiſtrations-, Landeshoheits⸗, Territorial- und Grenz⸗; 
Bundes-, Kirchen⸗, Militär-, Preß-, wie Nachdrucks-; Flußſchiff— 
fahrts⸗, Voſt⸗, Eiſenbahn⸗, Telegraphen- und Münz-Angelegenheiten; 
der zweite Theil dagegen die Staats-Verträge in Angelegenheiten 
des Zollvereins, des Handels- und der Schifffahrt und des Gewerbe— 
weſens. 


Jedem Theile iſt außer dem ſyſtematiſchen Inhalts-Verzeichniß 
ein chronologiſches uud ein nach Ländern geordnetes Regiſter bei— 
gegeben. 


An zu diefer Sammlung benugten Quellen find namentlich zu 
bemerfen: 


. Gefeßblatt für das Königreich Bapyern von 1806—1858. 
. Regierungs- und Yntelligenzblatt desgl. von 18061825. 
. Regierungsblatt desgl. 1826— 1859. 

. Amtsblatt für die Pfalz. 

. Spntelligenzblatt für ven Iſarkreis. 

.Intelligenzblatt für Oberfranfen. 

. Kreis-Amtsblatt für Mittelfvanfen. 

. Kreis-Amtsblatt für Unterfranfen. 

. Kreis-Amtsblatt für Oberbayern. 

. Kreis-Amtsblatt für Niederbayern. . 

. Kreis-Amtsblatt der Dberpfalz und für Regensburg. 

. Mayhers Generalien- Sammlung vom Jahre 1784—1788. 


. Dillinger Sammlung von Verordnungen Bd. I-XX und Fort- 
jegung von Strauß Bo. XXI—XXXU over N, F. Bd. I—XI. 


14. Zeitjchrift für Gefeßgebung und Nechtspflege im Königreich Bayern 
Br. IV. 

15. v. Aretin. Chronologifches Verzeichniß der bayeriſchen Staats— 
Verträge. 

16. v. Kod-Sternfeld. Gefchichte von Berchtesgaden. 

17. v. Martens Recueil des principaux traitöes avec les Supple- 
ments par Saalfeld et Murhard. 


18. Martens. Mannel diplomatique. 


— 


— 
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19. 


20. 
21. 
22. 
23. 
24. 


25. 
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v. Meyer Corpus juris confoed. germ. Franffurt 1822 und pritte 
Auflage. 1858. 


Klüber Staatsarchiv des deutſchen Bundes. 

Winkopp, der rheinifche Bund. 

Paul Defterreih. Archiv des rheinifchen Bundes. 

Neumann Recueil des trait&s conclus par l’Autriche Tom. IV 


Sammlung der in dem General- Gouvernement des Mittelrheing 
erlaffenen Verorbnungen vom Jahre 1819. 
Le Moniteur universel an. 1806. 


XV 


General-Heberfidht. 


ErRO 


Die Staat3:Berträge des Königreichs Bayern 


in Bezug auf 


Juſtiz-⸗, Polizei-, Adminiſtrations-, Landeshoheit3-, Territorial- 
und Grenz, Bunded-, Kirchen-, Militär-, Preß- und Nachdrucks-, 
Fluß-Schifffahrts-, Poft-, Eijenbahn-, Telegraphen- und Miünz- 


Angelegenheiten. 


Abtheilung. I. Staats-Verträge in Zuftize Polizei- und Apminiftrations- 


Abſchnitt I. 
J ” I. 
" IH. 
" IV 
" V. 
„ VI 
„» VI. 
„ VII. 
" IX. 
" x 
"r XI. 
"r XI. 
"» XII. 
" XIV. 
n XV. 


Abtheilung II. 


Abtheilung III. 


Sachen. 


Jurisdictions-Verträge im Allgemeinen. 
Jurisdictions⸗Verträge in Bezug auf Verlaffenfchaften. 
Yurisdictions- Berträge in Bezug auf Armenrecht in 
Prozeß⸗Sachen. | 
Yurisdictions-Verträge in Bezug auf Gerichtsfoften. 
Furisdictions-Verträge in Bezug auf Concursweſen. 
Berträge in Bezug auf Verbrecher - Transport, Verfol- 
gung und gerichtliche Nacheile. 

Derträge in Bezug auf Auslieferung von Verbrechern. 
Berträge in Bezug auf Uebernahme von Ausgewiefenen. 
Derträge in Bezug auf Verpflegung und Beerbigung 
von Staatsangehörigen. 

Derträge in Bezug auf Ausfertigung von Tauf-, Trau- 
und Tobesfcheinen. 

Berträge zur Verhütung und Beſtrafung der Forftfrevel 
in ben Grenzwaldungen. 
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Druck und Verlag von Fr. Puftet in Regensburg. 
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Während ſeit einer langen Reihe von Jahren faft in allen deut— 
ihen Staaten Sammlungen ber Gejege und Verordnungen über alle 
nur möglichen Materien des Rechts und der Verwaltung veranftaltet 
wurden, blieben in diefer Hinficht die Werhältniffe derſelben andern 
Staaten gegenüber faft ganz unberüdjichtigt, obgleich gerade bie 
Beziehungen ber einzelnen Staaten zum Auslande und die mit die— 
jem gefchloffenen Verträge oft die wichtigften Momente im Staaten- 
leben bilden; jo daß Martens’ Necucil und deſſen Bortfegungen 
von Saalfeld und Murhard das einzige Werf blieb, aus welchem 
man über die auswärtigen Angelegenheiten der verjchiedenen Staa- 
ten Ausfunft zu erhalten vermochte. Endlich gab Herr Regierungs- 
Rath v. Rohrſcheidt (in Berlin bei Schneider) eine Sammlung 
ber Staatd = Verträge ded Königreichs Preußen heraus, welcher 
Dr. Neumann, Profeffor des Staatsrechts an der Univerſität zu 
Wien in den Jahren 185617 (Reipzig bei Brockhaus) mit einer 
Sammlung der Staatd-Berträge des Kaiſerreichs Defterreich folgte, 
die jedoch nur bis zum Jahre 1849 geht. 

Died gab mir Beranlaffung eine ähnliche Sammlung der Staatö- 
Verträge des Königreich Bayern zu veranftalten, zu deren Ginführ- 
ung ich ‚veranlaßt bin, bei Ausgabe ver eriten Lieferung, mich in 
furzen Worten über den dabei befolgten Plan auszufprechen. 

Jene beiden früheren Sammlungen des Herrn v. Rohrſcheidt 
und Profeffors Neumann gehen bis zur Mitte des vorigen Jahr— 
hunderts hinab, befolgen vom Anfang bis zum Ende eine rein chrono- 
logifehe Ordnung ımd haben alle Staatd- Verträge aufgenonimen, 
ohne Unterjchied, ob fie noch Geltung haben oder nicht. 

In allen diefen drei Stücen weicht meine Sammlung von jenen 
ab, ohne darum glaube ich einen minderen Werth zu haben. 

Der Preßburger-Friede resp. der Anfang des jahres 1806 be- 
gründet für Bayern diejenige Epoche, wo feine erhöhte politifche 


Bedeutfamfeit, die es zur dritten Macht Deutfchlands erhoben hat, 
beginnt; auf diefen Moment, wo Bayern ein Königreich wurde, ftüßt 
fich meine Sammlung, und geht bis zum Schluße des Jahres 1858. 

Demnächſt habe ich e8, als für den praftiichen Gebrauch geeig- 
neter, vorgezogen, die ganze Sammlung zu fuftematifiren und die ver- 
ſchiedenen Verträge in Abtheilungen und Abjchnitte einzuordnen, im 
dieſen letzteren jelbft aber chronologiſch aufeinander Folgen zu Laffen, 
jo daß es Jedem ſehr leicht wird, fpätere Verträge paffenden Ortes 
einzureihen, ohne daß dadurch irgend eine Störung des Ganzen ein- 
treten kann. Berührt ein Vertrag mehrere Branchen, jo findet er 
fich dort eingereiht, wohin er den Haupt-Bezug hat, in den andern 
wird aber auf ihn verwiefen. 

Endlich aber habe ich, um den Umfang des Werfes nicht unnütz 
zu vergrößern, alle diejenigen Verträge hinweggelaffen, die entweder 
nur von ephemärer Bedeutjamfeit waren, oder deren Geltung bereits 
jo völlig erlofchen ift, da in feinem Falle ein Rekurs auf fie noch 
irgend etwa bei einer Gelegenheit in Ausficht ftünde; jo daß die 
gegenwärtige Sammlung ein vollftändiges ſyſtematiſch georbnetes 
Ganze alles Deffen bildet, wa8 mit Schluß des Jahres 1858 wirf- 
lih nody in Kraft beftand, 

Hierbei wurde jedoch in Bezug auf Abtheil. IL. Landes-Hoheits-, 
Territorial- und Grenz-Verträge eine Ausnahme gemacht und alle 
biefen Gegenftand berührenden Verträge zur Aufnahme gebracht, 
. weil in Erbichafts- und Heimaths-Verhältniſſen noch oft auf jene 
zurücgegangen wird. 

Die Zoll-Bereind- und Handel3-Verträge werden fpäter in 
einer bejondern Sammlung folgen. 


München März 1859. 


Dr. ©, M. Kletke. 


J. Abſchnitt. 
Jurisdictions - Derträge im Allgemeinen. 


SRUXO 


1. Königlidy Allerhöchfte Verordnung vom 9. October 1807, die 
Gerichtöbarfeit fremder Staaten betreffend. 


Marimilian Joſeph 
von Gottes Gnaden König von Bayern ꝛc. ıc. 


ei allgemeinen Betrachtungen ver Geſetze fremder Staaten in Betreff 
des Gerichtsftandes, und bei einzelnen Fällen, wo die Rechte des Gerichts: 
ſtandes Unferer Unterthanen angegriffen waren, haben Wir erwogen, daß 
fein Staat berechtigt fei, feine richterliche Gewalt über die Grenzen feines 
Gebiets zu erjtreden, oder wenn e8 nicht in beſondern Verträgen zuge- 
itanden ift, zu fordern, daß ein von feinen Gerichtsjtellen ausgefprochenes 
Urtheil an den in dem Gebiete eines anderen Staates befindlichen Per- 
fonen over Gütern von den Behörden dieſes fremden Staates vollzogen 
werde, und Wir wollen, daß diefe völferrechtlichen Grundfäge von Unſe— 
ren Gerichtsftellen gegen alle fremben Staaten und ihre Gerichtsitellen, 
in jo ferne nicht mit benjelben durch befondere Verträge oder Leberein- 
funft der Staaten in Specialfällen ein Anderes bevungen wäre, genau 
beobachtet werden follen. Unſere fämmtlichen Gerichtsftelflen und alle 
fonftigen Behörden Unſeres Reiches haben fohin in vorfommenven Fällen 
ihr Verfahren darnach zu bemejjen, und alle font Betheiligten fich bar- 
nach zu achten. 

München den 9. October 1807. 
Marimilian Joſeyh. 
Reg.“Bl. f. d. Könige. Bayern f. d. 3. 1807. St. XLV. ©. 1609. 


2. Königlih Allerhöchfte Verordnung vom 2. Juni 1811, die Voll— 
ſtreckung fremdrichterlicher Erkenntniſſe betreffend. 
Marimilian Jofeph :c. 

Da fi über bie Anwendung Unferer Berorbnung vom 9. October 
1807, die Bollftredung fremdrichterlicher Erfenntniffe betreffend, verfchie- 
dene Anfragen und Anſtände ergeben haben, jo haben Wir eine nähere 
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Beftimmung derſelben für nothwendig erachtet, und erklären daher nach 
Vernehmung Unferes Geheimen-Raths, wie folgt: 

8. 1. Oben erwähnte Verordnung vom 9. Detober befchränkt fich 
blos auf diejenigen Fälle, wo von einem nad) jtaatsrechtlichen Grundfägen 
incompetenten auswärtigen Gerichte wider einen biesfeitigen Unterthan 
erfannt worden ift; erſtreckt fich daher nicht auf den Fall, wenn bei dem 
Gerichte des auswärtigen Staates entweder der allgemeine Gerichtsjtand 
des Wohnortes, oder einer der bejonderen Gerichtsftände der gelegenen 
Sache, des Arrejtes, ver Contracts oder der geführten Verwaltung begrün- 
bet war. 

$. 2. Der Bollftredung eines fremdrichterlichen Erfenntniffes an 
die in Bayern befindlichen Güter des Sachfälligen kann jedoch nur unter 
der VBorausfegung ftattgegeben werben, wenn 
1) durch gerichtliche Zeugnifje dargethan ift, daß in dem auswärtigen 

Staate ſelbſt, von deſſen Gerichten erkannt worden, feine tauglichen 
oder hinreichenden Vollftrefungsmittel vorhanden feien, und wenn fich 


2) feine viesfeitigen Unterthanen mit Forderungen gemeldet haben, rück— 
fichtlich welcher ihnen an ven zur Vollſtreckung des frembrichterlichen 
Erfenntnifjes angewiefenen Sachen ein gleiches oder vorzügliches Recht 
gejeglich zuſteht. 

8.3. Soll die Hülfsvollſtreckung an ver Subſtanz unbeweglicher 
Güter gejchehen, fo ift zuvörderſt der Inhalt des frembrichterlichen Er— 
fenntnijfes nebjt Anzeige der Güter, auf welche die Hülfsvollſtreckung nach- 
gefucht worden ift, öffentlich befannt zu machen. Auch find alle diesſei— 
tigen Unterthanen, welche etwa aus dem Grunde einer Hypothek oder 
anderem Titel ein gleiches oder vorzügliches Recht am jenen Gütern zu 
haben vermeinen, innerhalb eines bejtimmten präckufiven Termins aufzus 
fordern, bei dem einfchlägigen Untergerichte ihre Forderungen geltend zu 
machen. 

$. 4. Das Gefuh um Vollſtreckung eines fremdrichterlichen Erfennt- 
niffes ijt unter Beilegung des Urtheils im Original oder beglaubigter 
Abjchrift, bei vem Appellationsgerichte des Kreiſes einzubringen, innerhalb 
welches die Erecution gefchehen fol. Dieſe Gerichtsftelle hat nach ge- 
fhöpfter Ueberzeugung, daß dasſelbe nach ven Beitimmungen des $. 1. 
von einem zuftändigen Gerichte erfannt worven fei, und bie Rechtskraft 
befchritten habe, wie auch nach Beobachtung ver $. 2. und 3. enthaltenen 
Vorſchriften, dem betreffenden Untergerichte ven Auftrag zur Hülfsvoll- 
ftredung zu ertheilen. 

$. 5. Der bei einem auswärtigen Gerichtsjtande begründete allge— 
meine Gerichtsitand des Concurſes erftrect fich nicht auf die im Inlande 
liegenden Güter des Schulpners oder die bei inländifchen Gerichten an- 
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bängigen Prozeffe, fo weit nicht durch beſondere Uebereinkunft ein Ande— 
res bejtimmt ift. | 

Alfe Unſere Gerichts- umd andere Behörden haben fich nach biefer 
Unferer Verordnung zu achten, wobei fich übrigens von felbft verfteht, 
daß die Vollſtreckung fremprichterlicher Erfenntniffe nur alsdann und nur 
m jo ferne jtattgegeben werben könne, als von auswärtigen Staaten 
Jeiche Grumnpfäge rücfichtlih der Erfenntniffe Unferer Gerichtsftelfen be- 
ebanhtet werden. Doch find Unſere Gerichtstellen nicht eigenmächtig, fon- 
dern nur nach Unferer ausprüclichen Genehmigung, eine Retorfion geltend 
ju machen, berechtigt. 

Mäünchen ven 2. Juni 1811. 

Marimilian Joſeph. 
Reg.-Bl. f. d. Königreih Bayern f. d. 3. 1811, St. XXXVII. ©. 74. 





3. Verordnung vom 1. Auguft 1810. Vollftrefung der Erfenntniffe 
zwiſchen Würzburg und Baden. 


Zwiſchen Würzburg und Baden wurde das alte Herfommen beibe- 
halten, Kraft deſſen jedes in dem einen Staate ergangene, mit der nöthi- 
gen Beurkundung der Rechtskraft vorgelegte und Feine Hintanfegung aus- 
länpifcher Perfonen vor inländischen ausfprechende Urtheil ohne weitere 
Umtriebe auch in dem andern beider Staaten vollziehbar, und Feine be- 
fondere richterliche Vollziehungsbefehle für vesfelben orpnungsmäßige Voll 
ftrefung auf Güter des andern Staates zu verlangen find. 

Würzb Reg.Bl 1810 S. 32 fi. $. 18. 


4. Jurisdictions-Vertrag zwifchen den Königreichen Bayern und 
Württemberg vom 7. Mai 1821. 


Nach dem zwiichen ver Krone Bayern und Württemberg zur Beför— 
derung der Yuftiz- Pflege in ven beiverfeitigen Staaten über Feititellung 
der gegenfeitigen Gerichtsverhältniffe Unterhandlungen gepflogen worden ; 
io find von beiven contrahivenden Souverainen zu wirklicher Abjchliegung 
eines Vertrages über dieſen Gegenftand als Bevollmächtigte ernannt 
worden 

von Seite der Krone Bayern: 

Der Miniſterial-Rath Joſeph Anton von Belli de Pino, 
Ritter des Königl. Bayer. Ciyil-Verdienſt-Ordens und des Großherzog— 
lich Heſſiſchen Haus⸗Ordens; 

von Seite der Krone Württemberg: 

Der geheime Legations-Rath Chriſtian Ludwig Bilfinger, 

Ritter des Königl. Württembergiſchen Civil-Verdienſt-Ordens, 


welche nach Auswechjelung ihrer beiverfeitigen VBollmachten folgenven 
Yu i8dictions - Vertrag unter Vorbehalt der Allerhöchſten Ratificationen 
abgeichloffen haben. 

8. 1. Beide contrahirende Staaten verfichern fich gegenfeitiger Rechts— 
hülfe, ſowohl in bürgerlichen als peinlichen Sachen, in foweit nicht hier— 
über im gegenwärtigen Vertrage befondere Einfchränfungen enthalten find. 

F. 2, Jeder von ven beiden contrahirenden Staaten erfennt in fei- 
nem Gebiete die Rechtskraft und Vollſtreckbarkeit ver richterlichen Erfennt- 
niffe des andern Staates, in foferne folche Urtheile von einem nach ben 
näheren Beftimmungen des gegenwärtigen Staatsvertrages beiverfeits als 
competent anerkannten Gerichte ausgegangen find. 


$. 3. Ein von einem zuftändigen Gerichte erlaffenes rechtsfräftiges 
Erfenntniß begründet vor den Gerichten des andern Staates die Einrede 
des rechtsfräftigen Urtheils (exceptio rei judicatae) mit denſelben Wirf- 
ungen, al® wenn das Urtheil von einem Gerichte desjenigen Staates, in 
welchem folche Einrede geltend gemacht wird, geſprochen worben wäre, 
vesgleichen werden ſolche Erfenntniffe an den in dem andern Staate ge- 
legenen Gütern des Eachfälligen unweigerlich volljtredt, wenn 
1) durch gerichtliche Zeugniffe vargethan ift, daß in dem auswärtigen 
Staate jelbjt, von vefjen Gerichten erfannt worden, feine, auch der 
Zeit und ven übrigen Verhältniffen nach gleich bereite und hinreichenve 
Vollſtreckungs-Mittel vorhanden feien, und 

2) feine eigenen Unterthanen mit Forderungen fich gemeldet hätten, rück— 
jichtlich welcher ihnen an den zur Volljtrefung des fremdrichterlichen 
Erfenntniffes angewiefenen Sachen ein vorzügliches oder gleiches Recht 
zuſteht. 

Soll daher die Hülfsvollſtreckung an der Subſtanz unbeweglicher 
Güter geſchehen, ſo iſt zuvörderſt der Inhalt des fremdrichterlichen Er— 
kenntniſſes nebſt Anzeige der Güter, auf welche die Hülfs-Vollſtreckung 
nachgejucht worden iſt, öffentlich befannt zu machen, und find alle Unter: 
thanen dieſes Staates, welche etwa aus dem Grunde einer Hypothek over 
“anderer Titel ein vorzügliches oder gleiches echt am jenen Gütern zu 
haben meinen, unter Anberaumung eines bejtimmten Präkluſiv-Termins 
aufzufordern, bei dem einfchlägigen Gerichte erfter Inſtanz ihre Forder— 
ungen geltend zu machen. 

8.4. Keinem Unterthan ift es erlaubt, fich durch freiwillige Per- 
ception ver Gerichtsbarfeit des andern Staates, dem er als Unterthan 
und Staatsbürger nicht angehört, zu unterwerfen. 

Keine Gerichtsbehörve iſt befugt der Requifition eines auf diefe Weife 
gefegwidrig provozirten Gerichts in Stellung des Pellagten, oder Volf- 
jtredung des Erfenntniffes ftatt zu geben. Jedes von einem folchen Gericht 
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ausgefprochene Erkenntniß wird in dem einen, fo wie in dem andern Staate 
als ungültig betrachtet. 

8. 5. Beide contrahirende Staaten erkennen —— den Grund⸗ 
ſatz, daß der Kläger dem Gerichtsſtande des Beklagten zu folgen habe. 
Es wird daher das Urtheil des fremden Gerichts nicht nur ſofern es den 
Bellagten, ſondern auch ſoferne es den Kläger, z. B. rückſichtlich ver Er— 
ſiattung der Gerichtskoſten u. dgl. betrifft, in dem anderen Staate als 
rechtsgiltig anerkannt und vollzogen. 

$. 6. Die Wiverflage (Reconventio) begründet die Gerichtsbarkeit 
des über die Vorklage zuftändigen Richters, jedoch nur unter der Vor- 
ausſetzung des rechtlichen Zufammenhanges (Connerität) die Wiverflage mit 
der Borflage. 

8. 7. Die Provofationg - Klagen (ex lege diffamari over ex lege si 
eontendat) werben erhoben vor dem perfönlich zuftändigen Gerichte bes 
Provofanten, oder da, wohin die Klage in der Hauptfache felbjt gehörig 
ift; e8 wird daher die von biefem Gerichte, befonders im Falle des Unge— 
borfams ausgefprochene Eentenz von der Obrigkeit des Provofanten als 
rechtskräftig und vollitredbar anerkannt. 

8. 8. Beide Staaten erfennen den Gerichtsftand des Wohnſitzes 
(Domicils) dergeftalt an, daß bei perfönlichen Klagſachen, welche feinen 
befonderen Gerichtsjtand (foram speciale) begründen, der Unterthan des 
einen Staates von dem Unterthanen des andern nur vor dem Richter fei- 
nes Wohnfiges belangt werden darf, und das von diefem Richter ausge: 
fprochene rechtsfräftige Erfenntniß wird aushülfsweile an den in dem 
andern Staate fich befindenden Gütern des Sachfälligen vollzogen. 

Jedoch fünnen diejenigen, welche, ohne Staatsbürger zu fein, in dem 
einen oder in bem andern Staate eine abgejonderte Handlung, Fabrif, 
oder anderes vergleichen Etablifjement befigen, wegen perfönlicher Ver— 
bindlichkeit, welche fie in Anfehung jolher Etablifjements eingegangen 
haben, ſowohl von ven Gerichten des Landes, wo die Gewerbs - Anjtalten 
fich befinden, als vor dem Gerichtsjtande des Domicild nach den Regeln 
der Brovofation auch außer dem Falle des Concurſes belangt werden. 

Auch können die Unterthanen des einen Staates, welche in dem ans 
dern begütert find, von dem Fiscus ſowohl als von ven Unterthanen die— 
ſes Staates nicht nur in Real- ſondern auch in Perfonal-Klagfachen vor 
den Gerichten vesjelben, wo nämlich die Güter fich befinden, belangt wer- 
den, jedoch nur in fo weit, als diefe Güter einen zureichenden Executions— 
Gegenftand barbieten, over dafür angenommen werden wollen. Bei Aus- 
wanderungen bat der Auswanvernde noch ein Jahr lang nach feiner 
Auswanderung vor den Gerichten des Staates, welchen er verlafjen, wegen 
der Anfprüche, welche vor ber Auswanderung gegen ihn erwachſen find, 
zu Recht zu ftehen. 


8. 9. Erben, die wegen einer Handlung des Erblaffere mit einer 
perjönlihen Klage zu belangen find, werden nicht vor dem Gerichtäftande 
des Erblaffers, ſondern vor ihrem eigenen belangt, fofern nicht bereits 
mit dem Erblaffer jelbjt vie Streitsbefeftigung geſchehen ift. 

F. 10. Wenn der Unterthan des einen Staates, wo er feinen 
Wohnfig hat, in dem andern begütert ift, und in Concurs geräth, jo wird 
von beiden Staaten das Gericht des Wohnfites des Schuldners ale all- 
gemeines Gant-Gericht, jedoch mit der Einfchränfung anerfannt, daß für 
die Concurfe des in beiden Staaten begüterten hohen und ritterfchaftlichen 
Adels nach Beichaffenheit ver individuellen Umſtände, mittelft wechfelfei- 
tiger’ Communifation der allgemeine Gerichtsftand durch ein beſonderes 
auf den einzelnen Fall fich bejchränfendes Einverftändnig wird regulirt 
werden, 

Sollte ein Einverftändniß nicht zu Stande fommen, fo finden in 
folhem Falle Partifular-Concurfe Statt. 

Außer diefem wird einem Partifular-Concurfe nur in folgenden zwei 
Fällen Statt gegeben: 

1) zu Gunften der Erbfchafts-Gläubiger, welche in Anſehung der Erb: 
ichaft das ihnen zuftehende außerorventliche Separations-Recht geltend 
machen ; 

2) wenn ver Gemeinpfchulpner in dem einen ober andern Staate eine 
abgejonverte Handlung, Fabrik oder anderes vergleichen Etabliffement 
befitt, weshalb zum Vortheile derjenigen Gläubiger, welche in Anſeh— 
ung folder Etabliffements venfelben beſonders frebitirt haben, ein 
Particular⸗Coneurs eröffnet werben darf. 

8. 11. Alle Forderungen, fie feien auf ein bingliches oder perfön- 
liches Recht gegründet, find allein bei dem allgemeinen Gantgericht einzu— 
Hagen und das außerhalb Landes befinvliche Vermögen des Gemeinſchuld— 
ners wird nach vorgängiger Veräußerung der Grundftüde und Effecten 
durch den Richter ver gelegenen Sache und nach vorgängiger Mittheilung 
des Lofations-Urtheil® an viefen dem Gantgerichte abgeliefert. 


$. 12. Dagegen zieht ver allgemeine Gerichtsftand bie bereits an= ' 
hängigen NRechts- Sachen nur rücfichtlich der Yofation an fih, fo, daß 
dergleichen Forderungen zwar vor dem Gantgerichte bei Strafe der Aus— 
ſchließung anzugeben find, und in das Yofations-Erfenntnig am gehörigen 
Orte eingereiht werben, die Hauptliquidation der Forderung aber ver 
dem Gerichte, wo fie angefangen, bis zum Schluſſe fortgefett wird, wo— 
bei dem Gläubiger oder Contradiktor unbenommen ift, zu interveniren. - 
Iſt der Streit über die befonders verhandelte Forderung zur Zeit der 
Abfaffung des Gant-Urtheil noch nicht beendigt, fo wird biefelbe in die— 
ſem eventuell locirt. 
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$. 13. NRüdkfichtlich ver Rangordnung ver Gläubiger entfcheiven bie 
an dem Orte des Gantgerichts geltenden Geſetze ohne irgend einen Unter- 
ibied zwifchen in- und ausländischen Gläubigern. Was jeboch die auf 
unbeweglichen Gütern haftenden Hppothefen-Forverungen betrifft, jo wer: 
ven ſolche nach den Gefegen des Gerichtsjtandes der gelegenen Sache beur- 
teilt. Dasfelbe gilt von den jure separationis kommenden Anfprüchen 

af im Befige des Gemein- Schuloners befinpliche unbewegliche Grund— 
Hide — wohin auch die Ewiggeld- Renten in München gehören — fo 
wie binfichtlich der Nothwendigkeit, folche Anfprüche bei dem Concurs- 
Gerihte anzumelden. 

$. 14. Alle Real-Klagen und actiones mixtae, fie mögen eine be- 
wglihe oder unbewegliche Sache betreffen, vesgleichen alle poſſeſſoriſchen 
Rechtsmittel, wie auch die actiones in rem scriptae werben vor bem 
Gerichte erhoben, im deſſen Bezirk fich die Sache befindet, welche den 
Öegenjtand der Klage ausmacht, vorbehaltlich veffen, was auf ven Full 
eines Concurfes $. 11. und 12. beftimmt ift. 

Das von dem Gerichte ver gelegenen Sache gejprochene rechtsfräf- 
tige Erfenntnifß wird von dem Richter des Wohnfites des Beklagten nach 
len Theilen anerkannt, und an den in dem Wohnorte befindlichen Gütern 
in fo weit vollſtreckt, al8 die in dem andern Staate gelegenen Güter des 
Sachfälligen unzureichend find. 

$. 15. Erbichaftsflagen werden nicht im Wohnorte des Erben, jon- 
dern da, wo ſich die Erbfchaft befinvet, erhoben, und zwar vergeitalt, daß, 
wenn die Erbichaftsftüche zum Theil in dem andern Gebiete der contra- 
direnden Staaten fich befinden, der Kläger feine Klage zu theilen ver- 
bunden ift, ohne Rückſicht, wo der größte Theil der Erbichaftsfachen fich 
befinden mag. 

Doc werden alle beweglichen Erbſchaftsſtücke angefehen, als befänven 
fe fih an dem Wohnorte des Erblaffers. 

Altiv- Forderungen werven ohne Unterſchied, ob fie mit Hypothek 
verfehen jind oder nicht,” ven beweglichen Sachen gleichgezählt, jedoch mit 
Ausnahme der in München beftehenven fogenannten Ewiggelver, als welche 
en Immobilien gleich geachtet werden. 

$. 16. Der Gerichtsitand des Arreftes wird in beiden Staaten 
erkannt, und daher das Urtheil des Arrejt-Richters, fo weit die arre— 
Nirte Sache nicht zureicht, von der Obrigkeit des Wohnortes vollzogen. 
Rdoch darf der Arreft nur alsvann, wenn eine wirkliche Gefahr, bie 
Forberung zu verlieren, eintritt, erfannt werben. 

Sobald auch der Richter des Arrefts von dem ausländifchen Richter 
 MWohnorts beurkundete Nachricht erhält, daß über ven Schuldner be- 
"it entweder bie formelle Gant erkannt worden, oder fich derſelbe wenig: 
"ns im Stande des materiellen Concurfes befinde, ver die Eröffnung 
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des formellen unvermeidlich macht, jo wird ver Arreft aufgehoben und vie 
Forderung des den Arreſt Impetrirenden an das Gant-Gericht verwiefen. 

8. 17. Der Gerichtsftand des Contraftes findet nur dann feine 
Anwendung, wenn fich der Contrahent zur Zeit ver Yabung in bem Ge— 
richts-Bezirke anweſend befindet, in welchem ver Contraft gejchlofjen 
worden ift. Diefes ift befonders auf die auf öffentlichen Märkten geſchloſ- 
jenen Contrafte und auf den Bichhandel anwendbar. 

$. 18, Die Klaufel in einer Wechjel- Verfchreibung, wodurch fich 
der Schuloner der Gerichtsbarkeit eines jeden Wechfelgerichts, in deſſen 
Gerichtszwang er zur Verfalfzeit anzutreffen jei, unterworfen hat, wird von 
beiden Staaten als gültig, und das hiernach eintretende Gericht für zu- 
ftändig, mithin deſſen Erfenntniß für vollſtreckbar anerkannt. 

8. 19. Den Gerichtsftand ver geführten Verwaltung hat der Aus- 
länder, ver fie führt, da anzuerkennen, wo entweder die bevormundete 
Perſon ihren Wohnfig hat, oder die verwalteten Güter liegen, der Ber: 
walter mag nun zur Zeit der Verwaltung in eben dem Staate gewohnt 
oder diefelbe in feinem auswärtigen Wohnfige geführt haben. 

8, 20. Jede ächte Intervention, die nicht eine befonvers zu behan- 
delnde Rechtsfache in einen ſchon anhängigen Prozeß einmijcht, fie fei 
principiell oder accefforifch, betreffe ven Kläger oder ven Bellagten, jei 
nach vorgängiger Streit-VBerfündigung (litis denunciatio) gejchehen, over 
ohne diefelbe, begründet gegen den ausländischen Intervenienten vie Ge- 
richtsbarfeit des Staates, in welchem ver Haupt-Prozeß geführt wird. 

$. 21. Sobald vor irgend einem, in den vorhergehenden Paragra- 
phen dieſes Staats-Vertrages bejtimmten Gerichtsftande eine Sache rechts- 
hängig (pendent) geworben iſt, fo iſt ver Streit daſelbſt zu beendigen, 
ohne daß die Rechtshängigfeit durch Veränderung des Wohnfites oder 
Aufenthalts des Beklagten gejtört oder aufgehoben werben könnte. 

Die Nechtshängigfeit (Litis Pendenz) wird durch Inſinuation ber 
Ladung für begründet erfannt. 

8. 22. Alle Rechtsgefhäfte unter Lebenden und auf den Todesfall 
werben, was die Gültigfeit derſelben vüdfichtlich ihrer Form anbetrifft, 
nach den Gefegen des Drts beurtheilt, wo fie eingegangen find, joferne 
nicht die Handlung felbft einem verbietenden Gefege des einen Staates 
entgegen iſt. 

Rechtsgefchäfte über Real-Rechte, als die Uebertragung des Eigen- 
thums, Beitellung von Hypotheken und vergleichen, richten fich lediglich 
nach ven Gefegen des Orts, wo die Güter liegen, welche fie zum Gegen- 
ſtande haben. 

8. 23. Verbrecher over andere Uebertreter von Strafgejegen werben, 
fo weit der nachfolgende $. 25. feine Ausnahme macht, von dem einen 
Staate dem andern nicht ausgeliefert. 


11 


$. 24. Wenn ver Untertban des einen Staates in dem Gebiete des 
andern fich einer Uebertretung ſchuldig gemacht hat, und vafelbft ergriffen 
md abgenrtheilt worben ift, fo wird das Erfenntniß dieſes Gerichts von 
rem Staate, dem der Verurtheilte als Unterthan angehört, an ven im 
jeinem Gebiete befindlichen Gütern vesfelben vollzogen. 

Gleiches gilt von dem Falle, wenn der Schuldige in dem Staate, 
dem er als Unterthan angehört, werurtheilt worden ift, und in dem Gebiet 
des andern Staates Güter befitt. 

$. 25. Unterthanen des einen Staates, welche wegen Verbrechen 
und Vergehen ihr Vaterland verlaffen, und in den andern Staat fich 
geflüchtet Haben, werden auf vorgängige Nequifition und Beſcheinigung 
ver verübten That, wie auch gegen Erfag der Koften an ihren Souverain 
ausgeliefert. | 

$. 26. In vemfelben Falle, wo ver eine Staat berechtigt ijt, vie 
Auslieferung eines Verbrecher zu fordern, ijt verfelbe auch verbunden, 
bie ihm von dem andern Staate angebotene Auslieferung, gegen Erſtatt— 
ung ber Koften, anzunehmen. 

$. 27. In allen Eivil- und Griminal- Fällen, wo die perfünliche 
Gegenwart der Zeugen an dem Orte der Unterfuchung nothwendig ift, 
wird die Stellung der Unterthanen des einen Staates vor das Unter- 
fuhungsgericht des andern zur Ablegung des Zeugniffes, zur Confronta- 
tion oder Conjection gegen volljtindige Vergütung ver Neifefoften, over 
der Verſäumniß, nicht verweigert. 

Gegenwärtiger, doppelt ausgefertigter, von beiverfeitigen Bevoll— 
mächtigten unterzeichneter Yurisdictions - Vertrag foll den beiden Alfer- 
höchſten Höfen unverzüglich zur Ratification vorgelegt, und vie Natifica- 
tionsurfunde längftens innerhalb zwei Monaten in München gegen einander 
ausgewechjelt werben. 

So gejchehen München ven 7. Mai 1821. 

(L. 5.) (L. S.) 
of. Ant. v. Belli. Chr. Ludw. Bilfinger. 
Ratificirt und mit Bekanntmachung des Kal. Baberifchen Staats-Miniſte— 
riums des Königl. Haufes und des Aeußern vom 23. September 1821 
publicirt. 
Reg.- Bl. f. d Königr. Bayern 1821. Nr. 33. S. 867 - 882, 


5. Nachträgliche Uebereinfunft mit der Krone Württemberg, die 

Bevormundung der in Bayern und Württemberg zugleich begüterten 
‚ Minderjährigen betreffend. 

Da fi wegen Bevormunbung derjenigen Minverjährigen, welche 

wgleich in Bayern und Württemberg Vermögen befigen, einige Zweifel 
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ergeben haben, vie burch ven Inhalt des am 7. Mat 1821 zwiſchen 
beiden Staaten gefchloffenen Yurispiktions- Vertrags nicht ganz bejtimmt 
zu heben waren, fo ift man beiverfeits über folgende Artikel nachträglich 
übereingefommen. 

Urtifel 1. Wenn jemand, der im Königreiche Bahern und im 
Königreihe Württemberg zugleich Vermögen befitt (e8 fei ein Mann oder 
eine Frau, welche als Wittwe vermöge der Gütergemeinfchaft in dem 
Vermögen fiten geblieben war) mit Hinterlaffung eines oder mehrerer 
minderjährigen Kinder ftirbt, fo ift die Bormundfchaft Über viefe in dem— 
jenigen Staate zu beftellen, in welchem ver oder die Verſtorbene ben 
Wohnſitz gehabt hat. 

Artikel 2. Der andere der beiden Staaten macht fich verbindlich, 
alles bewegliche Vermögen, welches ver over die Verftorbene in demſelben 
befefjen hat, an viefe Bormundfchaft auszuantworten oder zur Verwaltuug 
zu überlaffen, und es follen der Vormund oder die Bormünder auch in 
Anfehung diefes Vermögens nur allein der fie beftellenden Obrigfeit des 
Wohnortes Rechnung zu ftellen ſchuldig fein. 

Artifel 3. Hatte der oder die Verftorbene in demjenigen ver bei- 
den Staaten, in welchem fie nicht wohnten, unbewegliches Vermögen, fo 
wird in Anfehung veifelben für die Minorennen in dieſem Staate auch 
noch eine Güter-GCuratel (cura realis) obrigfeitlich beitellt. 

Werden in der Folge diefe Immobilien in gejegmäßiger Art ganz 
oder zum Theile veräußert, verfauft, gegen auswärts gelegene Güter ver: 
taufcht u. dgl. jo löst fich auch die Güter-Euratel in jo weit auf und 
insbefondere find die beweglichen Surrogate der veräußerten Güter, nad 
Artikel 2 zu behandeln. 

Artifel 4. Derjenige ver beiden Staaten, in welchem eine folche 
Güter-Euratel zu bejtellen ift, macht fich im Voraus verbindlich, ven oder 
die im Staate des Wohnorts aufgejtellten, ihm nahmhaft zu machenven 
Bormund oder Vormünder, auch als Güter-Curator oder Curatoren an- 
zuerfennen unter ver Verbindlichkeit, ver Ober-Euratel, über die Verwalt- 
ung der dort gelegenen Güter Rechnung zu legen, und beren Geneh- 
migung over Conſens bei Veräußerung, Verftümmlung over 
Belaſtung diefer Güter einzuholen. Der in dem einen Staate aufge- 
jtellte VBormund iſt auf Verlangen gehalten, fich wegen Erfüllung dieſer 
Verbindlichfeiten gegen die auffehende Euratel-Behörte des anderen Staates 
an Eidesſtatt zu reverfiren. 

Artifel 5. Wenn ver Bater oder die Mutter ver Minderjährigen 
einen Wohnfig in einem jeden ver beiden Staaten hatten, jo wirb bie 
Bormundfchaft in vemjenigen Staate beftellt, in welchem Er over Gie 
gejtorben tft, ober fich, wenn ver Tod in feinem ber beiden Staaten er- 
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folgte, vor dem Ableben zulett aufgehalten hat, vorbehaltlich einer beſon— 
deren gegenfeitigen Uebereinfunft in benjenigen eingetretenen Fällen, in 
welhen nach Bewanbtniß der Umſtände die Anwendung viefes Grundfates 
unbequem und für den Minderjährigen nachtheilig fein könnte. 

Wegen Bejtellung der Güter-Euratel in dem anderen Staate hat 
es jeden Falls bei demjenigen, was Artikel 2, 3, 4 feftgefett ift, fein 
Benenven. 

Artikel 6. Hat endlich der oder die Verſtorbene im Königreiche 
Borern und im Königreiche Württemberg zwar Vermögen, aber in feinem 
von beiven einen Wohnfig, fo wird in jedem ber beiven Staaten, ohne 
Kidfiht auf den andern, eine Güter-Curatel beftellt, vorbehaltlich veffen, 
mis in Staatöverträgen mit demjenigen dritten Staate, in welchem ver 
oder die Verjtorbene gewohnt hat, folcher Vormundfchaften halber verab- 
redet fit. 

Artikel 7. Borjtehende Bertrags-Artifel finden auf die Verhält- 
niffe der zur Zeit etwa ſchon beftehenvden und gegenjeitig anerkannten 
Lormundfchaften feine nothwendige Anwendung, vielmehr follen vergleichen 
Vormundſchaften auf die bisher ftattgehabte Weife, wenn nicht durch 
beſondere gemeinjchaftliche Uebereinkunft eine Abänderung beliebt wird, 
bis zu deren Beendigung fortgeführt werden. 

Gegenwärtige doppelt ausgefertigte, von beiderfeitigen Bevollmäch— 
tigten unterzeichnete nachträgliche Uebereinfunft foll ven beiden allerhöchſten 
Höfen unverzüglih zur Ratififation vorgelegt und die Ratiſikations-Ur— 
funde längftens innerhalb zwei Monaten in München gegen einander 
ausgewechjelt werben. 

So gejhehen München den 8. Dlärz 1825. 


Graf v. Strohberg. Frhr. v. Yehmig-Goellenburg, 
Kgl. Wirt. Staatsr. u. Geſaudter am kgl. bayr. 
Hof als eigens dazu Bevollmächtigter. 


Vorfteheriver nachträglichen Webereinkunft zu dem mit ber Srone 
Württemberg am 7. Mai 1821 gefchloffenen Jurisdiktions-Vertrage ift 
von Seiner Königlichen Majeftät die Allerhöchite Genehmigung ertheilt 
worden, und es werben bie betreffenden Königl. Behörden zu pünktlicher 
Befolgung und Volfziehung derfelben angewiefen werben. 

"München den 14. Dezember 1825. 
Königl. bayr. Staatsminifterium des Königl. Haufes und des Aeußeren. 
Reg.- u Intel -DL. f. d. Könige. Bayern f. d. 3.1825 Nr. 55 S. 1153—1158, 
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6. Bekanntmachung, die gerichtlichen Inſinuationen zwilchen Bayern 
und der freien Stadt Frankfurt betreffend. 


Juſtiz-Miniſterium. 


Vermöge einer zwiſchen dem Königreiche Bayern und ber freien 
Stadt Frankfurt getroffenen Uebereinkunft follen künftig die Inſinuatio— 
nen alfer gerichtlichen Akte in Givilvechtsfachen als Ladungen, Dekrete, 
Erfenntniffe oder ſonſtige Mitteilungen des einen Staates an bie Unter- 
thanen des andern nicht mehr auf viplomatifchem Wege, ſondern durch Die 
Gerichte felbjt bewirkt werben. 

Hiezu find beſtimmt, für das Königreih Bayern fünmtliche fieben 
Appellationsgerichte diesſeits des Rheins, jedes für den Umfang feines 
Kreifes oder feines Gerichtsfprengels, dann ver königliche Generalftaats- 
profurator zu Zwehbrüden für den Kreis Pfalz. Bon Seiten der freien 
Stadt Frankfurt das Stadtgericht dafelbft, fowohl für das Stadt- als 
Landjuftizamt und felbjt in den an das Appellationsgericht erwachfenen 
Givilrechtsfachen. 

Diefe zur Beftreitung der Yuftiz und zur groffen Erleichterung ver 
betheiligten Partheien gereichende Einrichtung wird zu Jedermanns Wiffen- 
ſchaft und fämmtlichen Gerichten des Reiches zur Darnachachtung be 
fannt gemacht. 

München ven 20. Juni 1847. 

Auf Seiner Majeftät des Königs Allerhöchiten Befehl. 
v. Maurer. 
Reg.-Bl. f. d. Könige. Bayern f. d. 3. 1847 Nr. 36. ©. 773--775. 


7. Bekanntmachung. Weiterer Nachtrag zu dem Jurisdiktions-Ver— 

trage zwijchen den Kronen Bayern und Württemberg vom 7. Mai 

1521, die Bevormundung der in Bayern und Württemberg zugleich 
begüterten Minderjährigen betreffeud. 


Unter Beziehung auf den am 7. Mai 1821 zwifchen ven königl. 
Regierungen von Bayern und Württemberg gefchloffenen Jurisdiktions— 
Vertrag und auf ven Rachtrag vom 8. März 1825 zu vemfelben, in 
Betreff der Bevormundung derjenigen Minderjährigen, welche zugleich in 
Bayern und Württemberg Vermögen befigen, find die beiverfeitigen Re— 
gierungen weiter dahin übereingefommen: 

daß Fünftig bei Veräußerung, Verpfändung oder Belaftung von im 

Fideicommiß-Verbande befinplichen Gütern, der erforderliche Conſens 

für minderjährige Agnaten nicht bei der Güter-Curatelbehörde, fon- 

dern bei ver VBormundfchaftsbehörde des Wohnorts diefer Agnaten 
einzubolen jet. 
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Gegenwärtige, doppelt ausgefertigte, von beiverfeitigen Bevollmäch— 
tigten unterzeichnete nachträgliche Uebereinkunft folf ven beiven alferhöch- 
tten Höfen unverzüglich zur Katififation vorgelegt, und vie Ratififations- 
Urkunden follen längitens innerhalb zwei Monaten in München gegen 
einander ausgewechjelt werben. 

Sp geſchehen München ven 7. Jänner 1851. 


v. d. Pfordten, Graf v. Degenfelp-Schomberg, 
tal. bayr. Staatsminifter des kgl. fgl. württemb. Gefanbter. 
Heujes und des Aeußern. (L. S.) 
(L. S.) 


Borftehendem weiteren Nachtrage zu dem Yurispiftions- VBertrage 
mifchen ven Kronen Bayerns und Württemberg vom 7. Mai 1821 ift 
von Seiner Majeftät dem Könige von Bayern die allerhöchſte Geneh— 
migung ertheilt worden, und e8 werben die betreffenden königl. Behörden 
zu pünftlicher Befolgung und Vollziehung veffelben angewiefen werben. 

München ven 17. Jänner 1851. 

Königl. bayr. Staatsminifterium des kgl. Haufes und des Aeußern. 

Reg.⸗Bl. f. d Könige. Bayern f. d. I. 1851. Nr. 33. ©. 753-755, 


8. Befanntmahung, den Nachtrags-PVertrag zum Jurisdiftions-Ver- 
trage zwijchen Bayern und Württemberg vom 3. 1821 betreffend. 


Staatsminifterium des Fgl. Danfes und des Aeußern. 

Nachdem am 22. Dezember 1854 zu Stuttgart ein Nachtrags-Ver: 
trag zum Yurisdiftiong-VBertrage vom Jahre 1821 zwifchen Bayern und 
Württemberg durch ernannte Bevollmächtigte abgefchloffen und verfelbe 
beiverfeits Alferhöchit ratificirt worven ift, auch am 24. Yuli l. gJ. vie 
Auswehslung der Ratififationen ftattgefunden hat, fo wird hiermit biefer 
Vertrag zur allgemeinen Kenntnig und Nachachtung öffentlich bekannt 
gemacht. 

München ven 27. Juli 1855. 

Auf Seiner Majeſtät des Königs Allerhöchften Befehl. 
Sehr. v. d. Pforpdten. 


Nachdem fich durch die bisher gemachten Erfahrungen das Bedürfniß 
ergeben bat bezüglich des zwifchen ven Kronen Bayern und Württemberg 
ur Beförverung der Yuftizpflege in den beiverfeitigen Staaten über Feft- 
jegung der gegenfeitigen Gerichtsverhältnige unterm 7. Mai 1821 abge- 
Ihloffenen und von den beiven allerhöchſten Höfen ratifizirten Vertrages 
einige Abänderungen und Zufagbeftimmungen zu treffen, fo haben zum 
Behufe einer vertragsmäßigen Feitiegung verjelben als Bevollmächtigte 
ernannt: 
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Seiner Majeftät der König von Bayern Höchitvero Kämmerer, außer- 
orbentlicher Gefandter und bevollmächtigter Minifter am königlich würt- 
tembergifchen Hofe, Conrad Adolph Frhr. v. Malzen, Comthur des kgl. 
bayerifchen Verdienſtordens vom heiligen Michael zc. 

Seiner Majeftät der König von Württemberg Höchftvero Minifter 
des Königlichen Haufes umd der auswärtigen Angelegenheiten, geheimer 
Rath und Generallieutenant, Grafen Joſeph v. Beroldingen, lebensläng- 
liches Mitglied der Kammer der Standesherren, Großfreuz des Eönigl. 
württembergifchen Kron- und Ritter des kgl. Friedrichs-Ordens ꝛc., 

welche nach Auswechslung ihrer Vollmachten und mit Vorbehalt ver 
Allerhöchſten Ratififationen folgende Nachtrags-Uebereinkunft abgefchloffen 
haben. 

Artikel 1. Von dem im $. 25 des erwähnten Jurisdiktions-Ver— 
trages als Bedingung der Auslieferung von Unterthanen des einen Staates, 
welche wegen Verbrechen oder Vergehen ihr Vaterland verlaffen und in 
den andern Staat fich geflüchtet haben, worgefchriebenen Requifit der Be— 
jcheinigung ver verübten That foll künftighin beiverfeits Umgang genom- 
men werben, und es foll genügen, wenn im ver vorgegangenen Requifition 
das Verbrechen over Vergehen, wegen deſſen die Auslieferung verlangt 
werden will, namentlich bezeichnet wird. 

Artikel 2. Die Beltimmungen der $.$. 23 bis einfchlieflich 27 
des Yurispiftiond-Vertrages vom Jahre 1821 und zwar jene des $. 25 
mit der im vorftehenden Artikel fejtgefetten Abänderung haben von num 
an nicht bloß auch die von den Gerichten, ſondern auch die von den Poli- 
zeibehörvden zu unterfuchenven und abzunvtheilenden jtrafbaren Handlungen 
Anwendung zu finven. 

Ausgenommen bleiben jedoch von dieſer Auspehnung bloße Vergeh— 
ungen gegen Finanz und Abgaben-Gefege, deßgleichen Forſtfrevel, welche 
von Untertbanen des einen Staates in den Waldungen des andern verübt 
werden und beren Unterfuhung und Beitrafung fich nach ver hierüber 
im Fahre 1826 abgefchlojjenen befonveren Lebereinfunft richtet. 

Artilel 3. Unvermögliche Unterthanen des einen Staates, welche 
von den Gerichten des andern Recht zu fuchen oder zu nehmen haben, 
werden, falls fie ihre Armuth durch Zeugniße der Polizeibehörve ihres 
Wohnortes darzuthun vermögten, gleich den eigenen Untertbanen zum 
Armenrechte zugelafjen. 

Artikel 4. Borftehende Bejtimmungen, ſowie der Yurispiktions- 
Vertrag vom Jahre 1821 überhaupt haben feine Geltung in Beziehung 
auf den pfälzifchen Kreis des Königreiches Bayern, 

Gegenwärtige von ven beiberjeitigen Bevollmächtigten in zwei Erem- 
plaren vollzogene Nachtrags = Uebereinkunft wird unverzüglich den beiden 
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Allerhöchſten Höfen zum Genehmigung vorgelegt werben, und e8 foll, fo- 
bald diefe erfolgt ift, die Auswechjelung ber Ratifications - Urfunden zu 
Stuttgart ftattfinden. 
So geichehen, Stuttgart, ven 22. Dezember 1854. 
# Freiherr v. Malzen. Graf v. Berolpingen. 
(L. S.) (L. S.) 
Reg.Bl. F. das Könige. Bavern f. d. I. 1855. Nr. 37. S. 925 - 930. 


HM. Abſchnitt. 
3urisdirtions-Berträge in Bezug auf Verlaſſenſchaften. 


[72 3007) 


1, Conf. Abſch. I. Jurisdictions-Verträge. Nr. 1. Vertrag mit dem 
Königreih Württemberg v. 7. Mai 1821, Art. 9, 15; Nr. 2. Ver— 
trag mit dem Königreich Württemberg v. 14. Dezember 1825; 
Nr. 4. Desgl. v. 7. Juni 1851. 


2. Befanntmachung. Uebereinfommen mit Rußland, die Zu- 
ziehung diplomatifcher Agenten bei Verlaſſenſchaftsverhandlungen 
betreffenv. 


Stantsminifterium des Königlichen Haufes und des Aeußern. 


Nachdem mit allerhöchfter Genehmigung Seiner Majeftät des Königs 
mit der kaiſerlich ruffischen Regierung eine Uebereinfunft über die Zuzieh— 
ung diplomatifcher Agenten bei Verlaſſenſchaftsverhandlungen abgefchloffen 
Dorden ift, und die gegenfeitige Auswechjelung der hierüber ausgefertigten 
Ninifterial-Erflärungen unterm 29. Januar [. I. in St. Petersburg ftatt- 
gefunden bat, fo wird die diesſeitige Minifterial - Erklärung nachitehend 
rem ganzen Inhalte nach mit dem Bemerfen zur allgemeinen Kenntniß 
und Beobachtung gebracht, daß diefe Uebereinfunft auf das Königreich 
Pelen fich nicht beziehe, fohin die hier getroffenen Beftimmungen auf 
le Fälle, in welchen es fich um die Verlaffenfchaft von Angehörigen 
Nefes Königreiches handelt, Feine Anwendung zu finden habe. 

München, den 25. Februar 1858. 

Auf Seiner Majeftät des Königs Allerhöchſten Befehl. 
Freiherr von der Pfordten. 


Minifterial- Erklärung. 


Die königlich bayerifche und die kaiſerlich ruffische Regierung find, 
M der Abſicht, Beftimmungen bezüglich ver Dazwifchenfunft ihrer gegen- 
2 
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jeitigen Agenten bei ven Verlaſſenſchaften, welche fich in Folge des Ab- 
lebens von ruffischen Unterthanen im stönigreiche Bayern und baberifcher 
Unterthanen im Kaifertbum Rußland und dem Großberzogthume Finland 
ergeben können, zu treffen, über nachjtehende Punkte übereingekommen. 

Ym. Falle des AUblebens ihrer Staatsangehörigen haben die beiver- 
feitigen Chefs der Gefandtfchaften und die viplomatifchen Agenten, vie 
Confuln, Vice» Confuln und die Handelsagenten das Necht, fei es auf 
Erſuchen ver betheiligten Parteien, fei e8 von Amtswegen, mit den 
Geſandtſchafts- oder Confjulats -Siegeln die von den competenten Yofal- 
Behörden an den Effecten, Meublen und Papieren, welche zur Verlaſſen— 
ſchaft gehören, angelegten Siegel mit einem Streuzfiegel zu verfehen. 

Diefe Doppelfiegel follen nur auf Anordnung der Yofal- Behörden 
und in Gegenwart ver betreffenden biplomatifchen oder Hanvels-Agenten 
abgenommen werden fünnen. Sobald die Siegel abgenommen find, wird 
zur Aufnahme des Verlaſſenſchafts-Inventars gefchritten. Der diploma— 
tiiche oder Handels- Agent bat diefem Afte beisuwohnen, und es wird 
ihm eine Abjchrift des Inventars, jo wie der legtwilligen Verfügung, jo 
fern eine folche vorhanden ijt, ausgehändigt. 

Wenn vie Chefs ver Gefandtjchaften und die diplomatischen Agenten, 
bie Confuln, Bice-Confuln und Handels» Agenten mit in legaler Form 
durch die gehörig legitimirten Erben ausgeftellten Vellmachten verfehen 
find, ift ihnen die Verlaffenfchaft fogleich zu übergeben, ausgenommen im 
Falle einer Einfprache, welche durch irgend einen Gläubiger des In- oder 
Auslandes erhoben wird. 

Bis zur gerichtlichen Beſitzeinweiſung wird der biplomatifche oder 
Handels-Agent in Verbindung mit der treffenden Lokal-Behörde für alle 
zum Schutze ver Verlaſſenſchaft vienlichen Mafregeln forgen. Wenn ver 
Chef ver Gefandtfchaft oder ver viplomatifche Agent, ver Conful, Vice- 
Conſul oder Hanvdels-Agent diefen Beitimmungen gemäß einmal in bei 
Befig der Verlaffenichaft eingewiefen ift, fo hat er das Necht, unter Ber: 
ftändigung der Yofalbehörven alle für das Intereſſe ver Erben nothwen— 
digen Formalitäten zu erfüllen, die Verlafjenfchaft flüffig zu machen und 
fie zu verwalten, ſei es in Perfon, fei es durch unter feiner VBerantwort- 
lichfeit ernannte Bevollmächtigte. 

Die gegenwärtige Uebereinfunft bleibt während der Dauer von fechs 
Jahren in Kraft und auch noch ferner, wenn feine der beiden Regierun— 
gen durch eine officielle Mittheilung der andern die Abjicht fund gibt, die 
Wirkſamkeit verjelben aufhören zu laffen, und in dieſem Falle bis zum 
Ablaufe eines Yahres von dem Zeitpunkte an gerechnet, wo diefe Mit- 
theilung gemacht fein wird. 

Zur Urkunde veffen bat der unterzeichnete königlich bayerifche Staats- 
Minifter des königlichen Haufes und des Aeußern gegenwärtige Erflär- 
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ung, welche beftimmt ift, gegen eine gleichlautende des Minifters des 
Aeußern Seiner Meajeftät des Kaiſers aller Reuſſen ausgetaufcht zu wer- 
den, unterzeichnet und gefiegelt. 
München, ven 20. Yanuar 1858. 
Freiherr von der Pforpdten. 
Reg.-Bl. f. d. Königr. Bayern f. d. Jahr 1858, Nr. 11. S. 268 — 272, 


erkse sammen) 


III. Abſchnitt. 
Jurisdictions -Vertrãge in Bezug auf Armenrecht 
in Prozeß - Sachen. 


1. Die Zulaſſung zum Armenrechte für die Königlich Bayeriſchen 
und Herzoglich Naſſauiſchen Unterthanen betreffend. 

Da zwiſchen der Königlich Bayeriſchen und Herzoglich Naſſauiſchen 
Regierung die Uebereinkunft getroffen worden iſt, die Wohlthat des Ar— 
menrechts für die beiderſeitigen Unterthanen auf den ganzen Umfang der 
Königlich Bayeriſchen und Herzoglich Naſſauiſchen Staaten auszudehnen, 
fo werden die königlichen Kreis-Regierungen ermächtigt, den diesſeitigen 
Untertbanen, wenn ihre Verhältniſſe nach gewifjenhafter Prüfung ſolches 
geftatten, zum Behuf ihrer bei ven Nafjauifchen Gerichten zu führenden 
Rechtsftreitigfeiten Armuthszeugniffe auszuftellen. 

Die föniglichen Gerichte aber werben angewiejen, die Armuthszeug- 
niffe, welche für die Herzoglich Naſſauiſchen Unterthanen von der Herzog: 
(ichen Landesregierung zu Wiesbaden legalifirt worden, anzunehmen, und 
auf Grund verfelben die Wohlthat des Armenrechts ebenjo, wie es in 
gleichen Fällen für Königliche Unterthanen gefchieht, zu bewilligen. 
München, ven 10. September 1323. 

Auf Seiner Königlichen Majeſtät Allerhöchiten Befehl. 
Freiherr v. Zentner. 
Reg.- u. Intellig.- Bl. f. d. Könige. Bayern f. d. 3. 1823. Nr. 35. ©. 1369-70. 


2. Se zum Armenrechte für die kurheſſiſchen und bayerifchen 
Unterthanen. 


— auf Seiner Majeſtät des Konigs allerhöchſten Be— 
fehl d. d. 16. März 1827, gez. Frhr. v. Zentner und Graf v. Armans- 
perg, contraſ. Miniſterialrath v. Spies, wörtlich gleichlautend mit vor 
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jtehender Bekanntmachung, nur mit der Aenderung, daß bie Armuths- 
Atteſte für Furheffiiche Unterthanen von ven kurheſſiſchen Obergerichten 


ausgejtellt werben. 
Reg.- Bl. f. d. Königr. Bayern f. d. Jahr 1827, Nr. 11. S. 177-179. 


3. Conf. Abſchn. IV. Gerichtöfoften sub Nr. 7. 

Uebereinfunft mit der Krone Preußen vom 24. Mai 1834. Art. 4. 
4. Conf. Ebenda sub Nr. 13. 

Uebereinfunft zwifchen ver königlich bayeriſchen, und ver Faiferlich 
königlich öfterreichifchen Staatsregierung vom 4.117. Januar 1852. Art. 
2 bis 4. 

5. Minifterial-Erflärung, die Uebereinfunft mit der Herzoglich 
Sachſen-Koburg-Gothaiſchen Regierung über die wechfeljeitige 
Zulaffung der Unterthanen zum Armeürechte betreffend. 


Um auch ihren ärmeren Staatsangehörigen eine vollfommene Rechts— 
pflege zu fichern, haben fich die Königlich Bayerifche und Herzoglich Sach— 
jen - Koburg - Gothaifche Regierung dahin geeinigt, die Wohlthat des 
‚ Armenrecht8 auf die beiverfeitigen Unterthanen auf ben ganzen Umfang 
der Königlih Baherifchen und Herzoglich Sachfen - Koburg- Gothaifchen 
Staaten auszubehnen und zu dieſem Behufe zu bejtimmen, daß die Gerichte 
eines jeden ber beiden genannten Staaten befugt und verpflichtet fein fol: 
len, in ven bei ihnen anhängigen beziehentlih anhängig zu machenven 
Nechtsftreitigfeiten die dem andern Staate angehörigen vermögenslofen 
Perfonen nach ven gefeßlichen Vorſchriften über Zulaffung zum Armen- 
rechte gleich wie Inländer zu behandeln, beziehentlich hierbei die von ven 
competenten Verwaltungsbehörden des andern Staats ausgejtellten und 
von ben venfelben unmittelbar worgefetten höheren Stellen beglaubigten 
Armuthsattejte ebenfo zu berüdfichtigen, als wären biefe Zeugniffe von 
inländifchen Behörven für Inländer ausgeitellt. 

Gegenwärtige Erklärung ſoll gegen eine gleichlautende des herzoglich 
Sadjen - Koburg - Gothaifhen Staatsminifteriums ausgewechfelt, ſodann 
auf die in jedem ver beiden Staaten übliche Weife zur allgemeinen Kennt— 
niß gebracht werben. 

München, ven 4. Januar 1855. 

Königlich Bayerifches Staatsminifterium des Königlichen Haufes und des 
Aeußern. 
Reg.Bl. f. d. Königr. Bayern, f. d. J. 1855, Nr. 1. S. 5—8. 


6. Conf. sub Abſchn. I. Jurisdictiond- Verträge. Nr. 5. der Nach— 
trags-Vertrag mit Württemberg vom 22. Dez. 1854. Art. 3. 
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7. Befanntmahung. Die Zulaffung zum Armenrechte für bie 
Großherzogl. Hejliihen und Königl. Bayerifchen Unterthanen. 


Da zwifchen ver Königlich Bayerifchen und der Großherzoglich Hef- 
fifhen Regierung die Uebereinkunft getroffen worden ift, die Wohlthat 
des Armenrechts für bie beiverfeitigen Unterthanen auf den ganzen Um— 
fang der Königlih Baherifchen und Großherzoglich Heffifhen Staaten 
auszudehnen, jo werben die königlichen Kreis-Regierungen ermächtigt, ven 
biesfeitigen Unterthanen, wenn ihre Verhältniffe nach gewiljenhafter Prüf- 
ung folches geftatten, zum Bkhuf ihrer bei Großherzoglichen Gerichten zu 
führenden Nechtsftreitigkeiten Armuths - Zeugniffe auszuftellen; die könig— 
lichen Gerichte aber werben angemwiejen, die Armuthszeugniffe, welche für 
Großherzoglich Heffifche Unterthanen von der betreffenden Großherzog. 
Provinzial-Regierung ausgeftellt werden, anzunehmen, und auf ven Grund 
verfelben vie Wohlthat des Armenrechtes eben fo, wie e8 in gleichen Fäl- 
(en für Königliche Unterthanen gefchieht, zu bewilfigen. 

München, ven 14. Dezember 1825. 

Auf Seiner Majeftit des Königs Allerhöchften Befehl. 

Graf Reigersberg. Graf Thurheim. 
Allgem. Intelligenz.» BI. f. d. Könige. Bayern f. d. I. 1820. St. XXV. ©. 1051 
bis 1052, 

“, Staatäminifterial-Befanntmachung. Die Zulaffung f. württem- 

bergifcher Staatsangehöriger zum Armenrechte betreffend, vom 

16. April 1852. 


Staatsminifterium der Juſtiz. 

Im Hinblide auf die von Seite Württemberg gewährte Gegenfei- 
tigfeit iſt die Zulaffung königlich württembergifcher Staatsangehöriger 
zum Armenrechte in Bayern — den genügenden Nachweis ihrer Vermögens: 
loſigkeit vorausgeſetzt — nicht zu beanſtanden. 

Hievon ſind ſämmtliche Gerichte des Kreiſes in Kenntniß zu ſetzen. 

München, den 16. April 1852. 

Auf Seiner Majeſtät des Königs Allerhöchſten Befehl. 
Staatsminijterium der Juſtiz. 

An jämmtliche Gerichte des Kreifes ergangen Nr. 6112, 
ferner durch das Staatsminifterium des Innern sub Nr. 6802 an ſämmt— 
liche Kreisregierungen ergangen. 


Y ..— — — — — 


IV. Abſchnitt' 
Zurisdirtions - Berträge in Bezug auf Gerichtskoften. 
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4. Uebereinfunft mit Sachfen- Weimar wegen Verminderung ber 
Griminal- Koften. 


Marimilian Joſeph 
von Gottes Gnaden König von Bahern. 


Wir haben durch Unfern bevollmächtigten Gefandten an dem Grof- 
berzoglich Sächſiſchen Hofe zu Weimar mit ver Großherzoglihd Sachfen- 
Weimar-Eiſenach'ſchen Regierung eine Uebereinkunft dahin abjchliegen Laffen: 

"daß in allen jirafrechtlichen Verhandlungen, wo wegen Unvermögen: 
heit des Inculpaten die Koften niedergejchlagen werden müfjen, feine 
anderen Koften als bie baaren Auslagen für Agung, Transport und 

Porto von fümmtlichen Behörven in ven beiberfeitigen Staaten be- 

rechnet und erftattet werben follen « 

Wir verordnen, daß dieſe Hebereinfunft zur Wiffenfchaft und Dar- 
nachachtung ver fämmtlichen Gerichtsftellen Unſers Reiches durch das Re— 
gierungs- und Allgemeine Yntelligenz- Blatt öffentlich befannt gemacht, 
und vom 1. des nächſten Monats nach der Bekanntmachung angewendet 
werben Soll. 

München, ven 2. September 1823. 

Marimilian Joſeph. 
Reg.» u. Intell⸗Bl. f. d. Königr. Bayern f. d. J. 1823 Nr. 34. ©. 1313 — 1345. 


2, Uebereinfunft mit dem Königreih Sachſen wegen der ftrafrecht- 
lichen Koften betreffend. 


Marimilinn Joſeph 
von Gottes Gnaden König von Bayern. 


Wir haben durch Unfern bevolfmächtigten Gefandten an dem Hofe 
zu Dresden in Betreff ver Vergütung derjenigen Kojten, welche durch 
Requiſitionen in Strafrechtsfällen bei den wechjelfeitigen Gevichtsftelfen 
veranlagt werben, eine Uebereinfunft dahin abfchliefen laſſen, 

„daß in allen ftrafrechtlichen Verhandlungen, wo die Koften nieberge- 
Ichlagen oder auf die Kaffe des Staats oder des Gerichtsherrn über- 
nommen werden müſſen, bie requirirende Stelle ver requirirten ledig- 
lich die baaren Auslagen für Bothenlohn und Poftgelver, dann für 
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Berpflegungsgebühren, Transport und Bewachung ver Gefangenen zu 
berechnen und zu erftatten haben foll, wogegen alle andern Koften für 
Brotofolfirung, Schreib - und Abjchriftegebühren, ſowie für die am die 
Serichtsperfonen oder am die Kaffe fonft zu entrichtenden Sporteln nicht 
aufgerechnet werden mögen. 

Mir verordnen, daß diefe Webereinfunft zu allgemeiner Wiſſenſchaft 
und Darnachachtung durch das Regierungs- und Intelligenz-Blatt öffent- 
(ich befannt gemacht, und vom 1. des fünftigen Monats Dftober an in 
Rirffamfeit treten fell. 

München, den 16. September 1823. 

Mar Joſeph. 
Reg.- u Intell.Bl. f. d. Könige. Bayern f. d. 9. 1823. Nr. 35. ©. 1367 — 1369. 


3. Uebereinfunft mit dem Königreich Württemberg vom 5. Februar 
1824, wegen der ftrafrechtlichen Koſten. 


wörtlich gleich lautend mit vorſtehender Lebereinfunft mit dem König: 
reich Sachſen, 
in Kraft tretend laut Allerhöchſter Entſchließung vom 15. Februar 1824 


eodem die. 
Reg.» n. Iutell.- DB. f. d Könige. Bayern f. d. J. 1824. Nr. 9. S. 121—123. 
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4. Uebereinfunft mit dem Königreiche Witettemberg wegen ber 
Roftporto- Gebühren in Criminalſachen betreffend. 


Ludwig 
von Gottes Gnaden König von Bayern ıc. x. 


Wir haben mit ver königlich württembergifchen Regierung wegen 
jener Boftporto-Gebühren, welche durch Requifitionen in Strafrechtefällen 
bei ven Gerichtsftellen mechfelfeitig veranlaßt werden, eine Uebereinkunft 
dahin abjchließen laſſen: 
daß die königlich baherifchen und bie föniglih württembergifchen Behör— 

pen für vergleichen Mittheilungen an die ded andern Staates gegen- 
feitig das treffende Poftperto bis zur Austritts- oder von der Cintritts- 
Gränze zu bejtreiten habe; daß es aber übrigens binfichtlich des 
Erfaßes in den geeigneten Fällen bei ver Uebereinfunft vem 15. Febr. 
1824 (Reg.-Bl. Jahr 1824 Nr. 9. ©. 124) belaſſen werben folle, 

Mir verorbnen, daß dieſe nachträgliche Beſtimmung gleihmäßig zur 
Wiſſenſchaft und Nachachtung im Kegierungeblatte befannt gemacht werde. 

Bad Brücdenau den 16. Juni 1829. 

Ludwig. 
Reg.Bl. f. d. Königr Bayern f. d. 3. 1829 Nr. 26 S. 497-419. 


— — — — — 
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5. Uebereinfunft mit der herzoglich Sachſen-Meiningenſchen Regierung 
wegen der durch Mequifition beiderjeitiger Gerichtöbehörden entitehende 
Koften — | 

Nachſtehende Uebereinfunft mit ver berzoglich Sachjen-Meiningenichen 
Regierung wegen der durch Requiſition beiverfeitiger Gerichtsbehörden 
entjtehenden Koften wird durch das Negierungsblatt zur allgemeinen 
Kenntniß gebracht. | 

Die königl. bayerifche und die herzoglich Sachfen-Meiningenfche Ne: 
gierung find wegen ber durch vorkommende Requiſitionen beiverfeitiger 
Gerichtsbehörvden enftehenden Koften übereingefommen, daß 

1) in allen jtrafrechtlihen Verhandlungen, bei denen vie Koſten 
nievergefchlagen oder auf die Kaffe des Staates, oder der Gerichtsherren, 
oder die für einzelne Communen beftehenden Gerichtsfafjen übernemmen 
werden müffen, vie requirirende Stelle ver requirirten lediglich die baaren 
Auslagen für Botenlohn, für BVerpflegungsgebühr, Transport und DBe- 
wachung der Gefangenen, zu berechnen und zu erjtatten haben foll, wogegen 
alle andern Koften für Protofollirung, Schreib- und Abjchrifts-Gebühren, 
fo wie für die an die Gerichtsperfonen, oder an die Kaſſen font zu ent- 
richtende Sporteln nicht aufgerechnet werben mögen; 

2) in Gantfachen die gerichtlichen Requifitionen gegenfeitig Eoftenfrei 
vollzogen und nur für unvermeidliche baare Auslagen, welde vie Voll: 
ziehung der Nequifitionen etwa nach fich zieht, gegenfeitig Erſatz geleiftet 
werden fell; 

3) in allen Fällen die requirirende Stelle ihr Schreiben bis an ven 
Abgabeort zu franfiren hat, wogegen die requirivende in unfranfirten 
Briefen antwortet. 

Gegenmwärtige Uebereinfunft, welche mit dem erjten Februar laufenden 
Jahres in Wirkſamkeit tritt, joll in vem gewöhnlichen Wege zur öffent: 
lichen Kenntniß gebracht, und es follen die beiverfeitigen Gerichtsbehörben 
zu beren Beobachtung in vorkommenden Fällen angewiejen werben. 

München ven 30. Januar 1832. 

Staatsminifterium des fgl. Haufes und des Aeußern. 
Reg.- Bl. f. d. Königr. Bayern f. d 9. 1832. Nr. 8. ©. 150--152. 


— u — — 


6. Uebereinkunft mit der berzoglich Sachſen-Altenburgiſchen Staats— 
Regierung wegen der durch Requiſition beivderfeitiger Gerichtsbehörden 
entitehenden Koſten 
tritt vom 1. Zuli 1834 in Kraft; wörtlich gleichlautend mit vorſtehender 
mit der herzoglich Sachfen-Meiningenfchen Regierung gefchloffenen Ueber: 

einfunft, jedoch unter Hinweglaffung des Paffus 2 verfelben. 
Publizirt dur Bekanntmachung des kgl. Staatsminifteriums des kgl. 
Haufes und des Aeußern vom 9. Mai 1834. 
Reg.- Bl. f. d. Königr. Bayern f. d. I. 1834 Mr. 27. ©. 767-769. 
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%. Uebereinfunft ver föniglich bayeriichen Staatöregierung mit der 

Krone Preußen, bezüglich der Korrefpondenz der beiderfeitigen 
Gerichtsbehörden. 

Nachdem die kgl. Staatsregierung mit dem fgl. preußiſchen Gouver— 
nement übereingelommen ift, zur Erleichterung und Sicherung der Rechts- 
pflege das Verfahren bei Korrefponvenz ver heiderfeitigen Gerichtsbehör- 
den zwecgemäß feitzuitellen, jo wird die vehfallfige Uebereinfunft hiermit 
mit dem Bemerfen zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß dieſelbe mit 
dem 1. Julius laufenden Yahres in Wirkfamfeit tritt. 

Artikel 1. Was die Beförderungs- Mittel ber beiverfeitigen 
gerichtlichen Correſpondenz anbelangt, jo verbleibt es für die Rheinpro— 
vinzen beider Staaten vor der Hand bei den betreffenden Beſtimmungen 
der in dieſer Beziehung unterm 4.130. Dftober 1819 getroffenen Ueber— 
einkunft. 

Für die obigen Provinzen ijt bei jeder Correſpondenz eine gegen- 
feitig un mittelbare Communication ber beiverfeitigen Gerichtsbehörden 
wläffig. 

Artifel. 2. Bei allen Requifitionen, welche bloß die Iuſinua— 
tion von Ladungen und Verfügungen betreffen, follen gegenjeitig feine 
baaren Auslagen und fonjtige Koften berechnet, NRequifitionen diefer Art 
vielmehr unbedingt koſtenfrei befördert und erlebigt werben. Es 
bleibt jedem Staate überlajjen,. ob und welche Kojten er von feinen Un- 
-tertbanen für Bewirkung der Infinnation einziehen will. 

Artikel 3. Dei andern Requifitionen findet gegenfeitig Einziehung 
fämmtlicher erwachjener Koſten jtatt, wenn und in wie fern 

a) im Unterfuchungsfadhen der Angejchulvigte zur Zahlung von Koften 
rechtsfräftig verurtheilt worden und vermögend ift, 

b) in ven übrigen gerichtlichen Angelegenheiten der Extrahent ver 
Requifition zur Zahlung von Koſten vermögend und gefeßlich ver- 
pflichtet ijt. 

Artikel 4. Für unvermöglich zur Bezahlung von Koſten ift der— 
jenige zu erachten, welcher durch ein Zeugniß feiner betreffenden Tomizils- 
Behörde varzuthun vermag, daß er durch Entrichtung von Koſten außer 
Stand gelegt werben würde, fich und die Seinigen nothdürftig zu ernähren. 

Es ijt hierbei fein hinlängliches Vermögen für vorhanden anzuneh— 
men, wenn der Wohnfis des fraglichen Individuums in einem vriten 
Staate belegen und die Einziehung von Koſten dorther mit Schwierig- 
feiten verfnüpft ift. 

Artitel 5. Für den Fall, daß nach Maaßgabe ver Artikel 3 und 
4 von den Parteien die Koſten nicht eingezogen werben könnten, find die 
unvermeidlich gewejenen baaren Auslagen, aber feine anderen Koften 
gegenfeitig zu erjtatten. 
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Zu den jevenfall8 zu erjtattenden baaren Auslagen find zu rechnen: 
Atzung, Transport, Kopialien, Neife- und Zehrungsfoften ver Gerichte- 
beamten und Zeugen, Botenlohn (Meilengelver), Dollmeticher-Gebühren ꝛc. 
nicht aber Stempel und das Porto von Schreiben und Paketen. 

Artikel 6. An Reife und Zehrungsfoften können die Gerichtsbeam- 
ten nur diejenigen Site fordern, welche ihnen im Inlande als Auslagen 
aus Staatsfaffen vergütet werden. Den Zeugen gebühren vergleichen Koften 
nach den bei dem requirirten Gerichte üblichen Taxſätzen, doch haben die— 
jelben, wenn fie im Ausland vernommen werden, die Wahl zwifchen ven 
Tarfäben ihres und denen des auswärtigen Staates. Uebrigens iſt ven 
Zeugen ihre Vergütung unverzüglich, fei es von dem requirirten Gerichte, 
ſei e8 von dem requirirenden nach der vom requirirten Gerichte überge- 
benen Liquidation, zu verabreichen, und hiebei erforverlichen Falles von 
dem vequirten Gerichte die nöthige Auslage vorfchußmweife zu übernehmen, 
folche jedoch von dem requirirenden Gerichte fofort auf erhaltene Benach— 
richtigung zu erftatten. 

Artifel 7. Sowohl die gegenfeitig freie als die gegenfeitig zahl— 
bare Gerichts-Correfponvenz ift als ſolche durch „freie G.-S.“ (freie 
Serichtsfache) oder durch zahlbare G.-©.u (zahlbare Gerichtsfache) unter 
Angabe der aufgebenden Gerichtsſtelle auf vem Couverte zu 
bezeichnen, und mit dem Amtsfiegel der letztern zu Schließen. Außerdem 
ift ver Gegenftand der portofreien Correſpondenz (Gerichtliche Inſinua— 
tions Borladungs- Armen: Fiscal-Sade) genau und deutlich auf dem 
Couverte zu vermerfen 

Artikel 8. In Betreff ver gegenfeitig frei zu befördernpen Gerichts— 
Correſpondenz werden zur Beförderung mit ven KReitpoften nur Briefe 
bis zum Gewichte von 2 Loth als geeignet erachtet. Alle fcehwereren 
Schriften und Acten- Pakete find mit den Fahrpoften zu befördern. Bei 
Mittheilung von Criminal- Akten können corpora delieti nur in jo ferne 
überfendet werben, als folches überhaupt nach ven gegenfeitig beftebenven 
gefeglichen Vorſchriften nothwendig, auch ver Gegenftand zur Beförderung 
mit den Posten nach den allgemeinen Verordnungen angethan tft. 

In Sachen, wo die Parthei zur Zahlung von Stoften gefetlich ver- 
pflichtet oder rechtsfräftig verurtheilt und dazu vermögend ift, bat die 
betreffende Gerichtsbehörve diefer Parthei für Entrichtung des Poftporto, 
ſewohl wegen der abzufendenvden Briefe und Pakete, als wegen ver zu 
empfangenden Sorge zu tragen: bei der Aufgabe wird nicht nur das 
inländifche Porto bis zur Grenze, fondern auch das ausländifche bis zum 
Beftimmungsorte, Iegteres als Meilen- Franfo, erhoben; und bei dem 
Empfange wird von der ausländischen Aufgabs-Poſt-Behörde das Porto 
bis zur Grenze als Zulage zugerechnet, und von ver anderfeitigen Poft- 
Anjtalt vergütet. 
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Artikel 9. Nach ven in vorftehenven Artikeln 2 bis 8 enthaltenen 
Beſtimmungen mobdificirt und erweitert fich die Anorbnung sub Nr. 3 ver 
eben angeführten Uebereinfunft vom 4.130, Oftbr. 1819. 

Münden ven 27. Mai 1834. 

Staatsminifterium des königl. Haufes und des Neufern. 

Reg -DI. f. d. Königr. Bavern f. d. 9. 1834, Nr. 29. S. 811-816. 


— 





8. Uebereinkunft der Königlichen Bayeriſchen Staatsregierung mit 
der Herzoglich Sachjen- Koburg -Gothaifchen Staats - Negierung, 
wegen ber durch Requiſition beiderfeitiger Gerichtsbehörden ent- 
ſtehenden Koften. 


Wörtlih a 1., 2. und 3. mit der Uebereinfunft mit Sachfen - Mei- 
ningen (vergl. sub Nr. 5.) übereinftimmend; tritt mit dem 1. Auguft 1834 
in Kraft. 

Fublicirt mit Belanntmachung des Königlichen bayerifchen Staatsminifte- 
riums des Föniglichen Haufes und des Aeufern vom 31. Mai 1834. 
Reg. DI. f. d. Königr. Bayern f. d. I. 1834. Nr. 30. S. 821 -822. 


®. Uebereinfunft mit der freien Stadt Franffurt, wegen Aufhebung 
der Unterfuchungsfkoften in Requifitionsfällen. 


Stimmt mit Ausnahme des Einganges, ver hier alfo Tautet: 

"daß in allen polizeilichen und ftrafrechtlichen Verhandlungen“ u. f. w. 
wörtlich mit der sub Nr. 2. vorftehenven Uebereinfunft mit dem König: 
reih Sachſen, vom 16. September 1823, überein, und tritt mit dem 
1. Oftober 1839 in Kraft. | 
Fublicirt mit Bekanntmachung des füniglichen bayeriſchen Staatsminifte- 

riums des Föniglichen Haufes und des Aeufern vom 20. Inli 1839. 

Reg.-Dl. f. d. Königr. Bayern f. db 3 1834. Nr. 31. ©. 729-731. 


10. Uebereinkunft zwifchen der Königlich Bayeriſchen und der Groß- 
herzoglih SHefjishen Megierung, wegen Aufhebung der gegen- 
jeitigen Koſtenberechnung in ftrafrechtlichen Requiſitionsfällen. 


Nachdem die Königlich Bayeriſche, fowie die Großherzoglich Heſſiſche 
Regierung fich durd die bisherige Erfahrung überzeugt haben, daß eine 
gegenfeitige Wiedererftattung der durch Requifiticnen von Gerichtsbehörpen 
des einen Staates am folche des andern in ftrafrechtlichen Unterſuchungs— 
Fällen verurfachten Auslagen over der fonft hierbei erlaufenen Koften mit 
unverhältnißmäßigen Mißſtänden und Nachtheilen bezüglich der Verrech— 
nung verbunden jei, fo find diefelben übereingefommen, ven Nüderfat 
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biefer Koften gegenfeitig aufzuheben, und haben zu biefem Ende nach- 

jtehende Beftimmungen getroffen: 

1. Wenn in ftrafrechtlichen Unterfuchungsfällen durch die Requifition 
einer Gerichts-Behörde des einen Staates an eine folche des andern bei 
legterer baare Auslagen nöthig werben, oder fonjt Gebühren und Koften 
erlaufen, jo hat die requirirte Behörde die verlangten Gerichtshandlungen 
ganz nach denjelben Normen vorzunehmen, welche in dieſer Beziehung 
rüdfichtlih der Requifitionen inländifcher Behörden gelten, ohne deßhalb 
von der requirivenden Behörde irgend eine VBergütigung in Anfpruch zu 
nehmen, und zwar ohne Unterfchiev, ob das endliche Erfenntniß die Trag- 
ung der Koſten einer Unterfuchung ver Staatsfaffe, oder dem Angefchul- 
bigten, oder fonjt einem Verpflichteten zuweiſen wirb. 

Zu ſolchen baaren Auslagen und fonjtigen Koften werben insbeſon— 
dere gerechnet: 

Ale Auslagen für Verpflegung, Transport und Bewachung ber Gefange- 
nen, Botenlöhnungen, dann Protofollirungs-, Schreib- und Abjchrifte- 
Gebühren, Stempeltaren, fo wie alle an Gerichtsperfonen, Zeugen und 
Sachverſtändige, oder an die Gerichtsfaffen fonft zu entrichtende Gebüh— 
ren und andere Koſten dieſer Art. 

2. Die in diefer Weife erlaufenen Koften find von ber requirirten 
Behörde nach den im Inlande geltenden Normen in gehöriger Weife an- 
zufegen, und gleich den andern durch die Staatsfaffen zu berichtigenden 
Koften in Verrechnung zu bringen, und auf die peinliche Gerichtsfaffe in 
Ausgabe vecretiren zu lajjen. 

Da übrigens durch dieſe Uebereinkunft die Verbindlichkeit derjenigen 
angeſchuldigten Privaten, welche vie Koften zu tragen verurtheilt werden, 
nicht aufgehoben fein foll, jo wird die requirirte Gerichtsbehörbe ein Ver- 
zeichniß ver durch Erfüllung der Requifition erwachienen Koften der requi- 
rirenden Behörde mittheilen, welche ihrerſeits dieſe Koften in die allge: 
meine Koften-Liguidation der betreffenden Sache aufnehmen, und geeigneten 
Falls zur Vereinnahmung decretiren wird. 

3. Requifitionen diefer Art, fo wie die hierauf erfolgenden Erledig— 
ungen follen jeder Zeit auf der Adreſſe als Regierungs- oder Criminal- 
Sache bezeichnet werben. 

4. Diefelben Grundſätze ſollen bezüglich der Nequifitionen in polizei- 
lichen Unterfuchungsfällen in analoger Weife in Anwendung fommen. 

5. Vorſtehende Bejtimmungen follen vom Tage ihrer Bekanntmachung 
an in Vollzug geſetzt werden. 

München, ven 2. Dezember 1846. 

Königl. Bayeriſches Minifterium des Königl. Haufes und des Aeußern. 
(L.S) Graf von Bray. 
Public. mit Min.-Belanntm. v. demſelb. Tag. — Bay. Rgsbl. 1846. Nr. 44. S. 9229 934. 


— — — 





29 


14. Uebereinfunft zwijchen der Königlich Bayeriſchen und der Her- 
zoglihd Sachfen - Meiningenfchen Staatsregierung, wegen Auf- 
hebung der gegenfeitigen Koften- Berechnung in ftrafrechtlichen 
Requifitionsfällen vom 1. Februar 1847. 


Wörtlich gleich Tautend mit vorftehender Uebereinkunft mit dem Grof- 
berzogthbum Heſſen sub Nr. 10. 

PFublicirt mit Bekanntmachung des fünigl. Minifteriums des fönig- 
lihen Haufes und des Aeußern vom 19. März 1847. 

Reg. Bl. f. d Könige. Bayern f. d. J. 1847. Nr. 17. S. 401—106. 


— — — — — 


12. Uebereinkunft mit Sachſen-Weimar, wegen Verminderung der 
Criminal⸗Koſten. 


Bekanntmachung. 


Auf den Bericht im bezeichneten Betreffe vom 27. Dezember v. 38. 
wird nach vorgängigem Benehmen mit den Staatsminifterien des fönig- 
lichen Haufes und des Aeufern, danı der Yuftiz Nachſtehendes erwiebert: 

Die Uebereinfunft mit Sachfen-Weimar v. 3. Juli 1823 beſchränkt 
fih auf die Verbindung, daß in allen jtrafrechtlichen Verhandlungen, wo 
wegen Unvermögenheit des Inculpaten die Koften niedergefchlagen werben 
müſſen, feine anderen Koſten als die baaren Auslagen für Agung, 
Transport und Porto von fänmtlichen Behörden in ven beiden Staa- 
ten berechnet und erjtattet werben follen. 

Im Yahre 1833 wurden über die Auslegung diefer Convention 
zwijchen ven beiberfeitigen Regierungen weitere Verhandlungen gepflogen, 
und in Folge der erzielten Verftändigung von dem königlichen Staats- 
Minifterium der Juſtiz die nachſtehend abjchriftliche Entſchließung an bie 
fimmtlichen Appellationsgerichte erlaffen. 

Hienach find den zu vergütenden Gerichtsfoften nur noch die baaren 
Auslagen für Bewachung der Gefangenen hinzugefügt, von Zeugengebüb- 
ren aber nichts erwähnt. Hieraus erhellet, daß bezüglich des Erfakes 
der Zeugengebühren eine Verjtändigung nicht befteht, fohin auch eine Ver- 
gütung vertragsmäßig nicht angefprochen werben könne, 

München, ven 28. September 1848. 

Auf Seiner Majeftät des Königs Allerhöchiten Befehl. 
Staatsminifterium bes Innern. 
An die f. Regierung von Unterfranken u. Achaffenburg, 8. d. 9. Nr. 19316. 
(Abphrud.) 2 
Auf Befehl Seiner Majeftät des Königs, 


Die königlich bayerifche und die großherzoglih Sachfen -Weimarifche 
Staats » Regierung find nachträglich zu der Uebereinkunft vom Jahre 
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1823 — Regierungsblatt vom Yahre 1823, Stüd 34. Seite 1343 — 

über nachjtchende Punkte übereingefommen: 

1) In Beziehung auf das Franfiren ver gerichtlichen Erlaffe jeder Art 
ijt jo zu verfahren, daß die requirirende Behörde ihre Schreiben bis 
an den Abgabeort franfirt, die requirirte hingegen in unfranfirten 
Schreiben antwortet. 

2) Unter die nad) der oben angeführten Webereinfunft vom Jahre 1823 
zur gegenfeitigen Vergütung geeigneten Posten, find auch die Koſten 
für die Bewachung der Gefangenen aufzunehmen. 

3) Die verabrevete Vergütungsweiſe ift auch auf polizeiliche Unterfuchun- 
gen und insbeſondere auch auf Zollfteuer und Stempel-Defraudationg- 
Saden auszudehnen, und es ijt 

4) viejelbe nicht blos auf den Fall zu befchränfen, wo die Stoften wegen 
Unvermögenheit des Angejchulpigten nieverzufchlagen find, ſondern fie 
tritt auch in Anwendung, wenn die Koften aus irgend einem andern 
Grunde niebergejchlagen, oder auf bie Kaffe des Staates oder der 
Gerichtsherrn, oder auf die für einzelne Communen bejtehenden Ge- 
richtsfaffen übernommen werden müſſen. 

An dieſe nachträgliche Convention iſt fich zu halten, und ift von der— 
felben ven untergeoroneten Behörden zur gleichmäßigen Darnachachtung 
Kenntnig zu geben. 

München, ven 3. Mai 1834. 

Staatsminifterium der Juſtiz. 
(An fünmtliche f. Appellationsgerichte diesſeits des Rheins.) 

Dillinger Bd. XXIX. (N. F. Bd. IX.) Abth XV, Abſch. I. $. 1. 352. ©. 83, 


13. Befanntmahung. Die Uebereinfunft zwifchen Bayern und 
Defterreich, wegen Aufhebung der gegenfeitigen Koftenvergütung 
in civil- und ftrafrechtlichen Requifitionsfällen betreffend, 

Staatsminifterium des Föniglichen Haufes und des Aeufern. 
Nachdem mit allerhöchſter Genehmigung Seiner Majeftät des Königs 

mit der faiferlich königlich öfterreichiichen Regierung eine Uebereinkunft 

über die Aufhebung der gegenfeitigen Koftenvergütung in civil- und ftraf- 
rechtlichen Nequifitionsfällen abgeſchloſſen worden ift, und die gegenfeitige 

Auswechjelung der hierüber ausgefertigten Minifterial- Erflärungen dat. 

Wien, ven 4. Januar 1852 und München, ven 17. Januar 1852 ftatt- 

gefunden bat, fo wird dieſe Uebereinfunft nachjtehend ihrem ganzen In— 

halte nach zur allgemeinen Kenntniß und Beobachtung öffentlich befannt 

gemacht. — München, den 22. Januar 1852. 

Auf Seiner Majeftät des Königs Allerhöchiten Befehl. 
von der Pfordten. 
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Uebereinfunft zmifchen der Föniglich baverifchen und der kaiſerlich 
föniglich dfterreichifchen Negierung wegen Aufhebung der gegenfeitigen 
Koſten-Vergütung in civil- und ftrafrechtlichen Requiſitions— 
Fällen. 


Nachdem vie königlich bayeriſche, jo wie die kaiſerlich königl. öſter— 
reichiſche Regierung ſich von dem Mißſtande überzeugt haben, welcher bei 
den Requiſitionen der Behörden des einen Staates an jene des andern 
ſowohl in Civilſachen unvermöglicher Parteien, als auch in allen Unter— 
ſuchungsſachen mit gegenſeitiger Wiedererſtattung der verurſachten Aus— 
lagen oder ſonſt laufenden Koſten verbunden iſt, ſo ſind dieſelben über— 
eingekommen, den Rückerſatz dieſer Koſten gegenſeitig aufzuheben. 

Zu dieſem Ende haben ſie nachſtehende Beſtimmungon verabredet: 

1. In allen Civilrechts- und insbeſondere auch in Vormundſchafts— 
und Berlafjenjchaftsjachen, wo Nequifitionen von einer bayeriſchen Gerichts- 
oder Wormundfchaftsbehörde an eine öfterreichifche derartige Behörde, oder 
umgefehrt, erlaffen werden, find nicht blos die baaren Auslagen, ſondern 
auh ſämmtliche Sporteln und Gebühren nach ven für das requirirte 
Gericht geltenden Vorjchriften berechnet, von der zahlungspflichtigen Partei, 
wenn legtere zu ihrer Berichtigung Dinreichendes Vermögen befitst, zu er- 
heben und ver requirirten Behörde portofrei zu liberfenven. 

2. Wenn dagegen die betreffende Partei ein hinreichende Vermögen 
nicht befitt, jo haben die Behörden des einen Staates die Requiſitionen 
ver Behörden des anderen ſportel- und gebührenfrei zu erledigen und es 
fallen ſonach die Gebühren für die Arbeiten der requirirten Behörde, mit- 
bin auch alle Vergütung oder Taxe für Zeugenvernehmungen, für Ab- 
baltung der Termine, für ven Erlaß oder bie Expedition der Verfügungen, 
vesgleichen die Inſinuations- und jogenannten Siegel- Gebühren durch— 
gebends weg. 

Requifitionen folcher Art und deren Erledigungen follen auf ver 
Adreſſe als Armenjache bezeichnet und von den beiverfeitigen Pojtanjtalten 
portofrei behandelt werben. 

Die unvermeidlichen baaren Auslagen, welche aus Erledigung ber 
Requifition erwachſen, 3. B. an Botenlöhnen, Copialien, Gebühren der 
Zeugen oder Sachverſtändigen, Reifefoften der Richter u. dgl. werden von 
der requirirten Behörde getragen und ver Erfag kann von ihr gegen 
die requirirende Behörde nicht beanfprucht werben. 

3. Zur Entjcheivung der Frage, ob die betheiligte Partei hinveichen- 
des Vermögen zur Bejtreitung der Gerichtsgebühren befigt oder nicht, foll 
in ven beiverfeitigen Staaten nichts weiter, ald das Zeugniß verjenigen 
ebrigfeitlichen Stelle erfordert werben, unter welcher die betheiligten Per- 
ionen ihren orventlichen Wohnfig (Domizil) haben, 
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In wie ferne der Koften wegen gegen diefe Perfonen die Erecution 
jtatt findet, wird nach ven Gejegen des Yandes, worin bie Execution zu 
führen wäre, beurtheilt. 

Sollte ver Betheiligte feine Wohnung in einem dritten Rande haben, 
und die Einziehung der Koften dortjelbjt auf Schwierigkeiten ftoßen, fo 
wird angenommen, daß er Fein hinreichenvdes Vermögen befike. 

4. Kommt eine Partei, welche lediglich wegen ihrer Mittellofigfeit 
von ber Bezahlung der baaren Auslagen, Sporteln und fonftigen Gebüb- 
ren in Givilfachen, einjchlieglich der Vormundſchafts- und Berlaffenichafts- 
Saden, frei gelaffen war, durch den requirirten gerichtlichen Act oder 
fonjt im weitern Zeitverlaufe zu — in Hinblid auf ven Art. 3. — hin— 
reichenden Zahlungsmitteln, jo bleibt ver requirirten Behörde unbenom- 
men, die Koften und Gebühren des Verfahrens in Abzug zu bringen, 
oder deren Eintreibung von dem requirivenden Gerichte anzufprechen. 

5. Wenn in ftrafrechtlichen oder polizeilichen Unterfuchungen und 
insbeſondere auch bei der Verhaftung und Auslieferung von Verbrechern 
durch die Requiſition einer Gerichts-Behörde des einen Staates an eine 
folhe des andern Staates bei Ietterer baare Auslagen nothwendig wer: 
den, oder ſonſt Gebühren und Koften entjtehen, jo ſoll der requirivenven 
Behörde eine Vergütung dieſer Auslagen und Koſten niemals angefonnen 
werden, e8 möge nun das endliche Erfenntniß die Tragung der Koſten 
einer Unterfuchung ver Staatöfaffe oder. dem Angefchuldigten oder fonft 
einem Verpflichteten zuweifen. 

Zu ſolchen baaren Auslagen und fonjtigen baaven Koſten werben 
insbefondere gerechnet: alle Auslagen für Berpflegung, Transport und 
Bewahung der Gefangenen, Boten-Löhnungen, dann Protofollirungs -, 
Schreib- und Abjchriftsgebühren, Steimpeltaren, jo wie alle an Gerichts: 
Perfonen, Zeugen und Sachverſtändige, over an die Gerichtsfaffen ſonſt 
zn entrichtenden Gebühren und andere Koſten dieſer Art. 

Die in diefer Weije erlaufenen Koſten find daher von der requirirten 
Behörde nach den bei ihr für das Inland geltenden Normen in gehöri- 
ger Weife anzufegen und gleich den andern Koſten, welche durch bie öffent- 
lichen Kaffen zu berichtigen find, zu bejtreiten und zu verrechnen. 

6. Da übrigens bei ver Unterlaffung einer gegenfeitigen Aufrech- 
nung die Verbindlichkeit derjenigen Perfonen, welche die Unterfuchung 
durch ihr Verſchulven veranlaft haben und die Koſten zu tragen verur- 
theilt werben, nicht aufgehoben fein joll, fo wird die requirirte Gerichts- 
Behörde ein Verzeichnig der zur Erfüllung der Requiſition erwachjenen 
Koften und zwar fowohl ver baaren Auslagen, als ver fonftigen Gerichts- - 
Gebühren ver requirirenden Behörde mittheilen, welche ihrerfeits viefe Kosten 
in das für die betreffende Sache angelegte Koftenverzeichnig aufnehmen und 
geeigneten Falles erheben und unter den Einnahmen verrechnen wird. 


33 


7. Requifitionen im ftrafrechtlichen oder polizeilichen Unterſuchungen 
und die Erledigungen verfelben find auf der Adreſſe als Regierungs- over 
Griminalfache zu bezeichnen, und von ven beiverfeitigen Poftanftalten 
gleichfalls portofrei zu behandeln. 

8. Bei ver Stellung von Zeugen und anderen Berjonen vor das 
auswärtige Gericht in Eivil- und Unterfuchungsfachen follen dieſen Per- 
ionen vie Reife- und Zehrungskoften nebjt ver wegen ihrer Verſäumniß 
venjelben gebührenden Vergütung nach der von dem requirirten Gerichte 
geichehenen Berzeichnung bei erfolgter ‚wirklicher Siftirung von dem requi- 
rirenden Gerichte unverzüglich verabreicht werben. 

Sn fo fern fie dazu eines Vorfchuffes bepürfen, wird das requirirte 
Gericht zwar die erforverlichen Auslagen machen, welche ihm aber von 
der requirirenden Behörde auf erhaltene Benachrichtigung, und wenn bie 
vorgeladene Perjon nicht ungehorfam ausgeblieben ift, zurück zu erftat- 
ten find, 

9. Das gegenwärtige Mebereinfommen joll für ven ganzen Umfang 
des Königreichs Bayern und des öfterreichifchen Kaiferftantes Kraft und 
Wirlſamkeit haben, und für alle Gerichts-Behörden beider Staaten ver- 
bindlich fein. 

Die Beitimmungen desſelben follen vom Tage ihrer Bekanntmachung 
an in Vollzug gejegt werben. 

Jeder der beiden genannten Regierungen ſteht eine ſechs-monatliche 
Kündigung der gegenwärtigen Uebereinkunft frei. 

Die vorjtehende Erklärung fol, nachdem fie gegen eine übereinftim- 
mende des Faiferlich königlich öfterreichiichen Minijteriums ver auswärti- 
gen Angelegenheiten ausgewechjelt worven, öffentlich befannt gemacht werben. 

München, ven 17. Januar 1852. 

Königlich bayerifches Staatminifterium des königlichen Haufes und des 
Aeußern. 
Reg.- Bl. f. d. Königr. Bayern f. d 3. 1862. Nr. 6. ©. 107 115. 


— — — — — — 


14. Auszug aus dem Zollkartel zwiſchen Preußen reſp. den Zoll— 
Vereinsſtaaten und Oeſterreich vom 19. Februar 1853. 


8. 17. Uebertretungen ver Ein-, Aus- und Durchzugs-Abgaben— 
Geſetze des anderen Theiles hat, auf Antrag einer zuſtändigen Behörde 
desſelben, jeder der contrahirenden Theile von denſelben Gerichten und 
in denſelben Formen, wie Uebertretungen ſeiner eigenen derartigen Geſetze, 
anterſuchen und geſetzmäßig beſtrafen zu laſſen, 

1. wenn der Angeſchuldigte entweder ein Angehöriger des Staates iſt, 
welcher ihm zur Unterſuchung und Strafe ziehen ſoll, over 

2. wenn jener nicht allein zur Zeit ver Vebertretung in dem Gebiete 
3 
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biefes Staates einen, wenn auch nur vorübergehenden Wohnfit hatte, 
oder die Uebertretung von biefem Gebiete aus beging, ſondern auch 
bei oder nah dem Eingange des Antrags auf Unterfuchung fich in 
demjelben Staate betreffen läßt, 

in dem unter 2. erwähnten Falle jedoch nur dann, wenn ver Angefchul- 
bigte nicht Angehöriger des Staates ift, deſſen Geſetze Gegenftand der 
angejchuldigten Uebertretung find. 

$. 18. Zu den im $. 17. bezeichneten Unterfuchungen follen das 
Gericht, von deſſen Bezirke aus die Uebertretung begangen ift, und das 
Gericht, in deffen Bezirke ver Angefchulpigte feinen Wohnfit oder, als 
Ausländer, feinen einftweiligen Aufenthalt hat, in fo fern zuftändig fein, 
als nicht wegen verfelben Uebertretung gegen venfelben Angefchuldigten ein 
Verfahren bei einem anderen Gerichte anhängig oder durch ſchließliche 
Entſcheidung beendigt ift. 

8. 19. Bei ven im 8. 17. bezeichneten Unterſuchungen ſoll ven amt- 
lichen Angaben ver Behörden oder Angeftellten des anderen Staates bie- 
jelbe Beweiskraft beigelegt werben, welche ven amtlichen Angaben ver 
Behörden oder Angeftellten des eigenen Staates in Fällen gleicher Art 
beigelegt iſt. 

8. 20. Die Koften eines nach Maafgabe des $. 17. eingeleiteten 
Strafverfahrens und der Strafvollftrefung find nach denſelben Grund- 
fügen zu bejtimmen und aufzulegen, welche für Strafverfahren wegen 
gleichartiger Uebertretungen ver Gefete des eigenen Staates gelten. 

Für die einftweilige Beftreitung verfelben hat ver Staat zu forgen, 
in welchem die Unterfuchung geführt wird. 

Diejenigen Koften des Verfahrens und der Strafvolfitredung, welche, 
wenn eriteres wegen Webertretung ver eigenen Abgaben-Gejege ftattgefun- 
ven hätte, von jenem Staate fchlieglich zu tragen fein würden, bat, in fo 
weit fie nicht vom Angefchuldigten eingezogen, oder durch eingegangene 
Strafbeträge (8. 21.) gedeckt werben Fünnen, ver Staat zu erjtatten, deſ— 
jen Behörde die Unterfuchung beantragt. 

$. 21. Die Gelvbeträge, welche in Folge eines nah Maafgabe des 
$. 17. eingeleiteten Strafverfahrens von dem Angefchuldigten oder für 
verfaufte Gegenftände ber Uebertretung eingehen, find vergeftalt zu ver— 
wenden, daß davon zumächit bie rückſtändigen Gerichtsfoften, ſodann bie 
dem andern Staate entzogenen Abgaben und zulegt die Strafen berichtigt 
werben. 

Ueber die leßteren hat ver Staat zur verfügen, in welchem bas Ver— 
fahren jtattfanv. 

$. 22. Eine nah Maafgabe des $. 17. eingeleitete Unterfuchung ift, 
fo lange ein vechtsfräftiges Enverfenntuiß noch nicht erfolgte, auf Antrag 
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ver Behörve vesjenigen Staates, welcher biefelbe veranlaft hatte, jofort 
einzuftellen. 
$. 23. Das Recht zum Erlaffe umd zur Milverung ver Strafen, 
zu welchen ver Angefchuldigte in Folge eines nah Maafgabe des $. 17. 
eingeleiteten Verfahrens verurtheilt wurde, oder fich freiwillig erboten hat, 
ſteht dem Staate zu, bei deſſen Gerichte bie Derurtheilung oder Erbiet- 
ung erfolgte. 
Es foll jedoch vor derartigen Straferlaffen oder Strafmilverungen 
der zujtändigen Behörde des Staats, deſſen Geſetze übertreten wurden, 
Gelegenheit gegeben werben, fich darüber zu äußern. 
$. 24. Die Gerichte jedes der contrahirenden Staaten follen in 
Beziehung auf jedes in dem anderen Staate wegen Uebertretung ver Ein-, 
Aus- und Durchgangs-Abgaben-Geſetze diefes Staates oder in Gemäß; 
beit des in $. 17. eingeleiteten Strafverfahrens verpflichtet fein, auf Er- 
ſuchen des zuftändigen Gerichtes 
I) Zeugen und Sachverftändige, welche ſich in ihrem Gerichtsbezirke auf- 
halten, auf Erfordern eidlich zu vernehmen, und erftere zur Ablegung 
des Zeugnifjes, fo weit dasſelbe nicht nach den Landesgeſetzen verwei— 
gert werden darf, z. B. die eigene Mitſchuld der Zeugen betrifft, oder 
ſich auf Umſtände erſtrecken ſoll, welche mit der Anſchuldigung nicht 
in naher Verbindung ſtehen, nöthigenfalls anzuhalten; 

2) amtliche Beſichtigungen vorzunehmen und den Befund zu beglaubigen ; 

3) Angeſchuldigten, welche fich im Bezirke des erjuchten Gerichts aufhal- 
ten, ohne dem Staatsverbande des letzteren anzugehören, VBorladun- , 
gen und Erfenntniffe behändigen zu laſſen; 

4) Uebertreter und deren bewegliche Güter, welche im Bezirke des erſuchten 
Gerichts angetroffen werden, anzuhalten und auszuliefern, in ſo fern 

nicht jene Uebertreter dem Staatsverbande des erſuchten Gerichts oder 

einem ſolchen dritten Staate angehören, welcher durch Verträge ver— 
pflichtet iſt, die fragliche Uebertretung ſeinerſeits gehörig unterſuchen 
und beſtrafen zu laſſen. 

Reg.-Bl. f. d. Königr. Bayern f. d. J. 1853 Nr. 42, S. 1308 1313. 


— — — — 


V. Abſchnitt. 
Jurisdictions- Berträge in Bezug auf Concurs-Weſen. 


ORUXO 


1. Webereinfunft zwijchen der Föniglich bayerijchen Staatsregierung 
und der fürftlich Reuß-Plauen'ſchen, der jüngern Linie, gemein- 
Ichaftlichen Landesregierung, über gegenfeitige Anerfennung des 
allgemeinen Gantgerichtes. 


Zwifchen ver Föniglich bayeriſchen Staatsregierung und der fürftlich 
Reuß-Plauen’fchen, der jüngeren Linie, gemeinfchaftlichen Landesregierung 
zu Gera ift über gegenjeitige Anerkennung des allgemeinen Gantgerichts- 
ftandes und über gleiche Behandlung ver beiberfeitigen Unterthanen in 
Concurſen folgende Uebereinkunft abgejchloffen worden. 

F. 1, Wenn der Unterthan des einen Staates, wo er feinen Wohn- 
fit bat, in dem anbern begütert ift und in Concurs geräth, jo wird von 
beiven Staaten das Gericht des Wohnfiges des Schuloners als allgemei- 
nes Gant-Gericht anerkannt. 

Partifular » Concurjen joll nur in folgenden zwei Fällen Statt gege- 
ben werben, nämlich: 

1) zu Gunften der Erbfchafts-Gläubiger, welche in Anfehung ver Erb- 
ichaft das ihnen zujtehende außerorventliche Separations-Recht geltend 
machen ; 

2) wenn der Gemeindſchuldner in dem einen oder andern Staate eine 
abgefonderte Handlung, Fabrik oder anderes vergleichen Etablifjement 
befigt, weshalb zum Vortheile derjenigen Gläubiger, welche in Auſeh— 
ung folcher Etabliffements venjelben beſonders frebitirt haben, ein 
Particular-Concurs eröffnet werden darf, welcher Concurs zu eröffnen 
ift, ohne Unterfchiev, ob darauf von einem dem Slönigreih Bayern 
oder den fürftlich Reußiſchen Landen als Unterthan angehörigen Gläu— 
biger dieſes Etabliffements angetragen wird. 

F. 2. Alle Forderungen, fie feien auf ein bingliches oder perjün- 
liches Recht gegründet, find allein bei vem allgemeinen Gantgericht einzu- 
lagen und das außerhalb Landes befinpliche Vermögen des Gemeinfchuld- 
ners wird nach gejchehener Veräußerung der Grundftüde und Effecten 
durch den Richter ver gelegenen Sache und nach vorgängiger Mittheilung 
des Lofations-Urtheils an dieſen, vem Gantgerichte abgeliefert. 

$. 3. Dagegen zieht der allgemeine Gerichtstand die bereits an— 
hängigen Rechts- Sachen nur rüdjichtlich der Yofation an fih, fo, daß 
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dergleichen Forberungen zwar vor dem Gantgerichte bei Strafe ver Aus 
ſchließung anzugeben find, und in das Lofations-Erfenntniß am gehörigen 
Orte eingereiht werben, bie Hauptliguidation der Forderung aber vor 
dem Gerichte, wo fie angefangen, bis zum Schluffe fortgefegt wird, wo- 
bei vem Gläubiger over Contradiktor unbenommen ift, zu interveniren. 

Fit der Streit über befonders verhandelte Forderungen zur. Zeit ver 
Abfaffung des Gant-Urtheils noch nicht beendigt, fo wird dieſelbe in bie- 
ſem eventuell locirt. 

F. 4. Rückſichtlich der Rangordnung der Gläubiger entſcheiden vie 
an dem Orte des Gantgerichts geltenden Geſetze ohne irgend einen Unter— 
ſchied zwiſchen in- und ausländiſchen Gläubigern. Was jedoch die auf 
unbeweglichen Gütern haftenden Hypotheken-Forderungen betrifft, ſo wer— 
den ſolche nach ven Geſetzen des Gerichtsſtandes ver gelegenen Sache beur- 
tbeilt. 

Dasjelbe gilt von ben jure separationis fommenven Anfprüchen 
auf im Beſitze des Gemein» Schulpners befindliche unbewegliche Grund: 
ftüde — wohin auch die Ewiggeld- Renten in München gehören — fo 
wie binfichtlih der Nothwenpigfeit, ſolche Anfprüche bei dem Concurs:- 
Gerichte anzumelden. 

8.5. Wenn eine bewegliche Sache fich als Pfand in Händen eines 
Gläubigers befindet, jo foll derſelbe befugt fein, fein Necht an dem ihm 
verhaftetern Gegenftande vor dem Nichter und nach den Gefeken vesjeni- 
gen Staates, wo biefer Gegenftand fich befindet, geltend zu machen. 

Ergibt fih nah Befriedigung des Gläubigers ein Ueberfhuß, fo 
muß verjelbe an ven Richter, wo ver allgemeine Concurs anhängig ift, 
zur Verwendung für Befrievigung ber übrigen Gläubiger abgeliefert werben. 

Reicht hingegen ver Erlös aus dem verhafteten beweglichen Gegen- 
ftande zu voller Befrienigung des Fauftpfand - Gläubigers nicht hin, fo 
wird dieſer mit dem Refte feiner Forderung an das allgemeine Concurs 
Gericht verwiefen, um, wenn ihm bie Rechtskraft des ertheilten Präclufiv- 
Befcheides nicht entgegenfteht, dafelbft mit ven übrigen Släubigern, jedoch 
in der geeigneten Klaſſe verfelben, zu concurriren. 

8. 6. In Fällen, wo auf Arreft erfannt wird, foll, fobalo ver 
Richter des Arreftes von dem ausländischen Richter des Wohnortes beur- 
fundende Nachricht erhält, daß über ven Schulpner bereits entweder bie 
formelle Gant erfannt worden, oder fich derfelbe wenigftens im Stande des 
materiellen Goncurjes befindet, ver die Eröffnung des formellen unver- 
meidlich macht, der Arreſt aufgehoben, und die Forderung des Arreftim- 
petranten an das Gantgericht verwiefen werben. 

8. 7. Die Beitimmungen ver gegenwärtigen Uebereintunft kommen 
jedoch im Königreich Bahern nur in den fieben älteren Kreifen und mit 
Ausſchluß des Rheinkreiſes in Anwendung. 
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F. 8. Gegenwärtige Vebereinfunft tritt um einen Monat fpäter 
nach dem Tage ihrer unverzüglich zu bewirfenden Bekanntmachung, refp. 
in dem föniglichen baberifchen Regierungs-Blatte und durch die Geſetz— 
fammlung für die fürjtlich Neußifchen Lande jüngerer Linie hinfichtlich ver 
anhängig zu machenden Rechtsſachen für die betreffenden Unterthanen und 
Gerichte in Anwendung. 


Vorſtehende Uebereinfunft wurde unterm 19. November 1828 mit 
Bekanntmachung des füniglich baverifchen Staatsminifteriums des königl. 
Haufes und des Aeußern d. d, 8. November 1823 publicirt. 


Reg.-Bl. f. d Königr. Bayern f. d. 3. 1828. Nr. 44. ©. 569 - 575. 


2. Conf. Abſchnitt I. Nr. I. Jurisdietiong- Vertrag mit Württem- 
berg vom 7. Mai 1821. $. 10—13. 





3. Conf. wegen der Gerichtsfoften in Gantfachen sub Abſch. Gerichts- 
Kojten. 
a. Uebereinfunft mit der Herzoglich Sachjen- Meiningen’schen Staats- 
regierung sub 2. vom 30. Juni 1832. — Wr. 5. 


b. Uebereinfunft mit der Herzoglih Sacjen-Koburg-Gotha’fchen Staats- 
regierung sub 2. vom 31. Mai 1834. — Wr. 8. 





4. Uebereinfunft der königlichen bayerijchen Staatsregierung mit meh— 
reren Schweizerfantonen, die gleichen Konkurrenz- und Klafjifica- 
tionsrechte bei Inſolvenz-Erklärungs- und Konfurd-Fällen der 
gegenfeitigen Staatsangehörigen betreffend. 


Nachdem zwijchen ver Fünigl. bayerifchen Staatsregierung und ben 
Schweizer-Kantenen Zürich, Bern, Luzern, Unterwalden, Frei- 
burg, Solothurn, Bafel, Schaffhbaufen, St. Gallen, Grau- 
bündten, Aargau, Thurgau, Teſſin, Waadt, Wallis, Neuen- 
burg und Genf, fo wie Appenzell, Außer-Rhoden die Ueberein- 
funft getroffen worden ift: 

"daß in Inſolvenz-Erklärungs- und Konkurs - Fällen den gegenfeitigen 
Staatsangehörigen gleiche Konkurenz und gleiche Klaffifications - Rechte 
zuftehen und daß von dem Augenblide ver in einem der kontrahirenden 
Staaten erfolgten Infolvenz-Erflärung an, in dem andern weder durch 
Arreft, noch durch fonitige Verfügungen das bewegliche Vermögen 
des Zahlungs - Unfähigen zum Nachtheile ver Maſſe befchräntt wer- 
den folle,« 
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io wird folches hiermit durch das Negierungsblatt zur öffentlichen Kennt- 
nig gebracht. 
Minden ven 5. Juli 1834. 
Staatsminifterium des Königlichen Haufes und des Neufern. 
Reg.-Bl. f. d. Königreih Bayern f. db. J. 1834, Nr. 36. S. 929 — 931. 


3. Bekanntmachung, den Beitritt der Kantone Uri und Zug zur 
Uebereinfunft des Königreichd Bayern mit den Schweizer - Kan- 
tonen in Anjehung der Concurs-Rechte der beiderfeitigen Staats— 
Angehörigen betreffend. 


Nachträglich zur Bekanntmachung vom 5. Yuli d. Is., die Ueberein- 
funft mit den Echweizer- Kantonen in Anfehung der Konfursrechte ver 
beiverfeitigen Staatsangehörigen bei Konkurſen betreffend, wird hiermit 
ur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß inzwiichen auch die Kantone Uri 
und Zırg berjelben förmlich beigetreten find, und deren Beitimmungen 
ſenach auf genannte zwei Kantone gleihmäßige Anwendung finden. 

München, ven 24. Auguft 1834. 


Königliches Staatsminifterium des Föniglichen Haufes und des Aeußern. 
Reg.- Bl. f. d Königr. Bayern 1834. Nr. 41. S. 1005. 


6. Entſchließung des königlich bayeriichen Staat3- Minifteriums der 
Juſtiz vom 19. Februar 1857 Nr. 5147, an die königl. Appella- 
tionägerichte diesſeits des Rheins, betreffend die gegenfeitige An— 
erfennung der Univerjalität des Gerichtäftandes des Konkurſes 
zwifchen Bayern und Frankfurt a. M. 


Die Regierung ver freien Stadt Frankfurt bat fich in Folge neuer- 
(ich gepflogener Verhandlungen bereit erklärt und dem entjprechend bie 
dermaligen Yuftizbehörden angemwiefen, in allen Fällen, in welchen von 
einem baberifchen Gerichte gegen einen baherifchen Staatsangehörigen ver 
Konkurs eröffnet ift, die Univerfalität des hierdurch begründeten Gerichts- 
ftandes auch in Bezug auf das im Gebiete der freien Stadt Frankfurt 
gelegene Mobiliar des Kreditors anzuerkennen, mit der einzigen Mobi- 
fication, daß der Beftimmung des (Frankfurter-) Gefeges vom 10. Jänner 
1837 "bie Rangorbnung der Gläubigen im Konkurſe ꝛc. betreffend“ lit. B. 
diefelbe Geltung bei den bayerifchen Konfursgerichten gewahrt bleiben ſoll, 
welche fie bei dem Frankfurter Konfursgericht haben würde. 

Diefe Beitimmung lautet wörtlich: 

B. „Die Waaren, Effecten, Gelver, welche irgend ein Gläubiger nach 
Vorſchrift ver Wechfeloronung (von 1739) Art. 50. und Art. 54. 
befigt, können nur nach feiner vollen Befriedigung für Kapital, 
Zinfen und Koften zur Mafje gezogen werden.“ 
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Den Inhalt der hier alfegirten Art. 50. und 54. ber Frankfurter 
Wechjel- und Merfantil- Drdnung vom Yahre 1739 gibt die anliegenve 
Abſchrift. 

Demgemäß ſind mit Hinblick auf 8. 34. Abſ. 2. der Prioritätsord— 
nung vom 8. Juni 1822 nunmehr auch von Seite der bayeriſchen Ge— 
richte genau die nämlichen Grundſätze in allen Fällen zur Anwendung zu 
bringen, in welchen gegen einen Frankfurter Staatsangehörigen, der in 
Bayern Mobiliarvermögen beſitzt, von dem zuſtändigen Frankfurter Ge— 
richte der Konkurs eröffnet iſt. 

Hiernach modificiren ſich die früheren das Reciprocitäts-, beziehungs— 
weiſe Retorſionsverhältniß zwiſchen Bayern und der freien Stadt Frankfurt 
betreffenden Entſchließungen des königl. Staatsminiſteriums der Juſtiz vom 
11. Juni und 25. November 1829. 

Dem königl. Appellationsgerichte wird hiervon zur Darnachachtung 
und mit dem Auftrage Kenntniß gegeben, auch die ſämmtlichen Unterge— 
richte des Kreiſes hiernach anzuweiſen. 


Auszug aus der Frankfurter Merkantil- und Wechſel-Ordnung 
von 1739. 


$. 50. Diejenigen num, welche vor des Schuldners ausgebrochener 
Inſolvenz fich mit einigen Unterpfänvdern zu ihrer Sicherheit bevedet, find 
nicht fchuldig, diefe ihre Unterpfänvder ad massam zu liefern, ehe und be— 
vor fie für ihr zu fordern habendes Kapital, Intereſſen und Unfoften 
völlig bezahlt und befriepigt worven. Wenn jedoch die übrigen Ereditoren, 
um ven rechten Werth des Unterpfandes zu erfahren, veren Tare und 
Schätzung verlangen würden, bat ver Inhaber fich verjelben mit Vorbe— 
halt feines Rechtes nicht zu weigern; jedoch daß denen Creditoribus nach 
gejchehener Taxirung freiftehe, ver Kreditmaſſe zum Beſten folcher Unter: 
pfänder mit Bezahlung des darauf haftenden Kapitals, Antereffen und 
Unkoſten zu veluiren und einzulöfen; im folcher Entjtehung aber ver In— 
baber befugt jein joll, die in Handen habenden Unterpfänder entweder um 
ven tarirten Preis in solutum anzunehmen, oder öffentlich an ven Meift- 
bietenden durch ven gejchwornen Unterfäufer verganten zu laffen, in wel- 
chem leßteren Falle ihm dann mitzubieten unverwehrt ift, auch da dadurch 
ein Ueberfluß herauskäme, er folchen der Krevitmafje gut zu thun oder 
gerichtlich zu deponiren, hingegen, wenn bei ver Zaration oder Subhajta- 
tion weniger, als er zu forvern, herauskommen jollte, fich hinwiederum 
ratione residui bei der Konkursmaſſe anzumelven hat. 

8. 54. Iſt derjenige, welcher von einem andern Waaren zu ver- 
kaufen in Kommiſſion empfangen oder vemfelben zugehörige Effeften und 
Gelder jonften rechtmäßiger Weife in Handen und Verwahrung befommen 
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bat, und danebſt von dem Kommittenten oder Eigenthümer mit Wechjel 
oder fonften chargirt und beläftigt worben, befugt, wegen feines Vor: 
ihuffes von ven empfangenen Waaren und Geldern fich bezahlt zu machen, 
md da in Fallimenten und Konkursfachen ſolche Waaren und Gelder mit 
Arreft befchlagen oder in Verbot belegt würden, mehr nicht als das Re— 
ſiduum oder Weberbefjerung herauszugeben jchulvig. 


Zeitichrift für Gefeßgebung und Rechtspflege im Königreih Bayern, Band IV. 
L 2. S. 3. 


VI. Abſchnitt. 


vertrãge in Bezug auf Verbrecher -Transport, Berfolgung 
und gerichtliche Nacheile. 


„Hirt 


1. Uebereinkunft mit dem Königreih Württemberg über den Trans— 
port ımd die Verfolgung von DBerbrechern betreffend. 


Nachitehenve, mit der Krone Württemberg in Anfehung des Trans- 
portes und ber Verfolgung von Verbrechern und andern verbächtigen Per: 
onen, mittels Auswechjelung gegenfeitiger Minifterial-Erflärungen abge- 
fchloffene Uebereinfunft wird durch das Regierungs- Blatt zur öffentlichen 
Kenntniß gebracht. 

Minifterial-Erflärung. 


Das königliche baherifche Staatsminifterium des königlichen Hauſes 
und des Aeufern erklärt, in Folge ver zwifchen ver Füniglich bayerifchen 
und der königlich württembergiichen Staatsregierung hinfichtlich des Trans— 
portes und der Verfolgung von Berbrechern und andern verbächtigen Per- 
fonen an den beiverfeitigen Grenzen getroffenen Webereinfunft, daß 

1) den im Königreich Württemberg zu Erhaltung der öffentlichen Sicher- 
beit aufgejtellten Perfonen geftattet fein folle, in Ausübung ihres 
Amtes ihren Weg durch das Füniglich bayeriſche Gebiet ohne Anfrage 
zu nehmen, wenn biefer kürzer over fonjt vortheilhafter als die Um— 
gehung ver Grenze tft; 

2) daß denſelben bei Streifzügen die Verfolgung von Verbrechern over 
als ſolche vervächtigen Berfonen von dem königlich württembergifchen 
in das königlich bayerifche Gebiet in dem Maaße erlaubt jei, daß 
biefe® nur in flagranti ver Verfolgung geichehen dürfe, und bie er- 
griffene Perfon fofort demjenigen Amte, wo fie arretirt worven, zur 
Unterfuchung und Beftrafung over auf den Fall, daß deren Aus- 
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lteferung nachher zugeftanden werben follte, zur einftweiligen Deten- 
tion übergeben werbe, dann 

3) daß die Beftimmung unter Ziffer 2. auch auf die Fälle, wo ein be- 
reits arretirter oder zu transportirender Verbächtiger oder Verbrecher 
dem Lanpjäger ꝛc. auf das Föniglich bayerifche Gebiet entfpringt, in 
Anwendung zu fommen babe, mit dem Vorbehalte jedoch, daß auch 
der entfprungene und im bießfeitigen Gebiete wieder angehaltene 
Berhaftete nicht ohne weiteres an das füniglich württembergifche Amt 
zurüdgebracht, ſondern dem dießſeitigen Amte, in vejjen Bezirk er 
wieder fejtgenommen worden, zur Aufbewahrung übergeben werbe, 
bis über feine wirkliche Auslieferung oder jenfeitige Beſtrafung ver- 
fügt werde. 

4) Daß die betreffenden zur Erhaltung der öffentlichen Sicherheit auf- 
geftellten Perfonen auch bei ihren jenfeit8 der Grenze vorgenommenen 
Handlungen fich nach den Beſtimmungen ver ihnen von ihrer Be— 
hörde gegebenen Dienjtvorfchriften zu achten haben, unb für deren 
Beobachtung nur ver eigenen Negierung verantwortlich fein follen, 
und übrigens 

5) ven beiden Füniglichen Gouvernements frei ftehen jolle, dieſe Ueber- 
einkunft wieder aufzufünvden, was jedoch ſechs Monate im Voraus 
gejchehen muß. 

Defjen zu Urkund hat das föniglich bayerifche Staatsminifterium 
des königlichen Haujes und des Aeußern gegenwärtige Erklärung, bie 
gegen eine im Einflange ftehende des Königlich württembergifchen Mini— 
jteriums der auswärtigen Angelegenheiten ausgewechjelt und beiderſeits 
ven betreffenden Behörden zur Richtſchnur in vorkommenden Fällen eröff- 
net werden foll, ausgeftellt und mit jeinem Siegel bevruden laſſen. 

Sp gejchehen München den 30. Dezember 1831. 
Königlich bayerifches Staatsminifterium des königlichen Haufes und 
des Aeußern. 

Reg.- Bl. f. d. Königr Bayer f. d. J. 1832, Nr. 2. ©. 20-23. 


2, Minifterial-Erflärung. Jurisdiktions-Verhältniſſe mit Sach- 
ien- Weimar, insbejondere eine Uebereinkunft wegen gerichtlicher 
Nacheile betreffend. 


Zur leichteren Handhabung der Sicherheits - Polizei an den Grenzen 
hat fich die königlich baverifche Staatsregierung bewogen gefunden, mit 
der großherzoglih Sachjen-Weimar-Eifenadhifhen Regierung eine leber- 
einfunft wegen Geftattung ver Nacheile der gegenfeitigen Behörben und 
Sicherheitsmannichaften gegen Berbrecher und fonjtige der öffentlichen 
Sicherheit gefährliche Individuen unter der Bedingung genauer Recipro- 
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atät abzufchliegen, und es ift hiernach das unterfertigte Staatsminifterium 
des Föniglichen Haufes und des Aeußern von Seiner Majeftät dem Könige 
mächtigt, gegen die Beobachtung obiger Reciprocität nachſtehende ver- 
imdliche Erflärung abzugeben. 

Artifel 1. Nachdem die beiden contrahivenven Regierungen über: 
ingefommen find, das Recht ver oben erwähnten Nacheile über die Lan— 
xegrenze hinaus gegenfeitig zu geftatten, fo follen die mit ver Handhab— 
ng der öffentlichen Sicherheit beauftragten großherzoglich fächfifchen Po— 
ei- oder Gerichtöbehörben, jo wie veren hierzu nach den großberzoglich 
ſachſiſchen Gefegen befugten Organe ermächtigt fein, flüchtige Verbrecher 
and andere der öffentlichen Sicherheit gefährliche Perfonen über vie bah— 
aiihe Yandesgrenze ohne Beichränfung auf eine gewiffe Strede ‚zu ver- 
felgen und innerhalb verfelben zu verhaften, jedoch mit der Verbindlichkeit, 
den Arretirten unverzüglich der nächjten königlichen Polizei- oder Juſtiz— 
bebörbe abzuliefern, in deren Bezirf die Verhaftung erfolgte; letztere wird 
venielben , falls er kein königlich bayeriſcher Unterthan iſt, auf geſtellte 
Requiſition unverzüglich ausliefern. 

Artikel 2. Im Falle die Vornahme einer Hausſuchung auf könig⸗ 
lich bayeriſchem Gebiete nothwendig wird, ſoll die Beſtimmung des Ver: 
frage vom 25, März und 17. April 1836 wegen Unterſuchung und Be— 
trafung ber Forft-, Jagd-, Feld- und Fifcherei-frevel*) Artikel 2. und 3. 
in analoge Anwendung gebracht werden, zugleich auch ven zur Nacheile 
Berechtigten die Ueberwachung des Haufes, worin ſich der Geffüchtete be— 
findet, bis zur Herbeikunft ver dem föniglich bayerifchen Staate angehö- 
rigen obrigfeitlichen‘ Berfonen geftattet fein. 

Es wird jedoch im obigen Fällen (Artikel 1. und 2.) vorausgefett, 
dat der verfolgende DOffiziant zu feiner Yegitimation mit einem fchrift- 
lichen Borweis verjehen jein muß, wenn ihn nicht fchon feine Dienſtkleid— 
ung kenntlich macht. 





Dieje Erklärung wird gegen eine gleichlautende, von Seiten ver 
großherzeglih Sachſen-Weimar-Eiſenachiſchen Regierung gegen die dieß— 
jeitig geftellte ausgewechjelt, und ſobald dieſes gejchehen iſt, das Nöthige 
wegen öffentlicher Bekanntmachung in den beiverfeitigen Staaten auf die 
gewöhnliche Weife verfügt, auch auf die genauejte Befolgung von ven bei- 
berfeitigen Gerichts-, Polizei» und andern Behörden mit gebührender 
Strenge gehalten werben. 

München ven 10. Mai 1838. 

Königlich bayeriiches Staatsminijterium des fünigliches Haufes und 
des Aeußern. 

Reg.-Bl d. Könige. Bayern f. d. 3. 1838. Nr. 28. S. 456-458, 


*) Siehe Abſchnitt All, Nr. 2 


4 


3. Minifterial-Erflärung. Jurisdictiond- Verhältniffe mit dem 
Churfürſtenthum Heffen, insbefondere eine Lebereinfunft wegen 
Geftattung der Nacheile betreffend. 


In simile wie vorftehend im Artifel 2. unter Bezugnahme auf bie 
Beltimmung des Vertrages vom 12. und 31. März 1835 wegen Unter- 
fuhung und Beftrafung der Forft-, Jagd-, Feld- und Fifcherei- Frevel 
Art. ITL.*), d. d. München ben 25. September 1838. ' 

Reg.-Bl. f. d. Königr. Bayern f. d. 3 1839. Nr. 2, ©. 33—37, 





4. Minifterial-Erflärung. Uebereinfunft mit dem Großherzog- 
thum Heſſen, wegen gegenfeitiger Geftattung der gerichtlichen 
Nacheile, 


In Folge des von der großherzoglich heſſiſchen Regierung durch die 
großherzogliche Geſandtſchaft am Königlich bayerifchen Hofe geftellten An- 
trages zum Abſchluſſe einer Uebereinkunft wegen Geftattung ver Nacheile 
der gegenfeitigen Behörden und Sicherheits-Mannfchaften gegen Verbrecher 
und fonjtige ver öffentlichen Sicherheit gefährliche Individuen hat das 
unterfertigte Staatsminifterium des Föniglichen Haufes und bes Aeußern 
von Seiner Majeſtät dem Könige die Ermächtigung erhalten, unter Vor— 
ausſetzung genauer Beobachtung der Reciprocität von Seiten der groß— 
herzoglich heſſiſchen Regierung, nachſtehende rechtsverbindliche Erklärung 
abzugeben. 

Artikel I. Wörtlich übereinſtimmend mit Art. I. ver sub Nr. 2. 
borjtehenden Lebereinfunft mit Sachjen-Weimar. 

Artifel I, Im Falle hierbei eine Hausfuchung auf bayeriſchem 
Gebiete nothwendig ift, hat der verfolgende großherzoglich heſſiſche Offi- 
ziant fich zu dem Ende an den Ortsvorftand der betreffenden Gemeinde 
oder Drt8-Polizei-Beamten zu wenden, und dieſen zur Vornahme ver Bi- 
fitation in feiner Gegenwart aufzufordern. Derfelbe hat ven hierbei auf- 
gefundenen Verfolgten in fichere Verwahrung bringen zu laffen, auch über 
eine ſolche Hausfuchung fogleich ein Protofoll aufzunehmen, und weder 
für diefes noch für jenes eine Belohnung zu empfangen. Die eine Aus- 
fertigung des Protokolls ift alsbald dem requirirenden Offizianten einzu- 
hänbigen, eine zweite Ausfertigung aber dem Untergerichte des Bezirkes 
zu überjenden, bei Vermeidung einer Dienft- Orbnungsftrafe von einem 
bis zu fünf Gulden für denjenigen Ortsvorſtand oder Ortspolizei-Beam- 
ten, welcher ver Requiſition nicht Genüge leiftet. 

Zugleich foll auch dem zur Nacheile Berechtigten die Ueberwachung 


*) Siehe Abſchnitt XI. Nr. 1. 
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des Haufes, worin fich der Geflüchtete befinvet, bis zur Herbeikunft des 
Ortsporftandes oder Orts-Polizei-Beamten geftattet fein. 

Artifel IT. Wörtlich übereinftimmend- mit Aliena 2. des Art. 2. 
ver sub Nr. 2. vorftehenden Webereinfunft mit Sachfen-Weimar. 

Diefe Erklärung foll gegen eine gleichlautende von Seiten ver groß— 
berzoglich heſſiſchen Staatsregierung gegen Bahern auszuftellende ausge- 
wechjelt, und jobald dies gejchehen ijt, das Nöthige wegen gehöriger Be— 
tanntmachung in ben beiberfeitigen Staaten auf die gewöhnliche Weife 
verfügt, auch auf die genauejte Befolgung von den beiberfeitigen Gerich- 
ten, Polizei- und andern Behörden mit gebührender Strenge gehalten 
nerden. 

München, ven 11. November 1339. 

Königl. Bayer. Staatsminifterium des königl. Haufes und bes Aeußern. 
Reg.⸗Bl. f. d. Königr. Bayern f. b J. 1889. Nr. 49. S. 972—975, 


>. Uebereinfunft mit dem Großherzogtum Baden, wegen gegenjei- 
tiger Gejtattung der gerichtlichen Nacheile. 

Wörtlich übereinftimmend mit vorftehender mit dem Großherzogthum 
Heſſen gefchloffenen Uebereinfunft, jedoch mit der Modalität, daß in Ar- 
tifel 1. der Schlußfag von „Letztere — ausliefern« nachfolgend erterm 
dirt wird: 

vorbehaltlich jedoch des Rechtes ver Föniglich bayeriſchen Juſtiz- und 
Polizei-Behörben, den Verhafteten vorgängig wegen berjenigen Nechts- 
Berletungen ſelbſt in Unterfuhung zu nehmen und zu beftrafen, welche 
verfelbe im Inlande, oder an dem Monarchen von Bahern, ober 
dem bayeriſchen Staate, oder einem feiner Unterthanen begangen hat, 
wofern die betreffende inländifche Behörde zu der Zeit, wo das Aus- 
lteferungs = Begehren an fie gelangt, von ver jtrafwürbigen Nechtsver- 
letzung der bezeichneten Art ſchon fürmliche Kenntnig erhalten hat. 

Minifterial- Erflärung des Föniglichen bayerifchen Minifteriums des 


föniglichen Haufes und des Aeußern vom 17. Auguft 1843. 
Reg.- DI. f. d. Könige. Bayern f. d. 3. 1843. Nr. 34. ©. 681 - 685. 





6. Befanntmadhung. Vebereinfunft mit Defterreich wegen gegen- 
jeitiger Geftattung der gerichtlichen Nacheile, und gegenfeitiger 
Hülfeleiftung der Genddarmerie-Mannfchaft bei Feuer- und Waf- 
jer-Gefahr ıc. betreffend. 

Staatsminifterium des kgl. Daufes und des Aeußern. 
Nachdem mit allerhöchfter Genehmigung Seiner Majeftät des Königs 
mit der Faiferlich königlich öſterreichiſchen Regierung eine Uebereinkunft 
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wegen gegenfeitiger Geftattung der gerichtlichen Nacheile und wegen Hilfe- 

feiftung der Gensparmerie-Mannfchaft bei Fener- und Waffergefahr und 

dergleichen abgefchloffen worden ift, und die hierüber gleichlautend aus- 

gefertigten Minifterial-Erflärungen d. d. München, ven 21. Aug. 1852, 
Wien, den 29. September 1852 

mit der weiteren Verabredung ausgetaufcht worben find, daß dieſe Ueber- 

einfunft am 1. November h. Is. in Vollzug gejegt werben folle, fo wire 

bie biesfeitige Minifterial- Erklärung ihrem ganzen Inhalte nach hiermit 

zur allgemeinen Kenntniß und Beobachtung befannt gemacht. 

München, ven 4. Dftober 1852. 
Auf Seiner Majeftät des Königs Allerhöchiten Befehl. 
K. b. Staatsminifterium des königlichen Haufes und des Aeußern. 


Minifterial-Erflärung. 


Nachdem die königlich bayerifche und die Faiferlich öfterreichifche Re— 
gierung übereingefommen find, daß der gegenfeitigen Gensparmerie die 
Verfolgung flüchtiger Verbrecher auf dus Gebiet des andern Staates, 
unter gewiffen Bedingungen geftattet fein folle, fo wie, daß viefelbe bei 
Feuer- nnd Waffergefahr over fonjtigen Elementar-Ereigniffen auf dem 
Gebiete des andern Staates zur Hilfeleijtung verwendet werden dürfe — 
fo haben fich die genannten Regierungen in weiterer Ausführung dieſes 
Vebereinfommens, rückſichtlich des in beiverlei Beziehung zu beobachtenven 
Berfahrens über folgende, in acht Artikeln zufammengefaßte Bejtimmun- 
gen geeinigt. 

Artikel 1. Nur in dringenden Fällen, wo Gefahr auf Verzug 
obwaltet, und es fich nicht um Uebertretung von Zollgefegen handelt, foll 
der Gensdarmerie des einen Staates gejtattet fein, die Verfolgung eines 
flüchtigen Verbrechers oder font der öffentlichen Sicherheit gefährlichen 
Individuums, auch über die Yandesgrenze in das Gebiet des andern 
Staates zu dem Ende fortzufegen, um mit Vermeidung eines jeden durch 
fchriftliche Benachrichtigung entjtehenven Aufenthaltes der nächſten Sicher- 
heitsbehörbe, Gemeindevorjtehung, Gensdarmeriepojten oder fonftigen zur 
polizeilichen Einjchreitung berufenen Drgane den Sachverhalt münblich 
mitzutheilen und dieſelben zur ferner entjprechenden Amtshandlung aufzu- 
fordern. 

Art. 2. Eine weitere Begleitung dieſer Sicherheitsorgane des Nach- 
barjtaates fann nur ausnahmsweiſe und mit Ausfchluß jeder ferneren 
eigenen Amtshandlung in dem Falle Plat greifen, wenn e8 von jenen 
ausbrüdlich verlangt wird, und zur ficheren Erfennung des Verfolgten 
nothwendig erſcheint. 

Urt. 3. Eine Hausſuchung, auf fremdem Landesgebiete, vorzuneh⸗ 
men, iſt die nacheilende Gensdarmerie niemals berechtigt. Sie hat ſich 
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biewegen unter Aufflärung des Sachverhaltes an den Orts-Vorſtand zu 
wenden, bdiejen zur Vornahme der Vifitation in ihrer Gegenwart aufzu- 
fordern, und ſich bis zu deſſen Ankunft auf die äußere Ueberwachung des 
Haufes zu bejchränfen. 

Art. 4. Den auf fremden Territorium ergriffenen Uebelthäter darf 
die Gensdarmerie in feinem Falle, fomit auch dann nicht, wenn bie Er- 
greifung noch vor dem Eintreffen bei ver erjten Station gelungen wäre, 
mit fich über die Yandesgrenze zurüdführen, fondern ein folcher ift unter 
ver nöthigen Vorficht an die competente Behörde oder den oben (Art. 1.) 
erwähnten Organen, im Gebiete, wo die Ergreifung geichah, zu überge- 
ben, eine allfällige Neclamation aber nur im Wege amtlicher Correfpon- 
denz zwifchen den zur Unterfuchung berufenen Gerichts - oder Polizeibehör- 
den auszutragen. 

Art. 5. Der Gensvarme hat fich über feine Einfchreitung auf dem 
fremden Staatögebiete und deren Erfolg eine glaubwürdige Beftätigung 
entweder im feinem Dienjtbuche oder durch Protokolls - Abjchrift zu ver- 
ſchaffen, um fich bei feinen Commandanten ausweifen und das Nöthige 
zur weitern Beranlafjung an vie Hand geben zu können. 

Art. 6. Die Befreiung von der grenz=zollamtlichen Behandlung 
fann der Gensdarme nicht anfprechen, doch wird voransgejegt, daß dieß 
ohne Beeinträchtigung des dringenden Sicherheitsbienftes gejchehe. 

Art. 7. Werden bei einer Feuers- oder Waffersgefahr, oder einem 
jonjtigen, jenfeitd der Yandesgrenze, fich ergebenden Elementar - Ereigniffe 
die nachbarlichen Rettungs-Anftalten in Anfpruch genommen, jo hat die 
Gensparmerie nur über Requifition der betreffenden Sicherheits - Behörde 
des fremden Staates, und wenn es ohne wejentliche Beeinträchtigung des 
eigenen Dienjtes gejchehen kann, fich in voller Ausrüftung an den Ort 
der Gefahr zu begeben, um mit Unterjtellung unter die Anordnungen ber 
leitenden Yocalbehörve zum Schute des bei folchen Anläffen jehr gefähr- 
deten Eigenthums und der öffentlihen Sicherheit mitzuwirken, Auch über 
diefe Dienftes = Leiftungen ift fich die Beſtätigung im Dienjtbuche zu ver- 
ſchaffen. 

Art. 8. Zur leichteren Erreichung des mit dieſer Uebereinkunft be— 
zielten Zweckes, ſind die Bewohner der beiderſeitigen Grenzbezirke durch 
die vorgeſetzten Behörden auf ihr eigenes Intereſſe die erwähnten Ein— 
ſchreitungen der, einem Uebelthäter nacheilenden Gensdarmen des Nach— 
barſtaates nach Thunlichkeit zu unterſtützen, aufmerkſam zu machen, die 
Behörden und öffentlichen Sicherheits-Organe aber ausdrücklich dazu zu 
verpflichten. 

Zur Urkunde veffen wird von dem unterzeichneten königlich bayeri- 
ſchen Staats- Minifterium des Föniglichen Haufes und des Aeußern bie 
gegenwärtige Minifterial- Erflärung mit dem Vorbehalte ausgeftellt und 


* 
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vollzogen, daß beiden hohen Regierungen das Recht ausdrücklich gewahrt 
bleibt, obiges Webereinfommen, nach vorausgegangener zweimonatlicher 
Kündigung, wieder auflöfen zu können, und foll dieſe Erklärung gegen 
eine ähnliche Kaiferlich Königlich öfterreichiche ausgewechjelt werben. 
München, ven 21. Auguft 1852. 
(L. 8.) v. db. Pfordten. 
Reg.-Bl. f. d. Könige. Bayern f. d. 3. 1852. Nr. 50. S. 1041—1047. 


.—. — — — 


7. Uebereinfunft zwiſchen Bayern und Württemberg, über den 
Transport und die Verfolgung von Verbrechern betreffend. 
Minifterial- Erklärung. 

Die föniglich bayerifche und vie königlich” württembergifche Regier- 
ung, von ver Ueberzeugung ausgehend, daß die zwifchen ihnen im Dezem- 
ber 1831 abgefchloffene Uebereinfunft, ven Transport und die Verfolg— 
ung von Verbrechern betreffend, im Intereſſe ver Bewirkung größerer 
Sicherheit eine Erweiterung ver Befugniffe ver beiberfeitigen Sicherheits- 
Organe an den Landesgrenzen wünfchenswerth erjcheinen laſſe, haben fich 
über nachitehende, die Uebereinkunft vom Jahre 1831, ergänzende Artikel 
geeinigt: 

Urtifel I. Den königlich baherifchen und ven königlich württem- 
bergifchen Sicherheitswachen ift geftattet, im Grenzgebiete des anderen 
Staates bezüglich ficherheitsgefährlicher oder verfolgter Individuen gegen- 
feitig Erfundigungen einzuziehen, und wenn bierburch eine fpecielle Ver— 
anlaffung gegeben wird, die Spuren verjelben weiter zu verfolgen. Diefe 
Sicherheit8-Drgane find jedoch verbunden, der nächjten Staatsbehörde des 
Auslandes, dem Gemeinve-Vorjteher oder dem zur polizeilichen Einfchreit- 
ung berufenen Organe ven Sachverhalt fogleich mündlich mitzutheilen und 
biejelben zur Unterftügung, oder ferneren entfprechenden Amtshandlung, 
aufzuforbern. 

Art. I. Wenn die Sicherheitswache des einen Staates bie in ben 
andern geflüchteten Verbrecher oder die zur Arretirung fignalifirten Per- 
fonen bei der Art. 1. geftatteten Nachforfchung erreicht, fo ijt fie ermäch- 
tigt den Verbrecher fejtzuhalten, ift jevoch verpflichtet, venfelben vor bie 
nächjte Polizeibehörve des Staates, in deſſen Gebiete die Feſtnahme des 
Verbrechers erfolgte, zu führen. 

Art. IT. Auf Verlangen einer Polizeibehörve des einen der beiden 
Staaten find die Sicherheit8-Organe des andern befugt, nicht bloß bei 
Elementar » Ereigniffen, fondern im Intereſſe der Sicherheit überhaupt, 
in dem Grenzgebiete des Staates ber requirirenden Behörde vienftliche 
Funetionen, jedoch nur nach ven Anorbnungen ber leitenden Polizeibehörde 
zu übernehmen. 
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Artifel IV. In dringenden Fällen find die Sicherheitsmachen bei- 
der Staaten ermächtigt, den Grenz- Polizeibehörven des andern Gebiets 
mündliche, die öffentlihe Sicherheit betreffende Rapporte zu eritatten. 

Artikel V. Den Einladungen ver Grenzbehörven des einen Staa- 
tes zur Vornahme gemeinfchaftlicher Sicherheitsftreifen ijt von ven Grenz- 
Behörden des andern bereitwillig entgegen zu fommen und babei ber 
Uebertritt der Sicherheitswachen in das Grenzgebiet des andern Staates 
nach Maafgabe ver vorſtehenden Beitimmungen gejtattet. 

Artifel VI. Eine Hausfuchung auf fremdem Gebiete vorzunehmen, 
ift Feiner Sicherheitswache erlaubt. Diefe ift vielmehr verbunden, zur 
Erreichung des Zwedes die Yocalpolizei in Anfpruch zu nehmen, welche 
hierbei nach ven in dem betreffenden Staate überhaupt geltenden Vor— 
ſchriften fich zu richten hat: 

Artifel VO. Jede Sicherheitswache hat fich die Weberfchreitung 
des fremden Gebietes und deren Erfolg von ver Rofalpolizei-Behörpe des 
auswärtigen Staates beftätigen zu lafjen. 

Artifel VIII. Die zur Erhaltung ver öffentlichen Sicherheit auf“ 
geftellten Perfonen haben auch bei ihren, in Gemäßheit der gegenwärti- 
gen Webereinfunft, jenfeits der Grenze vorzunehmenden Handlungen fich 
im Allgemeinen und vorbehaltlih der im Artikel 3 gemachten Aus- 
nahme nach den Beftimmungen ver ihnen von ihrer Behörde gegebenen 
Dienſtoorſchriften zu achten und find fir deren Beobachtung nur ber eige— 
nen Regierung verantwortlich. 

Artikel IX. Den beiden küniglichen Regierungen fteht jederzeit frei, 
dieſe Uebereinfunft wieder aufzufünden, was jedoch ſechs Monate im Vor— 
aus gefchehen muß. 

Zur Urkunde deſſen wird von dem umterzeichneten königlich bayeri- 
ſchen Staats - Minifterium des füniglichen Haufes und des Aeußern mit 
Allerhöchſter Genehmigung Seiner Majejtit des Könige von Bayern ze 
genwärtige Minijterial-Erflärung ausgeftellt und vollzogen und foll dieſe 
Erklärung gegen eine ähnliche königlich württembergiſche ausgewechſelt 
werden. 

München, ven 12. Januar 1854. 

Auf Seiner Majeftät des Königs Allerhöchiten Befehl. 
In Verhinderung bes f. Staatsminifters: 
Freiberr v. Belfhoven. 

Reg.-Bl. f. d. Könige. Bayern f. d. 3. 1854. Mr. 4. 2. s1 86, 
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8, Befanntmachung. Die Uebereinfunft zwifchen dem Königreich 
Bayern ımd dem Großherzogthum Heſſen, wegen gegenfeitiger 
Gertattung der Nacheile betreffend. 

Staatöminifterium des Königlihen Hauſes und des Aeußern. 

Nachdem mit allerhöciter Genehmigung Seiner Majejtät des Könige 
mit der großherzoglich heſſiſchen Regierung eine Uebereinfunft wegen ge: 
genfeitiger Geftattung der Nacheile abgejchloffen worden ift, und vie hier- 

über gleichlautend ausgefertigten Minijterialerflärungen d. d. 

Darmjtabt, ven 30. März 1855 
Münden, ven 20. April 1855 

ausgetaufcht worben find, fo wird die biesjeitige Minijterial - Erklärung 

ihrem ganzen Inhalte nach hiermit zur öffentlichen Kenntniß gebracht, 
München, ven 12. April 1855. 

Auf Seiner Majeftät des Königs Allerhöchiten Befehl. 
Freiherr von der Pfordten. 


Minifterial-Erflärung 
(vom 20, April 1855.) 
Die königlich bayeriſche und die großherzoglich heſſiſche Regierung 

bon der Ueberzeugung ausgehend, daß die zwifchen ihnen im Jahre 1839 

getroffene Verabredung, die gegenfeitige Geftattung gerichtlicher Nacheile 

betreffend, zur Gewinnung entfprechenderer Sicherheit, eine Erweiterung 
der Befugniffe der beiverfeitigen Sicherheitsorgane an ven Yandesgrenzen 
winfchenswerth erfcheinen laſſe, haben ſich über nachſtehende, die Verab- 
vedung vom Jahre 1839, ergänzende Artifel geeinigt: 

Artikel 1. bis 9. und Schluß; wörtlich gleichlautend mit der sub 

Nr. 7. vorſtehenden Minijterial-Erflärung, nur mit der Mopification, daß 

hier ad Art. 7. folgendes Aliena 2. zutritt: 

„Auch wird in den Artikeln 1., 2. und 6. vorausgefegt, daß ber in frem- 
dem Gebiete auftretende Offictant, in fo ferne venfelben nicht fchon 
feine Dienftfleivung fenntlich macht, zu feiner Legitimation mit einem 
jchriftlichen Vorweiſe verfehen fein müſſe.“ 

Reg. Bl. f. das Könige. Bayern f. d. 3. 1855. Nr. 20, ©. 373 - 379. 


9. Bekanntmachung. Die Uebereinfunft zwiſchen dem Königreich 
Bayern und dem Großherzogtbum Baden, wegen gegenfeitiger 
Geſtattung der Nacheile betreffend. 


Staatswminifterium des Königlichen Hauſes und des Aeußern. 


Nachdem mit allerhöchiter Genehmigung Seiner Majeftät des Könige 
mit der großherzolich badifchen Regierung eine Uebereinkunft wegen gegen- 
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feitiger Geftattung der Nacheile abgefchloffen worben ift, und die hierüber 
gleichlautend ausgefertigten Minijterialerflärungen d. d. 

Karlsruhe, den 16. April 1855 

München, den 27. April 1855 
ausgetaufcht worden find, jo wird die viesfeitige Minifterial - Erflärung 
ihrem ganzen Inhalte nach hiermit zur allgemeinen Kenntniß und Beob— 
achtung befannt gemacht. 

München, ven 27. April 1855. 
Auf Seiner Majeftät des Königs Allerhöchiten Befehl. 
von der Pfordten. 


Minifterial-Erflärung 


als Ergänzung der Vereinbarung vom Jahre 1843, mit ver sub Nr. 8, 
vorjtehenden Minifterial-Erflärung für das Großherzogthum Heſſen wört- 
lich gleich lautend. 

Reg.-Dl. f. d. Königr. Bayern, f. d. 3. 1855, Nr. 23. ©. 437—413. 


10. Minifterial- Erflärung, betreffend die Erweiterung der 
Uebereinfunft mit Oefterreih, vom 2%. Auguft 1852, wegen 
gegenfeitiger Geftattung der Nacheile. 


Die königlich bayerifche, und die Faiferlich öfterreichifche Regierung, 

von der Ueberzeugung ausgehend, daß die zwilchen ihnen d. d. 

München, ven 21. Auguſt 1852 
Wien, ven 29. September “ 

getroffene Verabredung, die gegenfeitige Gejtattung der gerichtlichen Nach- 

eile und die gegenſeitige Hilfsleiftung ver Gensdarmerie-Mannſchaft bei 

Feuer⸗ und Wafjergefahr und vergleichen betreffend, zur Gewinnung er- 

böhter Sicherheit eine Erweiterung ver Befugniffe diefer Mannichait an 

ven Landesgrenzen wünfchenswerth erjcheinen laſſe, haben jich iiber nach- 
ſtehende, die bezüglichen Artifel der Eingangs gedachten Verabredung vom 

Fahre 1852 ergänzende Beitimmung geeinigt. 

Zu Artikel 1. fümmt als Zufag: 

"der Gensdarmerie-Mannſchaft beiver Stationen joll der Grenzibertritt 
aber auch zu dem Zwede zugejtanden fein, um in dem Grenzgebiete des 
andern Staates über jicherheitsgeführliche oder verfolgte Individuen 
gegenfeitige Erkundigungen einzuziehen, und, in fo ferne hierzu eine fpe- 
cielle Beranlaffung gegeben jein follte, die Spuren derjelben unter 
gleichzeitiger Verſtändigung der nächjten Sicherheitsbehörbe zc. und Auf- 
forvderung verfelben zur Unterftügung oder ferner entiprechenden Amts- 
handlung weiter zu verfolgen.“ 

Art. J. wird, wie folgt, mobdificirt: 
I 4* 
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„Werden bei einer Feuer- over Waffergefahr oder einem fonftigen jenfeits 
der Landesgrenze fich ergebenden Elementar-Ereigniffe die nachbarlichen 
Rettungs-Anftalten in Anfpruch genommen, fo foll der beiverfeitigen 
Gensvarmerie der Grenzübertritt auch ohne vorläufige Reguifition der 
anverfeitigen Sicherheit8-Behörvde abwarten zu müffen, und hiernach, 
wenn es ohne wejentliche Beeinträchtigung des eigenen Dienftes gefche- 
ben kann, geftattet fein, fich in voller Ausrüftung am den Ort der Ge- 

“ fahr zu begeben, um mit Unterjtellung unter die Anordnungen ber lei 
tenden Localbehörde zum Schutze des bei ſolchen Anläffen fehr gefähr- 
beten Eigenthums und der öffentlichen Sicherheit mitzuwirken. Auch 
über diefe Dienftleiftungen ift fich die Beftätigung im Dienftbuche zu 
verichaffen.«“ 

ALS Art. 8 wird neu eingefchaltet: 

„Den Einladungen der Grenzbehbörden des einen Etaates zur Vornahme 
gemeinfchaftlicher Sicherheitsftreifen in dem Grenzgebiete ift von Seite 
der Gensdarmerie des andern Staates nach Zufäffigfeit des ihr oblie- 
genden eigenen Dienftes bereitwillig entgegen zu fommen, und bierbei 
ift denjelben im „Falle der Nothwendigfeit ver Uebertritt in das jeufei- 
tige Gebiet gejtattet.« 

Den Art. 9 bildet jodann im feiner unveränderten Faſſung ver Ar- 
tifel 8 der Verabredung vom Jahre 1852. 

Zur Urkunde deſſen wird von dem unterzeichneten Föniglichen Staate- 
Minifterium des Föniglichen Haufes und des Aeufern die gegenwärtige 
Minijterial-Erflärung mit dem Bemerfen ausgeftellt, und gegen eine ähn- 
liche kaiſerlich öfterreichifche ausgewechfelt, daß deren Beftimmungen vom 
1. November l. Is. angefangen in Kraft treten, und es in allen bier 
nicht ſpeciell vorgeſehenen Fällen bei den Beſtimmungen der Uebereinkunft 
vom Jahre 1852 ſein Verbleiben habe. 

München, den 6. September 1855. 

Königlich Bayeriſches Staatsminiſterium des Königlichen Hauſes und des 

Aeußern. 

Die Auswechſelung der gegenſeitigen Minifterial-Erflärungen hat unterm 
5. October 1855 zu Wien ftattgefunden. 

Publicirt mit Staatsminifterial-Befanntmachung vom 10. October 1855. 

Reg.-Bl. f. d. Königr. Bayern f. d. J. 1855. Nr. 48. ©. 1101 - 1106. 


vo. Abſchnitt. 


JZurisdictions - Berträge in Bezug auf Auslieferung 
von Verbrechern. 


1. Sonvention zwifchen den Kronen Bayern und Frankreich, über 
gegenfeitige Auslieferung von Derbrechern, vom 23. März 1846. 


Ludwig 
von Gottes Gnaden König von Bayern ꝛc. ꝛc. 


Zwiſchen Uns und Seiner Majeftät dem Könige ver Franzofen ift 
am 23. März heurigen Yahres eine Convention wegen gegenfeitiger Aus: 
lieferung von Verbrechern abgefchlojien worden, welche lautet, wie folgt: 


Convention. 

Nachdem Seine Majeftät ver König von Bayern und Seine Maje- 
ftät der König der Franzofen übereingefommen find, eine Convention we- 
gen gegenfeitiger Auslieferung der Verbrecher abzufchliegen, haben Aller: 
höchſtdieſelben zu dieſem Behufe mit Bollmachten verjehen, und zwar: 

Seine Majeſtät der König von Bayern Allerhöchit Ihren geheimen 
Kath und Staatsrath im außerorventlichen Dienjte, Kämmerer, außeror— 
dentlichen Gejandten und bevollmächtigten Minifter bei Seiner Majeftät 
dem Könige. der Franzoſen, Friedrich Grafen von Luxburg, Großkreuz des 
Verdienſt-Ordens der baverifchen Krone, des königlich griechifchen Erlöfer- 
Ordens, des königlich ſächſiſchen Civil-Verdienſt-Ordens, des großherzog: 
(ih badifchen Zähringer » Yöwen- Ordens, Nitter des Föniglich preußischen 
rothen Adler-Ordens erjter Klaſſe und des königlich württembergifchen 
Friedrichs- Ordens und Großkreuz des herzoglih Sachſen-Weimar'ſchen 
Ordens vom weißen Falfen; und 

Seine Majeftät der König ver Franzofen, Allerhöchſt Ihren Mini- 
iter und Staats-Sefretär für das Departement ver auswärtigen Angele- 
genheiten, Herrn Franz Peter Wilhelm Guizot, Großfreuz des Föniglichen 
Ordens der Ehren-Yegion, Ritter des goldenen Vließes von Spanien, 
Großfreuz des Königlichen Ordens des Erlöfers von Griechenland, des 
Yeopold - Ordens von Belgien, des Faiferlichen Ordens des Kreuzes von 
Brafilien, und des großherzoglich tosfanifchen St. Joſephs-Ordens. 

Welche nach vorheriger Mitteilung ihrer gegenfeitigen Vollmachten 
über folgende Artilel übereingefommen find: 
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Artikel 1. Die Regierungen von Bayern und Franfreich verpflich- 
ten fich durch die gegenwärtige Uebereinfunft, Individuen, welche ſich von 
Bayern nah Franfreih, und von Frankreich nach Bayern geflüchtet ha— 
ben, und als Urheber over Mitfchulvige eines der nachjtehend (Art. 2.) 
aufgezählten Verbrechen von ven zuftändigen Gerichten in Unterfuchung 
gezogen, oder verurtheilt worden find, jedoch mit Ausnahme ihrer eigenen 
Staatsangebörigen, fich gegenjeitig auszuliefern. Diefe Auslieferung fol 
auf den von ber einen der beiden Negierungen an die andere im biplo- 
matifchen Wege zu richtenden Antrag jtattfinden. 

Art. 2. Die Verbrechen, wegen welcher die Auslieferung gegenfeitig 
zugejtanven jein foll, find: 

1) Meuchelmord, Vergiftung, Vatermord, Kindermord, Mord, Nothzucht 
(in gewaltfamer Weife vollzogen, oder verfuchte — gegen die 
Schamhaftigkeit); 

2) Brandſtiftung; 

3) Verfälſchungen in authentiſchen oder Handlungsſchriften und in Pri— 
vat-Schriften, mit Inbegriff der Nachahmung von Bank-Billets und 
öffentlichen Creditpapieren, wenn die zur Laſt gelegte That unter Um— 
ſtänden verübt worden iſt, welche im Falle der Begehung in Frank— 
reich, die Anwendung einer Leibes- und entehrenden Strafe zur Folge 
haben würden ; 

4) Berfertigung oder Inumlaufſetzung falfher Münzen, mit Einfluß 
der Nachahmung, Inumlauffegung oder Verfälfhung von Bapiergelp; - 

5) Nachahmung von zur Bezeichnung von Gold und Silber dienenden 
Staatsſtempeln; 

6) falſches Zeugniß; Verleitung von Zeugen zu falſchen Ausſagen; 

7) Diebſtahl, wenn derſelbe von Umſtänden begleitet war, welche ihm 
nach der Geſetzgebung beider Länder das Merkmal eines Verbrechens 
aufdrücken; 

8) von öffentlichen Verwahrern verübte Entwendungen, jedoch nur in 
jenen Fällen, in welchen nach der franzöfifchen Geſetzgebung Yeibes- 
und entehrende Strafen zuerfannt werben würden; 

9) betrüglicher Banferott. 

Art. 3. Alle Gegenftände, welche aus dem Befige eines Beſchuldig⸗ 
ten bei deſſen Verhaftung hinweggenommen werden, ſollen zu dem Zeit— 
punkte, in welchem die Auslieferung bewirkt wird, mit übergeben werben, 
und es foll fich dieſe Webergabe nicht bloß auf die entwendeten Sachen 
beſchränken, jondern auch alle jene Gegenftände umfaffen, welche zum 
Beweife der Vergehung vienen könnten. 

Art. 4. Die Urkunden, welche zur Unterjtügung von Auslieferungs- 
Anträgen beigebracht: werden müjjen, find ber gegen ven Befchuldigten 
erlaffene und nad den geſetzlichen Formen desjenigen Staates, welcher vie 
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Auslieferung begehrt, ausgefertigte Verhaftsbefehl oder. irgend eine an- 
dere Urkunde, welche mindeſtens dieſelbe Kraft, wie dieſer Befehl hat, und 
gleichfalls die Natur und die Schwere ver unterfuchten That, fo wie vie 
bierauf anwendbare Strafbejtimmung angibt. 

Art. 5. Wenn das Individuum, deſſen Auslieferung verlangt wird, 
in dem Yande, in welches fich dasjelbe geflüchtet hat, bereits wegen eines 
eben vajelbjt begangenen Verbrechens oder Vergehens in Unterfuchung ge- 
zogen oder verurtheilt ift, fo bat die Auslieferung erjt nach Erftehung 
der gegen dasſelbe erfannten Strafe zu erfolgen. 

Art. 6. Die Auslieferung kann nicht jtatt finden, wenn feit ver 
Begehung der zur Laft gelegten That, feit dem Unterfuhungs-VBerfahren 
oder feit der Verurtheilung eine Verjährung ver Anklage ober ver Strafe 
nach den Gefeken vesjenigen Landes eingetreten ift, im welches fich der 
Beſchuldigte oder Verurtheilte geflüchtet hat. 

Art. 7. Die dur die Verhaftung, durch die Gefangenhaltung und 
durch den Transport der Ausgelieferten bis zu dem Orte, an welchem 
vie Uebergabe bewirft wird, verurfachten Koften werben von jenem ver 
beiven Staaten getragen, in deſſen Gebiete die Ausgelieferten ergriffen 
werden find. 

Art. 8. Die Beitimmungen der gegenwärtigen Uebereinfunft können 
auf Individuen feine Anwendung.finden, welche fich irgend eines politi- 
ſchen Vergehens ſchuldig gemacht habeır. 

Die Auslieferung kann daher nur zur Unterſuchung und Beſtrafung 
gemeiner Verbrechen eintreten. 

Art. 9. Wenn ein in Anſpruch genommenes Individuum gegen 
Privat-Perfonen Verbindlichkeiten eingegangen bat, an deren Erfüllung er 
durch feine Auslieferung verhinvert tft, jo foll dasſelbe nichts deſto weni- 
ger ausgeliefert werben, und es bleibt dem beſchädigten Theile überlaffen, 
feine Rechte vor der zuftändigen Obrigfeit zu verfolgen. 

Art. 10. Die gegenwärtige Uebereinkunft tritt exit zehn Tage nad 
ihrer Veröffentlichung in den durch vie Gefege der beiden Staaten vor- 
gejchriebenen Formen in Wirkjamtfeit. 

Art. 11. Die gegenwärtige Uebereinfunft bleibt bis zum Ablauf won 
ſechs Monaten nach der von Seite einer ver beiden Negierungen etwa 
erfolgenven Aufkündigung gültig. Sie wird ratificirt und es follen bie 
Ratificationen in dem Zeitraum von zwei Monaten oder wo möglic noch 
früher ausgewechjelt werven. 

Zur Urkund deſſen haben vie refpectiven Bevollmächtigten folche un- 
terfchrieben und derſelben ihre Wappen beigebrüdt. 

Gefchehen zu Paris den 23. März im Jahre ver Gnade Eintaufend 
acht Hundert ſechs und vierzig. 

(L.S.) gez. Friedrich Graf v. Zurburg. (L.$.) ge. Guizot. 
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Nachdem nun vorftehende Konvention von Uns, am 15. April, und 
von Seiner Majeftät dem Könige der Franzofen, am 18. April heurigen 
Jahres, ratificirt, und bie beiderfeitigen Katificationg-Urkunden am 16. 
des verfloffenen Monats Mai zu Paris ausgewechjelt worden find, fo 
laſſen Wir viefelbe hiermit zur allgemeinen Wifjenfchaft und Nachachtung 
veröffentlichen. 

München, ven 5. Juni 1846. 

Ludwig. 
Reg ⸗Bl. f. d. Königr. Bayern f. d. J. 1846. Nr. 17. S. 329-344. 


2. Bekanntmachung. Die am 33. März 1846 mit Frankreich 
abgeichloffene Gonvention, über die gegenfeitige Auslieferung von 
Verbrechern betreffend. 

Staatsminifterium des königlichen Haufes und bes Aeußern. 

Unter Bezugnahme auf die Allerhöchite Bekanntmachung vom 5. 

Juni heurigen Jahres (NRegierungsblatt Nr. 17. ©. 329 — 344) wird 

hiermit weiter® zur allgemeinen Kenntniß gebracht, daß die am 23. März 

heurigen Jahres mit Frankreich abgefchloffene Convention über gegenfei- 
tige Auslieferung von Verbrechern im verfloffenen Monate auch in Frank: 
reich durch das Bulletin des lois Wr. 1298 veröffentlicht worden, und da— 
her nunmehr in Gemäßheit des Artifels 10 in Wirkſamkeit getreten it. 

München, ven 24. Yuli 1846. 

Auf Seiner Majejtäit des Königs Allerhöchſten Befehl. 
v. Abel. 
Reg.-Bl. f. d. Königr, Bayern f. d. Jahr 1846, Nr. 26. S. 579-580, 


3. Bekanntmachung der am 5. Februar zwifchen Bayern und 
Belgien abgejchloffenen Convention, über gegenfeitige Auslieferung 
von Berbrecern. 


Ludwig 
von Gottes Gnaden König von Bayern ıc. ꝛc. 
Zwifchen Uns und Seiner Majeftät vem Könige ver Belgier ift am 
5. Februar heurigen Jahres eine Convention wegen gegenfeitiger Auslie— 
ferung von Berbrechern abgefchloffen worden, welche lautet, wie folgt: 


Auslieferungs-Bertrag. 


Seine Majeftät ver König von Bayern und Seine Majeftät ver 
König dev Belgier, von dem Wunfche befeelt, eine Convention wegen ge: 
genjeitiger Auslieferung von in Anklageftand Verſetzten und Verbrechern 
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abzufchliegen, haben zu viefem Behufe mit Vollmachten verjehen, und 
jwar : 

Seine Mäjeftät der König von Bayern: Den Herrn Carl Auguft 
von Oberfamp, Ritter Allerhöchft Ihres Ordens der bayeriſchen Krone, 
Großfreuz des großherzoglich badischen Zühringer - Köwen - Drvens, Com— 
mandeur des großherzoglich heffiichen Ordens Philipp des Großmüthigen, 
Ritter des Faiferlich königlich öfterreichifchen Ordens ber eifernen Krone 
dritter Klaffe, Allerhöchſt Ihren bevollmächtigten Geſandten zur hohen 
deutfchen Bundesverfammlung und außerorventlihen Geſandten und bevoll- 
mächtigten Minifter an dem kurheſſiſchen, großherzoglich heſſiſchen und 
herzoglich naſſauiſchen Hofe, und 

Seine —— der König der Belgier: Den Herrn Camillus Gra- 
fen von Briey, Baron de Landres, Offizier Allerhöchſt Ihres Leopold⸗— 
Ordens, Großkreuz des königlich bayeriſchen St. Michael-Ordens, der 
königlich franzöſiſchen Ehrenlegion, des königl. ſpaniſchen Ordens Carls III., 
des königlich niederländiſchen Löwen-Ordens, des königl. griechiſchen Er— 
löjer-Drveng, des großherzoglich heſſiſchen Ludewigs-Ordens und bes per— 
ſiſchen Sonnen- und Löwen-Ordens I. Klaſſe, Mitglied des Senates, Al- 
lerhöchſt Ihren außerordentlichen Geſandten und bevollmächtigten Miniſter 
bei dem durchlauchtigſten deutſchen Bunde, an dem königlich württember— 
giſchen, dem großherzoglich badiſchen, dem kurheſſiſchen und großherzoglich 
heſſiſchen und herzoglich naſſauiſchen Hofe, ſo wie bei der freien Stadt 
Frankfurt; 

welche Kraft der Special-Vollmachten, mit welchen fie betraut wor- 
ven, über folgende Artifel übereingefommen find: 

Artikel 1. Die Regierungen Seiner Majeftät des Könige von 
Bayern und Seiner Majeftät des Königs der Belgier verpflichten fich, 
Individuen, welche fih von Belgien nad) Bayern und von Bayern nad) 
Belgien geflüchtet haben, und welche wege: eines ver hier nachitehend 
aufgezählten Verbrechen und Vergeben, als: 

1) Meuchelmord, Vergiftung, Vatermord, Kindermord, Mord, Nothzucht, 

2) Branpftiftung, 

3) Schriftenfälfhung, mit Inbegriff ver Nachahmung von Banf-Billets 
und öffentlichen Crebitpapieren, 

4) falfche Münze, 

5) falfches Zeugniß, 

6) Diebſtahl, Prellerei, Erpreſſung, von öffentlichen Verwahrern verübte 

Entwendung, 

7) betrüglicher Banterott, 
von den zuftändigen Gerichten waren in Anklageſtand verjeßt over verur- 
theilt worden, jedoch mit Ausnahme ihrer eigenen Staats - Angehörigen, 
fih gegenfeitig auszuliefern. 
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Art. 2. Sollten fi Fälle ergeben, welche — wenn gleich in bie 
Kategorie der im vorhergebenven Artifel erwähnten Handlungen gehörig 
— doch fo eigenthümlich und außerordentlich wären, daß die Auslieferung 
des reflamirten Individuums die Bilfigfeit und Menfchlichfeit zu verlegen 
jcheinen würde, — für folche Fälle behält fich jede ver beiden Negierum- 
gen das Recht vor, in diefe Auslieferung nicht einzuwilligen, — Es wird 
der Regierung, welche die Auslieferung verlangt, Kenntniß von ven Grün- 
ven ber Verweigerung gegeben werben. 


Art. 3. Wenn das Individuum, deffen Auslieferung verlangt wird, 
wegen eines in dem Lande, in welches es fich geflüchtet, begangenen Ver— 
brechens over Vergehens in Unterfuchung gezogen iſt oder fih in Haft 
befindet, fo kann feine Auslieferung bis zu dem Zeitpunfte verfchoben 
werben, an welchem es feine Strafe erjtanden haben oder durch ein End— 
Urtheil frei gefprochen worden fein wird. 

Art. 4. Die Auslieferung wird nur auf den Grund eines Erfennt: 
nifjes auf Verurtheilung oder Inanklageſtandſetzung zugeftanden werden, 
welches entweder von einem Gerichte oder einer andern zuftändigen Be— 
hörde nach den gefeglichen Formen des vie Auslieferung anſinnenden 
Staates erfolgt, und in Urfchrift oder font vollgültiger Ausfertigung bei- 
gebracht worden fein wird. 

Art. 5. Der Fremde, deſſen Auslieferung angefonnen wird, kann in 
beiden Ländern wegen einer der in Artikel 1. erwähnten Thaten auf den 
Grund eines beigebrachten Verhafts-Befehls, welcher von ver zuftändigen 
Behörde erlaffen, und nach ven durch die Gefete des reclamirenden Staa- 
tes vorgejchriebenen Formen ausgefertigt worden, in proviforifchen Ver— 
haft genommen werben. | 

Diefe Berhaftung wird nach ven Formen und Normen vorgenommen 
werben, welche durch die Gefeggebung desjenigen Staates vorgejchrieben 
find, dem dieje Verhaftung angejonnen wird. 

Der in proviforische Haft gebrachte Fremde wird wieder in ‚Freiheit 
gejegt, wenn ihm nicht binnen drei Monaten nach ven durch die Gefeg- 
gebung des die Auslieferung verlangenden Staates vorgejchriebenen For— 
men Nachricht gegeben wird, daß ein Erfenntnig auf Inanklageſtandſetzung 
oder eine Verurtheilung gegen ihn vworliege. 


Art. 6. Es wird ausprüclich bejtimmt, daß das Individunm, dej- 
jen Auslieferung wird zugeftanden worden fein, in feinem alle könne 
wegen irgend eines vor der Auslieferung verübten politifchen Vergeheng, 
noch irgend einer mit einem Ähnlichen Vergeben in Zufammenbang ſtehen— 
ven That, noch wegen irgend eines ver in gegemmwärtiger Convention nicht 
erwähnten Verbrechen und Vergehen in Unterfuchung gezogen und bejtraft 
werden. 


’ 
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Art. 7. Die Auslieferung kann nicht ftattfinden, wenn feit der Be 
gehbung der zur Laſt gelegten That, jeit dem Unterfuchungs + Verfahren 
oder feit ver Verurtheilung eine Verjährung der Anklage ober ver Strafe 
nach den Gefeten vesjenigen Yandes eingetreten ijt, in welchem ver Fremde 
fich befindet. ’ | 

Art. 8. Die bei vem Befchuldigten vorgefundenen Gegenſtände, in 
deren Befit fich verfelbe in Folge des Verbrechens gefett, die Inſtrumente 
oder Werkzeuge, deren er fich zu deſſen Begehung bevient hatte, fo wie 
andere Beweisſtücke werben ver die Auslieferung anfinnenden Regierung 
jurücgeftellt, wenn die zuftändige Behörde des angegangenen Staates de— 
ren Rückgabe angeordnet hat. 

Art. 9. Die durch die Verhaftung, ven Unterhalt und den Trans 
port des Individuums, deffen Auslieferung zugeftanden worden fein wird, 
verurfachten Koften bleiben jevem ver beiden Staaten innerhalb ver Gren— 
zen ihrer refpectiven Gebiete zur Laſt. 

Die durch den Transport verurfachten Koften während des Durd)- 
ganges über das Gebiet der dazwifchen liegenden Staaten fallen dem bie 
Auslieferung anfinnenden Staate zur Yait. 

Art. 10. Die gegenwärtige Uebereinfunft tritt erft zehn Tage nad 
ihrer Beröffentlihung in den durch die Gefete eines jeden Staates vor: 
geichriebenen Formen in Wirkſamkeit. 

Sie bleibt bis zum Ablaufe von ſechs Monaten nach der von Seite 
einer ber beiden Negierungen etwa erfolgenden Auffündigung gültig. 

Sie wird ratificirt und es follen die Natificationen in dem Zeit- 
raume von ſechs Wochen, over wo möglich noch früher, ausgemechjelt 
werben. 

Zur Urkunde deſſen haben wir Bevollmächtigte Seiner Majeftät des 
Könige von Bayern und Seiner Majejtät des Königs der Belgier die 
gegenwärtige Convention unterjchrieben und mit unfern Siegeln verfehen 
zu Franffurt a. M. ven 5. Februar 1846. 

(L. S.) 9. & A. v. Oberkamp. (L. S.) g3. Graf v. Briey. 

Nachdem num vorjtehende Convention von Uns am 14. März und 
von Seiner Majeftät vem Könige ver Belgier am 5. März heurigen Jah— 
res ratificirt und die beiberfeitigen Ratifications - Urkunden am 25. des 
befagten Monats März; zu Franffurt a. M. ausgewechfelt worden fin, 
io laſſen Wir dieſelbe biemit zur allgemeinen Wiſſenſchaft und Nachacht- 
ung veröffentlichen. 

Alchaffenburg, ven 23. Juni 1846. 

Ludwig. 
Reg.“Bl. f. d Königr. Bayern f. d. J. 1846. Nr. 22. SE 47919. 


— ——— — — — 
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4. Befanntmahung. Die am 5. Februar 1846. mit Belgien ab- 
geſchloſſene Gonvention, über gegenfeitige Auslieferung von Ver— 
brechern, betreffend. 
Minifterium des Fönigl. Haufes und des Aeußern. 


Da nad) ven Beitimmungen des Art. 10. Abſatz 1. der am 5. Fe 
bruar laufenden Jahres mit Belgien abgefchloffenen und in der Nr. 22. 
des königlichen Regierungsblattes vom 13. vorigen Monats veröffentlich- 
ten Convention, über gegenfeitige Auslieferung von VBerbrechern, dieſe 
Uebereinfunft zehn Tage nach ihrer DVeröffentlihung in ben durch bie 
Geſetze eines jepen Staates vorgejchriebenen Formen in Wirkffamfeit zu 
treten bat, fo wird hiermit zur Kenntniß gebracht, daß der gebachte Ver: 
trag belgifcherfeits in der Nr. 129. des „Moniteur belge* — als des 
belgifchen Amtsblattes — vom 9. Mai laufenden Jahres befannt gemacht 
worben fei. 

München, ven 1. Auguſt 1846. 

Auf Seiner Majeſtät des Königs Allerhöchiten Befehl. 
Graf von Bray. 
Reg.Bl. f. d. Königr. Bayern f. d. J. 1846. Nr. 27. ©. 593 - 59. 


3. Vertrag zwiſchen der füniglih bayerischen Regierung umd der 
Schweizer - Eidgenoffenichaft, über gegenfeitige Auslieferung von 
Verbrechern. 


Nachdem Seine Majeſtät der König von Bayern und die Schweizer 
Eidgenoſſenſchaft übereingekommen ſind, einen Vertrag über gegenſeitige 
Auslieferung von Verbrechern abzuſchließen, ſo ſind zu dieſem Behufe mit 
Vollmachten verſehen worden und zwar: 

Von Seiner Majeſtät dem Könige von Bayern: 

Der königliche Kämmerer, außerordentliche Geſandte und bevollmäch— 
tigte Miniſter bei der Schweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft, Herr Ferdinand 
Freiherr von Verger, Comthur des Civil-Verdienſtordens der bayeriſchen 
Krone und des St. Michaels-Ordens ꝛc.; 

Von Seite des Schweizeriſchen Bundesrathes: 

Der Kanzler der Eidgenoſſenſchaft, Herr Johann Ulrich Schieß, 
welche nach vorheriger Mittheilung ihrer gegenſeitigen Vollmachten über 
folgende Artikel übereingekommen ſind: 

Artikel 1. Die Staatsregierung Seiner Majeſtät des Königs von 
Bayern einerfeits, und die Schweizerifche Eidgenoſſenſchaft anvererfeits, 
verpflichten fich durch die gegenwärtige Uebereinfunft, — Individuen, 
welche fih von der Schweiz nach Babern, oder aus Bayern nach der 
Schweiz geflüchtet haben, und als Urheber over Mitfchulpige eines ver 
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im Artifel 2. aufgezählten Verbrechen von den zuftändigen Behörben in 

Unterfuchung gezogen oder verurtheilt worden find, jedoch mit Ausnahme 

ihrer eigenen — baberifchen vefp. ſchweizeriſchen Staatsangebörigen, fich 

gegenfeitig auszuliefern. 

Die Auslieferung foll auf den von der Regierung des einen Staa- 
tes am jene des andern im biplomatifchen Wege zu richtenden Antrag 
ftatt finden. 

Art. 2. Die Verbrechen, wegen welcher die Auslieferung gegen- 
feitig zugeſtanden fein fol, find: 

1) Mord, ven Kindsmord inbegriffen; 

2) Todtſchlag; 

3) Berftümmelung und fchwere Körperverlegung ; 

4) Abtreibung ver Yeibesfrucht und Kindes-Ausjegung ; 

5) Brambitiftung; 

6) Nothzucht und Blutſchande; 

7) Fälfhung von öffentlichen Handels- oder Privatichriften (mit Ein- 
ſchluß der Fälfhung von Banfbillets und Staats- Papieren), jo wie 
Fälfhung im Allgemeinen; 

8) Betrug; 

9) Falfhmünzung oder Verfälfhung von Münzen, Nachahmung oder 
Verfälſchung von Papiergeld; 

10) Abjichtliche in Umlauffegung falſcher Münzen over falfchen Papier- 
Geldes, im Einverftänpniffe mit dem Fälfcher ; 

11) falfches Zeugniß und gerichtliche Verläumdung; 

12) Meineid; 

13) Diebftahl, Raub, Erpreffung ; 

14) Unterfchlagung, verübt von öffentlihen Veamten, Vormündern, Ku: 
ratoren, Verwaltern, Privat-Nechnungsführern over jonftigen Be— 
vienjteten ; 

15) betrüglicher Banferott. 

Die Beurtheilung der Frage, ob im gegebenen Falle eine der vor 
ftebend bezeichneten Handlungen im Verbrechensgrade ftrafbar fei, richtet 
fih nach den Geſetzen desjenigen Staates, welcher die Anslieferung be- 
gehret. 

Art. 3. Gleichzeitig mit der Auslieferung follen auch alle bei dem 
Berfolgten vorgefundenen Gegenftände übergeben werten, und es hat fich 
dieſe Uebergabe nicht bloß auf die entwendeten Sachen, ſondern auch auf 
alte jene Gegenftände zu erjtreden, welche zum Beweife des Verbrechens 
dienen können. 

Vorbehalten bleiben die Nechte Dritter, an dem Verbrechen unbethei: 
ligter Berfonen auf die in diefem Artitel bezeichneten Gegenftände, fowie bie 
foitenfreie Zurüdftellung ver legtern nach gemachtem Gebrauche. 
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Art. 4. Zur Unterftügung von Auslieferungs-Anträgen ift die Bei- 
bringung des gegen ven Befchulpigten erlaffenen und nach den gefeßlichen 
Formen bes requirirenden Staates ausgefertigten VBerhaftsbefehls, oder 
irgend einer andern Urkunde erforderlich, welche viefelbe Kraft wie eim 
Berhaftsbefehl hat, und gleichfalls die Natur und Schwere der unterfuch- 
ten That, jowie die hierauf anwenbbare Strafbeftinumung angibt. 

Art.5. Wenn das Individuum, deſſen Auslieferung verlangt wird, 
in dem Lande, in welches fich dasjelbe geflüchtet hat, bereits wegen eines . 
eben dafelbjt begangenen Verbrechens oder Vergehens in Unterfuchung 
gezogen oder verurtheilt ijt, jo hat die Auslieferung erjt nach Erjtehung 
der gegen dasſelbe anerfannten Strafe zu erfolgen. 

Art. 6. Die Auslieferung fann verweigert werben, wenn feit ber 
Begehung der zur Laft gelegten That, jeit dem Unterfuchungs-Verfahren, 
oder feit ver VBerurtheilung, eine Verjährung der Anklage oder ver Strafe 
nach den Geſetzen desjenigen Yandes eingetreten ift, im welches fich ver 
Beichuldigte oder Verurtheilte geflüchtet hat. 

Art. 7. Die durch die Verhaftung, die Gefangenhaltung und ven 
Transport des Auszuliefernden, fo wie die durch die Verjendung ber im 
Artikel 3 bezeichneten Gegenftände, verurjachten Ktoften werden von dem— 
jenigen Staate, in deſſen Gebiet der Verfolgte ergriffen worden ift, bis 
zur Grenze feines Staategebietes, getragen. 

Art. 8. Sind, zur Erhebung ver Umftände eines in Bayern oder 
der Schweiz begangenen Berbrechens, Angehörige des einen oder andern 
Staates mit ihren Zeugniffen zu vernehmen, jo find, — fofern dieſe Ber- 
fonen nicht berechtigt ericheinen, fich nach den Gefeßen ihres Landes die— 
ſes Zeugniffes zu entfchlagen, und hiervon Gebrauch machen wollen, — 
die beiverfeitigen zuftindigen Behörden verpflichtet, ven an fie ergangenen 
unmittelbaren Nequifitionen gegenfeitig zu entfprechen, und die Vernehm- 
ungs-Protolle der requirirenden Behörde im Driginal oder beglaubigter 
Abſchrift mitzutheilen. 

Eine Ausnahme hiervon, und fomit eine Ablehnung der gejtellten 
Reguifition hat nur dann Statt zu finden, wenn die Unterfuchung gegen 
einen, noch nicht von der requirivenvden Behörde verhafteten Angehörigen 
der requirirten Regierung gerichtet ift, oder die Anjchuldigung der bereits 
verhafteten Perfon eine That betrifft, welche nach den Yandesgefesen ber 
requirirten Behörde ftraflos ift. 

Art. 9. Unter den im vorhergehenden Artikel gedachten Beſchränk— 
ungen find in außerorventlichen Fällen, wenn es zur Herjtellung ver Iden— 
tität eines Verbrechens over zur Erwahrung des corpus deliati nothwen- 
dig erfcheint, — jedoch immer mur auf vorausgegangenen Antrag im 
viplomatifchen Wege, die Zeugen gegenfeitig auch perfönlich zu ftellen. 
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Der auf ſolche Weiſe vor die zuſtändige Behörde des requirirenden 
Staates ſiſtirte Zeuge darf weder an dem Orte ſeiner Vernehmung, noch 
während ſeiner Hin- und Rückreiſe feſtgenommen, noch ſonſt in ſeinen 
Rechten beeinträchtigt werben, es ſei denn, daß ver Zeuge als Mitſchuldi— 
ger erfannt, oder während feines Aufenthaltes im fremden Lande ein Ver- 
brechen fich zu Schulden fommen laffen, und auf offener That ergriffen 
wurde, in welchen Fällen das fragliche Individuum, unter Anwendung 
ver Beftimmung des Artikels 7. an die zuftändige Behörve feines Landes 
auszuliefern iſt, um vor feinen ordentlichen Richter geftellt zu werden. 


Art. 10. Die requirirenden Behörven find in den Art. 8. und 9. 
bezeichneten Fällen verpflichtet, ven requirirten Behörden die auf Erledig— 
ung von Requiſitionen erlaufenen baaren Auslagen zu vergüten, und bei 
Siftirung von Zeugen, diefen insbejonders noch gebührende Entſchädigung 
für Reife und Aufenthalt zu leiften, von welcher auf Verlangen ein ver- 
bältnigmäßiger Theil vorzufchießen ift. — Als Maaßſtab für dieſe Koften- 
Vergütung und Entſchädigungen werben jene Normen angenommen, bie 
bierfür bei ver requirirten Behörde gelten. 

Urt. 11. Die Beftimmungen ber gegenwärtigen Lebereinfunft tön- 
nen auf Individuen feine Anwendung finden, welche einer Linterfuchung 
oder Beitrafung wegen irgend eines politifchen Verbrechens oder Ver: 
gehens in jenem Staate unterliegen, wohin die Auslieferung gejchehen foll, 

Die Auslieferung kann ſonach nur zur Unterfuchung und Beitrafung 
gemeiner Verbrechen eintreten. 

Art. 12. Die gegenwärtige Uebereinkunft it auf zehn Jahre ab- 
gejchloffen. 

Findet ſechs Monate vor Ablauf diejer Frijt feine Auffündigung von 
Seite der contrabirenden Theile ftatt, fo wird die Uebereinkunft für fo 
lange als jtillichweigend verlängert angenommen, als nicht eine Auffün- 
digung erfolgt, in welchem Falle dann die Gültigfeit des Vertrages nach 
ſechs Monaten, vom Kündigungstage an gerechnet, erliicht. 

Art. 13. Diefe Uebereinfunft fol von beiden Theilen der höchſten 
Genehmigung und Ratification unterjtellt, und es jollen die Katificatio- 
nen innerhalb ſechs Monaten, vom Tage der Unterzeichnung durch bie 
Special Bevollmächtigten au, oder früher, wenn es möglich ift, ausge- 
wechjelt werben. 

Art. 14. Zur Urkunde deſſen haben die beiderjeitigen Bevollmäch- 
tigten, unter Vorbehalt der angeführten Ratificationen, die worjtehenden 
Artikel unterzeichnet und ihre Siegel beigedrudt. 

Baden, Sonnabend ven 28. Juni im Jahre 1851. 

Der k. bayer. Bevollmächtigte: Der Eidgenöſſ. -Bevollmächtigte: 
(L.S.) Frhr. v. Berger. (L.S.) J. U. Schieß. 
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Die Auswechfelung der Ratificationen hat am 20. Auguft 1852 ftatt- 
gefunden. * 

Publicirt mittelſt Staatsminiſterial-Bekanntmachung vom 27. Aus 
guſt 1852. 

Reg.“Bl. f. d. Königr. Bayern f. d. J. 1862. Nr. 43. ©. 921-980. 
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6. Lebereinfunft zwijchen dem Königreich Bayern und dem König- 
reich der Niederlande, vom 25. Cftober 1852, die Auslieferung 
von Berbrechern betreffen. 


Nachdem Seine Majeftät der König von Bayern und Seine Meaje- 
jtät der König der Niederlande für nüglich befunden haben, die Ausliefer- 
ung ber Verbrecher durch eine Uebereinkunft zu regeln, haben Allerhöchft 
Diefelben zu diefem Behufe mit VBollmachten verfehen, und zwar: 

Seine Majejtät ver König von Bayern 
Allerhöchſt Ihren Kämmerer, Yegationsrath und Minifter - Nefidenten bei 
Seiner Majeftät dem Könige der Niederlande, Marimilian Grafen von 
Moragan, Ritter Allerhöchft Ihres Verdienſtordens vom heil. Michael, 
Großcomthur des füniglich griechifchen Erlöfer- Ordens und Commandeur 
II. Claſſe des großberzogl. heſſiſchen Verdienſtordens Philipp des Grof- 
müthigen; und 

Seine Majeftät der König der Niederlande 
den Herrn Jacob Peter Pompejus Baron von Zuhlen van Nyevelt, Al- 
lerhöchſt Ihren Minifter der auswärtigen Angelegenheiten ; 
welche nach vorheriger gegenfeitiger Mittheilung ihrer WVollmachten über 
folgende Punfte übereingefommen find: 

Urtifel 1. Die königlich bayeriſche und die königlich nieverländi- 
fche Regierung verpflichten fich, gegenfeitig auf Antrag des andern Thei— 
les fich diejenigen Perfonen mit Ausnahme ihrer eigenen Staatsangehö— 
rigen auszuliefern, welche durch die Gerichte oder durch den Richter des- 
jenigen von beiden Staaten, in welchem oder gegen welchen vie Verbre— 
chen oder Vergehen begangen worven, verurtheilt oder in Anklagezuftand 
verfett worden find, oder gegen welche ein gerichtliches Verfahren mit 
Verhaftsbefehl eingeleitet ift. 

Unter der Benennung der eigenen Staatsangehörigen find, was ven 
Vollzug der gegenwärtigen Webereinkunft angeht, ſolche Fremde mit ver- 
ftanden, welche nach den Gefegen des Yandes, bei dem die Auslieferung 
verlangt wird, ven eigenen Unterthanen gleich gejtellt find, eben fo vie- 
jenigen Ausländer, welche jich im Yande nievergelaffen, und nach ihrer 
Verheirathung mit einer Inläuderin, ein oder mehrere Kinder aus biefer 
Ehe befigen, welche im Lande geboren find, 
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Art. 2. Die Auslieferung fol nur im Falle ver Verurtheilung, 
Anklage oder Verfolgung wegen folgender Verbrechen oder Vergehen ftatt- 
finden, und zwar, wenn biefe außerhalb des Gebietes vesjenigen Staates 
begangen find, bei welchem die Auslieferung in Antrag gebracht wird. 

1) Meucelmord, Vergiftung, Vatermord, Kindermord, Todtſchlag, 

Nothzucht; 

2) Brandſtiftung: 
3) Verfälſchung von Schriften, mit Inbegriff ver Nachahmung von 

Bankbillets, von Papiergeld und öffentlichen Creditpapieren; 

4) falfches Zeugniß; 

5) Münzfälfhung, Münzverfchlechterung und wiffentlihe Inumlaufſetz- 
ung faljchen Gelves ; 

6) Diebjtahl unter erfehwerenden Umftänvden, Unterfchlagung Seitens 
öffentlicher Einnehmer oder Verwahrer, Prellerei, Erpreſſung; 

7) Beftechung öffentlicher Beamten; 

8) betrüglicher Bankerott. 

Art. 3. Die Auslieferung foll nicht ftattfinden, wenn fie auf Grund 
desjelben Verbrechens oder Vergehens beantragt wird, wegen deſſen das 
reclamirte Individuum in dem Lande, in welchem es fich befinvet, verfolgt 
worden iſt oder verfolgt wird. 

Wenn das reclamirte Individuum wegen eines andern Verbrechens 
oder Vergehens gegen vie Gefete des Staates, bei dem die Auslieferung 
in Antrag gebracht wird, verfolgt wird oder verhaftet ift, fo foll feine 
Auslieferung eingeftellt werden, bis es außer Verfolgung geftellt oder 
freigeiprochen worden ijt oder feine Strafe abgebüßt hat. 

Dieß findet auch jtatt, wenn das reclamirte Individuum Schulven 
halber verhaftet ijt. 

Art. 4. Die Auslieferung kann nicht ftattfinden, wenn die Anklage 
oder die Strafe nach den Gejegen desjenigen Landes verjährt ijt, bei 
welchem die Auslieferung in Antrag gebracht wird, 

Art. 5. Die Auslieferung foll auf diplomatiſchem Wege in Antrag 
gebracht und nur dann zugeſtanden werben, wenn ein verurtheilendes Er- 
fenntniß oder eine Ankflage-Acte oder eine gerichtliche Verfolgungs-Drpon- 
nanz mit Verhaftsbefehl in Original oder in beglaubigter Abjchrift aus- 
gefertigt und in den durch die Geſetzgebung des die Auslieferung begehrenden 
Staates vorgefchriebenen Formen beigebracht wird, welches Schrifttüd das 
in Rede ftehende Verbrechen over Vergehen und das darauf anwenbbare 
Strafgejeß bezeichnet. 

Art. 6. Die durch die Verhaftung, ven Unterhalt und ven Trans- 
port des Individuums, deſſen Auslieferung zugeftanden worben fein wird, 
verurfachten Koften bleiben jedem ver beiden Staaten innerhalb ver Grenzen 
ihrer refpectiven Gebiete zur Lait. 

5 
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Die durch den Unterhalt und Transport verurfachten Koſten während 
des Durchzuges über pas Gebiet der dazwifchen liegenden Staaten fallen 
dem bie Auslieferung anfinnenden Staate zur Laſt. 


Art. 7. Wenn im Berfolge eines ftrafrechtlichen Verfahrens eine 
ver Regierungen die Vernehmung von Zeugen für nothwendig erachtet, 
bie in dem andern Staate wohnhaft find, fo foll auf viplomatifchen 
Wege zu diefem Behufe eine Requifition um Vernehmung überfandt und 
derſelben unter Beobachtung der Gefete des Yandes, wo bie Zeugen vor- 
geladen find, Folge gegeben werden. — Die beiden Regierungen verzichten 
gegenfeitig auf jeden Anfpruch wegen Zurücerftattung der daraus ent- 
ſtehenden Koſten. 

Jede Requiſition, welche eine Zeugenvernehmung zum Zwecke bat, 
muß mit einer franzöſiſchen Ueberſetzung begleitet ſein. 

Art. 8. Wenn in einer Strafſache das perſönliche Erſcheinen eines 
Zeugen in dem andern Staate nothwendig iſt oder gewünſcht wird, ſo 
wird die Regierung desſelben ihn auffordern, der an ihn gerichteten Vor— 
ladung Folge zu leiſten und im Zuſtimmungsfalle ſollen ihm Reiſe- und 
Aufenthalts-Koften nach den beſtehenden Tarifen und Verordnungen desje— 
nigen Landes bewilligt werden, in welchem die Vernehmung ſtattfinden ſoll. 

Art. 9. Wenn in einem ſtrafrechtlichen Falle die Confrontation 
von Verbrechern, welche in dem andern Staate in Haft ſind oder die 
Mittheilung von Beweisjtücden oder Urkunden, welche ſich im Beſitze der 
Behörden des andern Staates befinden, nütlich oder nothwendig befunden 
wird, fo joll das Erfuchen darum auf diplomatifchen Wege ergehen und 
demjelben unter ver Verpflichtung ver Zurüclieferung der Verbrecher und 
der Beweisftüce und Urkunden Folge gegeben werben, foweit nicht be- 
fondere, dem entgegenjtehende Rückſichten vorhanden find. 

Die beiden Regierungen verzichten gegenfeitig auf ven Erſatz ber 
Koften, welche auf Zufendung und Zurüdjendung von Beweisſtücken und 
Urkunden erlaufen. 

Hinfichtlich der auf den Unterhalt, fo wie auf die Hin- und Zurüd- 
Lieferung der zu confrontirenden Verbrecher erlaufenden Koften finden vie 
Beitimmungen des Artifels 6. Anwendung. 

Urt. 10. Bei ven vorjtehenden Beſtimmungen bleiben jene Geſetze 
aufrecht erhalten, welche in jedem von beiden Ländern die Leitung des 
regelmäßigen Ganges der Auslieferung zum Gegenftanvde haben, over 
welche fünftig deshalb erlaffen werben. 

Art. 11. Der gegenwärtige Vertrag, welcher auf das Herzogthum 
Luremburg feine Anwendung findet, fol erjt zwanzig Tage nach feiner 
in Gemäßheit der durch die Gefeßgebung beider Länder vorgefchriebenen 
Formen erfolgten Veröffentlichung zur Ausführung gebracht werben. 
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Er verbleibt bis auf ſechs Monate nach der Seitens der einen ver 
beiden contrahirenden Regierungen erfolgten Auffündigung in Kraft. 

Derſelbe wird ratificirt und die Ratificationen werben binnen ſechs 
Wochen, oder wo möglich früher, ausgewechjelt werben. 

Zur Urkund deſſen haben bie refp. Bevollmächtigten denfelben unter- 
zeichnet und ihre Wappen beigebrudt. 

Gefchehen im Haag den fünf und zwanzigften Oktober achtzehn hun- 
dert zwei und fünfzig. | 
(L. 8.) 9. Marogna. 

(L. S.) 93. $. v. Zuylen van Nyevelt. 

Die Auswechfelung der Ratifications-Urkunde hat am 17. Dezember 
1852 zu Brüffel ftatt gefunden. 

Publizirt mit Minifterial-Befanntmachung vom 4. Februar 1853. 

Reg.-DI. f. d. Königreich Bayern f. d. J. 1853, Nr. 6. ©. 73— 88. 


7. Bekanntmachung. Den Bundesbefchluß vom 26. Januar 1854, 
die gegenfeitige Auslieferumg von VBerbrechern auf dem deutſchen 
Bundesgebiete betieffend. 


Staatsminifterium des kgl. Danfes umd des Aeußern. 

Seine Majeftät ver König haben mittelft allerhöchiter Entſchließung 
vom 18. Viärz I. Is. anzuordnen geruht, daß ver nachſtehende Beſchluß 
des deutfchen Bundes, die gegenfeitige Auslieferung von Verbrechern auf 
dem veutfchen Bunvesgebiete betreffend, für das Stönigreih, wie hiermit 
gefchieht, fund gemacht were. 

Münden, ven 24. März 1854. 

Auf Seiner Majeftät des Königs Allerhöchſten Befehl. 
In Verhinderung des f. Staatsminifters: 
Frhr. v. Pelkhoven, Staatsrath. 


Bundesbeichiuß 
vom 26. Januar 1854, die gegenfeitige Auslieferung von Verbrechern 
auf dem deutfchen Bundesgebiete betreffend. 
Artifel I. Unter Vorbehalt fortvauernder Wirffamfeit der durch 


den Bundesbeſchluß vom 18. Auguft 1836 bezüglich der Auslieferung po- 
fitifcher Verbrecher getroffenen Anorbnungen,*) für deren Ausführung bie 





*) Der angezogene Beihluß lautet: 

"Die Bundesstaaten verpflichten fich gegen einander, Individuen, welche 
der Anftiftung einer gegen ben Souverain, oder gegen bie Eriftenz, In— 
tegrität, Verfaſſung oder Sicherheit eines andern Bundesstaates gerichteten 
Unternehmens, oder einer darauf abzielenden Verbindung, ver Theilnahme 

5 * 
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folgenden Artifel gleichfalls in Anwendung zu bringen find, verpflichten 
fih die Bundesstaaten gegenfeitig, Individuen, welche wegen anderer Ver: 
brechen oder Vergehen (ausfchließlich der Abgaben-Defraudation und ver 
Uebertretung von Polizei- und Finanzgefegen) von einem Gerichte desjeni- 
gen Staates, in welchem oder gegen welchen das Verbrechen oder Verge— 
ben begangen worden, verurtheilt oder in Anklageſtand verfett find, oder 
gegen bie ein gerichtlicher Verhaftsbefehl dort erlaſſen ift, dieſem Staate 
auszuliefern, worausgefett, daß nach ven Geſetzen des requirirten Staates 
die veranlaßende ftrafbare Handlung gleichfalls als Verbrechen oder Ver— 
gehen anzufehen und die Strafe noch nicht verjährt ift. 

Ausnahmen treten nur ein: 

1) wenn das betreffende Individuum ein Unterthan des um bie Ausliefer- 
ung angegangenen Staates it; 

2) wenn wegen berjelben ftrafbaren Handlung, welche ven Auslieferungs⸗ 
antrag veranlaßt hat, die Competenz der Gerichte des um die Auslie— 
ferung angegangenen Staates nach den Geſetzen desſelben begründet iſt; 

3) wenn der Auszuliefernde in dem um die Auslieferung angegangenen 
Staate wegen anderer Handlungen einer Unterſuchung oder Strafhaft 
oder wegen Schulden oder ſonſtiger eivilrechtlicher Verbindlichkeiten 
einem Arreſte unterliegt. 

Urt. I. In dem Falle des Artikels I. Ziffer 3. hat die Ausliefer— 
ung erſt nach erfolgter Freilprehung oder erjtandener Strafe, beziehungs- 
weife nach aufgehobenem Arrejte Plat zu greifen. 

Art. II. Mit ver Perfon find alle Gegenftände, welche fich in 
deren Beſitz befinden, wie auch andere, die zum Beweiſe ver jtrafbaren 
Handlung dienen fünnen, zu übergeben. 

Art. IV. Die Auslieferung erfolgt auf Anfuchen ver zuftändigen 
Gerichtsbehörde, oder wenn es fich um Ergreifung eines entwichenen Straf: 
gefangenen handelt, ver Verwaltungsbehörde ver betreffenden Strafanjtalt 
an die Juſtiz- oder Polizeibehörde des Bezirkes, in welchem fich der An— 
geſchuldigte befinvet. 

In dem Anfuchen ift das Verbrechen over Vergehen, deſſen das be- 
treffende Individuum bejchuldigt wird, oder wegen vejjen vasjelbe verur- 

daran, oder der Begünftigung verjelben, beinzichtigt find, dem verletten 
oder bedrohten Staate auf Verlangen auszuliefern, — vorausgefett, daß 
ein jolches Individuum nicht entweder ein Unterthban des um die Aus- 
lieferung angegangenen Staates felbjt, oder in vemfelben fchon wegen 
anderer ihm zur Laſt fallenden Berbrechen zu unterfuchen oder zu beſtra— 
fen ift. Sollte das Unternehmen, deffen der Auszuliefernde beinzichtiget 
ist, gegen mehrere einzelne Bundesſtaaten gerichtet fein, fo hat die Aus- 
lteferung an jenen ver Staaten zu gejchehen, welcher darum zuerft das 
Anſuchen ſtellt.“ 
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theilt worden, fo wie die Zeit ver verübten ftrafbaren Handlung, in leß- 
terem Falle unter Bezeichnung des Gerichtes, welches bie Derurtheilung 
ausgefprocen hat, und des wefentlichen Inhalts des Erfenntniffes an- 
zugeben. 

Die um die Auslieferung angegangene Behörde hat fofort vie nach 
den Landesgeſetzen erforderlichen Einleitungen zur Erwirfung ber Prüfung 
und Beſcheidung des Antrags zu treffen, und es wirb fodann bie zuge— 
tandene Auslieferung an dem ver Verhaftung zunächit liegenden Grenzorte, 
an dem fich eine zur Uebernahme geeignete Behörde befindet, volljogen. 

Art. V. Iſt die Auslieferung von mehreren Staaten nachgefucht 
werben, jo erfolgt diefelbe an den Staat, welcher das desfallſige Anfuchen 
zuerſt geftellt hat. 

Art. VI. Die Koften der Ergreifung und die des Unterhaltes des 
verhafteten Individuums wie der mit zu übergebenven Gegenftände werben 
dem ausliefernden Staate von dem Tage ver Verhaftung an, in ven Artikel 
J. 3. erwähnten Fällen aber vom Tage ver Freifprehung oder been- 
digten Straf- oder Arrefthaft an, bis einfchließlich dem ver Auslieferung 
unmittelbar nach erfolgter Ueberfendung ver Koftenfpecification an das bie 
Auslieferung nachjuchende Gericht, durch letzteres erftattet. 

Art. VOL Der Transport folcher aus deutſchen Bundesftaaten 
oder auch aus andern Ländern auszuliefernder Individuen wird in jenen 
Bundesjtaaten, welche fie als Zwifchengebiet berühren, unbehinvert geftat- 
tet werden; übrigens unterliegt dieſe Verbindlichkeit zur Durchlieferung 
denſelben Ausnahmen und Beſchränkungen, welche im Artikel I. Ziffer 1 
bis 3 für die Verpflichtung zur Auslieferung fejtgefegt find. 

Art. VII. Die Verhafteten und die mit zu übergebenden Gegen- 
ftände werben auf dem Wege nach dem Bundesſtaate, an welchen die Aus- 
lieferung erfolgt, eben jo verpflegt und behanvelt, und es wird in gleichem 
Maaße hiefür Vergütung geleiftet, wie dieſes für die eigenen Unterthanen 
in denjenigen Staaten vorgefchrieben ift, von welchen die Auslieferung 
vollzogen wird, oder durch welche ver Transport führt. 

Art. IX. Bon der ausliefernden Behörde ijt ein Transport-Aus- 
weis auszufertigen und mit dem Verhafteten zu übergeben. Diejenigen 
Staaten, durch welche ver Transport führt, haben die auf ihrem Gebiete 
erwachjenen Koften vorſchußweiſe zu bezahlen, viefelben auf vem Transport: 
ausmweife quittiren zu laffen, und jo dem nächitfolgenven Staate in An- 
rechnung zu bringen, welcher lettere bei der Auslieferung an die requiri- 
rende Behörde durch diefe vollen Erſatz erhält. 

Art. X. Durch die vorftehende Uebereinfunft werben vie zwifchen 
einzelnen deutſchen Staaten beſtehenden Auslieferungs-Verträge in fo weit 
außer Wirkfamfeit gejegt, als diefelben Bejtimmungen enthalten, welche 
mit den burch dieſe Uebereinfunft begründeten gegenfeitigen Verpflichtungen 
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im Widerfpruche ftehen, over nicht etwa befondere Verabredungen über 
ven Bollzug von Auslieferungen und die Koeſten verfelben in fich fallen. 

Die Erneuerung der mit auswärtigen Staaten bejtehenden Auslie— 
ferungs » Verträge wird im einer mit dem Anhalt viefer Uebereinkunft 
übereinftimmenden Weiſe erjtrebt werben. 

Art. XI. Auf das Gebiet des Herzogthums Limburg findet diefer 
Bundesbeſchluß feine Anwendung. 

Reg.Bl. f d. Könige. Bayern f. d. 3. 1854. Nr. 13. S. 209—216. 


8. Befanntmahung. Die Erweiterung der zwijchen Bayern und 
Franfreih im Jahre 1846 abgefchloffenen Convention über gegen- 
jeitige Auslieferung von Verbrechern betreffend. 


Staatsminifterium des kgl. Haufes und des Aeußern. 


Nachdem mit allerhöchſter Genehmigung Seiner Majeftät des Könige 
mit ber faiferlich franzöfiichen Regierung eine Uebercinfunft über die Er- 
weiterung bes Auslieferungs- Vertrages vom Jahre 1846 abgejchlofjen 
worden ijt, und die gegenfeitige Auswechjelung der hierüber ausgefertig- 
ten Minifterial-Erflärungen unterm 25. Yuli l. 38. dahier ftattgefunden 
bat, jo wird dieſe Uebereinkunft nachjtehend ihrem ganzen Inhalte nach 
zur allgemeinen Kenntniß und Beobachtung öffentlich befannt gemacht. 

München, ven 30. Juli 1854. 

Auf Seiner Majeftät des Königs Allerhöchiten Befehl. 
Freiherr von der Pfordten. 


Minifterial-Erflärung. 


Die königlich bayerifche und die Faiferlich franzöfifche Regierung ha— 
ben ſich im Intereſſe erhöhter Rechtsſicherheit dahin geeinigt, unter vie 
Verbrechen, wegen welcher nach dem Staatsvertrage vom 5. Juni 1846 
die Auslieferung gegenfeitig zugeſtanden ift, weiter aufzunehmen: 

1) alle auch ohne Gewaltthätigfeit verübten, vollzogenen oder verfuchten 
Angriffe auf die Schambaftigfeit eines Kindes unter 11 Jahren ohne 
Unterſchied des Gefchlechtes. 

2) Das Verbrechen der Unterfchlagung, in fo ferne die Thathandlung von 
jolchen Umſtänden begleitet war, welche ihr nach der Geſetzgebung bei- 
ber Länder das Merkmal eines Verbrechens aufprücden. 

Zur Urkunde deffen wurde gegenwärtige Erklärung durch den Fünig- 
lih bayeriſchen Staatsminifter des füniglichen Haufes und des Aeußern 
ausgefertigt, und gegen eine gleichlautenve Erklärung des faiferlich fran- 
zöfifchen Minifteriums ausgetaufcht. — Hierbei wurde beftimmt, daß die 
in denfelben enthaltenen Artikel die nämliche Kraft und Gültigkeit behaup- 
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ten folfen, als wären fie Wort für Wort in ber Uebereinfunft vom 5. 
Juni 1846 enthalten, und daß in beiden Ländern die gegenwärtige Er- 
Härung zur üblichen Veröffentlichung zu bringen fei. 
So gefchehen zu München ven 19. Juli 1854. 
(L. S.) v. d. Pfordten. 
NReg.-DBl. f. d. Könige. Bayern f. d. 3. 1854 Nr. 32. S. 587—590. 


9. Befanntmahung. Die Lebereinfunft zwifchen Bayern und 
Defterreich, die Ausdehnung des Bundesbeichluffes vom 26. Ja— 
nuar 1854, wegen gegenfeitiger Auslieferung gemeiner Verbrecher, 
auch auf die nicht zum deutichen Bunde gehörigen Kronländer des 
öfterreichifchen Kaijerftaated, betreffend. 


Staatsminifterium des Königlichen Haufes und des Aeußern. 


Nachdem mit Allerhöchfter Genehmigung Seiner Majeftät des Kö— 
nigs mit der Faiferlich Föniglich öfterreichifchen Regierung im Betreffe ver 
Ausdehnung des Bunvdesbejchluffes vom 26. Januar I Is. wegen gegen- 
feitiger Auslieferung gemeiner Verbrecher auch auf die nicht zum beutfchen 
Bunde gehörigen Kronlänvder des öfterreichifchen Kaiferreiches eine Ueber: 
einfunft abgefchloffen worven ift, umd die hierüber gleichlautend ausgefer- 
tigten Minijterial-Erflärungen unterm 21. November I. %8. in München 
ausgetaufcht worden find, jo wird bie viesfeitige Minijterial- Erklärung 
ihrem ganzen Inhalte nach hiermit zur allgemeinen Kenntniß und Beob— 
achtung befannt gemacht. 

München, den 24. November 1854. 

Auf Seiner Majeftät des Königs Alferhöchjten Befehl. 
Freiherr von der Pfordten. 


Minijterial-Erflärung. 


Die königlich bayerifche und die faiferlich äfterreichifche Regierung 
find dahin übereingefommen, die Bejtimmungen des in der dritten Sitz— 
ung der deutſchen Bundes-Verfammlung vom 26. Januar 1854 gefaßten 
Beichluffes wegen gegenfeitiger Auslieferung gemeiner Verbrecher auf 
dem beutfchen Bundesgebiete auch auf die nicht zum deutfchen Bunde ge- 
börigen Kronländer des öfterreichifchen Saiferreiches auszudehnen, fo daß 
alfo die Beitimmungen dieſes Bundesbefchluffes auch auf jene Fälle volle 
Anwendung finden follen, in welchen das gemeine Verbrechen oder Ver— 
gehen, wegen deſſen durch eine Faiferlich üfterreichiiche Behörde von ver 
bayerifchen Regierung die Auslieferung eines Individuums begehrt wird, 
in einem nicht zum deutſchen Bunde gehörigen Kronlande bes öfterreichi- 
fhen Kaiſerthums oder von dem Angehörigen eines folchen Kronlandes 
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gegen ven Kaiſerſtaat begangen wurbe, fo wie umgefehrt auch auf ven 
Fall, wenn die baherifche Regierung nach Maaßgabe des erwähnten Bun- 
desbeichluffes von der Faiferlich äfterreichifchen Regierung die Auslieferung 
eines Individuums in Anfpruch nimmt, welches fich in einem nicht zum 
deutichen Bunde gehörigen Kronlande des öſterreichiſchen Kaiferjtantes 
aufhält. 

Urfund deffen ift gegenwärtige Erklärung in Folge der von Seiner 
Majeftät dem Könige von Bayern mit allerhöchiter Entjchliefung d. d. 
München, ven 4. Mai 1854 ertheilten Ermächtigung vollzogen worden, 
und e8 foll viefelbe nach erfolgter Auswechfelung gegen eine gleichlautenve 
öfterreichifche Minifterial-Erflärung öffentlich befannt gemacht werben. 

Münden, ven 25. September 1854. 


Königlich bayerifches Stantsminifterium des königlichen Haufes und - des 
Aeußern. | 
Reg.- Bl. f. d. Könige. Bayern f. d 9. 1854. Nr. 56. S. 1067—1070. 





10. Befanntmahbung. Den Vertrag zwijchen dem SKönigreiche 
Bayern und den Vereinigten Staaten von Nord-Amerifa, über 
bie Auslieferung flüchtiger Verbrecher, betreffend. 


Staatsminifterium des Föniglichen Haufes und des Aeußern. 


Nachdem ver unterm 12. September 1853 zwifchen dem Königreiche 
Bayern und den Vereinigten Staaten von Nordamerika durch beiderfeitige 
Bevollmächtigte zu London abgefchlofjene Vertrag über die Auslieferung 
flüchtiger Verbrecher die Genehmigung Seiner Majeftät des Königs erhal- 
ten und die Auswechfelung der Natificationen vesfelben unter Ausdehn— 
ung des im Artifel VI. des Vertrages auf 9 Monate beftimmten Aus— 
wechjelungs-Termines auf 15 Monate am 1. November l. %8. zu London 
gegenfeitig ftattgefunden hat, jo wird in Folge beſonderer Allerhöchiter 
Ermächtigung verjelbe nachjtehend. durch das Negierungsblatt zur Kennt: 
niß und entfprechenden Nachachtung befannt gemacht. 

München, ven 28. November 1854. 

Auf Seiner Majeftät des Königs allerhöchiten Befehl. 
Freiherr v. d. Pfordten. 


Bertrag | 
zwifchen dem Königreiche Bayern eimerfeit3 und den Vereinigten Staa= 
ten andererfeitö wegen der in gewiſſen Fällen zu gewährenden gegen- 

jeitigen Auslieferung der von der Juſtiz flüchtigen Verbrecher, 
Seine Majeftät ver König von Bayern und die Vereinigten Staaten 
von Norvamerifa von dem gleichen Wunſche befeelt, in ven beiverfeitigen 
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Staaten die Verwaltung ver Rechtspflege und die Verhütung von Ber- 
brechen zu befördern, in Erwägung, daß bie verbefferten Verfehrsmittel 
wiſchen Europa und Amerifa das Entlommen von Verbrechern erleichtern, 
und es daher einer gemeinfchaftlichen Vorſorge bedarf, damit nicht bie 
Zwecke der Gerechtigkeit vereitelt werben, dann in Berückſichtigung ver 
Verfaſſung und Gefeggebung Baherns, welche e8 der baherifchen Negier- 
ung nicht geftatten, ihre eigenen Unterthanen zur Aburtheilung vor frem- 
ven Gerichtshöfen auszuliefern, fo wie in Berücfichtigung des Grunpfates 
genauer Meciprocität, nach welchem auch die Regierung ver Vereinigten 
Staaten eine Verbindlichkeit zur Auslieferung von Bürgern ver Vereinig- 
ten Staaten gegenüber ver baberifchen Regierung nicht eingehen foll, ha— 
ben Sich entjchloffen, eine Uebereinfunft abzufchliegen, welche in allen 
Fällen zur Richtſchnur des Verfahrens hinfichtlich der Auslieferung folcher 
Berfonen dienen ſoll, welche in vem einen Lande gewifje, hiernach na- 
mentlich aufgezählte, Verbrechen verübt und fich ſodann in das Gebiet 
des andern Staates geflüchtet haben. 

Zu diefem Zwede haben vie hohen contrahivenden Theile zu Ihren 
Bevollmachtigten ernannt, 

Seine Majeftät ver König von Bayern: 

Herrn Auguft Freiheren von Cello, Allerhöchit Ihren Kämmerer, außer: 
ordentlichen Gefandten und bevollmächtigten Minifter an dem Hofe 
Ihrer Großbritanifchen Majeftät, Comthur des Verdienſt-Ordens ver 
bayeriſchen Krone und des Verbienft- Orvens vom heiligen Michael; 
Großkreuz des königlich griechifchen Erlöfer-Ordens. 

Der Präfivent der Vereinigten Staaten: 

James Buchanan, außerorventlichen Gefandten und bevolfmächtigten Mi: 
nijter der Vereinigten Staaten am Hofe des vereinigten Königreichs 
von Großbritanien und Irland, 

welche nach gegenfeitiger Mittheilung ihrer einfchlägigen, in guter und 

gehöriger Form befundenen Vollmachten über nachfolgende Artikel über- 

eingefommen find: 

Artifel l. Die Königlich bayerifche Negierung und die Regierung 
ver Vereinigten Staaten verfprechen und machen fich verbindlich auf ges 
genfeitige Requiſitionen, welche rejpective fie felbjt, over ihre Geſandten, 
Beamten oder Behörven erlaffen, alle Individuen ver Yuftiz auszuliefern, 
welche bejchulpigt, das Verbrechen des Mordes, oder eines Angriffes in 
mörberifcher Abficht, oder des Seeraubes, oder der Branpftiftung, oder 
des Raubes, oder der Fälfchung, oder des Ausgebens falſcher Documente, 
ever der Verfertigung oder Verbreitung falfchen Gelves, fei e8 gemünztes 
der Papiergeld, oder des Defectes, oder ber Unterfchlagung öffentlicher 
Gelver, innerhalb ver Gerichtsbarkeit eines der beiden Theile begangen 
zu haben, in dem Gebiete des andern Theils eine Zuflucht fuchen, oder 
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dort aufgefunden werben, mit ver Beichränfung jedoch, daß dieß nur auf 
folche Beweife für die Strafbarfeit gefchehen foll, welche nach ven Ge— 
jegen des Ortes, wo ber Flüchtling oder das fo befchuldigte Individuum 
aufgefunden wird, veffen Verhaftung und Stellung vor Gericht rechtferti- 
gen würden, wenn das Verbrechen oder Vergehen dort begangen wäre, 
und bie rejpectiven Richter und andern Behörden ver beiden Regierungen 
ſollen Macht, Befugnig und Autorität haben, auf eivlich erhärtete Anga- 
ben einen Befehl zur Verhaftung des Flüchtlings oder fo bejchulpigten 
Individuums zu erlaffen, damit er vor die gedachten Richter oder ande- 
ren Behörden zu dem Zwecke gejtellt werde, daß der Beweis für die Straf: 
barkeit gehört und in Erwägung gezogen werbe, und wenn bei biefer Ver— 
nehmung ver Beweis für ausreichend zur Aufrechthaltung des Beſchuldigten 
erfannt wird, fo foll es die Pflicht des prüfenden Nichter oder ver Be— 
börve fein, felbigen für die betreffende executive Behörde feit zu ftellen, 
damit ein Befehl zur Auslieferung eines folchen Flüchtlings erlaffen wer- 
den könne. 

Die Koſten einer ſolchen Verhaftung und Auslieferung follen von 
dem Theile getragen und erjtattet werden, welcher die Requiſition erläßt 
und den Flüchtling in Empfang nimmt. 

Art. I. Die Beftimmungen dieſer Webereinfunft follen auf jeden 
andern Staat des deutfchen Bundes Anwendung finden, ver ſpäter feinen 
Beitritt zu derfelben erklärt. 

Art. I. Keiner der contrahirenden Theile foll gehalten fein, in 
Gemäßheit der Beitimmungen dieſer Uebereinkfunft, feine eigenen Unter- 
thanen oder Bürger auszuliefern. 

Art. IV. Wenn ein Individuum, welches eines der in biefer Ueber- 
einfunft aufgezählten Verbrechens angeklagt ijt, ein neues Verbrechen in 
dem Gebiete des Staates begangen haben follte, wo er eine Zuflucht ge- 
ſucht hat, oder aufgefunden wird, fo foll ein folches Individuum nicht 
eher in Gemäßheit ver Beitimmungen dieſer Uebereinfunft ausgeliefert 
werden, als bis dasjelbe vor Gericht gejtellt worden fein, und bie auf ein 
ſolches neues Verbrechen gejegte Strafe erlitten haben oder freigeiprochen 
fein wird. 

Art. V. Die gegenwärtige Uebereinfunft ſoll bis zum 4. Januar 
Ein taufend acht hundert und acht und fünfzig in Kraft bleiben, und wenn 
fein Theil dem andern ſechs Monate vorher Mittheilung von feiner Ab— 
fiht macht, diefelbe dann aufzuheben, fo foll fie ferner in Kraft bleiben, 
bis zu dem Ablaufe von zwölf Monaten, nachdem einer der contrahiren- 
ven Theile dem andern von einer folchen Abficht Kenntniß gegeben, wo— 
bei jeder der hohen contrahirenden Theile ſich das Necht vorbehält, dem 
andern eine folche Mittheilung zu jeder Zeit nach dem Ablaufe des ge- 
dachten 1. Januars 1858 zugehen zu lafjen. 
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Art. VI. Die gegenwärtige Uebereinfunft joll ratificirt werben von 
ver baberifchen Regierung und von dem Präfiventen unter und mit ber 
Genehmigung und Zuftimmung des Senates ver Vereinigten Staaten, 
md die Ratificationen follen zu London innerhalb neun Monaten von dem 
heutigen Datum, oder wo möglich früher ausgewechfelt werben. 

Zur Urfunde deſſen haben vie refpectiven Bevollmächtigten dieſe 
Uebereinfunft unterzeichnet und hierunter ihre Siegel beigedrudt. 

In zweifacher Ausfertigung gejchehen zu London ven zwölften Sep- 
tember des Jahres ein taufend acht hundert und drei und fünfzig, und im 
acht und fiebzigiten Jahre ver Unabhängigkeit ver Vereinigten Staaten. 

93. A. v. Cello. (L. S.) 
93. James Buchanan. (L. S.) 
Reg. - Bl. f. d. Könige Bayern f. d. 3. 1854. Nr. 58. ©. 1089 - 1104. 


11. Befanntmahung. Die Uebereinfunft zwifchen Bayern und 
Defterreich, die Ausdehnung des Bundes = Beichluffes vom 18. 
Auguſt 1836, wegen gegenfeitiger Auslieferung politifcher Ver— 
brecher, auch auf die nicht zum deutſchen Bunde gehörigen Kron— 
Länder des dfterreichifchen Kaiferftaates, betreffend. 


Stantsminifterium des föniglihen Haufes und des Aeußern. 

Nachdem mit Allerhächiter Genehmigung Seiner Majejtät des Königs 
mit der f. k. öfterreichiichen Regierung im Vetreffe der Auspehnung des 
Bundesbeichluffes vom 18. Auguft 1836 wegen gegenfeitiger Auslieferung 
politifcher Verbrecher auch auf die nicht zum deutſchen Bunde gehörigen 
Kronländer des öfterreichifchen Kaiferreiches eine Uebereinkunft abgejchloffen 
worden iſt und bie hierüber gleichlautend ausgefertigten Minifterial- Er- 
klärungen unterm 22. Mai I. Ye. in München ausgetaufcht worven find, 
fo wird die biesfeitige Minifterial- Erflärung ihrem ganzen Inhalte nach 
biemit zur allgemeinen Kenntniß und Beachtung befannt gemacht. 

München ven 25. Mai 1855. 

Auf Seiner Majeftät des Königs Allerhöchſten Befehl. 
Frhr. v. d. Pfordten. 


Miniſterial-Erklärung. 


Unter Bezugnahme auf die am 25. September 1854 zwiſchen der 
tönizlich bayeriſchen und ver kaiſerlich öſterreichiſchen Regierung über vie 
Ausdehnung des Bundes-Beſchluſſes vom 26. Januar 1854 wegen gegen: 
feitiger Auslieferung gemeiner Verbrecher auf die nicht zum beutfchen 
Bunde gehörigen Kronländer des üfterreichifchen Kaiſerſtaates abgefchlof- 
jenen Uebereinfunft find die beiverfeitigen Regierungen weiter dahin über: 
eingelommen, auch die Beftimmungen des Bundesbefchluffes vom 18. Auguft 
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1856 "bezüglich ver Auslieferung politifcher Verbrecher auf die nicht zum 
deutſchen Bunde gehörigen Kronländer des üfterreichifchen Kaiferreiches 
auszudehnen, jo, daß bie Beſtimmungen dieſes Bundesbefchluffes auch auf 
jene Fälle volle Anwendung finden follen, in welchen das Verbrechen over 
Vergehen, wegen deſſen durch eine faiferlich öſterreichiſche Behörde von 
ver Föniglich bayerifchen Regierung die Auslieferung eines Individuums 
begehrt wird, in einem nicht zum beutfchen Bunde gehörigen Kronlande 
bes öfterreichifchen Kaifertbums oder von den Angehörigen eines folchen 
Kronlandes begangen wurde, fo wie umgekehrt auch auf den Fall, wenn 
bie bayeriſche Regierung nach Maafgabe des erwähnten Bundesbeſchluſſes 
von ver faiferlich öſterreichiſchen Regierung die Auslieferung eines folchen 
Individuums in Anſpruch nimmt, welches fich in einem nicht zum deutſchen 
Bunde gehörigen Kronlande des öſterreichiſchen Kaiſerſtaates aufhält. 

Urfund deffen ift gegenwärtige Erklärung in Folge Ermächtigung 
Seiner Majeftät des Königs vollzogen worben und es foll dieſelbe nach 
erfolgter Abgabe einer übereinjtimmenvden Erklärung von Seite der kaiſer— 
(ich öfterreichifchen Regierung öffentlich befannt gemacht werben. 

München ven 21. Mai 1855. 

Königlich bayerifches Staatminifterium des Föniglichen Haufes und des 
Aeußern. 
Reg.-DI. f. d. Königr. Bayern f. d. J 1865. Nr. 26. S. 549553. 


12. Conf. sub Abſch. I. Jurisdictions-Verträge sab Nr. 5. den 
Nachtrags-Vertrag mit Württemberg. Art. 1. vom 22. Dezem- 
ber 1854, 


vom Abſchnitt. 


Derträge in Bezug auf Hebernahme der Ausgewiefenen. 


een) 


1. Befanntmahung. Die Uebereinfunft wegen Uebernahme von 
Ausgewiefenen zwifchen Bayern, Preußen, Sachen, Kurhefien, 
Hejlen-Darmftadt, Sachfen-Weimar, Oldenburg, Naſſau, Braun- 
ſchweig, Sachen - Meiningen, Sachjen= Goburg- Gotha, Sachen - 
Altenburg, Anhalt-Deffau, -Göthen und -Bernburg, Schwarz- 
burg-Rudolftadt und -Sondershauſen, Reuß-Plauen älterer umd 
jüngerer Linie, Walde und Lippe betreffend. 


Stantsminifterium des königlihen Hauſes und des Aeußern. 
Nachdem die nachjtehenve Uebereinfunft wegen Uebernahme von Aus— 


gewiejenen dd. Gotha ven 15. Juni 1853 nunmehr von fänmtlichen 
contrahirenden Regierungen genehmigt worben tft, jo wird biefelbe, in 
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Folge Allerhöchſter Ermächtigung, und auch mit dem Bemerken zur öffent- 
lichen Kenntniß und geeigneten Darnachachtung befannt gemacht, daß biefer 
Convention, in Gemäßheit der Beftimmungen des $. 15. verfelben, mitt- 
ierweile bereits die Regierungen von 

Naſſau mittelft Erklärung vom 4. Oftober, 

Heſſen-Darmſtadt mitteljt Erflärung vom 25. Oftober, 

Kurheſſen mittelft Erklärung vom 17. v. Mts. und 

Braunfchweig mittelft Erklärung vom 6. d. Mts. 
beigetreten jeien. | 

München ven 23. Dezember 1854. 
Auf Seiner Majeftät des Königs Allerhöchften Befehl. 
v. d. Pfordten. 

Die Regierungen von Bayern, Preufen, Sachſen, Sachjen-Weimar, 
Oldenburg, Sachſen-Meiningen, Sachjen-Coburg-Gotha, Sacfen-Alten- 
burg, Anhalt-Defjau, » Köthen und -Bernburg, Schwarzburg-Rubolftabt 
und =» Sondershaufen, Reuß-Plauen älterer und jüngerer Linie, Waldeck 
und Lippe find in Berüdfichtigung ver bei Anwendung ver bisher zwifchen 
ihnen abgefchlofjenen Conventionen wegen ver Ausgewieſenen hervorge- 
tretenen Schwierigfeiten, fowie in der Abficht, das in Bezug auf vie 
Uebernahme von Auszuweifenden over Heimathlofen zwifchen ihnen be- 
ftebenve Verhältnig auf möglichft einfache und leicht zu hHanphabende Grund- 
ſätze zurüczuführen und dadurch zugleich, fo viel an ihnen ift, ein allge- 
meines deutſches Heimathsrecht vorzubereiten, übereingefommen, eine neue 
Vereinbarung über die gegenfeitige Verpflichtung zur Uebernahme von 
Auszumweifenden abzufchliegen, und haben zu dieſem Zwede Bevollmächtigte 
emannt, und zwar 

die Föniglich bayerische Regierung 
den Yegationsrath Roesgen, 
vie königlich preußifche Regierung 
den geheimen DOber-Regierungsrath Franz und 
den gebeimen Legationsrath Hellwig, 
die Föniglich fächfifche Regierung 
den geheimen Rath und Direktor v. Kohlſchütter, 
die großherzoglihd Sachſen-Weimar'ſche Regierung 
ven geheimen Regierungsrath Schmith, 
bie großherzoglih Oldenburgiſche Regierung 
den Negierungsrath Freiherrn v. Berg, 
die herzoglich Sachfen-Meiningen’she Regierung 
den Staatsrath Dr. Oberlänver, 
die berzoglich Sachfen-Eoburg und Gotha’jche Regierung 
ben Minifterialrath Brüdner, 
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die herzoglich Sachjen-Altenburgifche Regierung 
ven Negierungspireftor Schuderoff, 
die berzoglichen Regierungen von Anhalt- Dejjau, Anhalt - Cöthen und 
Anhalt-Bernburg 
ven herzoglich Anhalt-Deſſau'ſchen Miniſterialrath Walther, 
die fürſtlichen Regierungen von Schwarzburg-Rudolſtadt, Schwarzburg— 
Sondershauſen und Reuß-Plauen älterer ſo wie jüngerer Linie 
den großh. Sachſen-Weimar'ſchen geh. Regierungsrath Schmith, 
die fürſtlich Waldeck'ſche Regierung 
den Staatsrath Schumacher, 
die fürſtlich Lippe'ſche Regierung 
den Regierungsrath Heldmann, 
welche, vorbehaltlich der Genehmigung ihrer Regierungen, über nach— 
ſtehende Beſtimmungen übereingekommen find: 

$. 1. Jede der contrahirenden Regierungen verpflichtet fich, 

a) diejenigen Individuen, welche noch fortvauernd ihre Angehörigen 

(Unterthanen) find, und 

b) ihre vormaligen Angebörigen (Unterthanen) auch wenn fie die Unter- 
thanenſchaft nach ver inländischen Geſetzgebung bereits verloren haben, 
fo lange als fie nicht dem andern Staate nach deſſen eigener Geſetz— 
gebung angehörig geworden find, 

auf Verlangen des andern Staates wieder zu übernehmen. 

8. 2. Iſt die Berfon, deren fich der eine ver contrahirenden Staaten 
entledigen will, zu feiner Zeit einem der contrabivenvden Staaten als 
Unterthan angehörig gewefen ($. 1.), fo ift unter ihmen verjenige zur 
Uebernahme verpflichtet, in deffen Gebiet ver Auszuweiſende 

a) nach zurückgelegtem 21. Yebensjahre fich zulegt 5 Jahre. hindurch 
aufgehalten, oder 

b) fich verheirathet und mit feiner Ehefrau unmittelbar nach der Ehe— 
ſchließung eine gemeinfchaftliche Wohnung mindeſtens 6 Wochen inne 
gehabt hat, over 

c) geboren ift. 

Die Geburt (ce) begründet eine Verpflichtung zur Uebernahme nur 
dann, wenn feine der beiden andern Fälle (a und b) vorliegt. Xreffen 
diefe zufammen, jo ift das neuere Verhältniß entſcheidend. 

8. 3. Ehefrauen find in ven Fällen des $. 1. und 2., ihre Ueber- 
nahme möge gleichzeitig mit derjenigen ihres Ehegatten oder ohne dieſe in 
Frage kommen, von demjenigen Staate zu übernehmen, welchem ver Ehe- 
mann nach $. 1. oder 2. angehört. 

Dei Wittwen und gefchievenen Ehefrauen ift, jedoch nur bis zu einer 
in ihrer Perjon eintretenden, die Uebernahms-Verbindlichkeit begründenden 
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Veränderung, das Berhältniß des Ehemannes zur Zeit feines Todes und 
beziehungsweife der Eheſcheidung, maaßgebend. 

Die Frage, ob eine Ehe vorhanden fei, wird im Falle des 8. 1. 
nach ven Gejegen desjenigen Staates beurtheilt, welchem ver Ehemann 
angehört; im Falle des 8. 2. aber nach ven Gefegen desjenigen Staates, 
wo die Ehefchliegung erfolgt ift. 

$. 4. Eheliche Kinver find, wenn es fich um deren Uebernahme vor 
vellendetem 21. Lebensjahre handelt, in ven Fällen des 8. 1. und 2, nicht 
nad ihrem eigenen Verhältniſſe, fondern nach dem des Vaters zu beur- 
tbeilen ; Kinder, welche durch nachfolgende Ehe der Eltern Iegitimirt find, 
werden ven ehelich Geborenen gleichgeachtet. 

$. 9. Unebeliche Kinder find nach demjenigen Untertbansverhältniffe 
zu beurtheilen, in welchem zur Zeit der Geburt verfelben deren Mutter 
ftand, auch wenn fich fpäter eine Veränderung in diefem Verhältniß der 
Mutter zugetragen hat. 

Gehörte die Mutter zur Zeit der Geburt ihres unehelichen Kindes 
feinem ber contrahirenden Staaten als Unterthanin an, fo entfcheiden über 
die Verpflichtung zu feiner Uebernahme die Beftimmungen des $. 2. 

Auch auf uneheliche Kinder findet die Vorfchrift des zweiten Abſatzes 
des $. 6. Anwendung. 

8. 6. Hit feiner der im $. 2. gedachten Fälle vorhanden, fo muf 
ver Staat, in welchem der Heimathlofe fich aufhält, venfelben behalten. 

Doch jollen weder Ehefrauen noch Kinder unter 16 Jahren, falls 
fie einem andern Staate nad) $. 1. oder 2. zugewiefen werben könnten, 
von ihren Ehemännern und beziehungsweife Eltern getrennt werben. 

$. 7. Wenn diejenige Regierung, welche fich einer läftigen Perfon 
entledigen will, die Uebernahme verfelben von mehreren deutſchen Bundes— 
jtaaten aus der gegenwärtigen oder einer anbern Lebereinfunft zu fordern 
berechtigt ift, jo hat fie denjenigen Staat zuerft in AUnfpruch zu nehmen, 
welcher in Beziehung auf den Verpflichtungsgrumd oder die Zeitfolge 
näher verpflichtet ift. 

Hat diefer Staat, auch nach vorgängigem Schriftwechfel der oberjten 
Yanvesbehörden, die Webernahme verweigert, fo fann die ausweifende 
Regierung auch von demjenigen Staate, welcher nach gegenwärtiger 
Uebereinkunft bier nächjtverpflichtet ift, die Uebernahme fordern und dem— 
jelben die Geltendmachung des Rechts gegen den vermeintlich näher ver- 
pflichteten Staat überlafjen. 

8. 8. Ohne Zuftimmung der Behörbe des zur Uebernahme verpflich- 
teten Staates darf diefem fein aus dem andern Staate ausgewiejenes 
Individuum zugeführt werben, e8 fei venn, daß 
a) der Rücklehrende ſich im Beſitze eines von der Behörde feines Wohn- 


80 


ortes ausgeftellten Pafjes (Wanverbuches, Paßkarte), feit veffen Ab— 

lauf noch nicht ein Jahr verftrichen ift, befindet, over 
b) daß der Ausgewiejene einem in gerader Nichtung rückwärts liegenden 

pritten Staate zugehört, welchem er nicht wohl anders, als durch das 

Gebiet des andern contrahirenden Staates zugeführt werben kann. 

$. 9. Sollte ein Individuum, welches von dem einen contrahiren- 
den Staate dem andern zum Weitertransport in einen rückwärts liegen- 
ven Staat nach Maaßgabe des $. 8. lit. b. überwiefen worben ift, von 
dem Xebteren nicht angenommen werben, fo kann basjelbe in benjenigen 
Staat, aus welchem es ausgewieſen worden war, wieder zurüd geführt 
werben. 

8. 10. Die Veberweifung der Ausgewiejenen gefchieht in der Regel 
mittelft Transport und Abgabe verjelben an die Polizei-Behörde desjeni- 
gen Ortes, wo ber Transport als von Seiten des ausweifenden Staates 
beendigt anzufehen ift. Mit dem Ausgewiefenen werben zugleich die Be— 
weisjtüde, worauf der Transport conventionsmäßig gegründet wird, über: 
geben. In folchen Fällen, wo feine Gefahr zu beforgen ift, können ein- 
zelne Ausgewiejene auch mitteljt eines Paſſes, in welchem ihnen die zu 
befolgende Route genau vorgefchrieben ift, in ihr Vaterland gewiefen 
werben. 

$. 11. Die Koften der Ausweifung trägt innerhalb feines Gebietes 
der ausweiſende Staut. 

Wenn der Ausgewiefene, um feiner Heimath in einem britten Staate 
zugeführt zu werben, durch das Gebiet eines andern contrabirenvden Thei- 
les transportirt werben muß, jo hat dem Letteren der ausweifende Staat 
die Hälfte der bei dem Durchtransporte entjtehenden Koſten zu erjtatten. 

Muß der Ausgewiefene im Falle des 8. 9. in den Staat, aus wel- 
chem er ausgewiefen worden war, wieder zurück gebracht werden, fo hat 
biefer Staat ſämmtliche Koften des Nüctransportes zu vergüten. 

$. 12. Können die betreffenden Behörven über die Verpflichtung des 
Staates, welchem die Uebernahme angejonnen wird, fich bei dem darüber 
jtattfindenvden Schriftwechjel nicht einigen, und ift die Meinungsverjchie- 
denheit auch im viplomatifchen Wege nicht zu befeitigen gewefen, fo wol- 
(en die betheiligten Regierungen den Streitfall zur jchiedsrichterlichen Ent- 
ſcheidung einer dritten deutſchen Regierung ftellen, welche zu den Mitcon- 
trahenten des gegenwärtigen Vertrages gehört. 

Die Wahl der um Abgabe des Schiedsfpruches zu erfuchenven deut— 
chen Regierung bleibt demjenigen Staate überlaffen, ver zur Uebernahme 
des Ausgewieſenen verpflichtet werden joll. 

An dieje dritte Regierung hat jede ver betheiligten Negierungen jeves- 
mal nur eine Darlegung der Sachlage, wovon ver andern Regierung 
eine Abjchrift nachrichtlich mitzutheilen ift, in kürzeſter Frift einzufenven. 
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Dis die jchiemsrichterliche Entſcheidung erfolgt, gegen welche von fei- 
nem Theile eine weitere Einwendung zuläffig ift, hat derjenige Staat, in 
deſſen Gebiete das auszumeifende Individuum beim Entjtehen der Diffe- 
renz fich befunden, die Verpflichtung, dasſelbe in feinem Gebiete zu be- 
balten. 

8. 13. Gegenwärtige Uebereinfunft tritt vom 1. Januar 1852 an, 
und zwar bergejtalt in Wirkfamfeit, daß alle Fälle zweifelhafter Ueber— 
nahme-Verbinplichfeit, welche bis zu dieſem Zeitpunfte zwifchen ven bei- 
berfeitigen Behörden noch nicht zur Erörterung gelangt, over, falls dieß 
bereits der Wall gewejen, bis eben dahin durch ein bündiges Anerkenntniß 
oder durch jchiedsrichterliche Entſcheidung noch nicht definitiv erledigt wor- 
ben find, nach den neuen vereinbarten Beftimmungen beurtheilt werben 
follen. 

Mit dem 1. Yanuar 1852 treten ſämmtliche Vereinbarungen wegen 
der Uebernahme von Ausgewiefenen, welche bisher zwifchen den contrahi-, 
renden Staaten bejtanden, außer Kraft. 

$. 14. Jedem contrahirenden Theile fteht das Necht zu, ein Jahr 
nah der von ihm ausgefprochenen Kündigung von der gegenwärtigen 
Uebereinfunft zurüdzutreten. 

8. 15, Allen deutſchen Bundesftaaten, welche bie gegenwärtige Ueber— 
einkunft nicht mit abgefchloffen haben, fteht ver Beitritt zu derſelben offen. 
Diefer Beitritt wird durch eine, bie Webereinfunft genehmigenvde und 
einer der contrahirenden Regierungen behufs weiterer Benachrichtigung 
der übrigen Contrabenten zu übergebende Erflärung bewirft. 

Zu Urkunde deſſen haben die Bevollmächtigten die gegenwärtige Ueber— 
einfunft unterzeichnet und unterfiegelt. 

Gotha, ven 15. Juli 1851. 

(L. S.) gez. Albert Roesgen. (L. S.) ge. Carl Franz. 
(L. S.) gez. Friedrich Hellwig. 
(L. S.) ge. Karl Ludw. Kohl- (L. S.) gez. Guſtav Ad. Schmith. 


ſchütter. 
(L. S.) gez. Earl Heinr. Ernſt (L. S.) gez. Dr. Friedr. Eduard 
von Berg. Oberländer. 


(L. S.) gez. Earl Chriſtian Ru. (L. S.) gez. Herrm. Schuderoff. 
dolph Brückner. 
(L. 8.) gez. Franz Walther. (L. 8) gez. Volrad Schumacher. 
(L. S.) ge. Theodor Helpmann. 
Reg. Bl. f. d. Könige. Bayern f. d. 3. 1851 Nr. 59. ©. 1396 1407, 


2. Minifterial-Befanntmachung vom 27. Mpril 1852. 


Dem am 15. Yuli 1851 zu Gotha zwifchen Bahern und mehreren 
andern beutjchen Regierungen wegen gegenfeitiger Uebernahme von Aus— 
gewiefenen abgefchloffenen Vertrage find ferner die Regierungen von 

Hannover, mittelft Erklärung vom 15. März, 

Bremen, " " "„ 24." und 

Schaumburg-Lippe, mitteljt Erklärung vom 20. März 
in ber Art beigetreten, daß die gebachte Konvention den eben genannten 
Regierungen gegenüber mit dem 1. Mai 1852 in Wirfjamfeit treten ſoll. 
Reg.-Bl. f. d. Königr. Bayern f. d. 3 1852. Nr. 23. S. 491—493. 


3. Minifterial-Befanntmahung vom 8. Februar 1853. 


Dem am 15. Juli 1851 zu Gotha zwifchen Bayern und mehreren 
„andern deutſchen Regierungen wegen gegenfeitiger Uebernahme von Aus- 
gewiejenen abgefchloffenen Vertrage ift ferner die Regierung von 
Medlenburg-Schwerin mitteljt Erklärung vom 9. Januar 1853 
in ber Art beigetreten, daß die gedachte Convention der gedachten Regier 
ung gegenüber mit dem 1. März 1853 in Wirkſamkeit tritt. 
Reg.» Bl. f. d. Königr. Bayern f. d. 3. 1853. Nr. 7. S. 92—93, 


4. Minifterial-Befanntmahung vom 17. März 1853. 


Dem am 15. Yuli 1851 zu Gotha zwifchen Bayern und mehreren 
andern deutjchen Negierungen wegen gegenfeitiger Aufnahme der Ausge— 
wiefenen abgejchloffenen Vertrage iſt ferner beigetreten die Regierung von 

Medlenburg-Strelig mitteljt Erflärung vom 28. Februar 1853 
in der Art, daß die gebachte Convention ver eben genannten Regierung 
gegenüber mit dem 1. März; 1853 in Wirkfamfeit treten fol. 

Reg.⸗Bl. f. d. Königr. Bayern f. d. Jahr 1853, Nr. 13. ©. 276 - 277, 


5. Minifterial-Befanntmadhung vom 20. Juli 1853. 
Desgleichen Beitritt 
a) ber freien Stadt Frankfurt mittelft Erklärung vom 31. Mai 1853, 
b) der Regierung des Königreihs Württemberg mitteljt Erflärung vom 
10. Juli 1853 
in der Art, daß die gebachte Convention für beide beitretende Theile mit 
dem 1. Yuli 1853 in Wirkfamfeit treten foll. 
Reg. DI. f. d. Königr. Bayern f. d. I. 1853. Nr. 32. S. 873 875. 
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6. Befanntmahung. Gonvention zwischen Bayern und Defter- 
reich, wegen gegenfeitiger Lebernahme von Ausgewiejenen betr. 


Zwijchen ver königlich bayerifchen und Faiferlich öſterreichiſchen Re— 
gierung iſt mitteljt in Wien ausgewechjelter Erklärungen vom 22. und 
30. März I. 38. das Uebereinfommen getroffen worden, künftighin zwi— 
hen ven beiden Staaten den Grundſatz anwenden zu laffen: 

"Daß jeder derſelben feine urfprünglich Angehörigen, auch wenn fie vie 
Staats -Angehörigfeit nach ver inländifchen Gefeßgebung verloren 
haben, auf Antrag des andern Staates fo lange wieder zu überneh- 
men habe, als fie nicht diefem andern Staate nach deſſen eigener 
innern Gejeßgebung angehörig geworben find.“ 

Dies wird hiemit von Seite der unterfertigten königlichen Staats- 
Minifterien zur entiprechenden Nachachtung befannt gemacht. 

Münden, ven 19. October 1853, 

Staatsminifterium des Föniglichen Haufes und des Aeufern, dann des 
Innern. 
Reg.Bl. f. d Königr. Bayern f. d. J. 1853. Nr. 52. ©. 1503. 1504. 


2. Miniſterial-Bekanntmachung vom 30. Dezember 1853. 


Dem am 15. Juli 1851 zu Gotha zwifchen Bahern und mehreren - 
andern veutjchen Regierungen wegen gegenfeitiger Uebernahme von Ausge— 
wiefenen abgejchlojjenen Bertrage find ferner 
a) die landgräflich heſſen-homburg'ſche Regierung mitteljt Erklärung vom 

9. Dezember 1853, 
b) die freie Stadt Hamburg mittelft Erklärung v. 14. November 1853 
in ver Art beigetreten, daß für Erftere die gedachte Convention mit dem 


1. Januar 1854 in Wirffamfeit treten folf. 
Reg. Bl. f. d. Könige. Bayern f. d. 3. 1854 Nr. 1. S. 15 — 17. 


8, Minifterial-Befanntinahung vom 16. Februar 1854. 


Desgl. Beitritt der großherzoglich badischen Negierung zur Conven- 
tion vom 15. Juli 1851 mitteljt Erklärung vom 28. Januar 1854. 
Reg.- BL. f. d. Könige. Bayern f. d. 3. 1854. Nr. 9. ©. 145-117. 


9, Minifterial: Bekanntmachung von 8. März 1855, 


Desgleich. Beitritt der großherzoglih luxemburgiſchen Regierung 
ur Convention vom 15. Zuli 1851 mitteljt Erflärung vom 10. Januar 


1855. 
Reg.-BI. f. d Könige. Bayern f. d. 3. 1855. Nr. 13. ©. 201—208. 


6 * 
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10. Staat3- Minifterial- Bekanntmachung. Den Gothaer- Bertrag 
wegen ’gegenfeitiger Uebernahme der Ausgewiejenen betreffend. 


Dur die im Negierungsblatte vom 29. Dezember 1851 ©. 1396 
und folgende veröffentlichte Bekanntmachung des Staatsminifteriums des 
fönigl. Haufes und des Aeußern vom 23. desſ. Mts., die Uebereinkunft 
wegen Uebernahme von Ausgewiefenen zwifchen Bayern, Preußen, Sachſen 
u. f. w. betr., ift die am 15. Zuli v. $. zu Gotha über ven erwähnten Gegen- 
ftand zwifchen der Regierung von Bayern und ven Regierungen mehrer 
anderer deutſchen Staaten abgefchloffenen Uebereinkunft zur Kenntniß der 
fol. Regierung K. d. J. gebracht worden. 

Diefe Uebereinkunft ift gemäß $. 13. verfelben vom 1. Januar 1852, 
und zwar vergeftalt in Wirkfamteit getreten, daß alle Fälle zweifelhafter 
Uebernahmsverbindlichfeit, welche bis zu dieſem Zeitpunfte zwifchen ven 
Behörden der betheiligten Staaten noch nicht zur Erläuterung gelangt, 
ober, fall8 dies bereits ver Fall gewefen, bis eben dahin durch ein bün- 
diges Anerkenntniß oder durch fchiedsrichterliche Entfcheidung noch nicht 
definitiv erledigt worben find, nach den neu vereinbarten Beitimmungen 
beurtheilt werden jollen. 

Die Wichtigkeit der erwähnten Uebereinkunft an fich als bie aus der 
Nichtbeachtung ihrer Beſtimmungen, insbefondere der Vorſchriften der 
88. 2—5. für ven baherifchen Staat und baherifche Gemeinden erwach— 
fenden Berpflichtungen werden der Aufmerkfamfeit ver königl. Regierung 
8. d. J. nicht entgangen und hiemit wird für diefelbe ein dringender Anlaß 
gegeben fein, einestheils die Vorfchriften ver Uebereinfunft vom 15. Juli 
v. 38. fortwährend im Auge zu behalten, und bei vorfommenven An— 
läffen fich genau bienach zu achten, anverntheils alle jene gefeßlichen 
Beitimmungen, Verordnungen und Anorbnungen, welche auf ven Aufent- 
halt und die Verehelichung von Ausländern in Bayern oder von bayerifchen 
Staatsangehörigen im Auslande Bezug haben, mit Umficht zu handhaben, 
und den Bollzug verfelben durch die untergeorbneten Behörden forgfältig 
zu überwachen. 

Zu diefem Zwede werden ver fol. Regierung 8. d. J. nachjtehend 
jene nähern Feitfegungen mitgetheilt, welche bei den Eonferenzen in Gotha 
zur Erläuterung einzelner VBertragsbejtimmungen und um die Handhabung 
der Uebereinkunft möglichit zu fördern, vereinbart wurden, und die Ge- 
nehmigung der contrahirenden Regierungen erhalten haben. 


I. Eonferenzprotofoll vom 10. Juli 1851. 

Nachdem man fich in diefer Conferenz dahin geeinigt hatte, daß der 
„tete Wohnfig‘ von den Griterien, welche die Aufnahmsverpflichtung be- 
grünven, ganz auszuſchließen, und fich im $. 2. tit. a. ver Uebereinkunft 
vielmehr auf einen blos faktifchen Aufenthalt zu befchränfen fei, wurbe in 


8 


diefer Beziehung in dem erwähnten Conferenzprotofolle noch Folgendes 
beigefügt: 

„Hierbei war man alljeitig damit einverftanden, daß unter dem Auf- 
enthalte ein ununterbrochener wefentlicher gemeint fei; ba jedoch das 
Bemühen, dieje Eigenfchaft alsbald im Vertrage näher zu bezeichnen, zu 
verſchiedenen Bedenken Veranlaffung gab, andererſeits aber die Anficht 
unter ven Commiffarien übereinftimmend fich dahin ausſprach, daß eine 
mementane Abwejenheit, bei welcher die Abficht ver Rückkehr vorliege, 
für eine Unterbrechung nicht zu erachten fei, und die Uebernahmenerbind- 
ficheit nicht aufheben könne, fo hielt man es für unbevenflich, die Con— 
tinuität des Aufenthalts nach Beichaffenheit jedes einzelnen Falles zu 
beurtheilen.“ 


U. Eonferenzprotofoll vom 11. Juli 1851. 

Diefes Protokoll enthält folgende erläuternde Beſtimmungen: 
1) zu $. 4. ver Uebereinfunft: 

„Bei Gelegenheit der Befprechung über $.3.b (d. i. 8.4. ber Ueber- 
einfunft) gefehah der Gorrefpondenz Erwähnung, welche zwifchen Preußen 
und Sachfen, auf Anlaß eines von einer ſächſiſchen Behörde angeregten 
Zweifel® über bie Frage ftattgefunden hatte: 

„ob die Verbindlichkeit zur Uebernahme ver ehelichen Kinder mit ven 

Eltern bis zum 24., nunmehr 21. Yebensjahre, — wenn fie inner- 

balb dieſes Zeitraums gemacht worben, auch über jenen Zeitraum 

hinaus fortwirfe, alſo eine bleibende Staatsangebörigfeit für bie 
betreffenden Individuen begründe? oder ob viefelben nach zurüdge- 
fegtem 24. (21.) Yahre unbedingt nach ihren eigenen Verhältnifjen 
zu beurtheilen jeien ?‘ 

Preußiſcher Seits hatte man fich für vie le&tere dieſer beiden Alter- 
nativen erflärt, und da biefe Anficht als in ver Eonfequenz des der Ueber- 
einkunft zu Grunde liegenden Principes begründet, bei ven Anweſenden 
durchgängig Zuftimmung fand, war man einverjtanden, daß dieſelbe auch 
in Beziehung auf gegenwärtigen Bertragsabjchluß als die ver Abficht ver 
Contrahenten entfprechende zu betrachten und eintretenden Falles zur An— 
wendung zu bringen fein werde. 

„Gleiches Einverftänpniß fand hinfichtlich des Grundſatzes Statt, daß, 

wenn von einem ehelichen Kinde vor dem zurücgelegten 21. Yebens- 

jahre eine Untertbanfchaft für die Perfon, unabhängig vom Vater, 
beſonders erworben jein ſollte, alsddann das Heimathsverhältnik eines 
jolchen Kindes nicht nach $. 3. b (d. i. $.4. ver Uebereinkunft) fon- 
dern vielmehr nach $. 1. zu beurtheilen fein werde.“ 

2) Zu $. 6. ver Uebereinkunft: 
‚Bei dieſer Beftimmung fanden die Commiffarien gleichfalls Leine 


Erinnerung zu machen, hielten aber die Erläuterung für nöthig, daß 
auch bei ven Kindern der hier erwähnten Kategorie vermöge ber ganz 
generell gehaltenen Difpofition im 8.2. a ein fünfjähriger Aufenthalt 
erst nach zurücgelegtem 21. Lebensjahre die Staatsangehörigfeit 
begründen könne.“ 


II. Schlußprotofoll ver Gothaer Conferenzen vom 15. Juli 
1851. 


$. 2. Da ber $. 1. ver Uebereinkunft fowohl die verzeitige, als bie 
frühere, jedoch erlofchene Unterthanfchaft als einen Grund der Verpflicht- 
ung zur Uebernahme bezeichnet, beide Verpflichtungsgründe aber, ſowohl 
getrennt; al8 verbunden, bei mehreren ver contrahirenden Staaten, dem 
ausmweifenden gegenüber vorliegen können, fo ift eine Erflärung darüber 
erforverlich, welcher Staat in einem folchen Falle als der näher verpflichtete 
anzufehen, und als folder nach $. 7. zuerft in Anspruch zu nehmen ift: 

Es wurde für angemeſſen erachtöt, feſtzuſetzen: 

a) daß das beſtehende Unterthansverhältniß gegenüber einem bereits 
erloſchenen, als der ſtärkere Verpflichtungsgrund betrachtet werden ſoll; 

b) daß bei dem Vorhandenſein mehrerer Staaten, zu welchen der Aus— 
zuweiſende ſich noch fortdauernd im Unterthansverbande verbindet, 
der ausweiſenden Regierung freiſteht, nach welchem Staate hin ſie 
die Ausweiſung bewirken will; 

ec) daß, wenn das auszuweiſende Individuum zu mehreren Staaten in 
einem bereit8 aufgelöften Unterthansverhältniffe geftanven hat, der— 
jenige Staat zur Uebernahme vorzugsweife verpflichtet ift, deſſen 
Unterthan das Individuum nach zuworigem Verlufte jeder früheren 
Untertbanfchaft zulegt geworben iſt; 

d) daß, wenn der Auszuweifende gleichzeitig Unterthan mehrerer Staaten 
vormals geweſen ift, ohne Rücficht auf ven Zeitpunkt des Verluftes 
des Unterthanenrechtes in den einzelnen Staaten dem Auszumeifenden 
die Wahl des übernehmenden Staates offen fteht. 

8. 3. In Beziehung auf die im $. 2. a aus dem fünf Jahre fortge- 
fetten Aufenthalte heimathlofer Perfonen verabrevete Uebernahmeverbind- 
lichfeit war man bahin einverftanden : 

daß die Dauer eines unfreiwilligen Aufenthaltes bei ver fünf- 
jährigen Frift nicht in Anrechnung zu bringen, ebenfomwenig aber als 
Unterbredung eines vorher begonnenen und nachher fortgejegten 
Aufenthaltes anzufehen, viefer Aufenthalt vielmehr nur als ruhend 
zu betrachten fei. 

8. 4. Zu $. 2.b war man bahin einig: 

daß auch eine folhe Wohnung für eine gemeinfchaftliche zu erachten 
fei, welche ver Ehemann zunächſt und hauptſächlich für feine Ehefrau 
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und feine Familie beftimmt hat, während ihm felbft nach feinem Be- 

rufsverhältniffe, wie 3. B. bei Dienftboten, eine für feine Perſon be- 

ftimmte Wohnung oder Schlafjtelle anderweit angewiefen worben ift. 
8. 5. Durch ven $. 6. der Vebereinfunft ſoll beftimmt werben: 
daß Ehefrauen und umerwachjene Kinder heimathlofer, ver Ausweifung 

nicht unterliegender Perfonen auch dann, wenn Erftere für ihre Perfon 

nach $. 2. einem andern Staate zugewiejen werben können, von 

ihrem Ehegatten und beziehungsweife Eltern nicht getrennt werben 

follen. 

Die Unterzeichneten waren dahin einverjtanben: 

daß, wenn die Ehe aufgeläft, oder ver Tod der Eltern erfolgt, oder 

bei ven Kindern das Alter von 16 Jahren überfchritten worden ift, 

die Vorfchrift des $. 6. der Verpflichtung eines andern contrahiren- 
ven Staates zur Uebernahme ver vormaligen Ehefrau ober bes 

Kindes nicht weiter entgegenfteht. 

Schlüflih wird ver königl. Regierung K. d. J. eröffnet, daß zwifchen 

ven contrahirenden Regierungen das Uebereinfommen getroffen wurde: 

1) daß von jeder Regierung, fo weit e8 nicht bereits gefchehen, Unorb- 
nung getroffen werde, damit in ihrem Gebiete feine Verheirathung 
eines Angehörigen der andern contrahirenden Staaten, fei es mit 
einer Inländerin oder Ausländerin, ohne Confens der Heimaths- 
behörde vesjelben geftattet werde; 

2) daß jede der contrahivenden Regierungen 

a) diejenigen Verträge wegen Aufnahme von Auszumeifenden, welche 
zwifchen ihr und einer bei gegenmwärtiger Uebereinkunft nicht be- 
theiligten deutſchen Nation bejtehen, 

b) ein Verzeichniß derjenigen Behörden, welche zur Ertheilung von 
Befcheinigungen über die Unterthanseigenfchaft ($. 1.) competent 
find, fo wie der Behörden, welche Zuficherungen in Beziehung auf 
die Wiederaufnahme folder Perfonen ertheilen dürfen, welche, ohne 
Unterthanen zu fein, auf Verlangen eines andern Staates aufge- 
nommen werben müſſen, 

ven übrigen contrahirenden Regierungen mitzutheilen habe. 

Nach vem Eintreffen dieſer Mittheilungen wird ver fgl. Regierung 

8. 2. 3. hiervon Kenntniß gegeben werben. 

München ven 1. Februar 1852. 

Auf Seiner Majeftät des Königs allerhöchſten Befehl. 
Stantsminifterium des Innern. 
An fämmtliche f. Regierungen 8. d. %. Nr. 1600. 


Dillinger Samml. Band XXVI. (N. 5. Bd. VI.) Abtheil. XI. Abſchnitt I. $. 74. 
©. 371. 


X. Abſchnitt. 


Berträge in Bezug auf Berpflegung und ie von 
Staatsangehörigen. 
SUXD 


1. liebereinfunft mit der Füniglich niederländifchen Megierung. 
a. Belanntmadhung. 

Die k. bayerifche und die k. niederländiſche Negierung find überein- 
gefommen, ihren in den beiverfeitigen Staaten erfranfenden. oder verun- 
glüdenven, unbemittelten Unterthanen gegenfeitig die benöthigte Heilung 
und Verpflegung angeveihen zu lafjen, und es iſt zu biefem Ende Folgen- 
des fejtgejegt worden: 

1) die Kur- und BVerpflegungskoften von vergleichen erfrankten over 
verunglüdten Unterthanen bes einen over des andern Staates werben 
im Allgemeinen von ven Stiftungs-Gemeinvefafen derjenigen Orte, 
wo biefelben einen Unfall erleiven, ober aus ber fonft von ber be- 
treffenden Regierung biezu beftimmten Kaffe beftritten, ohne daß 
deshalb ein Erfag in Anſpruch genommen werben Tann, 

Auch wird jede Regierung die geeignete Vorkehrung treffen, daß 
bei folchen Fällen jedem Anfpruche ver Menfchlichleit Genüge gefchehe 
und feine Berfäumniß eintrete. 

2) Da jedoch diefe Verbindlichkeit immer nur fubfidiar bleibt, fo ift der 
verurfachte Aufwand in dem Falle nach billiger Berechnung zu erjegen, 
wenn entiveber ber betreffende Reiſende dieſen Erfak aus eigenen 
Mitteln zu leiften vermag, oder wenn bie nach privatrechtlichen Grund— 
fügen zu feiner Ernährung und Unterjtügung verpflichteten Perfonen, 
nämlich feine Ascendenten und Descenventen, oder ein Ehegatte des— 
felben dazu vermögend find, was, erforderlichen Falles, durch amt- 
lihe Nachfragen bei ver heimathlichen Behörde zu erheben ift. 

Die fün. Kreisregierung 8. d. J. hat zum Vollzuge biefer Ueberein— 
funft das Geeignete zu verfügen und ven Bolizei- und Gemeindebehörden 
die erforderlichen Weifungen zu ertheilen. 

Münden ven 2. Februar 1847. 

Auf Seiner Majeftät des Königs allerhöchften Befehl. 
Stantsminifterinm des Junern. 
An ſämmtliche k. Kreisregierungen 8. d. J. Nr. 1244. 


Dillinger Samml. Bd. XXVI. (N. 5. Bd VI.) Abtheil, XI. Tit. II. $. 164. 
©. 671. 
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b. Befanntmadhung. 

Das unterfertigte k. Minifterium findet ſich veranlaßt, bezüglich des 
Ausfchreibens vom 2. Februar I. Is. Nr. 1244 erläuternd zu bemerken, 
daß fämmtliche in Folge des Uebereinfommens mit der k. niederländiſchen 
Regierung wegen gegenfeitiger Verpflegung erkrankter mittellofer Unter: 
thanen zwifchen bayerifchen und nieverlänvifchen Behörden nöthig werben- 
den Mittheilungen, nach dem desfalls zu erkennen gegebenen Wunfche der 
k. nieverländifchen Regierung fünftighin nicht unmittelbar, ſondern aus- 
ichließend nur auf diplomatiſchem Wege jtattfinden follen, zu welchem 
Zwede in vorkommenden Fällen die briefliche Vorlage jeberzeit anher zu 
geſchehen hat. 

Die k. Regierung hat hiernach den betreffenden Behörden die geeig- 
nete Eröffnung fofort zugehen zu laſſen. a 

München ven 16. Juni 1847. 

Auf Seiner Majeftät des Königs allerhöchiten Befehl. 
Staatsminifterium des Innern. 
An ſämmtliche k. Regierungen 8. d. %. Nr. 5903. 
Döllinger, Bd. XXVL (N. 5. Bd. VI.) Abth. XII. Tit. II. $. 165. ©. 672. 


2. Befanntmachung. Uebereinfunft mit mehreren deutichen Staaten, 
wegen ber Verpflegung erfranfter und der Beerdigung verftorbe- 
ner gegenjeitiger Staatdangehörigen betreffend. 


Staatsminifterium des königlichen Haufes und des Aeußern. 


Nachdem die Föniglich bayerifche Regierung ver Uebereinkunft beige: 
getreten ift, welche in obigem Betreffe unterm 11. Yuli v. Is. zu Eiſenach 
zwifchen ven Regierungen von Preußen, Sadhjen, Hannover, Kurhefjen, 
Großberzogtfum Heffen, Sachjen: Weimar, Medlenburg- Schwerin, Med: 
(fenburg-Strelig, Olvenburg, Braunfchweig, Sachfen-Meiningen, Sachen: 
Altenburg, Sachen» Coburg - Gotha, Anhalt- Defjau- Köthen, Anhalt: 
Bernburg, Schwarzburg-Rudolſtadt, Chwarzburg-Sondershaufen, Schaum: 
burg-Lippe, Lippe, Neuß älterer, Neuß neuerer Linie, dann ven freien 
Städten Frankfurt und Bremen abgefchloffen worben ift, jo werben bie 
Beftimmungen ver gevachten Lebereinfunft (58. 1—5. einfchlüßlich) mit 
Alferhöchiter Genehmigung nachitehend zur Wiffenfchaft und Darnach— 
achtung mit dem Beifügen befannt gemacht, daß auch von Seite der k. f. 
Defterreichifchen, königlich Wiürttembergifchen, herzoglich Naffauifchen, 
fürftlih Waldeck'ſchen Regierung, fowie der freien Stadt Lübeck der Bei- 
tritt zu dieſer Mebereinfunft ftattgefunden hat. 

München ven 29. Januar 1854. 

Auf Seiner Majejtät des Königs allerhöchiten Befehl. 
Staatsminifterium des königl. Haufes und des Aeußern. 


Uebereintunft vom 11. Juli 1853. 


$. 1. Jede der contrahirenden Regierungen verpflichtet ſich, dafür 
zu forgen, daß in ihrem Gebiete denjenigen hülfsbepürftigen Angehörigen 
anderer Staaten, welche der Kur und Verpflegung benöthigt find, viefe 
nach venfelben Grundſätzen, wie bei eigenen Unterthanen bis dahin zu 
Theil werde, wo ihre Nücffehr in den zur Uebernahme verpflichteten Staat 
ohne Nachtheil für ihre oder Anderer Gefunpheit gefchehen kann. 

$.2. Ein Erfa ver hierbei ($. 1.) ober durch die Beerdigung 
erwachlenden Koften kann gegen die Staatsgemeinde ober andere öffent- 
liche Kaſſen vesjenigen Staates, welchem ber Hülfsbebürftige angehört, 
nicht beansprucht werben. 

$. 3. Für- den Fall, daß ver Hülfsbedürftige oder andere privat- 
rechtlich VBerpflichtete zum Erſatz ver Koften im Stande find, bleiben vie 
Ansprüche auf lettere vorbehalten. — Die contrahirenden Regierungen 
fihern fich auch wechjelfeitig zu, auf Antrag der betreffenden Behörde vie 
nach der Landesgeſetzgebung zuläffige Hülfe zu leiften, damit denjenigen, 
welche die gedachten Koften bejtritten haben, biefe nach billigen Anſätzen 
erftattet werben. 
$, 4. Gegenmwärtige Uebereinkunft tritt mit dem 1. Januar 1854 
in Kraft. Mit vemfelben Tage erlifcht die Wirkſamkeit derjenigen Verab— 
redungen, welche bisher über ven gleichen Gegenftand zwifchen einzelnen 
ver contrahirenden Regierungen bejtanden haben. — Die Dauer der Wirk— 
famfeit ver gegenwärtigen Uebereinfunft wird zumächjt auf den Zeitraum 
von drei Jahren verabredet. — Sie iſt aber auf je weitere brei Jahre 
als in Kraft befindlich für jede der contrahirenden Regierungen zu be— 
trachten, welche nicht fpäteftens fechs Monate vor dem Ablaufe ver Gül- 
tigfeit der Uebereinkunft viefelbe gekündigt hat. 

$. 5. Allen deutſchen Bundesſtaaten, welche bie gegenwärtige Ueber- 
einfunft nicht mit abgefchloffen haben, fteht der Beitritt zu denſelben 
offen. — Diefer Beitritt wird durch eine, bie Uebereinkunft genehmigenve 
und einer der contrahirenden Regierungen Behufs weiterer Benachrich- 
tigung der übrigen Contrahenten zu übergebende Erklärung bewirkt. 

Reg.- Bl. f. d. Könige. Bayern f. d. I. 1854. Nr. 7. ©. 120-123, 


3. Minifterial-Befanntmachung vom 3. Mai 1854. 


Betreffend den unterm 18. März 1854 erfolgten Beitritt des Groß- 
herzogthums Baden zu vorſtehender Webereinkunft. 
Reg.⸗Bl. f. d. Königr. Bayern f. d. J. 1864. Nr. 18. ©. 311. 


— — — 
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x. Abſchnitt. 


Berträge in Bezug auf Ausfertigung von Tauf-, Trau- 
und Todtenſcheinen. 


IE 


Minifterial-Erflärung 


Die Uebereinfunft mit Defterreih über die Foftenfreie Behandlung 
der im biplomatifchen Wege nachgefuchten Tauf-, Trau- und To- 
des - Scheine betreffend. 


Die Föniglich bayerifche und die kaiſerl. königl. öfterreichifche Regier: 
ung haben fich zur Erleichterung des gegenfeitigen Gefchäftsverfehrs ihrer 
Staatsangehörigen darüber vereinigt, die bisher für die im diplomatiſchen 
Wege nachgefuchte Ausfertigung von Tauf-, Trau- und Todesſcheinen 
beobachtete Gebührenbefreiung durch die gegenwärtige fürmliche Ueberein- 
funft zu regeln, wornac die einfchlägigen geiftlichen und weltlichen Be- 
hörden ber beiden Staaten angewiefen werben follen, von nun an ſämmt— 
lihe Tauf-⸗, Trau= und Todesſcheine, welche gegenfeitig von einer Behörde 
im Wege ver bezüglichen Correfponvenz werden nachgefucht werben, frei von 
Stempel und jeder andern Gebühr auszufertigen, ohne jedoch daß dadurch für vie 
Parteien die Berechtigung erwachſe, von diefen der auslänpifchen Behörde 
jtempelfrei erfolgten Urkunden im ftempelpflichtigen Inlande Gebrauch zu 
machen. 

Zu Urkund deſſen ift dieſe Königlich bayerifche Minifterial-Erflärung 
ausgejtellt worden, welche gegen eine entſprechende Erklärung des faiferlich 
töniglich öfterreichifchen Minifteriums ausgewechfelt werden wird. 

München ven 18. Februar 1851. 

Königlich Bayeriſches Staatsminifterium des Königlichen Haufes und bes 
Aeußern. 
Reg.» Bl. f. d. Königr. Bayern, f. db. J. 1851, Nr. 11. S. 160-151. 
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dort der angegebene Thäter aufhält, oder gefrevelte Gegenftand befinden 
möchte, zu veranlaffen, welche Befugniß bei den übrigen hierzu geeigneten 
Jagd-, Fifcherei- und Feldfreveln eben wohl eintritt. Die gedachten Beamten 
haben fich zu dem Ende an den Ortsvorjtand ver betreffenden Gemeinden 
oder Orts-Polizeibeamten zu wenden, um diefen zur Vornahme der Vift- 
tation in ihrer Gegenwart aufzufordern. Derſelbe hat vie hiebei aufge- 
fimdenen, angeblich gefrevelten Gegenftände in fichere Verwahrung brin- 
gen zu laffen, auch über eine folche Hausfuchung fogleih ein Protofoll 
aufzunehmen und weder für diefes noch für jene eine Belohnung zu em- 
pfangen. Die eine Ausfertigung des Protokolls ift alsbald dem requi- 
rirenden Forftoffizianten einzubindigen, eine zweite Ausfertigung aber 
dem Untergerichte des Bezirkes zu überfenden, bei Vermeidung einer Dienft- 
Dronungsftrafe von einem bis zu fünf Thalern für denjenigen Ortsyor— 
jtand, oder Drtspolizeibeamten, welcher ver Nequifition nicht Genüge 
leiſtete. 

Auch kann der requirirende Forſt- oder Polizeioſfiziant verlangen, 
daß der Förſter ꝛc. (oder in deſſen Abweſenheit der etwa dazu geeignete 
Aufſeher) des Ortes, worin die Hausſuchungen vorgenommen werden 
ſollen, dabei zugezogen werde, welchem Antrage dieſer entweder ſelbſt 
oder durch ſeinen Gehilfen zu entſprechen hat. 

IV. Den unterſuchenden und beſtrafenden Behörden in den beider— 
ſeitigen Staaten wird es zur Pflicht gemacht, die Unterſuchung und Be— 
ſtrafung der vorliegenden Frevel ſo ſchleunig vorzunehmen, als es nach 
der beſtehenden Gerichtsverfaſſung nur immer thunlich iſt, auch insbeſon— 
dere bei ausgezeichneten oder ſehr bedeutenden Freveln die Unterſuchung 
in jedem einzelnen Falle ſogleich eintreten zu laſſen. 


V. Die Vollziehung der Straf-Erkenntniſſe, nebſt der Erhebung 
und Beitreibung der den Wald-, Jagd-, Feld- und Fiſcherei-Eigenthümern 
oder ſonſt Beſchädigten zuerkannten Entſchädigungsgelder, ſoll mit der 
thunlichſten Beſchleunigung durch die geeigneten Beamten bewirkt, und 
deßwegen zu gegründeten Beſchwerden niemals Anlaß gegeben werden. 

Die erkannte Geldſtrafe wird zum Vortheile der Herrſchaft des 
Gerichtes vollzogen, welches das Erkenntniß ertheilt hat. 

Gegen Unvermögende, welche die Geldſtrafe nicht erlegen können, 
find die nach der Geſetzgebung des einen oder des anderen Staates ftatt- 
findenden Straffurrogate in Anwendung zu bringen. Der zuerfannte 
Schadenerſatz einfchlieglich des Holzwerthes, fo wie die Pfände- oder An- 
gabe-Gebühr, und der Strafantheil des Angebers, wo vergleichen gefeß- 
lich bejtehen, werden vorzugsweiſe vor ber Strafe oder deren übrigen 
Theile beigetrieben und von den Staatsbeamten des Bezirfes, worin ver 
Frevel geſchehen, zur weiteren Beforgung an die Betheiligten abgeliefert. 


* 
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die betreffende Kaffe vesjenigen Staates abgeführt werben, in welchem 
der fFrevel verübt worben ijt. 

6. Den unterfuchenden und beftrafenvden Behörden in ben königl. 
bayerifchen und in ven königl. preufifchen Staaten wird zur Pflicht gemacht, 
die Unterfuchung und Beitrafung ver Forftfrevel in jedem einzelnen Falle 
jo fchleunig vorzunehmen, als e8 nach der Verfaſſung des Landes nur 

irgend möglich fein wird. 

7. Gegenwärtige, im Namen Seiner Majeftät Bes Königs von Bayern 
und Seiner Majeftät des Königs von Preußen zweimal gleichlautend aus— 

gefertigte Crklärung foll, nach erfolgter gegenfeitiger Auswechslung, Kraft 
und Wirkfomfeit in beiden Landen haben und öffentlich befannt gemacht 
werben. 

So gefchehen München ven 6. April 1822. 

Königlich bayerifches Staatsminifterium des Königlichen Haufes und des 
Aeußern. 
Reg.» u. Intell. - Bl. f. das Königr. Bayern f. d. I. 1822, St. 22. S. 863—866. 


2, Uebereinfunft des Königreichs Bayern mit dem Großherzogthum 
Heffen-Darmftadt, die gegenfeitige — der Forſt-Frevel 
in den Grenzwaldungen betreffend. 


Nachdem die königlich bayerifhe Regierung mit ver großherzoglich 
heſſiſchen Regierung übereingekommen iſt, wirkſame Maaßregeln zur Ver— 
hütung der Forſtfrevel in den Gränzwaldungen gegenſeitig zu treffen, ſo 
erklären beide Regierungen Folgendes: 

1. Es verpflichtet ſich ſowohl die königl. bayeriſche als die groß— 
herzogl. heſſiſche Regierung, den Forſtfrevel, welchen ihre Unterthanen in 
den Waldungen des andern Gebietes verübt haben möchten, ſobald ſie 
davon Kenntniß erhält, nach denſelben Geſetzen zu unterſuchen und zu be— 
ſtrafen, nach welchen ſie unterſucht und beſtraft werden würden, wenn ſie 
in inländiſchen Forſten begangen worden wären. 

2. Um von beiden Seiten zur Sicherheit des Forſteigenthums mög— 
lichſt mitzuwirken, ſollen die wechſelſeitigen gerichtlich verpflichteten Forft- 
und Polizeibeamten befugt fein, in ven Fällen ver Walpfrevel Hausjud- 
ungen im Gebiete des andern Staates, wenn fi) dort ber angegebene 
Thäter aufhält, ober der gefrevelte Gegenftand befinden dürfte, zu ver- 
anlaffen. Diefelben haben fih zu biefem Ende an ben Ortsvorſtand ber 
betreffenden Gemeinde zu wenden und biefen zur Vornahme ver Bifitation 
in ihrer Gegenwart aufzuforbern. 

3. Bei dieſen Hausfuchungen muß der Ortsvorftand fogleih ein’ 
Protokoll aufnehmen, und ein Eremplar dem requirirenden Beamten ein⸗ 
händigen, ein zweites Exemplar aber feiner vorgeſetzten Behörde (Landrath, 
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10. Staat3- Minifterial- Bekanntmachung. Den Gothaer-Bertrag 
wegen ’gegenfeitiger Uebernahme der Ausgewiejenen betreffend. 


Dur die im Negierungsblatte vom 29. Dezember 1851 ©. 1396 
und folgende veröffentlichte Bekanntmachung des Staatsminifteriums des 
fönigl. Haufes und des Aeußern vom 23. desf. Mts., die Lebereinkunft 
wegen Uebernahme von Ausgewiefenen zwifchen Bayern, Preußen, Sachen 
u. f. w. betr., ift die am 15. Juli v. $. zu Gotha über ven erwähnten Gegen- 
ftand zwifchen ver Regierung von Bayern und den Regierungen mehrer 
anderer deutſchen Staaten abgefchloffenen Webereinfunft zur Kenntniß ber 
fol. Regierung 8. d. J. gebracht worven. 

Diefe Uebereinfunft ift gemäß $. 13. verfelben vom 1. Januar 1852, 
und zwar vergeftalt in Wirffamfeit getreten, daß alle Fälle zweifelhafter 
Uebernahmsverbindlichfeit, welche bis zu dieſem Zeitpunkte zwifchen ven 
Behörden der betheiligten Staaten noch nicht zur Erläuterung gelangt, 
ober, fall8 dies bereit ver Fall gewefen, bis eben dahin durch ein bün- 
diges Anerfenntniß oder durch fehiedsrichterliche Entfcheidung noch nicht 
definitiv erledigt worden find, nach den neu vereinbarten Beitimmungen 
beurtheilt werden ſollen. 

Die Wichtigkeit der erwähnten Uebereinkunft an ſich als die aus der 
Nichtbeachtung ihrer Beſtimmungen, insbeſondere der Vorſchriften der 
$$. 2—5. für den bayeriſchen Staat und bayeriſche Gemeinden erwach— 
ſenden Verpflichtungen werden der Aufmerkfamfeit ver königl. Regierung 
K. d. J. nicht entgangen und hiemit wird für diefelbe ein dringender Anlaß 
gegeben fein, einestheils die Vorfchriften ver Uebereinkfunft vom 15. Juli 
v. 38. fortwährend im Auge zu behalten, und bei vorkommenden An- 
läffen ſich genau hienach zu achten, anverntheils alle jene gefeglichen 
Beitimmungen, Verordnungen und Anorbnungen, welche auf den Aufent- 
balt und die Verehelihung von Ausländern in Bayern oder von baherifchen 
Staatsangehörigen im Auslande Bezug haben, mit Umficht zu handhaben, 
und den Vollzug verjelben durch die untergeorbnneten Behörden forgfältig 
zu überwachen. 

Zu diefem Zwede werben ver kgl. Regierung 8. d. J. nachjtehend 
jene nähern Fejtfegungen mitgetheilt, welche bei ven Eonferenzen in Gotha 
zur Erläuterung einzelner VBertragsbejtimmungen und um die Handhabung 
der Uebereinfunft möglichjt zu fördern, vereinbart wurden, und bie Ge— 
nehmigung ver contrahirenden Regierungen erhalten haben. 


J. Eonferenzprotofoll vom 10. $uli 1851. 

Nachdem man fich in diefer Conferenz dahin geeinigt hatte, daß ber 
„teite Wohnfig‘ von den Criterien, welche die Aufnahmsverpflichtung be- 
gründen, ganz auszuschließen, und fich im $. 2. tit. a. der Vebereinfunft 
vielmehr auf einen blos faktifchen Aufenthalt zu befchränfen fei, wurde in 
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diefer Beziehung in dem erwähnten Conferenzprotofolle noch Folgendes 
beigefügt: 

„Hierbei war man alljeitig damit einverftanden, daß unter dem Auf- 
enthalte ein unumnterbrochener wefentlicher gemeint fei; da jedoch das 
Bemühen, diefe Eigenſchaft alsbald im Vertrage näher zu bezeichnen, zu 
verfchievenen Bedenken Veranlaffung gab, andererſeits aber die Anficht 
unter ven Commiffarien übereinftimmend ſich dahin ausſprach, daß eine 
momentane Abwefenheit, bei welcher die Abficht ver Rückkehr vorliege, 
für eine Unterbrechung nicht zu erachten fei, und die Uebernahmeverbind— 
fichfeit nicht aufheben könne, fo hielt man e8 für unbebenflich, vie Con— 
tinuität des Aufenthalts nach Beichaffenheit jedes einzelnen Falles zu 
beurtheilen.‘ 


U. Eonferenzprotofoll vom 11. $uli 1851. 


Diefes Protokoll enthält folgende erläuternde Beftimmungen: 
1) zu $. 4. ver Uebereinfunft: 

‚Bei Gelegenheit der Befprechung über 8. 3. b (d. i. 8.4. ver Ueber- 
einkunft) gefehah ver Correſpondenz Erwähnung, welche zwifchen Preußen 
und Sachſen, auf Anlaß eines von einer fächjichen Behörde angeregten 
Zweifel® über die Frage ftattgefunden hatte: 

„ob die VBerbindlichfeit zur Uebernahme ver ehelichen Kinder mit ben 

Eltern bis zum 24., nunmehr 21. Lebensjahre, — wenn fie inner: 

halb viefes Zeitraums gemacht worden, auch über jenen Zeitraum 

hinaus fortwirfe, alfo eine bleibende Staatsangebörigfeit für vie 
betreffenden Individuen begründe? oder ob bviefelben nach zurüdge- 
fegtem 24. (21.) Fahre unbedingt nach ihren eigenen Verhältniffen 
zu beurtheilen jeien ?‘ 

Preußiſcher Seits hatte man fich für vie leßtere dieſer beiden Alter: 
nativen erklärt, und da biefe Anficht als in ver Confequenz des ver Ueber: 
einfunft zu Grunde liegenden Principes begründet, bei ven Anweſenden 
durchgängig Zuftimmung fand, war man einverjtanden, daß viefelbe auch 
in Beziehung auf gegenwärtigen Bertragsabichluß als die der Abficht der 
Contrahenten entfprechenve zu betrachten und eintretenden Falles zur An— 
wendung zu bringen fein werde. 

„Gleiches Einverftänpniß fand hinfichtlich des Grundſatzes Statt, daß, 

wenn bon einem ehelichen Kinde vor dem zurückgelegten 21. Yebens- 

jahre eine Untertbanfchaft für vie Perfon, unabhängig vom Vater, 
beſonders erworben jein follte, alsdann das Heimathsverhältnig eines 
folchen Kindes nicht nach $. 3. b (vd. i. $.4. ver Uebereinfunft) fon- 
dern vielmehr nach $. 1. zu beurtheilen fein werde,’ 

2) Zu $. 6. ver Uebereinkunft: 
‚Bei dieſer Beftimmung fanden die Commiffarien gleichfalls Keine 
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gebühren an bie betreffende Kaffe vesjenigen Staates abgeführt werben, 
in welchem ber Frevel verübt worden ift. 

7. Den unterfuchenden und beftrafenden Behörben in ven Föniglich 
bayerifchen und königlich württembergifchen Staaten wird zur Pflicht ge- 
macht, die Unterfuhung und Beitrafung der Forftfrevel in jedem einzelnen 
Falle fo fjchleunig vorzunehmen, als es nach der Verfaſſung des Landes 
nur irgend möglich fein wird. Wenn ver Forfterceß vergejtalt durch 
Erfenntniß erledigt ift, daß dasfelbe volljtredt werden kann, fo hat vie 
Unterfuchungsbehörve eine beglaubigte Abjchrift der protofollarifchen Ver— 
bandlungen und des zu volljtredenden Erk.nntnifjes dem Ungeber, und 
‚gleiche Abfchriften feiner vorgejegten Behörde zuzuſenden, beides bei einer 
Strafe von 1—5 fl. 

8. Gegenwärtige im Namen Seiner Majeftät des Königs von Bayern 
und Seiner Majejtät des Königs von Württemberg zweimal gleichlautenve 
Erklärung foll nach erfolgter gegenfeitiger Auswechslung Kraft und Wirk— 
famfeit in ven beiverfeitigen Landen haben und öffentlich befannt gemacht 
werben. 

Sp gefchehen München ven 1. Oftober 1826. 

Der Staatsminijter der auswärtigen Angelegenheiten: 
(L.S). Graf von Thürheim. 
Reg.- Bl. f. d. Könige. Bayern f. d. J. 1826. Nr. 43. ©. 745-748. 


4. Uebereinfunft zwijchen der Föniglich bayerifchen Regierung des 
Unter-Mainfreifes und der herzoglich fächfifchen Regierung zu 
Meiningen, die Verhütung der Forftfrevel in den Grenzwaldungen 
betreffend, ü 


Mit beiverfeitigen alferhöächften und höchften Genehmigungen haben 
die föniglich bayerische Negierung ver Unter-Mainkreifes und die herzoglich 
fächfifche Regierung zu Meiningen zur Verhütung der Forftfrevel in ven 
gegenfeitigen Gränzwaldungen ver fgl. bayerifchen Yanpgerichte Mellrich— 
ftapt, Königshofen, Hofheim und Ebern, und der herzoglich fächfifchen 
Verwaltungs - Amtsbezirfe Meiningen, Römhild und Helpburg, folgende 
Uebereinfunft ganz auf ven Grund der zwifchen ven Kronen Bayern und 
Württemberg biesfalls beftehenven Vereinigung vom Jahr 1826 getroffen. 

1. Sowohl die kgl. baherifche Regierung des Unter-Mainfreifes, als 
bie herzogl. ſächſiſche Regierung zu Meiningen verpflichten fich, die Forft- 
frevel, welche ihre Unterthanen in den Waldungen des andern Gebiets 
verübt haben möchten, fobald fie davon Kenntniß erhalten, nach denſelben 
GSefegen zu unterfuchen und zu bejtrafen, nach welchen fie unterfucht und 
beitraft werden würden, wenn fie in inlänbifchen Forſten begangen 
worden wären. 
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2. Um von beiden Seiten zur Sicherheit des Forfteigenthums mög- 
lichſt mitzuwirken, ſollen die wechfelfeitigen verpflichteten Forft- und 
Polizeibeamten befugt fein, in den Fällen der Waldfrevel Hausfuchungen 
im Gebiete des andern Staates, wenn fich dort ver angegebene Thäter 
aufhält, oder ver gefrevelte Gegenſtand befinden dürfte, zu veranlaffen. 

Diefelben haben fih zu dem Ende an ven Ortsvorſtand der betref- 
fenden Gemeinde zu wenden, und biefen zur Vornahme in ihrer Gegen- 
wart aufzufordern. 

3. Bei diefen Hausfuchungen muß der Ortsvorftand, ohne für feine 
Mitwirfung eine Belohnung in Anfpruch nehmen zu können, ſogleich ein 
Protofoll aufnehmen, und ein Eremplar dem requirirenden Beamten ein- 
bändigen, ein zweites Eremplar aber feiner vorgefekten Behörde über: 
ſenden, bei Vermeidung einer polizeilichen Geldſtrafe. 

4. Iſt die Perfon des Frevlers dem Forſt- oder Polizeibeamten 
befannt, und kann ſomit diefelbe durch ihn conftatirt werden, fo findet 
eine Berhaftung nicht Statt. Im entgegengeſetzten Falle ift ver Forſt⸗ 
oder Polizeibeamte berechtigt, den Frevler, wenn es ohne gewaltthätige 
Auftritte gefhehen kann, zu arretiven und an die nächitgelegene Ortsbe— 
hörde zur Conftatirung feiner Perfon abzuführen; auch kann er zu letz— 
terem Behufe deſſen Spur, fo weit es ihm möglich ift, verfolgen. 

Miplingt das eine oder das andere, fo ift die Individualität alfen- 
falls durch Zeugen herzuftellen. 

5. Für die Conftatirung eines Forftfrevels, welcher von einem An- 
gehörigen des einen Staates in dem Gebiete des andern begangen worden, 
foll den Protofollen und Abfhägungen, welche von den competenten ver- 
pflichteten Forſt- und Polizeibeamten des Orts des begangenen Frevels 
aufgenommen worden, jener Glaube von der zur Aburtheilung geeigneten 
Stelle beigemefjen werden, welchen die Gefege den Protokollen der inlän- 
difhen Beamten beilegen. 

6. Die Einziehung des Betrags der Strafe und der eben ftattge- 
habten Unterfuhungstfoften foll denjenigen Staate verbleiben, in welchem 
der verurtheilte Frevler wohnt, und in welchem das Erfenntnif jtattge- 
funden hat, und nur ver Betrag des Echadenerfages und der Anzeige 
Gebühr an bie betreffende Kaſſe desjenigen Staates abgeführt werden, 
in welchem ver Frevel verübt worden ift. 

7. Den unterfuchenden und bejtrafenven beiverfeitigen Behörden wird 
zur Pflicht gemacht, die Unterfuchung und Beftrafung ver Forftfrevel in 
jedem einzelnen Falle fo fchleunig vorzunehmen, als e8 nach der Ber- 
fafjung des Landes nur irgend möglich fein wird. Wenn der Forſt-Exceß 
bergejtalt durch Erfenninig erledigt ift, daß dasfelbe vollſtreckt werden 
kann, jo hat die Unterfuchungsbehörve eine beglaubte Abfchrift der pro- 
tofollarifhen Berhandlungen und des zu vollſtreckenden Erkenntniſſes dem 
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Angeber und gleiche Abſchrift feiner vorgefegten Behörde zuzufenden, 
beides bei einer Strafe von 1—5 fl. 

8. Gegenwärtige Uebereinkunft foll in ven beiverfeitigen Landen 
öffentlich befannt gemacht werden, und fonad in Kraft und Wirkjamfeit 
treten. 

Würzburg und Meiningen ven 27. Juni 1829. 

Königlich bayerifche Regierung Herzoglih Sächſiſche Meiningen’fche 


des Unter-Mainfreijes. Landes - Regierung. 
Kammer des Innern. Verwaltungs - Senat. 
(L. S.) (L. S.) 


Reg.-Bl. f. d. Könige. Bayern f. d. J. 1830. Nr. 20. S. 795—7%8, 





5. Nachtrag zu vorftehender Uebereinfunft. 


Nachdem die’ am 27. Juni 1829 zwifchen ver Regierung des Unter- 
Mainfreifes und der herzoglih Sachen - Meiningifchen Landesregierung 
über die Verhütung der Forftfrevel in den Gränzwaldungen abgejchlojjene 
Mebereinfunft (Reg. Bl. v. 5. Juni 1830. Stüd XX. ©. 795 — 798) 
auch auf die Landesgränze zwiſchen dem Dber-Mainfreife und dem Herzog- 
thum Sachfen - Meiningen ausgedehnt worden ift, fo wird folches durch 
das Regierungsblatt zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 

Miünchen ven 12. Februar 1832. 

Staatsminifterium des Königlihen Hauſes und des Aeußern. 

Reg.- DI. f. d. Königr. Bayern f. d. J. 1832. Nr. 9. S. 171-172, 


6. Uebereinkunft zwifchen der königlich bayerischen und großherzog- 
lich badischen Megierung wegen Berhütung der Forſtfrevel. 


Nachdem die Föniglich bayerifche Regierung mit der großherzoglich 
badischen Regierung übereingefommen ift, wirffame Maafregeln zur Ver- 
hütung der Forftfrevel in ven Gränzwaldungen gegenfeitig zu treffen, fo 
erklären beide Regierungen Folgendes: 

1. Es verpflichtet ſich fowohl die Fünigl. bayerifche als bie großherzogl. 
badiſche Regierung, die Forjtfrevel, welche ihre Unterthanen in ven Wal- 
dungen des andern Gebietes verübt haben möchten, ſobald fie davon 
Kenntniß erhält, nach venfelben Gefegen zu unterfuchen und zu bejtrafen, 
nach welchen fie unterfucht und bejtraft werden würben, wenn fie in 
inländifchen Forften begangen worden wären. 

2. Um von beiden Seiten zur Sicherheit des Forfteigenthbums mög: 
lichſt mitzuwirken, follen die wechfeljeitigen gerichtlich verpflichteten Forft- 
und Polizeibeamten befugt fein, in den Fällen der Walpfrevel  Haus- 
juchungen im Gebiet des andern Staates, wenn fich dort der angegebene 


99 


Thäter aufhält, oder ber gefrevelte Gegenftand befinden bürfte, zu veran- 
laſſen. Diefelben haben fih zu dem Ende an den Ortsvorjtand der 
betreffenden Gemeinde zu wenden und diefen zur Vornahme ver Vifitation 
in ihrer Gegenwart aufzuforbern. 

3. Bei diefen Hausfuchungen muß der Ortsvorftand fogleich ein 
Protofoll aufnehmen und ein Eremplar dem requirirenden Beamten ein- 
händigen, ein zweites Exemplar aber feiner vorgefegten Behörde (Negier- 
ung) überjenven, bei Vermeidung einer polizeilichen Geldſtrafe. 

4. Das Schutz- und Auffichts-Perfonale hat die Frevel, welche durch 
Angehörige des andern Staats verübt worden find, in gejeglicher Form 
zu conjtatiren, und die hierüber aufgejegten Protofolle oder Frevel-Regi— 
fter nebjt ven etwa gepfändeten Objekten verjenigen heimathlichen Behörde 
des Frevlers zuzuftellen, welche über die Beitrafung zu erkennen compe- 
tent iſt. 

5. In Fällen, wo der Forft- und Polizeibeamte den betretenen Frev— 
ler nicht erkennt, ijt er berechtigt, venfelben zu verhaften und an bie 
nächite Behörde zur Gonftatirung feiner Berfon abzuführen, fo weit e8 das 
Geſetz geitattet. 

6. Für die Conftatirung eines Forftfrevels, welcher von einem An- 
gehörigen des einen Staates in dem Gebiete des andern begangen wor- 
den, ſoll ven Protofollen und Abſchätzungen, welche von den competenten 
und gerichtlich verpflichteten Forſt- und Polizeibeamten des Orts des 
begangenen Freveld aufgenommen worben, jener Glauben von der zur 
Aburtheilung geeigneten Gerichtsjtelle beigemefjen werden, welchen vie Ge- 
fege den Protofollen ver inländiſchen Beamten beilegen. 

T. Die Einziehung des Betrages der Strafe und der etwa jtattge- 
babten Gerichtsfoften foll demjenigen Staate verbleiben, in welchem ver 
verurtheilte Frevler wohnt, und in welchem das Erkenntniß jtattgefunden 
bat, umd nur der Betrag des Schaden-Erſatzes und der Pfandgebühren 
an die betreffende Kaffe desjenigen Staates abgeführt werben, in welchem 
der Frevel verübt worden ijt. 

8. Den unterfuchenden und bejtrafenden Behörden in den föniglich 
bavyerifchen und großherzoglich badischen Staaten wird zur Pflicht gemacht, 
die Unterfuchung und Bejtrafung der Forftfrevel in jedem einzelnen Falle 
fo fchleunig vorzunehmen, als e8 nach der DVerfaffung des Yandes nur 
irgend möglich jein wir. 

9. Gegenwärtige im Namen Seiner Majejtät des Königs von Bayern 
und Seiner königlichen Hoheit des Großherzogs von Baden, zweimal 
gleichlautend ausgefertigte Erklärung foll in ven beiverjeitigen Landen 
öffentlich zur Nachachtung befannt gemacht und daſelbſt gleiche Kraft und 
Wirkſamkeit haben. — So geichehen München, den 9. Dezember 1832. 

Königl. bayerifches Staatsminifterium des k. Haufes und des Aeufern. 
7° 
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Publizirt durch Bekanntmachung des königlich bayerifchen Staats- 
Minifteriums des Föniglihen Haufes und des Aeußern d. d. München 
den 7. Januar 1833. 

Reg.-Bl. f d. Königr. Bayern f. d. J. 1833. Nr. 4. S. 60-64. 


5. Befanntmahung. Die Ausdehnung der zwifchen der Eöniglich 
bayeriſchen und der großherzoglich heſſiſchen Megierung, wegen 
Verhütung und Beftrafung der Forftfrevel getroffener Ueberein- 
funft vom — 1822 auf Feld-, Jagd- und Fifcherei-Frevel, 
betreffend. 


Königlich bayeriſches Stantsminifterinm des Föniglihen Haufes und 
des Aeußern. 


Die föniglich bayerifche Staatsregierung iſt mit der großherzoglich 
heſſiſchen Staatsregierung übereingefommen, daß die zwifchen ven beiver- 
feitigen Gouvernements wegen Verhütung und Bejtrafung ver Forftfrevel 
in den gegenfeitigen Grenzwaldungen unter dem 6. April und 30. Juli 
1822 abgefchloffene Webereinfunft nunmehr auch auf Felo-, Jagd- und 
Fifcherei-Frevel, infoferne dieſelbe auf folhe anwendbar ift, und mit dem 
Vorbehalte ausgevehnt fein folle, daß Pfandgebühren nur, fo weit es bie 
jeweilig beftehenven Geſetze geftatten, zuzuerfennen und zu erheben find. 

Unter Beziehung auf den Inhalt der bemerkten Uebereinfunft, welche 
durch das Fönigliche Negierungsblatt Nr. 30. vom 10. Auguſt 1822 
©. 732 ff. zur öffentlichen Kenntniß gebracht worden tft, wirb baber 
gegenwärtige nachträgliche Beftimmung andurch zur Wiffenfchaft und Nach- 
achtung befannt gemacht. 

München, ven 16. September 1851. 

Auf Seiner Königlichen Majeftät Allerhöchften Befehl. 
Freiherr von der Pfordten. 
Reg.- Bl. f. d. Königreih Bayern f. d. J. 1851, Nr. 45. S. 1081 — 1088, 
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x. Cbfhnitt. 


Berträge in Bezug auf Forft-, Jagd-, Feld- und 
Fiſcherei -Frevel. 


rem 


4. Uebereinfimft mit der Furfürftlich heſſiſchen Staatsregierung in 
Beziehung auf Unterfuchung und Beftrafung der Forſt- Jagd-, 
Feld» und Fiſcherei-Frevel in den gegenfeitigen Waldungen, 
Fluren und Fiſchwaſſern. 


Nachdem die königlich bayeriſche und kurfürſtlich heſſiſche Staats— 
Regierung ſich zur wirkſamen Verhütung der Forſt-, Jagd-, Feld- und 
Fiſcherei-Frevel in den gegenfeitigen Waldungen, Fluren und Fiſchwaſſern 
über gemeinſchaftliche Maaßregeln verſtändigt, und zu dem Ende in Be— 
ziehung auf Unterſuchung und Beſtrafung gedachter Frevel durch gleich— 
lautende, wechſelſeitige unter dem 12. und 31. Mai ausgeſtellte Decla— 
rationen eine Uebereinkunft über nachfolgende Beſtimmungen getroffen 
haben: 

J. Die königlich bayeriſche und die kurfürſtlich heſſiſche Staatsregierung 
verbinden ſich, die Forft-, Jagd-, Feld- und Fiſcherei-Frevel, welche ihre 
Unterthanen in den Waldungen und anderen Baumpflanzungen, in ben 
Fluren und in den Fifchwaffern des anderen Gebietes verüben, nach den— 
felben Geſetzen unterfuchen und beftrafen zu lafjen, nach welchen fie wür- 
den unterfucht und bejtraft werben, wenn fie in den inländiſchen Forjten, 
Jagden, Fluren und Gewäfjern wären begangen worben. 


II. Was die Conftatirung eines im I. Artifel bezeichneten Frevels 
betrifft, welcher von einem Angehörigen des einen Staates in dem Ge— 
biete des andern begangen worben, fo foll ven Anzeigen, Protofolfen 
und Abſchätzungen, welche durch die zuftändigen und gerichtlich, oder font 
obrigfeitlich beeidigten Forftbeamten, Aufſeher und Polizei» Offizianten, 
Gensvarmen, Flur- und Waldwächtern ꝛc. auch beziehungsweife Tarato- 
ren aufgenommen worden, von der zur Aburtheilung geeigneten Gericht®- 
ftelle, auf nöthigen Falls beigebrachte Nachweifung ihrer bienjtlichen Ver— 
pflichtung, derſelbe Glaube beigemeffen werben, welchen die Gefege ven 
Anzeigen, Protofolfen und Abſchätzungen ver inländiichen Beamten und 
Diener dieſer Art beilegen. 

IN. Um von beiden Seiten zur Sicherheit des Forfteigenthums 
geeignet mitzuwirken, wird wechjelfeitig ven gerichtlich verpflichteten Forſt— 
und Polizei-Offizianten die Befugniß zugeftanden, binfichtlich begangener 
Waldfrevel Hausfuchungen im Gebiete des andern Staates, wenn fich 
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dort der angegebene Thäter aufhält, oder gefrevelte Gegenftand befinden 
möchte, zu veranlaffen, welche Befugniß bei den übrigen hierzu geeigneten 
Jagd-, Fifcherei- und Felpfreveln eben wohl eintritt. Die gedachten Beamten 
haben fich zu dem Ende an den Ortsvorjtand ver betreffenden Gemeinden 
oder Orts-Polizeibeamten zu wenden, um diefen zur Vornahme ver Vifi- 
tation in ihrer Gegenwart aufzufordern. Derfelbe hat vie hiebei aufge- 
fimdenen, angeblich gefrevelten Gegenftände in fichere Verwahrung brin- 
gen zu laffen, auch über eine folche Hausfuchung fogleich ein Protokoll 
aufzunehmen und weder für dieſes noch für jene eine Belohnung zu em— 
pfangen. Die eine Ausfertigung des Protokolls ift alsbald dem requi- 
rirenden Forjtoffizianten einzuhindigen, eine zweite Ausfertigung aber 
dem Untergerichte des Bezirkes zu überfenden, bei Vermeidung einer Dienft- 
Drdnungsitrafe von einem bis zu fünf Thalern für denjenigen Ortsyor— 
jtand, oder Ortspolizeibeamten, welcher ver Requifition nicht Genüge 
leijtete. 

Auch kann der requirirende Forſt- oder Polizeioifiziant verlangen, 
daß der Förſter 2c. (oder in deſſen Abwefenheit ver etwa dazu geeignete 
Auffeher) des Ortes, worin die Hausfuchungen vorgenommen werben 
follen, babei zugezogen werde, welchem Antrage dieſer entweder felbit 
oder durch feinen Gehilfen zu entjprechen hat. 

IV. Den unterfuchenden und bejtrafenden Behörden in ven beiber- 
feitigen Staaten wird es zur Pflicht gemacht, die Unterfuchung und Be— 
ftrafung der vorliegenden Frevel fo ſchleunig vorzunehmen, als e8 nach 
ver bejtehenvden Gerichtverfaffung nur immer thunlich ift, auch insbeſon— 
dere bei ausgezeichneten oder ſehr beveutenden Freveln die Unterjuchung 
in jedem einzelnen Falle fogleich eintreten zu laffen. 


V. Die Bollziehung ver Straf-Erfenntniffe, nebft ver Erhebung 
und Beitreibung der ven Wald-, Jagd-, Feld- und Fifcherei-Eigenthümern 
oder ſonſt Beſchädigten zuerfannten Entſchädigungsgelder, foll mit ber 
thunlichiten Bejchleunigung durch die geeigneten Beamten bewirkt, und 
bewegen zu gegründeten Beſchwerden niemals Anlaß gegeben werben. 

Die erkannte Gelpftrafe wird zum Vortheile der Herrfchaft des 
Gerichtes vollzogen, welches das Erfenntniß ertheilt hat. 

Segen Unvermögende, welche vie Gelpftrafe nicht erlegen können, 
find die nach der Gefekgebung des einen oder des anderen Staates jtatt- 
findenden Straffurrogate in Anwendung zu bringen. Der zuerfannte 
Schadenerſatz einfchlieglich des Holzwerthes, jo wie die Pfünde- oder An- 
gabe-Gebühr, und der Strafantheil des Angebers, wo bergleichen geſetz— 
(ih bejtehen, werden vorzugsweife vor ber Strafe oder deren übrigen 
Theile beigetrieben und von ven Staatsbeamten des Bezirkes, worin ver 
Frevel gejchehen, zur weiteren Beforgung an bie Betheiligten abgeliefert. 


’ 


103 


VI Boranftehende durch die Beobachtung genauer NReciprocität 
bevingte Verpflichtungen werben beiverfeit8 vorerft auf ſechs Jahre vom 
1. Auguft I. %. an übernommen. 

VO. Die getroffene Uebereinfunft foll in ven beiverfeitigen Staa— 
ten auf die gewöhnliche Weiſe befannt gemacht, ah auf die genauefte 
Befolgung von den beiverfeitigen Gerichts-, Polizei- und andern Behörden 
mit gebührender Strenge gebalten werben, 

fo wird vorftehende Vereinbarung durch das Fünigliche Regierungs- 
blatt zur Wiffenfchaft und Darnachachtung öffentlich befannt gemacht. 

Münden, ven 3. Juni 1835. 


Staatsminifterium des königlichen Haufes und des Meufern. 
Reg.- Bl. f. d. Könige. Bayern f. d. I. 1885. Nr. 32. ©. 546-551. 


2. Befanntmadhung ber Uebereinfunft mit dem Großherzogthum 
Sadjen- Weimar, wegen Verhütung und Beftrafung der Forfts, 
Jagd», Fiſch- und Feld-Frevel betreffend. 


Staatsminifterium des Fönigl. Haufes und des Aeußern. 


Nachdem die königlich bayerifhe und die großherzoglich Sachſen— 
Weimar- Eifenachifche Staatsregierung zur wirkffamen Verhütung ber 
Forft-, Jagd-, Fiſch- und Feldfrevel an ven gegenfeitigen Yandesgrenzen 
durch wechjelfeitige, unter dem 17. April und 25. März I. J. ausgeftellte 
Declarationen die Verpflichtung übernommen haben, nachfolgende Beftimm- 
ungen genau zu beobachten, und beobachten zu laffen, und zwar: 

1) verpflichtet fich die königlich bayerische (großherzoglich Sachſen-Weimar— 
Eifenadhifche) Staatsregierung, die Forft-, Jagd-, Fiſch- und Feld» 
Frevel, welche ihre Unterthanen auf dem anderfeitigen Gebiete verübt 
haben möchten, jobald fie davon Kenntniß erhält, nach venfelben 
Geſetzen zu unterfuchen und zu bejtrafen, nach welchen fie unterfucht 
und beftraft werden würden, wenn fie im Inlande begangen worden 
wären, 

2) Um von beiden Seiten zur Sicherheit des Forft- und Feld-Eigen— 
thums, fo wie ver Jagd» und Filchrechte möglichft mitzuwirken, jollen 
pie wechjelfeitig verpflichteten Forſt- und Polizei-Beamten befugt fein, 
in den Fällen folcher Frevel Hausfuchungen in dem Gebiete des 
andern Staates, wenn fich dort der angegebene Thäter aufhält, over. 
der gefrenelte Gegenftand befinden dürfte, zu veranlaffen. Diefelben 
haben fich zu diefem Ende an den Ortsvorſtand der betreffenden Ge- 
meinde zu wenden, und biefen zur Vornahme ver Bifitation in ihrer 
Gegenwart aufzuforbern. 

3) Bei diefen Hausfuchungen muß der Ortsvorftand fogleich ein Proto- 
foll aufnehmen und ein Eremplar dem requirirenden Beamten einhän- 
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digen, ein zweites Eremplar aber feiner vorgefetten Behörde über- 
fenvden, bei Vermeidung von polizeilicher Gelpftrafe. 

4) Das Schuß: und Auffichtsperfonal hat die Frevel, welche durch An— 
gehörige des andern Staates verübt worden find, in gefeglicher Form 
zu fonftativen, und vie hierüber aufgejegten Protofolle oder Frevel- 
Kegifter nebjt ven etwa gepfändeten Gegenftänvden, berjenigen heimath- 
lihen Behörde des Frevlers zuzuftellen, welche über vie Beſtrafung 
zu erkennen, kompetent iſt. 

5) In Fällen, wo der Forſt- und Polizeibeamte ven betretenen Frevler 
nicht erfennt, ift er berechtigt, venfelben zu verhaften, und an vie 
nächte Behörde zur Conftatirung feiner Perfon abzuführen, fo weit 
es das Geſetz gejtattet. 

6) Für die Conſtatirung eines Frevels, welcher von einem Angehörigen 
des einen Staates in dem Gebiete des andern begangen worden, foll 
den Protofollen und Abjchigungen, welche von ven Fompetenten und 
gerichtlich verpflichteten Forſt- und Polizeibeamten des Ortes des 
begangenen Frevels aufgenommen werden, jener Glaube von ber zur 
Aburtheilung geeigneter Gerichtsftelle beigemejfen werden, welchen vie 
Geſetze den Protokollen der inländischen Beamten beilegen. 

7) Die Einziehung des Betrages der Strafe und der etwa ftattgehabten 
Gerichtsfoften foll demjenigen Staate verbleiben, in welchem das Er- 
fenntniß ftattgefunden hat, und nur der Betrag des Schadenerſatzes 
und der Pfanpgebühren an vie betreffende Kaffe jenes Staates abge- 
führt werden, in welchem der Frevel verübt worden ift. 

8) Den unterfuchenden und beftrafenden Behörven in ven königlich bayeri- 
fhen (großherzoglid Sachfen - Weimar-Eifenadhifchen) Staaten wird 
zur Pflicht gemacht, die Unterfuchung und Beſtrafung der Frevel in 
jedem einzelnen Falle fo jchleunig vorzunehmen, als e8 nach der Ver— 
faffung des Landes nur irgend möglich fein fann, 

fo wird voranftehende Uebereinkunft zur Wiffenjchaft und Domacadtung 

andurch öffentlicd mit dem Anhange befannt gemacht, daß der Vollzug 

berfelben mit dem erjten Januar diefes Jahres einzutreten habe. 
München, ven 21. April 1836. 
Auf Seiner Majeftäit des Königs Allerhöchiten Befehl 
Freiherr v. Giſe. 
Reg.- BI f. d. Königr. Bayern f. d. 3. 1836, Nr. 14. ©, 249-253. 


3. Uebereinfunft mit Sachjen-Goburg-Gotha wegen Verhütung und 
Beitrafung der an den beiderfeitigen Landesgrenzen verübten 
Forſt-, Jagd, Feld» und Fiſcherei-Frevel. 

Völlig übereinftinnnend mit der vorſtehend vermerften mit Sachjen- 

Weimar abgefchloffenen Uebereinfunft, bei Art. 1, 2, 3, 5—8. 
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Dei Art. 4. tritt noch bier gegen jene ver Zufat zu: 

„Dieſe hat das nach gejchloffener Unterfuchung gefaßte Erkenntniß ver 
Behörde des andern Staates, wo ber Frevel verübt worden ift, ohne 
Weiteres mitzutheilen.« 

Diefe Uebereinkunft vom 9, April und 27. März 1839 tritt mit dem 

1. Juli 1839 in Kraft. 

Bublicirt mit Staatsminifterial- Befanntmahung vom 16. April 1839. 
Reg.- DI. f. d. Könige. Bayern f. d J. 1839. Nr. 12. ©. 249—253. 


4. Uebereinfunft mit der Faiferlich Föniglich öfterreichifchen Regierung 
über die Beftrafung der Forft-, Jagd», Fiſch- und Feldfrevel. 
Staatöminifterinm des Königlichen Haufes und des Aeußern. 

Nachdem wie königlich baherifche und vie Faiferlich Fünigliche öfter: 
reichifehe Regierung zur wirkffamen Hintanhaltung der Forſt-, Jagd-, 

Fiſch- und Feldfrevel an der gegenfeitigen Landesgrenze durch wechſelſei— 

tige, unter dem 16. Mai und 25. Auguft dieſes Jahres ausgeftellte De- 

claration die Verpflichtung übernommen haben, nachfolgende Beſtimmun— 
gen gegenfeitig genau zu beobachten und handzuhaben, nämlich: 

1) Berpflichtet fich die königlich baherifche Regierung, die Fort, Yagb-, 
Fiſch- und Feld» Frevel, welche ihre Unterthanen auf vem faiferlich 
föniglich öfterreichifchen Gebiete verübt haben möchten, ſobald fie da- 
von Kenntniß erhält, nach denſelben Gefegen zu unterfuchen und zu 
beftrafen, nach welchen fie unterfucht und bejtraft werden würden, 
wenn fie im Inlande begangen worden wären. 

2) Die wechjelfeitig berufenen Behörden oder Perfonen haben vie Frevel, 
welche in ihrem Amtsbezirk durch Angehörige des andern Staats ver- 
übt worden find, in gefeglicher Form zu conftatiren, und die hierüber 
aufgenommenen Protofolfe nebjt ven etwa gepfündeten Gegenftänven 
derjenigen heimathlichen Behörde des Frevlers zuzuftellen, welche über 
pie Beftrafung zu erkennen competent it. 

3) Den Protofolfen und Abſchätzungen, die zur Conftatirung des von 
dem Angehörigen des einen Staats in dem Gebiete des andern ver- 
übten Frevels, von den hiezu in jevem Lande competenten Perfonen 
aufgenommen werben, ift jener Glaube von der zur Aburtheilung ge- 
eigneten Behörde beizumefjen, welchen die Gejege ven Protofollen ver 
inländifchen Beamten beilegen. 

4) Die eingehobenen Gelpftrafen und etwaigen Unterfuchungs - Gebühren 
bleiben demjenigen Staate, wo das Erfenntniß geichöpft worden iſt, 
und der Betrag des Schapenerfakes und ver Pfandgebühren kömmt 
an bie betreffende Kaſſe jenes Staats abzuführen, in welchem ver Fre- 
vel ftattgefunden hat. 
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5) Den unterfuchenven und ftrafenden Behörden in den königlich baberi- 
chen fowie andererfeits in ven Faiferlich königlich öfterreichifchen Staa- 
ten wird zur Pflicht gemacht, die Unterfuchung und Beſtrafung ver 
Frevel in jedem einzelnen Falle jo fehleunig vorzunehmen, als e8 nur 
immer thunlich fein wird. 

6) Gegenwärtige Erklärung foll vor der Hand auf die Dauer von brei 
Jahren zu gelten haben und gegen eine gleichlautende im Namen ber 
faiferlich königlich öfterreichifchen Negierung ausgefertigte ausgewech- 
felt, jo wie im ordentlichen Wege fund gemacht werben, 

fo wird vorftehende Uebereinfunft zur allgemeinen Wifjenfchaft und Dar- 

nachachtung hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

Zeublig, ven 9. September 1839. 
Auf Seiner Majeftät des Königs Allerhöchiten Befehl. 
Freiherr v. Giſe. 
Reg.“Bl. f. d. Königr. Bayern f. d. 3. 1839. Nr, 39. S. 825—829. 





5. Befanntmahung. Den Vertrag mit Kurheffen wegen gegenfeiti= 
ger Unterfuchung und Beftrafung der Forſt-, Jagd- u. dgl. Fre— 
vel betreffend. 


Königlich bayerifhe Minifterial - Erklärung, 
die Verlängerung der mit der furfürftlich heffiichen Regierung im Jahre 
1835 wegen Unterfuchung und Beftrafung ver Forſt-, Jagd-, Feld- und 
Fifcherei-Frevel in den gegenfeitigen Waldungen, Fluren und Fiſch-Waſ— 
jern auf ſechs Jahre gefchloffenen Uebereinkunft betreffend. 


Mit alferhöchfter Genehmigung Seiner Majeftit des Königs von 
Bahern erklärt das unterfertigte königliche Minifterium hierdurch, daß 
diejenige Uebereinfunft, welche viesfeits im Jahre 1835 mit dem furfürft- 
lich heſſiſchen Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten wegen Unter- 
fuhung und Beftrafung ver Forſt, Jagd-, Feld- und Fiſcherei-Frevel in 
den gegenfeitigen Waldungen, Fluren und Fifchwaffern vorerft für ſechs 
am 1. Auguft diefes Jahres ablaufende Fahre abgeſchloſſen wurde, er- 
neuert worden ift, um auch fpäter in Wirffamfeit zu bleiben, unter dem 
Vorbehalte jedoch, daß beiden Gomvernements das Recht zuſteht, dieſe 
Uebereinfunft durch Kündigung mit dem Anfange des auf dieſelbe folgen: 
ven fiebenten Monats außer Kraft zu fegen. 

Der Inhalt vorftehender Erklärung foll, nachdem dieſelbe gegen eine 
entfprechende, von Seiten des genannten Furfürftlich heſſiſchen Minifte- 
riums auszuftellende, ausgewechjelt worden fein wird, auf üblichem Wege 
zur öffentlichen Kunde gebracht werben. 
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Deffen zur Urkunde ift gegenwärtige Erflärung unter Beidrückung 
des Siegels des unterzeichneten Minifteriums ausgefertigt worben. 
München, ven 30. Yuli 1841. 
Königlich bayerifches Minifterium des königl. Haufes und des Aeufern. 
Reg. DI. f. d. Könige. Bayern f. d. J. 1841. Nr. 24. ©. 661-664. 





6. Befanntmahung. Die Webereinfunft zwiſchen Bayern umd 
Schwarzburg- Rudolftadt, wegen gegenfeitiger Bejtrafung ver 
Forſt-, Jagd-, Feld- und Fijcherei> Frevel, betreffend. 

Böllig übereinftimmend mit ver vorftehend sub Nr. 3. vermerften 
mit Sachjen = Coburg - Gotha abgefchlofjenen Uebereinkunft. 

Diefe Uebereinfunft mit Schwarzburg - Rudolftadt vom 25. Auguft 
reip. 30. September 1841 ijt mit Staatsminifterial-Befanntmachung vom 


23. October 1841 publizirt. 
Reg ⸗Bl. f. d. Königr. Bayern f. d. 3. 1841, Nr. 46, ©. 1071-1075. 


7. Befanntmahung. Die lebereinfunft mit Defterreich, über die 

Beitrafung der Forſt-, Jagd», Fiſch- und Feldfrevel, betreffend. 

Minifterium des föniglihen Hauſes und des Aeußern. 

Nachdem vie Föniglich bayerifche und vie Faiferlich königlich öfter: 
reichifche Regierung die Erneuerung ver im Jahre 1839 abgefchloffenen 
Uebereinfunft wegen wirkſamer Hintanhaltung der Forſt-, Jagd-, Filch- 
und Felpfrevel an der Landesgrenze (Regierungeblatt von 1839 ©. 825) 
befchloffen, und demzufolge durch wechjelfeitige am 12. und 3. dieſes Mo— 
nats ausgeſtellte Minifterial-Erflärungen die Verbindlichkeit übernommen 
baben, nachfolgende Beitimmungen gegenfeitig genau zu beobachten un 
bandzuhaben, nämlich: 

1, 2, 3, 4, 5, wörtlid wie vorftehend in Nr. 4, fodann 

6) Die aburtheilenden Behörden find verpflichtet, die in den verſchiede— 
nen Inſtanzen erfolgenvden Erfenntniffe denjenigen Behörden mit- 
zutheilen, in deren Amtsbezirk der Frevel verübt worden ift. 

7) Diefes Uebereinfommen hat auf unbeftimmte Zeit in Kraft und 
Wirffamfeit zu verbleiben und für den Nücdtritt won vemfelben 
wird hiemit eine vorgängige breimonatliche Auffündigung zur Be— 
bingung gemacht, 

fo wird Vorſtehendes zur allgemeinen Wiffenfchaft und Darnachachtung 
biemit öffentlich befannt gemacht. 
München, ven 16. April 1844. 
Auf Seiner Majeftät des Königs Allerhöchſten Befehl. 
Freiherr v. Giſe. 
Reg. BI. f. d. Könige. Bayern f. d. 3. 1844. Nr. 20. S. 308- 310. 
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8, Befanntmahung. Uebereinfunft mit der Föniglich ſächſiſchen 
Regierung, wegen gegenfeitiger Unterſuchung und Beftrafung der 
Forſt-, Jagd» und dergleichen Frevel*) betreffend. 


Minifterium des königlichen Haufes und des Aeußern. 


Nachdem mit- Allerhöchfter Genehmigung Seiner Majeftät des Kö— 
nigs mit der Föniglich ſächſiſchen Regierung eine Ueberkunft wegen gegen- 
feitiger Unterfuchung und Beftrafung der Forft-, Jagd- und vergleichen 
Frevel abgefchloffen worven ift, fo wird die hierüber ausgeftellte, und 
gegen eine entfprechend gleichlautende Föniglich ſächſiſche Minifterial- Ur- 
funde ausgemwechfelte Erflärung zur allgemeinen Kenntnig und Beobacht- 
ung mit dem Beifügen hiermit veröffentlicht, daß gemäß einer Wiittheil- 
ung des Föniglich fächfifchen Minifteriums unter dem in Artifel 2 und 3 
erwähnten „Ortsvorſtande der betreffenden Gemeinde- in ven Föniglich 
ſächſiſchen Grenzorten die Ortsgerichtsperfonen zu verſtehen feien. 

München, ven 5. Januar 1847. 

Auf Seiner Majejtit des Königs Allerhöchiten Befehl. 
Graf v. Brap. 
Folgt die 
Miniſterial-Erklärung 
vom 7. October 1846. 

Art. 1, 2 und 3. wörtlich gleichlautend mit der Minifterial-Erflär- 
ung bezüglich der Webereinfunft mit Sachen - Weimar vorftehend sub 
Nro. 2. 

Dei Art. 3. tritt jevoch folgendes 2. Aliena zu: 

„Auch steht, foviel die Jagd- und Forſt-Frevel betrifft, dem Angeber 
„das Recht zu, die Beiziehung des Förfters oder Walpwärters des Or— 
„tes, wo die Hausſuchung vorgenommen wird, zu verlangen.« 

Art. 4. gleichlautend mit Art. 4. der Uebereinkunft sub Nr. 2., jedoch 
tritt bier ein 2. Altena folgend zu: 

"Dieje hat das nach gejchloffener Unterfuchung gefaßte Erfenntniß ber 
"Behörde des andern Staates, wo der Frevel verübt worden ift, ohne 
„Weiteres mitzutheilen. 

Urt. 5. gleich wie Art. 5. ad Uebereinfunft Nr. 2, hinter vem Worte 
"Behördes erfolgt jedoch folgende Einſchaltung: 

"desjenigen Staates, auf deſſen Gebiete die Verhaftung erfolgt iſt.“ 

Art. 6. gleih wie Art. 6. ad Uebereinfunft Nr. 2.; hinter dem 
Worte follu erfolgt jedoch folgende Einfchaltung : 

„in dem Urtifel 4. bezeichneten Falles 


*) Unter dergleichen Frevel find Fiſcherei- und Feldfrevel zu verftehen. 
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Art. 7. gleichlautend wie Art. 7. bei der Uebereinfunft ad Nr. 2,, 
jſedoch mit folgender Einfchaltung hinter vem Worte „Pfandgebühren«. 
"foweit die Erhebung folder Gebühren nach ver jeweiligen Gefeßgeb- 
„ung ftattfindet.« 
Art. 8. wörtlich gleichlautend mit Art. 8. ver Uebereinfunft ad Nr. 2, 
Reg.- Bl. f. d. Könige. Bayern f. d. Jahr 1847, Nr. 2. ©. 17—23, 


9. Befanntmahung 
des königlich bayerifchen Minifteriums des Föniglichen Haufes und des 
Aeußern vom 14. Auguft 1847, betreffend die Uebereinkunft mit dem 
FürftenthHum Neuß- Plauen jüngerer Linie von Lobenſtein-Ebersdorf, we— 
gen gegenfeitiger Unterfuhung und Beftrafung der Forſt-, Jagd- und 
vergleichen (Feld- und Fifcherei-) Frevel vom 10. Zuli 1847. 
Die Uebereinkunft vom 10. Juli 1847 ift mit der sub Nr. 8, mit 
dem Königreih Sachen gefchloffenen in allen 8 Artifeln wörtlich gleich 


lautend. 
Reg Bl. f. d. Könige. Bayern f. d. 3. 1847. Nr. 38, ©, 815 - 820. 





10. Conf. Abfchn. XI. Nr. 7. Uebereinfunft mit dem Großherzog- 
thum SHeffen vom 16. September 1851. 





xm Abſchnitt. 


Verträge über Freizügigkeit, Nachſteuer und Abyugs - 
Freiheit. 
1. Nachſteuer- und Abzugsfreiheit zwifchen den deutſchen 
Bundesitaaten. 


Marimilian Joſeph 
von Gottes Gnaden König von Bayern ꝛc. zc. 

Durch Vollziehung des 18. Artifeld der am 8. Juni 1815 zu 
Wien zwifchen Uns und den übrigen jouveränen Fürften und freien 
Städten Deutjchlands abgefchloffenen Bundes -Aete find Wir mit 
denjelben tiber folgende Punkte übereingefommen : *) 


) Der Bunbesbeihluß über die Nachftener und Abzugsfreiheit vom 23. Juni 1817 
fautet wie folgt: 

Die deutsche Bundesverfammlung hat in Erwägung gezogen, daß unter 

den in dem Artikel 18 ver Bunvesacte ven Unterthanen ber beutjchen 


110 


1) Die Nachiteuer- und Abzugäfreiheit von dem aus einem 


Lande in das andere gebracht werdenden Vermögen joll fi) auf alle 
deutſche Bundesſtaaten gegen einander beziehen. 


Bundesjtaaten zugeficherten Rechten die unter Buchſtaben c erwähnte Frei- 
beit von aller Nachjteuer, infofern das Vermögen eines Unterthanes in 
einen andern Bundesſtaat übergeht, noch näherer Beftimmungen bevürfe, 
und hat zu dem Ende feſtgeſetzt, wie folgt: 


1) 


2) 


3) 


4) 


5) 


6) 


Die Nachiteuer- und Abzugsfreiheit von dem aus einem Lande in das 
andere gebracht werdende Vermögen bezieht fih auf alle deutſche 
Bundesstaaten gegen einander; 
jede Art von Vermögen, welde von einem Bundesſtaate in 
den andern übergeht, es jei aus Beranlafjung einer Auswanderung, 
oder eines Erbfchafts - Anfalls, eines Verkaufes, Tauſches, einer 
Schenkung, Mitgift oder auf andere Weife, ift unter der bundesver— 
tragsmäfligen Abzugsfreiheit begriffen und 
jede Abgabe, welche vie Ausfuhr des Vermögens aus einem zum 
Bunde gehörenden Staate in den anderen, oder ven Uebergang des 
Bermögens-Eigenthums auf Angehörige eines andern Bundesjtaates 
befchränft, wird für aufgehoben erflärt. Dagegen tft unter dieſer Frei- 
zügigfeit nicht begriffen jeve Abgabe, welche mit einem Erbichafts- 
Anfall, Legat, Verkaufe, einer Schenkung u. dgl. verbunden ift, und 
ohne Unterjchied, ob das Vermögen im Lande bleibt, over hinausge- 
zogen wird, ob der neue Beliger ein Inländer, oder ein Fremder ift, 
bisher entrichtet werden mußte, namentlich Collatoral - Erbichafts- 
Steuer, Stempelabgabe u. dgl. auch Zollabgaben werben durch bie 
Nachjteuer- Freiheit nicht ausgefchlofjen. 
Die zum Vortheile der einzelnen Staaten oder Gemeinven beftehenvden 
CS chulven - Tilgungs- Kaffen, oder überhaupt wegen der Communal- 
Schulden eingeführten Abzüge von auswanderndem Vermögen werden 
durch ven Art. 18 der Bundesafte als aufgehoben angejehen. 

Manumiſſionsgelder, da wo die Yeibeigenfchaft oder Hofhörigkeit 
noch zur Zeit beſteht, find, infofern fie nur von den aus einem Bundes— 
jtaate in den andern auswandernden Unterthanen zu entrichten wären, 
unter der Nachjteuerfreiheit begriffen. 
Was ven Loskauf von der Militärpflichtigfeit in Hinficht auf Freizügig- 
feit anbelangt, jo behält fich die Bundesverfammlung eine fernere 
Uebereinfunft bis zur Feitfegung der Militärverhältniffe des Bundes 
überhaupt und der damit in unmittelbarer Verbindung ſtehenden An— 
ordnungen über die Militärpflichtigfeit im Allgemeinen vor. 
Die durch die Bundesakte feitgefetste Nachiteuer- und Abzugs- Freiheit 
findet ohne Unterſchied ftatt, ob die Erhebung diefer Abgabe bisher 
dem landesherrlichen Fiscus, ven Standesherren, ven Privatberechtig- 
ten, Communen- oder Batrimonialgerichten zuftand und die ausgeſpro— 
chene Aufhebung aller und jever Nachfteuer kann feinen Grund zu einer 
Entichädigungsforderung an den Landesherrn für die ven Berechtigten 
entgehenven Einnahmen abgeben. 

Auch die Art der Berwendung der Abzugsgefälfe fann feinen 
Grund darleihen, daſſelbe gegen die Beftimmungen ver Bunbesafte 
bejtehen zu laſſen. 
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2) Jede Art von Vermögen, welches von einem Bundes— 
ftaat in den andern übergeht, es jei aus Deraulaffung einer Aus- 
wanderumng oder aus dem Grunde eines Erbichaftsanfalls, eines Ver— 
kaufs, Taufches, einer Schenfung, Mitgift oder auf andere Weife ift 
unter diejer Abzugäfreiheit begriffen und 

3) jede Abgabe, welche die Ausfuhr des Vermögens aus einem 
zum Bunde gehörenden Staate in den andern oder durch Uebergang 
des Vermögens - Eigenthums auf Angehörige eines andern Bundes— 
ſtaats beichränft, wird für aufgehoben erflärt. 

Dagegen find unter diefer Freizügigkeit nicht begriffen, Abgaben, 
welche mit einem Erbichafts-Anfalle, Legate, Verkaufe, einer Schenf- 
ung u. dgl. verbunden find, und ohne Unterſchied, ob das Vermögen 
im Lande bleibt, oder hinausgezogen wird, ob der neue Befiger ein 


7) Die bejonderen Freizüigigfeits-Verträge werben infoweit fie dasjenige 
was die Bundesafte und diefer Befchluß der Bundesverfammlung über 
die Freiheit von aller Nachjteuer enthält, Begünftigen, erleichtern oder 
noch mehr auspehnen, auch künftig aufrecht gehalten, und vergleichen 
Verträge bejtehen alſo in fo fern, als fie ven in den Bundesakten und 
in dem gegenwärtigen Beſchluße aufgejtellten Normen nicht entgegen find. 

8) ALS allgemein geltender Termin, von welchem an die völlige Nachjteuer: 
Freiheit von allem auswanderndem Vermögen in ven deutjchen Bun- 
desſtaaten ftatt haben joll, wird ver erſte Juli d. J. feſtgeſetzt, unbe- 
jchadet der günftigeren Bepingungen, welche theils aus Verträgen ver- 
jchievener Bundesjtaaten unter fich, theil® aus lanvesherrlichen Ver— 
ordnungen einzelner Regierungen hervorgegangen find. 

Es wird übrigens der Zeitraum der Vermögens- Erportation und des 

Berzichtes auf das Unterthansrecht zur Richtichnur angenommen. 

Mayers Staatsnoten des deutjchen Bundes Th. I. Nr. VII ©. 68. 

In der XXVL Bundestagsfigung vom 2. Auguft 1827 wurde ferner 
durch Stimmeneinhelligfeit befchlojien : "Bei Abfaffung des Beſchluſſes 
vom 23. Juni 1817 fei die Abficht des deutichen Bundes geweſen, daß 
bei Anwendung der unter den deutſchen Bunvesftaaten beftehenven Frei— 
zügigfeit dev Zag des wirklichen Abzuges enticheive.u Bei der Abjtimmung 
wurde von Seite Bayerns folgende Erflärung abgegeben: „Bayern hat 
- die Beitimmung des Befchluffes vom 23. Juni 1817 wegen Feitfegung 
des Termind der einzutretenden Nachiteuer- und Abzugsfreiheit unter den 
deutfchen Bundesjtaaten nie in einem andern Sinne genommen, al® daß 
der Tag ber reellen Erportation, ohne Rückſicht auf ven Tag des Anfalls 
entfcheivend fei. Es hat dieſe Anficht in der wegen ver Nachiteuer- und Ab- 

zugsfreiheit zwifchen ven deutſchen Bundesjtaaten unterm 29. Juli 1817 

erlafjenen Verordnung $. 8 ausgeiprochen und auch bisher ſchon Feine 

Ausnahme von der allgemeinen Nachiteuerfreiheit zum Nachtheile ver vor 

dem 1. Juli 1817 fchon in das Eigenthum von Unterthanen anderer Bun 

desstaaten übergegangenen und erſt nach dieſem Zeitpunfte ausgeführten 

Bermögen gemacht. 

Mayers Staatsalten des veutfchen Bundes Th. II. ©. 320, 321. 
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Inländer oder ein Fremder ift, bisher entrichtet werden mußten, na— 
mentlich Gollatoral-Erbichaftäfteuer, Stempelabgabe u. dgl., auch 
Zollabgaben werden durch die Nachiteuerfreiheit nicht ausgeſchloſſen. 

4) Die zum Vortheile der in einzelnen Staaten oder Gemein- 
ven beftehenden Schuldentilgungs-Kaſſen oder überhaupt wegen der 
Gommimal- Schulden eingeführten Abzüge von auswanderndem Ver— 
mögen werben allgemein aufgehoben. 

Die in Unfern Staaten ſchon durch Unfer Edikt vom 8, Auguft 
1803 $. 5. aufgehobenen Manumiffions-Gelver find auch da, wo bie 
Leibeigenjchaft oder Hofhörigkeit noch zur Zeit befteht, infofern fie 
nur von den aus einem Bundesjtaate in den andern auswandernden 
Untertanen zu entrichten wären, unter der Nachfteuerfreiheit begriffen. 

5) Was den Losfauf von der Militairpflichtigfeit in Hinficht auf 
Freizügigkeit anlangt, bleibt einer ferneren Uebereinkunft vorbehalten, *) 

6) Die Nachſteuer- und Abzugsfreiheit findet ohne Unterſchied 
jtatt, ob die Erhebung diefer Abgaben bisher dem Tandesherrlichen 
Fiscus, den Standesherren, den Brivatberechtigten, Communen oder 
Tatrimonial= Gerichten zuſtand. Auch die Art der Verwendung 
des Abzugs-Gefälles kann feinen Grund darleihen, dasfelbe fortan 
beitehen zu laſſen. 

7) Die bejonderen Freizügigfeits-Berträge follen, infomweit fie das⸗ 
jenige, was die gegenwärtigen Beſtimmungen enthalten, begünſtigen, 
erleichtern oder noch mehr ausdehnen, auch künftig aufrecht erhalten 
werden, und beſtehen alſo, inſoferne als ſie dieſen Beſtimmungen nicht 
entgegen jind, **) 


2 Siche Abſchn. Militär. Conventionen. 

**) Bor Erlaß diejes Bundestags-Beſchluſſes beftanden zwifchen Bayern und 
folgenden deutſchen Bundesſtaaten fpezielle Verträge, welche, da fie feine 
weitergehenden oder auspehnenden Bejtimmungen enthalten, hier nur nach- 
richtlich aufgeführt find. 

a) Mit dem Großherzogthum Bapen. 
cf. Reſc. v. 20. April 1804. Reg.Bl. 1804. St. XVII. ©. 429. 

" 22. Juni 1807. Reg.Bl. 1807. St. XXVIL ©. 1084. 

"» 18. Oktbr. 1811. Reg.Bl. 1811. St. XXVII. ©. 1584. 
b) Mit dem Kurfürftentbum Hejfen. 

cf. Kgl. Allerh. Verordn. v. 14. Yan. 1817. St. I. ©. 17. 

e) Mit vem Großherzogthum Heſſen-Darmſtadt. 

cf. Kgl. Allerh. Verordn. v. 14. Yuni 1808. Vertrag v. 11. Mai 1808. 
Reg.Bl. 1808, St. XXIX. ©. 1385. 
Kgl. A. V. v. 23. Juli 1816. Reg.-Bl. 1816. St. XXVI. ©. 485. 
d) Mit vem Herzogthbum Naſſau. 
cf. Reſe. v. 19. Auguft 1803. Reg.-Bl. 1803. St. XXUI ©. 586. 
K. A. V. v. 27. Juli 1809. Reg.-Bl. 1809. St. LIV. ©. 1230. 
K. A. V. v. 5. Dezbr. 1811. Reg.-Bl. 1811. St. LXXILX. ©. 1817. 
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8. Als allgemein geltender Termin, von welchem an die völlige 
Nachfteuerfreiheit von allem auswandernden Vermögen in den deut= 
ſchen Bundesſtaaten ftatt haben foll, ift der erfte dieſes Monats feit- 
gejeßt worden, unbejchabet jedoch der günftigeren Beftinnmungen, welche 
theils aus Verträgen, verſchiedener Bumdesftaaten unter fich, theila 
aus landesherrlichen Verordnungen einzelner Regierungen hervorge- 
gangen find. Es wird übrigens der Zeitpunft ver Vermögens-Expor— 
tation und des Verzichts auf dad Unterthansrecht zur Richtſchnur ge— 
nommen. 

In Folge diefer Beftimmumgen haben vom 1. d. M. an in Un— 
fern Staaten aufzuhören: 

a) Der Bezug von Abfahrtögeld und Nachſteuer gegen die weni- 
gen beutjchen Bundesftaaten, mit welchen nicht ſchon in Folge der 


e) Mit vem Königreich Preußen. 
cf. Vertrag v. 23. Mai 1805. Reg.Bl. v. 1805. St. XXXIT. ©. 826. 
Kgl. U. V. v. 24. Yuni 1811. Reg.-Bl. v. 1811. St. XXU. ©. 820. 
Kgl. U. V. v. 12. Yan. 1817*) Reg.Bl. v. 1817. St. X. ©. 162. 
f) Mit den fürftlih Reußiſchen Landen. 
cf. Kgl. A. V. v. 30. Dftbr. 1811. Reg.-Bl.v. 1811. St.XXXL ©. 1649. 
g) Mit dem Königreih Sadjen. 
cf. Vertrag v. 21. Septbr. 1799. Reg.Bl. v. 1300. St. VII. ©. 125. 
Publ. am 3. Febr. 1800. Mayer Gen.-Samml. 1802. Bd. U. Nr. 12. ©. 35. 
h) Mit vem Herzogthbum Sadfen- Coburg (jest Coburg-Gotha.) 
cf. Refc. v. 19. Juli 1802. Reg.-BL. v. 1802. St. XXX. ©. 537. 
Kgl. A. V. v. 27. April 1812. Reg.-Bl. v. 1812. St. XXVU. ©. 825. 
i) Mit vem Herzogthbum Sahjen-Gotha und Altenburg (jest 
Altenburg). 
cf. Vertrag v. 19. Dez. 1812. Reg.Bl. v. 1812. St. XXX. ©. 2089. 
k) Mit dem Herzogthbum Sahjen - Meiningen =» Hildburg- 
baujen. 
a) Mit Meiningen. 
cf. Vertrag v. 9. Dez. 1809. Reg.Bl. v. 1809. St. XXXXVL ©. 1922. 
A) Mit Hildburghauſen. 
cf. Vertrag v. 31. März 1809. Reg.-Bl. 1809. XXXI. S. 691. 
) Mitdem Großherzogthum Sadhfen-Weimar. 
cf. Kgl. A. V. v. 7. April 1816. Reg.Bl. 0.1816. St. XI. ©. 219. 
m) Mit vem Fürftenthbum Schwarzburg-Sondershaujen. 
cf. Vertrag v. 1. Yan. 1806. Reg.Bl. v. 1806. St. J. S. 5. 


*) Die Uebereinkunft vom 12. Januar 1817 und Publication mit K. Allerh. Ver- 
orbnung vom 1. März 1817 dehnt die früher bercits ftipulirte Freizügigfeit auf 
„Jämmtliche jegige königlich preußifche und köuiglich bayeriſche Staa- 
ten“ aus; wenn nun das Königreih Preußen gleihwobl nur mit den Brovinzen 
Pommern, Brandenburg, Schiefien, Sachen, Weftpbalen, Cleweberg und mit dem 
Mieverrheine dem deutſchen Bunde beigetreten ift, jo gilt darnach dennech bie 
Freizügigkeit bei Auswanderungen nah den Provinzen Preußen und Poſen und 
vice versa von bort. 


8 


114 


von Uns im Jahre 1801 erklärten Regierungs-Grundſätze durch 
ausdrücliche Verträge oder ftillichweigende gegenfeitige Objervanz, 
Freizügigkeit beiteht. 
Der Bezug der gegen bie k. k. dfterreichifchen Staaten retorfiong- 
weiſe eingeführten breiprozentigen Ginquartirungstare und 
des jogenannten Militair-Abfahrtögeldes, welches von den 
in die £. k. öfterreichiichen Staaten übergehenden Verlaffenfchaften 
von Militairperjonen mit 10 Procento gleichfalld retorfive bezo- 
gen wird, endlich des ebenfalld gegen diejelben Staaten beibebal- 
tenen gutäherrlichen und jtädtifchen Abfahrtsgeldes, 
joweit die Auswanderung oder VBermögend- Erporta- 
tion in die zum deutſchen Bunde gehörigen k. k. dfterreichiichen 
Erbländer geichiebt. 
Der Bezug von gutsherrlihem und ftädtifhem Abfahrts- 
gelde, wie jolches in dem mit dem Großherzogthum Baden ab- 
geſchloſſenen Freizügigkeits-Vertrage ausprüdlich vorbehalten ift. 
Der Bezug von Beiträgen zu Kriegs- und Gemeindeſchul— 
den, infoferne folche bisher noch gegen einige Staaten retorjiond- 
weije beibehalten worden: ift. 

Dagegen hat e3 
bei der bisher beftimmten Reluition der Militair- und Landwehr- 
pflichtigfeit bi8 auf weiteres fein DBerbleiben. 

Indem Wir hiermit Unfere jümmtlichen Stellen und Behörden 
anweiſen, ſich nach diefen Beſtimmungen genau zu achten, lajfen Wir 
biejelben auch zur Wiſſenſchaft Unferer Unterthanen dur das Re— 
gierungsblatt befannt machen. 

Münden, den 29. Juli 1817. 
Marimilian Joſeph. 
Intelligenz» BL. f. d. Königr. Bayern f. d. 3. 1817. St. XXX. ©. 747. 


b 
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2. Freizügigkeits-Verträge mit Defterreid, 


Marimilian Joſeph 
von Gottes Gnaden König von Bahern ꝛc. ꝛc. 

Der k. k. öfterreichifche Hof hat num die Grundſätze bekannt ge— 
macht, nach welchen dasjenige Vermögen behandelt werden joll, wel— 
ches aus den öfterreichifchen zum deutjchen Bunde gehörigen Staaten 
in einen andern deutichen Bundesſtaat erportirt wird, und Uns zu— 
gleich den Wunſch geäußert, daß der zwiſchen Bayern und Dejterreich 
bereits beitehende Freizügigfeits-VBertrag auf alle übrigen nicht zum 
deutſchen Bunde gehörigen Länder der öſterreichiſchen Geſammt-Mo— 
narchie auögedehnt werden möge. 
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Wir finden Uns fonach bei den zwifchen Uns und dem Biter- 
reichiſchen Kaijerhofe beitehenven beſonders freundſchaftlichen Verhält— 
niſſen bewogen, andurch Nachſtehendes zu verordnen: 


1) Bei allen Vermögens-Ausfolglaſſungen aus Unſern nach den 
öſterreichiſchen zum deutſchen Bunde gehörigen Staa- 
ten genau jene Grundſätze in Anwendung zu bringen, welche in 
bem anliegenden öſterreichiſchen Patent vom 2. März d. J. aus- 
geiprochen jind; 

2) bei Vermögens» Ausfolglaffungen aus Unfern nach den öſter— 
reichifchen nicht zum deutſchen Bunde gehörigen Staa- 
ten behält der zwifchen Unſerer und des Kaiſers von Defterreich 
Majeität unterm 24. Mai 1807 gejchloffene erneuerte Freizügig- 
feit3= Vertrag *) (Negs.- Bl. 1807. ©. 1211.) fortwährend feine 
verbindliche Kraft und Wirffamfeit. 


*) a) Freizügigkeits-Vertrag mit Oeſterreich. 
Marimilian Joſeph 


von Gottes Gnaden König von Bayern ꝛc. ꝛc. 


Nachdem der am 24. Mai I. Is. zwifchen Unfern und den faiferlich 
öjterreichifchen Staaten durch die beiverjeitigen Bevollmächtigten abge- 
jchloffene erneute Freizügigfeits - Vertrag nunmehr die beiverfeitige Aller— 
böchjte Genehmigung erhalten hat, jo Laffen Wir venjelben zur allgemei- 
nen Kenntniß und Nachachtung durch das Regierungsblatt befannt machen. 

München, ven Z4. Yuli 1807. 

Marimilian Joſeph. 


Ermeuerter Freizügigfeits-Bertrag zwiſchen dem faifert. 
föniglich öfterreichijchen und dem föniglich bayeri- 
hen Hofe. 

Da fowohl von Seite des kaiſerl. künigl. öfterreichiichen, als des königl. 
baverifchen Hofes die Geneigtheit bezeigt worden ift, ven unterm 4. Juni 
1804 (Reg.Bl. St. XXX. S. 688) abgeichloffenen Freizügigfeitsvertrag 
zu erneuern, und auf die jeit dieſer Zeit beiverfeits neuerworbenen Länder 
auszudehnen, auch jene Bejtimmungen beizufügen, wodurch ven beveits ein— 
getretenen und noch etwa jich ergebenden Auſtänden abgeholfen und vorge: 
beugt werven kann; jo haben jich vie beiverfeitigen Bevollmächtigten, näm— 
(ich ver am fgl. Hoflager accreditirte kaiſerl. kgl. öfterreichifche wirkliche 
gebeime Rath, außerorventlihe Gefandte und bevellmächtigte Miniſter, 
Friedrich Graf von Stadion und ver fgl. baherijche geheime Staats- und 
Conferenz⸗Miniſter, Diarimilian Joſeph Frhr. v. Montgelas mit beiver- 
feitigem Vorbehalt ver unmittelbaren Allerhöchiten Genehmigung über 
nachjtehenven verbindlichen Freizügigfeite-Bertrag vereinigt. 

8.1. Zwiſchen ſämmtlich faiferl. kgl. öjterreichiichen und ſämmtlich kgl. 
bayeriſchen Staaten, ſoll eine völlige Freizügigkeit dergeſtalt beſtehen, daß 
bei keiner Bermögens-Exportation, auf welche Art ſolche geſchähe, ein Ab— 

8 * 
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Nach diefen Grundfägen find nicht nur in Zufunft alle Vermö— 
gend-Erportationen nad den öfterreichiichen Staaten zu behandeln, 





ſchuß⸗ oder Abfahrt-Geld oder Nachjteuer, in fo ferne viefelben bisher 
in die landesfürftlichen Kaffen gefloffen find, eingehoben werden follen. 

$.2. Die Aufhebung dieſes Abfahrtsgeldes fchlieft indeffen weder bie 
Erhebung ver Emigrations-Tare, noch der Erbjteuer aus, welche mit ven 
in den faiferl. königl. öfterreichifchen Erbftaaten beftehenden Auswander- 
ungs-Örundgefegen und durch diefe mit Local-Umſtänden und ver Ver: 
faffung in zu genauer Verbindung fteht, und die ſelbſt von jedem Unterthan 
der kaiſerl. kgl. Erbitaaten erhoben wird, der irgend eine Erbichaft bezieht, 
auch ohne daß dabei von einer Auswanderung oder VBermögens-Erporta- 
tion die Frage wäre. 

$.3. Da die Freizügigfeit ihrer Natur zufolge fich nur auf das Ver— 
mögen bezieht, jo bleiben, dieſes Vertrages ungeachtet, vie Gefege in ihrer 
rechtlichen Straft bejtehen, welche jeden Unterthan bei Strafe der Ver: 
mögens-Confiscation auffordern, vor der Anfäffigmachung in fremden 
Ländern die Auswanderungs-Bewilligung feines Landesherrn nachfuchen. 

8.4. Als Folge diefes Grundfates wird fejtgefett, daß die Erhebung 
der Militärpflichtigfeits-Reluitions- Summe in Fällen, wo einem Indivi— 
duum die Auswanderungs: Bewilligung ertheilt wird, welcher feiner Berfon 
gemäß der Militärpflichtigleit unterliegt, ohne die Jahre verfelben zurück— 
gelegt zu haben, ver Grundfäge der Freizügigkeit ungeachtet, ftattfinden 
fünne, weil diefe Abgabe nicht in Beziehung auf pas Vermögen geleiftet wird. 

8.5. Deßgleichen bleibt es in Rüdficht der Emigrations-Tare in Fällen 
der Auswanderung bei den vorigen Bejtimmungen, wonach 3 Prozent des 
Vermögens erhoben werden, als eine auf die Perfon des Auswandernden 
Bezug habende Abgabe, und da die Erhebung der Erbiteuer aus Rechts- 
grundjägen hervorgeht, die mit der Nachjteuer feine Verbindung haben, fo 
hat ver gegenwärtige Vertrag auf die Erbjteuer feine Beziehung, fondern 
den beiden vertragenden Theilen bleibt e8 unbenommen, hierüber von fou- 
veräner Macht wegen gejegliche Beſtimmungen zu treffen. 

8. 6. Das Vermögen, deſſen freie Ausführung vertragsmäffig geftattet 
wird, ſoll nach feinem ganzen wahren Werthe verabfolgt werben, vergeftalt, 
daß der Empfänger ven ganzen vollen Betrag erhalte, wie er an dem Orte 
erhoben wird, wo das Vermögen gelegen over angefallen ift. Hiedurch foll 
jedoch der Gejeggebung beiverfeitiger Regierungen über die Art und Geld— 
forte, in welcher Bermögen überhaupt in's Ausland verbracht werben darf, 
feinegwegs vorgegriffen fein.  " 

8. 7. In fo ferne jedoch in einer Provinz des einen oder des andern con— 
trahirenden Staates die freie Erportation der Hingenden Münze geftattet 
ift, wie gegenwärtig der Fall rücfichtlich des Herzogthums Salzburg und 
Berchtesgaden befteht, To foll in diefelbe die Ausführung des Vermögens 
in klingender Münze gleichfalls nach ver Neciprocität geftattet fein, info- 
ferne nicht allgemeine Gefege, die fich auf die Ausfuhr in andere Staaten 
überhaupt beziehen, hier im Wege jtehen. 

$. 8. Da die gegenwärtige Convention nicht als ein neuer Vertrag, fon- 
dern als eine Erneuerung und Erweiterung der bereits unterm 4. Juni 1804 
abgefchloffenen Freizügigfeits-Vertrages angefehen werben foll, jo hat bie- 
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iondern auch bie verjchiedenen, wegen der Gmigrations-Taren und an= 
dern Ausftänden geftellten Anfragen zu erledigen. | 
Münden, den 29. Mai 1820. 
Marimilian Joſeph. 


Anlage. 
Patent vom 2. März 1820, 


Wir Franz der Erfte 
von Gottes Gnaden Kaifer von Defterreich, König von Serufalem, 
Hungarn, Böhmen, der Lombardei und Venedig, von Dalmatien, 
Groatien, Slavonien, Gallizien, Lodomirien und Illirien, Erzherzog 
von Defterreih, Herzog von Lothringen, Ealzburg, Steyer, Kärn- 
then, Kran, Ober- und Nieder-Schlejien, Großfürft von Siebenbür— 
gen, Marfgraf in Mähren, gefürfteter Graf von Habsburg 
und Tirol ıc. ıc. 


Nachdem unter Unferer Mitwirkung und Beiſtimmung als Mitglied 
des deutſchen Bundes, durch die Bundes -VBerfammlung zu Frankfurt am 
Main mit Beichluß vom 23. Juni 1817 zur Vollziehung des Artifels 
XVII. lit. C. der Bundesacte, bie näheren Beftimmungen in Betreff ver 





ſelbe auch auf die vor ihrer Abfaffung und Ratififation eingetretenen Fälle, 
infoferne fie unter ver früheren Uebereinkunft begriffen waren, zurückzu— 
wirfen. 

8.9. Bei der Anwendung biefes Vertrages ift nicht ver Tag in Betracht 
zu nehmen, an welchen das in Frage jtehende Vermögen durch Erbichaft, 
oder fonft angefallen ift, fondern derjenige, an welchem es exrportirt wird. 

8. 10. Die unmittelbare Genehmigung diefes Staatsvertrages foll fo- 
wohl bei Seiner faiferl. kgl. Majeſtät von Defterreich, als Seiner fünigl. 
Majeftät von Bayern alsbald nachgefucht werden. Zur Urfunde deſſen 
baben beiverfeitige Bevollmächtigte diefe Vertrags - Urkunde, nachdem fie 
gleichlautend doppelt ausgefertigt worden, eigenhändig unterfchrieben, ge- 
fiegelt, und gegeneinander ausgewechielt. 

So gefhehen München, ven 24. Mai. 1307. 

Marimilian Joſehh. 
Frhr. v. Montgelas. Friedr. Graf v. Stapion. 
(L. S.) (L. 8.) 
Reg.-Bl. f. d. Könige. Bayern f. d. I. 1807. St XXX. ©. 1241. 


b) Bei einer Vermögens-Erportation nach und aus Ungarn dürfen von 
Städten, Communen und Privaten feine Nachfteuern erhoben werben. 
Reſe. des kgl. bayr. Staats-Mlinifteriums des Innern v. 18. Mai 1822, 
30. März 1829 und 22. Febr. 1835. 
Dillinger Samml. Abth. V. Bd. III. S. 81. ©. 1056 u. $. 162. ©. 19718. 
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Untertdanen der deutſchen Bundesſtaaten dortſelbſt zugeficherten Freiheit 
von alfen Nachſteuern (jus detractus; gabella emigrationis) infofern das 


Vermögen in einen andern Bundesſtaat übergeht, fejtgefegt worden find, 


fo 


1) 


2) 


3) 


4) 


verordnen Wir: 
Dei jeder Art von Vermögen, welches aus einem von Unfern Ländern 
und Gebieten, womit Wir dem deutſchen Bunde beigetreten und welche 
in ber von Unferer Bunvdestags-Gefandtichaft in der 15. Sitzung vom 
6. April 1818 übergebenen Erklärung namentlich aufgeführt find, und 
weiter unten zur Wiſſenſchaft Fund gemacht werben, in einen andern 
beutjchen Bundesſtaat, e8 fei aus Veranlaffung einer Auswanderung, 
oder aus dem Grunde eines Erbichaftsanfalles, Verfaufes, Taufches, 
Schanfung, Mitgift oder auf irgend eine andere Weife übergeht, foll 
eine vollkommene Freizügigkeit in Anwendung gebracht werben. 
Diefe Vermögens Freizügigkeit hat ſich infoferne wirffam zu äußern, 
daß diejenigen Abgaben, welche die Ausfuhr des Vermögens in einen 
ber zum deutſchen Bunde gehörigen Staaten, oder den Uebergang des 
Vermögens - Eigenthums" auf Angehörige eines andern Bundesftaates 
beſchränken, fie mögen num bisher in Unfere Tanvesfürftlichen Kaffen 
gefloffen, oder etwa an Privat-Berechtigte oder Communen zu entrich- 
ten gewejen fein, aufzuhören haben, wodurch demnach fowohl der Be- 
zug der landesfürftlichen Nachiteuer und der Emigrations- Tare, als 
auch jener des grumbherrlichen und bürgerlichen Abfahrtsgelves nicht 
mehr jtattfindet. 
Nachdem aber vermöge des ebengedachten Befchluffes die in dem beut- 
jhen Bunde in Anwendung zu bringende DBermögensfreizügigfeit auf 
dem Principe einer unter den deutſchen Bundesſtaaten gegenfeitig gel- 
tenden Gleichftellung des Ausländers mit dem Inländer beruht, und 
baher jede Abgabe noch fernerhin zu beftehen hat, welche mit einem 
Erbichaftsanfalle, Legate, Verkaufe, einer Schanfung und vergleichen 
verbunden iſt, wenn jelbe ohne Unterfchied entrichtet werben muß, ob 
das Vermögen im Lande bleibt oder hinausgezogen wird, und ob ber 
neue Befiger ein Inländer oder Fremder ift, fo haben alle berglei- 
hen in Unfern zu dem deutſchen Bunde gehörigen Ländern und Ge- 
bieten bejtehenden Abzüge auch fernerhin, bei dem in das übrige beut- 
he Bundesgebiet zu erportirenden Vermögen in Anwendung zu fommen. 
Da in dem Bundesbefchluffe ver 1. Juli 1817 als Termin angenom: 
men worben ift, von wo an bie Vermögensfreizügigfeit von ven deut— 
hen Bundesſtaaten wechjelfeitig beobachtet werben joll, fo wollen Wir, 
a) daß die vor oder nach dieſem Termine ſtattgefundene Vermögens- 
Erportation und der Verzicht auf das Unterthansrecht bei der Frage 
ver Zahlungspflichtigfeit oder Befreiung zur Nichtfehnur anzuneh- 
men ift, und 
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b) daß in allen denjenigen Fällen, wo feit dem 1. Juli 1817 eine 
VBermögens-Erportation in einen andern deutſchen Bundesstaat ftatt- 
gefunden hat, und etiva bie landesfürftliche Nachfteuer oder die Emi- 
grationstare oder das grumbherrliche und bürgerliche Abfahrtsgelo 
bezogen worben fein jollte, der ausfallende Betrag an die betreffende 
Partei zurüd zu erftatten ift, infofern von berfelben gehörig nach— 
gewiefen werben kann, daß in dem deutſchen Bundesſtaate, wohin 
ein ſolches Vermögen erportirt wird, wirklich auch mit Nüdficht 
auf ven 1. Yuli 1817 die Vermögensfreizügigfeit gegen Unfere zu 
dem veutfchen Bunde gehörigen Länder und Gebiete nach dem Prin- 
cipe ver Reciprocität in gleich vollfommene Ausführung gebracht wird. 

5) Die Länder und Gebiete der öfterreichifchen Monarchie, welche zu dem 
deutſchen Bunde gehören, find: 

. das Erzherzogthum Defterreich, 

. das Herzogthum Steiermark, 

. das Herzogthum Kärnthen, 

. das Herzogthum Krain, 

. das öfterreichifche Friaul oder der Görzerfreis (Görz, Grodiska, 

Tolmein, Flitfh und Aquileja), 

. das Gebiet der Stadt Trieft, 

die gefürftete Grafſchaft Tirol mit dem Gebiete von Trient umd 
Briren, dann Voralberg mit Ausſchluß von Weiler, 

8. das Herzogthum Salzburg, 

9, das Königreich Böhmen, 

10. das Marfgraftbum Mähren, 

11. der öfterreichifche Antheil an dem Herzogthum Schlefien, mit In— 
begriff der böhmiſch und fchlefifhen Herzogthümer Aufchwig 
und Zalor. 

Gegeben in Unferer Haupt und Refivenzitadt Wien, den zweiten März 

im Eintaufend acht hundert und zwanzigſten, Unſerer Regierung im neun 


und zwanzigſten Jahre. 
Döllinger Samml. Bd. III. Abth V. S. 146. ©. 165—168. 


DU U OD 
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3, Bermächtniffe und Schanfungen an auswärtige Stiftungen betr. 
Befanntmahung. 

Nach ven einfchlägigen älteren Verorbnungen, in&bejondere nach dem 
Generalmandate vom 9. Februar 1737, welches unterm 10. November 
1811 durch das Negierungsblatt, Seite 1720, erneuernd zur allgemeinen 
Kenntniß gebracht worben ift, unterliegen alle außer Yandes gehenden Ye- 
gate und Stiftungen, fie mögen per actus inter vivos oder mortis causa 
gemacht werben, der allerhöchſten Genehmigung, welche von ver Beibring- 
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nng eines durch die betreffenden ausländifchen Behörden auszuftellenden 
Reverſes de observando reciproco bebingt erfcheint. 

Bon Seite ver faiferl. kgl. öfterreichifchen geheimen Hof-, Haus- und 
Staats-Kanzlei ift in diefer Beziehung unterm 3. Febr. I. Is. die allge- 
meine Erflärung abgegeben worden, daß die Beitimmungen des Bundes— 
beichluffes über die Nachjteuer und Abzugsfreiheit vom 23. Juni 1817 
(Döllingers Verordn. Samml. Bd. II. ©. 113) von ver k. k. öfterreichi- 
chen Regierung auch in Hinficht auf Vermächtniffe und Schanfungen und 
dergleichen, welche von üfterreichifchen Unterthanen zu Gunften bayerifcher 
Stiftungen und fonftiger moralifchen Perfonen gemacht werden, als völ- 
ferrechtlih in Beachtung kommende Normen angejehen würden, und daher 
folche Vermögens-Erportirungen öſterreichiſcher Seits feinem Hinberniffe 
zu begegnen hätten. 

Auf den Grund diefer allgemein zugeficherten Weciprocität haben 
Ge. Maj. der König durch allerhöchfte Entſchließung v. 30. April l. 38. 
zu genehmigen geruht, daß fünftighin auch bezüglich aller verlei Vermö— 
genszumwendungen von Eeite bayerifcher Unterthanen an Stiftungen jener 
öfterreichifchen Staaten, auf weldhe fi vie Anwendbarkeit des 
erwähnten Bundesbeſchluſſes erjtredt, von den Beitimmungen 
bes am 10. November 1811 neuerlich ausgefchriebenen Generalmandats 
vom 9. Febr. 1787 Umgang zu nehmen jei. 

Hiervon werden die f. Negierungen, Kammern des Innern, zur fünf- 
tigen Darnachachtung in Kenntniß gefegt und find hiernach bie weiteren 
geeigneten Weifungen an die untergeorbneten Diftrifts- Bolizeibehörven 
ergehen zu laſſen. 

München, ven 28. Yuli 1844. 

Auf Sr. Majeftät des Königs allerhöchften Befehl 
Staats-Minifterium des Innern. 
An fämmtliche f. Regierungen K. d. J. dieffeits des Rheins. Nr. 20,953 
Dillinger Samml. Bd. XXM. (N. F. Bd. I1.) Abth. V. Abſchn. 1. $. 315. S. 9. 


4. Aufhebung der 3prozentigen Gmigrations-Tare bei Vermögens— 
Erportationen von Bayern nach Ungarn und deſſen Nebenländern. 


Bekanntmachung. 

Die k. k. öſterreichiſche Geſandtſchaft dahier hat im Auftrage ihrer 
Regierung anher die Mittheilung gemacht, daß bei Auswanderungen aus 
Ungarn und deſſen Nebenländern die früher zu entrichen geweſene 3pro— 
zentige Emigrations-Taxe dermalen ebenfalls aufgehoben ſei, und ſohin 
in feinem Kronlande ver öſterreichiſchen Monarchie eine Emigrations-Taxe 
mehr erhoben werde. 
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Damit wurde zugleich das Anfuchen verbumven, daß fohin auch bei 
Bermögens - Erportationen aus Bayern nach - irgend einem Theile des 
Kaifer - Staates von der Aufrechnung einer Emigrations-Tare Umgang 
genommen werben möge, 

Da nun bie bisher bei Vermögens-Erportationen nach einzelnen Thei- 
(en der öfterreichifchen Monarchie noch erfolgte Erhebung einer 3 pro- 
jentigen Emigrationd-Tare lediglich retorfive ftattgefunden, jo haben Se. 
Majeftät der König auf deßfalls von Seite Allerhöchſt drei Staats-Mi— 
nifterien des fol. Haufes und des Aeußern, dann des Innern und ber 
Finanzen alferunterthänigjt erjtatteten gutachtlichen Antrag, vermöge Sig- 
nates d.d. Nica, ven 11. 1. M. allergnädigft zu genehmigen geruht, daß 
nicht nur in allen jenen Fällen, in welchen fich bie dießfällige Emigra- 
tions⸗Taxe noch im Ausſtande befindet, fonvern, fo lange Allerhöchſtdie— 
felben nicht anders zu verfügen Sich bewogen finden follten, auch Fünf- 
tighin von der Erhebung einer Emigrations-Tare bei Vermögens-Expor— 
tationen von Bayern nach irgend einem Theile der öfterreichifchen Mio» 
narchie Umgang genommen werben bürfe. 

Im desfallfigen Einverftänpniffe mit den oben erwähnten beiden 
andern f. Staats-Minifterien ergeht nun an das k. Regierungepräfibium 
hiermit der Auftrag, diefe allerhöchite Entichliefung Er. Majeftät des 
Königs fofort durch lithographirte Ausfchreiben ſämmtlichen einfchlägigen 
Behörden zur Wiffenfchaft und Darnachachtung mitzutheilen, dagegen aber 
auch unverzüglich berichtliche Anzeige zu erftatten, wenn etwa ein Fall fich 
ergeben follte, in welchem bei einer VBermögens-Erportation aus irgend 
einem Theile ver öfterreichifchen Gefammtmonarchie nach Bahern von ven 
faiferlihen Behörden eine Emigrations-Taxe erhoben worven wäre. 

München, ven 30. April 1851. 

Auf Seiner Majeftät des Königs Allerhöchiten Befehl. 
Staats-Minifterium des königl. Haufes und des Aeußern. 
An die Präfivien der ſämmtlichen kön. Regierungen. Nr. 3300. 
Döllinger. Bd. XXI. (N. 5. Bd. 11.) Abth. V. Abſchn. I. $. 316. ©. 96. 


5. Aufhebung des Juris- Albinagii zwiſchen ver Krone Franfreich 
und EChur- Bayern. 


Entbieten Allen und jeden Unferer Hofraths- und Hoffammer-Prä- 
fiventen, Vicepräfidenten, Hofkriegsraths-Direktoren, Vitzdomen, Statthal- 
tern, PViceftatthaltern, Eanzlern, Rüthen, Nentmeiftern, Pflegern, Pflegs- 
commifjarien, Verwaltern, Richtern, Kaſtnern, Mautnern und andern 
Unferen Beamten, nicht weniger denen von Unfer lieben getreuen Land— 
ſchaft der dreyen Ständen und insgemein allen Unferen Unterthanen 
Unferes Churfürſtenthums Ober- und Niederbayern, auch der obern Pfalz, 
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dann all Unfern Herrfchaften, und Ländereien Unferen Gruß und Gnad 
zuvor umd geben venenfelben hiermit gnädigſt zu vernehmen, was zwifchen 
Seiner Allerchriftlichiten Majeftät und Uns wegen Aufhebung des juris 
albinagii zu Behuf beiverfeitiger Unterthanen unterm 14. Auguſt des 
gegenwärtigen Jahres für eine Convention abgejchloffen worven, welche 
von Wort zu Wort folgender Geftalt lautet. 


Nachdem des Allerchriftlichiten Königs Majeftät und Sr. Churfürft- 
lichen Durchlaucht zu Bayern gleiche Begierde hegen, nicht allein die ımter 
beiden Höfen von Alters her beftehende Einigkeit, Freundfchaft und gute 
Verſtändniß, welche Sr. Allerchriftlichiten Majeftät Königliche Vorfahren 
mit dem durchlauchtigſten Haufe Bayern ohne Unterbruch gepflogen haben, 
immer mehr und mehr zu befeftigen, fondern auch die beglüdenden Wirfun- 
gen deren beiverfeitigen Unterthanen durch die Erleichterung der Com: 
merzien und Correfponvenzen genießen zu laffen, fo haben fie fich ent- 
Ihloffen, alle entgegenftehende Hinderniffe aus dem Wege zu räumen 
und einerfeit8 das in Franfreich eingeführte Jus albinagii in Anfehung 
der Unterthanen Sr. Churfürftlihen Durchlaucht in Bayern aufzuheben 
und anderſeits alle diejenigen Landesverorpnungen, Generalmandate ober 
Gewohnheiten, zu Folge deren man in Bahern gegen bie Unterthanen 
Cr. Allerchriſtlichſten Majeftät entweder Titulo retorsionis oder in andere 
Wege vergleichen Nechte ausgeübt hat, zu widerrufen und fofort eine 
durchgängige Gleichheit und ein vollfommenes Neciprocum zwifchen bei 
berjeitigen Unterthanen hierinfalls einzuführen. 


Zu dem Ende haben fich die unterzeichneten Bevollmächtigten Mi: 
nijter benanntlichen der Herr Ritter von Foland, abelicher Staatsrath, 
und auferorventlicher Gefandter des Allerchrijtlichiten Königs am Chur- 
bayerifichen Hofe, und der Herr Johann Joſeph des heiligen Reiche 
Graf von Paumgarten-Frauenftein, eines Churbayerifchen hohen Nitteror- 
ordens St. Georgi Großfreuz.Herr, Ihrer Kaiferl., dann Kaiferl. Königl. 
Apoftolifcher Majeftäten und auh Sr. Churfürftlichen Durchlaucht zu 
Bayern wirklicher geheimer Kath refpective Conferenz- und ber ausläns 
bifchen Gefchäften Minifter, dann Abreiß-Kämmerer, nachdem viefelben 
ihre bienah in Abfchrift befinplichen beiberfeitigen Vollmachten gegen 
einander ausgewechfelt, von wegen, und im Namen Sr. Allerchriftlichiten . 
Majeſtät und Sr. Churfürjtlihen Durchlaucht zu Bayern über ke Zune 
Artikel verglichen. 


Artikel. 1. Seine Allerchriftlichite Majeftät erflären hiermit, daß 
das Jus Albinagii fünftighin nicht mehr gegen die bayerifchen Untertha— 
nen in ben verfchievdenen Provinzen dero Königreichs ausgeübt werben folle, 
und Seine Churfürftlihe Durchlaucht in Bayern erflären ihres Orts, daß 
das Jus Retorsionis oder andere vergleichen Gerechtftener Fünftighin nicht 
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mehr im ihren Landen gegen die Unterthanen Seiner Allerchriftlichften 
Majeftät ausgeübt werden follen. - 

Artikel 2. Dieſem zu Folge follen die Unterthanen Sr. Churfürft« 
fihen Durchlaucht in Bayern, fie mögen num in Franfreich anfäffig fein, 
oder fich nur auf eine Zeit lang drinnen aufhalten, künftighin vollkom— 
mene Freiheit haben, über. ihr gefammtes Vermögen entweder Tejtaments- 
weile oder in andere Wege, zu Gunjten, weſſen fie immer wollen, zu disponiren, 
und ihre Erben, die bayerische Unterthanen feien, fie mögen fich in Bayern 
oder in Frankreich aufhalten, follen berechtigt fein, vie ihnen etwever ab 
intestato, oder vermöge Teftaments- oder anderer rechtmäßigen Dispofi- 
tionen anfallenden Erbichaften ohne weiters anzutreten, und befagte Güter 
und Vermögen, bewegliche oder unbewegliche Nechten, Gerechtiamen, An— 
fprüche und Forderungen zu befigen, zu nutzen und zu genießen, ohne 
bierzu einige Naturalifations-Briefe, oder Special-Bewilligung nöthig zu 
baben, und follen ermelvte bayeriſche Unterthanen hierinfall® mit ven 
eigenen und eingebornen Unterthanen Seiner Allerchriftlichiten Majeftät 
durchgehende gleiche Begünjtigungen, und Vorzüge fich zu erfreuen haben, 
et vice versa, 

Artikel 3. In Kraft vorſtehender Artifel mögen beiverfeitige Un- 
tertbanen ihre rechtmäßige Erben, oder alle andere zur Verführung ihrer 
Rechte genugfam begewaltete Perfonen, als Sachwalter, Mandatarii, Vor: 
münber, oder Euratoren alle denjelben in beiderſeitigen Staaten entweder 
ab intestato oder Teftamentsweife oder vermöge anderweitig-rechtmäßiger 
Diepofitionen anfallende Güter, und Habfchaften ohne Ausnahme, zu 
ihrer Hand und Gewahr nehmen, vie beweglichen Habfchaften, wohin fie 
immer wollen, transportiren, bie unbeweglichen entweder verwalten und 
geltend machen, oder durch Verkauf oder in andere Wege darüber dispo— 
niren, ohne daß ihnen vesfalls die geringste Hinderniß oder Schwierigfeit 
verurfacht werde, wenn fie orventlich quittiven, und fich um ihrer Rechts- 
titel und Cigenfchaften halber behörig legitimirt haben werden. 

Jedoch follen fie in allen dieſen Fällen gehalten fein, fich eben den— 
jenigen Gefegen, Formalitäten und Nechten- gemäß zu bezeigen, welchen 
die eigenen und eingebornen Unterthanen Seiner Allerchriftlichiten Maje— 
ftät, und Seiner Churfürftlihen Durchlaucht in den beiverfeitigen Staa- 
ten und Provinzen, wo die Erbichaften angefallen fein werben, untermwor- 
fen feien. 

Art. 4. Würden fich aber über vie Giltigfeit eines Teftaments oder 
andere Dispofitionen Streit und Irrung ergeben, jo jollen diefelben vor 
den ordentlichen Richtern in Conformität ver Geſetze, Yanbsverorbnun: 
gen, hergebrachten und bewährten Gewohnheiten vesjenigen Orts, wo die 
Dispofition errichtet worden, unter welcher Domination ber contrahiren- 
den Theile felbiger immer gelegen fein mag, entjchieven werben, berge- 
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ftalt, daß, wenn befagte VBerhanplungen viejenigen Formalitäten und Be— 
dingniffe mit fich führen, welche an dem Orte ihrer Errichtung erfordert 
werben, folche alsdann auch in den Staaten des andern contrahirenden 
Theile ihre Vollgiltigfeit haben follen, wenn auch ſchon daſelbſt verglei- 
hen Verhandlungen mehrern Formalitäten, und ganz andern Orbnungen 
unterworfen wären, als in venjenigen Ländern, wo fie errichtet worden. 

Art. 5. Belangend diejenigen Yura, welche man unter vem Titel 
des Abzugs, der Nachfteuer, oder wie fie fonjt immer Namen haben mö- 
gen, in Rückſicht einer Erbichaft, over außer Lanvesführung der hieraus 
bezogenen fahrenvden Habfchaften, und erlösten Werths aus den unbeweg- 
lihen Gütern zu erheben pfleget, wird man fich viesfalls beiverjeits an 
jedes Orts Gefete, Statuten und Gewohnheiten halten. &leichwie aber 
die Gleichheit und das Reciprocum beiverfeitiger Unterthanen zum Grund 
gegenwärtiger Convention geleget worven, jo hat man fich vereinigt und 
bejchloffen, daß, wenn einem. baberifchen Unterthanen in den Stanten Sei- 
ner Allerchriftlichiten Majeftät eine Erbichaft zufallen wird, verfelbe feine 
mehrere Degünftigung zu fordern babe, auch zu minderen Präftationen, 
welche fie immer feien, gehalten fein folle, als einem franzöfiichen Unter- 
tban, welchem eine Erbfchaft in ven bayerifchen Landen angefallen wäre, 
zugeſtanden werben, et vice versa. 

Art. 6. Gegenwärtige Convention fol ihre volle Wirkung haben, 
nicht allein in Anfehung derjenigen Erbichaften, welche beiverfeitigen Un— 
terthanen in Zukunft anfallen werben, ſondern auch in Anfehung verjeni- 
gen, bie vermalen in einem oder andern Yande ven contrahirenpden Theilen 
wirflich eröffnet ftehen, es fei denn, daß fothane Erbichaften vemjeni- 
gen bereits ausgeantwortet, und von ihnen zu Hand und Gewahr genom- 
men worben wäre, bie in Kraft ver bisherigen Landesordnungen dazu 
berechtigt fein, welche Yandesordnungen in Zukunft nur in Anfehung der— 
jenigen Erbichaften Statt und Pla finden follen, welche zur Zeit dieſer 
geichloffenen Convention bereits ausgeantiwwortet und in Befig genommen 
fein werben. 

Art. 7. Und gleichwie hierbei das vorzüglichfte Augenmerk Seiner 
Allerchriſtlichſten Majeftät und Seiner Churfürftlihen Durchlaucht vie 
franzöfifchen Commercien - Waaren und Manufacturen mit feinen andern 
noch höheren Auflagen, als die Gommercien-Waaren und Manufacturen 
anderer Nationen zu befehweren, wohingegen Seine Allerchriftlichite Ma- 
jeftät verfprechen, und fich ihres Orts verbinden, dem Gommercio ber 
bayerifchen Unterthanen eben vasjenige Tractament in dem Königreiche 
angedeiben zu laffen, welches die am meiften begünjtigte Nation dafelbft 
genießet. 

Art. 8. Gegenwärtige Convention wird fowohl von Seiner Aller— 
hriftlichiten Majeftät als von Sr. Churfürftlicden Durchlaucht in Bayern 
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ratificirt, die Natificationen innerhalb ſechs Wochen, oder wo möglich 
noch eher gegen einander ausgewechjelt, und innerhalb ſechs Wochen ‚nach 
der Auswechjelung pırblicirt, an beiverfeitigen Gerichtsftellen in der feier: 
lichften und in ſolchen Fällen gewöhnlichen Form Nechtens vegiftrirt, und 
jofort ihres vollen Inhalts nach, in ftarke Vollziehung gebracht werben. 
Defjen zu wahrer Urfund haben Wir gevollmächtigte Minifter Sei- 
ner Allerchrijtlichften Majeftät und Seiner Churfürftlichen Durchlaucht in 
Bayern in Kraft Unſerer beiverfeitigen Bollmachten gegenwärtige Con- 
vention unterzeichnet und mit Unfern gewöhnlichen Anfiegeln gefertigt. 
So gejhehen München ven vierzehnten Auguft ein taufend fieben 
hundert fieben und fechzig. 
Ritter v. Foland. Graf v. Paumgarten-Frauenſtein. 
(L. 8.) (L. 8.) 


Gleichwie nun dieſe Convention den 6. September darauf hin ſo— 
wohl von Seiner Allerchriſtlichſten Majeſtät als von Uns in allen und 
jeden darin enthaltenen Artikeln, Punkten und Klauſeln begenehmigt, rati— 
ficirt und beſtätigt worden, mit dem beiderſeitigen Verſprechen, daß dar— 
auf unverbrüchlich und genaueſt gehalten, und weder directe noch indirecte 
auf welcherlei Art und Weiſe es immer geſchehen könnte, derwider gethan 
noch gehandelt werden ſolle; alſo auch ergehet hiermit an alle Eingangs 
erſagte Unſere Hofraths- und Hofkammer-Präſidenten, Vize-Präſidenten, 
Hofkriegsrath-Direktoren, Vicedom, Statthalter, Vize⸗Statthalter, Kanz— 
ler, Räthe, Rentmeiſter, Pfleger, Pflegs-Commiſſarien, Verwalter, Rich— 
ter, Kaſtner, Mautner und andere Unſere Beamten nicht weniger an die 
von Unſer lieben getreuen Landſchaft der dreien Ständen; und insgemein 
an alle Unſere Unterthanen, Unſer gnädigſter und ernſtlicher Befehl, die— 
ſer Convention in all und jeden Punkten nicht nur gebührend und gehor— 
ſamſt auf das genaueſte nachzuleben, und dawider auf keinerlei Weiſe und 
Wege zu handeln, ſondern auch, damit ſolche zu jedermänniglicher Wiſ— 
ſenſchaft gelangen, und geſetzmäßig beobachtet werden möge, gegenwärtig 
Unſer gnädigſtes General-Mandatum allenthalben öffentlich publiziren zu 
laſſen. 

Deſſen verſehen wir Uns gnädigſt. 

Gegeben in Unſerer Haupt- und Reſidenzſtadt München den 4. Mo— 
natstag November 1767. 

Mayr Gen. Samml. v. 3. 1784. Bb. I. Nr. 56. ©. 41. 
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6. Beſtimmung des Abzugs-Quantums zwiſchen Franfreich und 
Bayern auf 5 Procent. 


Erbieten männiglich Unſern Gruß und Gnad bevor: 

Was Wir mit des Allerchriſtlichſten Königs in Frankreich Majeſtät 
bereits unterm 14. Auguſt ejusd. ſowohl wegen Aufhebung des Juris 
Albinagii als reciprozirlicher Gleichheit - Beobachtung zwifchen Unferen, 
und ven föniglich franzöfiichen Landen in Betreff ver Nachiteuer- und Ub- 
zugsgelver für eine Convention geichlofjen haben, das ijt aus Unſerm 
General: Manvdat vom 4. Mens. pass. vorhin ſchon jevermänniglich be- 
fannt. 

Nachdem Wir Uns feithero mit Seiner Allerchriftlichiten Majeſtät 
weiter dahin verjtanden haben, daß obverjtandenes Nachjteuer- und Ab— 
zugegeld auf ein gewifjes Quantum bejtimmt, und binfüro weder ein— 
noch anderfeits mehr als fünf vom hundert hierinfall® genommen wer- 
den ſollen; als haben Wir ein folches auch mitteljt gegenwärtigen Gene- 
ral-Mandats zu dem Ende fund machen laffen wollen, damit jich ſowohl 
die Obrigfeiten in Einbringung obiger Gebühr, fonderbar jene, welche das 
Nachiteuerrecht ex Privilegio, vel Jure speciali in Unferen Landen her- 
gebracht haben, als ſonſt jevermänniglich hiernach zu achten wiſſe. 

Gegeben in Unferer Haupt- und Reſidenzſtadt München, ven 25. 
Dezember 1767. 

Mayr General.-Samml. v. $. 1784. Bd. I Nr. 58. ©. 44. 


7. Aufhebung des Juris albinagii et detractus. 


Urkunden und befennen, daß, nachdem zwifchen Seiner Allerchrijtlich- 
jten Majeftät, und Uns der Vertrag wegen Aufhebung des Fremplings- 
rechts, Juris albinagü, bereits im Jahre 1767 abgejchlofjen worden, dar— 
auf aber der Anjtand erwachjen ift, ob vejjen Umfang fich auch auf das 
Abzugs- und Nachſteuer-Recht, oder des Jus detractus verbreite? Nach 
weiterem Benehmen verjelben und wechjelfeitiger Erklärung die gemein- 
ichaftlihe Uebereinfunft ebenfalls beliebt worden, daß ingleichen dieſes 
zwifchen Frankreich, Churpfalz und der Herzogthümer Neuburg und Sulz: 
bad, Gülih und Berg abgejtellt, mithin beiverfeitige Unterthanen, die 
aus einem Gebiete, Obrigkeit und Lande, in die andere Herrichaft ziehen, 
oder eine Erbichaft zu gewarten haben, von dem Abzugs- oder Nach 
jteuergeld befreit fein, und deſſen nichts von ihnen gefordert, damit 
aber in zulangenven Fällen fich darnach unfehlbar gerichtet, und irgend 
eine Schwierigfeit gemacht werde, die fernere Convention nicht allein bei 
allen Dbergerichten ordentlich in's Regiſter einzutragen, fondern auch 
öffentlich verkündet werden ſolle. Welches wir daher zu Jedermanns 
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Wiffenichaft und genauften Nachachtung hierdurch gnädigſt eröffnen und 
befannt machen. 
Sulzbach den 30. October 1781. 
Mayr Gen.-Samml. v. 3. 1788. Bb. 3. Nr. 29. ©. 19. 


8. Freizügigfeit mit Frankreich. 
Im Namen Seiner Churfürſtlichen Durchlaucht. 


In Erwägung, daß die bürgerlichen Geſetze des franzöſiſchen Staates 
dem Ausländer dieſelben Vergünſtigungen wechſelſeitig zuſichern, welche 
den franzöſiſchen Staatsbürgern zugeſtanden werden, und in weiterer Er— 
wägung, daß bis jetzt gegen die churfürſtlichen geſammten Erblande die 
Grundſätze der Freizügigkeit von der franzöſiſchen Regierung genau einge— 
halten wurden, haben Seine Churfürſtliche Durchlaucht vermög höchſter 
Entſchließung vom 30. des verfloſſenen Monats Januar zu verordnen ge— 
ruht, daß gegen diejenigen, welche nach Frankreich mit landesherrlicher 
Bewilligung auswandern, die Freizügigkeit gleichfalls beobachtet und alles 
dahin überziehende Vermögen freizügig behandelt werden ſolle. 

München den 9. Februar 1804. 

Churfürſtliche Landes-Direltion von Bayern. 
Reg.- BI f. d. Königreich Bayern v. J. 1804. St. VII. S 146. 


9, Freizügigfeit mit Frankreich. 
Befanntmahung. 

Da die, eine gegenfeitige Freizligigfeit zwifchen beiden Königreichen 
begründenden Dispofitionen des franzöfifchen Givilgefeßbuches mabgeän— 
dert bejtehen, auch ver Art. 28 des am 30. Mai zwifchen ven alliirten 
Mächten und der Krone Frankreich geſchloſſenen Frieden» Traftats die 
Fortdauer der vor dem Kriege bejtandenen Nachjteuerfreiheit bereits ver- 
fichert bat, fo ift fich in diefer Hinficht nach ferner in Gemäßheit der Al— 
lerhöchſten Verordnung vom 30. Januar 1804 (ausgejchrieben am 9. 
Februar 1804) zu achten. 

München ven 5. September 1814. 

Staatsminifterium des föniglichen Hauſes und des Aeußern. 

Döllinger Bd. III. $. 113, ©. 144. 


— — * 
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10. Freizügigfeitö- Vertrag zwifchen Seiner Churfürftlichen Durch- 
laucht zu Pfalzbayern und der fchweizeriichen Eidgenofjenjchaft 
betreffend. 


Am Namen Seiner Churfürjtliden Durdlaudt. 


In Genehmigung Höchiter Entfchliefung vom 5. d. Mts. wird hier- 
mit jener Vertrag zur allgemeinen Nachachtung befannt gemacht, welcher 
mit der fehweizerifchen Eidgenoſſenſchaft unterm 20. Zuli d. J. abgefchlof- 
fen, und worüber die wechfelfeitigen Natificationen ven 19. October dar— 
auf ausgewechfelt worden. 

Münden, ven 16. November 1804. 

Churfürftliche Yandes-Direftion von Bayern. 
Sreizügigfeits- Vertrag. 

Nachdem von der fehweizerifch » eidgenöffischen Tagſatzung ver Grund- 
fat aufgejtellt worven, mit allen benachbarten Staaten, die gegen bie 
Schweiz Abzugsfreiheit eintreten laffen wollen, reciprozirliche Freizügig- 
feitö-Traftaten abzufchkießen, und in Folge dieſes Grundfages Sr. Chur- 
fürftlihen Durchlaucht von Pfalzbayern durch Höchitperofelben bei ver 
fchweizerifchen Eidgenoſſenſchaft beglaubigten Minifter- Refivent an bie 
jchweizerifche Tagfatung Anträge habe gelangen laffen, eine folche rezi- 
prozirliche Freizügigkeit zwifchen beiden Staaten einzuführen, um bie bis- 
her bejtandenen freundfchaftlichen Verhältniffe noch feiter zu knüpfen, und 
den wechjelfeitigen Verkehr möglichft zu begünftigen; fo find hierauf, be- 
lebt von Uebereinjtimmung ver Gefinnungen und Wünfche zwifchen dem 
Herrn Minijter - Refivent Seiner Churfürftliden Durchlaucht von Pfal;- 
Bayern, Herrn Freiberrn von Verger, und ben won ber jchweizerijchen 
Zagfagung bevollmächtigten hochgeachteten Herrn Morell, Regierungsrath 
und Gefandten des Kantons Thurgau, Herrn Larofin, Bürgermeifter und 
GSefandter des Kantons Bafel, und Herrn Jehli, Appellations- und Le— 
gationsrath des Kantons Aargau diesfällige Unterhandlungen gepflogen, 
und als Reſultat verfelben folgender Freizügigfeits-Traftat verabrevet und 
abgefchloffen worden. 

I. &8 foll von dem Tage ver wechjeljeitigen Ratification an zwifchen 
den ſämmtlichen jegigen und künftigen Landen Seiner Churfürftl. Durch- 
laucht von Pfalzbayern und den gefammten jegigen und Fünftigen Landes— 
theilen der Eidgenojjenfchaft ein vollflommen freier Vermögenszug ftatt 
haben, und alle Angehörige ver beiverfeitigen Staaten bei ihrem Hin - 
und Herziehen, bei Anfall von Erbfchaften over fonjtigem Vermögensan— 
fall, von einer Seite auf die andere, und von allen und jeden diesfälligen 
Abgaben, fie mögen nun den Namen von Abzugs-, Manumiffions-, Emi- 
grationsgebühren, oder irgend einen andern Namen tragen, und von dem 
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Staate felbft, oder von Gemeinheiten, oder Beamten bezogen worben jein, 
auf ewige Zeiten befreit bleiben, und hierin von beiven Staaten die voll- 
fommenfte Gleichheit beobachtet werben. 

IH. Hievon find einzig ausgenommen die Schreibgebühren und Theil- 
ungs-Taren, die von ben im Lande wohnenven und darin bleibenden Ein- 
wohnern in gleichem Falle auch bezogen werden, und nicht von der Ex— 
yortation herrühren, ſonſt alles ohne irgend ein Bedingniß noch Vorbehalt. 

III. Die Ratification fowohl Seiner Churfürftlichen Durchlaucht von 
Palzbayern ald ver ſämmtlichen Kantone ver Eidgenofjenichaft wird bei 
Unterzeichnung des Tractats vorbehalten, 

IV. Die Ratification foll im Laufe des September - Monats dieſes 
Jahres, und ſobald ſolche erfolgt iſt, die förmliche Auswechſelung der 
Traktaten geſchehen. 

Urkundlich mit beiderſeitigen Unterſchriften und Petſchaften verſehen. 

Gegeben Bern den 20. Juli 1804. 

Frhr. v. Berger. (L. S.) Morell. (L. S.) 
Laroſin. (L. S.) 
Jehli. (L.S.) 

Reg.-Bl. f. Bayern v. 9. 1804. St. XXVII. S. 980. 


11. Freizügigfeitö-DVertrag zwijchen Bayern und ben Niederlanden. 


Marimilian Joſeph 
von Gottes Gnaden König von Bahern ıc. ıc. 


Nachdem Wir mit Seiner Majeſtät dem Könige der Nieverlanve 
zum Vortheile des gegenfeitigen Verfehrs der Unterthanen beiver Staa- 
ten, über Feitjegung einer vollfommenen Freizügigkeit übereingefommen 
find, welche theils ſchon unter andern Berhältniffen bejtanden, theils jo 
viel nämlich das zum deutfchen Bunde gehörige Großherzogthum Luxem— 
burg betrifft, durch Unfere Verordnung vom 29. Juli dieſes Jahres 
(Regierungsblatt Nr. XXXII.) eine ſpecielle Begründung erhalten hatte, 
fo ift diefes zur Nachachtung Unferer Regierungen und anderer unmittel- 
baren Behörven öffentlich befannt zu machen, damit oben erwähnte Der- 
ordnung auf ven ganzen Umfang der Niederlande gleiche und vollfommene 
Anwendung finde, fohin rücfichtlich jeder Art von Vermögen, welches 
wie immer aus Unfern Staaten in gevachtes Königreich übergehet, die— 
jelbe Nachiteuer - und Abzugsfreiheit beobachtet werde, wie folche dort in 
Anſehens aller zum deutſchen Bunde gehörigen Staaten vorgeſchrieben iſt. 

München, den 23. Dezember 1817. 

Maximilian Joſeph. 
Geſetz⸗Bl. f. d. Königr. Bayern f. d. J. 1818. St. J. ©. 14. 
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12. Gegenfeitige Freizügigkeit zwiichen der Krone Bayern und dem 
Königreich beider Sieilien. 
Marimiliaon Joſeph 
von Gottes Gnaden König von Bayern zc. ıc. 


Nachdem Wir mit Seiner Majeftät dem Könige beiver Sicilien, zum 
Vortheile des gegenfeitigen Verfehrs der Unterthanen beider Staaten, 
über Feitfegung einer vollfommenen Freizügigkeit übereingefommen find, 
und den darüber abgejchloffenen Vertrag bereits ausgewechjelt haben; fo 
fo ift diejes zur Nachachtung Unferer Regierungen und anderer unmittel- 
barer Behörden, durch das Gefegblatt befannt zu machen, damit eben er- 
wähnter Bertrag in Bollzug geſetzt, ſohin rücfichtlich jever Art von Ver- 
mögen, welches wie immer aus Unſern Staaten in gedachtes Königreich 
übergeht, die eingeführte Nachſteuer- und Abzugsfreiheit beobachtet werde. 

München, ven 25. November 1819. 

Marimilian Joſeph. 
Geſetz⸗Bl. f. d. Königr. Bayern f. d. Jahr 1819. St. XIV. ©. 277. 


13. a. Höchfte Verfügung, durch welche in den herzoglichen Staaten 
von Parma das Heimfallrecht gegen koöniglich bayerijche Unter— 
thanen abgejchafft wird. 

Parma, den 23. März 1822. 
Wir Maria Louiſe, 
faiferliche Prinzeffin und Erzherzogin von Defterreich, 
von Gottes Gnaden Herzogin von Parma, Piacenca und Guaftalla ꝛc. 


Nachdem Uns vorgetragen worven ift, daß die Gefete des Königreichs 
Bayern den Fremden die Ausübung der bürgerlichen Nechte und insbejon- 
dere der Erwerbung und des Vefiges in dem gedachten Königreiche nie- 
malen abgeiprochen haben, fo erklären Wir: 

1) das Heimfalfrecht gegen die Königlich bayerifchen Unterthanen ift in 
den Staaten von Parma abgefchafft; 

2) diefelben fünnen demnach die bürgerlichen Nechte genießen, und mit- 
bin Güter jeder Art, mit oder ohne Yajten und fowohl unter Leben— 
den, wie durch Sterbefälle, e8 fei durch Teftament oder durch recht- 
mäßige Erbfolge, erwerben, al8 wenn fie Unterthanen des Staates 

wären. 

Gegeben zu Parma ven 23. März 1822. 

Maria Louiſe. 
Auf befondern Befehl Ihrer Majeftät. 
Der Präfident des Innern: 
Baron Commend F. Cormucfio. 
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Borftehender Erlaß ift mit Bekanntmachung des königlichen Staats- 
Minijterii des föniglichen Haufes und des Aeußern vom 18. April 1822 
publizirt. 

Reg.⸗Bl. f. d. Könige. Bayern f. d. J. 1822. Nr. 19. ©. 516 -519. 


b. Allerhöchfte Verordnung, gegenfeitige Freizügigkeit zwifchen Bayern 
und Parma betreffend. 
Marimilian Yofeph 
von Gottes Gnaden König von Bayern xc. 

Nachdem das in den Staaten von Parma, Piacenca und Guaftalla 
noch allgemein übliche Heimfallrecht gegen Angehörige fremder Staaten, 
bereit8 durch die Erklärung vom 23. März d. %. zu Gunſten Unferer 
Unterthanen aufgehoben werden (Reg. u. Yntelligenz-Blatt Nr. 19. ©. 
516—519) und Wir demnächjt mit Ihrer Majeftät der Frau Erzherzo- 
gin von Dejterreih, Herzogin von Parma, Piacenca und Guaftalla zum 
Bortheile des gegenfeitigen Verkehres zwifchen beiden Staaten über Feit- 
fegung einer vollfommenen Freizügigfeit übereingefommenen find, auch vie 
Auswechjelung der beiderfeitigen von befagter Majeftat unterm 18. Mai 
von Uns aber unterm 10. Juni d. %. volljogenen Ratificationen am 23. 
d. M. hierſelbſt Statt gefunden hat, fo ſoll dieſes durch das Regierungs— 
und Ontelligenzblatt zu jedermanns Wifjenfchaft, befonders Unjerer Streis- 
Regierungen, den andern unmittelbaren, wie mittelbaren Behörven, zur 
ſchuldigen Nachachtung befannt gemacht werben, damit der erwähnte Ver— 
trag bei allen vorkommenden Fällen in genauen Vollzug gebracht, fohin 
rücjichtlich alles Vermögens, welches von nun an durch Erbichaft, Hei- 
rath, Auswanderung, Schenkung, Kauf, Zaufch oder wie font immer 
aus Unfern Staaten in die Herzogthümer Parma, Piacenca und Gua- 
ftalla exportirt wird, die vollfommene Freiheit von Nachjteuer, Abſchuß, 
Erbfteuer oder andern vergleichen Abzügen beobachtet und gejtattet werde. 

München, ven 31. Yuli 1822. 

Marimilian Fofeph. 
Reg.- u. Intellig.-Bl. f. d. Königr. Bayern. f. d. J. 1922. Nr. 30. ©. 729 732. 





14. Bedingte Freizügigkeit mit Rußland betreffend. 


Königliches Staatsminifterium des königlihen Hauſes und des 
Aeußern. 

Durch eine, nach Allerhöchſter Anordnung mit dem kaiſerlich ruſſi— 
ſchen Miniſterium ausgewechſelte Erklärung d. d. St. Petersburg den J. 
November 1824 iſt in Gemäßheit der kaiſerlich ruſſiſchen Ukaſe vom 2. 
Juni 1823 das zum Vortheil des allerhöchſten Aerars — Abzugs⸗ 
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recht, für die Fälle mwechjelfeitig abgeichafft, wo Erbichaften oder anderes 
Bermögen aus Rußland an biesfeitige, fo wie aus Bayern an Faiferlich 
ruffifche Unterthanen ausgeantwortet werben follen. 

Diefes wird hiermit zur allgemeinen Wiffenfchaft und Nachachtung 
mit dem Anhange befannt gemacht, daß 1) diefe Befreiung fich vor ver 
Hand noch nicht auf das Königreich Polen erftredt; daß 2) diefelbe in 
ber vorſtehenden Art nicht blos für alle künftige, fonvern auch für jene 
Fälle ftattfinden foll, wo vom 1. November dieſes Yahres an gerechnet, 
die gedachten Abzüge noch nicht wirklich und vefinitiv erhoben worden find, 
daß übrigens 3) nach einer ausprüdlichen Erläuterung die bisherigen Ab- 
züge bei Auswanderungen noch fort beftehen follen. 

München, ven 17. Dezember 1824. 

Auf Seiner Majeftät des Königs Allerhöchiten Befehl. 
Graf von Strohberg. 
Reg.- u. Intell.Bl. f. d. Königr. Bayern f. d. 3. 1825. Nr. 1. S. Tu 8. 





15. Bekanntmachung. Die Ausdehnung der beſtehenden Freizügig— 
keit zwiſchen Bayern und Rußland auf das Königreich Polen 
betreffend. 


Königlihes Staatsminifterium des königlichen Haufes und des 
Aeußern. 

Die im Regierungs- und Intelligenz-Blatte des Königreichs vom 
Jahr 1825 ©. 7 publizirte Erklärung d. d. 1. November 1824 vie be- 
bingte Freizügigfeit mit Rußland betreffend, foll nunmehr zufolge einer 
nachträglichen Uebereinkunft und zwar vom heutigen Tage an, gleichmäßig 
und dem volfftändigen Inhalte nach, auf das Königreich Polen und bie 
polnifchen Unterthanen in Bahern, wie auf Bayern und bie bayerifchen 
Unterthanen im Königreich Polen ausgedehnt und in wirkliche Anwend— 
ung gebracht werden. — Welches zur allgemeinen Nachachtung nach ben 
Grundſätzen der Reciprocität auf Allerhöchiten Befehl hiermit bekannt 
gemacht wird. 

München, ven 21. November 1828. 

Königliches Staatsminijterium des Föniglichen Haufes und des Aeußern. 
Reg- DI. f. d. Königr. Bayern f. d. 9. 1828. Nr. 48. ©, 657. 
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16. Freizügigkeits-Vertrag zwiſchen den Koͤnigreichen Bayern und 
Sardinien. (Vom 5. Oktober 1830.) 


Art. 1. Zwiſchen den gegenwärtigen Staaten Seiner Majeſtät des 
Königs von Bayern und jenen Seiner Majeſtät des Königs von Sardi— 
nien ſind und bleiben für immer aufgehoben die Heimfallsrechte, welche 
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Shen durch bie Uebereinfunft vom 3. September 1772 abgeftellt wurden, 
die Nachjteuern, welche die nämliche Uebereinfunft beibehalten hatte und 
alle anderen Gebühren gleicher Art. Demzufolge werden vie gegenfeiti- 
gen Unterthanen von num an nicht nur alle fchon durch die Artikel 1. 
und 3. der Uebereinfunft vom 3. September 1772 ftipulirten Einrichtun- 
gen genießen, ſondern fie werben für das Vermögen, welches ihnen durch 
teftamentarijche oder Ynteftat-Erbfolge oder durch Vertrag, Vermächtniß 
ever Schenkung zufallen wird, dann für die Ausführung des beweglichen 
Eigenthums und des Erlöfes aus dem unbeweglichen Eigenthum, welches 
fie auf folche Art überfommen oder erworben haben, feiner Gebühr mehr 
unterworfen fein, und zwar weder unter dem Namen ver Nachiteuer, 
noch unter einer andern Benennung. 

Art. 2. Die Aufhebung der Nachfteuer findet fohin Statt, welches 
auch der Beweggrund oder die Urfache ver Ausführung ver Güter, des 
Geldes und andern beweglichen Eigenthums fei. Sie erftrecdt fich nicht 
allein auf die Gebühren, welche in vie Kafjen des Staates oder des 
Souverains, fondern auch auf jene, welche in die Kaffen ver Gemeinven, 
Städte, Märkte, frommen Stiftungen, Ritterorven, Patrimonialgerichts- 
barfeiten, Korporationen und moralifcher Berfonen oder welch immer für 
Individuen fließen, fo zwar, daß feine der befagten Kaſſen irgend eine 
der unter dem Namen Nachiteuer begriffenen Gebühren fordern over er- 
heben kann, ohne daß jedoch vie Betheiligten fich entichlagen könnten, 
die nämlichen Gebühren zu zahlen, welchen in ihrem Yande vie Eingebor- 
nen felbft in Anfehung ihres Eigenthums und ihrer Erbfchaften unter- 
worfen find oder unterworfen werben follen. 

Art.3. Zu diefem Ende erflären Ihre Majeftäten ver König von 
Bahern und der König von Sarbinien durch gegenwärtige Vebereinfunft 
ausdrücklich die Stipulationen des Artiteld 5. und des Separat- und Zu- 
fag-Artifel8 der Uebereinfunft vom 3. September 1772, jowie alle Evikte, 
fönigliche Patente, Gefege, Verordnungen, Statuten, Beichlüße, Gewohn— 
heiten und Privilegien, welche entgegenjtehen Fünnten, von num an für 
fraftlos; fie follen den beiverfeitigen Unterthanen gegenüber, für bie in 
den beiden vorftehenven Artikeln bezeichneten Fällen als nicht gejchehen 
und erlaffen angejehen werben. 

Art.4. Die befagten Erben, Yegatarien, Erwerber over Donata- 
rien, nachdem fie fich in ven Befig der durch Erbjchaften, Yegate, Ge- 
fchente over in anderer Art erworbenen Gegenftinde geſetzt haben, follen, 
wenn fie im Beſitze und Genuße diefer Gegenjtände bleiben wollen, des— 
Halb nicht gehalten fein, ſich Naturalifationg-Defrete zu verſchaffen; ihre 
Perſonen und ihr Eigenthum follen in diefem Falle Feiner andern Auf- 
lage oder irgend einer Steuer als denen unterworfen fein, welchen bie 
Perſonen und das Eigenthum der eigenen und eingebornen Unterthanen 
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des Landes unterworfen find, over unterworfen werben follen, und man 
wird fich auch in ven beiderfeitigen Gerichtshöfen nach den Beitimmungen 
des Artifel 4. der befagten Uebereinkunft von 1772 richten. 

Urt.5. Die in den vorjtehenden Artikeln enthaltenen Bejtimmun- 
gen follen jedoch in beiden Staaten den Gefegen über die Auswanderung 
und die Militär Pflicht ihrer beiverfeitigen Unterthanen feinen Abbruch 
thun. 

Art. 6. Die Beftimmungen der gegenwärtigen Uebereinkunft find auf 
alle in den gegenwärtig zu den Staaten ver beiden contrahirenden Mächte - 
gehörigen Gebietstheilen feit der Convention von 1772 eröffneten Erb- 
ſchaften, fo wie auf alfe ſeit diefer Epoche in dieſen Ländern fich ergebe- 
benen Fälle gleihmäßig anwendbar, unbeſchadet jedoch bereits entjchieve- 
ner Sachen und rechtsfräftiger Vergleiche. 

Bekannt gemacht mit Erlaß des Füniglich bayerischen Staats-Mini- 
fteriums des Füniglichen Haufes und des Aeußern vom 9. Yanuar 1831. 

Reg.» DT. f. d. Königr. Bayern, f. d. J. 1831, Nr. 3. ©. 27—32. 





Anlage. 
Staatd - Vertrag vom Jahre 1772. 


Entbieten Unfern Gruß und Gnade zuvor, und geben hiermit gnä— 
bigjt zu vernehmen: Was mafjen zwifchen Seiner Majeftät des Königs 
von Sardinien 2c. 2c. und Uns wegen einer vollfommenen Gleichheit und 
Reciprocität in Erbichaftsfachen zu Behuf beiverfeitiger Unterthanen un— 
term 3. September des abgewichenen Jahres für eine Convention abge- 
ſchloſſen worden, welche von Worte zu Worte folgender Geftalten lautet: 

Nachdem des Königs von Sardinien Majeftät zc. und Seine Chur: 
fürftlihde Durchlaucht in Bayern ꝛc. ꝛc. gleiche Begierde hegen, nicht all: 
ein die unter beiven Höfen von Alters her bejtehende Einigkeit, Freund: 
ichaft und gute Verſtändniß, welche Seiner Sarvinifchen Majeftät könig— 
liche Vorfahren mit dem burchlauchtigften Haufe Bayern ohne Unterlaf 
gepflogen haben, immer mehr und mehr zu befejtigen, ſondern auch bie 
beglüdenvden Wirkungen deren beiderfeitigen Unterthanen, durch die Er- 
leichterung der Freund- und Blutfreundfchafts-Banden, der Commerzien 
und Correfpondenzen genießen zu laffen. So haben Sie Sich entjchlof- 
jen, alle entgegenftehende Hinderniffe aus dem Wege zu räumen un 
jonverlich eine purchgängige Gleichheit, und eine vollftändige Neciprocität 
in Erbichaftsfachen zwifchen beiverfeitigen Unterthanen hierinnfalls einzu: 
führen. 

Zu dem Ende haben fich die unterzeichneten Bevollmächtigten Mi: 
nifter, benanntlichen ver Herr Don Joſeph Maria Vinzens Franz Yas- 
caris Graf von Gajtella, ver Graffchaften Vintimille, Freiherr von Des- 
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ferres, von Bayon und Herr von Eonfequedos, Ritter des heiligen Mau- 
ritii= und Lazariordens, Sefretair des Ordens der Annuncia, Rammer- 
Junker Sr. Majeftät von Sarvinien, Dero Minifter und erfter Staats- 
Sefretair der ausländischen Gejchäfte; und ver Herr Graf Carl von 
Poiſſasque, Kämmerer Sr. Churfürftlichen Durchlaucht zu Bayern, nach— 
dem dieſelben ihre hienach in Abfchrift befindlichen beiverfeitigen Vollmach— 
ten gegen einander ausgewechjelt, von wegen, und im Namen Sr. ſardi— 
rihen Majeftät und Seiner Churfürftlichen Durchlaucht zu Bayern über 
folgende Artikel verglichen. 

Artikel. 1. Die Unterthanen. Seiner Majeftät des Königs von 
Sardinien, und die Unterthanen Sr. Churfürftlichen Durchlaucht zu Bayern 
ſollen künftighin vollfommene Freiheit haben, über ihr gefammtes Vermö- 
gen entweber Teftaments- oder Schanfungsweife, oder in andergültig und 
rechtmäßigem Wege, zu Gunften, wefjen fie immer wöllen, aus benen bei- 
derfeitigen Unterthanen, zu bisponiren, und ihre Erben follen berechtigt 
fein, bie ihnen entweber ab Intestato, oder vermöge Teftaments over an— 
derer rechtmäßiger Dispofitionen anfallenden Erbichaften ohne weiters an- 
zutreten, und bejagte Güter und Vermögen, bewegliche und unbewegliche 
Rechten, Gerechtfamen, Anfprüche und Forberungen zu befiten, zu nuten 
und zu genießen, ohne hierzu einige Naturalifations-Briefe, oder Special- 
Bewilligung nöthig zu haben, und follen ermelvete Erben bierinfalls in 
demjenigen Staate, wo ihnen die Erbichaft angefallen fein wird, mit ven 
eigenen und eingebornen Unterthanen durchgehends gleicher Begünftigung, 
und Vorzüge fich zu erfreuen haben. 

Art. 2. Zu diefem Ende wollen des Königs von Sardinien Maje- 
ftät und Seiner Churfürftlihen Durchlaucht zu Bayern durch gegenwär- 
tige Convention fich aller Gejege, Verordnungen, Statuten und Gewohn— 
beiten, welche dieſer zumiderlaufen können, ausprüdlich begeben und folche 
als ungefchehen, und gegen bie beiverfeitigen Unterthanen nicht ausgegan- 
gen, in denen Fällen angejehen haben, welche in dem erjten Artifel aus- 
gedrücket find. 

Art. 3. In Kraft vorftehender Artikel können beiverfeitige Unter: 
thanen, ihre rechtmäßigen Erben, over alle andere zur Verfügung ihrer 
Rechte genugfam begewaltete Perfonen, als Sachwalter, Mandatarii, Vor— 
münder, oder Guratoren alle venjelben in beiverieitigeh Staaten entweder 
ab intestato, oder Tejtamentsweije, oder vermöge anderweitiger rechtinäßi- 
ger Dispofitionen anfallende Güter, und Habjchaften ohne Ausnahme zu 
ihrer Hand und Gewahr nehmen, die beweglichen Habichaften, wohin fie 
immer wollen, transportiren, bie unbeweglichen entweder verwalten und 
geltend machen, oder durch Verkauf oder in andere Wege darüber dispo- 
niren, ohne daß ihnen desfalls die geringfte Hinderniß oder Schwierigkeit 
verurfacht werbe, wenn fie ordentlich quittiven, und fich um ihrer Rechts— 
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Titel und Eigenfchaften halber behörig legitimirt haben werden. — 
Jedoch follen fie in allen dieſen Fällen gehalten fein, fich eben venjeni- 
gen Gejegen, Formalitäten und Rechten gemäß zu bezeigen, welchen 
die eigenen und eingebornen Unterthanen Seiner Sardiniſchen Majeftät, 
und Seiner Churfürftlihen Durchlaucht in ven beiderfeitigen Staaten 
und Provinzen, wo die Erbichaften angefallen fein werben, unterwor- 
fen ſeien. 

Art. 4. Würden ſich aber über die Giltigfeit eines Teſtaments oder 
anderer Dispofitionen Streit oder Irrungen ergeben, fo follen dieſelben 
vor den ordentlichen Richtern in Conformität ver Gefete, Yandes-Orbnun- 
gen, hergebrachten und bewährten Gewohnheiten vesjenigen Drts, wo bie 
Dispofition errichtet worden, unter welcher Domination der contrahiren- 
den Theile jelbiger immer gelegen fein mag, entjchieden werden, berge- 
jtalt, daß, wenn bejagte Verhandlungen diejenigen Formalitäten und Be— 
dingniffe mit fich führen, welche an dem Orte ihrer Errichtung erfordert 
werden, ſolche alsdann auch in denen Staaten des andern contrahirenven 
Theils ihre Vollgiltigfeit haben jollen, wenn auch ſchon daſelbſt berglei- 
chen Verhandlungen mehrern Formalitäten, und ganz andern Ordnungen 
unterworfen wären, als in denjenigen Ländern, wo fie errichtet worben. 

Art. 5. Gleichwie aber das vorzügliche Augenmerk Seiner Sarbi- 
nifchen Majestät und Seiner Churfürftlichen Durchlaucht zu Bayern dahin 
gerichtet ift, daß die Gleichheit und die vollfommene Reciprocität zwifchen 
beiverjeitigen Unterthanen zum Grunde gegenwärtiger Convention gelegt 
werde, jo ſoll viefelbe auch in Betreff des Yus, welches man unter dem 
Titel des Abzugs, oder unter was immer einer Benennung in den Staa- 
ten Seiner Churfürftlichen Durchlaucht zu Bayern in Rüdficht einer Erb- 
ſchaft, oder außer Yanvesführung der hieraus bezogenen fahrenden Hab- 
Ichaften und erlösten Werth aus den unbeweglichen Gütern zu erheben 
pflegt, nicht minder auch in Betreff aller anderen Rechte, welche in Bayern 
unter dem Zitel der Prioritätsverwandlung, oder wie font immer Na- 
men haben, in Rückſicht ver Erbichaften, welche ven Unterthanen des Kö— 
nigs anfallen Eönnten, erhoben werben, vergejtalt Plat finden, daß, wenn 
einem baherifchen Unterthan in ven Staaten Seiner Majeftät eine Erb» 
Ichaft zufallen wird, derfelbe feine mehrere Begünftigung zu erfordern habe, 
noch zu minderen Präftationen, welche fie immer jeien, gehalten fein folle, 
als einem Unterthan Sr. Majeftät, welchem eine Erbfchaft in ven baberi- 
Ihen Landen angefallen wäre, zugeftanden werben. 

Art. 6. Gegenwärtige Convention foll von dem Tage der Unter— 
hrift an ihre volle Wirkung haben, und wird fowohl von Seiner Ma- 
jejtät dem Könige als von Seiner Churfürſtlichen Durchlaucht in Bayern 
ratificirt, die Ratificationen innerhalb ſechs Wochen, oder wo möglich 
noch eher gegen einander ausgewechfelt, umd innerhalb ſechs Wochen nach 
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ver Auswechslung an beiverfeitigen Gerichtsftellen in ver feierlichften, und 
folhen Fällen gewöhnlichen Form Rechtens vegiftrirt, publicirt, und ſo— 
fort ihres vollen Inhalts nach in ſtarke Vollziehung gebracht werben. 

Defjen zu wahrer Urkund haben Wir gevollmächtigte Miniſter Sei- 
ner Majeſtät des Königs von Sardinien und Sr. Churfürftlichen Durch— 
(aucht zu Bayern in Kraft unferer beiverjeitigen VBollmachten gegenwär- 
tige Convention unterzeichnet und mit Unfern Inſiegeln gefertigt. 

So gefhehen Turin ven 3. September 1772. 


Lascaris de Castellar. Charles Piossasque. 
(L. S.) (L. S.) 


Abgefonderter Artikel, 


Nachdem Seine Majeftät des Königs von Sardinien, und Se. Chur: 
fürftliche Durchlaucht zu Bayern in Betrachtung genommen, daß es für 
die beiderfeitigen Unterthanen nützlich wäre, venenfelben bie Formalitäten, 
welche fie in Gemefjenheit des Inhalts des fünften Artifels oben bemel- 
deter Convention erfüllen müßten, zu erfparen, und bie Rechte, welche vie 
beiverfeitigen Unterthanen jowohl in Rückſicht deren angefallenen Erb— 
haften, als Außerlanvesführung ver hieraus bezogenen fahrenden Hab— 
ihaften, und erlösten Werths aus den unbeweglichen Gütern in denen 
beiverjeitigen Staaten abzuführen, auf einen gleichförmigen Fuß zu fegen, 
und zu bem ihre unterzeichnete Miniftern hierinfalls eine Ordnung zu 
treffen gevollmächtigt haben. So ift verglichen und feftgeftellt worden, 
daß von den Unterthanen Seiner Majeftät des Königs von Sarbinien, 
im Falle jolche die fahrende Habjchaften, oder ven aus denen ihnen in 
denen Staaten Seiner Churfürftlichen Durchlaucht angefallenen Erbichaf- 
ten erlösten Werth aus den bayeriſchen Landen zu transportiren verlang- 
ten, nur ein einzelnes unveränderliches Recht von 5 pro Gent. des außer 
Landes zu führenden Werths erhoben werde; welches Hecht anftatt aller 
derjenigen, welche in Bayern unter dem Titel des Abzugs, oder unter 
was immer einem’ Namen von den fahrenden Habjchaften, oder außer 
Landes geführten Capitalien erhoben zu werden pflegen, giltig fein folle, 
ohne daß von folchen Unterthanen in Rückſicht ver bemeldten Außerlands— 
führung weber mehr noch weniger anverlangt werden könne. Und im Falle 
die Unterthanen Seiner bemeldten Majeftät, welchen eine Erbichaft in 
Bahern wird angefallen fein, die fahrende Habjchaften, oder den hieraus 
bezogenen Werth aus den Staaten Seiner Churfürftlihen Durchlaucht zu 
transportiren nicht verlangen hegten, fo jollen von jolchen unter was im- 
mer einem Vorwande feine andere Rechte, als diejenigen, welche bie eige- 
nen und eingebornen Unterthanen Sr. bemelbten ge Durch: 
laucht unterworfen find, anbegehrt werben, 
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Vice versa die Unterthanen Seiner Churfürftlihen Durchlaucht zu 
Bahern, welche aus den Staaten Seiner Majeſtät des Königs von Sar- 
dinien die fahrende Erbfchaften oder den aus denen ihnen in den Staa— 
ten Seiner bemeldten Majeftät angefallenen Erbichaften erlösten Werth 
aus den Landen Seiner Majeftät zu führen verlangten, follen für bemel- 
dete Ausführung zu Handen des Kammerzahlmeiftere Sr. Majeftät nur 
ein einzelnes und unveränverliches Recht 5 pr. Cento des ausführenven 
Werths erlegen, ohne daß ſolche in Rückſicht der bemeldten Ausführung 
zu andern und größern Rechten angehalten werben können. 

Und im Falle, daß die Unterthanen Sr. bemeldten Churfürftlichen 
Durchlaucht, welche in den Staaten Seiner Majeftät eine Erbichaft wird 
angefallen fein, aus der Sardiniſchen Domination die heraus bezogenen 
Habichaften, oder ven Werth verfelben nicht führen wollten, fo foll von 
ihnen unter feinen Vorwande, was immer felber fei, feine andere Rechte, 
al8 diejenigen, welchen die eigene und eingeborene Unterthanen Sr. Maj. 
des Königs von Sardinien unterworfen find, verlangt werben. 

Gegenwärtiger abgefonverter Artifel foll nur einen und ven nämli- 
chen Act mit der oben ermeldten Convention machen, und bie nämliche Kraft 
und Giltigfeit, al8 wenn folcher darin von Worte zu Worte gejett wäre, ha- 
ben; wirb gleichfalls ratificirt, regiftrirt, publicirt, und fofort feines vol- 
fen Inhalts auf die nämliche Weife und zu nämlichen Zeitpunkt, welcher 
zu der Natification, Regiftrirung, Publictrung und Vollziehung ber oben 
ermeldeten Convention iſt fejtgefett worben, in ftarfe Bollziebung gebracht 
werben. 

Deffen zu wahrer Urkund haben wir gevollmächtigte Miniftern Sr. 
Majeftät des Königs von Sarvinien, und Seiner Churfürftlihen Durch— 
laucht zu Bayern in Kraft unferer beiverfeitigen VBollmachten gegenwärti- 
gen abgejonverten Artifel unterzeichnet und mit unfern Inſiegeln gefertigt. 

So gefchehen Turin ven 3. September 1772. 

Lascaris de Castellar. Charles Piassasque, 
(L. S.) (L. S.) 

Gleich wie nun diefe Convention, und abgefonderter Artifel, ven 
dritten Dftober darauf bin ſowohl von Seiner Majeftät des Königs 
von Sardinien, als von Uns in allen und jeden darin enthaltenen 
Artikeln, Punkten und Klauſeln begenehmigt, vatificirt und bejtätigt 
worden, mit dem beiverfeitigen Verſprechen, daß darauf unverbrüchlich 
und genaneft gehalten, und weder directe noch inbirecte, auf welcherlei 
Art und Weife es auch immer gefchehen könnte, dawider gethan, noch 
gehandelt werben folle. Alſo auch ergehet hiermit an alle Eingangs er- 
fagte Unfere Hofraths- und Hoffammer - Präfidenten, Bize - Präfidenten, 
Hoffriegsraths-Direftoren, Vitzdomen, Statthalter, Vize-Statthalter, Kanz- 
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fer, Räthe, Rentmeifter, Pfleger, Pflegs-Commiffarien, Verwalter, Nich- 
ter, Kaftner, Mautner und andere Unfere Beamten nicht weniger an bie 
von Unfer lieben getreuen Lanpfchaft der dreyen Städten; und insgemein 
an alfe Unfere Unterthanen, Unfer gnädigfter und ernftlicher Befehl, die— 
jer Convention in all und jeden Punkten nicht nur gebührend und gehor- 
ſamſt auf das genauefte nachzuleben und dawider auf feinerlei Weife noch 
Bege zu handeln, fonvern auch, damit folche zu jevermänniglicher Wif- 
ſenſchaft gelangen, und gefegmäßig beobachtet werben möge, gegenwärtig 
Unfer gnädigſtes General - Mandat allenthalben öffentlich publiziren zu 
laffen. 

Deſſen verfehen wir Uns gnädigſt. 

Gegeben in Unferer Haupt- und Nefivenzftant München ven 17. No— 
vember 1772, 

Mayr Gen. Samml. v. 3. 1784. Br. I. Nr. 41. S. 354, 


17. Freizügigfeits-Vertrag mit dem Königreich Dänemarf. 


Seine Majeftät der König von Bayern haben Sich mit Seiner Ma- 
jeftät dem König von Dänemark, in Betracht der Bejchwernifje, welche 
mit dem bisher von den um- und wegziehenden Landeseingeſeſſenen, auch 
in Erbichafts- und andern Fällen, geforderten Abzugs- oder Abſchußgelde 
verfnüpft find, dahin vereinigt, diefes Abzugs- oder Abſchußrecht nunmehr 
zwiſchen dem Königreich Bayern einerfeits und den gefammten Föniglich 
dänifchen Landen (fo wie folches bereits zu Folge des 18. Artifel8 ver 
deutfchen Bundesafte vom 8. Junius 1815 und des Befchlußes der veut- 
Ihen Bunvesverfammlung vom 23. Yunius 1817 in Nücficht der Her- 
zogthümer Holftein und Lauenburg gejchehen) andererfeits gänzlich abzu- 
ftellen und aufzuheben. 

Demnach foll von feinem Fünftigen Vermögens-Uebergange aus dem 
Königreihe Bayern in die gefammten Königlich däniſchen Lande, gleich: 
wie aus biefen in das Königreich Bayern, folder Vermögens-Uebergang 
mag fich nun durch Auswanderung oder Erbichaft, Yegat, Braut-Schatz, 
Schenfung oder auf andere Art ergeben, fo wie auch von ven königlich 
bayeriſchen Unterthanen, welche in ven geſammten föniglich vänifchen 
Landen künftig Erbichaften zu erheben haben, und folhe in das König— 
reich Bayern ziehen und transportiven, und gegenfeitig eben jo bei Ber- 
mögens- Ausgang aus dem Königreich Bayern in die königlich däniſchen 
Staaten fein Abſchuß, Nachſteuer, Zehent oder Abzugsgeld unter irgend 
einer Benennung gefordert, noch beigetrieben werben. 

Unter dieſer wechjelfeitigen Aufhebung find beiberfeitig nicht begrif- 
fen alle viejenigen Abgaben, welche ohne Rückſicht darauf, ob das Objelt 
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berfelben im Lande bleibt, oder nicht, von Einheimifchen und Fremden 
gleichmäßig zu erlegen find. 

Die vorftehend bejtimmte Freizügigkeit foll fich fowohl auf benjeni- 
gen Abſchoß und auf dasjenige Abfahrtsgeld, welche in die beiverfeitigen 
föniglichen Kaffen fließen würven, als auf benjenigen Abſchoß und auf 
dasjenige Abfahrtsgeld erftrecden, welche font Individuen, Kommunen 
oder öffentlichen Stiftungen zufallen möchten. 

Die ſämmtlichen in der gegenwärtigen Declaration enthaltenen Be— 
ftimmungen treten von dem Tage der Auswechjelung ber gegenjeitigen 
Deflarationen in Kraft, wobei die Abzugsfreiheit fich jedoch auf bie noch 
penvdenten Erbichafts - Fälle erjtreden foll, infoferne ver Abſchoß nicht be- 
reits gefegmäßig erhoben fein möchte. 

Deffen zu Urkund ift gegenwärtige Deklaration auf Allerhöchit ge— 
bachter Seiner Meajeftät des Königs von Bayern allergnädigften Befehl 
unter vorgedrucktem königlichen Inſiegel ausgejtellt worden. 

So gefchehen zu München ven 10. September 1832. 

Königlich Bayeriſches Staatsminifterium des Königlichen Haufes und bes 
Aeußern. 


Die Auswechfelung der vorftehenden Deklaration hat am 21. Januar 
1833 ftattgefunden und ift die Publikation mittel® Bekanntmachung bes 
königlich bayerifchen Minifteriums des Königlichen Haufes und des Aenſ— 
fern d. d. 1. Februar 1833 erfolgt. 

Reg.- Bl. f. d. Könige. Bayern f. d. 3. 1833. Nr. 8. ©. 158-161. 


18, Koͤnigliche Allerhöchfte Ratification 
des zwifchen Bayern und Griehenland abgejchloffenen Vertrages 
über gegenfeitige Aufhebung des Heimfall- und Abzugsrechtes, ver Nach- 
jtener und Auswanderungs-Gebühren. 


Wir Pudwig 
von Gottes Gnaden König von Bayern zc. ⁊c. 


Urkunden und fügen hiermit zu wiſſen: 

Nachdem wir die Artikel eines durch Unfern Staatsminifter Unſers 
königlichen Haufes und des Aeußern, Herrn Friedrich Auguft Freiherrn 
von Gife, Großfreuz Unfers Civilverdienſt-Ordens ber bayerifchen Krone, 
des f. k. öfterreichifchen St. Leopolds-Ordens, des Faiferlich ruſſiſchen St. 
Aleranvder-Newsly-Ordens in Diamanten, des fönigl. preußifchen vothen 
Adler-Ordens, und Commandeur des füniglich nieverländifchen Yöwen-Dr- 
dens, mit Herrn Alexander Maurocorbato, Staatsrathe im außerorbent- 
lichen Dienfte Seiner Majeftät des Königs von Griechenland, Großkreuz 
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Seines Föniglichen Erlöſer-Ordens, Seinem bei Unſerer Perfon accrebi- 
tirten außerorbentlichen Gefandten und bevollmächtigten Minifter — über 
vie gegenfeitige Unterbrüdung und Aufhebung ver unter dem Namen 
heimfalls⸗ oder Abzugsrecht befannten Abgaben (Jus detraetus, gabella 
haereditaria, census emigrationis) zwifchen beiven Staaten abgefchlofjenen 
Bertrages eingejehen und geprüft haben, welcher Vertrag alfo lautet: 


Seine Majeftät der König von Bayern, 
und 

Seine Majeftät der König von Griechenland, 
ven dem gleihmäßigen Wunfche befeelt, die zwifchen ven beiven König— 
reihen durch den Allianz-Vertrag vom erften November Eintaufend, acht 
hundert und zwei und breißig herbeigeführten Verbindungen zu vermeh- 
ren und zu erleichtern, haben bejchloffen, ihren gegenfeitigen Unterthanen 
die Befreiung von jedem Heimfall- oder Abzugsrechte, womit Privatgüter 
bei ver Ausfuhr von Bahern nach Griechenland und aus Griechenland 
nah Bayern belaftet fein können, zuzufichern. = 

Zu diefem Zwecke haben Ihre Majeftäten Ihre Bevollmächtigten 
ernannt, nämlich: 

Seine Majeftät der König von Bahern: 

Herrn Friedrich Auguſt Freiherrn von Gife, Allerhöchſt Ihren Kam- 
merherrn, Staatsminifter des föniglichen Haufes und des Aeußern, 
und wirklicher Staatsrath, Großkreuz des Civil - Verdienft - Ordens 
der bayeriſchen Krone 2c.; — 

und Seine Majeftät ver König von Griechenland: 

den Herrn Alerander Maurocordato, Staatsrath im außerordentlichen 
Dienfte Seiner Majeftät des Königs von Griechenland, Großkom— 
mandeur Allerhöchſt Ihres Erlöfer-Ordens, Ihren außerorventlichen 
Geſandten und bevollmächtigten Miniſter am Königlich Baheriſchen 

ofe; 
— nach Auswechſelung ihrer in gehöriger Form befundenen Vollmach— 
ten nachſtehende Punkte feſtgeſetzt und unterzeichnet haben. 





Artikel 1. Die unter der Benennung Heimfalls- oder Abzugsrecht 
(Jus detractus, gabella haereditaria, census emigrationis) bekannten Ge— 
bühren follen in Zufunft weder verlangt noch erhoben werben, wenn — 
im Falle einer Erbichaft, eines Vermächtniſſes, einer Schenkung, eines 
Kaufes, einer Auswanderung oder eines andern Gefchäftes eine Ueber- 
tragung des Eigenthums von beweglichen oder unbeweglichen Gütern, fei 
es aus Bahern nach Griechenland, oder von Griechenland nach Bayern, 
itatt findet, indem jede Abgabe viefer Art zwifchen ven beiden Königrei— 
hen aufgehoben fein uno bleiben ſolle. 
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Art. 2. Diefe Verfügung erſtreckt fich nicht allein auf Gebühren 
und Auflagen dieſer Art, welche in ven öffentlichen Schatz fließen, fon- 
bern auch auf jene, welche bisher allenfalls zum Vortheile von Provin- 
zen, Städten, Gerichtsbarfeiten, Korporationen oder Gemeinden erhoben 
würden, fo zwar, daß bie bei foldhen Ausführungen von Gütern bethei- 
ligten Perfonen von nun an feinen andern Zaren oder Auflagen unter. 
worfen fein follen, als denjenigen, welche bei Gelegenheit einer Erbichaft, 
eines Kaufes over irgend einer fonjtigen Eigenthums - Veränderung auf 
gleiche Weife von ven Eingebornen, nach ven in jevem ver beiden Länder 
bejtehenven Geſetzen, VBorfchriften oder Verordnungen erhoben werben. 

Art. 3. Die vorftehenden Beltimmungen jollen ihre ganze und voll- 
jtändige Ausführung von dem Tage der Auswechjelung der Katififatio- 
nen des gegenwärtigen Vertrages an erhalten. Um jedoch die Untertha- 
nen ver beiven hohen contrahirenden Theile jobald als möglich ver Vor— 
theile, welche diefe Bejtimmungen ihnen verjchaffen ſollen, theilhaftig zu 
machen, jo wird ausprüdlich feſtgeſetzt, daß fie von dem gegenwärtigen 
Augenblide an auf diejenigen bereits angefallenen Güter anwenbbar fein 
jolfen, deren wirkliche Ausfuhr noch nicht ftattgefunden hat. 

Art. 4. Gegenwärtige Uebereinfunft foll ratificirt, und die Ratifi- 
cationen binnen drei Monaten, oder wo möglich noch früher, ausgewech- 
felt werven. 

Defjen zu Urfund haben die beiverfeitigen Bevollmächtigten viefelbe 


unterzeichnet und mit Beidrüdung ihrer Wappen befiegelt. 


breizehnten 


So gejchehen zu München am — Januar des Gnadenjahrs 


Eintauſend acht hundert und fünf und dreißig. 
Unterzeichnet: 
(L.S.) Auguſt Freiherr v. Giſe. 
(L.S.) 4. Maurocordato. 


So haben Wir genehmigt und beftätigt, genehmigen und bejtätigen 
durch Gegenwärtiges die vorſtehenden Artikel, erklären, daß fie von Uns 
angenommen, vatificirt und beſtätigt worden, und verſprechen, daß fie un— 
verleglich beobachtet werben follen. 

Deffen zur Urfunve haben Wir gegenwärtige durch Unfern oben ge- 
nannten Staatsminijter gegengezeichnete, mit Unferm Königlichen Ynfiegel 
verjehene Akte ausfertigen laſſen und eigenhändig unterzeichnet. 

Gegeben in Unferer Nefivenz zu München am neunten Tage des Mo- 
nats Juni im Gnadenjahr Eintaufend acht hundert und fünf und dreißig. 
Ludwig. 

Reg.- Bl. f. d. Königr. Bayern f. d. Jahr 1835, Nr. 35. ©. 635 616. 
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19. Uebereinfunft mit dem Königreich Großbritanien über gegen- 
jeitige Freizügigfeit. 


Erflärung. 


Nachdem Seiner Majeftät dem Könige von Bayern, Pfalzgrafen bei 
Rhein, Herzoge von Bahern, Franken und in Schwaben zur Anzeige ge 
lemmen, daß, gemäß ber in bem vereinigten Königreiche Großbritanien 
ud Irland beftehenden Gefete bei Aushändigung und Erportation von 
Ertihaften und anderm baberifchen Unterthanen angefallenen Vermögen 
feinerlei Abgaben zu entrichten find, fo erflärt ver unterzeichnete Staats: 
Ninifter des königlichen Haufes und des Aeußern andurch im Namen ber 
föniglich bayeriſchen Staats-Regierung, daß hinfüro von den brittifchen 
Untertbanen in Bayern anfallenden Erbjchaften und anderem Vermögen 
fein Abzug unter der Benennung von Nachfteuer oder Abſchoß ftatt fin- 
den, und daß die Aufhebung jolcher Gebühren nicht nur in Fünftig vor- 
fommenven Fällen, jo ferne bie viesfälligen Gefege des Königreichs Grof- 
britanien unverändert bleiben, ſondern auch in allen jenen, wo, bis zum 
Tage der Unterzeichnung gegenwärtigen Documents, die hiermit aufgeho- 
benen Gebühren nicht wirklich und volljtändig entrichtet wären, in volle 
Wirkſamkeit treten folle, 

Deſſen zu Urkund ift diefe Erklärung, welche gegen eine ähnliche, 
ven bayeriſchen Unterthanen vollfommene Reciprocität von Seite der brit- 
tiſchen Regierung zufichernde Erflärung ausgemwechjelt werden foll, durch 
unterfertigten Staatsminifter gezeichnet und mit feinem Inſiegel befräf- 
tigt worben. 

So gejchehen zu München am zehnten Tage des Monats April, im 
Jahr des Herrn Eintaufend acht hundert ſechs und dreißig. 

(L. S.) Auguſt Freiherr v. Gife. 
Auf Seiner Majeftät des Königs Allerhöchiten Befehl. 
Freiherr v. Giſe. 


Vorſtehende Uebereinkunft iſt mit Bekanntmachung des königlichen 
Staats-Miniſteriums des königlichen Hauſes und des Aeußerm vom 5. 
September 1836 zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 

Reg.-Bl. f. d. Königr. Bayeın f. d. J 1836. Nr. 335. S. 685—690. 


20. liebereinfunft mit den päpftlihen Staaten, wegen gegenjeitiger 
Freizügigkeit. 

Wörtlich gleichlautend (mutatis mutandis) mit vorftehenver Ueber— 

einfunft mit Großbritanien vom Staatsminifter des Föniglichen Haufes 

und des Aeußern d. d. 26. März 1838 abgegebene Erflärung, publicirt 
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unterm 6. Juni 1838 mittelft Bekanntmachung des königlichen Staats- 
Minijteriums des Föniglichen Haufes und des Aeufern. 
Reg.- Bl. f. d. Königr. Bayern f. d. J. 1838. Nr. 24. S. 400 404. 


21. Befanntmahung. Den Abichluß eines Freizügigfeits - Ver- 
trage8 mit Schweden und Norwegen betreffend. 


Nachdem die nachitehenpe 
Deklaration 

Seine Majeftät der König von Bahern und Seine Majeftät ber 
König von Schweden und Norwegen von der Abficht geleitet, den zwifchen 
Ihren refpeftiven Unterthanen beftehenvden Verkehr zu erleichtern, find zu 
dieſem Ende über die in den nachjtehenvden Artikeln enthaltenen Bejtim- 
mungen übereingefommen. 

Artikel 1. Das fogenannte Heimfallrecht und Nachiteuerrecht ſoll 
fünftighin nicht mehr ausgeibt werben, wenn in Folge von Erbichaft, 
Schenkung unter Lebenden, Verkauf, Auswanderung oder auf andere Weife 
Dermögen aus dem Königreich Bayern in die Staaten Seiner Majeftät 
des Königs von Schweven und Norwegen, oder aus biejen in jene Sei— 
ner Majeftät des Königs von Bayern, und zwar für ihren ganzen Um— 
fang, fowohl gegenwärtigen als zufünftigen, binzieht, da alle Abgaben 
und Steuern diefer Art — und nicht nur diejenigen, welche in die Staats- 
fafje fließen, fondern auch diejenigen, welche etwa bisher zum Vortheile 
irgend einer Provinz, Stadt, Gerichtsbarfeit, Corporation, eines Bezirkes 
oder einer Gemeinde erhoben worden wären, unter ven contrahirenven 
Staaten von num an abgefchafft fein follen. 

Art. 2. Alle Unterthanen Seiner Majeftät des Königs von Bayern 
werden daher durch Teſtament, durch Schenfung oder auf andere Weile 
über alles bewegliche oder unbewegliche Vermögen verfügen können, wel- 
ches fie in den vereinigten KHönigreichen von Schweden und Norwegen be= 
figen werden — von welcher Natur auch dieſes Vermögen fein follte —; 
ebenfo werben biefelben durch Teftament, als Antejtat- Erben, durch 
Schenkung oder auf andere Weife bewegliches oder unbewegliches und in 
den vereinigten Königreichen von Schweden und Norwegen Tiegendes Ver— 
mögen jedweder Art erwerben fünnen; als Neciprocum biefer zu Gunften 
ver bayeriſchen Unterthanen getroffenen Beftimmungen werben die ſchwe— 
diſchen und norwegifchen Unterthanen fich verfelben Rechte, Privilegien 
und Eremptionen ohne alle Ausnahme — im Königreih Bahern zu er- 
freuen haben, jo daß fowohl die Bayern als die Schweben und Norwe- 
gier in den vefpeftiven Staaten Seiner Majeftät des Königs von Bayern 
und Seiner Majeftät des Königs von Schweden und Norwegen wie bie 
Einheimifchen felbjt werben behandelt werben. 
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Art. 3. Die refpectiven Unterthanen Seiner Majeftät des Königs 
von Bayern und Ceiner Majeftät des Königs von Schweden und Nor- 
wegen, welche Vermögen ausführen over in einem oder andern Staate 
folches in Folge teftamentarifcher Verfügung over auf dem Wege der In— 
teftat= Erbfolge over durch Schenkung, Verkauf over auf andere Weife 
erwerben, werden in biefer Beziehung feine andern Steuern, Abgaben oder 
Zaren zu berichtigen haben, als in folchen Fällen von den Einwohnern 
des Königreich8 Bayern oder jenen der vereinigten Königreiche von Schwe- 
den und Norwegen nach den besfalls in den betreffenden Staaten derma— 
(en oder Fünftighin bejtehenden Beftimmungen felbjt zu erlegen fommen 
würden. 

Art. 4. Da jeboch die in gegenwärtiger Uebereinkunft zugejtande- 
nen oder fejtgejeßten Befreiungen und Freiheiten nur auf das Vermögen, 
nicht aber auf die Perfonen Anwendbarkeit haben follen, fo folgt daraus, 
daß — unbeſchadet der durch dieſe Convention geheiligten Beftimmungen 
die Gefege und PVerorbnungen, welche jeven Bürger, der ohne vorher bie 
biezu erforderlihe Erlaubnig und Einwilligung erhalten zu haben, aus- 
wandert, mit ver Sequeftration feines Vermögens bevrohen, auch ferner- 
bin in Kraft bleiben werben. 

Art. 5. Demfelben Grundfage zufolge ift bejtimmt, daß diejenigen 
bayerifchen Unterthanen, welche mit Bewilligung ihrer Regierung nad) 
Schweden oder Norwegen überzufiedeln beabfichtigen, aber die erforber- 
lihe Anzahl von Jahren, die fie in ven Reihen ver Armee des Königs 
zu dienen haben, nicht zurüdgelegt hätten, oder welche fich in dem Falle 
befänven, einen Erfagmann ftelfen zu müffen, vorerft ven für folche Fälle 
durch das Heer -Ergänzımgs - Gefe geftellten Anforderungen zu genügen 
baben werben. 

Art. 6. Diefe Convention foll bei allen Ueberführungen von Ver- 
mögen im Allgemeinen zur Anwendung kommen, veffen Erportation noch 
nicht ftatt gefunden hat. 

Art. 7. Diefe mit gleichem Inhalte doppelt ausgefertigte und von 
den hiezu von ihren burchlauchtigften Monarchen bevollmächtigten betref- 
fenden Miniftern Seiner Majeftät des Königs von Bayern und Seiner 
Majeftät des Königs von Schweden und Norwegen unterzeichnete Defla- 
ration wird Kraft und Giltigfeit von dem Tage an haben, an welchem 
die rejpectiven Declarationen werben gegenfeitig ausgewechjelt worden jein. 

München, ven 6. April 1845. 

(L.S) 98%. Freiherr v. Gife, 
Minifter des Königlichen Haufes und ver auswärtigen Angelegenheiten 
Seiner Majeftät des Königs von Bayhern. 

Am 17. April dieſes Jahres zu Berlin gegen eine von Ceite des 

mit der interimiftifchen Leitung des Minifteriumd der auswärtigen Ange- 
10 
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legenheiten Seiner Majeftät des Könige von Schweben und Norwegen 
beauftragten Königlich ſchwediſchen Kriegs - Minifterd und Staatsrathes, 
Generallieutenant Baron von Payran am 28. März laufenden Yahres 
zu Stodholm abgegebene, ihrem Inhalte nach ganz gleichlautende Decla- 
ration ausgewechſelt worden, jo wird der dadurch zum Abjchluffe gelangte 
Vertrag hiermit zur öffentlichen Kenntniß gebradt. 

München, ven 2. September 1845. 


Minifterium des königlihen Hauſes und des Aeußern. 
Reg.-Bl. f. d Könige. Bayern f. d. 3. 1845. Nr. 32. ©. 537—548 


22, Befanntmahung. Den Abihluß eines Freizügigkeits-Ver— 
traged mit den vereinigten Staaten von Nord-Amerifa. 


Nachdem am 21. Januar heurigen Yahres zu Berlin von beiderfei- 
tigen Bevollmächtigten ein Freizüigigfeits- Vertrag zwifchen dem König— 
reiche Bayern und ben vereinigten Staaten von Nordamerika in beutfcher 
und englifcher Sprache abgejchlofjen worden ift, worüber die Genehmig- 
ung Seiner Majeftät des Königs am 3. September beurigen Jahres er- 
folgt und die Allerhöchite Natifications - Urkunde am 4. dieß Monats zu 
Berlin gegen jene des Präfidenten der vereinigten Staaten d. d. 18. März 
beurigen Jahres, ausgewechjelt worben ift, jo werben bie bispofitiven 
Beitimmungen jenes Vertrages in der beiverfeit8 genehmigten Faſſung 
nachjtehend zur allgemeinen Kenntniß gebracht: 

Artikel I. Jede Art von Heimfalls- (Fremdlings-) Recht, Nach- 
fteuer und Abzugs-KRecht, oder Auswanderungs-Steuer ift und bleibt auf- 
gehoben zwifchen beiden abjchliegenven Theilen, ihren beiberfeitigen Staa— 
ten und Staatsangehörigen. 

Art. U, Wenn durch den Tod irgend eines Beier von Immo— 
bilien oder Grundeigenthum, welche ſich auf dem Gebiete des einen ber 
abjchließenden Theile befinden, dieſe Ymmobilien oder Grundeigenthum 
nach ven Geſetzen des Landes auf einen Staatsangehörigen des andern 
Theils übergehen follten, jo wird biefem, wenn er durch feine Eigenfchaft 
als Fremder zum Befige derjelben unfähig ift, ein Auffchub von 2 Jah— 
ren gewährt, — welcher Termin nah Umſtänden in angemefjener Weife 
verlängert werden kann, — um biejelben zu verkaufen, und um ven Er- 
trag davon ohne Anjtand und frei von jever Abzugs-Steuer zu beziehen. 

Art. II. Den Staats - Angehörigen eines jeden der abſchließenden 
Theile joll die Freiheit zuftehen, über ihr bewegliches Vermögen in ven 
Staaten des Andern durch Teftament, Schenfung oder auf andere Weife 
zu verfügen, und ihre im Unterthand- oder Staatsbürger - Verbande bes 
andern contrahivenden Theiles jtehenden Erben, Legatarien und Dona- 
tarien jollen in diejes bewegliche Vermögen fuccebiren, davon entweder 
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felbft oder durch Stellvertreter Befit nehmen und barüber nach Gutdün— 
fen verfügen können, ohne andere Abgaben zu entrichten, als folche, wel- 
chen die Einwohner des Landes, worin ſich das genannte Vermögen be- 
findet, in verlei Fällen unterworfen find. 

Art. IV. Im Fall ver Abwefenheit der Erben wird man binficht- 
lich ver erwähnten beweglichen over unbeweglichen Güter proviforifch ganz 
diefelbe Sorgfalt anwenden, welche man bei gleichem Anlaffe Hinfichtlich 
ber Güter ver Eingeborenen angewendet hätte, bis der gefegmäßige Eigen- 
thümer oder derjenige, welcher nach Artifel II. das Recht hat, viefelben 
zu verfaufen, Anorbnungen zu treffen für gut finden wird, um bie Erb- 
fchaft anzutreten oder darüber zu verfügen. 

Art. V. Wenn fih Streitigkeiten zwifchen verfchievenen, rechtlichen 
Anspruch auf vie Erbfchaft habenden Prätendenten erheben, jo werben 
diefelben in letter Snftanz nach den Gefegen und von den Richtern des 
Landes entfchieven werben, in welchem das Objekt der Erbichaft fich be— 
findet. 

Art. VI. Durch die Beftimmungen des gegenwärtigen Vertrages 
folfen jedoch auf feine Weife diejenigen Gefege entkräftet werden, welche 
durch Seine Majeftät ven König von Bayern bezüglich der Verhinderung 
der Auswanderung Allerhöchit deſſen Unterthanen bereits erlaffen worben 
find, oder in der Folge zu erlafjen wären. 

München, ven 13. November 1845. 

Königlich bayeriſches Staatsminifterinm des Füniglihen Hanfes und 
des Aeußern. 

Reg.-Bl. f. d. Könige. Bayern f. d. 3. 1845. Nr. 46. S. 851-856. 


23. Bekanntmachung ded am 31. Oftober 1851 zwiſchen den 
Kronen Bayern ımd Belgien abgefchloffenen Freizügigfeits - 
Bertraged. 

Marimilian U. 
von Gottes Gnaden König von Bayern ꝛc. ꝛc. 

Zwifchen Uns und Seiner Majejtät dem Könige der Belgier ijt am 
31. Oktober heurigen Jahres ein Sreizügigfeits - Vertrag abgeſchloſſen 
worden, welcher lautet, wie folgt: 

Seine Majeſtät der König von Bayern und Seine Majeſtät der Kö— 
nig der Belgier, von der Abſicht geleitet, einen Vertrag abzuſchließen, um 
durch förmliche Stipulationen ihren Unterthanen gegenfeitig das Erbrecht 
im dem andern Staate zu fichern, und zugleich die Aufhebung der unter 
dem Namen Nachfteuer und Emigrationstare bejtehenden Abgabe 
zwiſchen Ihren rejpectiven Staaten feftzufegen, — haben zu dieſem Be— 


Hufe mit Vollmachten verjehen und zwar: — 
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Seine Majeftät ver König von Bahern Allerhöchſt Ihren Kämme- 
rer, Legationsrath und Miniſter-Reſidenten bei Seiner Majeftät dem 
König der Belgier, Marimilian Grafen von Marogna, Ritter Allerhöchit 
Ihres Verdienſt-Ordens vom heiligen Michael, Großcommenthur des k. 
griechifehen Erlöfer-Drvens und Commandeur II. Klaffe des großherzog- 
(ich heſſiſchen Verdienſt-Ordens Philipp des Großmüthigen; und 

Seine Majeftät der König: ver Belgier Allerhöchſt Ihren Minifter 
der auswärtigen Angelegenheiten, Herrn Conftant d'Hoffſchmidt de Ra— 
fteiger, Ritter Allerhöchſt Ihres Leopold-Ordens, Großfreuz des Ordens 
vom heifigen Moriz und Lazarus, des Ehrenlegiond- und Königlich baye— 
riſchen St. Michaels-Drvdens, Inhaber des kaiſerlichen Ordens vom Ni- 
Ihan-Fftihar I., Mitglied ver Kammer ver belgifchen Repräfentanten, 

welche nach vorheriger gegenfeitiger Mittheilung ihrer refpectiven in ge- 
höriger Form befundenen Vollmachten über folgende Artikel übereinge- 
fommen find: | | 

Artifel I. Den belgifchen Unterthanen foll im Königreich Bahern, 
gleich den baherifchen Staatsangehörigen ſelbſt, das Recht zuftehen, ihnen 
ab intestato oder vermöge lettwilliger Anorbnung angefallene Verlaſſen— 
Schaften zur erwerben und auf Anvere zu übertragen, ohne daß viefelben 
wegen ihrer Eigenfchaft als Ausländer irgend einen Abzug oder eine 
Abgabe zu erdulden hätten, welchen nicht auch die Inländer unterworfen 
wären. 

Hingegen follen auch die bahyerifchen Unterthanen befugt fein, in 
Belgien, gleich ven belgifchen Staatsangehörigen felbit, ihnen ab intestato 
oder vermöge legtwilliger Anordnung angefallene Verlaffenichaften zu er- 
werben und auf Andere zu übertragen, ohne daß biefelben wegen ihrer 
Eigenihaft als Ausländer fich irgend einen Abzug ober eine Abgabe 
gefallen zu laffen hätten, welchen nicht auch die Inländer unterworfen 
wären. 

Diefelbe Gegenfeitigfeit foll zu Gunſten der beiderjeitigen Staats- 
Angehörigen rücfichtlih der Schenkungen unter den Lebenden beobachtet 
werben. 

Man ift ausprüdlich darin übereingefommen, daß die vorftehenden 
Beitimmungen lediglich zu Gunften der beiverjeitigen Unterthanen getrof- 
fen worden feien und daher bezüglich auf Wohlthätigfeits-Anftalten, Cor— 
porationen, Stiftungen oder andere ähnliche Ynjtitute nicht zur Anwend— 
ung fommen follen. 

Art. 11 Bei ver Erportation von aus was immer für einem Ti- 
tel von belgiſchen Staatsunterthanen in Bayern oder bayerifchen in Bel- 
gien erworbenen Vermögen foll von diefem feine Nachſteuer (Abſchoß-) 
oder Abfahrt-Geld) oder Emigrations-Tare noch irgend eine andere Ge: 
bühr erhoben werden, welche nicht auch von den Inländern zu entrichten ift. 
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Art. II. Unter dieſen oberwähnten aufgehobenen Gebühren follen 
nicht nur diejenigen begriffen fein, welche in bie Staatsfaffe fließen wür- 
ben, ſondern auch alle jene, welche einzelnen Individuen, Gemeinden oder 
öffentlichen Stiftungen zukämen. 

Art. IV. Die Aufhebung der in ven vorhergehenden Artifeln 2. 
und 3. erwähnten Gebühren bezieht fich auf alle zu erportirenden Ver— 
mögenfchaften, Gelder und fonftigen Effecten, allein die in den Staaten 
Seiner Majeftät des Königs von Bayern einer» und Seiner Majeftät 
des Königs der Belgier anvererfeits beſtehenden Gefete in Anfehung der 
Perfon des Auswanderers, feiner perjönlichen Pflichten und namentlich 
jener, welche ven Militairvienft betreffen, verbleiben ungeachtet der gegen- 
wärtigen Convention in voller Gültigkeit. 
| Rückſichtlich des Militairdienftes und der andern perfönlichen Pflich- 
ten des Auswanderers foll auch in Zufunft feine der beiven Regierungen 
durch die gegenwärtige Convention in Bezug auf ihre Gefeßgebung be- 
fchränft fein. 

Art. V. Die gegenwärtige Uebereinfunft bleibt bis zum Ablaufe von 
ſechs Monaten nach) der von Seite einer ber beiden Regierungen etwa 
erfolgenven Auffünbigung gültig. | 

Sie wird ratificirt und es follen die Ratificationen in dem Zeitraume 
von zwei Monaten oder wo möglich noch früher ausgewechjelt werben. 

Zur Urkund veffen haben pie refpectiven Bevollmächtigten ſolche un» 
terfchrieben und berfelben ihre Wappen beigebrüdt. 

Geſchehen zu Brüffel ven 31. Oftober im Jahre ver Gnade Eintau- 
fend acht hundert ein und fünfzig. 

(L.S.) ge. Marogna. (L. 8.) ge. d'Hoffſchmidt. 


Nachdem num vorftehende Convention von Uns am 15. November 
und von Seiner Majeftät dem Könige der Belgier am 23. November 
heurigen Jahres ratificirt wurde und die beiberfeitigen Ratifications-Ur- 
funden am 15. des gegenwärtigen Monats Dezember zu Brüfjel ausge- 
wechfelt worden find, fo lafjen Wir viefelbe hiermit zur allgemeinen Wif- 
fenfchaft und Nachachtung veröffentlichen. 

München, ven 29. Dezember 1851. 

Mar. 
Reg.-Bl. f. d. Könige. Bayern f. d. I. 1852. Nr. 2 ©. 35-36, 
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24. Befanntmahung. Freizügigkeit in Bezug auf Auswanderung 
nad Texas. 


Der königlichen Regierung wird auf ven Bericht vom 16. vor. Mo- 
nats nach vorgängigem Benehmen und im Einverjtinbniffe mit dem Mi- 
nifterium des föniglichen Haufes und des Aeußern zur Entjchliefung er- 
wiedert, daß, nachdem ver Staat Teras den vereinigten Staaten von 
Nordamerika förmlich einverle:bt worden, und diefe Einverleibung auch von 
ben europäifchen Großmächten nicht beanftandet ift, ver mit den vereinig- 
ten Staaten im Jahre 1845 gejchloffene Freizügigfeits- Vertrag (Reg. 
Bl. v. J. 1845, ©. 851) allerdings als auf Texas gleihmäßig fich er- 
ſtreckend zu betrachten jei. 

München, ven 16. Juli 1847. 

Minifterinm des Innern. 

An vie Fön. Regierung von Schwaben und Neuburg K. d. J. Nr. 17498. 
Nachricht, ven übrigen k. Kreisregierungen K. d. J. zur Kenntnißnahme. 
Dillinger Samml. Band XXII. (N. F. Band II.) Abtheil. V. Abfchnitt I. $. 292. 
Seite 73. 


25. Befanntmahung. Freizügigkeit in Bezug auf Auswanderung 
nah Algier. 

Der f. Regierung wird unter Bezugnahme auf die Minifterial-Ent- 
ichließung vom 16. März l. Is. Nr. 5466 im unten ftehenven Betreffe 
eröffnet, daß nach dem Ergebniffe ver über die Anmwenpbarfeit des Frei— 
zügigfeits-Verhältniffes mit Frankreich auf deſſen nordafrifanifchen Befik- 
ungen eingeleiteten biplomatifchen Erforſchung das bemerkte Freizügigfeits- 
Verhältniß allerdings auch auf Auswanderungen in bie überfeeifchen Zu- 
behörungen jenes Reiches und namentlich in das Gebiet der ehemaligen 
Regentichaft von Algier und zwar um fo mehr volle Anwendung findet, 
als nach den beſtehenden franzöfifchen Gefegen vie nach Algier wandernden 
Ausländer gleiche Rechte wie die eingebornen Franzofen erlangen. 

Hiernach ift fich in Fünftigen Fällen zu achten. 

München, ven 1. Mai 1836. 

Staatsminifterium des Innern. 
An die Fönigliche Regierung des Ober-Donaufreifes, Kammer des Innern. 
Mittheilung, ven übrigen königlichen Kreisregierungen zur Darnachachtung. 
Nr. 10160. 
Döllinger Samml. Bd. XXI. (N. F. Bd. 11.) Abth V. Abfchn 1. $. 297. ©. 83. 
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XIV. Abſchnitt. 
Berträge in Bezug auf das Paßweſen. 


1 


1. Königlich Allerhöchite Verordnung, die Einführung der Paß— 
Karten betreffend. | 


Marimilian U. 
von Gottes Gnaden König von Bayern zc. ıc. 


Die Regierungen von Bayhern, Preußen, Sachſen, Hannover, Med- 
fenburg - Schwerin, Sacfen- Weimar, Sachfen - Altenburg, Sachſen— 
Eoburg-Gotha, Braunſchweig, Reuß älterer und jüngerer Linie, Schaum: 
burg- Lippe, Bremen und Hamburg von bem Wunfche geleitet, ihren 
Angehörigen die bei der Anlegung von Eifenbahnen in ihren Staaten 
rüctfichtlich der Beförderung des Verkehrs beabfichtigten Vortheile auch 
durch eine erleichterte zugleich aber pie im Intereſſe der öffentlichen 
Sicherheit erforderliche Garantie gewährende Handhabung ber Paß⸗ und 
Fremben » Polizei zu Theil werben zu faffen, haben im Monat Oftober 
vorigen Jahres bevollmächtigte Commiſſäre nach Dresven abgeorbnet, 
purch welche bezüglich der Einführung von Baffarten in den reſpectiven 
Staaten unterm 21. gleichen Monats eine Uebereinfunft abgefchloffen 
wurde, welcher Wir Unfere Allerhöchſte Genehmigung zu ertheilen geruht 
haben. 

Nachdem nunmehr die bezüglichen Ratifications-Erflärungen ſämmt— 
ficher genannter Regierungen vorliegen, überbieß auch und in gleicher 
Weife die Regierungen von Sachen - Meiningen, Anhalt Dejfaun und 
Köthen, fowie von Anhalt - Bernburg fich dem erwähnten DBertrage an— 
geſchloſſen haben, fo finden Wir Uns bewogen, nachjtehende auf dieſen 
Vertrag gegründete Beſtimmungen zur öffentlichen Kenntniß zu bringen, 
und verorbnen zugleich was folgt: 

Artikel L Die Angehörigen der Eingangs erwähnten contrabi- 
renden Staaten find, fo weit nicht in ben nachfolgenden Artifeln II. und 
IV. Beſchränkungen feftgefett find, befugt, fich zu ihren Reiſen, fei es 
auf der Eiſenbahn, mit der Poſt oder ſonſt innerhalb der der erwähnten 
Uebereinkunft beigetretenen oder derſelben künftig noch beitretenden Staa— 
ten, ſtatt der gewöhnlichen in den reſpectiven Staaten vorgeſchriebenen 
Paäſſe künftig hin der Paßkarten zu bevienen. 

Artikel U. Paßkarten dürfen nur ſolchen Perſonen ertheilt wer- 
pen, welche 
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1) der Polizei- Behörde als vollkommen zuverläffig und ficher bekannt, 
dann auch 

2) völlig ſelbſtſtändig find, und 

3) im Bezirfe der ausftellenden Behörde (Artifel VI.) ihren Wohnfik 

haben. 
In Beziehung auf die Bedingungen unter 2) und 3) können aus— 
nahmsweiſe Paßkarten ertheilt werden: 
a) Studirenden mit Zuſtimmung ber betreffenden Univerſitäts Behörde 
am Univerſitäts-Orte, 
b) Militairperſonen mit Genehmigung ihrer Militair-Vorgeſetzten an 
ihrem jedesmaligen Aufenthaltsorte, 
ce) unſelbſtſtändigen Familiengliedern auf den Antrag des Familien— 
Hauptes (Vaters oder Bormundes), jedoch nur, wenn fie das acht- 
zehnte Lebensjahr überfchritten haben, 
d) Handlungsvienern auf den befondern Antrag ihrer Prinzipale am 
Wohnorte ver leßteren. 

Artikel IH. Ehefrauen und Kinder, welche mit ihren Ehegatten 
und Eltern, jowie Dienftboten, welche mit ihren Herrfchaften reifen, wer- 
den durch die Paßkarten ver Letzteren legitimirt. 

Artifel IV. Die Paßkarten bleiben allen denjenigen verfagt, welche 

1) nach ven bejtehenden Gefeten auch bei Reifen im Inlande paßpflich- 
tig find, jedenfalls den Hanpwerfegefellen und Gewerbegehülfen, 

2) ‚ven Dienftboten und Gewerbefuchenden aller Art, 

3) denen, welche ein Gewerbe im Umherziehen betreiben. 

Artikel V. Die Papfarten find nur auf die Dauer eines Kalen- 
ber - Jahres gültig. 

In der Außern Form wird die möglichfte Lebereinftimmung zwifchen 
allen dem Paßkarten-Vereine angehörigen Regierungen beobachtet, und 
für jedes Kalender-Jahr zwifchen venfelben eine gleiche Farbe verabrebet, 
in welcher die Paßkarten überall gleihmäßig ausgefertigt werben. 

Artifel VI Die Austellung von Paßkarten in Unferem König- 
reiche fteht zu: 

1) Unferem Staatsminifterium des königlichen Haufes und des Aeußern 
bezüglich aller AYnländer ohne Ausnahme; 

2) Unferen Kreisregierungen, Kammern des Innern, bezüglich der in 
dem betreffenden Regierungsbezirte Wohnenven ; 

3) Unferen mit ven Paßgeſchäften gefetlich beauftragten Diftriftspolizei= 
Behörden bezüglich derjenigen Perſonen, welche in dem betreffenden 
Polizeibezirke ihren Wohnfig haben. 

Die von den Diftriftspolizei-Behörden ausgeftellten Baßfarten er- 
fordern nicht die beftätigende Gegenzeichnung ber worgefegten Regierung, 
Kammer des Innern. Die von den zuſtändigen Behörden ausgeftellten 
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Paßkarten werben in den Gebietstheilen ver dem Paßfarten - Vereine an- 
gehörigen Staaten gleihmäßig refpectirt. 
Artifel VO. Eine Bifirung ver Paßkarten findet nicht ftatt. 
Artifel VII. Die vereinbarten Paßkarten enthalten 
auf ber erften Seite: 
1) das Wappenfchild des betreffenden Staates; 
2) das Kalenver-Fahr, auf welches die Papfarte lautet; 
3) ven Namen, Stand und Wohnort des Inhabers; 
4) die Fertigung der auszuftellenden Behörde mit Namens - Unterjchrift 
und beigebrudtem Siegel; 
5) die Nummer des gefondert zu führenden Paßfarten - Journales ; 
auf ber zweiten Seite: 
6) das im feinen vier Nubrifen forgfältig auszufüllende Signalement 
des Inhabers; 
T) deflen eigenhänbige Namens - Unterfchrift; 
auf dem Rande envlich 
8) die Hinweifung auf die in dem betreffenden Staate gegen Fälſchung 
oder Mißbrauch der Päſſe und me zu verhängenden Straf- 
Beftimmungen. 


Artifel IX. Seber Mihbrauch der Paßkarten, —* insbeſon⸗ 
dere außer der Fälſchung derſelben die Führung einer auf eine dritte 
Perſon lautenden Karte, die wiſſentliche Ueberlaſſung der letzteren Sei— 
tens des Inhabers an einen Andern zum Gebrauche als polizeiliches Le— 
gitimations-Mittel oder die fälſchliche Bezeichuung von Perſonen ale 
Familienglieder oder Dienſtboten (Artikel III.) zu rechnen iſt, unterliegt, 
inſoferne nicht nach Beſchaffenheit des Falles ſtrafrechtliche Beahndung 
einzutreten hat, einer Polizei-Arreſtſtrafe bis zu vierzehn Tagen oder einer 
polizeilichen Geldbuße bis zu 50 Gulven. 

Artikel X. Jeder Angehörige eines der contrahirenden Staaten, 
welcher außerhalb vesjelben veifet, ohne einen Pak (Wanverbuch) oder 
eine Paßkarte zu führen, bat zu gewärtigen, daß gegen ihn nach ven 
wegen der nicht legitimirten Fremden bejtehenden Vorfchriften verfahren, 
und insbefondere, daß er von der Weiterreife bis zu geführter Yegitima- 
tion ausgefchloffen wird. 

Artikel XI Mit Anbegriff des gejeglichen Stempel wird bie 
Taxe für jede auszuftellende Paßkarte auf 24 Kreuzer feſtgeſetzt. 

Artifel XI. Gegenwärtige Verordnung, welche Wir als einen 
ergänzenden Beftandtheil Unferer allgemeinen Verordnung vom 17. Ja— 
nuar 1837, das Paßweſen betreffend (Regierungs- Blatt von Jahre 
1837, Seite 65 f.), angefeben wiffen wollen, tritt acht Tage nach deren 
Veröffentlichung in Unferem KRegierungsblatte in Wirkfamteit. 
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Unfer Staatsminifterium des königlichen Hanfes und bes Aeufern, 
bann bes Innern find mit dem Bollzuge beauftragt. 
Gegeben München ven 14. Januar 1851. 
Mor. 
Reg.Bl. f. d. Könige. Bayern f. d. I. 1851 Nr. 3. ©. 25 — 34. 


2. Minifterial-Befanntmahung vom 3. Februar 1851. 


Den unter dem 3. Januar 1851 erfolgten Beitritt der Regierung von 
Schwarzburg - Rudolftadt zur Paßlarten - Convention vom 21. Oftober 
1850 betreffend. 

Reg.-Bl, f. d. Königr. Bayern f. d. J. 1851. Nr. 8. ©. 105-- 106, 


3. MinifterialeBefanntmahung vom W. Februar 1851. 


Den zur Paßkarten - Convention vom 21. Dftober des Jahres 1850 er- 

folgten Beitritt 

a) der Regierung von Schwarzburg - Sonvershaufen vom 9. Januar 
1851, 

b) ver Regierung des Churfürſtenthums Heffen vom 3. Februar des 
Yahres 1851, und 

c) des Senats der freien Stadt Kübel vom 5. Februar des %. 1851 
betreffenv. 

Reg.-BI. f. d. Königr. Bayern f. d. J. 1851. Nr. 11. ©. 151. 


4, Minifterial-Befanntmachung vom 19. März 1851. 


Den unter dem 12. Februar 1851 erfolgten Beitritt der Herzoglich 
Naffauifchen Regierung zur Pahkarten - Convention vom 21. Oftober 


1850 betreffend. 
Reg.- BL. f. d. Königr. Bayern f. d. 3. 1851. Nr. 15. S. 257-258. 


5. Minifterial-Befanntmachung vom 25. April 1851. 


Den zur Baflarten -» Convention vom 21. Dftober 1851 erfolgten 
Beitritt 
a) der freien Stadt Frankfurt am Main unterm 25. Mär; 1851; 
b) ver föniglich wiürttembergifchen Negierung unterm 7. April 1851 
betreffend. 
Reg.- BL. f. d. Königreich Bayern v. I. 1851. Nr. 22. © 468. 
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6. Minifterial-Bekanntmachung vom 27. April 1851. 
Den unter dem 29. März 1851 erfolgten Beitritt der Regierung bes 
Großherzogthums Heffen zur Paßfarten - Convention vom 21. Ditober 


1850 betreffend. 
Reg.-Bl. f. d. Königreich Bayern f. d. I. 1851 Nr. 24. ©. 510. 


7. Minifterial- Bekanntmachung vom 1. Auguft 1851. 
Den unterm 28. Juni 1851 erfolgten Beitritt des Großherzogthums 
Mecklenburg Strelig zur Paßfarten - Convention vom 21. DH. 1850 


betreffend. 
Reg. - Bl. f. das Königreih Bayern f. d. J. 1851. Nr. 41. ©. 1001 — 1003. 


8, Minifterial- Bekanntmachung vom 31. Januar 1852. 


Den unterm 24. Dezember 1851 erfolgten Beitritt der großherzoglich 
badiſchen Regierung zur Paßtarten- Convention vom 21. Dft. 1850 
betreffend. 

Reg.- Bl. für d Königreich Bayern f. d. I. 1852. Nr. 8. ©. 139. 140. 


9, Minifterial- Bekanntmachung vom 31. Mai 1852. 


Den unterm 27. April 1852 erfolgten Beitritt der fürſtlich Lippe'ſchen 
Regierung zur Paßfarten - Convention vom 21. Dft.. 1850 betreffend. 
Reg.- Bl. f. d. Königreich Bayern f. d. I. 1852, Nr. 31. ©. 677. 678. 





10. Minifterial- Befanntmadhung vom 30. Dezember 1852. 
Den unterm 29. Oftober 1852 erfolgten Beitritt der fürftlich Walded’- 
fchen Regierung zur Paßkarten- Convention vom 21. Oftober 1850 


betreffend. 
Reg.- Bl. f. d. Königreich Bayern f. d. 3. 1852. Nr. 1. S. 5-7. 


11. Minifterial- Bekanntmachung vom 7. Oftober 1853. 


Staats-Minifterium des fönigl. Haufes und des Aeußern, 
und Staats-Minifterium des Innern. 

Unter Bezugnahme auf die Alferhöchite Verordnung vom 14. Januar 
1851, die Einführung der Paßkarten betreffend (Regierungs-Blatt 1851 
Nr. 3. ©. 25 ff.) wird der unterm 24. Auguft laufenden Fahre erfolgte 
Beitritt der Großherzoglich Olvenburgifchen Regierung zum Paßfarten- 
Bertrage vom 21. Oktober 1850 zur allgemeinen Kenntniß gebracht. 

München, ven 7. Oftober 1853. 

Auf Seiner Majeftät des Königs allerhöchiten Befehl. 


v. d. Pfordten. Graf v. Reigersberg. 
Reg.» BI. f. d. Könige. Bayern f. d. I. 1863. Nr. 49. S. 1401. 
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12. Befanntmahung. Die Uebereinfumft zwifchen Bayern umd 
Defterreih wegen Anmendbarfeit der bayeriichen Paßkarten auf 
faiferlich öfterreichiichem Gebiete betreffend.’ 


Stantöminifterinm des Königlihen Hanfes und des Aeußern. 


Nachdem mit Allerhöchiter Genehmigung Seiner Majeftät des Kö— 
nigs mit ber Faiferlich Königlich öſterreichiſchen Regierung eine Weberein- 
funft über die Anwenpbarfeit ver bayerifchen Paßkarten auf Taiferlich 
öfterreichifchem Gebiete abgeichloffen worden ift, und vie gegenfeitige 
Auswechfelung der hierüber ausgefertigten Minifteral- Erklärungen d. d. 
Münden ven 30. Dftober 1856 und Wien ven 10. November 1856 
ftattgefunden hat, fo wird dieſe Uebereinkunft nachjtehend ihrem ganzen 
Inhalte nach zur allgemeinen Kenntniß und Beobachtung öffentlich be- 
fannt gemacht. 

München, ven 18. November 1856. 

Auf Seiner Majeftät des Königs Allerhöchiten Befehl. 
Freiherr v. d. Pforbten. 


Uebereinkunft 
zwiſchen der königlich bayeriſchen und der kaiſerlich bſterreichiſchen 
Regierung wegen Anwendbarkeit der bayeriſchen Paßkarten auf 
faiferlich öfterreichifchem Gebiete. 


Um vem fo lebhaften Grenzverfehr zwifchen dem Königreiche Bayern 
einerjeits und zwifchen ven Faiferlich öfterreichifchen Kronlänvdern Böhmen, 
Defterreih ob der Enns, Salzburg, dann Tyrol mit Voralberg anderer: 
ſeits jede thunliche Erleichterung zu gewähren, hat bie faiferlich öfter- 
reichiſche Regierung fich bereit erklärt, die bayerifchen Paßkarten als gül- 
tige Legitimations » Urkunden zum Grenz-Uebertritte und vierzehntägigem 
Aufenthalte in den genannten Kronländern für die Bewohner des König— 
reih8 Bayern unter den nachjtehenden Vorausſetzungen und Bejchränf- 
ungen anzuerfennen: 


a) daß die Paßkarten nur von den bazu berufenen föniglichen Behör— 
den und nur an volllommen verläßliche, befonvders in politifcher 
Beziehung unbevenfliche, im Ausftellungs- Bezirke ihren bleibenden 
Wohnfig habende bayerifche Staatsangehörige ausgeftellt werben; 

b) daß ſolche Karten außer dem Orte ver Austellung und der Bezeich- 
nung der ausftellenden Behörde, dann dem Namen, Charakter und 
ber eigenhändigen Unterfchrift des Inhabers, mindeftens auch vie 
Angabe feines Alters, Statur, Haare und etwaiger befonberer 
Kennzeichen enthalten und daß biejelben innerhalb ver öfterreichifchen 
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Grenzen in der Regel nur zur Legitimation je eines einzelnen In— 
dividuums, und ausnahmsweise vie Paßkarten des Familienvaters 
auch für die ihn begleitende Gattin und Kinder, als Ausweis zu gel- 
ten haben, und daß 

ec) hinſichtlich ver Vidirung dieſer Paßkarten bei jevesmaligem Grenz- 

Uebertritt, dann der Folgen, welche ver Inhaber einer folchen 

Paßkarte durch die Leberfehreitung der ausnahmsweife damit ver- 

bundenen Reife- und Aufenthalts » Berechtigung fich zuzieht, biefel- 

ben Modalitäten und Grundſätze, wie bei der Zulaffung ver fächfi- 
fhen und preußifchen Paßfarten in den öfterreichifchen Kronlänvern 
zu gelten haben, venen zufolge zur Controle des Aufenthals - Ter- 
mines bei dem Ein- und Austritt des Reiſenden von Seiten bes 
faiferlih königlichen Grenz = Polizei - Commiffariates und in deſſen 

Ermangelung von dem betreffenden Faiferlich Föniglichen Grenz-Zoll- 

Amte, einer ſolchen Paßkarte blos mittelft einer Stampiglie ver 

Drt und Tag des jevesmaligen Ein- und Austrittes deutlich aufge- 

brüdt wird, daher es fich von jelbjt verfteht, daß, wenn die Paß— 

Karte den genügenden freien Raum zur Aufdrückung ver Stampiglie 

nicht mehr barbietet, fie als Reife: Legitimation auf dem dfterreichi- 

fchen Gebiete nicht mehr benützt werben kann. 

Uebrigens ift diefe Paßkarte den öffentlichen Auffichts - Behörven 
und Organen zwar auf Berlangen vworzuzeigen, jedoch wenn fie in Orb- 
nung befunden wird, dem DBefiger zu belaffen. 

Wird von dem Inhaber einer folchen Pah- Karte die damit aus— 
nahmsweije verbundene Reiſe- und Aufenthalts - Berechtigung, ohne mit 
einer anderweitigen förmlichen Paß- Urkunde verfehen zu fein, überfchrit- 
ten, ober mit ver bloßen Paßkarte feine Reife in ein anderes üfterreichi- 
ſches Kronland ausgedehnt, oder aber von ber Papfarte ein wie immer 
gearteter Mißbrauch gemacht, fo verfällt er der Fremden - Behandlung, 
und nach Umjtänden auch der Strafamtshandlung nach ven vießfalls in 
dem Kaijerthum Defterreich bejtehenden Polizei - Berorpnungen und Straf- 
Gejegen. 

Damit aus dem Zugeſtändniſſe der baheriichen Paßkarten reciprof 
die gleiche Verkehrs - Erleichterung auch für die öſterreichiſchen Staats- 
Angehörigen erwachfe, fo ijt ven in Dejterreich einzuführenden Yegitima- 
tions- Karten, infoferne fie aus ben öfterreichiichen Kronländern herrüb- 
ren, in welchen vie bayerijchen Paß-Karten zugelafien find, in Bayern 
feiner Zeit eine gleiche Geltung einzuräumen. 

Durch die vorftehenden Beitimmungen werben übrigens die, ven 
täglichen Verkehr zwifchen ven eigentlichen unmittelbaren Grenz Nachbarn 
beider Staaten betreffenden fonjtigen Bejtimmungen nicht beirrt. 


158 


Zur Urkunde veffen wird bayerifcher Seits von dem unterzeichneten 
Staats - Minifter des Föniglihen Haufes und des Aeußern die gegenwär- 
tige Minifterial- Erflärung mit dem Vorbehalte ausgeftellt und vollzogen, 
daß beiden hohen Regierungen das Recht ausprüdlic gewahrt bleibt, 
obiges Uebereinfommen nach vorausgegangener zweimonatlicher Kündigung 
wieder auflöfen zu können, und foll diefe Erklärung gegen eine analoge 
Faiferlich königlich öfterreichifche Declaration ausgewechjelt werben. 

München, ven 30. Oktober 1856. 


Staatsminifterium des Föniglihen mn. und 
des Aeußern. 
(LS) ge. Frhr. v. d. Pfordten. 


Regierungs - Blatt für das Königreih Bayern für das Jahr 1856. Nr. 51. 
©. 1073 — 1079. 


13. Minifterial-Befanntmahımg vom 9, November 1858, 


Den erfolgten Beitritt der Landgräflih Hefjen - Homburgifchen Re— 
gierung zum Paffarten-Vertrage vom 21. Oktober 1850 betreffend. 
Reg.- Bl. f. d. Königr. Bayern f. d. I. 1858. Nr. 58. ©. 1306. 


Staats: Verträge 


des 


Köunigreids Dayeru. 


RT 


Wbtheilung U. 
Fandes-BHohrits-, Territorial- und Gränz-Berträge. 


VORN ÜREO 


Druck und Verlag von Sr. Punet in Regensburg. 


Staatsverträge in Bezug auf Hoheits-, Cerritorial- und 
Grängverhältniße. 
XS 


1. Königlich Allerhöchite Verordnung vom 31. Januar 1906, 
betreffend die Befanntmachung des Preßburger - Friedenstraftats 
vom 26. Dezember 1805. 


Bir Marimilian Joſeph 
von Gottes Gnaden König von Bahyern, des heil. römifchen 
Reihe Erzpfalzgraf, Erztruchſeß und Kurfürft. 


D. in dem zwifchen Seiner römiſch- auch öfterreich-Faiferlichen und fünig- 
lihen Majeftät, dann zwifchen Seiner franzöfifch-Faiferlichen und föniglichen 
Majeftät am 26. Dezember 1805 zu Preßburg abgefchloffenen Frieden 
mehrere Bejtimmungen enthalten find, durch welche Unfere Staaten nicht 
nur einen neuen Zuwachs, fondern auch ſowohl ihre bisherigen Außern und 
innern jtaatsrechtlichen Verhältnige eine Abänderung erhalten haben, wo— 
bin vorzüglich die Artifel 7, 8, 12, 14 und 15 gehören, fo verordnen 
Wir, daß diefer Frievdens-Tractat in allen Buncten, welche Unfre Staaten 
und die Uns garantirten Souveränetäts-Nechte betreffen, als ein prag- 
matifches Geſetz angefehen werben folle; und Wir weifen hierdurch 
Unfere Minifterien, Yandesfollegien, Landſchaften und ſämmtliche Unter- 
thanen, weſſen Standes fie find, ernftlich an, fich genau darnach zu rich- 
ten, und fich aller Verbindungen und Rekurſe zu enthalten, die Unferen 
Souveränetäts-Rechten entgegen find. 

München ven 31. Januar 1806. 

Marimilian Joſeph. 
Freiherr v. Montgelas. 
Friedens-Traectat 
zwiſchen Seiner Majeſtät dem Kaiſer der Franzoſen und Könige von 
Stalien und Seiner Majeftät dem Kaiſer von Dejterreich, unterzeichnet 
zu Preßburg den 26. Dezember 1805. 
Wir Napoleon von Gottes Gnaden und durch die Konjtitution Kaiſer 


der Franzojen und König von Stalien, haben den am 26. Dezember 1805 
11* 
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(5. Nivofe im Jahre XIV) zu Preßburg durch Unferen Minifter ver 
auswärtigen Gefchäfte in Kraft der ihm von Uns ertheilten Vollmachten, 
mit dem Herrn Fürften von Lichtenftein und dem Grafen Ghyulai, von 
Sr. Majeftät dem Kaifer von Deutfchland und Defterreih mit gleichen 
Bollmachten verfehenen Miniftern gefchloffenen und unterzeichneten Tractat 
gefehen und geprüft. Diefer Tractat lautet, wie folgt: 

Se. Majeftät der Kaifer von Deutjchland und Oeſterreich und Se. 
Majeftät ver Kaifer der Franzofen und König von Stalien, von gleichem 
Berlangen bejeelt, das Ungemach des Krieges zu beendigen, haben fich 
entichloßen, ohne Verzug die Einleitung zu einem Definitiv-Friedensfchluffe 
zu treffen und demnach zu Bevollmächtigten ernannt: 

Se. Majeftät der Kaifer von Deutfchland und Defterreih, Herrn 
Johann von Lichtenftein, des heil. römischen Reiches Fürften, Großkreuz 
vom Therefien-Militair-Drden, Kämmerer, General-Tieutenant der Armeen 
befagter Sr. Majeftät von Deutfchland und Dejterreih, und Inhaber 
eines Hufaren-Regiments, und Herrn Grafen Ignaz von Gyulai, Kom- 
mandeur des Thercfien-Militair- Ordens, Kämmerer St. befagten Majeftät 
des Kaifers von Deutfchland und Defterreih, General-Lieutenant feiner 
Armeen, und Inhaber eines Infanterie-Regiments. 

Und Se. Majeftät ver Kaifer der Franzoſen und König von Stalien, 
den Herrn Karl Moriz Talleyrand-Perigrod, Groß-Kammerherrn, Dinifter 
der auswärtigen Gejchäfte befagter Sr. Majeftät des Kaiſers der Fran- 
zofen und Königs von Stalien, Mitglied der Chrenlegion vom großen 
Bande, Nitter des preußifchen rothen und ſchwarzen Adlerordens. 

Diefe haben fih, nachdem fie ihre Vollmachten gegenfeitig ausge 
wechjelt haben, über nachjtehende Punkte verglichen. 

I. Bon diefem Tage an gerechnet foll zwiſchen Sr. Majejtät dem 
Kaiſer von Deutichland und Oeſterreich, und zwifchen Sr. Majeftäit dem 
Kaifer der Franzofen und König von Stalien, ihren Erben und Nach— 
folgern, ihren Staaten und Unterthanen ein ewiger Friede und Freund- 
Schaft fein. 

I. Frankreich bleibt im Beſitze ver vollfommenen Eigenthümlichkeit 
und Souveränetät von alfen jenfeits der Alpen gelegenen Herzogthümern, 
Fürftenthümern, Herrfchaften und Gebieten, welche vor dem Abfchluß 
gegenwärtigen Friedens - Traftates entweder ſchon mit dem franzöfifchen 
Neiche vereinigt und demſelben inforporirt, oder franzöfifchen Gejegen 
und Aominiftrationen unterworfen waren. 

II. Se. Majeftät der Kaifer von Deutfchland und Defterreich find 
für fih und ihre Erben und Nachfolger mit den von Sr. Majejtät dem 
Kaifer der Franzofen und König von Italien gemachten Dispofitionen 
in Beziehung auf die Fürftenthümer von Lucca und Piombino einver- 
ſtanden 


163 


IV. Se. Majeftät der Kaifer von Deutfchland und Defterreich ver- 
zichten jowohl für Sich als Yhre Erben und Nachfolger auf venjenigen 
Theil des venetianifchen Staates, auf welchen Sie nach Inhalt ver Frie— 
densſchlüße von Campo » Formio und von Lüneville Anfprüche zu machen 
hätten. Diejer Theil des venetianifchen Staates foll für ewige Zeiten 
mit dem SKönigreihe Italien vereinigt werben. 

V. Se. Majeftät ver Kaifer von Deutfchland und Defterreich erfennen 
Se. Majeſtät ven Kaifer der Franzofen als König von Italien an. Allein 
man ift darin übereingeflommen, daß in Gemäßheit ver von Sr. Majeftät 
dem Kaiſer der Franzofen in dem Augenblide, al® Sie vie italienifche 
Krone auf Ihr Haupt fetten, gegebenen Erflärung die Kronen von 
Frankreich und Stalien von der Zeit an, als die in befagter Erflärung 
benannten Mächte, die darin enthaltenen Bevingniffe erfüllt haben wer— 
ben, für immer getrennt, und in feinem Falle auf dem nämlichen Haupte 
vereinigt werben fünnen. Se. Majejtät ver Kaifer von Deutfchland und 
Dejterreich verbindet Sich, jobald ver Fall der Trennung befagter Kronen 
eintrifft, denjenigen als König von Italien zu erfennen, ven Se. Majejtät 
der Kaiſer ver Franzofen als Ihren Nachfolger im Königreich von Stalien 
ernennen wird. 

VI. Ihre Durclauchten, die Kurfürjten von Bayern, Württemberg 
und Baden und die Batavifche Republif, als die mit Sr. Majejtät dem 
Kaifer der Franzofen und Könige von Stalien in diefem SKriege alliirt 
waren, follen in dem gegenwärtigen Frievens-Tractat mit inbegriffen fein. 

VU. Die Kurfürften von Bayern und Württemberg 
nehmen den Königstitel an, ohne jedoch aufzuhören Gliever des 
beutfchen Bundes zu fein. Se. Majejtät der Kaifer von Deutfchland und 
Defterreich erfennt fie in dieſer Würde. 

VIH. Se. Majeftät der Kaiſer von Deutfchland und Defterreich 
leiftet fowohl für fich, feine Erben und Nachfolger, als für die Prinzen 
feines Haufes, ihre Erben und refp. Nachfolger auf nachbenannte Fürjten- 
tbümer, Herrfhaften, Domainen und Gebiete Verzicht, und überläßt und 
tritt ab an Se. Majeftät den König von Bayern die Markgraffchaft 
Burgau und was dazu gehört, das Fürftenthum Eichſtädt, denjenigen 
Theil des Gebietes von Paſſau, der Sr. königlichen Hoheit, dem Kur- 
fürften von Salzburg -gehörte, und zwifchen Böhmen, Defterreich, ver 
Donau und dem mn gelegen ift, ferner die Grafichaft Tyrol, mit In— 
begriff der Fürjtenthümer Briren und Trient; die fieben Herrichaften im 
Boralbergifchen mit ihren Inklavirungen, die Graffchaft Hohenems, vie 
Grafichaft Königsegg, Rothenfels, die Herrjchaften Tettnang und Arzen 
und die Stabt Lindau nebft ihrem Gebiete. 

An Se. Majeftät ven König von Württemberg die fünf fogenannten 
Donanftäbte, nämlich: Ehingen, Munverfingen, Reidlingen, Mengen und 
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Sulgau mit allem was dazu gehört, die obere und untere Graffchaft 
Hohenberg, die Lanvgraffchaft Nelfenburg, und die Präfektur Altdorf, 
mit dem was (die Stadt Konftanz ausgenommen) dazu gehört; ferner 
denjenigen Theil des Breisgaues, welcher im Württenbergifchen inflavirt, 
und gegen Oſten in einer Linie vom Schlegelberg bis zum Molbach gele- 
gen ift, und die Städte Willingen und Braunlingen mit ihrem Gebiete. 

An Se. Durdlaucht ven Kurfürften von Baden das Breisgau, mit 
Ausſchluß der vorhin benannten und abgefonderten Befitungen, die Ortenau 
mit allem, was dazu gehört, die Stadt Konftanz und die Kommenthurei 
Meinau. 

Bon allen hier oben benannten Fürftenthümern, Herrfchaften, Do- 
mainen und Gebieten follen Ihre Majeftäten, die Könige von Bayern 
und Württemberg, und Se. Durchlaucht der Kurfürft von Baden, ganz 
unabhängig mit der vollfommenften Souveränetät, auf gleiche Weife, mit 
ven gleichen Titeln, Rechten und Prärogativen Befit nehmen, wie fie 
vorhin Se. Majeftät der Kaiſer von Deutfchland und Defterreich, oder 
die Prinzen feines Hauſes befeffen haben, und anbers nicht. 

IX. Se. Majeftät der Kaifer von Deutfchland und Defterreich erfennt 
bie von dem Haufe Defterreich zum Vortheil der Partifulierd oder ber 
öffentlichen Etabliffements in dem Lande, welches gegenwärtig einen integri- 
renden Theil des franzöfifchen Reichs ausmacht, Eontrahirten Schulden, 
und man bat fich dahin verjtanven, daß befagte Se. Majeftät rückjichtlich 
aller Schulden, welche das Haus Defterreich als Befiter gemacht und auf 
den Grund und Boden jener Länder, auf welche es durch gegenwärtigen 
Zraftat verzichtet, verbppothezirt haben möchte, von aller Verbindlichkeit 
frei fein foll. 

X. Salzburg und Berchtoldsgaden, die Sr. königl. Hoheit dem Kur: 
fürften Erzherzoge Ferdinand gehörten, follen mit Defterreich vereinigt 
und von Sr. Majeftät dem Kaifer von Deutjchland und Dejterreich ganz 
eigen und mit voller Souveränetät, aber nur umter dem Titel eines Her: 
zogthums beſeſſen werben. 

XI. Se. Majeſtät der Kaiſer der Franzoſen und König von Italien 
verſpricht Ihre guten Dienſte, um von Sr. Majeſtät dem Könige von 
Bayern, zu Gunften Sr. königlichen Hoheit, des Erzherzogs Ferdinands, 
Kurfürften von Salzburg, die Abtretung des Fürftenthbums Würzburg, 
fo wie dasfelbe durch den Rezeß ver deutſchen Neichsveputation vom 
23. Februar 1803 (6. Ventof. im Jahre XT) befagter Majeſtät überlaffen 
worden ift, zu erhalten. 

Der furfürftliche Titel Sr. königl. Hoheit geht auf biefes Fürften- 
thum über, welche Se. fünigl. Hoheit ganz eigen mit voller Souveränetät, 
auf gleiche Weife und unter ven nämlichen Befugniffen, wie vorhin das 
Kurfürftentdum Salzburg befigen wird. 
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In Beziehung auf die Schulden hat man fich dahin verftanden, daß 
ber neue Befiger mitr für jene Schulden hafte, welche von Anlehen, wozu 
die Stände ihre förmliche Einwilligung gaben, oder von Aominiftrations- 
Ausgaben herrühren. 

XI. Die Würde eines Großmeifters des beutfchen Orbens, die Ge- 
rechtjame, Domainen und Einkünfte, welche vor dem gegenwärtigen Kriege, 
von Mergentheim, als dem Hauptorte befagten Ordens, dependirten, alle 
übrigen Gerechtfamen, Domainen und Einkünfte, welche zur Zeit ver Aus- 
wechfelung dieſes Traktats mit dem Großmeiftertfum verbunden find, 
deßgleichen alle Domainen und Einfünfte, in deren Beſitz fich zu ber 
nämlichen Zeit ver befagte Drven befinden wird, follen demjenigen Prinzen 
des Faiferlichen Haufes, welchen Se. Majeftät ver Kaifer von Deutfchland 
nnd Dejterreih ernennen wird, in ber Perfon und in jeder männlichen 
Linie nach dem Erjtgeburtsrechte erblich überlaffen werben. Se. Majejtät 
der Kaifer Napoleon verfpricht feine guten Dienfte, damit Se. königliche 
Hoheit, ver Erzherzog Ferdinand, ſobald wie möglich, eine gänzliche und 
volle Entſchädigung in Deutfchland erhalte. 

XIU. Se. Majeftät ver König von Bahyern kann die Stabt und das 
Gebiet von Augsburg in Befig nehmen, fie feinen Staaten einverleiben 
und ganz eigen und mit aller Souveränetät befigen. 

Se. Majeftät der König von Württemberg kann gleicherweife bie 
Grafſchaft Bondorf in Befig nehmen, fie feinen Staaten einverleiben und 
ganz eigen mit voller Souveränetät beſitzen. Se. Majejtät der Kaifer 
von Deutfchland und Defterreich verfpricht, hierin Feinerlei Hinverniß in 
den Weg zu legen. 

XIV. Ihre Majeftäten die Könige von Bayern und Württemberg 
und Se. Durchlaucht der Kurfürft von Baden werben über bie ihnen bier 
abgetretenen Ländereien fowohl, als über ihre alten Staaten bie vollftän- 
dige Souveränetät und alle Gerechtfame, die damit verbunden und ihnen 
von Sr. Majeftät dem Kaifer der Franzofen umd Könige von Stalien 
garantirt find, fo und auf die nämliche Weife ausüben, wie Se. Majeftät 
der Kaifer von Deutfchland und Dejterreih, und Se. Majeftät der König 
von Preußen fie über ihre deutſchen Staaten ausüben. Se. Majeftät 
der Raifer von Deutfchland und Defterreich verpflichtet fih, ſowohl ale 
Chef des Reiche, als auch als Mitftand, der Ausübung alles besjenigen, 
was befagte Ihre Majeftäten ver König von Bayern und von Württem- 
berg und Seine Durchlaucht der Kurfürft von Baden rüdfichtlich dieſer 
ihrer Souveränetäts-Nechte gethan haben, oder erſt noch thun werben, 
feinerfei Hinderniß in ven Weg zu legen. 

XV. Se. Majeftät ver Kaiſer von Deutſchland und Defterreich ent- 
fagt fowohl für fich, feine Erben und Nachfolger, als auch für die Prin- 
zen feines Haufes, ihre Erben und Nachfolger, allen Gerechtfamen ber 
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Souveränetät ſowohl, als des Lehenrechtes, allen und jeden wirklichen 
oder eventuellen Anfprüchen auf alle Staaten, feinen ausgenommen, in 
beren Beſitze Ihre Majeftäten bie Könige von Bayern und Württemberg 
und Se. Durchlaucht der Kurfürft von Baden find, und überhaupt auf 
alle in den bayeriſchen, fränfifchen und ſchwäbiſchen Kreiſen liegende 
Staaten, Domainen und Gebiete, fo wie auch allen auf diefen Domainen 
und Gebieten haftenden Titeln. Alle Anjprüche, fie mögen wirkliche oder 
eventuelle fein, welche beſagte Staaten auf das Haus Defterreich oder 
gegen die Prinzen vesfelben haben mögen, find und bleiben demnach für 
immer erlofchen. Jedoch haben die im gegenwärtigen Artikel enthaltenen 
Renunciationen feine Beziehung auf das Eigenthum, welches durch ben 
Artikel XI Ihren königlichen Hoheiten ven Erzberzogen zugetheilt worben 
ift, oder in Kraft des Art. XII noch erft zugetheilt werben foll. 

XVI. Die Domainial- Dokumente oder Titel und die Archive, bie 
Pläne und Karten der in Kraft gegenwärtigen Traftats abgetretenen ver- 
ſchiedenen Länder, Städte und Feſtungen follen drei Monate nach erfolgter 
Ratififation denjenigen Mächten, in deren Befig fie fommen, ausgeliefert 
werben. 

XVII. Se. Majeftät der Kaifer Napoleon garantirt die Integrität 
bes üfterreichifchen Staates in dem Zuftande, in welchem er zu Folge 
gegenwärtigen Friedens-Traktats fommen wird, fo wie die Integrität ber 
in den Art. XIund XII den Prinzen des Haufes Defterreih angewiefenen 
Beſitzungen. 

XVII. Die hohen Kontrahenten erkennen die Unabhängigkeit ber 
helvetiſchen Republik, in dem Zuſtande, in welchem fie fih nach Inhalt 
der Modiations- Akte befindet, fo wie die Unabhängigkeit ver batanifchen 
Republik. 

XIX. Die von Frankreich und feinen Alliirten gemachten kriegsge— 
fangenen Defterreicher, und die von Defterreich gemachten Friegsgefangenen 
Franzoſen und deren Alliirte, bie bereits: noch nicht ausgeliefert find, 
follen vierzig Tage nach Auswechfelung ver Ratififationen gegenwärtigen 
Traftats ausgeliefert werben. 

XX. Alle Verbindungen und Handlungs -Berhältniffe follen in ven 
beiden Staaten auf den nämlichen Fuß, worauf fie vor dem gegenwärtigen 
Kriege ftanden, wieder hergeſtellt werben. 

XXI. Se. Majeftät der Kaifer von Deutfchland und Defterreich 
und Se. Majeftät ver Kaifer ver Franzofen und König von Italien werben 
unter fih in Beziehung auf Rang und Etiquette das nämliche Zeremoniel, 
wie vor dem gegenwärtigen Kriege, beobachten. 

XXU. Fünf Tage nach Auswechfelung ver Ratififationen gegenwär- 
tigen Traktats werden bie Stadt Prefburg und ihre Umgebungen in einer 
Entfernung von ſechs Meilen geräumt. 
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Zehn Tage nach befagter Auswechſelung werben vie franzöfifchen 
Truppen und vie Truppen ver Alliirten von Franfreih Mähren, Böhmen, 
das Viertel Unter-Wiener-Wald, das BViertel Unter-Monhartsberg, Un- 
garn und ganz Steyermarf räumen. 

In den nächſtfolgenden zehn Tagen werben fie das Viertel Ober- 
Wiener-Wald und das Viertel Ober-Monhartsberg räumen. 

Endlich werden nach Verlauf von zwei Monaten, von der Auswech- 
felung der Ratififationen an gerechnet, die franzöfifchen Truppen und bie 
Truppen der Alliirten von Frankreich alle Erbitaaten Sr. Majeftät des 
Kaifers von Deutichland und Defterreich geräumt haben, nur mit Aus- 
nahme von Braunau, welcher Platz noch ein Monat länger als ein 
Depot für Kranfe und für die Artillerie zur Dispofition Sr. Majeftät 
des Kaiſers der Franzofen und Königs von Italien bleiben wird. 

Während diefes Monats joll an die Einwohner feinerlei Requifition, 
von welcher Beichaffenheit fie immer fein möchte, gemacht werben. 

Indeſſen hat man fich dahin verjtanven, daß bis zu Ausgang befagten 
Monats fein öfterreichifches Truppenkorps einen Bezirk von ſechs Meilen, 
im Umfreife von Braunau, einnehmen over befiten joll. 

Sleicherweife hat man die gegenfeitige Llebereinfunft getroffen, daß 
fein Pla, ver in den vorerwähnten Terminen von den franzöfifchen 
Truppen geräumt werben muß, von ben öfterreichifchen Truppen eher als 
nach Verlauf von 48 Stunden nach erfolgter Räumung bejegt werben foll. 

Ferner hat man fich dahin verglichen, daß die Magazine, welche bie 
franzöfifche Armee in den Drten, die fie nach und nach räumen muß, 
zurücdläßt, befagter Armee zur Dispofition bleiben, und daß beide hohe 
Eontrahenten in Beziehung auf all und jede Kriegsfontribution, die den 
von ber franzöfifchen Armee befegten Erbjtaaten vorhin aufgelegt worben 
find, ein Arrangement treffen, wodurch die Erhebung befagter Kontribu— 
tionen, vom Zage der Auswechjelung der Ratificationen an gerechnet, 
gänzlich aufhören joll. 

Die franzöfifche Armee wird ihren Unterhalt und ihre Verpflegung 
aus ben eigenen, auf ven Routen, bie fie in ihrem Marfche berühren 
muß, angelegten Magazinen ziehen. 

XXI. Unmittelbar nach Auswechſelung der KRatificationen gegen- 
wärtigen Zraftats follen von beiden Seiten Kommifjarien ernannt werben, 
um burch biefelben im Namen ihrer refpectiven Souveräne alle von den 
Truppen Sr. Majeftät des Kaifers der Franzofen und Königs von Italien 
noch nicht beſetzten Theile des venetianifchen Gebiets zu übergeben und 
zu übernehmen. 

Die Stadt Venedig, die Lagunen, die Befigungen auf der Terraferma 
folten in fünfzehn Tagen, das venetianifche Iſtrien und Dalmatien, die 
Münbungen des Cattaro, die venetianifchen Infeln im adriatifchen Meere, 


168 


und alle darauf befindlichen Pläge und Feftungen in Zeit von feche 
Wochen nach erfolgter Auswechfelung ver Ratififationen übergeben werben. 

Die refpectiven Kommiffarien werben dahin fehen, daß das Artilferie- 
geſchütz, welches der Republik Venedig gehörte, forgfältig von dem öfter- 
reichiichen Gefchüge gefonvert werde. Das erftere ſoll ganz Eigenthum 
des italienijchen Königreichs werden. Site werben mittel® eines gemein— 
ichaftlichen Accords die Natur und Befchaffenheit jener Gegenſtände be- 
ftimmen, welche Sr. Majeftät dem Kaifer von Deutfchland und Defterreich 
gehören, und folglich zu feiner Dispofition bleiben müffen. Sie werben 
entweber über den im SKönigreich Italien vorzunehmenden Verkauf ber 
faiferlichen Artilferie und worbenannter Gegenftänve, oder über ihren Aus— 
taufch gegen eine gleichgültige Quantität Gefchüßes oder andere Gegenftände 
von biefer oder einer andern Befchaffenheit, die von der franzöfifchen Armee 
in den Erbjtaaten zurücgelaffen werben, vie nöthige Uebereinfunft treffen. 

Den öfterreichifchen Truppen, und den bürgerlichen und militärifchen 
Aominiftrationen foll jede Erleichterung und jeder Beiftand geleijtet wer- 
den, um auf dem ſchicklichſten und ficherften Wege in bie öfterreichifchen 
Staaten zurücfehren zu können. Gfleicherweife foll der Transport ber 
faiferlichen Artillerie, der Magazine zu Waffer und zu Land, und aller 
übrigen in den gegenwärtigen Stipulationen nicht ausdrüdlich benannten 
Gegenſtände, e8 fei durch Verkauf oder Taufch, die damit gemacht werben 
fönnten, beförvert werben. 

XXIV. Die Ratificationen gegenwärtigen Traktats follen in Zeit 
von acht Tagen, oder wo möglich, noch früher gefchehen. Geſchehen und 
unterzeichnet zu Prefburg ven 26. Dezember 1805 (5. Nivofe. Jahr XIV). 

Unterzeichnet : 
(L.S.) Joſ. Fürſt v. Lichtenſtein. (L.S.) Karl Mori; Talleyrand. 
(L. SI Ignatz Graf v. Gyulai. 

Wir haben genehmigt und genehmigen vorgeſetzten Traktat in allen 
und jeden Artikeln, die er enthält, erklären, daß derſelbe hiermit angenom— 
men, ratificirt und beſtätigt ſei, und verſprechen, daß er unverbrüchlich 
gehalten werden ſoll. 

Zum Zeugniſſe deſſen haben Wir Gegenwärtiges ausgefertigt, mit 
Unferer eigenen Hand gezeichnet, kontraſigniren und mit Unſerm kaiſer— 
lichen Siegel befiegeln laffen. Im Pallafte zu Schönbrumn den 6. Nivofe 
im Sahre XIV (27. Dezember 1805). 

Unterzeichnet: Napoleon, 
Auf Befehl des Kaifers der Minifter - Staatsfecretär. 
Unterzeihnet: H. B. Maret. 
Der Minifter der auswärtigen Gefchäfte. 
Unterzeichnet: Karl Moriz Tallepyrant. 
Reg. Bl. f. d. Könige. Bayern f. d. J. 1806. Nr. 7 u. 8. ©. 49 64. 
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2. Convention entre le Roi de Baviere et le Grand Prieur de 
la Langue allemande de l’orde de Malte signee & Munich 
le 28. Janvier 1806. 


S.M. le Roi de Baviere ayant donne une nouvelle preuve de bien- 
veillance à l'ordre de St. Jean de Jerusalem en acceptant la Co-Adjutorerie 
du Grand-Prieur d’Allemagne pour S. A. R. le Prince Charles-Theodor 
son fils, elle a aussi voulu regler, d’une maniere invariable, les rapports 
qui doivent exister & l’avenir entre S. A. R. son fils, en qualite de 
Grand-Prieur d’Allemagne et laLangue allemande de l’ordre. En con- 
sequence il a été nomm& pour determiner ces rapports de la part de 
Sa Majeste S. Ex. M. le Baron de Montgelas, son Ministre des affaires 
etrangeres; et de la part du Prince Grand-Prieur d’Allemagne, le Baron 
de Pfurdt, Bailli de Brandenbourg et le Baron de Flachslanden, Bailli 
d’Aquila et Neubourg; lesquels ayant été munis des pleins pouvoirs 
necessaires, sont convenus, tant en general qu’en particulier dé ce qui suit. 


Art. I. Indemnites. 


S. M. le Roi de Baviere, non seulement prend sous sa protection 
immediate les anciennes possessions du Grand-Prieur d’Allemagne, mais 
Elle employera encore toute son influence pour lui procurer les indem- 
nitös qui Jui ont été accordees par le 8.26. du Reces de la Deputation 
du 25. febrier 1803 sous la Souverainetd des Etats oà elles se trouvent. 


Art. I. Prieur& d’Allemagne formant Langue separee. 


Le Grand-Prieurd d’Allemagne continuera de former une Langue 
separee, ainsi qu’un Prince et un chapitre particulier, qui se rassemblera 
dans la Residence du Grand-Prieur d’Allemagne. La reunion des deux 
Dignites de Prince Grand-Prieur d’Allemagne et de Grand-Prieur de 
Baviere dans la personne de S. A. R. le Prince Charles Theodore, 
n’entrainera jamais apres elle la reunion de deux Langues et Chapitres; 
ces derniers continueront d'ötre traites d’apres les formes preserites par 
les Statuts de l’ordre, et d’apres leurs usage et coutümes, auxquels 
il ne peut &tre deroge que du consentement et avec l’accession de la 
Regence de l’ordre. 


Art. IH. Droits du Grand-Prieur. 


Le Prince Grand-Prieur jouira de tous les droits, prerogatives, 
honneurs et avantages, qui sont attaches a sa dignite, et avec la reserve 
qu’il sera maintenu dans cette jouissance, au cas qu'il viendroit A se 
marier, ainsi qu'il à été deja arrété pour le Grand-Prieure de Baviere. 

Le Prince Grand-Prieur ne pouvant resider continuellement dans 
l’endroit fixe comme Siege du Grand-Prieure d’Allemagne, il nommera 
un Gouverneur, qui sera tenu & la residence dans cet endroit, et auquel 
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il sera assigne, au compte du Grand-Prieure des &molumens convenab- 
les, sur lesquels on statuera aussi-töt que l’on aura une connoissance 
exacte de la masse de fondation d’apres le reglement des indemnites. 
Le Gouverneur sera toujours choisi parmi les trois premiers Dignitaires 
du Prieure, savoir le Grand-Prieur de Hongrie, celui de Dacie et celui 
du Baillage de Brandenbourg. 


Art. IV. Indemnit&s p. les anciens membres. 


Sa Majeste voulant que les plus anciens membres, qui ont le droit 
le plus immediat au Grand-Prieure soient indemnises en quelque fagon 
du sacrifice qu’ils font de leurs esperances, donnera son consentement 
au nom du Prince son fils, aux arrangemens que le Chapitre Provincial 
d’Allemagne proposera en leur faveur, 


Art. V. Auberges provineciales. 


Comme ces plus anciens membres, en perdant ainsi des ce moment, 
le droit de succession au Grand-Prieure, ne peuvent supporter les fraix, 
auxquels ils &taient obliges par les Statuts de l’ordre, pour la tenue 
des Auberges provinciales en Allemagne, ce qui donnoit aux Grands- 
Baillages un droit immediat à la dignit& de Prince Grand -Prieur, le 
Chapitre Provincial d’Allemagne s’occupera & faire des arrangemens & 
ce sujet; et Sa Majeste veut, que le Grand-Prieur, son fils, y contribue 
de son cöte ainsi qu'il sera statue. 


Art. VI. Dettes des Ev&öques de Bäle et Liege. 


Le Grand-Prieur6 d’Allemagne ayant regu par le Reces de la 
Deputation de l’Empire, et par la mediation des Puissances, des In- 
demnites en compensation des pertes qu’il a essuy&es sur la rive Gauche 
du Rhin et en Alsace, la juste &valuation des dettes des Princes Eve- 
ques de Bäle et de Liege doit ôt rele premier objet, dont on s’occupera, 
et d’apres lequel la fondation du Grand-Prieur& sera retablie dans 
toute sa plenitude et sur le möme pied qu’elle existoit avant cette Revo- 
lution (de la m&me maniere que les Commanderies qui ont ete suppri- 
mees). Et afın que la jeune noblesse qui entre dans l’ordre, ait les 
moyens de se rendre utile, il sera cree, par gradation, des Pensions 
pour un certain nombre d’aspirans; lorsque l’un de ces derniers sera 
nomme & une Commanderie, sa Pension passera & un autre, La somme 
totale et le nombre de ces Pensions ne pourront ötre fixes qu’apres la 
determination Generale des moyens qui permettent une telle disposition. 


Art. VI. Servicesmilitaires. 
Comme l’ordre de St. Jean de Jerusalem est d’apres sa Consti- 
tution, une Institution essentiellement militaire, les membres qui le com- 
posent, sont egalement appeles comme Gentilshommes et comme Sujets, 
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à se rendre utile aux differents Princes, dans les Etats desquels ils 
possödent des biens. Sa Majeste s’attend, en consequence, que le Cha- 
pitre Provincial d’Allemagne, indiquera les moyens d’atteindre ce but 
louable: conjointement avec l’accomplissement des devoirs qu’ils auront 
a remplir, lorsque l’ordre sera remis en possession de Malte. Il leur sera 
iibre de prendre du service chez l’un ou l’autre des Souverains qui pro- 
tegent l’ordre. Cependant Sa Majeste, prenant en consideration le liens 
immediats qui mettent particulierement les Individus du Grand-Prieure 
sous la protection de son auguste fils, accueillera de preference ceux 
qui se voueront & son service, soit militaire ou civil, et ils jouiront 
personellement dans ses Etats de mêmes avantages que les nationaux, 
dans la conviction, ou Elle est qu’ils sentiront le prix de la protection ' 
que Sa Majeste daigne leur accorder, et qu'ils s’en rendront dignes par 
leur zele pour le service. 
La presente Convention sera portee à la connoissance de la R&- 
gence de l’ordre de St. Jean de Jerusalem et soumise a son acceptation. 
Signe 
Baron de Montgelas. 
Baron de Pfurdt, Bailli de Brandenbourg 
et Commandeur a Francfort. 
Baron de Flachslanden 
Bailli d’Aquila et Neubourg. 
Martens Recueil. Supp. Tom. IV. Nr. 67. S. 229. 


3, Königliches Allerhöchftes Patent über Abtretung des Herzogthums 
Berg vom 15. März 1806. 


Wir Marimilion Yofeph 
von Gottes Gnaden König von Bayern ꝛc. ꝛc. 


Befennen und urkunden: In Folge einer zwifchen Seiner Majejtät 
dem Kaifer ver Franzofen und Könige von Stalien, und Uns gefchloffenen 
Uebereinkunft*) geht das von Uns und Unferm Haufe befefjene Herzog: 
thum Berg an feine Kaiferlihe und Königliche Majeftät von Franfreich 
über. Wir eröffnen dies Unfern bisherigen getreuen Landſtänden, Unter: 
berren, Lehenleuten, Dienern, Mebiatkorporationen und ſämmtlichen Unter- 
thanen des erwähnten Herzogthums und indem Wir fie der gegen Uns 
und Unfer Fönigliches Haus noch gehabten Pflichten förmlich und feierlich 





*) Staatsvertrag zwiſchen Franfreih und Bayern wegen Abtretung bes Herzog- 
thums Berg von letzterem am erfteres gegen das preußiiche Fürſtenthum Ausbach. 
d.d. Wien ben 15. Dezbr. 1805. Diefer Bertrag ift nicht veröffentlicht worden. 
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entbinden, auch fie damit unbebingt an bie Beftimmungen Seiner Taifer- 
lichen und königlichen Majeſtät verweifen, machen Wir e8 Uns zur befon- 
bern Pflicht, Unfere Negierungshandlungen in dem gedachten Herzogthume 
mit banfbarer Anerkennung der Uns und Unferem Haufe darin von ven 
gefammten Unterthanen fo vielfam gegebenen Beweife ihrer unverrüdten 
Treue und Anhänglichkeit, und ihres willfährigen Gehorfams zu befchließen, 
und fie zu verfihern, daß Wir ihnen mit Huld und Gnade in andern 
Wegen jederzeit beigethan bleiben werben. 
Gegeben in Unferer Haupt- und Nefidenzftant München ven 15. März 
1806. Im erjten Jahre unferes Reiches. 
Mar Joſeph. 
Freiherr von Montgelas. 
Reg. Bl. f. d. Königr. Bayern f. d. 3. 1806. Nr. 14. S. 121. 


4. Königliches Allerhöchites Patent über Befignahme der Marf- 

grafichaft Ansbach vom 20. Mai 1306. 

Wir Marimllian Joſeph 
von Gottes Gnaden König von Bayern ꝛc. ꝛc. 

Entbieten allen und jeden, bie dieſes lefen over lefen hören, Unſere 
Gnade und Unfern Gruß, und fügen venfelben zu wiffen: 

Da durch eine zwifchen Seiner franzöfifch Faiferlichen Majeftät und 
Uns gefchloffenen Uebereinfunft*) es dahin gebiehen ift, daß die Mark— 
graffchaft Ansbach, fo wie ſolche bisher von Seiner königlichen Majeftät 
von Preußen befeffen worben ift, an Unfer fönigliches Haus überwiefen 
worben und demſelben auf ewige Zeiten angehören und verbleiben foll: fo 
haben Wir in Gemäßheit diefer Uebereinkunft befchloffen, nunmehr von 
genannter Marfgrafichaft, allen ihren Orten, Zugehörungen und Zuftän- 
bigfeiten Befig nehmen zu laffen und die Regierung darin anzutreten. 
Wir thun dies Kraft diefes Patents, und verlangen daher von ber Geift- 
lichkeit, der Nitterjchaft, ven Lehenleuten, Einfaffen, Civil- und Militär- 
bebienten, Magijtraten der Städte und ſämmtlichen Untertbanen, Ein- 
wohnern, wejjen Standes oder Würde fie fein mögen, fo gnädig als 
ernftlich, daß fie fich Unferer Pegierung unterwerfen, und Uns von nun 
an als ihren rechtmäßigen König und Yandesfürften anfehen und erfennen, 
auch Uns volltommen gehorfam, und alle Unterthänigfeit und Treue 
erweijen, und vemnächjt, fobald Wir e8 erfordern werben, die gewöhnliche 


*) Staatsvertrag zwilchen Fraufreih und Bayern wegen Abtretung bes Herzog- 
thums Berg von legterem am erfteres gegen das preußiiche Fürſtenthum Ansbach. 
d d. Wien den 15, Dezbr. 1805. Diejer Vertrag ift nicht veröffentlicht worden. 
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Erbhuldigung leiften. Wir ertheilen ihnen dagegen die Verficherung, daß 
Wir ihnen mit föniglicher Huld und Gnade und lanvesväterlichem Wohl- 
wollen jederzeit zugethan fein, und ihrer Wohlfahrt und Glückſeligkeit 
Unjere ganze landesväterliche Vorſorge unermübet widmen werben. 

Wir haben die oberjte Leitung der Befignahme obengevachter Mark- 
graffchaft und ver öffentlichen Staatsverwaltung derſelben Unferm Käm— 
merer, wirklichen geheimen Rath, Generalfommifjär in Franken, Präfi- 
denten ber Landespireftion zu Bamberg, und des St. Hubertusorvend 
Ritter, Karl Friedrich Grafen von Thürheim, als Unferem Hoftommiffär 
übertragen, und erwarten von fämmtlichen Unterthanen, daß fie allen von . 
bemfelben in Unferm Namen zu treffenden Anorbnungen und Einrichtun- 
gen Folge leijten werben. Wir jegen dabei feit, daß vor ver Hand ſämmt— 
liche dort ‚angejtellte Beamte die ihnen zufommenden Amtsverrichtungen 
orbnungsmäßig, nach dem bisherigen Gefchäftsgange, vergeftalt einftweilen 
fortfegen, daß fie Unferer Gnade und Unferes ferneren Vertrauens würdig 
bleiben. 

Zu Urkund deſſen haben Wir gegenwärtiges Patent allerhöchit eigen- 
händig vollzogen, und mit Unſerem föniglichen Inſiegel bedrucken laffen. 

Sp geihehen und gegeben in Unſerer Reſidenzſtadt München ven 
20. Mai 1806. 

(L. S.) Mar Joſeph. 
Freiherr von Montgelas, 
Reg.- DI. f. d. Königr. Bayern f. d. J. 1806. Nr. 23. ©. 189. 


5. Traktat zwiichen Branfreih und Bayern vom 25. Mai 1806, 
betreffend die Beitimmung der Militärs, und Gränz-Linien zwijchen 
den Königreichen Stalien und Bayern. 


Traktat zwiſchen Seiner Majeftät dem Kaifer der Franzofen, König 
von Italien und Seiner Majejtät dem Könige von Bayern, in Beziehung 
auf die Militärlinie, welche zufolge des jtipulirten WBorbehaltes in dem 
neueften Artifel des bei der Uebergabe ver Grafichaft Tirel und der Für- 
jtenthümer Briren und Trient an Seine Majeftät ven König von Bayern 
abgefaßten Protokolls, in dem italienifhen Tirol, al® ver Gränze des 
Königreich8 Italien beftimmt werden fol. Diejes Protofoll wurde ver- 
faßt und unterzeichnet zu Innsbruck am 11. Februar 1806 in Gemäßheit* 
des achten Artikels des Prefburger Frievensichlußes vom 26. Dezem- 
ber 1805. 


Seine Majeftät der Kaifer ver Franzofen, König von Italien und 
Seine Majejtät der König von Bahern des Willens die Militärlinie, 
welche in dem italienischen Tirol gezogen werden foll, zu bejtunmen, 
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haben befchloffen, folgende Verfügung hierüber zu treffen, und zu biefem 
Ende nachſtehende Bevollmächtigte zu ernennen, und zwar: 

Seine Majeftät der Kaifer der Franzofen, König von Stalien, ven 
Marfchal Berthier, Fürften und Herzog von Neufchatel und Valangin, 
Kriegsminifter, Reichsmarſchall, Major-General ver großen Armee, Grof- 
freu; der Ehrenlegion, Kommandanten ber erften Kohorte, Kron » Oberft- 
jägermeifter, Großfreuz des preußifchen fchwarzen und rothen Adler-⸗Ordens 
und des Ordens der eifernen Krone; 

und Seine Majeftät der König von Bayern den Herrn Freiherrn von 
Montgelas, allerhächft ihren Staats- und Konferenz - Minifter der aus- 
wärtigen Verhältniffe, Großfreuz des Ordens des heiligen Hubertus und 
bes heiligen Johann von Serufalem, Großkreuz der Ehrenlegion, 

welche nach Auswechjelung ihrer beiderfeitigen Vollmachten über fol- 
genbe Artikel übereingelommen find. 

Art. 1. Seine Majejtät ver König von Bahern macht fich ſowohl 
für fich, al8 für feine Erben und Nachfolger, und für die Prinzen feines 
Haufes, ihre Erben und refpectiven Nachfolger auf ewige Zeiten verbindlich, 
in dem ganzen mittägigen, zwifchen ver Militär-Linie nach Inhalt des 
Artikels 2 begriffenen Theile des italienifchen Tirols und der Gränze bes 
Königreichs Italien, Feine Feitung und fein Werk anzulegen, Fein Kriegs- 
Magazin zu errichten uud feine Truppen daſelbſt zufammen zu ziehen. 
Seine Majeftät verbindet fich ebenfalls die Militärlinie und die unten 
genannten Gegenden nie militärifch befegen zu laſſen. 

Art. 2. Die zufolge des erften Artikels bevungene Militär-Linie 
nimmt von Roveredo ihren Anfang und geht öftlich an dem linfen Ufer 
ber Etſch diefen Fluß hinauf bis Motorello, durch Val-Sorlillo, nad San» 
Valentino, Bigolo, Caſtel di Vigolo, Bofentino, Migazone, Calzeranica, 
Caldonazzo, und an der Straße von Lavico, bis an dieſe Stabt, von da 
geht fie öftlich durch das Thal de la Brenta, durch San Defiverio, Mar- 
ter, Montebello, San-Maria-Doneda, Borgo di Bal-Sugana, Eaftel-novo, 
Dspetalerto, C. Grigno, Belveri, Tezze, bis an die Gränze des König- 
reich8 Italien. 

Weftlich zieht fich diefe Linie von Roveredo über Sacco, durch den 
Etſchfluß nach Iſera, Folas, Corno, Eire, ven Berg Campo-Stiro, San- 
Giaco, Maffon und Arco. Bon letterer Stadt geht fie an ven Fluß 

Sareca wieder hinauf nach Chiaran, San-Pietro, längs ven Gränzen bes 
Gebiet3 von Tenno, dann durch Balin längs der Gränzen des Thales 
Ledro, an ven Anhöhen von Drat, von wo fie in ven Fluß Fiana bie 
Bondo, ſodann an den Fluß Arno herunter durch Breguz, San-Andrea, 
Zion, bis an den Einfluß des Arno in die Sarca fortläuft; an legterem 
Fluße zieht fie fich wieder hinauf durch Dar, Vigo, Fift, Bocenago, 
Giuftin, San-Giovanni, VBaldajon, Baldin, San Vigilio längs dem Wege 
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von Marignola, dem Weg nach dem Bergfluße, welcher nach San-Maria 
di Campiglio, Campo und ven Berg Campio führen; an ven Fluß Ma— 
ledria wieder hHerumter nach Brigita und Dimaro, bis an den Einfluß 
des Maledria in ven Bergjtrom Nas, von da zieht fie fich diefen Strom 
binauf durch Rovinna, Maftotina, Piano la Sega, Polizzano, Cufiana, 
bis an die Mündung des Bergitromes Pei, dann dieſen Strom wieder 
hinauf durch Colentino, Celadizo, Copolo, Pejo, und ven Bergftrom No— 
cerivo, ehemals Nauno, gleichfalls binauf bis nach Monte del Carno di 
San Signori, welcher den Gränzpunft zwifchen dem Königreich Italien, 
der Schweiz und dem Tirol ausmacht; auf diefe Art befindet fich ver 
Berg Tonal in den Punkten, welche weder befejtigt, weder als Schanzen 
angelegt, noch militärisch beſetzt werden dürfen. 

Art. 3. Es darf ferner fein Feſtungswerk oder Schanze auf ber 
in dem vorigen Artikel bejtimmten Militärlinie und in einer Entfernung 
von 500 Klaftern norowärts von derfelben, nämlich von ver Seite des 
deutſchen Tirols, errichtet werden. In den Bedingungen der drei vorher: 
gehenden Artikel find jedoch die Garnifonen und gewöhnlichen Truppen- 
Abtheilungen nicht begriffen, welche zur Aufrechthaltung ver Polizei, und 
dazu beſtimmt find, den lanvesherrlichen Gefegen Nachdruck zu verfchaffen. 

Art. 4 Dem erjten Artifel des Protofolls zufolge, welches bei 
Uebergabe des Tirols an Seine Majeftät ven König von Bayhern geführt 
wurde, war ein Theil des italienischen Tirols für den König von Stalien 
vorbehalten worden; dieſe Verfügung wird durch gegenwärtigen Traktat 
als nichtig erflärt, und erwähnte Seine Majeftät ver König von Bayern 
ſoll fogleih in ven Beſitz dieſes Theil vom italienifchen Tirol gefett 
werben, damit Er, feine Erben und Nachfolger, ingleichen alle Prinzen 
feines Haufes, ihre Erben und reſpektiven Nachfolger ihn in voller und 
ungetheilter Sowveränetät, wie die übrigen Staaten des Haufes, jedoch 
nach ver in ven Artifeln 1, 2 und 3 beſtimmten Einjchränfungen genießen 
fönnen. 

Art. 5. Die Genehmigungen des gegenwärtigen Traftats follen in 
Zeit von zwölf Tagen, und noch eher, wenn es möglich ift, ausgewechfelt 
werden. 

Geſchehen zu München ven 25. Mai 1806. 

Unterſchriften. 
Reg.“Bl. f. d. Königr. Bayern f. d. J. 1507. Nr. 8. ©. 289. 


— — — — 


6. Granz-Berichtigungs-Vertrag zwiſchen Bayern und Württemberg 
vom 3. Juni 1806, 

La Ligne de d@marcation commence à la frontiere territoriale, qui 

a subsisté jusqu'ici entre la Principaute d’Ellwangen et la Comte d’Oet- 
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tingen-Spielberg, et continue jusqu’a celle entre Ellwangen et Oettingen- 
Baldern; de là elle s’&tend & l'ouest du territoire de Kapfenbourg et 
Lauchheim, et embrasse & l’est, celle de Nerresheim jusqu’a l’ancienne 
frontiere de Wurttemberg et celle de Neubourg, ou la Baviere aura 
la ville de Dischingen et autres possessions du Prince de Taxis, & 
l’exception de celles du ci-devant couvent de Nerresheim, qui resteront 
au Royaume de Wurttemberg, de maniere que Kaltenbourg, Lautal, 
Stetten, Oberstotzingen et Bergenweiler, Nicolhausen, Regendorf, Schwarz- 
wangen, Niederstotzingen et Bissingen ainsique Bechingen et Zoeschingen 
echoient & la Baviere. Elle continue ensuite le long de l’ancienne fron- 
tiere de Wurttemberg et d’Ulm jusqu’a la seigneurie de Rechberg, oü 
la for&t de Rottenbach, Degenfeld, Winzingen, Reichenbach, les mai- 
teries situdes au Nord des chäteaux de Ramsberg et Stauffenegg, ainsi- 
que Bernbach, le tout avec dependances, appartiendront a Wurttemberg 
et Boehmenkirch, Weisenstein et Neuningen, avec les chäteaux de 
Ramsberg et Stauffenegg; Rhein et Gross - Sussen avec leurs limites & 
la Baviere, ici elle traverse la Vils entre le ci-devant territoire d’Ulm 
et Wurttemberg, jusqu’a la frontiere de Wiesensteig, longe le edté 
oriental de catte frontiere jusqu’aux environs de Merklingen. ou elle 
enclave Lautrach pour Wurttemberg, et donne Arnegg, Dietingen, Wurt- 
temberg, Sterrlingen et Klingenstein & la Baviere jusqu’a Ehestetten, 
de la vers la ci-devant frontiere du Wurttemberg en faisant le tour des 
limites de Pfaunstetten et Donaurieden jusqu’au Danube, ce qui fait 
que Wernau, Erbach et Donaurieden restent à la Baviere, et Dischingen 
a Wurttemberg. lei la ligne passe le Danube, et le cours de la Ries 
forme les limites, de maniere cependant que le territoire de Biberach, 
appartenant actuellement a Bade reste intact. Au dessus de ce terri- 
toire cette ligne separe celle du Comte de Waldsee, y compris le baillage 
de Schwarzach, en faveur de Wurttemberg, adjuge Wolfsegg à la Ba- 
viere, et descend, en longeant les confins de la Satrapie d’Altorf, jusqu’& 
Berg. Depuis Berg la ligne partage au nord Altorf, avec ses depen- 
dances le Bas et Haut-Akenreute, Bondebbach, Laeher et Burach pour 
Wurttemberg, suivant ensuite, dans une ligne oblique le cöt& nord-est 
de cette limite, elle s’etend jusqu’a Ober-Baumgarten, qui &choit à la 
Baviere; de la elle se prolonge jusqu’au lac de Constance, en laissant 
au nord la chapelle de Saint Foerg & Wurttemberg, et donnant en 
passant a l’Achbach, tout le distriet jusqu’a la banlieue de Buchhorn 
à la Baviere. 


Martens Recueil des principaux traités Supp. T. 4. pag. 289. 
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5. Konfdderationd-Afte der rheinischen Bımdes- Staaten vom 12. 
Juli 1806. 


Seine Majeftät der Kaifer der Franzofen und König von Stalien 
von einer, und bon der andern Seite Ihre Majeftäten die Könige von 
Bayern und Württemberg, Seine furfürftlihe Gnaden der Erztanzler, 
Seine furfürftlihe Durchlaucht von Baden, Seine faiferliche Hoheit ver 
Herzog von Berg und Eleve, Ihre Durchlauchten ver Landgraf von Hefjen- 
Darmftadt, die Fürften von Nafjau- Ufingen und von Nafjau- Weilburg, 
von Hohenzollern Hechingen und Hohenzollern» Sigmaringen, von Salm- 
Salm und Salm-Kyburg, von Yſenburg-Birſtein, der Herzog von Ahrem- 
berg, der Fürft von Lichtenftein und der Graf von ber Leyen, entfchloffen 
durch eine angemeſſene Webereinfunft ven äußeren und innern Frieden 
Süddeutſchlands zu ſichern, für welchen nach der alten und ver neueften 
Erfahrung die deutjche KKonftitution Feine Garantie mehr gewähren Fonnte, 
hatten zu ihren Bevollmächtigten ernannt, und zwar: 

Seine Majeftät der Kaifer der Franzojen und König von Stalien: den 
Herrn Karl Moriz Talleyrand, Fürften und Herzog von Benevent, 
Allerhöchſt ihren Oberftlämmerer und Minifter der auswärtigen Ver- 
hältnifje, Großfreuz ver Ehrenlegion, Ritter des preußifchen ſchwarzen 
und rothen Adler-Ordens und des heiligen Hubertus-Ordens. 


Seine Majeftät der König von Bahyern: den Herrn Anton von Getto, 
Allerhöchit ihren wirklichen geheimen Rath, außerordentlichen Gefandten 
und bevollmächtigten Minifter bei Seiner Majeftät dem Kaiſer ver 
Franzojen und König von Italien und Ritter des Löwen-Ordens. 


Seine Majeftät ver König von Württemberg: ven Herrn Grafen von 
Winzingerode, Allerhöchit ihren Staats-, Konferenz: und Kabinets- 
Minifter, Ritter des großen Ordens, Kommenthur des Yohanniter- 
Ordens und Ritter des weißen Adlers. 


Seine furfürftlichen Gnaden, ver Kurfürſt Erzlanzler des deutfchen Reichs: 
ben Herren Karl Grafen von Beuft, Höchſtihren außerorbentlichen 
Gefandten und bevollmächtigten Minifter bei Seiner Majeftät dem 
Kaifer der Franzofen und König von Stalien, Ritter des goldenen 
Löwen⸗ Ordens. 

Seine kurfürſtliche Durchlaucht von Baden: den Herrn Sigismund Karl 
Johann Freiherrn von Reizenſtein, Höchſtihren Kabinets-Miniſter, 
Großkreuz des Ordens de la Fidelite. 

Seine Taiferliche Hoheit der Prinz Joachim Herzog von Berg und Eleve: 
ben Herrn Marimilian Freiheren von Scholl. 

Seine Durchlaucht der Landgraf von Heffen-Darmftabt: den Herrn 
Auguft Freiheren v. Pappenheim, Höchftvero bevollmächtigten Minijter 
bei Seiner Majeftät dem Kaifer ver Franzofen, König von Stalien. 
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Ihre Durchlauchten die Fürften von Nafjau-Ufingen, und von Nafjau- 
Weilburg: den Herrn Johann Ernſt ee von Gagern, Hödjt- 
ihren Minifter. 

Ihre Durchlauchten die Fürften von Hohenzollern-Hechingen und Hohen: 
zollern-Sigmaringen: den Herrn Franz Xaver von Filchler. 

Ihre Durchlauchten die Fürften von Salm-Salm und Salm - Kyburg: 
benfelben Herrn Franz Kaver von Filchler. 

Seine Durchlaucht der Fürft von Nfenburg - Birjtein: den Herrn von 
Greuhm, Höchjtihren Präfidenten und Bevollmächtigten. 

Seine Durchlaucht der Herzog von Ahremberg: den Herrin Dürant 
St. Andre. 


Der Graf von ver Leyen: ven Harn Durant St. Andre, 
welche nach wechleljeitiger Mittheilung. ihrer VBollmachten über folgende 
Artifel übereingefommen find: 

Art. 1. Die Staaten Ihrer Majeſtäten der Könige von Bayern 
und von Württemberg, Ihrer Durchlauchten der Kurfürjten Erzfanzler 
und von Baden, des Herzogs von Berg und Cleve, des Landgrafen von 
Heſſen-Darmſtadt, der Fürften von Naffau-Ufingen und Nafjau-Weilburg, 
von Hohenzollern: Hechingen und Hohenzollern-Sigmaringen, von Salm- 
Salm und Salm-Khburg, des Fürjten von Yenburg-Birftein, des Herzogs 
von Ahremberg, des Fürften von Yichtenftein umd des Grafen von der 
Leyen werden auf ewig von dem Territorium des deutſchen Reiches getrennt, 
und unter ſich durch eine bejonvere Konföveration unter dem Namen: 
„Rheiniſche Bundesjtaaten« vereinigt. 

Art. 2. Jedes deutjche Reichsgeſetz, welches Ihre Majeftäten und 
Durchlauchten die Könige, Fürften und ven Grafen, die in dem vorber- 
gehenden Artikel benannt find, Ihre Unterthanen, Staaten oder Theile 
derjelben bisher betraf, oder verband, ſoll künftig in Hinficht Ihrer 
Majeſtäten und Durchlauchten und des gedachten Grafen, Ihrer Unter: 
thanen und rejpective Staaten, null und nichtig und von feiner Wirfung 
fein. Hievon find jedoch ausgenommen die Rechte, welche vie Gläubiger 
und Penfionijten durch den Receß von 1803 erlangt haben, vesgleichen 
die Verfügungen des 39. Artikels dieſes Receßes in Betreff der Rhein— 
Ichifffahrts- Dctroi, welche noch ferner nach ihrem ganzen Inhalte follen 
in Bollzug geſetzt werben. 

Urt. 3. ever der fonföderirten Könige und Fürften wird auf jene 
jeine Titel, welche irgend einen Bezug auf das deutfche Neich ausprüden, 
Verzicht leiten und vom erjten des nächiten Monats Auguft dem Reichs: 
tage jeine Trennung von dem deutſchen Reiche anzeigen laſſen. 

Urt. 4. Seine furfürtliche Gnaden ver Erzfanzler nimmt den Titel 
eines Fürſten Primas und Altesse Eminentissime an. Der Titel: Fürft 
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Primas ift aber mit feinem Vorzuge verbunden, welcher ver vollen Sou— 
verinetät, welche jeder der Konföverirten zu genießen hat, entgegen wäre. 

Art. 5. Ihre Durchlauchten der Kurfürft von Baden, ver Herzog 
von Berg und Eleve, und ver Landgraf von Hefjen- Darmftadt nahmen 
ven Titel: Großherzoge an; fie geniefen vie der Füniglichen Würde an- 
Hebenden echte, Ehren und Borzüge. Ihr Rang und Ihr Vorgange- 
recht unter fich ift und bleibt nach der Ordnung beftimmt, nach welcher 
fie im gegenwärtigen Artifel benannt find. Das Haupt des Haufes Nafjau 
nimmt den Titel eines Herzogs und der Graf von der Lehen den Titel 
eines Fürften an. 

Art. 6. Die gemeinfchaftlichen Intereſſen ver verbündeten Staaten 
werden auf einem Bunvestage verhandelt, vejfen Sitz Frankfurt ift, und 
der fich in zwei Kollegien theilt, nämlich das Kollegium ver Könige und 
das Kollegium der Fürften. | 

Art. 7. Die Fürften müſſen nothwendig von jeder der Konfödera— 
tion fremden Macht unabhängig fein, und können daher feine Dienfte 
irgend einer Art anderswo annehmen, als in ven vwerbündeten, over mit 
der Konföveration alliirten Staaten. Diejenigen, welche bereits in ven 
Dienften einer andern Macht fich befinden, und darin verbleiben wollen, 
find verpflichtet, ihr Fürſtenthum einem ihrer Kinder zu überlaffen. 

Art. 8. Auf den Fall, wenn einer der genannten Fürften feine 
Souveränetät im Ganzen oder theilweife veräußern wollte, kann er es 
nur zu Gunften eines der fonföderirten Staaten thun. 

Art. 9. Alle Streitigfeiten, welche fich unter den fonföderirten Staa- 
ten ergeben, werben auf dem Bundestage zu Frankfurt entfchieven. 

Art. 10. Präfident der Bundes-Berfammlung ift Seine Hoheit ver 
Fürſt Primas, und wenn eines von den zwei Kollegien allein fich über 
eine Angelegenheit zu beratbichlagen bat, fo hat Eeine Hoheit bei dem 
töniglichen und der Herzog von Naſſau bei dem fürftlichen Collegium ven 
Vorſitz. 

Art. 11. Der Zeitpunkt, an welchem entweder der Bundestag, 
oder ein Collegium insbeſondere ſich zu verſammeln hat, die Zuſammen— 
berufungsart, die Gegenſtände, welche ihren Berathſchlagungen zu unter 
werfen, die Art und Weiſe, wie die Beſchlüſſe zu faſſen und zum Vollzuge 
zu bringen ſind, werden durch ein Fundamentalgeſetz beſtimmt, welches 
durch Seine Hoheit den Fürſten Primas binnen Einem Monate nach der 
zu Regensburg geſchehenen Notification in Vorſchlag zu bringen und von 
den konföderirten Staaten zu genehmigen iſt. Eben dieſes Fundamentalgeſetz 
wird den Rang der Mitglieder des fürſtlichen Kollegiums beſtimmt feſtſetzen. 

Art. 12. Seine Majeſtät der Kaiſer der Franzoſen wird zum Pro— 
teftor des Bundes reklamirt, und ernennt in dieſer Eigenſchaft beim 
Abſterben eines Fürften Primas deſſen Nachfolger. 
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Art. 13. Seine Majeftät der König von Bahern tritt an Seine 
Majeſtät ven König von Württemberg die Herrfchaft Wiefenfteig ab, und 
verzichtet auf die Rechte, welche Allerhöchitverfelbe in Anfehung ver Marf- 
grafichaft Burgau auf die Abtei Wiblingen haben, oder anfprechen Fönnte. 

Urt. 14. Seine Majeftät der König von Württemberg überläßt 
Seiner Durchlaucht dem Großherzog von Baden die Graffchaft Bondorf, 
die Städte Breunlingen und Billingen mit demjenigen Theile des Gebiets 
diefer Tettern, welcher auf ver rechten Seite ver Brigach liegt, desgleichen 
die Stadt Tuttlingen mit den auf dem rechten Donau-Ufer Tiegenven 
Zugehörven des Amtes dieſes Namens. 


Art. 15. Seine Durchlaucht der Großherzog von Baden tritt an 
Ceine Majejtit den König von Württemberg die Stadt und das Gebiet 
von Biberach mit ihren Zugehörden ab. 


Art. 16. Seine Durchlaucht der Herzog von Naffau überläßt an 
‚Seine faiferlihe Hoheit ven Großherzog von Berg und Cleve die Stadt 
Deuß oder Duyk mit ihrem Bezirfe, die Stadt und das Amt Königs— 
winter und das Amt BVillich. 


Art. 17. Seine Majeftät ver König von Bayern vereinigt mit 
feinen Staaten, und nimmt in Beſitz mit allen Eigenthums- und Sou- 
veränetäts- Rechten die Stabt Nürnberg mit deren Gebiete, jo wie auch 
die deutfchen Ordens-Kommenden Rohr und Walpftetten. 


Art. 18. Seine Majeftät der König von Württemberg vereinigt 
mit feinen Staaten als Souverän und eigenthümlich: die Herrfchaft Wie- 
fenfteig, die Stadt Biberach, ihr Gebiet und Depenvenzen, in Folge der 
ihm von Seiner Majeftät dem Könige von Bahern und Seiner Durch— 
laucht dem Grofherzoge von Baden gemachten Abtretungen: bie Stadt 
Waldſee, die Grafſchaft Scholflingen und die Kommenden Kapfenberg 
oder Lauchheim und Alfchhaufen, mit Ausnahme ver Herrichaft Achberg 
und Hohenfels, endlich die Abtei Willingen. 

Art. 19. Seine Durchlaucht der Großherzog von Baben verbindet 
mit feinen Staaten, und nimmt in Beſitz mit allen Hoheits- und Eigen- 
thums⸗Rechten die Graffchaft Bondorf, die Städte Villingen, Breunlingen 
und Tuttlingen, die Bezirfstheile und Dependenzen berjelben, wie fie im 
Artikel 14 namhaft gemacht, und von Seiner Majeftät dem König von 
Württemberg abgetreten worben find. Höchſtderſelbe nimmt als Eigen- 
thum in Befig: das Fürſtenthum Hintersheim und alle jene Zugebörben, 
welche gegenwärtigem Vertrage gemäß in den Befigungen Seiner Durch: 
laucht Liegen. Desgleichen wirb Höchitverfelbe die deutſchen Ordens— 
Kommenden Beuggen und Freyburg als vollfommenes Eigenthum befigen. 

Art. 20. Seine Faiferliche Hoheit der Großherzog von Berg foll 
mit vollem Eigenthum und Souveränetät befien: bie Stadt Deut mit 
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ihrem Gebiete, vie Stadt und das Amt Königswinter, das Amt BVillich, 
gemäß der von Seiner Durchlaucht dem Herzog von Naffau gemachten 
Abtretung. 

Art. 21. Seine Durchlaucht der Großherzog von Heffen-Darmitabt 
vereinigt mit feinen Staaten die Burggraffchaft Friepberg, und zwar fo 
lange, als der gegenwärtige Burggraf lebt, mit der Souveränetät allein: 
nah dem Abſterben des Burggrafen aber zugleih auch mit vollem 
Eigenthum. 

Art. 22. Seine Hoheit der Fürſt Primas verbindet mit ſeinen 
Staaten, und wird mit voller Souveränetät und Eigenthum die Stadt 
Frankfurt und ihr Gebiet beſitzen. 

Art. 23. Seine Durchlaucht der Fürſt von Hohenzollern⸗Sigma— 
ringen erhält mit voller Souveränetät und Eigenthum die Herrſchaften 
Achberg und Hohenfels, welche zur Kommende Alſchhauſen gehören, und 
die Klöſter Kloſterwald und Habsthal; desgleichen die Souveränetät über 
die ritterſchaftlichen Beſitzungen, welche innerhalb ſeiner gegenwärtigen 
Beſitzungen und jener Gebiete nördlich der Donau liegen, über welche ſich 
in der Folge dieſes Traktats ſeine Souveränetät erſtrecken ſoll, namentlich 
die Herrſchaften Gemmerdingen und Hettingen. 

Art. 24. Ihre Majeſtäten die Könige von Bahern und Württem— 
berg, Ihre Durchlauchten vie Großherzoge von Baden, Berg und Hefjen- 
Darmftant, Seine Hoheit der Fürft Primas, und Ihre Durchlauchten 
der Herzog umd der Fürſt von Naffau, die Fürften von Hohenzollern- 
Sigmaringen, Salm-Kyburg umd Nienburg-Birftein und der Herzog von 
Ahremberg haben alle Souveränetätsrechte auszuüben und zwar 

Seine Majeftät ver König von Bapern: über das Fürften- 
thum Schwarzenberg, die Grafihaft Kaftell, die Herrichaften Speckfeld 
und Wiejentheid, die Depenvenzen des Fürſtenthums Hohenlohe, welche 
in der Marfgrafichaft Ansbah und im Gebiete von Rothenburg liegen, 
namentlih das Oberamt Schillingsfürft und Kirchberg, die Grafichaft 
Sternftein, die Fürftenthümer Dettingen, die Beſitzungen des Fürften von 
Thurn und Taris nördlich des Fürſtenthums Neuburg, die Grafichaft 
Evelftetten, die Befituugen des Fürften und der Grafen Fugger, das 
Burggrafenthum Winterrieven, und endlich die Herrfchaften Buxheim und 
Zannhaufen, fo wie über die Zotalität der Heerjtraße von Memmingen 
nach Lindau. 

Seine Majeftät ver König von Württemberg: über bie 
Befigungen der Fürften und Grafen von Truchjeß-Walpburg, die Graf- 
fchaften Brindt, Egloffs, Gutenzell, Heppbac, Ißny, Königseck-Aulendorf, 
Ochſenhauſen, Roth, Schüffenriev und Weifjenau, die Herrfchaften Mir- 
tingen und Sulmingen, Neu-Ravensberg, Tannheim, Werkhaufen und 
Weingarten, mit Ausnahme der Herrfchaft Hagenau, die Befigungen bes 
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Fürften von Thurn und Taxis, mit Ausnahme ver an der Nordfeite des 
Fürſtenthums Neuburg liegenden, dann ver Herrfchaft Straßberg und bes 
Amtes Oſtrach, die Herrfchaften Gundelfingen und Neufra, die Theile 
der Graffchaft Limburg-Gailporf, welche Seine Majeftät nicht befigen; alfe 
Befigungen der Fürften von Hohenlohe mit der im vorhergehenven Para— 
graphe gemachten Ausnahme, und endlich ven Theil des ehemaligen Main- 
zifehen auf der linfen Seite der Yart liegenden Amtes Krautheim. 


Seine Durhlaudt ver Großherzog von Baden: über das 
Fürftenthum Fürftenberg, mit Ausnahme der Herrichaften Gundelfingen, 
Neufra, Trechtelfingen, Yungenau und des auf ver linfen Seite ver Donau 
gelegeneht Theil des Amtes Möskirch, die Herrichaft Hagenau, die Graf: 
ſchaft Thengen, die Landgrafichaft Klettgau, die Nemter Neidenau und 
Billigheim, das Fürſtenthum Yeiningen, die auf der linfen Seite des 
Mains liegenden Befigungen des Fürjten und der Grafen von Löwenſtein— 
Wertheim, mit Ausnahme ver Graffchaft Yöwenftein, des dem Grafen 
von Löwenftein zugehörigen Theil von Limburg-Gailvorf, und der Herr: 
haften Heubach, Breuberg und Habizheim, und endlich die Beſitzungen 
des Fürften von Salm-Keiferfcheid-Krautheim am nördlichen Ufer ver Jaxt. 


Seine faiferlihe Hoheit der Großherzog von Berg: über 
bie Herrichaften Limburg - Etyrum, Brüd, Harbenberg, Gimborn und 
Neuſtadt, Wilvenberg, die Graffchaften Homburg, Bentheim, Steinfirt, 
Horjtmar, die Befigungen des Herzogs von Looz, die Graffchaften Siegen, 
Dillenburg (die Aemter Wehrheim und Burbach ausgenommen), Hadamar, 
die Herrichaften Wejterburg, Schadeck und Beilftein, dann ven Theil der 
Herrichaft Runkel, welcher eigentlich fo genannt wird, und an dem rechten 
Lahnufer liegt; desgleichen zur Kommunifation zwifchen dem Herzogthum 
Cleve und den obengenannten gegen Norden liegenden Befigungen erhält 
Seine Faiferlihe Hoheit den Gebrauch einer Straße durch die Staaten 
bes Fürften von Salm. 


Seine Durchlaucht ver Großherzog von Darmjtadt: über 
die Herrfchaften Breuberg und Heubach, über die Herrichaft oder das 
Amt Habizheim, die Graffchaft Erbach, die Herrichaft Flbenftadt, ven von 
dem Fürſten von Stollberg-Gedern befejjenen Theil der Grafichaft Königs— 
ftein, die in ven Staaten Seiner Durchlaucht eingejchlofjenen oder daran— 
jtoffenden Befigungen ver Freiherrn von Riedeſel, namentlich die Gerichte 
Lauterbach, Stodhaufen, Mons und Frevenftein, über die Befiungen ber 
Fürften und Grafen von Solms in der Wetterau, mit Ausnahme der 
Aemter Hobenjolms, Braunfels und Greifenftein, enplich über die Graf- 
haften Wittgenftein und Berleburg, und über das Amt Hefjen-Homburg, 
welches die davon benannte appanagirte Linie des Haufes Heſſen-Darm— 
ſtadt beſitzt. 
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Seine Hoheit der Fürft Primas: über vie Befitungen des 
Fürften und der Grafen von Köwenftein-Wertheim, welche auf ver rechten 
Seite ver Maas liegen, und über die Graffchaft Riened. 

Ihre Durchlauchten der Herzog von Naffau-Ufingen und 
der Fürft von Naffan- Weilburg: über die Aemter Dierborf; 
Altenwied, Neuenburg, den Theil der Graffchaft Niever- Mfenburg, ver 
dem Fürften von Wied-Runkel zugehört, die Graffchaften Wied, Neuwied 
und Holzapfel, die Herrichaft Schaumburg, die Graffchaft Deuz und ihre 
Derendenzen, über ven Theil des Dorfes Münzfelden, ver dem Fürften 
von Naffau-Fuld zugehört, über das Amt Wehrheim und Burbach, über 
den Theil der Herrichaft Runkel auf ver linfen Seite ver Yahn gelegen, 
über das Nittergut Gransberg, und über die Aemter Hobenfolms-Braun- 
fel8 und Greifenftein. 

Seine Durchlaucht der Fürft von Hohenzollern-Gig- 
maringen: über die Herrichaften Trochtelfingen, Yungnau, Straßberg; 
über das Amt Oſtrach und den Theil der Herrichaft Möskirch am Linken 
Ufer ver Donau. 

Seine Durdhlaucdt der Fürjt von Salm-Kyburg: über 
die Herrſchaft Gehmen. 

Seine Durchlaucht der Fürſt von Njenburg-Birftein: über 
die Befigungen der Grafen von Yſenburg-Büdingen, Wächtersbach und 
Meerholz, ohne daß die appanagirten Grafen feiner Linie fich auf viefe 
Stipulation berufen fünnen, um daraus Anfprüche gegen ihn zu begründen. 

Und Seine Durchlaucht der Herzog von Ahremberg: über 
die Graffchaft Dülmen. 

Art. 25. Ein jeder ver konföderirten Könige und Fürften foll bie 
in feinen Befitungen inflavirten ritterichaftlichen Güter mit voller Sou- 
veränetät befiten. Die zwijchen zwei Fonföverirten Staaten gelegenen 
Rittergüter jollen in Abjicht auf die Somveränetät zwifchen dieſen Staa- 
ten, in fo gleiche Theile als möglich getheilt werden, jedoch dergeftalt, daß 
weder eine Zerjtücdelung noch Gebiets-Vermifhung daraus entitehe. 

Art. 26. Die Rechte ver Souveränetät beftehen in ver Gefetgebung, 
in der hohen Yurispiction, in der hohen Polizei, in der militärischen 
Konfeription oder Nefrutirung und in dem echte der Auflagen. 

Art. 27. Ein jever ver jet regierenden Fürften oder Grafen behält 
als Batrimonial- over Privateigenthum alle Domainen, die er gegenwärtig 
befigt, ohne Ausnahme; ebenfo alle Herrichafts- und Feudalrechte, welche 
nicht wefentlich mit ver Souveränetät verknüpft find, namentlich die Rechte 
der mittlern und niedern Civil- und SKriminalgerichtsbarkeit, die Forſtju— 
risdiction und Polizei, das Jagd- und Filcherei- Kecht, die Berg- und 
Hammerwerfe, die Zehenten, bie Feutalgefälle, Patronats- Rechte und 
andere ähnliche, fo wie die aus dieſen Domainen und Gerechtjamen 
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entſpringenden Einfünfte. In Betreff der Auflagen jollen ihre Domainen 
und Güter mit den Gütern und Domainen derjenigen Fürften gleichge- 
jtellt werben, unter deren Souveränetät fie, zufolge gegenwärtigen Trak— 
tats, fommen; ober wenn fein Prinz dieſes Haufes Immobilien befäße, jo 
jolfen fie ven Domainen und Gütern der am meiften privilegirten Klaffe 
gleichgehalten werben. Diefe Domainen und Rechte können an feinen ber 
Konföveration fremden Souverain verfauft oder auf andere Art veräußert 
werben, wenn fie nicht zuvor dem Fürſten, unter deſſen Souveränetät fie 
ftehen, angeboten worden find. 

Art. 28. In Kriminalfachen genießen die jett vegierenden Fürften 
und Grafen, und ihre Nachfolger das Aufträgalrecht, d. t. von ihnen Eben- 
bürtigen gerichtet zu werben, und in feinem Falle kann die Konfisfation 
ihrer Güter ausgefprochen werden oder Statt haben. Allein die Einkünfte 
können während ver Yebenszeit des Verurtheilten fequeftrirt werben. 


Art. 29. Die fonföderirten Staaten tragen zur Bezahlung ver 
jegigen Kreisichulden — nicht allein in Hinficht ihrer vorigen Befigungen 
bei, fondern auch wegen jener Gebiete, die ihrer refpectiven Souveränetät 
durch diefen Vertrag unterworfen werben. Die Schulden des jchwäbifchen 
Kreifes fallen Ihren Majeftäten den Königen von Bahern und Württem- 
berg, dann Ihren Durchlauchten dem Großherzoge von Baden, dem Fürften 
von Hohenzollern » Hechingen und Sigmaringen, — von Lichtenftein und 
von ber Lehen, zur Laft, und werben unter dieſelben nah Maßgabe ihrer 
künftigen Befigungen in Schwaben getheilt. 

Art. 30. Die befondern Schulden eines jeden Fürftenthums, Graf- 
ichaft oder Herrichaft, welche unter die Souveränetät eines ber fonföberir- 
ten Staaten kommen, follen zwifchen dem genannten Staate und ven jett 
regierenden Fürſten oder Grafen nach Verhältnig der Einkünfte getheilt 
werben, welche gedachter Staat erwirbt, und denjenigen, welche die Fürften 
und Grafen nach obigen Stipulationen zu behalten haben. 


Art. 31. Es bleibt ven jeßt regierenden Fürjten oder Grafen und 
ihren Erben frei, ihren Wohnfig zu wählen, wo fie wollen, wenn fie fich 
in den Staaten eines Mitgliedes oder Alliirten ver rheinifchen Konfödera— 
tion oder in einem ihrer fouveränen Befigungen außer dem Diftricte ber 
genannten Konföveration aufhalten, wo fie ihre Einkünfte oder Kapitalien 
beziehen können, ohne deshalb irgend einem Zwange ober einer Abgabe 
unterworfen zu fein. 

Art. 32. Die bei der öffentlichen Verwaltung ver Fürftenthümer, 
Graf- und Herrfchaften angeftelften Individuen, welche Kraft des gegen- 
wärtigen Traftats unter die Souveränetät eines der konföderirten Staa- 
ten kommen follen, und veren Beibehaltung in ihrem Dienfte ver Souverän 
nicht für dienlich hält, werben eine Penfion genießen, vie berjenigen gleich 
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fein wird, welche vie Gejege oder Verorpnungen des Staates ven Staats- 
dienern vom nämlichen Grave bewilfigen. 

"Urt. 33. Die Mitglieder der militärifchen oder religiöfen Orden, 
welche zufolge des gegenwärtigen Traftats entfegt oder füchlarifirt werben 
fönnten, erhalten eine lebenslängliche und jährliche Penſion, welche ihren 
bisherigen Einkünften, ihrer Würde und ihrem Alter angemefjen, und auf 
die Güter, woran fie die Nußnießung hatten, hypothezirt ift. 

Art. 34. Die Könige, Großherzoge, Herzoge und Fonföberirten 
Fürften entfagen, jeder für fich, feine Erben und Nachfolger, jevem jett 
beftehenven Rechte, welches jie haben over in Anspruch nehmen könnten, 
über vie Befigungen anderer konföderirten Mitjtänve, fo wie fie find, und 
fo wie fie zufolge dieſes Traftats fein ſollen. Die eventuellen Rechte ver 
Nachfolge bleiben allein vorbehalten; doch nur für den Fall, wenn ein 
Haus oder eine Linie erlöſchen follte, welche vermalen die Gebiete, Do- 
mainen und Güter, über welche die obgevachten Rechte fich erjtreden 
fönnen, al® Souverän befitt, oder Kraft des gegenwärtigen Traktats 
befigen foll. 

Art. 35. Zwiſchen dem Kaifer der Franzofen und den Staaten 
des rheinischen Bundes, insgefammt und einzeln genommen, foll eine 
Allianz Statt haben, Fraft welcher jeder Kontinental. Krieg, welchen einer 
ver fontrahirenden Theile zu führen hätte, für alle Anvern zur gemeinen 
Sade wird. 

Art. 36. Im Falle eine dieſer Allianz fremde und benachbarte 
Macht fich bewaffnet, follen vie hohen Fontrahirenden Mächte ebenfalls 
auf die Anforderung, welche ver Minifter eines Fonföderirten Staates 
desfalls zu Frankfurt machen wird, ſich bewaffnen, um nicht unvorbereitet 
überfallen zu werben. 

Da das Kontingent, welches ein jeder von den Alliirten zu ftellen 
bat, in vier Viertel zu theilen ift, fo wird ver Bundestag beftimmen, wie 
viele Viertel mobil gemacht werben follen. Allein die Bewaffnung foll 
erft dann Statt haben, wenn eine viesfallfige Einladung von Seiner 
Majeſtät dem Kaifer und König an jede der alliirten Mächte erfolgt. 

Art. 37. Seine Majeftät ver König von Bahern machen fich ver- 
bindlich, die Städte Augsburg und Lindau zu befeftigen, im erften biefer 
beiden Plätze ein Artillerie» Etabliffement zu errichten, und jederzeit zu 
unterhalten; am zweiten Orte aber einen hinlänglichen Vorrath an Flin- 
ten und Munition zu haben, ver als Referve dienen foll; vesgleichen in 
Augsburg Bäckereien anzulegen, um einen VBorrath Zwiebad baden laſſen 
zu fönnen, damit im Falle eines Krieges der Marſch der Armeen feinen 
Aufenthalt leide. 

Art. 38. Das von jedem ver Alliirten, im Falle eines Krieges, zu 
jtellende Kontingent iſt fejtgefett, wie folgt: 


5 


136 


Frankreich ftellt 200,000 Mann von jever Waffengattung; das Kö— 
nigreich Bahern 30,000 von jeder Waffengattung; das Königreih Wiürt- 
temberg 12,000; ver Großherzog von Baden 8000; der Großberjog von 
Berg 5000; ver Großherzog von Darmjtant 4000; der Herzog und ber 
Fürft von Naffau ftellen mit ven andern verbündeten Fürften ein Kon— 
tingent von 4000 Mann. 

Art. 39. Die hoben kontrahirenden Theile behalten fih vor, in 
Zufunft auch andere deutſche Fürften und Staaten in die Konföderation 
aufzunehmen, wenn e8 dem gemeiniamen Intereſſe angemefjen befun- 
den wird. 

Art. 40. Die Ratificationen des gegenwärtigen Traktats ſollen 
am 25. Yulius des gegenwärtigen Jahres zu München ausgewechjelt 
werben. 

Geſchehen Paris ven 12. Julius 1806. 

Unterzeichnet: 

Karl Mori; Talleyrand, Fürft von Bengvent, Oberjtfimmerer 
Seiner Majeftät des Kaifers der Franzofen und Königs von Stalien, 
Minifter der auswärtigen Berhältniffe. 

Anton von Cette. 

L. Graf von Winzingerode. 

Karl Graf von Benft. 

Sigmund Karl Johann Freiberr von Reigenftein. 
Marimilian Freiberr von Scholl. 

Auguft Wilbelmvon BPappenheim. 

Johann Ernit Freiherr von Gagern. 

Für die fürftlichen Häufer von Hohenzollern: 

Franz Xaver von Fiſchler. 

Für die fürftlichen Häufer von Salm: 

Franz Xaver von Fifchler. 

Für den Fürften von Nfenburg-Birftein: 

Yudwig don Greuhm. 

Für Seine Durchlaucht den Herzog von Ahremberg: 
Durant-Saint-Andre. 

Für den Grafen von der Leyen: 
Durant-Saint-Andre. 

Reg.-Bl. f. d "önigr. Bayern f. d. 3. 1807. Nr. 3. ©. 47 - 134, 
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8. Königlich Allerhöchftes Patent die Befignahme der neuen Landes— 
theile des Königreich3 Bayern betreffend vom 3. September 1806, 


Wir Marimilian Joſeph 
von Gottes Gnaden König von Bayern 
thun fund und fügen hiermit zu wiljen: 


Da vermöge Art. XVII des rheinischen Bunvesvertrages Unſerem 
Königreiche mit Eigenthum und Souveränetät die bisherige Reichsſtadt 
Nürnberg und ihr Gebiet, nebſt ven deutſchen Ordens-Commenden Rohr 
und Walpftetten zugetheilt, auch vemfelben in Gemäßheit des Artifels 
AXIV des nämlichen Traftatd mehrerer Fürftenthümer, Graf- und Herr: 
haften und Gebiete mit voller Sowveränetät einverleibt und garantirt 
- worden; als das Fürſtenthum Schwarzenberg, die Graffchaft Kaftell, vie 
Herrichaften Spedfeld und Wiefentheiv, das Fürſtenthum Hohenlohe, 
foweit dasjelbe in der Markgrafichaft Ansbah und in dem Gebiete von 
Rothenburg inklavirt ift, namentlich die Oberänter Schillingsfürft und 
Kirchberg, die Graffchaft Sternftein, vie Fürftenthümer Dettingen, bie 
Befitungen des Fürften von Thurn und Taris, welche an der Norpfeite 
des Herzogthums Neuburg gelegen find, die Grafichaft Edelſtetten, vie 
Beſitzungen des Fürjten und der Grafen von Fugger, das Burggraviat 
von Winterrieven, und endlic die Herrichaften Burheim und Tannhaufen 
und der ganze Umfang der von Memmingen nach Yindau gehenden großen 
Landſtraße; und dieſe genannten ſämmtlichen Befigungen mit ven oben 
ausgedrüdten echten durch den Bevollmächtigten Seiner Majeftät des 
Kaifers von Franfreih und Königs von Stalien in einem bejonveren 
Acte an Uns überwiejen worden find; fo haben wir in Gemäßheit des 
erwähnten Vertrages und dieſer hierauf gejchehenen Weberweifung be- 
fchlofjen, den Beſitz gedachter Yande, Herrichaften und Gebiete nach her- 
fömmlichen Formen ergreifen zu lajien, und Unfere Königliche Regierung 
über viejelbe hiermit wirklich anzutreten. 

Wir thun diefes fraft des gegenwärtigen Patents und verlangen von 
deren Befiger, ihren bisherigen Militär, geiftlichen und weltlichen Behör- 
ven, fowie von Unfern übrigen neuen Unterthanen, daß fie Uns als ihren 
König und Souverän erfennen, fih hiernach durchaus benehmen, alles 
verhindern und jelbjt vermeiden, was Unſerem Alferhöchiten Intereſſe 
nachtheilig fein kann, überhaupt Unferen gegenwärtigen und Fünftigen 
Berfügungen jederzeit ſchuldigen Gehorfam leiften werben. 

Dagegen ertheilen wir allen genannten Fürften, Grafen, Herren und 
Unfern fämmtlichen neuen Unterthanen Unfere königliche Berficherung, daß 
Wir bei allen Unjern künftigen Anordnungen auf ihre Uns vorzutragende 
Wünfche allzeit gerechte und gnädige Rückſicht nehmen und Unfere erjte 
und angenehmfte Regierungsforge dahin gerichtet fein werbe, ihren Wohl— 
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jtand ebenfo, wie in Unfern ältern Landen, zum höchſtmöglichſten Grabe 
zu beförbern. 

Zu Urkund deſſen haben Wir gegenwärtiges Patent Allerhöchſt eigen- 
händig vollzogen, und mit Unferm königlichen Inſiegel beftärken Iaffen. 
So geichehen und gegeben in Unferer Haupt: und Refivenzitant München 
am 3. September im Jahre 1806. 

Mar Joſeph. 
Freiherr von Montgelas. 
Reg.- Bl. f. d. Könige. Bayern f. db. Jahr 1806, Nr. 40. ©. 358, 
9, Beſitznahme-Patent fire die Graſſchaft Sternſtein vom 19. Sep— 
tember 1806. 
Im Namen ꝛc. ıc. 

Da die gefürſtete Grafſchaft Sternſtein, welche durch den XXIV. 
Artikel des rheiniſchen Konföderations-Traktats der Königlich Bayeriſchen 
Souveränetät untergeordnet worden iſt, am 15. September d. J. im 
Namen Seiner Königl. Majeſtät von der unterfertigten Stelle wirklich in 
den Beſitz genommen wurde und nach dem XXVII. Artikel des erwähnten 
Traktats bei jeder Veräußerung eines Domainialgutes oder der den unter— 
worfenen Fürſten und Grafen belaſſenen Rechte an einen fremden Sou— 
verän, dem Fürſten, unter deſſen Souveränetät ſie ſich befinden, jederzeit 
ein Vorkaufsrecht zugeſtanden worden iſt, ſo iſt vermöge eines Allerhöchſten 
Auftrages zur Sicherſtellung dieſes Rechtes den ſämmtlichen königlichen 
Aemtern der obern Pfalz die Protocollirung von dergleichen fürſtlich Lob— 
kowitz'ſchen Veräußerungen, Sternſtein'ſcher Domainialgüter und Rechte 
ohne Allerhöchſte Königliche Beſtätigung unter ihrer Verantwortlichkeit 
unterfagt und folche Veräußerungen werben hierdurch öffentlich für nichtig 
erklärt. 

Amberg den 19. September 1806. 

Königlihes General: Landes: Commillariat. 
Neg.- Bl. f. d. Königr. Bayern, f. db. 9. 1806, Nr. 41. S. 368, 


10. Protokoll itber Uebergabe der Stabt Nürnberg und ihres 

Gebietes Seitens des Faiferlich - franzöfifchen Bevollmächtigten 

an ben königlich bayerifchen vom 8. und 15. September 1806. 

a. Proc&s-verbal dresse pour constater la remise de la ville 

de Nuremberg et de son territoire & S. M. le roi de Bavi£ere. 
de 8. Septembre 1806. 

S. M. l’empereur des Frangais et roi d’Italie, protecteur de la 


confederation du Rhin, desirant que le contenu de la convention conclue 
a Paris le 12, juillet, füt exécuté sans delai, a autorise S. A. Mgr. le 
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prince Alexandre Berthier, duc de Neufchatel et Valengin, muni de 
pleins-pouvoirs pour l’echange des ratifications, de nommer un com- 
missaire pour la remise, aux membres de la confederation, des posses- 
sions qui leur ont &chues. En cons“quence, M. Joseph-Mathieu Fririon, 
offiecier de la Legion d’honneur et inspecteur aux revues, a été nomme& 
et charge par S. A. le prince Alexandre, de s’entendre avec le com- 
missaire de S. M, le roi de Baviere, S. Ex. M. le baron de Mont- 
gelas, relativement aux territoires et portions de territoires soumis & 
la souverainete de la dite Majeste. Apres l’echange des pleins-pouvoirs, 
M. Fririon a declare, conformement aux ordres de S. M. l’empereur 
Napoleon, qu’il avait remis et remettait & M. le baron de Montgelas, 
savoir: la ville de Nuremberg et son territoire, compose, outre la ville 
et les faubourgs de Wöhrd et Gostenhoff (suivent les noms des bailla- 
ges etc.), avec toutes leurs appartenances, de fagon que S. M. le roi 
de Baviere possedera, a compter de ce jour, la dite ville de Nuremberg 
et son territoire, tant relativement au droit de relief, qu'à la propriete 
et souverainete completes de la m&öme maniere que le magistrat et 
les autorites les avaient possedes au moment de la presente remise. 
Les droits que le dernier possesseur n’a pas fait valoir, seront regar- 
d&s comme 6teints, surtout s’ils portaient un prejudice quelconque à 
un autre membre de la confödsration. Au reste, on ajoute & cette 
remise les conditions suivantes: 

1. Les droits d’un erdancier queleonque, fondes sur le reces de 
Empire de 1803, lui seront inviolablement assurés. S. M. le roi de 
Baviere se charge en consequence de l'obligation de contenter tous ceux 
dont le paiement a &t& transporte par le susdit reces, sur la ville ou 
le territoire de Nuremberg. 

2. S. M. le roi de Baviere prend sur elle l’obligation de contri- 
buer aux dettes actuelles du cercle, en raison de cet accroissement de 
territoire. 

3. Les employes de la ville et de son territoire, que S. M. ne 
voudrait plus laisser en activit&6 de service, auront une pension egale 
a celle que les anciens etats accordent aux employ&s du möme grade. 
Des membres d’ordres religieux ou militaires qui pourraient être s&cu- 
larises en vertu de la convention de Paris, auront une pension propor- 
tionnée & leurs précédens revenus, leur dignite et leur äge, et hypo- 
théquée sur les terres dont ils avaient l’usufruit. 

. Ce proc&s-verbal a &t6 expedie en six exemplaires, dont un sera 
depos& aux archives. 

Fait à Munich, le 8. Septembre 1806. 

Montgelas. Fririon. 
L. Moniteur, an 1806. Nro. 277. — Martens Manuel dip. S. 556. 


190 


b. Publicandum des Bürgermeifterd und Raths der Stadt 
Nürnberg vom 15. September 1806. 


1. Bürgermeifter und Rath zu Nürnberg. 


Die Bundes-Afte der Rheinischen Staaten vom 12. Yulius dieſes 
Jahres verfügt im 17. Artikel: 

„Seine Majeftät ver König von Bayern vereinigt mit feinen Staa- 

»ten die Stadt Nürnberg und ihr Gebiet mit voller Souveränetät 

„und Eigenthum.“ 

Von dieſer Verfügung hat im allerhöchſten Namen und Auftrage 
Seiner Majeſtät des Kaiſers und Königs Napoleon der kaiſerliche Herr 
Inspecteur aux Revues, General-Kommiſſär und Offizier ver Ehrenlegion, 
Fririon, uns heute öffentlich und feierlich Kenntniß gegeben, und un— 
mittelbar durch dieſe Verfügung höret die bisherige Staats-Verfaſſung 
Nürnbergs und ſeines Gebietes auf. Beide, Stadt und Gebiet, treten 
unter die Herrſchaft Seiner Majeſtät des Königs von Bahern. 

In dieſer Folge haben wir auch heute allerhöchſt gedachter Seiner 
Majeſtät dem Könige unſerm nunmehrigen allergnädigſten Herrn, den 
Eid der Unterwürfigkeit und Treue abgelegt; — wir haben für uns, 
und vor der Hand, auch in Eure Seelen, geliebte Mitbürger, gute Bür— 
ger und Unterthanen Nürnbergs auf dem Lande! geſchworen: und wir 
machen dieſes alles hiermit öffentlich bekannt. 


Wollen wir alle unſer wahrſtes und innigſtes Beſtreben darinen 
ſetzen, der allerhöchſten Huld und Gnade Seiner Königlichen Majeſtät von 
Bayern, unſers allergnädigſten Herrn, durch Treue, Gehorſam und Liebe, 
ſtets werth zu ſein! Wir befeſtigen dadurch uns und unſern Nachkommen 
die glücklichſte Zukunft. 


Nürnberg den 15. des Septembers 1806. 


2. Bublicandum. 


Der königlich bayerifche Magiftrat der Stadt Nürnberg macht hier: 
mit die beide folgende, in Bezug auf die zu Folge ver rheinischen Bunves- 
Alte von 12. Julius diefes Jahres heute gefchehene Uebergabe dieſer 
vormaligen freien Stadt und ihres Gebietes, an Seine Königliche Maje- 
jtät von Bayern ſtehende Aftenftücke öffentlich allen venen befannt, welchen 
es nötbig iſt, fie zu fennen: 
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I. 
Im Hauptquartier zu Nürnberg den 15. September 1806. 
Große Armee. 
Nro. 

Fririon, Inspecteur aux Revues, Generaltommiffär Seiner Maje- 
ftät des Kaifers und Königs Napoleon zur Uebergabe ver an Seine 
Königliche Majeftät von Bayern übergegangenen Landen an den Senat 
der Stadt Nürnberg. 


Meine Herren! 


Durh den rheinischen Bundesvertrag vom 12. Yuli d. 9. ift vie 
Stadt Nürnberg nebjt ihrem Gebiete dem Königreih Bayern einverleibt 
worden. 

Bon Seiner Majeftät vem Kaifer und König Napoleon beauftragt, 
die desfallfige Uebergabe an Seine Königlihe Majeftät von Bayern zu 
bewirfen, theile ich Ihnen bier die Acte mit, durch welche diefe Handlung 
beurfunvet wird. 

Die Eonftituirenden Behörden und die fümmtlichen Einwohner ver 
Stadt Nürnberg werben alfo hierdurch von dem ihrer vorigen Verfaffung 
gemäß geleifteten Eive entbunden und find von num an ihrem neuen Lan— 
desherrn, des Königs von Bayern Majeftät, Freue Ihuldig. Diefem 
haben fie für die Zufunft ihre Anhänglichfeit zu widmen und werben fich 
auch, was ich verfichert bin, um fo mehr dazu aufgefordert finden, als 
die unermübliche Sorgfalt ihres fünftigen Souveräns für das Wohl 
Seiner Unterthanen ihnen dafür bürgen fann, daß auch ihre Wohlfahrt 
der Gegenftand Seiner fteten Sorge fein werde. 





Au Quartier general à Nuremberg le 15. Septembre 1806. 


Grande Armee, 
Nro. 

Fririon, Inspecteur aux Revues, Commissaire general de Sa 
Majest& l’Empereur et Roi Napoleon, pour la remise des pays cedes à 
Sa Majest& le Roi de Baviere, a Messieurs les membres du Senat de 
la ville de Nuremberg. 

Messieurs, 

Par le trait& de la Confederation des Etats du Rhin, en date du 
douze Juillet dernier, la ville de Nuremberg est reunie, ainsi que son 
territoire, au Royaume de Baviere. 

Charg& par Sa Majest# l’Empereur et Roi Napoleon d’en faire la 
remise à Sa Majest& le Roi de Baviere, je vous notifie l’acte qui con- 
state cette operation. 

Magistrats et habitans de la Ville de Nuremberg et de son terri- 
toire! Vous voila degages du serment de fidelit6 à votre ancienne 
eonstitution; cette fidelite, vous la devez, desormais, à votre nouveau 
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Ich erſuche Sie nächſtdem, meine Herren! Ihren Untergebenen das 
Uebergabeprotofoll, welches ich hier beifüge, ungefäumt befannt zu machen 
und demſelben alle die Bublizität zu geben, welche feine Wichtigkeit erheifcht. 

Der Generalfommiffär Sr. Majeftät des Kaifers und Königs Napoleon. 
Fririon. 





Souverain, et c'est vers Sa Majeste le Roi de Baviere, que vos affections 
doivent et vont, je suis sür, se diriger. La constante sollicitude de Sa 
Majeste pour le bonheur de ses sujets, vous est un sür garant des 
soins qu’Elle prendra pour assurer votre prosperite. 

Je dois vous recommander, Messieurs, de notifier, sur le champ, 
a vos dependances, le proces-verbal de remise que je vous transmette 
et de lui donner toute la publicite, que son importance exige. 


Le Commissaire general de Sa Majest& l’Empereur et Roi Napoleon. 
Fririon. 


II. 


Protokoll über die Einweiſung in den Beſitz der Stadt und des 
Gebiet von Nürnberg. 


Seine Majeftät der Kaiſer von Franfreih und König von Stalien, 
Protektor des rheinischen Bundes, Alferhöchitwelche ven Inhalt des unterm 
12. Yulius zu Paris abgefchloffenen Vertrags ohne Aufenthalt in Er- 
füllung gebracht wifjen wollten, haben ven zur Auswechjelung der Ratifi- 
cationsurfunden bevollmächtigten Herrn Fürften Alexander Berthier, Herzog 
von Neufchatel und Balangin Durchlaucht unter einem ermächtigt, Kom— 
mifjarien zur Uebergabe ver den Bundesgliedern durch den Vertrag zufal 
(enden Befigungen zu ernennen. 

In Gemäßheit deſſen ift Herr Joſeph Mathias Fririon, Offizier 
von der Ehrenlegion und Inspecteur aux Revues von Seiner Durchlaucht 
dem Fürjten Aleranvder als Kommiſſär ernannt und beauftragt worden, 





Proces-Verbal de mise en possession de la Ville et Territoire 
de Nuremberg. 


Sa Majeste l’'Empereur des Francais, Roi d’Italie, Protecteur de 
la Confederation du Rhin, empresse de voir mettre a €xecution les dis- 
positions du trait& conclu à Paris le 12. Juillet dernier, a autorise 
Son Altesse Serenissime le Prince Alexandre Berthier, Duc de Neuf- 
chatel et Valengin, Ministre plenipotentiaire pour l’&change des notifi- 
cations du dit trait6e, & nommer des commissaires pour remettre aux 
Etats confederes du Rhin, les possessions qui leur sont assignees par 
le susdit traite. 

En eonsequence, Monsieur Joseph Mathieu Fririon, Officier de la 
Legion d’honneur, Inspeeteur aux Revues, nommé Commissaire par Son 
Altesse Screnissime le Prince Alexandre, a regu l’ordre de se concerter 
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fih mit dem von Sr. füniglichen Majeftät von Bayern ernannten Kom- 
miffär des Herrn Staatsminijter Freiherrn von Montgelas Erzellenz wegen 
der Uebergabe ver, an gedachte Seine Majejtät überlafjenen und Aller— 
höchſtihrer Souveränetät unterworfenen, Gebiet und Gebietstheile in das 
erforderliche Einvernehmen zu ſetzen. 

Nachdem nun die Bollmachten gegenfeitig ausgewechfelt worden find, 
bat Herr Fririon die Erflärung gemacht, daß er ven allerhöchiten Befehlen 
Seiner Majeftät des Kaifers Napoleon zufolge vem Freiherrn von Mont- 
gelas übergeben habe und anmit übergebe: 

die Stadt und das Gebiet von Nürnberg, welches außer der Stabt 

und ven Borjtädten Wöhrd und Goftenhof aus nachfolgenden Aemtern 

bejteht: als Lauf, Altvorf, Hersbrud, Reichened, Engelthal, Bullen- 

reuth, Velden, Hohenftein, Stierberg, Begenftein, Gräfenberg, Hil- 

poltjtein, Wilvenfels, Lichtenau und Haused, 
mit aller Zuftändigfeit in ver Art, daß Seine fünigliche Majejtät von 
Bayern von dem heutigen Tage die gedachte Stadt Nürnberg mit ihrem 
Gebiete, ſowohl was die Oberlehnherrlichkeit als das vollftändige Eigen- 
thum und die Souveränetät betrifft, ganz auf dieſelbe Weife befigen follen, 
wie folche won dem Magiftrate und ven Behörden bei der gegenwärtigen 
Uebergabe befejjen worven find. 

Diejenigen Rechte, welche ver letzte Befiter nicht geltend gemacht hat, 
jolfen als erlofchen betrachtet werden, beſonders wenn folche irgend ein 
Präjudiz für ein anveres Mitglied des Bundes zur Folge haben follten. 

Uebrigens werben dieſer Uebergabe die nachfolgenden Bedingungen 
beigefügt. R 
avec Son Excellence Monsieur le Baron de Montgelas, Ministre et Com- 
missaire de Sa Majeste le Roi de Baviere, pour effectuer la remise 
des pays cédés a Sa dite Majeste et soumis A sa souverainete; et 
apres avoir reeiproquement &change leurs pouvoirs, Monsieur Fririon 
a déclaréo que conformöment aux ordres de Sa Majest l’Einpereur 
Napol&on, il a remis et remet A Monsieur le Baron de Montgelas, la 
Ville et Territoire de Nuremberg, qui se composent, outre la Ville et 
les Fauxbourgs de Woehrd et de Gostenhoff, des Baillages suivants: 
Lauff, Altdorfi, Herrsbruck, Reicheneck, Engelthal, Bullenreuth, Velden, 
Hohenstein, Stierberg, Bezenstein, Graefenberg, Hilpoltstein, Wildenfels, 
Lichtenau et Hauseck, avec leurs dependances, pour, a compter de ce 
Jour, Sa Majeste le Roi de Baviere posseder la dite Ville et territoire 
de Nuremberg, soit en suzerainete, soit en toute propriete et souverai- 
nete, de la möme maniere que les possedait le gouvernement de la 
üte Ville, au moment de la cession; tous les droits que le dernier 
Possesseur n’aura pas fait valoir, @tant consideres comme £teints, dans 
© cas surtout où ces droits tourneraient au prejudice d'un autre état 
de la federation. 

Cette remise a été faite sür les conditions suivantes: 
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Die Rechte, welche für irgend einen Gläubiger oder Penſioniſten durch 
den Reichsſchluß von 1803 begründet worden ſind, bleiben demſelben 
unverletzlich geſichert. Seine Königl. Majeftät von Bayern übernehmen 
daher vie Verbinplichkeit für die Befriedigung aller verjenigen zu 
forgen, deren Bezahlung durch den bemerkten Reichsſchluß auf Die 
Stadt oder das Gebiet von Nürnberg überwiefen worden ift. 

Seine Königliche Majejtät von Bahern übernehmen andurd die Vers 
pflichtung, zur Bezahlung ver gegenwärtigen Kreisjchulden nach dem 
Verhältniß dieſes Gebietswechjels beizutragen. 

Diejenigen Bedienfteten der Stadt und des Gebiet von Nürnberg, 
welche Seine Königlihe Majeftät von Bayern in den Staatspienjt 
nicht ferner zu verwenden gevenfen, follen eine Penfion beziehen, welche 
derjenigen gleich ift, die ven Beamten von vemfelben Grade nach den 
Gejegen und ver Verfaffung der ältern Staaten verwilligt wird. 

Drdensgeiftliche oder Glieder militärifcher Orden, welche etwa in 

Folge des Parifer- Vertrags fäcularifirt werben fünnten, follen eine 
jährliche Penfion befommen, welche ven Einfünften, die fie vorhin 
bezogen haben, ihrer Dignität und ihrem Alter angemefjen fein muß 
und die nächjtvem auf den Gütern, von welchen fie die Nutznießung 
hatten, gefichert bleibt. 

Ueber alles dasjenige, was nach dem vorftehenvden Inhalt Seine 


Ercelfenz der Freiherr von Montgelas im Namen feines Souveränes 
anerfannt hat, haben Wir das gegenwärtige Protofoll in 6 Eremplaren 


l. 





Les droits acquis à des cr&anders ou pensionnaires par le Réeè sde 
l’Empire de 1803 leur sont inviolablement reserves. En cons&quence, 
Sa Majeste le Roi de Baviere prend sur Lui le soin de satisfaire 
ceux dont le payement aura et& assigne sur la Ville et territoire 
de Nuremberg, par le susdit Reces, 

Sa Majest& le Roi de Baviere s’engage & contribuer au payement 
des dettes actuelles du Cercle, en proportion de ce nouvel accrais- 
sement de territoire. 

Les individus employes dans l’administration publique de la Ville 
et territoire de Nuremberg, que Sa Majeste le Roi de Baviere ne 
jugera pas à propos de conserver dans leurs emplois jouiront d’une 
pension de retraite égale à celle que les lois et les reglemens ac- 
cordent aux officiers du möme grade, dans les anciens etats de 
Sa dite Majeste. 

Les Membres des ordres religieux ou militaires qui pourraient 
&tre, en cons&quence du traite de Paris, deposedes ou secularises, 
recevront une pension annuelle et viagere, proportionee au revenu dont 
ils jouissaient, à leur dignit6, et a leur äge, et hypothequee sur 
les biens dont ils &taient usufruitiers. 

De tout ce que dessus, accept& par Son Excellence Monsieur le 


Baron de Montgelas, au nom de Son Souverain, nous avons dress& le 
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gefertigt; eine Abjchrift davon ift den Adminiſtrativbehörden zugeftelft 
worben, um folde in dem Archiv zu hinterlegen und weiter befatnt zu 
machen. 
Gefchehen zu München ven 8. September 1806. 
Montgelas. Fririon. 








present proces-verbal en six expeditions, copie en a été remise aux 
autoritös administratives, pour &tre deposee aux archives, et notifide par 
elles & leur dependances. 

Fait à Munich le 8. Septembre 1806. 


Montgelas. Fririon. 
Nürnberg ven 15. September 1806. 
(L. S.) Königlih Bayeriſcher Magiftrat. 
Winkopp der rheinifhe Bund Heft 1. S. 152. u. Heft 2 S. 2362. 


11. Königlicy) Allerhöchite Ratifications-Urkunde vom 18. Juli 1807 
des mit dem Großherzogthum Würzburg ımterm 12. Juni 1807 
über die interponirten ritterjchaftlichen Befigungen abgeſchloſſenen 
Staats-⸗Vertrages. 

Wir Maximilian Joſeph, 
von Gottes Gnaden König von Bayhern. 


Urkunden und befennen hiermit für Uns und Unfere Nachfolger, daß 
unterm 12. Juni 1807 zwifchen Unferm und ven großberzoglich Würzbur- 
giſchen Bevollmächtigten, den Yandespireftions-Räthen Stupp und Heffner, 
über die in dem Art. XXV. ver Konföderations-Alte vorgefchriebenen Abthei- 
fung der interponirten ritterjchaftlichen Befigungen, unter Vorbehalt Unferer 
und Seiner faiferlich königlichen Hoheit des Erzherzog - Grofherjogs von 
Würzburg Genehmigung zu Schweinfurt eine gütliche Uebereinkunft zu 
Stande gebracht worden ijt, welche von Wort zu Wort alfo lautet: 

Nachdem Seine Fönigliche Majeität von Bayern und Seine Faiferlich 
föniglihe Hoheit der Erzherzog - Großherzog von Würzburg befchloffen 
haben, die zwifchen ven föniglichen Staaten und dem Großherzogthum 
Würzburg interponirten ritterfchaftlihen Befißungen in Gemäßheit des 
Art. XXV der rheinifchen Konföverations-Afte durch gütliche Uebereinfunft 
abzutheilen, und hiezu föniglicher Seits der Yandespirektionsrath Stupp, 
großherzoglich Würzburgifcher Seits der Yandespireftionsrath Heffner als 
bevollmäcdhtigte Kommiffarien ernannt worden; jo find diejelben nach Aus— 
wechfelung ver beiderfeitigen VBollmachten unter Vorbehalt der allerhöchiten 
Genehmigungen über nachjtehende Artikel üibereingefommen. 

Art. 1. Bei ver vielfachen Vermifchung ver beiverfeitigen Terri- 
torien foll zur Befeitigung aller Zweifel und Discuffionen:; was als 
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interponirt, was hingegen als inflavirt zu betrachten ſei? — fo wie zur 
möglichiten Vermeidung neuer Gebietsvermifchung die Abtheilung nach 
einer Linie gefchehen, welche der wechjelfeitigen Konvenienz angemeffen ift. 

Art. 2, Diefe Linie fängt nach der hierbei zu Grunde gelegten 
Hammerichen Karte des Fürftenthums Würzburg vom Jahre 1805 bei 
Aub an der bisherigen Ansbach - Würzburger Gränze an, geht von da, 
Dfthaufen für Würzburg einfchliegend, fort nach Kitingen, dann zwifchen 
Fröhſtockheim und Großenlangheim durch nach Feuerbach, weiter über 
Atzhauſen, Wiefentheid und Gösdorf zwiichen Altenfchönbach bayer'ſcher — 
dann Neufes und Neudorf großherzoglicher Seit durch, das Rittergut 
Bimbach, nebjt dem freiherrlich von Fuchs’schen Antheil an Düttingsfeld 
für Würzburg einfchließend, weiter über Waldſchwind, Geusfeld und Wuft- 
viel bayerischer — dann Dber- und Unter - Steinbach, großherzoglicher 
Seits, bei ven bambergifchen Orten Theinheim, Fallsbronn und Mederts- 
grün vorbei, nach Hummelmarter und Fatjchenbronn, welche beide letzten 
dem Grofherzogthum zufalfen, über die Würzburgifchen Orte Unter- und 
Oberſchleichach, unterhalb der Föniglihen Orte Ebersberg und Neuhaus 
vorbei, das Rittergut Eſchenau auf der großherzoglichen Seite laſſend, 
zwifchen den vormals Ebrachiſchen Dörfern Ober- und Unterfchwappach 
auf der einen und Rheinhardswind auf der andern Seite durch, bei Heinert 
vorbei, Weſtheim für Bayern einfchließend, links oder unterhalb von 
Knezgau an ven Main; demnach rechts des Mains über Ausfelo, Biſchofs— 
heim zwifchen Dörfles und Pettjtabt bei dem Stachel- und Eichelberg 
vorbei, Kirchlautern, Rentweinsdorf und Lind auf ver bayer'ſchen Seite 
belafjend nach Hebenvorf, von da zwifchen Lasbergsgereuth und Lands— 
bad, dann zwifchen Fierſt und Prezenftein auf Kurzenwind bayer'ſcher — 
Neugereutb, Dbermerzbah und Memelsdorf großherzoglicher Seits auf 
Gathersmühl und Cchottenftein, welche beide leßtere zu dem bayer’fchen 
Antheile gehören. | 

Art. 3. ever Theil erwirbt die Souveränetät über die durch dieſe 
Linie auf feine Seite (nämlich die Krone Bayern über die rechts, von 
Aub anfangend — das Großherzogthum Würzburg über die links) fallen- 
den Rittergüter, ohne daß deßhalb eine weitere Evaluation oder Billance, 
weder ver Population, noch dem Steuer-Katafter nach, nothwendig. ift. 


Art. 4 Dieje Linie entfcheidet auch über alle diesſeits und jenfeits 
gelegenen einzelnen ritterfchaftlichen Hinterſaſſen und Befitungen. Nicht 
minder find darunter diejenigen Befigungen begriffen, welde, ohne im 
ritterfchaftlichen Verbande zu ftehen, entweder zu ritterfchaftlichen Guts- 
Komplexen, oder doch nicht zu vormals ftändifchem Gebiete gehört zu haben. 


Art. 5. Ausgenommen find, und können nicht in Anfpruch genom- 
men werben: 
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a) biejenigen im ritterfchaftlichen Verbande gejtanvenen Befigungen, 
welche die allerhöchiten Souveräne entweder in eigenem Namen over 
im Namen ver Allerhöchjtihnen unterworfenen milden Stiftungen 
eigenthümlich befigen, wenn gleich bie vormaligen Nitterfantone von 
folchen per modum servitutis die Steuern erhoben haben; 

b) bie vormals Deutfchordenfchen Aemter Münnerſtadt, Würzburg und 
Gelhsheim. Die wegen ver Souveränetät über biefelben entjtanvene 
Differenz wird der Entſcheidung der Minijterien der allerhöchiten 
Souveräne überlaffen. Ebenfo ift 

c) der Ort Urfpringen, infoweit derfelbe eine gräflich Eaftell’fche Depen- 
denz ift, nicht mit inbegriffen, fonvern e8 bleibt ebenfalls ven Mini- 
fterien der allerhöchiten Souveräne vorbehalten, desfalls fich zu ver- 
einigen. 


Art. 6. Gegenmwärtige Linie hat lediglich Bezug Auf die Abtheilung 
ver ritterfchaftlichen und ver diefen Artifel 4 gleichgeftellten Befigungen 
und auf die Souveränetäts-Erwerbung über viefelbe; gilt aber feineswegs 
als eine Territorial-Gränzlinie zwifchen ven Föniglichen Staaten und dem 
Großherzogthfum Würzburg. Es verbleiben daher jedem ver allerhöchiten 
Souveräne biejenigen Xerritorial = Unterthanen, welche Allerhöchſtſie ſchon 
vor der Rheinifchen Konföveration innerhalb ver Abtheilungslinie des 
Antern gehabt haben, bis durch eine beſondere Webereinfunft eine ver 
wechfelfeitigen Konvenienz entfprechende Yandesgränze und vollfommene 
Purification verglichen und fejtgefegt fein wird. 

Art. 7. Da durch obige Yinie der Zufammenhang ver königlichen 
Staaten mit der Fünigl. Stadt Schweinfurt unterbrochen wird, fo jteht 
der Krone Bayern der freie Militär-Durchjug über Oberfhwarzbach und 
Gerolshofen nah Schweinfurt offen, vergejtalt, daß es deßfalls feiner 
vorläufigen Neguifition bedarf; Vorſpann jedoch und Yebensmittel nach 
ven laufenden Preifen vergütet werden müffen. 

Art. 8 Der Bezug von Steuern und aller andern Xerritorial- 
Gefälle von denjenigen Drtjchaften und Befigungen, welche dem Grofber- 
zogthum Würzburg zufallen, füngt mit dem beiverfeitigen Etatsjahre 1807, 
das ijt mit dem 1. Oftober 1806, an. Alle von diefem Zeitpunfte an 
für die königlichen Staatskaſſen erhobenen Zerritorialgefälle werden nach 
Abzug der Aominijtrationsfojten an die großherzoglichen Kaſſen erſetzt, 
die Steuern und Zerritoriälgefälle pro 1805/6 werben von allen ritter- 
jchaftlichen Befigungen, welche unter königlich bayerifcher Aominiftration 
geftanden find, ganzjährig für die Krone Bayern verrechnet, wogegen auch 
für das laufende Jahr die Befoldungen und andere laufende Yaften nach 
dem Verhältniß der bezogenen, over zu beziehenden Steuern von Bayern 
bejtritten werben. 
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Art. 9. Kantoniften, welche aus ven an das Großherzogthum Würz- 
burg fallenden Orten alfenfalld ausgehoben worben find, werden mit ven 
betreffenden Grumbliften in Zeit von 2 Monaten nach gefchehener Ratifi- 
cationd = Auswechjelung, oder wo möglich, noch früher an dem nächjten 
Gränz- Orte, oder wo es fonft am zulänglichften feheinen wird, über- 
geben werben. 

Art. 10. Akten, Urkunden und Depofiten, welche Befigungen und 
Unterthanen betreffen, die in gegenwärtiger Webereinfunft begriffen find, 
und fich bei föniglichen oder großherzoglichen Behörden befinden, werben 
nach der fejtgefetten Yinie auf ven Grund ver wechjelfeitig anzufertigenven 
Berzeichniffe binnen 6 Wochen nach der Ratificationd-Auswechfelung gegen- 
feitig getreu ausgeliefert. 

Urt. 11. Die königlich bayerifcher Seits zur Verwaltung ber lan- 
desherrlichen Nechte angejtellten Kommiffarien und Individuen in denjenigen 
Diftrikten, welche durch diefen Vertrag an das Großherzogthum Würzburg 
übergehen, werben ver allerhöchiten Gnabde und Großmuth Seiner Faifer- 
(ihen königlichen Hoheit des Erzherzog-Großherzogs befonders empfohlen. 

Art. 12. Die bisherige Kantonal-Verfaffung wird förmlich aufge 
(ö8t und hierbei nach folgenden Grundſätzen verfahren werben: 

1. Die ritterfchaftlichen Direktoren und Diener find in Anfehung ihrer 
bisher bezogenen Gehalte und Penfionen nach ven Beftimmungen des 
8. 57 des Reichspeputationsschluffes zu behandeln, — ihre faffionirten 
Bejoldungen und Emolumente follen nah den im ähnlichen Fällen 
zeither angewendeten Borjchriften regulirt werden, — zur Beurtheilung 
deſſen, was ein jeder bezogen hat, ift ver Zeitpunft des 1. Januar 
1806 anzunehmen. 

2. Die Abtheilung der Penfionen, und refpective die Uebernahme ver 
Kantons-Bepienfteten gefchieht nach dem Verhältniß der Steuern, die 
jedem Souverän aus ven fubjicirten Rittergütern jeden Kantons zuge 
fallen find; jedoch wird man fich zu vereinigen fuchen, bamit jedes 
ber betreffenden Individuen nach feinem ganzen Dienft- oder Penfions- 
Verhältniß ungetheilt an einen Souverän übergehe. 

3. Die verfaffungsmäffig contrahirten und gehörig liquidirten Schulven 
oder anbere vergleichen Laften, werben ebenfalls nach dem Verhältniß 
der jedem Souverän zugefallenen Ritterftenern übernommen. 

4. Das gemeine Vermögen ber ritterfchaftlichen Kantone wird nach dem— 
jelben Verhältniß auf den Grund der Steuer-Matrifel vertheilt. 

5. Die in den Regiftraturen und Archiven befindlichen Urkunden und 
Papiere werben vergeftalt gefonvert, daß 

a) diejenigen, welche auf die vormalige Kantonal-Berfaffung einzig Bezug 
haben, bei demjenigen Souverän deponirt bleiben, welchem ver größte 

Theil des aufgelösten Kantons zugefallen ift; 
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b) viejenigen Papiere, welche die einem Theile zugetheilten Schulven 
oder Laften, und das ihm zugewiefene Vermögen betreffen, auch an 
dieſen abgeliefert werben; 
ec) Urkunden und Papiere, welche einzelnen vitterfchaftlihen Familien 
amgehören, entweder diefen zurücgegeben, oder an die einfchlägigen 
Behörden vesjenigen Souveräns, unter deſſen Hoheit fie fich befin- 
ven, ausgehändigt werben. 

6. In Anfehung der Stiftungen und Yuftitute, welche fich bei einem 
der betreffenden Kantone befinden, geht, wenn fie fortbejtehen können, 
die Aufficht über diefelben, und über die Verwendung des Stiftungs- 
fonds nach dem Stiftungsbriefe, an denjenigen Souverän über, in 
veffen Gebiet ver größte Theil des erfagten Stiftungsfonds gelegen ift. 

Deffen zu Urkunde ift gegenwärtige Webereinfunft doppelt ausge- 
fertigt, und von ben beiberfeitigen Bevollmächtigten unterzeichnet und 
befiegelt werben. 

So gejhehen Schweinfurt den 12. Juni 1807. 


(L. S.) Stupp, (L. S.) Heffner, 
Königlich Bayeriſcher Landes- Großherzoglich Würzburgifcher 
bireftiond- Rath. Landesdirektions-Rath. 


Da Wir dieſen Vertrag nach ſeinem ganzen Inhalte genehmigt haben, 
fo ratificiren und beſtätigen Wir die vorſtehende Vergleichs-Urkunde in 
alfen ihren Bunften und Klaufeln, und verfprechen für Uns und Unfere 
Nachfolger, dieſelbe in allen ihren Artikeln zu erfüllen und aufrecht zu 
erhalten. 

Deffen zur Urfund haben Wir die gegenwärtige Ratification eigen: 
händig unterfchrieben und mit Unferm stöniglichen geheimen Inſiegel 
bedrucken laſſen. 

So geſchehen am achtzehnten Julius des Jahres eintauſend acht— 


hundert und ſieben. 
Mar Joſeph. 


Freiherr v. Montgelas. 
Reg.⸗Bl. f. d. Könige. Bayern f. d. J. 1807. Nr. 23. ©. 1245 - 1253. 


12. Staatövertrag zwifchen Seiner kaiſerl. Fönigl. apojtolifchen um 
Seiner Fönigl. Majejtät von Bayern d. d. München den 3. Dezen- 
ber 1807 über die Salinen von Berchtesgaden und Hallein. 
(Ratifieirt zu Wien am 18. Dezember 1807, zu Münden am 

28. Sanuar 1808.) 
Wir Franz der Erite, 
von Gottes Gnaden Kaifer von Dejterreich ꝛc. 
Nachdem Wir e8 zu Unferem vorzüglichen Augenmerk genommen 
haben, die beſtehenden freundnachbarlichen Verhältniſſe mit der Krone 
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Bahern mehr und mehr zu befeftigen, haben Wir zugleich bejchlofien, 
verfchiedene ver vorzüglichiten Berührungspunfte, insbefondere und nament- 
lich die VBerhältniffe des Salz und Holz-Handels in Unferm Herzogthum 
Salzburg und Fürftenthbum Berchtesgaden, dann den Tranfitozug Unſerer 
Fürſtenguts- und Nerarial-Effecten durch eine freundjchaftliche Unterhand- 
lung zu beiverfeitiger Zufriedenheit fejtfegen zu laffen. 

Zufolge deſſen iſt zwifchen ven beiverfeitigen Bevollmächtigten, als 
von Unferer Seite dem hochgebornen lieben getreuen Friedrich Lothar 
Grafen von Stadion zu Tannhauſen und Warthaufen zc. und von Seite 
Seiner fünigl. Majeftät von Bayern, dem geheimen Nathe ꝛc. Marimilian 
Joſeph Freiherrn von Montgelas, nach vorhergegangener Berathung und 
Uebereinfunft der beiverjeitigen refpectiven inländischen Departements und 
der von venfelben hierzu bejtimmten öfterreichifch Kaiferlichen und königlich 
bayerischen Gejchäftsmännern ein Staatsvertrag abgeſchloſſen und unter- 
zeichnet worven, nachftehenven vollftändigen Inhalts: 

Nachdem vie Faiferlich königliche Regierung von Salzburg ſowohl 
als die königlich baherifche General-Apminijtration der Salinen in Betreff 
der vormals zwijchen Bahern und Salzburg bejtanvdenen Holz- und Salz: 
Berhältniffe, dem beiverfeitigen Intereſſe nütlich gefunden haben, einen 
neuen Contract über Holz. und Salzabnahme, dann über die Tranfitirung 
abzufchließen; jo haben fich die hiezu beiderſeits Bevollmächtigten, und 
zwar von faijerl. königl. öfterreichiicher Seite ver k. k. falzburgifche Re— 
gierungsrath und Neferendär, Franz Pichler; dann von Fönigl. bayerifcher 
Seite der königl. baberifche geheime Referendär und General: Salinen- 
Adminiſtrator Joſeph Usfchneider, mit Vorbehalt ver Genehmigung Ihrer 
Allerhöchiten Höfe, auf nachjtehende Contractspunkte vereinigt: 


A 


Zufammenhang der drei Gegenftände und die Dauer des Gontractd 
betreffend. 

$. 1. Diefer ganze Contract mit allen feinen Punkten macht ein 
untrennbares Ganzes aus, und e8 foll verjelbe in diefer Art durch ſechs 
Jahre, und zwar vom heutigen Tage ver Unterichrift an, bis Ende Mai 
1814 verbindlich und geltend fein, alfo von beiden Theilen gehalten wer: 
ven. Bei dem Ausgange des fünften Jahres, d. i. vor Ende Mai 1813 
haben aber beide Fontrahirende Theile fich darüber einzuverftehen, ob 
und unter welchen Mopificationen vieler Contract erneuert oder aufgehoben 
werben jolle. 


Die Holzabgabe von Salzburg nach Bayern. 
$. 2. Salzburg macht fich anbeifchig an Bayern jührlich zehntaufend 
Klafter Holz als Minimum und fünfzehntaufend Klafter als Marimum 
aus feinen eigenthümlichen Waldungen abzugeben. 
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Ueber dieſe Quantität ijt von Seite der königl. bayerifchen General- 
Apminiftration der Salinen jährlich zu Anfang des Monats September 
die bejtimmte Anzeige an die k. k. Regierung zu Salzburg zu machen 
(bei Anfang dieſes Contracts oder fogleich nach der Katification dieſes 
Eontracts), worauf alsdann unverzüglich von Seite Salzburgs die Invi— 
tation zur Vorzeige und Ausweife der zu angreifenden Wälder gejchehen 
fol. Die Auswahl der Verhaue und die Vorzeige des Holzes hat zwar 
auf Seite Salzburgs zu verbleiben, jedoch find bei dieſer Auswahl jeves 
Mal folgende Mafregeln zu beobachten: 

a) Sollen nur diejenigen Wälder in Verhau behalten oder hierzu er- 
griffen werden, welche vie Verhältnijje des Walpjtandes nach wald— 
männifchen Grundjägen vor andern hierzu nothiwendig machen. 

b) Hierbei wird man aber von Seite Salzburgs, jo viel und immer 
möglich ift, ven Bedacht darauf nehmen, entfernte und nähere Wal- 
dungen zu gleicher Zeit zum Verhau zu bringen, damit dadurch bie 
Arbeit und die Lieferung des Holzes für Bayern ſoviel möglich nicht 
höher als in den legten Fahren im Durchfchnitt komme. 

c) Wird von FE f. Seite durch die Auswahl der Verhaue auch auf billige 
Vertheilung des Holzwerkverdienſtes unter den Abtheilungen ver be 
jtehenden Holzmeijterfchaften in ihren betreffenden Waldgegenden gefe- 
ben werben, bamit nicht ohne Noth vie eine oder die andere Holz— 
meijterjchaft zu lange ohne alles Verdienen bleibe. 


Die Holzverhau-Gegenden. 


$. 3. Alle bisher nach Reichenhall gebrachten Wälder, welche in dem 
Salzburgifchen Territorium liegen, follen in ver Regel auch Fünftighin 
dieſen vertragsmäßigen Verhauen gewidmet fein, und bleibt hiervon aue- 
genommen: 

a) Das ganze Glemmerthal, und alle im Pfleggerichte Koprun liegen: 
den bisherigen Hoch- und Echwarzwälver. 
b) der jevesmalige Bedarf des Leoganger-Handels in dem fogenannten 

Teoganger-Thale, 

ec) der allfeitige Unterthans Holzbevarf und die Deputat-Holzbezüge ver 
Beamten und Geiftlichen; enplich 
d) die nach Frauenreit bringbaren Hirſchbüchler-Wälder. 

Zu einem Erfage viefer Ausnahme und zur Dedung des jährlich 
verlangten Halzbedarfes wird man von Seite Salzburgs nach Umftänven 
und nach Thunlichfeit neben den bisher nach Reichenhall gebrachten Schwarz 
wäldern auch Salzburgifche jogenannte freie Bannwälver in Verhau und 
Borgabe bringen, auch den falzburgifchen Unterthanen in bisheriger Art 
die Holzlieferung und ihrer Privateigen- und Hoffachen nach ven königl. 
bayerifchen Salinen gejtatten. 
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Den Lattenberg, Rettelbach, Weiswand, Vrechel, Anthaupten, dann 
die Grängdifferenz in der Ajchau und am Hintern Steinbach, dann in 
der Reitwalze refpective Schwegel. 

$. 4. Bon diefen contractmäßigen Berhauen und falzburgifcher Vor- 
gabe find weiters ausgenommen die Waldungen Yattenberg, Rettelbach, 
Weiswand, Prechel, Anthaupten, dann die Gränzbifferenz in der Aſchau, 
am bintern Steinbach, die Reiteralpe, vefpective Schwegel. 

An diefen Walobezirken foll Bayern ohne weitere Einmifchung von 
Salzburg, wie bisher (durch die ohnehin gebrauchten Holzmeifter, forft-. 
haushaltmäfig) während obiger fechs Contractsjahre unangefochten und 
auch zinsfrei Holz hauen und zur Saline nach Reichenhall bringen, wenn 
in diefer Zeit ein definitiver Gränzvertrag zwifchen Defterreich und Bahern 
nicht etwas anderes bejtimmen und fejtfegen wird, 

Das Kleizelholz. 

$. 5. Soll in jevem Verhaue, ven Salzburg jährlich vergibt, das 
darin zum Kleizeln oder Spalten tauglich erfunvdene Holz durch die Holz- 
meifter forgfältig ausgefchieven, und in jener Prügellänge, welche noch 
nachträglich bejtimmt angegeben werden wird, ausgelegt, fodann nach ven 
von f. k. Seite zu treffenden Accorden per Pfund durch die Holzmeijter 
oder ihre Leute (ohne dabei fremde over eigene Kleizler anzuftellen) die 
Zaufeln hieraus verfertigt und an bie zu beftimmenden Drte zum jalz- 
burgiichen Gebrauche abgeliefert werden. Doch behält man fich von Ceite 
Bayerns bier vor, daß durch dieſe Kleizel- oder Holzipalterarbeit die 
Helzwerlsaccorde mit den Holzmeiltern nicht zum Nachtheile Bayerns 
gehöhert werben bürfen, 

Die Holzlänge. 

8. 6. Sit zur Zeit zwar noch das in Reichenhall bisher übliche 
Scheiter- oder Drähling-Fängenmaaß von drei Schuhen ſammt ven Sprans 
beizubehalten, und binfichtlicd der zugeficherten Klafter- Quantität noch 
ferner als Normalmaaß anzunehmen. 

Sollte jevoch von der fünigl. bayerifchen General-Aominiftration ver 
Salinen zu Reichenhall eine andere Holzlänge einzuführen beliebt werben, 
fo ijt alevann das Uebermaaß über 108 Eubiffuß, welches das vermalige 
Klaftermaak hält, zu erheben, und auf das Lieferungs-Quantum in ber 
Art einzurichten, dak das Marimum von 15,000 Klaftern, nach dermal 
üblicher und vworgefchriebener Länge nicht überfchritten werde, welches fich 
auch von dem bisher jährlich aus dem Unfnerthale gebrachten Kufbolz- 
Saag-Prügeln verftehen foll. 

Die Holzlieferanten. 

$. 7. Der Holzwerksverdienſt hat je und allezeit ausſchließend bei 

den jalzburgifchen Unterthanen ver betreffenden Gegend und in ver Weife 
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zu verbleiben, daß nach bisheriger Art bei ‚billigen Bedingniſſen immer 
die nächitgelegenen und allenfalls betheiligten vor andern k. k. ſalzburgiſchen 
Landesunterthanen zu Holzmeijtern und Arbeitern von Seite Bayerns 
erwählt werben. Sollten über Holzwerföverdienen Klagen und Anjtände 
fich ergeben, fo find diefelben bei der jährlichen Holzanfage zwifchen ven k.k. 
und k. bayerifchen Abgeorpneten jedes Mal freundfchaftlich auszugleichen. 


Die Holz = Megie. 


$. 8. Die königlich bayeriſche Negierung übernimmt die Negie der 
ganzen Holzlieferung, und bleibt demnach befugt, nach Ermefjen des Be— 
darfes, hierzu ihre eigenen königl. Forftbeamten und Eubalternen, über 
deren Zahl und Charakter fich noch nachträglich vereint werden wird, an 
den hierzu geeigneten und gleichfalls noch zu beftimmenven Plägen zu 
halten, welche den Holzverhau, die Bringungsart und die Abtriftung des— 
felben, fo wie die Wald-, Klaus- und Zriftgebäude, dann deren Errich- 
tung und Unterhaltung nach Erforderniß ungehindert zu beforgen haben 
follen; hierbei wird auch noch feitgejett, daß auch dem königl. bayerijchen 
Salinen-Oberinfpector von Reichenhall, jo wie den dortigen Föniglich 
bayeriſchen Forjtbeamten, die obere Nachficht über die ganze Holzbringungs- 
art und über die Gefchäftsführung der Füniglich bayerischen Subalternen, 
im falzburgifchen Territorium gejtattet bleibe, fo wie fich übrigens von 
ſelbſt verfteht, daß die Ausübung der lanvesherrlichen Forftjurispiction, 
eben ſowohl als die Auf- und Nachficht in diefen Verhauen (jedoch mit 
Ausnahme der oben $. 4 benannten Walpbezirfe) den geeigneten k. f. 
Forftbeamten, und wer dazu beauftragt werden wird, jederzeit vorbehalten 
bleiben jolle. 


Der Lieferungs-Accord, die Aufftellung des Holzes, dann die 
Zahlungsart desjelben. 


$. 9. Die Art, die Accorde mit obigen Holzlieferanten zu treffen, 
bleibt ganz ver königlich bayerifchen General-Aominiftration der Salinen 
überlaffen, ohne daß man von f. k. Seite fich jemals in dieſes Gejchäft 
einmijchen werde. 

Bayern bezahlt an die obigen Holzmeifter die eine Hälfte des getrof- 
fenen Lieferaccordes in Geld nach dem Conventionswerth, und die andere 
Hälfte in Getreide, und zwar ein Drittel in Waizen und zwei Drittel in 
Korn in Natura nach dem fixen Preisanfchlage von 2 fl. vom Megen 
Waizen und von 1fl.30 fr. vom Metzen Korn, jo lange dieje Contract: 
zeit dauert. Alles Holz ohme Ausnahme, welches zur Ablieferung nach 
Reichenhall angewiefen werben wird, foll entweder am Maifje oder an 
einem andern thunlichen Plage in das Klaftermaaß gewährlich aufgeſtellt 
und orbentlich gejegt werben. 
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Die Holzabmeffung. 

8.10. Sobald die königlich bayeriſchen Forftbeamten ven k. k. falz- 
burgifchen die Anzeige gemacht haben werben, daß alles Holz in das Klaf- 
termaaß bereits aufgeftellt ſei, fo wird fich zwifchen beiven Beamten freund- 
ichaftlih über den Tag der Zuſammenkunft, welche doch längitens bis 
Mitte September jeden Yahres erfolgen muß, vereint, wo man fich als- 
dann auf die Walppläge zur gemeinfamen Holzabmefjung begibt, und 
alsdann ein Theil dem andern ein gefertigtes Verzeichnig ver auf jedem 
- Plage vorgefundenen Klafterzahl zu überreichen hat. 


Unterthang = Bejchädigung. 

8. 11. Sollten Fälle fich ergeben, wo k. f. Yandesunterthanen durch 
die Reichenhaller Holzarbeiten, ever durch die Holztrift an Gebäuden, 
Gründen ꝛc. fich beichädigt finden und deswegen Beſchwerden führen, jo 
wird man bei Gelegenheit des jährlichen Holzverdingens und der Vorgabe 
gemeinjame Einficht nehmen, und nach Befund ver Sache von königlich 
bayerifcher Seite fich zu einer angemefjenen Ablege over Entſchädigung 
verſtehen. 


Die landesherrliche Manutenenz bei dieſer Holzlieferung. 

$. 12, Wird von k. k. Seite zugeſichert, daß im Falle, wo von königl. 
bayerischer Seite gegen E. k. Yanvdesunterthanen oder wen immer gegrün- 
bete Klagen über Verhinderung dieſes Holzgejchäftes fich ergeben follten, 
alsdann von FE. k. landesherrlicher Seite die volle richterlihe Manutenenz 
niemals verjagt, jondern vielmehr alle nöthige Unterftügung unverzüglich 
geleijtet werden wird, damit diefes Holzgefchäft, infoweit felbes nicht durch 
Gottes Gewalt gehindert fein wird, in vollem Maafe erfüllt werde. 


Dad Stammgeld pro materia ligni. 

8.13. Wird für die Klafter im Neichenhaller Salinenmaaß von 
ſechs Fuß Höhe, ſechs Fuß Breite und drei Fuß Scheiterlänge, das ift, 
von 103 bayerifchen Kubikfuß, fo wie es ſich in Zäunen, an Maiffen oder 
andern Walpplägen vorfinden wird, ein Stammgeld pro materia ligni 
mit 15 fr. in Comventionsmünze per Klafter hiermit bedungen und von 
Bayern an Salzburg bezahlt. 


Die jährlihe Abrechnung. 
$. 14, Nach ver in jevem Jahre vollendeten Holzmeffung wird bei— 
verjeits die Berechnung der bezogenen Klafterzahl vorgenommen, und ver 
gegen die vorausgegangene Anweifung fich ergebende Zu- oder Abgang 
auf das künftige Jahr hinüber gefchrieben, worauf bei ver nächjtfolgenven 
Holzanweifung die erforderlich nöthige Nücficht genommen werben foll. 
N Die Baarbezahlung des Stammpgelves für die in den Maiffen und andern 
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Stellungsplägen vorgefundene Klafterzahl wird nach erfolgter Abmeſſung 
jederzeit geſchehen; das bezahlte Holz foll aber in jevem Falle felbjt bei 
alfenfalljigem Ausgang dieſes Contractes von Seite Bayerns abgetriftet 
werven können. 


Die Triftverhältniffe. 


$. 15. Da nach bisheriger Uebung die Holztrift auf ſämmtlichen 
Bächen und Wäſſern, in fo lange, bis nicht das Keichenhaller Holz abge- 
triftet war, von Niemand unternommen werben durfte, jo foll dieſer Ge- 
brauch noch ferner beibehalten werden, auch alles Auffangen des Holzes 
auf ven Zriftwäflern für falzburgifche Beamte und Geiftliche in Zufunft 
nicht mehr Statt haben. 


Die Uebernahme des noch im jalzburgifchen Territorium 
zurüdliegenden Holzes. 


$. 16. In Betreff vesjenigen Scheiterholzes, welches won Seite 
Bayerns während der letzten Jahre in den Echwarzwäldern auf Verhau 
verdungen, auch wirklich gefällt, und theils in Mailfen, an Echmagen, 
in Bächen und Wäffern rüdliegend, theils auch in Zäune geftellt ift, von 
ver E£. f. Regierung aber zur Zeit der Incammerirung in Befchlag ge— 
nommen worden, wird Folgendes bejtimmt und fejtgejegt: 

a) Die k. k. Regierung befiehlt den im falzburgifchen Territorium gefef- 
fenen Holzmeiftern, diefes noch zurückliegende Holz fogleich in die 
Fürfchlacht nach Reichenhall auf eigene Nechnung, Weg und Gefahr 
bejagter Holzmeijter abzutriften. 

b) Die k. k. Regierung Teiftet bei diefem noch zurücliegenven Holz Ver: 
zicht auf das oben bevungene Stammgeld, und wird fich in dieſe 
Abrechnung nicht mengen. 

c) Bayern vergütigt obigen Holzmeijtern, welche dieſes Mal die Trift 
felbit zu beforgen haben, nicht allein die Triftungskoſten, ſondern 
rechnet mit ihnen nach der Aufitellung dieſes Holzes bereits erhaltene 
Summen und Getreide förmlich ab. 

d) Den befagten Holzmeiftern wird bei diefer Yieferung und Triftung 
des noch rückliegenden Holzes ein Yiefer-Callo von 25 Klaftern auf 
hundert, fo wie auch das Quantum des durch die diesjährigen Hoch— 
waffer eingeronnenen, und in der Fürfchlacht zu Reichenhall wirklich 
aufgezäunten Holzes zu gut gehalten. 

e) Sobald dieſes noch zurüdliegende Holz in die Fürfchlacht bei Reichen- 
ball eingetriftet fein wird, dann kann auch die Abtriftung des bisher 
zurücdgehaltenen hamerauer Gewerkſchaft-Kohlholzes ungehindert vor 


fich gehen. 
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Die jährlihe Salzabnahme von den k. k. Salinen zu Hallein 
und Frauenreit. 

$. 17. Bayern macht fich für vie oben beftimmten ſechs Contracts- 
Jahre verbindlich, von den k. k. Salinen zu Hallein oder Frauenreit, wo 
es Bayern gefällig ift, jährlich 150,000 Fuderftöde, wovon einer im Durch- 
Ichnitt zu einem Zentner Salz gerechnet wird, pro minimo abzunehmen ; 
Salzburg ift, im Falle Bayern das Sulz bedarf, gehalten, jährlich auch 
200,000 Zentner oder Salzfuderjtöfe, und in viefem Falle 150,000 in 
bisher gewöhnlichen Geſchirren eingefchlagene Fuberftöde von Hallein und 
50,000 nadte Fuderſtöcke von Frauenreit an Bayhern abzugeben. 

Die Art und Vertheilung diefer Abnahme foll von Bayern an Sal;- 
burg jeden Jahres im Monate Detober beftimmt angezeigt werben. 


Eine vermehrte Salzabnahme. 


$. 18. Sollte von Seite Bayerns ein Jahr für das andere ein 
größeres Quantum, als obige 200,000 Zentner beliebt werden, fo ift das 
super plus, um wie viel hiervon von jeder Saline abgenommen werben 
wolle, längftens Ende Januar ver F. k. Negierung in Salzburg bejtimmt 
anzuzeigen, worauf dann von Seite Salzburgs, in wie fern diefes Begehren 
Statt haben könne, die Rückäußerung foyleich erfolgen wird. 


Die Zeit der Ausfuhr, 

8.19. Die Ausfuhr des Salzes zu Waffer foll gleich mit Eintritt 
der dienlihen Shiffmanns- Witterung, im Frühjahre, und längjtens bie 
April jeven Jahres anfangen, wenn feine unausweichlichen Hinderniſſe 
im Wege jtehen. 

Mit ver Ausfuhr des Salzes von Trauenreit zu Land foll es wie 
bisher gehalten werden; man wird aljo von Seite Berchtesgapdens das Sal;- 
ſudweſen jederzeit jo einrichten, daß die Abfuhr des Salzes von da fort- 
während Statt haben Fünne. Was aber den, vermal zu Schellenberg in 
unbejchlagenen Fudern vorhandenen Salzvorrath betrifft, wird Bayern 
die von diefem Borrathe noch brauchbaren Fuderjtöde, wenn fie in Reichen- 
half noch bei der Abladung einen Zentner im Durchfchnitt fchwer find, 
abnehmen, wegen des weitern Transports nach Reichenhall aber ven Fuder— 
jtod um 4 Kreuzer minder, als den zu Frauenreit bezahlen. 


Die Gewährlichkeit des Salzes. 

8. 20. Die jührlih abzugebende Anzahl von ganzen Fuberftöcden foll 
von den f. k. Salinen in ganz gewöhnlichen Zuftande an die von Seite 
Bayerns hierzu zu ernennenden Beamten zu Hallein, und an die betveffen- 
den Vecturanten zu Berchtesgaden abgeliefert werden; wobei die königlich 
bayeriſchen Beamten in Hallein berechtigt fein follen, vor der wirklich 
gefchehenen Uebernahme die Fuderſtöcke vor dem Cinfchlagen genau zu 
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befichtigen, und alle diejenigen Stöde vor der wirffichen Uebernahme aus- 
zufchließen, die von benfelben als ungewährlich, oder als nicht annehm- 
bares Bruchjalz pflichtmäßig anerkannt werben würden. 

Es jollen in Regula nur ganze und wohl ausgepfifelte vollfommen 
trodene Fuderſtöcke übernommen werben, man wird aber von Seite Bayerns 
auch die Annahme von einbrüchigen Fuderſtöcken nicht ausfchlagen, wenn 
diefelben das volftändige Volumen ohne Abgang ausfüllen, und in nicht 
größerer Anzahl hergeben, als daß ungefähr auf 20 ganze Stöde ein 
einbrüchiger Stod gerechnet wird. Nücfichtlich der Gemwährlichkeit des 
Geſchirres bleibt e8 bei der bisherigen Obfervanz, es foll das bisherige 
Fudergeſchirr mit der erforberlichen Anzahl von Taufeln, Nägeln, Spangen 
und Reifen beibehalten werben. Nücfichtlih des Gewichts werben die 
Fuderſtöcke, welche von Zeit zu Zeit im Beifein eines bayerifchen Bedien— 
fteten nachgewogen werben, mindeftens 100 Pfund netto und 120 Pfund 
Sporko wiegen. Ueberhaupt foll e8 in Hinficht auf Gewährlichfeit bei 
dem 2. Artikel des unterm 22. Hornung I. J. abgefchlofjenen Salzcon- 
tractes gänzlich fein Verbleiben haben. Wenn die Salzfuderftöcde von 
Berchtesgaden das Gewicht von ein Zentner im Durchfchnitte nicht er- 
reihen, jo muß bafür ver Erſatz mit anderm Salze gemacht werben. 
Bruchſalz wird bier feines angenommen, ebenfo wenig, als diejenigen 
Fuderſtöcke, welche fi von außen feucht over naß bezeigen. 


Die Uebernahme des Salzes zu Hallein, 


$. 21, In Rüdfiht ver Salzabgabe und veffen Uebernahme zu 
Hallein fol das zu übernehmende und gewöhnlich herzuftellende Salz aus 
folhen Magazinen und Borrathshäufern abgegeben werden, melde ver 
Salzach, worauf die Abfuhr gefchieht, am nächjten gelegen find; auf ent- 
fernte Borräthe oder auf ſolche außer der Stadt Hallein darf von Seite 
Bayerns feine Anweifung angenommen werben. 

Das Austragen und die Einladung in die Schiffe wird von baherifcher 
Seite übernommen, ober durch ihre Ober- und Nebenausfchiffer, oder von 
benjenigen, denen e8 im Accord überlajjen werden bürfte, beforgt werben. 

So lange diefes Ealz, welches auf k. k. Koften ausgefegt und ein- 
geichlagen wird, noch in den zu Hallein befindlichen und Salzburg ange- 
hörigen Magazinen aufgelagert ijt, fo bleibt e8 noch Eigenthum ver k. k. 
falzburgifchen Regierung; es geht aber dann auf Wag und Gefahr ala 
ein Eigentum an Bayern über, ſobald jelbes den Trägern zum Eintragen 
in die Schiffe übergeben fein wird, deswegen foll bei der Abgabe von 
Seite Salzburgs immer ein eigener Commis, der die Abgabe, und von 
Seite Bayerns ein eigener fogenannter Nebenanfchaffer, oder ein anderer 
tönigl. bayerifcher Diener gegenwärtig fein, der die Uebernahme und das 
Austragen in die Schiffe beforgt. 

14 


Die Salzübernahme zu Berchtesgaden. 

8. 22. Was die Uebernahme des Salzes zu Berchtesgaden betrifft, 
fo bleibt auch dort das in ven Magazinen befinvliche Salz, fo lange es 
aufgelagert ift, ein Eigenthum ver E. k. jalzburgifchen Regierung, gebt 
aber auf Wag und Gefahr als Eigenthum an Bayhern über, ſobald es 
von den dahin zur Uebernahme fommenden Vecturanten auf ihre Wägen 
aufgeladen iſt, wobei man hinfichtlich ver Leberlieferung ſich won Seite 
Bayerns, wie bisher, an die Fuhrleute halten wird. Die Salzabfuhr 
von Berchtesgaben foll, wie bisher, turch bayerifche und berchtesgabifche 
Fuhrleute gejchehen können. 


Die Salzabfuhr nah Burghaufen und Paſſau. 

8. 23. Bayern ſoll das jährlich in Hallein käuflich zu übernehmende 
Salz nach eigener Conventenz im Accorde nach Burghaufen und Paſſau 
ausführen zu laffen berechtigt fein. Die Wahl des Lieferungs-Unterneh- 
mers jtebt in ver vollen freien Willtühr Bayerns; derſelbe hat bei ver 
Salzausfuhr nichts weiter als folgende zwei Punkte zu beobachten: 

a) Hat er fich bei ver Ausfuhr vorzugsweife der falzburger und obern- 
berger Schiffleute zu bevienen, und ift nur in dem Falle auswärtige 
Shiffleute zu miethen befugt, wenn bie falzburgifchen und obern» 
bergifchen in ver Miethforverung mit diefen nicht Preis halten würden, 
oder eine binlängliche Anzahl brauchbarer Individuen nicht vorhanden 
wäre. Worüber aber bei ver Wahl der auswärtigen zuvor ver k. k. 
jalzburgifchen Regierung Anzeige gemacht werben foll, damit dieſe 
bie ſalzburgiſchen Schiffleute allenfalls zu gleichen Bedingungen bewe- 
gen könne, welches aber in Zeit von brei Wochen, vom Tage ber 
gemachten Anzeige an, gefchehen muß. 

b) Steht zwar dem Lieferungs-Unternehmer frei, die benöthigten Salz- 
Ihiffe bei den ſalzburgiſchen Echoppen zu Hallein, Salzburg und 
Laufen anzufaufen, doch aber muß zur Befeitigung einer zu großen 
Holj-Erportation der Gegentrieb ver Salzfchiffe eingeführt und beob- 
achtet werben. Außer dieſen beiden Punkten wird von Seite Salz 
burgs den bayeriſchen Lieferungs » Unternehmern feine weitere Ein- 
ichränfung wie auch weder andere Laſten noch Zahlungen aufgebürvet 
werden. Zu dem Ende fol venfelben unbenommen jein, die Schiff- 
leute und Treiber nach freier Concurrenz (jo wie fie fih gegen Be- 
zahlung freiwillig vorfinden) zu miethen, und die Anjtalten bei ver 
Schifffahrt nach eigenem ungebundenen Gutdünken zu treffen, 

In Rückſicht ver Abfuhr ift man dahin übereingefoimmen, daß jeber- 
zeit über den andern Tag das von Bayern gefaufte Salz von Hallein 
abgeführt werde, für jeven folchergeftalt über den andern Tag abgehenven 
Transport macht fih Salzburg verbindlich nach vorhergeftelltem Anſagen 
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wenigftens 2500 und höchitens 4000 eingefchlagene Fuberftöde auf ver 
Stoßjtatt zur Uebernahme und Abfahrt bereit zu halten. 

Sollte aber die Abfuhr der ausgefegten Fuderftöde durch unvorher- 
gejehene Hinvernifje verfchoben werden müfjen, fo tragen weder das königl. 
bayerifche Aerarium, noch der Lieferungsunternehmer die allenfall8 erlau- 
fenden Koften für das Nachbeffern des Gefchirres, weil das volle Eigen- 
thum des Salzes bis zum Abtragen desſelben ver k. k. Regierung zufteht. 

Bei einer von Seiten Dejterreich8 beliebten Salzausfuhr zu Waffer 
wird in den Zwifchentagen jederzeit das für die öfterreichifche Monarchie 
beitimmte Salz abgeführt werben, fo daß bie bayerifche und öfterreichijche 
Abfuhr von Tag zu Tag mit einander abwechjeln. 


Der ungehinderte Salzausgang. 

8. 24, Die von Seite Bayerns zur Salzabfuhr beftimmten Fuhr- 
leute follen in ihren zur Abfuhr nöthigen Salzladungen nicht aufgehalten 
werben, fondern ed wird immer derjenige Vorrath in ven Magazinen bereit 
Liegen, welcher von Zeit zu Zeit zur Abfuhr nöthig fein wird, fo daß bie 
Sulzabgabe nah Verlangen immer uneinftellig wird fortgefegt werben 
können, infofern nicht unvermeidliche Zufälle dieſelbe auf einige Zeit un— 
möglich machen. 


Der Preis des Halleiner-Salzes. 

8. 25. Der Preis des gewöhnlichen eingefchlagenen Halfeiner Salz. 
fuderſtockes wird einfchließlich der fogenannten Heinen Gefälle und Neben- 
zahlungen auf 1 fl. 50 fr. d. i. ein Gulden und fünfzig Kreuzer gefegt. 
Salzburg wird in obigen ſechs Contracts - Yahren dieſen Halleiner Salz— 
preis gegen Bahern nicht höhern, auch wegen dieſes Salzes unter Feinerlei 
Vorwand jemals ein Mauth-, Zoll:, Weg- oder Stromgeld abforvern. 


Der Preis des Berchtesgabner - Salzes. 

8. 26. Für das BVerchtesgapner - Frauenreiter Salz fell der Preis 
auf ein Gulden 34 Kreuzer per Fuderſtock, refpective Zentner, und ein 
Gulven 30 Kreuzer für den Fuderſtock zu Schellenberg nach der Bejtim- 
mung des $. 19 feftgefegt fein. | 


Die Bezahlungsart. 

8. 27. Die Bezahlung des ganzjährigen, fowohl von Hallein als 
Berchtesgaden abzunehmenden Salzquantums gefchieht in monatlichen vor— 
auszubezahlenvden Raten und zwar in der Weife, daß jedesmal nad Ver— 
fluß eines DVierteljahres über das bis bahin bereits abgeführte Salz 
orbentliche Abrechnung gepflogen, und die ganze Abnahme faltirt, dann 
zugleich wieber für das eintretende Monat das Anticipations-Ratum ent- 


richtet werde. 
14* 
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Diefe Zahlungen find durch das Fönigl. bayerifhe Salinen-Comtoir 
in München, auf deſſen Wag und Gefahr in Comventionsmünze oder mit 
annehmlichen auf Conventionsmünze gejtellten und mit dem erjten bes 
treffenven Monats zahlbaren Wechfeln an vie k. k. hierzu ernannte Kaffe 
in Salzburg zu leiten. 

Für die Geldtransporte, welche von Reichenhall nach Salzburg dur) 
den Reichenhaller Boten in Baarem gemacht werben, hat die k. ”. Regie- 
rung befagten Boten, wie bisher, zu entjchädigen. 


Die Unterhaltung des Wafferftromes und die Treibermege. 


$. 28. Damit die Salzfhifffahrt ohne Befchwerbe für ven Schiffs- 
mann betrieben werden fünne, follen von k. k. Seite die nöthigen Waffer- 
räumungen und bie Hertellung der Lait- und Rittwege jederzeit unver: 
züglich veranftaltet und auf eigene Rechnung beforgt werben, damit durch 
Vernachläßigung diefer Gegenftände die Schifffahrt feinem gefährlichen 
Ungemach, Beſchwerden und foftfpieligen Zögerungen ausgefegt werbe, 
für welche Fälle Bayern fich die gerechten und billigen Entjchädigungen 
vorbehält. 


Die Bifitation der Schiffe. 


$. 29, Um alle Zuladungen von fremvem Gute zu befeitigen, wird 
fejtgefeßt, daß alle mit Salz beladenen Schiffe vor dem Austritt aus 
dem jalzburgifchen Territorium und zwar zu Zittmoning fi der Vifita- 
tion und Controle zu unterwerfen haben; doch foll hierdurch in der Schiff: 
fahrt jelbjt Fein nachtheiliger Aufenthalt verurfacht werden, folglich dieſe 
Bijitation bei ftrenger Verantwortlichfeit der falzburgifchen Beamten oder 
Viſitatoren ohne mindejten Aufenthalt gefchehen. 


Die Beitimmung der freien Tranfito- Güter. 


8. 30. Die lanvesfürftlihen und Aerarialgüter und Objecte aller 
Gattung, welche Seiner k. f. öfterreichifchen oder Seiner königl. bayerifchen 
Majeität, es fei nun in Allerhöchſt Dero perfönlichen oder landesherr- 
lichen Eigenfchaft, gehören, follen fowohl die Saalachen und die Salzach, 
dann den Inn und die Donau hinab nach Dejterreich, oder die Donau 
hinauf in den Jun, und von biejem Fluß in die Salzach und Saalachen 
in Tranfito durch die k. bayeriſche oder k. k. öfterreichifchen Lande jedes- 
mal zu Waſſer frei und ohne Abgabe vurchpaffiren. 


Die freie Salzfahrt über Hallthurn und Deifendorf. 


$. 31. Es verfteht fich ohnehin, daß von Seite Salzburgs niemals 
ein Zoll-, Mauth- oder Waggeld von demjenigen Salz erhoben werbe, 
welches von Frauenreit über Hallthurn nach Reichenhall geführt wird, 
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ebenfo wenig ald von dem Salz, welches als k. bayeriſches Aerarialgut 
durch vom Hauptjalzamt Reichenhall ausgeftellte und vom f. k. Gränz- 
mauthamte contrafignirte Certificate ausgewiefen wird, und von Reichen- 
ball über Deifendorf nach Traunftein ausgeht, indem bei viefem Salzfuhr- 
weſen auch die k. k. Unterthanen biefer Gegend immerhin großen Verbienft 
gemacht haben. 


Die freie Holzpaffirung aus den jalzburgifhen Waldımgen hinter 
Reichenhall, 

8. 32. Alles Holz, welches als k. k. Werarialgut von den hinter 
Reichenhall liegenden Waldungen nach dem vor Reichenhall liegenden 
Salzburgifchen Yandesantheil oder nach Berchtesgaden zu Waffer oder zu 
Land gebracht werden wird, ijt ganz Abgaben-frei paffiren, und zu Neichen- 
half auch durch den Holzrechen ungehindert (jedoch gegen billige Entfchä- 
digung der allenfalls verurfachten Befchädigungen ver Anlagen) gehen zu 
laſſen, doch follen vergleichen Holztriftungen auf der Sallach jedesmal 
nur nach gänzlich geendigter Reichenhaller Brennholztrift vor fich gehen. 


Die Hammerauer Kohlholztrift. 

8. 33. In Rüdficht der ungehinverten Hammerauer Kohlholztrift, 
hat e8 bei der bisherigen Uebung und Ordnung fein Verbleiben, es ift 
fih aber hierbei ebenfall® an die gefetzliche Zeit der Nachtrift, wie bisher, 
zu halten. 


Die freie Paffirung der Dörner und des Neisholzes für die Neichen- 
halliichen Gradirwerfe aus dem jalzburgiichen Territorium, 

8. 34. Dagegen werben von Seite ber k. k. Regierung zu Salzburg 
die zu den fönigl. bayerifchen Grabiranftalten in Neichenhall erforderlichen 
Dörner- und Reiferbeftellungen aus den falzburgifchen benachbarten Auen, 
wie vorher, ungehindert verabfolgt, und derſelben Ausfuhr frei gejtattet 
werden. 


Die Legitimation über obige Tandesherrliche Güter. 

8. 35. Die oben nah $. 30 freitranfitirenden Tandesfürftlichen 
erarialgüter und Effecten find zur Legitimation ven ber abfendenven 
Behörde mit ven gewöhnlichen Vorweiſen oder Billeten zu verfehen. Die 
f. k. Zranfitogüter haben fich auch in gleicher Art, wie diefes hinfichtlich 
des königl. bayerifchen Salzes zu Tittmoning bejtimmt ift, bei der königl. 
Mauthbehörde zu Baffau der BVifitation zu unterwerfen, welche jedoch vie 
mit folchen Gütern belavdenen Schiffe nicht länger als zwei bis drei Stun- 
den aufhalten und folche ganz unentgelolich vornehmen foll. 

Es bleibt durchaus verboten, diefen landesfürftlichen Aerarialgütern 
Privatgüter beizumifchen, indem dadurch nur Veranlaſſung zu Verzögerungen 


212 


bei ver betreffenden Bifitation gegeben wirb; denn Privatgüter find durchaus 
ven Zoll» und Mauthgefegen unterworfen, jedoch haben diejenigen Güter 
und Effecten, welche durch die vorfchriftsmäßigen Zeugniffe als wirkliches 
Aerarialgut legitimirt werden, und wenn fie Feine volle Schiffsladung 
ausmachen, auf Privatjchiffen ausgeführt werden, für fich, die oben $. 30 
beftimmte Befreiung zu genießen. 


Der Anfang dieſes Contractes. 


$. 36. Alle in dem gegenwärtigen Gontracte angeführten Artifel 
fangen fünfzehn Tage nach dem Abſchluß, d. i. nach der Unterfchrift ver 
beiverfeitigen Bevollmächtigten zu wirfen an, deswegen follen fogleich, zur 
Vermeidung alles weitern Aufenthalts die nöthigen Verfügungen getroffen, 
auch die zu Lauffen und Hallein in Befchlag genommene Mobiliarfchaft 
an Bayern herausgegeben werben. 

Zur Urkund deſſen haben bie beibverfeitigen Bevollmächtigten dieſe 
Vertrags - Urkunde, nachdem fie gleichlautend doppelt ausgefertigt wurde, 
eigenhändig unterfchrieben, gefiegelt und gegen einander ausgewechfelt. 

München ven 3. Dezember im Jahre 1807. 


Bon f. k. öfterreichifcher Seite Bon Föniglicher bayeriſcher Eeite 
(L. S.) Franz Pichler, (L. S.) Joſeph Utzſchneider, 
f. k. öſterreichiſcher Regierungs- k. bahyer. geheimer Referendär und 

Rath und Referendär. General⸗Salinen-Adminiſtrator. 


Nach reiflicher Erwägung des vorſtehenden Staatsvertrages geneh— 
migen Wir denſelben in allen ſeinen Theilen und geloben Alles, was darin 
enthalten iſt, in genaue Erfüllung zu bringen. 

Zu mehrerer Beſtätigung haben Wir ferners die gegenwärtige Rati— 
fications⸗Urkunde eigenhändig unterzeichnet, und Unſer kaiſerliches Majeftäts- 
Inſiegel derſelben anhängen laſſen. 

Gegeben in Unſerer kaiſerlichen Haupt- und Reſidenzſtadt Wien am 
18. Dezember 1807. Unſeres Reichs im ſechzehnten Jahre. 


Franz. 


Johann Philipp Graf von Stadion. 
Ald Mand. S. Caes. Reg. Apost. Maj. proprium 
Franz Carl Ludwig Rademacher. 


(L. S.) 


Neumann Recueil des traitös conclus. par PAutriche Tom. II. Nr. 169. &. 247. 
Koch⸗ Sternfeld Geſchichte von Berchtesgaden Heft II. S. 119 (angeführt). 
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13. Staats-Vertrag zwijchen Bayern und Branfreich vom 28 Fe⸗ 
bruar 1810, — 


S. M. TEmpereur des Frangais, Roi d’Italie etc. et S. M. le Roi 
de Baviere: ayant & regler differents inter&ts et voulant prendre les 
arrangements necessites par le trait6 de Vienne, des plenipotentiaires 
ont été nommés savoir: par S.M. l’Empereur des Frangais etc. M. Jean 
B. Nompere, Comte de Champagny, Duc de Cadore etc., Son Ministre 
des relations extörieures: et par S. M. leRoi de Baviere, M. le Comte 
Maximilian Joseph de Montgelas, Son Ministre d’Etat et des conferen- 
ces au departement des affaires etrangeres et de l’interieur etc. 

Lesquels apres avoir echange leurs pleins-pouvoirs respectifs, sont 
convenus des articles suivants. 


Art.I. S. M. l’Empereur des Frangais etc. cede en toute pro- 
priet6 et souverainete & Sa Majest6 le Roi de Baviere le Margraviat 
de Bareuth. Le village de Kaulsdorf quoique totalement spare, tant 
du dit Margraviat que du royaume de Baviere, est compris dans. cette 
cession mais à condition que son peage sera supprime. 


Art. IL. S.M. Imperiale et Royale c&de parcelement et transporte 
aA S. M. le Roi de Baviere tous les droits de propriete et de souverai- 
net6 à elle c&des par S. A. E. le Prince Primas sur la prineipaute de 
Ratisbonne. 


Art. III. S.M. le Roi de. Baviere céde en toute souverainete et 
propriete a S. M. l’Empereur et Roi des parties du Tyrol italien au 
choix de Sa Majest& imperiale. Ces parties du Tyrol devront £tre 
contigues entre elles, & la proximit& et & la convenance du royaume 
d’Italie et des provinces Nliriennes et renfermer une population de deux 
cent quatre vingt & trois cent mille ames. 


Des commissaires italiens et bavarois seront nommes dans les 
quinze jours de l’&change des ratifications du present acte, pour deter- 
miner le territoire cédé et en marquer les limites, 


Art. IV. Les donations des biens domaniaux faites et & faire par 
S.M.l’Empereur et Roi jusqu’a concurrence de cing cent mille Frances 
de rente dans le pays de Bareuth sont reconnues et garanties par Sa 
Majest& le Roi de Baviere. 

S. M. de Baviere reconnoit pareillement, confirme et garantit la 
donation faite dans l’Innviertel par S. M. l’Empereur et Roi au General 
Baron de Wrede. 

Les donataires jouiront de leurs biens en toute propriete sans que 
ces biens puissent, pendant l’espace de dix anndes, ötre charges d’aucun 
nouvel impöt; ils pourront vendre les biens & eux appartenants, sans 
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que la vente et l’exportation du prix de la vente puissent @tre assujettis 
& aucun droit quelconque. 


Art. V. Les domaines du Margraviat de Bareuth non compris 
dans les donations mentionnees en l’article pr&cedent, sont cedes en 
toute propriete a S. M. le Roi de Baviere. 


Art. VI. S.M. le Roi de Baviere reunira à Ses etats et posse- 
dera en toute propriet& et souverainet& les pays cedes par S. M. l’Em- 
pereur d’Autriche, & la droite de l’Inn, et designes dans le paragraphe 
premier de l’article III du traité de paix conclu & Vienne le quatorze 
Octobre mil-huit-cent-neuf. *) 


Art. VII. S. M. le Roi de Baviere s’engage & mettre & la dis- 
position de S. M. l’Empereur et Roi, pour être possedes en toute pro- 
priet6 et souverainet# par les Rois et Princes de la Confederation, 
que S. M. Imperiale et Royale designera, des territoires situés dans la 
Franconie et dans la Souabe, contenant une Popalaulon de cent soixant 
et dix mille ames. 


La ville de Schweinfurth enclavee dans le Grand-Duche de Wurz- 
bourg sera comprise dans cette cession, pour ötre donnee au Grand 
Duc de Wurzbourg. 


Art. VII. Les Rois et Princes, entre lesquels doivent @tre repar- 
tis les cent soixants et dix mille sujets cédés par l’article pr&cedent, 
s’entendront avec S. M. le Roi de Baviere et entre eux, sur la desig- 
nation et les limites des territoires, que chacun d’eux devra posseder, 
en consequence de la fixation qui aura été faite par S. M. l’Empereur 
et Roi du nombre des sujets, que chacun d’eux devra acquerir. 


*) Nad Martens recueil des principaux traites Supp. T. V. S. 210 lautet bie 
betreffende Stelle des Art. III des Wiener Friedens vom 14. October 1809, 
wie folgt: 

N (S. M. l’Empereur d’Autriche) cöde et abandonne & S. M. l’Em- 
pereur des Frangais pour faire partie de la confederation du Rhin 
et en ötre dispos& en faveur des Souverains de la confederation: 

Les pays des Salzbourg et de Berchtolsgaden, la partie de la 
Haute- Autriche, situee au de-la d’une ligne partant du Danube 
aupres du village de Strass, et comprenant Weissenkirch, Widers- 
dorf, Michelbach, Gruit, Muckenhofen, Helst, Jeding, de-la la route 
jusqu’a Schwanstadt, la ville de Schwanstadt sur l’Aller et continuant 
en remoutant le cours de cette riviere et du lac de ce nom jusqu’au 
point ou ce lac touche la frontiere du pays de Salzbourg. 

S. M. l’Empereur d’Autriche conservera la propriete seulement 
des bois dependans du Salzcammergut, et faisant partie de la terre 
de Mondsee, et la facult& d’en exporter la coupe, sans avoir aucun 
droit de souverainete à exercer sur ce territoire. 
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Ils seront mis en possession des ces territoires par des commis- 
saires de S. M. l’Empereur et Roi, et aucun d’eux ne pourra y entrer 
qu’apres avoir remis à des commissaires de S. M. Imperiale et Royale 
les territoires qu’il devra lui-m&me ceder. 

Art. IX. Les troupes frangoises occupant maintenant le Tyrol 
italien, le royaume d’Italie sera regardé comme &tant en possession, des 
ce moment, de la partie du Tyrol qui doit lui &tre cédée, et S. M. le 
Roi de Baviere sera mis en possession de Bareuth et de Ratisbonne; le 
premier Avril prochain au plus tard. 

Il entrera en possession des provinces cedees sur la rive droite de 
I’Inn, immediatement que les dispositions portses dans l’article VIII 
auront et& £ffectuees. 

Art. X. Les pays acquis ou cedes par S. M. le Roi de Baviere 
seront possedes à l’avenir aux mömes titres, charges, droits et obliga- 
tions que par les anciens possesseurs. 

Art. XI. Les dettes de toute nature dont les dits pays peuvent 
ötre gröves, seront à la charge de nouveaux possesseurs et acquittes 
sans restriction ni reserves aucunes. 

Art. XU. S.M. leRoi de Baviere prend & sa charge et s’oblige 
a acquitter, sans aucun concours de la part de la France: 

1) Les dettes s’il y en a, provenant‘ de la partie du Palatinat 
situGe a la rive gauche du Rhin et ne r&sultant pas de depenses faites 
pour l’administration effective du pays. 

2) Les dettes contractees par le Princes des Deux-Ponts avec ou 
sans hypotheques sur les biens domaniaux, ou les revenus de la Chambre 
des finances du Duch& des Deux-Ponts et sur leurs possessions en 
Alsace, que les emprunts aient été ou non enregistres par les Chambres 
des finances du Duche des Deux-Ponts et de Ribomviller, et par le 
conseil souverain d’Alsace. 

3) Les rentes perpetuelles ou viageres, et les pensions civiles ou 
militaires assignees sur les dits domaines ou revenus. 

Enfin les traitements qui & l’epoque de la paix de Luneville se 
trouvoient et sont encore dus & d’anciens fonctionnaires et employes 
dans la partie du Palatinat située a la rive gauche du Rhin, le Duché 
de Deux-Ponts, et les possessions de la maison de Deux-Ponts dans 
l’Alsace. 

Art. XII. Les present traitö sera ratifi& et les ratifications en 
seront &changees & Paris dans le delai de quinze jours, au plustöt si 
faire se peut. 

Fait a Paris le 28. Fevrier 1810. 

(L. S.) Signe: Champagny, Duc de Cadore. (L. S.) Montgelas. 
Martens recueil de principaux traites Supp. T. IX. pag. 16. 
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Articles séparés et secrets. 


Art. J. En &change des domaines ecdes par l’article V du trait& 
present S.M. le Roi de Baviere s’engage & faire verser dans le courant 
de Mars prochain, dans la caisse de domaine extraordinaire de S. M. 
l’Empereur et Roi cent cinquante bons de cent mille francs chacun, 
formant un capital de quince millions de france. 


Art. II. Les cent cinquante bons de cent mille francs chacun, 
qui aux termes de l’article precedent doivent &tre verses dans la caisse 
du domaine extraordinaire seront rediges et signes conformement au 
modele annex& au present trait£. 

Ils porteront interet, et cet inter6t fix& A cing pour cent commen- 
gera a courir du 1. Janvier 1810, et sera payable à deux “poques, le 
trente juin et le trente-un Decembre de chaque annee jusqu’au rem- 
boursement des bons, ce payement d’interöt montant à deux mille cinq 
cents francs par semestre et par bon, sera fait & Paris par un banquier 
que dösignera S. M. le Roi de Baviere; la caisse du domaine extra- 
ordinaire fera connoitre chaque semestre & ce banquier le nom des 
possesseurs des bons. 

Les bons seront divis6s en dix series de quinze bons chacune, 
chaque serie et chaque bon portant un numero. 

La premiere serie sera remboursd6e dans le courant de l’annee 
mil-huit-cent-onze, savoir: les quatre premiers bons, le trente-un Jan- 
vier; les bons numerotes de einq à huit, le trente Avril; ceux numerotes 
de neuf à douze, le trente-un Juillet, et les trois derniers le trente 
un Octobre. 

Les neufs autres series seront remboursees de la m&me maniere 
et a pareils jours, & raison d’une serie pär annde, de maniere que la 
deuxieme serie soit remboursee en mil-huit-cent-douze, la troisieme en 
mil-huit-cent-treize et ainsi de suite jusqu’a la dixieme et derniere 
serie qui sera remboursee dans le courant de l’annde mil-huit-cent-vingt: 


Le remboursement des bons sera fait à Munich pour le trésor 
royal de Baviere. 


Art. II. Au moyen de la stipulation énoncée dans les articles 
precedents, les domaines de Bareuth sont liberes de l’hypotheque de 
la dotation de la principaute d’Essling dont ils etoient greves. 

Art. IV. S. M. le Roi de Baviere comme possesseur de la prin- 
cipaut® de Ratisbonne, s’engage à mettre & la disposition de S. M. 
l’Empereur et Roi, des domaines produisant un revenu net annuel de 
quatre cent mille francs, libres de toute hypotheque et de toute dette 
outre que celle de l’impöt. 
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Ces domaines seront eriges en un ou plusieurs fiefs de "Empire 
et passeront d’aines en aines aux descendants mäles de ceux en faveur 
desquels S. M. imperiale et royale en aura dispose. 

Les possesseurs he ces fiefs ne seront jamais tenus de resider, ni 
de servir en Baviere, ils auront toujours au contraire la faculte de 
servir en France, ou dans tout autre etat de la confederation, ils pour- 
ront vendre ces fiefs ou en exporter la valeur, sans pouvoir être assu- 
jettis & aucun droit quelconque. 

Art. V. S.M. le Roi de Baviere döclare qu’il ne formera aucune 
repetition ou demande pour raison d’avances, praestations et fournitures 
faites ou & faire aux troupes fiangoises et alliees anterieurement au 
present traite; et jusqu’a leur prochain retour en France. 

Art. VI. Les presents articles auront la même forge et valeur 
geu s’ils etoient inseres textuellement dans le trait& patent de ce jour, 
ils seront ratifiös et les ratifications en seront echangees en même temps 
que celle du susdit traite. 

Fait & Paris le 28. Fevrier 1810. 

Signe 
Champagny, Duc de Cadore. Montgelas. 
(L. S.) (L. S.) 


(Ce trait& à été ratifi6 A Strassbourg par S. M. le Roi de Baviere le 
3. Mars 1810.) 


Martens Recueil. Supp. Tom. IX. pag. 19. 


14. Vollzug ded Vertrags mit Franfreih vom 28. Februar 1810. 
(Baperifcher Seits ratificirt zu Straßburg den 3. März 1810.) 


a. Königlich Allerhöchftes Patent vom 7. April 1810 die Befig- 
ergreifung der Marfgrafichaft Bayreuth betreffend. 


Wir Marimilian Joſeph, 
von Gottes Gnaden König von Bayern, 
entbieten allen und jeden, bie dieſes leſen oder leſen hören, Unfere 
Gnade und Unfern Gruß und fügen venfelben zu wifjen: 


Da dur einen mit des Kaiſers von Franfreih und König von 
Stalien Majeftät und Uns gefchloffenen Vertrag e8 dahin gebiehen ift, daß 
die Marfgraffhaft Bayreuth und das Dorf Kaulsdorf an Unfer 
Königlihes Haus überwiefen worden, und bemfelben auf ewige Zeiten 
angehören und verbleiben folle: jo haben Wir in Gemäßheit viefes Ver— 
trages befchlofjen, nunmehr von genannter Markgraffchaft, allen veffen 
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Orten, Zugehörungen und Zuftänbigfeiten und von gebachtem Dorfe 
Befig nehmen zu laffen, und die Regierung in biefen neuen Befigungen 
anzutreten. 

Wir thun dies Kraft des gegenwärtigen Patents, und verlangen daher 
von ber Geiftlichfeit, ver Nitterfchaft, ven Lehenleuten, Einfaffen, Eivil- 
und Militärbehörven, Magiftraten und von ſämmtlichen Untertbanen und 
Einwohnern, weſſen Standes over Würde fie fein mögen: baß fie fich 
Unferer Regierung unterwerfen und Uns von nun an als ihren vecht- 
mäßigen König und Landesherrn anjehen und erfennen, auch Uns vollfom- 
menen Gehorfam und alle Unterthänigfeit und Treue erweifen und dem— 
nächſt, jobald Wir e8 fordern werben, die gewöhnliche Erbhulpigung leiften. 

Wir ertheilen ihnen dagegen die Verficherung, daß Wir ihnen mit 
föniglicher Huld und Gnade und landesherrlihem Wohlwollen jederzeit 
zugethan fein und ihrer Wohlfahrt und Glückfeligleit Unfere ganze lanves- 
väterlihe VBorforge unermüdet widmen wollen. 

Wir haben vie oberfte Leitung der Befignahme obgevachter Marf- 
grafichaft und ver öffentlichen Staatsverwaltung verfelben, Unferem Käm— 
merer, wirklichen Geheimen Rathe, Ritter des St. Huberti-Ordens, des 
hohen Drvens vom heiligen Georg Kapitular-ommenthur, dann Unfres 
Civil-Verdienſt-Ordens Großkreuzherrn, Mitglieve des ruffifch Faiferlichen 
St. Anna- und des Königl. württembergifchen goldenen Adler-Ordens, 
Alois Franz Xaver Freiherr von Nechberg und Nothenlöwen ꝛc. ꝛc. als 
Unferm Hoflommiffär übertragen, und erwarten von fämmtlichen Unter- 
thanen, daß fie allen von demſelben in Unferm Namen zu treffenden 
Anordnungen und Einrichtungen Folge leiten werden; Wir fegen dabei 
jeft, daß vor der Hand fümmtliche dort angeftellte Beamte die ihnen 
zufommenben Amtsverrichtungen orbnungsmäßig nach dem bisherigen 
Geſchäftsgange dergeſtalt proviforifch fortfegen, daß fie Unferer Gnade 
und Unferes fernern Vertrauens würdig bleiben. 

Zu Urkund deffen haben Wir gegenwärtiges Patent allerhöchft eigen- 
händig vollzogen und mit Unferm föniglichen Inſiegel bedrucken laſſen. 

Sp gefchehen und gegeben in Unferer Haupt- und Reſidenzſtadt 
Münden den 7. April im Jahre nach Chrifti Geburt Eintaufend acht- 
hundert und zehen, Unferes Reiches im fünften. 


(L. S.) Mar Joſeph. 
Graf Morowitzky. 
Reg.- Bl. f. d. Königr. Bayern f. d. I. 1810. Nr. 32. ©. 539. 
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b. Königlich Allerhöchftes Patent vom 7. April 1810 die Befig- 
ergreifung bes Fürſtenthums Regensburg betreffend. 


Wir Marimilion Joſeph, 
von Gottes Gnaden König von Bapern, 
entbieten allen und jeven, die dieſes lefen oder leſen hören, Unfere 
Gnade und Unfern Gruß, und fügen venfelben zu wiffen: 


Da durch einen mit des Kaiferd von Franfreih und Königs von 
Stalien Majeftät und Uns gefchloffenen Vertrag es dahin gediehen ift, 
daß das Fürftenthbum Regensburg, fo wie folches bisher von des 
nunmehrigen Großherzogs von Frankfurt Töniglichen Hoheit bejeffen worden 
ift, an Unfer Königliches Haus überwiefen worden, und vemfelben auf 
ewige Zeiten angehören und verbleiben folle; fo haben wir in Gemäßheit 
diefes Vertrages befchloffen, nunmehr von genanntem Fürftenthume, allen 
deffen Orten, Zugehörungen und Zuftänvigfeiten Befig nehmen zu laffen, 
und die Regierung darin anzutreten. 

Wir thun dies Kraft des gegenwärtigen Patents und verlangen daher 
von der Geiftlichfeit, ver Nitterfchaft, ven Lehenleuten, Einſaſſen, Civil: 
und Militär» Behörden, Magiftraten und von ſämmtlichen Unterthanen 
und Einwohnern, weſſen Standes oder Würde fie fein mögen, jo gnädig 
als erntlich: daß fie fich Unferer Regierung unterwerfen, und Uns von 
num an als ihren rechtmäßigen König umd LYandesherrn anfehen und er- 
fennen, auch Uns vollfommenen Gehorfam und alle Unterthänigfeit und 
Treue erweifen, und vemnächit, ſobald wir e8 fordern werben, die gewöhn— 
liche Erbhuldigung leiften. Wir ertheilen Ihnen dagegen die Verficherung, 
daß Wir ihnen mit königlicher Gnade und landesväterlichem Wohlwolfen 
jeverzeit zugethan fein, und ihrer Wohlfahrt und Glückſeligkeit Unſere 
ganze landesherrliche Vorforge unverändert widmen werben. 

Mir haben die oberfte Leitung der Beſitznahme obengevachten Fürjten- 
thums und ver öffentlichen Staatsverwaltung desjelben, Unſerm Kämmerer, 
wirklichen Geheimen Rath, General-Kreiskommiſſär hiefelbjt, Kommenthur 
des Georgi und Groffreuz Unfers Civil-Verdienſt-Ordens Joſeph Maria 
Freiherrn von Weiche, als Unferm Hofkommiſſär übertragen, und erwarten 
von fämmtlichen Unterthanen, daß fie allen von demfelben in Unferm 
Namen zu treffenden Anorbnungen und Einrichtungen Folge leiften werden. 
Wir fegen dabei feft, daß vor ver Hand ſämmtliche dort angeftellte Beamte 
die ihnen zufommenven Amtsverrichtungen orbnungsmäßig, nad dem bie- 
herigen Gefchäftsgange, vergeftalten proviforifch fortfegen, daß fie Unferer 
Gnade und Unferes Vertrauens würdig bleiben. 

Zu Urkund deſſen haben Wir gegenwärtiges Patent allergnäbigit 
eigenhändig vollzogen und mit Unferm Königlichen Inſiegel bepruden 
laſſen. 
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So gejchehen und gegeben in Unferer Haupt» und Reſidenzſtadt 


München den 7. Upril im Jahre nach Chrifti Geburt Eintaufend acht 
hundert und zehen, Unfers Reiches im fünften. 


C. 


(L. 8.) Mar Joſeph. 
Graf Morowitzkhy. 


Reg. - Bl. f. d. Königr. Bayern, f. d. J. 1810. Nr. 32. S. 537. 


Königlich Allerhöchites Patent vom 23. Juni 1810 betreffend 
die Abtretungen im Etſch- und Eiſack-Kreiſe. 
Wir Marimilian Joſeph, 
von Gottes Gnaden König von Bayern, 


entbieten hiermit Jedermann, der diejes liest Unfern Gruß und 
Unfere Gnade zuvor. 


Nachdem Wir durch ven 3. Artikel des am 28. Februar durch Unfern 


erſten Staats- und Konferenz = Minifter, Grafen von Montgelas, abge- 
fchloffenen und von Uns am 3. März zu Straßburg ratificirten Vertrags 
an Seine Majeftät den Kaifer von Frankreih und König von Italien 
mit vollen Souveränetäts- und Eigenthumsrechten abgetreten haben: 


„Theile des italienischen Tirols, nach der Wahl Seiner Kaijerlichen 
„Majeſtät, welche Theile jevoch unter fich zufammenhängen, in ber 
„Nähe und zur Konvenienz des Königreichs Stalien und der Ylliri- 
„ſchen Provinzen gelegen find und eine Benölferung von 280 bis 
»300taufend Eeelen enthalten follen.« 

Nachdem die von Uns und des Kaiſers Majeftät zur Beſtimmung 


bes abzutretenden Gebietes und Feitfegung der Gränzen ernannten Kom— 
mifjäre zu Bogen zufammengetreten, und vermöge des dort am 7. d. M. 
gefertigten Protofolls über folgende Gränzlinie übereingelommen find: 


„Die Linie geht aus von ven hohen falzburgifchen Gränsgebirgen, 
„folgt dem Scheitel der Höhen, indem fie zwifchen ven zwei Seen, 
„dem Staller Ulpe- und (Spital) Antholzer-See durchgeht, und dem 
„Scheitel der Höhen bis zum KonfinHornberg folgt. Von da fteigt 
„fie durch den Echeitel der Höhen, welche die Wäſſer des Gſießthales 
"von dem Kuhbacherthal fcheiden, herab gegen ven Einfluß des Grau— 
„bachs in die Nienz, geht über die Nienz zwifchen Nieverndorf und 
„Toblach an ven Graubach, folgt dieſem Wildbach und den Gipfeln 
"der Höhen, an deren Fuße derſelbe entjpringt, und im einer mit 
„dem Laufe der Rienz beinahe parallelen Richtung bis ober den 
„Ursprung des Hellbachs; gegen dieſen Punkt wendet fich die Linie 
"um fich ober dem Stallathal an die Gränzen von Ampezjo anzu— 
„ſchließen. Die Linie folgt dann ven Bergipigen in der Richtung 
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„der Gränzen von Ampezjo über ven Berg Campo-roffo bis zum 

„Saſſo di Stria, von da dem Ccheitel ver hohen Gebirge nach bis 

„an Lagatſcho, und dann den bermaligen Gränzen von Buchenftein 

"über den Zijfaberg, Campo longo und ven Dovoiberg. Die Linie 

„geht fort über die Scheitel der Gebirge, welche die dermaligen 

„Gränzen des Faßathals bilden, über ven Langfofel und Blattkagel 

„bis zum höchſten Punkt, welcher vie Wäſſer des Saltaria-Baches 

"bon dem Duronbach fcheivet, in dem fie den alten Gränzen bes 

„Gerichts Kaftelruth folgt, und fich über die Spitzen des Echönbüchels 

«und Schlernbergs zieht, von wo fie durch den Echwarzgrieß- und 

„Seißer-Bach an den Eifad geht; von da fteigt fie gegen Norden 

„bern linken Ufer des Eifads nach hinauf bis an den Einfluß des 

„Rothwanderbachs, und indem fie auf das linke Ufer dieſes Baches 

„überfegt, folgt fie vemfelben bis zu feinem Urfprunge Die Linie 

‚geht dann den gegenwärtigen Gränzen von Stein auf dem Ritten 

nach bis auf den Gipfel des Nittner Echienebergs und von da auf 

«den Gipfel des Hörnerbergs, von wo fie auf das rechte Ufer des 

„Gismanerbachs geht, und vemfelben bis zu jeinem Zufammenfluß 

"mit dem Danzbach folgt. Cie geht dann der nörblichen Gränze nach 

"bis zum Drgenkofel und von da ber nörblichen Gränze von Mölten 

nach bis zum Urfprunge des Ajchler-Baches, vejjen linken Ufer fie 

folgt, bis zu feinem Einfluß in die Etſch; vor dieſem Punkte jteigt 

„fie durch den Thalweg der Etſch hinab, bis zum Einfluß des Baches, 

«welcher zwifchen Grifian und Sirmian herabfümmt, und folgt dem 

„linken Ufer vesfelben bis zu feinem Urfprunge, von wo fie auf die 

„Schneide der Gebirge fteigt, welche die Gränze zwifchen Tiſens 

„und Saftelfondo bilden, von da über den Kampen- und Groslaugen- 

"Berg der Schneide der Gebirge folgt, welche das Ultenthal vom 

„Nonsberg, dem Val di Rum, Bal di Brefem und Val di Rabbi 

„[cheiden, und endlich am Zufallferner bis an die Gränze des König— 

reich8 Italien anſchließt.“ 

Nachdem endlich der 9. Artikel des erwähnten Pariſer-Vertrages 
folgende Beſtimmung ertheilt: 

„da die franzöſiſchen Truppen gegenwärtig das italieniſche Tyrol 

„beſetzt halten, ſo ſoll das Königreich Italien als ſchon dermal im 

„Beſitze des ihm abzutretenden Theiles von Tirol ſich befindend 

vangeſehen werben.u — 

So wollen Wir diefes durch gegenwärtiges Patent zu dem Ende fund 
machen, damit die Bewohner und Beamten ver jenfeitd der angegebenen 
Linie liegenden Bezirfe des Etjch- und Eifadfreifes, welche Wir hiermit als 
Ihrer Unterthans- und Dienjtespflichten gegen Uns entlaffen, und an 
ihren neuen Herrjcher überwiefen erflären, ſich darnach zu achten wilfen. 
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In dem Bewußtfein für bie Bewohner dieſer wie ver übrigen Bezirke, 
welche vor der neuejten Territorial-Veränderung die Provinz Tirol konſti— 
tuirten, während Unſerer Regierung Alles, was Uns die Wohlfahrt des 
Landes zu fördern fehien, infofern e8 der Drang ver Zeitumftände erlaubte, 
gethan zu haben, tröiten Wir Uns über die Abtretung dieſer Bezirke mit 
dem Gedanken, daß ihr Wohl durch die Vereinigung mit dem Königreich 
Italien unter den Scepter des mächtigen und erlauchten Kaifers nicht 
minder werde befördert werden ; fo wie Wir Uns ber beruhigenden Hoffnung 
bingeben, daß hinwieder deren Bewohner über ihr wahres Intereſſe auf- 
geklärt, und eben baburch gegen die Stimme der Verführung gefichert, 
durch Treue und Ergebenheit gegen ihren neuen Herrfcher ſich Seiner 
erhabenen Vorſorge würdig bezeigen werben. 

Gegeben in Unferer Haupt und Reſidenzſtadt München am 23. Tag 
des Monats Yuni im Eintaufend achthundert und zehnten Jahre, und 
Unferes Reiches im fünften. 

(L. 5.) Mar Joſeph. 
Graf von Montgelas. 
Reg.-Bl. f. d Königr. Bayern f. d. J. 1810. Nr. 36. S. 601—605. 





d. Königlich Allerhöchftes Patent vom 19. September 1810 betreffend 
die Befigergreifung der Fürſtenthümer Salzburg und Berchtesgaden. 


Wir Marimilian Fofeph, 
von Gottes Gnaden König von Bayern, 
entbieten allen und jeden, die dieſes lefen oder lefen hören, Unſere 
Gnade und Unfern Gruß, und fügen venfelben zu wiffen: 


Da vermöge eines mit des Kaifers von Frankreich und Königs von 
Italien Majeftät und Uns abgefchlofjenen Vertrags die Lande Salzburg 
und Berchtesgaden an Unfer Königliches Haus überwiefen worden und 
vemfelben auf ewige Zeiten angehören follen, fo haben Wir in Folge 
diejes Vertrages und des zu Frankfurt unterm 12. September l. %. aus- 
gefertigten Uebergabs-Protofolls bejchloffen, nunmehr von gedachten Landen, 
alfen deren Orten, Zugehörungen und Zuftändigfeiten 2c. Befig nehmen 
zu laffen, und Unfere Regierung anzutreten. 

Wir thun diefes Kraft des gegenwärtigen Patents und verlangen 
daher von ver Geijtlichkeit, der Nitterfchaft, ven Lehenleuten, Einfafjen, 
Civil- und Militär-Bedienfteten, Magiftraten und von ſämmtlichen Unter- 
thanen und Einwohnern, weffen Standes oder Würde fie fein mögen, fo 
gnädig als ernftlich, daß fie fich Unferer Regierung unterwerfen und Uns 
von nun an als ihren rechtmäßigen König und Yandesherrn anſehen und 
erfennen, auch Uns vollfommenen Gehorſam und alle Unterthänigfeit und 
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Treue erweifen, und dvemnächit, jobald Wir e8 fordern werben, die gewöhn— 
liche Erbhulvigung leiften. Wir ertheilen ihnen dagegen die Verficherung, 
daß Wir ihnen mit föniglicher Huld und Gnade, und lanvesväterlichem 
Wohlwollen jederzeit zugethan fein, und ihrer Wohlfahrt und Glücjeligfeit 
Unfere ganze landesväterliche Vorforge unermüdet widmen wollen. 

Wir haben die oberfte Leitung der Befisnahme obengedachter Lande 
und der öffentlichen Staatsverwaltung derſelben, Unſerem Kämmerer, 
Ehrenritter des Fohanniter - Ordens und General-Kommiffär in Paffau, 
Karl Grafen von Prebfing als Unjerm Hof» Kommifjär übertragen, und 
erwarten von fümmtlichen Unterthanen, daß fie allen von bemfelben in 
Unferm Namen zu treffenden Anordnungen und Einrichtungen Folge leijten 
werben; Wir ſetzen dabei fejt, daß vor der Hand ſämmtliche dort ange- 
jtellte Beamte vie ihnen zufommenven Amtsverrichtungen ordnungsmäßig 
nach dem bisherigen Gejchäftsgange vergejtalt proviforifch fortfegen, daß 
fie Unferer Gnade und Unfers fernern Vertrauens würdig bleiben. 

Zu Urkunde dejjen haben Wir gegenwärtiges Patent allerhöchit eigen- 
händig vollzogen und mit Unferm königlichen Infiegel bedrucken Lafjen. 

Sp gefchehen und gegeben in Unſerer Haupt» und Reſidenzſtadt 
Münden ven 19. Tag des Septembers im Jahre nach Chriſti Geburt 
Eintaufend achthundert und zehen, Unferes Reiches im fünften. 


(L. S.) Mar Joſeph. 
Graf von Montgela®. 
Reg.- Bl. f. d. Königr. Bayern f. d. 3. 1810. Nr. 50. S. 857. 


e. Königlich Allerhöchftes Patent vom 19. September 1810 betreffend 
die Befigergreifung des Inn- und Hausrudviertels. 


Wir Marimilian Joſeph, 
von Gottes Gnaden König von Bayern, 
entbieten allen und jeden, die dieſes leſen oder leſen hören, Unfere 
Gnade und Unfern Gruß und fügen venfelben zu wiſſen: 


Nachdem in Folge eines zwifchen Seiner Majeftät dem Kaifer von 
Franfreih und König von Stalien, und Uns gejchlofjenen Vertrags das 
Inn- und Hausrudviertel, — als jener Theil von Dejterreich ob ber 
Enus, fo wie er im Wiener- Frieden d. d. 14. Oftober 1809 bezeichnet 
ift, an Unfer fönigliches Haus überwiefen worden, und demjelben auf ewige 
Zeiten angehören folle; fo haben Wir nunmehr in Folge biefes Vertrages 
und des zu Frankfurt unterm 12. September I. Irs. ausgefertigten 


Uebergabs- Brototolls befchlofjen, von diefen Landen, allen deren Orten, 
15 
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Zugebörungen und Zuftändigfeiten Befig nehmen zu lafjen, und Unfere 
Regierung darin anzutreten. 

Wir thun dies Kraft des gegenwärtigen Patents, und verlangen daher 
von der Geijtlichfeit, ver Nitterfchaft, ven Yehenleuten, Einfaffen, Civil: 
und Militärbehörven, Magiftraten und von ſämmtlichen Unterthanen und 
Einwohnern, weſſen Standes over Würde fie fein mögen, jo gnädig ale 
ernjtlich: daß fie fich Unferer Regierung unterwerfen und Uns von nun 
an als ihren rechtmäßigen König und Landesherrn anfehen und erkennen, 
auch Uns vollfommenen Gehorfam und alle Unterthänigfeit und Treue 
erweifen und vemnächit, fobald Wir es fordern werden, die gewöhnliche 
Erbhuldigung leijten. | 

Wir ertheilen ihnen dagegen die Verficherung, daß Wir ihnen mit 
Unferer königlichen Huld und Gnade und Tandesväterlihem Wohlwollen 
jederzeit zugethan fein und ihrer Wohlfahrt und Glüdfeligfeit Unfere ganze 
landespäterliche Fürforge unermüdet widmen werben. 

Wir haben die oberjte Leitung der Befignahme obengebachter Lande 
und ver öffentlichen Staatsverwaltung verfelben, Unferem Kämmerer und 
General-Kommiffär zu Burghaufen Ferdinand Freiherrn von Schleich, als 
Unſerm Hoflommifjär übertragen, und erwarten von ſämmtlichen Unter- 
thbanen, daß fie allen von vemjelben in Unferm Namen zu treffenden 
Anordnungen und Einrichtungen Folge leijten werden; Wir feen dabei 
feft, daß vor der Hand ſämmtliche dort angeftellte Beamte die ihnen 
zufommenden Umtsverrichtungen orbnungsmäßig nach dem bisherigen 
Gefchäftsgange dergeſtalt proviforifch fortfegen, daß fie Unferer Gnade 
und Unjeres fernern Vertrauens würdig bleiben. 

Zu Urkund deſſen haben Wir gegenwärtiges Patent allerhöchſt eigen- 
händig vollzogen und mit Unſerm föniglichen Inſiegel bedrucken Laffen. 

So gejhehen und gegeben in Unferer Haupt: und Reſidenzſtadt 
München den 19. Tag des Monats September im Jahre nach Chrijti 
Geburt Eintaufend achthundert und zehen, Unferer königlichen Regierung 
im fünften. 


(L. S.) Mar Joſeph. 
Graf von Montgelas. 
Reg.- BI f. d. KHönigr. Bayern f. d. $. 1810. Nr. 50. ©. 859. 
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15. Königlib Allerhöchfte Ratifieations-Urkunde vom. 1, Juni 1810 
über den zwijchen Bayern und Württemberg am 18. Mai 1810 
abgeſchloſſenen Staats⸗Vertrag. 


Wir Marimilian Joſeph, 
von Gottes Gnaden König von Bapern, 
urkunden und fügen hiemit zu wijjen: 


Nachdem Wir ven durch Unfern erjten Staats» und. Stonferenz- 
Minijter Grafen von Montgelas, in Kraft ver ihm von Uns zu folchem 
Behufe ertheilten Vollmacht, mit dem königlich Württembergifchen Staats- 
und Slabinetsminifter Grafen von Taube, nach der demſelben von des 
Könige von Württemberg Majeſtät gleichfalls gegebenen Vollmacht, am 
18. v. M. zu Paris abgefchloffenen und unterzeichneten Vertrag gejehen, 
und nach feinem ganzen Inhalte geprüft haben, welcher alſo lautet: 

Seine Majeftät der König von Bayern und Seine Majejtät der 
König von Württemberg von gleichem Wunfche bejeelt, jowohl die bisher 
unberichtigt gebliebenen Gränzdifferenzen und fonftige gegenfeitige An— 
ſprüche mit einemmale, und auf eine dauerhafte Weije zu beendigen, als 
auch diejenigen Stipulationen, welche in den beiverfeitigen mit Frankreich 
neuerdings abgejchloffenen Traftaten fejtgejegt worden find, durch einen 
abzufchliegenden Vertrag in Erfüllung zu,bringen, haben zu Erreichung 
dieſes Zwedes zu Ihren Bevollmächtigten ernannt: 

Seine Majeftät ver König von Bayern: Ihren erjten Staats- und 
Konferenzminifter Marimilian Joſeph, Grafen von Montgelas, Groß: 
fanzler des Civil Vervienft- Ordens der baberifchen Krone, Nitter des 
St. Hubertus Ordens, Großfreuz der Ehrenlegion, Großkreuz des fünigl. 
fächfifchen Orvens der grünen Krone und Großfreuz des Malteſer-Ordens: 

und Seine Majeftät ver König von Württemberg: Ihren Staats— 
und Kabinetsminifter, Minifter der auswärtigen Angelegenheiten, Kammer— 
herrn Ludwig Karl Auguft Grafen von Taube, Großlanzler der königl. 
Orden und Großfreuz des königl. Holländifchen Ordens de union: 

welche nach vorhergegangener Auswechjelung ihrer Vollmachten über 
folgende Punkte übereingefommen find. 

Art. 1. Die neue Gränzlinie zwiichen den Staaten Seiner Maje- 
ftät des Königs von Bayern und Seiner Majeftit des Königs von Würt- 
temberg wird folgendermafjen feſtgeſetzt: 

Der Gränzjug nimmt feine Richtung von Süden nach Norden und 
den Anfang am Bodenſee, da, wo ſich die Yandgerichte Tettnang und 
Lindau ſcheiden. 

Zwifchen viefen beiden Yanpgerichten zieht fie fich fort, das Landge— 
richt Tettnang weftlih für Württemberg, das Yandgericht Lindau mit 
Waſſerburg öftlich für Bayern belafjend. 
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Sie folgt ver Gränze des Landgerichts Lindau, die Herrſchaft Neu- 
Ravensburg für Württemberg ausſchließend; zwifchen der württembergifchen 
Herrſchaft Neu- Ravensburg weſtlich und dem bayerifch bleibenden Yand- 
gerichte Weiler öftlich, läuft die Yinie fort, an die Gränze des Landgerichts 
Wangen, und burchfchneivet vasjelbe vergeftalt, daß die beiden Steuer- 
Diftritte Wombrechts und Thann mit 110 Familien in Bayern verblei- 
ben, das ganze übrige Yandgericht aber an Württemberg fällt. 

Bon da zieht fich die Linie wieder an die Gränze zwifchen dem 
füplich liegenden Landgerichte Weiler und ven nördlich liegenden Herr- 
ichaften Eglofs und Ißny, jenes bei Bayern, dieje beiven bei Württemberg 
belafjend. 

Sodann durchſchneidet die Linie die Graffchaft Trauchburg vergeftalt, 
daß die Straße, welche von Sibratshofen über Wangen nach Kempten 
führt, mit den auf beiven Seiten anjtoffenden Gemarfungen an Babern 
fällt, ver übrige Theil aber bei Württemberg bleibt. 

Nun folgt die Linie der Gränze zwifchen dem baberifch bleibenden 
Landgerichte Kempten und dem dermalig königlich württembergifchen Ge- 
biete, um dieſes lettere herum nach ver Gräme des baherifch bleibenden 
Landgerichts Grönenbah, ſodann zwifchen diefem und dem Landgerichte 
Leutkirch vergeftalt hin, daß das lektere an Württemberg zugetheilt wir. 

An der Gränze des Landgerichts Grönenbach unterhalb der Gemar- 
fung von Lautrach zieht fich die Linie an die Iller, und folgt dem linken 
Ufer des Flußes gegen Norden fort, bis zu dem Punfte, wo fich verfelbe 
in die Donau ergießt. Bon bier zieht fich die Gränzlinie nach dem Thal- 
weg der Donau hinab fo fort, daß die Stadt Ulm, und was auf dem 
linfen Ufer diefes Stromes gelegen ift, an Württemberg fällt, alles aber 
was rechts dem Thalwege ſich befindet, bei Bayern verbleibt. Die Mitte 
ber Ulmer Brüde über den Hauptjtrom bildet dort die Gränze. Da wo 
bie weftliche Gränze des Yandgerichts Elchingen den Strom berührt, verläßt 
die Linie die Donau, und zieht fich zwifchen ven hernach benannten Orten 
bergejtalt durch, daß die öftlich liegenden mit ihren Gemarfungen bei 
Bayern bleiben, die wejtlich gelegenen aber an Württemberg fallen. 

An Württemberg fallende Orte: 

Oberthalfingen, Göttingen, Yangenau, Namingen, Apelfingen, Ober: 
ftozingen, Niederjtozingen. 

Bei Bayern verbleibende Orte: 

Unterthalfingen, Ober-Elchingen, Unter-Elchingen, Riedmühlenhöfe, 
Riedmühl, Rievheim, Riedhauſen, Schwarzwanghof. 

An der Gränze des Landgerichts Lauingen läuft nun die Linie gegen 
Norden fort, ſo daß Bechingen, Medlingen, Bachhagel, Stauffen und 
Zöſchingen bei Bayern, und Sontheim, Brenz, Hermaringen, Sachſen— 
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haufen, Walpbergerhof, Hochmemingen, Oggenhauſen und Fleinheim bei 
Württemberg auch künftig verbleiben. 

Sodann läuft die Gränzlinie gegen Dften zwifchen ven fürftlich 
Taxisſchen Befigungen und den Landgerichten Rauingen, Dillingen und 
Höchſtädt vergeftalt fort, daß Tattenhauſen, Ziertheim, Reiftingen, Einin- 
gen, Amertingen und Sellbrunn bei Bayern verbleiben, und Balmerts— 
bofen, Trugenhofen, Demingen, Duttenftein, Eglingen und Baumgries an 
Württemberg fallen. 

Bon hier zieht fich die Linie nordwärts zwifchen nachbenannten Orten 
mit ihren Gemarfungen fo fort, daß die öſtlich Tiegenven bei Bahern 
bleiben und die wejtlich gelegenen für Württemberg ausgefchieven werben. 

An Württemberg fallen: 

Hofen, Kößingen, Echweindorf, Altenburg, Uzmemingen, Pflaumloch, 
Soloburghaufen, Benzenzimmern, Ober- und Unterwilfingen, Geißlingen, 
Ellrihbrenn, Berigheim, Ober- und Unterbronn, Ed, Strambach, Gar- 
bart, Kaltenwang, Regetsweiler. 

Bei Bapern verbleiben: 

Aufhaufen, Forheim, Chriftgarten, Kartäuferhöfe, Weiler Anhaufen, 
Hirnheim, Everheim, Hollheim, Nähermemingen, Nördlingen, Yaldingen, 
Dehringen, Wallerftein, Munzingen, Wangenhaufen, Markt - Offingen, 
Ramfteinhof, Minder-DOffingen, Enslingen, Rauftetten, Grünhof, Rubling« 
ftetten, Gramſtädterhof, Burfchelhof, Reermühl, Wittenbah, Meifterhof, 
Mönchsroth, Dieterftetten, Winnenden, Hafelbach. 

Nun betritt die Gränze den Nezat-streis, und fchneivet einen Theil 
des Landgerichts Dinkelsbühl vergeftalt ab, daß folgende Orte 

an Württemberg fallen: 

Dürrnftetten, Luftenau, Schönbrun, Ober- und Unter» Deufftetten, 
Buckenweiler, Lautenbach, Bernhartsweiler, Rädtlein, Neuftäptlein, Geisbühl. 
Bei Bayern verbleiben: 

Sittlingen, Langenſteinbach, Windftetten, Wolfersbrunn, Hard, Rauen- 
ftabt, Ketfchenweiler, Steinweiler, Rödendorf, Weidelbach. 

Sodann durchfchneidet die Linie einen Theil des Landgerichts Feucht» 
wang und 

gibt an Württemberg: 
Richelbach, Markt-Luftenau, Unterftelzhaufen, Krefberg. 
Beläßt bei Bayern: 

Hinderhöfe, Larrieden, Kinnhard. 

Mit den Gemarfungen von Krefberg und Oberfteljhaufen, (beide für 
Württemberg einſchließend) betritt die Linie das Yandgericht Krailsheim, 
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und fchreitet zwifchen dieſem, folches an Württemberg zutheilend (und 
dem baberifch bleibenden übrigen Theile des Landgerichts Feuchtwang fort, 
bis an die Gränze des Lanpgerichts Gerhardsbronn, gibt die Orte Vol- 
fertshaufen, Simonsberg, Schönbrunn und Michelbah an der Qude an 
Württemberg, und beläßt Grimmfchwinde, Gailroth und Leutsweiler nebſt 
dem an beiden Seiten ver Strafe gelegenen Forfte bei Bayern. 

Bon bier durchſchneidet die Linie das Landgericht Rothenburg berge- 
jtalt, daß die nachbenannten Orte mit ihren Fluren 


an Württemberg fallen: 
MWeickertsholzen, Raibah, Reinsburg, Bügelhof, Klein: Ansbach, 
Buch, Mezholz, Steindorf, Gamhagen, Bofjendorf, Enzenweiler, Heiligen- 
bronn, Schwarzenbrunn, Reitjaren. 


Bei Bayern verbleiben: | 

Wettringen, Leidenberg, Inſingen, Lohrbach, Bettenfeld, Reiſch, 
Burgftall, Schnepfendorf, Brunzendorf, Leuzenbronn, Hammenborf, Dürhof. 

Sodann folgt die Yinie dem linfen Ufer der Tauber, bis an bie 
nördliche Gränze des Landgerichts Rothenburg. 

Hier betritt fie das Yandgericht Uffenheim, folgt noch eine Furze 
Strede dem linken Tauber-Ufer und zieht fich nördlich zwifchen den nach— 
benannten Orten hin. 


An Württemberg fallen: 


Burgftall, Holdermühle, Achshofen, Schön, Freudenbach, Franenthal, 
Lohrhof, Weidenhöfe, Waldmannshofen. 


Bei Bapern verbleiben: 

Uhlenmühle, Tauberzell, Kleinharbach, Ecaquartshofen, Hohlach, Wol- 
fershofen, Aurenhofen. 

Art. 2. Bei ver Gemarfung von Walpmannshofen fchließt fich die 
Gränzlinie zwifchen ven Königreihen Bahern und Württemberg, und Alles, 
was der bis jet befchriebenen Linie öftlich liegt, gehört mit allen Terri— 
torial-Yehen- und Patronatsrechten ver Krone Bayern, fowie das wejtliche 
diefer Linie gelegene Gebiet mit allen Territorial-Lehen- und Patronats- 
rechten der Krone Württemberg. 


Urt. 3. Die in den Händen ber Privaten und Stiftungen befind- 
lihen Patronatsrechte verbleiben jedoch venfelben unter der Souveränetät 
und nach den Gefegen besjenigen Monarchen, welchem das Gebiet zuge- 
wieſen iſt. 

Art. 4. Die bei der Beſitzergreifung vorhandenen Salzvorräthe zu 
Ulm und Buchhorn verbleiben der Krone Bayern zu freier unbeſchränkter 
Dispoſition. 
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Art. 5. Die bis auf den Zeitpunft ver gegenfeitigen Befiergreifung 
erlaufene Arreragen, ebenfo wie die Einkünfte jeder Art, verbleiben beiden 
Zheilen in den wechjeljeitig abzutretenden Beſitzungen, bis zur wirklichen 
Uebergabe, wogegen alie bis dahin verfallenen Zahlungen von dem der— 
maligen Befiger geleiftet werben. 


Art. 6. Beide Fontrahirenden Mächte nehmen fämmtliche auf ven 
wechfelfeitig übergehenven Lanvestheilen haftenven, wie immer Namen 
habenden Schulden vergeftalt auf fich, daß eine jede fir ven fie treffenden, 
und nad ven Steuerkataftern zu berechnenden Antbeil an Kapital und 
Zinfen von dem Tage der volljogenen gegenfeitigen Weberweifung einzu- 
ftehen hat. Ä 

Das königlich bayerifche allgemeine Landanlehen von 1809 ift, als 
in die Kathegorie der Provinzial-Echulven gehörig, in diefen Beftimmungen 
mitbegriffen. 

Art. 7. Ebenſo werben 

a) die auf die Befitungen ver vormaligen Bisthümer, Wbteien und 
Klöfter, reichsſchlußmäßig radizirten Penfionen ver Bifchöfe, Aebte, 
Kanonifer, Konventualen, und zwar nach dem Betreffniß ver über- 
gehenden Theile dieſer Befigungen, 

b) vie Befriedigung der auf Verträge und andere öffentliche Acten ge- 
gründeten Entſchädigungs-Anſprüche der unter die refpective Sou— 
veränetät übergehenden Mediatifirten, wie auch 
Art. 8. das für bie unmittelbare Verwaltung der übergehenven 

Diftrifte angeftellte Lokal-Perſonale mit Belafjung veffelben bei dem unge: 

ſchmälerten Genuße der Dienft-Erträgniße und Emolumente, nicht weniger 

die auf ſolchen Diftriften fpeciell haftenden Penfionen, wechſelſeitig über- 
nommen. 

Art. 9. Bon dem für die Verwaltung zweier Kreife angejtellten 
Perjonal gehet an Seine Majeftät ven König von Württemberg eine 
Anzahl nach dem Verhältniß des Antheil® über, ver Allerhöchſtdenſelben 
durch gegenwärtigen Vertrag von einem jeden Kreiſe überwieſen wird. 


Art. 10. Den nach der neuen Grenzlinie in das Gebiet der kon— 
trahirenden Königreiche übergehenden Gemeinden, Stiftungen und Priva— 
ten, bleibt der freie ungeſchmälerte Genuß und Gebrauch aller ihrer in 
den Staaten des andern Souveräns gelegenen Beſitzungen. 

Art. 11. Zum Beten folder Mediatifirten oder anderer Güterbe- 
figer, deren Befigungen durch gegenwärtigen Vertrag getrennt werben, 
wie auch für fämmtlihe im Hof-, Militär» oder Civildienſt Stehende, 
wird gegenfeitig bedungen, daß biefelben rücfichtlich ihres Domizil, oder 
ihrer allenfallfigen Dienftverhältniffe in feinem der beiderfeitigen Etaaten 
einem Zwange unterliegen, ſondern jo lange fie in dem Dienfte ver beiden 
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fontrabirenden Staaten verbleiben, oder in deren Gebiete wohnen, ihre 
Güter und übrigen Einkünfte frei und ungefchmälert genießen follen. 

Ferners, 

Art. 12, wird allen wechſelſeitig durch den gegenwärtigen Staats— 
vertrag dem einen oder dem andern der beiden hohen Theile überlaſſenen 
Unterthanen eine Zeitfriſt von drei Jahren geſtattet, innerhalb welcher 
fie gegenfeitig auswandern, ihre Güter und fonftiges Vermögen veräußern, 
und ven Erlös davon ganz abgabenfrei erportiren dürfen. 

Art. 13. Was die dermalen in den beiverfeitigen Armeen einran- 
girten Konferibirten betrifft, jo foll e8 damit fo gehalten werden, wie es 
bei der Abtretung von Wiefenfteig beobachtet worven ift. 

Art. 14. Die Ueberweifung der in dem gegenwärtigen Vertrage 
erwähnten Dbjecte wird in dem Zeitpunfte geichehen, in welchem Bayern 
den Befig der ihm von Frankreich angewiefenen Acquifitionen erlangt, wo 
ſodann Württemberg gleihmäffig die für Baden beftimmten Ceffions- 
Dbjecte an die dazu ernannten faijerlich franzöfifhen Kommiffarien über- 
geben wird. 

Art. 15. Die Ratificationen des gegenwärtigen Staatsvertrages 
ſollen in München binnen 14 Tagen, und wo möglich noch eher ausge- 
wechjelt werben. 

So gefchehen Paris ven 18. Mai 1810. 

(L. S) Graf von Montgelas. 


(L. S.) Graf von Taube. 


So genehmigen, ratifiziren und beftätigen Wir ven vorftehenden 
Staatsvertrag in allen feinen Artikeln und Klaufeln, und geloben andurch 
für Uns und Unfere Nachfolger, venfelben nach feinem ganzen Inhalte 
zu erfüllen und aufrecht zu erhalten. 

’ Deffen zur Urkunde haben Wir gegenwärtige Ratification mittels 
Unferer eigenen Unterfchrift vollzogen, und dieſelbe mit Unferem größern 
königlichen Inſiegel verfehen Lafjen. 

So geſchehen und gegeben in Unferer Haupt» und Reſidenzſtadt 
Münden am Erjten Yuni des Jahres Eintaufend achthundert und zehen, 
Unferes Reichs am fünften. 


(L. S.) Mar Yofeph. 
Graf von Montgelas,. 
Reg.-Bl. f. d. Königr. Bayern f. d. Jahr 1811. Nr. 19. ©. 361-372, 
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16. Dollzug des DBertrages vom 18. Mat 1810. 


a. Königlich Allerhöchites Natent vom 2. November 1510 betreffend 
die Berigergreifung zur Vollziehung des mit der Krone Württemberg 
abgejchlofjenen Gränz-Wertrages. 


Wir Marimilian Joſeph, 
von Gottes Gnaden König von Bapern, 
entbieten allen und jeden, die dieſes lefen oder leſen hören, Unfere 
Gnade und Unfern Gruß und fügen venfelben zu wiffen: 

Wir find vermöge eines am 18. Mai I. J. zu Paris abgefchloffenen 
Bertrages mit des Königs von Württemberg Majeftät über nachfolgenpe 
Grenze der beiverfeitigen Staaten übereingefommen : 

Der Grenzzug nimmt feine Richtung von Süden nad Norven und 
den Anfang am Bodenſee, da, wo fich die Landgerichte Tettnang und 
Lindau fcheiven. 

Zwiſchen diefen beiven Landgerichten zieht fie fich fort, das Landge— 
riht Tettnang wejtli für Württemberg, das Yandgericht Yindau mit 
Wafferburg öſtlich für Bayern belaffen. 

Sie folgt der Gränze des Landgerichts Lindau, die Herrfchaft Neu- 
Ravensburg für Württemberg ausſchließend; zwijchen ver württembergijchen 
Herrichaft Neu Ravensburg weitlih und dem bayerijch bleibenden Land— 
gerichte Weiler öftlich, läuft die Linie fort, an die Gränze des Landgerichts 
Wangen, und durchſchneidet dasjelbe dergeſtalt, daß bie beiden Steuer: 
Diftrikte Wombrechts und Thann mit. 110 Familien in Bayern verblei- 
ben, das ganze übrige Landgericht aber an Württemberg fällt. 

Bon da zieht fih die Linie wieder an bie Gränze zwifchen dem 
ſüdlich liegenden Lendgerichte Weiler und ven nördlich liegenden Herr- 
ſchaften Eglofs nnd Ißny, jenes bei Bahern, diefe beiden bei Württemberg 
belafjend. 

Sodann durchfchneidet die Linie die Grafichaft Trauchburg vergeftalt, 
daß die Straße, welche von Sibratshofen über Wangen nach Kempten 
führt, mit ven auf beiden Seiten anftoffenden Gemarfungen an Bayern 
fällt, ver übrige Theil aber bei Württemberg bleibt. 

Nun folgt die Linie der Gränze zwifchen dem Bayerifch bleibenden 
Landgerichte Kempten und bem dermalig füniglich württembergifchen Ge- 
biete, um dieſes legtere herum nach der Gränze des bahyerifch bleibenden 
Landgerichts Grönenbah, ſodann zwifchen diefem und dem Yandgerichte 
Leutkirch vergeftalt hin, daß das legtere an Württemberg zugetheilt wird. 

An der Gränze des Landgerichts Grönenbach unterhalb der Gemar- 
fung von Lautrach zieht fich die Linie an die Iller, und folgt dem linken 
Ufer des Flußes gegen Norben fort, bis zu dem Punkte, wo ſich verjelbe 
in die Donau ergießt. Bon bier zieht fich die Gränzlinie nach vem Thalweg 
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der Donau hinab fo fort, daß vie Stadt Ulm, und was auf dem linfen 
Ufer dieſes Stromes gelegen iſt, an Württemberg füllt, alles aber was 
rechts dem Thalwege fich befindet, bei Bayern verbleibt. Die Mitte ver 
Ulmer Brüde über ven Hauptftrom bildet dort die Gränze. Da wo bie 
wejtliche Gränze des Landgerichts Elchingen ven Strom berührt, verläßt 
die Linie die Donau, und zieht fich zwifchen ven hernach benannten Orten 
vergeftalt durch, daß die öſtlich Liegenvden mit ihren Gemarfungen bei 
Bahern bleiben, die weftlich gelegenen aber an Württemberg fallen. 
Un Württemberg fallende Drte: 

Dberthalfingen, Göttingen, Langenau, Ramingen, Aßelfingen, Ober- 
ftozingen, Nieberjtozingen. 

Bei Bayern verbleibende Orte: 

Unterthalfingen, Ober: Elchingen, Unter-Elchingen, Riedmühlerhöfe, 

Riedmühl, Riedheim, Riedhauſen, Schwarzwanghof. 
An der Gränze des Landgerichts Lauingen läuft nun die Linie gegen 
Norden fort, ſo daß Bechingen, Medlingen, Bachhagel, Stauffen und 
Zöſchingen bei Bahern, und Sontheim, Brenz, Hermaringen, Sachſen— 
hauſen, Waldbergerhof, Hochmemingen, Oggenhauſen und Fleinheim bei 
Württemberg auch künftig verbleiben. 

Sodann läuft die Gränzlinie gegen Oſten zwiſchen den fürſtlich 
Taxisſchen Beſitzungen und den Landgerichten Yauingen, Dillingen und 
Höchſtädt dergeftalt fort, daß Tattenhaufen, Ziertheim, Reiftingen, Einin- 
gen, Amertingen und Sellbrun bei Bahern verbleiben, und Balmerts- 
hofen, Trugenhofen, Demingen, Duttenjtein, Eglingen und Baumgries an 
Württemberg fallen. 

Bon hier zieht fich die Linie norbwärts zwifchen nachbenannten Orten 
mit ihren Gemarfungen fo fort, daß die öftlich liegenden bei Bayern bleiben 
und bie weftlich gelegenen für Württemberg ausgeſchieden werben. 

An Württemberg fallen: 

Hofen, Kößingen, Schweindorf, Altenburg, Uzmemingen, Pflaumloch, 
Goldburghauſen, Benzenzimmern, Ober- und Unterwilfingen, Geißlingen, 
Ellihbronn, Berigheim, Ober- und Unterbronn, Ed, Strambach, an 
Kaltenwang, Regetsweiler. 

Bei Bayern verbleiben: 

Aufhaufen, Forheim, Chriftgarten, Kartäuferhöfe, Weiler Anhaufen, 
Hienheim, Ederheim, Hollheim, Nähermemingen, Nördlingen, Baldingen, 
Dehringen, Wallerjtein, Munzingen, Wengenhaufen, Markt- Dffingen, 
Ramſteinhof, Minder-Offingen, Enslingen, Rauftetten, Grünhof, Nuhling- 
ftetten, Gramſtädterhof, Burfchelhof, Neermühl, Wittenbach, Meifterhof, 

Mönchsroth, Dieterftetten, Winnenden, Hafelbad. 
Nun betritt die Gränze den Nezat- Kreis, und ſchneidet einen Theil 
des Landgerichts Dinkelsbühl vergeftalt ab, daß folgende Orte 
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an Württemberg fallen: 

Dürnftetten, Luftenau, Schönbrunn, Ober- und Unter-Deufftetten, 
Buckenweiler, Lautenbach, Bernhartsweiler, Rädtlein, Neuftäntlein, Geisbühl. 
Dei Bahyern verbleiben: 

Sittlingen, Langenſteinbach, Winpftetten, Wolfersbrumn, Hard, Rauen- 
ſtadt, Ketfchenweiler, Steinweiler, Rödendorf, Weidelbach. 

Sodann durchſchneidet die Linie einen Theil des Landgerichts Feucht— 
wang und 

gibt an Württemberg: 
Reichelbach, Markt⸗Luſtenau, Unterſtelzhauſen, Kreßberg. 
Beläßt bei Bayern: 

Hinverböfe, Larrieven, Kinnhard. 

Mit ven Gemarfungen von Krefberg und Oberftelzhaufen (beive für 
Württemberg einfchließend) betritt die Linie des Landgerichts Krailsheim, 
und fehreitet zwifchen dieſem (folches an Württemberg zutheilend), und dem 
bahyerifch bleibenden übrigen Theile des Yandgerichts Feuchtwang fort, bis 
an die Gränze des Pandgerichts Gerhardsbronn, gibt die Orte Volferts- 
haufen, Simonsberg, Schönbrunn und Michelbach an der Lucke an Würt- 
temberg, und beläßt Grimmfchwinde, Gailroth, und Leutsweiler nebft dem 
an beiden Seiten der Straße gelegenen Forte bei Bapern. 

Bon hier durchſchneidet die Linie das Landgericht Rothenburg ver- 
geftalt, daß die nachbenannten Orte mit ihren Fluren 

an Württemberg fallen: 

MWeidertsholzen, Raibah, Reinsburg, Bügelhof, Klein Ansbach, 
Buch, Mezholz, Steindorf, Gamhagen, Boffendorf, Euzenweiler, Heiligen- 
bronn, Schwarzenbrunn, Neitfaren. 

Bei Bayern verbleiben: 

Wettringen, Leivenberg, Inſingen, Lohrbach, Bettenfeld, Neifch, 
Burgftall, Schnepfendorf, Brunzendorf, Yeuzenbronn, Hammendorf, Dürbof. 

Sodann folgt die Linie dem linken Ufer ver Tauber, bis an bie 
nördliche Gränze des Landgerichts Rothenburg. 

Hier betritt fie das Landgericht Uffenheim, folgt noch eine kurze 
Strede vem linken Tauber-Ufer und zieht fich nörblich zwifchen ven nach- 
benannten Orten Bin. 

An Württemberg fallen: 

Burgftall, Holdermühle, Archshofen, Schön, Freudenbach, Frauen: 
tbal, Lohrhof, Weidenhöfe, Walpmannshofen. 

Dei Bayern verbleiben: 

Uhlenmühle, Tauberzell, Kleinharbach, Ecquartshofen, Hohlach, Wol- 
fershofen, Aurenhofen. 

Bei der Gemarkung von Waldmannshofen fehließt fich die Gränzlinie 
zwifchen ven Königreichen Bayern und Württemberg, und Alles, was ver 
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bis jet befchriebenen Linie öftlich liegt, gehört mit allen Territorial-Lehen- 
und Patronatsrechten der Krone Bayern, fowie das weftlich dieſer Linie 
gelegene Gebiet mit allen Zerritorial-Lehen- und Patronatsrechten ver 
Krone Württemberg. 

Da num diefer Vertrag zum Vollzuge gefommen und die Ertrabition 
ber an Uns nach diefer Linie übergehenden Unterthanen und Befitungen 
gefchehen ift, fo haben Wir Befehl gegeben, den Befig förmlich zu ergreifen, 
und wollen demnach, daß alle nunmehr Unſerm Königreiche einverleibten 
vorhin Töniglich württembergifchen Unterthanen Uns als ihren rechtmäßigen 
Souverän anerkennen, und Unfern Anordnungen ven fchuldigen Gehorfam 
leiften follen, wogegen Wir mit gleicher Tandesväterlicher Sorgfalt ihr 
Wohl zu befördern Uns angelegen fein Taffen werben. 

Gegeben in Unferer Haupt- und Nefivenzftant München den zweiten 
Monatstag November im Eintaufend achthundert und zehnten, Unſeres 
Reiches im fünften Jahre. 

(L. S.) Mar Joſeph. 
Graf von Montgelas. 

Reg.-Bl. f. d. Könige. Bayern f. db. J 1810. Nr. 66. ©. 1225-1231. 


b. Königlich Allerhöchites Entlaffungs- Patent de eodem dato 
zur Vollziehung ded mit der Krone Württemberg abgefchloffenen 
Gränz-Bertrages. 

(Bis zum legten Abfate "Da nun diefer Vertrag wörtlich gleichlautend 
mit vorftehendem Befigergreifungs-Patente.) 


Da num diefer Vertrag zum Vollzuge gekommen und bie Ertrabition 
der burch diefe Acte von Uns cevirten Gebietstheile durch Unfern bevoll- 
mächtigten geheimen Staats- und Konferenz Minifter Grafen von Mont- 
gelas dahier in München gefchehen ift, fo entlaffen Wir alle Unfere auf 
biefe Weife von Unferem Königreiche getrennten Unterthanen ihrer Uns 
geleifteten Pflicht, und weifen fie an, ihrem neuen Souverän biefelbe 
Pflicht zu leiften, und diefem vie gleiche Treue und ven fchuldigen Geher- 
fam zu bezeigen. 

Gegeben in Unferer Haupt- und Reſidenzſtadt München ven zweiten 
Monatstag November im Jahre Eintaufend achthundert und zehn, Unferes 
Reiches im fünften. 

(L. S.) Mar Joſeph. 
Graf von Montgelas. 

Reg. Bl, f. d. Könige. Bayern f. d. 3. 1810. Nr. 66. ©. 1232-1238, 
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13. Gränz-Bertrag mit dem Großherzogthum Würzburg d. d. Paris 
den 26. Mai 1810.*) 


a. Königlih Allerhöchftes Befitergreifungs-Ratent vom 11. Eep- 
tember 1810 zur Bollziehung mit dem Großherzogthum Würzburg 
abgejchloffenen Gränz-Vertrages. 


Wir Marimilian Joſeph, 
von Gottes Gnaden König von Bahern, 
entbieten allen und jeven, vie biefes lefen over Iefen hören, Unſere 
Gnade und unfern Gruß, und fügen venfelben zu wifjen: 


Wir find vermöge eines am 26. Mai zu Paris gefchloffenen Ver— 
trags mit Seiner faiferlich föniglichen Hoheit dem Erzherzoge, Großherzoge 
zu Würzburg über nachfolgende Gränze des beiderfeitigen Gebiets über- 
eingefommen. 

Bon der fächfifchen Gränze herab jollen die Rodach und Itz, letztere 
bis zu ihrem Ausfluffe in ven Main, von dort an aber nachbenannte 
Orte für Würzburg die Gränjorte fein, als: 

Lauterhof, Lepelsporf, Stettfeld, Roftatt, Lembah, Tretzendorf, 
Troßenfurt, Kirhaih, Danfenfeld, Scinvelfee, Spielhof, Prölsvorf, 
Fallsbrunn, Theinheim, Ober- und Unterjteinbach, Geusfeld, Waldſchwind, 
Kammerforit, Breitbah, Schönaih, Ilmbach, Rüdern, Friedrichsberg, 
Rehweiler, Herpert, Stierhöchftätt, Mannhof, Wüftenfelden, Caftell, Wie- 
jenbrunn, Schloß Schwamberg, Röveljee, Fröhjtodheim, Hoheim, Main: 
bernbeim, Michelfeld, Marktſteft, Oberbreit, Marftbreit. 

Da nun diefer Vertrag zum Vollzuge gefommen, und die Ertrabition 
der nach diefer Linie an Uns übergehenven Unterthanen und Befigungen 
an Unfern bevollmächtigten Kommiffär zu Frankfurt gejcheben ift, jo haben 
Wir Befehl gegeben, ven Befig förmlich zu ergreifen, und wollen vem- 
nad, dag alle nunmehr Unferm Königreiche einverleibte, vorhin großber- 
zoglich würzburgiiche Unterthanen Uns als ihren rechtmäßigen Souverän 
anerfennen, und Unjern Anordnungen ven jchulvigen Gehorſam leiſten 
follen, wogegen wir mit gleicher landesväterlicher Sorgfalt ihr Wohl zu 
befördern Ins angelegen fein lajjen werben. 

Gegeben in Unferer Haupt- und Reſidenzſtadt München ven 11. Sep— 
tember im Eintaufend achthundert und zehnten, Unjeres Reiches im fünf- 
ten Sabre. 

Mar Joſeph. 
Graf von Montgelas. 
Reg- BL. f. d. Könige. Bayern f. d. J. 1810. Nr. 50. ©. 862. 


*) Diefer Grängvertrag vom 26, Mai 1810 ift nicht veröffentlicht worben. 
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b. Königlich Allerhöchites Entlaffungs- Patent de eodem data 
zur Vollziehung ded mit dem Großherzogthum Würzburg abge- 
ſchloſſenen Gränz-Bertrages. 

(Mit vorftehendem DBefigergreifungs-Patent wörtlich gleichlautend bie zum 
Schlußſatze, welcher lautet:) 

Da nun dieſer Vertrag zum Vollzuge gekommen, und die Extradition 
der durch dieſe Linie von Uns cedirten Gebietstheile durch Unſern bevoll— 
mächtigten Kommiſſär zu Frankfurt geſchehen iſt, ſo entlaſſen Wir alle 
Unſere bisherigen auf dieſe Weiſe von Unſerem Königreiche getrennten 
Unterthanen ihrer Uns geleiſteten Pflicht, und weiſen ſie an, ihrem neuen 
Souverän dieſelbe Pflicht zu leiſten, getreu und unterthänig zu ſein. 

Gegeben in Unſerer Haupt: und Reſidenzſtadt München ven 11. Sep- 
tember im Gintaufend achthundert und zehnten, Unſeres Reiches im fünf- 
ten Sabre. 

Mar Joſeph. 
Graf von Montgelas,. 


Reg.-Bl. f. d. Königr. Bayern f. d. 3. 1810. Nr. 50. ©. 863. 


18. Rieder-Vertrag vom 8, October 1813. 


Marimilian Joſeph, 
von Gottes Gnaden König von Bayern zc. ꝛc., 
urfunden und fügen hiermit zu wiſſen: 


Nachdem ven 8. d. M. zwijchen Uns und Seiner Majeftät dem Kaifer 
von Dejterreih, König von Ungarn und Böhmen eine Präliminar . Con- 
vention folgenden Inhalts abgefchloffen worden ift: 


Im Namen der heiligen und untheilbaren Dreifaltigkeit. 
Da Seine Majeftät der König von Bahern und Seine Majeftät ver 
Kaifer von Defterreih, König von Ungarn und Böhmen, gleich befeelt 
von dem Wunfche zur Wieverheritellung der Verhältniſſe, welche durch 
unglüdliche Ereigniffe waren unterbrochen worden, die Ueberzeugung hegeu, 
daß die engſte Verbindung unter Ihnen das Wohl ihrer Staaten wefentlich 





Savoir faisons a qu’il appartiendra: qu’ayant te conclu le 8. de 
ce mois entre Nous et Sa Majeste l’'Empereur d’Autriche, Roi de Hongrie 
et de Boheme une convention preliminaire, dont le teneur suit: 


Au nom de la tres sainte et indivisible Trinite. 

Sa Majeste le Roi de Baviere et Sa Majeste l’Empereur d’Au- 
triche, Roi de Hongrie et de Bohöme animes d’un egal desir de retablir 
des rapports que des circonstances malheureuses avoient rompus, et assur6s 
que Leur union la plus intime devra &ssentielement contribuer au bien- 
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befördern wird und Seine Königl. Majeftät von Bayern nach erhaltener 
Gewißheit, daß die Bemühungen ver alliirten Mächte, ven Uebeln des 
Krieges ein Ziel zu fegen, ohne Erfolg geblieben’ find, Sich entjchlefjen 
haben, zu gleichen Zweden Sich mit den im dem gegenwärtigen Kriege 
gegen Frankreich begriffenen Mächten zu verbinden und in Vereinigung. 
mit denſelben alfe-in Ihrer Macht ſtehenden Mittel aufzubieten, um vie 
Herjtellung eines Gleihgewichtes unter den Mächten zu bewirken, welches 
geeignet jei, Europa einen dauerhaften Frieden zu werfichern — fo haben 
Alterhöchitviefelben zur Feſtſetzung der Präliminar - Urtifel einer Allianz, 
folgende Bevollmächtigte ernannt, nämlich: 

Se. Königl. Majeftät von Bayern: Se. Ercellenz den Grafen Karl 
Philipp von Wrede, Allerhöchjtihren General der Gavallerie, wirflichen 
geheimen Rath in Ktriegsfachen, Großfreuz des bayerifchen Militär- und 
des Civil-VerdienſtOrdens, Großoffizier der franzöfifchen Ehrenlegion. 

Seine Majeftät der Kaifer von Defterreih, König von Ungarn und 
Böhmen: Se. Durchlaucht den Prinzen Heinrih XV. von Reuf-Plauen, 
Großfreuz des faiferl. Leopold- Ordens, Ritter des militärifchen Maria— 
Therefia-Ordens und des Bayr. Hubertus Ordens, General der Cavallerie 
Allerhöchftihrer Armeen, Inhaber eines Infanterie-Regiments; 

welche nach Auswechjelung ihrer Vollmachten über folgende Artikel 
übereingefommen find: 

Art. 1. Bon dem Tage der Unterzeichnung des gegenwärtigen 
Vertrages an gerechnet, wird Friede und Freundſchaft zwiſchen Ihren 





ôtre de Leurs états; et Sa Majesté le Roi de Baviere ayant acquis la 
conviction, que les efforts fait par les puissances allices, pour faire 
cesser les malheurs de la guerre, ont été infructueux s’etant décidé en 
consequence à s’unir d’intentions avec les puissances engagees dans la 
presente guerre contre la France et a concourir avec elles par tous les 
moyens en Son pouvoir au but du retablissement d’un @quilibre entre 
les puissances, propre & assurer à l’Europe un état de paix veritable, 
ont nomme pour arreter les preliminaires d’une alliance, savoir: 

Sa Majeste le Roi de Baviere: son Excellence Charles Philippe 
comte de Wrede, general de cavallerie, membre de la section de la 
guerre du conseil d’etat, grand-cordon des ordres militaire et civil de 
la couronne de Baviere, grand-officier de Ja legion d’'honneur de France. 

Sa Majeste l’Empereur d’Autriche, Roi de Hongrie et de Boheme: 
S. A. le prince Henri X V.de Reuss-Plauen, grand-croix de l’ordre imp£rial 
de St. Leopold, chevalier de l’ordre militaire de Marie Therese et de 
celui de St. Hubert de Baviere, general de cavallerie de Ses Armees, 
proprietaire d’un regiment d’infanterie a Son service; 

Lequels apres avoir échangé leurs pleins-pouvoirs sont convenus 
des articles suivans: 

Art. 1. A partir du jour de la signature du present acte, il-y-aura 
paix et amitie entre Leurs Majestes le Roi de Baviere et l’Empereur 
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Majeftäten dem Könige von Bayern und dem SKaifer von Defterreich, 
König von Ungarn und Böhmen, Yhren Erben und Nacfolgern, Ihren 
Staaten und Unterthanen für alle Fünftige Zeiten beſtehen und die Han- 
dels- und andere Verhältniffe zwifchen ven beiverfeitigen Staaten folfen 
auf ven Fuß bergejtellt werden, wie fie vor dem Kriege beſtanden haben. 

Art. 2. Die Allianz zwifchen den beiden contrahirenden Theilen 
wird die thätigfte Mitwirkung der beiden Mächte zu der Herftellung einer 
Ordnung der Dinge in Europa zum Zwede haben, welche allen die Un— 
abhängigfeit und ihre fünftige Ruhe fichert. Bahern entfagt demnach der 
Berbindung mit der rheinischen Conföderation und wirb unverzüglich feine 
Armeen mit jenen der alliirten Mächte vereinigen. 

Art. 3. In Folge des vorigen Artikels find die hohen contra- 
birenden Theile übereingefommen, fih mit allen Hilfsmitteln zu unter- 
jtügen, welche die VBorfehung in ihre Hände gelegt hat und die Waffen 
nicht anders nieverlegen, als mit wechjelfeitigem Cinverftänpniffe. 

Art. 4. Seine Majeftät der Kaifer ven Defterreich garantirt fowohl 
in Seinem Namen als im Namen Seines Alliirten Seiner Majeftät dem 
Könige von Bayern den freien und ruhigen Beſitz, jo wie die volle Sou- 
veränetät über alle Staaten, Städte, Domainen und Feftungen, in deren 
Befi Seine Majeftät fi vor dem Anfange der Feindfeligfeiten befun- 
ven bat. 

Art. 5. Die bayerifche Armee foll einen Theil der groffen dfter- 
reichifchen und alliirten Armee ausmachen. Sie wirb unter vem Befehle 








d’Autriche, Roi de Hongrie et de Boheme, Leurs heritiers et successeurs, 
Leurs etats et sujets & toute perpetuite, et les rapports de commerce 
et autres entre les deux &tats seront retablis tels, qu'ils etaient avant 
la guerre. 

Art. 2. L/alliance entre les deux hautes parties contractantes 
aura pour but la cooperation la plus active des deux puissances pour 
le retablissement d'un ordre des choses en Europe, qui assure à toutes 
l'independance et leur tranquillite future. La Baviere en consequence 
se degage des liens de la confederation du Rhin, et elle joindra imme- 
diatement ses armees & celles des Puissances allices. 

Art. 3. Par suite de l’article precedent les hautes parties con- 
tractantes sont convenues de s’aider avec tous les moyens que la Pro- 
videncee a mis à leur disposition et & ne poser les armes que d’un 
conmun accord. 

Art. 4. Sa Majeste l’Empereur d’Autriche garantit tant en Son 
nom qu’au nom de Ses Allies a Sa Majeste le Roi de Baviere la jouis- 
sance libre et paisible ainsi que la Souverainet& pleine et entiere de 
tous les £tats, villes, domaines et fortresses, dont Elle se trouvait en 
possession avant le commencement des hostilites. 

Art. 5. Larmée bavaroise fera partie de la grande armee au- 
trichienne et alliée. Elle sera sous le commandement du general-en-chef 
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des Dbergenerals diefer Armee und unter dem unmittelbaren Commando 
eines bayeriſchen Generals ftehen. Sie foll wever getrennt noch vereinzelt 
werben dürfen, jonvdern bejtändig in einem Corps vereinigt bleiben, unter 
ihren eigenen Offizieren ftehen und in Anfehung ver Disciplin und 
Deconomie ihren eigenen Borfchriften unterworfen bleiben. Wenn bie 
Bertheivigung des eigenen Vaterlandes ihre Hilfe erforbern follte, fo 
wird fie ohne Hinverniß dahin zurüdfehren können. 

Art. 6. Die baverifche und üfterreichifche Armee werden von dem 
Zage der Ratification des gegenwärtigen Zractats anfangen gemein- 
ſchaftlich zu wirfen. 

Art. 7. Die vem Feinde abgenommenen Eiegeszeichen, Beute und 
Gefangene jollen denjenigen Truppen angehören, welche fie erobert haben. 

Art. 8. Die hohen contrahivenden Theile werden unmittelbar zur 
Abſchließung eines förmlichen Allianz-Traftates in Unterhandlung treten. 

Art. 9. Allerhöchjtviefelben behalten Eich gleichfalls vor, in Folge 
des gegenwärtigen Tractates, eine Militir-Cartel-Convention abzufchließen. 

Art. 10. Die beiven hoben contrahirenden Theile machen fich 
wechjelfeitig verbindlich, fich in Feine Uebereinfunft oder Unterhandlung 
über den Frieden einzulajjen, ausgenommen mit beiverjeitigem Cinver- 
jtändnijje und Sie verfprechen ſich auf vas feierlichite, Feiner Eröffnung 
und feinem Borfchlage Gehör zu geben, welche ihnen mittelbar oder un— 
mittelbar von dem franzöfiichen Cabinette gemacht werben follte, ohne fich 
denſelben wechjelfeitig mitzutheilen. 





de cette armee et sous les ordres immediats d’un general bavarois. 
Elle ne pourra @tre separee, ni disseminede, mais restera constamment 
unie en corps, agissant sous ses propres officiers et soumise pour la 
discipline et l’&eonomie a ses reglemens particuliers. Si la defense de 
sa propre partie rendait son secours necessaire, elle pourra y rentrer 
sans difhculte. 

Art. 6. L’armee bavaroise et l’armee autrichienne commenceront 
à cooperer & dater de la ratification du present traite. 

Art. 7. Les trophees, butin et prisoniers faits sur l’ennemi appar- 
tiendront aux troupes qui les auront pris. 

Art. 8. Les hautes puissances contractantes proc&deront imme- 
diatement à la negotiation d’un trait® formel d’alliance. 

Art. 9. Elles se reservent &galement la facult@ de conclure une 
eonvention de cartel à la suite du präsent traite. 

Art. 10. Les deux hautes parties contractantes s’engagent for- 
mellement & n’entrer dans au cun arrangement ou negotiation pour la 
paix, que d’un commun accord, et elles se promettent de la maniere 
la plus solennelle de n’‘couter aucune insinuation ou proposision qui 
leur serait adressee directement ou indirectement par le cabinet frangais 
sans se la communiquer reciproquement. 
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Art. 1]. Der gegenwärtige Tractat wird von Seiner Majeftät 
dem Könige von Bayern und Seiner f. k. apoftolifchen Majeftät ratificirt 
und die Ratificationen innerhalb acht Tagen von dem Tage der Unter- 
zeichnung an gerechnet, oder wenn es möglich ift, noch früher ausgewech- 
felt werdeu. 

Zu Urkunde veffen haben wir Envesunterfchriebene in Kraft Unferer 
Vollmacht den gegenwärtigen Tractat umterzeichnet und vemfelben Unſere 
Siegel beigedrudt. 

Geſchehen zu Ried ven 8. October 1813. 

So genehmigen Wir, befeelt von dem Wunfche, vie Bande der Einig- 
feit und des guten Vernehmens zu befejtigen und enger zu fnüpfen, welche 
dadurch jo glücklich unter den beiven Stronen bergejtellt worben find, rati- 
ficiren und bejtätigen hiermit die erwähnte Convention in allen ihren 
Beitimmungen, Anordnungen und Urtifeln, verfprechen, fie Selbft zu 
beobachten und in allen Puncten beobachten zu lafjen, ohne fie Selbft zu 
verlegen over die mindeſte Verlegung derſelben zu geftatten. 

Zu Urkund deſſen haben Wir gegenwärtige Uebereinkunft unterzeichnet 
und berjelben Unjer Fönigliches Anfiegel beivruden laffen. 

Gegeben zu München ven 12 October des Jahres 1813 und Unferer 
Regierung des achten. 





Art. 11. Le present traite sera ratifiÜ par Sa Majeste le Roi 
de Baviere et par Sa Majeste Imperiale et Royale Apostolique et les 
ratifications en seront &changees dans l’espace de huit jours a compter 
du jour de la signature, ou plustöt si faire se peut. 

En foi de quoi nous soussignes en vertu de nos pleins-pouvoir 
avons signe le present traite et y avons appose le cachet de nos armes. 

Fait a Ried le huit du mois Octobre l’an mil huit cent treize. 

Nous anime du desir d’aflermir et de resserrer de plus en plus 
les liens de l'union et de la bonne intelligence qui se trouvent par-la si 
heureusement etablies entre les deux couronnes, avons pour agr£able, 
ratifions, confirmons en vertu des presentes la dite convention avec 
toutes les stipulations, actes et articles qu’elle contient, promettons de 
l'observer Nous-meme et de la faire observer dans tous les points, 
sans y donner Nous-möme ni souffrir qu'il y soit porté la moindre 
atteinte. 

En foi de quoi Nous avons signe la presente et y avons fait apposer 
Notre sceau royal. 

Donné & Munich le 12. Octobre de l’an 1813 et de Notre 
Regne le 8. 


Reg.Bl. f. d. Königr. Bayern f. d. J. 1813. Nr. 61. ©. 1393. 


Articles separes et secrets. 


Le but des puissances en guerre contre la France ne pouvant 6tre 
atteint et les heureux resultats de leurs efforts ne pouvant ätre assurds 


241 


que par une juste repartition des forces respectives des puissances, et 
par l'&tablissement de leurs limites sur des bases naturelles et r&cipro- 
quement convenables, L. L. M. M. l’Empereur d’Autriche et le Roi de 
Baviere voulant &carter d’avance toutes les difficultes qui dans l’appli- 
cation de ce principe & l’&poque de la paix pourraient se presenter 
entre Elles sont convenues des arrangemens suivants, savoir: 

Art. 1. Les deux H. P. contractantes regardent comme un des 
objets principaux de leurs efforts dans la guerre actuelle, la dissolution 
de la confederation du Rhin et l’independance entiere et absolue de la 
Baviere, de sorte que dégagée et placde hors de toute influence &tran- 
gere, elle jouisse de la plenitude de sa: souverainete. 


Art. 2. S.M. leRoi de Baviere Se prötera & toutes les cessions 
qui seraient jugees necessaires, pour assurer aux deux états une ligne 
militaire convenable. 


Art. 3. S. M. l’Empereur d’Autriche s’engage & Son tour pour 
Elle-m&me et de concert avec Ses Allies, a employer Son intervention 
la plus efficace, et s’il en est besoin, toutes Ses forces, à l’effet de 
procurer & S. M. le Roi de Baviere l'indemnit@ la plus complete et 
caleulee sur les proportions g6ographiques, statistiques et financieres 
des provinces eedees. La dite indemnits devra ötre à la convenance 
du royaume de Baviere et de maniere a former avec lui un contigu 
complet et non interrompu. 


Art. 4. La situation geographique des deux états exigeant une 
nouvelle demarcation entre eux, S. M. I. R. et Apostolique promet, 
de concert et sous la garantie des Puissances Alliees a S. M. Bavaroise 
une indemnit& pleine et entiere pour les cessions, qu’en vertu de ce 
principe la Baviere serait dans le cas de faire a l’Autriche. 


Tout changement dans l’etat de possession actuel de la Baviere 
est toutefois expressement réservé A l’Cpoque de la pacification future, 
et ne pourra avoir lieu que par un arrangement de gre a grés entre les 
deux Puissances. 

Art. 5. Quoique S. M. l’Empereur d’Autriche et S. M. le Roi 
de Baviere ayent consacre au soutien de la cause qu'Elles defendent, 
la totalit# de Leurs forces. Ils prendront encore l’engagement formel 
de maintenir Leurs armdes au plus grand complet pendant toute la 
durée de la guerre actuelle; cependant pour preciser davantage Leurs 
engagemens à cet egard Elles promettent de tenir chacun constamment 
en campagne, savoir S. M. l’Empereur d’Autriche pour le moins 150,000 
hommes et S. M. le Roi de Baviere pour le moins 36,000 hommes 
les garnisons des places de l'interieur non comprises, et d’augmenter 
le nombre en autant que Leurs moyens le permettront. 
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Art. 6. Les H. P. contractantes se r&servent du convenir le plus 
töt que faire se pourra des arrangemens militaires detailles que pour- 
rait exiger la cooperation de l’armee bavaroise avec l’armee autrichienne. 


Art. 7. Les operations militaires exigeant que le Tyrol soit 
ouvert aux troupes autrichiennes, S. M. le Roi de Baviere n'y mettra 
aucun obstacle, et promet d’y traiter les dites troupes comme le Siennes 
propres et de leur preter tout secours necessaire pour atteindre le but 
devenu desormais commun entre les H. P. contractantes. Si par la 
suite des circonstances inattendue l’armee passait de l’offensive a la 
defensive, S. M. le Roi de Baviere dans le cas que Ses troupes ne 
fussent pas en etat de defendre le Tyrol bavarois, ne mettra aucun 
obstacle à ce que celles de S. M. l’Empereur d’Autriche se portent 
partout ou les interets de la Baviere l’exigent, en observant les stipu- 
lations particulieres dont on est convenu à cet egard. 


Art. 8. En consequence de l’union intime de prineipes et d’inten- 
tions qui r&gne entre les puissances alliees, S. M. l’Empereur d’Autriche 
prend sur Elle, de promettre en Leur nom, que du moment que le 
present trait& aura regu sa,sanction, les hostilit&s cesseront entre les 
troupes alliees et celles de S. M. le Roi de Baviere. S. M. J. et R. 
Apostolique est &galement pröte, à interposer Ses bons offices aupres 
de LL. MM. l’Empereur de Russie et le Roi de Prusse, pour faciliter 
la restitution r&ciproque des prisonniers faits sur l'armée bavaroise 
par les puissances alliees. 


Art. 9. Dans le cas que S. M. le Roi de Baviere desirät l’entre- 
mise des bons offices de l’Autriche, pour faciliter un arrangement avec 
l’Angleterre, l’Autriche est prete a les faire valoir aupres de cette 
puissance. 

Art. 10. S. M. l’Empereur d’Autriche prend egalement l’engagement 
de faire acceder LL. MM. l’Empereur de Russie et le Roi de Prusse 
par un acte formel d’adhesion et de garantie aux articles tant patents 
que secrets du present traite. 


Art. 11. Les articles secrets cidessus auront la möme force et 
valeur que s'ils etoient inseres dans le traite patent. 


En foi de quoi nous soussignes en vertu de nos plein-pouvoirs 
les avons signes et munis du cachet de nos armes. 


Fait a Ried le 8. Octrobre 1813. 


Martens recueil des principaux traites T. Supp. V. pag. 612. 
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19. Erfter Pariſer-Friedens-Vertrag vom 30. Mai 1814. 
Im Namen der allerheiligjten und untheilbaren Dreieinigfeit. 

Da Seine Majeftät der König von Preußen und Seine Alliirten 
an einem, und Meine Majejtät der König von Frankreich und Navarra 
am andern Theile, ein gleiches Verlangen begen, ven langwierigen Er- 
fehütterungen von Europa und dem Unglüde ver Völker durch einen feſten 
auf eine richtige Vertheilung der Kräfte unter die Mächte, gegründeten, 
und in feinen Bejtimmungen bie Gewährleijtung für feine Dauer enthal- 
tenden Frieden, ein Enve zu machen, und Seine Majeftät ver König von 
Preußen und Seine Alliirten jet, wo Frankreich durch feine erfolgte 
Rückkehr unter die väterliche Regierung feines Königs Europa ein Pfand 
der Sicherheit und der Bejtänpigfeit gibt, von demſelben viejenigen Be— 
dingungen und Gewährleiftungen nicht mehr erheifchen wollen, welche Sie 
ungern unter feiner vorigen Regierung von ihm gefordert hatten, fo haben 
Ihre gedachten Majeftäten Bevollmächtigte ernannt, um einen Frievens- 
und Freundfchafts- Vertrag zu unterhanveln, zu fchliefen und zu unter- 
zeichnen; nämlich Seine Majeftät der König von Preußen, ven Herrn 
Carl Auguft Freiheren von Hardenberg, Ihren Staatsfanzler, Ritter des 
großen ſchwarzen und rothen Adler-Ordens, des Preußifchen Et. Johanniter: 
Ordens, und des Preufifchen eifernen Kreuzes, Großfreuz der Ehrenlegion, 
Ritter des Ruffiihen St. Anpreas-, St. Ulerander - Newely- und Et. 
Annen-Ordens erfter Klaffe, Großfreuz des Hungarifchen St. Stephans— 
Ordens, Ritter des Spanifchen St. Carls-Ordens, des Schwediſchen Sera- 
phinen>, des Wiürttembergifchen goldnen Adler-Ordens und mehrerer andern 





Au nom de la tres Sainte et indivisible Trinite. 

Sa Majeste le Roi de Prusse et Ses Allies d’une part, et S. M. 
le Roi de France et de Navarre d’autre part, etant animes d'un egal 
desir de mettre fin aux longues agitations de l’Europe et aux malheurs 
des peuples, par une paix solide, fondee sur une juste repartition de 
forces entre les Puissances, et portant dans ses stipulations la garantie 
de sa duree, et S. M. le Roi de Prusse et Ses Allies ne voulant plus 
exiger de la France, au-jourd’'hui que, s'étant replacde sous le Gouver- 
nement paternel de ses Rois, elle offre ainsi a l’Europe un gage de 
securite et de stabilite, des conditions et des garanties qu’ils Jui avoient 
A regret demandees sous son dernier Gouvernement; Leurs dites Maje- 
stes ont nomme des Plenipotentiaires pour discuter, arröter et signer 
un traite de paix et d’amitie, savoir S. M. le Roi de Prusse, le Sieur 
Charles Auguste Baron de Hardenberg, son Chancelier d’Etat, Chevalier 
du grand ordre de l’Aigle noire, de l’Aigle rouge, de celui de St. Jean 
de Jerusalem et de la Croix de fer de Prusse, Grand Aigle de la Legion 
d’honneur, Chevalier des ordres de St. Andre, de St. Alexander-Newsky 
et de St. Anne de premiere classe de Russie, grand Croix de l’ordre 
de St. Etienne de Hongrie, Chevalier de l'ordre de St. Charles d’Espagne, 
de celui des Seraphins de Suede, de l’Aigle d’or de Wurtemberg et de 
plusieurs autres; 
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und den Herrn Carl Wilhelm Freiheren von Humboldt, Ihren 
Staatsminister, Kammerherrn und außerorbdentlichen Gefandten und bevoll- 
mächtigten Minifter bei Seiner Kaiferlich- Königlichen Apoftolifchen Majeftät, 
Ritter des großen rothen Adler-Ordens, des Preußijchen eifernen Kreuzes 
und des Ruffifhen St. Annen-Ordens erfter Klaſſe; 


und Seine Majeftit ver König von Franfreih und Navarra ben 
Herrn Carl Moritz Talleyrand-Perigord, Prinzen von Benevent, Großfreuz 
der Ehrenlegion, Ritter des Preußifchen fchwarzen und rothen Adler— 
Ordens, Großfreuz des Defterreichifchen Leopold-Ordens, Ritter des Ruffi- 
fhen St. Andreas-Ordens, Ihren Minifter und Staatsfecretär der aus— 
wärtigen Angelegenheiten ꝛc., welche nach gejchehener Auswechfelung ihrer 
in guter und gehöriger Form bejtandenen Vollmachten über folgende Artikel 
übereingefommen find. 

Erjter Artifel. Von dem heutigen Tage an, wird zwifchen Seiner 
Majeftät vem Könige von Preußen und Seinen Alliirten an einem, und 
Seine Majeftät dem Könige von Franfreich und Navarra am andern 
Theile, Yhren Erben und Nachfolgern, Ihren jeverfeitigen Staaten und 
Unterthanen auf immerwährende Zeit Friede und Freundfchaft fein. 

Die Hohen contrabirenden Theile werben alle Sorgfalt anwenden, 
um nicht nur unter fi, fondern auch jo weit e8 von ihnen abhängt, 
unter allen Europäifchen Staaten die Eintracht und das gute Einverſtändniß 
aufrecht zu erhalten, welche zu der Ruhe von Europa fo nothwendig find. 





et le Sieur Charles Guillaume Baron de Humboldt, Son Ministre 
d’Etat, Chambellan et Envoy& Extraordinaire et Ministre Plenipotentiaire 
aupres de Sa Majesté Imperiale et Royale Apostolique, Chevalier du 
grand ordre de l’Aigle rouge, de celui de la Croix de fer de Prusse et 
de celui de St. Anne de premiere classe de Russie; 


et Sa Majeste le Roi de France et de Navarre, le Sieur Charles 
Maurice Talleyrand-Perigord, Prince de Benevent, Grand Aigle de la 
Legion d’honneur, Chevalier de l’ordre de l’Aigle noire et de l'Aigle 
rouge de Prusse, Grand Croix de l’ordre de Léopold d’Autriche, Che- 
valier de l’ordre de St. Andr& de Russie, Son Ministre et Secretaire 
d’Etat des affaires ötrangeres ete. lesquels, apres avoir &change leurs 
pleins pouvoirs trouv&s en bonne et düe forme, sont convenus des arti- 
cles suivans: 

Article premier. Il y aura, & compter de ce jour, paix et 
amitie entre Sa Majest& le Roi de Prusse et Ses Allies d’une part, et 
Sa Majest# le Roi de France et de Navarre de l’autre part, leurs 
heritiers et successeurs, leurs &tats et sujets respectifs, a perpetuite. 

Les hautes Parties Contractantes apporteront tous leurs soins à 
maintenir, non seulement entr'elles, mais encore, autant qu'il depend 
d’elles, entre tous les Etats de l’Europe, la bonne harmonie et intelli- 
gence si necessaires A son repos. 
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Zweiter Artifel. Das Königreich Franfreich behält die Integrität 
feiner Gränzen, fo wie felbige in vem Zeitpunfte am erften Januar 1792 
bejtanden, Es wird überdem eine, in der Demarkfationslinie, welche ver 
folgende Artikel beftimmt, begriffene Gebietswermehrung erhalten. 

Dritter Artifel. Bon der Seite Belgiens, Deutfchlands und 
Italiens wird die ehemalige Gränze, fo wie fie ven erften Januar des 
Jahres 1792 beftand, von ver Nordſee zwiichen Dünfirchen und Nieum- 
poort an, bis zum Mittelländifchen Meer zwifchen Cagnes und Nizza, mit 
folgenden Reftificirungen wieder bergeftellt werben: 


1. Im Departement von Jemappes werben bie Kantone Dour, Merbes 
fe Chateau, Beaumont und Chimay, Frankreich verbleiben. Die 
Demarkationslinie wird da, wo fie den Kanton Dour berührt, zwifchen 
diefem und den Kantonen Bouffu und Paturage, fo wie fürver zwifchen 
dem Kanton Merbes le Chateau und den Kantonen Binh und Thuin 
binlaufen. | 

2. In dem Departement der Sambre und Mons werben bie Kantone 
Walcourt, Florennes, Beauraing und Gedinne Franfreich gehören; bie 
Gränze wird, wenn fie an diefes Departement gelangt, der Linie 
folgen, welche die vorgedachten Kantone von dem Departement Je— 
mappe und von dem übrigen Theile des Sambre- und Mons-Depar- 
tement® jcheidet. 

3. In den Mofel- Departement wird die neue Gränze, wo fie von ber 
alten abweicht, durch eine von Perle bis Fremersdorf zu ziehende und 








Article second. Le Royaume de France conserve l’integrite 
des ses limites, telles qu’elles existoient a l'époque du 1. Janvier 1792. 
Il recevra en outre une augmentation de territoire, comprise dans la ligne 
de demarcation fixee par l'article suivant. 


Article troisieme. Du cöte de la Belgique, de l’Allemagne 
et de I!'Italie, l’ancienne frontiere, ainsi qu'elle existoit le premier Jan- 
vier de l’annde 1792 sera retablie, en commencant de la mer du Nord 
entre Dunkerque et Nieuport, jusqu’a la Mediterranee entre Cagnes et 
Nice, avec les rectifications suivantes: 

l. Dans le Departement de Jemappes les Cantons de Dour, Merbes- 
le-Chateau, Beaumont et Chimay resterong & la France; la ligne 
de d“marcation passera la ou elle touche le Canton de Dour, entre 
ce Canton et ceux de Boussu et Paturage, ainsi que plus loin entre 
celui de Merbes-le-Chateau et ceux de Binch et de Thuin. 

2. Dans le Departement de Sambre et de Meuse, les Cantons de Val- 
cour, Florennes, Beauring et Gedinne appartiendront, à la France; 
la demarcation, quand elle atteint ce Departement, suivra la ligne, 
qui separe les Cantons preeites du Departement de Jemmappes et 
du reste de celui de Sambre et Meuse. 

3. Dans le Departement de la Moselle la nouvelle demarcation, la ou 
elle s’&carte de l’ancienne, sera formee par une ligne & tirer depuis 
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burch diejenige Linie gebildet werben, welche ven Kanton Tholey von 
dem übrigen Theile des Mojel-Departements trennt. 

An dem Eaar-Departement werben die Kantone Eaarbrüd ‚und Ars 
neval Frankreich verbleiben, ingleichen berjenige Theil des Kantons 
Lebach, welcher im Süden einer Linie liegt, die lings der Markungen 
ver Dörfer Herchenbach, Ueberhofen, Hilsbach und Hall (dieſe ver: 
ſchiedenen Orte außerhalb der franzöfifchen Gränze belaffend) bis zu 
dem Punkte hinläuft, wo bei Duerfelle (welches Frankreich gehört) vie 
Linie, welche die Kantone Arneval und Ottweiler von einander jcheivet, 
an diejenige trifft, welche die Kantone Arneval und Lebach von ein- 
ander trennt; die Gränze in dieſem Yanpftriche befteht in ver oben 
befchriebenen und in einer Yinie, welche den Kanton Arneval von dem 
Kanten Bliescajtel trennt. 

Da die Feitung Landau vor dem Yahre 1792 einen ifolirten Punkt 
in Deutfchland ausgemacht hat, fo behält Franfreich jenfeits feiner 
Grenzen, um die Feftung und ihren Umfreis mit dem übrigen Theile 
des Königreich in Verbindung zu jegen, einen Theil der Departements 
des Donnersberges und des Nieder - Rheins. Die neue Begrenzung 
geht von dem Punfte aus, wo bei Oberfteinbach (welches außerhalb 
des franzöfifchen Gebietes bleibt) die Grenze zwifchen ven Mofel- 
Departement und dem Departement des Donnersberges an das De- 
partement des Nieder - Rheins trifft, und folgt der Linie, welche bie 
Kantons Weiffenburg und Bergzabern (auf Seiten Frankreichs) die 





4. 


Perle jusqu’a Fremersdorf, et par celle qui spare le Canton de 
Tholey du reste du Departement de la Moselle. 

Dans le Departement de la Sarre les Cantons de Saarbruck et 
d’Arneval resteront a la France, ainsique la partie de celui de 
Lebach qui est situ& au midi d’une ligne a tirer le long de confins 
des villages de Herchenbach, Ueberhofen, Hilsbach et Hall (en lais- 
sant ces differens endroits hors de la frontiere frangaise, (jusqu’au 
point oü,.pres de Querseille) qui appartient & la France (la ligne 
qui separe les Cantons d’Arneval et d’Ottweiler atteint celle qui 
separe ceux d’Arneval et de Lebach; la frontiere de ce cöte sera 
formee par la ligne ei-dessus designee, et ensuite par celle qui 
separe le Canton d’Arneval de celui de Bliescastel, 

La forteresse de Landau ayant formé avant l’annee 1792 un point 
isol& dans l’Allemagne, la France conserve, au delà de ses fron- 
tieres, une partie des Departements de Mont-Tonnere et du Bas- 
Rhin, pour joindre la forteresse de Landau et son rayon au reste 
de Royaume. La nouvelle d&marcation, en partant du point ou pres 
d’Obersteinbach (qui reste hors de limites de la France) la frontiere 
entre le D&partement de la Moselle et celui du Mont-Tonnere atteint 
le Departement du Bas-Rhin, suivra la ligne qui separe les Cantons 
de Weissenbourg et de Bergzabern (du cöte de la France) les 
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Kantone Pirmafens, Dahn und Anweiler (auf Seiten Deutfchlands) 
von einander fcheivet, bis zu dem Punkte, wo viefe Grenzicheiven, bei 
dem Dorje Wolmersheim, ven ehemaligen Umkreis ver Feftung Landau 
berühren. Bon dieſem Umkreiſe ab, welcher bleibt, wie er im Jahre 
1792 gewefen, folgt vie neue Gränze demjenigen Arme des Queich— 
fluffes, welcher jenen Umfreis bei Queichheim (zu Frankreich gehörig) 
verläßt, und bei den Dörfern Mertenheim, Knittelheim und Belheim 
vorbei (die gleichfalls franzöfifch bleiben) nach dem Rhein hinflieft, 
welcher hiernach die weitere Grenze zwijchen Frankreich und Deutjch- 
land bildet. 


Mas den Rhein betrifft, jo wird ver Thalmeg, jedoch mit ver Maß— 
gabe die Grenzfcheidung ausmachen, daß die in der Folge mit dem 
Laufe diefes Stromes fich ereignenden Veränderungen künftighin feinen 
Einfluß auf das Eigenthum ver darin befindlichen Inſeln haben wer- 
werden, der Beſitzſtand der Inſeln wird, jo wie er zur Zeit der Unter: 
zeichnung des Tractats von Lüneville war, wieverhergejtellt werben. 


Im Departement von Doubs wird pie Gränze bergeftalt rectificirt 
werben, daß fie oberhalb bei la Ranconniere bei Locle beginnt und 
dem Kamme des Jura zwifchen la Cerneur-Pequignot und dem Dorfe | 
Fontenelfes bis zu einem 7 bis 8000 Fuß nordweſtlich von dem Dorfe 
(a Brevine belegenen Gipfel des Jura folgt, wo fie wieder in bie 
ehemalige franzöfifche Gränze fällt. 





Cantons de Pirmasens, Dahn et Anweiler (du côté de l’Allemagne) 
jusqu’au point ou ces limites, pres du village de Vollmersheim, 
touchent l'ancien rayon de la forteresse de Landau. De ce rayon, 
qui reste ainsi qu’il &toit en 1792, la nouvelle frontiere suivra le 
bras de la riviere de la Queich, qui, en quittant ce rayon, pres de 
Queichheim (qui reste a la France) passe pres des villages de Mer- 
tenheim, Knittelsheim et Belheim (demeurant @galement Frangois 
jusqu’au Rhin, qui continuera en suite a former la limite de la 
France et de l’Allemagne.) 


Quant au Rhin, le Thalweg constituera la limite, de maniere cepen- 
dant que les changemens que subira par la suite le cours de ce 
fleuve, n’auront & l’avenir aucun effet sur la propriete des iles qui 
qui s’y trouvent, l’etat de possession de ces iles sera retabli tel qu'il 
existoit, à l&poque de la signature du Traite de Luneville. 


Dans le Departement du Doubs la frontiere sera rectifiee de ma- 
niere & ce qu 'elle commence audessus de la Ranconniere pres de 
Locle, et suive la cröte du Jura entre le Cerneux-Pequignot et le 
village de Fontenelles, jusqu’a une cime du Jura situee a environ 
7 ou 8000 pieds au Nord-Ouest du village de la Brevine, ou elle 
retombera dans l’ancienne limite de la France. 
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7. In dem Departement von Leman bleiben die Gränzen zwifchen dem 
franzdfiichen Gebiete, vem Waadtlande und den verfchievenen Gebiets- 
theilen der Republif Genf (welche einen Theil ver Schweiz ausmachen 
wird) ebenfo, wie fie waren, ehe Genf dem franzöfifchen Gebiete ein- 
“verleibt worden, aber der Kanton Frangy, der Kanton St. AYulien 
mit Ausnahme besjenigen Theile, welcher im Norden einer Linie 
liegt, die von dem Punfte, wo der Fluß Laire bei Chanch in das 
Genfer Gebiet tritt, längs der Marfungen von Sefeguin, Laconer 
und Sefeneuve, die außerhalb ver franzöfifchen Gränze bleiben, gezogen 
wird), der Kanton Reignier (mit Ausnahme vesjenigen Stüces, welches 
fih im Oſten einer Linie befindet, die den Markungen von Muraz, 
Buffy, Pers und Gornier folgt, welche außerhalb ver franzöfifchen 
Gränze liegen), und der Kanton de la Roche (mit Ausnahme der Ort- 
ichaften la Roche und Armanor und ihrer Bezirke) werben Yranfreich 
verbleiben. Der Grenzzug wird den Gränzen biefer verjchievenen 
Kantone und den Yinien folgen, welche die zu Frankreich verbleibenden 
Stüde und diejenigen, welche es nicht behält von einander trennen. 

8. In dem Departement von Mont-Blanc erwirbt Frankreich die Unter: 
präfectur Chambery, mit Ausnahme ver Kantone de l'Hopital, St. Pierre 
d'Albigny, de la Nocette und Montmeillant und, die Unter: Präfectur 
Annech, mit Ausnahme vesjenigen Theiles des Kantons Faverges, 
welcher öftlich einer Linie liegt, die zwifchen Ourechaife und Marlene 





7. Dans le Departement du Leman, les frontieres entre le territoire 
Frangois, le pays de Vaud et les differentes portions du territoire 
de la Republique de Geneve (qui fera partie de Ja Suisse) restent 
les me&mes qu'elles &toient avant l’incorporation de Geneve à la 
France. Mais le Canton de Frangy, celui de St. Julien (a lexcep- 
tion de la partie situ6e au Nord’ d’une ligne a tirer du point ou la 
riviere de la Loire entre pres de Chancy dans le territoire Genevois, 
le long des confins de Seseguin, Laconex et Seseneuve, qui resteront 
hors de limites de la France), le canton de Reignier (a l’exception 
de la portion qui se trouve a l’Est d’une ligne qui suit les confins 
de la Muraz, Bussy, Pers et Cornier, qui seront hors des limites 
francaises) et le Canton de la Roche (à l’&xception des endroits 
nommes la Roche et Armanox avec leurs distriets) resteront à la 
France. La frontiere suivra les limites de ces differens Cantons, et 
les lignes qui separent les portions qui demeurent a la France, 
de celles qu’elle ne conserve pas; 


8. Dans le Döpartement du Mont-Blanc, la France acquiert la Sous- 
Prefecture de Chambery, à l’&xception des Cantons de l’Höpital, de 
St. Pierre-d’Albigny, de la Rocette, et de Montmeillant, et la Sous- 
Prefecture d’Anneey, a l’&xception de la partie du Canton de Faver- 
ges situee a l’Est d’une ligne, qui passe entre Ourechaise et Marlens 
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auf franzöfifcher und Marthod und Ugine auf ver entgegengefetten 
Seite läuft und biernächft dem Kamme ver Berge bis zur Gränze bes 
Kantons Thones folgt; dieſe Yinie wird, mit den Gränzen ver erwähn- 
ten Kantone, in der dortigen Gegend ben neuen Gränzzug bilven. 


Auf der Seite der Phrenäen bleiben die Gränzen zwifchen ven beiden 
Königreihen Franfreih und Spanien jo wie fie in dem Zeitpunfte am 
erjten Januar 1792 waren, und es wird von Seiten beiver Kronen fofort 
eine Kommiſſion mirte ernannt werden, um die Final» Demarcation feft- 
zuftellen. 

Sranfreih entfagt allen Souveränetäts-, Lehensherrlichkeits- und 
Beſitzrechten auf alle und jede außerhalb ver oben bezeichneten Gränze 
belegenen Länder und Diftrifte, Städte und Ortfchaften; doch wird das 
Fürſtenthum Monaco in die VBerhältniffe, worin es fich vor dem erjten 
Januar 1792 befunden, zurüdgeftellt. 


Die verbündeten Höfe fichern Frankreich ven Befit des Fürftenthums 
Avignon, der Grafichaft Venaiffinn, ver Graffchaft Mümpelgard und 
aller ver Factoren zu, welche ehehin zu Deutfchland gehört haben und in 
der obenbezeichneten Gränze begriffen find, fie mögen vor oder nach dem 
eriten Januar 1792 Frankreich einverleibt worven fein. Die Müchte 
behalten fich gegenfeitig vie völlige Befugniß vor, diefen oder jenen Punkt 
ihrer Staaten, welchen fie ihrer Sicherheit zuträglich erachten werden, zu 
befejtigen. 





du cöt& de la France, et Marthod et Ugine du cöt& oppose, et 
qui suit apres, la cröte de montagnes jusqu’a la frontiere du canton 
de Thones: c’est cette ligne qui, avec la limite des Cantons men- 
tionnes, formera de ce cöt& la nouvelle frontiere, 


Du cöte des Pyrenees, les frontieres restent telles qu’elles &toient 
entre les deux Royaumes de France et d’Espagne a l’&poque du premier 
Janvier 1792, et il sera de suite nomme une Commission mixte de la 
part des deux couronnes, pour en fixer la d@marcation finale. 


La France renonce & tous droits de souverainete, de suzerainete 
et de possession, sur tous les pays et districts, villes et endroits quel- 
conques situés hors de la frrontiere ci-dessus designee, la Principaute 
de Monaco étant toutefois replacde dans les rapports ou elle se trouvoit 
avant le premier Janvier 1792. 


Les Cours alliees assurent à la France la possession de la Prin- 
eipaut® d’Avignon, du Comtät Venaissin, du Comte de Montbeliard et 
de toutes les enclaves qui ont appartenu autrefois a l’Allemagne, com- 
prises dans la frontiere ci-dessus indiqu6e, qu’elles aient été incorporees 
a la France avant ou apres le premier Janvier 1792. Les Puissances 
se reservent r&ciproquement la facult& entiere de fortifier tel point de 
leurs Etats qu’elles jugeront convenable pour leur surete. 
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Um jede Verlegung von Privat» Eigentbum zu vermeiden und nach 
ven liberaliten Grundſätzen die Befigungen ver an der Gränze wohnenven 
Individuen ficher zu itellen, werben von jedem der an Frankreich grenzen- 
den Staaten Kommiffarien ernannt werden, um in Gemeinfchaft mit 
franzöfiihen Kommiffarien zur Gränzbeziehung der jeverfeitigen Länder 
zu ſchreiten. 

Sobald die Arbeit diefer Kommiffarien beendigt fein wird, werben 
Karten aufgenommen und won den refpectiven Kommiſſarien unterzeichnet, 
und Pfähle errichtet werben, welche die gegenfeitigen Gränzen befunden 
werben. 

Vierter Artikel. Um die Verbindung zwifchen der Stadt Genf 
und andern am See belegenen Theilen des Schweizergebietes zu fichern, 
willigt Frankreich ein, daß der Gebrauch der Straße durch Verſoy beiden 
Ländern gemein ſei. Die beiden Regierungen werben fich gütlich über vie 
Mittel zur Verhütung des Schleichhandels, zur Regulirung des Poften- 
lauf und zur Inſtandhaltung der Straße einverjtehen. 

Fünfter Artifel. Die Schifffahrt auf dem heine, von dem 
Punfte an, wo er ſchiffbar wird, bis zur See, und umgefehrt, foll frei 
fein, in vem Maafe, daß fie niemanden unterfagt werben fann, und man 
wird fich bei dem fünftigen Kongrefje mit den Grundſätzen befchäftigen, 
nach welchen vie von den Ufer- Staaten zu erhebenven Gefälle auf vie 
gleihmäßigfte und dem Handel aller Nationen am meiften günftige Weife 
regulirt werben können. 








Pour eviter toute l&sion de proprietes particulieres, et mettre à 
couvert, d’apres les principes les plus liberaux, les biens d’individus domi- 
cilies sur les frontieres, il sera nomme par chacun des Etats limitrophes 
de la France, des Commissaires pour proceder conjointement avec des 
Commissaires Frangois, a la delimitation des pays respectifs. 

Aussitöt que le travail des Commissaires sera termine, il sera 
dresse des cartes signées par les Commissaires respectifs, et plac& des 
poteaux qui constateront les limites reciproques. 


Article quatrieme. Pour assurer les communications de la ville 
de Geneve avec d’autres parties du Territoire de la Suisse, situees sur 
le lac, la France consent, à ce que l’usage de la route par Versoy 
soit commun aux deux pays. Les Gouvernemens respectifs s’entendront 
a l'’amiable sur les moyens de prevenir la contrebande, et de regler le 
cours des postes et l’entretien de la route. 


Article cinqui&me. La navigation sur Je Rhin, du point ou 
il devient navigable jusqu’a la mer, et r&ciproquement, sera libre, de 
telle sorte qu’elle ne puisse ötre interdite a personne, et l'on s’occupera 
au futur congres des principes d’apres lesquels on pourra regler les 
droits a lever par les Etats riverains, de la maniere la plus @gale et 
la plus favorable au commerce de toutes les nations. 
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Gleichergeſtalt foll bei dem Fünftigen Kongreſſe unterſucht und ent- 
ſchieden werben, in welcher Art die obige Bejtimmung, um den Verfehr 
zwijchen ven Bölfern zu erleichtern, und fie fich, eines dem andern immer 
weniger fremd zu machen, auch auf alle andern in ihrem Laufe fchiffbaren 
und verfchievene Staaten trennenden oder burchfließenvden Ströme ausge- 
dehnt werden können. 

Schöter Artikel. Holland, unter die Souveränetät des Haufes 
Oranien gejtellt, wird einen Gebietszuwachs erhalten. Der ‚Titel und bie 
Ausübung ver Souveränetät können dort in feinem Falle einem Fürjten 
zufonmen, der eine auswärtige Krone trägt oder fie zu tragen berufen ift. 

Die Staaten Deutichlands werden unabhängig und durch ein födera— 
tive8 Band vereinigt fein. 

Die Schweiz wird, unabhängig, ſich felbft zu regieren, fortfahren. 

Stalien, außerhalb ver Gränzen der an Defterreich zuruckgelangenden 
Yänder, wird aus fouverainen Staaten bejtehen. 

Siebenter Artifel. Die Inſel Malta und ihre Depenvenzen 
ſollen zum völligen Eigenthume und mit aller Souveränetät Seiner brit- 
tiſchen Majejtät gehören. 

Achter Artifel. Seine Brittifche Majeftät, indem Sie für Sich 
und Ihre Bundesgenoffen ftipulirt, verbindet Sich, Seiner Allerchriftlichiten 
Majeftät in ven weiter unten fejtgefetten Zeiträumen bie Kolonien, 
Fifchereien, Komptoird und Nieverlaffungen aller Art herauszugeben, 
welche Franfreih am erjten. Januar 1792 in den Meeren und auf dem 





Il sera examine et decide de möme dans le futur congres, de quelle 
maniere, pour faciliter les communications entre les peuples et les 
rendre toujours moins etrangers les uns aux autres, la disposition ci- 
dessus pourra ötre egalement etendue à tous les autres fleuves, qui, 
dans leur cours navigable, separent ou traversent differens Etats, 


Article sixieme. La Hollande, placee sous la souverainete de 
la maison d’Orange, recevra un accroissement de territoire. Le titre 
et l'’exerceice de la souverainete n'y pourront dans aucun cas appartenir 
a aucun Prince portant ou appel& a porter une courronne etrangere. 


Les Etats de l’Allemagne seront independans et unis par un lien 
federatif. 

La Suisse independante continuera de se gouverner par elle même. 

L’Italie, hors des limites des pays qui reviendront a l’Autriche, 
sera composee d’Etats souverains. 


Article septieme. L'isle de Malte et ses dependances appar- 
tiendront en toute propriete et souverainete a S. M. Britannique. 

Article huitieme. Sa Majeste Britannique, stipulant pour Elle 
et ses Allies, s’engage à restituer a Sa Majeste Tres-Chrätienne, dans 
les delais qui seront ci-apres fixes, les colonies, pecheries, comptoires 
et &tablissemens de tout genre que la France possedoit au premier 
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feften Lande von Amerika, Afrika und Afien befaß, ausgenommen jedoch 
die Infeln Tabago und St. Yucia, Isle de France und deſſen Zube- 
börungen, namentlich Rodrigue und die Sechellen, welche Seine Aller- 
chriftlichjte Majeftät mit vollem Eigenthum und aller Souverainetät Seiner 
Brittiichen Majejtät abtreten; im gleichen denjenigen Theil von St. Do- 
mingo, welchen Frankreich im Bafeler Frieden cevirt erhalten hat, und 
den Seine Allerchriftlichite Majejtät Seiner Katholifchen Majeftät zum 
vollen Gigenthume und mit aller Souveränetät wieder abtreten. 

Neunter Artifel. Seine Majejtät der König von Schweben und 
Norwegen willigen im Gefolge der mit Ihren Alliirten und zur Boll: 
ziehung des vorhergehenden Artifels getroffenen Verabredungen ein, daß 
die Inſel Guadeloupe Seiner Allerchriſtlichſten Majeftät herausgegeben 
werde, und ceviren alle echte, die ihnen an diefe Inſel zuftehen können. 

Zehnter Artifel. Seine Allergetreuejte Majejtät verpflichten fich 
im Gefolge der mit Yhren Alliirten und zur Vollziehung des 8. Artifels 
getroffenen Uebereinkunft, Seiner Allerchriftlichiten Majejtät in dem unten 
bejtimmten Zeitraume das franzöfiiche Guiana, jo wie es am eriten Januar 
1792 bejtand, herauszugeben. 

Da die obige Beitimmung zur Folge hat, daß die zur damaligen 
Zeit wegen ver Gränzen bejtandene Streitigfeit wieder auflebt, fo iſt 
man übereingefommen, daß diefe Streitigfeit durch eine gütliche Verein— 
barung zwifchen ven beiden Höfen unter ver Vermittlung Seiner Brittifchen 
Majeſtät, beigelegt werben foll. 





Janvier 1792, dans les mers et sur les continens de l’Amerique, de 
l’Afrique et de l’Asie, a l’exception toutefois des iles de Tabago et 
de St. Lucie et de l'ile de France et de ses dependances, nommement 
Rodrigue et les Sechelles, lesquelles S. M. Tres-Chretienne céde en 
toute propriete et souverainete a S. M. Britannique, comme aussi „de 
la partie de St. Domingue, cedee a la France par la paix de Bäle, *t 
que S. M. Tres-Chretienne retrocede a S. M. Catholique en toute pro- 
priete et souverainete. 

Article neuvieme. S$. M. le Roi de Suede et de Norvege, en 
consequence d’arrangemens pris avec ses allies et pour l’execution de 
l’article preeedent, consent a ce que l'ile de la Guadeloupe soit restituee 
a 8. M. Tres-Chretienne, et c&de tous les droits qu'il peut avoir sur 
cette jle. 

Article dixieme. S. M. Tres-Fidele, en cons&quence d’arran- 
gemens pris avec ses Allies, et pour l’execution de l’article VIII stengage 
a restituer a S. M. Tres-Chreötienne dans le delai ci-apres fixe, la Guiane 
frangaise, telle qu’elle existoit au premier Janvier 1792. 

L'effet de la stipulation ci-dessus &tant de faire revivre la con- 
testation existante à cette &poque au sujet des limites, il est convenu 
que cette contestation sera terminde par un arrangement amiable entre 
les deux cours, sous la mediation de S. M. Britannique. 
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Eilfter Artikel. Die Plätze und Forts, welche in ven Eolonien 
und Nieverlaffungen vorhanden find, die vermöge der Art. 8, 9 und 10 
Seiner Allerchriftlichften Majeftät zurücigegeben werven follen, werben in 
dem Zuftande überliefert werben, in welchem fie-fich in dem Augenblice 
ber Unterzeichnung des gegenwärtigen Vertrages befinden. 

Zwölfter Artifel. Seine Brittiſche Majeftät verpflichten fich, 
die Unterthanen Seiner Allerchriftlichiten Majeftät hinfichtlich des Handels 
und der Sicherheit ver Perfonen und des Eigenthums, innerhalb ver - 
Gränzen der Brittiihen Souveränetät auf dem fejten Yande von Indien 
diefelben Vergünftigungen, Privilegien und Schutz genießen zu laſſen, 
welche ven am meijten begünjtigjten Nationen gegenwärtig zugeftanden 
find oder zugejtanden werben. Ihrerſeits übernehmen Seine Allerchrift- 
fichjte Majeſtät, — da Ihnen nichts mehr am Herzen liegt, als die immer- 
währende Dauer des Friedens zwijchen den Kronen Frankreich und Eng: 
land, und da Sie, fo weit es in Ihrem Vermögen jteht, dazu beitragen 
wollen, von nun an von den Verhältniſſen beiver Völker alles zu entfernen, 
was vereinjt das gegenfeitige gute Vernehmen jtören könnte — die Ver 
pflichtung, fein Befeftigungswerf in den Nieverlafjungen anzulegen, vie 
Ihnen herausgegeben werben follen und innerhalb ver Gränzen ver Brit- 
tifhen Souveränetät auf dem feiten Lande von Indien belegen find, und 
in dieſe Nieverlaffungen nur bie zur Handhabung der Polizei erforderliche 
Anzahl von Truppen zu legen. 

Dreizehnter Artikel. Was die Fifcherei-Gerechtigfeit der Fran- 
zoſen auf den großen Untiefen von Terre-Neuve, an ven Küften der Inſel 





Article oncieme. Les places et forts existant dans les colonies 
et etablissemens qui doivent être rendus a S. M. Tres-Chretienne, en 
verta des articles VIII, IX et X seront remis dans l’etat ou ils se 
trouveront au moment de la signature du present Traite. 

Article douzieme. Sa Majeste Britannique s’engage & faire 
jouir les sujets de S. M. Tres-Chretienne, relativement au commerce 
et a la surete de leur personnes et propriötes, dans les limites de la 
souverainete Britannique sur le continent des Indes, des mêmes facilites, 
privileges et protection qui sont a present ou seront accordes aux na- 
tions les plus favorisees. De son cöte S. M. Tres-Chrötienne, n’ayant 
rien plus & coeur que la perpetuite de la paix entre les deux couronnes 
de France et d’Angleterre, et voulant contribuer, autant quil est en 
Elle, & écarter des-a-present, des rapports des deux peuples ce qui 
pourroit un jour alterer la bonne intelligence mutuelle, s’engage a ne 
faire aucun ouvrage de fortification dans les etablissemens qui lui doivent 
ötre restitues, et qui sont situes dans les limites de Ja souverainete 
Britannique sur le continent des Indes, et a ne mettre dans ces &tablisse- 
mens que le nombre de troupes necessaire pour le maintien de la police. 

Article treizieme. Quant au droit de peche des Frangais sur 
le grand-banc de Terreneuve, sur les cötes de 'ile de ce nom et des 
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diefes Namens und der umliegenden Inſeln in dem Golfe de St. Laurent 
betrifft, jo wird alles wieder auf denjelben Fuß, wie im Jahre 1792, 
gefegt werden. | 

Bierzehnter Artifel. Die Kolonien, Komptoirs und Niever- 
(affungen, welche Seiner Allerchriftlichiten Majeftät von Seiner Brittifchen 
Majeſtät oder Ihren Alliirten herausgegeben werden jollen, werben, und 
zwar die in den Norbifchen Meeren und in den Meeren und auf vem 
fejten Yanve von Amerika und Afrifa, in drei Monaten — und die jenfeite 
des Vorgebirges der guten Hoffnung, in ſechs Monaten nach ver Ratifi- 
cation des gegenwärtigen Vertrages überliefert werben. 

Fünfzehnter Artikel. Da die hohen fontrahirenvden Theile ver- 
mittelft des 4. Artifel8 der Convention vom 23. des letztverfloſſenen 
Monats April fich vorbehalten haben, in dem gegenwärtigen vefinitiven 
Frievenstractate das Loos der Arfenale und ver bewaffneten und unbe- 
waffneten Kriegsschiffe zu reguliven, welche fich in ven, von Seiten Frank— 
reichs zur Erfüllung des 2. Artifels jener Convention überlieferten Eee 
plägen befinden, jo ift man überein gefommen, daß die gedachten bewaff- 
neten und unbewaffneten Kriegsichiffe und Striegsfahrzeuge, desgleichen 
das Schiffsgeſchütz und die Echiffsmunition und alle Materialien zum 
Baue und der Bewaffnung "zwilchen Franfreich und ven Ländern, wo bie 
Pläte liegen» in dem Verhältniſſe von zwei Drittheilen für Franfreich 
und einem Drittheil für die Mächte, welchen die befagten Plätze gehören 
werden, getheilt werben follen. Die im Bau begriffenen Schiffe und 
Fahrzeuge, welche nicht in dem Zuſtande fein follten, ſechs Wochen nach 





iles adjacentes dans le Golfe de St. Laurent, tout sera remis sur le 
me&me pied qu’en 1792. 

Article quatorzieme. Les colonies, comptoirs et etablisse- 
mens qui doivent &tre restitues & S M. Tres-Chretienne par S.M. Bri- 
tannique, ou ses allies seront remis, savoir: ceux qui sont dans les 
mers du Nord ou dans les mers et sur les continens de l’Amerique et 
de l'Afrique, dans les trois mois, et ceux qui sont au dela du Cap de 
Bonne-Esperance, dans les six mois qui suivront la ratification du 
present Traite. 

Artiele quinzieme. Les Hautes Parties contractantes s’etant 
reserve par l’Article 4 de la Convention du 23. Avril dernier, de regler 
dans le present Traite de paix definitive le sort des arsenaux et des 
vaisseaux de guerres armes et non armes qui se trouvent dans les 
places maritimes, remises par la France en @xecution de l’article II de 
la-dite Convention, il est convenu que les-dits vaisseaux et batimens de 
guerre armes et non armes, comme aussi l’artillerie navale «t les 
munitions navales et tous les materiaux de construction et d’armemens, 
seront partages entre la France et le pays ou les places sont situes, 
dans la proportion de deux tiers pour la France, et d’un tiers pour les 
Puissances auxquelles les dites places appartiendront. Seront consi- 
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Unterzeichnung des gegenwärtigen Vertrages in See gelaffen zu werben, 
folfen für Materialien angeſehen, und als folche, nach gefchehener Demo- 
lirung, in dem oben bemerften Verhältniffe vertheilt werden. 

Bon beiden Seiten werden Commifjäre ernannt werben, um bie 
Theilung feitzufegen und eine Zufammenjtellung darüber aufzunehmen, 
und die verbündeten Mächte werden Päſſe und Gebietöbriefe ertheilen, um 
die Rüdfehr ver franzöfifchen Gewerfs- und Seeleute und Offizianten nach 
Frankreich zu fichern. 

Die Schiffe und Arfenale, die fich in ven Seeplägen befinden, welche 
vor dem 23. April in die Gewalt der Alliirten gefallen fein möchten, 
desgleichen die Schiffe und Arſenale, welche Holland gehörten, und na— 
mentlich die ZTerelflotte find unter obigen Bejtimmungen nicht begriffen. 

Die franzöfifche Regierung verpflichtet fich, alles, was ihr vermöge 
der oben angegebenen Beftimmungen zu Theil werben wird, binnen brei 
Monaten nach bewerfjtelligter Theilung wegzufchaffen oder verfaufen zu 
lafjen. 

Der Hafen von Antwerpen wird Fünftighin ein Handelshafen fein. 

Sechzehnter Artifel. Da die hohen contrahirenden Theile die 
Spaltungen, welche Europa erjchüttert haben, im gänzliche Vergeſſenheit 
bringen und gebracht wiffen wollen, fo erklären und verjprechen fie, daß 
in den burch ven gegenwärtigen Vertrag herausgegebenen oder abgetretenen 
Ländern fein Individuum, wes Standes und Würden er auch fei, für 
feine Perfon oder am feinem Eigenthum unter irgend einem Vorwande 





deres comme matériaux et partag@s comme tels dans la proportion 
ci-dessus @noncde, apres avoir ete demolis, les vaisseaux et bätimens 
en construction, qui ne seroient pas en tat d’etre mis en mer six 
seınaines apres la signature du present traite. 

Des commissaires seront nommes de part et d’autre pour arröter 
le partage et en dresser l’etat; et des passeports ou sauf-conduits seront 
donnes par les puissances allices, pour assurer le retour en France des 
ouvriers, gens de mer et employes frangais. 

Ne sont compris dans les stipulations ci-dessus les vaisseaux et 
arsenaux existans dans les places maritimes qui seroient tombees au 
pouvoir des allies anterieurement au 23. Avril, ni les vaisseaux et arse- 
naux qui appartenoient à la Hollande, et nommement la flotte du Texel, 

Le gouvernement de France s’oblige a retirer ou à faire vendre tout 
ee qui lui appartiendra par les stipulations ei-dessus &noncees, dans le 
delai de trois mois apres le partage effectue. 

Dor6enavant le port d’Anvers sera uniquement un port de commerce. 

Article seizieme, Les hautes parties contractantes voulant 
mettre et faire mettre dans un entier oubli les divisions qui ‘on agité 
l’Europe, declarent et promettent que, dans les pays restitues et cédés 
par le present traitö6, aucun individu de quelque classe et condition 
qu’il soit, ne pourra &tre poursuivi, inquiete ou trouble, dans sa personne 
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oder wegen feines Betragens und feiner Meinung in politiichen Angelegen- 
heiten, oder wegen jeiner Anhänglichfeit, e8 fei an irgend einen ber con- 
trabirenvden Theile, oder an eine der Regierungen, deren Dafein aufgehört 
hat, over aus fonjt irgend einer Urſache, es ſei denn wegen eingegangener 
Schuloverbinvlichfeiten gegen Individuen oder wegen Handlungen, bie 
fpäter als der gegenwärtige Vertrag find, verfolgt, beunruhigt oder ange- 
fochten werben joll. Ä 

Siebzehnter Artikel. In allen Ländern, welche theils Kraft 
des gegenwärtigen Vertrages, theils fraft ver in Folge vefjelben zu tref- 
fenden Vereinbarungen, andere Beherrjcher erhalten over erhalten jollen, 
wird den eingebornen und fremden Einwohnern, wes Standes und Volfes 
fie jeien, ein fechsjähriger Zeitraum, von Auswechjelung der Ratificationen 
an gerechnet, verjtattet fein, um, wenn fie e8 angemejjen finden, über ihr 
e8 ſei vor oder nach dem jegigen Kriege erworbenes Eigenthum zu jchalten 
und fich nach felbjt beliebiger Wahl in dieſes oder jenes Land zurück— 
zuziehen. 

Achtzehnter Artikel. Da die alliirten Mächte Seiner Aller: 
hriftlichjten Majeftät einen neuen Beweis ihres Verlangens geben wollen, 
die Folgen der durch den gegenwärtigen Frieden jo glüdlich beendigten 
Unglüds - Epoche verfchwinvden zu laſſen, fo leiten fie auf die Zotalität 
der Summen Verzicht, welche die Staatsregierungen aus Kontraften, für 
Lieferungen over irgend welche Vorſchüße, die dem franzöfifchen Gouverne- 
ment in den verjchiedenen jeit 1792 jtattgefundenen Kriegen geleijtet 
worden find, an Frankreich zu fordern haben. 





ou dans sa propriete, sous aucun pretexte, ou & cause de sa conduite 
ou opinion politique, ‚ou de son attachement, soit à aucune des parties 
contractantes, soit à des gouvernemens qui ont cess& d’exister, ou pour 
toute autre raison, si ce n'est pour des dettes contractees envers des 
individus, ou pour des actes posterieurs au present traite. 

Article dix-septieme. Dans tous les pays, qui doivent ou 
devront changer de maitres, tant en vertu du present traite que des 
arrangemens qui doivent être faits en consequence, il sera accorde aux 
habitans naturels et etrangers, de quelque condition et nation qu’ils 
soient, un espace de six ans, a compter de l’echange des ratifications, 
pour disposer, s’ils le jugent convenable, de leurs proprietes acquises, 
soit avant, soit depuis la guerre actuelle, et se retirer dans tel pays 
qu’il leur plaira de choisir, 

Article dix-huitieme. Les puissances alliees voulant donner 
a Sa Majest6 tres-Chretienne un nouveau temoignage de leur desir de 
faire disparoitre, autant qu'il est en elles, les consequences de l’epo- 
que de malheur si heureusement terminde par la presente paix, renon- 
cent à la totalit6 des sommes que les gouvernemens ont à réclamer de 
la France a raison de contracts, de fournitures ou d’avances quelconques 
faites au Gouvernement frangais dans les differentes guerres qui ont 
eu lieu depuis 1792. | 
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Ihrerſeits begeben Sich Seine Alferchriftlichite Majeſtät aller For- 
derungen, die Sie in gleicher Beziehung wider die alliirten Mächte folkten 
anbringen fönnen. 

Zur Vollſtreckung dieſes Artikels verpflichten fich die hohen kontra— 
hirenden Theile, jich wechfeitig alle auf die Schulvforverungen, venen fie 
gegenfeitig entjagt haben, ſich beziehenden Nechtstitel, Obligationen und 
Urfunden auszuhändigen. 

Neunzehnter Artikel. Die franzöfifche Regierung verpflichtet 
fi, die Summen liquidiren und bezahlen zu laffen, von denen fich finden 
möchte, daß fie folche anderweitig in ven Ländern außerhalb ihres Gebietes 
auf den Grund von SKontraften oder andern förmlichen Verpflichtungen 
fchuldig ift, welche zwifchen Individuen oder Privat-Anftalten und ven 
franzöfifchen Behörven fowohl für Lieferungen als aus Anlaß gejetlicher 
Berbinvlichfeiten eingegangen worven find. 

Zwanzigfter Artikel. Die hoben Fontrahirenden Theile werben 
unmittelbar nad Wuswechjelung ver Katificationen des gegenwärtigen 
Bertrages Kommifjarien zur Regulirung und Wahrnehmung des Vollzuges 
ver Gejammtheit ver in ven 18. und 19. Artikel enthaltenen Bejtimmungen 
ernennen. Dieje Kommiſſarien werben fih mit ber Unterfuchung ver 
Forderungen, von welchen in dem vorſtehenden Artikel die Rede ift, mit 
der Liquidation der reclamirten Summen und mit ver Weife bejchäftigen, _ 
welche von der franzöfifchen Regierung zur Berichtigung berfelben vorge- 
fchlagen werden wird. Sie werben gleichermaßen mit Aushändigung ber 
Rechtstitel, Obligationen und Urkunden in Betreff ver Schuldforderungen 








De son cöt&e Sa Majest& tres-Chretienne renonce à toute recla- 
mation qu'elle pourroit former contre les puissances alliees aux m&mes 
titres. 

En exeeution de cet article les hautes parties contractantes’ s’en- 
gagent A se remettre mutuellement tous les titres, obligations et docu- 
mens qui ont rapport aux creances auxquelles elles ont reciproquement 
renonce. 

Article dix-neuvieme. Le gouvernement francais s’engage 
a faire liquider et payer les sommes qu'il se trouveroit devoir d’ailleurs 
dans des pays hors de son territoire, en vertu de contracts, ou d’autres 
engagemens formels pass‘s, entre des individus ou des etablissemens 
particuliers et les autorites frangaises, tant pour fournitures qu’& raison 
d’obligations legales. 

Article vingtieme. Les hautes parties contractantes nomme- 
ront, immediatement apres l’echange des ratifications du present traite, 
des commissaires pour regler et tenir Ja main a l’execution de l'’ensemble 
des dispositions renfermces dans les articles XVII et XIX. Ces 
commissaires s’occuperont de l’examen des reclamations dont il est 
parl& dans l’article précédent, de la liquidation des sommes recla- 
mees, et du mode dont le gouvernement frangais proposera de s'en 
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beauftragt werben, auf welche die hohen kontrahirenden Theile wechfelfeitig 
Berzicht leijten, vergejtalt, daß die Ratification des Nefultats ihrer Ar- 
beiten dieſe gegenfeitige VBerzichtleiftung zur Vollſtändigkeit bringt. 
Einundzwanzigfter Artifel. Die Schulven, welche urfprünglich 
auf die zu Frankreich nicht ferner „gehörigen Länder fpeciell hypothecirt 
ober für deren innere Verwaltung fontrahirt worden find, bleiben biefen 
nämlichen Ländern zur Laft. Man wird daher der franzöfifchen Regierung 
vom 22. Dezember 1813 an, diejenigen diefer Schulven zu gut rechnen, 
welche in Einfchreibungen in das große Buch der öffentlichen Schuld von 
Frankreich verwandelt worben find. Die Kechtstitel von den zur Ein- 
fchreibung vorbereiteten und noch nicht eingefchriebenen, werben den Re— 
gierungen ver betreffenden Länver ausgehändigt werben. Eine Kommiffion 
mirte wirb die Verzeichniffe aller dieſer Schulden anfertigen und feftftellen. 
Zweiundzwanzigfter Artifel. Der franzöfifchen Regierung 
bleibt an ihrem Theile die Erjtattung aller ver Summen zur Laft, welche 
von Unterthanen der obgedachten Länder in bie franzöfifchen Kaffen als 
Kaution, Depofita oder Konfignationen gezahlt worben find. leicher- 
maßen follen die franzöfifchen Unterthanen, welche Diener jener Länder 
find, und in deren Schag Gelder als Kaution, Depofita oder Konfigna- 
tionen abgeliefert haben, getreulich befriedigt werben. 
Dreiundzwanzigfter Artifel. Die mit feinem baaren Gelb- 
verkehr beauftragte Zitularen von Stellen, die einer Kautionsleiftung 








acquitter. Ils seront charges de möme de la remise des titres, obliga- 
tions et documens relatifs aux creances auxquelles les hautes parties 
contractantes renoncent mutuellement, de maniere que la ratification 
du resultat de leur travail complettera cette rönonciation réciproque. 

Article vingt-unieme. Les dettes specialement hypothequees 
dans leur origine sur les pays qui cessent d’appartenir & la France, 
ou contractees pour leur administration interieure, resteront & la charge 
de ces m@mes pays. Il sera tenu compte en consequence au gouver- 
nement frangais, a partir du 22. Decembre 1813, de celles de ces 
dettes qui ont été converties en inscriptions au grand livre de la dette 
publique de la France. Le stitres de toutes celles qui ont &t& pr&parees 
pour l’insceription et n’ont pas encore été inscrites, seront remis au gou- 
vernement des pays respectifs. Les etats de toutes ces dettes seront 
dresses et arröt6s par une commission mixte. 

Article vingt-deuxieme. Le gouvernement frangais restera 
charge, de son cöt& du remboursement de toutes les sommes, versdes 
par les sujets des pays ci-dessus mentionnes, dans les caisses frangaises, 
soit à titre de cautionnement, de depöts ou de consignations. De m&me 
les sujets frangais, serviteurs de dits pays, qui ont verse des sommes 
à titre de cautionnement, depöts ou consignations dans leurs tr&sors 
respectifs, seront fid&lement rembourses. 

Article vingt-troisieme. Les titulaires des places assujetties 
& cautionnement, qui n’ont pas de maniement de deniers, seront rem- 
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unterworfen waren, follen mit ven Zinfen, bis zur volfftänbigen Zahlung 
in Paris, fünftheilweife und zährlich, vom Dato des gegenwärtigen Trac— 
tates am gerechnet, befriedigt werben. 

In Anfehung der, eine Nechnungsvertretung auf fich habenven, wird 
dieſe Befriedigung, den einzigen Fall einer Veruntreuung ausgenommen, 
fpäteftens ſechs Monate nach ver Darlegung ihrer Nechnungen beginnen. 
Der Regierung ihres Landes wird eine Abjchrift der legten Rechnung 
zugejtelft werden, um ihr zur Auskunft und zum Punkte zu dienen, von 
welchem auszugehen ift. 

Bierundzwanzigfter Artikel. Die gerichtlichen Depofita und 
bie Nieverlegungen (Consignations), jo bei ver Amortifations - Kaffe zur 
Erfüllung des Gefeges vom 28. Nivofe Yahr 13 (18. Januar 1805) 
gemacht worben, und wo bie Eigenthümer Einwohner ver im Befige Frank— 
reichs nicht ferner verbleibenden Länder find, werben in Zeit von einem 
Jahre, von Auswechfelung der Ratificationen des gegenwärtigen Vertrages 
an gerechnet, zu Händen ver Behörden jener Yänder ausgeantwortet werben; 
ausgenommen biejenigen biefer Depofita und Nieverlegungen (consigna- 
tions), wobei franzöfifche Unterthanen intereffiren, welchen Falles fie in ver 
Amortiffements-Eafje bleiben, um erjt auf die aus den Entjcheidungen ver 
tompetenten Behörven fich ergebenden Ausweifungen verabfolgt zu werben. 

Fünfundzwanzigfter Artifel. Die von Communen und öffent- 
fichen Anftalten bei der Caisse de service und ver Amortifationskaffe, 
oder bei jeder andern Staatsfaffe veponirten Fonds follen, nach Abzug 
der etwaigen ihnen gemachten Vorjchüße und mit Vorbehalt der vor- 





bourses avec les interöts, jusqu’a parfait payement à Paris, par cin- 
quieme et par annde, & partir de la date du present traite. 

A l’egard de ceux qui sont comptables ce remboursement com- 
mencera au plus tard six mois apres la presentation de leurs comptes, 
le seul cas de malversation excepte. Une copie du dernier compte sera 
remise au Gouvernement de leur pays, pour lui servir de renseignement 
et de point de depart. 

Article vingt-quatrieme. Les depöts judiciaires et consig- 
nations faits dans la caisse d’amortissement en &x&cution de la loi du 
28. Nivose an 13 (18. Janvier 1805) et qui appartiennent & des habitans, 
des pays, que la France cesse de posseder, seront remis, dans le terme 
d’une annde & compter de l’&change des ratifications du présent traite, 
entre les mains des autorites des dits pays, à l’exception de ceux de ces 
depöts et consignations qui interessent des sujets frangais, dans lequel cas 
ils resteront dans la caisse d’amortissement, pour n’etre remis que sur 
les justifications rösultantes des decisions des autorités competentes. 

Article vingt-cinquieme. Les fonds deposes par les com- 
munes et &tablissemens publics dans la caisse de service et dans la 
caisse d’amortissement, ou dans toute autre caisse du gouvernement, 
leur seront rembourses par cinquieme, d’annee en annee, & partir de 
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fchriftsmäßigen, auf dieſe Fonds von ben Gläubigern jener Communen 
und öffentlichen Anftalten eingelegten Oppofittonen, denſelben Fünftheil- 
weife von Jahre zu Jahre, vom Dato des gegenwärtigen Bertrages an 
gerechnet, zurüderftattet werben. 

Sehsundzwanzigfter Artifel. Vom erjten Januar 1814 an 
bört für das franzöfiiche Gouvernement die Berbinplichfeit auf, irgend 
einem Individuum, welcher nicht mehr franzöfifcher Unterthan ift, irgend 
eine bürgerliche, militairifche oder geiftliche Befoldung, Gnabengehalt und 
Berabfchiedungstractement zu bezahlen. 

Siebenundzwanzigiter Artifel. Die in ven ehemaligen Depar- 
tements von Belgien, des linfen Rheinufers und der Alpen, außerhalb 
ver ehemaligen Gränzen Frankreichs, von franzöfifchen Unterthanen unter 
einem läftigen Titel erworbenen Nationalvomainen, find und bleiben ven 
Erwerbern gefichert. 

Ahtundzwanzigfter Artikel. Die Abjchaffung des Heimfall- 
Rechtes (droit d’aubaine), Abſchoß-Rechtes (detraction) und anderer von 
gleicher Beichaffenheit, wird in ben Ländern, bie fie gegenfeitig mit 
Franfreich ftipulivt haben oder die mit felbigem ehehin vereint waren, 
ausprüdlich beibehalten. 

Neunundzwanzigfter Artifel. Die franzöfifche Regierung 
verpflichtet fich, tie Verſchreibungen und andere Rechtstitel herausgeben 
zu laffen, welche in den von ben franzöfifchen Heeren und Verwaltungen 
befegten Provinzen möchten weggenommen worben fein, und falls vie 
Herausgabe derſelben nicht zu bewerkjtelligen fein follte, find und bleiben 
diefe Berfchreibungen und Nechtstitel null und nichtig. 


la date du present traite, sous la deduction des avances qui leur auroient 
et6 faites, et sauf les oppositions regulieres faites sur ces fonds par 
des ereancieres des dites communes et des dits etablissemens publics. 
Article vingt-sixieme. A dater du premier Janvier 1814 
le gouvernement frangais cesse d’ötre charge du payement de toute 
pension civile, militaire et ecelesiastique, solde de retraite et traitement 
de reforme, & tout individu qui se trouve n’&tre plus sujet frangais. 
Article vingt-septieme. Les domaines nationaux acquis à 
titre onereux par des sujets francais dans les ci-devant departemens de la 
Belgique, de la rive gauche du Rhin et des Alpes, hors des anciennes 
limites de la France, sont et demeurent garantis aux acqu6reurs. 
Artiele vingt-huitieme. L/abolition des droits d’aubaine, de 
detraction et autres de la m&öme nature dans les pays qui l'ont récipro- 
quement stipulee avec la France ou qui lui avoient pröcödemment &te 
reunis, est expressement maintenue. 
Article vingt-neuvieme. Le gouvernement frangais s'engage 
à faire restituer les obligations et autres titres qui auroient été saisis 
dans les provinces occupees par les armees ou administrations frangaises; 
et dans le cas oü la restitution ne pourroit en &tre effectude, ces obli- 
gations et titres sont et demeurent andantis. 
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Dreißigfter Artifel. Die zu entrichtenden Summen für alle 
noch nicht beendigten, oder nach dem 31. Dezember 1812 beenbigten Ur» 
beiten zum allgemeinen Beſten auf dem Rheine und in ben burch ben 
gegenwärtigen Vertrag von Frankreich Tosgetrennten Departements, fallen 
ven fünftigen Landbeſitzern zur Laft, und follen durch die mit der Liquida— 
tion der Landesfchulden beauftragte Kommiſſion liquidirt werben. 

Einunddreißigſter Artifel. Die Archive, Karten, Pläne und Ur- 
kunden aller Art, welche ven abgetretenen Ländern gehören oder die Verwal— 
tung derſelben betreffen, follen gleichzeitig mit ven Ländern felbt, oder wenn 
diefes nicht möglich fein follte, binnen einer Frift, Die nicht länger als ſechs Mo- 
nate nach ver Uebergabe ver Länder fein darf, getreulich ausgeliefert werben. 

Diefe Beitimmung findet auf die Archive, Karten und Pläne An- 
wendung, welche in den von den verfchiedenen Armeen vorübergehend 
bejegten Ländern mögen fortgenommen worden fein. 

Zweiunddreißigſter Artikel. Binnen einer zweimonatlichen Frift 
werben alle von einer oder der andern Seite in ben gegenwärtigen Krieg 
verwicelt gewefenen Mächte Bevollmächtigte nach Wien ſenden, um auf 
einem allgemeinen Kongrefje die Vereinbarungen in Nichtigfeit zu bringen, 
durch welche die Beftimmungen des gegenwärtigen Vertrages vervollſtändigt 
werben follen. 

Dreiunddreißigfter Artikel. Die Ratification des gegenwär— 
tigen Vertrages und die Auswechfelung der Natificationen deſſelben foll 
binnen vierzehntägiger und wo möglich früher erfolgen. 





—— — 

Artiele trentieme. Les sommes qui seront dües pour tous les 
travaux d’utilit& publique non encore termines ou termines posterieure- 
ment au 31. Decembre 1812 sur le Rhin et dans les departemens 
detaches de la France par le present trait6, passeront a la charge des 
futurs possesseurs du territoire, et seront liquidees par la commission 
chargee de la liquidation des dettes des pays. 

Article trente-unieme. Les archives, cartes, plans et docu- 
mens quelconques appartenant aux pays c@des ou concernant leur admi- 
nistration, seront fidölement rendus en mêmé temps que les pays, ou, 
si cela &toit impossible, dans un delai qui ne pourra être de plus de 
six mois apres la remise des pays m&mes. 

Cette stipulation est _applicable aux archives, cartes et planches 
qui pourroient avoir été enlevees dans les pays momentanement occu- 
pes par les differentes armees. 

Article trente-deuxieme. Dans le delai de deux mois, toutes 
les puissances qui ont été engagees de part et d’autre dans la presente 
guerre, enverront des plenipotentiaires a Vienne, pour regler, dans un 

es general, les arrangemens qui doivent completter les dispositions 
du present traite. 

Article trente-troisieme. Le present Trait& sera ratifi6 et 
les ratifications en seront “changes dans le delai de quinze jours, ou 
plutöt si faire se peut. 
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Zu Urfund veffen haben ihn die beiverfeitigen Bevollmächtigten unter- 
zeichnet und mit ihrem Wappen befiegelt. 
Gefchehen zu Paris den breißigiten Mai des Jahres Ehrifti Eintau- 
fend achthundert und vierzehn. 
(L. S.) Karl Auguft Freiherr von Hardenberg. 
(L. S.) Karl Wilhelm Freiherr von Humbolbt. 
(L. S.) Der Prinz von Benevent. 


Adpitioneller Artikel Obgleich der zu Baſel den 5. April 
1795 gefchloffene Friedensvertrag, der zu Zilfit vom 9. Juli 1807 die 
Barifer Konvention vom 20. September 1808, fo wie alfe feit dem 
Bafeler Frieden zwifchen Preußen und Frankreich gejchloffenen Konven— 
tionen und Verhandlungen aller Art durch den gegenwärtigen Vertrag 
fhon an und für fich null und nichtig geworben, jo haben gleihwohl vie 
hohen contrahirenden Theile zweckmäßig erachtet, noch ausdrücklich zu 
erflären, daß die gedachten Tractate in allen ihren ſowohl öffentlichen als 
geheimen Artikeln aufhören verbindlich zu fein, und die Gontrahenten 
gegenfeitig fich jeglichen Nechtes begeben und von jeglicher Verbindlichkeit 
losfagen, die daraus fließen Fünnten. 

Seine Alferchriftlichite Majeftät verfpricht, daß die wider franzöfifche 
oder vermeintlich franzöfifhe im Dienfte Seiner Preußifchen Majeftät 
befinpliche oder befinplich gewefene Unterthanen ergangenen Decrete, gleich- 
wie die etwanigen zur Vollſtreckung verfelben gefüllten Urtel® ohne 
Wirkung bleiben follen. 

Der gegenwärtige additionelle Artifel foll viefelbe Kraft und Giltig- 





En fois de quoi les plenipotentiaires respectifs l’ont signe et y ont 
appose le cachet de leurs armes. 

Fait a Paris le trente Mai l’an de grace Mil-huit-cent-quatorze. 

(L. S.) Charles Auguste Baron de Hardenberg. 
.„ (&.S. Charles Guillaume Baron de Humboldt. 

| (L. S)) Le Prince de Benevent. 

Article additionnel. Quoique le trait& de paix conclu & 
Bäle le 5. Avril 1795, celui de Tilsit du 9. Juillet 1807, la convention 
de Paris du 20. Septembre 1808, ainsi que toutes les conventions et 
actes quelconques conclus depuis le paix de Bäle entre la Prusse et 
la France soyent deja ’annull&s de fait par le present Traite, les hautes 
parties contractantes ont jugé néanmois a propos de declarer encore 
expressement, que les dits traites cessent d’etre obligatoires pour tous 
leurs articles tant patents que secrets, et qu’elles renoncent mutuellement 
à tout droit et se degagent de toute obligation qui pourroient en decouler, 

S. M. Tres-Chretienne promet que les decrets portes contre des 
sujets frangais ou ré putés frangais, étant ou ayant été au service de S. M. 
Prussienne, demeureront sans effets, ainsi que les jugemens qui ont pu 
etre rendus en Execution de ces decrets. 

Le present article additionnel aura la möme force et valeur que 
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feit haben, al8 wenn er von Wort zu Wort dem Haupt-Tractate vom 
heutigen Zage einverleibt wäre. Seine Ratification und die Auswechjelung 
der Ratificationen deſſelben wird gleichzeitig erfolgen. 
Zu deffen Urkund haben ihn die beiverfeitigen Bevollmächtigten unter- 
zeichnet und mit ihren Wappen befiegelt. 
Gejchehen zu Paris ven breißigiten Mai des Jahres Chrifti Ein- 
taufend Achthundert und vierzehn. 
(L. S.) Earl Auguſt Freiherr von Hardenberg. 
(L. S) Earl Wilhelm Freiherr von Humboldt. 
(L. S.) Der Prinz von Benevent. 


s’il étoit insere mot a mot au trait& patent de ce jour. Il sera ratifie 
et les ratifications en seront &changees en möme tems. 
En foi de quoi les plenipotentiaires respectifs l'ont — et y ont 
appose le cachet de leurs armes. 
Fait a Paris le trente Mai l’an de grace Mil-huit-cent-quatorze. 
(L. S.) Charles Auguste Baron de Hardenberg. 
(L. S.) Charles Guillaume Baron de Humboldt. 
(L. S.) Le Prince de B&nevent. 


Martens recueil des principaux trait&s supp. tom. VI. pag. 1 et 17. 





20. Parijer-Bertrag vom 3. Juni 1814. 

Sa Majest& le Roi de Baviere et S. M. Imperiale, Royale et Apo- 
stolique voulant dans le moment de la pacification de la France, donner 
une interpretation plus precise aux stipulations du Traite de Ried, se 
sont determinees à s’entendre des A present 'sur les arrangemens à 
prendre pour l’execution du dit Traite: En sons@quence Sa Majeste 
le Roi de Baviere d’une part, et Sa Majeste Imperiale, Royale et Apo- 
stolique d’autre part, ont nomme des Plenipotentiaires, savoir: 

Sa Majeste le Roi de Baviere le Sieur Charles Philipp Comte de 
Wrede, Son Feld-Marechal, grand-croix de Ses ordres, ainsi que de 
ceux d’Autriche, de Russie, de Prusse etc. etc. 

Et Sa Majestt Imperiale Royale et Apostolique le Sieur Clement 
Lothaire Wenzeslas Prince de Metternich, Winnebourg, Ochsenhausen 
etc. etc. Son ministre d’etat des conferences et des affaires &trangeres, 
Chevalier de la Toison d’or, grand-croix des ordres de Russie, de Prusse, 
de Baviere etc. etc. 

Lesquels apres l’echange de leurs pleinspouvoirs sont convenus 
des articles suivans: 

Application du traite de Ried.*) 

Art. I. Sa Majeste le Roi de Baviere et Sa Majeste Impe£riale, 

Royale et Apostolique, desirant prevenir toute mesintelligence qui 


5”) Siehe den Vertrag von Ried vom 8. Oftober 1813 vorſteh. sub Nr. 18. ©. 236. 
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pourrait naitre d’une fausse interpretation des articles secrets du traits 
de Ried, et de confirmer les rapports d’amitie et de bonne harmonie 
qui existent entre Elles, sont convenues de donner aux articles II, III 
et IV du dit trait&’l’application suivante, savoir: 

Sa Majest# le Roi de Baviere s’engage, à céder à Sa Majeste 
Imperiale, Royale et Apostolique: le Tyrol; le Voralberg; la Princi- 
paut& de Salzbourg, telle qu’elle a été possedee par le dernier Prince 
Autrichien, à l’exception du baillage de Laufen et des villages situ&s 
sur la rive gauche de la Saal; l’Innviertel et le cercle de Hausruck, 
sauf les exceptions et les modifications dont il est fait mention dans 
les 'articles II et IV de le pr&sente convention et d’autre part Sa Ma- 
jeste Imperiale, Royale et Apostolique garantit & S. M. le Roi de 
Baviere de lui faire avoir les &quivalents les plus complets pour les 
dits pays et möme au-dela, autant qu’Elle en aura les moyens et que 
les circonstances le permetteront. 

Tyrol et Voralberg. 

Art. I. Les hautes Parties contractantes, voulant accelerer 
autant qu'il depend d’Elles, le moment ou l’ex&cution de l’article IV 
pourra avoir son effect, sont convenues, que Sa Majeste Imperiale, 
Royale et Apostolique entrera en possession du Tyrol, tel qu'il a et 
reuni à la Couronne de Baviere (a l’exception du baillage de Vils, 
sauf à faire de ce dernier un objet d’arrangement) ainsi que du Vor- 
alberg à l’exception du baillage de Weiler, dans le delai de 15 jours 
apres l’change des ratifications de la presente convention; et que Sa 
Majeste le Roi de Baviere sera mise & la möme &poque en possession 
du Grand-Duche de Wurzbourg*) et de la principaute d’Aschaffenbourg 
tels qu’ils ont &te possedes par leurs derniers souverains. 

Les autres retrocessions de la part de la Baviere contre des &qui- 
valens, dont il n’est pas fait mention dans cet artiele, auront lieu & 
[a suite des arrangemens definitifs, ou plutöt si faire se peut. 

Rive gauche du Rhin, Mayence. 

Art. II. Les pays situes sur la rive gauche du Rhin, entre les 

nouvelles frontieres de la France et la rive droite de la Moselle, seront 


*) Die Beftätigung bdiefer Beftimmung durch Art. 44 ber Wiener Congreßacte 
lautet wie folgt: 

S. M. le Roy de Baviere possddera pour Lui, Ses heritiers et 
successeurs en toute proprièété et souverainet® le Grand-Duche de 
Wurzbourg tel qu'il fut possédé par S. A. Imperiale l’Archidue 
Ferdinand d’Autriche et Ja Prineipaute d’Aschaffenbourg telle qu’elle 
a fait partie du Grand-Duch& de Francfort, sous la denomination 
de Departement d’Aschaffenbourg. 

Bergl. Meyers Staatsakten für Gefhichte und öffentliches Recht des beutjchen 
Bunbes Th. 1. S. 181. 
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oecupes jusqu’aux arrangemens definitifs en Allemagne par des troupes 
Bavaroises et Autrichiennes sous les commandemens separes de leurs 
generaux respectifs. Il sera nomme une commission mixte, pour regler 
tout ce qui a rapport & l’administration des dits pays, dont les revenus 
seront pergus pour le compte des deux gouvernemens et partages en 
parties egales.. On eonviendra d’un nombre de troupes qui de part et 
d’autre devront occuper les dits pays. 

La ville et forteresse de Mayence sera occupee par des troupes 
Autrichiennes et Prussiennes d’apres les arrangemens fait & cet &gard 
entre les hautes Puissances. 

Redwitz. 

Art. IV. Sa Majeste Imperiale, Royale et Apostolique s’engage 
a ceder & S. M. le Roi de Baviere à la paix generale le bailliage .de 
Redwitz, enclav& dans la Principaut& de Bayreuth. 

Sel. 

Art. V. Sa Majeste Imperiale Royale et Apostolique ayant &gard 
aux difficult&s qu’eprouve la Baviere de se pourvoir de sel s’engage & 
renouveller le contract de sel, qui a pr&cedemment exist& entre la Ba- 
viere et le pays de Salzbourg, jusqu’a la concurrence de 200000 quintaux. 

Lot de la Baviere. 

Art. VL Sa dite Majeste Imperiale, Royale et Apostolique vou- 
lant donner & Sa Majeste le Roi de Baviere des preuves de l’interöt 
qu’Elle prend & voir Sa Puissance assise sur des bases solides, promet 
d’employer ses meilleurs offices: 

1) Pour faire entrer dans le lot de la Baviere la ville et place 
de Mayence et pour faire donner aux etats de S. M. Bavaroise le plus 
d’etendue possible sur la rive gauche du Rhin. 

2) Pour faire entrer dans le lot de la Baviere l’ancien Palatinat 
du Rhin, Sa Majeste le Roi de Baviere s’engageant de son cöte, & se 
pröter a des arrangemens de frontieres qui trouveraient ötre d’une mu- 
tuelle convenance entre Elle est ses voisins. 

3) Pour faciliter les arrangemens de cession, d’echange et autres 
que Sa Majeste Bavaroise pourrait desirer faire avec les états voisins, 
savoir: avec le Roi de Wurtemberg, les Grands-Ducs de Bade et de 
Darmstadt et les Princes de Nassau, pour etablir des communications 
plus directes entre Ses Etats. Les stipulations du present article s’appli- 
quent aux petites Prineipautes qui se trouveraient placees sur les lignes 
de communications entre les Etats Bavarois, dans la supposition qu’en 
vertu des arrangemens d£finitifs de l’Alleınagne elles fussent mediatisees. 

Dettes. 

Art. VII. Les hautes parties contractantes prennent a leur charge 

les dettes -hypothequees sur les pays cedes, ou echanges de part et 
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d’autre. Elles se chargent egalement des pensions, soldes de retraite 
et appoiutemens affectes & l’administration des dits pays. 
Hypotheques. 

Art. VIII. Les’ hautes parties contractantes sont convenues de 
lever, autant qu'il dependra d’Elles, tous les obstacles qui se sont élevés 
depuis la guerre en 1805 au sujet des hypoth&ques placées dans leurs 
etats respectifs. 

Etablissemens publics. 

Art. IX. Les particuliers ainsi que les etablissemens publics et 
fondations continueront de jouir librement de leurs proprietes, qu'elles 
soient situ6es sur l’une ou l’autre Souverainete. Les familles qui voudront 
emigrer, auront l’espace de six ans pour vendre leurs biens, et en ex- 
porter la valeur sans retenue quelconque. 

Magazins. 

Art. X. Les hautes parties contractantes sont convenues d’un 
terme de trois mois, & dater de la signature de la pr&sente convention, 
pour avoir la facult& de vendre les magazins de sel, produits mineraux 
et autres magazins quelconques, a l’&tat acquerant ou pour les exporter 
francs de tous droits et retenues quelconques. 

Evacuation d’effets militaires. 

Art. XI. Le möme terme de trois mois est convenu par les hautes 
parties contractantes pour l’evacuation des objets d’artillerie de place 
et des munitions. 

Militaires changes. 

Art. XII. Dans l’espace d’un an, & dater du jour de la signa- 
ture de la presente convention, les militaires natifs de pays echanges 
ou cedes devront être remis à la disposition de leurs Souverains respec- 
tifs. Il est cependant convenu que les officiers et soldats qui voudront 
de gr& rester au service de l’une ou de l’autre Puissance, eu auront la 
libertö sans qu’ils puissent en ötre inquistös d’aucune maniere. 

Les dispositions contraires au present article qui auroient en lieu 
depuis 1809 sont annullees. 

Garantie des &tats Bavaroises. 

Art. XI. S.M.I.R. et A. promet & Sa M. le Roi de Baviere 
de Lui obtenir de la part des cours de Russie, d’Angleterre et de 
Prusse la garantie de Ses &tats et des pays qui Lui seront devolus en 
vertu de la presente convention ou qui le seront encore à la suite des 
arrangemens definitifs. 

Secr6t. 

Art. XIV. La prösente convention ne portant que sur des arran- 
gemens d’une convenance mutuelle entre les hautes parties contractantes 
ne pourra ätre communiqu6e à aucune des Cours alliees et restera 
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secrete entre elles. Elle sera ratifite dans l’espace de quinze jours ou 
plutöt si faire se peut. 

En foi de quoi les plenipotentiaires respectifs l’ont signéo et y ont 
appose le cachet de leurs armes. 

Fait a Paris le trois Juin 1814. 


Le Feld-Marechal Comte de Wrede. Le Prince de Metternich. 
(L. S.) (L. S.) 
Articles 'additionels. 

Art. I. La forteresse de Kufstein, sans y comprendre la ville du 
möme nom, restera occupee par les troupes Bavaroises, jusqu’aux arran- 
gemens d£finitifs entre les deux Puissances. 

Art. II. Sa Majeste Imperiale, Royale et Apostolique promet & 
Sa Majeste le Roi de Baviere de faire liquider les objets fournis aux 
troupes Autrichiennes lors de leur passage par les etats Bavarois. 

Art. III. Sa Majest Imperiale, Royale et Apostolique fera de- 
dommager le gouvernement bavarois des arrerages qui lui seraient düs 
sur les impöts directs des departemens frangais qui avaient &t& places 
sous son administration durant la guerre, dans la proportion qu'Elle en 
sera dedommagee Elle-m&öme par le gouvernement frangais. 

Les presents articles additionnels auront la m&me force et valeur 
qde s’ils etaient inseres mot & mot & la convention de ce jour. Ils seront 
ratifies, et les ratifications en seront echangees en m&me ‚tems. En foi 
de quoi les plenipotentiaires respectifs les ont signes et y ont appose 
le cachet de leurs armes. 

Fait a Paris le trois Juin 1814. 


Le Feld-Mar&chal Comte de Wrede. Le Prince de Metternich. 
(L. S.) (L. S) 
Neumaun recueil des traites etc. par l’Autriche Tom. ll. Nr. 237. pag. 480. 
Martens recueil des principaux trail&s sup. tom. VI. pag. 18. 


21. Vollzug des Vertrages vom 3. Jımi 1814. 
a. Königlich Allerhöchſtes Patent die Beligergreifung des Fürjten- 
thums Afchaffenburg betreffend. 


Marimilian Joſeph, 
von Gottes Gnaden König von Bayern zc. ıc., 
entbieten allen und jeden, die diefes lefen oder lefen hören, Unfere 

Gnade und Unfern Gruß, und fügen venjelben zu wifjen: 4 
Da nach einer zwiſchen Seiner Majeſtät dem Kaiſer von Oeſterreich 
und Uns geſchloſſenen freundſchaftlichen Uebereinkunft das Fürſtenthum 
Aſchaffenburg in ſeinem dermaligen Umfange und Gränzen, ſo wie es 
von dem letzten Regenten beſeſſen worden iſt, nunmehr Uns, Unſern Erben 
und Nachkommen dergeſtalt zugeeignet werden ſoll, daß daſſelbe auf ewige 
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Zeiten Uns angehören und bei Unferm königl. Haufe und dem Königreiche 
Bayern verbleiben, auh Wir und Unſere Nachfolger darin alle folche 
Souveränetätsrechte, wie fie bisher dort ausgeübt worben find oder welche 
nach ver Natur der Souveränetät ausgeübt werben können, ebenjo wie 
in Unfern andern Staaten gefchieht, bejigen und ausüben follen, jo haben 
Wir befchloffen, nunmehr von genanntem Fürjtenthume, allen feinen Orte, 
Zubehörven und Zuffändigfeiten Befig nehmen zu lafjen und die Regierung 
darin anzutreten. 

Wir thun folches Fraft des gegenwärtigen Patents und verlangen 
hiernach vom der Geiftlichfeit, vem Adel, ven Tehenleuten, ven Eivil- und 
Militärbehörven, den Magiftraten ver Städte und von fämmtlichen Ein- 
wohnern und Unterthanen, weſſen Standes und Würde fie fein mögen, 
biedurch fo gnädig als ernftlih, daß fie fich Unferer Regierung unter» 
werfen, Uns von nun an als ihren rechtmäßigen König und Landesherrn 
anfehen und erfennen, Uns vollfommenen Gehorfam und alle Unterthä- 
nigfeit und Treue ermeifen und fobald Wir e8 erfordern werben, bie 
gewöhnliche Erbhuldigung leiften. Wir ertheilen ihnen dagegen bie Ver— 
fiherung, daß Wir ihnen mit lanvesväterlicher Huld und Gnade allezeit 
zugethan fein, allen Schuß angeveihen lafjen und überhaupt ver Beför- 
derung ihrer Wohlfahrt unermüdet Unfere Vorſorge widmen werben. 

Wir haben die Beſitznahme des gedachten Fürſtenthums Afchaffenburg 
Unferm Feldmarfchall, wirklichen geheimen Nathe, Ritter Unfers Haus- 
ordens vom heiligen Hubert, Großfreuz des Militär-Max-Joſeph-Ordens, 
des Civil-Verdienſtordens der Baherifchen Krone, des k. k. öfterreichifchen 
“ &t. Leopold-, des kaiſ. ruffiichen St. Andreas-, Alexander-Newsky- und 
des St. Georgen-, dann des f. preußifchen fchwarzen Adler-Ordens, Com- 
mandeur bes f. k. öfterreichifchen Maria-Therefien-DOrdens, Großoffizier ver 
k. franzöfifchen Ehrenlegion, Carl Philipp Fürften von Wrede übertragen 
und erwarten, daß jümmtliche Einwohner und Unterthanen ven durch ihn 
in Unferem Namen ausgefprochenen Anordnungen die ſchuldige Folge leiten 
werden. Wir fegen dabei feft, daß alle gegenwärtig im erwähnten Für- 
ſtenthume angeftellten Beamten und Bepienfteten vor der Hand in ihren 
Funktionen verbleiben, und ihre Amtsverrichtungen nach dem bisherigen 
Geſchäftsgange und den beſtehenden Vorfchriften vergeftalt fortfegen, daß 
fie Unfere Gnade und Unfers fernern Vertrauens würdig bleiben. 

Zur Urfunde deſſen haben Wir gegenwärtige Patent eigenhändig 
vollzogen und mit Unferm k. Inſiegel beftärfen Iaffen. 

So gejchehen und gegeben in Unferer Haupt- und Reſidenzſtadt 
München ven 19. Junius nach Chrifti Geburt im eintaufenb achthundert 
und vierzehnten, Unſers Reichs im neunten Jahre. 

Marimilion Joſeph. 
Reg.- Bl. f. d Königr. Bayern f. d. 9. 1814, Nr. 47. ©. 1260, 
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b. Protofoll über die Uebergabe des Fürftenthums Aſchaffenburg an 
bie Krone Bayern d. d. Alchaffenburg den 26. Juni 1814. 


Seine Majeftät der Kaifer von Defterreih, König von Ungarn und 
Böhmen, von der Abficht geleitet, ven unterm 3. Juni 1814 mit Seiner 
Majeftät dem Könige von Bayern abgefchloffenen Vertrag in Erfüllung 
bringen zu laffen, im deſſen Gemäßheit das Seiner Kaiferl. Kgl. Apoft. 
Majeftät zu Alferhöchftihrer freien Dispofition überlaffene Fürftenthum 
Aſchaffenburg an die Krone Bayern übergeben werben folle, haben zu 
Alterhöchftihren Kaiferl. Königl. bevollmächtigten Kommiffär Seine Excellenz 
den 8. 8. wirklichen Geheimenrath, außerorbentlichen Gefandten und be- 
volfmächtigten Minifter an den großherzoglich heffifchen und herzoglich 
und fürftl. Naffauifchen Höfen, wie auch Großfreuz des königl. Ungarifchen 
St. Stephansorbens, Herrn Joh. Aloys Joſeph Freiheren von Hügel 
alfergnädigft zu ernennen gerubt. 

In Gemäßheit diefes Kaiferl. Allerhöchften Auftrags haben fich Seine 
Ercellenz; ver 8. K. bevollmächtigte Herr Commiffarius mit dem von 
Seiner Majeftät vem König von Bayern ernannten Herrn Feldmarfchalf, 
wirflichen Geheimenrath, Ritter des Königl. Bayeriſchen Hausordens vom 
heil. Hubert, Großfreuz des Militär - Marimilian- Yojephs - Drvens, des 
Givilverbienftorvens der bayerifchen Krone, des K. K. Defterr. Leopolp-, 
des Kaiſerl. Ruff. St. Andreas-, Alexander-Newsky-, und des St. Georgen, 
dann des K. Preuß. ſchwarzen Adlerordens, Kommandeur des K. K. 
Oeſterreich. Maria-Thereſien-Ordens, Großoffizier der Königl. franzöſiſchen 
Ehrenlegion, Karl Philipp Fürſten von Wrede fürſtl. Gnaden bereits in 
Frankfurt in freundſchaftliches Einvernehmen geſetzt, und nachdem die 
Vollmachten gehörig ausgewechſelt, vidimirte Copien aber zu den Acten 
genommen, und anher regiſtrirt worden ſind, haben Seine Excellenz der 
K. K. wirkliche Geheimerath Herr Freiherr von Hügel die Erklärung 
abgegeben: 

„daß dem allerhöchſten Befehle Seiner Majeſtät des Kaiſers von 

"Defterreich zufolge, Seiner Majeftät dem Könige von Bayern in 

„der Perſon Allerhöchſtihres bevollmächtigten Commiſſärs übergeben 

„worden fei, und anburch wirflic übergeben werde, 
das Fürſtenthum Afchaffenburg, wie ſolches von dem legten Herrn Groß— 
herzog von Frankfurt befejjen worden iſt; alles dieſes jeboch unter nach- 
folgenden Beringungen, wie fie von Seiten der Uebergabs - Commiffion 
beigefügt und von ver Uebernahms- Commiffion ausprüdlich anerfannt, 
und in Gemäßbeit vorliegender Verträge zugejtanden und verabrevet wor- 
den find. 

1. Die landesherrlihen Schlöffer werben in dem Zuftande, in dem 
fie fich befinden, übergeben, mit Vorbehalt vesjenigen, was als Privat- 
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eigenthum dem vormaligen Herrn Großherzog angehörte, mit Vorbehalt 
der Anfprüche, welche an ven Sammlungen der Kupferftiche und an ver 
Biblisthef nach den vorliegenden teftamentarifchen und andern Anordnungen 
von dem ehemaligen mainzifchen Kurftaat gemacht werben Fönnen, un 
mit Ausnahme des in Afchaffenburg befindlichen Reichs- und Erzfanz- 
leriſchen Archivs, deſſen ungehinderte Abführung nach Frankfurt in das 
Gebäude des General-Gouvernements nach vorderfamer Ausjcheidung deſſen, 
was zu dem Fürftenthum Ajchaffenburg privatim zugehörig, durch eine 
gemeinfchaftlihe Kommiffion wird bejtimmt werben. 

Bis zu diefer Ausfcheidung und Abführung werden Seine Majejtät 
ver König das bisherige Lokale und die von dem Uebergabs-Commiſſär 
-zu verfiegelnden Gewölbe ohne Störung einräumen, und jehen der Be— 
ftimmung ver hohen verbündeten Mächte vertrauensvoll entgegen. 

2. Die Krone Bayern hat vom 1. Julius des laufenden Jahres 
angefangen, die Einkünfte des Fürſtenthums Afchaffenburg zu beziehen, 
bis zu welchem Tage dieſe Einkünfte Seiner K. 8. Apoſt. Majeftät ver- 
rechnet werden müffen. Wegen ver Rückſtände, die bis zum 1. Juli nicht 
eingegangen find, werben bie beiverfeitigen Regierungen fich über eine 
Abfindungsfumme einverjtehen. Die Berechnung dieſer Rüdjtände bin- 
gegen foll binnen 3 Monaten gefertigt, und zur Berification berfelben 
dem von dem Uebergabs-Commifjär hierzu ernannten Commiffär die Ein- 
fiht der Original-Akten, Rechnungen und Liquidationen mit ven Rechnern 
freiſtehen. 

3. Die Kaiſerliche Oeſterreichiſche Adminiſtration hat die Befugniß, 
durch 3 Monate vom Tage der Uebergabe anzurechnen, die Aerarialvor— 
räthe und Magazine entweder von der Königl. Bayer. Regierung ablöſen 
zu laſſen, oder, wenn man ſich hierüber nicht einverſtehen ſollte, ſie frei 
von allen Abgaben jedoch auf eigene Koſten abzuführen. 

Bei den Staats- und landesherrlichen Domänen wird, wo ein fundus 
instructus eingeführt, und wirklich noch unter der legten Regierung vor— 
handen war, fo viel an Natural-Produften zurücbleiben, als zum fundus 
instructus und ber Bewirthichaftung bis zur neuen Ernte nothwendig. it. 
Dafjelbe gilt von den Bergwerfen und Salinen in Bezug auf ven fundus 
instructus und bie zu deren weiteren Betriebe erforderlichen Gegenſtände. 

4. Ein gleicher Termin ijt zur Abfuhr ver allenfalls in Aſchaffenburg 
befindlichen Artillerie, Munition und Sriegseffecten, wenn diesfalls nicht 
eine andere Ausgleichung ftatt hat. 

5. Die auf dem Fürſtenthum Afchaffenburg fpeciell hypothezirten 
Staatsſchulden gehen an die Krone Bayern über. 

6. Die Krone Bayern übernimmt jene Staatsbeamten, welche zur 
innern Verwaltung des Fürftenthums Ajchaffenburg gehören, infoweit 
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biefe Beamten in Königl. Bayr. Staatsdienſten verbleiben wollen, fo wie 
die von der innern Verwaltung des Fürftenthums herrührenden Penfionen. 

7. Denjenigen Individuen, welche aus dem Fürftenthume Afchaffen- 
burg auswandern- wollen, find für fie felbft und für ihre Familien feche 
Jahre zur Veräußerung ihrer Güter und Fahrniße eingeräumt; fie fünnen 
während viefer Zeit den dafür gelösten Betrag ohne Abzug in das Aus- 
fand abführen. 

8. eine 8. 8. Majeftäit haben die Verbindlichfeit übernommen vom 
3. Yuni 1814 an gerechnet, binnen Jahresfriſt die aus dem Fürftenthum 
Achaffenburg gebürtigen noch in Allerhöchjtihren Dienjt ſtehenden Militär- 
Individuen in ihre Heimat zu entlaffen. Jedoch foll e8 auch Offizieren 
und Soldaten frei ftehen, in 8. K. Dienften zu verbleiben und fie follen 
deßwegen weder in Hinficht ihres Vermögens noch ihrer im Lande blei- 
benden Familien einen Schaden oder Nachtheil erleiven. 

Ueber alles diefes, was nach dem vorjtehenden Inhalte verhandelt 
und von beiden Theilen anerkannt worden, ijt das gegenwärtige Protofolf 
in fünf Eremplaren gefertigt, und von den wechjelfeitigen Herrn Com- 
miffarien unterzeichnet werben. 

Gefchehen Aſchaffenburg im Schloſſe ven 26. Yuni 1814. 


Fürft von Wrede, Freiberr von Hügel, 
Kgl. Bayr. Uebernahms-Commifjär. Kaiſ. Dejterr. Uebergabs-Commiſſär. 


Aretin Chronologiſches Verzeichniß der bayer. Staats-Verträge Art. Nr 9. ©. 511. 
Neumann Recueil des trailes etc. par l’Autriche Tom. I. Nr. 239, ©. 485. 


e. Königlich Allerhöchites Patent die Befignahme des Beofherzog- 
thumd. Würzburg betreffend. 


Wir Marimilian Joſeph, 
von Gottes Gnaden König von Bahern, 
entbieten allen und jeden, die dieſes leſen oder lefen hören, Unfere 
Gnade und Unfern Gruß, und fügen venfelben zu willen: 


Da nach einer zwifchen Seiner Majeftät dem Kaiſer von Dejterreich 
und Uns- gejchloffenen freundjchaftlichen Uebereinfunft des Großherzog: 
thums Würzburg im feinem dermaligen Umfange und Gränzen, fo wie 
es von Seiner faiferl. Hoheit dem Herrn Großherzog bejeffen worden 
ift, nunmehr Uns, Unfern Erben und Nachlommen dergejtalt zugetbeilt 
werben foll, daß dafjelbe auf ewige Zeiten Uns angehören und bei -Unjerm 
f. Haufe und dem Stönigreiche Bayern verbleiben, auh Wir und Unfere 
Nachfolger darin alle folche Souveränetätsrechte, wie fie bisher dort 
ausgeübt worden find over welche nach der Natur der Souveränetät aus— 

18 


272 — 
geübt werben können, ebenſo, wie in Unſern andern Staaten geſchieht, 
befigen und ausüben follen, fo haben Wir bejchloffen, nunmehr von 
genanntem Großherzogthum allen feinen Orten, Zubehörden und Zuftän- 
bigfeiten Befig nehmen zu laſſen und bie Regierung darin anzutreten. 

Wir thun folches kraft des gegenwärtigen Patents und verlangen 
hiernach von der Geiftlichfeit, dem Adel, ven Lehenleuten, ven Civil- und 
Militär- Behörden, den Magiftraten der Städte und von jämmtlichen 
Einwohnern und Unterthanen, wefjen Standes und Würde fie fein mögen, 
hierdurch fo gnädig als ernitlich, daß fie ſich Unferer Regierung unter 
werfen, Uns von nun an als ihren rechtmäßigen König und Landesherrn 
anfehen und erfennen, Uns vollfommenen Geherfam und alle Unterthänig- 
feit und Treue erweifen und ſobald Wir e8 erfordern werben, die gewöhn- 
liche Erbhulvigung leiften. Wir ertheilen ihnen dagegen die Verficherung, 
daß Wir ihnen mit landesväterlicher Huld und Gnade allegeit„zugethan 
fein, allen Schuß angeveihen lafjen und überhaupt der Beförderung ihrer 
Wohlfahrt unermübdet Unfere Vorforge widmen werben. 

Wir haben die Befignahme des gedachten Großherzogthums Würzburg 
Unferm Feldmarſchall, wirklichen geheimen Rathe, Ritter Unferes Haus: 
ordens vom heil. Hubert, Großfreuz des Militär-Max-Joſeph-Ordens, 
des Civil-Verbienftordens der Baperifchen Krone, des k. k. öſterreichiſchen 
St. Leopold-, des kaiſ. ruffishen St. Andreas, Alexander-Newsky-, und 
des St. Georgen, dann des k. preußifchen fchwarzen Adler-Ordens, Com— 
mandeur des k. k. öſterreichiſchen Maria-Therefien-Orvens, Großoffizier 
ver k. franzöfiichen Ehrenlegion, Carl Philipp Fürften von Wrede über- 
tragen und erwarten, daß ſämmtliche Einwohner und Unterthanen ven 
durch ihn in Unferm Namen ausgefprochenen Anordnungen bie ſchuldige 
Folge leiften werden. Wir fegen dabei feit, daß alle gegenwärtig im 
erwähnten Großherzegthume angeftellten Beamten und Bedienſteten vor 
der Hand in ihren Funktionen verbleiben und ihre Amtsverrichtungen nach 
dem bisherigen Gejchäftsgange und ven bejtehenden Vorfchriften vergejtalt 
fortjegen, daß fie Unfere Gnade und Unfers fernern Vertrauens würdig 
bleiben. 


Zu Urkunde deſſen haben Wir gegenwärtiges Patent Allerhöchſt eigen- 
händig vollzogen und mit Unferm F. Inſiegel bejtärfen lafjen. 


So gefchehen und gegeben in Unferer Haupt- und Refidenzftadt 
München ven neunzehnten Junius nah Chrifti Geburt im eintaufenb 
achthundert und wierzehnten, Unferes Reichs im neunten Jahre. 

Marimilian Joſeph. 
Reg. - DI. f. d. Königr. Bayern, f. d. J. 1814. Nr. 47. ©. 1257. 
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d. Königlich Allerhöchites Patent die Abtretung der gefürfteten 
Grafſchaft Tyrol betreffend, 


Marimilian Yofeph, 
von Gottes Gnaden König von Bayern zc. ıc. 

In Folge einer mit des Kaifers von Defterreih Majejtät getroffenen 
freundfchaftlihen Uebereinfunft gehet die von Uns und Unferm f. Haufe 
feither beſeſſene gefürftete Grafichaft Tyrol in dem Umfange und Grän- 
zen, wie folche nach dem Prefburger Frieden an Uns gefommen it, an 
Seine Majeſtät den Kaifer von Defterreih über. Wir eröffnen viefes 
hierdurch Unfern Lehenleuten, Dienern, Meviat-Corporationen und ſämmt— 
lihen Unterthanen des erwähnten Yanvestheiles und indem Wir fie der 
gegen Uns und Unfer k. Haus aufgehabten Lehens- Dienft- und Unter— 
tbanenspflichten förmlich und feierlich entbinvden und damit an ben neuen 
Regenten unbedingt verweifen, beſchließen Wir die legte Unferer Regierungs— 
bandlungen in gebachtem Landestheile mit ver VBerficherung, daß Wir 
befjelben Einwohner mit f. Huld und Gnade in andern Wegen beigethan 
zu bleiben jederzeit vermeinen. 

Gegeben in Unſerer Haupt» und Reſidenzſtadt München ven 19. 
Yunius nah Chrifti Geburt im eintaufend achthundert und vierzehnten, 
Unſeres Reiches im neunten Jahre. 

Marimilion Joſeph. 
Reg.- Bl. f. d. Könige. Bayern f. d. J. 1814. Nr, 47. ©. 1263. 


e. Königlich Allerhöchftes Patent die Abtretung der Voralbergiſchen 
Herrſchaften betreffend. 


Marimilian Joſeph, 
von Gottes Gnaden König von Bayhern zc. ıc. 

In Folge einer mit des Kaifers von Defterreih Majejtät getroffenen 
freundfchaftlichen Uebereinkunft gehen vie von Uns und Unferm E Haufe 
feither beſeſſenen Boralbergijfchen Herrichaften in dem Umfange und 
Gränzen, wie ſolche nach dem Prefburger Frieden an Uns gekommen find, 
mit Ausnahme des Amtes Weiler, an Seine Majeftät den Kaifer von 
Dejterreich über. Wir eröffnen diejes hierdurch Unfern Yehenleuten, Dienern, 
Meviat-Corporationen und fämmtlichen Unterthanen ver erwähnten Herr: 
fchaften, und indem Wir fie ver gegen Uns und Unfer Ef. Haus aufgehab- 
ten Lehens-Dienft- und Unterthanspflichten förmlich und feierlich entbinven 
und damit am ven neuen Regenten umbevingt verweilen, bejchliegen Wir 
die letzte Unferer Negierungshandlungen in gedachten Voralbergifchen 
Herrſchaften mit der Verfiherung, daß Wir denſelben Einwohnern mit 
k. Huld und Gnade in andern Wegen beigethan zu bleiben jederzeit ver- 
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Gegeben in Unferer Haupt» und Reſidenzſtadt München am, 19. 
Sunius nach Chrifti Geburt im eintaufend achthundert und vierzehnten, 
Unferes Reiches im neunten Jahre. 
Marimilian Joſeph. 
RegBl. f. d. Königreich; Bayern f. d. I. 1814 Nr. 47. ©. 1264. 
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22. Convention non ratifiée, arrêtée à Vienne le 23. Avril 1815 
sur les arrangements avec la Baviere signee par les mini- 
stres d’Autriche, de Russie, de Prusse et de Baviere sous 
la cooperation de la Grand-Bretagne. 


Art. I. S. M. le Roi de Baviere retrocede & S. M. Imp. et 
Royale Apostolique les pays suivans: 

1. La partie du Tyröl telle qu’elle a éêté r&unie au Royaume de 
Baviere. 

2. Le Voralberg & l’exception du baillage (anpgericht) de Weyler 
d’apres la delimitation bavaroise de l’an 1806. 

3. L’Innviertel et la partie du Hausruckviertel dans la même 
etendue que ces pays ont &t& c@des par l’Autriche & la suite du traite 
de Vienne de 1809 & l’exception des districts compris dans la ligne de 
d&marcation suivante. Cette ligne qui fera la frontiere entre l’Innviertel 
-et le pays de Salzbourg sera tirde en partant de la rive droite de la 
Salzach par Rothenbach, Neukirchen, Uttendorf, Furth, Schalchin, 
‚ Mattiskofen, Unter-Weinberg, Munderfing, Achen, Lochen, Friedberg, 
Rauer, Vosthal, jusqu’a la frontiere du pays de Salzbourg, lesquels 
endroits avec leurs banlieures resteront à la Baviere. 

4. La partie meridionale du ci-devant archevöche de Salzboürg 
comprenant la route qui conduit de la Styrie par Radstadt, le Pinzgau 
et le Zillerthal en Tyrol. De ce cöte& la frontiere entre les deux états 
‚sera trac&e par une ligne qui partira du Groszornerick en haute Au- 
triche, passera par la cr&te du Wurmeck-Berg au nord du Rossbrand 
jusqu’a Thankoppen, de là par Oed, Steinleiter et Grand à la cröte de 
Hoellberg dit Rosskoppen, suivra plus loin la cröte des montagnes par 
Blumeck, le Hochack jusqu’au Tenner Eckhof, puis par Hochstein le 
long de ruisseau qui tourne Schmeerholz a Kohlmais et de là sur la 
cröte des montagnes au nord de Zolsen et Hochrait au Hochglockner, 
d’ou la ligne de frontiere se dirigera par le Hoecheck pres de Stelzel- 
berg & l’Ochsenkopf et de la à Zirmkogel par une ligne qui passera 
par le Boenigkogel et traversera le lac de Zell pour rejoindre par le 
Kailberg la ceröte du Zirmkogel. De ce point elle continuera par le 
Hoeckkogel, Pitrepenkogel et Maurerkogel d’oü elle suivera la frontiere 


du Tyrol. 
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Les villages situ&s sur la ligne ci-dessus passeront avec leurs ban- 
lieues & l’Autriche. 

Les hautes parties contractantes»nommeront dans le delai de quatre 
semaines & dater du jour où l’arrangement actuel cessera d’&tre &ventuel 
des commissaires pour regler definitivement tout ce qui a rapport & la 
delimitation entre leurs pays respectifs. 


Art.I. S.M. le Roi de Baviere possedera en toute souve- 
'rainet& et propriete: 

1. Le Grand-Duch&e de Wurzbourg tel qu ] a été possod par 
S. A. I. le Grand-Duc Ferdinand d’Autriche. 


2. La principaut€e d’Aschaffenbourg dans la m&me &tendue qu'elle 
a fait partie du Grand-Duche& de Frankfort, sous la denomination de 
Departement d’Aschaffenbourg. 


3. Le baillage de Redwitz enclav& dans la prineipaut& de Baireuth. 


4. Les cessions suivantes de S. A. E. de Hesse, savoir la ville 
de Hanau avec les baillages de Bucherthal, Bieber, Lohrhaupten, Geln- 
hausen, Altenhaslau, Schlachtern, Altengronau, Steinau, Schwarzenfels 
et Brandenstein avec leurs enclaves tels qu’ils ont fait partie du Depar- 
tement de Hanau. 

5. Les baillages fuldois de Hammelbourg avec Thulba et Saleck, 
Bruckenau avec Motten, Saalmunster avec Urzel et Sonnerz et du bail- 
lage de Bieberstein les villages de Batten, Brand, Dutges, Findlos, 
Liebarth, Melperz, Oberbernhardt, Saifferz et Theider, ainsi que le do- 
maine de Holzkirchen enclave dans le Grand-Duche de Wurzbourg. 

6. Les cessions suivantes de S.M. le Roi de Wurttemberg, savoir: 

a) la partie du baillage de Noerdlingen, cédé par la Baviere 
en 1810. 

b) la partie du cercle de Rezat, c&d& par la Baviere en 1810, de 
baillages de Dinkelsbuhl, Feuchtwangen, Creilsheim, Uffenheim, Gera- 
brunn et Rothenburg ainsi que le baillage de Hohenlohe-Kirchberg. 

c) la partie du cercle du Haut-Danube, c&dee par la Baviere en 
1810, savoir les baillages des maisons d’Oettingen, Hohenaltingen, 
Mayingen, Neresheim, Wallerstein, Baldern et Moenchroth ainsi que 
les parcelles des possessions d’Oettingen au de-la de la Woernitz. 

d) les possessions de la maison de Tour et Taxis dans les bail- 
lages du Neresheim et Tischingen. 

e) la commanderie de Kapfenbourg avec Lauchheim. 

f) du grandbaillage de Mergentheim la ville de Mergentheim avec 
un arrondissement convenable & la Baviere de 15,000 ämes. 

g) la ville de Giengen avec les endroits Brenz, Hermeringen, Saxen- 
hausen et Hohen-Memmingen. 
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h) les baillages de Moeckmahl et Gundelsheim. | 

i) Wangen, Leutkirch et Isnes avec les villages et dependances 
situé s & l’est d’une ligne de d&emarcation qui partira du confluent de 
[’Aitrach avec FIller, suivra le cours de l’Aitrach jusqu’& Aitrach, qui 
appartiendra ä la Baviere, et passera en suite pres de villages de Heber- 
lingen, Saibranz, Reichenhofen, Diepholzhofen, Kieseleck, Bernweiler, 
Leipholz et Kurbach, qui appartiendront tous avec leurs banlienes a la 
. Baviere, puis suivra la basse Argen jusqu’a sa jonetion avec la haute 
Argen et longera ensuite le cours de l’Argen jusqu’a son embouchure 
dans le lac de Constance. 

7. Les cessions suivantes du Grand-Duc de Hesse-Darmstadt, 
savoir les baillages d’Alzenau, Steinheim, Seeligenstadt, Babenhausen, 
Schaafheim, Dieburg, Umstadt, Habizheim, Otzberg, Breuberg, Frankirch, 
Grenbach, Koenig, Laudenbach, Heubach, Miltenberg, Umpfenbach, 
Amorbach, Erbach. Michelstadt, Furstenau, Reichenberg, Furth, Schoen- 
berg, Abendsberg et Greifswald, Birkenau, Lindenfels et Waldmichel- 
bach, Freunstein et Rothenberg, Hirschhorn, Neckarsteinach et Wimpfen. 

8. Les cessions suivantes du Grand-Duc de Bade, savoir: 

a) le cercle de Mein et Tauber; 

b) du cercle du Neckar, les baillages d’Eberbach, la ville et pre- 
mier baillage de Mosbach, second baillage de Mossbach, du baillage de 
Neckargemund, les villages Spechbach, Schwanheim, Schoenbronn, 
Neuenkirchen, Neckar, Schwarzach, Munchzell, Mesbronn, Meichelbach, 
Muckenloch, Lobenfeld, Langenzell, Dilsberg et Ursenbach, — du 
baillage de Waibstadt, les villages de Bargen, Epfenbach, Fliesbach, 
Helmstadt, Reichernhausen, Wollenberg, Siegelsbach, Obergimbern, 
Untergimbern du baillage de Heidelberg, le village de Heddisbach. 

9. La Principauté d’Isembourg. 

Art. II. S. M. l’Empereur d’Autriche, ainsi que S. M. le Roi 
de Baviere possederont les parties c&dees ou acquises par le present 
arrangement en toute propriet& et souverainete. 

Art. IV. Les stipulations du trait€ de Teschen relatives à la 
libre navigation sur l’Inn et & tout autre usage de ce fleuve sont ex- 
pressement maintenues. Quant a la navigation sur les autres fleuves 
qui traversent les deux états respectifs, elle sera regl&e d’apres les 
principes generaux adoptes par le comit& de navigation, et il sera nom- 
me à cet eflet une commission dans le terme de six mois a pres la fin 
du Congres. 

Art. V. Les dettes spe&cialement hypothéquées dans leur origine 
sur les pays c&des et &chang6s resteront A la charge de ces mömes pays. 

Les pensions, soldes de retraite et appomtemens affeetes A l’admi- 
nistration des dits pays demeurent à la charge du nouveau possesseur. 
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Art. VI. S.M. le Roi de Baviere s’engage & donner toutes faci- 
litös au commerce qui se fait entre le Tyrol et Voralberg sur les routes 
qui traversent les Etats Bavaroises. Les details d’application et d’ex- 
&cation de cet article seront r&gles par une commission et une conven- 
tion particuliere. 

Art. VIL Toute vente de domaines qui aurait été faite à dater 
du jour de la signature du present arrangement dans les parties c&dees 
ou acquises sera annullee et consider6e comme non avenue. 


Art. VII. Les archives, cartes, plans et documens quelconques 
appartenans aux pays c&des et &changees, ou concernans leur admini- 
stration seront fidlement remis en même tems que les pays, ou si cela 
etait impossible, dans un delai qui ne pourra &tre de plus de trois mois 
apres la remise des pays eux-memes,. 


Art. IX. Les droits d’aubaine, de détraction et autres de la 
mäöme nature sont reciproquement abolis dans les pays respectifs. 


Art. X. Dans l’espace d’un an. & dater du jour de la signature 
du présent acte, les militaires- natifs de pays changes ou c&des devront 
ötre remis & la disposition de leur souverain respectif. Il est cependant 
convenu que les officiers ou soldats qui de gr& voudront rester au ser- 
vice de lune ou de l’autre puissance, en auront la liberte sans qu’ils 
puissent en ätre inquietes d’aucune maniere. 


Art. XI. Les particuliers ainsi que les &tablissemens publics et 
fondations continueront & jouir librement de leur proprietes qu'elles 
soient situdes sous l'une ou l’autre souverainete. Les familles qui vou- 
dront &migrer auront l’espace de six ans pour vendre leurs biens et en 
exporter la valeur sans retenue quelconque. 

Art. XO. Les domaines de la Principaut& de Fulde et du comt6 
de Hanau ayant &t& vendus sans que les acquerans se soient acquittes 
jusqu’ici de tous les termes du payement, il sera nomme& par les Princes 
sous la domination desquels passent les susdits pays, une Commission 
pour regler d’une maniere uniforme ce qui est relatif a cette affaire et 
pour faire droit aux r&clamations des acquereurs des dits domaines. 

Cette commission aura particulierement égard au trait& conclu le 
2. Decembre 1813 & Francefort entre les Puissances alliees et S. A. S. 
Electorale \'Electeur de Hesse, et il est pose en principe que si la 
vente de ces domaines n’&tait pas maintenue, les sommes deja payées 
seront restitudes aux acquereurs qui ne seront pas oblig6s de sortir de 
possession que lorsque cette restitution aura eu son plein et entier effet. 

Art. XII. S. M. TEmpereur d’Autriche, S. M. l'Empereur de 
toutes les Russes et S. M. le Roi de Prusse garantissent & S. M. le 
Roi de Baviöre la possession de ses états. 
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Art. XIV. S.M. le Roi de Baviere entrera en possession des 
baillages, districets et dependances qui lui appartiendront en vertu du 
present arrangement six semaines apres qu’il aura cess& d’ötre Eventuel, 

S. M. le Roi de Baviere s’engage de Son cöte a faire entrer 
S. M. I. et R. H. a la möme &poque en possession des distriets qui 
lui appartiendront en éxécution du present arrangement. 

Art. XV. A l’egard des droits et prerogatives et de la sustentation 
du Prince Primat comme ancien Prince ecel&siastique il est arröte: 

1. Qu’il sera trait& d’une maniere analogue aux articles du reces 
qui en 1803 ont re&gl& le sort des Princes secularises. 

2. Il recevra & cet eflet a dater du... . la somme de 100,000 
florins payables par trimestre en bonnes especes sur le pied de 24 
florins au marc comme rente viagere. 

Cette rente sera acquittee par les Souverains sous la domination 
desquels passent des Provinces ou distriets du Grand-Duch& de Franc-. 
fort dans la proportion de la partie que chacun d’eux en possedera. 

3. Les avances faites par, le Prince Primat de ses propres deniers à la 
caisse generale de la Prineipaute de Fulde, telles qu’elles seront liquidees 
et prouvdes, lui seront restitu6es a lui ou ses heritiers ou ayant cause. 

Cette charge sera support&e proportionellement par les Souverains qui 
possederont les provinces et distriets qui forment la principaute de Fulde. 

4. Les meubles et autres objets qui pourront ötre prouves appar- 
tenir à la propriet&e particuliere du Prince Primat lui seront rendus. 

5. Les serviteurs du Grand-Duche de Francfort tant eivils, ecele- 
siastiques que militaires et diplomatiques seront traites conformement 
aux principes de l’article 59 du reces de l’Empire du 25 Febrier 1803, 
et ces pensions seront payées proportionnellement par les Souverains 
qui entront dans les possessions des &tats qui ont form& le Grand-Duche. 

6. Il sera &tabli une commission dont les dits souverains nomment 
les membres pour regler tout ce qui est relatif à l’&x&cution des dispo- 
sitions renfermees dans le present article. 

Art. XVI. S. M. l’Empereur d’Autriche, S. M. l’Empereur de 
toutes les Russes et S. M. le Roi de Prusse garantissent a S. M. le 
Roi de Baviere et.ses descendans mäles et directs la re&versibilit& des 
parties de l’ancien Palatinat qui sont et tomberont encore sous la do- 
mination du Grand-Duc de Bade à defaut d’heritier mäle de la dynastie 
regnante aujourd’hui daus le Grand-Duche de Bade. 

Art. XVU. 1. Les droits du Prince Eugene & &tablir un &tab- 
lissement convenable hors de France conformöment & la convention du 
11. Avril lui sont confirmes. Les hautes Puissances alliées s’engagent 
& lui donner un etablissement aussitöt que les circonstances n'y met- 
tront plus d’obstacle. 


* 
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2. Le Prince Eugene recouvrera et conservera la libre et entiere 
jouissance de ses dotations et de ses biens particuliers tant meubles 
qu’immeubles dans tous les pays qui ont fait partie du Royaume d’Italie, 
quelsque soient les Souverains auxquels ces pays appartiennent ou par 
les troupes desquels ils sont occupés. 

3. Le chäteau de Baireuth et de ses depeudances sera assign& par 
S. M. le Roi de Baviere au Prince Eugene pour y faire sa r&sidence 
avec sa famille. 

Art. XVII. S.M. le Roi de Prusse et S. M. le Roi de Baviere 
renoncent pour eux et tous leurs descendans et successeurs r&ciproque- 
ment & tous les droits et pretentions que S. M. Prussienne avait sur 
les Principautes d’Ansbach et de Baireuth, et S. M. le Roi de Baviere 
sur Je Duch& de Berg. 

Art. XIX S. M. le Roi de Prusse entrera dans le terme de 
quinze jours a dater d’aujurd’hui dans la possession definitive de tous 
les distriets situ&s sur la rive droite de la Moselle qui ont pass& sous 
Sa domination en suite des arrangemens renferm6s dans l’article. 


Martens Recueil Supp. Tom. VI. S. 451. 
Neumann reeueil des trait&s etc. par l’Autriche Tom. II. Nr. 261. pag. 545. 





23. Actes concernant les arrangements territoriaux entre l!’Au- 
triche et la Baviere 3. Avril — 23. Avril 1815. 


Extrait des Protocols tenus, au Congres de Vienne, par les 

Plenipotentiaires de cingq Puissances, de l’Autriche, de la 

France, de la Grand-Bretagne, de la Prusse et de la Russie. 
Seance du 3. Avril 1815. 


Presens: Mrs. le Prince de Metternich, le Prince de Hardenberg, le 
Prince de Talleyrand, le Comte de Rasoumoffisky, le Comte 
de Nesselrode, le Comte de Capodistrias, Lord Clancarty, le 
Baron de Humboldt, le Baron de Wessenberg. 


Mrs. le Plenipotentiaires ont pris en consideration le plan des 
arrangemens territoriaux qui concernent S. M. le Roi de Baviere, et il 
leur a paru pouvoir r&unir.tant le consentiment r&eiproque de l’Autriche 
et de la Baviere, que l’assentiment des autres Puissances interess&es. 

Quant au point de Hanau qui fait partie de ces arrangemens, 
Mrs. les Plenipotentiaires. sont. convenus d’y attacher les conditions 
suivantes, 

„La ville et forteresse de Hanau est c&dee a Sa M. le Roi de 
„Baviere, et S..M. s’engage à la maintenir en tat de defense.* 

D a et& de même convenu entre les Plenipotentiaires que 


— 


„La grande route de Francfort a Leipsick qui traverse le pays de 
„Hanau, restera libre au commerce; rien ne sera change & l’egard du 
„transit des marchandises sur cette route, et aucun nouveau droit n'y 
„sera &tabli except& ceux qui pourrait exiger la r&paration des chemins.* 


Signe 
Metternich. Hardenberg. Talleyrand. 
Rasoumoffsky. Clancarty. Nesselrode. 
Capodistrias. Humboldt. Wessenberg. 


Seance du 4 Avril 1815. 


Presens: Mrs. le Prince de Metternich, le Comte de Rasoumoffsky, le 
Comte de Nesselrode, le Comte de Capodistrias, Lord Clan- 
carty, le Prince de Hardenberg, le Prince de Talleyrand, le 
Baron de Humboldt, le Baron de Wessenberg, le Prince 
de Wrede. 

Mrs. les Plenipotentiaires d’Autriche pr&sentent un tableau de ces- 
sions que la cour de Vienne demande de la cour de Munich, ainsi que 
des compensations propres & indemniser S. M. le Roi de Baviere. 


Ce Tableau est dé posé au present protocole sub Litt. K. K. 


Signe: 
Metternich . Rasoumoffsky. Clancarty. 
Nesselrode. Capodistrias. Wessenberg. 
Hardenberg. Humboldt. Talleyrand. 
Wrede. 
Annexe 
K. K. 


Tableau de cessions et de compensations, propose par ’-Autriche. 
Cessions de la Bavi£re. 


Sujets directs. 

A. L’Innviertel : ’ ö ; : . : 125,670 

B. Partie de Hausruck . i : } 6 : 92,390 

C. Bailliage de Vils . ; ; j 794 
D. > partie meridionale de ——— 

. le Pongau . i i . . : i 31,153 

5 le Lurgau . i s ’ s } : 12,911 

3. le Zillerthal . . r : 2 ; : 18,033 

4. le Brixenthal . . . 6,515 

5. la majeure Partie du — 26,500 


Tal” 313,966 


um 
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Sujets directs. Sujets medialises. 


Compensations. 


La ville de Hanau avec les districts 
de Bucherthal, Gelnhausen. Biber, 
Schlüchtern, Altengronan, Schwar- 
zenfels, Lohrhaupten, Brandenstein, 
d’apres la delimitation faite par le 
Gouvernement de Francfort . i 46,000 
La prineipaut de Fulde, les distriets 

de Hammelbourg, Bruckenau et Saal- 

munster, d’apres la delimination pr&- . 

citee . } 5 18,781 
Du royaume de Waurttemberg: 


A. la partie du bailliage de 
Noerdlingen c&dee en 1810 
par la Baviee .  . 4,686 - 


B. la partie du cercle de Rezat 
cedee 1810 des baillages de 
Dünkelsbühl, Feuchtwan- 
gen, Creilsheim, Uffenheim, 

. Gerabronn et Rothenburg 32,963 


C. le bailliage de Möckmuhl 3,262 


D. le grand N de Mer- 
gentheim . } 15,000 


E. Wangen, Leutkirch, Isnyet 10,000 65,911 
F. Des possessions de la mai- 


son d’Oettingen: . .. 14,000 
G. le baillage de Hohenlohe- 
Kirchberg . > . 4,053 


Du grand duché de Hesse-Darmstadt 
(voy l’anexe Lit. A.) au midi du Mein 
dans les cidevant possessions de May- 
ence,. du Palatinat, des Etats l’Empire 
ou de Hanau : 5 ; 64,669 
Du grand-duch& de Bade vor Yannexe B.) 
A. le cercle de Mein et Tauber 95,382 
B. du cercle de Neckar . 39,280 
134,662 
Dans ce nombre se trouvent sujets directs, 36,000 
à peu pres sujets mediatises : 
La principaute d’Isenbourg . 


Le baillage de Redwitz ; i . 3,000 


Totaux 234,461 


En —— les mediatises pour la moiti& - 110,316 


Total 346,777 


18,345 


60,626 


98,662 
43,000 


220,633 


Sujets directs. Sujets mediatises, 


A. 
Hesse-Darmstadt cederait & la Bavi£re. 
Les baillages d’Alzenau 5,970 
5 m Steinheim 6,936 
— Seligenstadt 6,590 
. R Babenhausen 4,944 
z Ri Schafheim 3,788 
z = Driburg . 4,608 
— A Umstadt . 8,955 Ä 
“ 2 Habitzheim . . 3,087 
5 u Ötzberg . 2,128 
R a Breuberg ö a i 10,457 
“ z Fraenkisch Grumbach : 1,311 
a “ Koenig . 1,514 
“ 8 Laudenbach R 694 
a 5 Heubach j 3,505 
» * Miltenberg 8,094 
Umpfenbach 197 
— Amorbach 7,092 
. N Ehrbach . : 3,390 
ir & Michelstadt : 2,729 
» 2 Fürstenau i 3,469 
» Hi Reichenberg i i 4,078 
® u Fürst 7,354 
n — Schoenberg 5,031 
— Abendsberg et Greifswald 134 
* Birkenau . : 971 
n * Waldmichelberg 5,578 
. . Freienstein et Rothenburg ; . 6,023 
n ä Hirschhorn } 4.075 
» = Wimpfen 2,639 
Totaux 64,669 60,626 


B. 


Bade cederait & la Baviere. 
A. le Cercle de Mein et Tauber comprenant: 


Boxberg 
. Gerlachsheim 
. Tauber-Bischofsheim 


. Du baillage de Werthheim 
. Le baillage de Walldieren 
de Buchen 


IT 


N N 


. Les baillages de Osterburken . 


10,773 
16,444 
10,356 
15,152 


. La ville et le baillage de Werthheim 9,770 


10,137 

10,683 

12,067 
95,382 
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Sujets direets. Sujets mediatises. 
B. Du cercle du Neckar 
les baillages de Lohrbach . ; 7,435 
‘ Zwingenberg . 1,686 


N ” n 

— — „ Eberbach . ; 4,377 
* Pr „ Mosbach j . 5,652 
* — „ ‚Billigheim . i 1,866 

. * „ Neudenau . ; 1,519 
— * „ Sinsheim ‚ 4,322 

* — „Neckarels. u 2 5. 





39,280 
+ Total 134,662 


Seance du 5. Avril 1815. 


Presens: Mrs. le Prince Metternich, le Baron de Humboldt, le Baron 
de Wessenberg, le Prince de Hardenberg, le Comte de Ra- 
soumoffsky, le Comte de Nesselrode, le Comte de Capodistrias, 
Lord Clancarty, le Mar&chal Prince de Wrede. 

M. le Marechal Prince de Wrede, Plenipotentiaire de S.M. le Roi 
de Baviere, pr&sente, en r&ponse au Projet propos par Mrs.'les Pleni- 
potentiaires d’Autriche dans la seance d’hier un Contre-projet, accom- 
pagne de tableau pour regler les arrangemens territoriaux de la Baviere, 
tant dans leurs rapports avec l’Autriche qu’avec les autres Puissances 
et Etats interesses. | 

Ce Memoire ainsi que les Pieces qui l’accompagnent, sont consign6s 
au present protocole sub Litt. L. L. 

Lecture ayant &t& faite de ce Memoire et de Pieces à l’appui, Mrs. 
les Plenipotentiaires d’Autriche ont declar& les prendre ad referendum, 
se reservant d’y r&pondre dans la prochaine s&ance. 


Signe: 
Metternich. Rasoumoffsky. Clancarty. 
Nesselrode. Capodistrias. Wessenberg. 
Hardenberg. Humboldt. Wrede. 
Annexe 
L. L. 


Mémoire bavarois. 
adressé & LL. AA, et EE. Mrs. les Ministres plénipotentiaires 
d’Angleterre, de Franee, de Prusse, de Russie. 
Les arrangemens territoriaux discutes hier en conference devant 
&tre repris aujourd’hui, le Soussigne s’empresse de mettre pr&alablement 
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sous les yeux de Leurs Altesses et Leurs Excellences le Memorandum 
ci-joint, afın de les mettre a möme de juger, avec une parfaite con- 
naissance de cette affaire. Un coup d’oeuil suffhira pour convaincre 
LL. AA. et LL. EE. que les propositions faites hier ne sont pas 
de nature à servir de compensation pour les grandes cessions terri- 
toriales que l’on demande & sa cour. 


Le Soussigne a I’'honneur- d’offrir etc. 
Signe: 
Le Mar&chäl Prince de Wrede. 


Extrait 
du Memorandum ci-dessus mentionne 
Cessions demandees à la Baviere Cessions que la Baviere est pröte 
313,966 à faire 297,105 ämes. 


Compensations r&clam&es par la Baviere. 


Le Wurttemberg cederait à la Baviere: 
l. en Sujets directs . A s 93,250 

2. en Sujets mediatises 47,249 
lequels &values au tiers &quivalent a 15,749 


— — — — 


110,909 
Bade céderait à la Baviere: 
le cercle du Mein et Tauber et celui du Neckar 
l. en Sujets directs . ; s 86,526 
2. en Sujets mediatises 107,654 
lequels &values au tiers pour . 35,885 
122,411 
La Baviere aurait de plus la töte de pont pres de Mann- 
heim, avec un rayon d’une lieu & l’entour. 





La Hesse grand ducale cederait a la Baviere: 
l. en Sujets directs . ; i 64,669 
2. en Sujets mediatises 60,226 
lesquels &values au tiers font . 20,626 
“ 1 84,878 
Total des cessions 318,388 habitans. 

Il est express&ment entendu que les mediatises ne pourront ötre 
portes en ligne de compte que tout au plus pour ,. 

Il est encore à observer que, dans les pays à céder à l"Autriche, 
la Baviere perd un revenu net des domaines de pass& 400,000 Florins, 
tandis que dans les pays de Fulde tous les domaines ont &t& aliends, 
et que dans les differents pays mediatises il n’en existe pas du tout. 
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Compensation. habitans. 
La population des distriets disponibles monte & . . 588,700 
dont il fout deduire 
1. le total des cessions . ; ; 318,388 
2. le dedommagement & donner au Grand 
Duc de Hesse Darmstadt 
a) pour le Duch& de Westphalie 138,000 
b) pour la Compensation de Hanau 46,000 


Total 502,288 
Restent encore disponibles 86,412. 


Söance du 10. Avril 1815. 


Prösens: Mrs. le Prince de Metternich, le Prince de Hardenberg, le 
Comte Rasoumoffsky, le Prince de Talleyrand, le Comte 
de Nesselrode, le Comte de Capodistrias, Lord Clancarty, 
le Baron de Humboldt, le Baron de Wessenberg. 

M. le Prince de Metternich ouvre le seance. 

Les arrangemens territoriaux offerts & la Baviere sur les bases 
dont on était convenu dans la seance du 4 de ce mois, n’ayant pas 
et& accept6s par S. M. le Roi de Baviere M. le premier Plenipoten- 
tiaire d’Autriche communique les dernieres propositions d’echange, que 
S. M. l’Empereur est decid& à faire au gouvernement Bavarois. 

L.e tableau ci-joint sub N. N. indique sommairement, en quoi 

consistent les propositions d’&change et de compensation. 

Il en resulte que l’Autriche se borne à demander & la Baviere la 
cession de l’Innviertel, moins un distriet d’a-peu-pres 4000 ämes, la 
partie du Hausruckviertel et quelques baillages du pays de Salzbourg, 
la totalite des cessions demanddes ne s’elevant qu’a 288,854 habitans, 
et qu’en echange de ces cessions l’Autriche offre de procurer a la Ba- 
viere des districts qui sont en contiguite avec ses etats et qui forment 
ensemble une population de 471,154 habitans. 

On est convenua que M. le comte de Nesselrode et M. le baron 
de Wessenberg se rendraient dans la journee de demain pres de M. 
le Marechal de Wrede pour lui faire communication des dites propo- 
sitions, en lui d&clarant qu’on ne pouvait aller plus loin dans les retro- 
cessions demandees. 


Sigme: J 
Metternich. Rasoumoffsky. Clancarty. 
Capodistrias. Wessenberg. Nesselrode. 


Humboldt. Hardenberg. \ 


Annexes au présent Protocole 
N.N. 
- Proposition d’un arrangement d’&change entre rAntriche 
et la Bavière. 
L’Autriche demande à la Baviere: 
la cession 1. de l’Innviertel, moins un district d’a-peu-pres 


4000 ämes ; . i : 121,670 
2. la partie de Hacknskrlaree : : * 92,390 
3. le baillage de Vils ; 794 


4. du pays de Salzbourg, les baillagen is Ranstadt, 

St. Michel, Tamsweg, St. Johann, Taxenbach, 

Zell, Mittersill, Mattrey et le Zillerthal, dont 
la population monte a . 0% 74,000 
Total des ——— de FAutriche 288,854. 


Compensations que l’Autriche promet de procurer 
à la Baviere. 


A. de Bade . A ; . ’ ; ; i 137,344 
B. de Darmstadt . — 125,340 
C. de Wurttemberg . 5 ; 95,549 
D. la ville de Hanau avec — — de Bücherthal, Geln- 

hausen, Bieber, Schlüchtern, Altengronau, Schwarzenfels, | 

Lohrhaupten, Brandenstein . j i ı . 46,000 
E. de l’Autriche le baillage de Redwitz . A . 3,000 
F. la prineipaute d’Isenbourg . : : ; k 43,000 
G. de Fulde ‚ j r j } 20,000 
H. la reversibilit& du Palatinat qui est ou sera sous la do- 


mination de Bade . 
Total de onen AILIST 


Seance des Plenipotentiatres des cinq Puissances, 
du 13. Avril 1815. 


Mrs. les Plenipotentiaires d’Autriche ayant present& et expose les 
differens arrangemens qui, en suite de ceux avec la Baviere, doivent 
avoir lieu avec la cour de Wurttemberg, avec l’Electeur de Hesse et 
les Grand-Ducs de Bade et de Darmstadt; il a été decid& que Mrs. 
le Comte de Nesselrode, le Baron de Humboldt et le Baron de Wes- 
senberg seraint autorises A négocier avec les difförentes cours en prenant 
pour base les dits projects. 


Söance des Plenipotentiaires des cing Puissances 
du 23. Avril 1815. 


En suite des pourparlers ulterieurs qui ont eu lieu avec M. le 
Marechal Prince de Wrede, M. le premier Plenipotentiaire d’Autriche 
presente les Articles renfermant les arrangemens territorriaux du 
Royaume de Baviere, desquels ont est convenu pour regler tant les 
r6trocessions & faire à l’Autriche de la part de la Baviere, que les 
quivalens & assigner en change a la couronne de Baviere. 

Avant de procéder & la discussion des Articles M. le Plenipoten- 
tiaire d’Autriche croit devoir faire prec&der l'observation suivante: 

Conme les arrangemens territoriaux dont il s’agit ne peuvent &tre 
entierement accomplis qu’au moyen d'autres reviremens de territoire 
qu’il reste à r&gler avec plusieurs Souverains de l’Allemagne, en vertu 
des droits acquis aux hauts Allies par les traites de Francfort, il 
est entendu que la designation des &quivalens assignes a S. M. le Roi 
de Baviere quoique reciproquement obligatoire entre les cing Cours 
et celle de Munich, n’est cependant à considerer que comme &ventuelle 
à Fégard de ces autres Princes de l’Allemagne, jusqu’& ce que ceux-ci 
ayent donne leur adhesion aux reviremens de territoire qui font partie 
du present arrangement. 

A la lecture de cette observation, M. le Marechal Prinee de Wrede 
a tömoign& que le paragraphe ci-dessus, par lequel il est Enonce que 
les arrangemens arrétés ne sont qu’&ventuels a l’&gard des Princes avec 
lesquels il s’agit de negocier pour obtenir d’eux la cession des terri- 
toires qui y sont compris, ne lui paraissait pas assez clair. Il s’en 
est suivi une explication de la part de M. le Prince de Metternich, 
pour prouver que cette reserve avait &t& jugée n&cessaire, puisqu’aucun 
revirement territorial ne pourrait avec lien avant que les negociations 
avec les autres Princes ne fussent termindes. 

M. le Marechal Prince de Wrede s’est declar@ satisfait de cette 
interpretation, en repetant neanmoins que l’arrangement territorial tel 
qu'il se trouve stipule, n’avait &t& demande& par la cour de Munich que 
comme une compensation de la retrocession, que cette Puissance se 
voyait dans le cas de faire à l’Autriche des provinces auxquelles S.M. 
le Roi de Baviere attachait une valeur qui de tout tems l’avait porte 
à en desirer preferablement la conservation. 

Apres ces observations prealables, Mrs. les Plenipotentiaires ont 
proced& a la lecture des Articles. 


Martens Recueil Supp. Tom. V. pag. 431. Neumann Recueil Tom. Il. pag. 574. 


— — — 
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24. Feftitellung der Gränzen bes Nheinfreifes, 


a. Königlih Allerhöchite Verordnung die Negulirung der Gränze bes 
Rheinkreiſes gegen das Königreich Preußen betreffend. 
Marimilian Joſeph, 
von Gottes Gnaden König von Bapern ıc. ıc. 

Zu Folge Uebereinfunft ver hohen verbündeten Mächte ift ein Theil 
des bisherigen F. k. öfter. und E bayer. gemeinichaftlichen Apminiftrations- 
Bezirkes definitive und mit volfer Souveränetät an Seine Majeftät ven 
König von Preußen übertragen worden. 

Die Gränzen diefes Lanvestheiles, jo wie er vermalen an das König— 
reich Preußen übergeben und von den Bevollmächtigten Seiner Majejtät 
in Befig genommen wird, find in ver hier beigefügten, unterm heutigen 
Tage geichloffenen Uebereinfunft näher beftimmt. So wie nun hiermit 
der Befig dieſes Diftrikts feierlich an die von Seiner Majeftät dem Könige 
von Preußen dazu Bevollmächtigten Herrn Commijjarien überwiefen wird, 
aljo entbinden und entlaffen auch die unterzeichneten k. k. öjter. und k. 
bayer. Bevollmädtigten Hef-Commiſſarien auf das feierlichite die in den 
bezeichneten Yandestheilen befindlichen geijtlihen und weltlichen Staats: 
diener, fo wie überhaupt ſämmtliche Unterthanen und Einwohner ihrer 
bisherigen Pflichten und überweifen und übergeben bviejelben hiermit an 
Seine Majeftät den König von Preußen. 

Die Unterzeichneten rechnen es fich bei dieſer Gelegenheit zur ange- 
nehmften Pflicht, den ſämmtlichen Staatsvienern und Einwohnern des 
abgetretenen Yandes die Gefühle ihrer Achtung für jene mit Vereitwilligfeit 
und Treue geleijteten Dienjte und für jene warme Anhänglichfeit an die 
heilige Sache Deutjchlands öffentlich zu erklären, wodurch fich diefelben 
bei dem unabwenpbaren Drange einer verhängnifvollen Zeit jo rühmlich 
auszeichneten. Nur dieſe Bürgertugenven find es, die das Glüd des 
deutſchen Volkes feſt begründen können und die unter dem mächtigen 
Schutze eines weifen und gerechten Beherrfchers auch dieſem bievern 
deutjchen Stamme die fichere Bürgfchaft feines dauernden Glückes und 
bes vollkommenſten Erjages für die jo willig gebrachten Opfer gewähren. 

Kreuznach den 28. Mai 1815. 


Sammlung der in dem Generalgouvernement bes Mittelrbeins erlaffenen 
Verordnungen v. J. 1519 Nr. 111. ©. 352. 


b. Publication de la commission Autrichienne et Bavaroise 
en date de Creuznach le 28. Mai 1815. 
relatife à la prise de possession du Grand-Duche du Bas-Rhin 
par la Prusse. 
En vertu d’une convention entre les puissances allices une partie 
des pays administres jusqu’a present en commun par l’Autriche et la 
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Baviere, a et& c&dee definitivement et en toute Souverainet€ a S. M. 
le Roi de Prusse. 

Les limites de ce pays, tel qu'il passe maintenant sous la domi- 
nation Prussienne, et que les plenipotentiaires de S. M. en prennant 
possession, sont fix&es dans la Convention ci-dessus, signde au-jourd-hui. 
En remettant actuellement par le present acte la possession de ce 
distriet & M. M. les commissaires munis des pleinspouvoirs de S. M. 
le Roi de Prusse, les pl&nipotentiaires soussignes d’Autriche et de Ba- 
viere delient les autorites ecelesiastiques et civiles, et en general tous 
les sujets et habitans de ce pays de leurs anciennes obligations et 
remettent leurs droits a S. M. le Roi de Prusse. 

Les soussignes se font à cette occasion un devoir et un plaisir 
d’exprimer & tous les fonctionnaires et aux habitans du pays cédé, les 
sentimens d’estime qu’ils leur ont voues, pour le zele et la fidelit& de 
leurs services, et pour leur devouement sans bornes a la sainte cause 
de l’Allemagne. Il n’y a que ces vertus civiles qui puissent afferınir 
solidement le bonheur du peuple allemand, et garantir sous la protec- 
tion puissante d’un souverain sage et juste la felicitE durable de cette 
legale tribu allemande, ainsi qu’une indemnit& complette des sacrifices 
qu’elle a faits si volontiers. 


Creuznach le 28. Mai 1815. 


Hermann Frangois Baron Francois Xaver de Zwackh, 
de Hess, Conseiller intime en activite de S.M. 

Conseiller intime en activit&e de le Roi de Baviere, commandeur de 
S.M.l’Empereur d’Autriche, grand l'ordre de la couronne de Baviere, 
juge en Moravie et en Silesie, envoye extraordinaire et ministre ple- 
president de la commission d’ad- nipotentiaire pres des cours ducate 
ministration Autrichienne et Ba- et princiere de Nassau, president de 
varoise reunie, et commissaire la eommission d’administration Autri- 
plenipotentiaire de la Cour. chienne et Bavaroise reunie, et com- 
missaire plenipotentiaire de la cour. 


Martens Recueil Supp. Tom. VI. pag. 313. 


c. Uebereinfunft, die Abtretung und Uebernahme des an Preußen 
gefallenen Landes-Diftrifts betreffend. 


Sn Folge der von den hohen verbündeten Mächten auf dem Con— 
greffe zu Wien gefaßten Befchlüße, durch welche ein Yanvesviftrift auf dem 
rechten Mofelufer an das Königreich Preußen fällt, haben ſich die unter- 
zeichneten zur Uebergabe und Uebernahme viejes Landesdiſtrikts fubvele- 
girten Commiffäre in Anfehung der in dem Congreß-Protofolfe enthaltenen 
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alfgemeinen Angaben ver Gränzen, zu folgenden näheren vorläufigen 
Beitimmungen vereinigt: 

1. Diefe Gränzlinie geht, ganz in Gemäßheit ver Bezeichnung in dem 
f. preußifchen Befignahms- Patente vom 5. April d. J. von der Mündung 
der Nahe in den Rhein aufwärts längs der Nahe und der Gränze des 
Rheins und des Mofelvepartements bis zur Glan und von diefer bis Medard. 


Auf dem rechten Ufer der zwei genannten Flüße werben lebiglich bie 
beiden Städte Kreuznach und Meifenheim mit ihrem Bann an das König- 
reich Preußen übertragen. 

Bon Medard aus joll die Linie über Merzweiler, Yangweiler, Niever- 
und Ober-$edenbah, Ellenbah, Breunchenborn, Answeiler, Kronmweiler, 
Niederbrambach, Burbach, Böfchweiler, Heubweiler, Hambach bis Ninzen- 
berg gehen, welche fämmtliche Ortfchaften in das k. preufifche Gebiet 
fallen, von da aber um den Bann von Abentheuer und Brüden (welche 
beive Orte unter der bisherigen Verwaltung verbleiben) auf ven Punkt, 
wo die Gemarfung von Achtelbach nahe bei dem zu biefer Gemeinde 
gehörigen Neuhof an die Gemeinde von Züfch ftößt, an die Gränze des 
Kantons Hermeskeil, dann durch die Kantone Hermesfeil und Conz big 
Gomlingen fo gezogen werden, daß die Zunderhütte, Neuhütte, Eifenhütte 
und Züfch, dann Hermesfeil, Neinfeld, Damfloß im Canton Hermesfeil, 
fo wie Franzenheim und Gomlingen im Canton Conz auf die preußifche 
Seite fallen, dagegen aber alle von dieſer Linie ſüdlich gelegenen Ort- 
ichaften, nämlich Ober- und Nieder-Sötern, Boofen, Schwarzenbad), 
Braunbaufen, Guferfchmelze, Otzenhauſen, Nonunweiler, Bierfeld, St. Hu- 
berts-Schmelze, Gufenburg, Sauſchied, Grünburger-Hof, Kell, Wald- 
weiler, Ehwarzwalver-Hof, Mandern, Schillingen und Hedert im Canton 
Hermeskeil, ferner Holzratd, Schöndorf, Plumig, Olmuth, Lampaden, 
Hinzenburg, Bonneroth, DOberemmel, Crettenah, Wildingen und Hamm 
im Canton Conz noch unter der bisherigen Verwaltung bleiben. 

2. Bei allen auf ver Gränze gelegenen Ortfchaften wird bie Gränze 
des Landes nach der Banngränze ver Ortfchaften angenommen. 

3. Diefe für die Cantone Hermesfeil und Conz nur proviforifche 
Gränzbeftimmungen unterliegen jedoch noch einer weiteren höheren Ent- 
jcheivung der hohen verbündeten Mächte, nach welcher ſodann zur noch 
genaneren Bezeichnung der Gränze im Wege einer Zufammentretung 
zwijchen ven beiberjeitigen Landesveripaltungen bie fernere Einleitung ge— 
troffen werben foll. 

Kreuznach den 28. Mai 1815. 


Sammlung ber in bem Generalgouvernement des Mittelrheins erjchienenen 
Verordnungen v. 3. 1519. Nr. 112, S. 353, 
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25. Pariſer Territorial-Receß vom 3. gezeichnet den W. Novem- 
ber 1815. 


Les ministres des cours imperiales et royales d’Autriche, de Rus- 
sie, de Grande-Bretagne et de Prusse, ayant pris en consideration les 
mesures rendues necessaises par les arrangemens avec la France, qui 
vont terminer la guerre actuelle, ainsi que celles qu’il reste & prendre 
pour completer le systeme politique &tabli par le Congres de Vienne, 
sont convenus de consigner dans le present protocole: 

1. Les dispositions relatives aux cessions territoriales & faire par 
la France et aux contributions destinees a renforcer la ligne 
de defense des &tats limitrophes. 

2. Les dispositions relatives à certains reviremens de territoire en 
Allemagne. 

3. Enfin celles qui on rapport au systeme defensif de la Confedera- 
tion Germanique. 


A. Dispositions relatives aux cessions à faire par la France. 
Royaume des Pays-Bas. 

Art. I. S. M. le Roi des Pays-Bas devant participer dans une 
juste proportion aux avantages qui r@sultent de l’arrangement present 
avec la France et ou l'etat de Ses frontieres du cöte de ce pays, il 
est convenu, que les distriets ayant fait partie des provinces Belges, 
du l’eveche de Liege et du duché de Bouillon, ainsi que les places de 
Philippeville et Marienbourg avec leurs territoires, que la France doit 
ceder aux Allies, seront remis a S. M. le Roi des Pays-Bas pour ötre 
reunis à Ses dtats. 

S. M. le Roi des Pays-Bas recevra en outre, sur la partie de la 
contribution frangaise destinee & renforcer la ligne de defense des états 
limitrophes, la somme de soixante millions de francs, qui doit &tre 
employee a la fortification des frontieres des Pays-Bas conformement 
aux plans et reglemens que les puissances arreteront à cet &gard. 

Il est de plus convenu, qu’en consideration des avantages que 
S. M. le Roi des Pays-Bas retirera de ces dispositions, tant pour 
l’accroissement que pour les moyens de defense de Son territoire, la 
quote-part de l’indemnite pecuniaire a laquelle Sa dite Majesté pourrait 
pretendre, servira à mettre au niveau d’une juste proportion les indem- 
nites de l’Autriche et de la Prusse. 

Acquisition de la Prusse. 

Art. II. Les distriets, qui par le nouveau traite de paix avec la 
France seront détachés du territoire frangais dans le departement de 
la Sarre et de la Moselle, y compris les forteresses de Sarre-Louis, 
seront reunis aux e&tats de S. M. le Roi de Prusse. 
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Acquisition de l’Autriche. 


Art. II. Les territoires que la France doit céder dans le depar- 
tement du Bas-Rhin, y compris la ville de Landau, seront reunis aux 
possessions sur la rive gauche du Rhin devolues & S. M. J. et R. A, 
par Yacte final du congres de Vienne. Sa Majeste pourra disposer de 
Ses possessions sur la rive gauche du Rhin dans les arrangemens 
territoriaux avec la Baviere et avec d’autres états de la confederation 
germanique. 


Confede&ration Helvetique. 


Art. IV. Versoix avec la partie du pays de Gex, qui sera cedee 
par la France, sera r&uni à la Suisse pour faire partie du canton de 
Geneve, 

La neutralit& de la Suisse sera &tendue au territoire qui se trouve 
au nord d’une ligne à tirer depuis Ugine, y compris cette ville, au 
midi du lac d’Annecy et de la au lac Bourget jusqu’au Rhöne, de la 
même maniere quelle a été &tendue aux provinces de Chablais et de 
Faucigny par l’article 92 de l’acte final du congres de Vienne. 


Sardaigne. 


Art. V. Pour faire participer S. M. le Roi de Sardaigne dans 
une juste proportion aux avantages qui resultent des arrangemens pre- 
sens avec la France, il est convenu que la partie de la Savoie, qui 
etait restde à la France en vertu du trait& de Paris du 30. Mai 1814 
sera reunie aux etats de Sa dite Majeste à l’exception de la commune 
de St. Julien qui sera remise au canton de Geneve. 

S. M. le Roi de Sardaigne recevra en outre sur la partie de la 
contribution frangaise, destinee a renforcer Ja ligne de defense des etats 
limitrophes, la somme de dix millions de francs, laquelle doit &tre 
employee à la fortification de Ses frontieres, conformement aux plans 
et reglemens que les puissances arröteront A cet égard. 

Il est &galement convenu, qu’en consideration des avantages que 
S. M. Sarde retirera de ces dispositions tant pour l’accroissement que 
pour les moyens de defense de Son territoire, la quote-part & l’indem- 
nitE pecuniaire à laquelle Sa dite Majest# pourrait pretendre, servira 
à mettre au niveau d’une juste proportion les indemnites de l’Autriche 
et de la Prusse. 


B. Dispositions relatives aux arrangemens territoriaux en 
Allemagne. 
Autriche et Prusse. 
Art. VI. S.M.J. et R. A. cedera a S. M. le Roi de Prusse dans le 
departement de la Sarre les distriets designes dans le tableau ci-joint. 
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S. M. le Roi de Prusse s’engage de Son côté & satisfaire les 
Grands-Ducs de Mecklenbourg-Strelitz et d’Oldenbourg, le Duc de Co- 
burg, le Landgrave de Hesse-Homburg et le Comte de Pappenheim, 
conformement & l’article 54 de l’acte final du congres de Vienne. 

Art. VII. S. M. l’Eimpereur de toutes les Russies, S. M. le Roi 
de la Grande-Bretagne et S.M. le Roi de Prusse s’engagent à employer 
tous Leurs moyens pour faire obtenir a S. M. J. et R. A. de la part de 
S.M. le Roi de Baviere la retrocession des territoires et objets desig- 
nes dans le tableau ci-joint, contre les indemnites designees dans le 
m&me tableau. 

On engagera en möme tems la cour de Baviere à &changer avec 
S. A. R. l’Electeur de Hesse les distriets d’Aufenau, Woert et Hoechst 
et la route de Saalmunster a Gelnhausen contre une partie suffisante 
du baillage de Lohrhaupten. 

En vue des arrangements ci-dessus sp£&cifi6s, les quatre puissances 
assurent a S. M. le Roi de Baviere les avantages suivans: 

a) Une somme proportionelle des contributions Frangaises destindes 
A renforcer la ligne de defense des etats limitrophes, laquelle somme 
sera employée d’apres les plans et reglemens, qui seront généralement 
arrötes A cet Egard. 

b) La reversion de la partie du Palatinat appartenant à Ja Maison 
de Bade apres l'extinction de la ligne directe du Grand-Duc regnant. 

©) Une route militaire de Wurzbourg a Frankenthal. 

d) Le droit de garnison dans la place de Landau, qui sera une 
des forteresses de la confederation Germanique. 

Ces Articles seront regardes comme pleinement obligatoires, aussi- 
töt que Ja cour de Baviere aura declare Son adhesion aux arrangemens 
ci-dessus sp£ecifies. 

Les pays devolus & S. M. I. et R. A. par l’Art. 51 de l’Acte final 
du congres de Vienne et dont S. M. peut disposer pour des echanges 
avec d’autres Princes de la confederation Gerinanique, se trouvant encore 
malgré les representations faites & ce sujet par la cour Imperiale 
d’Autriche, en partie occupes par les autorit@s bavaroises, il sera fait 
de la part des quatre cabinets une demarche simultanee pres du gou- 
vernement Bavarois, afin que les dits pays soient remis sans delai A 
la libre disposition de S. M. I. et R. A. 

Arrangement pour le Grand-Duc de Hesse. 

Art. VIO. L’Autriche cedera au Grand-Duc de Hesse, en indem- 
nité du Duché de Westphalie, un territoire sur la rive gauche du Rhin, 
comprenant une population de 140 mille habitans, conform@ment au 
trait6 conelu entre l’Autriche, la Prusse et le Grand-Duc de Hesse. 
Les öchanges se feront d’apres le tableau ci-joint; dresse sur la base 
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du revirement territorial entre l’Autriche et la Baviere, tel qu'il se 
trouve indiqus dans l’article precedant. 

Art. IX. La reversion de la Partie du Palatinat appartenante 
au Grand-Duc de Bade ayant été assurée à l’Autriche par le protocole 
du 10. Juin 1815 des conferences du congres de Vienne, S. M. 1. R. 
et A. est pröte & renoncer & cette reversion en faveur de S. M. le 
Roi de Baviere pour faciliter les arrangemens indiques a l’article 7 du 
present protocole. La reversion du Brisgau, qui a été @galement assurde _ 
à l'Autriche par le dit protocole du 10. Juin, sera maintenue. 


C. Systeme defensif de la confederation Germanique. 

Art. X. Les places de Mayence, Luxembourg et Landau, sont 
declardes places de la confederation Germanique, abstraction faite de la 
souverainet& territoriale de ces places. 

Mayence. 

Les plenipotentiaires d’Autriche et de Prusse n'étant point autoriscs, 
vu les actes anterieurement existans et l’absence de leurs souverains, 
a renoncer en faveur de l’une ou de l’autre de leur cours respectives 
au droit de garnison dans la place de Mayence, il est convenu, que le 
service militaire et l’administration continueront a subsister dans cette 
place d’apres l’arrangement actuellement en vigueur, jusqu’a ce que les 
cours allites tombent d’accord d’un arrangement definitif à cet &gard. 

Luxembourg. 

Leurs Majestes, l’Empereur d’Autriche, l’Empereur de toutes les 
Russies et S. M. le Roi de la Grande Bretagne, employeront Leur 
meillieurs offices pour faire obtenir à S. M. le Roi de Prusse, le droit 
de garnison dans Ja place de Luxembourg, conjointement avec S. M. 
le Roi des Pays-Bas, ainsi que le droit de nommer le gouverneur de 
cette place. 

Landau. 

La garnison de Landau sera, jusqu’a l’epoque de son &change, 
entierement composee de troupes Autrichiennes et elle sera de même 
apres sa cession entierement composee en tems de paix de troupes 
Bavaroises. Cependant en tems de guerre le Grand-Duc de Bade sera 
tenu à fournir le tiers de la garnison necessaire pour la défense de 
la place. 

Distribution des sommes à consacrer au systeme defensif 
de Allemagne. 

Les puissances &tant convenues de consacrer au systeme defensif 
de l’Allemagne la somme de 60 millions, & prendre sur la partie des 
contributions Frangaises, destinee à renforcer la ligne de defense des 
etats limitrophes, la dite somme sera distribuse ainsi qu’il suit. 
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S. M. le Roi de Prusse en recevra vingt millions pour les fortifi- 
cations du Bas-Rhin; vingt millions seront reserves pour la construction 
d’une quatrieme place federale sur le Haut-Rhin; S. M. le Roi de 
Baviere, ou tel autre Souverain des pays limitrophes de la France entre 
le Rhin et les états Prussiens aura quinze millions; et cing millions 
seront employ&s à achever les ouvrages de Mayence. Il sera dispose 
des differentes sommes conform6ment aux plans et reglemens, qui seront 
generalement arretes à cet égard. 

Art. XI. Le present protocole aura la force d’une convention 
entre les quatre puissances jusqu’a ce que les arrangemens auxquels 
il se rapporte soient definitivement termines. 

Fait et signe a Paris le trois Novembre Mil huit cent quinze. 


Sign: Wellington. Rasoumoffsky. 
' Hardenberg. Capodistria. 
Castlereagh. Humboldt. 
Wessenberg. 


Nro. 1. Prusse. 


L’Autriche cédera a la Prusse sur la rive gauche du Rhin: 

a) Saarbourg avec le reste de Conz d’apres les limites de la paix 
de 1814 et exclusivement des parcelles sur la rive droite de la 
Moselle qui appartenaient antrefois a Luxembourg, 

b) Moertzig, 

c) Wadern, 

d) Tholey, 

e) Partie de Lebach d’apres l’etat de 1814, 

f) Ottweiler, 

g) St. Wendel, 

h) Les restes de Birkenfeld et Hermeskeil, 

i) Les restes de Baumholder et Grumbach. 


Nro. 2. Arrangement avec la Baviere. 
Cessions demandees & la Baviere. 


Populations. 
1. Le Hausruckviertel . , ; ’ j R 92,396 
L’Innviertel 125,671 


La prineipaute de Salzbourg a l'exception des bail- 
liages de Waging, Tittmaning, Teisendorf et Lau- 
fen; ces trois derniers autant qu'ils sont situes sur 
la rive gauche de la Salzach et de la Saale 168.000 
4. Le bailliage tyrolien Vils e 946 
Total 387,013 
Sa Majest£ le Roi de Baviere accorderait la libert€ de transit sur 
la route qui mene du Tyrol a Bregenz par les états Bavarois, pour 
une quantite de sel et de ble dont on conviendrait. 


2% 


Indemnites: 


A. Sur la rive gauche du Rhin: 


l. dans le departement du Mont-Tonnere: 


a) l’arrondissement de Deux-Ponts 
b) l’arıondissement de Kaiserslautern 


c) L’Arrondissement de Spire à l’exception des 


cantons Worms et Pfeddersheim 


d) dans l'arrondissement d’Alzey: le canton de 


Kirchheim-Boland 
2. dans le departement de la Sarre 
a) le canton de Waldmohr 
b) le canton de Bliescastel 


©) le canton de Coussel à l’exception de quelgues 
endroits sur la route de St. Wendel & Baum- 


holder approx. R 
3. dans le departement du Bas-Rhin: le 


la Lauter 

Sur la rive droite di Bas-Rhin: 
a) les bailliages Fuldois *) 
b) le bailliage de Redwitz 


canton de 
Landau avec le territoire sur la rive gauche de 


c) de Darmstadt: les bailliages de Miltenberg, 


Amorbach, Heubach et Alzenau 


d) de Bade: partie du bailliage de Werthheim 


Nro. 3. Reviremens territoriaux avec le 


Duc de Darmstadt. 


Darmstadt eederait: 


A. a la Prusse: 
Le duche de Westphalie 
B. a la Baviere: 
Les bailliages de Miltenberg 


P a; d’Amorbach 
nr „ de Heubach 
- — d’Alzenau 


*) Savoir les bailliages de Bruckenau, 
Bieberstein appartenante a l’Autriche 
de Weihers appartenant a la Prusse, 
suffisant pour compenser les bailliages 


8,094 
7,092 
3,505 
5,970 


Populations. 
93,596 
73,022 

144,042 
12,056 
10,795 
14,636 


8,698 


63,887 


26,304 
3,000 


24,661 
4,927 


Grand- 


Sujets. 


140,000 


24,661 


Hamelbourg, la partie de 
et une partie du bailliage 


ou autre territoire contigu 
de Saalmünster, d’Ursel et 


Lannerz que l’Autriche met à la disposition de la Prusse. 
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Sujels. 
C. à Hesse-Cassel: 
le bailliage de Hanau conform@ment aux conven- 
tions de Francfort ‘ i i . . ; 14,018 
au Landgrave de Hesse-Homburg: 
La souverainete sur . j i 6,366 
| 185,045. 


Le Grand-Due se chargerait de la moitie des dettes particulieres 
du Prince d’Ysenbourg. L’exeödent quoffriraient les indemnites ti- 
contre sera employ& pour faire obtenir à S.M. Prussienne la souverai- 
net& de Witgenstein et Berlebourg. 

On tächera de faire servir la partie du pays d’Ysenbourg situee 
sur la rive gauche du Mein aux &changes que le Grand-Duc de Hesse 
devra faire avec l’Eleeteur de Hesse pour les bailliages ci-dessus de- 
signes sub Lit. C et de faire obtenir a l'Electeur de Hesse toute la 
route de Saalmünster a Hanau. 


Darmstadt obtiendrait: 


Sujels. 

A. Sur la rive gauche du Rhin: " 
La ville de Mayence ; $ ; : 26,400 
Nieder-Olm . : ; 5 ; 12,113 
Ober-Ingelheim ’ 13,523 
Bingen . : F i : ; ; 8,191 
Woellstein . . j 3 10,806 
Woerstaedt . N ; ; ; : i 15,403 
Oppenheim . : ; : 15.438 
Bechtheim i A 3 ; ; : ; 14,606 
Altzey . ’ ; > £ ; : . 15,961 
Pfeddersheim . . ; ; : i B 14,573 
Worms . i ; i . N } j 5,718 

B. Sur la rive droite du Rhin: 
Les villages de Nieder-Ursel et Ober-Erlenbach . 1,164 
La principaut€ d’Ysenbourg ; 47,454 
201,646 


C. La propriet& des salines de Kreutznach. 


Martens recueil des principaux trailes sup. tom. VI. pag. 668. 
Neumann recueil des trait@s Tom. III. pag. 50. 


— — 
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26. Zweiter Pariſer Friedens-Vertrag vom 20. November 1815. 
Am Namen der hochheiligen und untheilbaren Dreieinigfeit. 


Nachdem die verbündeten Mächte durch ihre vereinten Anjtrengungen 
und den Erfolg ihrer Waffen, Franfreich und Europa vor den Zerrüt- 
tungen, womit fie durch das lette frevelhafte Unternehmen Napoleon 
Bonoparte'8 und die zur Unterftügung desfelben in Gang gebrachten 
revolutionären Maafregeln bedroht waren, gerettet, und demnächſt mit 
Seiner Allerchriftlichiten Majeftät fowehl den Wunsch, die glücklich wieder- 
bergejtellte Ordnung der Dinge in Frankreich, durch unverbrüchliche Auf— 
rechthaltung der Föniglichen Macht, und erneuerte Wirkfamfeit ver Ver— 
faffungs-Urfunvde zu befeftigen, als auch die Abficht, zwifchen Franfreich 
und ven benachbarten Staaten, die ehemaligen durch den verberblichen 
Einfluß der Revolution und des Eroberungs-Syſtems lange Zeit geftörten 
Verhältniife wechjelfeitigen Vertrauens und Wohlmwollens wieder anzu— 
fnüpfen, getheilt, zugleich aber die Ueberzeugung erlangt haben, daß dieſer 
fette Zwed nur durch eine Uebereinfunft, welche ven verbündeten Mächten 
gerechte Echaploshaltung für das Vergangene, und befriedigende Gewähr— 
leiftung für die Zufunft ficherte, zu erreichen jtand: 

So haben viefelben gemeinschaftlich mit Seiner Majeftät dem Könige 
von Franfreih die Mittel, um eine folche Uebereinfunft zu ftiften, in 
Erwägung gezogen. Und da die den Mächten gebührende Schabloshaltung 
weder ausjchließend durch Yänverabtretung, noch ausſchließend durch Geld 
geleiftet werden Fonnte, ohne Frankreich in einem oder dem andern Zweige 
jeiner wefentlihen Wohlfahrt zu verlegen, daher rathſamer gefunden 








Au nom de la tres-sainte et indivisible Trinite! 


Les Puissances alliees ayant, par leurs eflorts r&unis et par le 
succes de leurs armes, préservé la France et l’Europe des bouleverse- 
mens dont elles &toient menacees par le dernier attentat de Napoleon 
Buonaparte, et par le systeme revolutionaire reproduit en France pour 
faire reussir cet attentat; 

Partageant aujourd’hui avee S.M. tres-chretienne le desir de con- 
solider par le maintien inviolable de l’autorit& royale et la remise en 
vigueur de la charte constitutionelle, l’ordre des choses heureusement 
retabli en France; ainsi que celui de ramener entre la France et ses 
voisins ces rapports de confiance et de bienveillance reciproque que 
les funestes effets de la revolution et du systeme de conquete avaient 
troubles pendant si longtems; 

Persuadces que ce dernier but ne sauroit être atteint que par un 
arrangement propre & leur assurer de justes indemnites pour le passe 
et de garanties solides pour l’avenir: 

Ont pris en consideration, de concert avec Sa M. le Roi de 
France, les moyens de realiser cet arrangement; et ayant reconnu que 
l'indemnite düe aux Puissances ne pouvoit ötre ni toute territoriale, ni 
toute pecuniaire, sans porter atteinte & l’un ou à l’autre des interets 
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worben, beide Wege zu vereinigen, und beiden Nachtheilen auszumweichen; 
fo ift von Ihren Kaiferlih Königlichen ꝛc. Majejtäten viefes zur erjten 
Grundlage Ihrer gegenwärtigen Verhandlungen, die von beiven Theilen 
gleichmäßig anerkannte Nothwendigfeit aber, während eines beftimmten 
Zeitraumes in den franzöfifchen Gränz-Provinzen eine bejtinmte Anzahl 
verbündeter Truppen ftehen zu lafjen, zur andern Grundlage angenemmen 
und befchlojjen worden, die auf diefen Grundlagen beruhenden Maaß— 
nehmungen in einen Haupttraftat zufammen zu faffen. 

In folder Abficht und zur Unterhandlung, Feitfegung und Unter: 
zeichnung des befagten Zraftates, haben Seine Majeftät der König von 
Preußen und Höchjtvero Alliirten einerfeit® und Seine Majeftät ver 
König von Franfreih und Navarra andererjeits, zu Bevollmächtigten 
ernannt, nämlich: 

Seine Majeftät ver König von Preußen, den Fürften von Harbenberg, 
Ihren Staatsfanzler, Ritter des ſchwarzen und rothen Adler-Ordens, 
des Preußiſchen St. Yohanniter-Orvens und des Preufifchen eifernen 
Kreuzes, Ritter des Ruſſiſchen St. Andreas-, St. Alerander-Newsty- 
Drvens und St. Annen-Ordens erjter Kaffe; Großkreuz des Hungarifchen 
St. Stephand- Ordens, Groß- Adler der Chrenlegion, Großfreuz des 
Spanifhen St. Carls-Ordens, Nitter des Sardiniſchen Annunciaten-, 
des Bayeriſchen St. Hubert-, des Echwerifchen Seraphinen-, des Dünifchen 
Elephanten-, bes Wirtembergifchen goldenen Adler-Ordens, und mehrerer 
anderer Orben; 





essentiels de la France; et qu’il seroit plus convenable de combiner les 
deux modes, de maniere a prevenir ces deux inconveniens, Leurs Ma- 
jestes Imperial’s et Royales ont adopte cette base pour leurs trans- 
actions actuelles; et se trouvant egalement d’accord sur celle de la 
necessit@ de conserver pendant un temps determine dans les provinces 
frontieres de Ja France un certain nombre de troupes allices, elles sont 
convenues de réunir les differentes dispositions fundees sur ces bases, 
dans un traite definitif. 

Dans ce but, et a cet effet, S. M. le Roi de Prusse, pour elle 
et ses Allies d’une part, et S. M. le Roi de France et de Navarre, 
d’autre part, ont nomme& leurs plenipotentiaires, pour discuter, arröter 
et signer ledit trait& definitif, savoir. 

Sa Majest& le Roi de Prusse le Prince de Hardenberg, son chan- 
celier d’etat, chevalier des grands ordres de l’Aigle noire, de l’Aigle 
rouge, de celui de Saint Jean de Jerusalem et de la Croix de fer de 
Prusse; de ceux de Saint Andre, de Saint Alexandre-Newski et de 
Sainte-Anne de la premiere classe de Russie; grand-croix de l’ordre 
royal de Saint-Etienne de Hongrie, grand-cordon de la Legion d’honneur, 
grand-croix de l’ordre de Charles III d’Espagne, de l’ordre supreme de 
l’Annonciade de Sardaigne, de celui de Saint Hubert de Baviere; che- 
valier de l'ordre de Seraphin de Suede, de celui de Elé phant de 
Danemark, de l’Aigle d’or de Wurttemberg et de plusieurs autres; 
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und den Freiheren Carl Wilhelm von Humboldt, Ihren Staats: 
minifter, Kammerherrn, außerorbentlichen Gefandten und bevollmächtigten 
Minifter bei Ihrer Kaiferlihen Königlichen Apoftolifchen Majeſtät, Ritter 
des Preufifchen eifernen Kreuzes, des Defterreichifchen Yeopolo-, des Ruſ— 
fiihen St. Annen-Ordens erfter Klaffe, des Däniſchen Danebrog-Ordens, 
Großkreuz des Bayeriſchen Kronen» Ordens und des Badenſchen Ordens 
der Treue; und 

Seine Majeftät der König von Franfreih und Navarra den Herrn 
Armand Emanuel du Plessis Richelieu, Herzog von Richelieu, Nitter des 
Königlichen militärifchen St. Ludwig-Ordens, des Ruffiichen Ct. Alexander— 
Newsky-, St. Wladimir-, und St. Georgen-Ordens; Pair von Frankreich, 
erften Rammerberrn Seiner Allerchriftlichiten Majeftät, Ihren Minijter, 
Staatsfecretär der auswärtigen Angelegenheiten und Präfident des Mini— 
jterialratheg; 

welche, nachdem ihre Vollmachten ausgewechſelt, und in geböriger 
Form befunden worden, bie nachſtehenden Artikel unterzeichnet haben: 

Erfter Artifel. Die Grünen von Frankreich werben biefelben 
fein, die im Jahre 1790 beitanvden, mit Vorbehalt der Abänderungen 
auf einer over der andern Eeite, welche der gegenwärtige Artifel bejtimmt. 

1. Auf ver nördlichen Gränze bleibt die Demarfationslinie, wie der 
Tractat von Paris fie feitgefegt hatte, bis Yegenüber von Quivrain; von 





et le sieur Charles Guillaume Baron de Humboldt, Ministre d’etat 
de Sa dite Majeste, son chambellan, Envoyé extraordinaire et Ministre 
plenipotentiaire pres Sa Majest& Imperiale et Royale Apostolique, che- 
valier du grand-ordre de l’Aigle rouge, et de celui de la Croix de fer 
de Prusse; grand-croix de l’ordre de Leopold d’Autriche, de l’ordre 
de Saint-Anne de Russie, de Danncebrog de Danemark, chevalier grand- 
eroix de celui de Ja Couronne de Bavicre et de celui de la fidelite 
de Bade. 

Et Sa Majeste le Roi de France et de Navarre le sieur Armand 
Emmanuel du Plesis Richelieu, duc de Richelieu, chevalier de l’ordre 
royal et militaire de Saint-Louis, et des ordres de Saint-Alexander- 
Newsky, Saint-Wladimir, de Saint-George de Russie; pair de France, 
premier gentilhomme de la chambre de S. M. T. C. son ministre et 
seeretaire d’etat des affaires &trangeres, et president du conseil de son 
ministere; 

Lequels, apres avoir échangé leurs pleinpouvoirs trouves en bonne 
et düe forme, ont signe les articles suivans: 

Article I. Les frontieres de Ja France seront telles qu’elles 
etaient en 1790, sauf les modifications de part et d’autre qui se trou- 
vent indiquees dans l’article present: ! 

l. Sur les frontieres du nord, la ligne de demarcation restera telle 
que le trait@ de Paris l'avait fixde; jusque vis-A-vis de Quievrain; de 
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da an folgt fie den alten Gränzen ver nieverläindiichen Provinzen, des 
ehemaligen Erzitiftes Tüttih und des Herzogthums Bouillon, wie fie im 
Sabre 1790 bejtanden, vergeftalt, daß die angelchloffenen Bezirfe von 
Philippevilfe und Marienburg mit den Feltungen dieſes Namens, nebft 
dem ganzen Herzogthum Bouillon außerhalb ver franzöfifchen Gränze 
bleiben. Bon Billers bei Drval (auf der Gränzfcheidung zwifchen dem 
Departement der Ardennen und dem Großherzogthum Yuremburg) bis 
nach Perle, auf ver großen Straße von Thionville nach Trier, bleibt die 
Linie, wie fie im Tractat von Paris bezeichnet war. Von Perle läuft 
fie durch Launsdorf, Wallwih, Scharvorf, Nievderweiling, Pellweiler, fo 
daß alle dieſe Ortfchaften mit ihren Kirchipielen bei Frankreich verbleiben, 
bis nach Houvre, und folgt ſodann den ehemaligen Gränzen des Fürften- 
thums Saarbrüden, vergejtalt, vaß Saarlouis und der Lauf der Saar 
mit den zur rechten der oben bezeichneten Yinie liegenden Ortfchaften und 
ihren Kirchipielen außerhalb der franzöfifchen Gränze bleiben. Bon ven 
Gränzen des ehemaligen Fürſtenthums Saarbrücken bleibt die Demarfa- 
tionslinie die nämliche, die gegenwärtig Deutichland von den Departe- 
ments der Mofel und des Nieverrheins fcheivet, bis an die Yauter, welche 
ferner bis an ihren Ausflug in den Rhein die Gränze bilden. Das ge- 
fammte Gebiet der Lauter mit Inbegriff ver Feltung Yandau, wird mit 
Deutfchland vereinigt. Jedoch bleibt die Stadt Weiffenburg, welche von 
diefem Fluſſe durchfchnitten wird, ganz bei Franfreich mit einem Umfreife 
von nicht mehr als taufend franzöfiichen Klaftern auf dem linfen Ufer 








la elle suivra les anciennes limites des provinces belgiques, du ci-devant 
evöche de Liege et du duche de Bouillon, telles qu’elles etaient en 
1790, en laissant les territoires enclaves de Philippeville et Marienbourg, 
avec les places de ce nom, ainsique tout le duche de Bouillon, hors 
des frontieres de la France; depuis Villers pres d’Orval (sur les con- 
fins du departement des Ardennes et du grand duche de Luxembourg) 
jusqu’a Perle, sur la chaussde qui conduit de Thionville a Treves, la 
ligne restera telle qu'elle avait &t& designee par le traite”de Paris. De 
Perle elle passera par Launsdorf, Wallwich, Schardorf, Niederveiling, 
Pellweiler (tous ces endroits restant avec leurs banlieues a la France), 
jusqu’a Houvre, et suivra de la les anciennes limites du pays de Sarre- 
bruck, en laissant Sarrelouis et le cours de la Sarre, avec les endroits 
situes à Ja droite de la ligne ci-dessus designee et leurs banlieues hors 
des limites frangaises. Des limites du pays de Sarrebruck, la ligne 
de demarcation sera la m&me qui separe actuellement de l’Allemagne 
les döpartemens de la Moselle et du Bas-Rhin, jusqu’a la Lauter, qui 
servira ensuite de frontiere jusqu’a son embouchure dans le Rhin. Tout 
le territoire sur la rive gauche de la Lauter, y compris la place de 
Landau, fera partie de "Allemagne; cependant, la ville de Weissen- 
bourg. traversde par cette riviere, restera toute entiere a la France, 
avec un rayon sur la rive gauche, n’excödant pas mille toises, et qui 
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ver Lauter, welchen tie zur bevorfjtehenden Abgrenzung zu ernennende 
Commiffion näher beftinnmen wird. 

2. Vom Ausflug der Yauter an, und längs der Departements bes 
Nieverrheins, des Oberrheins, des Doubs und des Yura verbleiben vie 
Grenzen, wie fie durch den Zractat von Paris feftgefegt waren. Der 
Thalweg des Rheins bildet die Gränzfcheidung zwifchen Franfreih und 
den deutfchen Staaten; das Eigenthum der Inſeln aber, fo wie es im 
Berfolg einer neuen Ausmittelung des Yaufes dieſes Stromes feftgefegt 
werben wird, bleibt unverändert, welche Beränderungen fich auch fernerhin 
in gedachten Yaufe zutragen mögen. Die hoben contrahirenden Mächte 
werben binnen drei Monaten Commiffarien von beiden Seiten ernennen, 
um zu obbemelveter Ausmittelung zu fchreiten. Die Hälfte ver Brüde 
zwiſchen Straßburg und Kehl foll zu Frankreich, die andere Hälfte zum 
Großherzogthum Baden gehören. | 

3. Um zwijchen dem Canton Genf und der Echweiz eine unmittel- 
bare Verbindung zu bewirfen, foll ver Theil des Landes Ger, der an ber 
Ojftfeite vom Genfer-See, an der Mittagsfeite vom Gebiet des Cantons 
Senf, an der Norpfeite vom Gebiet des Cantons Waadt, an der Wejt- 
feite durch den Pauf der Verfoir und von einer Yinie, welche die Ortjchaf- 
ten Collex-Buſſy und Meyrin einfchließt, begränzt wird, vergeftalt, daß 
der Ort Ferney bei Frankreich bleibt, an die helvetiſche Conföderation 
abgetreten und mit dem Canton Genf vereinigt werden. Die franzöfifche 





sera plus particulierement determine par les commissaires que l'on 
chargera de la delimitation prochaine. 

2. A partir de l'’embouchure de la Lauter, le long des departe- 
mens du Bas-Rhin, du Haut-Rhin, du Doubs et du Jura jusqu’au can- 
ton de Vaud, les frontieres resteront comme elles ont été fixees par 
le traite de Paris. Le Thalweg du Rhin formera la demarcation entre 
la France et les etats de l’Allemagne; mais la propriete des isles, telle 
qu’elle sera fixce a la suite d’une nouvelle reconnoissance du cours de 
ce fleuve, restera immuable, quelques changemens que subise ce cours 
par la suite du tems. Des commissaires seront nommes de part et 
d’autre par les hautes parties contractantes, dans le delai de trois 
mois, pour proceder a la dite reconnaissance. La moitie du pont entre 
Strasbourg et Kehl appartiendra à la France, et l’autre moitie au 
Grand-Duche de Bade. 

3. Pour 6tablir une communication direete entre le canton de Ge- 
neve et la Suisse, la partie du pays de Gex, bornde a l’est par le lac 
Leman, au midi par le territoire du canton de Geneve, au nord par 
celui du canton de Vaud, a l'ouest par le cours de la Versoix et par 
une ligne qui renferme les communes de Collex-Bussy et Meyrin, en 
laissant Ja commune de Ferney à la France, sera cedee a la Confede- 
ration helvetique, pour &tre reunie au canton de Geneve. La ligne des 
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Zolllinie ſoll weftlih vom Jura zu jtehen fommen, jo daß das ganze 
Land Ger außerhalb viefer Yinie bleibt. 

4. Bon den Gränzen des Gantons Bern bis ans mittelländifche Meer 
bleibt vie Demarfationslinie diefelbe, die im Jahre 1790 Frankreich von 
Savoyen und der Grafichaft Nizza ſchied. Die durch den Tractat von 
1814 wieverhergejtellten Berhältniffe zwiichen Sranfreich und dem Fürjten- 
thum Monaco hören für immer auf, und es follen die nämlichen Ver: 
hältniffe zwiichen gedachten Fürftenthum und Seiner Majeſtät dem Könige 
von Sardinien eintreten. 

5. Alle Gebiete und Bezirke, die ſich innerhalb der franzöſiſchen 
Gränzen, fo wie durch gegenwärtigen Artikel beſtimmt find, eingeſchloſſen 
finden, bleiben mit Franfreich vereinigt. 

6. Die hohen contrahirenden Mächte werben binnen 3 Monaten nach 
Unterzeichnung des gegenwärtigen Tractates Kommifjarien ernennen, um 
alfes, was auf Abgränzung der beiverfeitigen Gebiete Bezug hat, fejtzu- 
fegen; und nach Beendigung dieſes Gejchäftes werden Karten aufgenommen 
und Gränzpfähle geftet werden, um die Gränzen auf allen Punkten zu 
bezeichnen. | 

Zweiter Artifel. Die Pläge und Diftrifte, welche nach dem 
vorſtehenden Artifel nicht ferner zum franzöfiichen Gebiete gehören, follen 
in den durch den 9. Artikel der dem gegenwärtigen Tractat angehängten 
Militär - Convention bejtimmten Terininen, den verbündeten Mächten zur 
weiteren Verfügung übergeben werben; und Seine Majeftät der König 





douanes francaises sera place a l’ouest du Jura, de maniere que tout 
le pays de Gex se trouve hors de cette ligne. 

4. Des frontieres du canton de Geneve jusqu’a la Mediterrande, la 
ligne de demarcation sera celle qui, en 1790, separait la France de la 
Savoie et du comt& de Nice. Les rapports que le trait« de Paris de 
1814 avoit retablis entre Ja France et la principaute de Monaco. ces- 
serönt A perpétuité , et les mömes rapports existeront entre cette prin- 
cipaute et S. M. le Roi de Sardaigne. 

5. Tous les territoires et distriets enclaves dans les limites du 
territoire francais, telles qu’elles ont été determindes par le present 
article, resteront reunis a la France. 

6. Les hautes parties contractantes nommeront, dans le délai de 
trois mois apres la signature du prösent traite, des commissaires pour 
regler tout ce qui a rapport a la delimitation des pays de part et 
d’autre; et aussitöt que le’ travail de ces commissaires sera termine, il 
sera dresse des cartes et placè des poteaux qui constateront les limites 
respectives. 

Article II. Les places et les distriets qui, selon l'article preee- 
dent, ne doivent plus faire partie du territoire francois, seront remis A 
la disposition des puissances alliees, dans les termes fixes par l'article 
IX de la convention militaire annexee au present traité, et S. M. le 
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von Frankreich entfagt für immer für Eich, Seine Erben und Nachfolger 
allen über die gedachten Pläge und Diftrikfte bisher ausgeübten Souve— 
ränetäts- und Eigenthums-Rechten. 

Dritter Artikel. In Betracht, daß die Feitungswerfe von Hünin— 
gen zu allen Zeiten ein Gegenftand der Beforgniffe für die Stadt Bafel 
gewefen find, haben die hohen contrahirenden Diächte, um der helvetifchen 
Conföveration einen neuen Beweis ihres Wohlwollens und Ihrer Sorg— 
falt zu geben, fich dahin vereinigt, daß die Feſtungswerke von Hüningen 
gefchleift werben, und die franzöfifche Regierung verpflichtet fi aus tem 
nämlichen Grunde, fie zu feiner Zeit wieder herzuftellen, auch auf eine 
Entfernung von weniger als drei franzöfiihen Meilen ven der Stadt 
Bajel feine neue Befejtigungen anlegen zu laſſen. 

Die Neutralität der Schweiz wird auf den Landſtrich nordwärts 
einer Linie, die von Ugine mit Inbegriff diefer Stadt, nach der Mittags- 
feite des Sees von Annech, durch Faverge bis Yecheraine, und von ba 
nach dem See von Bourset bis an die Rhone läuft, auf.eben vie Weife 
ausgedehnt, wie ſolche durch den 92, Artifel des Schluß-Aftes des Wiener- 
Congreſſes auf die Provinzen von Chablais und Faucigny ausgebehnt 
worden war. 

Vierter Artikel. Der in Geld zu entrichtende Theil der ben 
verbündeten Mächten von Seiten Frankreichs verheigenen Entſchädigung, 
wird auf die Summe von Siebenhundert Millionen Franken fejtgefett. 
Die Zahlungsweife, die Zahlungs - Termine und die Bürgſchaften diefer 





Roi de France renonce à perpetuit& pour elle et ses heritiers et suc- 
cesseurs, aux droits de souverainete, et de propriete qu’elle a &xercöse 
jusqu’ici sur les dites places et districts. 

Article Ill. Les fortifications d’Huningue ayant ete constamment 
un objet d’inquietude pour la ville de Bäle, les hautes parties contrac- 
tantes, pour donner a la Confederation helvetique une nouvelle preuve 
de leur bienveillance et de leur sollicitude, sont convenues entre elles 
de faire demolir les fortifications d’Huningue; et le gouvernement frangais 
s'engage, par le meme motif, & ne les retablir dans aucun tems, et à 
ne point les remplacer par d’autres fortifications a une distance moindre 
que trois lieues de la ville de Bäle. 

La neutralite de la Suisse sera etendue au territoire qui se trouve 
au nord d’une ligne & tirer depuis Ugine, y compris cette ville, au midi 
du Jac d’Annecy, par Faverge jusqu’a Lecheraine, et dela au lac du 
Bourget jnsqu’au Rhöne, de la m&me maniere qu'elle a été etendue aux 
provinces de Chablais et de Faucigny, par l’article XCII de l’acte final 
du congres de Vienne. 

Article IV. La partie pecuniaire de l'indemnite à fournir par 
la France aux puissances allices, est fixee a la somme de sept cent 
millions de franes. Le mode, les termes et les garanties du payement 
de cette somme seront regles par une convention particuliere, qui aura 
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Summe, werben burch eine abgeſonderte, Convention beſtimmt, welche die 
nämliche Kraft und Giltigkeit haben ſoll, als wenn fie dem gegenwärtigen 
Zractat von Wort zu Wort einverleibt wäre. 


Fünfter Artikel. Da ver Zuftand von Unruhe und Gährung, 
deſſen Wirfungen für Frankreich nach fo heftigen Erſchütterungen, und 
beſonders nach der legten Kataſtrophe, ungeachtet der väterlichen Gefinnun- 
gen Seines Monarchen, und der durch die Verfaffungsurkunde allen Klaſſen 
Seiner Unterthanen zugeficherten Vortheile, nothwendig noch fühlbar bleiben 
müffen, einftweilige VBorfichts- und Schug-Maafregeln für die benachbarten 
Staaten zur Pflicht macht; fo ift in dieſer Nückficht als unumgänglich 
erachtet worden, während eines gewifjen Zeitraums durch ein Corps ver- 
bünveter Truppen, militärifche Stellungen innerhalb ver franzöfifchen 
Gränzen befegen zu laffen, unter dem ausprüdlichen Vorbehalt, daß dieſe 
Bejegung der Souveränetäit Seiner Allerchriſtlichſten Majeftät, und dem 
durch gegenwärtigen Tractat anerkannten und befräftigten Beſitzſtande 
feinen Eintrag thun foll. 

Die Stärfe des gedachten Truppen-Corps wird nicht über Einhundert 
fünfzigtaufend Mann betragen. Der Oberbefehlshaber wird von ben 
verbündeten Mächten ernannt. | 

Diefes Corps wird die feiten Pläte Conde, Dalenciennes, Bouchain, 
Cambrai, Yequesnoy, Maubeuge, Landrech, Avesnes, Rocroh, Givet nebft 
Charlemont, Mezieres, Sedan, Montmedy, Thionville, Longwy, Birſch 
und ben Brüdenfopf von Fort-Louis befeken. 


En 


la me&me force et valeur que si elle était textuellement inserde au pre- 
sent traite. 


Article V. L'etat d’inquietude et de fermentation dont, apres 
tant de secousses violentes, et surtout apres la derniere catastrophe, 
la France, malgre les intentions paternelles de son roi, et les avantages 
assures par la charte constitutionelle A toutes les classes de ses sujets, 
doit necessairement se ressentir encore, exigeant pour la sürets des 
etats voisins, des mesures de precaution et de garantie temporaires, il 
a été juge indispensable de faire occuper pendant un certain tems, 
par un corps de troupes allices, des positions militaires le long des 
frontieres de la France, sous la röserve expresse que cette occupation 
ne portera aucun prejudice a la souverainete de S. M. T. C., ni a letat 
de possession tel qu'il est reconnu et confirme par le present traite. 

Le nombre de ces troupes ne depassera pas cent-cinguante mille 
hommes. Le commandant en chef de cette armde sera nomme par les 
puissances alliees. a 

Ce corps d’armee occupera les places de Conde, Valenciennes, 
Bouchain, Cambrai, le Quesnoy, Maubeuge, Landrecy, Avesnes, Rocroy, 
Givet avec Charlemont, Mezieres, Sedan, Montinedy, Thionville, Longwy, 
Birsch, et la t&te de pont du Fort-Louis. 
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Da ver Unterhalt ver zu dieſem Dienfte beftimmten Armee von 
Frankreiich beftritten werben muß, fo wird alles, was auf biefen Gegen- 
ftand Bezug hat, durch eine Separat- Convention regulirt werden. Diefe 
Separat-Eonvention, die eben die Kraft und Giltigfeit hat, als wenn fie 
dem gegenwärtigen Zractat von Wort zu Wort einverleibt wäre, wird 
zugleich die Verhältniffe zwijchen der Dccupationg » Armee und ven Civil- 
und Militär-Behörven des Landes feitjegen. 

Die Dauer diefer militärifchen Beſetzung foll fich nicht über 5 Jahre 
hinaus erjtreden. Sie fann früher aufhören, wenn nach Verlauf von 3 
Jahren die verbündeten Souveraind, nach einer mit Seiner Majeftät 
dem Könige von Frankreich gemeinfchaftlich angejtellten Prüfung des Zu— 
jtandes der Dinge, und des wechjeljeitigen Intereſſes der Mächte, befon- 
ders aber der Fortjchritte, welche die Wiederhertellung ver Ordnung und 
Ruhe in Franfreih bis dahin gemacht haben wird, zu der einftimmigen 
Ueberzeugung gelangen, daß die Beweggründe, welche fie zu diefen Maaf- 
regeln veranlaßten, nicht ferner obwalten. Jedoch jollen, wie auch das 
Refultat diefer Prüfung ausfallen möge, die fämmtlichen von ven ver- 
bündeten Truppen bejegten Pläge und Stellungen, nad) Verlauf von fünf 
Jahren ohne weiteren Verzug geräumt und Seiner Allerchriftlichjten Maje- 
jtät, oder deren Erben und Nachfolgern überliefert werben. 

Sechster Artifel. Die fremden Truppen, welche nicht zur Occu— 
pationd-Armee gehören, räumen das franzöfifche Gebiet in den durch ven 
9, Artifel der diefem Tractat angehängten Militär-Convention beftimmten 
Terminen. 





L'’entretien de l’armee destinee à ce service devant ötre fourni 
par la France, une convention speciale reglera tout ce qui peut avoir 
rapport à cet objet. Cette convention, qui aura la m&me force et 
valeur que si elle étoit textuellement inseree dans le present traite, 
reglera de m&me les relations de 'armée d’occupation avec les auto- 
rites civiles et militaires du pays. 

Le maximum de la duree de cette occupation militaire est fix à 
cing ans. Elle peut finir avant ce terme, si au bout de trois ans les 
souverains allies, apres-avoir, de concert avec S. M. le Roi de France, 
‘“ mürement examine la situation et les interöts reciproques et les pro- 
gres que Je retablissement de l’ordre et de la tranquillite aura faits en 
France, s’accordent & reconnoitre que les motifs qui les portaient à 
cette mesure, ont cesse d’exister. Mais quelque soit le resultat de 
cette deliberation, toutes les places et positions occup6es par les troupes 
alli6es seront au terme de cing ans revolues, &vacudes sans autre delai, et 
remises à Sa Majest& Tres-Chretienne, ou à ses heritiers et successeurs. 

Article VI. Les troupes etrangeres, autres que celles qui feront 
partie de l’armde d’occupation, evacueront le territoire frangais dans 
les termes fixes par l’article IX de la convention militaire, annexee au 
present traite. 


“ 
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Siebenter Artikel. In allen Ländern, welche Kraft des gegen- 
wärtigen Tractats, oder der in Gefolge vesfelben abzuſchließenden Ver— 
bandlungen, an andere Herren übergeben, foll ven Einwohnern, ſowohl 
Eingebornen als Fremden, wes Standes oder Nation fie fein mögen, eine 
Friſt von fünf Jahren, von Auswechjelung der Ratificationen an gerechnet, 
geitattet fein, um, wenn fie es nöthig finden, ihr Eigenthum zu veräußern, 
und fich in dem Lande, welches fie wählen werben, nieder zu laffen. 


Achter Artikel. Alle Verfügungen des Parifer- Tractates vom 
30. Mai 1814, in Bezug auf die durch dieſen Tractat abgetretenen Yän- 
der, jollen auch die durch gegenwärtigen Tractat abgetretenen Diftrifte 
gleihmäßig anwendbar fein. 


Neunter Artikel. Da die hohen contrahirenden Mächte, nach 
gehöriger Erwägung der auf die Nichterfüllung des 19. und ber folgenven 
Artikel des Parifer- Friedens von 1814, fo wie der zwifchen England und 
Frankreich unterzeichneten abditionellen Artikel des gedachten Friedens 
gegründeten Neclamationen, ven Wunſch hegen, ven in ven befagten Arti- 
fein enthaltenen Verfügungen mehr Wirffamfeit zu geben, fo ift zu dieſem 
Ende der zur volljtändigen Erfüllung mehrgedachter Artifel von beiden 
Theilen zu beobachtende Gang durch zwei Separat-Conventionen beftimmt 
worben. Diefe Conventionen, jo. wie foldhe vem gegenwärtigen Tractat 
beigefügt find, follen die nämliche Kraft und Giltigfeit haben, als wenn 
fie von Wort zu Wort vemfelben einverleibt wären. 





Article VII. Dans tous les pays qui’ changeront de maitre, tant 
en vertu du present traite que des arrangemens qui doivent £tre faits 
en consequence, il sera accorde aux habitans naturels et £trangers, 
de quelque condition et nation qu’ils soient, un espace de six ans A 
compter de l’echange des ratifications, pour disposer, s’ils le jugent 
convenable, de leurs proprietes, et se retirer dans tel pays qu'il leur 
plaira de choisir. 


Article VII. Toutes les dispositions du traite de Paris du 
30. mai 1814, relatives aux pays cedes par ce traite, s’appliqueront 
egalement aux differens territoires et distriets cedees par le present 
traite. 


Article IX. Les hautes parties contractantes s'étant fait repre- 
senter les differentes reclamations provenant du fait de la non-ex&eution 
des articles XIX de suivans, du traite du 30. mai 1814, ainsique des 
articles additionnels de ce traite, signes entre la Grand-Bretagne et la 
France, desirant de rendre plus efficaces les dispositions enoncees dans 
ces articles, et ayant, à cet effet, determine par deux conventions 
separees, la marche à suivre de part et d’autre pour l’ex@cution com- 
plete des articles sus-mentionnes, ces deux dites conventions, telles 
qu’elles se trouvent jointes au present traite, auront la möme force et 
valeur que si elles y étaient textuellement inser6es. | 
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Zehnter Artifel. Sämmtlihe während der Feinbfeligfeiten ge: 
machte Gefangene, wie auch bie Geifeln, vie von einem oder dem andern 
Theile genommen oder gegeben worten fein fünnten, follen in ver kürzeſt 
möglichen Friſt zurücdigegeben werben. 

Dasfelbe gilt von ven vor dem Tractat vom 30. Mai 1814 ge- 
machten Gefangenen, infofern deren Zurücgabe noch unterblieben fein 
möchte. . 
Eilfter Artikel. Der Zractat von Paris vom 30. Mai 1814 
und der Schhufaft des Gongreffes zu Wien vom 9. Juni 1815 werben 
in Rücficht aller darin enthaltenen Verfügungen, vie durch die Beſchlüße 
des gegenwärtigen Tractats feine Abänderung erlitten haben, beftätigt und 
in Kraft erhalten. 

Zwölfter Artifel. Der gegenwärtige Tractat foll, nebjt ven dem— 
felben angehängten Conventionen unter Einem ratifizirt werben, und bie 
Auswechſelung ver Ratificationen binnen zwei Monaten, oder, wenn es 
möglich ift, früher Statt haben. 

Des zu Urfund haben die beiverfeitigen Bevollmächtigten dieſen 
Tractat unterfchrieben und mit ihren Wappen beprudt. 


Co gefchehen Paris den 20. November des Yahres Eintaufend acht- 
hundert und fünfzehn. 


Unterzeichnet: 
Hardenberg. Humboldt. Richelieu. 





Article X. Tous les prisonniers faits pendant les hostilites, de 
meme que tous les Ötages qui peuvent avoir été enleves ou donnes 
seront rendus dans le plus court delai possible. Il en sera de m&me 
des prisonniers faits anterieurement au traitö du 30. mai 1814 et qui 
n’auront point encore &t& restituds. 


Article XI. Le trait# de Paris, du 30. mai 1814, ainsi que 
l’acte final du congres de Vienne, du 9. juin 1815, sont confirmes et 
maintenus dans toutes celles de leurs dispositions qui n’auroient pas été 
modifiees par les clauses du present traite. 


Article XII. Le present traite, avec les conventions qui y sont 
jointes, sera ratifiö en un seul acte, et les ratifications en seront 
echangees dans le möme de deux mois, ou plus töt, si faire se peut, 


En foi de quoi, les plenipotentiaires respectifs l’ont signe et y ont 
appose le cachet de leurs armes. 


Fait a Paris, le 20, novembre l’an de gräce mil huit cent quinze. 
Signes: 
Hardenberg. Humboldt. Richelieu, 
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Additional: Artifel., Da die hohen contrahirenden Mächte 
aufrichtig wünfchen, die Maafregeln zu verfolgen, womit fie fich bereits 
auf dem Congreß zu Wien in Rüchkſicht der volljtändigen und alfgemeinen 
Abſchaffung des Sclavenhanvels befchäftigt hatten, und auch, jede in ihren 
Staaten, ihren Colonieen und Unterthanen jchon alle Art von Theilnahme 
an diefem Handel, ohne Ausnahme, unterfagt haben; fo verpflichten fie 
fih, von neuem ihre Bemühungen zu vereinigen, um ven endlichen Erfolg 
der in der Declaration vom 4. Februar 1815 aufgeftellten Grundfäge zu 
fichern, und ohne Zeitverluft durch ihre Gefandten an ven Höfen zu Lon— 
don und Paris die wirffamften Maafnehmungen zu verabreden, damit 
dieſer am fich jo verabfcheuungswürdige, und ven Gefegen ver Natur und 
der Religion jo offenbar zumwiverlaufende Handel, gänzlich und auf immer 
abgejchafft werben möge. 


Diefer Aoditional-Artifel ſoll diefelbe Kraft und Wirfung haben, als 
ob er in dem Haupttractat vom heutigen Dato wörtlich eingerüct wäre, 


Des zu Urfund haben die Bevollmächtigten ihn unterzeichnet und mit 
ihren Wappen bebrudt. 


Hardenberg. Humbolbdt. Ricdelieu. 





Article additionnel. Les hautes puissances contractantes, 
desirant sincerement de donner suite aux mesures dont elles se sont 
occupees au congres de Vienne, relativement a l’abolition complete et 
universelle de la traite des negres d’Afrique, et ayant deja, chacune 
dans ses 6tats, defendu sans restrietion à leurs colonies et sujets, toute 
part queleonque à ce trafic, s’engagent à reunir de nouveau leurs 
efforts pour assurer le succes final de principes qu’elles ont proclames 
dans la declaration du 4. fevrier 1815, et a concerter sans perte de 
tems, par leurs ministres aux cours de Londres et de Paris, les 
mesures les plus efficaces pour obtenir l’abolition entiere et definitive 
d’un commerce aussi odieux et aussi hautement reprouve par les lois 
de la religion et de la nature. 


Le present article additionnel aura la m&me force et valeur que 
s’il etait inser& mot à mot au traite de ce jour. 


En foi de quoi les plenipotentiaires respectifes l'ont signe et y ont 
appose le cachet de leurs armes. 


Hardenberg. Humboldt. Richelieu. 
Corpus juris confoederat. gem. ed. G. v. Meyer. Francf. 1822. T. I. pag. 214. 
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27. Mündener Vertrag vom 14. April 1816. 


Marimilian Joſeph, 
von Gottes Gnaden König von Bayern ꝛc. ꝛc., 
thun anmit fund und fügen zu wiffen: 


Nachdem am 14. d. M. zwiichen Uns und des Kaiſers von Deiter- 
reich, Könige von Ungarn und Böhmen Majejtät ein Vertrag über. gegen- 
feitige Gebiets - Ausgleichungen abgeichlofjen worden ift, welcher wörtlich 
alio lautet: 


YmNamenverallerbeiligftenund untbeilbaren Dreieinigfeit! 

Seine Majejtät der König von Bayern und Seine Majeftät ber 
Kaifer von Defterreih, vom gleichen Wunſche befeelt, die Freundfchafts- 
bande, die Sie vereinigen, durch eine endliche Feititellung ver Gränzen 
und Verhältniſſe Ihrer beiverfeitigen Staaten fefter zu knüpfen, haben, 
um alles, was ſich auf dieſen Gegenftand beziehet, zu berathen, abzu— 
jchliegen umd zu unterzeichnen, zu Ihren Bevollmächtigten ernannt, nämlich: 

Seine Majeftät der König von Bayern den Herrn Marimiliar 
Grafen von Montgelas, Allerhöchitihren Kämmerer, Staats- und Kon— 
ferenzminifter, dirigivenden Minifter der Departements ver auswärtigen 
Angelegenheite , der Finanzen und des Innern, Minifter Staatsfecretär 
des königl. Haufes, Großfanzler und Ritter des St. Hubertus. Orvens, 
Großkreuz des Civil» Verbienft- Ordens der bayeriſchen Krone, Großkreuz 
des Fol. ungariſchen St. Stephans-Ordens, Nitter des Alexander-Newsky— 
Ordens, Nitter und Großkreuz des fchwarzen und vothen Adler-Ordens, 





Savoir faisons a qui il appartiendra: qu’ayant été conclu, le qua- 
torce de ce mois entre Nous et Sa Majeste l’Empereur d’Autriche, Roi 
de Hongrie et de Boheme, un traite relatif aux arrangemens territoriaux 
entre Nos etats dont le teneur suit: 


Au nom de la tres Sainte et Indivisible Trinite. 

Sa Majeste le Roi de Baviere, et Sa Majeste l’Empereur d’Au- 
triche @galement animes du desir du resserrer les liens d’amitie qui 
Les unissent, en fixant d’une maniere definitive les limites et les rapports 
de Leurs etats respectifs, ont nomme des plenipotentiaires pour concerter, 
arröter et signer tout ce qui est relatif a cet objet; savoir: 

Sa Majeste le Roi de Baviere Je Sieur Maximilian comte de Mont- 
gelas, Son chambellan, ministre d’etat et des conferences et ministre 
dirigeant les departemens des affaires etrangeres, des finances et de 
l’interieur, ministre seerötaire d’&tat de la Maison Royale, grand-chan- 
ecelier et chevalier de St. Hubert, grand-eroix du merite civil de Baviere, 
grand-croix de l’ordre de St. Etienne de Hongrie, chevalier de l’ordre 
de St. Alexander-Newsky, chevalier grand-croix des ordres de l’Aigle 
noire et de l’Aigle rouge, grand-aigle de la Legion d’honneur, grand- 
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Großkreuz der Ehrenlegion, Großkreuz des Ordens der fächfifchen Rauten— 
frone und Ehrengroßfreuz des Ordens des heil. Johannes von Jeruſalem; 

und den Herrn Alois Grafen von Rechberg und Rothenlöwen, Aller: 
höchſtihren Kämmerer, wirklichen geheimen Rath, außerorventlichen 
Geſandten und bevollmächtigten Minifter bei Seiner k. f. apoftolifchen 
Majeftät, Ritter des St. Hubertus-Orvens, Commenthur des St. Georgen- 
Ordens und Großfreuz des Civil-Verdienſt-Ordens der bayerifchen Krone. 

Und Seine Majeftät der Kaiſer von Dejterreich ven Herrn Johann 
Peter Theodor Freiheren von Wacquand:Geozelles, Ritter des militärischen 
Marien-Therefien-Orvens, Großkreuz, Commenthur und Ritter mehrerer 
anderer Orden, Allerhöcjtihren Kämmerer, wirklichen geheimen Rath, 
Feldmarfchall - Lieutenant und Inhaber eines ungarifchen Infanterie— 
Regiments; 

welche, nach Auswechjelung ihrer in guter und gehöriger Form be- 
fundenen Vollmachten über nachjtehenve Artikel iibereingefommen find: 


Gebietsabtretungen an Defterreid. 

Art. 1. Seine Majeftät der König von Bayern für Sich, Ihre 
Erben und Nachfolger, treten wieder ab und überlafjen zu vollem Eigen- 
tbume und voller Souveränetät an Seine Majeftät den Kaiſer von Dejter- 
reich, jowie an Defjen Erben und Nachfotger: 

die Theile des Hausrudvierteld und das Innviertel, wie jolche im 
Jahre 1809 von Defterreich abgetreten worben; das tyroliſche Amt Vils; 
und das Herzogthum Salzburg, wie jolches im Jahre 1809 von Defterreich 








croix de la couronne verte de Saxe et grand-croix honoraire de l’ordre 
de St. Jean de Jerusalem; 

Et le Sieur Louis comte de Rechberg et Rothenloewen, Son cham- 
bellan, conseiller-prive actuel, envoyé extraordinaire et Ministre pleni- 
potentiaire pres Sa Majest& Imperial et Royale Apostolique, chevalier 
de St. Hubert, commandeur de l’ordre de St. George et grand-croix 
de celui du me£rite civil de Baviere. 

Et Sa Majeste l’Empereur d’Autriche, le Sieur Jean Pierre Theodor 
baron de Wacquand-Geozelles, chevalier des- ordres militaire de Marie- 
Therese et Royal de St. Etienne de Hongrie, grand-croix, commandeur 
et chevalier de plusieurs autres, chambellan, conseiller intime actuel, 
lieutenant-general des armees et colonel proprictaire d’un regiınent 
d’infanterie hongroise de Sa Majeste Imperiale Royale et Apostolique. 

Lesquels apres avoir change leurs pleinspouvoirs, trouves en 
bomne et düe forme, sont convenus des articles suivans: 

Art. I. Sa Majeste le Roi de Baviere, pour Elle, Ses heritiers et suc- 
cesseurs, rétrocéde et abandonne en toute propriste et souverainete a Sa 
Majeste l’Empereur d’Autriche ainsi qu’a ses heritiers et successeurs: 

Les parties de Hausruckviertel et l’Innviertel tels qu'ils ont ete 
eedees par l’Autriche en 1809; le bailliage tyrolien de Vils; et le 
duch®e de Salzbourg, tel quil a été cede par l’Autriche en 1809. 
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abgetreten worven;*) von gegenwärtiger Nücgabe find ausgenommen: vie 
Landgerichte Waging, Tittmaning, ZTeifendorf und Laufen, fo weit viefelben 
auf dem rechten Ufer der Salzach und Saal gelegen find. Diefe Bezirke 
mit ihren Zubehörungen und Depenvenzien follen der Krone Bahern mit 
vollem Eigenthume und Souveränetät verbleiben. 


Entfhäpdigung Bayerns. 
Art. 2. Gegen diefe Abtretungen treten Eeine Majeftät ver Kaifer 
von Defterreih für Sich, Yhre Erben und Nachfolger an des Könige 


von Bayern Majeftät, an Deffen Erben und Nachfolger, zu vollem 
Eigentbume und voller Souveränetät, ab: 








Sont exceptes de la presente rötrocession les bailliages: de Waging, 
Tittmaning, Teisendorf et Laufen, en tant qu’ils sont situes sur la rive 
gauche de la Salza et de la Saal. Ces distriets avec leurs appartenances 
et dependances continueront de rester à la couronne de Baviere, en 
toute propriete et souverainete. . 

Art. Il. En retour de ces concessions, Sa Majeste l’Empereur 
‚d’Autriche pour Elle, Ses heritiers et successeurs, cede a Sa Majeste 
le Roi de Baviere, & Ses heritiers et successeurs, en toute propriete 
et souverainete: 


*) a. Miener Frieden vom 14. October 1809. Art. II. 

$. 1. II („S. M. l’Empereur d’Autriche*) céde et abandonne à 
S. M. l’Empereur des Frangais pour faire partie de la confedera- 
tion du Rhin et en être dispose en faveur des Souverains 08 la 
confederation: 

Les pays des Salzbourg et de Berchtolsgaden, la partie de la 
Haute-Autriche, situee au de-la d’une ligne partant du Danube 
aupres du village de Strass, et comprenant Weissenkirch, Widers- 
dorf, Michelbach, Gruit, Muckenhofen, Helst, Jeding, de-là la route 
jusqu’a Schwanstadt, la ville de Schwanstadt sur l’Aller et con- 
tinuant en remontant le cours de cette riviere et du lac de ce 
nom jusqu’au point ou ce lac touche la frontiere du pays de 
Salzbourg. 

S. M. l’Empereur d’Autriche conservera la propriete seulement 
des bois d@pendans du Salzcammergut, et faisant partie de la terre 
de Mondsee, et la faculte d’en exporter la coupe, sans avoir aucun 
droit de souverainet à exercer sur ce territoire. 

Martens recueil des principaux trailés Supp. Tom. V. pag. 210. 

b. Pariſer Bertiag zwiichen Bayern und Franfreih vom 2°. Februar 1810. Art. VI, 

S. M. le Roy de Baviere réunira à Ses états et possedera en 
toute propriet& et souverainete les pays cedes par S. M. l’Empereur 
d’Autriche, a la droite de l'Inn, et designes dans le paragraphe 
premier de l'article III du trait& de paix conclu a Vienne le qua- 
torze Octobre mil-huit-cent-neuf. 

Martens recueil des principaux traits Sup. Tom. IX. pag. 26. 
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A. Auf dem linfen Rheinufer. 


Am Departement des Donnerberges: 

1) die Bezirke von Zweibrüden, Kaiferslautern und Speier; lettere mit 
Ausnahme der Cantone Worms und Pfeddersheim; 

2) den Canton Kirchheim-Bolanden, im Bezirke von Alzei. 

In dem Star: Departement: 

3) die Kantone Waldmohr, Bliesfaftel und Kuſel, letzteren mit Aus— 
nahme einiger Orte auf der Straße von St. Wendel nah Baum- 
holder, welche durch eine weitere, im Cinverftänpniffe mit ber zu 
Franffurt verfammelten Bevollmächtigten der verbündeten Mächte zu 
berichtigende Gebiets-Ausgleihung compenfirt werden follen. 

In dem Departement Niederrhein: 

4) Canton, Stadt und Feſtung Landau, diefe letztere als Bundesfeſtung 
in Gemäßheit ver Beftimmungen vom 3. November 1815; 

5) die Cantone Bergzabern, Yangenfandel und den ganzen Antheil des 
Departements Niederrhein am linfen Pauter- Ufer, welcher in dem 
Parifer-Tractat vom 20. November 1815*) abgetreten worden ift. 

Diefe Yande werben von Seiner Majeftät dem Könige von Bayern 
ohne anvere Laften und Hhpothefen als diejenigen, welche während ber 
öfterreihifchen Verwaltung darauf hafteten, befejlen werben. 





A. a la gauche du Rhin. 


Dans le departement du Mont-Tonnerre: 

1) Les arrondissemens de Deux-Ponts, de Kaiserslautern et de Spire; 
ce dernier à l’exception des cantons de Worms et Pfeddersheim. 

2) Le Canton de Kirchheim-Boland, dans l’arrondissement d’Alzey. 

Dans le departement de la Saare: 

3) Les cantons de Waldmohr, Bliescastel et Cusel; ee dernier a l’ex- 
ception de quelques endroits sur la route de Saint-Wendel a Baum- 
holder, qui seront compensdes par un arrangement territorial à 
regler d’accord avec les plenipotentiaires des puissances alliees 
reunis a Francfort. 

Dans le departement du Bas-Rhin: 

4) Le canton, la ville et la forteresse de Landau; cette derniere 
comme place de la confederation, conformement aux dispositions 
du 3. Novembre 1815. 

5) Les cantons de Bergzabern, Langencandel et toute la partie du 
departement du Bas-Rhin, cédée par la France, sur la rive gauche 
de la Lauter par le trait& de Paris da 20. Novembre 1815. 


Ces pays sont possödes par Sa Majesté le Roi de Baviere sans 
autres charges et hypoth@ques que celles qui y existaient pendant 
"administration autrichienne. . 


*) conf. Parijer Bertrag vom 20 November 1815 Art I. 
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B. Auf dem rechten Rheinufer. 

1) die vormaligen Fuldifchen Aemter Hammelburg, mit Tulba und 
Salek, Brücenau mit Motten, Wenhers mit Ausnahme der Dörfer 
Melters und Hattenroth, fo wie denjenigen Theil des Amts Bieber- 
ftein, welcher die Orte Batten, Brand, Dietges, Findlos, Liebhart, 
Melperz, Oberbernhart mit Steinbach, Saiferz ımd Thaiven begreift; 
alfe benannten Diftrikte, wie ſolche von Seiten kaiſ. königl. apojto- 
liſcher Majeftät befeffen worden. 

2) Das vom baherifchen Gebiet umgebene öfterreichifche Amt Redwitz. 


Berwendung Defterreichs zu weiterer Entfhädigung Bayerns. 


Art. 3. Seine Majeftät der Kaiſer von Defterreich verpflichten 
Sih für Sich und im Einverftänpniß mit Ihren hohen Verbündeten, 
Sich unausgefegt und mit allen Kräften dahin zu verwenden, und Seiner 
Majeftät vem Könige von Bayern 

von Seiten Seiner F. Hoheit des Großherzogs von Heſſen: 

Die unbejchränfte Abtretung der Aemter Alzenau, Miltenberg, Amor- 

bach und Heubadh;*) 








B. a la droite du Rhin. 

1) Les bailliages ci-devant fuldois de Hammelbourg avec Tulba et 
Salek, Brückenau avec Motten, celui de Weyhers, & l’exception 
des villages de Melters et Hattenrodt, ainsi que la partie du 
bailliage de Bieberstein, qui renferme les villages de Batten, Brand, 
Dietges, Findlos, Liebhardt, Melperz, Oberbernhardt avec Stein- 
bach, Saifferz et Thaiden; tous ces distriets, tels qu’ils ont été 
possedes par Sa Majeste Imperiale et Royale Apostolique. 
Le bailliage autrichien de Redwitz, enclav& dans les etats bavarois. 
Art. II. Sa Majeste l’Empereur d’Autriche pour Elle-meme, et 
de concert avec Ses hauts allies, S’engage à employer Son intervention 
la plus suivie et tous Ses moyens pour procurer a Sa Majeste le Roi 
de Baviere: 

de la part de Son Altesse Royale le Grand-Duc de Hesse: 

La cession pure, simple et indefinie des bailliages d’Alzenau, Mil- 
tenberg, Amorbach, Heubach; 


2 


— 


— — — — — 


*) Ueber die Beſitznahme der hier genannten heſſiſchen Aemter findet ſich in dem 
Königl. Bayr. Regierungsblatt nur folgende Bekangtmachung: 

Seine Majeſtät der König haben zu beſchließen geruht, daß die in 
Folge der jüngſten Staatsverträge neu erworbenen vormals groß— 
herzoglich heſſiſchen Aemter Alzenau, Amorbach, Heubach und Mil— 
tenberg mit ihren Zugehörungen in der Verwaltung dem Fürſtenthume 
Aſchaffenburg zugetheilt und dieſelben der dortigen kgl. Hofcommiſſion 
übergeben werden ſollen. 

München am 1. September 1816. 

Reg.“Bl. v. J. 1816. Nr. 32, ©. 586. 
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von Seiten Seiner f. Hoheit des Großherzogs von Baden: 
Einen Theil des Amtes Wertheim, nach ven zu Paris am 3. Novem- 
ber 1815 fetgefegten Beftimmungen zu verfchaffen. 


Entfhäpdigung für den Abftand von dem Grundfake ver 
Contiguität. 

Art. 4. Da die Contiguität (Zufammenhang) der von Bahern im 
Austaufch gegen die obengenannten Wieverabtretungen zu machenven Er- 
werbungen im Rieder-Vertrage ftipulirt ift, fo wird von Seiner Majeftät 
dem Kaiſer von Dejterreih das Necht Seiner Majeftät des Königs von 
Bayern auf eine Entfchädigung für ven Abftand von dem Grundfate der 
Contiguität anerkannt. 

Diefe Entfhädigung wird in Frankfurt zu derfelben Zeit und auf 
diefelbe Weife beftimmt werden, wie die andern beutfchen Territorial- 
Ausgleichungen. 

Zu biefem Ende verpflichten Sich Seine Majeftät der Kaiſer von 
Deiterreich gegen Seine Majeität den König von Bayern zu einem mit 
beiverjeitiger Einwilligung feſtgeſetzten Schadenerſatz, bis zum Zeitpunfte 
des in Kraft tretenden Refultates der Frankfurter Unterhandlung und bis 
Bahern in Befig der Entſchädigung für das Entfagen auf die Contiguität 
wird geſetzt werben können. 


Verbindung der bayerifhen Befigungen auf ben beiden 
Rheinufern. 
Art. 5. Es foll eine directe Verbindung zwifchen ven Beſitungen 
Seiner Majeſtät des Königs von Bayern am Main und denen auf dem 
linken Rheinufer ſtatt finden, welche im Einverſtändniſſe mit den betreffen— 





de la part de Son Altesse Royale le Grand-Duc de Bade: 

Une partie du bailliage de Werthheim d’apres les dispositions 
arretees à Paris le 3. Novembre 1815. 

Art. IV. La contiguite des acquisitions que fait Ja Baviere, en 
echange des retrocessions sus-mentionees etant une stipulation du traite 
de Ried, Sa Majeste l’Empereur d’Autriche reconnait le droit de Sa 
Majeste le Roi de Baviere a une indemnite, pour le desistement du 
principe de contiguite. 

Cette indemnite sera fixee a Francfort, en mêmé tems et de la 
möme maniere que les autres arrangemens territoriaux de l'"Allemagne. 

A cet effet Sa Majeste l’Empereur d’Autriche S’engage à donner 
a Sa Majest6 le Roi de Baviere un dedommagement, qui a ete regle 
de gr& & gre, jusqu’a l’epoque du resultat efficace de la negociation de 
Francfort et que la Baviere ait pu ötre mise en possession de l’indem- 
nit& pour la renonciation & la contiguite. 

Art. V. Il sera etabli une communication directe entre les pos- 
sessions de Sa Majeste le Roi de Baviere sur le Mein et celles sur 
la rive gauche du Rhin, qui sera reglee d’accord avec les parties 


» 
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den Regierungen feitgefegt werben fol. Ce. f. Hoheit der Großherzog 
von Baden wird eingeladen werden, den nöthigen Anordnungen zum Be- 
darfe diefer durch feine Staaten gehenden Militärftraffe beizutreten. 


Antheil an der franzöfifhen Eontribution. 

Art. 6. Seine Majeftät ver König ven Bayern follen von ver zur 
Berftärkung des Vertheidigungs-Syſtems von Deutfchland beftimmten 
fran:öfiichen Striegs- Contributien, nach ver am 3. November 1815 zu 
Paris gemachten Bertheilung,*) eine Summe von 15 Millionen Franken 
erhalten. 


Abgabe einer Quantität Salz an Bayern. 
Art. 7. Seine Majeftät ver Kaifer von Defterreich verpflichten Sich, 
für Eich, Ihre Erben und Nachfolger, Seiner Majeftät dem Könige von 





interessees. Son Altesse Royale le Grand-Duc de Bade sera invite & 
entrer dans les arrangemens necessaires pour cette route militaire à 
travers Ses etats. 

Art. VI. Sa Majeste le Roi de Baviere obtiendra une somme 
de quinze millions de francs sur la contribution frangaise, destinee à 
renforcer le systeme defensif de l’Allemagne en vertu de la distribution 
faite à Paris le 3. Novembre 1815. 

Art. VII. Sa Majeste l’Empereur d’Autriche pour Elle, Ses 
heritiers et successeurs, S’engage a faire fournir a Sa Majest& le Roi 


—- — — 





*) Die hier angeführte Beſtimmung ber betreffenden Uebereinkunft lautet wie folgt: 

En distribuant ces 137'/, millions de francs entre les états 
limitrophes de la France, les soussignes ministres ont cu égard 
tant au besoin plus ou moins urgent que ces &tats ont de nouvelles 
fortifications, et aux frais plus ou moins considerables que n&cessite 
leur costruction, qu’aux moyens que possedent ces états, ou qu'ils 
acquierent par le traite actuel. 

Suivant des principes L. L. M. M. 


Le Roi des Pays-Bas recevra ; 5 60 millions 
Le Roi de Prusse : ; ; ; 20 * 
Le Roi de Sardaigne . 10 2 


Le Roi de Baviere ou tel autre Souverain du 
pays limitrophe de la France entre le Rhin 
et le territoire prussien : k ; . 15 ö 
Le Roi d’Espaygne : y } ; Ih: 
112'/, millions. 
Des 25 millions qui restent a distribuer, 5 seront destines a 
achever les ouvrages de Mayence et vingt a la construction d’une 
nouvelle furteresse federate sur le haut Rhin. 
L’emploi de ces sommes aura lieu conform&ment aux places et 
reglemens que les puissances arr&teront à cet &gard. 
Martens recueil des principaux trailés Suppl. T. VI. Nr. 64. pag. 677. 
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Bahern und Defjen Erben und Nachfolgern eine Quantität Eal;, die nicht 
zweimalhunderttaufend Zentner überjteigen darf, zum Erjeugungspreife 
zu überlajjen. Der Preis, mit Inbegriff der Verpadungstoften, foll 
zwijchen ven beiden hohen vertragenden Mächten, von zehn zu zehn Jahren 
nach dem mittleren Maaßſtabe des wahren Erzeugungspreifes der zehn 
letztverfloſſenen Jahre feitgefet werben, welcher Mittelpreis für die fol- 
genten zehn Fahre zur Richtſchnur dienen wird. 

Die Ausfuhr von dieſem Ealze, welches in feinem Falle und auf 
keinerlei Weife in den Staaten Seiner k. f. apoftelifhen Majeftät ver- 
fauft werben fann, ſoll von jeder Ausgangs-, Tranfit- oder andern Abgabe 


frei fein. 
Tranfit für Salz und Getraide. 

Art. 8. Seine Majeftät der König von Bahern verfprechen und 
verpflichten Sich Yhrerfeits für Sich, Yhre Erben und Nachfolger, ven 
- abgabenfreien Tranfit auf der Straße, die aus Tyrol durch ihre Staaten 
nach Bregenz führt, für Salz und Getraide zu geftatten. 

Um zu verhüten, daß die Freiheit diefes Tranfits dem Handel oder 
den Zerritorial- und Souveräinetäts-Rechten von Bahern zum Nachtheile 
gereiche, wird die in Gemäßheit des Art. 20 des gegenwärtigen Tractates 
zu ernennende Commiſſion die Formalitäten und die zur Vermeidung jedes 
Unterfchleifs in diefer Hinficht erforderlichen Vorfichtsmaafregeln ION, 

Schifffahrt aufpen Flüßen. 

Art. 9. Zn Anfehung der Ehifffahrt auf den Flüßen, welche — 

die Staaten beider Souveräne fließen oder deren Gränze ausmachen, 





de Baviere, a Ses heritiers et successeurs, au prix de fabrication, une 
quantit& de sel qui ne pourra depasser deux cent mille quintaux. Le 
pris, y compris celui de l’emballage, sera réglé entre les deux hautes 
puissances contractantes de dix en dix annees sur l’&chelle moyenne du 
prix veritable de fabrication des dix-annees r&volues, lequel prix moyen 
aura à servir pour les dix anndes suivantes. 

L’exportation de ce sel, qui dans aucun cas et d’aucune maniere 
ne pourra ©tre debite dans les etats de Sa Majesté Imperiale, Royale 
et Apostolique, sera libre de tout droit de sortie, de transit ou autre 
quelconque. 

Art. VII. Sa Majest& le Roi de Baviere pour Elle, Ses heritiers 
et successeurs, promet et S’engage de Son côté a accorder la liberte 
et la franchise du transit pour les sels et les grains, sur la route qui 
ınene par Ses 6tats du Tyrol a Bregenz. 

Pour prevenir que la libert& de ce transit ne tende au detriment 
du commerce ou des droits,territoriaux et de souverainete de la Baviere, 
la commission qui sera nommee, en ex&cution de l’artice XX du pre- 
sent traite, r@glera les formalit&s et les pr&cautions r&quises pour @viter 
toute fraude à cet &gard. 

Art. IX. Pour la navigation des rivieres qui traversent les &tats 
des deux Souverains, ou qui en font limites on maintient de part et 
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werben von beiden Seiten die Stipulationen bes Tefchner Friedens *) bei- 
behalten und auf die Salzach und die Saal, infoweit fie die beiden 
Staaten trennen, ausgevehnt, bis man die von dem Wiener-Congreffe 
feftgefetsten allgemeinen Grundfäge hierauf wird anmerfen fünnen. 


Schulden. 


Art. 10. In Anſehung der Schulden, welche auf den durch gegen— 
wärtigen Tractat gegenſeitig abgetretenen Ländern hypothezirt ſind, ſoll 
ſowohl die Zeit, in der ſie contrahirt worden, als das Datum der Pro— 
tokolle von Wien und Paris oder anderer offizieller Akte, welche von einer 
oder von anderer Seite die Abtretung ftipulivt haben, zur Richtfchnur 
dienen, dergeftalt, vaß alle vor dem Datum folcher Urkunden contrahirten 
Schulden dem neuen und alle ſpäter contrahirten dem ehemaligen Befiter 


zur Laſt fallen, 


Um die Anwendung dieſer Anordnung noch genauer zu beſtimmen, 
wird feſtgeſetzt: 

1) Das Datum des 23. April 1815**) für die Theile des Hausruck— 
viertel®, des Innviertels und ven Theil von Salzburg, deren Abtre- 
tung an dem nämlichen Tage in Wien bejchlofjen wurde. 

2) Für den Reit von Salzburg, der nicht in ver Abtretung vom 23. 
April 1815 ***) einbegriffen ift, wird der 24. Jänner 1816 fejtgejegt. 








d’autre les stipulations du trait€ de Teschen, et elles seront &tendues 
a la Salza et a la Saal, en tant qu'elles separent les deux 6tats, 
jusqu’a ce qu’on puisse y appliquer les principes generaux arrötes par 
le congres de Vienne. 

Les dettes hypothäquies sur le pays respectivement cédés par le 
present trait® se régleront, tant sur l’Epoque a la quelle elles ont &te 
contractees, que sur les dates des protocoles de Vienne, de Paris et de 
tel autre acte officiel qui 6tablissent de part et d’autre le droit a la 
cession, de sorte que toutes les dettes contractees antsrieurement aux 
dates de ces actes, tombent à la charge du nouveau et toutes celles 
contractöes posterieurement restent a la charge de l’ancien possesseur. 

Afın de preciser davantage l’application de cette disposition, on 
etablit: 

l) La date du 23. Avril 1815, pour les parties du Hausruckviertel, 
l’Innviertel et Ja partie de Salzbourg, dont la cession a été arrötee 
à Vienne ce mêmeée jour. 

2) Pour le reste de Salzbourg, non compris dans la cession anterieure 
du 23. Avril 1815; on fixe le 24. Janvier 1816. 


+) Die Beftimmungen des Teſchener Vertrages vom 13. Mai 1779 find bier 
nicht mit aufgenommen, da biefelben durch fpätere Verträge ihre Giltigkeit in Bezu 
auf die Schifffahrt verloren baben. 

*+) Der Vertrag vom 23. April 1815 ift nicht zur Ratification gelangt. 
##%) conf. vorftehende Nola. 


319 


3) Für die andern Wbtretungen endlich auf dem rechten und linken 
Rheinufer, die zu Wien am 23. April?) und zu Paris am 3. 
November 1815 bejchloffen worden, wird man fich * dieſen 
beiden Daten richten. 

Die Penſionen, Ruheſtands-Gehalte und Beſoldungen, die von der 
Adminiſtration der gegenſeitig abgetretenen Lande herrühren, bleiben dem 
neuen Beſitzer zur Laſt. 

Veräußerung von Domainen. 

Art. 11. Alle Verkäufe und ſonſtigen Veräußerungen von Staats— 
Domainen, welche vor ven im vorhergehenden Artikel feſtgeſetzten Zeit- 
punften in den gegenfeitig abgetretenen Yänvern vorgenommen worden 
fein fönnten, werben anerfannt. Dagegen werben alle diejenigen, welche 
nachher ftattgefunden haben, als null und nicht gefchehen betrachtet. Könnte 
jedoch eine folche Veräußerung nicht zurückgenommen werben, chne die An- 
ſprüche der Privatperfonen, welche fie titulo oneroso gefeglich erworben 
haben, zu verlegen, jo verpflichten fich die hohen contrahirenden Theile, für 
dieſen Fall über ven Ertrag der Veräußerung fich miteinander zu berechnen. 

Archive. 

Art. 12. Sämmtliche Archive, Karten, Pläne und Urkunden, welche 
den beiderſeitig abgetretenen und ausgetauſchten Ländern zugehören oder 
auf deren Verwaltung Bezug haben, ſollen zugleich mit den Territorien 
oder wenn dies im Augenblicke nicht möglich wäre, ſpäteſtens drei Monate 
nach der Beſitznahme getreulich überliefert und ausgehändigt werden. 





3. Enfin pour les autres cessions a la droite et à la gauche du 
Rhin, arrötees tant & Vienne le 23. Avril qu’a Paris le 3 No- 
vembre 1815, on se reglera sur ces deux dates. 

Les pensions, soldes de retraite et appointemens provenant de 
l’administration des pays respectifs, demeureront a la charge du nouveau 
possesseur. 

Art. XI. Toute vente de domaines ou alienation quelconque, qui 
pourraient avoir éêté faites dans les pays c&des de part et d’autre, par 
le present traité, anterieurement aux &poques établies dans l’article 
prec&dent, seront maintenues. En change toutes celles faites posteri- 
eurement & ces &poques seront censdes nulles et non avenues. Dans 
le cas cependant, ou il serait impossible de revenir sur une alienation 
sans leser les interöts des particuliers acquiereurs a titre onereux et 
legitime, les hautes parties contractantes s’obligent a se tenir compte 
reciproquement du produit de ces alienations. 

Art. XII. Les archives, cartes, plans et documens quelconques, 
appartenans aux pays respectivement cédés et &changes, ou Concernant 
leur administration, seront fid@lement remis, en meme tems que les 
territoires, ou, si cela ne pouvoit avoir lieu de suite, dans un terme, 
qui ne pourra &tre de plus de trois mois apres la mise en possession. 





*) conf, vorſtehende Nolu. 
21 
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Freizügigfeit.*) 

Art. 13. Die zwifchen beiden Staaten über bie Freizügigfeit befte- 
henden Verträge bleiben in Kraft und werben auf jämmtliche beiderfeitige 
Befigungen ausgevehnt. 

Militärperfonen. 

Art. 14. Binnen Yahresfrijt, vom Tage der Ratification an ye- 
rechnet, follen die Militärperfonen, welche aus den abgetretenen Ländern 
gebürtig find oder aus andern, die Fraft gegenwärtigen Vertrags unter 
bie Herrichaft einer der beiden Mächte fommen, ihren vefpectiven Sou— 
veränen zur Dispofition übergeben werden. Man ijt jedoch übereinge: 
fonımen, daß es den Offizieren und Soldaten frei ftehen folle, im Dienfte 
bes einen oder andern Staates zu verbleiben, ohne daß fie darüber auf 
irgend eine Weife fönnten beunruhigt werben. 

Freier Genuß des Privateigenthums. 

Art. 15. Den Privatperfonen jeglicher Klaffe, fowie allen und 
jeden öffentlichen Anftalten und milden Stiftungen foll der freie Genuß 
ihres liegenden und beweglichen Eigenthums, welches fich im Gebiete des 
einen oder andern der hohen contrahirenvden Theile befindet, ohne Aus- 
nahme oder Hinderniß geftattet bleiben. 

Den Familien oder Individuen, welche auszuwandern wünfchen, foll 
diefes freiftehen und ihnen ein Zeitraum von ſechs Jahren bewilliget 
werben, um ihre Güter zu verkaufen und ven Werth verfelben mit fich 
führen zu können, ohne dafür eine Abgabe zu entrichten oder irgend einem 
Abzuge unterworfen zu fein. 








Art. XII. Les conventions existantes entre les deux &tats pour 
l’abolition du droit d’aubaine, sont maintenues et &tendues à toutes les 
possessions respectives. 

Art. XIV. Dans l’espace d’un an, & dater du jour de la ratifi- 
cation, les militaires natifs des pays cédés, ou d’autres qui en vertu 
du present traite, passent sous l'une des deux dominations, seront remis 
a la disposition de leurs Souverains respectifs. Il est cependant convenu 
que les officiers ou soldats qui voudront rester au service de l’un ou 
de l'autre état, ‚en auront la liberte sans qu’ils puissent être inquietes 
en aucune maniere. 

Art. XV. Les particuliers de toute classe, ainsi que les etablis- 
semens publies quelconques et fondations pieuses de toute espece, jouiront 
librement, sans aucune exception ni difficulte de leurs proprietes foncieres 
et mobiliaires, situees ou placees sous la domination de l’une et de 
l’autre des hautes parties contractantes. 

Les familles ou les individus qui voudront &migrer, en auront 
la liberte, et ils auront le terme de six ans pour vendre leurs biens 
et en exporter la valeur, sans payer de droit ni subir de retenue 
quelconque. 


*) conf. die befonbere Abtheilung über Freiziigigfeits-Terträge. 
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Termin der Beſitznahmen. 

Art. 16. Um 1. Mai des gegenwärtigen Jahres werben bie hohen 
contrahirenden Theile alle Pläße, Feitungen, Städte und Gebiete, die 
ihnen durch den gegenwärtigen Vertrag zufalen, in Befig nehmen lafjen, 
Abfuhr ver Artillerie-Munitions-Gegenftände aus Salzburg. 


Art. 17. Es fol ver Baheriſchen Negierung verjtattet fein, alle 
Artilferie- und Munitiong-Gegenftände, wemit fie Salzburg verfehen hatte, 
binnen drei Monaten vom Tage ver Ratification des gegenwärtigen Ver— 
trags an, aus diefem Plate heraus zn ziehen. 

Magazine. 

Art. 18. Ebenfo wird der Baperifchen Regierung ein Zeitraum bon 
acht Monaten, vom Tage der Natification des gegenwärtigen Vertrags 
an, zugeftanden, um bie VBorräthe von Salz, Bergwerfs-Produften, Erzeug- 
niffen ihrer Hüttenwerfe und fonjtigen Vorräthe jeder Urt, nach vorge: 
gangener Verificirung durch die im Art. 20 bezeichnete Commiſſion zu verkau— 
fen oder frei von allen Gebühren, Zöllen oder Abzugsgelvern auszuführen. 

Gränzregulirung. 

Art. 19. Da die alten Gränzen, die Ealzburg von Berchtesgaden, 
welches bei der Krone Bayern verbleibt und vom Landgericht Reichenhall 
trennen, in mehreren Puncten ftreitig find, fo find die beiden hohen con- 
trabirenden Theile übereingefommen, fobald es die Jahreszeit erlauben 
wird, eine gemifchte Commiffion dahin abzufchiefen, um folde auf eine 
Weife, welche alfe Streitigkeiten für immer abfchneive, definitiv feitzufegen. 





Art. XVI. Le premier Mai de la presente annee les hautes 
parties contractantes entreront simultanement en possession de toutes 
les places, forteresses, villes et territoires qui Leur sont devolus par 
le present traite. 

Art. XVIl. Le gouvernement bavarois aura la faculte de faire 
retirer de Salzbourg, dans les trois mois à dater de la ratification du 
present trait&, les objets d’artillerie et de munition qu'il & fournis pour 
la dotation de cette place. 

Art. XVII. Il est egalement r&serv& au gouvernement bavarois 
un terme de huit mois, A dater de la ratification du present traite, 
pour vendre, apres verification faite par la commission d@signee dans 
l’articele XX les magazins de sel, produits mineraux, fabrications de ses 
usines et autres magazins quelconques, ou pour les exporter francs de 
toute espece de droits, péages et retenues. 

Art. XIX. Les anciennes limites qui separent le pays de Salz- 
bourg de celui de Berchtolsgaden, qui reste à Ja couronne de Baviere, 
et du bailliage de Reichenhall, ayant plusieurs points litigieux, les deux 
hautes parties contractantes sont convenues d’envoyer sur les lieux, 
aussitöt que la saison le permettra, une commission mixte, pour les 
regler definitivement d’une maniere qui coupe racine pour l'avenir à 
toute espece de contestation. 
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Commiffion zur Liquidation der Forderungen. 

Art. 20. Außerdem wird unverzüglich eine von beiden Seiten aus 
einer gleichen Anzahl von Mitglievern zufammengejegte Special-Commiffion 
ernannt werben, welche ven Auftrag erhält, alle Forderungen zu liquibiren 
und zu berichtigen, welche aus ver gegenfeitigen Uebergabe etwa ehtjtehen 
bürfen. 

Die Commiffion wird ſich in Salzburg verfammeln und ihre Arbeiten 
von fechs Monaten beendigen. 

Saalforite. 

Art. 21. Alles, was die ehemaligen Zugeftänpniffe wegen Benügung 
der Saalforfte betrifft, welche feit Jahrhunderten zum Bedarf der Reichen: 
balfer- Salzbergwerfe angewiefen waren, foll von ver in Gemäßheit des 
Art. 20 des gegenwärtigen Vertrags ernannten Commiſſion geordnet wer- 
den. Diefe Commiffion wird die Verträge zwifchen der Baherifchen Re— 
gierung und den Fürft-Erzbifchöfen von Salzburg dabei als Grundlage 
annehmen, jedoch mit Rückſicht auf die gegenfeitigen Bebürfniffe ver beiden 
Stuaten. 

Holzvorräthe. 

Art. 22. Die Baheriſche Regierung ſoll befugt ſein, ſämmtliche 
im verfloſſenen Jahre im ganzen Thale der Ober-Saal zum Bedarf ihrer 
Bergwerke gefällten Holzvorräthe, ohne Erlage von Zöllen oder andern 
Gebühren, fortſchaffen und flößen zu laſſen. Die Größe und Beſchaffen— 
heit dieſer Holzvorräthe ſoll von der nach dem Art. 20. zu ernennenden 
Commiſſion erhoben werden. 








Art. XX. I sera en outre nommé immédiatement une com- 
mission speciale, composee d’un nombre &gal d’individus de parte et 
d’autre, laquelle sera chargee de la liquidation et de tous les arrangemens 
relatifs aux pretentious qui decouleraient de la remise respective. 

Cette commission se reunira à Salzbourg et son travail sera ter- 
mine dans le terme de sis mois. 

Art. XXI. Tout ce qui concerne les anciennes concessions et 
exploitations des forets de la vall&e de la Saal, affeetees, depuis des 
sieeles aux besoins des usines de Reichenhall, sera regl& par la com- 
mission nommee en suite de l’article XX du present traite. Elle fixera 
cet arrangement sur la base des transactions entre le gouvernement 
bavarois et les Princes, Archev@ques de Salzbourg, en prenant nean- 
moins egard aux besoins reciproques des deux £tats. 

Art. XXII. Le gouvernement bavarois aura la facult de faire 
transporter et flotter toute la provision des bois qui ont &t& coupes 
l’annee derniere dans la vallée de la haute Saal, pour l’approvisionnement 
de ses usines, sans Öötre assujetti A payer des droits, ou à d’autres 
crais. La quantite et la qualite de ces bois seront constat&es par la 
fommission à nommer en conformite de l’article XX. 
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Gegenfeitiger Verzicht. 

Art. 23. Seine Majeftät der König von Bayern entfagen für Sich, 
Ihre Erben und Nachfolger, allen Rechten und Anfprüchen auf die Staa- 
ten, Länder, Domänen und Befitungen, welche Fraft gegenwärtigen Ber- 
trags Seiner Majeftät dem Kaifer von Dejterreich zugehören. 

Seine Majeftät ver Kaifer von Defterreich entfagen für Sich, Ihre 
Erben und Nachfolger, allen Rechten und Anfprüchen auf die Staaten, 
Länder, Domänen und Befigungen, welche Fraft gegenwärtigen Vertrags 
Seiner Majeftät dem Könige von Bayern gehören. 


Revenuen der erworbenen Lande. 


Art. 24. Die vertragsmäßig ausgetaufchten und garantirten Ge- 
bietstheile follen mit allen Einkünften und Gefällen, vom Tage ver Befit- 
nahme, an ihre neuen Befiger übergehen. 


Garantie. 

Art. 25. Seine Majeftät der Kaifer von Defterreich garantiren 
Seiner Majeftät dem Könige von Bayern ven freien und frievlichen Genuß, 
fo wie die volle und uneingefchränfte Souveränetät aller Staaten, Städte, 
Feitungen und Domänen, welche derſelbe dermal befigt, oder die Ihm 
fraft gegenwärtigen Vertrags zufalfen jollen. 

Die beiden hoben contrabirenden Theile werden die verbünteten 
Höfe von Petersburg, London und Berlin einladen, die nämliche Garantie 
zu übernehmen und dem DBertrage vom heutigen Tage beizutreten. 





Art. XXIIL Sa Majest€ le Roi de Baviere renonce pour Elle, 
Ses heritiers et successeurs, à tous droits et prätentions sur les &tats, 
terres, domaines et possessions appartenant en vertu du pr&sent traite 
à Sa Majest& l’'Empereur d’Autriche. 


Sa Majest& l’Empereur d’Autriche renonce pour Elle, Ses h£ritiers 
et successeurs & tous droits et pretentions sur les états, terres, domai- 
nes et possessions appartenant en vertu du present trait& a Sa Majeste 
le Roi de Baviere. 


Art. XXIV. Les parties de territoire &changees et garanties 
par ce Trait& passeront & leur nouveau possesseur avec tous les revenus 
et perceptions, a dater du jour de la prise de possession. 


Art. XXV, Sa Majest& l’Empereur d’Autriche garantit & Sa 
Majest& le Roi de Baviere la jouissance libre et paisible, ainsi que la 
souverainet& pleine et entiere de tous les e&tats, villes, forteresses et 
domaines dont Elle se trouve aujourd’hui en possession et qui Lui 
seront devolus en vertu du présent traite. 

Les deux hautes Parties contractantes inviteront les cours alliees 
de Petersbourg, de Londres et de Berlin à l’effet d’en obtenir la même 
garantie, ainsique leur accession & la transaction de ce jour. 
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Natification. 

Art. 26. Gegenwärtiger Tractat foll ratificirt und bie Ratificationen 
folfen zu München in Zeit von vierzehn ae oder wo möglich früher 
ausgewechjelt werben. 

Zu Urkunde defjen haben ihn die beiverfeitigen Bevollmächtigten unter: 
zeichnet und bemfelben ihre Inſiegel beigebrudt. 

So gefchehen zu München ven 14. April im Jahre des Herrn 1816. 

Graf von ——— Baron Wacquant de Geozelles. 


(L. S.) (L. S.) 
Graf von Rechberg. 
(L. S.) 


Natificirt zu München am 20. Upril 1816. 


Art. XXVI. Le present trait& sera ratifié et les ratifications 
seront &changees a Munich dans le terme de quinze jours, ou plustöt 
si faire se peut. 

En foi de quoi les plenipotentiaires respectives l’ont sign& et l’ont 
muni du cachet de leurs armes. 

Fait & Munich le quatorze Avril l’an de gräce mil-huit-cent-seize. 





Le Comte Le Baron 
de Montgelas. de Wacquant-Geozelles. 
(L. S.) (L. S.) 
Le Comte de Rechberg. 
(L. S.) 


Reg.⸗Bl. f. d. Könige. Bayern f. d. $. 1816. Nr, 24. ©. 435. 


Articles additionnels et secrets. 
Cercle de Neckar. 

Art. 1. S.M. Imperiale, pour Elle m&me et au nom de Ses hauts 
Allies, garantit a S. M. le Roi de Baviere ainsi qu'à Ses heritiers et 
successeurs, la reversion de la partie du Palatinat du Rhin dit le cercle 
de Neckar appartenant aujourd’hui a la maison de Bäde en cas d’ex- 
tinction de la ligne mäle directe et masculine de S. A. R. le Grand- 
Duc regnant. 

Cercle de Mein et Tauber. 

Art. II. Par suite de la teneur de l’article 4 du traite patente 
le cercle badois de Mein et Tauber est destine à servir d’indemnite & la 
couronne de Baviere pour la contiguit& de territoire qui lui avait été 
promise par les traites et que les circonstances ne permettent pas 
d’etablir aujourdhui. 

Appui de l’Autriche. 

Art. IM. A l'effet de parvenir plus promptement et pour donner 
à S. M. le Roi de Baviere des preuves non equivoques du desir dont 
S. M. I. est animee de Lui procurer la dite indemnite, Elle s’engage, 
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non seulement à y employer tous ses moyens, mais Elle promet à 

S. M. le Roi de Baviere de soutenir cet engagement pres des trois 

Cours Ses allites et conjointement avec Elle & Frankfort. 
Paiement de 100,000 fl. annuels. 


Art. IV. Afin que les intérôts de Baviere ne puissent &tre l&ses 
par un retard qu’&prouverait la cession du dit cercle de Mein et Tauber 
S. M. l'Empereur d’Autriche prend sur Elle de lui en payer annuelle- 
ınent le revenu qui est &value de gr& a gr& a 100,000 fl. valeur d’empire. 
Cette somme sera deduite du paiement des 200/m quintaux de sel jus- 
qu'à ce qu’un resultat efficace des negociations de Francfort ait mis 
S. M. Bavaroise en possession de ce territoire. 

Route militaire à obtenir en Hesse. 


La route militaire & travers les etats de S. A. R. le Grand-Duc 
de Bade, dont l’etablissement est stipul& par l’art V du traite de ce 
jour ne pouvant remplir l’objet des communications entre les £tats 
bavarois sur le Mein et ceux de la rive gauche sans causer une sur- 
charge sur les parties du territoire soumises à ce passage, S. M. I. 
s’engage à employer ses bons offices et & reclamer ceux des cours 
alliées prös S. A. R. le Grand-Duc de Hesse, pour l’etablissement d’une 
seconde route militaire à travers ses états. 

Secret. 


Art. VI. Ces articles additionnels et secrets auront la m&me force 
et valeur que s’ils etaient inseres etc. etc. 
Munich le 14. Avril 1816. 
Martens recueil des principaux trait&s Sup. T. VII. pag. 14. 
Neumann recueil des traites T. Il. pag. 127—135. 


28. Bollzug des Vertrags vom 14. April 1816. 


a. Königlich Allerhöchftes Patent die Befigergreifung der an Bayern 
übergehenden Fuldaiſchen Aemter betreffend. 


Marimilion Joſeph, 
von Gottes Gnaden König von Bayern ac. ıc., 
entbieten allen und jeden, die dieſes leſen over lefen hören, Unfere 
Gnade und Unfern Gruß und fügen venfelben zu willen: 


Da in Folge eines zwifchen Uns und Seiner Majeftät vem Kaifer 
von Defterreich abgefchloffenen Vertrages vie ehemalig Fuldaiſchen Aemter 
Hammelburg mit Tulba und Saleck, Brückenau mit Motten, jenes von 
Weyhers, mit Ausnahme der Orte Melters und Hattenroth, ſo wie der 
Theil des Amtes Bieberſtein, welcher die Orte Batten, Brand, Ditges, 
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Findlos, Liebhart, Melperz, Oberbernhardt mit Steinbach, Saifferz mit 
Theiven begreift, alle dieſe Bezirke, jo wie fie von Seiner faiferlich und 
fönigl. apeftolifchen Majeſtät beſeſſen worben find, mit allen Eigenthums- 
und Souveränetätsrechten dem Königreiche Bayeın und Unferem f. Haufe 
überwiefen worben und vemfelben auf ewige Zeiten zugehören follen, fo 
haben Wir’ nunmehr befchloffen, von viefen Yanvestheilen und ihren 
Zugehörungen und Zuftändigfeiten Beſitz nehmen zu laffen und Unfere 
Regierung darin anzutreten, 

Wir thun dies Kraft des gegenwärtigen Patents, und verlangen von 
ſämmtlichen Unterthanen und Einwohnern, weifen Standes und Würde fie 
immer fein mögen, insbefonvers der Geiftlichfeit, vem Adel, ven Civil- und 
Militär-Bedienfteten und ven Magiftraturen, daß fie fich Unferer Regierung 
unterwerfen und bie ihnen nunmehr gegen Uns als ihren rechtmäßigen 
König und Landesherrn obliegenvden Pflichten willig übernehmen und getreu 
erfüllen, Uns alfo hiernach vollfommenen Gehorfam, Unterthänigfeit und 
Treue erweifen. Wir ertheilen ihnen dagegen die Verficherung, daß Wir 
fie fämmtlih in Unferen Schuß nehmen und ihrer Wohlfahrt Unfere 
ganze landesväterliche Sorge unermübet widmen werben. 

Wir haben zur Befigergreifung obenerwähnter Landesbezirke und ihrer 

Verwaltung Unferen Kämmerer, Hofcommiffär in Würzburg, Großfreuz 
des Vervienft- Drvens der Baherifchen Krone und Sohanniter » Ordens 
Ehrenritter, Marimilian Freiheren von Lerchenfeld als Hoffommiffär 
ernannt und verfichern Uns zu ſämmtlichen Unterthanen, daß fie allen von 
demjelben zu treffenden Anoronungen und Einrichtungen Folge leiften 
‚ werben. 
Wir wollen zugleich, daß vor der Hand um fowohl den öffentlichen 
" Dienft in allen Zweigen zu fihern und das Wohl der Unterthanen unun- 
terbrochen zu beforgen, fümmtliche Staatspiener und Beamten vie ihnen 
angewiefenen Berrichtungen nach dem bisherigen Gefchäftsgange pro— 
viſoriſch fortfegen. 

Zu Urkund deffen haben Wir gegenwärtiges Patent Alferhöchft eigen- 
händig vollzogen und Unfer königliches Inſiegel beidrucken Laffen. 

So gefchehen und gegeben in Unferer Haupt- und Reſidenzſtadt 
München ven dreißigſten Tag des Monats April im Jahre nach Ehrifti 
Geburt eintaufend achthundert und fechzehn, Unferer königlichen Regierung 
im eilften, 


Marimilian Joſeph. 
Reg. - BI f. d. Königr. Bayern f. d. 3. 1816. Nr. 16. ©, 311 
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b. Königlich Allerhöchites Patent die Befigergreifung bed 
oͤſterreichiſchen Amts Redwitz betreffend. 


Marimilian Joſeph, 
von Gottes Gnaden König von Bahern ꝛc. ꝛc., 
entbieten allen und jeden, die dieſes leſen oder leſen hören, Unſere 
Gnade und unſern Gruß, und fügen denſelben zu wiſſen: 


Nachdem in Gemäßheit eines zwiſchen Uns und Seiner Majeſtät 
dem Kaiſer von Oeſterreich abgeſchloſſenen Vertrages das in Unſeren 
Staaten inclavirte bisher öſterreichiſche Amt Redwitz, mit allen Eigen— 
thums- und Souveränetäts-Rechten dem Königreiche Bayern und Unſerm 
k. Hauſe überwieſen worden und demſelben auf ewige Zeiten zugehören 
ſoll, ſo haben Wir nunmehr beſchloſſen, von dieſem Amte und ſeinen 
Zugehörungen und Zuſtändigkeiten Beſitz nehmen zu laſſen. 

Indem Wir dieſes hiermit kund thun, verlangen Wir von ſämmtlichen 
Unterthanen und Einwohnern, weſſen Standes oder Würde ſie ſein mögen, 
ſowie von ſämmtlichen Bedienſteten, daß ſie ſich Unſrer Regierung unter— 
werfen und die ihnen nun gegen Uns als ihren rechtmäßigen König und 
Landesherrn obliegenden Pflichten willig übernehmen und getreu erfüllen, 
Uns alſo hiernach vollkommenen Gehorſam, Unterthänigkeit und Treue 
erweiſen. 

Wir werden dagegen ſie ſämmtlich in Unſern Schutz zu nehmen und 
ihrer Wohlfahrt Unſere ganze landesväterliche Vorſorge ebenſo wie jener 
Unſerer übrigen Unterthanen zu widmen, nicht anſtehen. 

Die Leitung der Beſitznahme übertragen Wir Unſerm Kämmerer und 
General-Commiſſär des Mainkreiſes, Konjtantin Freiherrn von Welden, 
deſſen in Unſerm Namen zu treffenden Anordnungen und Einrichtungen 
ſämmtliche Unterthanen des Amtes Redwitz die ſchuldige Folge zu leiſten 
haben, wobei feſtgeſetzt wird, daß alle Beamten vor der Hand in ihren 
Functionen verbleiben. 

Zu Urkund deſſen haben Wir dieſes Patent Allerhöchſt eigenhändig 
vollzogen und mit Unſerm königlichen Inſiegel bedrucken laſſen. 

So geſchehen und gegeben in Unſerer Haupt- und Reſidenzſtadt 
München den dreißigſten Tag des Monats April im Jahre nach Chriſti 
Geburt eintauſend achthundert und ſechzehn, Unſerer Regierung im eilften. 


Marimilian Joſeph. 
Reg.Bl. f. d. Königr. Bayern f. d. J. 1816. Nr. 19. S. 355. 
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c. Königlich Allerhöchftes Patent die Befignahme des Rheinkreiſes 
betreffenv. 


Marimilian Joſeph, 
von Gottes Önaden König von Bayern zc. ꝛc., 
entbieten alfen und jeven, welche diefes lefen oder lefen hören, Unfere 
Gnade und Unfern Gruß und fügen venfelben zu wiffen: 


Da in Folge eines zwifchen Uns und Seiner Majeftät dem Kaiſer 
von Defterreich abgefchloffenen Vertrages folgende Gebietstheile auf dem 
linfen Rheinufer, als: 

Bon dem Departement des Donnersberg die Kreiſe Zweibrüden, 
Kaijerslautern und Speyer, letterer jedoch mit Ausnahme der Kantone 
Pfepversheim, ferner die Kantone Kirchheimbolanden von dem Kreife Alzei, 
von dem Saar» Departement die Cantone Walpmohr, Bliesfaftel und 
Kufel, diefer legtere jevoch mit Ausnahme einiger Orte auf der Straße 
von St. Wendel nah Baumholder, wofür eine im Einverftänpniffe mit 
ben zu Frankfurt verfammelten Bevollmächtigten ver verbündeten Höfe 
feitzufegende Territorial-Ausgleihung erfolgen wird; von dem Departement 
des Nieverrheins der Canton, die Stadt und die Feſtung Yandau, dieſe 
(egtere als Bundesfejtung, nad den Beitimmungen vom 3. Novbr. 1815, 
ferner die Cantone Bergzabern, Langenfandel und ver ganze Theil des 
Departements vom Niederrhein, welchen Frankreich auf dem linken Ufer 
der Lauter in Gemäßheit des Parifer- Vertrages vom 20. Novbr. 1815 
abgetreten bat, mit Eigenthums- und Souveränetäts-NRechten dem König— 
reihe Bayern und Unferm f. Haufe überwiefen worben und bemjelben 
auf ewige Zeiten zugehören follen, fo haben Wir nunmehr bejchloffen, 
von diefen Landen, allen deren Orten, Zugehörungen und Zuftändigfeiten 
Befig nehmen zu laffen und Unſere Negierung darin anzutreten. 

Indem Wir viefes hiermit fund thun, verfehen Wir Uns zu ſämmt— 
lichen Einwohnern diefer Lande, insbefondere der Geiftlichfeit, dem Adel, 
den Civil- und Militärbedienfteten, Magiftraten, Einfaffen und überhaupt 
einem jeden, weſſen Standes und Würde er fein möge, daß er fich Unferer 
Regierung unterwerfen und die ihm nunmehr gegen Uns als feinen recht- 
mäßigen König und Yandesherrn obliegenden Pflichten willig übernehmen 
und getreu erfüllen, Uns alfo biernach vollfommenen Gehorfam, Unter- 
thänigfeit und Treue eriweilen werde. 

Wir werben dagegen fie fiämmtlich in Unfern Schuß zu nehmen und 
ihrer Wohlfahrt Unfere ganze lanveswäterliche Vorforge ebenfo wie jenen 
Unferer übrigen Unterthanen zu widmen nicht anftehen. 

Die oberfte Leitung und Beſitznahme obengevachter Lande und ihrer 
Verwaltung übertragen Wir Unferm wirklich geheimen Rathe, Großfreuz 
des Verdienſtordens der Bayeriſchen Krone Franz Xaver von Zwadh, als 
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Unferm Hofcommiſſär und erwarten von fämmtlichen Unterthanen, daß 
fie allen von demjelben in Unferem Namen zu treffenden Anordnungen 
und Einrichtungen Folge leiften werden. 


Wir fegen dabei feit, daß fümmtliche Staatsdiener und Beamte vor 
der Hand ſich der thätigen Fortfegung der ihmen zugewiefenen Verrich— 
tungen nach dem bisherigen Gefchäftsgange proviforiich in der Art widmen, 
dag fie den öffentlichen Dienft in allen Zweigen fichern, das Wohl ver 
Unterthanen ununterbrochen bejorgen und Unferes fernen Vertrauens 
würdig bleiben. 


Zur Urkunde deſſen haben Wir gegenwärtiges Patent Allerhöchft 
eigenhändig vollzogen und Unfer f. Inſiegel beivruden laffen. 

So geſchehen und gegeben in Unferer Haupt: und Reſidenzſtadt 
München ven vreifigjten Monatstag April im Yahre eintaufend achthun- 
dert und fechzehn, Unferer königl. Regierung im eilften. 


Marimilian Joſeph. 
Reg⸗Bl. f. d. Königr. Bayern f. d. 3. 1816. Nr. 16. ©. 309. 


d. Königlich Allerhöchtes Abtretungs-Patent für das Innviertel, 
Haudrudviertel, das Amt Vils und das Fürftenthum Salzburg. 


Marimilian Yofeph, 
von Gottes Gnaden König von Bahern zc. x. 

Nachdem in Folge eines zwifchen Uns und Eeiner Majeftät dem 
Kaifer von Defterreich gefchloffenen Vertrages die Theile des Hausrud- 
viertel8 und des Innviertels, fo wie fie im Jahre 1809 von Defterreich 
abgetreten worben find, ferner das Amt Vils und endlich das Fürften- 
thum Salzburg, gleichfalls wie dasſelbe von Defterreih im Jahre 1809 
abgetreten wurde, jedoch mit Ausnahme der Aemter Waging, Tittmoning, 
ZTeifendorf und Laufen, infoweit viefe auf dem linfen Ufer ver Salzach 
und Saal gelegen find, welche Aemter mit ihren Zugehörungen und Zus 
ftändigfeiten mit vollem Eigentum und Souveränetät ferner bei dem 
Königreiche Bayern verbleiben, an Seine Majeftät ven Kaiſer von Oeſter— 
reich übergehen und ver im obenerwähnten Vertrage für die wirkliche 
Abtretung diefer Landestheile bedungene Termin eingetreten ift, jo wollen 
Wir folhes mittel gegenwärtigen Patents Unfern bisher getreuen Lehen— 
leuten, Dienern und ſämmtlichen Unterthanen der genannten Bezirke eröff- 
nen und indem Wir fie der gegen Uns und Unfer f. Haus aufgehabten 
Lehens-, Dienjtes- und Unterthanenspflichten feierlich und fürmlich los— 
jagen und an den neuen Regenten mit venfelben hinweifen, bejchließen 
Wir die legte Unferer Regierungshandlungen in diefen Yanvestheilen mit 
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ber Berficherung, daß Wir ven Uns von ihren Bewohnern bewiefenen 
Gehorfam und die vielmals ausgefprochene Treue und Anhänglichfeit ver- 
jelben an Uns und Unfer k. Haus danfbar erfennen und Unfre aufrich- 
tigen Wünfche für ihr Wohl fie ſtets begleiten werben. 

Gegeben in Unferer Fönigl. Haupt- und Refivenzftant München ven 
breißigiten Tag des Monats April im Jahre nach CHrifti Geburt eintan- 
jend achthundert und fechzehn, Unferer k. Regierung im eilften. 


Marimilian Joſeph. 
Reg.Bl. f. d. Könige. Bayern f. d. 3. 1816. St. XVI ©. 307. 


29. Protofoll wegen Uebergabe der Oberhoheit über die fürftlich- 
leiningijchen Aemter Miltenberg, Amorbach und Heubach, dann des 
Amtes Alzenau von Großherzoglich-heijifcher Seite an Bayern; 
Datirt Ajchaffenburg den 7. Zuli 1816. 


Nachdem in Gemäßheit des 3. Artifels des unterm 30. Juni 1816 
zu Frankfurt a. M. zwifchen dem Faiferlich - öfterreichifchen, königlich— 
preußifchen und großherzoglich - heififhen Hofe abgefchloffenen Vertrags 
Seine föniglihe Hoheit der Großherzog an Seine Majeftät ven König 
von Bayern 

1. Die Souveränetät über die Aemter Miltenberg, Amorbach 

und Heubad, und 

2. Das Eigenthums- und Souveränetätsrecht über das Amt 

Alzenau, in dem Umfange, in welchem fich dieſe Aemter am 
3. November 1815 befanden 
überläßt, fo ift von denen zur Berichtigung dieſer Angelegenheit ernann- 
ten Bevollmächtigten nämlich: 

von Seiten Seiner königl. Hoheit des Großherzogs von Heffen, dem 

Herrn Geheimenrath und Gefandten von Harmer, dann dem Herrn 

Geheimenrath und Hofkammerdirektor Freiheren von Münd; von 

Seiten Seiner Majeftät des Königs von Bayern, dem fönigl. wirk— 

lichen Geheimenrath und Gefandten Herrn Grafen von Rechberg, 
am heutigen Tage die Handlung und Uebergabe ver obengevachten Landes— 
theile folgender Geſtalt verabredet werden: 

Artikel 1. Es überlaffen und übergeben die großherzoglich-heffifchen 
Herrn Bevollmächtigten die Aemter Miltenberg, Amorbach, Heubach 
und Alzenau in dem Umfange, in welchem fich dieſe Aemter am 3. No— 
vember 1815 befanden, mit allen Rechten und Gerechtfamen, welche Seine 
fönigl. Hoheit darin ausgeübt haben. Der königl. bayerifche Herr Be— 
bollmächtigte nimmt dieſe Ueberlaffung umd Uebergabe an, und bie beiver- 
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feitigen Herrn Bevollmächtigten erklären, daß hiermit dem 3. Artifel des 
am 30. Juni 1816 mit der Krone Defterreih und Preußen abgelchloffenen 
Tractats Genüge geleiftet worden jei. 


2. Die wirkliche Ueberweifung und Uebernahme an Ort 
und Stelle foll unverzüglid und an denen Tagen volljogen werben, 
welche die dazu beftellten Commifjarien dazu beftimmen werben. Zu dem 
Ende wird den erwähnten Herrn Commifjarien ein Eremplar dieſes Ueber- 
gabs-Actes nebft einer Abjchrift der diefe Abtretung betreffenden Artifel 

des Vertrages mitgetheilt werben. 

3. An demfelben Tage, wo die Ueberweifung an Ort und Etelfe 
gefchieht, werden die Unterthanen und Beamten ihrer Pflichten 
und Dienfteide entlajfen werben. 


4. In Gemäßheit des mehrgedachten Vertrages wird ber 1. Yuli 
1816 als Termin des Befig-Ueberganges angenommen. 

5. Alle Bepingungen, welche binfichtlich diefer Abtretung in ben 
Artikeln 13, 17, 18, 19, 20, 21, 24 und 25 des Vertrags verabrebet 
worben find, werden von den im Artikel 2 genannten Herrn Commiſſarien 
genau befolgt, und mit Rückſicht auf die Local-Verhältniſſe näher beſtimmt 
werben. 


6. Alle übrigen Punkte, welche bei biefer Hebergabe einer nähern 
Beftimmung bebürfen möchten, und in dem Vertrag folhe nicht erhalten 
hätten, werben von den Herren Commiffarien an Ort und Etelle fowohl 
nach der Analogie der im Bertrage aufgeftellten Grundſätze ald auch von 
beiden Seiten zu beachtender Gerechtigfeit und Billigkeit bejtimmt und 
entfchieten, insbefonvere aber die Verhältniffe der Unterthanen dieſer Aemter 
gegen die Provinzial- Landes-, insbefondere die Flußbau-, Kriegsfoften- 
und Brand-Affecuranz-Kaffen ver Provinz Starfenburg durch eine wechjel- 
feitige Abrechnung georbnet werben. 

Im unverhofften Falle, daß die Herren Commifjarien fih über ven 
einen oder den andern Punkt nicht zu vereinigen vermöchten, jo ſollen 
folche Punkte zu höherer Entjcheivung ausgejegt, in feiner Art aber bie 
Uebergabe ſelbſt aufgehalten oder verzögert werben. 

Des zur Urkunde haben die beiverfeitigen Herren Bevollmächtigten 
vorftehende Uebereinkunft eigenhändig unterfcprieben und unterjiegelt, 


Frankfurt a. M. den 7. Yuli 1816. 
(Folgen die Unterfchriften.) 
Klüber Staatsarchiv bes deutihen Bundes Bd. I. Nr. 39. ©. 423, 
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30. Uebereinfunft zwilchen ver Krone Bayern und dem Grof- 
herzogthum Baden über die Meftification des Rheines von 
Neuburg bis Dettenheim vom 24. April 1817. 


Art. 1. Die in dem Plane des Rheinlaufs von Neuburg bis 
Dettenheim vorgeichlagene Reftification des Rheines wird von beiben 
Uferftaaten in der Art genehmigt, daß die NReftificationslinie ihrem weſent— 
lichen Zuge nach beibehalten, hiernach auf dem Felde abgejtedt und bezeich- 
net und im die neue Aufnahme genau eingetragen werben foll. 

Wie gefchehen ijt diefe neue Aufnahme von den beiverfeitigen In— 
genieurs zu unterfertigen und jeder Regierung ein Eremplar biefer Karten 
zuzujtellen. 

Art. 2. Die beiderfeitigen Negierungen machen fich verbindlich, 
ohne irgend eine Aufrechnung over Ausgleihung der Koften, die Fluß— 
frümmen, wie diefelben den verfchievenen Uferlanven nachtheilig und im 
Plane des Rheinlaufes enthalten find, zu durchſchneiden. 

Art. 3. Diefer Verbindlichkeit zufolge übernimmt die Krone Bayern 
die Durchitiche 

a) durch die badische Gemarkung Darland im Plane E. F. 

b) durch die Knielinger Gemarkung im Plane zwifchen I und II. 

ec) durch den Hafelforit im Plane I. K und 

d) die mit den Durchftihen Nr. 1 und 2 in Verbindung ftehenden 

Wafferbauten Nr. 1 und 3. 

Art. 4. Das Großherzogthum Baden verpflichtet fich, den 

a) Darlander Durchftih C. D. 

b) ven Pforzer Durchſtich G. H. 

ce) die Durchftiche Nr. 3, 4 und 6 im Plane und 

d) den Dircjtich durch den Herrengrund L. M. zu führen. 

Art. 5. Die Perioden, in welchen diefe Durchftiche ausgeführt wer- 
den ſollen, find folgende: 

Bayern unternimmt im Laufe viefes Jahres die Durchftiche in der 
Knielinger Gemarfung Nr. 1 und 2, und zugleich vie Wafferbauten 1 und 3. 

Zu gleicher Zeit eröffnet Baden den Durchſtich G. H und den Durch- 
ftih Nr. 6 durch den Neupforzerfopf. Die Ausführung des Darlanver 
Durchſtichs C. D. fann gleich beginnen, wenn dem Großherzoglich Badiſchen 
Gouvernement eröffnet werden wird, daß die ohne Verzug in Thätigfeit 
zu ſetzende Commiſſion ihre Arbeiten vollendet und die Neuburger Gemeinde 
entichädigt haben wird. 

Der Durchſtich E.F. im Darlander Banne wird von der Königl. Bayr. 
Regierung im Jahre 1818 oder 1819 ausgehoben, jedcch verfpricht Baden 
die Grundentſchädigung bald zu erheben und auszugleichen, damit ber 
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Durchftich, wenn verfelbe zum Gelingen des Durchftiches G. H. erforberlich 
ift, auch früher geführt werben Fönne. 

Im Yahre 1818 ftellt die Großherzoglich Badiſche Regierung vie 
Durchſtiche 3 und 4 her. 

Die Ausführung der Durchftiche durch den Hafelhorft und ven Herren- 
grund werben ben beiberfeitigen Regierungen anheimgegeben; doch ver- 
pflichten jich diefelben gegen einander, die hier zu leiftenden Entfchädigungen 
im Verlaufe eines Yahres ausgemittelt und fonach alle Hinverniffe zur 
Ausführung aus dem Wege geräumt zu haben. 


Art. 6. Die unterhandelnden Regierungen verfprechen fich wechfel- 
feitig, das dem Rheine durch die Correction zu gebenve neue Bett und 
die fich biernach bildenden neuen Ufer zu erhalten, jeder nachtheiligen 
Abweihung zuvor zu fommen, und feine Anpflanzungen innerhalb ver 
angenommenen Uferlinien zu geftatten. 


Art. 7. Die bei diefer Correction fich ergebende Grundentſchädigung 
für die in das neu zu bildende Flußbett fallenden Gründe wird von dem— 
jenigen Staate geleiftet, unter deſſen Yandeshoheit vermalen die Gründe 
liegen, wonach Bayern vie Entjhädigungen für die in Art. 4 und Baden 
die Entfchädigungen für die in dem Art. 3 genannten Durchfchnitte 
übernimmt. 


Art. 8. Die zur Sicherung des Befitftandes und der Nutniefung 
auf Kojten des Bejchügten zu erhebenvden Dämme fünnen blos nach einem 
mit wechjeljeitigem Cinverftänpniffe im Verlaufe eines Jahres zu beftim- 
menden Syſtems, und nie zum Nachtheil eines Nachbarftaates gezogen 
werten. 


Urt. 9. Das auf der Durchfchnittslinie und auf dem weggeſchnit— 
tenen Zerrain ftehende Holz wird von dem dermaligen Cigenthümer abge- 
trieben und feiner freien Verfügung überlaffen. 

Art. 10. Der Thalweg des neuzubildenven Flußbettes wird bie 
fünftige Oränze der beiden Staaten von dem Zeitpunfte an bejtimmen, 
wo die neu eröffneten Kanäle zur Berg: und Thaljchifffahrt dienen. 


Art. 11. Die Parzellen der beiverfeitigen Ufer, welche durch dieſe 
neue Gränze von ihrem bisherigen Verbande losgerifjen und mit den rejp. 
jenfeitigen Ufern vereinigt werden, gehen demnach unter die Hoheit der 
rejp. Regierung über. 

Snfoferne diefelben bisher Staatseigenthum waren, behält ver abtre- 
tende Staat binnen 5 Fahren die freie Verfügung über das Eigenthum 
und deſſen Erträgniß; infoferne viefelben aber das Eigenthum ber Ge- 
meinden oder Privaten find, bleiben dieſelben ven bisherigen Eigenthümern 
als unverletliches Eigenthum garantirt. 
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Art. 12. Diefe von ven beiderjeitigen Commiſſarien unterzeichnete 
Mebereinfunft foll den reſp. Regierungen ohne Verzug vorgelegt und 
längſtens bis 3. Mai d. J. ausgewechjelt werben. 

Speyer den 26. April 1817. 


unterz. Bürgel, unterz. Tulle, 
fönigl. bayer. Oberbau- und großh. bad. Ober-Waffer- u. Straßen- 
Regierungsrath. bau-Director und Obriftlieutenant. 


. Amtsblatt für die Pfalz 1851. ©. 426 u. 427. 


31. Uebereinfunft zwifchen der Krone Bayern und dem Groß— 
herzogthum Baden über die Gradleitung des Rheines von Neuburg 
bis Dettenheim vom 4. und 8, Juli 1818. 


Da bei der untern 24. April 1817 von den beiden unterzeichneten 
Bevollmächtigten über vie Neftification des Rheines von Neuburg bis 
Dettenheim abgefchlojjenen Webereinfunft der Altwafjer, welche durch die 
Abſcheidung der Rheinkrümmen entjtehen, nicht gedacht wurde, und es 
nothwendig ijt, hierüber und insbefonvere über das Eigenthum berjelben 
eine Bejtimmung zu haben, fo find die unterzeichneten Qevollmächtigten 
über nachitehenvden Zufagartifel zu ver Convention vom 24. April 1817 
übereingefommen. 

„Die fih durch die Reftification des Nheins bildenden Altwaffer, 

„nunmehrige Alupkrümmen, gehören von dem Zeitpunfte an, wo fich 

„die Berg- und Thalichifffahrt in die neuen Durchfchnitte gelegt 

„haben wird, als ungetheiltes Eigenthum demjenigen Staate, tem 

hierdurch nach dem Vertrage die Yandeshoheit zugefallen iſt.“ 

„Die Auspehnung der Altwaffer wird nach dem Knielinger Pegel, 

„und zwar bei einem Wafferftande bejtimmt, welcher nach ven Älteren 

„Beobachtungen fieben Fuß über dem niedrigſten ift, und dieſe Aus- 

„dehnung wird noch im Laufe des Jahres 1818 abgepflädt.« 

„Die dermalen wegen der Fifcherei noch laufenden Pachtverträge 

„werben von den reſp. Regierungen bis zu ihrem Ablaufe beibehal- 

»ten und die Pachtzinfe an diejenige abgetragen, welche die Landes— 

„hoheit über die Altwaſſer ausübt. 

Diefer Zufagartifel zu ver Uebereinfunft vom 24. April 1817 ift, von 
den beiverfeitigen Commijjarien unterzeichnet, ven vefp. hohen Regierungen 


vorzulegen. 
Bafel ven 4. Juli und Baden ven 8. Juli 1818. 
unter. Bürgel, unterz. Zulle, 


fönigl. bayer. Oberbaurath. großh. bad. Ober-Waffer- u. Etrafen- 
bau-Director und Obrijtlieutenant. 
Amtsblatt für die Pfalz 1851. S 427. 
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32, Uebereinfunft zwifchen der Krone Bayern und dem Groß- 
herzogthum Baden über die Neftification des Rheinlaufes zwiſchen 
der Ausmündung des Neupforzer-Durchftiches und der Ausmün- 
bung des Franfenthaler Kanals, vom 14. November 18235. 


Art. 1. Die Rektification des Nheinlaufes zwifchen der Ausmün- 
bung des Neupforzer Durchjtiches und der Ausmündung des Franfenthaler 
Kanals wird nach den Linien ausgeführt, welche in dem von ven beider— 
feitigen zur Abſchließung des gegenwärtigen Vertrages allerhöchſt ermäch- 
tigten Commiffarien unterfchriebenen Plane eingetragen find. 

Art. 2. Die Krone Bayern übernimmt die Ausführung aller ver’ 
im badifchen Gebiete ausgehobenen Durchſtiche, daher 

1. des Schröder Durchftiches, 


— 


2. „Linckenheimer " 
3.. „ Dallenbeimr 
4. " Rheinsheimer Nr. 1. 
5" n " Nr. 2. 
6. " Rheinhaufer " 
7. „Angelhofer J 
8. "  Ketjcher " 
9. „Neckarauer " 


Das Großherzogthum Baden übernimmt die Aushebung aller ver 
im bayerifchen Gebiete auszuführenden Durchftiche; daher 
1. des Leimersheimer Durchftiches, 


2. "  Germersheimer " 
3. »  Mechtersheimer " 
4. " Speberer " 
5. " Dtterjtäbter " 
6. " AUltripper " 
7. "  Friefenheimer " 


Art. 3. Die Bewerfftelligung des in dem Vertrage vom 24. April 
1817 über vie Reftification des Rheinlaufes zwifchen Neuburg und Detten- 
heim bereits zugejtandenen Durchſtiches über ven fogenannten Feuchtfopf 
und Böllenkopf auf Großherzoglich Badiſchem Gebiete erfolgt auf Koſten 
ver Königlih Bayeriſchen Stantsfaffe, jobald der von Seite Bayerns in 
möglichjt kurzer Zeitfrift herzuftellende, oberhalb gelegene Durchjtich 
über ven fogenannten Bremergrund ven Thalweg aufgenommen haben wird. 

Art. 4. Die beiverfeitigen Regierungen machen fich verbindlich, ohne 
irgend eine Ausgleichung der Koften bie in ven Artifeln 2 und 3 über- 
nommene Ausgrabung der Durchftiche und die Anlage der. damit in Ver: 
bindung ftehenven beiverfeitigen Leitdämme bewerfjtelligen zu laffen und 
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ebenfo viejenigen Maafregeln zu ergreifen, welche pas baldige vollkommene 
Gelingen vesjelben bezweden. 
Alle zur Erreihung dieſer Abficht nothwendigen Bauten auf dem 
‚linfen Ufer ver Rektificationslinie werden auf Königlich Bayheriſche, alle 
Bauten auf dem rechten Ufer auf Großherzoglich Badiſche Koften aus- 
geführt. ’ 
Die desfallfigen Entwürfe und Pläne werben vor ihrer Ausführung 
jeverzeit wechjelfeitig mitgetheilt. 
Art. 5. Der Zeitraum, innerhalb welchem ſämmtliche Durchftiche 
ausgehoben fein follen, wird zu ſechs Jahren beftimmt, und zwar find 
auszuheben: 
Im Etatsjahre 1825126 
der Schröcker, der Laimersheimer, der Rheinsheimer Nr. 1 und 
2, der Angelhofer und der Frieſenheimer Durchſtich. 

Im Etatsjahre 1826127 
der Germersheimer und Ottenſtädter Durchſtich. 

Im Etatsjahre 1827128 
der Laimersheimer, Mechtersheimer, Ketſcher und Rheinhauſer 
Durchſtich, letzterer nur zur Hälfte. 

Im Etatsjahre 1828129 
der Altripper, Rheinhauſer (vollendet) und der Dettenheimer Durch— 
ſtich (zur Hälfte). 

Im Etatsjahre 1829130 

der Dettenheimer Durchſtich (vollendet) und jener durch die Ge— 
markung von Speyer (zur Hälfte), und endlich 

Im Etatsjahre 1830431 

den Neckarauer Durchſtich, ſo wie die Vollendung jenes durch die 
Gemarkung von Speyer. 

Art. 6. Die beiden Regierungen verbinden fich wechfelfeitig, das 
dem Rheine durch die Correction zu gebende neue Bett und die fich hier- 
nach bildenden neuen Ufer nach den Normallinien zu erhalten, jever Ub- 
weichung von berjelben zuvorzukommen und feine Anpflanzungen innerhalb 
der angenommenen Uferlinie zu gejtatten. 

Die Normalbreite für denjenigen Wafferftand, bei welchem vie mitt- 
lere Tiefe nach erfolgter vollftändiger Reftification bei Neuburg 3 Meter 
oder 10 Badiſche Fuß, und bei Mannheim 3, 6 Meter oder 12 Bapifche 
Fuß beträgt, wird gleichförmig zu 270 Meter oder 800 Bapifche Fuß 
bejtimmt. Das Profil für ven viefe Tiefe überfteigenden Wafferftand 
joll auf ven Grund ver durch beiderfeitige Baubenmte anzuftellenden 
hydrometriſchen Meffungen und hydrauliſchen Berechnungen ausgemittelt 
und gemäß ber fich Hieraus ergebenden Nefultate nachträglich feitgefeist 
werben. 
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Art. 7. Die durch diefe Reftification bevingten Entſchädigungen 
werben von demjenigen Staate geleiftet, unter vefjen Landeshoheit der— 
malen bie betreffenden Befigungen liegen. 

Art. 8. Längs ver Gradeleitungen, in foweit diefelben bie bereits 
beftehenvden Dammlinien durchſchneiden, werben entweder gleichzeitig mit 
der Ausgrabung der Durchitiche oder früher, neue Dämme zum Schuge 
und da, wo es nöthig fein jollte, neue Schleußen zur Entwäfferung des 
eingebeichten Landes und zwar auf dem neuen linkfeitigen Ufer auf Koften 
des Königlich Bayeriſchen Aerars, auf dem neuen rechten Ufer aber auf 
Koften des Großherzoglich Badiſchen Aerars angelegt. Diefelben erhalten 
längs ben verſchiedenen Durchitichen die in dem Plane, welcher dem Ver— 
trage zum Grunde liegt, angezeigten Entfernungen von der Reftifications- 
Mittellinie. 

Längs den Durchftichen von Linfenheim, Dettenheim, Rheinsheim, 
Rheinhaufen und Stoderau werben jedoch vorderhand auf dem linken 
Ufer feine Dämme angelegt. 

Art. 9. Alle in das neue Ueberſchwemmungsgebiet fallenden Dämme 
infoweit ſolche vasfelbe nach feiner Breite purchfchneiden, werben nach 
erfolgter Ausführung der Durchftiche bis auf das natürliche Terrain 
abgetragen. 

Diefe Demolition gejchieht auf der linfen Seite ver Reftifications- 
Mittellinie auf Königlich Bayerifche, auf ver rechten Seite verjelben aber 
auf Großherzoglih Badiſche Koften. 

Art. 10. Der Thalweg jedes der neu zu bildenden Flußbette wird 
die fünftige Gränze ber beiven Staaten von dem Zeitpunfte an beftimmen, 
wenn ber eröffnete Kanal zur Berg- und Thal-Schifffahrt bei jedem 
Waſſerſtande dient. 

Art. 11. Die Parzellen ver beiverfeitigen Ufer, welche durch dieſe 
neue Gränze von ihrem bisherigen Verbande Losgeriffen und mit dem 
jenfeitigen Ufer vereinigt werden, gehen demnach unter die Hoheit des 
refp. Staates über. 

Das Eigenthbum des Staates, der Gemeinden, Corporationen und 
Privaten aber verbleibt ven bisherigen Befigern. 

Die Rheindämme, infoferne viefelben bisher Staatseigenthum waren, 
bilden hievon eine Ausnahme und gehen in ven Befig vesjenigen Staates 
über, unter vefjen Hoheit viefelben künftig fallen. 

Art. 12. Die Befiger ver durch die NAheinreftification von ven 
wechfelfeitigen Gebieten abgefchnittenen Ländereien werden rüdjichtlich ver 
Benügung ihrer Grundjtücde und ver Abfuhr der auf denſelben geärnteten 
Erzeugnifje von beiven Staaten gleichförmig behandelt und find daher in 
diefer Beziehung von der Entrichtung von Ein- und Ausgangszollgebühren 


befreit. 
22* 
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Art. 13. Für die Abtretung des durch den Rheindurchſtich bei 
Altripp abgefchnitten werdenden Dorfes Altripp und der dazu gehörigen 
Gemarkung . wird der Krone Bayern von der Großherzoglich Badiſchen 
Regierung eine vollkommen angemefjene Entſchädigung geleiftet. 

Die Ausmittelung diefer noch vor dem Beginne des Altripper Durch— 
ſtiches zu realifirenden Entfchädigung bleibt befondern Verhandlungen und 
einem bierauf zu gründenvden Vertrage vorbehalten. 

Art. 14. Die durch die Neftification entitandenen Altwaſſer werben 
Eigenthum des Staates, unter deſſen Hoheit viejelben kommen. Die 
fucceffive Beſitznahme der Altwaſſer erfolgt gleichzeitig mit der Hoheits— 
Abtretung. 

Als zum Altwafjer gehörend wird die Fläche des Wafferfpiegels, 
welche bis zu den Gränzen der Vegetation durch Yandgewächfe reicht, 
angejeben. 

Vor Ausführung der Reftification werben bie fich nach der fraglichen 
Beitimmung ergebenden Gränzen ver abzufchneidenden Flußkrummen, mit 
Zuziehung der anftoffenden Grundeigenthümer, abgejteint. 

Art. 15. Die beiverfeitige Allerhöchite Ratification gegenwärtiger, 
von beiden Commiſſarien unterzeichneten Uebereinfunft bleibt ausdrücklich 
vorbehalten. 

Karlsruhe ven 14. November 1825. 

Der E. bayr. Regierungsrath Der grob. bad. Oberft u. Oberbireftor 
und Kreisbaureferent des Waffer- u: Straffenbaues, Ritter 
unterz. Wiebefing. des kaiſ. ruſſ. St. Wladimir- u. des 

fol. bayr. Ordens ver Krone 
unterz. Tulla. 


Diefe Uebereinkunft hat durch Allerhöchfte Entjchliefung Seiner Ma- 
jejtät des Königs vom 3. März die allergnädigfte Genehmigung unter 
dem Anhange erhalten, daß für den Fall, wo wegen fpäteren Gelingen 
des einen oder des andern Durchſtiches oder wegen anderer erheblicher 
Berhältniffe, eine Abweichung von ver im Art. 5 fonvenirten Voraus- 
bejtimmung der Zeitfolge nothwendig fein jollte, das Benehmen bierüber 
zwifchen der Königlich” Bayerifchen und der Großherzoglich Badiſchen 
Regierung vorbehalten werde. 


Königlih Bayeriſche Regierung des Rheinkreiſes 
Kammer des Innern und der Finanzen. 


Amtsblatt für bie Pfalz 1851. S. 428-431. 
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33. Uebereinfunft zwilchen ber Krone Bayern und dem Grof- 
herzogthum Baden über die Vollendung der Arbeiten, welche 
an ber zur Meftification des Rheinlaufs zwifchen Neuburg und 
Franfentbal in Gemäßheit der Gonvention vom 14. November 
1825 begonnenen Durchſtiche umd zur unumgänglich nothwendigen 
Verbindung derjelben mit der noch beftehenden alten Richtung 
des Rheines erfordert werben. 


Die nachftehende zwifchen der Krone Bayern und dem Großherzog: 
thum Baden über die Fortjegung der Rhein-Reftifications-Arbeiten unterm 
27. Mai d. Irs. abgeichlejjene und unterm 23. refp. 30. Oftober I. Irs. 
von beiden contrahirenden Gouvernements genehmigte Mebereinfunft wird 
hiermit durch das Regierungsblatt zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 

Art. 1. Um jeden thunlichen Beweis voller Berücfichtigung ver, 
wenn auch unerwiefenen und burch feine Erfahrungen bejtätigten Befürch- 
tungen zu geben, welche die Nachbar- und Uferftaaten des unterwärtigen 
Rheingebietes gegen die vollfommene Reftification refp. Geradeleitung 
des Rheinlaufes in ver bezeichneten Gegend erhoben haben; ftehen beide 
Contrahirende, gemäß erhaltener höchſter Vollmacht von diefer volfftän- 
digen Reftification ab, und erklären hiermit die Webereinfunft vom 14. 
November 1825 für aufgehoben, fobald, als gegenwärtige Uebereinkunft 
die Ratification des Königlich Bayeriſchen und des Großherzoglih Badiſchen 
Gouvernements erhalten haben wird. 

Art. 2. Es Sollen mithin die Rheinrektifications-Arbeiten beider 
Staaten in dem obenbezeichneten und insbefondere in dem von Mechters- 
heim abwärts liegenden Flußgebiete lediglich auf die Vollendung der fchon 
ausgehobenen Durchjtiche und auf bie unumgänglich nöthige Verbindung 
ihrer Richtungslinien mit dem alten Flußlaufe befchränft, und neue Rek— 
tificationen, welche außerhalb dieſer hydrotechniſchen Erforberniffe liegen 
und nicht durch die abjolute Nothwendigfeit und ven bedrängten Zujtand 
jenes Flußgebietes geboten werden, durchaus vermieden werden. 

Art. 3. Es ift alfo von Königlich Baberifcher Seite nebit ven 
nach und nach nöthig werdenden Uferfchut - Arbeiten in den Durchitichen, 
welche den Thalweg des Flußes ſchon aufgenommen haben, und noch das 
Gelingen des ausgehobenen Angelhofer und Linkenheimer Durchftiche, 
von Großherzoglich Badiſcher Seite aber die Vollendung des Yaimers- 
beimer, Germersheimer und Friefenheimer Durchſtichs, welche ven Thal: 
weg bei dem nächiten Sommergewäſſer aufzunehmen vereigenjchaftet find, 
u bewirfen. 

Art. 4. Da es aber als hydrotechniſche Unmöglichkeit anerkannt 
werden muß, den in vechtwinflichter Richtung gegen das gegenüberliegenve 
Ufer anfallenden Strom am Auslauf des Rheinsheimer Durchſtichs Nr. 2, 
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und am Angelhofer Durchftich zu. belaffen, da fie nebſt den größten 
Nachtheilen für Ufer und Dämme, für Staats- und Privateigenthum, 
bald eine ganz umnregelmäßige, mithin für bie ftromabwärts Tiegenven 
Ufer-Staaten mehr als ein regelmäßiger Durchſtich, drohende Selbjtrefti- 
ficirung des Nheins herbeiführen würde, fo vereinigen fich beide contra- 
birende Gouvernements biefem unhaltbaren und drohenden Zuftande des 
Stroms durch die regelmäßige Einleitung der fchon ausgehobenen und 
vollendeten Durchftiche in die alte unterwärtige Strombahn zu begegnen. 

Art. 5. Diejer Zwed kann nothwendig nur, — und foll nur durch 
bie Einlenfung der Richtung der Rheinsheimer und Angelhofer Durch- 
ftiche in ven alten Rheinlauf auf der Gemarkung von Mechtersheim und 
Rheinhaufen, Otterftadt und Ketjch bewirkt werben, jo wie e8 der gegen- 
wärtiger Webereinfunft beiliegende Plan als unumgänglich nothwenbig 
nachweijet. 

Art. 6. Sollten, fo wenig biefes auch ver früheren Einfprache 
gemäß, welche nur gegen eine vollkommene Rektification rejp. Geradeleitung 
des Rheins gerichtet war, wahrfcheinlich ift, von ven niederrheiniſchen 
Uferftaaten auch gegen bie oben bezeichneten unumgänglich nöthigen Arbei- 
ten Einjprüche erhoben werben, fo verbinden fich die beiden contrahirenden 
Regierungen zur gemeinfchaftlich gründlichen Widerlegung verfelben und 
Bayern insbejonvers zur Vertretung der gemeinfchaftlichen Intereſſen 
und der Nechte in diefer Beziehung. 2 

Deide Regierungen werben aber einftweilen in ver VBorausfegung 
handeln, daß eine ſolche Einfprache nicht in der Natur der Sache be- 
gründet fei. 

Als fpecielle Beftimmungen über die Ausführungsart und Zeit wer- 
den nachfolgende Punkte fejtgejegt. 

Art. 7. Die beiverfeitigen Gouvernements verpflichten fich, das 
Gelände auf der Ketfcher und Mechtersheimer Gemarkung unverzüglich 
nach erfolgter Ratification gegenwärtiger Webereinfunft wechfelfeitig zu 
überweifen, und dasjenige auf Rheinhaufer und Otterſtädter Gemarkung 
bis zum Ende Mai 1833 ebenfo zu ftellen. 

Urt. 8. Die zu diefer Regulirung ver Flußbahn erforderlichen Gra- 
bungs-Arbeiten auf den Gemarkfungen von Ketſch und Mechtersheim und 
Rheinhaufen und Otterſtadt follen dann jedesmal ein Jahr nach gejchehener 
Ueberweifung des Geläudes und die Vollendung diefer Regulirung möglichit 
bejchleunigt werben. 

Urt. 9. Die auf Hoheitsrechte, Eigenthum, Dämme und Berthei- 
lung der Arbeiten zwifchen beiden Gouvernements bezüglichen Artikel 4, 
6, %, 8, 9, 10, 11, 12 und 14 ver Uebereinfunft vom 14. November 
1825 werben jedoch in allen ihren Theilen aufrecht erhalten. 
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Art. 10. Es follen die Dammanlagen bei Einlenkung des Strom- 
laufes auf Mechtersheimer Gemarkung nach dem auf beiliegenden Plan 
beftimmten Diftanzen und ver alte Damm auf dem Iinfen Ufer, Ahein- 
haufen gegenüber, jo weit zurücgefett werben, daß der Rhein ein Fun- 
dations-Profil von 750 Meters = 250 Ruthen erhält. 

Art. 11. Für die Dammgräben und Dammwege hat jedesmal ber- 
jenige Staat zu forgen, welchem bie Verbindlichkeit ver Damm-Anlage 
obliegt. 

München ven 23. November 1832. 

Königlihes Stants-Minifterium des Innern. 

Reg⸗Bl. f. d. Königr. Bayern f. d. J. 1832. Nr, 50. S. 1024— 1029, 


34. Staatövertrag Über Berichtigung derl Gränzen zwifchen Oefterreich 
und Bayern d. d. Salzburg ven 30. September 1818. 


Der zu München durch Benollmächtigte Seiner Majeftät des Königs 
von Bayern und Seiner Majeftät des Kaifers von Defterreich den 14. . 
April 1816 abgefchloffenen und am 20. und 22. desſelben Monats und 
Jahres zu München und Conegliano von den alferhöchiten Contrahenten 
genehmigte Staatsvertrag bejtimmte eine enbliche Feitftellung ver Gränzen 
und Verhältniffe beiverfeitiger Staaten; insbefondere lautet der Art. XIX 
dieſes Staatsvertrages alfo: 

„da die alten Gränzen, die Salzburg von Berchtesgaden, welches 

„bei der Krone Bayern verbleibt und vom Landgerichte Reichenhall 

„trennen, in mehreren Punkten ftreitia find, fo find vie beiden fon- 

„trahirenden Theile übereingefommen, fobald 8 die Jahreszeit erlau- 

"ben wird, eine gemijchte Commiſſion dahin abzufchiden, um folche 

"auf eine Weiſe, welche die Streitigkeiten für immer abſchneide, 

„definitive feſtzuſetzen.“ 

Diefer Uebereinfunft gemäß haben zur befagten Commiffion ernannt: 

Seine Majeftät ver König von Bahern 2c. den Herrn Carl Grafen 
von Preyfing, königl. Kämmerer, bevollmächtigten Hof-Commiffär für vie 
nach dem Staatövertrage vom 14. April 1816 zu verhandelnden und zu 
vollziehenden Gefchäfte, ferner den Herrn Joſeph Ernſt Ritter von Koch— 
Sternfeld, fünigl. Yegationsrath und Commifjär; und 

Seine Majeftät der Kaifer von Defterreich zc. zc. den Herrn Joſeph 
Innocenz Freiherrn Edlen von Hohenftein, kaiſ. königl. wirklichen Hof: 
rath und Hofcommilfär. 

Borbenannte Commiffion ift im April des Jahres 1817 zu Salz— 
burg mit Zuziehung des Herrn Franz Sales von Weiß, F. f. öfterreichifcher 
Oberftlientenant im General» Quartiermeifterftabe, und des Herrn Carl 


342, 


Wilhelm v. Heide, Major im f. bayr. Generalftabe und Generalapjutanten, 
zufammengetreten, und hat fich, während im Verlaufe des Gefchäftes vie 
förmlichen Vollmachten gegenfeitig ausgewechfelt wurden, um ben freund- 
ichaftlichen Abfichten ver allerhöchiten contrahirenden Theile entjprechen 
zu können, bei ven mancherlei Berührungen ver Gebiete vorerjt von ver 
Nothwendigkeit überzeugt, in der bermaligen Verhandlung und Regulirung 
ver trocfenen Gränzen ven ganzen Umfang des Fürſtenthums Berchtesgaben, 
der Graffchaft Keichenhall und der Abſcheidung der Gebiete von Yofer 
und Margquardftein modo Traunſtein zu begreifen. 


Die Commiffion hat demnach die über einzelne Streden und Bezirke 
obwaltenden Anfprüche, ven längeren oder fürzeren Befigjtand, bie in ven 
früheren Jahrhunderten unter verfchievenen Regierungen und Lanbesver- 
hältniffen gefchloffenen Interime, gemifchte Rezeſſe, Gränzverträge und 
Gränzverladungen, welche zum Theil vollzogen, zum Theil im Vollzuge 
unterbrochen und feither verſchieden gedeutet und angewendet worden find; 
fo wie die Akten mehrerer auf verſchiedene Gränzſtrecken verſuchter Ver— 
gleichs-Commiſſionen vorgenommen, unterſucht und geprüft; ſie hat in 
verſchiedenen commiſſionellen Abtheilungen nach Sammlung und Durchſicht 
der älteren und neueren Jurisdictions-, Forſt- und topographiſchen Ma— 
terialien die geſammten Gränzbezirke ſowohl in den Thälern, als auf den 
höchſten Gebirgszügen begangen, die Orts- und ſachkundigen Behörden 
gehört, mehrere neue Aufnahmen und Beſchreibungen veranſtaltet, die Kar— 
ten hiernach berichtigt, die Identität oder Verſchiedenheit der Benennungen 
nachgewieſen, die unbeſtrittenen oder unbeſtreitbaren aber größtentheils 
ohne Gränzmarken befundenen Gränzſtrecken beiderſeits anerkannt; die 
beſtrittenen Theile aber zuerſt einzeln im Notenwechſel zu erörtern geſucht, 
ſodann deren definitive Berichtigung und Ausgleichung einzeln und im Zu— 
ſammenhange beſprochen und endlich in förmlichen Conferenzen, unter 
Führung eines fortlaufenden Protokolls berathen und bearbeitet. 


Auf dieſem Wege iſt die vereinigte Commiſſion nach den Grundſätzen 
des Münchener Staatsvertrages vom 14. April 1816 und nah Maßgabe 
der beiverfeitigen vollen und uneingefchränften Souveränetäts-, Eigenthums— 
und fonftigen Rechte in ftetem Beruf auf befagten Vertrag, wie vie ein- 
zelnen Theile und Verhältniſſe im Notenwechfel und im gemeinfchaftlichen 
Conferenz = Protofoll umftändlich erörtert find, mit Vorbehalt der beider: 
feitigen allerhöchſten Genehmigung zur Feftftellung eines Gränz-Berich— 
tigungs-Vertrages in folgenden Artikeln übereingefommen: 


Art. I. Der in befchriebener Art verhandelte und berichtigte Gränz- 
zug trennt die k. k. öfterreichiichen Gerichtsbezirfe Salzburg (ehevor bie 
Pflegeimter Oberplain und Glaneck, Hallein, Golling, Werfen, Goldeck, 
Saalfelden, Lichtenberg) und Lofer einerfeits; 
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von ben fönigl. bayer. Gerichtsbezirfen Reichenhall (Graffhaft Half), 
Berchtesgaden, wieder Reichenhall (Amt Karlftein), Traunftein und Mar- 
quardſtein andererſeits. 

Urt. I. Dieſer Gränzzug beginnt am rechten Ufer ver Saale zwiſchen 
Schwarzbach und ver Bühelbrüde am Einfluffe einer öfters verfiegenden 
Duelle, Röthelbächel genannt, fteigt am Rüdel gerade hinauf öftlich zum 
Zaun des bayeriſchen Hafenöhrl- oder Wolfen- auch Breitenguts, 

zieht fich auf dem Rüdel um befagte Feld- und Wiesgründe, vom 
Breitmoofe ſcheidend, norböftlich, auf welchem Zuge ſechs Untermarkiteine 
ſtehen; 

dann nach einer Mittelſäule weiter ſüdweſtlich, wo abermals drei 
Untermarken ſtehen, zu einer andern (ſüdöſtlichen) Mittelſäule. 

Durch dieſe Gränzlinie werden die Wies- und Feldgründe des be— 
fagten Haſenöhrl oder Wolfengutes auf das bayheriſche Gebiet gewieſen. 

Bon bemerkter ſüdweſtlicher Mittelfäule geht ver Gränzzug in geraber 
Linie öftlih auf das ehemalige plainifche Hochgericht, 

von da die Chauffe nach Reichenhall quer überfchreitend 

den Walferberg entlang in ſüdlicher Nichtung und geraber Linie 
(mit einer Zwifchenfäule) auf das Hochefter oder die Hoflude) am Walb- 
rande der Pfaffenwiefe); 

ven hier in geraber Linie ſüdweſtlich über die Pfaffenwiefe zum Zaun 
der Reuterätze; 

folgt in weftlicher Richtung dem befagten Zaune mit zwei Mittelfäulen, 

wendet fich ſüdlich zur Mittelfüule eilf; 

von berjelben nach Nordoſten mit der Mittelfäule zwölf; 

zum Punkte wo Reuter-We und Feld mit ver bayerifchen Haiderätze 
zufammenftoffen (Mitteljäule dreizehn) ; 

verfolgt weiter den Zaun des Reuterfeldes (mit einer Mittelfäule), 

bis auf den ſüdlichen Punft, wo bie in der Idee verlängerte gerade 
Linie von der Hofluden (über vie Säule acht) am fünweftlichen Reuterfeld— 
zaun gegen bie bayeriſchen Mooswiefen eintrifft (Mittelfäule fünfzehn). 

Durch dieſe Gränzlinie werden die Neuter-, Wies- und Feldgründe 
auf das öfterreichifche Gebiet gewiefen. 

Der Gränzzug geht vom befagten Zaune in gerader Yinie über be- 
merkte Mooswiefen, den eigentlichen Moosbach überfchreitend, zu dem nach 
Marzeli führenden Sandbachiteg (mit einer Gränzfäule, an deſſen rechtem 
Ufer); 

von bier ſüdlich über die Wiefen in gerader Linie auf die Stapfenftiegl; 

von da in gerader Linie auf ven falten Brunn (zur Gränzfäule am 
Mühlweg) wieder in geraver Linie zum Kalfofen, unfern und ſüdlich von 
der Hadenmühle hinab; 
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von bier abermals den Mühlweg, und dann ven Hadenbach über- 
fchreitend, fein fteiles linkes Ufer mweftlich hinauf, zur Scheiblingslade; 

von da weftlich quer durch den Wald auf ver hoben Tumpen; 

von da ſüdlich ven fteilen Abhang zum Krebjenbächlein hinab; 

von da über befagtes Büchlein und Moos zum norböftlichen Ed des 
Kanzler-Zauns (öftlih der Obermühle); 

ferner nah dem Schiferzaun des Elendsbauernguts (marzolfifcher 
Säger) im ven Weisbach. 

Der Gränzzug geht in dem Weisbache felbft, und vemfelben nach 
aufwärts an ber bayerischen Strohmühle; ferner 

an der öfterreichifchen Gppsmühle, und an der Mündung eines Baches 
nördlich an der falzburgifchen Großgemeine vorüber; 

dem Weisbach nach aufwärts zur Brüde nach Großgemein in ber 
Nähe von Taferne; 

dem Weisbach nach aufwärts zur Brüde, worüber bie Landſtraſſe 
von Reichenhall nach Berchtesgapen führt. 

Länge dem Weisbache werben mehrere Paralfelgränzfteine gefett werben. 

Die Gränze zieht von hier im Weisbache, ver auch nun vom nahen 
bahyerifchen Alfingergut ven Namen Alfingerbah annimmt, aufwärts, wo 
ver Gangjteig überfeßt | 

in das enge jüblich tief eingefchnittene Thal des Alfingerbaches bie 
zur Einmündung des Speifbaches; 

fort durch die Kendl des Alfingerbaches die fteilen Wände hinauf 
zum Dreijefjelfopf. 

Hier wird fich bayeriſchey Seits wegen des fernern unſchädlichen 
Genufjes einer am rechten Ufer des Alfinger- over Weisbaches ſüdlich von 
Großgemein entfpringenven, und nach ver Urkunde von 1441 zur Saline 
in Reichenhall benugten Duelle auf ver von ver k. k. öfterreichifchen De— 
marfations-Hoffommiffion gemachte Erklärung bezogen. 

Die Gränze läuft vom Dreifeffelfopf auf ver Schneide des Yattenge- 
birgs in öftlicher Richtung (wo fonft die verſchieden bezeichneten Felſen— 
giebel, Fager oder Hager, Todtemann, Hoheſchrankbaum und Röthel ge- 
deutet wurden) 

auf den hinteren ober breiten Rothofen. 

Diefer jteht 350 Wiener Klafter oder 2200 bayerische Fuß weitlich 
vom Hallthurm entfernt. 

Auf diefem breiten Rothofen, auf dem eine Marke einzubauen kömmt, 
wenbet fich ver Grenzzug nach Norven, 

ſenkt fich auf den nördlich abfallenden Rothofen bis zur vierten Fall⸗ 
kuppe in gerader Linie mit derſelben, 

und fällt jo an einem Punkte, ver ungefähr vierhundert acht Wiener 
Klafter von ver Landſtraſſe weitlich liegt, in ven nahen Röthelbach. 
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Im NRöthelbache läuft die Gränze abwärts bis zur einftmaligen 
Röthelbrüde; 

und weiter um das Herz im Bache abwärts, ven Gangfteig von ber 
Schafelpeunte überjegend, in öftlicher Richtung bis zur neuen Landſtraſſe 
am Fuchsftein; 

folgt ferner dem Haag- Zaun öftlich ven Fuß des Unterbergs anfteigend, 

an die Heine Weiswand, dann aufwärts zum Nagelftein ver Taberer 
oder Laderer⸗Schneid noch 

auf die Hirfchwiefe (oder den Hirfchanger), wofelbft die vier Kafer zur 
Linken (nordöſtlich) auf öfterreichifchem Gebiete bleiben. 

Bon der Hirfchwiefe wendet fih der Gränzzug ſüdöſtlich auf ber 
Kante des Mittelbergs (auch Mitterrüpel), 

ſenkt fich öftlih und folgt vem Ochfenfamm und Ochſenkopf, 

fällt von der Stirn des letzteren fteil in ein Duerthal, wo recht8 ber 
fteinerne Kafer an ber Weitfcharte oder dem Wetterthor auf bayrifchem 
Gebiete liegt, 

fteigt jenfeit8 am falzburgifchen over Heinen Hochthron (auch Dramm) 
hinauf; 

ſenkt fich wieder in ein Querthal; 

fteigt abermals auf zum Lichtenbühel (oder Steinhaufen), 

verfolgt die Schneide, den Yungfrauenbrunn rechts laffend, auf das 
hohe Befuchpfad; 

ſenkt fih über die Stiegen (Schneide) auf das niebere Beſuchpfad 
zum groſſen Geyered 

weiter auf das kleine Gehered 

und nach dem ROHR herab, einen Waldweg und den Raufchenbach 

überſetzend, 
| auf ven ana (Rogel). 

Dieſe Linie vom Heinen Geyereck an ift nach dem Dertrage vom 
Sabre 1713, vollzogen 1750, mit zehn Untermarffteinen verjehen, vie jet 
wieder erneuert werben. 

Vom Kogel fenket fich die Gränze an ver Marmorplatte (Chriftus 
am Kreuz mit dem berchtesgabifchen Wappen) auf die Landftraffe, fett 
über dieſelbe in gerader Yinie, 

und überfchreitet norböftlich die Albe gerade Hin zur Einmündung des 
Hildebrandgraben®. 

Wobei fich öfterreichifcher Seits auf die von ber königl. bayerifchen - 
Demarkations-Hoffommiffion gemachte Zuficherung, die Wehre oder Alben- 
leitung betreffend, "daß nämlich die königl. bayeriſche Regierung die bau— 
lihe Innehaltung dieſes Werfes nie ftören werbe, fo lange dadurch dem 
bayerifchen Gebiete fein Schade zugehe,u bezogen wird. 
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Am rechten Ufer ver Albe (oder Achen) fteigt die Gränze durch ven 
Hildebrandgraben, 

die Berndlmühle auf öfterreichiichem Gebiete laffend und den Gang- 
fteig überſetzend, 

hinauf durch befagten Graben bis zum alten Ahornftocde ſüdlich; 

von da in berjelben Richtung auf die Höhe des Thurmwaldes. 

Die Gränze zieht weiter der Schneive nach über ven Hundsfragen 
über die Götjchenjchneid 

durch die Mulde bei ver Hirfchlade 

auf den Götſchenkopf. 

Bon hier weiter ſüdöſtlich am Abfall des Berges, der das berchtes- 
gadifche Knollefen am Mühlweg mit Inbegriff des fogenannten Knotlochs 
trägt, herum 

dem Zaune nach auf ven Lüngbühel, venfelben und vie fogenannte 
Kugelftätte rechts laſſend, 

am Abfall und Zaune fort, öſtlich den Kaltenhauſer Gatter überſetzend, 

auf den Katzenſtein und die Mauer, 

über den großen und über den kleinen Rabenſtein. 

Von da geht die Gränze der Rabenſteinſchneide nach bis zum ſüd— 
lichen Kopf derſelben, 

weiter den Wald des öſterreichiſchen Oberbühelguts und des bayeriſchen 
Mitter-Rabenftein-Guts theilend, 

fort nach dem lebendigen Zaun den Gangſteig a über das 
Pflegerbrunn-Bächel, 

das baherifche Köppelfeld rechts, das äfterreichifche Gut Dbergrub 
(inf8 belaffend, 

weiter nach dem lebendigen Zaun bis an den Rapoltftein. 

Die Gränze zieht am Fuße des Rapoltſtein herum, nach ver alten 
Sandmauer quer durch die Windelspeunte bis zum Kirſchbaumſtock, 

von da durch das Diepoltholz ſüdlich auf den Stein-an der Bierreit; 

von da den Starzergraben überfegend (nach dem privatrechtlichen 
Bergleih vom 16. Auguft und 12. October 1814 zwifchen dem baherifchen 
Ziel- und dem öfterreichifchen Wilhelmbühel- Gut) auf ven Fahrweg 
zum Ziel, 

weiter hinauf ſüdlich zum mittlern Kühloch, 

weiter hinauf zum fogenannten Kroneck oder Fettingered am Gangjteige, 

weiter ſüdöſtlich den Wald hindurch bis zum Ed des verfallenen 
Zauns, der die Güter Kroned und Hühnerleiten fcheibet. 

Die Gränze zieht auf dem Dürrenberg dem verfallenen Landzaun 
nach, die Güter Kroned, Keil, Madler, Branntuer, Frauenhof und 
Hahnrain oder Hatel öftlih des Hahnrainberges auf berchtesgadiſchem 
Gebiet belaſſend, 
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auf das Gemärf fort, 

überjegt, vem Zaune folgend, den Fahrweg am Gemärf, 

jteigt, die Wärmäge rechts laſſend, auf das nördlichſte Zinkenköpfl; 

fällt von hier öftlich, und zieht nach dem Eigenthumszaun ver Gais- 
Stall-Lehen zugleich die Schneide, die zwisliche Ahorn vorüber, die Gais- 
jtall-Schoo8 entlang, ver Höhe nach, 

zieht- fort über die Gaisftallhöhe, auch Maherrüdel genannt, 

füpöftlich fort zur Landjtiegl im Brüel, den falzburgifchen Abtswald 
und das Gefäll links belaſſend, 

nach der Schneide fort zum Roßfeld-Alpgarten, die Ropfeld-Nacht- 
weide rechts laſſend; 

fort auf der Roßfeld-Schneide (Häfen) auf den Saufopf oder bie 
Roßfeld-Höhe, das Befahrensfar rechts, den Nefjelanger links laſſend; 

auf der Schneide durch eine Senkung fort auf ven Hahnenfamm; 

durch eine Senkung fort auf die Ahornpiren; 

durch eine Senkung fort auf den Nauchen-Bühelfopf, 

durch die Mittenbergfchooß auf ven Mittenbergkopf 

über die Mittenbergfcharte (auch Eggerfattel) die Eggeralpe rechts, 
die Dürfrichten links laſſend, 

die Schneide des Eggerfürfts hinauf zum Federbett; 

weiter ven Eggerfürft hinauf an die Wand des Göhls. 

Der nach vorbejchriebener Schneide vom Alpgarten an zum Theil 
am öjtlichen Abhange laufende Zaun bleibt, wie bisher, unverrüdt, weil 
er nicht die wahre nach dem Gejtieg laufende Landesgränze, ſondern ben 
Weivdegang theilt, und unmittelbar auf ver Karte der Elementar- Zufälle 
wegen nicht beftehen könnte. 

Die Gränze fteigt ſüdlich, — ſüdöſtlich, dann öſtlich ver Schneid 
nach zum hohen Göhl hinauf, 

fegt ver Schneide nach, zwifchen ven beiden Archen fort zum Archenkopf, 

auf ven Brettrüdel; fenft fich über die Gemeinbachjchneid, pie Torrener 
Lahner Links, das Hörnplbrett rechts laſſend, 

herab zum Torrener-Joch; 

fteigt am Trattach hinauf (die Jochalpen links, das Teufelsgemäuer 
vom Königsthale rechts laſſend, 

zieht öftlich auf die Schneipfteinfpige fort und wendet ſich im Spitwinfel 
füpdftlich über den Neinersberg zur Windſchnur (Windfcharte) ; 

fett fort über den Abwurf, weiter die Hochjelleralpen rechts, bie 
Sclungalpen links laffend 

über ven Kalfersbergrüdel, weiter über ven Hauptgebirgszug auf den 
vordern Kragenkopf zum hintern Kragenkopf, 

weiter ſüdlich über die Leerwildalpe, links vie hintere Bärenwiefe, 
rechts die Wilppalfen laſſend, 
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fort auf ven Blühenbachkopf (Yägerbrunntrog, auch Brettfpige) links 
das Sulzenfar, rechts die Eisgruben, 

fort über das Blühenbachloch, oder die Eisgrabenfcharten zum großen 
und Heinen Teufelshorn, zum Schloßanger, 

fort auf das Meine Wildthor (auch Blühenbachthörl) auf den Neu- 
bütter, auch Laubwand, 

auf das große Wildthor, oder die Mauerjcharte, 

ſüdweſtlich auf die Hintere Wildalpe, deren Kaſer berchtesgapijch 
bleiben, auf ven Gras- over Leiterfopf, 

nörblich auf die Kreuzfchneide ver Stuhlwand, auch Fundtenfer Tauern. 

Bon bier zieht die Landgränze ſüdweſtlich auf das Schottmal und ven 
Schneivenberg, das Brett rechts laſſend, 

in norbweftlicher Richtung auf den Viehkogl, die Kafer in Berchtes- 
gaden belafjenp, 

in weftlicher Richtung hinab an den Gangfteig, ver aus dem Fund— 
tenferthale über das fteinerne Meer (verlorne Weide) gegen Saalfelven 
führt, 259 Klaftern 2 Schuh dfterr. oder 1600 bayerifchen Fuß ſüdlich der 
alten Marf; 

in berfelben Richtung, und, wo möglich in gerader Linie zum Gang- 
fteig aus den Schönbühel-Wlpen zu Holermaisfcharte 227 öſterr. Klaftern 
oder 1400 Fuß ſüdweſtlich der Schönbühel Safer, 

von bier in gerader Linie auf den Hundsöd (auch Hundstodt). 

Die Gränze zieht in nördlicher Richtung fort über die Schneid (Kuh— 
leiten auch Planitſch genannt) norpwejtlich auf ven Mitterfopf und an bie 
Windbachsicharten, 

fort nördlih auf ven Aelpel oder Sieghartsfopf (Sittersfopf) nach 
der Schneide auf den Kematen: (Kühmaden) Kopf, das Hocheis tiefer im 
Berchtesgadifchen, das Dchfenalpel links im Defterreichifchen laſſend, 

in wejtlicher Richtung auf das Kammerlhorn nach der Schneid fort 
auf die Mooswand, 

hinab auf den hohen Hirfchbühel zur Mooswacht und Straße aus 

Berchtesgaden nah Pinzgau am Landgatter 
nach dem Landzaun weftnörblich fort, 

weiter in nörblicher Richtung nach dem Gefieg auf ven Sulzenftein 
und bie drei Jäger oder (berchtesgapifchen) Brüder iiber das Stablhorn, 
den Wagenprifjel links, und das Grundübelhorn rechts laffend, auf das 
Mühlſturzhorn; 

nordöſtlich auf das Spitzhörndl, oſtnördlich auf den Prinzelkopf 

weiter gegen das Schottmalhorn auf das hohe Gerſtfeld, 

weſtnördlich einer Schneide noch auf die Wieſenwinkelköpfe, 

über den bayerifchen Tanzboden, 
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nordweſtlich über das Nifeichtbrett, vie falzburgifchen Kafer auf 
öfterreichifchem Gebiet ſchneidend, 


dann ver Gelodslinie nach auf die Mitte ver Weitfcharte. 

Aus der Mitte der Weitfcharte zieht die Gränze zum Urfprung 
(Nirenloch) ver Eibfenvel (öfter auch Hochortgraben genannt). 

an ver linken Seite ver Eisfenvel oder des Klausgrabens hinab uno 
im Thale fort nörblich 

bis zum Gelad Nr. 13 die alte Ahorn, 

den nächften Fußjteig durch die Afchau und nach der Geladen einen 
Graben überfchreitend, ven Achberg anfteigend, bis zum Gelad Nr. 20, 

hinauf ven Geladen nach auf das Achhorn des Achberges. “ 


Die Gränze läuft fort auf der Schneide des Achberges norböftlich 
auf das Kejtlerhorn, 

ſenkt fich öftlich nach der Schneive, dann nördlich, dann nordweſtlich 
hinab auf die Settenbachbrüde, ven Schwaiger links — ben ——— 
rechts laſſend, 

nach dem Jettenbach hinaus in die Saale. 

Die Gränze geht der Saale nach aufwärts bis zum Einfluſſe des 
Steinbachs, 

dem Steinbache nach aufwärts bis zum Zuſammenfluſſe des vordern 
mit dem hintern Steinbache; 

von hier weſtlich dem Hinterſteinbach nach aufwärts, 

mit Vorbehalt der dermaligen und sa nothwendigen bayerifchen 
Klaufen- und ZTrift-Anlagen, 

bis zum Einfluffe ver Alpkendel in ben Roßkarbach; 

ſteige weſtnördlich auf der Schneide des Gernrückens an den Roßkarzaun 

von da weſtlich den Gangſteig uüberſetzend zur Köppe des Hochgerns, 
ſüdweſtlich vom Alpeck 

durch die Schneegrube auf das Sonntagshorn. 

Vom Sonntagshorn zieht die Gränze in weſtlicher Richtung, wie 
Kugel wälzt und Waſſer rinnt 

über den Reiſelberg; 

ſüdweſtlich an den Fiſchbachwandkopf, der Schneide nach ſüdlich ob 
dem Urſprung des Staubbaches 117 Wiener Klafter ſüdlich dreier Fels⸗ 
kuppen ober der Fiſchbachwand; 

dem Staubbach nach hinab in den Fiſchbach, 

denſelben 195 Wiener-Klaftern entlang bis zur Einmündung ber 
von nun an fogenannten Gränzfendel, welche die Pladpeuntner Mähdor 
vom bayerifchen Fiſchbachwald trennt, 

ver Kendel nach hinauf ſüdweſtlich auf die Schneide ver Wilbalpe, 

über die Kreuzfchneive norbweftlich auf das Wildalphorn. 
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Bom Wildalphorn zieht die Gränze fort, wie Kugel wälzt und Waſſer 
rinnt, wejtlih auf das Dürnbachhorn, 

weiter auf das Dürnbached, mit Anwendumg ver Verträge vom 18. 
October 1675 und 28. Auguft 1676 

in ſüdlicher Richtung hinab auf das Winfelmoos, 

das Winfelmoos entlang, an der baberifch bleibenden Klaufe vorüber 
— ben Gernrüden hinauf 

auf die Höhe des Scheibelbergs, der die Gebiete Salzburg, Bayern 
und Tyrol fcheibet. 

Art. II. Nachdem die vereinte bevollmächtigte Commiffion durch 
Ausmittelung des oben (Art. I und II) befchriebenen Gränzzuges ver bei- 
verfeitigen Gebiete ver Art. XIX des Münchener Staats - Vertrages vom 
14. April 1816 erfüllt hat, fo foll diefer Gränzberichtigungs-Vertrag als 
ein ergänzender Theil des bejagten Staatsvertrages angefehen und auf- 
recht erhalten werben. 

Art. IV. Die oben befchriebene Landesgränze ift mit Vorbehalt ver 
Privatrechte ver beiverfeitigen Unterthanen ausgemittelt worden. Da aber 
deſſen — und auch der deutlichen Beftimmung des Art. XV. des Münchener 
Staats-Vertrages vom 14. April 1816 — ungeachtet die neuejte Erfahrung 
lehrte, daß fich bei ver bisherigen Ausübung befagter im Gränzzuge 
befangener Rechte, und in der Alpen- und Weidebenützung Anſtände und 
Irrungen ergaben, jo hat man für nöthig befunden, viefen Gegenftand 
bier in einem eigenen Artifel zu berühren, damit bie beiverfeitigen aller- 
höchſten Höfe in der Fürzeften Zeitfrift vefwegen eine auf billige Grund- 
füge geſtützte Richtſchnur feftftellen. 

Urt. V. In Beziehung auf jene Gränzftreden, welche bereits bei 
den Begehungen und Verhandlungen beiverfeits als unbejtritten oder berich- 
tigt anerkannt worden find, foll die gemeinfchaftlihe Vermarkung mit 
Beiziehung der Lokalbehörden fogleih angefangen und nach Befchaffenheit 
ber Witterung fortgejegt werben. 

Urt. VI. Die Vermarkung der ausgeglichenen Gränz- Differenzen 
und Zurundungen foll nach Erfolg ver allerhöchiten beiverfeitigen Geneh- 
migung beginnen. 

Sie foll zur Vermeidung neuer Irrungen, welche bisher aus unter- 
laſſenen oder verzögerten Vermarkungen entjtanden find, unfehlbar inner- 
halb Jahr und Tag nach erfolgter Bejtätigung vollendet fein. 

Diefe Vermarktung wird den gefammten Gränzzug mit Angabe ver 
geometrifchen Diftanzen von einem Steine zum andern und ven fortlau- 
fenden Nummern umfafjen. 

Art. VI. Während dieſes Zeitraumes foll auch von ben betreffen- 
den Behörden die gegenfeitige Ausscheidung und UWeberweifung ver auf 
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jenen Objecten haftenden Renten, welche burch ven gegenwärtigen Vertrag 
in ein anderes Gebiet fallen, beendigt werben. 

Urt. VOL Die Vermarkungen werden mit Borbehalt minder 
wefentlicher Zufäge und allenfalls ſchicklicher Lofalbezeichnungen genau 
nach dem vorgejchriebenen Gränzzuge jtatt haben. 

Soliten fich hierbei wider Erwarten Anftände äußern, fo werben fie 
nach Anleitung des gemeinfchaftlichen umd zweifach ausgefertigten Con- 
ferenz-Protofoll8 von den beiden Demarfations - Hoflommiffionen freund- 
fchaftlichjt und auf die Fürzefte Weife gehoben werben. 

Art. IX. Da auch rücfichtlich ver naffen Gränze längs ver Saale 
und Salzach bei dieſer vereinten Kommiffion verfchievene Differenzen 
anhängig geworben, die geometriijhen Aufnahmen beider Flüße auch 
bereitS zu Stande gefommen, und jelbjt die wechjelfeitigen nachbarlichen 
Uferbau - Shfteme von der Regulirung dieſer naffen Gränze abhängig 
find, fo wird zu einem biesfälligen Uebereinfommen und zur gänzlichen 
Erledigung diefes Gegenftandes ein Zeitraum von einem Jahre vom Tage 
der lUnterfertigung des gegenwärtigen Gränzberichtigungs - Vertrages feit- 
geſetzt. 

Art. X. Der gegenwärtige Gränzberichtigungs-Vertrag ſoll ratifi- 
cirt, und die Ratificationen follen in Zeit von vreißig Tagen, ober wo 
möglich früher ausgewechjelt werben. 

Zur Urkunde deſſen ift diefer Vertrag mit den dazu gehörigen Gränz- 
farten zweifach ausgefertigt, unterzeichnet und befiegelt worben. 

So gefchehen zu Salzburg den breißigjten September im Jahre bes 
Herrn Eintaufend achthundert und achtzehn. 


Carl Graf von Prepfing :c. Joſeph Innocenz Freiherr 


«(L. S.) Edler von Hohenſtein zc. 
Joſeph Ernſt Ritter von Koch— (L. S.) 
Sternfeld ꝛc. Franz Sales Weiß ıc. 
(L. S.) (L. S.) 
Karl Wilhelm von Heided zc. 
(L. S.) 


Neumann recueil des traités etc. par l’Autriche Tom. Ill. Nr. 351. pag. 412. 


35. Franffurter-Territorial-Rezeß vom 20. Juli 1819.*) 


Art. I. Sa Majesté Imperiale, Royale et Apostolique d’Autriche 
pour Elle, Ses heritiers et successeurs, possedera en toute propriete 
et souverainet6 les pays suivans, rétrocédés par S. M. le Roi de Baviere 


*) Von dieſem Territorial-Rezeß ift nur derjenige Theil bier aufgenommen, 
welcher auf die Gräng- und Territorial Berträ ,e des Königreihs Bayern Be— 
⸗ 


zug hat. 
23 
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en vertu du trait& sign & Munic le 14. avril 1816, lequel est annex& 
au present trait& general, savoir: . 


1) L’Innviertel et les parties du Hausruckviertel, tels que ces pays 
ont ét cedes par l’Autriche en 1809; 

2) Le duch& de Salzbourg, tel qu'il a &t& possede par Antriche 
en 1809, à l’exception des bailliages de Waging, Tittmaning, 
Teisendorf et Laufen, en tant qu'ils sont situes sur la rive gauche 
de la Salzach et de la Saale; ces bailliages, tels qu’ils viennent 
d’etre designes, resteront & la Baviere; 

3) Le bailliage tyrolien de Vils. 


Art. II. En retour des retrocessions designees dans l’art. 1. du 
present trait& general, S.M. le Roi de Baviere, pour Lui, Ses heritiers 
et successeurs, possedera en toute propriste et souverainet& les pays 
suivans, c&des par S. M. I. et R. A., savoir: 


I. Sur la rive droite du Rhin: 


a) les bailliages ci-devant Fuldois de Hammelbourg y compris Tulba 
et Salek, de Bruckenau avec Motten, celui de Weihers, à l’ex- 
ception des villages de Melters et Hattenrodt, — lequel baillage, 
ayant appartenu d’apres l’art. 40 de l’acte du congres de Vienne. 
a la Prusse, a été öchange contre celui de Saalmünster, Uerzel, 
Sannerz, et le Huttensche Grund, qui ont passe à la Hesse- 
Electorale-ainsi que la partie du bailliage de Biberstein, qui ren- 
ferme les villages de Batten, Brand, Dietges, Findlos, Liebhard, 
Melperz, Ober-Bernhardt, avec les hameaux de Steinbach, Saiffert 
et Thaiden; 

b) le bailliage de Redwitz enclav& dans les etats bavarois, et cede 
par S. M. TI. et R. A. 

c) la partie du bailliage de Wertheim, situee au nord de la route 
de Lengfourth à Wurzbourg, telle qu’elle a été cédée par S. A. R. 
le Grand-Duc de Bade en vertu du traite du 10. juillet 1819 
annexd au present reces. 


I. A la rive gauche du Rhin: 
a) du ci-devant departement du Mont-Tonnerre: 
l. les arrondissemens de Deux-Ponts, de Kaiserslautern et de 


Spire; ce dernier à l’exception des cantons de Worms et 
de Pfeddersheim, 
2. le canton de Kirchheim-Boland dans l’arrondissement d’Alzey; 
b) du ci-devant departement de la Sarre, les cantons de Waldmohr 
et Bliescastel, celui de Kusel, à l’exception de Schwarzerden, 


«  Reichweiler, Pfeffelbach, Ruthweiler, Burg-Lichtenberg et Thal- 
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Lichtenberg; — dans le canton de St. Wendel: Saale, Nieder- 
kirchen, Bubach, Marth, Hoff et Osterbrucken; — dans le canton 
de Grumbach: Eschenau et St. Julien. 

c) Les cantons de Landau, Bergzabern et Langenkandel, ainsi que 
toute la partie du departemeng du Bas-Rhin, c&dee par la France 
sur la rive gauche de la Lauter par le trait& du Paris du 20. 
novembre 1815. 

Il est entendu que toutes les communes designees ci-dessus sont 
censdes &tre c&dees avec leurs banlieues. 

Art. II. La ville de Landau est declarde, sous le rapport mili- 
taire, une des forteresses de la Conföderation Germanique, sans que 
cette disposition puisse alterer en rien le droit de souverainet6, qui est 
dövolu a S. M. le Roi de Baviere sur la dite ville. 

Art. IV. S. M. le Roi de Baviere reunira &galement & Sa mo- 
narchie les bailliages de Miltenberg, Amorbach, Heubach et Alzenau, 
tels qu’ils ont &t& cedes, par suite des negociations de la commission 
territoriale de Frankfort par S. A.R. le Grand-Duc de Hesse en vertu 
du trait& du 30. Juin 1816, lequel est annex& au present reces. 

Art. V. La ligne de demarcation entre les &tats bavarois sur 
la rive gauche du Rhin et la France suit les limites qui, d'après le 
traite de Paris du 20. novembre 1815, separent l’Allemagne des de- 
partemens de la Moselle et du Bas-Rhin, jusqu’a la Lauter, qui sert 
en suite de frontiere jusqu’a son embouchure dans le Rhin. Toutefois 
la ville de Weissenbourg, traversee par cette riviere, reste toute entiere 
a la France, avec un rayon sur la rive gauche, qui ne peut pas exceder 
mille toises. 

Art. VI. N sera etabli une route militaire, dans la direction de 
Wurzbourg vers les provinces bavaroises sur la rive gauche du Rhin 
à travers les &tats de S. A. R. le Grand-Duc de Bade. Elle sera 
trac& de maniere à ötre aussi peu onereuse que possible au Grand-Duche, 
et les arrangemens & faire à cet &gard sont réservés & une convention 
particuliere entre S. M. le Roi de Baviere et S. A. R. le Grand-Duc 
de Bade. ! 

Art. VII. Les stipulations, cessions, retrocessions, conditions et 
clauses, portées au trait& de Munic du 14. avril 1816, ayant te rati- 
fi6es, et les ratifications ayant &t& confirmees par la prise de possession 
et la paisible jouissance des pays acquis ou &changes, à l’exception de 
la partie du bailliage de Wertheim designde dans l’art. II du pr&sent 
röces, qui dependait de la negociation commise à la commission de 
Francfort, les articles qui composent ce trait ont &t& annexes au 
present r&ces. L’art. IV du dit trait& a dü motiver une determination 
particuliere. Il est de la teneur suivante: 
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„La contiguit& des acquisitions que fait la Baviere, en echange 
des retrocessions susmentionnees, étant une stipulation du trait& de 
Ried, S. M. l’Empereur d’Autriche reconnait le droit deS.M. le Roi de 
Baviere à une indemnite pour le desistement du principe de contiguite.“ 

„Cette indemnite sera fix&e à Francfort, ‚en möme tems et de la 
möme maniere que les autres arrangemens territoriaux de l’Allemagne.*“ 

„A cet éffet S. M. l’Empereur d’Autriche s’engage & donner & 
S. M. le Roi de Baviere un dedommagement, qui a été r&gl& de gre-A-gr6, 
jusqu’a l’epoque du resultat efficace de la négociation de Franefort et 
que la Baviere ait pu être mise en possession de l’indemnite pour la 
renonciation à la contiguite.* 

Les negociations de Franefort ont eu en consäquence pour l’objet 
de realiser en faveur de la Baviere un dedommagement pour son de- 
sistement de la contiguit& de ses possessions. Mais l’indemnit& obtenue 
à la suite de ces negociations ayant été rejetee par la Baviere, quoi- 
qu’elle füt un juste equivalent de l’objet donn6; les hautes Parties con- 
tractantes se considerent comme entierement liberdes envers la Baviere, 
attendu que les engagemens pris envers cette cour n’ont jamais été que 
conditionnels et qu'ils ont regu de leur part tout l’accomplissement 
dont ils etaient susceptibles. En cons@quence l’art. IV preeite et par 
suite du m&me principe les articles additionnels, qui pourraient avoir 
ét annexds au dit trait@ de Munie, cessent d’ötre obligatoires et ne 
pourront plus l’ötre dans aucun cas, ni à aucune 6poque, dans aucune 
relation ou correlation pour ou contre une partie quelconque, l’etat de 
possession tel qu’il ressort du present r&ces étant formellement reconnu 
par les Parties contractantes. 

S.M. I. et R. A. change toutefois en une rente perpetuelle en 
faveur de la Baviere la rente conditionelle et temporaire de 100,000 fl., 
qu’Elle Lui paie en suite des negociations qui ont eu lieu & Munie 


en 1816. 
Corpus juris’ confoederat, germ. ed. G. v. Meyer. Francf. 1822. T. 1. pag. 274. 
Il. Edit. 1858. T. 1. pag. 343. 


x 
36. Königlih Bayeriſches Patent zur Befignahme des auf dem 
linfen Mainufer gelegenen Theils des großherzoglich Badiſchen 
Amtes Wertheim, refp. Steinfeld, vom 8. Sept. 1819. 
Marimilien Joſeph, 
von Gottes Gnaden König von Bayhern zc. ꝛc., 
entbieten allen und jeven, die viefes lefen oder lefen hören, Unfere 
Gnade und Unfern Gruß, und fügen venjelben zu wiffen: 
Nachdem der auf dem rechten Ufer des Mainftromes gelegene Theil 
des, gemäß den Beſtimmungen des Neichspeputations-Hauptjchluffes vom 
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25. Februar 1803 an das fürftliche Haus Löwenftein-Wertheim überge- 
gangenen vormals fürftlih würzburgifchen Amtes Rothenfels durch bie 
Einverleibung des Fürſtenthums Ajchaffenburg in den gegenwärtigen Unter- 
mainfreis Unferes Königreichs, fchon jeit mehreren Jahren mit ven 
würzburgifchen Landen wieder vereinigt worben, fo ift e8 nunmehr, in 
Folge der unter ven betheiligten Höfen getroffenen Uebereinfunft, dahin 
gediehen, daß auch ver am linken Mainufer belegene Theil des gedachten 
Amtes, als welcher feit der Trennung beider Theile, zuerjt als fürftlich 
Löwenfteinifches Amt Steinfeld bejtanden, dann aber zu dem großherzoglich 
Badiſchen Amte Wertheim gezogen und von Unferem Gebiete rings um- 
ſchloſſen war, mit biefem auf ewige Zeiten vereinigt und Unſerer Sou- 
veränetät unterworfen werden fol. 


Wir haben demnach bejchloffen, von dem eben bezeichneten Diftrifte 
nebjt allen Ein- und Zubehörungen Beſitz nehmen zu laffen und darin 
Unfere Regierung anzutreten. Wir fordern daher fämmtliche darin ein- 
gefeffene Untertanen, dann geiftliche und weltliche Vorftände und Lofal- 
Beamten durch gegenwärtiges Patent auf, daß fie von nun an Uns ale 
ihren rechtmäßigen König und Landesherrn erfennen und Uns die fchulpige 
Treue, Unterthänigfeit und Gehorſam leiften follen; wogegen Wir denjelben 
andurch die gnädige Verficherung ertheilen, wie Wir fie ſämmtlich in 
Unfern Schuß nehmen und für ihre Wohlfahrt ſtets landesväterliche Sorge 
tragen wollen. 


Als Unfern Kommiffär zur Beſitznahme des erwähnten auf dem linken 
Mainufer gelegenen Theils des großherzoglich Badiſchen Yandamtes Wert: 
beim haben Wir Unfern wirklichen Staatsrath im außerordentlichen 
Dienjte, General- Kommiffär und Präfiventen der Regierung Unſeres 
Untermainfreifes Franz Wilhelm Freiherrn von Asbeck, Groffreuz des 
Givil-Berdienft-Orbens der Bayeriſchen Krone, ernannt und Wir gewär- 
tigen von jümmtlichen Unfern Unterthanen, daß fie allen und jeven von 
demjelben in dieſer Eigenfchaft zu treffenden Anordnungen ſchuldige Folge 
leiften werben. 

Zu Urkunde deſſen haben Wir gegenwärtiges Patent mitteljt eigener 
Namens-Unterfchrift vollzogen und mit Unferen größeren geheimen Inſiegel 
verſehen laſſen. 

So geſchehen und gegeben in Unſerer Haupt- und Reſidenzſtadt 
München am achten September des Jahres eintauſend achthundert und 
neunzehn, Unſeres Königreichs im vierzehnten. 


Marimilian Joſeph. 
Döllinger Samml. Bd. J. S. 301. 
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37. Convention de limites entre la France et la Baviere, signée 
à Paris le 5. Juillet 1825 et ratifi6e par la France le 31. 
Juillet de la même annee. 


Sa Majeste le Roi de France et de Navarre et Sa Majeste le 
Roi de Baviere desirant terminer à l’amiable les differends qui se sont 
eleves, relativement à la fixation des limites entre la France et la 
province bavaroise, designde sous le nom de cercle du Rhin ou de Baviere 
rhenane, ont nomm& à cet eflet pour Leurs plenipotentiaires, savoir: 


S. M. le Roi de France et de Navarre: 
le Sr. Baron de Damas, Pair de France, lieutenant-general de 
ses armees, grand-croix de l’ordre royal et militaire de S. Louis, 
grand-officier de l’ordre royal de la legion d’honneur etc., son 
ministre et secretaire d’&tat au departement des affaires &tran- 
geres; 

Et Sa Majeste le Roi de Baviere: 
Le Sr. Comte de Bray, chambellan, conseiller intime actuel, 
membre du conseil d’etat, grand-croix des ordres du merite civil 
de la couronne de Baviere, de l’aigle rouge de Prusse, de St. 
Anne de Russie, de l’&toile polaire de Suede, chevalier de l’ordre 
de St. Jean de Jerusalem, son envoyé extraordinaire et ministre 
plenipotentiaire pres S. M. tres-chretienne. 

Lesquels; apres s’ötre communique leurs pleinspouvoirs respectifs, 

sont convenus de ce qui suit: 


Art. I. La limite, depuis son point de depart situ& sur la Blise, 
au point commun avec la frontiere prussiene, jusqu’aupres de la com- 
mune d’Ober-Steinbach, restera telle qu’elle est maintenant fixee, & 
l’exception seulement de la partie ou cette limite &toit formee par la 
riviere de la Schwalb; dans cette partie elle sera desormais determinde 
par le nouveau cours donne à cette riviere pour son redressement. 


Art. II. La limite de puis le territoire de la commune d’Ober- 
steinbach jusqu’au Rhin, sera fixee d’apres les dispositions specifi6es 
ei-apres, savoir: 

$. 1, La Baviere céde à la France en toute propriete et sou- 
verainete: 

1) La partie de la commune d’Obersteinbach, qui est indiquee au 
plan Nro. 3, ei-annexe, par le liser& orange et les lettres AAA, de 
maniere que le village d’Obersteinbach ainsi que toute Ja portion qui 
contient la route conduisant de Bitche à Weissenbourg fera — du 
royaume de France. 

2) Toute Ja commune de Niedersteinbach, en y comprenant le 
pays ou domaine, connu sous le nom de Wingelsbach, avec le hameau 
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de ce nom. En outre, la Baviere abandonne et c&de à la France le 
territoire nomm& Froensbourg, comprenant le chäteau et la forô de ce 
nom. Les foröts seulement situ6es dans la commune de Niederstein- 
bach et la partie de celle d’Obersteinbach, qui sont eödees par la Baviere 
a la France en toute propriete et souverainete resteront soumises, quels 
qu’en soient les nouveaux possesseurs, & la charge qui leur est imposee, 
d’apres les stipulations du contrat passe avec les fermiers des forges 
bavaroises de la Schoenau, de fournir leur contingent de bois aux dites 
forges, au prix indiqu& dans le dit contrat et tout le tems qu’il doit 
durer. Il sera faite une mention speciale de cette clause dans les 
proces-verbaux de delimitation, et, en möme tems l’on y indiquera la 
quantit& que chacune en doit fournir, en raison de son &tendue et de 
sa qualite. 

8. 2, La France renonce & toute pretention sur les foröts de 
Doeremberg, d’Alsberg et de Siebentheil, pour les parties poss&dees 
actuellement par la Baviere, lesquelles resteront en toute propridt& et 
souverainet& a ce royaume, 


S. 3. La limite autour de Weissembourg, sur la five droite 
de la Lauter, sera formee ainsi qu’elle est marqu&e au plan Nro. I; 
le liser& bleu sur ce plan indiquant dans l’etendue du rayon de mille 
toises, l’ancienne limite communale de Weissembourg et d’Altstadt, sans 
pourtant depasser le dit rayon de mille toises, et le trait ponctue en 
noir marquant d'une. part, ce que la France acquiert de terrain au 
dela de ce rayon avec le village de Weiller, et d’autre part ce qui est 
reserve de ce terrain a la Baviere an tour du village de Schweigen 
qu’elle conserve; dans ce dernier terrain se trouve comprise la fon- 
taine, situ6e au bas du chemin, la quelle appartiendra aussi a la Ba- 
viere. De plus, lors du reglement definitif de la limite, il sera laisse 
a la Baviere, comme propriet# communale de Schweigen, une partie 
du bois communal de Weissembourg, laquelle sera calculee, en raison 
des droits que la population du dit Schweigen a sur les dits bois 
communaux. Cette clause ne sera pourtant ex&cutee que dans les cas 
ou les habitans de Schweigen le prefereraient et s’ils n’aimaient pas 
mieux rester co-proprietaires du bois communal entier. 


Cette limite comprendra & l’ouest de Weissembourg tout le village 
de Weiller, y compris le Langenbergerhoff et la chapelle de la vierge, 
paroisse de Weiller, elle suivra ensuite l’ancienne limite des banlieues 
ou limites communales de Weissembourg et d’Altstadt à l’exception pour- 
tant du village de Schweigen qui reste à la Baviere et dont les depen- 
dances sur le territoire de Weissembourg, sont indiquees par le trait 
deja cite. 
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8. 4, Les dependances des moulins de St. Remi et de Sieben- 
hart seront c&dees par la Baviere & la France. D’autre part, les 
dependances du moulin de Bienwald seront c&dees par la France à la 
Baviere, de maniere que sur ces trois points, la frontiere sera formée 
par le milieu du canal deversoir des eaux de ces moulins, au lieu de 
l’ötre par le milieu de la Lauter, ainsi que le prescrit le traité du 20. 
Novembre 1815. 

$. 5. La Baviere voulant donner a la France une nouvelle 
preuve du desir sincere qui l’anime de faire tout ce qui peut ätre 
agreable à S. M. tres-chretienne, cede en avant de Lauterbourg, sur 
la rive gauche de la Lauter, un terrain de vingt-cing hectares.. La 
limite de cette cession sera conforme au plan ci-joint Nro. 2, ainsi 
qu’il est marqu& sur ce plan, par une ligne ponctuee en rouge, de 
maniere & ce que la briquetterie et la maison du briquetier qui sont 
maintenant des dependances de la commune de Berg, seront en dehors. 
de cette cession. 

8. 6. La France renonce & tous ses droits et pretentions sur 
Neubourg et tout le territoire de Neubourg et de Berg, compris entre 
la Lauter et la vieille Lauter, dont le cours actuel determine maintenant 
l’etat de possession. L’octroi de Neubourg est compris dans cette 
renoneciation; mais pour donner & la France une compensation des 
droits qu’elle reclamait à un partage des produits du dit’octroi, la Baviere 
supprimera le bureau &tabli & Germersheim et appuyera de toute son 
influence aupres de la commission de l’octroi du Rhin, l’etablissement 
d’un nouveau bureau sur le territoire frangais, entre Strassbourg et la 
frontiere, si la France juge convenable ä ses interöts d’en &tablir un. 

S. 7. Sur tous les autres points, la frontiere dans cette seconde 
partie, restera fixee, comme cela est prescrit par le traite du 20. No- 
vembre 1815. 

Art. II. Les deux etats entreront ou resteront en possession des 
diverses parties designees dans l’art. II, sans pouvoir prötendre à aucune 
indemnite pecuniaire, a raison de leur occupation anterieure & la pre- 
sente convention, tout pour ce qui concerne la perception des impöts, 
que pour les revenus des proprietes communales ou royales. 

Art. IV. I sera stipule dans la convention de limite, conclue 
par M. M. les commissaires delimitateurs, que sur les rivieres .et ruis- 
seaux limitrophes et particulierement sur toute l’&tendue de Ja Lauter 
qui sert de frontiere, l’on ne pourra faire aucune nouvelle construction 
ou bätisse, qui puisse en deranger le cours actuel, & moins que ces 
constructions n’ayent un but d’utilit6 commune aux deux 6tats et ne 
soient consenties par eux. A l’egard des constructions riveraines et des 
ponts dejä existans, on s’en tiendra aux observations actuelles. 
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De plus, il sera convenu entre eux qu’aucune construction nouvelle 
ne pourra 6tre effectuee le long des limites, qu’autant qu’elles seraient 
eloigndes de dix metres de ces mêmes limites. 

Il sera encore convenu entre eux que sur tous les points oü les 
chemins servent à indiquer le trac& de la frontiere, ces chemins dans 
toutes celles de leurs parties qui suivront la frontiere, seront declar6s 
mitoyens, c’est-A-dire, communs aux deux éats. | 

Art. V. Dans toutes les portions de la frontiere, oü la limite 
actuellement designee coupera les proprietes des sujets des deux pays, 
les possesseurs de ces proprietes ainsi morcellees auront la facult& de 
retirer leur r&colte et de les cultiver sans qu'il y soit mis aucun obstacle 
sur le territoire qu’il auront designe d’apres une declaration prealable 
et qui sera faite une fois pour toutes. 

Les proprietaires de chacun des deux etats qui se trouveraient 
possesseurs de terres dans l’autre, à une distance de la frontiere qui 
sera determinee par les commissaires delimitateurs, auront la facult& 
de retirer leur r&colte sans payer aucun droit, mais en se conformant 
cependant aux reglemens de douanes de chaque pays pour ce qui concerne 
le transit des marchandises et apres en avoir fait une declaration prealable. 

Art. VI. M.M. les commissaires frangais et bavarois, charges 
de la delimitation, receyront dans le plus bref delai possible, l’ordre 
de se r&unir, afin de regler d’apres les bases etablies dans la presente 
convention, le trac& de la frontiere entre les deux etats. Ils feront 
proceder, apres que leur convention de limite sera ratifiee, à la remise 
et prise de possession des parties r&ciproquement cédées et feront 
marquer provisoirement dans ces parties les limites par des poteaux. 

Os feront en suite dresser par leurs delegues des proces-verbaux 
de delimitation, commune par commune, lesquels etant accompagnes de 
plans descriptifs constateront le trac& de la frontiere et les droits 
respectifs de ces communes et de leurs habitans; en même tems, leurs 
delegues feront proceder a un abornement sur tous les points, oü cela 
sera juge necessaire, de sorte que la reunion de ces proces-verbaux, & 
la suite de la dite convention de limites, montrera qu’elle a eu son 
entiere ex&cution. 

Art. VII. La’ presente convention sera ratifie et les ratifications 
en seront echangees dans le terme de six semaines, ou plutöt si faire 
se peut. 

En foi de quoi, les plenipotentiaires respectifs l’ont signee et y 
ont appose le cachet de leurs armes. 

Fait & Paris le 5. Juillet mil huit cent vingt-eing. 

(L. S.) Comte de Bray. (L. S.) Baron de Damas. 


Martens recueil des principaux traites Supp. Tom. XII. pag. 1. 
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38. Befanntmahung. Die Auögleihung der Arreragen und 
Schulden, in den von Bayern und Defterreich gegenfeitig abge- 
tretenen Ländern betreffend. 


Nachdem die Differenzen, welche bisher zwifchen Bahern und Defter- 
reich in Bezug auf die Landes - Verwaltungs-Einnahmen und Ausgaben— 
Rüdjtände in ben durch die Traftate vom 3. Yuni 1814 und 14. April 
1816 gegenfeitig abgetretenen Ländern, dann rückſichtlich der Schulden 
und Aktiven befagter Länder und der vormaligen Kameral- und Domka— 
pitel’fchen Schulden des Hochftiftes Paſſau beftanden haben, durch vie 
von den Bevollmächtigten beider Staaten am 13. Dezember 1828 unter- 
zeichneten und bereits allerhöchit genehmigten Konventionen ausgeglichen 
worden find, fo wird andurch der wefentlihe Inhalt der bejagten Ueber- 
einkunft zur allgemeinen Wifjenfchaft und zur Darnachachtung ver dabei 
Detheiligten, öffentlich fund gemacht: 


J 
Die Landes-Verwaltungs-Ausgaben und Einnahmen— 
Rückſtände betreffend. 


F. 1. Ueber vie Rückſtände an Landes-Verwaltungs-Ausgaben und 
Einnahmen, welche in fämmtlichen, in ven Jahren 1814 und 1816 gegen- 
feitig abgetretenen Gebieten und Gebietstheilen am Tage ver Landesüber— 
gabe beſtanden haben, das ift, über die eigentlichen Arreragen, ift man 
im Allgemeinen dahin übereingefommen, daß fowohl das Necht zum Be— 
zuge der Einnahmen - Rücftände, als die Verbinplichfeit zur Berichtigung 
der Ausgaben-Rückſtände auf vie neue Regierung überzugehen hat. Yettere 
wird ſomit ermächtigt, die Einnahmen - Rüdftände eben fo für fich zu 
beziehen, wie fie von der vorigen Regierung hätten bezogen werben fönnen, 
falls das Land nicht abgetreten worden wäre, und verpflichtet fich dagegen, 
die Ausgaben-Rückſtände in eben dem Maafe zu berichtigen, wie fie von 
ber vorigen Regierung zu berichtigen gewefen wären, wenn fie im Bejite 
des Landes geblieben wäre. 

$. 2, Da diefe gegenfeitige Ueberweifung blos die am Tage ber 
Yandesübergabe beſtandenen, aus der Adminiſtration des abgetretenen 
Landes, oder aus dem Untertbansverbanvde herrührennen Rechte und Ver— 
binvlichfeiten betrifft, fo verfteht es fich von felbit, daß Anfprüche ver 
abtretenden Regierung an einzelne Unterthanen ver abgetretenen Länder 
oder umgefehrt der Letteren an Erftere, welche nicht aus ber vorigen 
Aminiftration des abgetretenen Landes, fonvdern aus andern, auf vie 
Derwaltung des abgetretenen Landes feinen Bezug nehmenden Contracten 
und Rechtstiteln hervorgehen, in befagter Weberweifung nicht begriffen 
find, und unverrüct bleiben. Hingegen begreift vie allgemeine Ueber— 
weifung der Nüdjtände nicht blos die bei den abgetretenen Unterthanen 
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aushaftenden oder ihnen gebührenden Rückſtände, fonvdern auch alle aus 
der Adminiſtration des abgetretenen Landes entfpringenden Anfprüche ver 
vorigen Regierung an andere Perfonen und umgekehrt ver Leßtern an 
Erftere. 

Die neue Regierung wird fomit die von ber vorigen Landes - Apmi- 
niftration herrührenden Verbindlichfeiten gegen dritte Perfonen, welche 
nicht ihre Unterthanen find, eben fo wie gegen ihre Unterthanen erfülfen, 
und dagegen berechtigt fein, alle aus ver vorigen Landes-Adminiſtration 
entjtehenden Anſprüche an britte Perfonen bei fich einzubringen, In den 
Fällen, wo die neue Regierung einen aus der Adminiftration des abge- 
tretenen Landes herrührenden Anfpruch an einen Unterthan ver abtreten- 
den Regierung geltend zu machen hat, wird von ver Letzteren auf Erfuchen 
gegen dieſen ihren Unterthan der erforderliche Beiftand unweigerlich und 
ohne Verzögerung geleiftet werben. 

8. 3. Im den durch die Tractate vom 3. Juni 1814 und 14. April 
1816 getheilten Ländern (Vorarlberg und Salzburg) bezieht jede ber bei- 
ven Regierungen die am Tage ver Yandesübergabe beftanvenen, bei ihren 
Unterthanen aushaftenden Yandes-Verwaltungs-Einnahmen-Rüdftände und 
berichtiget diejenigen Landes - Verwaltungs - Ausgaben - Rüdftände, welche 
ihren Unterthanen gebühren, und zwar ohne Unterfchied, ob bejagte Ein- 
nahmen» und Ausgaben Rückſtände aus der Central- Apminiftration des 
ganzen Landes, oder aus ber fpeciellen Aominiftration des, der einen ober 
andern Regierung zugefallenen Yanvestheils herrühren. Soviel hingegen 
bie in ben getheilten Ländern am Tage der Lanvesübergabe beftanvenen 
Rückſtände anlangt, welche nicht bei Unterthanen ver einen oder andern 
Regierung, fondern bei auswärtigen aushaften, oder an fie zu berichtigen 
find, ift man dahin übereingefommen, daß diejenigen Rückſtände der leßt- 
befagten Art, welche aus der fpeciellen Adminiſtration des ber einen ober 
andern Regierung zugefallenen Yanvestheild herrübren, die neue Regierung 
treffen, mithin von ihr bezogen, und rücfichtlich von ihr berichtiget wer- 
den. Wenn hingegen die am Tage ver Landesübergabe in ven getheilten 
Ländern bejtandenen, bei auswärtigen Unterthanen aushaftenden, over an 
fie zu berichtigenvden Rückſtände aus der vormaligen Gentral-Aominiftration 
des ganzen num getheilten Landes entfpringen; fo wird die K. st. Oeſter— 
reichifche Regierung die hierunter begriffenen Paſſiv-Rückſtände berichtigen 
und dagegen bie etwaigen Aftiven für fich beziehen. 

$. 4. In ven Fällen, wo nach ven gegenwärtigen Beſtimmungen 
die Zahlungs = BVerbinplichkeit, oder das Bezugsrecht einer Pot von dem 
Umjtande abhängig gemacht wird, weffen Unterthan ver Neclamant oder 
ver Debent ift, entfcheivet der Zeitpunct ver Landes-Uebergabe. Wenn 
daher ver Reclamant over der Debent in ber Folge feinen Wohnfik 
geänvert hat, over wenn feine Forberung oder Schuld durch Erbichaft, 
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Geffion oder auf andere Art auf einen Unterthan ber andern Regierung 
übergegangen ift, fo bleibt doch diejenige Negierung zur Zahlung ver- 
pflichtet, und rücjichtlich ver Einhebung berechtiget, welche hiezu verpflichtet, 
und rückfichtlich berechtigt wäre, falls jich eine folche Veränderung in ber 
Berfon des Neclamanten oder Debenten nicht geeignet hätte, | 

$. 5. Zu ven biernach won jeder der beiden Regierungen mit ben 
ihr zugewiefenen Neclamanten und Debenten vorzunehmenden Yiquidationen 
werben die nöthigen Einleitungen befonvders getroffen werben. 

$. 6. Die binfichtlih der Landesverwaltungs-Einnahmen und Aus- 
gaben-Rückſtände zwifchen Bayern und Dejterreich feſtgeſetzten Bejtimmun- 
gen haben zu Folge eines, mit des Herrn Großherzogs von Toskana, 
Kaiferl. Hoheit, getroffenen befonvderen Einverjtänpniffes, auch in Bezug 
auf Würzburg zu gelten. 

8, 7. Die Ausgleichung über die Fuldaifchen Arreragen und Grof- 
berzoglih Frankfurtifchen Central-Yaften, welche ver Gegenjtand einer 
abgefonverten Liquidations- Verhandlung unter ven Bevollmächtigten ber 
ſämmtlichen dabei betheiligten Höfe war, hat, infofern fie zwifchen Bayern 
und Dejterreich ftattfinden foll, ganz nach ven hier angenommenen Grund- 
ſätzen zu gejchehen. 

$. 8. Jede ver beiven Regierungen wird die am Tage ver Landes— 
Uebergabe ausftändig gewejenen Intereſſen von ven Schulden der ihr 
ungetheilt zugefallenen Yänder berichtigen, dagegen aber auch die aus- 
ſtändigen Zinfen von ven Aktiven der bejagten Länder beziehen. Die 
am Tage der Landes-Uebergabe ausjtändig gewejenen Intereſſen von 
ven Schulden und Aktiven der getheilten Länder übernimmt jeve der bei- 
ben Regierungen infoweit zur Berichtigung und rücfichtlich zur Einhebung, 
als ihr vermöge der wegen der Yanpfchulden getroffenen Uebereinkunft 
bie Berzinfung und rückjichtlich der Amtereffen- Bezug vom Tage der 
Landes-Uebergabe bis zum Tage des Vollzuges der Schulvden-Abtheilungs- 
Convention überwiefen ijt. 

$. 9. Gegen die zur Nechnungslegung über Yerarial- Einnahmen 
und Ausgaben verpflichteten Behörven oder Beamten in den abgetretenen 
Ländern, tritt die neue Regierung ganz in bie vom Tage der Yandes- 
Uebergabe bejtandenen Rechte und Verbindlichkeiten der vorigen Regierung, 
Dasfelbe gilt von allen Rückſtänden oder Ueberzahlungen, welche am Tage 
der Landes -Uebergabe den mit dem Lande an die neue Regierung über- 
wiejenen Staatsdienern an Befoldungen, Emolumenten over anderen von 
diefer Dienftleiftung herrührenden Anfprüchen gebührten, oder rückſichtlich 
von ihnen zu erfegen waren. In Hinficht der Penfioniften aus den in 
den Yahren 1814 und 1816 gegenfeitig abgetretenen Ländern, welche 
bereits jämmtlich von einer oder der anderen Regierung übernommen 
worden jind, bat es hiebei fein Bewenden. 
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8. 10. Für die von der Königl. Baherifchen Negierung aus Tirol, 
dem Inn- und Hausrudviertel in die für dieſe Landestheile beftandenen 
Special-Staatsfchulden-Tilgungs-Kaffen gezogenen baaren Depofiten, über- 
nimmt Dejterreich die alleinige Haftung. Für die aus Vorarlberg und 
Salzburg in die für diefe Yandestheile beftimmten Special-Staatsfchulden- 
Tilgungs-Kaſſen gefloffenen Depofiten, haftet Bayern infoferne fie Kgl. 
Baherifchen Unterthanen gehören, und Defterreich nur für ven Ueberreſt. 
Sollte an eine der hier nicht bezeichneten Staatsjchulden-Tilgungs-Kaffen, 
oder an irgend eine andere Behörde einer ber beiden Regierungen ein 
Depofitum an Geld oder anderen Gegenjtänden gelangt fein, welches einem 
Unterthan der anderen Regierung gehört, jo wird foldhes dem Eigen- 
thümer gegen gehörige Legitimation unverweigerlich verabfolgt werben. 

$. 11. Die vermöge $. 1 gefchehene Ueberweifung aller an ven 
Tagen der Landes-Uebergabe rücfichtlich der Landes - Verwaltungs - Ein- 
nahmen und Ausgaben vorhanden gewefenen Rückſtände auf die neue 
Regierung, erſtreckt fih auch auf, in ven an Defterreich abgetretenen 
Ländern vorhandenen, aus frühern Negierungs- Perioden herrührenden 
Activ- und Paffiv-Rüdjtinde befagter Art, worunter die fogenannten 
Redardaten hauptſächlich begriffen find. 

Erwähnte ältere Rückſtände ohne Unterfchien, ob und welche Zah- 
(ungsficherungen darüber von der Kgl. Bayerifchen Regierung ausgeftellt 
worden find, werden fomit wo: Dejterreich, infoweit fie Tirol, das Inn— 
und Hausrudviertel betreffen, ganz, und infoweit fie Vorarlberg und 
Salzburg betreffen, in dem Betrage übernommen, welchen nicht vie Kgl. 
Bayeriſchen Unterthanen zu fordern haben. Was an dergleichen älteren 
Rückſtänden von Vorarlberg und Salzburg Kgl. Bayrifchen Unterthanen 
gebührt, wird von Bahern berichtiget werben. 

F. 12. So wie ſchon in dem Art. IX des Tractates vom 3. Juni 
1814, und in dem Art. XV des Tractates vom 14. April 1816 ausge- 
fprochen ift, daß die vwerabrebeten Zerritorial- Veränderungen Teinerlei 
nachtheilige Folgen auf Eigenthbums- und andere Privatrechte ver Unter- 
thanen in ven gegenjeitig abgetretenen Ländern haben follen, fo wird zur 
Vermeidung jedes Mißverftänpniffes Hier wiederholt; daß obige Beſtim— 
mungen bie gegenfeitigen PBrivat-Nechtsverhältniffe ver Unterthanen beider 
Staaten gänzlich unberührt laffen, und daß nach den von beiden Staaten 
gegenfeitig gegebenen Zuficherungen feine wie immer geartete, vergleichen 
Privatrechte in der Ausübung hindernde, oder fonft beeinträchtigende oder 
verlegende Verfügung erlaffen, vielmehr ven Unterthanen des einen Ge- 
bietes, welche bei Verfolgung und Ausübung ihrer Privatrechte den 
Schuß oder Beiftand der Gerichte oder Behörven des andern Gebietes 
bevürfen, dieſer Schu und Beiſtand ganz fo wie den eigenen Unterthanen 
gewährt werben wird. 
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U. 
Die Abtheilung der Landes-Activen und Baffiven betr. 


8. 13. Im Hinficht der vermöge der Tractate am 3. Juni 1814 
und 14. April 1816 ungetheilt abgetretenen Länder hat es bei ver bereits 
von der neuen Regierung gefchehenen Uebernahme ver Landes-Schulden 
und Xctiven fein Bewenden. Die unter der Kgl. Bayer. Regierung fapi- 
talifirten Zinfen von den Schulven der an Defterreich abgetretenen Länder, 
werden von der K. K. Defterreichifchen Regierung als Landesſchulden 
anerkannt. Sie übernimmt daher dieſelben in ven ungetheilt erworbenen 
Ländern ganz, und wirb bie Zinfen davon, fo weit fie rüdjtändig find, 
und künftig verfallen, berichtigen. 

8. 14. Ueber das Schulvenwefen des Großherzogthums Frankfurt 
und des Departements Fulda ift unter ven Bevollmächtigten ver hiebei 
‚ betheiligten Höfe eine abgejonderte Uebereinfunft gejchloffen worden. 


$. 15. Die Voralbergifchen Lanvesfchulden, und die Schulden ver 
aufgehobenen Stifter Mehrerau und St. Johann, nebft den unter dieſen 
verfchievenen Schulpgattungen begriffenen Fapitalifirten. Zinfen, werben 
von Dejterreih übernommen, mit einziger Ausnahme eines zwar als 
erlofchen betrachteten Kapitals, wovon jedoch Bayern vermöge einer befon- 
bern Vebereinfunft, die Vertretung einer Quote für ven Fall übernommen 
hat, daß hierwegen eine Reclamation erhoben werben follte. Die Intereſſen 
von den befagten auf Dejterreich überwieſenen Baffiv - tapitalien werben 
ebenfalls nicht nur fo weit fie am 1. Juli 1814 vüdftändig waren, fon- 
dern auch vom 1. Yuli 1814 bis zum 1. Januar 1830 und für bie 
Zukunft von der K. K. Defterreichifchen Negierung infofern fie noch nicht 
bezahlt find, berichtiget werben. 

8. 16. Bon den Salzburgiihen Schulden übernimmt Bayern: 


1) die in der Beilage A verzeichneten, zufammen 150,000 fl. ausmachen- 
den Kapitalien mebjt der mit dem 1. Januar 1830 anfangenden 
Berzinfung verjelben; 

2) einen Betrag von 300 fl. an Kapital, welcher in der, an Martin 
Köllenberger für eine Berchtesgadenſche Obligation pr. 1200 fl. 
und eine Salzburgifche Obligation pr. 300 fl. am 10. Februar 1816 
ausgejtellten neuen Obligation über 1500 fl. begriffen ift, nebjt den 
von bejagten 300 fl. am 1. Mai 1816 rüdjtändig gewefenen und 
von diefem Tage an weiter laufenden Zinfen, jo weit fie noch nicht 
berichtiget find; 

3) die durch eine befondere Uebereinkunft beftimmten Quoten an Kapital 
und Zinfen von einigen dem Anjcheine nach erlofchenen Obligationen 
für den Fall, daß in Anſehung verfelben eine KReclamation geltend 
gemacht werden könnte. 
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Alfe folchergeftalt nicht von Bayern übernommenen Safzburgifchen 
Kapitalfehulden, mit Einjchluß der darunter begriffenen Tapitalifirten Zin- 
fen, nebjt den davon am 1. Mai 1816 rücjtindig gewefenen und von 
diefem Tage an verfallenen und künftig erwachjenden Zinfen, fo wie auch 
die am 1. Mai 1816 rüdjtändig gewefenen, und vom 1. Mai 1816 bis 
1. Januar 1830 anwachjenden Intereſſen der in der Beilage A verzeich- 
neten, auf Bayern nur mit der Berzinfung vom 1. Januar 1830 an 
übermwiefenen Obligationen von 150,000 fl. werben von Dejterreich über- 
nommen. 

8. 17. Bon ven Schulven der Kammer und des Domfapiteld zu 
Pafjau übernimmt Defterreich die in den Beilagen B und C verzeichneten 
Kapitals-Boften, nebjt ven davon am 1. Januar 1803 rüdjtändig gewe- 
fenen, und von dieſem Tage an bereitd verfallenen und künftig anwach— 
fenden Zinſen. Alle übrigen in befagten DVerzeichniffen nicht enthaltenen 
Kapital-Schulden der Kammer und des Domkapitels zu Baffau übernimmt 
Bayern nebjt den am 1. Jänner 1803 rüdjtändig gewefenen und von 
dieſem Tage an bereits verfallenen und Fünftig anwachjenden Zinfen. 

$. 18. Da das aufgehobene Stift Nanshofen im Innviertel auch 
im Kol. Bayer. Gebiete begütert war: fo übernimmt Bayern von ben 
Schulden vesfelben das, dem Fräuleinftifte zu Burghaufen gehörige Kapital 
von 2450 fl. nebjt den hievon am 1. Mai 1816 rückſtändig gewejenen 
und ſeitdem verfallenen und künftig anwachſenden Zinfen. 

Alle übrigen Nanshof'ſchen Schulden mit ven rückſtändigen und weiter 
anmwachjenden Zinfen, fallen damit dem K. K. Dejfterreichifchen Aerar 
zur Laſt. 

8.19. Bon ven Landes-Activen in VBoralberg und Salzburg und 
ven ausftändigen und laufenden Zinfen verfelben werben ver Kgl. Bahr. 
Regierung diejenigen, welche in ver Beilage D verzeichnet find, und außer— 
dem noch von einer darin nicht vorkommenden Activ-Poſt, ein befonveres 
unter beiven Regierungen bejtimmter Antheil überlafjen. 

Alle übrigen VBoralbergifhen und Salzburgifchen Landes - Activen 
mit den davon ausjtändigen und Fünftig verfallenden Zinfen find auf 
Defterreich überwiefen. 

8. 20. Bon ven vormaligen Activ-Kapitalien des Hochſtiftes Paſſau, 
wird der ſogenannte Kardinal Auerspergiſche Fond ganz auf Oeſterreich 
überwieſen. 

München, den 14. Mai 1829. 

Staatsminiſterium des königlichen Hauſes und 
des Aeußern. 
Graf von Armansperg. 
Reg.Bl. f. d. Königr. Bayern f. d. J. 1829. Nr. 20. S. 361 - 376. 
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39. Bekanntmachung der Königlich Bayerifchen Regierung 
des Iſarkreiſes vom 33. October 18%, 


betreffend die zwilchen Defterreih und Bayern am 18, März zu 
Wien abgejchloffenen Uebereinfunft bezüglid auf Forft- und 
Salinen = Berhältniffe. 


In Folge eines zwiichen Bayern und Dejterreich beftehenvden Trac— 
tates vom 14. April 1816 ift über die, einem nachfolgenden Einver- 
ftändniffe überlaffen gebliebenen Forſt- und Salinen- Verhältniffe eine 
befondere Convention am 18. März 1829 in Wien abgefchloffen worben, 
‚welche die beiderfeitige allerhöchite Ratification erhalten hat. 

Da mehrere Beitimmungen diefer Convention für die Folge ven 
betreffenden kgl. baherifchen Gerichtsbehörden, Aemtern und Unterthanen 
zur Nichtfchnur dienen und in Anwendung kommen müffen, fo wird nach 
allerhöchſter Anordnung das Nöthige hierüber zur allgemeinen Kenntniß 
und Nachachtung befannt gemacht. 


Die Saalforfte betreffend. 

1. Bon den bisherigen Saalforften auf k. k. öfterreichifchen Landes— 
gebieten verbleiben nach Art. 1 der Convention ver fgl. bayerifchen Re— 
gierung unwiderruflich: 

a) im Leogang und Buchweisbachthal. Die Schwarzwälber: 

Wimpah und Staupah, Schwarzbah und Plamm, Maysbach, 
Finſterbach, Kryenbach, Walchersbach, Prundlkendl, Mardek, Neichenfpiel- 
berg mit dem Waldort Ochſeneck, Ocheneck (Schwarzwald), Käſerspach, 
Buchweisbach. 

b) im Bezirke von Lofer und Unken: 

aa) die Schwarzwälder: 

Rechtſchutt, Loferalben, Großweysſpach, Oedenpackeben und 
Ganiß, Oedenpach, Pranger, Fußthal, Schwarzberg, Hochrüdnerspach, 
Prunnpach, Luegpach mit Neuſtallen, Slifpach mit Gern, Scheyblperg, 
Fünſterspach mit Möſererpach, Laubenberg, Marteinspühel, Ochſenprunn, 
Ratmays oder Schinalbl, Wielandspach und Wielandsſeiten, Pruntzberg, 
Reithendel, Asſpach, Wannkrat. 

bb) die bayeriſchen Freiwälder: 

Wannkrat, Schoberweisſpach (der innere), Dornſpach, Illers— 
bach, Scharnbach, Innerspach, Steinbach, 

c) im Bezirke der Berchtesgaden'ſchen Zinswaldungen: 

Die Zind- und Forftwälder 

Weißbach, Diefbah, Fußſtein, Gwänd, Pürklbach (mit dem 
Dannwalde), Nebelsberg, Lindau, Gerharbftein mit Seifenberg, Grafen- 
bach mit Golvenzweig, Koglperngericht, Grafenwand, Köglſtatt- Urmais, 
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Köglftatt-Forftwald, Hirſchbüchel mit Scharleithen, Laitenbichel, Hundal- 
ben, Zrießlftein, Kötſchmair. 

2. Außer dieſen vorbezeichneten, älteren Saalforften find, nach Art. 2 
ber Convention ver fgl. bayerifchen Regierung noch folgende Waldungen 
überwiefen: ver Freiwald Artzteck im Leogangthal, die Freimälder Grub 
und Pfann in den Hohlwegen, die Bannwälder Scheyblberg und Dorn- 
pacheck im Unfenthale. 

Die Freiwälder: Tiefenthal oder Tiefenbach, Ebmet oder Ebenwald, 
und Hirſcheck oder Hirſchbach mit Kothleiten im Unfner-Heuthale. 

ver Roßkaarwald im Steinbachthale. 

3. die f. bayerifche Regierung wird (laut Art. 3) die vorbezeichneten 
Waldungen in den durch eine gemeinfchaftlihe Commiffion beider Regie- 
rungen, theils bereits jchon im Fahre 1820 näher ausgemittelt, theils erft 
nach fejtzuftellenden Gränzen, jedoch mit Ausnahme ver darin befinvfichen, 
den Unterthanen verbleibenden, oder ihnen durch gegenwärtige Convention 
zugewiefenen Güter, Ehealpen, Eheblofjen, Mähder und Egen, als volles, 
unwiderrufliches Eigentfum und für ewige Zeit Steuer- und Abgaben- 
frei, jedoch unter k. k. öſterr. Souveränetät befigen. Waldungen oder 
Waldtheile, welche von ver k. bayer. Regierung etwa fünftig an Unter- 
thanen überlaſſen oder urbar gemacht werben follten, verlieren biefe 
Steuer- und Abgaben-Freiheit. 


Der kgl. bayerifchen Regierung werben überbieß noch in ofen 
der von den Berchtesgadner Zinswalbungen eingefchloffenen Unterthans— 
güter und Befigungen, die vormals von ver fürftl. Berchtesgapenfchen 
Regierung bejeffenen und ausgeübten grundherrlichen echte überlafjen. 

4. Die Lage, Gränzen, Beftandtheile, Inklaven und übrigen Ver— 
hältniffe der an die fol. bahyerifche Regierung grundeigenthümlich über- 
laffenen Saalforjte werden durch eine gemeinfchaftliche Commiſſion unter- 
ſucht, feftgeftellt und infataftrirt werben. 

Eben dieſe Commiffion wird die Vermarkung der betreffenden Saal- 
forfte theil® erneuern, theil® wo es nöthig ift, neu vornehmen, und bie 
Gränzlinien diefer Forfte und ihrer Inklaven vollkommen feititellen. 

Die Baumgeladen werden, fo viel als möglich, befonvders an ben 
Hauptgränzpunften durch Markjteine oder Felſengelacke erjegt werben. 
Ueber alle Gränzzüge find ordentliche auf Vermefjung gegründete Gränz- 
pläne zu entwerfen, und von 20 zu 20 Jahren wird eine Revifion aller 
diefer Gränzen und, infoweit e8 nöthig fein wird, die Erneuerung ber 
Gränzzeihen vorgenommen. 

Die Eigenthümer der angränzenden oder inflavirten Grundſtücke 
werben Auszüge aus den Gränzbefchreibungen erhalten. Sie find auch 
zur Aufficht über die Gelade verpflichtet. | 
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5. Die von den Saalforften eingefchloffenen Güter, Mähder, Een. 
und andere Grundſtücke ver Privaten, ferner die in dieſen Forſten beite- 
henden fchwandrechtlichen Blöffen der Ehealpen und Maisalpen, envlich 
die auf ven Inklaven oder auf dem Waldgrunde jelbjt errichteten Fut- 
terhöfe, Käfer, Viehſchirme, Hütten, Weivehäge und andere Gebäude 
oder Vorrichtungen verbleiben nady der Beſtimmung des Art. 9 der Con— 
vention ihren Befigern in der Zahl und Größe belaffen, wie fie die 
gemeinfchaftliche Saalforfteommiffion an Ort und Stelle angetroffen und 
im Kataſter verzeichnet hat. 

6. Zn Anfehung ver ftodlofen Blöffen innerhalb der Gränzen ver 
Saalforjte, auf welchen fein Schwandrecht haftet, foll es (laut Art. 10) 
auf nachitehende Weife gehalten werben. 

a) Die ftoclofen Blößen in ven Weivebezirfen ver Maisalpen over 
der gemeinen Blumbejuche find den übrigen eingemifchten Walpblößen 
gleich zu achten und als Waldgrund zu behandeln. 

b) Die um die Alpgeläger ver Maisalpen herum beftehenven jtod- 
(ofen Blößen werben diefen Alpen als fchwandrechtige Lichthaltungen be- 
laffen und angeladet, infofern fie nicht ven Flächenbetrag von 2 Tagwerfen 
(zu 40,000 bayerifchen Quadratfußen) für jedes Stäferrecht beveutend 
überfchreiten, in welchem letteren Falle von königl. bayerifcher Seite eine 
Befchränfung auf vorbemerktes Maaß verlangt werden fann. 

Durch diefe Zutheilung von ſchwandrechtigen Yichthaltungen jollen 
bie betreffenden Maisalpen weder eine Veränderung in ihrer Eigenfchaft 
als ſolche erlangen, noch eine neue Abgabenbelegung erleiden. 

c) Bon den jtoclofen Blößen, welche fih an die Alpgelüger oder 
Ehealpen, over an die jchwandrechtigen Eheblößen dieſer Alpen anfchließen, 
werben zwei Drittheile verfelben ald Erweiterung ihrer Eheblößen mit 
Schwandrecht ausgelaffen und ausgeladt, der Reſt aber dem bejtandenen 
Schwarzwalde zugetheilt und vemfelben gleichgehalten werben. 

Dei der gemeinfchaftlihen Ausmittelung des Flächeninhalts der auf 
vorbemerkte Art zı. vertheilenden Waldblößen follen weder die bereits 
Ihwandrechtigen Partien, noch die fahlen Felfen eingerechnet werben, und 
es iſt bei der Abtheilung felbft auf die Arrondirung der reinen Weide 
überhaupt, jo wie des Waldes gleich billige Nücficht zu nehmen. Das 
ganze Abtheilungsgefchäft wird gemeinfchaftlih von Abgeordneten beider 
Regierungen innerhalb ver nächiten drei Jahre vollendet fein. 

7. Nah Art, 12 der Convention ift die fgl. bayerifche Regierung 
berechtigt, den noch haltigen Holzertrag ihrer ſämmtlichen Saalforfte, 
ohne Ausnahme irgend einer Holzgattung zu fällen, zu ihren Salinen 
oder andern Werfen auszutriften, oder auszuführen, das Holz auf dem 
Stode zu verfaufen, oder auf andere Art zu verwenden, wie auch alle 
Horjtnebenprodufte zu benügen und zu verwerthen, ohne davon Stockgeld, 
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Forſtzins, oder wie immer Namen führende Abgaben an vie k. k. öjter- 
reichiſche Regierung zu entrichten. 

Unter ven erwähnten Forfjtnebenproduften werben die Früchte, Harze, 
Abfälle ver Bäume und übrige vegetabilifche Erzeugniffe des Waldbodens, 
ferner die mineralifhen Beſtandtheile desfelben verſtanden, welche nicht 
nach ven Landesgefegen als Regalien zu betrachten find. 

Das Holz und die Forjtnebenprodufte, welche die königl. baherifche 
Regierung aus ihren Saalforjten bezieht, jo wie das Holz, welches fie 
zum etwaigen Gebrauche ihrer Salinen von f. f. öſterreichiſchen Unter— 
thanen aus den Pfleggerichten Salfelden und Lofer erfauft, ift bei ver 
Ausfuhr oder Austriftung auf dem f. k. öfterreichifchen Gebiete vor Be— 
zahlung jever Mauth oder irgend eines Ausfuhrzolfes, oder einer andern 
ähnlichen Abgabe befreit. 

8. Der Art. 14 der Convention bejtimmt: daß zu dem Holzfchlage 
in den Saalförften mur k. k. öfterreichiiche Unterthanen als Holzmeifter 
verwendet werben fönuen, injoferne fie fich mit billiger Bezahlung begnügen, 
und in hinreichender Anzahl vorhanden find. Von dieſer Beftimmung 
machen jedoch die Theile der ehemals Berchtesgadiſchen Zinswaldungen 
eine Ausnahme, aus welchen das Holz von jeher durch Berchtesgapenjche 
Unterthanen zur Saline Frauenreit gebracht worben ift. - 

Die als Holzmeifter verwendeten k. k. öjterreichifchen  Unterthanen 
und die Arbeiter derſelben werden in Hinficht auf Verpflichtung zum Mili- 
tärdienjte ganz ven Arbeitern der nämlichen Art in ven k. f. öfterreichifchen 
Salinenforften gleichgehalten werden. Die Wahl, Aufnahme und Ent- 
lafjung der Holzmeifter fteht wie bisher der k. bayerifchen Regierung frei. 

9. Die kgl. bayerifche Regierung bleibt (laut Art. 15) im Befige 
des Rechts der freien und ausfchliefenden Benütung der Triftbähe im 
Bezirke der Saalforfte und der Saale jelbjt, zum Behufe ver Holzaus- 
bringung aus dieſen Forjten. Sie ijt befugt, hierzu nicht nur die bereits 
beftehenden Klausgebäude und Schwellwerfe, welche ihr ſelbſt oder ihren 
Holzmeiftern eigenthümlich angehören, ungehinvert zu verwenden; fendern . 
auch nach Bedarf neue derlei Holzbringgebäude auf denjenigen Bächen 
zu errichten, welche nach dem Grundbuche ver Saalforfte berechtigte Klaus: 
bäche find. 

Die k.k. öfterreichiiche Negierung behält fich die Mitberechtigung 
zur Holztrift auf ver Saale, von der Feogangerbrüde bis zur baherifchen 
Landesgränze vor, doch wird hiervon nur nach vorläufigem Benehmen 
mit den fol. bayerifchen Behörden und auf eine ſolche Weife Gebrauch 
gemacht werben, welche die bayerifche Holztrift nicht beirrt. 

10. Um die Beſchädigung der Unterthansgründe bei der Holzbringung 
zu verhüten, follen die großen Drehlinge am Stode gefpalten, das Holz 


fo viel möglich durch Riſſen aus den Schlägen zu den Bächen gebracht, 
| 24* 
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und das Brennholz auf eine Scheiterlänge von 3'/, Fuß bayeriſches Maaf 
(bei gehadtem Hole mit Einfchluß des Spranges) beſchränkt werben. 

Die Trift ver Sägprügel von 9 Fuß Länge kann nur auf dem Un- 
fenbache, und die Trift von noch größeren Stämmen nur auf ver Sale 
von der Einmündung des Unkenbachs anfangend, jtattfinden. In Anfehung 
des Schavenerfages bei der Holztriftung auf den Seitenbächen, foll es 
bei dem Herfommen verbleiben, gemäß welchem ven Holzmeijtern von 
denjenigen Holzarbeiten, die bei ihrer Bringung aus den Schlägen oder 
auf ven Seitenbähen Beſchädigungen verurfachen können, ein verhältniß- 
mäßiger Betrag pr. Klafter (das Ableggeld genannt) in den Lieferpreis 
eingerechnet, und ihnen zur Pflicht gemacht wird, die Betheiligten ſchadlos 
zu halten. 

Die Trift auf dem Hochwaffer ver Saale, d. i. von der Leoganger- 
brüde abwärts, foll wie bisher von allen Anfprücen auf Schadenerſatz 
frei bleiben. Wegen des Ablaggelves und der Unterhaltung ver Werfe 
an den Seitenbächen gelten folgende Bejtimmungen: 

a) Die Unfen am Einfluffe des Großweisbaches bis zu ihrer Ein- 
mündung in die Saale; dann die Leo vor der Vereinigung des Griefen- 
baches mit dem Schwargler jollen als Haupttriftbäche behandelt und 
betrachtet werben. 

Die höher liegenden Theile der Unfen und ver Leo und alle übrigen 
Bäche im Bezirke der Saalforjten gelten für gemeine Triftbäche. 

b) Bei den Haupttriftbächen liegt den Befigern der anliegenden 
Grundſtücke ob, ihre Uferverficherungen, Wafferauslaffanäle u. f. w. in 
einem Zujtande zu erhalten, daß die Trift ungehindert paffiren kann. 

b) Als Erſatz für die Triftbefhäpdigungen und als Beitrag zur Un- 
terhaltung ver Werfe an ven Haupttriftbächen werben von ber k. bayerifchen 
Regierung jährlich, ohne Rückſicht auf Größe des Schavens und ohne 
Steigerung für außerorventliche Fälle, an die k. k. öjterreichifche Behörde 
bezahlt: 

Fir jede Slafter nach bayerifhem Normalmaaf, welche aus dem 
Leogangthale getriftet wurde, 3 Fr. Reichswährung, für jeve folche Klafter, 
welche aus dem Unfenthale in die Saale getriftet wurbe, , fr. Reichs- 
währung. 

d) Außerdem zahlt die k. bayerifche Regierung jever, zur Zeit an 
den Haupttriftbächen bejtehenden Mühle 2 fl. und jeder auf gleiche Art 
gelegenen Schmiede 1 fl. jährlich Ablege, für die Jahre, in welchen 
auf den betreffenden Haupttriftbächen wirklich eine Holzbringung zur Saline 
ftattgefunven Hat. 

Es bejtehen 4 folhe Mühlen und 2 folche Schmieven. 

11. Diejenigen k. k. öfterreichifchen Unterthanen, öffentlichen Gebäude 
und Anftalten, welche bisher mit ihrem Holzbedarf auf die betreffenden 
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Saalforfte angemwiefen waren, erhalten auch fernerhin in diefen Waldungen 
das benöthigte Brennholz, Bauholz, Zaunholz, Dachholz und Ladholz, 
infofern biefer Bedarf nicht durch den Ertrag an Eigenwälvern, Hoffachen 
und Freigeladen oder Freiwaldungen nachhaltig gevedt ift. 

Zur DBermeidung ber Ausjtände wird ein Katafter ver Einforftung 
in die Saalwaldungen bergeftellt werben. 

12. Mit den zum Holzbezuge aus den Saalforften Berechtigten wird 
von zehn zu zehn Jahren abgerechnet. Sie find nicht ermächtigt, jedes 
Jahr eine gleiche Duantität abzunehmen, fondern fie können nach ihrem 
Bedarfe von dem ihnen für das ganze Yahrzehent gebührenven Betrage 
in einigen Jahren mehr, in andern weniger beziehen. 

Was fie jedoch am Ende des Yahrzehents von dem ihnen für bie 
Dauer desſelben gebührenden Betrags nicht genommen haben, kann nicht 
nachgenommen werben, ſondern fällt vem Walde anheim. Auch find fie 
nicht berechtigt, von dem erſt in dem folgenden Dezennium ihnen gebühren- 
ven Holze, vor Anfang vesjelben etwas zu beziehen. 

In Fällen eines aufßerorventlichen Holzbebürfnifjes wegen Branp- 
ſchadens wird die kgl. bayerifche Regierung den Eingeforfteten befonvere 
Unterftügungen aus ven Saalforjten zulommen lafjen. 

Es ift den zum Holzbezuge aus den Saalforften Berechtigten nicht 
geftattet, das erhaltene Holz zu veräußern ober zu andern Sweden, als 
wozu e8 ihnen gereicht wird, zu verwenden. 

Für die Fataftermäßige ſtändige Holzabgabe aus ven Saalforften 
wird von der k. bayerifchen Regierung nur das altherfömmliche Schreib- 
und Anweisgeld von 6 fr. Reichswährung für jede befonvere Anzeige 
erhoben. 

13. Die k. k. öfterreichifche Regierung wird feinen Conſens zu neuen 
Bauführungen oder zu andern Holz erforbdernden Vorrichtungen, ohne 
vorläufige Einvernehmung und Beiftimmung ver k. baherifchen Behörve 
für ſolche Punkte ertheilen, welche innerhalb der Gränze eines Saalforjtes 
oder überhaupt fo gelegen find, daß das Holz zu denſelben nicht wohl 
von einem andern Walde, als aus einem bayerifchen Saalforfte gebracht 
werben fann. 

14. Dem Herfommen gemäß werben die Holzmeifter auch zukünftig 
gehalten fein, über jedes 100 Klafter der Anfage eine Klafter Brennholz 
mehr zu bearbeiten und zu bringen. Diefer Ueberfchuß ift zur unentgelt- 
lihen Bertheilung an Geiftliche und Schulen im Bezirfe der Saalforſte 
bejtimmt, welchen die Auffangung vesfelben aus ven Triftbächen gejtattet 
wird. Die Bertheilung bleibt, nach Maaßgabe ver jährlichen Holzanfage, 
den f. bayerifchen Behörden überlaffen. 

15. Die Weivebenügung in den Saalforften wirb ven hiezu berech- 
tigten Gütern und Alpen in ver Ausvehnung und Weife ferner unentgeltlich 
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geftattet werben, welche fie wohl hergebracht haben, und fich mit dem 
Zwede ver Erhaltung des Waldſtandes verträgt. 

Um vesfalls künftigen Beſchwerden und Irrungen vorzubeugen, wird 
ein Katafter ver Weiveberechtigung angefertigt, und deren bereit8 begon- 
nene Befchreibung und Yiquidation ergänzt werben. 

16. In Anfehung der Weiveverhältniffe in den Saalforften haben 
im Allgemeinen nachfolgende Normen zu gelten, welche auch bei Verfaſſung 
des Weivefatafters zu befolgen find. 

a) Ehealpenbefiger follen jo viel Vieh in die zum Weidebezirke ihrer 
Alpen gehörigen Theile der Saalforjte treiben dürfen, als fie berechtigte 
Gräfer urkundlich nachweisen können oder hergebracht haben. 

b) Bei ven Maisalpen und gemeinen Blumbefuchen hat ſich das 
Maaß der Weideberechtigung nach den zur Zeit in Wirkſamkeit ftehenven 
Eichbriefen zu richten. | 

c) Wo dieſe Eichbriefe fehlen, find fie in ber Urt zu veranlafjen 
und berzuftellen, daß von dem ganzen Winterfutterftande ver weideberech- 
tigten Güter die Gattung und Zahl des Viehes in Abzug gebracht wird, 
welches feine genügliche Weide in den zum Gute gehörigen Heimgrafungen 
findet und ver Reſt als eichbriefmäßiger Viehftand für die Saalforjte 
erfcheint. 

d) An Orten, wo vermalen felbft das eichbriefmäßige Vieh in bie 
Waldungen nicht aufgetrieben wird, foll e8 jeder Zeit in ver Macht des 
Weideberechtigten jtehen, dieſe Zahl zu erfüllen. 

e) Die Geftattung eines geftärften Viehauftriebes an vie Weide- 
berechtigten über vie eichbriefmäßige Zahl bei allenfalls vermehrter Wald— 
weide bleibt der f. bayeriſchen Forſtbehörde vorbehalten, und ift zu jeder 
Zeit wiverruflich. 

f) Die Auffehr von ſremdem, Lohn- oder fogenannten Aufnahm- 
vieh, außer in die Eigenthums- over Ehealpen ift in den Saalforften 
durchaus verboten, doch wird dieſe Beichränfung niemals auf die ärmeren 
in ihrem Viehſtande herabgefommenen Weiveberechtigten in dem Maaße 
ausgedehnt werden, daß ihnen die Mittel benommen würden, wieder zu 
vemfelben zu gelangen. 

g) Der Auftrieb von jungen Pferden, von Schafen, Ziegen und un- 
geringelten Schweinen in Weivebezirfe, welche fich über Maife oder über 
Schläge verbreiten, veren Holzbeitand dem Bereiche des Viehes noch nicht 
entwachjen iſt, ſoll gänzlich unterfagt fein. Wuch darf von biefen, dem 
Waldſtande ververblichen Viehgattungen feine größere Zahl zur Weide in 
die Saalforften gelaffen werden, als der Iandwirthfchaftliche Betrieb der 
weideberechtigten Güter mit fich bringt. 

h) Wenn in den Urkunden, auf welche ſich die Weideberechtigung 
gründet, Feine abweichenden Bejtimmungen enthalten find, fo foll ein Pferd, 
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welches noch Fein Jahr alt ift, für 2 Gräfer over Kuhgräfer, ein Pferd, 
welches ein Jahr und darüber alt ift, für 3 Gräfer, zwei Rinder unter 
einem Jahr für Ein Kuhgras, und 5 Schafe oder Ziegen gleichfalls für 
Ein Gras gerechnet werben. 

i) Die Zeit für ven Auftrieb des Weideviehes in die Saalforfte und 
für den Abtrieb derfelben wird jährlich von dem k. k. öfterreichifchen Land— 
oder Pfleggerichte des Diftrifts, nach Befchaffenheit ver Witterung und 
unter Rüdfprache mit ver f. bayer. Forftbehörbe, bejtimmt und befannt 
gemacht werben. 

17. Außerhalb ver Grenzen der Schwanbrechte kann jede zur Be— 
förderung des Nachwuchſes am Holzbeftande dienliche Vorkehrung getroffen 
werben, bei welcher feine Sperrung des Weideganges ftattfinbet. 

Die Forftkultur - Unternehmungen hingegen, wobei ver Weibegang 
durch Befriedigung mit Haag und Graben oder durch Hut eine Verhin— 
derung erleiden foll, unterliegen folgenden Bejtimmungen. 

a) Im Allgemeinen darf die örtliche Beſchränkung der Weide zum 
Behufe der Forftkultur ven 50. Theil der Walpfläche eines Weidebezirkes 
nicht überjchreiten. | 

b) Diefe Verfügung erftrect fich nur auf die Weidebezirke ver Alpen 
ober gemeinen Blumbefuche im Ganzen u. f. w. 

c) Bei Beftimmung des 50. Theiles eines Bezirks zur Forſtkultur 
werden die kahlen Felſen und ſchwandrechtigen Blößen abgezogen. 

d) Die Wahl ver Befriedigungsart und die Dauer derſelben iſt dem 
Forftperjonal überlaffen. 

e) Bei ven Weivebezirken ver Ehealpen, deren ſchwandrechtige Blößen 
eine Erweiterung erhalten, iſt der k. bayeriſchen Regierung als Gegen— 
leiſtung hiefür, und als nothwendiges Mittel, um den Reſt der ſtockloſen 
Blößen nach und nach wieder in Holzbeſtand zu bringen, die Befugniß 
eingeräumt, außer dem vorbemerkten 50. Theil des ganzen Waldweide— 
bezirkes noch außerdem den Flächenbetrag des 5. Theiles der vorbehaltenen 
ſtockloßen Blößen in Befriedigung zu ſetzen und nach Gutdünken in ſolcher 
zu erhalten. 

f) Wenn neue unbefugte Schwandungen in ben Saalforften vorge- 
nommen werben folfen, fo iſt die f. bayeriiche Regierung berechtigt, bie 
gefchwandeten Walpartien für bie zum geficherten Nachwuchs erforberliche 
Zeit durch befondere Befriedigungen dem Weidegange zu entziehen, ohne 
daß hiedurch dem Maaße ver übrigen Forfttulturberechtigungen Eintrag 
geſchehen foll. 

18. Nah Inhalt des Artikel 31. der Convention fteht der k. baye— 
riſchen Regierung die Forſtverwaltung ausſchließend zu. Sie iſt zu dieſem 
Ende berechtigt, Forſtämter im k. k. öſterr. Gebiete zu errichten, mit dem 
ihr nöthig feheinenden Perſonal zu befegen, und fie fann die Yeitung des 
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Gefchäftes ſowohl durch die betreffenden Salinenämter, als durch abge- 
orbnete Commiffarien beforgen laffen. 

Den zur Saalforftverwaltung beftimmten k. baherifchen Behörben 
und Beamten liegt überhaupt die Beforgung aller Gejchäfte ob, welche 
mit der Forftverwaltung im Allgemeinen, mit der Bewirtbichaftung, Be— 
nügung, Erhaltung, Verbeſſerung und Beihügung der Wälder ver- 
bunden find. 

19. Die k. bayerifche Regierung wird wieder in den eigenthimlichen 
Befig des fogenannten bayeriſchen Walpmeifter-Haufes zu Salfelden mit 
feinen Nebengebäuven und den dazu gehörigen Grundſtücken eingefekt. 

Befagte Gebäude bleiben, in fo lange fie nicht in Privatbefit über: 
gehen, von allen Steuern und Abgaben befreit. Von den dazu gehörigen 
Grundſtücken bezahlt die k. bayerifche Regierung alle Abgaben gleich einem 
andern Beſitzer. 

Es iſt ihr gejtattet, noch andere Wohngebäude im Bezirke der Saal- 
forfte für ihr untergeorhnetes Forftperfonal zu erbauen over zu erfaufen, 
welche alsdann gleiche Abgabenfveteik wie das Walpmeifterhaus zu Sal- 
felden genießen werven. 

20. Die k. baherifchen Forftämter im f. k. öſterreichiſchen Gebiete 
werben (laut Urt. 33) bei allen Gelegenheiten als öffentliche Behörden 
behandelt und betrachtet werben. 

Die bei venfelben angejtellten k. bayerifchen Beamten genießen bei 
ihren Gejchäftsverbindungen mit f. f. öfterr. Behörden und auch außerdem 
gleihen Rang und gleiche Auszeichnung mit ven k. k. öfterr. Beamten ver- 
felben Kategorie. | 

Die von ihnen ausgeftellten amtlichen Zeugniffe und Urkunden haben 
die nämliche Beweiskraft, welche nach ven k. k. öfterr. Gefeten ven von 
k. k. öfterr. Beamten berfelben Kategorie ausgeftellten Amtszeugniffen und 
Urkunden beigelegt ijt. 


21. Es ſteht der k. bayerischen Regierung frei, bei ihren Forftämtern 
im f, k. öfterr. Gebiete oder als Auffichtsperfonal in ven k. bayerischen 
Saalforften auch öfterr. Unterthanen anzuftellen, welche jeboch dadurch 
nicht aus dem öjterr. Unterthansverbande treten. Sie unterliegen wie 
anvere k. baherifche Unterthanen und Diener ven f. bayerischen allgemeinen 
und befondern Dienftvorfchriften, und find in Dienftfachen ihren vorge- 
jegten Behörden untergeordnet und zum Gehorfam verpflichtet. 

22. Die bei ven f. bayerifchen Forftämtern im f. k. öfterr. Gebiete 
oder in ven k. bayeriſchen Saalforften als Beamte oder zur Aufficht an- 
gejteliten k. bayerifchen Unterthanen behalten ihre Eigenfchaft als k. bayer. 
Unterthanen, wenn fie fich auch länger als 10 Jahre ununterbrochen im 
öfterreichifchen Gebiete aufhalten. 
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Sie werben von ben k. k. öoſterr. Behörben und Gerichten in alfen 
Fällen nah den Vorſchriften und Gefegen behandelt, welche in Anfehung 
der in den k.k. öfterr. Staaten fich aufhaltenden Fremen bejtehen. Doch 
haben die polizeilichen Maafregeln, welche in Hinficht ver blos durch— 
reifenven over Fürzere Zeit in ven k. k. öfterr. Staaten verweilenden Aus- 
länder in Uebung find, auf fie feine Anwendung. 

Sie und ihre Familien werden von der Militärconfeription und von 
allen Abgaben befreit fein, zu deren Entrichtung die in ven k. f. öfterr. 
Staaten fih aufhaltenden Fremden nicht verpflichtet fin. 

Bei Sterbefällen werden von ven f. k. öfterr. Gerichten in Anſehung 
ihres Nachlafjes nur diejenigen Vorkehrungen getroffen, welche überhaupt 
zum Bejten der etwa abwefenden Erben und zur Sicherftellung ver inlän- 
bischen Gläubiger des BVerftorbenen in vergleichen Fällen gefeglich vorge 
fchrieben find u. ſ. w. 

23. Nah Art. 36. der Convention fteht die Gerichtsbarkeit in ben 
Saalforjten und vormals Berchtesgadifchen Zinswaldungen ven F. k. öfterr. 
lanvesfürftlichen Behörden, in deren Bezirken fie liegen, und zwar ben 
öfterr. Gefegen gemäß, in Anfehung ver eigentlichen Verbrecher ven Crimi- 
nalgerichten und in Anfehung ver anderen Frevel ven erften polizeilichen 
Inſtanzen zu. 

Doch iſt das k. bayeriſcher Seits aufgeftellte Forftauffichtsperfonale 
berechtigt, die auf ver That betretenen Forftfrevler oder Verbrecher zu 
pfänden oder auch anzuhalten, um fie fogleich an bie betreffende öſterr. 
Behörde zu ftellen, welcher jedenfalls das abgenommene Pfand unverzüg- 
lich zu übergeben ift. 

24. Da die regelmäßige Walpftraforbnung für die Saalforfte vom 
%. 1781 ven gegenwärtigen Zeitverhältniffen nicht mehr angemefjen ift, 
fo wird die k. k. öſterr. Regierung eine zwechmäßigere und mit ven in 
Defterreich geltenden Gefegen mehr in Einklang ſtehende Waldſtrafordnung 
in den Saalforften einführen laffen. Bis dahin bleibt die Walbftraford- 
nung vom J. 1781 fo weit in Wirffamfeit, als die darin aufgeführten 
Forftfrevel nach den öſterr. Strafgefegen nicht als Verbrechen zu betrachten 
find. Auf alle Fälle, welche dieſen Charakter annehmen, wird das allge 
meine öſterr. Strafgefeßbuch angewendet. 


._ 


Das Jagdrevier Falle betreffend. _ 

1. Die k. bayerifche Regierung tritt in ven unmwiverruflichen, eigen- 
thümlichen und für immer ftener - und abgabenfreien Beſitz des vormals 
vom Stifte Berchtesgaven ausgeübten hohen und nievern Jagdrechts in 
dem erweiterten Forftrevier Falle auf ſalzburgiſchem, nun k. k. öſterr. 
Gebiete. 
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Sie wirb überbies das in dem befagten Revier liegende fogenannte 
Jagdgut Fallek mit den dazu gehörigen Gebäuden, Grundftücden und 
Nugungsrechten als volles Eigenthum befigen. 

2. Die Grenze des erweiterten f. baherifchen Jagdreviers Falle auf 
k. £. öfterr. Gebiete geht am großen Hundstodt won der Landesgrenze 
zwifchen Bahyern und Defterreich ab, fie zieht fih anfangs über das fo- 
genannte Platterer ver Windbachſcharte (im Salfeld'ſchen) zu, läuft von 
ba im weftlicher Richtung auf dem Rücken des Gebirges fort bis an ven 
NRauchenkopf und fällt in das Saukendl auf vie Saale herab. Sie folgt 
num dem Rinnfale diefes Flußes bis zur Kleberauerbrüde, verläßt e8 dort 
wieder und fieigt im Kleiſengraben over Grafenbache nad der Grenze 
des vormals Berchtesgaden’fchen Zinswaldes Graſenbach und Golvenzweig 
in öftliher Richtung auf, bis zum fogenannten Geisfteig an der Grafen- 
wand. Von da läuft fie am nördlichen Fuße der Felfenwänbe bes Ger- 
barbfteines fort bis an den Lütelfogel, vereinigt fich hier mit dem Lützel— 
alpshage und der alten Jagdgrenze (von 1734), folgt ihnen über vie 
Hirfchbichlereinfattlung bis zur Gegenfeite des Gebirges, fteigt dort nach 
dem Nücen des Hufnagels auf die Höhe des Suhenfteines und fchließt 
fih dafelbjt wieder der Landesgrenze zwifchen Bayern und Defterreich an. 

3. Die Verwaltung des k. baberifchen Jagdrechtes im Fallecker 
Revier wird von Seite des f. bayeriſchen Jagdamtes Berchtesgaden ge- 
ſchehen. Es fteht ver f. baherifchen Regierung zu, das zum Schuge und 
zur Ausübung der Jagd für nöthig erachtete fubalterne Perfonal auf k. k. 
öfterr. Gebiete zu beftelfen. 

Das k. bayeriſche Jagdaufſichts-Perſonale des Fallecker Reviers, 
welches ſeinen Wohnſitz auf k. k. öſterr. Gebiete haben wird, ſoll in allen 
Stüden dem f. bayerifchen Forftauffichtsperfonale im Bezirke ver Saal: 
forften gleichgehalten fein. 

4. Nach ven Beitimmungen des Art. 7. des 2. Abfchnittes ver Con- 
vention jteht die Gerichtsbarkeit in dem obenbezeichneten Jagdrevier auf 
k. k. öjterr. Gebiete ver F. f. öſterr. Regierung auch in Anſehung ber 
Jagdfrevel zu. 

In dem Falle jedoch, wenn das f. bayerifche Jagdperſonal in be— 
jagtem Revier Jagdfrevler betreten follte, welche E. bayerifche Unterthanen 
find, iſt dasſelbe befugt, fie nicht nur anzuhalten, fondern auch nach 
Berchtesgaden zur weitern Verhandlung abzuführen. Werben aber k. k. 
öfterr. Unterthanen oder Unterthanen einer vritten Regierung auf einem 
Jagdfrevel in befagtem Revier von dem k. bayerifchen Jagdperſonale 
betreten, fo kann legteres fie zwar anhalten, ijt jedoch verpflichtet, fie 
unverzüglich der fompetenten FE. f. öfterr. Behörde zu überliefern, welche 
nach ben f. k. öjterr. Strafgefegen mit venfelben verfahren und das k. 
bayerifche Jagdamt von dem erfolgten Erfenntniß benachrichtigen wir. 
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Den k. f. öſterr. Behörben ift zur Pflicht gemacht worden, nicht nur 
dem k. bayerifchen Jagdrechte jeven gefeglichen Schuß angedeihen zu laſſen, 
fondern auch insbefondere die Jagdfrevler zum Erfage des dem FE. baber. 
Aerar zugefügten Schadens anzubalten. 


Den Salzbergbau am Dürrenberge betreffeud. 


Der k. k. öfterr. Regierung wird (laut Art. J. u. 2. des 3. Abſchnitts) 
zum Behufe ihres Halleiner Salzbergbaues am Dürrenberg ein unmittel- 
bar an die Landesgrenze anftoßendes Grubenfelo nach folgender über Tag 
vermarkten Form und Ausdehnung auf dem f. bayeriſchen Landesgebiete 
zugewiefen, in welchem Grubenfelve fie das Bergbaurecht auf Salzſoole 
und Steinfalz für immer, auch gänzlich ftener- und abgabenfrei, jedoch 
unter f. baberifcher Souveränetät betreiben wird. 

Die Vierung dieſes Grubenfelvdes auf k. bayerifchem Gebiete foll 
unmittelbar an die Yandesgrenze und zwar in ver Hauptrichtung bes bis- 
berigen Auffchluffes vom Salzgebirge am Dürrenberge gelegt werven. 

Als Hauptrichtung dieſes Auffchluffes und des künftigen Gruben- 
feldes wird eine Yinie angenommen, welche vom Abgehen des Wolfpietrich- 
Stollſchurfes im Johann-Jakobberge über das Feldort dieſes Berges am 
Faffungspunfte des ftinfenvden Wäfferls zu ziehen tft. 

Die ſüdöſtliche und die norpweftliche Markfcheive der Vierung werben 
von zwei geraden, mit ber Hauptrichtungslinie parallel laufenden Linien 
gebildet, wovon erjtere 400 Salzburgifche Berglachter zu 6 Werkſchuhen 
vom Fuße des Teufenbach-Tagefchurfes, und Iegtere gleichfalls 400 folche 
Lachter vom gegenwärtigen Felvorte des Duder - Verfuchbaues, als ven 
beiden äußerſten Punkten des bisherigen Grubenbaues auf k. bayerifchem 
Gebiete abftehen werben. 

Die erwähnten Anftände find föhlich und rechtwinflich auf die Richt- 
ungslinie der Marfcheide zu meſſen. Die norböftlihe Markſcheide folgt 
der Landesgrenze zwifchen Dejterreich und Bahern. 

Die ſüdweſtliche Markfcheive befteht in einer geraden Linie, welche 
18 Berglachter hinter das oben bemerkte Feldort des Johann-Jakobberges 
in die Kreuzftunde der Hauptrichtung des Grubenfelves gelegt wird, mit 
bin die ſüdöſtliche und nordweſtliche Markſcheide rechtwinklich ſchneidet. 

Das folchergeftalt ausgezeichnete Grubenfeld foll dem Fallen nad 
feine Begrenzung haben, fondern an allen Punkten faiger in die ewige 
Teufe nieverjegen. 

2. Die k. f. öfterreichifche Regierung macht ſich (laut Art. 7 des 3. 
Abfchnittes) verbindlich, allen Schaden zu vergüten, welcher den k. baher. 
Unterthanen durch die Unternehmungen des Salzbergbaues der Saline 
Hallein zugefügt werden könnte, 
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Die k. bayeriſchen Behörben werben ihrerfeits dazu mitwirken, daß 
in folhen Fällen die Abfindung des Beſchädigten auf eine für ae Theile 
gleich billige Weife erfolge. 

Man wird die für frühere Beſchädigungen oder fir bleibende Lajten 
ver Betheiligten von dem Salinenamte Hallein zugeficherten oder alther- 
fömmlichen „Bezahlungen und Yeiftungen gemeinfchaftlich erheben, in ein 
Verzeichniß bringen und diefelben werden auch fernerhin entrichtet oder 
erfüllt werben. | 

3. Nachdem ein Theil des Erwerbes bei vem Grubenbetriebe ber f. k. 
öfterr. Saline Hallein am Dürrenberge gemäß früherer Verträge oder 
durch beſondere Verleihungen an vormals Berchtesgaden’sche, nun F. bayer. 
Unterthanen jener Gegend übergegangen ift, fo werben dieſe Unterthanen 
in ihrem Befite und in dem Genufje der damit verbundenen Vortheile 
auch fernerhin unwiderruflich und nach einem bejonders hierüber beftehen- 
den Uebereinfommen belafjen werben. 

4. Der k. £. öjterreichifche Salzbergbau am Dürrenberge wirb in 
Anſehung feines Bedarfes an Grubenholz für eine Quantität von jährlich 
300 Klaftern (zu 126 bayer. Eubiffuß) in die 8 fogenannten Forſtwald— 
ungen auf baherifchem Gebiete, Namens: Prielwald, Hangendmoos, Haar- 
point, Roſtock, Roßbeithe, Lendlau, Mittereckwald und Eckwald eingeforitet. 
Der desfallſige Holzbezug hat unentgeldlich nach einem beſondern Regulativ 
zu geſchehen. 

5. Innerhalb der auf bayeriſchem Gebiete ausgeſteckten Vierung 
ſteht es der k. f. öfterr. Regierung frei, Steinbrüche, Thon-, Lehm-, 
Sandgruben u. ſ. w. für den Bedarf bei ihrem Salzbergbau und den dazu 
beſtimmten Baulichkeiten anzulegen, inſofern ſie ſich mit dem Eigenthümer 
des Grundes hierwegen abfindet. 

Wenn der Steinbruch, Thon-, Lehm- oder Sandgrube auf einem 
Freigrunde oder dem k. bayheriſchen Aerar zugehörigen Plate angelegt 
wird, fo wird der Grund zu erwähntem Gebrauch unentgelvlich überlafien. 

6. Die k. bayeriſche Regierung behält fich die landesherrliche Ober- 
aufficht über den Hallein’schen Salzbergbau im f. bayer. Gebiete bevor. 

Die Verwaltung und Leitung des f. k. öſterr. Salzbergwerfs am 
Dürrenberge, ohne Unterfchien, ob e8 diesſeits oder jenſeits der Landes— 
grenze betrieben wird, bleibt ausfchliegend ver FE. f. öfterr. Negierung und 
den von ihr hierzu aufgeftellten Behörden überlaffen. 

Wenn von f. f. öjterr. Seite ein Bergbeamter oder Auffeher auf f. 
bayeriſchem Gebiete innerhalb der Vierung des k. f. öfterr. Grubenfelves 
bleibend bejtellt werden wollte, fo wird dies von ver k. baberifchen Seite 
nicht verwehrt werben. 

Ein ſolcher k. f. öfterr. Beamter oder Auffeher tritt dann ganz in 
das Verhältniß gegen vie k. bayeriſche Behörde, welches hinfichtlich ver k. 
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bayeriſchen Forftbeamten und Auffeher in ven Saalforften gegen bie k.k. 
djterr. Behörden durch die Convention beftimmt wurbe. 

T. Das gefammte im Dienfte des k. f. öſterr. Halleiner Salzwerfes 
jtehende Bergperfonal, mit Ynbegriff ver darunter befinplichen k. bayer. 
Unterthanen, ift in allen Dienftangelegenheiten und fo viel vie Discipfin 
im Dienfte betrifft, an die f. k. öjterr. Dienftvorfchriften gebunden, und 
ohne Unterſchied, ob es feine Dienfte im f. f. öfterr., over im k. bayer. 
Gebiete in ver Grube over über Tage verrichtet, dem F. f. öſterr. Salinen- 
amte Hallein untergeorbnet, welchem daher auch das Recht zufteht, Ver— 
legungen ver Dienftpflichten mit Verweiſen, Löhnungsabzügen, Sufpenfion 
und Entlafjung vom Dienfte zu ahnen. 

8. Die ganzen Tagreviere des k. k. öſterr. Grubenfelves, auf f. 
bayeriſchem Gebiete ausmündende Grubengänge, in fo fern und in fo lang 
fie nicht mit dem vom f. k. öfterr. Gebiete aus aufgefchloffenen Halleiner 
Salzbergbau durchſchlägig find, bleiben unmittelbar ver k. bayerifchen 
Jurisdiction und Polizei unterworfen. 

Da übrigens die ganz eigenthümlichen Tocalverhältniffe des Salz- 
bergwerfes am Dürrenberg nicht wohl geftatten, die Yurispiction und 
Polizei im Innern desfelben gleichfall® nach dem Zuge der Landesgrenze 
gegenfeitig abzufcheiven, fo wird die Ausübung der Gerichtsbarkeit und 
Polizei im Innern des erwähnten Salzbergbaues, auch in fo weit er fich 
in das k. bayerifche Gebiet auspehnt, ver f. f. öfterr. Regierung, jedoch 
nur in Anjehung ver kak. öfterr. Untertanen überlaffen. Die f. bayer. 
Unterthanen hingegen und die Unterthanen einer britten Regierung, welche 
fih im Innern des Salzbergbaues eines Vergehens oder Verbrechens 
ſchuldig machen, bleiben ohne Unterſchied, ob dieſes in dem auf f. f. öſterr. 
oder in dem auf k. bayerifchem Gebiete liegenden Theile des Salzbergbaues 
geichehen ift, ver k. bayeriſchen Gerichtsbarkeit unterworfen. 

Doch find die k. f. öfterr. Behörden in jevem folchen Falle berech- 
tigt, den Thatbeftand an Ort und Stelle zu beheben, und wenn Gefahr 
der Entweichung droht, den Angefchuldigten anzuhalten, welcher ſodann 
ohne vorher auf F. f. öfterr. Gebiete in Verwahrung gebracht zu werben, 
dem k. bayeriſchen Landgerichte Berchtesgaden zu überliefern ift. 

Die weitere Unterfuchung und Aburtheilung bleibt der kompetenten 
f. baberifchen Gerichtsbehörde überlaffen. 

Bon dem Erfolge ver Unterfuchung über Vergeben oder Verbrechen, 
welche im Innern des k. k. öſterr. Salzbergbaues am Dürrenberge vor- 
fallen, wird fich gegenfeitig benachrichtigt. 

9. Nachdem in Gemäßheit viefer Beftimmungen die beiverfeitigen 
Gerichte in die Lage kommen können, über Vergehen oder Verbrechen, 
welche in dem Gebiete des andern Theil begangen worben find, zu er- 
fennen, und nachdem die allgemeine Regel, welcher zufolge jträfliche Hand- 
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(ungen nach ven Gefegen des Landes, worin fie geſchehen, beurtheilt werben 
folfen, find in ihrer Anwendung um beswillen mit befonderen Schwierig- 
feiten verbunden, weil fich nicht immer leicht erkennen läßt, zu welchem 
Gebiete der unterirdifche Punkt, auf welchem das Vergehen over Ver— 
brechen begangen wurde, gehört, jo ijt man dahin übereingefommen, aus- 
nahmsweife fetzufegen, daß ohne Rückſicht, in welchem Gebiete fich vie 
fträflihe Handlung ereignet hat, von ben beiberfeitigen Gerichten nur 
nach ven eigenen Gefegen entjchieven werden joll. Doch behalten fich beide 
Allerhöchite Regierungen das Recht bevor, von 5 zu 5 Yahren von biefer 
Ausnahme zurüdzutreten. 


Salz- und Getreide-Tranfit aus Tyrol nad Vorarlberg betreffend. 


1. Die traftatmäßig bebungene Freiheit des Durchzuges von Salz 
und Getreide auf ver durch das k. baherifche Gebiet und Tyrol auf Vor- 
arlberg ziehenden Straße erjtrect fich nicht blos auf F. k. öfterr. Nerarial- 
ſalz und Getreide, fondern wird auch nach Art. 2. des 5. Abfchnittes der 
Convention auf das Salz und Getreide ausgedehnt, welches Eigenthum 
öfterr. Unterthanen ijt. Königl. bayer. Seits wird davon Feine Zollmauth 
oder andere Tranfitabgabe erhoben werben. 

2. Die mit k.k. öſterr. Aerarialſalze oder Getreide beladenen Fuhren 
und eben jo die Fuhren, welche fich unbeladen in vie Niederlagen begeben, 
um k. £. öjterr. Uerarialfalz zu laden, find überdies von Bezahlung aller 
in bie f. bayerifche Staatsfaffe fließenden Brüden- und Wegegelver und 
damit verbundenen Stempelgebühren befreit. 

Sie zahlen nur dasjenige Weg-, Pflafter- oder Brüdengeld, zu deſſen 
Erhebung für eigene Rechnung die an der Straße liegenden k. baber. 
Stabt- oder andern Gemeinden derzeit berechtigt find, und in dem Maafe, 
wie e8 gegenwärtig bejteht. 

Bon den mit öfterr, Privatfalze oder Privatgetraide beladenen Fuh— 
ren wird das allgemein eingeführte Weg-, Brüden- oder Pflaftergelv 
ohne Unterſchied, ob es für Staats- oder Gemeindefaffen erhoben wird, 
bezahlt. 

3. Don dem durch Bayern tranfitirenden Salze over Getreide darf 
unterwegs im f. bayer. Gebiete weder etwas verkauft oder veräußert, noch 
ein Vorrath aufgehäuft werden. Den Fuhren, auf welchen Aerarial- oder 
Privatfalz geladen wird, darf nichts anderes beigeladen werden. Ebenſo 
wenig barf Merarial- oder Privatfalz zufammen geladen werben. Dieſe 
Beſtimmungen wegen ungemifchter Ladung gelten auch von dem durch 
Bayern tranfitirenden Getreide. 

4. Das f. f. öfterr. Aerarialſalz darf blos auf der Straße, welche 
von Nejjelwängle über Hinvelang, Immenſtadt und Simmerberg nach 
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Bregenz führt, und ohne von biefer Straße abzumeichen, durch das k. 
bayerifche Gebiet gebracht werben. Es foll durchaus in Fäffern von glei- 
cher Form und von gleihem befannten Normalgewichts-Inhalte (dermalen 
in Fäffern, welche 5 Gentner Salz netto enthalten) verpadt fein. 

In feinem Jahre dürfen mehr als 30,000 Eentner Yerarialfalz aus 
Tyrol durch das f. bayer. Gebiet nach Vorarlberg verführt werben, 

5. Die Spedition des k. f. öfterr. Uerarialfalzes durch das f. Bayer. 
Gebiet gejchieht auf die bisher gewöhnliche Weife durch fogenannten 
Abftoß und nach bejondern im Art. 5. des 5. Abfchnittes näher bezeich- 
neten Normen. 

In jedem einzelnen Jahre muß das ganze aus Tyrol nah Bayern 
eingeführte Salzquantum und in der nämlichen Zahl von Fäfjern wieber 
ausgeführt jein. 

Die fogenannte Auffüllung der Fäffer darf im k. bayerifchen Gebiete 
nicht vorgenommen werben. Die Reparatur der Fäffer oder die durch 
außerordentliche Zufälle nothwendig werdende Verpadfung des Salzes wird 
dadurch nicht ausgefchloffen. Die legte Salzfaktorei auf k. k. öfterr. Ge- 
biete (vermalen in Nefjelwängle) wird jedem Salzfuhrmanne nebft vem 
gewöhnlichen Frachticheine noch eine befonvere Police über feine Ladung 
suftellen, welche bei der k. bayeriſchen Eintrittsjtation durch die Vergleich- 
ung mit dem Frachtſcheine und durch Unterſuchung der Ladung zu contro- 
(iren und in Empfang zu nehmen ijt. 

Auf gleiche Weife verfieht die lette Salzfaftorei auf f. bayeriſchem 
Gebiete (vermalen in Simmerberg) jeden Salzfuhrmann mit doppelten 
Policen, um eine derfelben nach vorgenommener Controle bei ver f. bayer. 
Austrittsftation als Beleg der vollzoginen Durchfuhr des Salzes zurüd- 
laffen zu können. 

6. Die f. f. öfterr. Behörden werben die k. bayer. Unterthanen nicht 
von der berfömmlichen Theilnahme an vem Frachterwerbe bei vem Trans: 
port des öfterr. Yerarialfalzes ausſchließen, infofern fie fich mit billigem 
Frachtlohne befriedigen laſſen. 

Wenn bei gleichzeitiger Spedition des kgl. bayeriſchen Salzes über 
Immenſtadt nach Lindau Mangel an ven erforderlichen Fuhren entſtehen 
follte, jo haben die beiderfeitigen Behörden auf gleiche Theilung ber 
Transportmittel genau Bedacht zu nehmen. 

7. Für die Ducchfuhr des öfterreichifchen Privatfalzes aus Tyrol 
nach Voralberg werden von ver f. bayerifchen Regierung, nebft ver Haupt- 
ftraffe über Hindelang, Immenſtadt und Simmerberg nach Bregenz, noch 
zwei Nebenftrafjen in das Gericht Mittelberg und in den Bregenzer Wald 
bewilligt; nämlich von Hindelang über Obersborf durch ven Paß Hohen- 
zweig und von Immenſtadt über Stauffen durch ven Paß Ad. 
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Der Transport diefes Salzes hat nur in plombirten Säden von 
befanntem normalen Gewichtsinhalte (dermalen von 150 Pfund der Sad) 
zu gefchehen. Bei demſelben ift weder Abſtoß noch Umladung geftattet, 
und e8 darf in feinem Jahre das Duantum von 10,000 Gentnern über- 
fteigen. 

8. Jeder Fuhrmann mit öfterreichiihem Privatfalze muß fich bei ver 
f. bayer. Eintrittjtation zwifchen Neffelmängle und Hindelang durch ein 
zollamtliches Zeugniß (Pollete) über den Ankauf, dann über Zahl und 
Gewicht der geladenen Säde ausweifen. Er erhält biefür nach gepflogener 
mauthamtlicher Unterfuchung eine Xranfitofreipollete, in dieſer ijt bie 
Richtung jenes Durchzuges, die Austrittjtation und die Zeit, binnen welcher 
der Austritt zu geichehen hat, auszubrüden. 

Die Tranfitofreipollete wird bei der Austrittsftation wieder abgege- 
ben, wo eine wiederholte mauthamtliche Behandlung als Controle ftatt- 
zufinden hat. 

9. Der Tranfit des k. k. öfterreichifchen Getreives durch das k. bayr. 
Gebiet kann fowohl in der Richtung von Tyrol nad Vorarlberg, als auch 
in der Gegenrichtung von Vorarlberg nach Tyrol, doch immer nur auf 
ber Hauptſtraſſe ftattfinden, welche über Hindelang, Immenſtadt nach 
Simmerberg zieht. 

Da die Fuhren, welche folches Getreide geladen haben, nach ven Be- 
jtimmungen des Art. 2 auch vom Wegegelve befreit find, fo müßen fie 
fih bei der Eintrittsftation durch ein Zeugniß der k. k. öſterr. Behörde, 
für welche der Transport gejchieht, über die Eigenfchaft ihrer Yadung als 
k. k. öſterr. Nerarialgut ausweifen. 

Der Tranſit des Privatgetreides aus Vorarlberg nah Tyrol iſt 
gleichfall® auf die obenbemerfte Hauptjtraffe bejchränft; für das Privat- 
getreive hingegen, welches aus Tyrol durch das k. bayerijche Gebiet nach 
Vorarlberg verführt wird, follen neben viefer Hauptjtraffe auch die beiden 
für das Privatjalz bewilligten Nebenftraffen über Obersporf und über 
Stauffen geöffnet fein. 

Der Tranfit des Getreives überhaupt ift in Anfehung auf Qualität 
ganz unbefchränft; er unterliegt aber übrigens den mauthamtlichen Vor— 
jchriften und Förmlichkeiten, gemäß welchen das Getreide nicht in offenen 
Ladungen, fondern nur in plombirten Säden verpadt, und ohne Abſtoß 
oder Umladung durchgeführt werben darf, bei der Eintrittsftation mit 
einer Zranfitofreipollete verjehen wird, welde an ber Austrittsftation 
wieder abzugeben ift, und an beiven Stationen ver Unterfuhung, auch 
falls es für nothwendig befunden werben follte, der Verſchnürungsmani— 
pulation unterzogen werben joll. 

10. Sollten öfterreihifche Unterthanen auf dem baberifchen Gebiete 
mit Salz= oder Getreidefuhren von dem vorgefchriebenen Straffenzuge 
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abweichen, ober bie übrigen Förmlichkeiten verlegen, oder überhaupt vie 
f. bayerifchen Zollgeſetze übertreten, fo haben gegen fie die in ven k. bay. 
Verordnungen beftimmten Strafen mit Einfchluß der Conföveration ftatt. 

Nöthigenfalls werben die öfterreichifchen Behörden auf Anfuchen ver 
baherifchen die Strafen an ihnen vollziehen und fie zu den ſchuldigen 
Erjagleiftungen im Wege der Execution anhalten. Wenn hingegen kgl. 
bayerifche Unterthanen mit üfterreichifchen Salz- oder Getreivefuhren im 
tgl. bayeriſchen Gebiete von ber vorgefchriebenen Straße abweichen, ober 
gegen bie bejtimmten Förmlichfeiten gehandelt, oder eine Zollübertretung 
begangen und dadurch die Eonfiscation des geladenen öfterreichifchen Salzes 
oder Getreides verwirkt, mithin entweder das öfterreichifche Aerar oder 
ein öfterreichifcher Unterthan in Schaven verfegt wird, fo werben vie kgl. 
bayerifchen Behörden ihres Orts ebenfalls durch geeignete Zwangsmittel 
den Erfaß diefes Schadens eintreiben. 





Verſchiedene Tranfitbegünftigungen betreffend. 

1. Um den Verkehr zwifchen Reichenhall und Berchtesgaden auf der 
geraden, eine furze Strede das k. k. öfterreichifche Gebiet durchſchneidenden 
Straße über den fogenannten Hallthurm zu erleichtern, fo wird die dort 
errichtete k. £. djterreichifche Mauthftation aufgehoben, und vie f. k. öfter- 
reichiſche Mauthlinie fo zurückgezogen werben, daß biefe Straße außer 
derjelben bleibt. 

Es wird daher von den, auf der erwähnten Straße durch das k. k. 
öfterreichifche Gebiet tranfitirenden Gegenftänven, fie mögen Aerarial- oder 
Privatgut fein, fein Zoll, Feine Mauth, und feine ähnliche Abgabe bezahlt, 
auch damit feine zollamtlihe Behandlung vorgenommen werben. 

Ebenfo wenig wird dafelbjt ein Weggeld erhoben werben u. ſ. w. 

2. Das kgl. bayerische Aerarialſalz kann von Berchtesgaden durch 
das k. f. Gebiet über den hangenven Stein und Nieveralm an die Salzach 
und dann auf dieſem Fluße nach Bayern gebracht werben. 

Die k. f. öfterreichifche Negierung wird von dieſem durch ihr Gebiet 
ziehenven k. baberifchen Werarialfalze feinen Zoll, feine Mauth und Feine 
vergleihen Abgaben erheben. 

Die mit folchem f. bayerifchen Aerarialfalze belavenen Fuhren find 
fowohl an ver Salzach, als auch, wenn fie von da leer in das k. baheriſche 
Gebiet zurücfehren, von Entrichtung des Weg- und Brüdengelves, oder 
ähnlicher Abgaben, infofern fie von dem f. f. öfterreichifchen Aerar bezogen 
werben, befreit. Inſoweit aber befagte Fuhren, um nach ihrem Eintritte 
in das k. k. öfterreichifche Gebiet an die Salzach zu gelangen, Bicinal- 
ftraffen einfchlagen müffen, wird fich die f. bayerifche Regierung mit befag- 
ten Gemeinden über eine angemefjene Entſchädigung für die Benügung 
biefer Wege verftändigen. 

25 
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3. Zur Aufbewahrung des Salzes am Ufer ver Salzach bis zur 
Verſchiffung ift der k. baverifchen Regierung die Befugniß eingeräumt, 
auf k. k. öfterreichifchem Gebiete ein Magazin zu errichten. 

Der Transport des k. bayeriſchen Salzes aus Berchtesgaden in das 
Magazin an der Salzach oder deſſen Berfchiffung auf dieſem Fluffe bat 
in woblverfchloffenen hölzernen Gefchirren over in plombirten Säden von 
befanntem Normalgewicht zu gejchehen. Es darf nur in unvermifchten 
Ladungen ftattfinden. 

Bon diefem Salze foll auf k. k. öfterreichifchem Gebiete nichts ver- 
fauft, oder auf andere Weife veräußert, auch fein Vorrath von einem 
Yahr auf das andere belajjen werben. 

Hinfichtlich des Tranfits werben alle Bejtimmungen des 5. Abjchnitts 
der Convention über den Tranfit des k. k. Aerarialfalzes von Tyrol nad 
Boralderg analoge Anwendung finden. 

4. Das k. k. dfterreichifche Aerarialſalz der Saline Hallein, welches 
auf der Salzach, dem Inn und der Donau ftromabwärts verjchifft wird, 
foll auf viefen Flüßen für immer von allen Zoll-, Mauth-, Waſſerweggeld-, 
Bodenrecht- und jeder andern Abgabenentrichtung an F. bayeriſche Kaſſen 
fowohl an ver Gränze des k. bayerifchen Gebiets, als bei dem Tranfit 
durch dasſelbe befreit fein. 

Gleiche Befreiung von allen Abgaben an f. k. dfterreichifche Kaffen 
foll das Aerarialſalz für immer genießen, welches die k. bayer. Regierung 
von ihren eigenen Salinen auf ver Salzach und dem Inn verführen läßt. 
Diefe Abgaben = Freiheit erſtreckt fich auf die für die beiverfeitigen Salz- 
transporte bejtimmten Schiffe, wenn fie ganz unbeladen ftromaufwärts 
getrieben werben. 

5. Das f. f. öfterreichifche Salz der Salinen Hallein Tann durch das 
t. bayerifche Gebiet über Berchtesgaden und Hirſchbichl in den Bezirk‘ 
ber k. k. öfterreichifchen Pfleggerichte Lofer, Salfelven, Zell am See und 
Mitterfill verführt werden. Bon dieſem k. f. öſterreichiſchen Aerarialfalze 
wird weder Zoll noh Mauth, noch eine andere verlei Abgaben erhoben 
worden. 

Der Eintritt diefes Salzes auf das bahyerifche Gebiet foll durch ven 
bangenden Stein, oder durch das Ziel gefchehen können. 

Die mit k. k. öfterreichifchen Aerarialfalze beladenen Fuhren entrichten 
bei dem Tranfito durch das bayerische Gebiet das allgemein herkömmliche 
Weggeld. Die ‚von biefem Transport zurücfehrenden ober für ihn be- 
er Fuhren bleiben, wenn fie ganz unbelaven find, vom Weggelve 
efreit. 

6. Die k. f. Bfterreichifche Regierung ift befugt, in Ramſau oder 
Hinterfee ein Salzmagazin zu errichten, um bafelbft ven Abſtoß und bie 
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Umladung ihres durch das kgl. bayerifche Gebiet tranfitirenben Salzes 
vornehmen zu Fönnen. 

7. Der Transport des k. k. öfterreichifchen Aerarialfalzes von Hallein 
durch das f. bayeriſche Gebiet über den Hirſchbichl kann nur in wohlver— 
ſchloſſenen hölzernen Gefchirren over in plombirten Säden von befanntem 
Normalgewichte und nur in unvermifchten Ladungen gefchehen. 

Bon diefem Salze darf auf k. baheriſchem Gebiete nichts verkauft, 
oder auf eine andere Weife veräußert, auch Fein Vorrath dafelbjt aufge: 
häuft werben. 

Für den Tranſit dieſes Salzes gelten übrigens biefelben Bejtim- 
mungen, welche für ven Zranfit des k. k. öſterreichiſchen Nerarialfalzes 
aus Tyrol nach Bregenz getroffen wurden. 

München ven 23. Dftober 1829. 


Königlich Bayerifche Regierung des Iſarkreiſes. 
v. Widder, Präfivent. 
Röſch, Secretär. 


Intellig.-BI. f d. Hlarkreis v. 4. Novbr. 1829, Martens Recueil Supp. ®b. XIII. p. 124. 
Neumann Recueil des traites etc. par l’Autriche Tom. IV. Nr. 430. ©. 290-312. 








40. Gränz-Berichtigungs-Vertrag zwifchen der Krone Bayern und 
dem Königreich Preußen vom 30. März 1338. 


Zur Ausgleihung ver Grenzdifferenzen zwifchen dem kgl. baherifchen 
Yandcommifjariate Kufel in der Pfalz; und dem fol. preußifchen Streife 
St. Wendel iſt zwifchen beiverfeitigen bevollmächtigten Commiffarien, 
f. bayeriſcher Seits dem f. Negierungsaffeffor Bettinger zu Speber und 
f. preußifcher Seit8 dem f. Regierungsrat) Engelmann zu St. Wendel, 
nachitehenver Vertrag gefchloffen und am 30. März 1838 zu Speyer unter: 
fertigt worden. 


I. Niederaſchbacher Bann. 


Der bisher zur Gemeinde Offenbach gehörende Nieverafchbacher 
Bann wird getheilt und hierbei die von den beiden Commiffarien ne 
varietur parapbirte Brader’sche Karte zum Grunde gelegt. 

Die Abtheilungslinie nimmt ihren Anfang an dem Kreuzwege bei 
Punkt a der Karte, zieht von da dem Weg nach bis an die Schafbrüde, 
auf dem Plane mit b bezeichnet, von da ber Aſchbach nach bis an ben 
Offenbacher Privatwald (Rütſch) mit c bezeichnet; von bier Läuft bie 
Grenze zwifchen Sauerberg und Feiftenberg hinauf bis an den Weg unter: 
halb Hartenthals Graben auf den im Plane mit d bezeichneten Punkt und 


von da den Weg zwifchen Langenftein und Geifjengraben nach bis an ven _ 


bayerijchen Staatswald Jungenwald, zu dem Punkte, welcher auf dem 


Plane mit k bezeichnet iſt. 
25* 
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Die Ländereien linfs ver Abtheilungslinie bleiben mit einem Flächen- 
gehalt von 677 Morgen innerhalb ver f. preußifchen Landesgrenze, da— 
gegen werden die Ländereien rechts der Abtheilungslinie mit einem Flächen- 
gehalte von 444 Morgen an die Krone Bayern abgetreten. 

Der Weg von Punkt d bis k bleibt gemeinfchaftlich zwifchen Preußen 
und Bayern, refp. den Gemeinden Offenbach und Hundheim. Die Ge- 
meinde Offenbach einerfeits8 und Hundheim, Nerzweiler und Oberaſchbach 
andererfeits find übereingefommen, bie Weidegerechtigfeit, welche fie bisher 
gemeinſchaftlich auf dem gefammten Nieverafhbacher Banne ausgeübt 
haben, in ver Art abzutheilen, daß die Landesgrenze zugleich die Weide- 
grenze bildet, daß demnach in Zukunft fein Theil die Weidegerechtigfeit 
über die Landesgrenze ausbehne. 


I. Diftrift Kufel. 

Im Diftrift Kufel wird die Landesgrenze beibehalten, wie biefelbe 
in dem Protofolle vom 3. Dezember 1832 fejtgeftellt wurde. 

Es foll demnach die in dem von ven Commiffarien ne varietur para= 
phirten Plane des Geometers Brader angegebene Theilungslinie in ver 
Art angenommen werben, daß ber geraden Linie wegen bie mit ben 
Nummern 60, 61 und 62 bezeichneten Parzellen noch zu Dffenbach ge- 
hören, dagegen ver übrige oberhalb viefer Linie gelegene Theil des Diftrifts 
Kufel der Gemeinde Hundheim und refp. dem kgl. baherifchen Gebiete 
angehören foll. 

Dagegen foll alle Weidegerechtigfeit auf den refp. auswärtigen Ge- 
bieten aufhören. 

An dem oberhalb des auf Bayerns Zeite fallenden Diftrifts befind- 
lihen Mühlwehr und Mühlenteih (Mühlgraben), fo wie fie gegenwärtig 
beftehen, und ver Teich zur Mühle nach Offenbach hinzieht, darf von 
Seiten der Gemeinde Hundheim feine Aenderung vorgenommen und über- 
haupt der Müller in feinen ihm zuftehenden Rechten nicht geftört werben. 
Auch follen die Nechte des Müllers hinfichtlich ver Aufhebung des Mühl— 
grabens und der Erbauung und Reparatur des Wehres, fo wie er fie 
gegenwärtig bejigen mag, durch diefe Grenzbeftimmung in Nichts geändert 
werben. 

II. Die Ollſchieder Hube. 

Die Ollſchieder Hube zwifchen den Gemeinden Nieveralben und 
Eſchenau wird getheilt und hierbei die von den Commiffarien ne varietur 
paraphirte Karte des Geometers Brader zur Grundlage genommen. 

Die Fünftige Abtheilungslinie ift auf vem Plane mit ven Nummern 


1 — 52 incl, ferner mit ven literis a, b, c, d und e, enblich mit ven 
Nummern 64— 85 incl. bezeichnet. 
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Hiernach fallen in das f. preufifche Gebiet: 
a) der im Banne von Nieveralben inclavirte Gemeindewald von St. 
Julian, die Mückendölle genannt ; 
b) vie Hubenbiftrifte A, B und F auf ver Glan; 
c) die der Gemeinde St. Julian gehörende Waldparzelle an dem Hir- 
telbadh. 
In das k. bayeriſche Gebiet fallen: 
a) der in der Gemarfung von Eſchenau und St. Yulian inclavirte Ge- 
meinbewald von Nieveralben (Altvatersrech genannt); 
b) die Hubenpiftrifte C, D und E; 
c) die Nieveralber Hube ober der Bitfchenmühle, zwifchen ven Gemarf- 
ungen von St. Julian und Efchenau, im Plane mit Nr. 4 bezeichnet. 
Die Wege follen, in jo weit fie die Yandesgrenze bilden, in Zukunft 
gemeinjchaftlich fein. 
IV. Differenzen zwifchen den Gemeinden Erzmweiler und Rathsweiler. 
Die zwifchen ven Gemeinden Erzweiler und Rathsweiler beſtehende 
Differenz wegen der Banngrenze iſt fo unerheblich, daß biefelbe fich auf 
feiner Karte angebeutet befinet. 
Es ſoll daher bei ver Fünftigen Grenzbegehung und Abfteinung bier 
die Grenze fo feitgefegt werben, wie folhe auf dem Bracker'ſchen Situa- 
tionsplane angegeben ift. 


V. Grenz-Differenzen zwifchen den Gemeinden Erzweiler und 
Oberalben. 

Das ftreitige Objekt ift auf dem Plane des Geometerd Brader, 
welcher hier zum Grunde gelegt ne varietur paraphirt wurde, mit ven 
literis a, b, e bezeichnet. Die Grenze foll bier fo beibehalten werben, 
wie viefelbe in dem Protofolle vom 31. Dezember 1832 beftimmt wurde, 

Es wird demnach die Linie a und b hier vie Fünftige Landesgrenze 
bilden, wonach das ftreitige Objekt in das k. bayeriſche Gebiet fällt. 


VI Der Här- und Södelswald. 

Zwifchen den Gemeinden Baumholvder und Dannweiler - Frohnbach 
wird die Landesgrenze bei dem Här- und Södelswald fo feftgefegt, wie 
folche nach dem hier zu Grunde gelegten, von den Commiſſarien ne varietur 
paraphirten Plane des Geometerd Brader in den Nummern 1-- 23 incl, 
bezeichnet ift. Hiernach fällt der Härwald in das k. preußifche und ber 
Sövelswald in das k. bayerifche Gebiet. 

VI. Der Eulerwalb. 
Der Eulerwald wird, wie folches in dem Protofolle vom 3. Dezbr. 


1832 bereits bejtimmt worden, an die Krone Preußen abgetreten. Hier- 
nach zieht die künftige Landesgrenze unterhalb des Eulerwaldes an ver 
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auf a, b, c, d, e, f bezeichneten Linie des Bracker'ſchen Planes hin, ver 
bier zum Grunde gelegt und von den Commifjarien ne varietur para- 
phirt wurde, 
VII. Diftrift Hahn. 

Der Walppiftrift Hahn zwifchen Ruthweiler und Körborn foll nach 
der Beftimmung des Protofolles vom 31. Dezember 1832 in das Fal. 
preufßifche Gebiet fallen. Hiernach wird die Fünftige Yandesgrenze fo feft- 
gefett, wie foldhe auf dem hier zu Grunde gelegten, von den Commifjarien 
ne varietur paraphirten Plane des Geometers Brader mit blauer Farbe 
angegeben ift. 

IX. Die Heibweiler Hube. 

Die Heibweiler Hube wird getheilt und hierbei ver von den Com— 
miffarien ne varietur paraphirte Plan des Geometers Brader zu Grunde 
gelegt. 

Die fünftige Landesgrenze beginnt an dem mit Nr. 1 bezeichneten 
Punkte, läuft von da am der mit 1, 2, 3, 4 bezeichneten Linie zwifchen 
den Huben-Diftriften I, II, IH und der Dievelfopfer Gemarkung bin bis 
zu dem Punkte a, von da dem mit a, b, c, d, e, k, g, h, i, k, I, m, n, 
0, P q, r, s bezeichneten Weg nach bis zur Banngrenze von Pfeffelbach 
und von bier aus diefer Banngrenze nach bis zu dem Punkte z, wo ſich 
derfelbe der unbeftrittenen Landesgrenze anfchlieft. 

Der Scheiveweg von a bis s foll in Zufunft gemeinfchaftlich fein. 


X. Der Nodenborner Hof. 
Der Nodenborner Hof mit einem Flächengehalte von 39 Hectares 
41 Acres wird an die Krone Preußen abgetreten. 
Die fünftige Yandesgrenze wird demnach feitgefekt, wie dieſelbe nach 
dem bier zu Grunde gelegten, von den Commifjarien ne varietur para- 
pbirten Plane mit ven literis a, b, c, d, e angegeben ift. 


XI. Differenz wegen eines halben Morgen Wieſe im Klingelwalve. 
Diefe umerhebliche Differenz foll nach der Beftimmung des Proto- 
folls vom 31. Dezember 1832 bei ver fünftigen Örenzbegehung und Ab: 
fteinung in der Art abgeglichen werden, wie es die unbeftrittene a 
ber Gemeinden Leitersweiler und Hof mit fich bringt. 


XII. Abgleichung. 


Nachdem vermittelft obiger wechfelfeitiger Gebietsabtretungen eine 
vollftändige Ausgleichung nicht zu erzielen war, fo wird Bahern als Ent- 
ſchädigung für die ihm zugefalfenen werthvolleren Objecte eine Summe 
von Vierhunvert Gulden an die Krone Preußen bezahlen, womit eine 
vollſtändige Gleichſtellung hergeſtellt ift. 
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Die hiernach vereinbarte Grenzlinie ſoll demnächſt auf gemeinfchaft- 
liche Koften abgefteint werben und die Landeshoheitsgrenze auch die Steuer- 
grenze bilden. 

Nachdem Seine Königliche Majeftät, des unterzeichneten Staats- 
minifteriums allergnäbigfter Herr, den vorerwähitten Vertrag in allen 

„feinen Theilen zu genehmigen geruht haben, fo wird biefes hiermit auf 
eine verbindliche Weiſe erklärt, mit vem Vorbehalte, daß gegenwärtige 
Erklärung gegen eine gleichlautende, von Seite der königlich preußifchen 
Regierung zu erlaffende, ausgewechjelt werbe, wonach vie öffentliche Be— 
fanntmachung in den beiberfeitigen Staaten auf vie gewöhnliche Weife 
verfügt, auch auf dem beiverfeitigen Vollzuge durch die Behörden mit 
Nachdruck gehalten werben foll. 


Gefchehen München den 26. Mai 1838. 


‘ Königlich Bayeriſches Stantsminifterinm des Königlichen Hauſes 
und des Aeußern. 
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41. Uebereinfunft über den Austaufch des zur Erbauung des 
Brückenkopfes bei Germeröheim erforderlichen Terraind vom 
24. April 1840. 


$. 1. Baden überläßt an Bayern die Pandeshoheit über ven nach dem 
angenommenen Befejtigungsplane zur Errichtung des Vorwerfes Nr. IX. 
und des Brüdenfopfes in Verbindung mit der Fejtung Germersheim fowie 
für ven Feſtungs-Rayon auf der rechten Aheinfeite an Grund und Boden 
erforderlichen Flächenraum nach dem nachjtehenvden Plane, nach welchem 
der Ort Rheinsheim ſelbſt von der Rayons-Linie ausgefchloffen bleibt. 
Der vesfalljige Bedarf an Terrain foll durch gemeinfchaftliches Einver- 
ſtändniß definitiv feitgefegt werben. 

8. 2. Bayern überläßt dagegen an Baben die Yandeshoheit über ven 
in Folge ver Rheinreftification ihm zuftehenden Keticher Durchſtich, ver 
Koller genannt. 

8. 3. Die Abtretung gedachter Territorien findet in der Weife ftatt, 
daß zugleich auch die Hoheit über das daran gränzende ver Uferlänge ent- 
ſprechende Gebiet des Rheinftromes, fo weit fie dem abtretenden Staate 
zuftand, an den andern Staat übergeht. Es follen jedoch hier durch die 
zwifchen beiden Staaten beſtehenden Verträge über Nheinreftification und 
Uferbauten ꝛc. keinerlei Veränderung erleiden. 

Auch verfteht es fich von felbjt, daß es bei den Beſtimmungen ber 
Rheinfchifffahrts- Convention vom 31. März 1831 verbleibt, wobei fich 
die beiden Regierungen gegenfeitig verbindlich machen, auf ihren hierdurch 
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zu erwerbenden Gebietstheilen weder Gewerbs- noch Handels-Etabliffements 
zuzulaffen, noch Häfen over Yandungspläge für Handelszwecke zu errichten. 

8, 4, Die Entſchädigung für denjenigen Grund und Boden, welchen 
Bahern auf dem vermöge $. 1 dieſes Vertrages erworbenen Gebiete als 
unmittelbares Feſtungs-Eigenthum bebarf, foll nach den Beitimmungen 
des badifchen Expropriations-Geſetzes geleiftet werben. 

8. 5. Die nah $. 1 und 2 abzutretenden Hoheitsgebiete werben 
von dem Gemeinde» und Gemarfungs-Verbande [osgetrennt, in dem fie bis 
dahin zu dem abtretenven Staate gejtanden haben. 

$. 6. Die gegenwärtige Uebereinfunft tritt erft mit Faffung des 
Bundes-Befchluffes, durch den für den wirklichen unverzüglichen Bau ver . 
Bundesfeitung Raſtadt genügende Vorſorge getroffen ift, in Kraft, und 
fie hört Schon von Nechtswegen auf, wenn ein folcher Bundes-Beſchluß 
binnen vier Jahren nicht erfolgt. Nach Erlaffung dieſes Bundesbeſchlußes 
foll alsbald zur Ernennung beiverfeitiger Commiffärien für die nähere 
Ermittlung und Aufnahme der gegenfeitigen, hierdurch ftipulivten Gebiets- 
abtretungen gefchritten werben. 

$. 7. Der gegenwärtige Vertrag foll unverzüglich ven beiden Re— 
gierungen zur Ratification vorgelegt und die Katificationsurfunden jollen 
binnen vier Wochen, vom heutigen Tage an gerechnet, oder — wenn es 
fein fann — noch früher ausgewechjelt werben. 

Zur Urkunde deſſen ift die gegenwärtige Lebereinfunft in zwei gleich- 
lautenden Unterfchriften ausgefertigt und jeder der beiden Regierungen 
eine derſelben mit der Unterfchrift des gegenfeitigen Bevollmächtigten und 
veffen Siegel verfehen, zugeftellt werben. 


Carlsruhe den 24. April 1840. 
Amtsblatt für die Pfalz 1851. S. 433. 


42. Erwerbung einiger badiſchen und preußifchen Gebietätheile. 


Marimilian IL, 
von Gottes Gnaden König von Bayern ıc. ıc. 

Dur den Staatsvertrag der Krone Bayern mit dem Königreiche 
Preußen vom 30. März 1838, bezüglich der Berichtigung der Landes— 
gränze zwifchen der Pfalz und dem Föniglich preußifchen Kreiſe St. Wenpel, 
dann durch die Staatsverträge der Krone Bayern mit dem Großherzog- 
thum Baden: 

a) vom 24. April 1817, 14. Novbr. 1825 und 27. Mai 1832 

über die Rectification des Rheinlaufes; 

b) vom 24. April 1840 die Erwerbung des für die Erbauung des 

Brüdenfopfes bei Germersheim erforderlichen Gebietes betreffenp, 
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find mehrere vormals Königlich Preußiſche und Großherzoglich Badiſche 
Gebietstheile unter Unfere Königliche Landeshoheit gefallen. 

Wir finden Uns hierdurch bewogen, fowohl die genannten Verträge, 
al8 auch die Bezeichnung und Befchreibung ver Unferem Königreiche neu 
erworbenen Gebietstheile und bie Zutheilung verfelben an die betreffenden 
Berwaltungs- und Gerichtsbezirfe durch das Amtsblatt der Pfalz zur all- 
gemeinen Kenntniß bringen zu laffen. 

Hohenſchwangau ven 20. Juli 1851. 


Anlage. 
In Folge vorftehender Verträge find die nachftehend bezeichneten 
Gebietstheile an die Krone Bayern übergegangen: 


I. Durch den Grängberichtigungs-Vertrag vom 26. Mei 1838, 

Die in dieſem Vertrage felbjt näher bejchriebenen Gebietstheile, 
welche ven vafelbjt genannten Gemeinden — Frievensgerichtsbezirken Kufel 
und Lautereden, Königlichen Landkommiſſariate Kufel, Gerichtsbezirf Kai- 
ferslautern zugetheilt find. ’ 

II. Durch die Hebereinfunft vom 24. April 1817 
find an die Königlich Bayeriſche Yandeshoheit übergegangen: 

a) der durch den Knielinger-Rheindurchjtich gebildete Abfchnitt, ent- 
baltend die Inſel Ritterhef und zwei Fleine Inſeln in dem gleichfalls 
an die Krone Bayern übergegangenen Altrhein. 

Diefer Guts-Compfler ift begränzt auf der Seite gegen Baben durch 
ben neuen Rhein und die Gemarfungen ver badiſchen Gemeinden Knie— 
lingen und Eggenftein, baberifcher Seit durch den Altrhein und bie 
bayeriſche Gemeinte Wörth und enthält einen Flächenraum von 903 Mor: 
gen Waldungen, Wiefen und Aderlanv. 

Derfelbe ift der Gemeinde Wörth, Königlichen Landcommiſſariats 
Germersheim, Friedensgerichts Kandel, letzteres zugleich Rheinzollgericht, 
zugetheilt. 

b) Die durch den Darlander Rheindurchjtich gebildete Inſel Nauas 
mit einem WFlächeninhalt von 60 Morgen Waldland und 17 Morgen 
Kiesbantf. 

Diefe Inſel gränzt gegen Often an ven Rheindurchſchnitt refp. an 
die badifche Gemeinde Darlanden und gegen Süden, Weften und Norben 
an den Altrhein, ver auf feiner linfen Seite an dem Königl. Bayeriſchen 
Staatseigenthume Goldgrund vorbeifließt. 

Die Inſel ift ver Gemeinde Pforz, Königlichen Landcommiſſariats 
Germersheim und Frievensgerichts, zugleich Rheinzollgericht Kandel, zu- 
getheilt. 
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III. Durch die Mheinreftifications-Verträge vom 14. Novbr. 1825 
und 27. Mai 1832. 

1. Die durch ven Linfenheimer Rheindurchftich gebildete Rheininſel 
Haffelgrund mit dem dazu gehörigen Altwaffer. 

Die Rheininfel enthält 57'/, Morgen (neu badifchen Maafes) Yanp, 
ber Gemeinde Sinfenheim gehörig, und ift mit Fafchinenholz beſteckt. Die- 
jelbe liegt gegen Norden, Wejten und Süden an dem durch ven Yinfen- 
heimer Durchftich bervorgebrachten Altrhein, gegen Dften an dem Yinfen- 
heimer Durchftich und ift ungefähr ',, Stunde von dem Dorfe Linfenheim 
entfernt. 

Sie gränzt einerfeit8 an ven Altrhein, anderſeits an ven Linfen- 
heimer Durchftich. 

Die ganze Rheininfel bilvet ein zufammenhängendes Ganze und ift 
durch feine Rinne durchfchnitten. Sie ift der Gemeinde Leimersheim, 
Königlichen Landfommiffariats und Friedensgerichts Germersheim zuge: 
theilt, welches legtere zugleich Rheinzollgericht ift. 

2. Die durch ven Nheinsheimer Rheindurchſtich Nro. 1 gebilvete 
Inſel Grünwald, mit einem FFlächengehalte von 663 bad. Morgen (238 
Hectares 86 Acres) in Waldungen und Wiefen beftehend, fowie das an- 
gränzende Altwafler. 

Die Inſel liegt rheinabwärts eine PViertelftunde von. Rheinsheim 
und eine Biertelftunde von Germersheim, dann rheinaufwärts eine halbe 
Stunde von Mechtersheim und eine Viertelftunde von Yingenfeld entfernt. 
Sie ift gegen Often vom neuen Rhein, gegen Weften vom Altrhein, vefp. 
dem Eigenthum der kgl. bayerifchen Gemeinde Liegenfeld, gegen Norden 
vom Altrhein, refp. dem Eigenthume des fünigl. bayeriſchen Aerars und 
gegen Süden von dem Altrhein, rejp. dem Eigenthume ver Gemeinve 
Germersheim begränzt, und iſt der Gemeinde Germersheim, kgl. Landkom— 
mifjariats und Friedensgerichts Germersheim zugetheilt, welch letzteres 
zugleich auch als Nheinzolfgericht erfennt. 

3. Die durch den Rheinsheimer Rheindurchſtich Nro. II gebilvete 
Inſel Unterftelffopf, mit einem Flächengehalte von 60 badiſchen Morgen 
(21 Hectares 62 Acres) in Waldungen und Wiefenland bejtehend, nebſt 
dem angränzenden Altwaſſer. 

Die Inſel liegt eine Viertelftunde von Mechterspeim, eine halbe 
Stunde von Philippsburg und eine Viertelftunde von Rheinsheim entfernt. 

Gegen Dften gränzt diefelbe an ven vollen Rhein, gegen Weiten an 
ben Altrhein, rejp. an die fönigl. bayeriſchen Staatswaldungen, gegen 
Norden ebenfalls an den Altrhein und die königl. baberifchen Staats- 
waldungen und gegen Süden an ven alten und neuen Rhein, reſp. Lin- 
genfelver Gemeindewald. 
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Die Inſel ift der Gemeinde Mechtersheim, Fönigl. Landlommiffariate 
und Friedensgerichte Speyer, letzteres zugleich Rheinzollgericht, zugetheilt. 

4. Die durch den Rheinhauſer Rheindurchſtich gebildete Inſel nebft 
den Alluvionen in dem dazu gehörigen Altwaffer, die Diftrifte Floßgrün 
Nro. 1, 2 und 3, großer Saufopf u. ſ. w. enthaltend, mit einem Flächen- 
inhalte von 1198 bad. Morgen, in Aderland, Wiefen und Waldungen 
beſtehend. | 

Diefer Gntsfompler liegt auf ver linfen Uferfeite des neugebilveten 
Rheinhaufer Durchftiches, auf deſſen rechtem Ufer die Gemarfungen ver 
großherzoglich badischen Gemeinden Oberhaufen und Rheinhaufen fich be- 
finden und ift im Uebrigen von dem Altwafjer umgeben, welches an ber 
Inſel Au, zunächſt dem Diftrifte Horn, mit dem Neurhein fich verbindet. 

Die Ländereien find ver Gemeinde Mechtersheim, königlichen Land— 
fommiffariats und Friedensgerichts Speyer, legteres zugleich ARheinzollge- 
‚richt, zugetheilt. 

IV. Durch die Uebereinfunft vom 24. April 1840. 

a) Der in den Rayon des auf dem rechten Rheinufer zu erbauenven 
Germersheimer Briücenfopfes jammt Vorwerken fallende Theil des bad. 
Gebietes mit einem Flächenraum von 747 bad. Morgen, oder 26,892 
Acres, von welcher 282 Morgen von ver Gemarkung der Gemeinde Hütten- 
beim und 465 Morgen von der Gemeinde Rheinsheim losgetrennt wurben. 

b) Die ungetheilte Hoheit über das der nunmehrigen baherifchen 
Hoheitsgränze auf der rechten Nheinfeite bei Germersheim entfprechende 
Gebiet des Rheinjtromes, mit einer Fläche von 310 badifchen Morgen 
11,160 Acres bei 1555 Ruthen oder 4665 Meter Stromlänge und 80 
Ruthen oder 240 Meter Normalftrombreite. 

Nah den obigen Nheinreftificationg = Verträgen follte vie Germers- 
heimer Inſel mit dem angränzenden Altwafjer an großherzoglich badiſche 
Landeshoheit übergehen, in Folge des Vertrags vom 24. April 1840 ift 
aber nicht übergegangen, fondern unter föniglich bayerifcher Landeshoheit 
verblieben. 

c) Der in den Feſtungs-Rayon fallende 210 Morgen oder 7560 
Acres umfafjende Theil ver Germersheimer Inſel, und 

d) ver ebenfalls in ven Feſtungs Rayon fallende Theil des Hutten- 
heimer Altrheins, mit einem Flächenraume von 94 Morgen oder 3,384 
Acres. 

In gleicher Weife follte in Folge der Nheinreftifications - Verträge 
bie durch den Ketfcher Rheindurchſtich gebildete Inſel Koller nebjt dem 
fie umgebenden Altwafjer an vie fgl. baverifche Landeshoheit übergeben, 
in Folge des Vertrags vom 24. April 1840 blieb aber die Inſel unter 
großherzoglich badifcher Hoheit und nur das dieſelbe umgebende Altwafler, 
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mit einem Flächenraum von 816 Morgen oder 293,84 Acres ging an 
vie königlich bayeriſche Landeshoheit über. 

Die in den Feitungs-Rayon von Germersheim gefallenen, von Baben 
erworbenen Gebietstheile wurden der Gemeinde Germersheim, Föniglichen 
Landkommiſſariats und Friedensgerichts, Germersheim, Legteres zugleich 
Rheinzolfgericht, zugetheilt. 

Das Altwaffer des Ketſcher Durchſtichs (die Koller Inſel) wurde 
der Gemeinde Otterſtadt, Fönigl. Yandfommiffariats und Friedensgerichts 
Speer, letzteres zugleich Rheinzollgericht, zugetheilt. 

Amtsblatt für die Pfalz. 1851. S. 434 —436. 


43. Convention über die Gebietd-Ausgleichung zwilchen ber Krone 
Bayern und den fürftlihen Häufern Neuß, jüngerer Linie. 


Um vie zwifchen ver Krone Bayern und dem fürftlichen Gefammt- 
hauſe Reuß, jüngerer Yinie, dann dem fürftlichen Haufe Reuß-Lobenſtein 
und Ebersdorf erwachfenen Irrungen und Anfprüche über Gebietsgränzen, 
Lehenherrlichkeit, Dominicalgefälle, Waldfervituten und Parochialverhält- 
niffe auf dem Wege ver billigen Ausgleichung und gütlichen Vereinigung 
freundnachbarlich zu erledigen und zugleich eine möglichjt volljtändige Puri- 
fication der beiverfeitigen Territorien rücdfichtlih der noch obwaltenven 
Vermiſchung von Yehenleuten und grunpherrlichen Rechten zu bewirken, 
find Commiffarien ernannt worden, und zwar: 

Don Seiner Majeftät dem Könige von Bayern: 

der Präfident der Regierung vom Oberfränfifchen Kreife, Frei— 
herr Ferdinand von Andrian-Werburg, Commandeur des Ordens 
vom heiligen Michael und Nitter des Civilverbienftordens ver 
baperifchen Krone, zu Bayreuth; 

von Ihren hochfürftl. Durchlauchten, ven Fürften Neuß zu Schleiz 
und zu Yobenftein und Ebersdorf als fouveränen Glievern des fürftlichen 
Gefammthaufes Neuß, Züngerer Linie: 

ber Regierungs- und Confiftorialrath Heinrich Gottlieb Reichard,- 
Doktor der Rechte zu Gera; 

von Seiner hochfürftlichen Durchlaucht, dem Fürjten Neuß zu Loben— 

jtein und Ebersdorf insbeſondere: 
der Oberforftmeifter Freiherr Ernft Friedrich Anton Carl von 
Imhoff, Inhaber des Verdienſtkreuzes des herzoglich Sachfen- 
Erneſtiniſchen Hausordens zu Ebersdorf; 

welche nach gepflogenen Verhandlungen folgende Vereinbarung bis auf 

Allerhöchſte und Höchſte Ratification verabredet und abgeſchloſſen haben. 
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Anerfennung des Königlich Bayerifchen Befitftandes an der 
beiderjeitigen Landesgränze. 


Art. 1. Das fürftlihe Haus Reuß-Lobenſtein und Ebersborf erfennt 
den gegenwärtigen Befigitand ver Strone Bayern auf allen Punften feiner 
Landesgränze gegen den Oberfränfifchen Kreis des Königreichs Bayern 
als rechtsgültig an, und leiftet deßhalb für immer ausdrücklichen Verzicht 
auf alle Anfprüche, welche für das Fürſtenthum Lobenftein und Ebersporf 
in älterer und neuerer Zeit, beſonders hinfichtlich der Gränze in und bei 
dem Dorfe Mövlareuth, bei der Stadt Hirfchberg auf dem linfen Ufer 
der Saale, ferner bei dem Weiler Eichenftein gegen die vormaligen Yan- 
besfürften des Markgrafenthums Bayreuth und nachher gegen vie fönigl. 
bayerifche Regierung, zur Sprache gebracht worven find. 


Beftimmung der Gränze bei dem Dorfe Möplareuth und in 
deſſen Nachbarſchaft. 


In Folge der vorſtehenden Feſtſetzung wird für die Gränze bei dem 
Dorfe Mödlareuth und in deſſen Nachbarſchaft wechſelſeitig ſtipulirt und 
anerfannt: 

1. Die Landesgränze geht von dem Punkte aus, wo der Töpenbach in 
die Saale ausmündet, erjt an dieſem Bache gegen Nord - DOjften auf- 
wärts, dann im derſelben Richtung längs des Tannenbachs, von ba 
an, wo berfelbe fich in ven Töpenbach ergieht, ferner oberhalb ver 
TZannenbrüde am Möpdlareuther Bache aufwärts bis an den Punkt 
im Dorfe Möplareuth, wo diefer Bach von dem aus dem baherifchen 
Dorfe Münchenreuth weſtlich dahin führenden Fahrwege berührt 
wird, und fie folgt dann der Mitte des nun gedachten Fahrweges 
vom bemerften Punkte ab in der ganzen Länge öjtlich bis zum An— 
fange der Miünchenreuther Flur, fo daß die ganze Landſtrecke, welche 
füplich dieſes Fahrweges und an der linfen Seite ver befagten 
Bäche liegt, dem kgl. bayerifchen Gebiete verbleibt, während der auf 
der andern Seite der gedachten Bäche und der auf der Norbfeite des 
Weges nach Münchenreuth liegende Theil des Dorfes Möplareuth, 
ferner die nördlich desſelben Weges befindlichen Möplareuther Flur- 
jtredfen und die damit verbundenen fürftlich Neußifchen Kammerguts- 
hölzer dem Gebiete des Fürftenthums Lobenftein und Ebersdorf nach 
wie bor zugerechnet werben. 


2. In derjenigen Gränzlinie, welche von dem öftlihen Gränzpunfte der 
Möplareuther Flur auf vem Fahrwege von Möplareuth nah München: 
reuth ab gegen Norden bis zur kgl. ſächſiſchen Gränze beim Keſſel— 
bache läuft, foll nivgend etwas geändert fein, ſondern ber bisherige 
Beſitzſtand wechjelfeitig aufrecht erhalten werben. 
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Nach ver hier unter Nr. 1 beftimmten Gränze find auch die auf ver 
(infen Seite des Tannenbaches liegenden Flurparzellen des Neufifchen 
Dorfes Venzka dem kgl. bayeriſchen Gebiete zugewiefen, wobei bie fol. 
bayeriſche Regierung fich vorbehält, wegen ver Gerichtsbarkeit über dieſe 
Flurtheile in Gemäßheit ver beſtehenden verfaffungsmäßigen Gefete bie 
nöthige Anordnung zu treffen. 


Verhältniß der unter Königlich Bayeriſcher Staatshoheit befindlichen 
Theile des fürftlih Reußiſchen Kammerguts Mödlareuth. 

Art. 3. Die f. bayr. Regierung willigt ein, daß die dem Königreiche 
zugewiefenen Theile des fürjtlich Neußifchen Kammergutes Mödlareuth als 
ein von jevem Lehenverbande gegen vie Krone befreites Allodial-Eigenthum 
angejehen werben follen, und daß deshalb weder die Befolgung von Yehens- 
obliegenheiten von ber Regierung des Oberfränfifchen Kreiſes, noch eine 
andere aus dem Titel der Lehen- oder Grundbarkeit fließende Berechtigung 
gegen das fürftl. Haus Reuß-Lobenſtein und Ebersporf jemals in Anſpruch 
genommen werben bürfe. 

Dagegen foll die Ausübung der Eivil- und Criminal: Rechtspflege 
über die auf der linken Seite des Möplareuther Baches und ſüdlich des 
Fahrweges von Möplareuty nach Miünchenreuth gelegenen Theile ber 
Mödlareuther Flurmarfung der Krone Bayern zuftehen. 


Gränze bei der Stadt Hirfchberg. 

Art. 4. Bei der Stadt Hirfchberg ift die Saale als Gränze gegen- 
feitig anerfannt, fo daß die am linfen Ufer viejes Flußes erbaute foge- 
nannte Kuhmühle und die auf verfelben Seite gelegenen Theile ver 
Hirſchberger Stabtflur mit allen Hoheitsrechten, insbejondere mit ver 
Civil- und Criminalgerichtsbarkfeit dem Königreiche Bayern zufallen. 

Hierdurch wird jedoch im der bisherigen Lehen- und Zinsbarfeit ver 
hier bezeichneten Grundſtücke gegen ven Stadtrath zu Hirfchberg nichts abge— 
ändert. Auch wird dem gedachten Stadtrath wegen der Beichränfungen, 
welche die von demſelben bisher behauptete Gerichtsbarfeit in Folge ver 
gegenwärtigen Stipulation zu erleiden haben follte, von Seite der k. bayr. 
Regierung Entfchädigung zugefichert, infofern derfelbe nach der VBerfaffung 
des SKönigreiches und mit Berücfichtigung der Strittigfeit ver in Frage 
fonımenden Yurispictionsrechte darauf wird Anfpruch machen fünnen. 

Vorbehalt wegen der Fijcherei-Gerechtfame im Saalfluße. 

Art. 5. Durch die in vorjtehendem Artifel enthaltene Gränzbeftim- 
mung wird an ber Fifcherei im Saalfluße, fo weit folche von den bis- 
berigen Theilhabern rechtlich ausgeübt worden ift, nichts geändert. 

Gränze bei dem Weiler Eichenftein. 


Art. 6. Zum k. baberifchen Gebiete gehört auch ver dem Reußiſchen 
Dorfe DBlanfenftein gegenüber auf dem linken Ufer ver Saale und am 
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rechten Ufer der in biefelbe dort einmündenden Selbit gelegene Weiler, 
"ber vordere und hintere Eichenſtein,“ fo wie das an dem Ietterwähnten 
Flüßchen gelegene Sölvdengut "ber untere Wolfftein« genannt, indem bie 
Selbig von dem Punkte an, wo fie die Thüringifche Mofchwig aufge: 
nommen bat, zwijchen ben beiverfeitigen Territorien als Gränze be- 
trachtet wird. 

Verzichtleiftung des fürſtlicheu Gefammthaufes Neuß, Jüngere 
Linie, auf die Lehenherrlichfeit über 3O in Oberfranfen gelegene 
Nitterlehen. 

Art. 7. Das fürftliche Gefammthaus Neuß, Jüngere Linie, ent- 
fagt zu Gunffen ver Krone Bayern feinen Anfprüchen auf das Lehen- 
Dbereigenthum über die nachbenannten, in den wechjelfeitig ausgetaufchten 
Ueberfichten näher bezeichneten, im vormals Brandenburg-Bayreuth’fchen 
Gebiete gelegenen Ritterlehen. 

1. Habermannsgrün; die Genfiten zu Berg und an andern Orten, Hohen- 
borf, Tiefendorf obern Theils, Tiefendorf untern Theils; Töpen von 
Feiligfhen Anteils; Töpen von Beulwigfchen Antheils, Töpen 
Zebwiger obern Antheils; Töpen Zebwiger untern Antheils; Iſſigau, 
die Genfiten zu Iſſigau, Marrgrün und Griesbach, Rudolphftein, 
Dber- und Unter-Sahfen Vorwerk; die Genfiten zu Gottsmanns— 
grün, Trogen, die Unterthanen zu Bug, Lamnig und Tiefengrün, 
Bruck und Joditz, Münchenreuth, Kohlbühl, Feilitih, Moos, ſämmt— 
lih in der Eigenjchaft von Mannlehen ; 

2. Schnardenreuth, Rothleiten oder Neivhof, die Weißſchen Eenfiten 
zu Berg, die Cottenauer Genfiten daſelbſt, Kemlas, Zebwig und 
Schollenreuth, Joditz, die fogenannten zwei Stretichmarifchen Höfe 
zu Zedwitz mit einem Fifchbächlein, Eichenftein, ſämmtlich in Mann— 
und Weiberlehens-Eigenfchaft, und erfennt das Lehen-Dbereigenthum 
über diefe Nitterlehen, wie folches von der Krone Bayern feit dem 
Jahre 1810 ausgeübt worven ift, für rechtsbeftändig an, wobei 
dasjelbe fürjtliche Gefammthaus ſich aller ihm hierunter etwa zur 
Seite gejtandenen pofjefjorifchen und petitorifchen Rechtsmittel, wie 
fie immer Namen haben mögen, ausprüdlich begiebt. 

In gleicher Weife verzichtet das fürftlihe Gefammthaus Neuß, 
Süngerer Linie, auf jeven Anſpruch an die von kgl. bayerifcher Seite aus 
dieſen Lehen bisher bezogenen Renten, welches insbejondere auch auf bie 
Subjtanz der im Jahre 1817 als erledigtes Mannlehen mit dem Yehen- 
Obereigenthume confolivirten Cenfiten zu Salenftein und Habermanns- 
grün Anwendung findet. 

Auch entfagt das genannte fürftliche Gefammthaus jedem Anfpruche 
wegen ver Lehenherrlichfeit über die auf der Linken Seite des Tannen— 
baches gelegenen Theile des Reußiſchen Rittergutes Venzko. 
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Sollten außer” den oben verzeichneten Lehen in ver Folge noch andere 
bisher nicht befannte Ritterlehen oder zu Reußifchen Rittergütern gehörige 
Parzellen im Gebiete von Oberfranken ausgemittelt werben, fo foll die 
Lehensherrlichfeit parüber mit der daraus fließenden Lehensgerichtsbarfeit 
als ver Krone Bayern zuftändig betrachtet werben, ohne daß deßhalb von 
Seiten des fürftlichen Gefammthaufes Reuß, Yüngerer Linie, eine befon- 
dere Entſchädigung verlangt werben fann. 

Geffion der dem fürftl. Gefammthaufe Reuß, Jüngerer Linie, im 
königl. bayerifchen Gebiete zuftändigen Lehenverwandlungs - Zinfen 
und Laudemial-Gerechtfame. 

Art. 8. Das fürftliche Gefammthaus Neuß, Jüngerer Linie, cebirt 
an die Krone Bahern: 

1) den vom Drittheil eines Hofes zu Köditz für die vemfelben im 
Jahre 1803 bewilligte Allodification gefälligen jährlichen Canon 
im Betrage von 15 fl. 45 fr.; 

2) ‚die Befugniß zur Erhebung der auf 1 fl. 12 kr. firirten Lehenwaare 
von einem Gütchen zu Berg; 

3) den auf 25 fl. beftimmten Abldfungs-Schilling von einem allodifi- 
zirten Gütchen zu Marrgrün; 

Die Befiger der vorgenannten Güter werden daher Kraft dieſes mit 
ihren Verpflichtungen von fürftlich Reußifcher Seite ohne alle Veränderung 
der Krone Bahern überwiejen. 

Ceſſion der dem fürftlihen Haufe Neuß-Lobenftein und Ebersdorf 

im fgl. bayer. Gebiete zuftändigen Laudemial- und Zinsgefälle. 
Art. 9. Gleihermaßen cevirt das fürftl. Haus Reuß-Lobenſtein und 

Ebersdorf die grund- und zinsherrlichen Gerechtfamen, welche vemfelben auf 
nachbenannte, im königlich bayerifchen Gebiete gelegene Güter und ein- 
zelne Grunpftüde: 

1) einen halben Hof; 

2) zwei Höfe; 

3) einen halben Hof, ver Wunfcholvshof genannt; 

4) einen Biertelshof, Geroldsgrün genannt; 

5) einen ganzen, jett zerichlagenen Hof und eine davon abgetrennte 
Wiefe, die Molla genannt, mit einem durch biefelbe laufenden 
Bade; 

6) einen ganzen, gleichfalls zerfchlagenen Hof, ſämmtlich in Köditz; 

T) einen ganzen, in zwei Güter abgetheilten Hof in Flettersreuth ; 

8) ein Holzgrundſtück, der Brand genannt, mit einem Acker und einer 
Wiefe, die Ottichswühr, genannt; 

9) ein Holz, das alte Schloß genannt, beide in Salenftein; 

10) ein Hammergut in Unter-Klingenfporn; 

11) ein Bauerngut in ZTiefengrün, 
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zuftändig find, in der nämlichen Befchaffenheit, wie fie von gedachtem 
fürftlichen Haufe vorher ausgeübt worden find und rechtmäßig hätten aus- 
geübt werben mögen, ohne alle Neuerung, ſowie ohne alle Gewähr für 
das Einzelne, an die Krone Bayern, und es werben daher die gegen- 
wärtigen Beſitzer der benannten Laudemial- und zinspflichtigen Güter und 
Grundſtücke ihrer Verbindlichfeiten gegen ven fürftlih Reußiſchen Lehen- 
bof entlaffen, und beziehungsweije an die Königlih. Bayeriſchen Rent— 
ämter zu Hof und Lichtenberg, wie an die Landgerichte Hof und Naila 
überwiejen. 

Nächſtdem find die paciscirenvden, Theile darin einverjtanden, daß 
biejenigen Dominical-Gefälle, welche das fürftliche Haus Reuß-Lobenſtein 
und Ebersdorf außerdem im föniglich bayerifchen Gebiete befigt, und bie 
von der Krone Bayern bisher nicht eingezogen worden find, nach ven bei 
ber gegenwärtigen Unterhandlung beobachteten Grundſätzen binnen Jahres— 
frift liguidirt und gegen die dadurch ermittelte Vergütung an die königl. 
bayerijche Regierung cepirt werben jollen. 


Berehnung und Gewährung der für die fürjtlih Reußiſchen Häufer 
verfällig gewejenen Laudemien, Boden- und Erbzinjen. 

Urt. 10. Für diejenigen Yaudemien, Ablöfungs-Schillinge, Boden— 
zinfe und Erbzins-Gefälle, welche feit vem Jahre 1810 von ben .betrof- 
fenen Gütern und einzelnen Grundſtücken verfallen, bei den f. baverijchen 
Rentämtern zu Hof und Lichtenberg vereinnahmt und dem k. bayerifchen 
Fiscus verrechnet worden find, ingleichen für die gegenwärtig auf einigen 
Gütern noch haftenden Bovenzinsfapitalien wird von der fgl. baherifchen 
Regierung den fürftlich Reußiſchen Häufern auf den Grund der darüber 
nach gemeinfchaftlicher Verabredung bewirkten Liquidation vollftändige 
Vergütung geleiftet (Art. 12.). 


Entichäpigungs-Summen für die von fürjtlih Reußiſcher Seite auf- 
gegebenen Gebiet3-Anfprüdhe und Lehen-Obereigenthums-Rechte. 

Urt. 11. Mit Berücfichtigung der In Urt. 1, 2, 4, 6 berührten 
Gebietsanfprüche des fürftlihen Haufes Neuß - Lobenftein und Ebersporf, 
fowie wegen ver im Artikel 7 erklärten DVerzichtleiftung des fürftlichen 
Geſammthauſes Neuß, Jüngerer Linie, auf die von bemfelben früher 
ausgeübten Lehenherrlichkeits-Nechte verfpricht die Krone Bayern im 
Ganzen eine Entfehädigung von 

Bier und dreißig Tauſend Gulden rhein. 

zu gewähren. 

Gegen Entrichtiing diefer durch Vergleich feitgefeßten Schabloshal- 
tung erklären fi die fürjtlich Neußifchen Häufer für die erwähnten 


Anſprüche und Gerechtfame befriedigt. 
26 
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Vergütung für die an die Krone Bayern cedirten grund- und 
zinsherrlichen Gerechtiamen. 

Art. 12. Ueber ven mit Rücficht auf die k. bayer. Gefeßgebung und 
beziehentlich nach der königl. Verordnung vom 12. Dezember 1811 ver- 
anfchlagten Werth der im Artikel 8 und 9 bezeichneten Dominical- Ren- 
ten, fo wie über den Betrag der nach Artifel 10 zu vergüten gewefenen 
Einnahmen an Laudemien, Ablöfungs-Capitalien und Zinfen hat im Laufe 
der commiffarifhen Verhandlungen eine Liquidation und Ausgleichung 
Statt gefunden, deren gemeinjchaftliche, ven Conferenz-Protofolfen beige- 
fügte Zufammenftellung zur gegenfeitigen Anerkennung gebracht worben  ift. 

Hiernach find von der Krone Bayern zu bergüten: 

Vierhundert acht und dreißig Gulden 9 Kreuzer rhein. 
an das fürftliche Gefammthaus Neuß, Jüngerer Linie und 

VBiertaufend Vierhundert und zwanzig Gulden 57', 

Kreuzer rhein. 
an das fürftliche Haus Neuß-Yobenftein und Ebersborf. 


Ueberweiſung der an die Reußiſche Pfarrei Fröffen biöher aus dem 
bayerijchen Rentamte in Hof gezahlten Befoldung und Kapital- 
Vergütung dafür. 

Art. 13. Das fürftliche Haus Neuf-Lobenftein und Ebersporf über- 
nimmt die Verpflichtung, vom nächjten Jahr an, dem Reußiſchen Pfarrer 
zu Fröſſen die jährliche Befoldung von 

Acht und zwanzig Gulden 71/, Kreuzer rhein. 
zu gewähren, welche verfelbe bisher aus dem königl. bayerifchen Rentamte 
in Hof zu beziehen gehabt hat. 

Dagegen wirb von der Krone Bayern der fünf und zwanzigfache 
Betrag diefes NReichnifjes mit einem Kapital von 

Siebenhundert und drei Gulden 71/, Kreuzer rhein. 
dem gedachten fürftlichen Haufe vergütet. 


Ausgleichung wegen erfolgter Trennung de3 bayerifchen Ortes 
Gichenftein von der Reußiſchen Pfarrei Harra. 

Art. 14. Die von ber fönigl. bayerifchen Regierung im Jahre 
1814 angeorpnete Trennung des damals hinfichtlih der Staatshoheit 
zwifchen ven beiberfeitigen Regierungen ftrittigen Ortes Eichenftein von 
bem Berbande mit der Neußifchen Pfarrei Harra wird von fürftlich 
Reußiſcher Seits als in Kraft beſtehend anerfannt. 

Dagegen verfpricht die Krone Bayern für die Nachtheile, welche die 
Parochie Harra in Folge ver bemerkten Maaßregeln erlitten bat, auf den 
Grund ver darüber gepflogenen Berechnung und getroffenen Ausgleichung 
eine Entſchädigung von 
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Fünfhundert und Sechzig Gulden 10 Kreuzer rhein. 


dem fürftlihen Haufe Reuß-Lobenftein und Ebersporf zur Verwendung 
für die Pfarrei Harra leiften zu laffen. 


Ceſſion der Königlich Bayeriſchen Dominical- Renten im fürftlich 


Reußiſchen Gebiete, 
Urt. 15. Bon der Krone Bayern werben diejenigen Getreiderenten, 


welche verjelben im fürftlich Reußiſchen Gebiete zuftehen und zeither 
1) mit 67 Schäffel 4 Achtel 12 Maß Korn, 53 Schäffel 3 Achtel 


14 Maaß Haber, Höfer Gemäß, oder 70 Scäffel 2’), Meken 
Korn, 55 Schäffel 4'|,, Metzen Haber baperifches Gemäß, aus 


12 Gütern und einzelnen Grundftücen zu Dobereuth, 


19 " n " " " Fröſſen, 
21 " " no " " Gebersreuth, 
15 ner, iM " 7 Göttengrün ‚ 
2 n n m " " Görig, 
4 " " " " " Möplereuth, 
17 " " " " D Pottiga, 
41 m " D " "  Rothenader, 
9 " " " " "  Geubtend orf, 
38 „ " " " " Wller Sreuth, 
13 " " " " " Venzka, 


191 als ſogenannter Pfaffenſchäffel; 

2) mit 1 Schäffel 7 Achtel 1 Maaß Korn, 6 Achtel 2 Maaß Gerſte, 
2 Schäffel 3 Achtel 21 Maaß Haber, Höfer Gemäß, over 1 Schäffel 
5°, Meten Korn, 4°, Meten Gerfte, 2 Schäffel 3’), Megen 
Haber, bayerifches Gemäß, als Zehnten zum 30. Bande und 30. 
Beete aus 95°, alten Tagwerken, oder 130 bayerifchen Yaucherten 
Feld zu Möplereuth; 

mit 14 fl. rhein. als bisheriges Pachtgeld für ven Schmalfaat-Zehnten 
bon ben unter Nro. 2 bemerkten Grundftüden zum königl. Rentamte 
in Hof erhoben worben find, an die fürftlichen Häufer Neuß, Jün— 
gerer Linie, ohne Gewähr für das Einzelne, bergejtalt cedirt und 
ühereignet, daß dieſes Gültgetreive mit dem bezeichneten Zehnten 
zur Verfalßeit im laufenden Jahre und in Zukunft fortwährend 
von ben gebachten fürftlichen Häufern in Gemäßheit der venjelben 
bereits ausgehänbigten, durch die Liquidations-Verhandlungen beftä- 
tigten DVerzeichnifje der Zins- und Zehentpflichtigen, in demſelben 
Rechtsumfange für fich eingehoben und benugt werben Tann, nach 
welchem dieſes zeither zu Gunften des königlich bayeriichen Fiscus 


geichehen iſt. 
26* 
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Gleichermaßen cebirt die Krone Bayern unter obigem Vorbehalt vie 
Grund- und Zinsherrlichfeit über folgende Feldgrundſtücke und Häufer in 
Hirſchberg: 

1) ein Tagwerk Feld im Weidenbach; 

2) eines dergleichen ebendaſelbſt; 

3) die Hälfte eines Krautgärtleins ebendaſelbſt; 

4) ein Haus mit Hofraith; 

5) ein Haus mit Scheuer und Gärtlein; 

6) ein Haus mit der Hälfte eines Krantgärtleins, mit den darauf 
haftenden Hanplöhnen und Erbzinfen, wie folche bei den darüber 
angeftellten Liquidations - Verhandlungen ermittelt und nachher bei 
ven Ausgleihungs-Conferenzen wechjeljeitig anerkannt worben find, 
an die fürftlichen Häufer Reuß, Jüngerer Linie, fo daß von den— 
felben Kraft der hierdurch erlangten Dominical- Gerechtfame vie 
bezeichneten, theils unftändigen, theils ftändigen Gefälle fortan von 
ven betroffenen Verpflichteten eingefordert werben fünnen. 

In Gemäßheit diefer Geffionen werben die hierunter betroffenen 
gült-, zehent-, handlohn-, und erbzinspflichtigen Grundeigenthümer hiermit 
von der föniglich bayerifchen Regierung an die fürftlichen Häufer Neuß, 
Jüngerer Linie, überwiefen. 

Vergütung für die von der Krone Bayern cedirten Dominicalgefälle. 

Art. 16. Die fürftlihen Häufer Reuß, Jüngerer Linie, verpflichten 
fih, der Krone Bayern für die Ceffion der im vorhergehenden Artikel 
bezeichneten Getreiverenten eine nach den Normen ver für das Fürftenthum 
Lobenftein und Ebersdorf beſtehenden Ablöfungsordnung vom 22. März 
1836 berechnete Vergütung von 

Zwanzig Taufend Vierhundert Acht und fiebenzig Gulden 
10 Kreuzer rhein., 
ferner für die in vemfelben Artifel berührten Handlohn- und Erbzinsge- 
fälle ein verglichenes Ablöfungs-Duantum von 
Einhundert Acht und fehzig Gulden 371/, Kreuzer rhein. 
zu gewähren. 


Ausgleihung wegen erfolgter Trennung der Reußiſchen Orte Pottiga, 
Saalbach und Arlas von der bayerijchen Pfarrei Berg. 

Urt. 17. In gleicher Weife wird die auf fürftl. Reufifcher Seite im 
Yahre 1824 verfügte Trennung der Reußifchen Ortfchaften Pottiga, Saal- 
bach und Arlas aus der Verbindung mit der bahyerifchen Pfarrei Berg von 
der Föniglich bayeriſchen Regierung als in Gültigkeit beftehend anerkannt, 
und dagegen von dem fürftlichen Haufe Neuß-Lobenftein und Ebersporf 
verfprochen, für ven der Kirche, ven beiden Geiftlichen und dem Cantor 
zu Berg, in den Natural- und Gelbrenten, ingleichen beziehentlich an ven 
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Stof- Gebühren erwachfenen Berluft auf ven Grund ber darüber gepflo- 
genen Berechnung und getroffenen Ausgleihung eine Entſchädigung von 
Zweitaufend Vierhundert und fehzig Gulden 40 fr..rhein. 

der Krone Bayern zur Verfügung zu jtellen. 


Ablöfung des aus dem Reußiſchen Franfenwalde jährlich nach 
Nordhalben zu liefernden Gerecht- und Gnadenholzes. 

Art. 18. Mit Einverftänpniß der Krone Bahyern wird von dem 
fürftlihen Haufe Reuß-Lobenftein und Ebersdorf, das für ven königlichen 
Landrichter, Pfarrer und Schullehrer zu Norbhalben bisher aus dem 
Reußifchen Bezirke des Frankenwaldes jährlich verabfolgte fogenannte 
Gerechtholz an 
Acht und zwanzig Lachtern Buchenholz zu 126 Nürnberger 

| Eubiffuß, 
ferner | 

Zwei vergleichen Lachtern, unter dem Namen von Gnabenholz für 
ben Landgerichtspiener zu Nordhalben bewilligt gewejenes Deputat durch 
eine auf den Grund ver fürftlich Reuß-Lobenſtein- und Ebersporf’schen 
Ablöfungs-Orbnung nach dem von ven Holzpreifen der legtern 14 Jahre, 
mit Ausfcheivung der zwei höchſten und ber zwei niebrigften Jahrgänge 
genommenen Durchfchnitte berechneten Vergütung von 
Dreitaufend dreihundert fünf und achtzig Gulden 48 fr. rhein. 
für immer abgelöst. 

Es verzichtet daher die fönigl. bayerifche Regierung gegen Gewäh- 
rung diefes verglichenen Ablöfungsichillings auf jeden weiteren Anfpruch 
hinfichtlich des bezeichneten Holzveputates. 

Dabei verpflichtet fih das nun gedachte königliche Gouvernement, 
ſowohl dem Pfarrer als dem Schullehrer zu Norohalben künftig den vollen 
Betrag ihrer bisherigen Holzveputate aus ven füniglichen Xerarialforften 
in Natur verabreichen zu laffen, oder viefelben auf andere Weife jchaplos 
zu halten. 


Aufrechnung der gegenfeitigen Entihädigungen und Vergütungen. 
Art. 19. In Gemäßheit der Stipulationen unter Artikel 11, 12, 
13 und 14 find von ber Krone Bahern zu gewähren: 
a) dem fürftlihen Gefammthaufe Neuß, Jüngerer Linie, 
34,000 N — fr. rhein. für die Ceſſion des Lehen» Obereigenthums an 
30 Ritterlehen, unter Berüdfichtigung der in ben 
Artikeln 2, 4 und 6 bejchriebenen Gebietsan- 
ſprüche; 
438 A. 9 fr. rhein. für die Ceffion der im Namen des gebachten 
fürftlihen Gefammthaufes liquivirten Dominical 
renten; 
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- b) dem fürftlichen Haufe Reuß-Lobenftein und Ebersdorf. 

4,420 fl. 571/g kr. rhein. fir die Geffion der dieſem fürftlichen Haufe 
insbefonvere zugehörige Yaudemial- und Erb- 
zinsgefälle ; 

703 fl. 7/g tr. rhein. die Uebernahme ver an die. Pfarrei Fröffen 
zu gewährenven jährlichen Befoldung; 

560 fl. 10 fr. rhein. die Entſchädigung der Pfarrei Harra, wegen bes 
durch die Abtrennung des Weilers Gichenjtein 
erlittenen Verluſtes. 


40,122 fl. 24 fr. rhein. Summa. 


Dagegen find nach dem Webereinfommen in Art. 16, 17 und 18 an 
die Krone Bayern zu vergüten. 
a) vom fürftlihen Gefammthaufe Reuß, Yüngerer Einie, 
20,478 fl. 10 fr. rhein. für die Ceſſion des ſogenannten Pfaffenſchäffels 
und des Mödlareuther Zehntens; 
168 fl. 371/, kr. rhein. die Ceſſton der königl. bahr. Handlohn⸗ und 
Erbzinsgefälle in und bei Hirſchberg. 
b) vom fürſtlichen Haufe Reuß-Lobenſtein und Ebersdorf. 
2,462 fl. 40 fr. rhein. für die Entſchädigung ver Pfarrei Berg, wegen 
der burch die Abtrennung der Ortfchaften 
Pottiga, Saalbah und Arlas erlittenen Nach- 
theile; 
3,385 fl. 48 fr. rhein. für die Ablöfung des aus dem Franfenwalve 
nach Norphalben zu liefern gewejenen Holz- 
Deputats. 


26,495 fl. 151/, fr. rhein. Summa. 
Wenn nun nach Vorftehendem die fürftlichen Häufer Neuß, Jüngerer 

Linie 

40,122 fl. 25 fr. rhein. zu forbern haben und in Abrechnung hierauf 
von königlich bayerifcher Seite mitteljt ver 
bemerften Eeffion, Barochial-Entfhädigung und 
Deputat-Wblöfung bereits 

26,495 fl.- 151/, fr. rhein. gewährt find, fo bleiben 


13,627 fl. 8°/, fr. rhein. Reft, 
welche von der Krone Bayern am bie fürftlich Reußiſchen Häufer baar zu 
vergüten find. 

Die Zahlung diefer Summe wird durch bie königl. bayer. Regierung 
des oberfränfifchen Kreiſes an die fürftlich Neufifche Landesregierung in 
Gera, baar in harten Münzforten, mit Portofreiheit, bi8 an bie Gränze 
des Königreichs bewirft werden, fobald das gegenwärtige Ablommen von 
beiden Seiten ratificirt ift. 


- 405 


Vorbehalt wegen Beitreibumg ber bei ben gegenfeitig überwieſenen 
Grundholden im Rückſtande verbliebenen Laudemien und Erbzinfen. 


Art. 20. Den fürftlich Reußiſchen Häufern bleiben folgende Rüd- 

ftände an Dominicalrenten 

a) 4 fl. 48 fr. rhein. firirtes Lehengeld für 4 Fälle aus dem Lehen- 
gütchen in Berg (Urt. 8. Nro. 2.), 

b) 157 m 30 fr. rhein. Kanon aus zwei Dritttheilen eines Hofes in 
Ködig (Art. 9. Nro. 1.) 15 fl. 45 fr. auf 10 
Jahre jeit 1831, 

c) 113 fl. 24 fr. rhein. Erbzins aus zwei Höfen ebenpafelbjt (Art. 9. 
Nro. 2.) 3 fl. 9 fr. feit 1805 auf 36 Jahre, 

d) 24 fl. 32!/, fr. rhein. Erbzind aus einem Hofe in Flettersreuth 
(Art. 9. Nro. 7.) ATI/g kr. feit 1810 auf 31 Jahre. 


300 fl. 141/, fr. rhein. Summe 
vorbehalten, und es wird von Föniglich baherifcher Seits darein gewilligt, 
daß die bezeichneten Rückſtände im Namen ver fürftlich Reußiſchen Häufer 
von den betreffenden Gutsbefigern eingeforvert und, da nöthig, im Ad— 
miniftratid- oder Gerichtöwege durch Nequifition dev competenten Behörden 
beigetrieben werben. 

Gleichergeſtalt läßt die Füniyglich baherifche Regierung folgende, nach 
den Liquidations » Verhandlungen im fürftlich Reußiſchen Gebiete für fie 
fällig gewordenen Handlöhne 

e) 34 fl. — kr. rhein. von einem Tagwerke Feld im Weidenbache, 

f) 28 fl. — fr. rhein. von einem dergleichen ebendaſelbſt, 

) 5 fl. 37/2 fr. rhein. von der Hälfte eines Krautgärtleins im Wei— 
denbache, 

h) 12 fl. 30 Er. rhein. von einem Haufe mit Hofrecht, 

i) 32 fl. 30 fr. rhein von einem Haufe mit Scheuer und Gärtlein, 

k) 17 fl. 30 fr. rhein. von einem Haufe mit der Hälfte eines Kraut— 
gärtleing im Weidenbache (Art. 15.Nro. 1—6), 


130 fl. 7/g fr. rhein. Summe 
von den betreffenden Gutsbefigern einfordern, und wird fürftlich Reußiſcher 
Seits die Befugniß zur Beitreibung diefer Rückſtände, wenn es dazu fom- 
men follte, anerfennt. 


Um die Beitreibung zu befördern, wird beziehentlich durch vie königl. 
bayerifche Regierung von Oberfranken, die fürſtlich Reußiſche Regierung 
in Gera, und die fürftliche Yandes» Direction in Ebersvorf an die betref- 
fenden Berwaltungs- und Gerichteftellen befondere Weifung ergehen, damit 
auf vie, gegen bie Rejtanten zu ſtellenden Anträge das Erforderliche 
ſchleunigt verfügt werde. 


406 


Gegenfeitige Aushändigung der auf die cedirten Rechte ſich beziehenden 
Arhival-Aften und fonftigen Nachweiſe. 


Art. 21. Fürftlich Reußiſcher Seits wird der königlich bayeriſchen 
Regierung die Ausantwortung der Archival- Alten, welche auf die unter 
Art. 7, 8, 9 erwähnten Rechte des Lehen-Dbereigentbums und der Grund: 
und Zinsherrlichkeit, ingleichen auf die Ausübung dieſer Eigenthums— 
Befugniffe Bezug haben, zugefichert. 

Am Betreffe der das firftliche Gefammthaus angehenden Gerecht- 
fame gefchieht vie Volfziehung dieſes Verſprechens durch die fürftl. Reußifche 
Lehenscurie in Gera, welche die einfchlägigen Alten ver Füniglichen Regie— 
rung von Oberfranfen in Begleitung eines Verzeichniſſes aushändigen 
laffen wird. 

Was die vom fürftlichen Haufe Reuß-Lobenſtein und Ebersporf cedir- 
ten Renten anlangt, fo wird die fürftliche Yandes-Direction in Ebersporf 
die Verabfolgung ver Alten bewirken, welche über vie in frage ftehenven 
Gerechtiamen Auskunft geben können. a 

Gleichergeftalt werden durch Vermittlung ver königlich bayeriſchen 
Regierung von Oberfranfen alle auf die Dominical- Renten, welche fraft 
des 15. Artifels den fürftlich Neußifchen Häufern cevirt find, bezüglichen 
Archival-Aften, Grund» Verzeichniffe, Heberegifter und fonftige dieſe Ge— 
rechtfame betreffenden Nachweife ver fürftlichen Regierung zu Gera über- 
liefert. 


Verabredung wegen commiffarifchen Vollzugs der gegenfeitigen Ueber— 
weiſung der gült-, zind- und laudemialpflichtigen Grundbefiger. 


Art. 22. Um die in den Artikeln 8, 9 und 15 ftipulirten wechiel- 
jeitigen Ueberweifungen ver bezeichneten gült-, zehent-, erbjins- und lau— 
demialpflichtigen Guts- und Grundſtücks Beſitzer gleihförmig in Vollzug 
zu fegen, follen binnen vier Wochen nach erfolgter Ratification der gegen: 
wärtigen Uebereinfunft von königlich bayeriſcher Seite durch die Regierung 
von Oberfranfen, von fürjtlich Reußiſcher Seite durch die Regierung in 
Gera, Commiffarien ernannt werden, welchen Ermächtigung zu ertheilen 
it, die Eigenthümer der von den cedirten Gerechtiamen betroffenen Güter 
und einzelner Grundftüce vor die competenten königlichen Landgerichte und 
fürftlihen Juſtiz-Aemter laden zu laffen, und ven gedachten Grundholden 
die vertragsmäßige Abtretung und Ueberweifung der wechfelfeitigen 
Dominicalrenten zur Nachachtung befannt zu machen. 


DBerabredung wegen geometrijcher Aufnahme und commiffarifchen 
Verlegung der Landesgränze bei Möpdlareuth. 


Art. 23. Zur Verhütung künftiger Irrungen wollen das füniglich 
baherifche Gouvernement und das fürftliche Haus Neuß -Lobenftein und 


* 
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Ebersporf, Exfteres durch die Regierung von Oberfranken, Letzteres durch 
die Yandes-Direction in Ebersborf, fobald als möglich zwei Commiffarien 


ernennen lafjen, welche ven im Artifel 2 befchriebenen Zug der beider: 


feitigen Randesgränze vom Ausfluffe des Töpenbaches in die Saale an 
gegen Norvoften bis zum Anfange des königlich Sächfifchen Gebietes, 
nördlich von Münchenreuth und Gebersreuth, geometrifch aufnehmen, auch 
insbefondere die Gränzlinie vom Dorfe Mödlareuth aus, zuerft öftlich 
dem Fahrweg nach Münchenreuth entlang bis zur Gränze der Mödla— 
reuther Flur, ſodann von hier an nördlich bis zum königlich Sächfifchen 
Territorium gemeinfchaftlich durch Laagjteine abmarfen zu Laffen, und zu 
fünftiger Nachricht über dieſe Verhandlung ein Protokoll in zwei gleich- 
lautenden Cremplaren, von denen jedem ein Gituationsplan über bie 
vermeſſene Gränze beizufügen ift, auszufertigen haben follen. 

Zur Ausführung dieſes Gefchäftes, deſſen Koſten gemeinschaftlich zu 
tragen. find, werben bie. auftraggebenden Stellen die zwifchen ihnen befon- 
ders zu verabredende Injtruftion feiner Zeit den ernannten Commiffarien 
zur Nachachtung befannt machen. 


Gegenfeitige Aufnahme der Stipnlationen und Vorbehalt der 
Allerhöchiten und Höchften Matification. 

Art. 24. Die Krone Bayern und die fürftlichen Häufer Neuß, 
Jüngerer Linie, nehmen wechfelfeitig bie im gegenwärtigen Ablommen 
feftgeftellten Geffionen, Entſchädigungen, Vergütungen und Verzichtleiftungen 
für Sih an, und Sie verfprehen Sich, Eines dem Andern, feierlicht vie 
treuejte Erfüllung ver ertheilten Zufagen. 

Die. Ratification der vorſtehenden Webereinfunft wollen die Aller- 
höchſten und Hohen Kontrahenten binnen ſechs Wochen vom Abſchluſſe 
an gerechnet auswechſeln laffen. 

Die beivderfeitigen Comiſſarien haben vorftehende Vereinbarung nach 
reifer Weberlegung bis auf Allerhöchite und Höchfte Genehmigung Seiner 
Maieftät des Königs von Bayern und Ihrer hochfürftlichen Durchlaud- 
ten, der Fürften Reuß zu Schleig und zu Yobenftein und Ebersdorf abge- 
ſchloſſen und vie darüber abgefafte Urkunde dreifach gleichlautend ausfer- 
tigen laſſen, unterzeichnet und unterfiegelt. 

So gefchehen Bayreuth den 13. Auguft 1840. 

Freiherr von Anpdrian, Dr. Reichard, 
Regierungs » Präfivent. Regierungs- und Confiftorialrath. 
v. Immhof, Oberforjtmeijter. 
Bublicirt mittelft Minifterial-Belanntmahung vom 3. Octbr. 1841. 
Reg.Bl. f. d Könige. Bayern f. d. 3. 1841. Nr. 43. &. 1005 - 1036. 


—— — u — 
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44. Bekanntmachung. Die Abtheilung und Purification des 
ſogenannten Fraiſchbezirkes bei Waldſaſſen an der Gränze gegen 
Böhmen betreffend. 


Minifterium des Eönigliben Haufes und 
des Aeußern. 


- In Folge eines mit der K. K. Dejterreihifchen Regierung über vie 
Abtheilung und Purification des fogenannten Fraifchbezirfes bei Walpfaffen 
an der Gränze gegen Böhmen, woſelbſt bisher eine gemifchte Staatshoheit 
beitanden hatte, getroffenen Vereinbarung find 

1) die Ortfchaften Altalbenreuth mit Säuerlingshammer, Gofel, 
Schönlind und Boden unter die alleinige Souveränetät des Kö— 
nigreichs Böhmen, dagegen 

2) die Ortfchaften Neualbenreutb, Quernbach, Hapenreuth, 
Dittengrün, Ernftgrün und Pfupermühle nebft vem Pfuder— 
Forfte, dem Stadt Egerer Hochwalde, dem Stadt Egerer Wald 
am Dillenberg, ven St. Clara-Mügerlwald, und ven Waldungen 
des Gutes Dttengrün unter die alleinige Souveränität der Krone 
Bayern 

gefommen, was mit dem Beifage anburch zur allgemeinen Kenntniß ge- 
bracht wird, daß die gegenfeitigen Gebietsüberweijungen, fo wie die Vor— 
rüdung ver Vereinszollgränze an die zwijchen dem Buchbrunnen und dem 
Baderbrunnen neu bergejtellte Demarcationslinie bereits ftattgehabt haben. 


München ven 20. Juli 1846. 
Auf Seiner Majeftät des Königs Allerhöchiten Befehl. 
vd. Abel. 
Reg- Bl. |. d. Könige. Bayern f. d. 3. 1846. Nr. 26. &. 577—579. 


45. Vertrag zwilhen Bayern und Defterreich vom 2. Dezember 
1851 die Negelung einiger Territorial- und Gränzverhältniffe 
betreffend. 

Seine Majeftät ver König von Bayern ꝛc. und 
Seine Majeftät ver Kaifer von Defterreich, König von Ungarn und 


Böhmen ꝛc. 
von dem Wunfche befeelt, die ſeit längerer Zeit fchon zwifchen den beiden 
Staatsregierungen obfchwebenven Unterhanvlungen — betreffend eine 


genauere Feſtſtellung und befjere Negulirung einiger Streden des vie bei- 
berjeitigen Staatsgebiete ſcheidenden Gränzzuges — dem Abjchluffe zuzu- 
führen, und fämmtliche, auf viefe Angelegenheit bezügliche Fragen end» 
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gültig zu löſen und zu entfcheiden, haben zu biefem Ende Devollmächtigte 
ernannt und zwar 


Seine Majeftät ver König von Bapern: 
Herrn Marimilian Grafen von Lerchenfelv- abfering, Großfrenz 
des bayer. Civil-Verdienſt Ordens vom heiligen Michael ꝛc. ꝛc., 
Allerhöchſt Ihren Kämmerer und erblichen Reichsrath bes Kö— 
nigreichs Bayern, außerorventlichen Gefandten und bevollmäch- 
tigten Minifter am faiferlich öfterreichifchen Hofe ꝛc. 
und | 
Seine Majeftät der Kaifer von Defterreich: 
Herrn Felir Fürften zu Schwarzenberg, Großfreuz des kaiſerl. 
öfterreichifchen Leopolvs- und bes Franz-Joſeph-Ordens ꝛc. ac. 
Seiner kaiſerlich königlichen apoftolifchen‘ Majeftät wirklichen 
geheimen Rath und Kämmerer, Feldmarfchall-Lieutenant, Mini: - 
fterpräfidenten und Minifter des Faiferlichen Haufes und ver 
auswärtigen Angelegenheiten ꝛc. ꝛc. 
und 
Herrn Andreas Ritter von Baumgartner, Ritter des Faiferlich 
öfterreichifchen Leopold» Ordens ꝛc. Seiner kaiſerlich Föniglich 
apoftolifchen Majeftät wirklichen geheimen Rath und Minifter 
für Handel, Gewerbe und öffentliche Bauten ꝛc., 
welche, nachdem fie ihre Vollmachten gegenfeitig eingefehen und in guter 
und gehöriger Form befunden, über nachftehende Beftimmungen fich ges 
einizt haben. 


Art. 1. Es ſoll fünftig auf der Strede der Donau vom jogenann- 
ten Kreitelftein abwärts, von dem Punkte an, wo rechterjeits der Donau 
die bayeriſche Yanvdesgränze aufhört, bis zu dem Bunfte, wo linferfeits 
am Einfluffe des Dandelbaches in die Donau die öfterreichifche Landes— 
gränze beginnt, der jeweilige Hauptthalweg der Donau die Hoheitsgränze 
zwijchen beiden Staaten auf diefer ganzen Strede bilden, bergejtalt, daß 
die linferfeits des Hauptthalweges gelegenen Inſeln, Auen, Altaichen und 
Anfchütten zu Bayern, die rechterjeits vesjelben gelegenen Inſeln, Auen, 
Altaichen und Anjchütten zu Oejterreich gehören. 


Es wird hierbei bejtimmt, daß unter der Benennung „Hauptthal⸗ 
weg« ber Thalweg verjtanden wird, welcher während des gewöhnlichen 
niedrigften Waflerjtandes für die Thalſchifffahrt der geeignetfte Weg ift. 


Art. 2. Auf demjenigen Theile der vorbezeichneten Donauftrede, 
welcher gemäß ver Beftimmung des Art. 1 fünftig in das öfterreichiiche 
Hoheitsgebiet fällt, ftehen alle Regalien und alles Domänen - Eigenthum' 
fortan Defterreich zu. 
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Art. 3. Den Privatperfonen, fowie den Gemeinden und Stiftun- 
gen foll ver freie Genuß des liegenden Eigenthums und der fonftigen 
Rechte, welche in Folge des Artifels 1 des gegenwärtigen Vertrages unter 
öfterreichifcher Hoheit ftehen werben, ohne Ausnahme oder Hindernif 
gejtattet bleiben. 


Insbeſondere foll den bayeriſchen Angehörigen, beren Eigenthum 
und Befigungen auf den fortan unter dfterreichifcher Hoheit ſtehenden 
Snfeln, Auen und Anfchütten in und an der gedachten Donauftrede fich 
befinden, ver von allen Zöllen und Abgaben freie Bezug ber ie 
des Bodens verbleiben. 


Art. 4. Auf der in dem Urtifel 1 bezeichneten Stromitrede follen 
von feinem Theile weder Schifffahrtsabgaben noch Durchgangszölle jemals 
erhoben oder eingeführt werden. 


Die polizeiliche und Zollauffiht auf verfelben richtet fih nach ven 
Deitimmungen der gleichzeitig mit gegenmwärtigem DVertrage wegen ber 
polizeilihen und Zollauffiht auf den Gränzflüßen zwifchen ven beiden 
Staaten getroffenen befonderen Uebereinfunft. 


Art. 5. Die Landesgränze zwiſchen Bayern und Oeſterreich bei 
Paffau auf dem rechten Ufer der Donau und des Inn vom Sreitelftein 
bis zum Anfchluffe an ven Inn foll — fo weit nicht in Folge der Be- 
ftimmungen bes Artifels 6 Lit. B. Ziffer 3 daran eine Aenderung eintritt, 
bergejtalt aufrecht erhalten werben, wie fie fich bei der gemeinfamen 
Gränzbegehung am 1. September 1828 vorgefunden hat. 


Art. 6. Im Zufammenhange mit den Beftimmungen ver Artifel 
1, 2 und 5 und um zugleich einige Uebelftände im Zuge ver gemeinfamen 
Gränzlinie zu beheben, werben von beiden Staaten die nachjtehenden 
gegenfeitigen Abtretungen und Ausgleichungen zugeftanben: 


A. Defterreich überläßt an Bayern die Hoheit über ven, einen 
Einſchnitt in das baberifche Territorium bildenden Gebietstheil 
des jogenannten Spik am Hallthurm mit allen davon ab- 
bängigen Rechten in dem Maafe, daß Fünftig eine Linie rechtjeitig 
der Straße (in der Richtung von Berchtesgaden nach Reichenhall) 
von dem Gränzpunfte am Fuchsftein ausgehend und von ba in 
paralleler Richtung mit der Straße dem Laufe des Röthel— 
baches bis dahin folgend, wo ſich von vemfelben aus in gerader 
Richtung eine Linie auf das bayerifhe Mauthhaus zwifchen ven 
Gränzfteinen Nro. XLVI und XLV nad ver Gränze des Land— 
gerichts Reichenhall ziehen läßt, auf diefer Strede die Landesgränze 
bilden foll. 
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B. Bayern dagegen überläßt an Defterreid: 


1) den einen Einfchnitt in das djterreichifche Territorium bildenden 
Gebietstheil der fogenannten Freiftraße nächſt Marzoll, 
zwifchen Großgemain und dem Walferberge, 'vergeftalt, 
daß dieſe Freiftraße künftig zum öfterreichifchen Gebiete gehören 
und die Grämze (in der Richtung von Großgemain zum 
Walferberge) linffeitig dieſer Straße laufen foll, 

2) den Gebietätheil nächft ver Almmehr beim hangenven Stein, 
vergeftalt, daß dieſe Almmehr nebſt einem Rahon für einen 
Werk- und Meaterial-Lagerplat oberhalb verfelben zum öfter: 
reichifchem Gebiete gehören fol. 

3) die einen Einfchnitt in das öfterreichifche Gebiet bildende 
fogenannte Kreuterleiten nädft der Innſtadt von 
Paffau, vergeftalt, daß Fünftig eine bie beiden Gränzfteine 
12 und 16 verbindende gerade Linie die gemeinfame Gränze 
zu bilden hat. 


Art. 7. Jeder der beiden contrahirenden Staaten überläßt zugleich 
mit den im Artikel 6 erwähnten Gebietstheilen auch die ihm auf denſelben 
zuſtehenden Regalien und das Domainen-Eigenthum dem andern Staate. 


Eine Aufrechnung oder Ausgleichung in Anſehung des gegenſeitigen 
Erwerbes an Staatsrenten und Eigenthum oder an Flächenraum ſoll 
weder bei dieſen Abtretungen noch bezüglich der Beſtimmungen der Artikel 
1 und 2 ftattfinden. 


Den Privatperfonen, fo wie den Gemeinden und Stiftungen, joll 
ber freie Genuß ihres liegenden und beweglichen Eigenthums, welches in 
Folge gegenwärtigen Vertrages unter andere Landeshoheit fommt, ohne 
Ausnahme oder Hinderniß und frei von allen Zöllen und Abgaben ge- 
ftattet werben. 


Den auf den abgetretenen Gebietsparzellen anfäßigen Unterthanen 
fammt ihren Familien bleibt der freie Rüdtritt in den Staat, welchem 
fie bisher angehörten, innerhalb zehn Jahren vorbehalten. 


Art. 8 Die Gränzlinien, wie folhe gemäß Artifel 1 und 5 des 
gegenwärtigen Vertrages feitgefegt und zur Ausführung des Artifels 6 
noch näher feftzufegen find, find fogleich nach Ratification berjelben von 
öfterreichifehen und bayerifchen Bevollmächtigten und Ingenieurs gemein- 
Ichaftlich zu bejtimmen und aufzunehmen. 

Die gemeinfchaftliche Aufnahme iſt der Genehmigung ber beiben 
Regierungen zu unterftellen und darauf hin bie Vermarkung der neuen 
Gränzlinie, mit Ausnahme jener im Thalwege der Donau, zu vollziehen 
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Art. 9. Der gegenwärtige Vertrag foll alsbald von jeder Seite 
zur Allerhöchſten Ratification vorgelegt und die Auswechslung der Ratifi- 
cationg-Urfunden längftens vier Wochen vom heutigen Tage an gerechnet 
— zu Wien vollzogen werben. 

Sp geichehen zu Wien am zweiten Dezember des Jahres Eintaufend 
achthundert fünfzig und eins. 


(L. S.) ge. Graf v. Lerchenfeld. 
(L. S.) ge. 8. Schwarzenberg. 
Felomarfchall-Lieutenant. 

(L. 8.) U. Baumgartner. 


Publizirt mit Staatsminijterial- Bekanntmachung vom 22. Yuni 1852. 
Diie Ratificationen find ausgewechfelt am 14. Mai 1852. 
Reg. - Bl. f. das Könige. Bayern f. d. J. 1852. Nr. 34. ©. 71 7 u 731—738. 
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Nachtrag zu Abtheilung II „‚Tandes-Hoheits-, Territorial- 
und Gränz-Berträge.‘**) 
I 


I. Acte der Uebergabe der Grafſchaft Tyrol und der Fürftenthümer 
Trient und Briren an Seine Majeftät den König von Bayern 
d. d. Innsbruck den 11. Februar 1806. 


Wir Unterzeichnete, ernannte Kommiffarien zur Uebergabe ver gefür- 
fteten Graffchaft Tirol und ver Fürftenthümer von Briren und Trient 
an Seine Majeftät ven König von Bayern, nach Inhalt des Art. 8 des 
Prefburger - Friedens, welcher ven 26. Desember 1806 zwifchen Seiner 
Meajeftät dem Kaifer der Franzofen und König von Stalien, dann Seiner 
Majeftät dem Kaifer von Deutjchland und Defterreich unterzeichnet werben; 

Namentlich 

Jakob Peter Orillard Villemanzy, Mufterungs = Infpecteur en Chef 
der großen Armee, Offizier der Ehrenlegion, hiezu ernannt von Ceiten 
Seiner Ercellenz, des Herrn Alexander Berthier, Reihemarfchall, Kriege- 
minifter, Großfreuz der Ehrenlegion, Chef von der erften Kohorte, Oberſt— 
jägermeifter, Großkreuz der Orden des rothen und fchwarzen Adlers von 
Preußen, Generalmajor von der großen Armee, mit Vollmacht verjehen 
von Seiner Majeftät dem Kaifer und Könige Napoleon; 

und Karl Maria Rupert Graf von Arco, Kammerherr, geheimer 
Rath, Kommenthur des Nitterorvens des heiligen Georgs, und allergnä- 
bigft ernannter Hoffommiffär von Seiner Majeftät dem Könige von 
Bapern: 


*) Endlih nah mehr als balbjährigen vergeblihen, ebenfo zeitraubenben ala 
foftfpieligen Bemühungen ift e8 dem Herausgeber gelungen, „Defterreihs Archiv 
bes rheinifhen Bundes,‘ ein Werk, das im Buchhandel gänzlich vergriffen, 
nur äußerft jelten im Antiquariat vorfommt, und ebenjo jelten ſich felbft auf Staats- 
Bibliothelen vorfindet, in Befig zu erhalten, und es gereicht ihm zur frohen Genug- 
thuung, hiedurch endlich in den Stand gefetst zu fein, einige biefer Sammlung noch 
fehlende fonft aber nirgends veröffentlichte Staatsverträge ac. nachliefern und fomit 
eine noch vorhandene Lücke vollftändig ausfüllen zu können. 
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Haben uns, nach vorläufig genommenen Maaßregeln zu diefer Ueber- 
laffung, vereinigt, um ven Anfang, die Gränzen, die Rechte und die 
Bürden der gefürjteten Graffchaft Tyrol und der Fürftenthümer Trient 
und Briren zu bejtimmen, jo wie wir folche anerfannten, und wornach 
wir zu folgendem Abſchluß gefommen find: 


1. Was der Anfang und die Gränzen der gefürfteten Grafichaft Tyrol 
und der Fürftenthümer Trient und Briren betrifft, fo follen fie die näm- 
lichen fein und verbleiben, wie fie bei Entftehung des gegenwärtigen Krieges 
waren. Seine Majeftät der König von Bahern ſoll dieſe gefürjtete 
Grafichaft und die Fürftenthümer, welche ihm hiermit überlaffen werben, 
in dem Maafe und ver Souveränetät, und allen daran hangenden Rech— 
ten, Titeln, Vorrechten b.figen, wie Seine Majeftät der Kaiſer von 
Deutſchland und Defterreich diefe bejagte gefürftete Grafjchaft Tyrol und 
die Fürftenthümer von Briren und Trient befejjen hatte. 


Mit Ausnahme eines Landes, fo gegen Mittag und Weit einer Yinie 

entlegen ift, welche gezogen wird, wie folgt: 
- An der großen Strafe von Torbole, fo an dem Garda- Eee liegt, 
gegen Roveredo zu: — von Torbole nah Mori: — von Mori nach dem 
Laufe des Fluffes Commerafo bis zu deſſen Ausfluß in die Etſch — dann 
dem Laufe ver Etſch nach bis an die Ala gegenüber, und von Ala bis 
an die Gränze. 

Die Gränzen von biefer Linie find Torbole — Nago — Verde — 
Santa Maria — die Mündung von Commerafo — das rechte Geſtad 
der Etjch ganz nahe bei Ala, Ala felbft und jener Punkt, ver die Gränze 
von Italien, fo Ala ganz nahe liegt, ausmacht. 

Der Kaifer der Franzofen und König von Italien bleibt im Befige 
oben genannter Gränzen, bis mit dem König von Bahyern eine Ueberein- 
funft getroffen fein wird, welche dann die militärifche Linie zwifchen dem 
Königreiche von Italien und dem italienifchen Tirol bejtimmen foll.*) 

2. Was die Bürden betrifft, jo werben Seine Majeftät der König 
von Bayern fich hinfichtlich verfelben an jene Bejtimmungen binden, welche 
der 9, Artikel des Frievensjchluffes von Preßburg darüber enthält, injoferne 
Seine Majeſtät der Kaiſer von Deutjchland und Dejterreich durch ven 
oben erwähnten Artikel von jeder Haftung wegen was immer für Schul- 
ven befreit werben, die das Haus Defterreich hinfichtlich dieſer Befigungen 
fontrahirt und auf vem Grund und Boden ver befagten gefürjteten Graf- 
Schaft Tyrol und ver Fürftenthümer Briren und Trient verhypothezirt hat. 


— — —— 


*) Conf. vorſt. sub Nro. 5 8. 173. Vertra zwiſchen Frankreich und Bayern 
vom 25, Mai 1806. 
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Ueber welches bie unterzeichneten Kommiffarien im Namen ihrer 
Kommittenten übereingefommen find, nachdem fie hinlänglich durch gegen- 
feitige Auswechslung ihrer Vollmachten autorifirt waren. 

Der Mufterungs-Ynfpecteur en Chef Villemanzy übergab im Namen 
Seiner Majeftät des Kaifers und Königs Napoleon dem Herrn Grafen 
Karl von Arco Ercellenz die gefürſtete Grafſchaft Tyrol und die Fürften- 
tbümer von Briren und Trient, jo wie fie vermalen bejtehen, mit alfen 
Rechten, welche daran Feben, und ven Bürben, welche darauf haften, 
ausgenommen, was im gegenwärtigen Akte reſervirt wurde, welche Ueber— 
gabe auch folder im Namen Seiner Majeftät des Königs von — 
angenommen hat. 

Sechsfach gefertigt zu Innsbruck den eilften Februar im Jahre ein— 
tauſend achthundert und ſechs. 


Unterz. (L. S.) Karl Graf von Arco, Seiner Königl. Majeftät 
von Bayern Hoflommiffär in Tyrol. 

Jacques Pierre Orillard Villemanzy, commissaire 

de Sa Majeste, l’empereur des Frangais, roi d’Italie. 


Defterreicher Archiv des rheinischen Bundese, Jahrg. I. Nr. IV. ©. 2. 


II. Patent Seiner Föniglichen Majeftät von Bayern, zur Befiger- 
greifung des Landes Tyrol und Vorarlberg, München den 22. 
Sänner 1806. - 

Wir Marimilion Joſeph, 
von Gottes Gnaden König von Bayern, des heil, römifchen 
Reiches Erzpfalzgraf, Erztruchſeß und Churfürſt ꝛc., 
entbieten allen und jeven, die dieſes lefen oder lefen hören, Unſere 
Gnade und Unfern Gruß, und fügen venfelben zu willen: 


Da durch den zwifchen Seiner römifchen auch öfterreichifch-Faiferlichen 
und föniglichen Majeftät am 26. Dezember 1805 zu Prefburg errichteten 
Friedensfchluß, und durch die in Gemäßgeit vesfelben zwifchen beiden 
Mächten und Uns getroffene Vereinbarung es dahin gediehen ift, daß Uns, 
Unferen Erben und Nachkommen und ganzem königlichen Haufe unter 
andern Landen und Orten die Fürftenthümer Briren, Trient und bie 
gefürftete Graffchaft Tyrol, fo wie die vorarlbergiſchen Herrfchaften zuge 
theilt und zugeeignet werben follen, vergeftalt, daß dieſe Yänder auf ewige 
Zeit Unferm Szepter angehören und bei Unferm föniglichen Haufe ver- 
bleiben, und Wir und Unfere Nachfolger an der Krone darin alle folche 
lanvesherrliche und obrigfeitliche Gewalt, als es in Unfern andern Stan- 
ten gefchieht, befigen und ausüben follen; fo haben Wir in Folge des 
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oben erwähfften Einverftänpniffes befchloffen, nunmehr von genannten 
Fürftenthümern, Graf» und Herrfchaften, allen ihren Orten, Zugehörden 
und Zuftändigfeiten Befig nehmen zu laffen und die Regierung darin an- 
zutreten. 


Wir thuen dieſes Kraft des gegenwärtigen Patents und verlangen 
daher von der Geiftlichfeit, ver Kitterfchaft, ven Lehenleuten, Einfaffen, 
Eivil- und Milttärbeamten, Magiftraten der Städte und endlich von 
fämmtlihen Einwohnern und Unterthanen, weflen Standes und Würde 
fie fein mögen, hiedurch fo gnädig als ernithaft, daß fie fich Unferer 
Regierung unterwerfen, und ermahnen viefelben, fich diefer Befignehmung 
und ben zu biefem Ende von Uns angeoroneten Befehlshabern, Kriegs- 
völfern und Kommifjarien auf feine Weife zu wiberfegen, ſondern viel- 
mehr Uns von nun an als ihren rechtmäßigen König’und Landesfürjten 
anzufehen und zu erkennen, vollfommenen Gehorfam und alle Unterthänigfeit 
und Treue zu erweifen, fich jedes Recurfes an auswärtige Behörben unter 
Vermeidung Unferer ernftlichen Ahndung zu enthalten, und demnächſt, fo 
bald Wir e8 erfordern werben, die gewöhnliche Erbhuldigung zu leiften. 
Wir ertheilen ihnen dagegen die VBerficherung: daß Wir ihnen mit könig— 
licher Huld und Gnade, und landesväterlihem Wohlwollen, jederzeit zuge— 
than fein, allen Schutz Fräftigft angeveihen lafjen, und überhaupt ihrer 
Wohlfahrt und Glückſeligkeit Unfere ganze landesväterliche Vorforge un— 
ermübet widmen werben, um fie in dem möglichiten Grabe, und ebenfo 
als Wir es im Abficht Unferer übrigen getreuen Unterthanen ftets zu 
befördern gewünfcht und gejtrebt haben, alles bürgerlichen Wohlergehens 
genießen zu lajjen. 

Wir haben die oberfte Leitung ver Befignahme gedachter Lande und 
der öffentlichen Staatsverwaltung in denfelben, Unferem Kämmerer, wirk— 
lichen geheimen Rath und Georgi» Ordens Commenthur, Carl Maria 
Rupert Reichsgrafen von Arco, als Unferm Hofkommiſſär, übertragen 
und befehlen, daß unter feiner fpeciellen Direction ein ihm untergeorb- 
netes Corps Unſerer Truppen die Beſitznahme bewerfftelligen und bie 
von ihm ernannten Commifjäre die dabei vorkommenden weiteren Civil- 
Geſchäfte ausrichten follen. 

Wir erwarten demnach von fämmtlichen Einwohnern und Unterthanen 
obiger Lande, daß fie ven von diefen Behörden in Unferem Namen zu 
treffenden Einrichtungen und Anorpnungen Folge leijten werben. 


Wir fegen babei feit, daß vor der Hand alle gegenwärtig dort ange: 
jtellten Bevienftete und Beamte in ihren Functionen verbleiben, und ihre 
Amtsverrichtungen orbnungsmäßig nah dem bisherigen Gefchäftsgange 
bergeftalt einftweilen fortfegen, daß fie Unferer Gnabe und Unfers fernern 
Vertrauens würdig bleiben. 
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Zur Urkunde deſſen haben Wir gegenwärtiges Patent Allerhöchſt⸗ 
eigenhändig vollzogen und mit Unſerm königlichen Infiegel bedrucken laſſen. 

So geſchehen und gegeben in Unſerer m. und Reſidenzſtadt 
München ven 22. Januar 1806. 


» —— 
(L. 8.) Marimilian Joſeph. 
Freiherr von Montgelas. 
Oeſterreicher Archiv Jahrg. I. Nr. IV. ©, 6,9 


III. Vertrag zwiſchen Ihren Majeftäten den Königen von Bayern 
umd von Württemberg über die EHE d. d. München 
den 3. Juni 1806. **) 


Seine königliche Majeftät von Bayern und Seine königl. Majeſtät 
von Württemberg, von der aufrichtigſten Neigung zu dauernder Befeſtigung 
einer wechſelſeitigen wahren Freundſchaft, und eines ungeſtörten nachbar- 
lichen Einverſtändniſſes ebenſo ſehr geleitet, als von der Nothwendigkeit 
überzeugt, daß hierzu nur eine gütliche Beſeitigung der verſchiedenen — 
bei Gelegenheit der neueſten Länderacquiſition ſich ergebenen Mißver— 
ſtändniſſe nach einer auf den ganzen Umfang der Verhältniſſe berechneten 
durchgreifenden Norm führen können, haben ven Entſchluß gefaßt, zu die— 
fem wichtigen und wohlthätigen Zwede zu Ende Januars dieſes Yahres 
unter der freundfchaftlich veranftalteten WVermittelung Seiner Majeftät, 
des Kaiſers von Frankreich, in ver Perfon des kaiſerl. königl. franzöfiichen 
Gefandten, Staatsraths Otto, die Unterhandlungen in München eröffnen 
zu Taffen. 

Hierzu wurden als Bevollmächtigte ernannt: 

Von Seiten Seiner fünigl. Majeftät von Bayern, der erfte dirigirende 
Staatd- und Konferenz - Minifter Freiherr von Montgelas und der wirf- 
liche geheime Rath und bevollmächtigte Minifter bei ver Neichsverfamm- 
lung ꝛc., Freiherr von Rechberg. 

Bon Seiten Seiner königl. Majeftät von Württemberg, ver Käm— 
merer und außerordentlich bevollmächtigte Gefandte an dem f. bayeriſchen 
Hofe, Freiherr von Bothmer und der geheime Yegationsrath von Wucherer. - 

Nach ausgewechfelten Vollmachten find in Konferenzen und mittelft 
mehrerer fortgefegter mündlicher und fchriftliher Kommunikationen bie 


*) Die übrigen Altenftüde über die Befitergreifung Tyrols, Trients und Brirens 
fteben in PBaulis und Hörrmanns ‚Sammler für Geſchichte und Statiftif von Trient 
Bd. I. St. 1. 

**) Vorſtehend sub Nro. 6. ©. 175. befindet fi ein nur. den $. 2 enthaltenber 
Auszug aus biefem Vertrage im franzöfiiher Sprade. 
27% 
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verfchievenen und mannigfaltigen Verhältniffe beider Föniglichen Höfe in 
Beziehung auf die neu acquirirten — und vorberbefefjenen Länder in 
genaue Erwägung gezogen, und ijt zulett folgende verbinpliche Ueberein- 
funft zu Stande gebracht worden. 

-$. 1. Um jevem Anlaß zu fünftigen Mißyerſtändniſſen mit Sicher- 
heit vorzubeugen, und jede mögliche Kollifion, die fich fowohl in Beziehung 
auf bie beiverfeitigen Länder felbjt, als auch in Beziehung auf die Ver— 
häftniffe der in denſelben liegenden fremden Befigungen, jet oder in 
Zukunft ergeben könnte, voraus abzufchneiven, wird eine Zerritorialpurifi= 
cations-Linie dergeftalt feitgefett, daß viefelbe eine volljtändige Scheidung 
des Territoriums, der Befigungen, ver Gefälle und der über Ingeſeſſene 
auszuübende Rechte, auch der damit verbundenen Hoheits-, Lehenherrlich- 
feit8- und Eigenthumsrechte aller Art, fowohl in den gegenfeitigen eigenen 
Staaten, als ven innerhalb ver gezogenen Linie gelegenen anderen Gebieten 
begründen folle, und daß folglich auf ver königl. bayerifchen Seite die 
Krone Württemberg — und auf ver königl. württembergifchen Seite 
bie Krone Bayern durchaus nichts von Hoheits-, Lehen- und Eigenthums- 
rechten, und allen andern rechtlichen Anjprüchen und Befugniffen mehr zu 
fuchen bat, vielmehr, fiänmtliche Rechte des einen der allerhöchiten Höfe, 
welcher Art fie feien, die auf ver entgegengefetten Seite der angenommenen 
Linie ftattfinden, Fraft gegenwärtigen Vertrages in ihrer vollen Kraft und 
Maafe auf ven andern königlichen Hof übergehen. 

8, 2. Diefe Linie nimmt ihren Anfang bei der Territorialgränze, 
welche bisher zwifchen dem Fürftenthum Ellwangen und ver Graffchaft 
Dettingen- Spielberg bejtanden, läuft nach diefer fort bis an die Gränze 
zwifchen Ellwangen und Dettingen-Balvern, zieht fih von da an weftlich 
um die Gebiete von Kapfenburg und Lauchheim, ſodann öſtlich um das 
Neresheimſche bis an die alte württemberg- und pfalzneuburgfche Gränze, 
wofelbft die Orte Difchingen, nebft ven übrigen daſelbſt gelegenen fürftl, 
tarisichen Befigungen, jedoch mit Ausnahme ver ehemals Klofter Neres: 
heimifchen, die für Württemberg verbleiben, für Bayern ausgefchieven 
find, läuft fodann nach der württemberg- pfalzneuburgifchen Gränze fort, 
fo daß Kaltenburg, Lantal, Stetten, Oberftogingen mit Bargenweiler, 
Riedhauſen, Regendorf, Schwarzwangen, Nieverftogingen, Biffingen, 
fammt Bechingen und Zöfchingen an Bayern fallen; dann geht fie nach 
ber alten württemberg-ulmifchen Gränze fort bis an die Herrfchaft Nech- 
berg, wofelbjt der rettenbacher Forſt, Degenfeld, Winzingen, Reichenbach, 
bie nördlich von den Schlößern Ramsberg und Staufened gelegenen Höfe, 
auch Bernbah und Salach, alles, mit feinen Markfungen Württemberg — 
Böhmenlirch, Weifenftein und Nenningen hingegen, ferner die Schlößer 
Ramsberg und Staufeneck, Klein- und Großfüßen mit ihren Markungen 
Bayern zufallen; won bier geht es über bie Fils zwifchen dem altulmifchen 
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und württembergifchen Gebiete bis an bie Gränze ver Herrſchaft Wiefen- 
fteig, längs ver öftlihen Seite dieſer Gränze bis an die Gegend von 
Merklingen, und von dort an der alt-württembergifchen Gränze fort, ven 
alt-württembergifchen Ort Lautrach für Württemberg einfchließend; Arnegg 
und Dietingen Württemberg — Herrlingen und Klingenjtein aber Bayern 
zutheilend — bis Ehritetten, von da nach der alt-württembergifchen Gränze 
fort, um die Marfung von Pfraunftetten und Donaurieven herum, wo— 
durch Wernau, Erbah, Donaurieven Bayern — und Difchingen Würt- 
temberg verbleibt — an die Donau, und von bort geht die Linie über 
die Donau hinüber und der Lauf der Riß bildet die Scheivung, doch fo, 
daß das Kurbaden zugehörige, ehemals biberachiche Gebiet außer aller 
Berührung bleibt. 

Wenn bier das Biberacher Gebiet, da man mit Seiner kurfürftlichen 
Durchlaucht von Baden hierüber noch nicht übereingefommen ift, berzeit 
außer aller Berührung bleibt, fo daß fich das Territorium von Bahern 
öſtlich, das Territorium von Württemberg aber wejtlich, um dasſelbe her- 
umzieht, jo haben jevoch beide königliche Höfe fich verbinplich erklärt, daß, 
wenn ber eine ober der andere das biberacher Gebiet in der Folge ver 
Zeit an ſich bringen follte, der erwerbende fönigliche Hof die auf der 
entgegengefetten Seite ver Riß gelegenen Gebietstheile von Biberach dem 
andern gegen gleichartige annehmbare Vergütung abzutreten habe; ober- 
halb des biberacher Gebiets theilt ſodann die Scheivungslinie das gräfl. 
walpfee’fche Gebiet, fammt vem dazu gehörigen Gericht Schwarzach auf 
pie württembergifche Seite und zieht ſich Wolfegg auf bayerifcher Seite 
(affend, an der Gränze ver Landvogtei Altvorf bis Berg hinab. Bon 
Berg ſcheidet die Linie Altvorf mit allen Beftanptheilen dieſes Amtes für 
Württemberg ab, und gebt in fchiefer Richtung, Unter- und Oberäden- 
reitte, Gundelbach, Lachen und Burach, diefe Orte für Württemberg nörb- 
lich lafjend, bis an die nordöftliche Seite der Markung von Ravensburg, 
ſodann die nördliche Seite von dieſer Marfung fort über die Schüßen, 
und dann die Schüßen herunter bis Oberbaumgarten, beides Bayern zur 
theilend; alsdann bis an die St. Yerger Kapelle, folche nördlich auf 
württembergijcher Seite lafjend, über die Aachbach bis an bie Stabt- 
marfung von Buchhorn, welche ganz auf die bayerifche Seite fällt und 
von da an den Bodenſee. 

8.3. Dan hat zwar bei ven bisherigen Unterhandlungen und bei 
Beſtimmung viefer Linie die Kolleffelfche Karte zum Grunde gelegt, und 
zu biefem Enve find zwei Exemplare diefer Karte von ben beiberjeitigen 
Bevollmächtigten unterzeichnet worben; e8 folfen dieſelben auch bei dem 
Bollzug diefes gegenwärtigen Vertrags zum Grunde gelegt werben, jedoch 
fo, daß in allen Fällen, wo fich zwifchen ven wahren Gränzen eines Lan— 
vestheild und ver kolleffelfchen Karte eine Verfchievenheit zeigt, nicht die 
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Karte, fondern die alte Gränze entfcheivet, infoferne nicht im vorherftehen- 
den 8. 2 eine ausprüdlich beftimmte Dispofition eine eigene Norm gibt. 

8. 4. Bei allen Orten, welche an diefer Linie und insbefondere auch 
an ven beiberfeitigen Ufern ver Riß und Schußen liegen, joll die Gränze 
bei dem Vollzuge des Vertrags fo reftificirt werben, daß bie ganze Mar- 
fung eines jeden Orts demjenigen Theil zufällt, auf deſſen Seite ver Ort 
felbjt gelegen ift, damit aus Vertheilung der Ortsmarfungen nicht gemein- 
Ichaftlihe Inconvenienzen entjtehen. 

$. 5. Da die an der Werniz gelegene Herrichaft Weiltingen durch 
obige Linie ganz von den übrigen württembergifchen Staaten abgefchnitten 
ift, fo wird für biefelbe ver freie Verkehr mit ven königl. württembergifchen 
Staaten fowohl, als mit den föniglich bayeriſchen Staaten und andern 
angränzenden Ländern dergeftalt bebungen und verbindlich zugefagt, daß 
feine Sperre over neuere Zollerhöhung folchen befchränten fol. Auch 
bleiben Seine Majeftät, ver König von Württemberg, befugt, zur Erhal- 
tung innerer Ordnung und Sicherheit diefer Herrfchaft, militärifche Com— 
manbi jeverzeit ungehindert dahin abzufenden. 

Dagegen wird königl. württembergifcher Seit8 ver Krone Bayern in 
Anfehung der Stadt Buchhorn der ungehinderte Gebrauch der bisherigen 
Straße für Salzfuhren, wie foldhe unter Defterreich ftattgefunden, zu- 
gefichert. 

Königlich bayerifcher Seits wird übrigens die Verbindlichkeit über- 
nommen, bie von Süßen über Wiefenftein bis an vie württembergifche 
Gränze ſchon beftehende Straße, als eine Vicinalſtraße, fo weit als das 
bayerifche Territorium reicht, unterhalten zu laffen, und daß zur Erleich- 
terung der Kommunifation mit der Hauptftabt Stuttgart, nicht nur dem 
freien Gebrauch dieſes Weges den königl. württembergifchen Behörden und 
Unterthanen fein Hinderniß entgegengefett, ſondern auch der Zoll von 
Kleinfüßen für diefelben nicht erhöht werben. 

$. 6. Ungeachtet durch die oben bezeichnete Linie die gegenfeitigen 
Abtretungen und Berzichtleiftungen im Allgemeinen fchon genau beftinmt 
find, fo hat man doch beiverfeits für gut angefehen, wenigftens die Haupt— 
gegenftänbe berfelben in gegenwärtigem Staatsvertrag namentlich auf- 
zuführen. 

Soldem nah wird von Seiner Majeftät dem König von Bayern 
für Sich, Ihre Erben und Regierungsnachfolger unter feierlicher Ver— 
zichtleiftung auf alle Rechte und Anfprüche an Seine Majeftät, ven König 
von Württemberg, abgetreten: 

Die Herrfchaft Wiefenfteig, das Obervogteiamt Deffingen, bie bisher 
föniglih bayeriſchen Unterthanen und Rechte in den Orten Wippingen, 
Ningingen und Yarthaufen; die Gebietstheile der Stadt Ravensburg am 
rechten Ufer der Schußen, umd zwar alfe biefe ZTerritorialgegenftände nach 
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bem voransgefegten Hauptgrundfag mit allen und jeden Hoheits-, Lehen— 
berrlichkeits:, Eigenthums- und Dienftbarfeitsrechten ohne Ausnahme, 
fodann die von dem Klofter Elchingen herrührende Weingült in Schorn- 
borf, die einzelnen Rechte, Güter und Gefälle zu Heilbronn, Wimpfen, 
Flein, Eßlingen, der zwifchen Heilbronn und Wimpfen gelegene Hipfelhof, 
nebft den dazu gehörigen Rechten, über dem Spital zu Wimpfen, ver 
rettenbacher Forjt, die im Württembergifchen gelegenen Kameralgegenftände, 
welche von dem Hoch- und Domitift Augsburg, von Ulm, von Pfalzneu- 
burg, vom Klojter Obermädlingen u. f. w. herrühren. 

Auf gleihe Weife werben von Seiner Majeftät vem König von 
Württemberg für Sich, Ihre Erben und Regierungsnachfolger, unter 
gleichmäßiger DBerzichtleiftung auf alle Rechte und Anfprüce an Seine e 
Majeftäit ven König von Bayern abgetreten: 

Das Stabsamt Gebfattel, das Stabsamt Nördlingen, die Schul- 
heiferei Raujtetten, das Amt Ausnang, das Amt Gebrazhofen; die jenfeits 
ber Linie liegenden Aemter der untern Yanbvogtei, nämlich: Boſchen, 
Pferrih, Grünfraut, Bodenegg und Eſchach, die Hoheit über Neuravens- 
burg, Bußmannshaufen, Orfenhaufen und Zell. 

Alle diefe Territorialgegenftände nach dem vorausgefegten Haupt- 
grundfag mit allen und jeden Hoheits-, Xehenherrlichkeits-, Eigenthums- 
und Dienftbarfeitsrechten ohne Ausnahme. Sodann die ſechs Lehenhöfe 
bei Eglisweiler, Rohrdorf und Beutels, die Pfleg Langenau; die Gefälle 
ver Pfleg Nieverftogingen und andere bisher im königl. bayerifchen Ge- 
biete bezogenen Gefälle. 

8. 7. Es verfteht fich jedoch von felbft, daß dieſe namentliche Auf— 
zählung ver Hauptgegenftände gegenfeitiger Abtretung ver oben $. 1 auf- 
gefteliten Regel durchaus nicht zum Präjudiz angeführt werben kann, viel- 
mehr auch die hier nicht benannten Gegenftände ebenfo gegenfeitig mit 
abgetreten und verzichtet fein follen, als ob fie hier ebenfalls namentlich 
aufgezählt worden wären, und daß es überhaupt im ausgevehnteften Sinne 
bei jenem burchgreifenden Grundſatz fein unabänderliches Verbleiben haben 
folf, daß feiner ver beiden fönigl. Höfe, auf ver entgegengefegten Seite 
ver Territorialllinie irgend ein Hoheits- oder Eigenthumsrecht, wie folches 
Namen haben möge, zuftehen foll. 

8. 8, Und da ein Hauptgefichtspunft bei der Webereinfunft über bie 
verglichene Linie zugleich dahin gerichtet war, daß fämmtliche wegen ber 
neu erworbenen vorderäfterreichifchen Befitungen zwifchen beiden königlichen 
Höfen entftanvene Mifverftänpniffe und gegenfeitig geäußerten Anfprüche 
dadurch gänzlich gehoben fein follen, fo erflären beive Allerhöchite contra- 
birende Theile zum Ueberfluß ſolches noch ausprüdlich, wie fie dann hier- 
durch gegenfeitig auf alle von ben vorderöſterreichiſchen Beſitzungen her- 
rühren mögende Anſprüche ohne Ausnahme, mithin insbeſonders von 
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föniglih württembergifcher Seite, auf bie ber Krone Bahern zuge- 
fallenen Herrichaften Wiblingen, Kirchberg, Wiejenhorn, ingleichen auf 
die ehemalig weingarten’schen durch Tauſch an Defterreich gefommenen, 
im vorarlberg'ſchen und tettnang’schen gelegenen Befitungen, und auf gleiche 
Weife von königl. bayerifcher Seite auf die Stadt Ehingen und deren 
Gebiet, Schelklingen, Urfpring u. ſ. w. feierlich Verzicht geleiftet wird. 

8. 9. Ebenfo verhält es ſich auch in Anfehung der teutfchorbenfchen 
Kommenden, Güter und Gefälle, indem fchlechthin vie gezogene Linie 
zwifchen beiden füniglichen Höfen ven Beſitz derſelben mit allen Hobeits-, 
Lehens- und Eigenthbumsrechten bejtimmen foll; wie dann auch vermög 
dieſes hier ebenfalls durchgreifenden Grundfages Seiner fünigl. Majeftät 
"von Bayern unter andern auf die Kommende Kapfenburg und Yauchheim, 
und Seine königliche Majeftät von Württemberg auf alle teutſchorden'ſche 
Befigungen im Rieß feierlich Verzicht leiſten. 

Was aber die auf die fönigl. württembergifche Seite fallende Kom— 
mende Altichhaufen insbefondere betrifft, jo werden zwar, ba, nachdem von 
dem vermittelnden kaiſerl. fönigl. franzöfifchen Geſandten Otto gemachten 
Vorſchlag, dieſelbe zwifchen den drei Höfen Bayern, Württemberg und 
Baden zu gleichen Theilen getheilt werben foll, Seine königliche Majeftät 
von Bahern ven bisher gehabten Beſitz diefer Herrfchaft an Seine königl. 
Majeftät von Württemberg abtreten und verzichten zugleich auf ven Ihren 
gebührenven vritten Theil derfelben, welchen Sie mit alfen Hoheitsrechten, 
Gütern und Gefällen an Württemberg abtreten. Es foll jedoch vie Ueber: 
laffung des Befiges diefer Herrichaft an Württemberg Seiner hurfürftl. 
Durchlaucht von Baden in Anfehung des Höchjtvemfelben gebührenven 
dritten Theils der Herrfchaft nicht zum Nachtheil gereichen. 

$. 10. Gedachte Linie macht auch die Norm ver gegenfeitigen Rechte 
und Berhältniffe in Anſehung ver ritterfchaftlichen Befigungen, über welche 
ebenfall® die Landeshoheit mit ihren Ausflügen demjenigen fönigl. Hofe 
zufällt, dem bie verglichene Linie dieſelbe zufpricht, in welcher Rückſicht 
die Höfe auch zugleich auf alle ältere Rechte und Ansprüche, welche ihren 
Häufern auf einzelne ritterfchaftliche Orte zuftanden, wie beſonders auf 
alle Lehenherrlichkeit, hiermit ausdrücklich Verzicht leiften, und folche ein- 
ander gegenfeitig abtreten. 

$. 11. Um jedoch durch diefe verfchiedenen Beſtimmungen nicht in 
die Privatverhältniffe ver Kommunen, piorum corporum etc. zu fehr ein- 
zugreifen, ſondern vielmehr vie Eriftenz dieſer Korporationen zu fichern, 
wird fejtgefekt: 

a) daß die Nechte, Befigungen und Gefälle, welche bürgerlichen Gemein- 
heiten, noch beftehenvden heiligen Fabriken, Armenpflegen, Spitälern 
und andern Korporationen, auch einzelnen Unterthanen in ven gegen- 
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feitigen Territorien, fo wie in den von benfelben iuflanirten fremden 
Diftriften zuftehen, denfelben, jevoch unter Vorbehalt der Souveräne- 
tät und Landeshoheit derjenigen Krone, in deren Territorium fie ge- 
legen find, auch in Zufunft wie bisher verbleiben follen, mit ver 
näheren Beitimmung, daß, wenn etwa an einem oder dem andern 
‚Orte die Lanveshoheit über vergleichen Befigungen bisher ftreitig 
gewefen fein follte, in Zukunft deren Anerkennung für venjenigen 
Hof, in deſſen durch jene Linie abgejonverten Theile fie fallen, feinem 
Anftand oder Widerfpruch unterworfen werben dürfe, 


b) Daß alle vergleichen Naturalerzeugniffe, auch Gülten, Zehenden von 
ven Vorſtehern und Adminiftratoren gebachter Korporationen, fo wie 
von den Grumdeigenthümern ungehindert und zolffrei von dem Orte 
der Produftion oder Erhebung in den Ort des Wohnfiges des Ad— 
miniftrators, Vorftehers oder Grundeigenthümers gebradt, und in 
deren Bezug durch Anlegung von Sperren, durch Abgaben oder auf 
andere Art nicht erfchwert werben bürfte; jevoch foll jedem Theil 
frei ftehen, die zur Vermeidung eines Interfchleifes nothwenbigen 
Manfregeln zu ergreifen. 


c) Daß dies namentlich auch in Anfehung der auf bie fönigl. württem- 
bergifche Seite fallenden Waldungen der Stadt Bopfingen gelten 
folfe, infofern folche wirklich diefer Kommune oder ihren piis cor- 

oribus angehören, und nicht bereits zu den königlich bayerifchen 

—— gezogen worden ſind, als in welch letzterem Fall ſie der 

Krone Württemberg zufallen. 

8. 12. Die Flüßchen Riß und Schußen ſind da, wo ſie die Gränze 
zwiſchen beiderſeitigen Territorien machen, nach Eigenthums- und Hoheite- 
recht gemeinfchaftlih. Der Gebrauch verfelben bis zu ihrem Ausfluße in 
die Donau und in ven Bodenſee joll für vie beiverjeitigen Unterthanen 
von feinem Theil erjchwert, auch ohne Einwilligung des andern fein 
Wafferzoll angelegt werben; vie Fiſcherei bleibt denjenigen, die fie herge- 
bracht haben mögen. 

8, 13. Nach Verlauf der erften vierzehn Tage von der mit mög- 
(ichfter Befchleunigung zu bewirfenven Ratification und Auswechslung diefes 
Vertrags find von ven beiden föniglihen Höfen bevollmädtigte Kom— 
miffarien zu ernennen, welche mit Zuziehung der Gränzbeamten nach 
ben vorftehenven vertragsmäßigen Beftimmungen vie Gränze in ihrem 
Detail rektificiren, mit Gränzzeichen verfehen, und eine genaue umſtänd— 
liche Gränzbejchreibung fertigen, viefe auch auf den beiven unterzeichneten 
Eremplaren ver kolleffelfchen Karte auftragen follen, welches Gefchäft zwar 
mit aller Pünktlichkeit, aber dabei mit möglichiter Befchleunigung unaus- 
geſetzt betrieben und vollendet werben muß. 
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8, 14. In Rückſicht auf den Revenüen-⸗Bezug wird ber Erfte Mat 
biefes Jahres als Abtheilungsnorm angenommen, und jeder Theil tritt 
von dieſem Termin an in ven Revenüen-Bezug der Abtretungsobjefte ein. 

Die Ausftände bei den Unterthanen und andern Schulpnern ber 
Kaffen bleiben ein Eigenthum des abtretenden Theile. Eine gegenfeitige 
Uebernahme verfelben hängt von beiverjeitiger Hebereinfunft und Abrech- 
nung ab. Sollte folche nicht zu Stande fommen, fo wirb jeder Theil 
feine Beamten anweiſen, fich gegenfeitig zu deren Beitreibung möglichft 
behilflich zu fein. 

$. 15. Damit durch diefe aus ven eingetretenen höheren und wich- 
tigen Gründen auf eine vefinitive Leberweifung ber gegenfeitigen Abtre- 
tungsobjefte mit Umgehung der fonft gewöhnlichen finanziellen Evalvationen 
gerichtete Uebereinfunft feiner ver kontrahirenden Allerhöchiten Höfe einem 
allzubeveutenden Verluſt ausgefetst werben fünne, wird hierdurch ausprüd- 
(ich feſtgeſetzt, daß in dem Fall, wenn einer ver beiven Föniglichen Höfe 
innerhalb einer Yahresfrift vom Tage der vollzogenen Uebernahme an 
gerechnet, einen die Summe von fünftaufend Gulden rheiniich über- 
fteigenden wahren und bleibenden Verluft an Revenüen entdecken jollte, 
und allenfalls gefinnt wäre, ven Erfag für das Surplus, nicht aber für 
die Summe von 5000 fl. felbft zu fordern, folcher von dem gewinnenden 
Theile ohne alle Schwierigkeit nach folgenden Grundfägen zu leiften fei: 

1. Unbeftändige Gefälle und Revenüen werben nach einem zwanzig: 
jährigen Durchfchnitt berechnet. 0) 

2. Die ftändigen dagegen nach einem Maaßſtab, wie fie vor dem Krieg 

- bezogen wurden, berechnet. _ 

3. Der Ertrag der Waldungen wird nach Verfchievenheit des Grund 
und Bodens und ber Holzgattung berechnet, und nach brei Klaſſen, 
bie erfte zu Ein Gulden Sechs und dreißig Kreuzer, die zweite 
Klafje zu Ein Gulden Zwölf Kreuzer und die dritte zu Acht und 
Bierzig Kreuzer jährlichen Ertrages, auf ven Morgen angefegt. 

4. Soll dabei feine Rüdficht genommen werden, ob der Ueberſchuß in 
ftändigen oder unftändigen Gefällen bejtanden bat, ſondern lediglich 
ber nach obigem Maaßſtab berechnete jährliche Verluſt erfegt werben. 
Dabei können aber vie ritterfchaftlichen Steuern, fowie die Revenüen 
von Deutfchordensgütern (Altichhaufen und ven bei ven Unterhand— 
(ungen mit aufgerechneten Ort Difchingen ausgenommen) nicht mit 
in den Kalkul gezogen werben. 

8. 16. Die bei ven gegenfeitig abzutretenden Aemtern befinplichen 
Beamten und übrigen Angeftellten find bei ihrem bisherigen Gehalts- 
bezug zu belaffen. 

$. 17. Alle Abtretungsobjekte, welche zu ven von beiven Kronen vor 
dem Preßburger Frieden befeffenen Landen gehören, werben frei von allen 
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Staatsſchulden (die einft zu regulirenden Kreisſchulden allein ausgenommen) 
gegenfeitig übergeben; dabei verfteht e8 fich von felbit, daß die Kommunen 
ihre Kommunſchulden forthin auf fich behalten. 

Was die Vertheilung der auf den durch den Prefburger Frieden neu 
acquirirten Landen allenfalls haftenden Staatsfchulden betrifft, jo hat bie 
Krone Wiirttemberg davon den ganzen, auf bie untere Landvogtei fich 
feiner Zeit etwa ergebenden Betreff und die Hälfte des Betreff auf vie 
obere Landvogtei zu übernehmen, weil die Krone Bayern Staatsſchulden 
freie Hequivalente dagegen cevirt hat. 

Die auf den Kaſſen ver ehemaligen Ritterfantone Donau und Kocher, 
wovon der Krone Bayern durch die gezogene Linie mehrere Rittergüter 
zufalfen, haftenden Echulven follen nach dem Steuerfuß vertheilt werben. 
Eben nad dieſem Fuße hat auch jever Theil zu den nach ven firirten 
Bejoldungen und rechtmäßigen Dienftemolumenten zu regulirenden Penfionen 
der ehemaligen Kantonsdireftoren, Ritterräthe, Konfulenten und übrigen 
Dffizialen und Diener beizutragen. 

Die gemeinfchaftliche Regulirung dieſer Verhältniffe wird von beiden 
fönigl. Höfen in den erjten zwei Monaten nach der Ratification dieſes 
Vertrags veranftaltet werben. 

8. 18, Die in ven beiverfeitigen älteren, und feit dem Preßburger 
Frieden in Befig genommenen Archiven und Negiftraturen befinplichen 
Urfunden und Aften, welche vie Abtretungsobjefte des einen oder andern 
Theils betreffen, jollen wechjelfeitig getreulich und ohne allen Rückhalt 
ausgeliefert, und hierzu eigene Kommiffarien ernannt werben, bie das 
Auslieferungsgefchäft an Ort und Stelle beforgen. 

8. 19. Sollten wider Verhoffen über den Sinn einzelner Stellen 
dieſes Staatsvertrages Zweifel und Mißverftänpniffe entjtehen, fo werben 
beide fönigl. Höfe nach ihren gegenfeitigen freundfchaftlichen Gefinnungen 
alles anwenden, um biefelben auf die freundfchaftlichite Weife zu heben. 

Auf den Fall aber, wenn ver Zwed auf folche Art ja nicht zu er- 
reichen wäre, fo vereinigen fie fich hierdurch, und machen fich feierlich 
verbindlich, zu deren Entfcheivung gemeinfchaftlich ein Aufträgalgericht in 
dem Maafe nieder zu‘ fegen, daß jeder Hof biezu aus ven Räthen und 
Glievern der höheren Gerichtshöfe des andern Drei wähle Dieſe Sehe 
haben fich dann über einen Präfiventen des Gerichts gemeinjchaftlich zu 
vereinigen. 

Wenn fie nicht darüber übereinfommen follten, fo wählen vie brei 
bayeriſchen Beifiger aus den württembergifchen und biefe aus ben 
bayerifchen höhern Dienern Einen und das Loos foll dann entſcheiden, 
welcher von beiden dem Gericht vorfigen, und wenn paria entjtehen foll- 
ten, das Votum decisivum führen joll. 
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Bei dem Ausfpruch dieſes Gerichts, welchem fich beide königl. Höfe 
zum Boraus unterwerfen, foll e8 fovann fein unabänderliches Verbleiben, 
und biefer Ausspruch eben die Kraft haben, als ob er biefem Staatsver- 
trag wirklich einverleibt wäre. 


8. 20. Bon dem Tage ber Unterfchrift werben längftens innerhalb 
vierzehn Tagen der allerhöchſten NRatificationen und Auswechslung ver 
Bertragsurfunden erfolgen, und unmittelbar darauf die Anordnungen zur - 
Vollziehung getroffen werben. 


Geſchehen, unterzeichnet und unterfiegelt. München ven 3. Juni 1806. 


Unterzeichnet: 
(L. S.) Frhr. v. Montgelas. (L. S.) Frhr. v. Bothmer. 
(L. S.) Frhr. v. Rechberg. (L. S.) v. Wucherer. 
In fidem copiae 
Baumüller, 


geheimer Regiftrator des auswärtigen, Miniftertums. 
Defterreicher Ardiv Jahrg. I. St. VI. Nr. XIV. ©, 15. 
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IV. Einweiſung Sr. Majeftät des Königs von Bayern in die gefürſtete 
Grafſchaft Sternftein. München den 8. September 1806. 


Sa Majeste, l’Empereur des Frangais, Roi d’Italie et Protecteur 
de la Confederation du Rhin, empresse de voir mettre à éxécution les 
dispositions du trait& conclu à Paris le douze Juillet dernier, à autoris& 
Son Altesse le Prince Alexandre Berthier, Duc de Neufchatel et Valengin, 
ministre plenipotentiaire pour l’öchange des ratifications du dit traite, 
à nommer des commissaires pour remettre aux Etats confederes du 


Rhin, les possessions qui leur sont assignés par le sus-dit traite. 


En cons@quence Mr. Joseph Mathias Fririon, officier de la legion 
d’honneur, inspeeteur aux revues, nomme commissaire par son Altesse, 
le Prince Alexandre, a regu l’ordre de se concerter avec son Excel- 
lence, Mr. Baron de Montgelas, ministre et commissaire de sa Majeste, 
le Roi de Baviöre, pour effectuer la remise de pays soumis & la sou- 
verainet® de sa dite Majeste, et apres avoir reciproquement &change 
les pleinspouvoires, Mr. Fririon a declare que conformement aux ordre 
de sa Majest# l’Empereur Napoleon, il a remis et remet a S. E. Mr. 
le Baron de Montgelas, le pays de comt& de Sternstein, avec ses de- 
pendances, pour, à compter de ce jour, sa Majeste, le Roi de Baviere 
en jouir en toute souverainet6 en y comprenant les terres &questres, 
complettement enclavees dans le dit pays. Quant aux autres terres 
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“ 
&questres qui toucheraient & d’autres Etats de la Federation, elles ne 
pourront &tre occupees par Sa Majeste, le Roi de Baviere, que lors- 
que le partage en aura été fait conform&ment & la lettre et au sens 
de l’art 25 du trait& de Paris. 


1) 


2) 


3) 


Cette remise a été faite sous les conditions suivantes. 


Sa Majest#, le Roi de Baviere s’engage à proteger les er&anciers 
ou pensionnairs qui dans ce pays nouvellement soumis & sa sou- 
verainete, peuvent avoir ses droits en vertu du reces de l’Empire 
de 1803. | 


Sa Majeste, le Roi de Baviere contribuera an payement des dettes 
actuelles du Cercle, non seulement pour ses possessions anciennes, 
mais aussi pour les territoires qui par le present acte sont soumis 
à sa souverainet& conform&ment à l’article 29 du trait6, 


Les dettes propres du pays du comt& de Sternstein passant sous 
la souverainete de sa Majeste, le Roi de Baviere, seront partag6es 
entre lui et le comt& de Sternstein dans la proportion des revenues 
que le dit comt& doit conserver d’apres l’article 27 du traite, et 
de ceux que Sa Majeste, le Roi de Baviere acquiert par le present 
acte (Article 30). 


4) Les individus employes dans l’administration publique du pays du 


comt& de Sternstein, que Sa Majeste, le Roi de Baviere ne jugerait 
pas & propos de conserver dans leurs emplois, jouiront d’une pen- 
sion de retraite &gale à cette que les tois et reglemens des anciens 
Etats de Sa Majeste, le Roi de Baviere accordent aux officiers 
du m&me grade. 


5) Le comt& de Sternstein jouira de tous les droits qui sont assur6s 


par les articles 27, 28 et 31 du trait& de Paris, et Sa Majest6, 
le Roi de Baviere tiendra la main & ce qu’aucun de ses tribunaux 
n’y porte atteinte. 


De tout ce que dessus, accepte par S. E. Mr. le Baron de Mont- 


gelas au nom de son Souverain, nous avons dress& le present proces 
verbal en six expeditions. Copie en a été remise aux autorites admi- 
nistratives, pour ötre deposee aux archives du comte de Sternstein et 
notifi6e par elles & leurs dependances. 


Fait a Munich le 8. Septembre 1806. 
Montgelas. Fririon. 
Defterreiher Archiv Jahrg. I. St. II. ©. 84, 
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V. Einweifung Sr. Majeftät des Königs von Bayern in das Fürften- 
thum Schwarzenberg. *) München den 8. September 1806. 


Die königlich bayerifche, fürſtlich Schwarzenbergiſche proviforifche 
Regierung dahier bringt andurch zu Jedermanns Kenntniß die nachfolgen- 
ven drei Aktenſtücke, vermittelft welcher zufolge der rheinischen Bunvesacte 
vom 12. Yuli d. Irs. die volle Souveränetät über das Fürſtenthum 
Schwarzenberg und alle vejjen Zugehörven, Namens Seiner Majeftät 
des Kaiſers der Franzofen und Königs von Italien an Seine fönigliche 
Majeftät von Bayern überwiefen, und von Allerhöchitvero hieher verorb- 
netem Commissario subdelegato heute ven 25. September 1806 in Befit 
genommen worben iſt. 


1. 

Im Hauptquartier zu München ven 8, September 1806. 

Große Armee. | 
Nro. 

Fririon, Inspecteur aux Revues, Generalkommiſſär Seiner Maje— 
ftät des Kaifers und Königs Napoleon zur Uebergabe ver an Seine 
Königliche Majeftät von Bayern übergegangenen Ländern; ben Herren 
Negierungsmitglievdern des Fürftentbums Schwarzenberg. 


Meine Herren! 


Durch den rheinischen Bundesvertrag vom 12. Juli d. Is. kommt 
das FürftentHum Schwarzenberg unter die Souverainetät Sr. Majeftät 
des Königs von Bayern. Don Sr. Majeftät dem Kaifer und König 
Napoleon zur Uebergabe an Se. Majejtit den König von Bahern beauf- 
tragt, mache ich Ihnen den Alt befannt, welcher diefe Uebergabe enthält. 

Obrigfeiten und Einwohner des Fürftentbums Schwarzenberg und 
„Seiner Dezenvenzen! Cie find num von dem Eid der Treue an Ihre alte 
Konftitution entbunden. Von nun an find Sie diefe Treue Ihrem neuen 
Souverain ſchuldig und gegen Se. Majeftät ven König von Bahern follen 
Sie nun und werben Sie, ich bin deſſen überzeugt, dieſe Anhänglichkeit 
begen. Die beftändige Sorgfalt Sr. Majeftät für das Wohlergehen 
Ihrer Unterthanen ift Ihnen ein ficherer Bürge für den Eifer, mit dem 
Diefelbe für Ihr Glüd wachen werben. 

Ich empfehle Ihnen, meine Herren, Yhre Untergeorpneten auf ber 
Stelle von dem Mebergabs-Protofoll, das ic Ihnen bier übermache, in 
Kenntniß zu ſetzen und ihm alle jene Publizität zu geben, welche feine 
Wichtigkeit erfordert. Belieben Sie mir den Empfang zu melden und 

*) Die Protokolle über die Einmweifung ber Fürſtenthümer Dettingen und Hoben- 


lohe, der Grafſchaft Kaſtel und der Herrſchaften Wiefentheid und Limbur«: Spedfelb 
find wörtlich gleichlautend mit dem Obenftebenden. 
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Ihrem Briefe ein Verzeichni der Vefigungen beizufügen, aus denen das 
FürftentHum Schwarzenberg und feine Zugehörenven beftehen, mit ver 
fummarifchen Angabe ihrer Bevölkerung. 
Der Generalflommifjär Sr. Majeftät des Kaifers und Königs Napoleon. 
Fririon. 


| 2. 
Protofoll über die Einweifung der Souveränetät des Fürftenthums 
Schwarzenberg. 

Se. Majeftät der Kaifer von Franfreih und König von Stalien, 
Proteftor des rheinifhen Bundes, Allerhöchftwelcher ven Inhalt des 
unterm 12. Juli zu Paris abgejchloffenen Vertrages ohne Aufenthalt in 
Erfüllung gebracht wifjen wollen, haben ven zur Auswechslung der Rati- 
fications = Urkunde bevollmächtigten Herren Fürften Alexander Berthier, 
Herzogs von Neufhatel und Valengin Durchlaucht, ermächtigt, Kommif- 
farien zur Uebergabe ver den Bundesgliedern durch den Vertrag zuge 
falfenen Befigungen zu ernennen. 

In deſſen Gemäßheit ift Herr Joſeph Mathias Fririon, Officer 
von der Ehrenlegion und Inſpekteur aur Revues von Sr. Durchlaucht 
dem Fürften Alexander als Kommiſſär ernannt und beauftragt worden, 
fih mit dem von Sr. Königlichen Majeftät von Bayern ernannten Rome 
miffär, vem Herrn Staatsminifter Freiheren von Montgelas Ercellenz, 
wegen ver Uebergabe ver Sr. Königlichen Majeftät Souverainetät unter- 
worfenen Länder in das erforderliche Einvernehmen zu fegen. 

Nachdem nun die VBollmachten gegenfeitig ausgewechjelt worben find, 
bat Herr Fririon die Erklärung gemacht, daß er den allerhächiten Be— 
fehlen Sr. Majeftät des Kaiſers Napoleon zu Folge dem Freiherrn von 
Diontgelas übergeben habe und anmit übergebe: 

Das Gebiet des Fürſtenthums Schwarzenberg in Franken mit ten 
Zugebörven *) in ver Art, daß Se. Königl. Majeſtät von Bayern von 


*) Die andern fünf Uebergabs-Protokolle für das Fürſtenthum Dettingen und Hoben- 
Iobe, die Grafihaft Kaftel, fo wie die Herrichaft Wiefentheid und Spedfeld lauten 
wörtlich wie obiges, nur daf in der bezüglichen Stelle wie hier bie Aenberung eintritt: 

Die Gebiete der Fürftenthümer Dettingen und was bie genannten 
Fürſten bisher befeffen haben nebjt Zugehörungen. 

Das Gebiet und die Zugehörungen des Fürjtenthums Hohenlohe, welche 
in der Marfgrafichaft Ansbach und dem Gebiete von Rothenburg 
eingefchloffen find, namentlich die Oberämter Schillingsfürſt und 
Kirchberg, mit ihren Zugehörungen, fo wie die Fürften von Hohen- 
lohe fie bis jetzt beſeſſen haben. ; 

Das Gebiet ver Grafſchaft Kaſtel nebft ihren Zugehörungen. 

Das Gebiet ver Herrfchaftt Wiefentheid nebft ihren Zugehörungen. 

Das Gebiet ver Herrihaft Spedfeld nebſt ihren Zugehörungen. 
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dem heutigen Tage an bie volle Souverainetät barüber befigen folfen, 
mit Inbegriff aller ritterfchaftlichen Befigungen, welche volljtändig in 
dieſes Gebiet eingefchloffen find. 

Was jene ritterfchaftlichen Orte anlangt, welche an andere Staaten 
des Bundes gränzen, jo fönnen fie nur dann von Sr. Majeftät dem König 
von Bahern in Befig genommen werben, wenn die Zutheilung ganz in 
Gemäßheit des buchftäblichen Sinnes vom 25. Artikel des Parifer Traf- 
tats gefchehen ift. 

Diefe. Uebergabe ift unter folgenden Bedingungen vorgenommen 
worben: 

1) Seine Majeftät der König von Bayern verbinden ſich, die Gläu- 
biger und Benfioniften zu beſchützen, welche in dieſem Seiner Souverainetät 
neu unterworfenen Lande Nechte haben können, Fraft des Neicherezefies 
von 1803. 

2) Seine Majeftät der König von Bayern wird zur Bezahlung ver 
gegenwärtigen Kreisfchulden beitragen, wicht allein für Geine alten 
Befigungen, ſondern auch für das Gebiet, welches durch ven gegenwärtigen 
Alt Seiner Souverainetät unterworfen ift, in Gemäßheit des 29, Artikels 
diejes Zraftate. 

3) Die eigentlichen Landesſchulden des Fürſtenthums Schwarzenberg, 
welches unter die Souverainetät Sr. Majeftät des Königs von Bayern 
übergeht, werben unter Ihm und dem Fürſten von Schwarzenberg in 
dem Berhältniffe ver Einkünfte vertheilt werben, die der befagte Fürft in 
Folge des 27. Artikel des Traftats behalten joll, und jenen, die Sr. 
Majeftät dem König von Bayern durch ben gegenwärtigen Akt zufallen. 
(Art. 30.) 

4) Diejenigen Bebienfteten des Fürftenthums Schwarzenberg, welche 
Se. Königl. Majeftät in dem Staatsbienfte nicht ferner zu verwenden 
gedenken, follen eine Penfion beziehen, welche derjenigen gleich ift, vie 
den Beamten von demfelben Grabe nach ven Gefegen und der Verfaffung 
ber älteren Staaten Sr. Majeftät verwilligt wird. 


5) Der Fürft von Schwarzenberg wird alle jene Rechte geniehen, 
bie ihm durch den 27., 28. und 31. Artifel des Parifer Traftats zuge- 
fichert worven find, und Se. Majeftäf ver König von Bahern wird dar— 
über wachen, daß feine von-Allerhöchſtdero Gerichtsjtellen fich einen Eingriff 
erlaube. 

Ueber alles Dasjenige, was nach dem vorjtehenven Inhalt Se. Ex— 
celfenz der Freiherr von Montgelas im Namen feines Souverains aner- 
kannt hat, haben wir das gegenwärtige Protokoll in fechs Exemplaren 
gefertigt; eine Abjchrift davon ift ber Apminiftrativ - Behörde zugeftellt 


* 
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‚  worben, um folche in dem Archive des Fürftenthums zu hinterlegen und 
weiter befannt zu machen. 


Gefchehen zu München ven 8. September 1806, 
Montgelase. | Fririon. 
Schwarzenberg ven 25. September 1806. 


3. 
Königlide Vollmacht. 
Wir Marimilian Joſeph, 


von Gottes Gnaden König von Bayern ac. ıc. 
thun fund und fügen hiermit zu wiffen: 


Nachdem Wir befchloffen haben, von der vermöge bes rheiniſchen 
Bundesvertrags Unſerem Königreiche theils mit Eigenthum und Souve— 
rainetät, theils nur mit Souverainetät zugewieſenen Landen und Gebieten 
Beſitz ergreifen zu laſſen und Unſere Regierung nach Maßgabe jenes 
Traktats darin anzutreten, jo ertheilen wir Unſerem Kämmerer, wirklichen 
geheimen Rath, General-Kommiſſär von Franken und Ritter des St. 
Hubertus-Ordens, Friedrih Grafen von Thierheim, hierdurch Vollmacht, 
in Unferem Namen von den im genannten Vertrag Uns zugetheilten und 
durch den Bevollmächtigten Sr. Majeftät des Kaiſers von Franfreih und 
König von Stalien durch einen befonveren Alt an Uns bereits überwie- 
jenen Landen und Gebieten, nämlich in Gemäßbeit des Art. 17. des 
genannten Vertrages die vormalige Reichsſtadt Nürnberg und ihr ſämmt— 
liches Gebiet mit allen Zugehörungen, mit Cigenthum und Souverainetät, 
fowie in Gemäßheit des Art. 24. des nämlichen Traftats das Fürſten— 
thum Schwarzenberg, die Grafichaft Kaftel, die Herrichaft Spedfeld und 
Wiefentheid, das Fürſtenthum Hohenlohe, fo weit vasfelbe in der Mark: 
graffchaft Ansbach und in dem Gebiete von Rothenburg inclavirt ift, 
namentlich die Hohenlohe’schen Aemter Schillingsfürft und Kirchberg, dann 
bie Fürfterthümer Dettingen mit voller Souverainetät in Befig zu nehmen 
und nach Anhalt des angeführten Patents und Unferer näheren In— 
ftruftion die zur Vollziehung desſelben erforverlichen Anordnungen und 
Verfügungen zu treffen; Wir erwarten, daß Allem, was derſelbe hiernach 
durch fich oder feine fubftitwirten Kommiffäre, wozu Wir ihn autorifiren, 
anordnen und verfügen wird, von fämmtlichen Befigern bemerkter Lande 
und Gebiete, fowie von ihren Beamten und Unterthanen ſchuldige Folge 
werde geleijtet werben. 


Urkundlih unter Unferer allerhöchfteigenhändigen Unterſchrift und 


Unferes Königl. Inſiegels. 
28 
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So geichehen in Unferer Haupt und Reſidenzſtadt München ben 

8. September 1806. 
| (L. S.) Mar Joſeph. 

Frhr. v. Montgelas. 


Vollmacht für den k. General-Landes- / 
Kommiflär Gr. v. Thürheim zur Befiger- 
greifung ber in dem rheinifchen Bunbdes- 
Bertrag Sr. Majeftät zugewiejenen Lande 
unb Gebiete betreffend. 


Auf den Grund vorjtehender ächter Vollmachts-Abſchrift wird ver 
fgl. bayeriſche Landesvireftions- Rath Stumpf als fubbelegirter Kommif- 
farius ernannt, um die Befignahme der Souverainetät des Fürftenthums 
Schwarzenberg mit allen deſſen Zugehörven zu vollziehen und das Erfor- 
verliche anzuorbnen. *) 

Urfundlich der beigeprucdten Unterfchrift und Siegelung. 

So geſchehen Ansbach am 19. September 1806. 

(L. S.) Graf von Thürheim. 
Stürmer. 
Zur Beglaubigung der Abichrift. 
Zäuner, Kommiſſ.Akt. 

Schwarzenberg ven 25. September 1806. 

(L. S.) Kgl. Bayerifche, fürftl. Schwarzenberg'ſche proviforifche Regierung. 
Defterreiher Arhiv Jahrg. I. St. II. Nr. XXVIII. ©. 88. 


VI. Einweifungs-Protofoll Seiner Majeftät des Königs von Bayern 
in die Befigungen des Fürften und der Grafen von Fugger. 
München den 8. September 1806. 


Sa Majeste, l’empereur des Francais, roi d’Italie, protecteur de 
la confederation du Rhin, empresse de voir mettre & ex&cution les dis- 
positions du traité conclu a Paris le douze juillet dernier, a autorise 
Son Altesse, le prince Alexandre Berthier, duc de Neufchatel et Va- 
lengin, ministre plenipotentiaire pour l’echange des ratifications du dit 
traitö, & nommer des commissaires pour remettre aux états conf&deres 
du Rhin, les possessions qui leur sont assignees par le susdit traite. 

En consequence, Monsieur Joseph Mathias Fririon, officier de la 
legion d’honneur, inspecteur aux revues, nommé commissaire par Son 





*) Zur Befitergreifung ber Herrichaft Wieſentheid wurbe ber Lanbesbireftionsrath 
Werner, zur Beſitznehmung ber Graffchaft Kaftel und der Herrichaft Spedfelb ber 
Landesdireltionsrath Rupp zu Bamberg ernannt. 
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Altesse, le prince Alexandre, a regu l’ordre de se concerter avec Son 
Excellence, Monsieur le baron de Montgelas, ministre et commissaire 
de Sa Majeste, le Roi de Baviere, pour effectuer la remise des pays 
soumis & la souverainet de Sa dite Majeste, et apres avoir r&eipro- 
quement change les pleins-pouvoirs, Monsieur Fririon a declare que 
conformement aux ordres de Sa Majest€e, l’empereur Napoleon, il a 
remis et remet a S. E. Mr. le baron de Montgelas, le pays des posses- 
sions des princes et comtes de Fugger, tel qu'il a &te possed& jusqu’& 
present par les prince et comtes de cette maison, avec leurs d&pendances, 
pour & compter de ce jour, Sa Majeste, le roi de Baviere en jouir en 
toute souverainete, en y comprenant les terres &questres complettement 
euclavees dans le dit pays; quant aux terres &questres qui toucheraient 
a d’autres éêtats de la federation, elles ne pourront ötre occupees par 
Sa Majeste, le roi de Baviere, que lorsque le partage en aura été fait, 
conformement à la lettre et au sens de l’article 25 du trait& de Paris. 
Cette remise A été faite sous les conditions suivantes: 

1. Sa Majeste, le roi de Baviere, s’engage à proteger les erean- 
ciers ou pensionnaires qui, dans ce pays nouvellement soumis & Sa 
souverainete, peuvent avoir des droits en vertu du r&ces de l’&mpire 
de 1803. 

2. Sa Majeste, le roi de Baviere contribuera au payement des 
dettes actuelles du cercle, non seulement pour Ses possessions anciennes, 
mais aussi pour les territoires qui, par le present acte, sont soumis & 
Sa souverainete, conformement & l’article 29 du traite. 

3. Les dettes propres du pays des possession des princes et 
comtes de Fugger, passant sous la souverainete de Sa Majeste, le 
roi de Baviere, seront partagées entre lui et les prince et comtes de 
Fugger, dans la proportion des revenues que les dits prince et comtes 
doivent conserver, d’apres l’article 27 et de ceux que Sa Majeste, le 
roi de Baviere acquiert par le present acte (art. 30.). 

4. Les individues employes dans l’administration publique du 
pays des principautes et comtes de Fugger, que Sa Majeste, le roi de 
Baviere, ne jugerait pas & propos de conserver dans leurs emplois, 
jouiront d’une pension de retraite egale à celle que les loix et regle- 
mens des anciennes &tats de Sa Majeste, le roi de Baviere, accordent 
aux officiers du möme grade. 

5. Les princes et comtes de Fugger jouiront de tous les droits 
qui leur sont assurees par les articles 27, 28 et 31 du trait& de Paris, 
et Sa Majeste, le roi de Baviere tiendra la main a ce qu'aucun des 
Ses tribunaux n'y porte atteinte. 

De tout ce que dessus accepte par S. E. M. le baron de Mont- 
gelas au nom de son souverain, nous avons dress& le present proces 
28* 
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verbal en six expeditions; copie en a été remise aux autorites admini- 
stratives, pour &tre döpösee aux archives des principautes et comtes, et 
notifite par elles à leurs dependances. 
Eait à Munich, le 8. septembre 1806. 
Montgelas. Fririon. 


- Defterreiher Archiv Jahrg. I. St. V. Nr. VII. ©. 27. 


VII. Protokoll über die Einweiſung Seiner Majeftät des Königs 
von Bayern 


a) in die Burggrafichaft Winterrieden (Defterreiher Archiv Jahrg. I. 
- &.V. Nr. VII. ©. 29.), 

b) in die Graffchaft Edelſtetten (Defterreicher Archiv Jahrg. I. St. V. 
Nr. IX, ©. 31.), 

e) in die Herrihaft Tannhauſen (Defterreicher Archiv Jahrg. I. St. V. 
Nr. X. ©. 32.), 

d) in die Herrfhaft Buxrhauſen (Defterreicher Archiv Jahrg. J. St. V. 
Nr. XL ©. 34.), 

e) in die Befiungen des Fürften von Thurn und Taris, an ber 
Nordgränze des Fürftenthums Neuburg (Defterreicher Archiv Jahrg. I. 
St. VI. Nr. X. ©. 11.) 

wörtlich mutatis mutandis mit dem vorftehenden Einweifungs- Protofoll 

sub Nro. VI. übereinftimmend. Sämmtlich vom 8. September 1806. 


VIII. Protokoll über die Eimweifung Seiner Königl. Majejtät von 
Bayern in die Kommende Rohr. München den 8. Sept. 1806. 


Sa Majeste, l’empereur des Frangais, roi d’Italie et protecteur de 
la confederation du Rhin, empress& de voir mettre à execution les dis- 
positions du trait& conclu & Paris le douze juillet dernier, a autorise 
Son Altesse, le prince Alexandre Berthier, duc de Neufchatel et Va- 
lengin, ministre plenipotentiaire pour l’&change des ratifications du dit 
trait6, a nommer des commissaires pour remettre aux 6tats confederes 
du Rhin, les possessions qui leur sont assignées par le susdit traite. 


En consequence, Mr. Joseph Mathias Fririon, officier de la legion 
d’honneur, imspecteur aux r&vues, nommé commissaire par S. A. le 
prince Alexandre, a regu l’ordre de se concerter avec S. E. Mr. le 
baron de Montgelas, ministre et commissaire de S. M. le roi de Baviere, 
pour effectuer la remise des pays c&des à Sa dite Majeste et soumis 
à sa souverainet6, et apres avoir reciproquement échangé les pleins- 
pouvoirs, Mr. Fririon a declard que conformement aux ordres de S. M. 
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l’empereur Napoleon, il a remis et remet à S. E. Mr. le baron de 
Montgelas la commanderie de Rohr de l'ordre teutonique avec ses de- 
pendances, pour à compter de ce jour S. M. le roi de Baviere posseder 
la dite commanderie, soit ef suzerainete, soit en toute propriété et 
souverainete, de la möme maniere que la possedait Mr. le commandeur 
actuel au moment de la cession; tous les droits que le dernier pos- 
sesseur n’aura pas fait valoir &tant consideres comme &teints, dans le 
cas sur tout oü ces droits tourneraient au pre&judice d’un autre état de 
"la federation. 


Cette remise a été faite sous les conditions suivantes: 


1) Les droits acquis à des er&anciers ou pensionnaires par le récès 
de l’empire de 1803 leur sont inviolablement reserves. En con- 
sequence S. M. le roi de Baviere prend sur lui le soin de satisfaire 
ceux dont le payement aura éêté assigne sur la commanderie de 
Rohr et ses dependances par le susdit récès. 


2) S. M. le roi de Baviere s’engage & contribuer au payement des 
dettes actuelles du cercle en proportion de ce nouvel accroisse- 
ment de territoire. 


3) Les individus employ&s dans l’administration publique du pays 
de la commanderie de Rohr, que S. M. le roi de Baviere ne 
jugera pas à propos de conserver dans leurs emplois jouiront 
‘d’une pension de retraite, &gale à celle que les lois et les regle- 
mens accordent aux officiers du m&eme grade dans les anciens 
etats de Sa dite Majeste. 


Les membres des ordres religieux ou militaires, qui pourront £&tre 
en consäquence du trait& de Paris deposedes ou secularises, recevront 
une pension annuelle et viagere proportionnee au revenu dont ils jouis- 
saient, à leur dignit& et & leur äge et hypothéquée sur les biens dont 
ils etaient usufruitiers. 


De tout ce que dessus, accept& par Son Exec. Mr. le baron de 
Montgelas au nom de son souverain, nous avons dress& le present 
proces-verbal en six expeditions; copie en a éêté remise aux autoritds 
administratives pour ötre deposde aux archives et notifiée par elles à 
leurs dependances. 

Fait à Munich le 8. Septembre 1806. 

Montgelas. Fririon. 


Defterreiher Archiv Jahrg. I. St. VI. Nr. XI. ©. 11. 
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IX. Protokoll über die Ginweifung Sr. fünigl. Majeftät von Bayern 
in die Kommende Waldſtetten d. d. München ven 8. Sept. 1806. 


(Wörtlich (mutatis mutandis) gleichlautend mit vorjtehendem Protofolfe 
sub VIII über die Kommende Rohr.) 
Defterreiher Archiv Jahrg. I. St. VI. Nr. XII. ©. 13, 


X. Protofofl Über die Einweifung Sr. fönigl. Majeftät von Bayern 
in bie Heerftraße von Memmingen nach Lindau. München ven 
8. September 1806. 


Sa Majeste, l’empereur des Frangais, roi d’Italie et protecteur de 
la confederation du Rhin, empresse de voir mettre a execution les 
dispositions du trait& conclu a Paris le douze juillet dernier, a auto- 
ris6 Son Altesse, le prince Alexandre Berthier, duc de Neufchatel et 
Valengin, ministre plenipotentiaire pour l’&change des ratifications du 
dit traite à nommer des commissaires pour remettre aux etats con- 
federes du Rhin, les possessions qui leur sont assigndes par le susdit 
traite. 

En consequence, Mr. Joseph Mathias Fririon, officier de la legion 
d’honneur, inspecteur aux revues nomme commissaire par S. A. le 
prince Alexandre, a regu l’ordre de se concerter avec S. E. Mr. le 
baron de Montgelas, ministre et commissaire de S.M. le roi de Baviere, 
pour effectuer la remise des pays soumis a la souverainete de Sa dite 
Majeste, et apres avoir reciproquement &change les pleins-pouvoirs, 
Mr. Fririon a declar6 que conformement aux ordres ‘de S. M. l’empereur 
Napoleon, il a remis et remet à S. E. Mr. le baron de Montgelas, 
la totalit de la grande route allant de Memingen a Lindau, avec ses 
dependances pour à compter de ce jour S. M. le roi de Baviere en 
jouir en toute souverainete; en y comprenant les parties qui peuvent 
dependre des terres &questres. | 

Cette remise a été faite sous les conditions suivantes: 

1) S. M. le roi de Baviere s’engage à proteger les cr&anciers ou 
pensionnaires qui, sur la grande route allant de Memingen à Lin- 
dau, nouvellement soumise a sa souverainet6, peuvent avoir des 
droits en vertu du récès de l’empire de 1803. 

2) S. M. le roi de Baviere, contribuera au payement des dettes ac- 
tuelles du cerele, non seulement pour ses possessions anciennes, 
mais aussi pour les territoires qui par le présent acte sont soumis 

' & Sa souverainets a l’article 29 du traite. 

3) Les dettes propres du pays formant la grande route allant de 
Memingen à Lindau‘ passant sous la souverainet6 de S. M. le 
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roi de Baviere, seront partagée entre lui et les propristaires dans 
la proportion des revenues que les dits proprietaires doivent con- 
server d’apres l’article 27 du trait& et de ceux, que S. M le roi 
de Baviere acquiert par le present acte (Art. 30.). 

4) Les individues employes dans l’administration publique de la grande 
route allant de Memingen & Lindau, que S. M. le roi de Bavjere 
ne jugerait pas & propos de conserver dans leurs emplois, jouiront 
d’une pension de retraite &gale & celle que les lois et reglemens 
des anciens &tats de S. M, le roi de Baviere accordent aux offi- 
ciers du möme grade. 

5) Les proprietaires de la grande route allant de Memingen & Lin- 
dau, jouiront de tous les droits qui leur sont assures par les 
articles 27—28 et 31 du traite de Paris, et S. M. le roi de 
Baviere tiendra la main & ce qu’aucun de ses tribunaux n’y porte 
atteinte. 

De tout ce que dessus, accepte par S. E. Mr. le baron de Mont- 
gelas au nom de son souverain, nous avons dresse le present proces- 
verbal en six expeditions; copie an a été remise aux autorites admi- 
nistratives pour ötre deposée aux archives de la dite route, et notifiee 
par elles & leurs dependances. ne 

Fait & Munich le 8. Septembre 1806. 

Montgelas. Fririon. 


Defterreicher Archiv Jahrg. I. St. VI. Nr. XII. ©. 14. 


XI. Zweiter Vertrag zwifchen Ihren Majeftäten den Königen von 
Bayern und von Württemberg über die Theilung der ritter- 
ſchaftlichen Orte in Schwaben. Ulm ven 13. und München den 
17. October 1806. 
Seine königl. Majeftät von Bayern und Seine königl. Mäjeftät von 

Württemberg, beide gleich belebt von den aufrichtigften Gefinnungen ber 

fteten Unterhaltung einer wöthfelfeitig wahren Freundihaft, haben zu 

ver nach dem 25. Artikel des rheiniſchen Bunbesvertrages erforberlichen 

Ausgleichung ver zwifchen den beiden Staaten gelegenen Nittergüter be— 

vollmächtige Kommiffarien, und zwar von Seiten 
Sr. königl. Majeftät von Bayern ven fol. bayerifhen Kämmerer, 

Präfidenten und General-Lanvestommiffär in Schwaben, Freiherrn von 

Leyden, und ben Direktor der königl. Yandes- Direktion, Freiherrn von 

Lerchenfeld ; von Seiten 
Sr. Majeftät des Königs von Württemberg aber ven General: 

Sandestommiffär, geheimen Rath, Oberlandesgerichts - Präfidenten von 

Reiſchach, und den geheimen Legationsrath von Wucherer ernannt; 
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Welche, nachdem fie ihre VBollmachten ausgewechielt hatten, nach 


veifer Prüfung des Gegenftandes ihrer Unterhandlungen vworerft über 
folgende Grundſätze, als Hauptrichtfehnur, übereingefommen find, daß 


1) alle von dem Gebiete eines Souverains vollfommen eingejchloffenen 
Nitterorte demjenigen Souverain, in deſſen Lande fie gelegen find, 
verbleiben follen ; 


2) alle jene Orte, welche nicht vollftändig für einen der Souverains 
eingefchloffen find, und in welche mithin ber andere angrenzende 
Souverain von feinen Staaten aus fommen kann, ohne das Gebiet 
feines Nachbars zu berühren, als terres @questres entreposdes zu 
betrachten jeien ; - 


3) die eigenen ritterfchaftlichen Befitungen bleiben hingegen dem Sou- 
verain, dem fie gehören, wenn fie auch an der Grenze liegen oder 
gar von den Staaten des andern Souverains eingefchlojjen find. 


4) Auch die eigenen ritterfchaftlihen Beſitzungen der fubjicirten Fürften 
und Grafen follen unter die Souverainetät desjenigen Fürften fallen, 
welchem die Hauptbefigung dieſer Neichsftände zugewiejen worden ift. 


5) Kondominatorte, wo Einem ver beiden allerhöchften Höfe mit einem 
pritten ritterfchaftlichen Befiger Unterthanen in einem Orte zuftehen, 
werben dem fouverainen Kondomino ausſchließend überlaffen. 


6) Die terres &questres entreposees follen nach vem Maafftabe ver 
Bevölferung und des Steuerbetrages getheilt werben. 

Nach diefen vorausgeſchickten Grundfägen und nach genauer Erwäg- 
ung der wechjelfeitigen VBerhältniffe find die Unterzeichneten im Allgemeinen 
zur folgenden Ausicheidung der von eitem und dem anderen Theile an— 
fänglih in Anfpruh genommenen Nittergüter übereingefommen: 

1) Soll der Strone Bayern die Souverainetät nach allen ihren Aus- 
flüffen, fo wie fie der Art. 26 des rheinischen Bundesvertrages feſt— 
jegt und bejtimmt, über folgende Rittergüter ausschließlich überlafien 
fein, als namentlich über vie Nitterküter: Nieverftogingen, Del- 
menfingen, Bijfingen, Böttingen, Weidach, Kuchalp, Schnittlingen, 
Haimertingen, Schnürpflingen, Dietenheim mit Brandenburg, Iller— 
aihheim, Kellmünz, Schwendi, Balmertshofen, Kronburg und Iller— 
beuren, Amadingen und Eiſenburg, Felheim, Oſterberg, Bach, 
Wernau, Herlingen und Klingenſiein, Stetten, Kaltenburg, Lonthal 
und Reuendorf, Bergenweiler, Oberſtotzingen, Riedhauſen im Moos, 
Bechingen mit dem Schwarzwang-Hofe, Ratzenried, die Herrſchaft 
Donzdorf ercl. ver königl. württemberg. Kandominate und der Orte 
Reichenbach und Bärenbach, die Herrjchaft Weifenftein mit derſelben 
Beſchränkung, Kleinſüßen, Eroßheim und Beuren, Nenningen mit 
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Ausschluß der altwürttembergifchen Untertdanen, Altmannshofen, bie 
an der Strafe von Memmingen nach Lindau gelegenen fißlegg’schen 
Orte, als Waltershofen, Urgenhäufel, Dettishofen, Düren, Rhein, 
Hilpertshofen, Sigertshofen, Pilſee, Oberwies, die gräflich ſchenk— 
faftell’jchen Unterthanen zu Einfingen, pie ritterfehaftlichen Unter— 
thanen in ben vermifchten Orten Gaggſtadt, Dorrmenz, Mißlau, 
Landſiedel und Kleinalmerspan, dann jene zu Unterteufſtetten, Ma— 
zenbach, Wildenſtein, Neuſtädtel, Rötel und Rechenberg. 


2) Hingegen ſoll der Krone Württemberg bie Soutderainetät auf 
ganz gleiche Weife ausfchließlich überlaffen bleiben über bie Ritter: 
güter Grofeislingen, Krumwalden und Kizen, Ottenbach, Degenfelo, 
Strasdorf, Achftetten, Kißelegg, mit Ausnahme der an ber Land⸗ 
ſtraße gelegenen, oben benannten und ber Krone Bayern überlafignen 
Befigungen, Praßberg und Luipolz, Siggen, Mooweiller, Brochen- 
zell, Kirchberg, Kirchdorf, Epfingen, Ober» und Untergriefingen, 
Ober- und Unterfulmebingen, Arnegg mit Zugehörben, Amtszell, 
Bartholomä, Orfen, Busmannshaufen, Gammerfchwang, Hürbel, 
Difchingen, Riesdiſſen, Laupheim, Hohenrechberg, Wißgolbingen, 
Sala und Staufenegg, Reichenbach, Bärenbach, Winzingen, Rame- 
berg, Moorftein und Dünsbach. 


3) Alfe diefe Herrichaften folfen mit allen Zugehörungen jenem Theile 
zugehören, welchem das Hauptobjeft zugetheilt ift. 


4) Hievon follen jedoch alle einzelnen ritterfchaftlichen Unterthanen aus» 
genommen fein, welche fich in Ortfchaften befinden, bie ſonſt ber 
Landeshoheit des andern Souveraind unterworfen find. 


5) Die von beiverfeitigen allerhöchſten Höfen auf den benannten, unter 
die Souverainetät des andern fallenden Rittergütern bisher zugejtan- 
denen Rechte follen, mit Ausnahme ver Lehens- und Privatrechte, 
gänzlich erlöfchen, jedoch vorbehalten fein, die bisher unjtrittig her⸗ 
gebrachten nugbaren echte, wie z. B. ven Zoll und Judenſchutz in 
Laupheim, bei der demnächſt zu erwartenden Territorialpurififation 
nach einem zehmjährigen Durchſchnitt in Anfage zu bringen. 

6) Die Vizinalftraße von Süßen über Donzdorf und Weißenftein in das 
fönigfl. wirttembergifche Gebiet ſoll ben fönigl. württembergifchen 
Behörden und Unterthanen zur Erleichterung ber Kommunifation mit 
der Haupt- und Reſidenzſtadt Stuttgart zum freien Gebrauche offen 
bleiben, und fo aud ber freie Hin- und Herzug der fgl. württem- 
bergifchen Truppen bei dem Wechfel der Garnifonen geftattet fein. 


7) Die von Seite Württembergs auf bie Herrſchaft Wain gemachten 
Anfprüche werben gänzlich zurücdgenommen. 
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8) Die erforderliche Ratififation dieſes Vertrages foll ungefäumt ein» 
geholt und ausgewechſelt werben. 
So gefchehen, unterzeichnet und gefiegelt Ulm ven 13. Oktober 1806. 
(L. S.) Frhr. von Leyden. (L. S.) Frhr. von Reifhad. 
(L. S.) Frhr. v. Lerchenfeld. (L. S.) von Wucherer. 
Ratificirt von Sr. königl. Majeftät von Bayern am 17. Oct. 1806. 
In fidem copiae 
Baumüller, geh. Regiftrator. 


XII. Nachtrag ad Articulum V des Vertrages d. d. Ulm ben 13. 
Detober 1806. München ven 19. October 1806, 


In dem Art. 5 des unterm 17. Dftober I. %. von Uns ratificirten 
Bertrages, welchen Unſere und Sr. Majeftät des Königs von Württem- 
berg Bevollmächtigte über die Mbtheilung der zwifchen Unfern und ven 
fgl. württembergifchen Staaten gelegenen ritterfchaftlichen Befigungen zu 
Ulm unterm 13. des nämlichen Monats und Jahres abgefchloffen haben, 
wurbe zwar bejtimmt: 

"daß die den beiverfeitigen Allerhöchften Höfen auf den benannten 

‚unter die Souverainetät des Andern fallenven Rittergüter zuge 

standenen Rechte, mit Ausnahme ber Lehens- und Privatrechte, 

„gänzlich erlofchen fein follen. 

Allein, da Wir die Ausnahme der Lehen mit dem Geifte des Preß— 
burger-Friedens und mit dem Art. 34 der Bundesafte und hiernach mit 
ber beiverfeitigen Souverainetät nicht volffommen vereinbarlich gefunden 
haben, jo find wir in Anfehung der Lehenrechte, welche Einem ver beiden 
Höfe auf den unter die Souverainetät des Andern fallenden NRittergüter 
bisher zugeftanden haben, dahin miteinander übereingefommen : 

"baß die Lehenrechte auf folchen Nittergütern, wenn fie nicht confo- 

lidirt werben, einander gegenfeitig abgetreten -werven follen.« 

Wornach der bemerkte Art. 5 mit dieſer Abänderung genehmigt 
wird, im Uebrigen aber, wie in der Haupturfunde unverändert verbleibt. 

Urkundlich ift diefer Beiſatz, welcher als verbindlicher Nachtrag zu 
der Hauptvergleich&-Urkunde vom 13. Dftober anzufehen ift, von Une 
gleichfalls eigenhändig unterfchrieben und mit Unferem königl. Inſiegel 
bedrudt worben. 


So gefchehen ꝛc. München ven 19. Oftober 1806. 
In fidem copiae 
Baumüller, geh. Regiftrator. 
Defterreiher Archiv des rheiniihen Bundes Jahrg. I. St. VIH. ©. 1u. 3. 
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XII. Protofoll über bie Einweiſung Seiner Fönigl. Majeftät von 
Bayern in die Rittergüter vom Kanton Allgäu am Bodenfee. 
d. d. Ulm den 30. October 1806. 


Sa Majeste, l’empereur des Frangais, roi d’Italie et protecteur de 
la conf@deration du Rhin, empresse de voir mettre & exdcution les dis- 
positions du trait& eonclu a Paris le douze juillet dernier, a autorise 
Son Altesse, le Prince Alexandre Berthier, duc de Neufchatel et Va- 
lengin, ministre plenipotentiaire pour l’echange des ratifications du dit 
trait6, & nommer des commissaires pour remettre aux états confederes 
du Rhin, les possessions qui leur sont assignees par le susdit traite. 

En consequence Mr. Joseph Mathias Fririon, officier de la legion 
d’honneur, igspecteur aux revues, nomme commissaire par S. A. le 
prince Alexandre, a regu l’ordre de se concerter avec S. E. Mr. le 
baron de Leyden, gouverneur pour S. M. le roi de Baviere, dans la 
province de Souabe, et son commissaire general, pour effectuer la remise 
des pays soumis & la souverainete de Sa dite Majeste. 

Apres avoir r&ciproquement &change leurs pleins-pouvoirs et s’ötre 
fait representer l’accord conclu le treize du present mois, entre Mr. le 
baron de Leyden, commissaire de S. M. le roi de Baviere, et Mr. le 
baron de Reischach, commissaire de S. M. le roi de Wurttemberg, 
ratifie par cette cour le 19, et par celle de Baviere le 17 touchant le 
partage des terres &questres situ6es dans le canton d’Algau Bodensee; 
en eonformite de l’article 25 du trait& de Paris, Mr. Fririon a remis 
a Mr. le baron de Leyden, les terres öquestres du dit canton, ci-apres 
denommees. 


Terres equestres. Possesseurs actuels. 


Altmannshofen Le prince de Trouchsess- 
Waldbourg-Zeil. 
Ratzenried Le baron de Ratzenried. 
Waltershofen 
Argenhausel 
, Ditishofen 

Villages et hamaux — 

equestres, sur la gran- Rhein Le prince de Trouchsess- 

de route de Memingen Hilpertshofen Wolfegg. 

* Siegertshofen 
Pilse 
Oberweis 


Pour ötre possedees par Sa dite Majeste, le roi de Baviere, en 
toute souverainet£. 
Cette remise a été faite sous les conditions suivantes: 
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1) S. M. le roi de Baviöre, s’engage & protäger les erdanciers ou 
pensionnaires, qui dans ce pays nouvellement soumis a sa sou- 
verainete, peuvent avoir des droits en vertu du r&ces de l’empire 
de 1803. 

2) S. M. le roi de Baviere contribuera au payement des dettes ac- 
tuelles du cercle, non seulement pour ses possessions anciennes, 
mais aussi pour le territoire qui par le present acte est soumis 
A sa souverainete. 

3) Les individus employees dans l’administration publique du canton 
equestre d’Algau Bodensee, que S. M. le roi de Baviere ne jugerait 
pas A propos de conserver dans leurs emplois, jouiront d’une 
pension de retraite égale a celle que les lois et_reglemens des 
anciens 6&tats de S. M. le roi de Baviere, accordent aux officiers 
du m&me grade, 

De tout ce que dessus, accept par Mr. le baron de Leyden, au 
nom de son .souverain, nous avons drösse le present proces-verbal en 
six expeditions; copie en a été remise aux autorites locales. 

Fait à Ulm le trente Octobre dix huit cent six. 

Baron de Leyden. Fririon. 
Defterreiher Archiv Jahrg. I. St. VII. Nr. II. ©. 4. 


‚XIV. Protokoll über die Einweifung Seiner königl. Majeftät von 
Bayern in die Nittergüter vom Kanton Kocher d. d. Ulm 
ben 39. Detober 1806. 


(Mit dem sub XIII vorjtehenden Protokoll wörtlich geihjutn mit 
folgender Yusnahme in Betreff der Rittergüter:) 
Terres &questres. Possesseurs actuels. 
La seigneurie de Donzdorf, except6- 
Strasdorf, Reichenbach, Baeren- | 
bach, qui passent sous la sou- 
verainet® du Wurttemberg com- 
me enclaves. 
La seigneurie de Weissenstein, ex- 
cept& les hamaux d’Ottenbach et 
« de Degenfeld, possedes en partie 
par le Wurttemberg, et qui pas 
sent sous sa souverainete. 
Nenningen, except& les anciens su- 
jets du Wurttemberg independans 
de l’ordre et qui restent sous 
sa souverainete. 











Le baron de Rechberg. 


Terres &questres. 
Kuehalp 
Schnittlingen 
Balmertshofen 
Bechingen avec la ferme de 

Schwarzwang 

Klein-Süssen 
Unter-Teufstetten 
Mazenbach 
Wildenstein 
Neustadt 
Roetel 
Rechenberg 
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Possesseurs actuele. 
| Le baron de Rechberg. 


Le prince 'de la Tour et Taxis. 

La duchesse douairiere Franc de 
| Württemberg. 

Le baron de Bubenhoven. 

Le baron de Seckendorf. 

Le baron d’Ellrichhausen et d’Jett. 


| Le baron de Hofer. 


Le Baron de Berlichingen. 


Defterreiher Archiv Jahrg. I. St. VIL Nr. IV. ©. 6. 


XV. SBrotofoll über die Einweifung Seiner Fönigl. Majeftät von 
Bayern in die Rittergüter ded Kanton Donau. Ulm den 30. 


October 1806. 


(Böllig wörtlich übereinftimmend mit dem vorftehenden Protofoll sub 
Nro. XIH und mit folgender Abweichung bezüglich der Nittergüter:) 


Terres &questres. 


Possesseurs actuels. 


Nieder-Stotzingen S. M. le roi de Baviere et comte de Stain. 
Delmenzingen . Le baron de Werdenstein. 
Bissingen . ; Les barons de Taenzel et de Riedheim. 
Boettingen ; " 
Weidach | Le baron de Bernhausen. 
Heimertingen . Le prince Fugger-Babenhausen. 
Schnurflingen ; Le comte Fugger de Kirchberg. 
Dietenheim .. | : i 
Brandenbourg Le comte Fugger-Dietenheim. 
Iller-Eichheim ; 

h 
— | Le prince de Schwarzenberg 
Schwendi . Le prince d’Oettingen, Oettingen-Spielberg. 


Riedhofen (im Moos) Le comte de Stain. 


Kronbourg . i 
Nlerbeuren 


Le baron de Westernach. | 


un | Plusieurs particuliers de Memmingen. 
Fellheim i F Le baron de Reichlin. 


Österberg - : Le baron d’Osterberg. 
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Terres öquestres. Possesseurs actuels, 


j | Le comte Schenk-Castel. 
Wernau ; 

— — — | Le baron de Bernhausen. 
Klingenstein ar 

Stetten ! 

Kaltenbourg . ; ; 
Eontha) Le baron de Riedheim. 
Reixendorf . . 

Bergenweiler i Le comte de Stain. 
Ober-Stotzingen . Le baron d’Umgelter. 
ra Le baron de Boemmelberg. 
Beuren 


Defterreicher Archiv Jahrg. I. St. VII. Nr, V. ©. 7, 





XVI. Protokoll über die Einweiſung Seiner königl. Majeſtät von 
Bayern in die Rittergüter vom Kanton Odenwald. Ulm den 
30, October 1806. 


(Völlig wörtlich gleichlautend mit dem sub Nro. XIII vorftehenden Pro- 
tofoll mit Ausſchluß folgender Abweichung bezüglich der Rittergüter.) 


Terres equestres Possesseurs actuels. 

Les possessions &questres dans, à Gaggstadt 
les villages ci-denommes, situ6s dans| & Dormenz 
la portion de la principauts& de Ho-| a Mistlau 
henlohe formant l’enclave cite à l’art.‘ à Lendsidel 
24 du traite, et except& les ancien-/ à Klein - Al- 
nes proprietes de Wurttemberg in- mespan. 
dependantes de l’ordre 


Defterreicher Archiv Jahrg. I. St. VII. Nr. VI. ©. 9. 


le baron de Se- 
ckendorf. 
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Staat3-Berträge 


des 
Königreids Bayern. 
IT 
WAbtheilung I. 
Angelegenheiten des deutfchen Bundes betrefiend. 


Angelegenheiten des deutfchen Bundes. 


ORRO 


1. Deutiche Bımdesafte vom 8. Juni 1815, 


Wir Marimilion Joſeph, 
bon Gottes Önaden König von Bayern. 


Haben von dem durch Unfern und die übrigen Bevollmächtigten ber 
fouveräinen Fürften und freien Städte Deutfchlands in Gemäfbeit des 
VI. Artikels des Parifer- Friedens vom 30. Mai 1814 auf. dem Congreffe 
in Wien verhandelten und am 8. Yuni 1815 allda abgefchloffenen und 
unterzeichneten Bundesvertrage Einficht genommen, welcher wörtlich lautet, 
wie folgt: 

Im Namen der allerheiligften und untheilbaren 
Dreieinigfeit! 


Die ſouveränen Fürften und freien Städte Deutfchlands, ven gemein- 
famen Wunfch hegend, ven VI. Artikel des Barifer - Friedens vom 30. 
Mai 1814 in Erfüllung zu fegen, und von den Vortheilen überzeugt, 
welche aus ihrer feiten und dauerhaften Verbindung für die Sicherheit 
und Unabhängigfeit Deutfchlands, und die Ruhe und das Gleichgewicht 
Europas hervorgehen würden, find übereingefommen, fich zu einem beftän- 
digen Bunde zu vereinigen, und haben zu viefem Behufe Ihre Gefandten 
und Übgeorpneten am Congreſſe zu Wien mit Vollmacht verfehen, nämlich: 

Seine faif. Fönigl. apoftol. Majeftät ven Herrn Clemens 
Wenzeslaus Fürften von Metternich-Winneburg-Odhfenhaufen, Nitter des 
goldenen Vließes, Großfreuz des königl. ungarifchen St. Stephansorveng, 
Nitter des Ordens des heiligen Andreas, des heiligen Alexander-Newsky 
und ver heiligen Anna erjter Klaſſe, Großfreuz der Ehrenlegion, Ritter 
des Ordens vom Elephanten u. a. m., Kanzler des militärifchen Maria- 
Therefien - Drbens, Curator ver faiferl. königl. Akademie ver vereinigten 
bildenden Künfte, Kämmerer, wirklichen geheimen Rath Seiner Majejtät 
bes Kaiſers von Defterreih, Königs von Ungarn und Böhmen, Aller- 
höchſtdeſſen Staats- und Conferenz - Minifter, auch Minifter der auswär- 
tigen Angelegenheiten und erften Plenipotentiarius am Congreß; und 

den Herrn Johann Philipp Baron von Weffenberg, Großfreuz des 
föniglichen farbinifchen Ordens des heiligen Mauritius und des heiligen 
Lazarus, wie auch des fönigl. Ordens ver bayerifchen Krone, Kammer- 
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berrn und wirklichen geheimen Rath Seiner Faiferl. königl. apoftol. Ma- 
jejtät, Höchftveffen zweiten Plenipotentiarius am Congreß. 

Seine fönigl. Majeftät von Preußen: den Herrn Fürften 
von Hardenberg, Ihro Staatsfanzler, Ritter des ſchwarzen und rothen 
Adlerordens 2c., Groffreuz 2c. und 

den Herrn Carl Wilhelm von Humboldt, Yhro Staatsminifter, 
Kammerherrn, außerordentlichen Gefandten und bevollmächtigten Minifter 
bei Ihro kaiſerl. fönigl. apoftolifchen Majeftät, Ritter des rothen Adler— 
Ordens u. a. m. 

Seine föniglihe Majeftät von Dänemark: den Herrm 
Ehriftian Günther Graf von Bernftorf, Ihren geheimen Conferenzrath, 
außerorventlihen Gejandten und bevollmächtigten Minijter am Hofe 
Seiner kaiſerl. fönigl. apoſt. Majeftät und Bevollmächtigter am Congreß, 
Ritter des Elephanten-Orvens, Großfreuz des Danebrog-Ordens und des 
föniglih ungarifchen Stephans-Ordens; und 

den Herrn Joachim Friedrich Grafen von Bernftorf, Ihren geheimen 
Gonferenzrath, Bevollmächtigten am Congreß, Großfreuz des Dannebrog- 
Ordens. 

Seine königl. Majeſtät von Bayern: den Herrn Alois Franz 
Xaver Grafen von Nechberg und Rothenlöwen, Kämmerer und wirklichen 
geheimen Kath, außerorventlichen Gejandten und bevollmächtigten Miniſter 
am faiferl. fönigl. Hofe, Großfreuz des St. Hubertus-Ordens, Capitular- 
Commenthur des St. Georgs- und Groffreuz des bayerifchen Civil- 
Verdienſt⸗Ordens. | 

Seine Majeftät ver König von Sadfen: den Herrn Hanns 
Auguſt Fürchtegott von Globig, Ihro geheimen Kath, Kammerherrn, 
Hof- und Yuftizien-Rath und geheimen Referendär. 

Seine Majeftät der König der Niederlande: den Herrn 
Franz Chriftoph Freiheren von Gagern, Plenipotentiarius Seiner Maje- 
ftät des Königs der Niederlande und Ihrer Durchlauchten des Herzogs 
und des Fürften von Naſſau, Großfreuz des heſſiſchen Ordens vom gol- 
benen Löwen und des badifchen Drvens ver Treue. 

Seine Majeftät der König von Großbritanien und 
Hannover: den Herrn Ernft Friedrich Herbert Grafen von Münſter, 
Erb-Lanpmarfchall des Königreihs Hannover, Großfreuz des föniglich 
ungarifchen Stephans-Ordens, Seiner fünigl. Majeftät von Grofbrita- 
nien und Hannover Staats- und Cabinetsminijter, erjten Bevollmächtigten 
am Congreße zu Wien; und 

den Herrn Ernſt Chriftian Auguft Grafen von Hardenberg, Groß- 
freuz des kaiſerl. öfterreichifchen Yeopold-Ordens, Ritter des fönigl. preußi- 
ichen rothen Adler-Ordens, und des Johanniter-Ordens, Seiner königl. 
Majeftät von Großbritanien und Hannover Staats- und Cabinetsminifter, 
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beffen außerorbentlichen Geſandten und bevellmächtigten Minifter an dem 
Hofe Seiner kaiſerl. königl. apoftol. Majeftät, und deſſen zweiten Bevoll— 
mächtigten am Congreße zu Wien. 


Seine königl. Hoheit ver Churfürft von Heffen: ben 
Herrn Dorotheus Ludwig Grafen von Keller, Höchftihren Staatsminifter, 
Großkreuz vom goldenen Löwen, und des preußifchen rothen Adler, und 

den Herrn Georg Ferdinand Freiheren von Lepel, Ihren Kammer: 
berrn und geheimen Regierungsvath. 

Seine fönigl. Hoheit ver Großherzog von Heffen: ven 
Herrn Yohann Freiheren von Türkheim von Altdorf, Ihren geheimen 
Rath, Staatsminiſter und außerordentlichen Abgeſandten am Congreſſe, 
Großkreuz des heſſiſchen Verdienſt-Ordens, Commandeur des königlich 
ungariſchen St. Stephans-Ordens. 

Seine königliche Hoheit ver Großherzog von Sachſen— 
Weimar: den Herrn Ernft Auguft Freiheren von Gersdorf, Yhren 
wirffichen geheimen Rath (jest an deſſen Stelle den Herrn Friedrich 
Auguft Freiherrn von Minfwis). 

Seine Duthlaudt ver Herzog von Sachſen-Gotha: ben 
Herrn Friedrich Auguft Freiherrn von Minkwitz, Ihren geheimen Rath. 

Shre Durhlaudt die Herzogin von Sachſen-Coburg— 
Meiningen als Regentin und Vormünderin Ihres Sohnes: 
ebendenſelben Freiherrn von Minkwitz. 

Seine Durchlaucht der Herzog von Sachſen-Hildburg— 
haufen: den Herrn Carl Ludwig Friedrich Freiherrn von Baumbach, 
Ihren geheimen Rath und Regierungspräfiventeg. 

Seine Durdlaudt der Herzog von Sadfjen-Coburg- 
Saalfeld: den Herrn Franz Xaver Freiherrn von Fiſchler von Treu⸗ 
berg, Ihro Oberſten, Ritter des kaiſerl. öſterreichiſchen Leopold⸗Ordens, 
und des Ordens der bayeriſchen Krone. 

Seine Durchlaucht der Herzog von Braunſchweig-Wolfen— 
büttel: an die Stelle des Herrn Wilhelm Juſtus Eberhard von Schmid⸗ 
Phiſeldeck, Ihro geheimen Raths, ex substitutione den Herrn Dorotheus 
Ludwig Grafen von Keller, churfürſtlich heſſiſchen Staatsminiſter u. ſ. f. 

Seine Durchlaucht der Herzog von Holſtein-Oldenburg: 
den Herrn Albert Freiherrn von Maltzahn, Präſidenten der Regierung 
des Fürſtenthums Lübeck, Großkreuz des ruſſiſchen Ordens ber heiligen 
Anna, und Ritter des Ordens des heiligen Johannes von Jeruſalem. 

Seine Durchlaucht der Herzog von Mecklenburg-Schwerin: 
den Herrn Leopold Freiherrn von Pleſſen, Ihro Staatsminiſter, Groß— 
kreuz des Danebrog-Ordens. 


450 


Seine Durchlaucht der Herzog von Medlenburg-Strelig: 
den Herrn Auguft Otto Ernft Freiheren von Dergen, Ihro Staatsmi- 
nifter, Großfreuz des preußifchen rothen Adler-Ordens. 

Seine Durhlaudt der Herzog von Anhalt-Deffau für 
fih und als Bormund des minorenen Herzogs von Anhalt- 
Cöthen, und Seine Durdhlaudt der Herzog von Anhalt- 
Bernburg: gemeinfchaftlich den Herrn Wolf Carl Auguft von Wolf- 
ramsdorf, Präfidenten ver Regierung zu Defjau. 

Seine Durchlaucht ver Fürft von Hohenzollern- Hehingen: 
den Herrn Franz Anton Freiheren von Frank, Yhro wirklichen gehei— 
men Rath. 

Seine Durhlaudt der Fürft von Hohenzollern-Sig— 
maringen: ben Herren Franz Ludwig von Kirchbaur, Ihro geheimen 
Legationsrath. | 

Seine Durchlaucht ver Herzog und Seine Durdhlaudt 
der Fürft von Naffau: den Herrn Franz Chriftoph Freiherrn von 
Gagern, und Herrn Ernſt Franz Ludwig Freiherrn von Marſchall von 
Biberftein, Plenipotentiarius Seiner Majeftät des Königs ver Niederlande 
für feine veutfchen Staaten, und Ihrer Durchlauchten des Herzogs und 
bes Fürften von Naffau, Groffreuz des Ordens der Treue. 

Seine Durdlaudt der Fürft von Lichtenftein: ven Herrn 
Georg Walter Bincenz von Wiefe, Vicefanzler ver Regierung des Fürften 
von Neuß zu Gera. 


Seine Durdhlaudt der Fürft von Schwarzburg-Son- 
dbershaufen: den Herrn Adolph von Weife, Ihren geheimen Rath 
und Kanzler. 

Seine Durhlaucdt ver Fürft von Shwarzburg-Rupdol- 
ſtadt: den Herrn Frievrih Wilhelm Freiberen von Kettelhodt, Ihro 
Kanzler und Präfidenten, auch Erbfchenf ver gefürfteten Graffchaft Henne— 
berg, des großherzoglich badifchen Ordens der Treue Großkreuz. 

Seine Durchlaucht der Fürft Waldeck und Pyrmont: ven 
Herrn Günther Heinrich von Berg, Doktor der Rechte und Regierungs- 
präfidenten des Fürften von Schaumburg-Lippe. 

Ihre Durchlauchten die Fürften von Reuf älterer und 
jüngerer Linie: ven Herrn Georg Walter Vincenz von Wiefe, Vice— 
fanzler der Regierung zu Gera. 

Seine Durhlaudt der Fürft von Shaumburg-Rippe: den 
Herrn Günther Heinrich von Berg. 

Ihre Durhlaucht vie Fürftin von der Lippe als Regen— 
tin und Bormünderin des Fürften Ihres Sohnes: ven Herrn 
Friedrich Wilhelm Helwing, Ihren Regierungsrath. 
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Die freie Stadt Lübeck: den Herrn Johann Friedrich Hach, 
Doktor der Rechte und Senator dieſer Stadt. 

Die freie Stadt Frankfurt: den Herrn Johann Ernſt Friedrich 
Danz, Doltor der Rechte, Syndicus dieſer Stadt. 

Die freie Stadt Bremen: den Herrn Johann Smidt, Se— 
nator dieſer Stadt. 

Die freie Stadt Hamburg: den Herrn Johann Michael Gries, 
Syndicus dieſer Stadt. 

In Gemäßheit dieſes Beſchlußes haben die vorſtehenden Bevollmäch— 
tigten nach geſchehener Auswechslung Ihrer richtig befundenen Vollmachten 
folgende Artikel verabredet: 


J. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


Art. 1. Die ſouveränen Fürſten und freien Städte Deutſchlands, 
mit Einfchluß Ihrer Majeftäten des Kaiſers von Dejterreih, und ber 
Könige von Preußen, von Dänemark und der Niederlande, und zwar 

der Kaiſer von Defterreich, 

der König von Preußen, 
beide für ihre gefammten vormals zum deutſchen Neiche gehörigen Be— 
figungen, 

per König von Dänemark für Holftein, 

ver König der Niederlande für das Großherzogthum Luxemburg, 
vereinigen fich zu einem beftändigen Bunde, welcher der deutſche Bund 
heißen joll. 

Art. 2. Der Zweck vesfelben ift Erhaltung der äußeren und inneren 
Sicherheit Deutfchlands, und der Unabhängigkeit und Unverlegbarfeit ber 
einzelnen deutſchen Staaten. | 

Art. 3. Alle Bundesglieder haben als folche gleiche Rechte, fie 
verpflichten fich alfe gleichmäßig, die Bundesacte unverbrüchlich zu halten. 

Art. 4. Die Angelegenheiten des Bundes werben durch eine Bun— 
vesverfammlung beforgt, in welder alle Gliever desſelben durch ihre 
Bevollmächtigten theils einzelne, theils Geſammtſtimmen folgendermajjen, 
jevoch unbefchadet ihres Ranges, führen: 

1. Oeſterreich 1 Stimme. 
2. Breußen 1 
3. Bahern ; : j , : ’ 1 
4. Sachſen . ; ; . : ; ; 1 m 
5. Hannover 1 
6. Württemberg 1 
7. Baben 1 
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7 Stimmen. 


8. Kurheſſen . F 

9, Großherzogthum Heſſen 

10. Dänemark wegen Holſtein 

11. Niederlande wegen des Großherzogthums Suremburg 

12. Die großherzogl. und berzoglich ſächſiſchen Häufer 

13. Braunfchweig und Naffau . 

14. Medlenburg- Schwerin und Medlenburg— Strelitz 

15. Holſtein-Oldenburg, Anhalt und Schwarzburg 

16. Hohenzollern, Pichtenftein, Neuß, Schaumburg- 
Lippe, Lippe und Walved } ö 

17. Die freie Stadt Lübeck, eh Bremen 
und Hamburg . . . . 1. 

Zotale 17 Stimmen. 

Art. 5. Defterreih Hat in der Bundesverfammlung ven Vorfig; 
jedes Bunbesglied ift befugt, Vorſchläge zu machen und in Vortrag zu 
bringen, und der Vorſitzende ijt verpflichtet, folche-in einer zu beftimmen- 
ben Zeitfrift der Berathung zu übergeben. 

Art. 6. Wo es auf Abfaffung und Abänderung von Grundgefegen 
bes Bundes, auf Beichlüße, welche vie Bunbesakte jelbft betreffen, auf 
organische Bundeseinrichtungen und auf gemeinnügige Anordnungen fonftiger 
Art ankommt, bildet ſich die Verfammlung zu einem Plenum, wobei 
jedoch mit Rückficht auf die Verfchievenheit der Größe ver einzelnen Bun- 
desſtaaten folgende Berechnung und Vertheilung der Stimmen verab: 
rebet ijt: 

. Defterreich erhält 

. Preußen erhält 

. Sadjen erhält 

. Bayern erhält 

. Hannover erhält . 

. Württemberg erhält 

. Baden erhält 

. Kurheffen erhält : : 
. Großherzogthum Denen — 
10. Holſtein erhält 

11. Luxemburg erhält 

12. Braunſchweig erhält 

13. Mecklenburg-Schwerin erhält 

14. Naſſau erhält 
15. Sachſen-Weimar erhält 

16. Gotha erhält 

17. Coburg erhält 
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48 Stimmen. 


18. Meiningen erhält ’ 1 
19. Hilvburghaufen erhält 1 
20. Medlenburg-Strelig erhält 1 
21. Holftein-Divenburg, erhält 1 
22. Anhalt-Deffau erhält 1 
23. Anhalt-Bernburg erhält 1 
24. Unhalt-Cöthen erhält . 1 
25. Schwarzburg-Sondershaufen erhält 1 
26. Schwarzburg-Rupolftabt erhält ; } 1 
27. Hohenzollern Hechingen erhält ’ r : 1 " 
28. Lichtenftein erhält : 1 
29. Hohenzollern-Sigmaringen erhält . 1 
30. Waldeck erhält . : R 1 
31. Reuß ältere Linie : —1 
32. Reuß jüngere Linie erhält 1 
33. Schaumburg-tippe erhält 1 
34. Yippe erhält ; 1 
35. Die freie Stadt Lübeck erhält 1 
36. rn m „ Frankfurt erhält . ; i 1 
37.0 "» Bremen anhält . 0. 1 
33.0" "» Hamburg erhält . ; RAR SER. 
Totale 69 Stimmen. 

Db den mebiatifirten vormaligen Neichsftänden auch einige Curiat- 
ftimmen in Pleno zugeftanden werben follen, wird die Bundesverfammlung 
bei der Berathung der organischen Bundesgefege in Erwägung nehmen. 

Art. 7. In wie fern ein Gegenftand nach obiger Beſtimmung für 
das Plenum geeignet fei, wird in der engern Verfammlung durch Stim- 
menmehrheit entjchieven. 

Die der Entſcheidung des Pleni zu unterzeichnenden Befchlußentwürfe 
werben in der engern VBerfammlung vorbereitet, und bis zur Annahme 
oder Verwerfung zur Reife gebracht. 

Sowohl in ver engeren Verfammlung als in Pleno werben die Be- 
fchlüße nach der Mehrheit ver Stimmen gefaßt, jedoch in ver Art, daß 
in der erjtern die abfolute, in legterer aber nur eine auf zwei Drittheilen 
der Abftimmung beruhende Mehrheit entjcheivet. Bei Stimmengleichheit 
in der engern Verſammlung fteht dem Vorſitzenden die Entfcheidung zur. 
Wo es aber auf Annahme oder Abänderung der Grundgefege, auf orga- 
nifche Bundeseinrichtungen, auf jura singulorum over Religionsangelegen- 
heiten anfommt, fann weder in ver engern Verfammlung, noch im Pleno 
ein Bejchluß durch Stimmenmehrheit gefaßt werben. Die Bunbesver- 
fammlung ift beſtändig, hat aber die Befugniß, wenn bie ihrer Berathung 
unterzogenen Gegenftände erledigt find, auf eine bejtimmte Zeit, jedoch 
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nicht auf Tänger als vier Monate, fich zu vertagen. Alle nähern, bie 
Vertagung und die Beforgung ber etwa während berjelben vorkommenden 
bringenden Gefchäfte betreffenden Beftimmungen werben ber Bundesver— 
fammlung bei Abfaffung ver organischen Gefege vorbehalten. 

Art. 8. Die Abftimmungsorbnung der Bundesglieder betreffend, 
wird fetgefeßt, daß fo lange die Bundesverfammlung mit Abfaffung ver 
organifchen Geſetze befchäftigt ift, hierüber Feinerlei Beſtimmung gelte, 
und die zufällig fich fügende Ordnung keinem der Mitgliever zum Nach: 
theile gereichen, noch eine Regel begründen joll. Nach Abfaffung ver 
organifchen Gefege wird die Bundesverfammlung bie künftige, als beftän- 
dige Folge einzuführende Stimmenordnung in Berathung nehmen, und 
fih darin, fo wenig als möglich, von der ehemals auf dem Keichstage, 
und namentlich in Gemäßheit des Neich8-Deputationsbefchluffes von 1803 
beobachteten entfernen. Auch diefe Ordnung kann aber auf den Rang 
der Bundesgliever überhaupt, und ihren Vortritt anfer ven VBerhältniffen 
der Bundesverfammlung feinen Einfluß ausüben. 


Art. 9. Die Bundesverfammlung hat ihren Sit zu Frankfurt am 
Main. Die Eröffnung verfelben ift auf den 1. September feitgefekt. 

Art. 10. Das erfte Gefchäft der Bundesverſammlung nach ihrer 
Eröffnung wird die Abfaffung ver Grundgejege des Bundes, und deſſen 
organifche Einrichtung in Rückſicht auf feine auswärtigen, militärifchen 
und innern Verhältniſſe fein. 

Art. 11. Alle Mitgliever des Bundes verfprechen, fowohl ganz 
Deutichland, al8 jeden einzelnen Bunvdesjtaat gegen jeden Angriff in Schut 
zu nehmen, und garantiren fich gegenfeitig ihre ſämmtlichen unter dem 
Bunde begriffenen Befigungen. 

Bei einmal erflärtem Bundeskrieg darf fein Mitglied einfeitige Un— 
terhandlungen mit dem Feinde eingehen, noch einfeitig Waffenſtillſtand 
oder Frieden fchließen. 

Die Bundesgliever behalten zwar das Recht ver Bünpniffe aller 
Art, verpflichten ſich jevoch in feine Verbindungen einzugehen, welche 
gegen bie Sicherheit des Bundes oder einzelner Bundesſtaaten gerichtet 
wären. 

Die Bundesglieder machen ſich ebenfalls verbindlich, einander unter 
keinerlei Vorwand zu befriegen, noch ihre Streitigkeiten mit Gewalt zu 
verfolgen, fondern fie bei ver Bundesverfammlung anzubringen. Diefer 
liegt alsdann ob, die Vermittlung durch einen Ausjchuß zu verfuchen; 
fall8 diefer Verſuch fehlichlagen follte, und demnach eine richterliche Ent— 
ſcheidung nothwendig würde, ſolche durch eine wohlgeoronete Austrägal- 
injtanz zu bewirfen, veren Ausfpruch die ftreitenden Theile fich fofort zu 
unterwerfen haben. 


I. 
Befondere Beftimmungen. 


Außer den in den vorhergehenven Artikeln beftimmten, auf Feitftellung 
des Bundes gerichteten Punkten find die verbündeten Mitglieder überein- 
gekommen, hiemit über folgende Gegenjtände, die in ven nachjtehenven 
Artikeln enthaltenen Beitimmungen zu treffen, welche mit jenen Artikeln 
gleiche Kraft haben follen. 

Art. 12. Diejenigen Bunvesgliever, deren Befigung nicht eine 
Bolkszahl non 300,000 Seelen erreichen, werden fich mit ven ihnen ver- 
wandten Häufern oder andern Bundesglievern, mit welchen fie wenigjtens 
eine ſolche Volkszahl ausmachen, zur Bildung eines gemeinfchaftlichen 
oberſten Gerichts vereinigen. 

In ven Staaten von folcher Volksmenge, wo ſchon jet vergleichen 
Gerichte dritter Inſtanz vorhanden find, werben jedoch dieſe in ihrer bis— 
berigen Eigenſchaft erhalten, wofern nur die Volfszahl, über welche fie 
ſich erjtreden, nicht unter 150,000 Seelen ift. 

Den vier freien Städten fteht das Hecht zu, fich untereinander über 
die Errichtung eines gemeinfamen oberjten Gerichts zu vereinigen. 

Bei den folcher Geſtalt errichteten gemeinfchaftlichen oberften Gerichten 
ſoll jeder der Parteien geftattet fein, auf die Verfchiefung der Aften auf 
eine beutfche Facultät oder an einen Schöppenftuhl zur Abfajfung des 
Endurtheils anzutragen. 

Art. 13. In allen Bundesftaaten wird eine landſtändiſche Ver⸗ 
faſſung ſtattfinden. 

Art. 14. Um ven im Jahre 1806 und ſeit dem mittelbar gewor- 
denen ehemaligen Reichsftänden und Neichsangehörigen, in Gemäßheit ber 
gegenwärtigen Verhältniſſe in allen Bundesſtaaten einen gleichförmig 
bleibenden Nechtszuftand zu befchaffen, jo vereinigen fich die Bundesſtaa— 
ten dahin: 

a) daß dieſe fürftlichen und gräflichen Häufer fortan nichts deſtoweniger 
zu dem hohen Adel in Deutjchland gerechnet werben, und ihnen 
das Recht ver Ebenbürtigfeit in dem damit verbundenen Begriffe 
verbleibt; 

b) find die Häupter dieſer Häufer die erjten Standesherrn in dem 
Staate, zu dem fie gehören. Sie und ihre Familien bilden bie 
privilegirtefte Klaffe in vemfelben, insbefondere in Anfehung ber 

- Befteuerung ; 

co) es follen ihnen überhaupt in Nückficht ihrer Perfonen, Familien 
und Befigungen alle diejenigen Rechte und Vorzüge zugefichert 
werden oder bleiben, welche aus ihrem Eigenthume und bejfen 
ungeftörten Genufje herrühren und nicht zu ver Staatsgewalt und 
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den höhern Negierungs- Rechten gehören. Unter vorerwähnten 
Rechten find insbefondere und namentlich begriffen: 

1. die unbefchränfte Freiheit, ihren Aufenthalt in jevem zu dem 
Bunde gehörenden, oder mit demſelben in Frieden lebenven 
Staate zu nehmen; 

2. werben nach ven Grundfägen der früheren deutſchen Verfaffung 
bie noch bejtehenden Familienverträge aufrecht erhalten, und 
ihnen die Befugniß zugefichert, über ihre Güter und Familien- 
verhältniffe verbindliche Verfügungen zu treffen, welche jedoch 
dem Souverän vorgelegt und bei den höchiten Landesſtellen 
zur allgemeinen Kenntniß und Nachachtung gebradıt werben 
müßen. Alle bisher dagegen erlaſſenen Verordnungen follen 
für fünftige Fälle nicht weiter anwendbar fein. 

3. privilegirter Gerichtsitand und Befreiung von aller Militär- 
pflichtigfeit für fih und ihre Familien; 

4. die Ausübung der bürgerlichen und peinlichen Gerichtspflege 
in erfter, und wo bie Befikung groß genug ift, in zweiter 
Inſtanz, der Forftgerichtsbarfeit, Drtspolizei und Aufficht in 
Kirhen und Schulfachen, auch über milde Stiftungen, jedoch 
nach Vorſchrift ver Lanvesgefege, welchen fie fo wie ver Mi- 
litärverfaffung und der Oberaufficht der Regierung über jene 
Zuftändigkeiten unterworfen bleiben. | 

Dei der näheren Bejtimmung ver angeführten Befugniffe ſowohl, 
wie überhaupt und in allen übrigen Bunkten wird zur weitern Begründung 
und Feititellung eines in allen veutfchen Bundesſtaaten übereinjtimmenven 
Rechtszuftandes der mittelbar geworvenen Fürften, Grafen und Herren, 
die in dem Betreffe erlaſſene königlich bayerifche Verorpnung vom Jahre 
1807 als Bafis und Norm unterlegt werben. 

Dem ehemaligen Reichsadel werden die sub Nro. 1 und 2 angeführ- 
ten Rechte, Antheil ver Begüterten an Landſtandſchaft, Patrimonial- und 
Forftgerichtsbarfeit, Ortspolizei, Kirchenpatronat und ber privilegirte Ge- 
richtsjtand zugefichert. Dieſe Rechte werden jedoch nur nach ver VBorfchrift 
der Yandesgefege ausgeübt. 

In den durch den Frieden von Lünevilfe vom 9. Februar 1801 von 
Deutfchland abgetretenen und jett wieder vereinigten Provinzen werben 
bei Anwendung ver obigen Grundſätze auf den ehemaligen unmittelbaren 
Reichsadel diejenigen Beſchränkungen ftattfinden, welche die dort bejtehen- 
den befondern Verhältniſſe nothwendig machen. 

Art. 15. Die Fortvauer der auf die Rhein - Schifffahrts - Octroi 
angewiefenen birecten und fubjidiarifchen Nenten, vie durch ven Reichs- 
Deputationsfhluß vom 25. Februar 1803 getroffenen Verfügungen in 
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Betreff des Schuldenwefens und feitgefegten Penfionen an geiftliche und 
weltliche Individuen werben von dem Bunde garantirt. 

Die Mitglieder dev ehemalig Dom- und freien Neichsftifte haben 
bie Befugniß, ihre durch den erwähnten Reichs-Deputationsſchluß feftge- 
fegten Penfionen, ohne Abzug, in jedem mit dem veutfchen Bunde in 
Frieden ftehenvden Staate verzehren zu dürfen. 

Die Mitgliever des veutjchen Ordens werben ebenfall8 nach ven in 
dem Reich8-Deputations-Hauptfchluße von 1803 für die Domftifter feft- 
gefetten Grundfägen Penfionen erhalten, infofern fie ihnen noch nicht 
hinreichend bewilligt worden, und biejenigen Fürften, welche eingezogene 
Befitungen des deutjchen Ordens erhalten haben, werben viefe Penfionen 
nach Verhältniß ihres Antheild an den ehemaligen Befigungen bezahlen. 

Die Berathung über die Regulirung der Suftentationsfaffe und ber 
Penfionen für bie überrheinifchen Bifchöfe und Geiftliche, welche Benfionen 
auf die Befiter des linken Aheinufers übertragen werben, ift der Bun— 
desverfammlung vorbehalten. Diefe Regulirung it binnen Jahresfriſt 
zu beendigen; bis dahin wird bie Bezahlung der erwähnten Penfionen 
auf die bisherige Art fortgejett. 

Art. 16. Die Berfchievenheit ver hriftlichen Religionsparteien kann 
in den Ländern und Gebieten des beutfchen Bundes feinen Unterſchied in 
dem Genufje ver bürgerlichen und politiichen Rechte begründen. 

Die Bundesverfammlung wird in Berathung ziehen, wie auf eine 
möglichjt übereinftimmenvde Weife die bürgerliche Verbeſſerung ver Beken— 
ner des jüdifchen Glaubens in Deutfchland zu bewirfen fei, und wie 
infonverheit venfelben ver Genuß ver bürgerlichen Nechte, gegen die Ueber- 
nahme aller Bürgerpflichten, in den Bundesjtaaten verjchafft und gefichert 
werben könne. Jedoch werden den Befennern viefes Glaubens bis dahin 
die venfelben von ben einzelnen Bundesſtaaten bereit eingeriumten Rechte 
erhalten. 

Art. 17. Das fürftlihde Haus Thurn und Taris bleibt in dem 
durch den Reichs - Deputationsfhluß vom 25. Februar 1803 oder fpätere 
Verträge beftätigten Befig und Genuß der Poften in den verfchievenen 
Bundesstaaten, fo lange als nicht etwa burch freie Uebereinfunft ander- 
weitige Verträge abgefchloffen werben ſollten. 

In jedem Falle werben vdemfelben in Folge des Artifeld 13 des 
erwähnten Reichs - Deputations - Hauptichlußes feine auf Belaſſung ver 
Boften oder auf eine angemefjene Entſchädigung gegründeten Rechte und 
Anfprüce gefichert. 

Diefes foll auch da ftattfinden, wo bie Aufhebung der Poſten feit 
1803 gegen den Inhalt des Reichs - Deputations - Hauptichluffes bereits 
geſchehen wäre, infofern viefe Entſchädigung durch Verträge nicht ſchon 
befinitiv fejtgejegt ift. 
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* Art. 18. Die verbündeten Fürften und freien Stäpte kommen 
überein, ven Unterthanen der veutfchen Bundesſtaaten folgende 
zuzufichern: 

a) Grundeigenthum außerhalb des Staates, den fie bewohnen, zu 
erwerben und zu befißen, ohne deßhalb in dem fremden Staate 
mehreren Abgaben und Laften unterworfen zu fein, als vefjen 
eigene Unterthanen; 

b) die Befugniß: 

1. des freien Wegziehens aus einem beutjchen Bundesſtaate in 
den andern, ber erweislich fie zu Unterthanen annehmen 
will; auch 

2. in Civil- und Militärdienst vesfelben zu treten, beides jedoch 
nur, infofern feine Verbinplichkeit zu Militärdienften gegen 
das bisherige Vaterland im Wege fteht. 

Und damit wegen der vermalen vorwaltenden Berjchieden- 
beit der geſetzlichen Vorfchriften über Militärpflichtigfeit hier— 
unter nicht ein umgleichartiges, für einzelne Bundesſtaaten 
nachtheiliges Verhältniß entjtehen möge, fo wird bei ver 
Bundesverfammlung die Einführung möglichit gleichförmiger 
Grundfäge über viefen Gegenftand in Berathung genommen 
werben. | 

c) Die Freiheit von aller Nachjteuer (jus detractus, gabella emigra- 
tionis), infofern das Vermögen in einen andern deutfchen Bundes— 
ftaat übergeht, und mit bemfelben nicht beſondere Verhältniſſe 
durch Freizügigfeitsverträge beftehen. 

d) Die Bundesverfammlung wird fich bei ihrer erften Zufammenkunft 
mit Abfaffung gleichförmiger Verfügungen über die Preffreibeit 
und bie Sicherftellung ber Rechte der Schriftiteller und Verleger 
gegen den Nachdruck befchäftigen. 

Art. 18. Die Bundesglieder behalten fich vor, bei der erften Bun- 
besverfammlung in Frankfurt wegen des Handels und Verkehrs zwifchen 
ben verfchiedenen Bundesſtaaten, ſowie wegen der Schifffahrt, nach Anlei- 
tung der auf dem Congreffe zu Wien angenommenen Grundſätze in Be- 
rathung zu treten. 

Art. 20. Der gegenwärtige Vertrag wird von allen contrahirenden 
Theilen ratificirt werben, und bie Natiftcationen follen binnen ber Zeit 
bon ſechs Wochen, oder wo möglich noch. früher, nach Wien an vie faif. 
öfterreichifche Hof- und Staatskanzlei eingefandt, und bei Eröffnung des 
- Bundes in das Archiv desfelben niedergelegt werben. 

Zu Urfund deffen haben fänmtliche Bevollmächtigte den gegenwär- 
tigen Vertrag unterzeichnet und mit ihren Wappen befiegelt. 
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So gejhehen Wien den 8. Juni im Jahre Eintaufend Achthundert 
und fünfzehn. 


. 8.) Fürft von Metternid. 

. 8.) Freiherr von Weffenberg. 

. 8.) Carl Fürft von Hardenberg. 

. S.) Wilhelm Freiherr von Humboldt. 

. 8.) Ehriftian Graf von Bernftorff. 

. 8.) Joachim Graf von Bernftorff. 

. 8.) Alois Graf von Rehberg und Rothenlöwen. 
. 8.) Hanns Auguft Fürchtegott von Globig. 

. 8.) F. 2. Freiherr von Gagern. 

. 8.) €. Graf von Münfter. 

. 8.) €. Graf von Hardenberg. 

. 8.) Graf von Keller. Zugleich für Braunfchweig. 

. 8.) Georg Ferbinand Freiherr von Lepel. 

. 8.) Johann Freiherr von Türfheim. 

. 8.) Freiherr von Minkwitz; fubjtituirt für Herrn von Gers- 


dorf, großherzoglihd Sachſen-Weimarſchen Bevollmächtig— 
ten und herzoglid Sachen - Gethaifhen und Sachſen— 
Meiningenjchen Bevollmächtigten. 


. 8.) € 28. F. Freiherr von Baumbad. 

. 8.) Freiherr Fifchler von Treuberg. 

. 8.) Freiherr von Maltzahn. 

. 8.) Leopold Freiherr von Pleſſen. 

. 8.) Freiherr von Dergen. 

. 8.) Bon Wolframsporff. 

. 8.) Freiherr von Fran. 

. 8.) Franz Mlois Edler von Kirchbaur. 

. 8.) F. Marfchall von Biberftein. 

. 8.) D. Georg von Wiefe, fürftl. Lichtenbergfcher und Reußiſcher 


Bevollmächtigter. 


. 8.) Von Weiſe. 
. 8.) Freiherr von Kettelhodt. 
. 8.) Bon Berg, fürftlih Waldeckiſcher und Schaumburg-Lippe- 


ſcher Bevollmächtigter. 


. 8.) Helwing. 
8.) %. 3. Had. 
.8.) Dan;. 

. 8.) Schmibt. 
(L. 


S.) Gries. 


Da die unter der Auffchrift Allgemeine Beftimmungen« barin 
enthaltenen erjten XI Artikel ſolche Anorbnungen und Verbindlichkeiten 
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begreifen, welche zur Erreihung des Zwedes eines föderativen Vereins 
im Sinne des oben angeführten Parifer - Friedens - Traftates wejentlich 
erforderlich find; fo ertheilen Wir dieſen Unfere unbebingte Genehmigung, 
und verfprechen viefelbe in allen ihren Punkten zu vollziehen und voll- 
ziehen zu laſſen. 

Auh nehmen Wir um fo weniger Anjtand, den ver Bunbesafte 
durch eine beſondere Webereinkunft der verbündeten Mitglieder beigefügten 
weitern Artifeln XII bi8 XX, obgleich viefe zum Zweck des durch ven 
Parifer : Frieden feftgefegten föderativen völferrechtlichen Vereins nicht 
gehören, Unfere Beiſtimmung zu ertheilen, und ihre Verbindlichkeit anzu— 
erfennen, als dieſe befonvere Bejtimmungen mit Unjern Regierungs- 
Grundfägen und größtentheils mit ben in Unferm Königreiche bereits 
beſtehenden Gefegen und Anorbnungen übereinftimmen. 

Zu Urkund deſſen haben Wir gegenwärtige Katification eigenhändig 
unterzeichnet und mit Unferm größern Föniglichen Siegel bedrucken Laffen. 

Gegeben in Unferer Haupt» und Reſidenzſtadt München ven ‘18. 
uni 1816. 


Reg -Bl. f. d. Könige. Bayern f. d. J. 1817. St. XXVIII. ©. 635. 


2. Schlußafte der über Ausbildung und Befeftigung des beutjchen 
Bundes zu Wien gehaltenen Minifterial-Gonferenzen. 
(Beichluß der Plenarverfammlung vom 8. Juni 1820.) 


Es wird die von den Bevollmächtigten der ſämmtlicheu Bundesſtaa— 
ten zu Wien vollzogene Schlußafte der dafelbft über Ausbildung und Be— 
feftigung des Bundes gehaltenen Minijterial- Conferenzen, ihrer ausge- 
ſprochenen Bejtimmung gemäß, zu einem ber Bundesafte an Kraft und 
Giltigfeit gleichen Grundgefege des Bundes erheben. 

Die fonveräuen Fürften und freien Städte Deutjchlands, eingedenk 
ihrer bei Stiftung des deutſchen Bundes übernommenen Verpflichtung, 
ben Beitimmungen ver Bundesafte durch ergänzende und erläuternde Grund- 
gejege eine zweckmäßige Entwiclung und hiermit dem Bunvesverein felbft 
die erforderliche Vollendung zu fichern, überzeugt, daß fie, um das Band, 
welches das gefammte Deutfchland in Friede und Gintracht verbindet, 
unauflöslich zu befeftigen nicht länger anftehen vürfen, jener Verpflichtung 
und einem allgemein gefühlten Bebürfniffe durch gemeinfchaftliche Bera— 
thungen Genüge zu leiften, haben zu dieſem Enpe nachjtehende Bevoll— 
mächtigte ernannt, nämlich: 

1. Seine Majeftät ver Kaifer von Defterreich, König von Ungarn 

und Böhmen ꝛc. den Herren Clemens Wenzel Lothar Fürften von 
Metternich - Winneberg, Fürften zu Ochfenhaufen, Herzog von 
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Portella, Ritter des goldenen Vließes, Großkreuz des königlich 
ungarifhen St. Stephans- Drvens ꝛc., Nitter ꝛc., Canzler des 
militärifchen Marien» Therefien-Drvens, Curator ver kaiſ. königl. 
Akademie der bildenden Künfte und Confervator der Univerfität 
zu Krakau, Kämmerer, wirklichen geheimen Rath, Staats- und 
Conferenz-, dann birigirender Minifter der auswärtigen Ungele- 
genheiten zc. 

. Seine Majeftät ver König von Preußen: ven Herrn Grafen 
Ehriftian Günther von Bernftorff, Ihren wirklichen geheimen 
Staatd- und Cabinetsminifter, wie auch Minifter der auswärtigen 
Angelegenheiten, Ritter des rothen und fchwarzen Adler-Ordens, 
des St. Andreas- und Elephanten- Ordens, Großkreuz des St. 
Stephans⸗Ordens ꝛc., * 


den Herrn Friedrich Wilhelm Ludwig Freiherrn von Kruſe— 
mark, Ihren Generallieutenant, außerordentlichen Geſandten und 
bevollmächtigten Miniſter bei Seiner kaiſerl. königl. apoſtoliſchen 
Majeſtät, Ritter ꝛc. und 

den Herrn Johann Emanuel von Küſter, Ihren geheimen 
Staatsrath, außerordentlichen Geſandten und bevollmächtigten 
Miniſter bei Seiner Majeſtät dem König von Württemberg und 
Seiner königlichen Hoheit dem Großherzog von Baden, Ritter des 
rothen Adler-Ordens zweiter Klaſſe und des eiſernen Kreuzes. 
. Seine Majeſtät der König von Bayern: den Herrn Friedrich 
Freiheren von Zentner, Ihren wirklichen Staatsrath und General- 
pireftor im Staatsininifterium des Innern, Reichsrath, Großkreuz 
des Civilverdienſt-Ordens der baheriichen Krone; und 


den Freiheren Johann Gottlieb von Stainlein, Ihren geheimen 
Rath und bevollmächtigten Minifter am Faif. Fönigl. öfterreichifchen 
Hofe, Ritter des Civilverdienſt-Ordens der bayeriſchen Krone, 
Commandeur ꝛc., Ritter ıc. 
. Seine Majeftät ver König von Sachſen: den Herrn Detlev 
Grafen von Einfievel, Ihren Cabinetsminijter, Staatsfecretär ber 
innern Angelegenheiten, Kammerherrn und Domdechant zu Wur- 
zen, Ritter ꝛc., 

ven Herrn Friedrich Albrecht Grafen von ver Schulenburg: 
Cloſteroda, Ihren wirklichen geheimen Rath, Kammerherrn und 
bevollmächtigten Minifter am kaiſerl. fönigl. öfterr. Hofe, Ritter 
des königl. ſächſiſchen Haus-Ordens der Rautenkrone ꝛc., und 

den Herrn Hanns Auguſt Fürchtegott von Globig, Ihren 
geheimen Rath und Kammerherrn, Großkreuz des königl. fächfifchen 
Civilverdienſt- und des königl. preußiſchen rothen Adler-Ordens. 

30. 
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5. 


10. 


il. 


12. 


Seine Majeftät der König von Grofbritanien und Han- 


nover: den Herrn Ernft Friedrich Norbert Grafen von Münfter, 
Erblanpmarfchall des Königreichs Hannover, Großfreuz des königl. 
bannoverfchen Guelphen-Ordens und des königlich ungarifchen 
St. Stephans-Ordens, Ihren Staatd- und Cabinetsminifter; und 

den Herrn Ernjt Ehriftian Georg Auguft Grafen von Har- 
benberg, Großfreuz des fönigl. hannoverſchen Guelphen-Ordens zc., 
Ihren Staats- und Cabinetsminifter, außerorventlichen Abgefand- 
ten und bevollmächtigten Minifter an dem Hofe Seiner faiferlich 
fönigl. apoftolifchen Majejtät. 


. Seine Majeftät ver König von Württemberg: ven Herrn 


Ulrich Lebrecht Grafen von Mandelsloh, Ihren Staatsminifter 
und außerorbentlichen bevollmächtigten Diinifter am Faiferl. öfterr. 
Hofe, Großkreuz ꝛc. 


. Seine königl. Hoheit ver Großherzog von Baden: ven Herrn 


Reinhard Freiherrn von Berſtett, Ihren wirklichen geheimen Rath, 
Staatsminijter ver auswärtigen Angelegenheiten, Großkreuz 2c., und 

ben Herren Friedrich Carl Freiheren von Tettenborn, Com- 
manbeur des großherz. badifchen Militär - Ordens 2c., Ritter ꝛc., 
großherzogl. Generallieutenant und Generaladjutanten ver Caval- 
lerie, aufßerorbentlichen Gefandten und bevollmächtigten Minifter 
am kaiſerl. königl. öfterreichifchen Hofe, 


. Seine königliche Hoheit ver Churfürft von Heffen: ven Herrn 


Sreiheren von Miünchhaufen, Ihren geheimen Rath und Kammer- 
bern, außerorventlichen Gefandten und bevollmächtigten Minifter 
am kaiſerl. königl. öfterreichifchen Hofe, Commandeur zweiter Klaſſe 
des churheſſiſchen Haus-⸗Ordens vom goldenen Löwen. 


. Seine Fönigl. Hoheit der Großherzog von Heffen: den Herrn 


Gar! du Bos Freiherrn du Thil, Ihren wirklichen geheimen Rath, 
Commandeur-Groffreuz des großherzoglichen Hausordens ꝛc. 
Seine königl. Majeftät der König von Dänemarf, Herzog 
von Holjtein und Lauenburg: ven Herrn Joachim Friedrich 
Grafen von Bernftorff, Ihren geheimen Conferenzrath, aufer- 
ordentlichen Abgefandten und bevollmächtigten Minifter am Faif. 
öfterreichifchen Hofe, Großfreuz des Danebrog-Orbens. 

Seine Majejtät der König der Niederlande, Großher— 
309g von Luremburg: den Herrn Anton Reinhard von Fald, 
Commandeur des niederländischen Löwen-Ordens, Minifter für ven 
öffentlichen Unterricht, die Nationalinpuftrie und die Colonien. 
Seine königl. Hoheit dev Großherzog von Sahfen- Weimar, 
und Ihre Durchlauchten die Herzoge von Sachſen-Gotha, 


14. 


16. 


11. 
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Sachſen-Coburg, Sahfjen-Meiningen und Sadfen- 
Hildburghauſen: ven Herrn Carl Wilhelm Freiherrn von Fritfch, 
großherzoglih Sachſen-Weimar-Eiſenach'ſchen wirklichen geheimen 
Rath und Staatsminifter, Großfreuz des großherzoglichen Haus— 
Ordens vom weißen Falfen. 


. Seine Durchlaucht der Herzog von Braunfhweig-Wolfen- 


büttel: den Herrn Grafen von Münfter zc. und ven Herrn Grafen 
von Harbenberg ꝛc. 

Seine Durchlaucht der Herzog von Naffau: den Herrn 

Freiherrn Ernjt Franz Ludwig Marfhall von Bieberftein, Ihren 
birigirenden Staatsminifter, Großfreuz des preußifchen rothen 
Adler-Ordens und des großherzoglich badiſchen ver Treue. 
Ihre königl. Hoheiten die Großherzoge von Medlenburg- 
Schwerin und Medlenburg-Strelig: ven Herrn Leopold 
Hartwig Freiherrn von Pleffen, großherzoglich Medlenburg- 
Schwerin’scher Staats- und Cabinetsminijter, Großfreuz des fönigl. 
dänischen Danebrog-Ordens. 


. Zhre Durchlauchten die Herzoge von Holſtein-Oldenburg, 


von Anhalt-Cöthen, Anhalt-Deffau und Anhalt-Bern- 
burg, die Fürften von Shwarzburg-Sondershaufen 
und Rudolſtadt: den Herrn Günther Heinrich von Berg, Prä- 
fiventen des Oberappellationsgericht8 zu Oldenburg, bherzoglich 
holjtein » olvenburgifchen, herzogl. anhaltifchen und fürftl. fehwarz- 
burgifchen Bundestags = Gefandten, Kommandeur des Guelphen- 
Ordens. 

Ihre Durchlauchten die Fürſten von Hohenzollern-Hechin— 
gen und Hohenzollern-Sigmaringen, Lichtenſtein, 
Reuß älterer und jüngerer Linie, Schaumburg-Lippe, 
Lippe und Waldeck: den Herrn Freiherrn von Marſchall ꝛc. 
Die freien Städte Lübeck, Frankfurt, Bremen und Ham— 
burg: den Herrn Johann Friedrich Hoch, J. U. D., Senator 
zu Lübeck und Geſandten, 


welche zu Wien nach geſchehener Auswechslung ihrer richtig befundenen 
Vollmachten in Cabinetsconferenzen zuſammengetreten, und, nach ſorgfäl— 
tiger Erwägung und Ausgleichung der wechſelſeitigen Anſichten, Wünſche 
und Vorſchläge ihrer Regierungen zu einer definitiven Vereinbarung über 
folgende Artikel gelangt ſind: 

Art. 1. Der deutſche Bund iſt ein völkerrechtlicher Verein der 
deutſchen ſouveränen Fürſten und freien Städte, zur Bewahrung der Un— 
abhängigkeit und Unverletzbarkeit ihrer im Bunde begriffenen Staaten, 
und zur Erhaltung der innern und äußern Sicherheit Deutſchlands. 
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Art. 2. Diefer Verein befteht in feinem Innern als eine Gemein- 
haft felbftftändiger, unter fi unabhängiger Staaten, mit wechfelfeitigen 
gleichen Bertragsrechten und Bertragsobliegenheiten, in feinen äußern 
Berhältniffen oder als eine in politifcher Einheit verbundene Geſammt— 
macht. 

Art. 3. Der Umfang und die Echranfen, welche ver Bund feiner 
Wirffamfeit vorgezeichnet bat, find in der Bunvesafte bejtimmt, die der 
Grundvertrag und das erfte Grundgeſetz diefes Vereins if. Indem bie- 
felbe die Zwede des Bundes ausfpricht, bedingt und begränzt fie zugleich 
deſſen Befugniffe und Verpflichtungen. 

Art. 4. Der Gefammtheit der Bundesgliever fteht die Befugniß 
ber Entwiclung und Ausbildung der Bundesacte zu, infofern die Erfüllung 
der darin aufgejtellten Zwede ſolche nothwendig macht. Die deßhalb zu 
faffenden Beſchlüße dürfen aber mit dem Geiſte der Bundesacte nicht im 
Widerfpruche ftehen, noch von dem Grundcharafter des Bundes abweichen. 

Art. 5. Der Bund ift als ein unauflöslicher Verein gegründet, 
und es kann daher ver Austritt aus biefem Verein feinem Mitgliede des— 
felben freijtehen. 

Art. 6. Der Bund ift nach feiner urfprünglichen Beſtimmung auf 
die gegenwärtig daran Theil nehmenvden Staaten befehränft. Die Auf- 
nahme eines neuen Mitgliedes fann nur ftatt haben, wenn bie Geſammt— 
beit ver Bundesglieder folhe mit den beſtehenden Verhältniſſen vereinbar 
und dem Vortheil des Ganzen angemefjen findet. Veränderungen in dem 
gegenwärtigen Befisjtande der Bundesgliever können feine Veränderungen 
in den Rechten und Verpflichtungen verfelben in Bezug auf den Bund, 
ohne ausprüdliche Zuftimmung ver Gefammtheit, bewirken. Eine freiwillige 
Abtretung auf einem Bundesgebiete haftender Souveränetätsrechte kann 
ohne folche Zuftimmung zu Gunften eines Mitverbünveten gefchehen. 

Art. 7. Die Bundesverfammlung, aus ven Bevollmächtigten ſämmt— 
licher Bundesgliever gebilvet, ftellt ven Bund in feiner Gefammtheit vor, 
und ijt das bejtändige verfaffungsmäßige Organ feines Willens und 
Handelns. 

Art. 8 Die einzelnen Bevollmächtigten am Bundestage find von 
ihren Committenten unbedingt abhängig, und diefen allein wegen getreuer 
Befolgung der ihnen ertheilten Inſtructionen, ſowie wegen ihrer Gefchäfts- 
führung überhaupt verantwortlich. 

Art. 9. Die Bundesverfanmlung übt ihre Rechte und Obliegen- 
heiten nur innerhalb ver ihr worgezeichneten Schranfen aus. Ihre Wirk- 
famfeit ift zumächft durch die Bundesacte, und durch die in Gemäßheit 
derjelben befchloffenen und ferner zu beſchließenden Grundgejege, wo aber 
diefe nicht zureichen, durch die im Grundvertrage bezeichneten Bundes: 
zwecke bejtimmt. 
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Art. 10. Der Gefammtwille des Bundes wird durch verfaffungs- 
mäßige Befchlüße der Bundesverfammlung ausgeiprochen ; verfaffungsmäßig 
aber find diejenigen Beſchlüße, die innerhalb der Gränzen der Competenz 
der Bundesverfammlung, nach vorgängiger Verathung, durch freie Ab- 
ftimmung entweber im engeren Rathe oder im Plenum gefaßt werben, 
je nachdem das Eine oder das Andere durch die grundgefeklichen Beftim- 
mungen borgefchrieben ift. 

Art. 11. In der Regel faßt die Bundesverfammlung die zur 
Beforgung ver gemeinfamen Ungelegenheiten des Bundes erforderlichen 
Beſchlüße im engern Rathe, nach abfoluter Stimmenmehrheit. Diefe 
Form der Schluffaffung findet in allen Fällen ftatt, wo bereits feftfte- 
benve allgemeine Grundfäge in Anwendung, oder befchloffene Gefege und 
Einrichtungen zur Ausführung zu bringen find, überhaupt aber bei alfen 
Berathungsgegenftinden, welche die Bundesacte over fpätere Befchlüße 
nicht bejtimmt davon ausgenommen haben. 

Art. 12. Nur in den in der Bunbesacte ausprüdlich bezeichneten 
Fällen, und, wo e8 auf eine Sriegserflärung, oder Friedensſchluß-Beſtä— 
tigung von Seiten des Bundes anfommt, wie auch, wenn über die Auf- 
nahme eines neuen Mitgliedes in ven Bund entfchieden werben foll, bilvet 
fih die Verſammlung zu einem Plenum. ft in einzelnen Fällen bie 
Frage, ob ein Gegenjtanb vor das Plenum gehört, zweifelhaft, fo fteht 
die Entſcheidung derſelben dem engern Rathe zu. Im Plenum findet feine 
Erörterung noch Berathung ftatt; fondern es wirb nur barüber abge- 
ftimmt, ob ein im engeren Rathe vorbereiteter Befchluß angenommen over 
verworfen werben foll. Ein giltiger Beichluß im Plenum fest eine Mehr: 
beit von zwei Drittheilen ver Stimmen voraus. 

Art. 13. Ueber folgende Gegenjtände: 

1. Annahme neuer Grundgejege, oder Abänderung ver bejtehenven ; 

2. organifche Einrichtungen, das heißt, bleibende Anftalten, als Mittel 

zur Erfüllung der ausgeſprochenen Bundeszwecke; 

3. Aufnahme neuer Mitgliever in ven Bund; 

4. Religionsangelegenheiten, 
findet fein Beſchluß durch Stimmenmehrheit ftatt; jeboch kann eine befini- 
tive Abftimmung über Gegenftände diefer Art nur nach genauer Prüfung 
und Erörterung der den Wiverfpruch einzelner Bundesglieder bejtimmen- 
ven Gründe, deren Darlegung in feinem Falle verweigert werden barf, 
erfolgen. 

Art. 14. Was insbefondere die organifchen Einrichtungen betrifft, 
jo muß nicht nur über die Vorfrage, ob folche unter den obwaltenden 
Umftänden nothwendig find, fondern auch über Entwurf und Anlage der— 
jelben in ihren allgemeinen Umriffen und wefentlichen Bejtimmungen, im 
Plenum und durch Stimmeneinhelligfeit entfchieven werden. Wenn bie 
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Entfcheivung zu Gunften der vorgefchlagenen Einrichtung ausgefallen ift, 
fo bleiben die fünmtlichen weiteren Verhandlungen über die Ausführung 
im Einzelnen ver engern Berfammlung überlafjen, welche alle dabei noch 
vorfommenden Fragen durh Stimmenmehrheit entjcheivet, auch nach Be— 
finden der Umftände eine Commiffion aus ihrer Mitte anordnet, um bie 
verfchiedenen Meinungen und Anträge mit möglichiter Schonung und Be— 
rücfichtigung der Berhältniffe und Wünſche ver Einzelnen auszugleichen. 

Urt. 15. In Fällen, wo die Bundesglieder nicht in ihrer vertrags- 
mäßigen Einheit, jondern als einzelne ſelbſtſtändige und unabhängige 
Staaten erfcheinen, folglich jura singulorum obwalten, oder wo einzelnen 
Bundesgliedern eine bejondere, nicht in den gemeinfamen Berpflichtungen 
Aller begriffene Leiftung oder Verwilligung für den Bund zugemuthet 
werben follte, fann ohne freie Zuftimmung ſämmtlicher Betheiligten fein 
biefelben verbindender Beſchluß gefaßt werden. 

Art. 16. Wenn die Befigungen eines ſouveränen veutfchen Haufes 
durch Erbfolge auf ein anderes übergehen, fo hängt es von der Gefammt- 
heit des Bundes ab, ob und inwiefern die auf jenen Befigungen haften- 
den Stimmen im Plenum, da im engern Rathe fein Bunvesglied mehr 
als eine Stimme führen kann, dem neuen Befiger beigelegt werben follen. 

Art. 17. Die Bundesverfammlung it berufen, zur Aufrechthaltung 
des wahren Sinnes der Bundesacte, die darin enthaltenen Bejtimmungen, 
wenn über deren Auslegung Zweifel entjtehen follten, dem Bundeszweck 
gemäß zu erklären, und in allen vorkommenden Fällen den Vorfchriften 
biefer Urfunde ihre richtige Anwendung zu fichern. 

Art. 18. Da Eintracht und Friede unter den Bunbesgliedern unge: 
ftört aufrecht erhalten werden foll, fo hat die Bundesverfammlung, wenn 
die innere Ruhe und Sicherheit des Bundes auf irgend eine Weife bedroht 
oder geftört ift, über Erhaltung oder Wiederherftellung verfelben Rath 
zu pflegen, und die dazu geeigneten Beſchlüße nach Anleitung der in den 
folgenden Artikeln enthaltenen Beſtimmungen zu faſſen. 

Art. 19. Wenn zwifchen Bundesglievern Thätlichfeiten zu beforgen, 
oder wirflich ausgeübt worden find, fo ift die Bundesverfammlung berufen, 
vorläufige Maaßregeln zu ergreifen, wodurch jeder Selbjthilfe vorgebeugt, 
und, der bereits unternommenen Einhalt gethan werde. Zu dem Ende 
bat fie vor Allem für Aufrechthaltung des Befikftandes Sorge zu tragen. 

Art. 20. Wenn die Bundesverfammlung von einem Bunbesgliede 
zum Schuße des Befigitandes angerufen wird, und der jüngjte Befigftand 
ftreitig ift, jo foll fie für dieſen beſondern Fall befugt fein, ein bei ver 
Sache nicht betheiligtes Bundesglied in ver Nähe des zu ſchützenden Ge- 
bietes aufzufordern, die Thatfache des jüngſten Befites, und die angezeigte 
Störung desjelben ohne Zeitverluft durch feinen oberjten Gerichtshof fum- 
mariih unterfuchen und barüber einen rechtlichen Beſcheid abfaſſen zu 
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laſſen, deſſen VBollziehung die Bundesverfammlung, wenn ber Bundesſtaat, 
gegen welchen er gerichtet ift, fich nicht auf vorgängige Aufforderung freiwillig 
dazu verſteht, durch die ihr zu dieſem Ende angewiefenen Mittel zu be— 
wirfen bat. 

Art. 21. Die Bundesverfammlung hat in allen nach Vorfchrift ver 
Bundesacte bei ihr anzubringenden Streitigfeiten ver Bundesglieder bie 
Bermittlung durch einen Ausſchuß zu nerfuchen. Können die entftandenen 
Streitigkeiten auf dieſem Wege nicht beigelegt werben, fo hat fie die Ent- 
ſcheidung derjelben durch eine Auſträgal-Inſtanz zu veranlaffen, und dabei, 
fo lange nicht wegen der Aufträgalgerichte überhaupt eine anderweitige 
Uebereinfunft zwifchen ven Bundesglievern ftattgefunden hat, bie in dem 
Bundestagsbefchluße vom 16. Juni 1817 enthaltenen Vorfchriften, fo wie 
den im Folge gleichzeitig an die Bundestags - Gefandten ergehenden In— 
ftructionen zu fafjenden beſondern Beſchluß zu beobachten. 

Art. 22. Wenn nach Anleitung des obgedachten Bundestags— 
Beichlufjes der erjte Gerichtshof eines Bundesſtaates zur Aufträgalinftanz 
gewählt ift, fo fteht vemfelben die Yeitung des Prozefjes und die Entjchei- 
dung des Streits in allen feinen Haupt» und Nebenpunften uneingefchränft 
und ohne alle weitere Einwirkung der Bundesverfammlung oder der Lan— 
besregierung zu. Letzterer wird jedoch auf Antrag der Bundesverfammlung 
oder der ftreitenden Theile, im Falle einer Zögerung von Seite des Ge- 

richts die zur Beförderung der Entjcheidung nöthigen Verfügungen erlaffen. 
| Art. 23. Wo feine befondern Entfcheidungsnormen vorhanden find, 
hat das Aufträigalgericht nach der in Nechtsftreitigfeiten derſelben Art 
vormals von den Neichsgerichten ſubſidiariſch befolgten Rechtsquellen, in fo 
ferne folche auf die jegigen Verhältniſſe der Bunvesgliever noch anwend— 
bar find, zu erfennen. 

Art. 24. Es fteht übrigens den Bundesgliedern frei, ſowohl bei 
einzelnen vorfommenven Streitigfeiten, als für alle fünftigen Fälle, wegen 
befonderer Austräge oder Compromifje übereinzufommen, wie denn auch 
frühere Familien- oder Vertragsausträge durch Errichtung der Bundes— 
Aufträgalinftanz nicht aufgeheben, noch abgeändert werben. 

Art. 25. Die Aufrechthaltung der innern Ruhe und Ordnung in 
ven Bundesftaaten fteht den Regierungen allein zu. AS Ausnahme fann 
jedoch, in Rückſicht auf die innere Sicherheit des gefammten Bundes und 
in Folge ver Verpflichtung der Bundesglieder zu gegenfeitiger Hilfeleiftung, 
die Mitwirkung ver Gefammtheit zur Erhaltung oder Wiederherftellung 
der Ruhe, im Falle einer Wivderfeglichfeit ver Unterthanen gegen bie Re— 
gierung, eines offenen Aufruhrs oder gefährlicher Bewegungen in mehreren 
Bundesstaaten, jtattfinden. 

Art. 26. Wenn in einem Bnndesftaate durch Widerſetzlichkeit ver 
Unterthanen gegen bie Obrigfeit die innere Ruhe unmittelbar gefährdet, 
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und eine Verbreitung aufrühreriſcher Bewegungen zu fürchten, oder ein 
wirklicher Aufruhr zum Ausbruche gekommen iſt, und die Regierung ſelbſt, 
nach Erſchöpfung der verfaſſungsmäßigen und geſetzlichen Mittel, den Bei— 
ſtand des Bundes anruft, ſo liegt der Bundesverſammlung ob, die ſchleu— 
nigſte Hilfe zur Wiederherſtellung der Ordnung zu veranlaſſen. Sollte 
im letztgedachten Falle die Regierung notoriſch außer Stande ſein, den 
Aufruhr durch eigene Kräfte zu unterdrücken, zugleich aber durch die 
Umſtände gehindert werden, die Hilfe des Bundes zu begehren, ſo iſt die 
Bundesverſammlung nichts deſtoweniger verpflichtet, auch unaufgerufen 
zur Wiederherſtellung der Ordnung und Sicherheit einzuſchreiten. In 
jedem Falle aber dürfen die verfügten Maßregeln von feiner längern 
Dauer fein, als die Regierung, welcher die bundesmäßige Hilfe geleiftet 
wird, es nothwendig erachtet. 

Art. 27. Die Regierung, welcher eine folche Hilfe zu Theil ge- 
worden, ift gehalten, die Bundesverfammlung von der Veranlaſſung ver 
eingetretenen Unruhen in Kenntniß zu fegen, und von ben zur Befeftigung 
ber wieberhergeftellten gefeglihen Ordnung getroffenen Maafregeln eine 
beruhigende Anzeige an dieſelbe gelangen zu laſſen. 


Art. 28. Wenn die öffentliche Ruhe und gefegliche Ordnung in 
mehreren Bundesstaaten durch gefährliche Verbindungen und Anfchläge 
bedroht find, und dagegen nur durch Zufammenwirfen ver Gefammtbeit 
zureichende Maafregeln ergriffen werden können, fo ift die Bundesver— 
fammlung befugt und berufen, nach vorgängiger Rückſprache mit der zu— 
nächſt bedrohten Regiernng, ſolche Maafregeln zu berathen und zu be- 
Schließen. 

Urt. 29. Wenn in einem Bundesjtaate der Fall einer Yuftizver- 
weigerung eintritt, und auf gejeglichen Wegen ausreichende Hilfe nicht 
erlangt werben fann, jo liegt der Bunbesverfammlung ob, erwiefene, 
nach der Verfaſſung und ven beftehenven Gefeten jedes Landes zu beur— 
theilenden Beſchwerden über verweigerte over gehemmte Rechtspflege an- 
zunehmen, und darauf bie gerichtliche Hilfe bei ver Bundesregierung, vie 
zu der Beſchwerde Anlaß gegeben hat, zu bewirken. 


Art 30. Wenn Forderungen von Privatperfonen deshalb nicht 
befriedigt werben können, weil die Berpflichtung venfelben Genüge zu 
leiften, zwifchen mehreren Bunvesglievern zweifelhaft oder bejtritten ift, 
jo bat die Bundesverfammlung auf Anrufen der Betheiligten, zuvörderſt 
eine Ausgleihung auf gutachtlichem Wege zu vwerfuchen, im Falle, daß 
biefer Verſuch ohne Erfag bleibe, und die in Anfpruch genommenen Bun- 
desglieder ſich nicht in einer zu beftimmenven Friſt über ein Compromiß 
vereinigen, bie rechtliche Entjcheivung der jtreitigen Vorfrage durch eine 
Aufträgalinftanz zu veranlafien. 
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Art. 31. Die Bundesverfammlung hat das Recht und die Berbind- 
(ichfeit, für die Vollziehung der Bundesacte und übrigen Grundgeſetze des 
Bundes, der in Gemäßheit ihrer Competenz von ihr gefaßten Befchlüfe, 
der durch Austräge gefällten ſchiedsrichterlichen Erfenntniffe, ver unter 
die Gewährleiftung des Bundes gejtellten compromiffarifchen Entſcheidungen 
und der am Bundestage vermittelten Vergleiche, fo wie für die Aufrecht- 
haltung der von dem Bunde übernommenen befonderen Garantien, zu 
forgen, auch zu dieſem Ende, nach Erjchöpfung aller andern bundesver- 
faffungsmäßigen Mittel die erforderlichen Erecutions- Maafregeln mit 
genauer Beobadhtung ver in einer befondern Executions-Ordnung dieſer— 
halb fejtgefegten Beitimmungen und Normen ꝛc. in Anwendung zu bringen. 


Art. 32. Da die Bundesregierung die Obliegenheit hat, auf Voll- 
ziehung der Bundesbeſchlüße zu halten, ver Bundesverfammlung aber eine 
unmittelbare Einwirkung auf die innere Verwaltung der Bundesstaaten 
nicht zufteht, jo kann in der Regel nur gegen vie Regierung felbft ein 
Erecutionsverfahren jtatt finden. — Ausnahmen von diefer Pegel treten 
jevoch ein, wenn eine Bundesregierung, in Ermangelung eigener zureichenver 
Mittel felbft die Hilfe des Bundes in Anfpruch nimmt, oder, wenn bie 
Bırndesverfammlung unter den im 26. Artifel bezeichneten Umſtänden zur 
Wieverherjtellung der allgemeinen Ordnung und Sicherheit unaufgerufen 
einzufchreiten verpflichtet ift. Im eriten Falle muß jedoch immer in Ueber- 
einjtimmung mit den Anträgen der Regierung, welcher vie buntesmäßige 
Hilfe geleiftet wird, verfahren, und im zweiten Falle ein gleiches, ſobald 
die Regierung wieder in Thätigfeit gefetst ift, beobachtet werben. 


Art. 33. Die Erecutiong-Maafregeln werden im Namen ver Ge- 
fammtheit des Bundes bejchloffen und ausgeführt. Die Bundesverfamm- 
lung ertheilt zu dem Ende, mit Berücdfichtigung alter Yocalumftände und 
fonjtiger VBerhältniffe, einer oder mehreren, bei ver Sache nicht betheilig: 
ten Regierungen, den Auftrag zur Vollziehung der bejchlofjenen Maaß— 
regeln, und bejtimmt zugleich ſowohl die Stärke ver dabei zu verwenbenven 
Mannfchaft, als die nach dem jevesmaligen Zwede des Erecutionsver- 
fahrens zu bemefjende Dauer vesfelben. 


Art. 34. Die Regierung, an welche ver Auftrag gerichtet ift, und 
welche folchen als eine Bundespflicht zu übernehmen hat, ernennt zu biefem 
Behufe einen Eiviltommiffär, der in Gemäßheit einer, nach den Bejtim- 
mungen ber Bunvesverfammlung von ver beauftragten Regierung zu 
ertheilenvden befondern Snftruction das Erecutionsverfahren unmittelbar 
leitet. Wenn der Auftrag an mehrere Regierungen ergangen ijt, jo be- 
ftimmt die Bundesverfammlung, welche verfelben ven Civilcommiffär zu 
ernennen bat. Die beauftragte Regierung wird während ber Dauer bes 
Erecutionsverfahrens die Bundesverſammlung von dem Erfolge vesfelben 
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in Kenntniß erhalten, und fie, fobald der Zwed vollftändig erfüllt ift, 
von ver Beendigung des Gefchäftes unterrichten. 

Art. 35. Der Bund bat als Gefammtmacht das Recht, Krieg, 
Frieden, Bündniffe und andere Verträge zu befchliefen. Nach dem im 
2. Urtifel der Bundesacte ausgefprochenen Zwecke des Bundes übt verfelbe 
aber dieſe Rechte nur zu feiner Selbftvertheidigung, zur Behaltung ber 
Selbſtſtändigkeit und äußerer Sicherftellung Deutjchlands und der Unab- 
bängigfeit und Unverletbarfeit der einzelnen Bundesſtaaten aus, 

Art. 36. Da in dem 11. Artifel der Bunbesacte alle Mitglieder 
des Bundes fich verbindlich gemacht haben, ſowohl ganz Deutfchland, als 
jeven einzelnen Bundesftaat gegen jeden Angriff in Schutz zu nehmen, 
und fich gegenfeitig ihre ſämmtlichen unter dem Bunde begriffenen Be- 
figungen zu garantiven, jo fann fein einzelner Bundesftaat von Auswär— 
tigen verlegt werben, ohne daß bie Verlegung zugleich und in demſelben 
Maafe die Gefammtheit des Bundes treffe. 

Dagegen find die einzelnen Bundesſtaaten verpflichtet, von ihrer 
Seite weder Anlaß zu vergleichen Berlegungen zu geben, noch auswär- 
tigen Staaten folche zuzufügen. Sollte von Seiten eines fremden Staates 
über eine von einem Mitglieve des Bundes ihm widerfahrene Verletzung 
bei der Bundesverfammlung Beſchwerde geführt und dieſe gegründet be— 
funden werben, fo liegt ver Bundesverſammlung ob, das Bundesglied, 
welches die Beſchwerde veranlaft bat, zur ſchleunigen und genügenden 
Abhilfe aufzufordern, und mit dieſer Aufforderung, nach Befinden ver 
Umftände, Maafregeln, wodurd weiteren frievejtörenden Folgen zur rechten 
Zeit vorgebeugt werbe, zu verbinden. 

Art. 37. Wenn ein Bundesftaat, bei einer zwifchen ihm und einer 
auswärtigen Macht entjtandenen Irrung, die Dazwifchenfunft des Bundes 
anruft, fo hat die Bundesverſammlung den Urfprung folcher Irrung und 
das wahre Sachverhältniß forgfältig zu prüfen. — Ergibt fih aus viefer 
Prüfung, daß dem Bundesſtaate das Necht nicht zur Seite fteht, fo hat 
die Bundesverſammlung benfelben von Fortfegung des Streites ernftlich 
abzumahnen, und die begehrte Dazwiſchenkunft zu verweigern, auch erfor- 
derlichen Falls zur Erhaltung des Friedensjtandes geeignete Mittel anzu— 
wenden. Ergibt fi das Gegentheil, fo ift die Bundesverfammlung 
verpflichtet, dem verlegten Bundesftaat ihre wirkfamfte Verwendung und 
Vertretung angeveihen zu laffen, und ſolche jo weit auszudehnen, ala 
nötbig ift, damit vemfelben volle Sicherheit und angemefjene Genugthuung 
zu Theil werbe. 

Art. 38. Wenn aus der Anzeige eines Bundesſtaats, oder aus 
andern zuläßigen Angaben Grund zu ver Beforgnif gefchöpft wird, daß 
ein einzelner Bundesstaat, oder die Gefammtheit des Bundes, von einem 
feindlichen Angriffe bevroht fei, fo muß die Bundesverſammlung fofort 


471 


die Frage, ob die Gefahr eines folchen Angriffes wirklich vorhanden ift, 
in Berathung nehmen, und barüber in ver fürzeft möglichen Zeit einen 
Ausſpruch thun. Wird die Gefahr anerkannt, fo muß gleichzeitig mit 
diefem Ausjpruche, wegen ver in folhem Falle unverzüglich in Wirkſam— 
feit zu feßenden Vertheidigungs-Maaßregeln, ein Beſchluß gefaßt werben. 
Beides, jener Ausspruch und dieſer Beſchluß, ergeht von ver engeren 
Verſammlung, vie dabei nach ver in ihr geltenden abjoluten Stimmen- 
mehrheit verführt. 

Art. 39. Wenn das Bundesgebiet von einer auswärtigen Macht 
feindlich überfallen wird, tritt fofort ver Stand des Krieges ein, und es 
muß in diefem Falle, was auch ferner von ver Bundesverſammlung be— 
fchloffen werden mag, ohne weitern Verzug zu ven erforberlichen Verthei— 
digungs-Maafregeln gejchritten werben. 

Art. 40. Sieht fi der Bund zu einer förmlichen Kriegserflärung 
genöthigt, jo kann foldhe nur in ver vollen Verfammlung nach der für 
diefelbe vorgefchriebene Stimmenmehrheit von zwei Drittheilen befchloffen 
werben. 

Art. 41. Der in ver engern VBerfammlung gefaßte Beichluß über 
die Wirklichkeit ver Gefahr eines feindlichen Angriffes verbindet ſämmtliche 
Bımdesftaaten zur Theilnahme an ven vom Bundestage nothwenbig 
erachteten Vertheidigungs-Maaßregeln. Gtleicherweife verbindet die in der 
vollen Verſammlung ausgeiprochene Kriegserflärung ſämmtlicher Bundes- 
ftaaten zur unmittelbaren Theilnahme an dem gemeinfchaftlichen Kriege. 

Art. 42. Wenn die Borfrage, ob Gefahr vorhanden ift, durch bie 
Stimmenmehrheit verneinend entjchieden wird, jo bleibt nicht® deſto weniger 
denjenigen Bundesstaaten, welche von der Wirklichkeit ver Gefahr überzeugt 
find, unbenommen, gemeinfchaftliche Bertheidigungs- Maafregeln unter 
einander zu verabreden. 

Art. 43. Wenn in einem Falle, wo e8 die Gefahr und Beichütung 
einzelner Bundesſtaaten gilt, einer ber jtreitenden Theile auf die förmliche 
Vermittlung des Bundes anträgt, jo wird verjelbe, infofern er es ber 
Lage der Sache und feiner Stellung angemefjen findet, unter vorausge- 
fester Einwilligung des andern Theile, diefe Vermittlung übernnehmen; 
jedoch darf dadurch der Beſchluß wegen ver zur Sicherheit des Bundes— 
gebiets zu ergreifenvden Vertheivigungs-Maafregeln nicht aufgehalten wer- 
den, noch in ver Ausführung der beveits bejchloffenen ein Stilljtand oder 
eine Verzögerung eintreten. 

Art. 44. Bei ausgebrochenem Kriege fteht jedem Bunbesftaate 
frei, zur gemeinfamen Vertheibigung eine größere Macht zu ftellen, als 
fein Bundescontingent beträgt; es kann jedoch im dieſer Hinficht feine 
Forderung an ven Bund ftattfinven. 
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Art. 45. Wenn in einem Kriege zwifchen auswärtigen Mächten, 
oder in andern Fällen Verhältniffe eintreten, welche die Bejorgnif einer 
Verlegung der Neutralität des Bundesgebiets veranlajien, jo hat vie 
Bundesverfammlung ohne Verzug im engern Rathe die zur Behauptung 
biefer Neutralität erforderlichen Maafregeln zu bejchliegen. 

Art. 46. Beginnt ein Bundesjtaat, der zugleich außerhalb des 
Bundesgebiets Befigungen hat, in feiner Eigenfchaft als europäiſche Macht 
einen Krieg, fo bleibt ein folcher, die Verhältniffe und Verpflichtungen 
des Bundes nicht berührenver Krieg dem Bunde ganz fremd. 

Art. 47. In den Fällen, wo ein folcher Bundesftaat in feinen 
Außer dem Bunde gelegenen Beſitzungen bevroht oder angegriffen wird, 
tritt für den Bund die Verpflichtung zu gemeinfchaftlichen Vertheidigungs— 
Maafregeln, over zur Theilnahme und Hilfsleiftung nur infofern ein, als 
derfelbe nach vorgängiger Berathung durch Stimmenmehrheit in ver 
engeren Berfammlung Gefahr für das Bundesgebiet erfennt. Im letztern 
Falle finden die Vorfchriften der vorhergehenden Artikel ihre gleichmäßige 
Anwendung. - 

Art. 48. Die Beftimmung der Bundesacte, vermöge welder, nach 
einmal erflärtem Bunvesfriege, fein Mitglied des Bundes einfeitige Unter- 
handlungen mit dem Feinde eingeben, noch einfeitig Waffenſtillſtand oder 
Frieden fchließen darf, ijt für fämmtliche Bundesjtaaten, jie mögen außer- 
halb des Bundes Befigungen haben oder nicht, gleich verbindlich. 

Art. 49. Wenn von Seiten des Bundes Unterbandlungen über 
Abſchluß des Friedens over eines Waffenftillftandes ftatt finden, jo hat 
die Bundesverfammlung zu fpecieller Yeitung berjelben einen Ausſchuß zu 
beftelfen, zu den Unterhandlungen felbjt aber eigene Bevollmüchtigte zu 
ernennen, und mit gehörigen YInftructionen zu verſehen. Die Annahme 
und Betätigung eines Friedensvertrages fann nur in der vollen Ver- 
ſammlung gejcheben. 

Art. 50. In Bezug auf die auswärtigen Verhältniſſe überhaupt 
liegt der Bundesverfammlung ob: 

1) als Organ der Gefammtheit des Bundes für die Aufrechthaltung 
friedlicher und freunpfchaftlicher Verhältniffe mit ven auswärtigen 
Staaten Sorge zu tragen; 

2) die von fremden Mächten bei dem Bunde beglaubigten Gefandten 
anzunehmen, und wenn es nöthig befunden werben follte, im Na— 
men bes Bundes Gefandte an fremde Mächte abzuorpnen; 

3) in eintretenden Fällen Unterhanplungen für die Gefammtheit des 
Bundes zu führen, und Verträge für venfelben abzufchließen ; 

4) auf Verlangen einzelner Bunvesregierungen, für biefelben bie Ver— 
wendung bes Bundes bei fremden Regierungen, und in gleicher 
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Art auf Verlangen fremder Staaten die Dazwifchenfunft des Bun- 
des bei einzelnen Bundesgliedern eintreten zu lafien. 


Art. 51. Die Bunvdesverfammlung ift ferner verpflichtet, die auf 
das Militärwefen des Bundes Bezug habenden organifchen Einrichtungen, 
und die zur Sicherftellung feines Gebiets erforderlichen Vertheivigungs- 
anftalten zu befchließen. 

Art. 52. Da zur Erreihung der Zwede und Beforgung der Ange 
(egenheit des Bundes von der Gefammtheit der Mitglieder Gelpbeiträge 
zu leijten find, jo bat die Bundesverfammlung 

1) den Betrag der gewöhnlichen verfaffungsmäßigen Ausgaben, fo 
weit ſolches im Allgemeinen gejchehen fann, feitzufegen; 

2) in vorfommenden Fällen die zur Ausführung befonderer, in Hin- 
fiht auf anerkannte Bundeszwede gefaßten Beſchlüße erforverlichen 
außerordentlichen Ausgaben und die zur Beftreitung verfelben zu 
feiftenden Beiträge zu bejtimmen ; 

3) das matrifelmäßige Verhältniß, nach welchem von den Mitgliedern 
des Bundes beizutragen ift, feitzufegen; 

4) die Erhebung, Verwendung und Verrechnung ber Beiträge — 
ordnen, und darüber die Aufſicht zu führen. 

Art. 53. Die durch die Bundesacte der einzelnen Bunvesftanten 
garantirte Unabhängigkeit fchließt zwar im Allgemeinen jede Einwirkung 
des Bundes in die innere Staatseinrichtung und Staatsverwaltung aus. 
Da aber die Bunvesgliever fich in dem zweiten Abjchnitt der Bundesacte 
über einige befonvere Beitimmungen vereinigt haben, welche fich theils 
auf Gewährleiftung zugeficherter Rechte, theils auf bejtimmte VBerhältniffe 
der Unterthanen beziehen, fo liegt ver Bundesverfammlung ob, die Er- 
füllung der durch dieſe Beftimmungen übernommenen Berbinplichkeiten, 
wenn fih aus hinreichend begründeten Anzeigen ver Betheiligten ergibt, 
daß folche nicht ftatt gefunden habe, zu bewirken. Die Anwendung ber 
in Gemäßheit dieſer Verbindlichkeit getroffenen allgemeinen Anordnungen 
auf die einzelnen Fälle bleibt jedoch der Regierung allein überlaſſen. 

Art. 54. Da nach dem Sinn des dreizehnten Artikels der Bundes— 
acte und den darüber erfolgten ſpäteren Erklärungen in allen Bundes— 
ſtaaten landſtändiſche Verfaſſung ſtatt finden ſollen, ſo hat die Bundesver— 
ſammlung darüber zu wachen, daß dieſe Beſtimmungen in keinem Bun— 
desſtaate unerfüllt bleiben. 

Art. 55. Dem ſouveränen Fürſten der Bundesſtaaten bleibt über- 
laſſen, dieſe innere Yandesangelegenheit mit Berückſichtigung ſowohl ver 
früherhin geſetzlich beſtandenen ftändifchen Rechte, als der gegemwärtig 
obwaltenvden Verhältnifie zu oronen. 
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Art. 56. Die in anerkannter Wirkfamfeit beſtehenden landſtändiſchen 
Berfaffungen können nur auf verfaffungsmäßigem Wege wieder abgeän- 
dert werden. 

Art. 57. Da der veutfche Bund, mit Ausnahme der freien Städte, 
aus fouveränen Fürften befteht, fo muß, dem hierdurch gegebenen Grund- 
begriffe zu Folge, die gefammte Staatsgewalt in dem Oberhaupte des 
Staates vereinigt bleiben, und der Souverän fann durch eine landſtän— 
difche Verfafjung nur in der Ausübung bejtimmter Rechte an die Mit- 
wirkung der Stände gebunden werden. 

Art. 58. Die im Bunde vereinigten ſouveränen Fürjten bürfen 
durch feine landſtändiſche Verfaffung in der Erfüllung ihrer bundesmäßigen 
Verpflichtungen gehindert over bejchränft werden. 

Art. 59. Wo die Deffentlichfeit landſtändiſcher Verhandlungen 
durch die Verfaffung geftattet ift, muß durch die Gefchäftsorbnung dafür 
geforgt werben, daß die gefeglichen Gränzen der freien Aeußerung, weder 
bei ven Verhandlungen jelbjt, noch bei deren Bekanntmachung durch ven 
Drud, auf eine die Ruhe des einzelnen Bundesſtaates oder des geſamm— 
ten Deutfchlands gefährdende Weife überjchritten werben. 

Art. 60. Wenn von einem Bundesgliede die Garantie des Bundes 
für die in feinem Lande eingeführte landſtändiſche Verfaſſung nachgefucht 
wird, fo ift die Bundesverfammlung berechtigt, ſolche zu übernehmen. 
Sie erhält dadurch die Befugniß, auf Anrufen ver Betheiligten, die Ver— 
faffung aufrecht zu erhalten, und die über Auslegung oder Anwendung 
derjelben entjtandenen Irrungen, joferne dafür nicht anderweitig Mittel 
und Wege gefetlich vorgefchrieben find, durch gütliche Vermittelung oder 
compromiffarijche Entſcheidung beizulegen. 

Art. 61. Außer dem Falle der übernommenen befondern Garantie 
einer landſtändiſchen Verfaffung und der Aufrechthaltung der über ven 
13. Artifel der Bundesacte hier feitgefegten Bejtimmungen, ift die Bun— 
desverſammlung nicht berechtigt, in landſtändiſche Angelegenheiten over in 
Streitigkeiten zwifchen ven Landesherren und ihren Stänven einzuwirfen, 
jo lange ſolche nicht den im fechsundzwanzigften Artikel bezeichneten 
Charakter annehmen, in welchem Falle die Bejtimmung dieſes, fo wie des 
fiebenundzwanzigiten Artifel8 auch hierbei ihre Anwendung finden. — Der 
jehsundvierzigfte Artifel der Wiener - Congrefacte vom Jahre achtzehn— 
hundert und fünfzehn in Betreff ver Verfaffung ver freien Stadt Franf- 
furt erhält jedoch hierdurch feine Abänderung. 

Art. 62. Die vorftehenden Beftimmungen in Bezug auf ven 13. 
Ürtifel der Bundesacte find auf die freien Städte infoweit anwendbar, 
als die befonderen Berfaffungen und Verhältniſſe verfelben es zulaffen. 

Art. 63. Es liegt der Bundesverfammlung ob, auf die genaue 
und vollftindige Erfüllung verjenigen Beſtimmungen zu achten, welche ver 
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14. Urtifel der Bundesacte in Betreff ver mittelbar gewordenen ehemaligen 
Reichsftände und des ehemaligen unmittelbaren Reichsadels enthält. Die- 
jenigen Bunbesglieder, deren Ländern die Befigungen derſelben einverleibt 
worben, bleiben gegen ven Bund zur unverrüdten Aufrechthaltung ver 
durch jene Bejtimmungen begründeten ftaatsrechtlichen Verhältniſſe ver- 
pflichtet. Und wenn gleich vie über die Anwendung der in Gemäßheit 
des 14. Artifels der Bundesacte erlaffenen Verordnungen oder abgefchlof- 
fenen Verträge entjtehenden Streitigkeiten in einzelnen Fällen an bie com- 
petenten Behörden des Bundesſtaates, in welchem die Befigungen ver 
mittelbar gewordenen Fürften, Grafen und Herren gelegen find, zur Ent> 
jcheidung gebracht werben müßen, fo bleibt venfelben doch im alle ver 
bermweigerten gefeglichen und verfaffungsmäßigen Rechtshilfe, oder einer 
einfeitigen zu ihrem Nachtheil erfolgten legislativen Erklärung der durch 
die Bundesacte ihnen zugeficherten Rechte, der Recnrs an die Bunbes- 
verfammlung vorbehalten, und dieſe ijt in einem folchen Falle verpflichtet, 
wenn fie die Beſchwerde gegründet findet, eine genügende Abhilfe zu 
bewirfen. 

Art. 64. Wenn Vorfchläge mit gemeinnügigen Anordnungen, veren 
Zweck nur durch die zufammenwirfende Theilnahme aller Bundesjtaaten 
vollftändig erreicht werben kann, von einzelnen Bundesgliedern an bie 
Bundesverfammlung gebracht werben, und dieſe fich von der Zweckmäßig— 
feit und Ausführbarfeit ſolcher Vorfchläge im Allgemeinen überzeugt, fo 
liegt ihr ob, die Mittel zur Vollführung verfelben in forgfältige Erwägung 
zu ziehen, und ihr anhaltendes Bejtreben dahin zu richten, die zu dem 
Ende erforderliche freiwillige Vereinbarung unter den fümmtlichen Bun- 
vesgliedern zu bewirken. 


Art. 65. Die in den beſondern Beftimmungen dev Bundesacte, 
Art. 16, 18, 19 zur Berathung der Bundesverfammlung geftellten Gegen- 
jtände bleiben verjelben, um durch gemeinfchaftliche Uebereinkunft zu mög- 
lichjt gleichförmigen Verfügungen darüber zu gelangen, zur ferneren Bear- 
beitung vorbehalten. 

Die vorjtehende Akte wird als das Reſultat einer unabänder- 
lichen Vereinbarung zwifchen den Bundesglievern mitteljt Präfidialver- 
trages an den Bundestag gebracht, und bort, in Folge gleichlautender 
Erklärungen ter Bundesregierungen, durch fürmlichen Bundesbeſchluß zu 
einem Grundgefeg erhoben werven, welches die nämliche Kraft und Gül- 
tigfeit wie die Bundesacte felbit haben, und der Bundesverfammlung zur 
unabweichlichen Richtſchnur dienen foll. 


Zu Urkunde vefjen haben fämmtliche hier verfammelte Bevollmäch— 
tigte die gegenwärtige Acte unterzeichnet und mit ihrem Wappen unter- 
fiegelt. 
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So gefchehen zu Wien den fünfzehnten des Monats Mai im Jahre 
eintaufend achthuudert und zwanzig. 
Fürft von Metternid. A. R. Fald. 


Graf Bernſtorff. Carl Wilhelm Freiherr von Fritſch. 
Kruſemark. E. F. L. Marſchall von Bieberſtein. 
J. E. von Küſter. Ernſt Graf von Hardenberg. 
Münchhauſen. Graf von Mandelsloh. 

du Bos du Thil. Freiherr von Berftett. 

J. Bernitorff. Freiherr von Tettenborn. 


Freiherr von Zentner. E. H. Freiherr von Pleſſen. 
Freiherr von Stainlein. von Berg. 
Graf v. d. Schulenburg 3.7. Had. 
von Globig. 
Meiers Staatsakten des beutihen Bundes Thl. Il. 3. Aufl. S. 101. Nr. XXXV. 


3. Aufträgal-Drpdnung des beutichen Bundes, feſtgeſetzt durch 

Bundesbeihluß vom 16. Juni 1817. (XXXV. Sigung $. 231.) 

Die verbündeten fouveränen Fürjten und freien Städte Deutſchlands 
haben die ſchon in der Wefenheit des deutſchen Bundes, als eines, mit 
einem gemeinfchaftlichen Nationalbande verbundenen Staatenvereins, ge- 
gründete Verpflichtung durch den XI. Artikel der Bundesacte ausdrücklich 
übernommen, ſich untereinander unter feinerlei Vorwande zu befriegen, 
noch ihre Streitigfeiten mit Gewalt zu verfolgen, fonvern fie bei ver 
Bundesverfammlung anzubringen. 

Zur Verfolgung diefes Bundeszwedes und zur Erfüllung der in der 
Bundesacte hierüber noch beſonders übernommenen Pflichten hat die Bun- 
desverfammlung Folgendes fejtgejegt: 

J. 

Die Bundesverſammlung iſt diejenige Behörde, bei welcher alle und 
jede Streitigkeiten der Bundesglieder unter ſich anzubringen ſind. Es 
verſteht ſich jedoch von ſelbſt, daß den Bundesgliedern überlaſſen bleibe, 
auch ohne Zutritt der Bundesverſammlung die gütliche Ausgleichung ihrer 
Streitigkeiten auch unter ſich zu treffen, und ſich einander die Austräge 
zu gewähren, indem die Thätigkeit der Bundesverſammlung nur dann 
eintritt, wann ſich die Bundesglieder über einen ſtreitigen Gegenſtand auf 
feine Art unter ſich einigen können. 

II. 

Wenn eine Streitigfeit mit gehöriger Darſtellung der Anſprüche des 
Beſchwerde führenden Theils wirklich angebracht worben ift, jo wird bie 
Bundesverfammlung vor Allem die Vermittlung unter ben jtreitenden 
Teilen 
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a. durch einen Ausſchuß verfuchen, welcher aus zwei, und nach 
Befinden auch aus mehreren Bundesgeſandten befteht. 

Dabei wird fie nach Beichaffenheit ver jevesmaligen Umftänve 
ermefjen, ob und wiefern eine Zeitfrift zur Erledigung des Ver— 
mittlungsgefchäfts von ihr vorgefchrieben werben joll. Jedem ver 
‚zwiftigen Theile fteht es jedoch frei, bei ver Bundesverſammlung 
auf eine Fortjegung anzutragen. 

Die Bundesverfammlung macht die Ernennung des Ausfchuffes 
den Parteien befannt. 


b. Der Ausfhuß wird hierauf, unter Bejtimmung eines kurzen Ter— 
mins von dem beflanten Theile gleichfalls eine Darftellung ver 
Sache und feiner Einreven begehren, um, in Vergleichung verjel- 
ben mit der Darjtellung des Klägers, angemefjfene Vorfchläge zu 
gütlicher Beilegung der enttandenen Streitigfeit entwerfen zu können. 


c. Sodann wird viejelbe einen Termin zum Verfuch der Güte an- 
jegen und ſich bemühen, einen Vergleich zu Stande zu bringen. 
Bei eintretenden Schwierigfeiten wird der Ausfchuß, fo wie über- 
haupt von dem Erfolge, ver Bundesverfammlung Bericht erjtatten. 


d. Die Vergleihungsurfunde wird in Urfchrift, die gegenfeitigen 
Ratificationsurfunden aber werben im beglaubigter Abjchrift in 
dem Bundesarchiv niedergelegt, und ber Bund übernimmt bie 
Garantie des Vergleiche. 


II. 


Wenn der Vermittlungsverfuch bei Streitigkeiten der Bundesglieder 
unter fich ohne Erfolg bleibt, und daher eine vichterliche Entfcheidung er- 
folgen muß, fo wird vor der Hand feitgefegt, daß, um dem Bebürfniffe 
abzuhelfen, für jeden vorkommenden Fall eine Aufträgalinftanz gebilvet 
werde. Was aber den Vorſchlag wegen Grrichtung einer permanenten 
Auſträgalcommiſſion betrifft, jo wird verfelbe nicht als aufgegeben be- 
trachtet, ſondern ſich vorbehalten, nah dem Gange der Erfahrungen, 
welche fih bei Anwendung des gegenwärtigen Beichluffes im Laufe ver 
Zeit ergeben dürften, den erjten Antrag in erneuerte Propofition zu 
bringen. | 

Die Art und Weife ver Aufftellung der vor der Hand angenomme- 
nen, erjt für jeden vorfommenden Fall zu bildenden Auſträgalinſtanz wird 
folgendermaffen bejtimmt: 


1. Ausgegangen von dem Artikel XI ver teutfchen Bundesacte und 
bem würbevollen Standpunfte ſämmtlicher veutjchen Regierungen 
fann die deutſche Bundesverfammlung nur fich ſelbſt und feine 
auswärtige Behörde unmittelbar als Aufträgalinftanz erfennen. 

= al 
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2. Wenn der zur Vermittlung der Streitigfeiten angeorbnet geweſene 


Ausſchuß die Anzeige von dem mißlungenen Verſuche bei der 
Bundesverfammlung gemacht, fo hat binnen 4 bis 6 Wochen, 
von dem Tage der Anzeige an gerechnet, ver Beklagte dem Kläger 
brei unparteiifche Bundesgliever worzufchlagen, aus welchen biejer 
eines binnen gleicher Frijt wählt. 

Geht diefe Frift vorüber, ohne daß ver Bellagte drei vor— 
ſchlägt, fo geht dieſes dreifache Vorfchlagsrecht an die Verſamm— 
Inng des Bundestages über, woraus alsdann ber Kläger einen 
zu wählen bat. 


. Die dritte oberfte Yuftizftelle des * eine oder die andere Art 


gewählten Bundesgliedes iſt hiernächſt als die gewählte Auſträgal— 
inſtanz zu betrachten, welche im Namen und anſtatt ver Bun— 
dbesverjammlung, fowie vermöge desfelben Auftrags handelt, 
und bie Bundesverfammlung hat dem gewählten Gerichtshofe dieſe 
jeine Bejtimmung nicht nur befannt zu machen, fondern ihm auch 
unter Mittheilung der Vergleichsverhandlungen, förmlichen Auf- 
trag zur Vollziehung der Bundesacte als Aufträigalinjtanz zu 
ertheilen. 

Sämmtliche dritte oberfte Juſtizſtellen der deutſchen Bundes— 
glieder ſind ſonach als ſolche zu betrachten, aus denen in obiger 
Weiſe die Auſträgalinſtanz gewählt, und ſodann die beſtimmt Ge— 
wählte von der Bundesverſammlung förmlich dazu beauftragt 
werden. 


. Die Uebernahme des Auſträgalauftrages von der beſtimmten dritten 


oberjten Juſtizſtelle iſt als Bundespflicht anzufehen. Nur ganz 
befondere, ver Bunvdesverfammlung etwa unbekannt gnewejene Ver- 
hältniffe, welche eine völlige Unfähigkeit ver Yuftizübernahme ent- 
halten, können zur Entfchuldigung dienen, find aber binnen 14 
Zagen von dem Tage des erhaltenen Auftrages bei der Bundes— 
verfammlung vorzubringen. 

Da nah dem Artifel XI der Bundesacte alle Staaten des 
Bundes Fünftig ein eigenes oder gemeinfchaftliches Gericht dritter 
Inſtanz haben müfjen, jo kann auch jeves Bundesglied erforen 
werben, welches ein eigene® oder auch nur ein gemeinfames Gericht 
dritter Inſtanz hat. 

Wenn ein Bundesglied erwählt wird, in deſſen Staate mehrere 
Gerichte dritter Inſtanz beftehen, und ver Kläger hat fich über 
die Wahl der Gerichtsftelle nicht ausgefprochen, fo wird die Bun- 
desverſammlung diefe Auswahl treffen. 


. Der alfo eintretende oberjte Gerichtshof hat ſodann die Angele- 


genheit zu inftruiven, befteht verjelbe aus mehreren Senaten, fo 
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hat verfelbe dieſe Aufträgalfache in pleno zu verhandeln, und das 
Urtheil, es fei ein definitives oder ein Zwiſchenerkenntniß zu er- 
Ihöpfen. — In letterem Falle wird die Inſtruktion bei demſelben 
Gerichtshofe fortgefegt. In erfterem aber wird das gejchöpfte 
Erfenntniß von demfelben oberften Gerichtshofe ausprüdlich im 
Namen und aus Auftrag des Bundes den Parteien eröffnet, 
und ber Gerichtshof überſchickt demnächſt dem Bundestage bie 

Alten und das Erkenntniß, um auf deſſen Befolgung halten zu 
können. 

6. Die Inſtruktion des Prozeſſes geſchieht nach der Prozeßord— 
nung, welche der betreffende oberſte Gerichtshof überhaupt beob— 
achtet, und ganz in ſelbiger Art, wie die ſonſtigen alldort zu 
inſtruirenden Rechtsſachen verhandelt werden. 

7. Das Erkenntniß in der Hauptſache ſelbſt aber erfolgt, in Ermange— 
lung beſonderer Entſcheidungsquellen, nach den in Deutſchland 
hergebrachten gemeinen Rechten. 

8. Das Erkenntniß in der Hauptſache muß längſtens binnen Jahres— 
friſt, vom Tage der überreichten erſten Klage- oder Beſchwerde— 
ſchrift erfolgen. 

Sollte es ausnahmsweiſe nicht thunlich ſein, ſo hat der oberſte 
Gerichtshof als Auſträgalinſtanz einen Bericht an die Bundes— 
verſammlung zu erſtatten, die Gründe eines nothwendig geglaubten 
längeren Verzugs anzuzeigen, und die Bewilligung oder Mißbil— 
ligung vom Bundestage zu empfangen. 

9. Das Erkenntniß iſt gemäß. des Artikels XI ver Bundesacte für 
die jtreitenden Theile verbindlid. Es wird jenoch dem Rechts— 
mittel der Reftitution ex capite novorum jtattgegeben, welches 
von dem Zeitpunff® der aufgefundenen Novorum an, binnen vier 
Jahren anzubringen ijt. 

10. Das Rejtitutionsmittel ift bei der Bundesverfammlung anzufün- 
digen, und biefe überſendet folches dem oberſten Gerichtshofe, an 
welchem die Sache zum erjtenmale verhandelt und entfchieven 
wird, wo ſodann über die Statthaftigfeit oder Unftatthaftigfeit 
des NRechtsmittels ſelbſt gefprochen wird, und die num zu werhan- 
delnde Nechtsangelegenheit wieder zu injtruiven und zu entjcheiven ift. 

11. Was übrigens die näheren Beitimmungen bei Anwendung und 
Ausführung diefes Nechtsmittels, den Reſtitutionseid, fowie über- 
haupt das ganze Aufträgalverfahren, mit Einfluß der Vollzieh- 
ungsorbnung und des Koftenpunktes und vergleichen betrifft, jo 
behält jich die Bundesverfammlung vor, demnächſt hierüber einen 
beſonderen Beichluß zu fafjen. 

Meiers Staatsaften des deutſchen Bundes 3. Aufl. Thl. II. Nro. VI. ©. 47. 

. ren 31* 





480 


4. Bundesbeichluß vom 23. Juni 1817 und 2. Auguft 1827 über 
Nachiteuer und Abzugsfreiheit. — Conf. Abth. I. Abfchn. XIII. 
Nr. 1. Anmerk. S. 109. . 


5. Bundesbefhluß tiber Abfaffung und Einreichung der Privat- 
reclamationen bei der Bundesverfammlung vom 11. Dezember 
1817. EV. Situng $. 412. 


Nachdem die Bunvdesverfammlung mehrmals bie Erfahrung hat 
machen müßen, daß an fie gerichtete Borftellungen, welche das Intereſſe 
von Brivatperfonen betreffen, theils auf eine unangemefjene, "unveutliche 
und ſelbſt unſchickliche Weiſe abgefaßt, theils von Perſonen aufgefett, 
unterzeichnet oder eingereicht worden ſind, an die es nachher ſchwer hielt, 
die Reſolutionen ver Bi gelangen zu laffen, jo findet fie für 
nöthig zu verfügen: 

1. Daß diejenigen Privatperfonen, welche ihre an die Bundesver— 
fammlung gehörigen Angelegenheiten bei verfelben felbft betreiben 
wollen, nicht nur, fofern fie nicht ohnehin befannt find, fich gehörig 

a; in der Bundes - Präfidialfanzlei zu legitimiren, ſondern auch ihre 
Borftellungen auf eine angemeffene, deutliche und ſchickliche Weife 
zu verfaffen over verfaffen zu laffen, und zum Voraus, auf ven 
Fall ihrer Entfernung von hier, einen befannten Bevollmächtigten, 
der bie zu erwartenden Refolutionen in Empfang nehmen könne, 
zu beftellen und in ber Kanzlei anzuzeigen, wibrigenfall® aber zu 
gewärtigen haben, daß fie mit ihren Gefuchen nicht zugelaffen, 
fondern diefe, ohne weiters, zurüdgelegt werben; 
baß eigene Abgeoronete zur Betreibung ‚gon Privatangelegenheiten, 
nur wenn fie fich ihrer Perfon halber überhaupt, und insbefonvere 
als zur Führung folder Gejchäfte tüchtige Männer Tegitimiren, 
anzunehmen, und von ihnen, unter gleicher Verwarnung, die obigen 
Borjchriften zu beobachten fein; ſodann 
3. daß, wenn Privatperfonen weder felbft noch durch eigene Abgeord— 
nete ihre an die Bundesverfammlung gehörigen Angelegenheiten 
beforgen wollen, fie zur Uebergabe ihrer Borftellungen und weitern 
Betreibung folcher Angelegenheiten dahier befannte und dazu geeig- 
nete Männer zu Bevollmächtigten und Gefchäftsführern zu beftelfen, 
biefe aber gleichfall® dasjenige, was ven betheiligten Perfonen und 
ihren Abgeorpneten zur Pflicht gemacht ijt, genau zu befolgen haben. 
4. Es ſoll gegenwärtiger Beſchluß durch die öffentlichen Blätter be- 
kannt gemacht werben. 
Meiers Staatsakten des deutſchen Bundes 3. Aufl. Thl. I. Nr. XV. ©. 61. 


so 
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6. Executions-Ordnung zur Vollziehung der Befchlüße des Bun- 
beötaged und der Erfenntniffe der Aufträgalinjtanzen, definitiv 
feftgefegt am 3. Augujt 1920. Plenarverfammlung 8. 3. 


Präfivium In der 35. Bundestags-Sigung 1819 8. 219 wurde 
unter die Gegenftände, welche zur Inftructionseinholung und befinitiven 
Beihlußnahme nach Wiedereröffnung der Situngen beſonders ausgefett 
worden, auch die Einführung einer befinitiven Erecutionsorbnung, und 
Beſtimmung von- ausreichenden Fräftigen Mitteln, um fowohl die Befchlüße 
des Bundestages, als auch die Erfenntniffe der Aufträgalinftanzen in 
ungehinderte Vollziehung zu fegen, mit aufgenommen. 

Die Schlußakte enthält bierüber die Grunpbeftimmungen in ven 
Artikeln 31 bis 34 und zur weitern Entwicklung berfelben wurben in 
dem 31. Artikel vorbehalten, eine befondere Erecutions- Orbnung folgen 
zu laſſen. 

Da nun biefelbe in den Minifterial- Conferenzen zu Wien entworfen 
und genehmigt worden, jo habe ih von meinem Allerhöchften Hofe ven 
Auftrag erhalten, der verehrlichen Bundesverfammlung der Erecutions- 
Ordnung, welche in ihren 14 Artifeln zugleich die in der Schlußacte auf- 
genommenen Beſtimmungen in fich begreift, zu dem Ende vorzulegen, da— 
mit dieſelbe in eben der Form, wie die Echlußafte felbjt, vurch gleich- 
förmige Zuftimmung zum Bundestags-Bejchluß erhoben werbe. 

Defterreich tritt mit allen übrigen Stimmen vem Präfivialantrage 
unbedingt bei; daher 

Beſchluß: 

Die von den Bevollmächtigten ſämmtlicher Bundesſtaaten in den 
Miniſterialconferenzen zu Wien verabredete Executionsordnung wird hier— 
mit in eben der Ari, wie die Schlußakte ſelbſt, durch gleichförmige Zu— 
ſtimmung zum Bundestags-Beſchluß erhoben. 

Art. 1. Die Bundesverſammlung hat das Recht und die Verbind— 
lichkeit, für die Vollziehung der Bundesakte und übrigen Grundgeſetze des 
Bundes, der, in Gemäßheit ihrer Competenz, von ihr gefaßten Beſchlüße 
der durch Austräge gefällten ſchiedsrichterlichen Erkenntniſſe, der unter 
die Gewährleiſtung des Bundes geſtellten compromiſſariſchen Entſcheidungen 
und der am Bundestage vermittelten Vergleiche, ſowie für die Aufrecht— 
haltung der von vem Bunde übernommenen befondern Garantien zu forgen, 
auch zu dieſem Ende, nach Erjchöpfung aller andern bundesverfafjungs- 
mäßigen Mittel, vie erforderlichen Erecutions-Maafregeln in Anwendung 
zu bringen. 

Art. 2. Zur Erfüllung dieſer Verbinplichfeit wählt die Bundes— 
regierung jederzeit für den Zeitraum von ſechs Monaten, mit Einjchluß 
ver Ferien, aus ihrer Mitte eine Commiffion von fünf Mitgliedern und 
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wei Stelfvertretern, vergeftalt: daß bei deren jevedmaliger Erneuerung 
wenigjtens zwei neue Mitglieder darin aufgenommen werben. An dieſelbe 
werben alle ver Bundesverfammlung' zufommenden Eingaben. und Anzeigen 
abgegeben, welche auf die im 1. Artikel bezeichneten Vollziehungsgegen- 
jtände Bezug haben. 

Art. 3. Diefer Commiffion liegt ob zuvörderſt zu prüfen, ob ver 
bundesmäßigen Verpflichtung volljtändige oder unzureichende Folge geleiftet 
worden jei, und darüber Vortrag an die Bundesverfammlung zu erjtatten. 
Erhält diefe dadurch die Ueberzeugung, daß im dem gegebenen Falle die 
geſetzlichen Vorfchriften gar nicht, over nicht hinlänglich befolgt worven 
find, fo hat fie, nach Befchaffenheit ver Umstände einen Furzen Termin 
anzuberaumen, um von den Gefandten ver Bunvesjtaaten, welche jolches 
angeht, entweder die Erklärung ver hierauf erfolgten Vollziehung oder 
die genügende und vollftändige Nachweifung der Urfachen, welche ver » 
Folgeleiftung noch entgegenftehen, zu vernehmen. 

Nah erfolgter Erklärung, oder in Ermanglung diefer, nach Ablauf 
der bejtimmten Frift, hat die Bundesverfammlung auf das von der Com— 
mifjion darüber abgegebene Gutachten zu beurtheilen,- inwieferne die Cache 
erledigt, oder der Fall ver Nichterfüllung der bundesmäßigen Verpflich- 
tung begründet, und fonach das geeignete Erecutionsverfahren zu be— 
ſchließen ift. 

Art. 4. Ehe die Bundesverfammlung die wirkliche Ausführung 
ihres wegen ver Erecution und der dabei anzuwendenden Mittel gefaßten 
Beichluffes verfügt, wird fie denſelben der Regierung des betheiligten 
Bundesftaates durch deffen Bundestags-Gefandten mittheilen, und zugleich 
an diefe eine angemefjene motivirte Aufforderung zur Folgeleiftung, unter 
Beitimmung einer nach Lage der Sache zu bemeffenvden Zeitfrift, ergehen 
laſſen. 

Art. 5. Wenn hierauf die Befolgung angezeigt wird, ſo hat die 
Commiſſion ihr Gutachten hierüber abzugeben, und der Bundestag zu 
beurtheilen, inwieferne ſolches zur Genüge geſchehen iſt. — Ergeht keine 
ſolche Anzeige, oder wird dieſelbe nicht hinreichend befunden, ſo wird ohne 
Verzug der wirkliche Eintritt des angedrohten Executionsverfahrens be— 
ſchloſſen, und zugleich der Bundesſtaat, der zu dieſem Beſchluſſe Anlaß 
gegeben hat, davon nochmals in Kenntniß geſetzt. 

Art. 6. Da jede Bundesregierung die Obliegenheit hat, auf Voll— 
ziehung der Bundesbeſchlüße zu halten, der Bundesverſammlung aber eine 
unmittelbare Einwirkung auf die innere Verwaltung der Bundesſtaaten 
nicht zuſteht, ſo kann in der Regel nur gegen die Regierung ſelbſt ein 
Executionsverfahren ſtattfinden. Ausnahmen von dieſer Regel treten 
jedoch ein, wenn eine Bundesregierung, in Ermanglung eigener zureichen— 
der Mittel, ſelbſt die Hilfe des Bundes in Anſpruch nimmt, oder wenn 
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pie Bundesverfammlung unter den (im 26, Artikel ver Schlußafte) be- 
zeichneten Umftänden, zur Wiederherftellung der allgemeinen Ordnung und 
Sicherheit unaufgerufen einzufchreiten verpflichtet ift. — Im erfteren Falle 
muß jedoch immer in Uebereinftimmung mit den Anträgen der Regierung, 
welcher die bundesmäßige Hilfe geleiftet wird, verjehen, und im zweiten 
Falle ein Gleiches, ſobald die Regierung wieder in Thätigfeit gefegt ift, 
beobachtet werben. 

Art. 7. Die Erecutionsmaafregeln werben im Namen ber Ge- 
fammtheit des Bundes befchlojfen und ausgeführt. Die Bundesverfamm- 
fung ertheilt zu dem Ende mit Berüdfichtigung der Localumſtände und 
fonftigen Verhältniffe, einer oder mehrerer in der Sache nicht betheiligten 
Regierungen den Auftrag zur Vollziehung ver bejchloffenen Maaßregeln, 
und bejtimmt zugleich jowohl vie Stärfe der babei zu verwendenden 
Mannichaft, als die nach dem jevesmaligen Zwecke des Exrecutionsver- 
fahrens zu bemefjende Dauer besfelben. 

Art. 8. Die Kegierung, an welche der Auftrag gerichtet ift, und 
welche ſolchen als eine Bunvespflicht zu übernehmen hat, ernennt zu 
diefem Behufe einen Civilcommijfär, ver nach einer von ber Bundesver— 
fammlung zu ertheilenden bejondern Inſtruktion, das Erecutionsverfahren 
unmittelbar leitet. 

Wenn der Auftrag an mehrere Regierungen ergangen ift, fo be- 
ftimmt die Bundesverfammlung, welche verfelben ven Civilcommiffär zu 
ernennen bat. Die beauftragte Regierung wird während der Dauer des 
Erecutionsverfahrens die Bundesverfammlung von dem Erfolge vesfelben 
in Kenntniß erhalten, und fie, ſobald ver Zwed volljtändig erfüllt ift, 
von der Berndigung des Gefchäftes unterrichten. 

Art. 9, Wenn eine Regierung fich weigert, die Ausführung ber 
ihr aufgetragenen Erecutionsmaaßregeln zu übernehmen, jo hat vie Bundes- 
verfammlung über die Erheblichfeit over Unzulänglichkeit ver Weigerungs- 
gründe zu entfcheiven. Erkennt fie diefe Gründe für erheblich, over findet 
fie felbit Anftände, das Erecutionsverfahren durch die früher bezeichnete 
Regierung vornehmen zu laffen, jo bat fie folches einer anderen Bundes- 
regierung zu übertragen. Dasfelbe findet auch ftatt, warn bie zuerit 
ernannte Regierung, ohne anerkannte binlängliche Entfchuldigungsgrünte, 
auf ‚Ablehnung des Auftrages beharrt, und diefen deshalb unerfüllt läßt, 
in folhem Falle bleibt jedoch legtere zum Schadenerſatz und für alle 
fonft daraus entjtehenven nachtheiligen Folgen dem Bunde verantwortlich. 

Art. 10. Wenn nicht, nach einer bejtimmten Erklärung ver Bun— 
besverfammlung, Gefahr auf dem Verzuge haftet, ſoll die mit dem Execu— 
tionsverfahren beauftragte Negierung ven betheiligten Bundesſtatt von 
dem ihr ertheilten Auftrage benachrichtigen, mit der Anzeige: daß, wenn 
binnen drei Wochen eine genügende Erfüllung der Beſchlüße, auf welche 
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diefe Maafregeln Bezug haben, nicht nachgewiefen fein folfte, die wirkliche 
bundespflichtmäßige Vollziehung ver legteren unfehlbar erfolgen werben. 

Art. 11. Die obere Leitung der angeorpneten Vollziehung fteht 
auch in ihrem Fortgange der Bundesverſammlung zu; an biefe werben 
alfe darauf fich beziehenden Berichte und fonjtigen Anzeigen gerichtet. Die 
aus ihrer Mitte gewählte Erecutionscommiffion erftattet ihr barüber 
nähere Anträge, worauf fie ihre Bejchlüße faßt und an bie mit ber 
Grecution beauftragte Regierung die nöthigen Anweifungen erläßt. 

Art. 12. Die VBollftrefung der compromifjarifchen und Austrägal- 
erfenntniffe kann nur auf Antrag der Parteien von der Bundesverfamm- 
lung veranlaßt werben. Dieſe bat nach gutachtlicher Vernehmung ihrer 
Commiffion das Geeignete hiernach zu verfügen. 

Das Erkenntniß felbft darf in feinem Falle der Gegenftand einer 
Berathung und eines Beichlußes der Bundesverfammlung werben. Wenn 
indeffen gegen vie Vollziehung noch zuläffige Einreden vorgebracht werben, 
die ein weiteres vechtliches Verfahren veranlaffen können; fo find viefe 
unverzüglich an dasjelbe Aufträgalgericht zu verweifen, von welchem das 
Erfenntniß ausgegangen ift. In Gemäßheit des hierauf erfolgten weiteren 
Ausipruches ift durch die Bundesverfammlung das erforderliche Erecutions- 
verfahren nach den gegebenen VBorfchriften zu veranlaffen. Ergeben fich 
ähnliche Anſtände bei Compromiffen und gütlichen Vergleichen, fo ift in 
gewöhnlicher Art, jedoch mit möglichfter Befchleunigung, ein Aufträgalge- 
richt zu ernennen, welches über die gegen die Vollſtreckung ſelbſt noch 
vorfommenden Einreden und Zweifel rechtlich zu erfennen hat. 

Urt. 13. Sobald ver Bollziehungsauftrag vorfchriftsmäßig erfüllt 
ift, hört alles weitere Erecutionöverfahren auf, und die Truppen müffen 
ohne Verzug aus dem mit der Erecution belegten Staate zurücdgezogen 
werben. 

Die mit der Vollziehung beauftragte Regierung bat zu gleicher Zeit 
der Yundesverfammlung davon Nachricht zu geben. 

Entjteben wegen eines verlängerten Aufenthaltes Beſchwerden, fo bat 
die Bundesverfammlung über den Grund verfelben, umd die daraus er- 
wachjenden Entſchädigungsanſprüche zu entfcheiven. 

Art. 14. Die Koften der Erecution find auf ven wirklichen, nach 
dem Zwecke zu bemeſſenden Aufwand zu beſchränken. Die Bundesregierung, 
gegen welche die Execution verfügt worden, hat dieſelben, ſo weit ſie 
liquid ſind, ohne Aufenthalt zu berichtigen, oder hinreichende Sicherheit 
dafür zu ſtellen. Einwendungen oder Beſchwerden, welche noch dagegen 
erhoben werden, ſind bei Executionen, die nicht in Folge förmlicher Rechts— 
ſtreitigleiten verhängt werden, durch die Bundesverſammlung auf erſtatteten 
Bericht der Bundestags Commiſſion auszugleichen; bei Executienen aufträ- 
galrichterlicher Erkenntniſſe aber ſind dieſelben durch das Auſträgalgericht, 
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welches das Erfenntniß erlaffen hat, zu entfcheiven. Der Landesregierung 
bleibt e8 in den (im Art. 26 der Schlußakte) bezeichneten Fällen üiber- 
Taffen, die Schuldigen zur Bezahlung der durch ihre Vergehungen veran- 
laßten Koften im gefeglichen Wege anzuhalten. F 

Meiers Staatsalten des beutihen Bundes 3. Aufl. Thl. I. Nr. XXXVII. S. 118. 


2. Bundesbeſchluß über Eingaben von Drudfchriften und Zueig- 
nung verfelben an die Bundesverfammlung vom 2. Juli 1823. 
XIX, Sigung. $. 125. | 


Beſchluß. 

1. Daß die der hohen Bundesverſammlung zu überreichenden Druck— 
ſchriften deutſcher Schriftſteller, dieſelben künftig durch den Herrn 
Geſandten des Staates, welchem der Schriftſteller oder Verleger 
angehört, zu überreichen ſeien und daß 

2. von der hohen Bundesregierung keine Zueignungen angenommen 
oder anerkannt werden, wozu nicht vorher ihre Bewilligung nach 
geſucht und erlangt worden iſt, daß endlich 

3. die Regierungen durch ihre Herren Geſandten erſucht werden, dieſen 
Beſchluß bekannt zu machen, und die angemeſſenen Verfügungen 
wegen des Verbots der Zueignung ohne vorgängige Bewilligung 
zu erlaſſen. 


Meiers Staatsakten des deutſchen Bundes 3. Aufl. Thl. I. Nr. LI. S. 149. 


8. Bundesbeihluß, die Zuftellungen der Aufträgalgerichte be- 
treffend, vom 7. October 1830. (XXXI. Sitzung $. 234.) 


Präfivium Da fih Fälle ergeben haben, daß Vorladungen und 
andere Zujtellungen der Wufträgalgerichte, welche für die Anwälte ber 
jtreitenvden Theile beftimmt waren, ver hohen Bundesverfammlung zuge— 
ſchickt worden find, fo fchlägt das Präfidium vor, die fämmtlichen Bun— 
besregierungen zu erfuchen, ven Oberappellationsgerichten aufzugeben, daß 
fie in folhen Fällen die Aufträgal- Gerichtsbefchlüße ihren Regierungen 
vorlegen, damit diefelben die Bundestags - Gefandtfchaften zur Einleitung 
ber weiters erforberlichen unmittelbaren Communication mit den Gefandten 
derjenigen Regierungen, die es angeht, zugefendet werben können. 

Sämmtliche Gefandtfchaften erflären fih damit einverftanvden; daher 


Beſchluß. 
Sämmtliche allerhöchſte und höchſte Bundesregierungen werden durch 
ihre Geſandten erſucht, die Oberappellationsgerichte anzuweiſen, in allen 
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Fällen, wo fie als Aufträgalgerichte eine unmittelbare Zuftellung an An- 
wälte ver ftreitenvden Theile nicht bewirken können, bavon ihren Regierun— 
gen die Vorlage zu machen, damit dieſelben in ven Stand gejegt werben, 
durch ihre Bundestags» Gefandtfchaften die geeignete Mittheilung an jene 
Regierungen, die e8 angeht, zu bewirken. 

Meiers Staatsaften des beutfhen Bundes 3. Aufl. Thl. I. Nr. XXXVI. ©. 218. 


9, Königl. Bayerifche Allerhöchfte Bekanntmachung eines Beſchluſſes 
ber deutſchen Bundesverſammlung in Beziehung auf gemeinfchaft- 
fihe an dieſelbe gerichteten WBorftellungen oder Adreſſen über 
öffentliche Angelegenheiten des deutſchen Bundes vom 2. Februar 
1832. 


Nachdem von der deutſchen Bunbesverfammlung in ihrer XXXVI. 
Situng vom 27. October v. Irs. in Beziehung auf gemeinfchaftliche an 
diefelbe gerichteten Vorftellungen oder Adreſſen über öffentliche Angele- 
genheiten des deutſchen Bundes, nachjtehender Befchluß gefaßt worden ift: 

"Da der Bundesverfammlung gemeinfchaftliche Vorftellungen oder 

Adreſſen über öffentliche Angelegenheiten des deutſchen Bundes 

eingereicht worden find, eine Befugniß hierzu aber in ber Bunbesver- 

faffung nicht begründet iſt, das Sammeln der Unterjchriften zu ver- 
gleichen Adreſſen vielmehr nur als ein die Autorität der Bundes— 
regierungen und bie öffentliche Orbnung und Ruhe gefährbenver 

Verſuch, auf die gemeinfamen Angelegenheiten und Berhältniffe 

Deutfchlands einen ungefeglichen, mit der Stellung ver Unterthanen 

zu ihren Regierungen und dieſer legteren zum Bunde unvereinbaren 

Einfluß zu üben unftatthaft ift, fo erflärt die Bundesverfammlung, 

daß alle vergleichen Adreſſen als unftatthaft zurücgewiefen find. 

Die Bundesregierungen werben biefen Beſchluß öffentlich befannt 

machen, und wegen Beobachtung vesfelben die geeigneten Verfügungen 

treffen; . 
fo machen Wir viefen Befchluß ‘mit Wieverholung ver bereits in einer 
andermweitigen Kundmachung vom 16. October 1819 (Allgem. Intelligenz: 
blatt v. J. 1819 Nr. 1045 u. 1046) gefchehenen Hinweifung auf die in 
Unferem Königreiche zu beobachtenden Beftimmungen hierdurch zur geeig- 
neten Darnachachtung allgemein befannt. 

München ven 2. Februar 1832. 


Ludwig. 
Reg.» Bl. f. das Königr. Bayern f. d. 3. 1832. Nr. VII. &. 143. 
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10. Bundesbejchluß. Umtriebe durch Verfertigung von Petitionen 
und Proteftationen gegen die von der Gefammtheit des Bundes 
im Intereſſe der innern Ruhe und gefeglichen Ordnung gefaßten 
Bundesbeſchlüße betreffend, vom 9. Auguft 1832. XXIX. Situng 
8. 288. 


Aus Veranlaſſung der, den öffentlichen Blättern zufolge in einigen 
Bundesjtaaten bemerkbar gewordenen Umtriebe durch DVerfertigung von 
Petitionen und Proteftationen gegen bie von der Gefammtheit des Bundes 
im Intereſſe der innern Ruhe und gejeglichen Ordnung gefaßten Bundes— 
befchlüße die Stimmung aufjureizen, und das Anfehen des Bundes und 
der einzelnen Regierungen zu ſchmälern, wurde mit Präfidialantrag 

beſchloſſen: 

Da Proteſtationen, Petitionen und Adreſſen gegen die neueſten 
Bundesbeſchlüße, wie ſolche in einzelnen Bundesſtaaten vorgekommen 
ſind, nur als Beſtrebungen angeſehen werden können, die Regierungen 
zu veranlaſſen, ſich von Verpflichtungen loszuſprechen, welche ſie durch 
die Grundgeſetze des Bundes übernommen und neuerlich bekräftigt 
haben, und mithin die ahndungswürdige Abſicht nicht zu verkennen 
iſt, die Regierungen mit dem Bunde in Zwieſpalt zu bringen, und 
ihre durch die Bundesverfaſſung garantirte Autorität in der Beziehung 
zum Bunde lähmen; ſo ſpricht die Bundesverſammlung die zuverſicht— 
liche Erwartung aus, daß die Regierungen, in deren Staate derlei 
Acte der Auflehnung gegen die im Staatsoberhaupte vereinigte 
Staatsgewalt ſich ereignen, gegen die Urheber und Verbreiter ſolcher 
Proteſtationen, Petitionen und Adreſſen die Unterſuchung einleiten 
und nach den Geſetzen verfahren werden. 


Meiers Staatsalten des deutſchen Bundes 3. Aufl. Thl. I. Nr. CXIII. ©. 252. 


11. Bundesbeſchluß, die Befugniß der Aufträgalgerichte zur 
Grlaffung von unbedingten Mandaten vom 28. Februar 1833. 
VIII. Situng 8. 70. 


1. Ein Aufträgafgericht fann zwar mit unbedingten Mandaten, wenn 
iiber Neuerungen während der NRechtsanhängigfeit einer bei dem— 
felben in gerichtlicher Verhandlung ſtehenden Streitfache geflagt 
wird, vorausgefegt, daß an den Erforberniffen zu einer Verfügung 
diefer Art in anderer Beziehung kein Mangel erfcheint, vorfchreiten, 
jedoch Hat fich das Gericht hierbei der Androhung von Geldſtrafen 
zu enthalten und die Veranlaffung der Vollftredung des auf das 
erlaffene Mandat ergebenden, an die Bundesverfammlung einzu- 
ſendenden, fchlieglichen Erkenntniſſes viefer lediglich zu überlaffen. 
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2. Die Gefandtfchaften verjenigen Regierungen, deren oberfte Ge— 
richtshöfe dermal als Aufträgalgerichte beftellt find, werben erfucht, 
ven gegenwärtigen Beſchluß an biefe Gerichtshöfe zu ihrer Dar- 
nachachtung gelangen zu laſſen. 

Meiers Staatsaften des beutihen Bundes 3. Aufl. Thl. I. Nr. CXIV. &. 285. 


” 
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12. Bundesbeſchluß, die Errihtung eines Schiedsgerichtes zur 
Entjcheidung von Streitigfeiten zwijchen den Regierungen und 
Ständen, als Refultat erneuerter Wiener-Gabinet3-Gonferenzen 
im Jahre 1834. 

(Protokoll ver Plenar-Berfammlung vom 30. October 1834.) 


Bei der vom Präfidio, auf Präfidial-Vortrag gehaltenen Umfrage 
erfolgten die einzelnen Abjtimmungen. 

Sämmtliche Stimmen erflären fich einverjtanden mit dem Präfidial- 
Antrage. Hienach wurde beſchloſſen: 

Die nachftehenden, die Errichtung eines Schiedsgericht zur Ent- 
ſcheidung ber Streitigfeiten zwifchen ven Regierungen und den Ständen 
betreffenden zwölf Artikel werden durch einhellige Zuftimmung hiermit 
zum Bundesgeſetze erhoben. 

Art. I. Für ven Fall, daß in einem Bundesſtaate zwifchen ver 
Regierung und den Stäbten über die Auslegung der Verfaſſung, oder 
über die Grenzen ver bei Ausübung bejtimmten Rechte des Regenten ven 
Ständen eingeräumten Mitwirfung, namentlich durch Verweigerung der 
zur Führung einer den Bundespflichten und ver Yanbesverfaflung ent- 
fprechenden Regierung erforderlichen Mittel, Irrungen entftehen, und alle 
verfaffungsmäßigen und mit den Gefegen vereinbarlichen Wege zu deren 
genügenden Befeitigung ohne Erfolg eingefchlagen worben find, verpflichten 
fih die Bundesglieder, als folche, gegen einander, ehe fie die Dazwifchen- 
funft des Bundes nachfuchen, die Entſcheidung folcher Streitigkeiten durch 
Schiedsrichter auf dem in ben folgenden Artikeln bezeichneten Wege zu 
veranlafjen. 

Art. I. Um das Schiensgericht zu bilden, ernennt jede der fiebzehn 
Stimmen des engern Rathes der Bundesverfammlung aus den von ihr 
repräfentirten Staaten, von brei zu drei Jahren, zwei durch Charakter 
und Gefinnung ausgezeichnete Männer, welche durch mehrjährigen Dienft 
binlängliche Kenntniffe und Gejchäftsbildung, der eine im juridifchen, der 
andere im abminiftrativen Fache erprobt haben. Die erfolgten Exrnen- 
nungen werben von den einzelnen Regierungen ber Bundesverfammlung 
angezeigt, und von dieſer, ſobald die Anzeigen von allen 17 Stimmen 
eingegangen find, öffentlich befannt gemacht. Ebenſo werben bie durch 
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freiwilligen Rüdtritt, durch Kranfheit oder Tod eines Spruchmannes, vor 
Ablauf der beftimmten Zeit eintretenden Erledigungen von ven Regierungen 
für die noch übrige Dauer der vreijährigen Frift fofort ergänzt. 

Das Berhältniß der 34 Spruchmänner zu den Regierungen, welche 
fie ernannt haben, bleibt unverändert, und es gibt ihnen die Ernennung 
zum Spruchmann auf Gehalt over Rang feinen Anſpruch. 

Art. HI. Wenn in dem Urtifel I bezeichneten Falle ver Weg einer 
jchiedsrichterlichen Entſcheidung betreten wird, fo erjtattet die betreffende 
Regierung bievon Anzeige an die Bunbesverfammlung, und es werben 
aus ver befannt gemachten Lifte der 34 Spruchmänner in der Regel ſechs 
Schiedsrichter, und zwar brei von ber Regierung und drei von ben Stän- 
ven ausgewählt. Die von ver betheiligten Regierüng ernannten Spruch— 
männer find von der Wahl zu Schiebsrichtern für den gegebenen Fall 
ausgejchlojjen, fofern nicht beide Theile mit deren Zulaffung einverjtanden 
find. Es bleibt dem Webereinfommen beiver Theile überlaffen, fich auf 
die Wahl von zwei oder vier Schievsrichtern zu befchränfen, ober deren 
Zahl auf acht auszudehnen. 

Die gewählten Schiedsrichter werben von ver betreffenden Regierung 
ver Bundesverfammlung angezeigt. Erfolgt in dem Falle ver Verein— 
barımg über die Berufung an das Schiedsgericht, und nachdem bie Re— 
gierung ven Ständen bie Lifte der Spruchmänner mitgetheilt hat, vie 
Wahl der Schiedsrichter nicht binnen vier Wochen, fo ernennt die Bun- 
desverfammlung die legteren ſtatt des ſäumigen Theiles. 

Art. IV. Die Schiedsrichter werden von der Bundesverſammlung, 
mittelſt ihrer Regierung, von der auf ſie gefallenen Ernennung in Kennt— 
niß geſetzt und aufgefordert, einen Obmann aus der Zahl der übrigen 
Spruchmänner zu wählen; bei Gleichheit der Stimmen wird ein Obmann 
von der Bundesverſammlung ernannt. 

Art. V. Die von der betreffenden Regierung bei der Bundesver— 
ſammlung eingereichten Akten, in welchen vie Streitfragen bereits durch 
gegenſeitige Denkſchriften oder auf andere Art feſtgeſtellt ſein müſſen, 
werden dem Obmann überſendet, welcher die Abfaſſung der Relation 
und Correlation zwei Schiedsrichtern überträgt, deren Einer aus den von 
der Regierung, der Andere aus den von den Ständen Erwählten zu 
nehmen iſt. 

Art. VI. Demgemäß verſammeln ſich die Schiedsrichter, einſchließ— 
lich des Obmannes, an einem von beiden Theilen zu bejtimmenben, ober 
in Ermanglung einer Uebereinfunft, von ver Bundesverſammlung zu be— 
zeichnenden Orte, und entfcheiden, nach ihrem Gewiffen und eigener Ein- 
ficht, ven ftreitigen Fall durch Mehrheit ver Stimmen. 

Art. VI. Sollten die Schiedsrichter zur Fällung des definitiven 
Spruches eine näbere Ermittlung oder Aufklärung von Thatſachen für 
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unumgänglich nothwenbig erachten, fo werben fie dieß der Bundesver⸗ 
fammlung anzeigen, welche die Ergänzung der Alten durch den Bundes— 
tagsgefandten ver betheiligten Regierung bewirken läßt. 

Art. VII. Sofern nicht in dem zulett bezeichneten Falle eine Ver— 
zögerung unvermeidlich wird, muß bie Entſcheidung fpäteftens binnen 4 
Monaten, von der Ernennung des Dbmannes am gerechnet, erfolgen, und 
bei der Bundesverfammlung zur weitern Mittheilung an die betheiligte 
Regierung eingereicht werben. 

Art. IX. Der fchiedsrichterliche Ausfpruch hat die Kraft und Wir- 
fung eines austrägalgerichtlichen Erfenntniffes, und bie bundesgejegliche 
Erecutionsorbnung findet hierauf ihre Anwendung. 

Bei Streitigkeiten über die Anfäge eines Budget insbeſondere, erſtreckt 
fich diefe Kraft und Wirkung auf die Dauer der Steuerbewilligungs- 
Periode, welche das in Trage ftehende Budget umfaßt. 

Art. X. Sollten ſich über ven Betrag der durch das jchiebsrichter- 
liche Verfahren veranlaßten, dem betheiligten Staate in ihrem ganzen 
Umfange zur Laſt fallenden Koften Anjtände ergeben, jo werben dieſe durch 
Feftjegung von Seiten der Bundesverfammlung erledigt. 

Art. XI Das in den vorjtehenden Art. I—X näher bezeichnete 
Schiedsgericht findet auch zur Schlichtung der in den freien Städten 
swifchen ven Staaten und den verfafjungsmäßigen bürgerlichen Behörden 
derfelben fich etwa ergebenden Irrungen und Streitigfeiten analoge An- 
wendung. 

Der 46. Art. ver Wiener Congreßafte vom Yahre 1815 in Betreff 
der Berfafjung ver freien Stadt Frankfurt erhält jedoch hierdurch Feine 
Abänderung. 

Art. XII. Da e8 den Mitgliedern des Bundes unbenommen bleibt, 
fih darüber einzuverftehen, daß die zwifchen ihnen entſtandenen Streitig— 
feiten auf dem Wege des Art. II gebilveten Schiebsgerichtes ausgetragen 
werben, jo wird die Bundesverfammlung eintretenden Falles, auf vie 
bievon von den ftreitenden Bundesgliedern gleichzeitig gemachte Anzeige, 
nach Maaßgabe ver Art. IIU—X die Einleitung des fhiedsrichterlichen 
Verfahrens veranlaffen. 

Meiers Staatsakten des dentihen Bundes 3. Aufl. Thl. II. Nr. CXIX. ©. 316. 


13. Bundesbeſchluß, die Unzuläßigkeit von Nichtigfeitsbeichwerden 
im Aufträgalverfahren betreffend vom 25. Juni 1835. XVI. 
Sitzung. $. 230. 
| Beſchluß 

Daß von dem Artikel 26 des Entwurfes eines Bundestagsbeſchluſſes 
über das Verfahren in Streitigkeiten der Bundesglieder unter einander 
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(Protokoll der 37. Sitzung vom 21. Dezember 1820 $. 214), fowie 
überhaupt von jeder bundesgeſetzlichen Beftimmung über die Zuläffigfeit 
von Nichtigfeitsbefchwerben zu abftrahiren fei. 


Meiers Staatsalten bes deutihen Bundes 3. Aufl. Thl. I. Nr. CXIII. S. 324, 


14. Bundesbeſchluß, Modification einer Stelle der Aufträgal- 
Ordnung, die Errichtung befonderer Aufträgal-Senate bei ven 
oberiten Gerichten betreffend, vom 19. October 1838. XXX. 
Sitzung. $. 320. 


Präfidium eröffnet: Nachdem e8 ben von ihm verfaßten Ent- 
wurf des über ven königlich Hannover’ichen Antrag wegen Bildung be- 
fonderer Austrägalfenate zu ziehenden Bejchlufjes ven verehrlichen Gefandt- 
chaften gemachten Bemerkungen gehörig berüdfichtigt habe, fo wolle das— 
felbe anheimgeben, nunmehr ven förmlichen Beſchluß über diefe, für das 
Austrägalverfahren wichtige Modificationen des Protofolls niederzulegen. 

Hiernach wurde einhellig 

beſchloſſen: 

Die in der Austrägalordnung vom 16. Juni 1817 Urt. IT. 5 ent- 
baltene Beſtimmung: 

„daß der zur Uebernahme eines Austrägalauftrages erwählte oberfte 

Gerichtshof, falls derſelbe aus mehreren Senaten beftehen follte, vie 

Austrägalfachen in pleno zu verhandeln habe,“ 
wird nach den gemachten Erfahrungen, zur Erleichterung-ver mit Aus— 
trägalprozejjen betheilten oberjten Gerichtshöfe und zur Beförderung bes 
Geſchäftsganges bei verjelben, in nachſtehender Weife modificirt: 

Denjenigen Regierungen, deren oberfte Gerichte aus mehreren Sena- 
ten bejtehen, und außer dem Präfidenten oder Direktor, mehr als zwölf 
Mitglieder zählen, ift geftattet, einen befonderen Senat für die Austrä- 
galſachen zu bilden, der jedoch, mit Einſchluß des Vorfigenden, wenigſtens 
aus dreizehn Mitglievern bejtehen fol. 

Ein folder Austrägalfenat ift entweder aus zwei Staaten des oberften 
Gerichtöhofes unter Beobachtung einer beftimmten Reihenfolge zu bilven, 
oder es find diejenigen Mitglieder, aus welchen ver Austrägaljfenat blei- 
bend bejtehen joll, im Voraus zu benennen und zur Stellvertretung für 
verhinderte oder abgegangene Mitlgliever zwei Erfagmänner zu bezeichnen, 
auch bei dem Austritt eines Mitgliedes oder Erfagmannes bie fejtgejeßte 
Zahl fogleich wieder zu ergänzen. 

In dem erfteren Falle nämlich, wenn eine Reihenfolge jtattfindet, 
muß eine jede Austrägalfache bis zu deren Beendigung bei einem und 
demfelben Austrägalftaate verbleiben. 
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Sowohl die Reihenfolge, nach welcher die Bildung des Austrägal- 
gerichtes aus alternirenden Staaten ftatthaben foll, als auch die perjün- 
liche Zufammenfegimg ver bleibenden Austrägalfenate find bei der Bun- 
desverfammlung ftet8 in Evidenz zu halten, damit auch vor ver Wahl 
eines Austrägalgerichtes über die Zufammenfegung der Austrägalfenate 
bei fämmtlichen oberften Juſtizſtellen der Bundesglieder feine Zweifel 
bejtehen können. Die Anwendung dieſes Befchluffes auf bereits anhängige 
Austrägalfachen kann nur mit Einwilligung ber betheiligten Regierungen 
ftattfinven. 


Meiers Staatsakten des beutfchen Bundes 3. Aufl. Thl. I. Nr. CXL. S. 358. 


15. Königlich Bayerische Allerhörhite Verordnung, die Erläuterung 
des Artifeld 12 der Bundes-Akte bezüglich der Verſendung 
der Aften an deutſche Facultäten und Schöppenftühle betreffend 
vom 8. Mai 188. 


Marimilian IL., 
von Gottes Önaden König von Bayern ac ꝛc. 


Nachdem zufolge des in der 27. Bundestags-Sitzung vom 3. April 
l. J. gefaßten Beſchluſſes die dem Artikel 12 der Bundes-Akte durch ven 
Beichluß der Bundes-VBerfammlung vom 13. November 1834 hinfichtlich 
der Akten⸗Verſendung an’veutfche Facultäten und Schöppenftühle gegebene 
Erläuterung außer Wirkfamfeit getreten ift, jo finden Wir Uns nach 
Einvernahme Unſeres Gefammt - Staatsminifteriums bewogen, das durch 
Verorbnung vom 29. Januar 1835 verfügte Verbot der Annahme von 
Alten in Criminal und Polizeifachen von Seite ver beiden Juriſten— 
Fakultäten Unferer Landesuniverfitäten beftehenden Spruch-Collegien bier- 
mit (jedoch ohne Veränderung der gefeglihen Ausnahme bezüglich aller 
inländifchen Nechtsfachen) aufzuheben. 
München ven 8. Mat 1848. 
Mar. 
Reg-Bl. f. d. Königr. Bayern f. d. 3. 1848. Nr. 31. ©. 569. 


16. Bundesbeihluß vom 27. Januar 1854, die gegenfeitige Aus- 
lieferung von Verbrechern auf deutſchem Bundesgebiet betr. — 
CH. Abthl. I. Abfchn. VII. Nr. 7. ©. 67. 
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17. Bundesbeſchlüße vom 22. April 1841, 2. September 1816, 
November 1856 und 12. März 1657 betreffend den Schuß 
bramatifcher und mufifaliicher Werfe gegen unbefugte Auf- 
führung und Daritellung, jowie den Schug von Werfen ver 
MWiffenichaft und Kunſt gegen Nachdruck und unbefugte Nach— 
bildung. — Conf. Abth. IX Nr. 1—4 incl. 


18. Befreiung des deutjchen Bundes von Gerichtsſporteln in Bavern. 
Im Namen Seiner Majeſtät des Königs. 


Den Gerichten des Kreiſes wird hiermit eröffnet, daß vermöge aller- 
höchſter, durch höchftes Yuftiz- Minifterial- Refeript vom 22. v. Monats 
Nr. 3913 anhero mitgetheilten Entſchließung vom 14. v. Mts. — in- 
folange nicht anders allerhöchjt verfügt wird — dem deutſchen Bunde 
bie Entrichtung von Gericht®-Sporteln, deren Tragung ihm in ven von 
bayeriſchen Gerichten verhandelten Nechtsjtreitigfeiten aufzuerlegen fein 
würde, erlafjen find. 

Aſchaffenburg ven 1. Februar 1856. 

Königliches Ippellationsgericht von Unterfranken und Wichaffenburg. 
v. Papius, Präfident. 
Kreis-Amtsblatt v. Unterfranten 1856. Nr. 18. ©. 234. 


1. Abſchnitt. 


Militärverfalung des deutfchen Bundes und 
Bundes-Feflungen. 


A ——— 
rad 


1. Bundesbeſchluß über die befonderen Verhältniffe der Feſtung 
Landau und deren llebergabe an den Bund vom 14. Dezember 
1830. XLII. Situng. $. 320. 


1) Die Ausübung des Bundesrechts der unmittelbaren Aufficht über 
die Bundesfejtung Yandau im Namen und im Yuftrage des deut— 
ſchen Bundes, wird, im Friedensſtande vejjelben, Seiner Majejtät 
dem Könige von Bayern unter der Oberaufficht des Bundes und 
unter Annahme ver in den nachfolgenden Anträgen enthaltenen 
Beſtimmungen übergeben. Für die Zeit der unmittelbaren Aufficht 
Seiner Majeftät findet die Wirffamteit der Militärcommiffion, als 
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Zwifcheninftanz zwiſchen ver Bundesverfammlung und ven Fejtungs- 
bebörven, nicht ftatt, indem die Bunbesverfammlung fich darauf 
beſchränkt, für diefe Zeit das technifche Gutachten dieſer Commiſſion, 
ohne daß letstere in dem gedachten Verhältniſſe officiell eintritt, 
auch bei ven vie Feitung Landau betreffenden Gegenftänven zu 
benützen. 

2. Sobald die Bundesverſammlung nach Art. 38 der Schlußacte einen 
Beſchluß wegen Gefahr eines feindlichen Angriffes für den Bund 
oder für einen einzelnen Bundesſtaat und wegen der deshalb in 
Wirkſamkeit zu ſetzenden Vertheidigungs-Maaßregeln faßt, tritt die 
unmittelbare Unterordnung der Bundesfeſtung Landau unter die 
ſpecielle Aufſicht und Befehle der Bundesverſammlung und des 
Oberfeldherrn, in gleicher Weiſe wie bei den Bundesfeſtungen 
Mainz und Luxemburg ein. 


3. Der Gouverneur oder Commandant von Landau leiſtet — | 
den Eid: 

Ich ſchwöre zu Gott dem Allmächtigen einen leiblichen Eid, 
baß, nachdem Seine Majeftät ver König von Bayern mich zum 
Gouverneur (Commandanten) der Bunvesfeftung Landau ernannt 
haben, ich viefes Amt allein im Intereſſe des Bundes und zu 
deſſen Vertheidigung führen, das vom Bunde für die Feſtung 
anzuorbnnende Reglement getreulich beobachten, auch alle Anwei- 
jungen, welche im Friedensjtande des Bundes Seine Majeſtät 
ber König und nach Unterorbnung der Feftung Landau unter die 
jpecielle Aufficht und die Befehle der YBundesverfammlung und 
des Dberfeloherrn, dieſe mir ertheilen werden, pünktlich Folge 
leiften, und mich weder durch irgend eine Rüdficht, noch durch 
ein Verhältniß, namentlich zu einem einzelnen Bundesſtaate da— 
von abhalten lajjen will. 

Insbeſondere gelobe ich, daß ich bie mir als Gouverneur 

‚ (Eommandant) anvertraute Feſtung jederzeit wider alle feindliche 
Gewalt auf das Corgfältigfte und Eifrigfte verwahren, fie auch 
in Belagerungsfällen gegen jede Art ver Angriffe mit der tapfer: 
jten Gegenwehr und mit Daranfegung Yeibes und Yebens bis auf 
das Aeußerſte vertheidigen will. 

So wahr mir Gott helfe. 

Diefer Eid, ſchriftlich ausgeftellt und unterzeichnet, wird für 
den Bund in die Hand Seiner Majejtät des Könige von Babern 
übergeben. 

Ueber den Act der Yeeidigung des Gouverneurs oder Com: 
mandanten von Landan nach dem vorftehenden Formular wird 
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ein Protokoll aufgenommen, und darch die Königlich Bayerifche 
Bundestags: Gefandtfchaft der Bunvdesverfammlung zugejtellt. 

Der Genie- und Artilferie-Direktor von Landau werden, für 
die Dauer der unmittelbaren Aufficht des Königs von Bayern 
über die Fejtung Yandau, dem Bunde nicht vereidigt. 

. Für die Uebergabe Yandau’s gilt nachjtehende Beſtimmung: 

Die Bundesfeftung Yandau wird vier Wochen nach dem heu- 
tigen Bejchluße förmlich übergeben und übernommen. 

Die Königlich Bayeriſche Regierung trifft die erforberlichen 
Veranjtaltungen, daß die Uebergabscommifjarien die Feſtung nebjt 
allem dazu gehörigen Feitungseigenthume, und zwar bie Feſtungs— 
werfe mit dem dazu gehörigen Terrain, das Artillerie- und Genie- 
material jeder Art, ſämmtliche Militärgebäude, die Gouvernements- 
und Commandantjchafts-, Genie- und Artilleriearchive, an dem 
beitimmten Tage an die von ber Bundesverfammlung abgeorpneten 
Uebernahmscommiffarien übergeben. 

‘ Zu diefem Behufe werden von den Feſtungsbehörden genaue 
Berzeichnige über das Feltungseigenthum jeder Art verfaßt, und 
zur Uebergabe bereit gehalten. In dieſe Verzeichnige werden nur 
diejenigen Gegenjtände aufgenommen, welche unbejtrittenes Eigen— 
thum der Feitung find. Die Gegenjtände, über deren Eigenthum 
noch Streitigkeiten obwalten, werben in ein befonveres Verzeichniß 
eingetragen, welches nur vorgelegt und nicht übergeben, ſondern 
zum Zwece der Ausmittelung ter Eigenthumsfrage zurücdbehalten 
wird. 

Zu den Uebernahmscommiffarien von Seiten bes Bundes 
werden von ver YBundesverfammlung Mitglieder dev Militireom- 
miffion bejtimmt und von ‘ver Buudesverfammlung mit einer von 
der Militäcommiffion entworfenen befonvern Anftruction verjehen. 

Nach erfolgter Uebergabe ver Feftung und ihres Eigenthums, 
und nach Einhändigung ver Verzeichnige an die Uebernahmsfom- 
mifjfarien, wird der Gouverneur (Commandant) von Landau in 
Eid umd Pflicht des Bundes genommen, indem er denjenigen 
Ichriftlichen Eid, veffen Form oben bejtimmt ift, dem Allerhöchiten 
Zerritorialberrn übergibt, und Seine Majeftät ein Protofoll über 
die Beendigung durch die Bundestags: Gefandtichaft der Bundes— 
verjammlung zujtellen. 

Die Artillerie» und Geniedireftoven leijten dem Bunde ihren 
Eid in die Hände des Gouverneurs (Commandanten) von Landau, 
ſobald die Bundesverfammlung nach Artifel 38 der Sclußafte 
einen Beichluß wegen Gefahr eines feindlichen Angriffes faßt. 
Alsdann tritt auch die nähere Verpflichtung aller übrigen mit der 
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Verwaltung des Feftungsguts beauftragten Beamten für den 
Bund ein. 


Das über den Aft der Uebergabe, unter Beifügung ver oben 
angeführten Verzeichniffe aufzunehmende Protofoll, welches von 
ben Uebergabscommiffarien einer Seit und ben Uebernahms— 
commiffarien anderer Seits zu unterzeichnen ift, wird von legteren 
der Bundesverfammlung vorgelegt. 


Mit dem Tage der Uebergabe ver Feſtung Yandau an ben 
Bund tritt die im defjen Namen und Auftvage von Seiner König- 
lich Bayeriſchen Majeftät im Trierensftande des Bundes, bis 
berfelbe nach Artikel 38 der Schlufacte einen Beſchluß wegen 
Gefahr eines feindlichen Angriffes fat, unter ver Oberaufſicht des 
Bundes auszuübende unmittelbare Aufficht über die Feſtung ein. 

Der Gouverneur (Commandant) und alle zum eigentlichen 
Fejtungsperfonal gehörigen Beamten werden von Sr. Majeftät 
dem Könige von Bayern in Rüdficht ihrer Dienjtführung im 
Allgemeinen auf bie bisherigen Einrichtungen verwiefen, bis bie 
Bundesverfammlung über das Feitungsreglement bie nöthigen 
Beichlüße gefaßt hat. Einftweilen werden dem Gıuverneur (Com— 
mandanten) von der Königlich Bayeriſchen Regierung die Beftim- 
mungen des Bunvesbeichlußes wegen der Fejtung Yandau als 
Nachtrag zn der Militärverfaffung des Bundes und als allgemeine 
Grundfäge zur Beachtung mitgetheilt. 

Inſoferne das Fejtungseigenthum von dem Eigenthum des 
Zerritorialherrn uud ver Privatperfonen, die Feitungsgrenzen und 
der Feſtungsrayon noch nicht genau gefchieven und feitgejegt find, 
wird die Bundesverfammlung dazu durch eine von ihr zu beftim- 
mende Yocalcommiffion die nöthige Einleitung treffen. Diefe 
Localcommiffion wird die Regulivungen in Gemeinſchaft mit Com- 
mifjarien bewerfjtelligen, welche die Königlich Baheriſche Regierung 
deshalb zu ernennen hat. 

Wenn in Gemäßheit viefer Beitimmung zur Uebernahme 
Landau's gefchritten wird, erklären die Uebernabmscommij- 
farien nach vollzogener Uebergabe: 


Daß auch nad der vom beutfchen Bunde erfolgten Ueber— 
nahme die unmittelbare Aufficht über Yandau — in der Zeit, 
da der Bund ſich im Friedensſtande befindet, bis zu dein Zeitpunfte, 
da die Bundesverfammlung nach Artifel 33 der Schlußacte wegen 
Gefahr eines feindlichen Angriffs für ven Yund oder einen ein- 
zelnen Bundesstaat die notwendigen Vertheidigungsmaßregeln in 
Wirffamfeit zu fegen befchließt — Seiner Majeftät dem Könige 
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von Bayern im Namen und Auftrage des Bundes und deſſen 
Oberaufſicht anvertraut werben folle. 

Die Königlihen Bayeriihen Uebergabscommiffarien 
erwiedern hierauf: daß Seine Majeſtät die folchergeftalt im Frie- 
ven Allerhöchitvenfelben amvertraute unmittelbare Aufficht über 
die Feitung im Namen und Auftrage des Bundes unter defjen 
Dberaufficht mit aller Sorgfalt führen werden, und fich hiemit 
gegen ven beutjchen Bund verpflichten, alle Fejtungsgegenftände, 
insbeſondere die Feitungswerfe und ihre Zubehörungen, vie Milt- 
tärgebäude und das zur DVertheidigung der Feſtung beftimmte 
Geſchütz, bis zu dem Zeitpunfte, da die Bundesverfammlung nach 
Art. 38 der Schlußafte wegen Gefahr eines feindlichen Angriffes 
für den Bund oder für einen einzelnen Bundesſtaat die nothwen- 
digen Borfichtsmaßregeln in Wirkſamkeit zu fegen befchließt in 
treuer Obſorge und in gutem Stande zu erhalten, ohne Einwilli- 
gung des Bundes davon nichts zu veräußern und daran nichts 
zu verändern, auch insbeſondere darüber zu wachen, daß die Vor- 
räthe an Munition jtets in der erforderlichen Anzahl und Eigen- 

- haften vorhanden feier. 
5. Die Königl. Baperifhe Bundestags - Gefandtjchaft übergibt ber 
Bındesverfammlung die von dem Gouverneur der Feltung zu 

erjtattenden Rapporte. 


6. Die Bunvdestagsverfammlung übt das unter der Dberaufficht des 
Bundes insbefondere begriffene Inſpectionsrecht zu beliebigen 
Zeitpunkten aus, um, unter Zuziehung bundesherrlicher Commiſ— 
farien von dem Zujtande der Fejtung und den Unterhaltungs- 
arbeiten Einficht zu nehmen. Geben die Berichte über dieje Be— 
fihtigungen der Bundesverfammlung zu Erinnerungen Anlaß, fo 
theilt jie diefelben der Königl. Bayerifhen Regierung durch deren 
Bundestags-Gefandtjchaft mit, und faßt, nach Verlauf einer für 
die Rückäußerung dev Königlich Bayeriſchen Regierung beftimmten 
Friſt, deshalb ven geeigten Beſchluß, zu deſſen unverweilter Voll- 
ziehung die Königlich Bayeriihe Regierung das Erforderliche an 
ven Feſtungsgouverneur (Commandanten) verfügt. 

Auer den bezeichneten vegelmäßigen Gegenftänden ver Inſpec— 
tion wird bei der erjten Inſpection vornämlich der Stand ber 
Herftellung ver Feſtung Yandau in Betracht gezogen werben. 

Die Yundesverfammlung geht von dem gerechten Vertrauen 
aus, daß Seine Majeftät der König von Bayern bei der Ver— 
wendung der zur Verſtärkung bes Vertheidigungsſyſtems von 
Deutfchland Allerhöchſt ihnen anvertrauten fünfzehn Millionen 


Franken das nämliche Verfahren einhalten werden, welches Ihre 

Majeftäiten ver Kaifer von Deftereich und ver König von Preußen 

bei ven zur Erbauung einer vierten Bundesfeftung übernommenen 

zwanzig Millionen Franken beobachtet haben; daß fich daher Seine 

Majejtit der König von Bahern zu allen denjenigen Auslagen, 

welche dermalen die Armirung, das volle Appropifionnement und 

bie Herjtellung der Bundesfeſtung Yandau erfordern, bereit finden, 
auch bei künftigen Herjtellungen, in Fällen außerorbentlicher Bejchä- 
digungen und anderer außerordentlicher Koften, den Bund nur in 
jofern in Anſpruch nehmen werden, als die bis dahin erhobenen 

Zinfen zu deren Dedung nicht zureichen follten. 

7. Der Bundesbeihluß vom 28. Juli 1825 behält im feinen Bezieh— 
ungen auf Landau feine Anwendung; injoweit verjeibe durch ven 
gegenwärtig zu fallenden Beichluß nicht aufgehoben oder modi— 
ficirt wird. 

8. Der Großherzoglich Badiſchen Regierung wird die Verbindlichkeit, 
ein Drittheil der Kriegsbejagung zu Yandau zu ftellen, erlaffen, 
und auf die AInfanteriecontingente der in der Stellung zum Bun- 
vesheer erleichterten-Staaten übertragen; wogegen fich die Grof- 
herzoglich Badiſche Regierung verpflichtet, für ven Fall augenblic- 
lichen Bedürfniſſes und bis zum Cintreffen der zur Verftärfung 
der Kriegsbeſatzung vom Bunde bejtimmten Gontingente, proviforifch, 
2000 Dann in die Bundesfeftung zu jtellen; wobei ſich von ſelbſt 
verfteht, dak von dem Zeitpunfte an, da die Verſtärkung diejer 
Kriegsbefagung durch Badiſche oder andere Bundestruppen eintritt, 
die Feſtung Yandau fofort unter die Befehle dev Bundesverfamm- 
lung und des Oberfeldherrn gejtellt wird, wenn auch noch Fein 
Beichluß auf ven Grund des Artikels 28 ver Schlußakte erfolgt ift. 

9. Der vorjtehende Beſchluß wird der Militärcommiffion zur Nach: 
achtung ftatt Inſtruction mitgetheilt, um in deſſen Gemäßheit 
a) die zur Uebernahme ver Bundesfeſtung Landau erforderliche 

Vorbereitung zu treffen, indem die hohe Bundesverfammlung 
der Militärcommiffion überläßt, vie dazu abzuordnenden Bevolf- 
mächtigten aus ihrer Mitte zu benennen und mit ven erforver- 
lihen Weifungen zu verjehen, um im Namen und aus Auftrag 
des Durchlauchtigſten Deutfchen Bundes alle jene Handlungen 
vorzunehmen, welche zur Erfüllung diefes Befchlußes erforver- 
lich find. 

Ueber ven Tag der Uebergabe, welche vier Wochen nach 
dem heutigen Bejchluße erfolgen foll, hat ſich die Militärcom- 
milfion ‚mit dem Königlich Bayeriſchen Gouvernement zu ver- 
einigen; auch hat die Militärcommiffion 
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b) die wegen ver Htriegsgarnifon von Landau getroffene Verfügung 
zur Wiffenfchaft zu nehmen. 
Meiers Staatsalten bes deutihen Bundes Thl. II. Nr. XC. ©. 376, 


2, Bundes-Militär-Gartel-Gonvention vom 10. Februar 1831. 
Of. Abth. V. Abſchn. I. Nr. 1. 


3. Bundesbeſchluß. Die Sicherftellung der Bunvesfeftung Landau 
betreffend vom 17. März 1831. XI Sikung. $. 68. 


1. Die königlich bayerische Negierung wird erfucht, ven Commandan— 
ten der YBundesfeftung Landau anzumweifen, durch die Königlich 
Bayerische Bundestags: Gefandtichaft die Bundesverfammlung jeder: 
zeit von den Nachrichten und Ereigniffen in Kenntniß zu erhalten, 
welche auf die Sicherheit ver Bunvesfeftung Yandau Einfluß haben 
fönnen; 

2. vesgleichen den Kommandanten der Feitung Landau anzumweifen, 
zwar im alle plößlichen Bedürfniſſes, bevor noch die regelmäßigen 
Ergänzungstruppen eingetroffen find, die Aufforderung an bie 
Grofherzoglich Bapdifche Regierung zur temporären Aushilfe, ohne 
vorgängige Anfrage deshalb in München, durch einen alsbaldigen 
Deichluß hoher Bundesverſammlung zu bewirken, mit feinem bes- 
fälligen Antrage nach Frankfurt indeß gleichzeitig eine Anzeige davon 
nah Karlsruhe zu verbinden; 


3. in jedem Falle ſollen die regelmäßigen Ergänzungstruppen für 
Landau, wenn es micht ſchon früher in Folge eines Befchluffes 
wegen drohender Gefahr eines feindlichen Angriffes gejchehen ift, 
gleichzeitig mit dem Befchluffe wegen ver proviforifchen Aushilfe 
von Seiten Badens zum unverzüglichen fchleunigen Aufbruche nach 
Yandau aufgefordert werben. 


Meiers Staatsalten des deutihen Bundes 3. Aufl. Thl. II. Nr. XLIV. ©. 233. 


4. Bundesbeihluf. Die Nichtzulaffung von Gonfuln in den 
deutſchen Bundesfeftungen betreffend vom 12. November 1835. 
XXVIN. Sitzung. $. 455. 

Am 12. November 1835 faßte die Bundesverfammlung in Gemäß- 

beit der erfolgten Ab- und refp. jümmtlichen Zuftimmungen den Befchluß: 

1. daß die Aufftellung von Confuln in deutfchen Bundesfeftungen un— 
zuläßig fei; 
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2. daß das Militärgouvernement ver Bundesfeftung Mainz, in Er- 
ledigung feines Berichts vom 16. September 1833, vesgleichen 
die Militärgouvernements der Bundesfeftungen Luxemburg und 
Landau, von dem gegenwärtigen Beichluffe durch das Präfidium 
der Bundesverfammlung in Kenntniß zu ſetzen feien. 

Meiers Staatsalten des deutſchen Bundes 3. Aufl. Thl. I. Nr. CXXV. ©, 327. 


>. Befreiung der für die Bundesfeftungen beftimmten Militär- 

Effecten und erforderlichen Baumaterialien vom Vereinszoll. 

a. Entſchließung des Föniglich bayerifchen Finanzminifteriums. 

Nachdem bezüglich der von Seite der deutfchen Bundesverfammlung 
angeregten Befreiung der zum Bau der Bundesfeſtungen erforderlichen 
Materialien und fonftigen Baubepürfniffe von allen Arten von Abgaben 
ſämmtliche VBereinsregierungen fih damit einverftanden erflärt haben, daß, 
jo weit es fi um ven Erlaß des Eingangszolles für vom Auslande 
bezogene Gegenſtände handelt, viefer auf Rechnung des Gefammtvereins 
übernommen werbe, jo wird die fgl. General - Zolladminiftration hiervon 
mit Beziehung auf die Entjchliegung vom 5. Auguft 1841 Nr. 10551 
unter dem Auftrage in Kenntuiß gejegt, in vorkommenden Fällen auf 
gehörige Nachweifung den Erlaß des Eingangszolles für vom Auslande 
bezogene Materialien und Jonftige zum Bau der Bundesfejtungen bejtimmte 
Gegenſtände für Vereinsrechnung zu gewähren und zu dieſem Behuf an 
die äußern Zollbehörden die geeigneten Vollzugsvorſchriften zu erlaffen. 

München ven 7. Juli 1843. 

Auf Seiner Majeftät des Königs Allerhöchiten Befehl. 
Königliches Finanzminifierium. 

An die fünigl. General-Zoll-Aominiftration. 


b. Verfügung der föniglichen General-Zoll-Apminiftration. 

Gemäß Finanz - Minifterial- Referipte vom Juli v. Irs. Nr. 9093 
ift unter jämmtlichen Zollvereinsregierungen ein Cinverftänpniß getroffen 
werden, wornach den zum Bau der Bundesfeftungen Mainz, Ulm und 
Raſtadt vom Wuslande eingehenden Materialien und fonjtigen Gegen: 
ftänden unter Vorbehalt der erforderlichen Gentralmaaßregeln vie Ein- 
gangszollfreiheit auf Vereins-Rechnung gewährt ift. 

Nah voraus gepflogenem Benehmen mit ven oberjten Zcllverwal- 
tungsitellen der betreffenden Vereinsjtaaten wird nun, infoferne vergleichen 
für die genannten Wırndesfeftungen bejtimmte und ale ſolche veflarirte 
Materialien ꝛc. über bayeriſche Zollimter eingehen werden, verfügt: 


501 


a) die für die Feſtung Ulm gehörigen Materialien werben von ven 
Eingangszollämtern mit Begleitfchein I auf das k. württembergijche 
Hauptzollamt Ulm, welchem die weitere Behandlung überlaffen 
bleibt, abgefertigt; 

b) eine gleiche Abfertigung auf das großherjoglich hefjiihe Haupt- 
zollamt Mainz findet für die zur Feſtung Mainz beftimmten 
Gegenftände jtatt; 

c) wenn für bie großherzoglich badische Bundes-Feſtung Raftabt mit 
Anspruch auf Zollfreiheit Lieferungen von Materialien und Re— 
quifiten eingehen, ijt von dem Grenzollamte, infoweit jolches 
competent ift und wenn ver Transportant es verlangt, die Ein- 
gangszoll-Behandlung nach ven allgemeinen Normen vorzunehmen, 
auf ven Zollquittungen aber fpeciell zu bemerfen, daß bei dem 
nämlichen Amte die Zollrücdvergütung für diejenigen zu der ges. 
dachten Bundesfeſtung bejtimmten Effekten erfolgen wird, deren 
Uebernahme auf ven wieder zu producirenden Zollquittungen oder 
eigens von der Feltungsbau-Direftion mit Unterfchrift und Siegel 
bejtätigt werden wir. 

Wird jedoch die VBerzollung an der Grenze vom Transpor— 
tanten nicht verlangt, jo ift hinfichtlich der Abfertigung mit Be— 
gleitfchein I auf ein competentes Zollamt im Innern ebenjo wie 
oben für Ulm und Mainz; angeorbnet, zu verfahren. 

Bei den Abfertigungen auf Begleitfchein I können Tpecielle 
Revifionen, falls nicht befonverer Grund dazu vorhanden, unter: 
bleiben. 


München ven 9. Januar 1844. 
Königlihe General-Zoll-Apminijtration. 
An ſämmtliche k. Hauptzollämter. Nr. 213. 


c. Verfügung der königl. bayerifchen General-Zoll-Adminiftration. 

Nacdıträglich zu dem Generale vom 9. Januar 1844 Nr. 213 wird 
ven Zollerhebungs-Behörven erläuternd bemerkt, daß ver $. 42 der Zoll- 
ordnung, nach welchem ein Begleitichein I nur dann ertheilt werden barf, 
wenn der Eingangszoll der betreffenden Waare über 5 fl. 15 fr. beträgt — 
bei ven für die Bundesfeftungen bejtimmten Gegenftänden ausnahmsweife 
nicht ir Anwendung zu fommen babe. 

München den 21. Januar 1845. 

Königlihe General-Zoll-Apminiftration. 
An ſämmtliche k. Hauptzollämter. Nr. 170. 
Strauß Sammlung Bd. XXXIII. S. 134. 
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6. Befanntmahbung, den Bundesbeſchluß vom 24. Juni 1852, 
den militärifchen Gerichtöftand bei Bundestruppen, welche in 
Friedenszeiten zu a zufammengezogen werben, 
betreffend. 


Staafsminifterium des Fönigliben Hauſes 
und des Heußern, 


Seine Majejtät ver König haben mitteljt allerhöchſter Entſchließung 
vom 27. v. Mts. anzuordnen gerubt, daß der nachſtehende Beichluß des 
deutſchen Bundes, den militärifchen Gerichtsjtand ver Bundestruppen be- 
treffend, fir das Königreich, wie hiermit gejchieht, Fund gemacht werde. 

München den 14. März 1853. 

Auf Seiner Majeftät des Königs Allerhöchiten Befehl. 
v. d. Pfordten. 
Durch den Miniſter 
der geh. Secretär 
Mayer. 


Bundesbeſchluß, 


den militäriſchen Gerichtsſtand in Strafſachen bei Bundestruppen, 
welche in Friedenszeiten zu Bundeszwecken zuſammengezogen werden, 
betreffend, vom 24. Juni 1852, XVI. Sitzung 8. 158. 


Sobald Bunvestruppen zu Bundeszwecken zujammengezogen find, fin- 
den in Anſehung ‚ver nicht militärifchen Verbrechen und Vergehen ver 
Militärperfonen die Beftimmungen des $. 94. ver Grundzüge der Kriegs— 
verfaffung des veutjchen Bundes vom 11. Juli 1822*) Anwendung, jedoch 
unter nachitehenden näheren Vorſchriften wegen des Verfahrens. 

$. 1. Die Militärperfonen haben den militärischen Gerichtsitand in 
Straffachen jeder Art nach den in ven Staaten, welchen fie angehören, 
beſtehenden Geſetzen. 

Hierher ſind auch Injurien und Polizeiſachen, ſowie Zoll und Steuer— 
Contraventionen zu rechnen. | 

$. 2. Alle bürgerlichen Gerichts- und Belizeibehörven ſind angewie- 
fen, von ven innerhalb ihres Amtsbezirfes vorkommenden ſtrafbaren 
Handlungen, wobei Militärperfonen als der Urheberfchaft over Theilnahme 
verdächtig find, der vorgejetten Militärbebörde jchleunige Anzeige über 
den Vorfall zugeben zu laſſen, auch verfelben und dem betreffenden 


*) Der $. 94 der Bunbeskriegs « Perfaffung lautet: Die in den Kriegsartifeln 
nicht enannten Berbrehen und Vergehen werben nad den bei den Eontinnenten der 
einzelnen Staaten gültigen Gefeten beurtbeilt. 
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Militärgerichte jede zur Einleitung und Durchführung ver ftrafrechtlichen 
Unterfuhung nöthige Mittheilung zu machen. 

F. 3. Obgleich den bürgerlichen Gerichten und Polizeibehörben über 
piejenigen Perfonen, die den militärifchen Gerichtsjtand in Straffachen 
haben, in Anfehung diefer Sachen feine Gerichtsbarkeit zufteht, fo find 
fie doch zur Ergreifung eilender zur Sicherung dienender Maaßregeln gegen 
die gedachten Militärperfonen in allen ven Fällen befugt und verpflichtet, 
bei denen Gefahr auf dem Verzuge haftet, d. h., wo fein militärifcher 
BVorgejegter an Ort und Stelle gegenwärtig ift, und. eine bringende Be— 
forgung obwaltet, daß, falls erſt eine Militärbehörde vequirirt oder auch 
nur der nächſte militärische Borgefegte um feinen Beijtand erfucht wer- 
ven follte, die den Umſtänden nach zu ergreifenden Maafregeln zu fpät 
fommen und ihr Ziel verfehlen würden. 


$. 4, Unter diefer VBorausfegung müſſen die bürgerlichen Gerichte 
und Bolizeibehörven, wenn Militärperfonen Aufläufe, Unruhen, Echläge- 
reien oder andere Ercejje erregen, oder daran Theil nehmen, oder Jeman— 
den mit unerlaubten Gewaltthätigfeiten bedrohen, oder fonjt irgend ein 
Verbrechen zu begehen im Begriff fein möchten, venfelben nachdrücklich 
Einhalt thun und nöthigen Falls diefelben in Verhaft nehmen und mit 
einer Anzeige desfalls an ihre vorgejegte Militärbehörde, längjtens bin- 
nen vier und zwanzig Stunden nach der Verhaftung, abliefern laſſen. 


$. 5. Ferner müſſen unter vergleichen Vorausſetzung die bürgerlichen 
Gerichte und Polizeibehörden, wenn eine Militärperfon in ihrem Amts— 
bezirfe ein Verbrechen begangen, oder fich vejjen dringend verdächtig ge- 
macht, im ben geeigneten Fällen die jchleunige Verhaftung des Thäters 
oder deſſen jchleunige Verfolgung veranjtalten. Auch müfjen in viefen 
Fällen die bürgerlichen Gerichte und Polizeibehörven diejenigen Schritte 
thun, welche zur Ausmittelung der Wahrheit und Aufrechthaltung ver 
Beweife gereichen und welche fich nicht ohne Nachtheil bis zur Dazwifchen- 
funft der zuftindigen Militärbehörde auffchieben Laffen. 

Die Civilbehörde, welche folche vorläufige Maafregeln ergriffen hat, 
ift jedoch verpflichtet, hiervon und von der Veranlaffung dieſer Maaß— 
regel der Militärbehörde unverzüglih Nachricht zu ertheilen. Hat eine 
Berhaftung von Militärperfonen ftattgefunden, jo müffen vie bürgerlichen 
Gerichte und Volizeibehörden dafür forgen, daß dieſelben, fobald e8 ven 
Umftänden nach irgend gefchehen kann, jerenfalls innerhalb ver nächiten 
vier und zwanzig Stunden nad der Verhaftung, an die zuftändige Mili- 
tärbebörde abgeliefert werben. 

8.6. Wenn eine Militärperfon wegen eines gemeinen (nicht mili- 
tärifchen) Verbrechens in Unterfuchung geräth, welches anfcheinend eine 
Schwere Strafe nach fich ziehen würde, fo ift die zuſtändige Militärbehörde — 
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jevoh nur nach Maaßgabe ver Gejege bes eigenen Landes — befugt, 
den Angeichuldigten zur Fortjegung ber Unterfuchung und Bejtrafung an 
das bürgerliche Gericht abzuliefern. 

$. 7. Diefe Vorſchriften gelten nur in Frievenszeiten und jo lange 
nicht die Aufftellung des Bundesheeres, bei bevorjtehendem Kriege, vom 
Bunde befchlojfen wird. In legterem Falle hat es bei den Vorjchriften 
der Bundesfriegsverfaffung fein Bewenden. 


Reg-Bl. f. d Könige. Bayern f. d. J. 1853. Mr. 12. S. 217-222. 
Meiers Staatsaften des deutichen Bundes 3. Aufl. Thl. I. Nr. LAU. ©. 575. 
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des 


Königreids Bayeru. 


Abtheilung IV. 
Angelegenheiten der Kirche und milden Stiftungen betr. 


N 





Druck und Ve rlag von Sr. Puflet in Regensburg. 


. Abſchnitt. 
Angelegenheiten der katholifchen Kirche. 


1. Goncordat zwiſchen der Krone Bayern und Seiner Paͤpſtlichen 
Heiligfeit. 
Wir Marimilian Joſeph, 
von Gottes Gnaden König von Bayern zc. xc. 
thun andurch Jedermann Fund und zu wifjen. 


Nachdem zwifchen vem Staats - Secretär Seiner Päpftlichen Heilig: 
feit, Cardinal Eonfalvi, und Unferm bevollmächtigten Minifter, Freiherrn 
von Häfielin, Biſchof von Cherjones, über die fatholifchen Kirchen-Ver— 
hältniffe in Unferm Königreihe am 5. des Monats Yunius 1817 eine 
Uebereinfunft abgejchloffen worven ift, folgenden Inhalts: 


lebereinfunft 
zwifchen Seiner Heiligfeit Papſt Pius VII. und Seiner Majeftät 
Marimilian Joſeph, König von Bayern. 
Im Namen der allerheiligjten Dreieinigfeit. 

Seine Heiligfeit Papſt Pius VII. und Seine Majeftät Marimilian 
Joſeph, König von Bayern, von gleichem Verlangen befeelt, die fatholi- 
Shen Kirchen-Verhältniffe im Königreich Bayern und den dazu gehörigen 
Landen auf eine bejtimmte und bleibende Weiſe zu ordnen, haben befchloffen, 
hierüber eine feierliche Uebereinfunft zu treffen. 

Zu diefem Ende haben Seine Heiligkeit Papſt Pius VII zu Ihrem 
Bevollmächtigten ernannt Seine Eminenz den Herrn Herkules Confalvi, 
der heiligen römifchen Kirche Cardinal-Diakonen zu St. Agatha ad Su- 
burram, Ihren Staats-Secretär; und Seine Majeftät, Marimilian 
Joſeph, König von Bayern, Seine Erxcellenz, den Freiherrn Cafimir von 
Häffelin, Bifchof von Cherfones, Allerhöchſt Ihren bevollmächtigten Mi— 
nijter bei dem heiligen Stuhle; welche nach Auswechslung ihrer beider— 
jeitigen Vollmachten über folgende Artifel iibereingefommen find. 
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Art. I. Die Römifch-fatholifche, apoftolifche Religion wird in dem 
ganzen Umfange des Königreichs Bayern und in ven dazu gehörigen 
Gebieten unverfehrt mit jenen Rechten und Privilegien erhalten werben, 
welche fie nach göttlicher Anorobnung und ven canonifchen Saßungen zu 
genießen hat. 

Art. I. Seine päpftliche Heiligkeit werden mit Beobachtung ver 
erforderlichen Rüdfichten die Diözefen des Königreichs Bayern im“ der 
Art bejtimmen: 

Der biihöflihe Sik von Freifing wird nach München verlegt, und 
sum Metropolitan Site erhoben. Sein Sprengel bleibt der dermalige 
Umfang der Freijinger-Diözefe, und die Vorjteher diefer Kirche werden 
den Namen eines Erzbifchofs zu München und Freifing führen. 

Diefem Erzbifchofe werden die bifchöflichen Kirchen von Augsburg, 
Paſſau und Regensburg, letztere mit Aufhebung ihrer Metropolitan- 
Eigenfchaft als Suffvagan Kirchen untergeoronet. Jedoch foll ver jett 
lebende Bifchof von Paſſau das Privilegium der Eremtion auf feine 
Lebensdauer genießen. 

Die bifchöfliche Kirche von Bamberg wird zur Metropolitan - Kirche 
erhoben, und verjelben werden die bijchöflichen Kirchen von Würzburg, 
Eichſtädt und Speyer als Suffragansstivchen zugetbeilt. 

Das vormals zur Mainzer, gegenwärtig zur Negensburger Diözefe 
gehörige Gebiet von Aichaffenburg und der Antheil der Fuldaer Diözeje 
in Babern werben mit ver Würzburger Diözefe vereinigt. 

Der in Bahyhern gelegene Theil der Tiözefe Conjtanz wird nebſt dem 
eremten Bezirke von Kempten der Augsburger Diözefe einverleibt. 

Auf gleiche Weife wird der bayerifche Theil der Salzburger Diözefe 
und das Gebiet der exemten Probjtei Berchtesgaden theils mit der Paſ— 
fauer, theil8 mit ver Münchner Diözeje vereinigt werden. Mit [etterer 
wird auch der Bezirk des Bisthums Chiemjce, welches ganz aufgehoben 
wird, verbunden. 

Die neuen Grenzen der einzelnen Diözeſen werben, fo weit e8 nöthig 
befunden wird, noch bejtimmter ausgeſchieden werben. 

Art. IT. Die Capitel der Metropolitan-stirchen beftehen aus zwei 
Dignitarien, nämlich dem Probfte und dem Dechanten, und aus zehn 
Ganonifern. Auch die Capitel der bifchöflichen Kirchen werden zwei Dig- 
nitarien, nämlich einen Probjt und einen Dechant und acht Canonifer 
haben. Nebft dieſem werden bei jedem jowohl Metropolitan- als bifchöf- 
lichen Capitel wenigitens ſechs Präbendirte oder Vicare angeftellt werben. 
Sollten aber in Zukunft die Nenten dieſer Kirchen durch neue Stiftungen 
oder fonftige Vermehrung ihrer Güter einen folchen Zuwachs erhalten, 
daß mehrere Präbenden errichtet werben Finnen, fo wird die Zahl ver 
Canonifer und Vikare noch weiter vermehrt werben. 
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Dei jedem Capitel werben die Erzbifchöfe und Bifchöfe nach Vor- 
ſchrift des heiligen Conciliums von Trient aus den Ganonifern einen als 
Theologen, und einen zweiten als Pönitentiar aufitellen. 

Alle Dignitarien und Canonifer werden nebjt dem Chorbienfte ven 
Erzbifchöfen und Bifchöfen in Verwaltung ihrer Diözefe als Räthe vienen. 
Doch foll es den Erzbifchöfen und Bifchöfen frei ftehen, deren Verwen— 
bung zu den einzelnen beſonderen VBerrichtungen und Gefchäften ihres Amtes 
nach Gutbefinden zu bejtimmen. Ebenſo werben fie auch den PVifarien 
ihre Amtsverrichtungen anweilen. 

Seine königliche Majejtit werden übrigens denjenigen, welche bie 
Stelle eines General-Bicars befleiven, jährlich 500 fl., jenen aber, welchen 
das Amt eines bifchöflichen Secretärs übertragen ift, 200 fl. auswerfen. 

Art. IV. Die Einfünfte zum Unterhalte ver Erzbifchöfe und Biſchöfe 
werben auf Güter und ftändige Fonds gegründet werben, welche ver freien 
Berwaltung der Erzbijchöfe und Bifchöfe übergeben werben. 

In gleicher Art werden auch die erzbiichöflichen und bifchöflichen 
Gapitel, und die bei venfelben angejftellten Vikare oder Präbenpirten ihre 
Ausstattung mit dem Rechte ver Selbjtverwaltung erhalten. 

Der Betrag der jährlichen Einkünfte, auch Abzug der Laſten, wird 
folgenver fein: 

Didzefe Münden. 


Für ven Erzbifhof . j ’ ; 20,000 fl. 
Für den Probft ’ j ; ; k ’ 4,000 fl. 
Für den Decant ; . ; ’ ; 4,000 fl. 
Für jeden der fünf älteren Ganoniter ; j 2,000 fl. 
Für jeden der fünf jüngeren Ganonifer : 1,600 fl. 
Für jeden der drei älteren Vikare : ’ 800 fl. 
Für jeden ver drei jüngeren Bilare» . ... 600 fl. 
Diözefe Bamberg. 
Für ven Errbiihof . ; 15,000 fl. 
Für den Probit 3,500 fl. 
Für den Dechant ; j : 3,500 ft. 
"Für jeden der fünf älteren anener 1,800 fl. 
Für jeden der fünf jüngeren Canonifer 3 : 1,400 fl. 
Für jeden der drei älteren Vikare 800 fl. 
Für jeden ver drei jüngeren Vikare . ; 600 fl. 
Didzefen Augsburg, Regensburg und ETUI FRRR 
Für den Biſchof . ’ : . 10,000 ft. 
Für ven Probit ’ i ; ; ; 3,000 fl. 
Für ven Dechant 3,000 fl. 
Für jeden der vier älteren Goroniker ; 1,600 fl. 
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Für jeden der vier jüngeren Canoniker ; ; ; 1,400 fi. 
Für jeden der drei älteren Vikare ; ; . 800 fl. 
Für jeden der drei jüngeren Vikare . ; : : 600 fl. 


Didzefen Bafjau, Eichſtädt und Speyer. 
Für den Bifchof j ; i ; . \ ; 8,000 fl. 


Für den Probft i ; j j i j i 2,500 fl. 
Für den Dechant A j i ; A 2,500 fl. 
Für jeben der vier älteren Sanoniter ; ; ; ; 1,600 fl. 
Für jeden der vier jüngeren Canonifer 5 ; R 1,400 fl. 
Für jeden der drei älteren Vikare ; ; . ’ 800 fl. 
Für jeden der drei jüngeren Vikare . : . ; 600 fl. 


Alle dieſe Einkünfte follen in ihrem Betrage ftets vollftändig und 
ungejchmälert erhalten werben, und die Güter und Fonds weder ver- 
äußert, noch in Gelobefolvungen verwandelt werden fünnen. Zur Zeit ber 
Erledigung eines erzbifchöflichen oder bifchöflichen Stuhles, der Dignitäten, 
Sanonicate, Präbenvden oder Vikariate wird der Betrag der vorerwähnten 
Einkünfte zum Beſten der betreffenden Kirchen erhoben und erhalten. 

Sowohl den Erzbifchöfen und Bifchöfen als den Dignitarien, den 
älteren Canonifern und den ältern Vikaren wird eine ihrer Würbe und 
ihrem Stande entiprechende Wohnung angewiefen werben. 

Für die erzbifchöfliche und bifchöfliche Curie, für das Capitel und das 
Archiv werden Seine Majeftät ein geeignetes Gebäude bejtimmen. 

Zu dem Vollzuge des Gefchäfts der Anweifung biefer Einkünfte, 
Fonds und Güter, welches innerhalb eines BVierteljahres nad) Ratification 
gegenwärtiger Uebereinfunft, wenn e8 thunlich ijt, oder wenigſtens inner- 
halb eines halben Jahres beenvigt fein foll, wird jever ver beiden contra- 
birenden Theile Commifjarien ernennen, und Seine Majeftät werben von 
dem jörmlichen Akte der vorerwähnten Anweifung drei Eremplare in 
authentifcher Form ausfertigen laſſen, eines für das königliche Archiv, das 
andere für den apoftolifchen Nuntius,, das dritte endlich für die Archive 
der betreffenden Kirchen. 

Andere Beneficien werben, wo ſolche vorhanden find, erhalten werven. 

Da für die Diözefe Speyer wegen befonverer Verhältniffe gegen- 
wärtig feine Güter und ftändigen Fonds angewiefen werben Fünnen, fo 
werden Seine Majeftät einftweilen und bis eine folche Anweifung möglich - 
fein wird, durch Ausfegung von u Fürſorge treffen, nämlich: 


Für den Bifchof ; : : ; ; ; 6,000 fi. 
Für den Probit ; s i - ; ; j 1,500 fi. 
Für den Decant ; . N ; ; P . 1,500 fi. 
Für jeden der acht Ganonifer ; F : : j 1,000 ft. 


Für jeven der ſechs Vikare j ; k : . 600 fl. 
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Die Fonds, Einkünfte, beweglichen und unbeweglichen Güter ver 
fatholifchen Kirchen und ihrer Fabriken: werden erhalten werden, und wenn 
diefelben zur Unterhaltung der Kirchen, zu ven Ausgaben für den Gottes- 
bienft und zu ven Gehalten der nöthigen Diener nicht zureichen, jo werben 
Seine Majeftät den Abgang veden. 

Art. V. In jeder Diözefe follen die bifchöflihen Seminarien erhal- 
ten und mit einer hinreichenden Dotation in Gütern und ftänvigen Fonds 
verfehen werben; in jenen Diözeſen aber, in welchen folche Anftalten nicht 
vorhanden find, jollen fie ehejtens mit einer Dotation der nämlichen Art 
bergeitellt werben. 

In die Seminarien werden jene Candidaten aufgenommen, und darin 
nach Vorfchrift des heiligen Conciliums von Trient gebilvet und unter- 
richtet, deren Aufnahme die Erzbifchöfe und Bifchöfe nach dem Bepürfniffe 
oder Nugen der Diözeje für gut finden werden. Die innere Einrichtung, 
der Unterricht, die Leitung und Verwaltung der Seminarien werben nach 
den canonijchen Formen der vollfommen freien Aufſicht der Erzbijchöfe 
und Bifchöfe untergeben. 

Die BVBorfteher und Lehrer in dieſen Seminarien werben von ben 
Erzbifchöfen und Bifchöfen ernannt, und, jo wie fie es für nöthig oder 
nütlich erachten follten, auch wieder entfernt werben. 

Da ven Bifchöfen obliegt, über die Glaubens- und Sittenlehre zu 
wachen, fo werben fie in Ausübung dieſer Amtspflicht auch in Beziehung 
auf die öffentlichen Schulen keineswegs gehindert werben. 

Art. VI. Seine Majeftät werden mit Beirathe der Erzbifchöfe und 
Bifchöfe für die Herftellung eines hinlänglich dotirten Haufes forgen, in 
welchem kranke und alte wohlverdiente Geiftlichen Unterftügung und Zuflucht 
finden fünnen. 


Art. VO. Seine königliche Majeftät werben in Anbetracht ber 
Vortheile, welche die religiöfen Orden ver Kirche und dem Staate gebracht 
haben, und in ver Folge auch noch bringen Fünnten, und um einen 
Beweis Allerhöchit Ihrer Bereitwilligfeit gegen ven heiligen Stuhl zu 
geben, einige Klöfter der geiftlichen Orden beiverlei Gejchlechts entweder 
zum Unterrichte der Jugend in ver Religion und den Wiffenfchaften, oder 
zur Aushilfe in der Seelforge oder zur Krankenpflege, im Benehmen mit 
vem heiligen Stuhle mit angemeffener Dotation herſtellen Taffen. 

Art. VITO. Die Güter der Seminarien, Pfarreien, Beneficien, 
Kirchen - Fabriken und alle übrigen Kirchen - Stiftungen werden ſtets und 
ungejchmäfert erhalten, und können weder veräußert, noch in Penfionen 
verwandelt werben. 

Die Kirche wird auch das Necht haben, neue Befigungen zu erwer— 
ben, und was fie neu erwirbt, foll ihr Eigenthum unter gleihem echte 
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mit den älteren Kirchenftiftungen fein, welche jo wenig als vie Finftig 
zu errichtenden ohne Zuftimmung des apoftolifchen Stuhles jemals einge: 
zogen ober vereinigt werben können, jedoch mit Vorbehalt der Rechte, 
welche ven Biſchöfen nach dem heiligen Concilium von Zrient zuftehen. 

Art. IX. Seine Heiligfeit werden in Erwägung ber aus gegen- 
wärtiger Uebereinfunft für die Angelegenheiten ver Kirche und ber Reli— 
gion hervorgehenden Vortheile Seiner Majeftät dem Könige Marimilian 
Joſeph und Seinen katholiſchen Nachfolgern durch apoftoliiche Briefe, 
welche fogleich nach ver Ratification diefer Uebereinfunft ausgefertigt wer: 
den follen, auf ewige Zeiten das Indult verleihen, zu den erlevigten 
erzbifchöflichen und bijchöflichen Stühlen im Königreich Bayern würdige 
und taugliche Geiftliche zu ernennen, welche die nach den canonifchen 
Sakungen dazu erforderlichen Eigenjchaften beſitzen. Denfelben wird 
Seine Heiligkeit nach den gewöhnlichen Formen die canonifche Einjegung 
ertheilen. Ehe fie aber dieſe erhalten haben, follen fie fich auf Feine 
Weife in die Leitung oder Verwaltung ver Kirchen, zu welchen fie ernannt 
find, einmifchen Fönnen. Die Annaten und Ganzlei- Zaren werden nach 
dem Maaßſtabe ver jährlichen Einfünfte eines jeden Bilchofs von Neuem 
feftgefegt werben. { 

Art. X. Die Probjteien, ſowohl bei den Metropolitan- als ven 
biſchöflichen Kirchen wird Seine SHeiligfeit verleihen. Die Ernennung 
der Dechanten jteht Seiner königlichen Majeftät zu, Allerhöchitwelche 
auch zu den Ganonifaten in ven ſechs apojtolifchen oder päpftlichen Mona- 
ten ernennen werben. Von ben übrigen ſechs Monaten werben in drei 
bie Erzbijchöfe und Bijchöfe, in den andern brei aber die Capitel zu ben- 
jelben ernennen. 

In die Capitel der erzbichöflihen und bifchöflichen Kirchen können 
nur Yanveseingeborne aufgenommen werben. Diefe follen neben den vom 
heiligen Concilium zu Trient geforderten Eigenschaften in ver Seeljorge 
und andern Kirchendienten rühmlich gearbeitet, oder den Erzbifchöfen oder 
Biſchöfen in der Verwaltung der Diözefe Beihilfe geleiftet, over fich fonft 
durch Zugend und Wiffenfchaften Verdienſte und Auszeichnung erworben 
haben. Die Stellen der Vicare in ven Metropolitan- und Cathepral- 
Kirchen werben von den Erzbifchöfen und ven Bifchöfen frei beiekt. 

Jedoch wird für den gegenwärtigen Fall, wo die Kapitel noch nicht 
beftellt find, folglich die Beftimmungen viefes Artikels noch nicht ſämmtlich 
beobachtet werben können, der apoftolifhe Nuntius im Einverſtändniſſe 
mit Seiner Majeftät und mit Nückficht auf die einfchlägigen Intereſſen 
die neuen Gapitel einjegen. Das nämliche gilt auch von ven Vicaren. 

Sowie ven Dignitarien, Canonifern und allen zur Reſidenz verpflich- 
teten DBeneficiaten der Beſitz mehrerer Beneficien für eine Perfon nach 
ben canoniſchen Satungen unterfagt ift, fo find fie auch nach der Strenge 
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biefer VBorfchriften zur Reſidenz, umbefchadet jedoch der Autorität des 
apoftolifchen Stuhles durchaus verbunden. 


Art. XL Der König von Bayern wird auf alle Pfarreien, Eurat- 
und einfache Beneficien präjentiven, auf welche Seine Vorfahren, die Her- 
zoge und Churfürften aus giltigem Patonats-Rechte, es mag fich diefes 
num auf Dotation, Fundation oder Bauführung gründen, präfentirt haben. 

Außerdem werden Seine Majeftät zu allen jenen Beneficien präfen- 
tiren, zu welchen geiſtliche Corporationen, die gegenwärtig nicht a 
beftehen, präfentirten. 

Die Unterthanen Seiner Majeftät, welche fich im rechtmäßigen Be- 
fie des Patronatsrechts nach obigen Titeln befinden, werben ferner zu 
ven Pfarreien, Curat- und einfachen Beneficien, vie unter ihrem Patro— 
natsrechte ftehen, präfentiren. 

Die Erzbifchöfe und Bifchöfe aber werden den präfentirten Geiftlichen, 
wenn jie die erforderlichen Eigenfchaften befigen, nach vorgängiger Prü— 
fung über Wifjenjchaft und Sitten, welche die Bifchöfe felbft vorzunehmen 
haben, wenn es fich um Pfarreien oder Curat » Beneficien handelt, bie 
canonifche Einfegung ertheilen. 

Uebrigens muß die Präfentation zu allen diefen Beneficien innerhalb 
der nach ven canonifchen Vorfchriften beſtimmten Zeit gefchehen, außerdem 
werben fie frei von den Erzbifchöfen und Bijchöfen vergeben werben. 


Alle übrigen Pfarreien, Curat- und einfache Beneficien, welche bie 
vorigen Bifchöfe der nunmehrigen acht Kirchen in Bayhern frei bejegt 
haben, werden von den Erzbifchöfen und Bifchifen an Perfonen, die von 
Seiner Majeftät genehmigt werben, frei vergeben. 

Urt: XII. In Leitung der Diözefe find die Erzbifchöfe und Bifchöfe 
befugt, alles dasjenige auszuüben, was ihnen vermöge ihres Hirtenamtes 
fraft ver Erklärung oder Anordnung der canonifchen Satzungen nach ber 
gegenwärtigen und vom heiligen Stuhle beftätigten Kirchen - Disciplin 
zufteht, und insbejonvere 

a) zu Vicaren, Rathgebern und Gehilfen in ihrer Vewaltung Geift- 

liche, welche fie immer hierzu tauglich finden werben, aufzuftellen; 

b) alle diejenigen in den geiftlihen Stand aufzunehmen und mit ben 

canonifchen Titeln zu höheren Weihen zu befördern, welche fie für 
ihre Diözefe nothwendig und nützlich erachten, wenn dieſelben vor- 
ber die von ven Erzbifchöfen und Bifchöfen felbjt oder ihren Vi— 
caren mit Beiziehung ver Synodal- Eraminatoren vorzunehmende 
Prüfung beſtanden haben, dagegen diejenigen, welche fie unwürbig 
finden, vom Empfange ver Weihen auszufchließen, ohne daß fie 
hierin unter irgend einem Vorwande gehindert werben können; 
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c) Geiftliche Sachen und insbefondere Ehefachen, welche nach dem 
Canon 12 Sess. 24 des heiligen Conciliums von Trient vor den 
geiftlichen Richter gehören, bei ihrem Gerichte zu verhandeln und 
zu entfcheiven. Ausgenommen davon find bie rein bürgerlichen 
Angelegenheiten der Geiftlihen, 3. B. Verträge, Schuld- und 
Erbichaftsfachen, worüber den weltlichen Richtern die Verhandlung 
und Entſcheidung zufteht; 

d) gegen Geiftliche, welche eine Ahndung verdienen, over feine ehr- 
bare geiftliche, ihrem Stande und ihrer Würde anftändige Kleidung 
tragen, die von dem heiligen Goncilium von Trient bejtimmten 
oder ihnen fonjt zweckmäßig jcheinenden Strafen unter Vorbehalt 
des canonifchen Necurfes zu verhängen, und bviefelben in vie 
Seminarien oder andere dazu bejtimmte Häufer zu verjegen, auch 
gegen jeden der Gläubigen, welche ſich der Webertretung ver 
Kirchenfagungen und der heiligen Canonen ſchuldig machen, kirch— 
lihe Genfuren anzuwenden; 

e) nach Erforderniß des geiftlichen —— ſich dem Clerus und 
dem Volke der Diözeſe mitzutheilen und ihren Unterricht und ihre 
Anordnungen in kirchlichen Gegenſtänden frei kund zu machen; 
übrigens bleibt die Communikation der Biſchöfe, des Clerus und 
des Volkes mit dem heiligen Stuhle in geiſtlichen Dingen und 
kirchlichen Angelegenheiten völlig frei; 

f) im Einverſtändniſſe Seiner königlichen Majeſtät, beſonders wegen 
Anweiſung angemeſſener Bezüge, Pfarreien zu errichten, zu theilen, 
und zu vereinigen; 
öffentliche Gebete und andere fromme Uebungen vorzuſchreiben 
und anzuſagen, wenn dieſes das Wohl der Kirche, des Staates, 
oder des Volkes erheiſcht, und darauf zu ſehen, daß bei den kirch— 
lichen Verrichtungen, beſonders aber in der Meſſe und der Aus— 
ſpendung der Sakramente die lateiniſchen Kirchenformeln gebraucht 
werden. 

Art. XIII. Wenn die Erzbiſchöfe und Biſchöfe der Regierung An— 
zeige erſtatten, daß Bücher in dem Königreiche gedruckt oder eingeführt 
worden ſeien, deren Inhalt dem Glauben, den guten Sitten oder der 
Kirchenzucht zuwider iſt, ſo wird dieſelbe Sorge tragen, daß deren Ver— 
breitung in der geſetzlichen Weiſe verhindert werde. 

Art. XIV. Seine Majeſtät werden nicht zugeben, daß die katholiſche 
Religion, ihre Gebräuche und Liturgie durch Worte, Thaten oder Schrif— 
ten verächtlich gemacht, oder daß die Vorſteher oder Diener der Kirche 
in Ausübung ihres Amtes, beſonders in Wahrung ver Glaubens- und 
Sittenlehre und der Kirchenzucht gehindert werden. Da Seine Majeftät 
ferner wollen, baß den Dienern ver Religion die ihnen nach göttlichen 
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Geboten gebührende Achtung bezeigt werde; fo werden Allerhöchſtdieſelben 
nicht gejtatten, daß irgend etwas zu deren Herabwürdigung over Verach— 
tung geichehe, ſondern vielmehr verfügen, daß ihnen von allen Obrigfeiten 
bei jeder Gelegenheit mit befonderer Achtung, und in ber ihrem Stande 
gebührenvden Art begegnet werde. 

Art. XV. Die Erzbifhöfe und Biſchöfe werben in bie Hände 
Seiner föniglihen Majeftät den Eid der Treue in folgenden Worten 
ablegen: 
„Ich ſchwöre und gelobe auf Gottes heiliges Evangelium Gehorfam 

und Treue Seiner Majeftät dem Könige. Ebenſo verfpreche ich, 
feine Communifation zu pflegen, an feinem Rathſchlage Theil zu 
nehmen, und feine verbächtige Verbindung weder im Inlande noch 
auswärts zu unterhalten, welche ver öffentlichen Ruhe ſchädlich fein 
fönnte, und wenn ich von einem Anfchlage zum Nachtheile des Staa- 
tes, fei e8 in meiner Diözefe, oder fonft irgendwo Kenntniß erhalten 
follte, folches Seiner Majeſtät anzuzeigen. 

Art. XVL Durd gegenwärtige Uebereinfunft werben bie bisher 
in Bayern gegebenen Gefege, Verordnungen und Verfügungen, infoweit 
fie denſelben entgegen find, als aufgehoben angejehen werben. 

Art. XVII. Alles Uebrige, was kirchliche Gegenftände und Perfonen 
betrifft, wovon in dieſen Artikeln nicht ausprüdliche Meldung gefchehen 
ift, wirb nach der Lehre der Kirche und nach ver beſtehenden und ange- 
nommenen Disciplin verfelben behandelt werden. Sollte aber in Zufunft 
fih ein Anſtand ergeben, jo behalten ſich Seine Heiligfeit und Seine 
Majeftät vor, Sich darüber zu benehmen, und die Sache auf freunpfchaft- 
lihe Weiſe beizulegen. 

Art. XVIII. Beide contrahirende Theile verfprechen für Sich und 
Ihre Nachfolger genaue Beobachtung alles deſſen, worüber man in biefen 
Artikeln gegenfeitig übereingefommen ift, und Seine föniglihe Majeftät 
werben gegenwärtige Uebereinfunft als Staatsgeſetz erklären. 

Ferner verfprechen Seine föniglihe Majeftät für Sich und Ihre 
Nachfolger, nie aus irgend einem Grunde den Artifeln dieſer Ueberein- 
funft etwas beizufügen, oder daran abzuändern, oder diefelben auszulegen 
ohne Dazwifchenkunft und Mitwirkung des apoftolifchen Stuhles. 

Art. XIX. Die Auswechslung der KRatificationen gegenmwärtiger 
Uebereinfunft foll innerhalb 40 Tagen vom Tage ber Unterzeihnung an, 
oder früher, wenn es gefchehen kann, erfolgen. 

Gegeben zu Rom den 5. des Monats Yunius im Jahre 1817. 

Hercules, Caſimir Häffelin, 
Cardinal Eonfalvi. Bifhof von Cherſones. 
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So haben Wir vorftehenve Uebereinfunft mit allen ihren Artikeln 
angenommen, ratificirt und beftätigt, und verfprechen zugleich feft, daß 
Wir Alles, worüber fonach übereingefommen worven, genau einhalten 
und Sorge tragen werben, daß dasjelbe von allen Unſern Unterthanen 
jtreng beobachtet werde. 

Zu deſſen Beglaubigung haben Wir gegenwärtige Urfunde Aller— 
höfteigenhändig unterzeichnet, und mit Unferem königlichen Inſiegel ver- 
jehen lafjen. 

Gegeben in Unferem föniglichen Palafte zu München am vier und 
zwanzigſten October im Jahre des Herrn Eintaufend achthundert und 
fiebzehn, Unferer königlichen Regierung im Zwölften. 

Marimilian Joſeph. 
(L. S.) 
Gefe-Bl. f. d Könige. Bayern f. d. 3. 1818. St. 18. S. 398 


2. Königliche Allerhöchfte Verordnung, den Vollzug des Goncordates 
betreffend. 


Marimilian Joſeph, 
von Gottes Gnaden König von Bahern ac. ıc. 


Nachdem die wichtigften Anſtände, welche bisher den Vollzug des 
mit dem päpftlihen Stuhle unterm 5. Juni 1817 abgefchlofjenen und 
von Uns unterm 24. October des nämlihen Yahres ratificirten Concor- 
dates verzögert haben, nunmehr bejeitigt find, fo ift es Unfer Wille, daß 
dasfelbe in allen feinen Theilen in volle Ausübung gebradt, und daß 
hiernach der Publifation und Vollziehung ver zur Ausführung ver Eir- 
cumfeription der neuen Diözefen in Unferem Königreiche unterm 1. April 
1818 ergangenen päpftlichen Bulle, welche anfängt mit den Worten: 

„Dei ac Domini Nostri Jesu Christi“ 
nebjt ven darauf fich beziehenvden Erecutions-Decreten des für diefes Ge- 
Ihäft von Seiner päpftlichen Heiligkeit an Unfer Hoflager in ver Perſon 
des Herrn Franz Serra, aus dem herzoglichen Gefchlechte Caſſano, Erz- 
bifchofes von Nicäa ꝛc. abgeorpneten apoftolifhen Nuntius fein weiteres 
Hinderniß geſetzt werben fol. 

Zugleich fügen Wir zur Befeitigung aller Mißverftänpniffe über ven 
Segenftand und die Befchaffenheit des von Unfern Fatholifchen Unter- 
thanen auf die Konftitution abzulegenden Eides die Erflärung bei, daß, 
indem Wir Unfern getreuen Unterthanen die Gonftitution gegeben haben, 
Unfere Abficht nicht gewefen fei, dem Gewiffen verfelben nicht im Gering- 
jten einen Zwang anzuthbun, daß daher nach ben Beftimmungen ber 
Eonftitution felbjt der von Unfern katholiſchen Unterthanen auf viejelbe 
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abzulegende Eid Lediglich auf die bürgerlichen Verhältniſſe fich beziehe, 
und daß fie dadurch zu nichts werben verbindlich gemacht werben, was 
ven göttlichen Geſetzen over ven Fatholifchen Kirchenfagungen entgegen 
wäre. Auch erklären Wir neuerdings, daß das Concordat, welches als 
Staatsgefeg gilt, als folches angefehen, und vollzogen werben foll, und 
daß allen Behörven obliege, fich genau nach feinen Beſtimmungen zu richten. 
Tegernjee ven 15. September 1821. 
Marimilian Joſeph. 
Reg.- Bl. f. d. Königr. Bayern f. b. 3. 1821. Nr. 31 S. 808, 
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3. Staat3-Minifterial-Girceular-Berordnung, den Vollzug des Con— 
cordates betreffend. 


Indem der königlichen Regierung in der hierneben beigefügten Ab— 
ſchrift dasjenige Publikandum, den Vollzug des Concordats betreffend, 
welches Seine königliche Majeſtät durch das nächſterſcheinende allgemeine 
Regierungs- und Intelligenzblatt zur allgemeinen Kenntniß bringen laſſen 
werden, zur Wiſſenſchaft und Nachachtung mitgetheilt wird, geſchieht der— 
ſelben zugleich die Eröffnung, daß der Tag zur Publication der Circum— 
ſcriptions-Bulle auf Sonntag den 23. d. M. feſtgeſetzt ſei, an welchem 
Tage die Verkündung der Bulle Vormittags inder Cathedralkirche jeder 
Diözefe vor ſich gehen und mit einem feierlichen Te Deum, während 
welchem die Glocken in allen fatholifchen Kirchen der Stadt geläutet 
werben können, befchloffen werben wird. 

Da der Act diefer Publication blos als eine Firchliche Angelegenheit 
erjcheint, fo findet eine amtliche Theilnahme von Ceiten der GCivilautori- 
täten an bemfelben nicht jtatt. 

Es unterliegt übrigens feinem Anftanvde, daß die Bulle auch an die 
Thüre der Cathedralkirche angeheftet werde. 

Der Berfügung der geiftlichen Behörden bleibt auch überlafjen, gleich— 
zeitig ein angemeſſenes Danfgebet in ven übrigen Pfarrkirchen anzuorpnen. 

Die föniglihe Regierung wird hierauf zu verfügen wiſſen, daß den 
Anorbnungen von Seite des Clerus zum Behufe befagter Publication fein 
Hinderniß gemacht werde. 


München ven 15. September 1821. 
Auf Seine Majejtit des Königs Allerhöchiten Befehl. 
Staatsminijterium des Innern. 
An ſämmtl. k. Regierungen, Kammer des Innern, alfo ergangen. Nr. 13782. 
Dillinger Sammlung Bd. vm. 8. 282, ©. 289. 
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1. Abſchnitt. 
Berträge über Batronats-Redte. 


m 


4. Uebereinfunft zwifchen dem Königreich Bayern und dem König- 
reih Sachen, die Abtretung der Patronatsrechte über die ftreitigen 
protejtantifchen Pfarreien umd die fogenannten Pfaffenfchäffelge- 
fälle auf Föniglich ſächſiſchem Gebiete. 


Minifterial-Erflärung. 


In Folge einer vorgängigen Verabredung zwifchen ver k. bayerifchen 
und ber k. jüchjiichen Regierung ift unterm 8. und 11. November 1844 
von beiverfeitigen Bevollmächtigten, vorbehaltlich der allerhöchſten Ratifi— 
cation eine Uebereinkunft abgefchloffen und ausgefertigt worden, welche 
von Wort zu Wort alfo lautet: 

Um die zwifchen ver Krone Bayern und dem Königreich Sachen 
erwachjenen Irrungen über die fogenannten Streitpfarreien und um bie 
Abtretung des der Krone Bayern zuftehenden Pfaffenfchäffelgefälls auf 
k. jüchjifchem Gebiete an bie Krone Sachſen auf dem Wege ver billigen 
Ausgleihung und gütlichen Vereinigung freundnachbarlich zu erledigen, 
find Kommiffarien ernannt worden und zwar: 

Don Seiner Majeftät dem Könige von Bayern, der Regierungsrath 

der Regierung von Oberfranken, Kammer des Innern, Franz 
%of. Brand zu Bayreuth; 
von Seiner Majeftät dem Könige von Sachjen, ver Amtshauptmann 
Hans Guido Hugo von Schüß zu Plauen, 
welche nach gepflogenen Verhandlungen folgende Vereinbarung bis auf 
allerhöchſte Ratification verabredet und abgefchlofien haben: 


Abtretung des der Krone Bayern zuftehenden Patronatörechted auf 
die jogenannten Streitpfarreien im Königreih Sachen an die Krone 
Sadjen. 

Art. 1. Das über die im Königreiche Sachſen befinplichen prote- 
ftantifchen Streitpfarreien Eichigt, Graszöbern, Krebes, Miflareutb, 
Sachsgrün und Wieversberg, der Krone Bahern zuitchende Patronate 
recht, wird ohne Entjchädigung an die Krone Sachjen abgetreten. 

Art. I. Dabei willigt die f. füchfifche Regierung ein, daß die T. 
baveriichen Filialen Münchenreuth und Oberhartmannsreuth, fo wie jenes 
von Nentſchau, in fo lange bis über die dortigen Parochianen eine ander: 
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weitige Verfügung, fei e8 durch Errichtung einer eigenen Pfarrei in einem 
oder mehreren der genannten Orte, oder durch Filialverbindung derſelben 
mit einer nahe gelegenen Pfarrei in Bayern, getroffen worben, in ber 
bisherigen Weife von den Pfarrern zu Mißlareuth, Sachsgrün und Pofjed 
verfehen werben. 


"Art. IT. Bis diefe Vereinigung der Filialen zu Münchenreuth, 
Dberhartmannsreuth und Nentſchau mit der Mutterfiche Miflareuth, 
Sachsgrün und Poſſeck aufgelöst ift, haben dieſe Pfarrer auch in ben 
Bezügen der bisherigen Einkünfte aus jenen Filialen zu werbleiben, biefe 
Einkünfte, fie mögen von welcher Art immer fein, fallen aber fofort hin- 
weg, fobald eine Auspfarrung eintritt. 


Art. IV. Die f. bayerifche Regierung verpflichtet fih, von dem 
Vorbehalte der Trennung der genannten bayeriichen Filialen von den 
bezüglich des Patronats an die Krone Sachſen übergehenden Pfarreien, 
nur bei einer eintretenden Pfarrerledigung Gebrauch machen zu wollen. 


Art. V. Den auf den mit dem Patronatsrechte an die Krone 
Sacfen übergehenden Pfarreien angejtellten Geijtlichen bleibt von ber 
f. bayeriſchen Regierung geftattet, ſich um erledigte geiftliche Stellen im 
Königreiche Bayern zu bewerben. 

Art. VI. Gleichzeitig macht ſich das k. fächfifche Gouvernement 
verbindlich, 

a) in ben Verhältniffen ver auf ven mit dem PBatronatsrechte an bie 
Krone Sachſen übergehenden Pfarreien vermalen angeftellten Geift- 
lichen feinerlei deren Rechte beeinträchtigende Aenderung ohne deren 
Zuftimmung zu bewirken und 

b) dieſen Geiftlichen zu verwilligen, fich um erlevigte geiftliche Stellen 
im Königreih Bayern zu bewerben, und wenn ihnen folche ver- 
lieben werben, fie ungehindert antreten zu laſſen, wohingegen 
aber auch 

c) diefelben den in Sachſen geltenden Disciplinar-Vorfchriften, na- 
mentlich der durch ſtrafwürdiges Verhalten eintretenden gefetlichen 
Suspenfion oder Remotion, unterworfen bleiben. 


Art. VO. Königlich ſächſiſcher Seits wird ſowohl im eigenen als 
im Namen ver betheiligten Kirchen- und Pfarrftiftungen für die Bergangen- 
heit jowohl als Zukunft, auf alle und jede Anfprüche an das k. bayheriſche 
Aerar wegen baulicher Unterhaltung ver zu jenen Patronats- over foge- 
nannten Streitpfarreien gehörigen Kirchen» und Pfarrgebäuden, Verzicht 
geleiftet. 


Art. VII. Die von dem k. baberifchen Aerar bisher beftrittenen 
Additional-Befoldungen von jährlichen 
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18 fl. 45 fr. an den Pfarrer in Eichicht 

28 fl. 7’, kr. an den Pfarrer in Großzöbern, 

28 fl. 7%, fr. an den Bfarrer in Krebes, 

28 fl. 7’, fr. an ven Pfarrer in Miflareuth, 

23 fl. 45 fr. an den Pfarrer in Sachsgrün, 

37 fl. 30 fr. an den Pfarrer im Wiedersberg 

164 fl. 22'/, fr. in Summa 
(Einhundert Bier und fechzig Gulden, zwei und zwanzig Kreuzer, zwei 
Pfennige rheinifcher Währung) werden von der k. fächfifchen Regierung 
vom 1. October d. Irs. an zur ferneren Entrichtung übernommen. 

Art. IX. Zugleich verwilligt die k. füchfifche Negierung, daß die 
zur Additional-Beſoldung des Pfarrers zu Wiedersberg bejtimmten 

2 Scäffel ''/,, Metzen Korn (zwei Schäffel eilf zwei und breißig- 

thels Metzen Korn) bayerifchen Gemäßes, 
dem genannten Pfarrer nach den hierüber geltenden Grundſätzen in natura 
aus der Pfaffenſchäffeleinnahme aus den Orten Ebersberg und Droſchen— 
reuth abzureichen ſind, und übernimmt ſolche Leiſtung gleichfalls mit dem 
October 1844. 

Art. X. Wegen der von der Krone Sachſen noch vorſtehenden beiden 
Artikeln zur Fortentrichtung übernommenen Leiſtungen wird derſelben von 
der Krone Bayern Entſchädigung gewährt. (Art. XIV.) 

Art. XI. Ferner macht fi die Krone Sachfen anheifchig, dem 
Pfarrer zu Sachsgrün, Joh. Adam Schott, dermalen zu Schwabach, jenen 
VBacanzbezug von 

27 Thaler, 14 Silbergroichen, 7 pf. 
(Siebenundzwanzig Thaler, vierzehn Silbergrojchen, fieben Pfennige) 
zu deſſen Entrichtung derſelbe bei feinem Abzuge von der Pfarrei zu Sache- 
grün von den k. füchfiichen Behörven angehalten wurde, wieder baar 

zurüdvergüten zu laſſen. 

Urt. XI. Bon einer Entſchädigung des Echullehrers zu Poſſeck 
wegen der von der k. bayerifchen Regierung ausgeführten Ausichulung ber 
bayerifchen Orte Mittelhammer, Zeh und eines Haufes in Wieden wird 
f. jächfifcher Seits ganz abgefehen. 





Ueberlaſſung des der Krone Bayern auf k. ſächſiſchem Gebiete 
zuftehenden Praffenjchäffelgefälles an die Krone Sachſen. 


Art. XII. Bon der Krone Bahern werden diejenigen Getreideren- 
ten, welche verfelben im f. füchfifchen Gebiete zuftehen und feither 
1. mit 77 Scäffel 2 Achtel 10 Maaß Korn, 
1 " 200 — 0"  Gerfte, 
En don 14" Hader, 
At-Höfer Gemäßes oder 
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80 Schäffel 3*/,, Metzen Korn, 

1 „4°, Gerſte und , 

599 nn —U!'/a " Haber 

bayeriſchen Gemäßes 

aus den FE. ſächſiſchen Ortſchaften Berglas, Dehles, Reinhards— 
wald, Droſchenreuth, Ebersberg, Gaßenreuth, Grobau, Gutenfürſt, 
Heinersgrün, Kemnitz, Krebes, Lottenreuth, Mißlareuth, Ploſen— 
berg, Poſſeck, Ramoldsreuth, Ruderitz, Sachsgrün, Schönlind und 
Zöbern als ſogenannte Pfaffenſchäffel, 

2. mit 15 fr. fränkiſch oder 18°/, fr. rheiniſch in Geld, ſogenannte 
Pfaffenichäffelgilt von dem Rittergute Drofchenreuth, vom f. Rent: 
amte in Hof erhoben worden find, der Krone Sachſen ohne Ge— 
währ für bie einzelnen dergejtalt cedirt und übereignet, daß dieſes 
Giltgetreid und die Gelpreichniß zur Verfallzeit im laufenden Jahre 
und in Zufunft fortwährend von der gevachten Krone in Gemäß- 
beit der denſelben bereits aushändigten, durch die Liquidations— 
Verhandlungen bejtätigten Berzeichniffe ver Zinspflichtigen in dem— 
ſelben Rechtsumfange für fich eingehoben und benügt werden 
fönnen, nach welchem dies früher zu Gunften des f. bayerifchen 
Aerars gefchehen ift. 

In Gemäßheit diefer Ceſſion werben die hierunter betroffenen Grund- 

eigenthümer von der f. bayr. Regierung an die Krone Sachjen überwiefen. 

Art. XIV. Bon den in vorftehendem Artifel bezeichneten Get: eide- 

renten fümmt vor Allem in Abzug diejenige Vergütung zu 
164 fl. 22'/, fr. rheinifche Währung 
für die Additional-Geldbeſoldung der Pfarrer in Eichigt, Großzöbern, 
Krebes, Mißlareuth, Sachsgrün und Wiedersberg, dann die Vergütung 
für die Aoditional-Naturalbefoldung des Pfarrers zu Wiedersberg zu 
2 Schäffel ''/,, Megen Korn, 
welche die Krone Bayern an die Krone Sachfen wegen der von biefer 
übernommenen Fortentrichtung diefer Yeiftungen zu gewähren bat. (Art. X.) 
Art. XV. Die Krone Sachfen verpflichtet fich, der Strone Bayern 
für die Geffion der fich hiernach entziffernden Getreiverenten eine nach) 
den Normen des für das Königreich Sachſen bejtehenven TEE 
jeßes vom 17. März 1832 berechnete Vergütung von 
| 13,173 Thaler, 22 Neugrojchen, 5 pf. 
(Dreizehntaufend einhundert drei und fiebenzig Thaler, zwei und 
zwanzig Neugrofchen, fünf Piennige), 
oder: E 
23,054 fl. 3°/, fr. rheinifch (Dreiundzwanzig Taufend und vier und 
fünfzig Gulden, drei Kreuzer, drei Pfennige) 
zu gewähren. 
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Art. XVI. Die Additional-Geldbeſoldung des Pfarrers zu Eichicht, 
Großzöbern, Krebes, Mißlareuth, Sachsgrün und Wieversberg zu 164 fl. 
22"/, fr. rheinifch für das Jahr 1844, fo wie die Aopitional- Natural- 
befoldung des Pfarrers zu Wieversberg zu 2 Schäffel '”/,, Meken Korn, 
find von Martini 1843 bis dahin 1844 vom F. Rentamte Hof bereits 
entrichtet. 

Art. XVIL Da nun von Seite der Krone Sachſen ſchon mit 
Martini (, Irs. die Pfaffenfchäffelrente auf das Jahr 1843]44 bezogen 
wird, fo erflärt fich viefelbe bereit, vie fich berechnenvde Rate dieſes Ge- 
fälles auf befagtes Jahr mit 

1,109 fl. 59 fr. vheinifhe Währung . 

(Eintaufend einhundert neun Gulden, neun und fünfzig Kreuzer) 

oder 
634 Thaler, 8 Neugrofchen, 3 pf. 

(Sehshundert vier und dreißig Thaler, acht Neugrofchen, drei Pfennige) 
an die Krone Bayern über die Neluitionsfumme zu 23,054 fl. 3°/, kr 
als Entſchädigung zu entrichten. 

Art. XVII. Die Zahl ver fich hiernach berechnenden Summe zu 

23,054 fl. 3°/, fr. Reluitions- und 
1,109 » 59 Entſchädigungsſumme für ven Bezug ver Pfaffen- 
rente pro 1843144 
24,164 fl. 2%, ir. 
(Vier und zwanzig Taufend ein hundert vier und fechzig Gulden, zwei 
Kreuzer, drei Pfennige) 
wird von fächfifcher Regierung mit Portofreiheit bis, Hof jofort bewirkt 
werben, jobald das gegenwärtige Abfommen von beiden Seiten ratificirt ift. 

Art, XIX. Alle auf die fogenannten Streitpfarreien und die Do- 
minicalrenten bezüglichen Archivalaften, Grundverzeichniffe, Heberegiſter 
und fonjtigen, biefe Gerechtfame betreffenden Nachrichten, werben ver k. 
fächfifchen Regierung überliefert. 

Art. XX. Um die in den Artifeln I, X und XIII ftipulirten Ab- 
tretungen, Vergütungen und Ueberweifungen in Vollzug zu fegen, follen 
binnen 4 Wochen nach erfolgter Ratification durch die vorgefegten Behör— 
den, die benannten Pfarrer und Giltpflichtigen von der vertragsmäßigen 
Abtretung, Vergütung und Ueberweifung in Kenntniß geſetzt werben. 

Art. XXI Die Krone Bayern und die Krone Sachen nehmen 
wechfelfeitig die im gegenwärtigen Abfommen fejtgejtellten Abtretungen, 
Vergütungen und VBerzichtleijtungen für Sich an, und Sie verfprechen Sich, 
Eine der Andern die treuefte Erfüllung der ertheilten Zufagen. 

Die Ratification der vorjtehenden UWebereinfuft wollen die Aller— 
höchſten Kontrahenten binnen 4 Wochen vom Abjchluffe an gerechnet aus— 
wechjeln laffen. 
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Die beiverfeitigen Kommiffarien haben vorftehende Vereinbarung bis 
auf Allerhöchfte Genehmigung Ihrer Majejtäten ver Könige von Bayern 
und Sachſen abgefchlojfen und die darüber abgefaßte Urkunde zweifach 
gleichlautend ausfertigen lafjen, unterzeichnet und unterfiegelt. 

Sp gefchehen Bayreuth den 8. und Plauen ven 11. Novbr. 1844. 


Seine Majeftät ver König von Bayern haben nach genommener Ein- 
ficht dieſer Uebereinfunft derjelben nach ihrem ganzen Inhalte und bios 
mit der erliuternden Beſtimmung, daß im Art. V nur die auf ben mit 
dem Patronatsrechte an die Krone Sachfen übergehenven Pfarreien der— 
malen angejftellten Geiftlichen verftanden fein follen, Allerhöchſtihre 
Ratification ertheilt, und nachdem der Unterzeichnete zugleich ermächtigt 
worben ift, diefe Genehmigung im Namen Seiner Majeftät auszufprechen 
und zu beurkunden, jo ift zu gebachtem Ende bie gegenwärtige fürmliche 
Minifterialerflärung unter amtlichem Siegel und Unterfchrift ausgejtellt 
worden, um gegen eine ähnliche Erklärung des k. ſächſiſchen Minifteriums 
ausgewechjelt zu werben. 

Gefchehen zu München ven 30. März 1845. 


Der Minijter des königlichen Haufes und des Aeußern. 
Nr. 3258. 


2. Staatd-Minifterial-Befanntmachung desgl. 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Königs, 

Nachdem die mit Bericht vom 30. Novbr. v. Irs. vorgelegte Ueber- 
einfunft rubrizirten Betreffd vom 8111. ejusdem vie alferhöchite Geneh- 
migung erhalten bat, und unter bem Heutigen bie Auswechjelung ber 
beiderfeitigen Minifterialerflärungen über vie erfolgte Ratification vor 
fih gegangen ift, fo empfängt vie F. Regierung von Oberfranfen in der 
Anlage unter Rückſchluß des Kommiffionsberichts nebſt Kommiffionsaften 
zwei lithographirte Abjchriften der biejjeitigen Minifterialerflärung. vom 
30. v. Mts. mit dem Auftrage, wegen des Vollzugs der Uebereinfunft 
im Benehmen mit ver k. Regierungs-Finanz-Kammer alsbald das Geeig- 
nete einzuleiten. 

München ven 7. April 1845. 


Minijterium des föniglihen Haujes und des Aeußern. 
An die k. Regierung von Oberfranken, 8. d. %., ergangen. 


Mitgetheilt dem k. proteftantifchen Oberkonfiftorium zur Nachricht 
und weiter geeigneten Verfügung den 17. April 1845 ad Nro, 11418. 


Dillinger Samml. Fortf. Bd. II. (XXIII.) Abth VII. Abſchu. IM. $. 2151. S. 38116. 
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m. Abſchnitt. 


Verträge AnIE: milde Familien-Stiftungen. 


— 


1. Den wechſelſeitig freien Genuß der in dem Königreich Bayern 
und in dem Großherzogthbum Baden für die Abkömmlinge 
gewijfer Familien oder Orte und Diftrifte beftehenden Stiftungen 
betreffend. 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Königs. 

Nachdem Seine Majeftät ver König diejenige Uebereinfunft genehmigt 
haben, welche Allerhöchjtverjelben bevollmächtigter- Minifter ımd außer— 
orventlicher Gejandter an dem großberzoglich Badenſchen Hofe mit vem- 
felben über die wechjelfeitige ungehinverte Benugung ver in den beiver- 
feitigen Staaten für die Abkömmlinge gewifjer Familien oder Orte und 
. Dijtrikte errichteten Stiftungen abgefchloffen hat, fo wird nunmehr dieſe 
Uebereinfunft zu Jedermanns Wiffenfchaft durch das Regierungsblatt 
öffentlich befannt gemacht. 

München ven 26. Yuli 1809. 

Staats-Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten. 


Uebereinkunft. 


da ſowohl in den königlich bayeriſchen als in ven großherzoglich 
badiſchen Staaten Stiftungen beſtehen, welche für die Abkömmlinge gewiſſer 
benannter Familien, oder Orte und Diſtrikte durch die Errichtungsurkunde 
beſtimmt find, Seine königliche Majeſtät von Bayern aber ſowohl, als 
Seine königliche Hoheit der Großherzog von Baden des Willens ſind, bei 
den eingetretenen Länderveränderungen die Rechte ver Privaten möglichſt 
unverändert zu lafjen; jo ift von ven Unterzeichneten, Namens ihres 
Allerhöchiten und höchjten Hofes, einverjtändlich folgende Verabredung ge⸗ 
troffen worden. 

Die königlich bayeriſchen Unterthanen ſollen zu der Benutzung der 
oben bezeichneten Stiftungen der großherzoglich badenſchen Staaten und 
die großherzoglich badenſchen Unterthanen zur Benutzung ver glelchfalls 
oben erwähnten Stiftungen der königlich bayeriſchen Staaten, ohne Unter— 
ſchied, ob die Collatur oder Präſentation den Landesregenten, oder Cor— 
porationen, oder Privaten des einen oder des andern von beiden Staaten 
zuſteht, und ob ſie ſchon durch die Landesgeſetze an dem Aufenthalte auf 
den in den Stiftungen vorgeſchriebenen Studienanſtalten verhindert ſind, 
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mechjelfeitig zugelaffen werben, infoferne fie durch die rechtmäßigen Stif- 
tungstitel biezu berufen, und im übrigen bie in ben Stiftungsbriefen 
vorgejchriebenen Bedingungen zu erfüllen im Stande find, 

Karlsruhe ven 17. Yuli 1809. 


Königlich bayr. bevollmächtigter Der großherzoglich badenfche 


. 


Miniiter u. außerord. Gefandter Minijter ver auswärtigen An: 
an dem großh. bad. Hofe. Angelegenheiten, 


(L. S.) Frhr. v. Reibeld. (L. S.) Schr. v. Evelsheim. 
Neg.- Bl. f. das Königr. Bayern f. d. J. 1809, Nr. 53. S. 1201. 


2. Die mit Defterreich verabrebete freie Benützung der Familien— 
oder Gurat-Stiftungen zum Vortheile bayerifcher und djterreichi- 
her Unterthanen betreffend. 


Marimilian Yofeph, 
von Gottes Önaden König von Bayern ıc. ıc. 


Die nachftehende Convention, welche zwischen Unferm geheimen Staat$- 
und Conferenzminifter Freiherrn v. Montgelas und dem faijerlich öſter— 
reichifchen außerorbentlichen Gefandten und bevollmäcdtigten Minifter, 
Grafen von Stadion, wegen der ungehinvderten Benützung ber in beiver- 
feitigen Staaten für die Abkömmlinge gewifjer benannter Familien, oder 
Drte und Diftrikte errichteten Stiftungen, am 10. diefes Monats abge- 
ſchloſſen worden iſt, wird hiermit durch das allgemeine Regierungsblatt 
jowohl zur Kenntniß der Intereſſenten als zur Beobachtung Unjerer 
ſämmtlichen Landesſtellen und Behörden befannt gemacht. 

München ven 13. Mai 1808. | 


Marimilian Joſeph. 


Uebereinkunft. 

Da ſowohl in den kaiſerlich-königlich öſterreichiſchen, als in den könig— 
lich bayeriſchen Staaten Stiftungen beſtehen, welche für Abkömmlinge 
gewiſſer benannten Familien, oder Orte und Diſtrikte durch die Errichtungs— 
Urkunden beſtimmt ſind; Seine kaiſerlich königliche Majeſtät aber ſowohl, 
als Seine königliche Majeſtät von Bayern des Willens find, bei den ein— 
getretenen Staatsveränvderungen bie Rechte der Privaten möglichit unver- 
ändert zu erhalten, fo ift von ven Unterzeichneten, Namens Ihrer Aller- 
höchiten Höfe, einverjtändlich folgende Verabredung getroffen worben: 

Die königlich baverifchen Unterthanen jollen zu der Benügung ber 
oben bezeichneten Stiftungen ver Ffaiferlich Hjterreichiichen Staaten, und 
die Fatjerlich äfterreichifchen Untertbanen zu der Benützung der gleichfalls 
oben erwähnten Stiftungen ver kgl. bayerifchen Staaten ohne Unterſchied, 

34 
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ob die Collatur oder Präfentation den Alferhöchiten Landesherrn, oder 
Gorporationen oder Privaten des einen oder des andern von beiden Staa- 
ten zufteht, wechfelfeitig zugelaffen werden, infoferne fie durch die recht- 
mäßigen Stiftungstitel hierzu berufen, und die in den Stiftungsbriefen 
vorgefchriebenen Bedingungen zu erfüllen im Stande find. 

München ven 10. Mai 1808. 

(L. S.) Frhr. v. Montgelas. (L. S.) Graf v. Stadion. 
Reg.» DI. für d Königreih Bayern f. d. 3. 1808. St. XXIN. S. 1001. 


3. Den wechielfeitigen freien Stipendiengenuß für Füniglich bayerifche 

und föniglich württembergiiche Unterthanen betreffend. 

Auf Befehl Seiner Majeftät des Königs. 

Nachdem von Seite der füniglich württembergifchen Regierung vie 
im Jahre 1809 getroffene Verfügung, wodurch die VBerabfolgung des 
Ertrags von inländifchen Familienftiftungen an Ausländer fiftirt werben, 
wieder aufgehoben, und durch die königlich bayeriſche Geſandtſchaft in 
Stuttgart das Gefinnen zur Beobachtung des Reciprocums geftellt worden 
ift, fo haben Seine königliche Majeſtät allergnädigſt zu befchließen ge- 
rubt, daß 

a. künftig ven königlich württembergifchen Unterthanen ver Genuß 
ber in Bayern für fie gejtifteten Familienſtipendien wieder frei 
gegeben ; 

b. für das Berfloffene jene von ven erwähnten Stipendien, welche 
jeit der von Württemberg angeordneten Sijtirung noch nicht ver- 
geben worden find, an die fundationsmäßigen Gompetenten in ver 
Zeitordnung, wie fie um ſolche nachgefucht haben, verabfolgt — 
denjenigen Individuen aber, die auf folche Stipendien, über welche 
während ver erwähnten Sijtirung zu Gunſten königlich bayerifcher 
Untertbanen disponirt worden iſt, Anfprüche zu machen haben, 
‚baburch geholfen werde, daß ihnen ebenfalls nach ver Zeitorbnung, 
in welcher fie fih um folche gemeldet haben, ein Nachgenuß viefer 
Stipendien geftattet werde, wobei jedoch bemerft wird, daß, wenn 
ein folcher Nachgenuß von einem Individuum, welches gegenwär- 
tig nicht mehr in Studien fich befindet, nachgefucht, und der Be— 
trag der Stipendienftiftung zugleich von einem wirklich Studirenvden 
in Anfpruch genommen wird, dieſer den Vorzug habe, und der 
erſte in Hinficht der Ausbezahlung des Nachgenuffes jo lange 
zuwarten müße, bis das Stipendium von einem wirklich Studiren— 
den micht nachgefucht, ſohin zu dem Zwede der Nachvergütung 
bisponibel wird. 
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Dies wird den ſämmtlichen königl. General- und Localcommiffariaten, 
wie auch ven Föniglichen Hofcommiffionen in Würzburg und Aichaffenburg 
zu ihrer Darnachachtung hiemit eröffnet. 

München ven 28. September 1816. 

Staatsminijterium des Innern. 


An ſämmtliche fönigl. General» und Eocalcommiffariate und an die Fönigl. 
Hofeommiffionen zu Würzburg und Afchaffenburg alfo ergangen. 
Dillinger Sammlung Bd. XI. $. 1404. ©. 1753. 


4. Of. Staat3-Minifterial- Bekanntmachung vom W. Juli 1844. 
Freizügigkeit bei Bermächtniffen und Schanfımgen an milde Stif-- 
tungen in Bezug auf Oefterreich. ad Abthl. I. Abſchn. XIII. Nr. 3. 


5. Convention zwiſchen Defterreih und Bayern zur Ausgleichung 
ber gegenfeitigen Stiftungd- Forderungen, welche aus den in den 
Sahren 1814 und 1816 eingetretenen Gebietöveränderungen her— 
rühren. Vom 19. Dezember 1843. 


Aus den Gebiets - Abtretungen, welche in Folge der Tractate vom 
3. Juni 1814 und 14. April 1816 in Bezug auf Tyrol, Vorarlberg, 
Salzburg, das Innviertel und den Hausrudfreis ftattfanden, haben fich 
zwifchen Dejterreih und Bayern neben anderen Forderungen auch jolche 
ergeben, welche bie gegenfeitigen Stiftungen berühren. 


Nachdem dieſe Stiftungsforberungen burch bie vorausgegangenen 
Unterhandlungen genau geprüft worden, und nachdem durch bie Prälimi— 
nar-Uebereinkunft vom 24. Juni 1833 .annähernde Schritte zu einer 
Ausgleihung verjelben gefchehen find; nachdem zuletzt durch die Verab- 
redung vom 7. April 1843 auch die Grundlagen für eine definitive Bei— 
legung der Stiftungs-Differenzen feitgeftellt worden find, haben nunmehr 
Seine Majeftät der Kaifer von Dejterreich und Seine Majeftät der König 
von Bahern in der landesväterlichen Abficht, die auf das Wohl der be- 
theiligten Stiftungen fo nachtheilig einwirkenden Differenzen in Freund- 
Schaft zu löſen, und für immer zu befeitigen, Bevollmächtigte ernannt, 
und zwar: 

Seine Majeftät der Kaifer von Oeſterreich den Herrn Eduard Frei- 
herrn von Hohenbrud, k. k. Hoffecretär und Niever-Defterreichifchen Herrn 
und Landftand, und 


Seine Majeftät der König von Bayern ven Herrn Anton Edlen 
von Braunmühl, k. bayr. NRegterungs- Rath und Minifterfial- Commiffär 
bei der Univerfität München. 

34 * 
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Die Bevollmächtigten find nach Auswechfelung ihrer Vollmachten 
binfichtlich der definitiven Ausgleihung ber gegenfeitigen Stiftungsfor- 
derungen über folgende Beſtimmungen übereingefommen. 


8.1. Die gegenwärtige Ausgleichung erſtreckt fih auf alfe jene 
Anfprüche, welche die in den Jahren 1814 und 1816 von Bahern ge: 
trennten und an Dejterreid) wieder zuüdgefommenen Stiftungen herrühren — 
von ihnen ausgehen, oder gegen fie gerichtet find — und welche aus jenen 
Gebiets » Abtretungen hervorgehen, welche in Folge der Tractate vom 
3. Juni 1814 und 14. April 1816 in Tyrol, Vorarlberg, Salzburg, 
im Innviertel und Hausrudfreife ftattgefunden haben. 


$. 2. Gene Forderungen, welche zwar mit ben obenbezeichneten 
Stiftungs-Forderungen früher (nah Inhalt des Operats vom 1. Auguft 
1837) gemteinfam behandelt worden find, aber zu benjelben nicht gehören, 
indem fie entweder nicht die obenbenannten Stiftungen betreffen, oder aus 
dem Anlaſſe gedachter Gebiets - Abtretungen nicht herworgeben, find Fein 
Gegenftand dieſer Stiftungs - Convention und bleiben, foferne fie nicht 
bereit8 anderweitig ihre Erledigung gefunden haben, beſonderen Verhand— 
lungen oder der privativen Geltendmachung ausprücdlich vorbehalten. — 
Diefer Vorbehalt bezieht fich auf vie im Verzeichniffe I aufgeführten An- 
fprüche. 


8. 3; Die Forderungen, welche ber gegenwärtigen Ausgleihung 
angehören, werben in verjelben nicht einzeln, ſondern Maffenweife nach 
jenen Gattungen aufgefaßt und behandelt, welche die ſubdelegirten Com- 
mifjäre in ihrem Dperate vom 1. Auguft 1837 aufgeftellt haben. 


Diefe Ausgleihung erftredt fich daher auf die Kathegorien ber 
Theilungs-, Sequeftrations-, Vorfhuf-, Retentions-, Zablungs:, Rück— 
jtands- und Vergütungs-, Entſchädigungs- und Rechnungs-Forderungen. 


$. 4. Forderungen, welche zwar in eine ver oben bezeichneten Ka— 
thegorien gehören, im Laufe der Verhandlung aber bereit entweder 
berichtigt worben find, oder durch anderweitige Ausgleichungen, oder durch 
frühere Abftehungen weggefallen find, oder enplich folche, welche in ver— 
ſchiedenen Kathegorien — alſo mehrfah — vorkommen, in ver einen aber 
bereit8 berücfichtigt worden find, werben als nicht beftehend afıgefehen, 
und daher weder bei ven Beitimmungen, noch bei dem Kalkul ver Aus- 
- gleihung in Betracht gezogen. 
Dieſe Forderungen find im Berzeichniffe II erfichtlich gemacht. 
$. 5. Die gegenfeitige Berechnung und fohinige Ausgleihung über 


die nach dem Vorausgeſchickten der Stiftungs-Convention anheimfallenden 
Forderungen finden nach folgenven Beſtimmungen jtatt. 
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8.6. eve ver beiden Staatöregierungen von Defterreih und 
Bayern tritt jene Anfprüche, welche in Folge ver Theilung des Landes 
Salzburg im Jahre 1816 binfichtlich ver Theilung des Vermögens ver- 
fchiedener Stiftungen des anderen Staates. zwifchen Defterreich und Bayern 
erhoben, umd nicht bereit aufgegeben worden find, an die andere Regierung 
vollftändig ab. 


8. 7. In Folge diefer Abtretung foll jeve Regierung berechtigt 
fein, von den betreffenden eigenen Stiftungen einen angemefjenen Ver— 
mögensbetrag abzunehmen, und für jene Zwede zu verwenden, welche ven 
gegen die Stiftungen des andern Staates: gerichteten Theilungs-Anjprüchen 
zu Grund gelegen haben. 


8.8. ever Regierung fommt e8 zu, nach eigenem Ermeffen zu 
beftimmen, welche jener Stiftungen, gegen die ein Theilungs - Anfpruch 
erhoben worven ift, in Folge ver im $. 1 fejtgefetten gegenfeitigen Ab- 
tretung einen Theil ihres Vermögens herauszugeben haben, und in welchem 
Maaße dieſe Herausgabe ftattfinden fol. 


8. 9. Beide Regierungen werben bei ver Bemefjung bes ven Stif- 
tungen abzunehmenvden Vermögens-Betrages deren Schonung möglichſt im 
Auge behalten, venjelben ſohin auf ven unausweichlichen Bedarf einfchrän- 
fen, und auch eine Berechnung von Zinfen von tem herausjugebenven 
Betrage für die Zeit zurüd bis zum 1. Mai 1816 — als dem eigent- 
lichen Zeitpunfte der Vermögens-Abtretung — nicht eintreten laſſen. 


8. 10. Da die an Defterreich übergehenden baherifchen Theilungs- 
Ansprüche überwiegend find, fo verpflichtet ſich Defterreich von dem bei 
ſeinen Theilungs-Stiftungen zu erholenden Vermögens-Betrage pie Summe 
von 74,570 fl. 4 fr. 2 pf. R. W. (Vierunpfiebenzig- taufend fünfhundert 
fiebenzig Gulden, vier Kreuzer, zwei Pfennige) an Bayern als Paufchal- 
Abfindung für den Mehrbetrag feiner Theilungs - Anfprüche binauszu- 
zahlen. 


8. 11. Durch die bier ftipulirte gegenfeitige Weberlaffung ver 
Theilungs-Forverungen und durch die von Defterreich zugeftandene Adfin- 
dung für den Mehrbetrag der an Oeſterreich übergehenven bayerifchen 
Theilungs- Anfprüche follen alle und jede Anfprüche, welche aus Anlaß 
der in ven Fahren 1814 und 1816 in Tyrol, in Vorarlberg und Salz- 
burg, im Innviertel und Hausrucdfreife eingetretenen Zerritorialverän- 
berungen binfichtlich ver Theilung des Vermögens oder ber Renten einer 
Stiftung des andern Staates entweder wirklich erhoben worven find, oder 
hieraus hätten abgeleitet werden können, zwijchen beiden Staaten völlig 
und für immer erloſchen und abgethan fein. 


Segueftrationd- Forderungen. 


$. 12. Defterreih und Bayern erfennen bie gegenfeitig gejtellten 
Anfprüche auf Vergütung ver den Stiftungen durch die beiverfeitige Se- 
queftration entzogenen Renten, jedoch nach Abzug der hieraus bejtrittenen 
und im Operat der Subvelegirten vom 1. Auguft 1837 richtig gejtellten 
Sequeftrationd- Auslagen und ohne Zinjen-Anrechnung als gültig an. 

$. 13. Die Summen ver hiernach von beiven Regierungen heraus— 
zugebenden Sequetrations-Renten werden folgendermafjen fejtgejtellt. 

Defterreih hat von Bayern für feine Salzburger - Stiftungen zu 
empfangen — (inclufive ver am leisten Dezember 1836 verbliebenen und an 
Defterreich zur eigenen Behebung bereits übergegangenen Renten-Rückſtände 
per 70 fl.) 145,672 fl. 4°/, fr. R. W. (Einhundert fünf und vierzig 
Zaufend, ſechshundert zwei und fiebenzig Gulden, vier Kreuzer, drei 
Pfennige). 

Bayern dagegen von Defterreich für feine Stiftungen (inclufive eines 
bei Aufhebung der Sequeftration bereits extrabirten Kapitals per 175 fl. 
5 fr., und inclufive der am legten Dezember 1836 verbliebenen, an 
Bayern zur eigenen Behebung bereits überwiefenen Rentenrüdjtände per 
838 fl. 49 ie.) — 71,102 fl. ',, ERW. (Ein und fiebenzig Tauſend 
einhundert zwei Gulven, ein Pfennig). 

$. 14. eve Regierung übernimmt es, ihren betreffenden Stiftun- 
gen die ihnen gebührenden Antheile an den hier zugeftandenen Vergütungs- 
Summen mit Vorbehalt jedoch jener Gegenrechnungen, welche ſich aus 
dieſer Ausgleichung anderweitig herausftellen werben, zuzuwenden. 


$. 15. Durch vie gegenfeitige Yeiftung ver obigen Summen von 
145,672 fl. 4, u. R. W. und 71,102 fl. ',, ie. R. W. erlöfchen alle 
Anſprüche, welche wegen der zur Unterftügung der Theilungs-Forderungen 
jeit dem Jahre 1816 gegenfeitig ftattgefundenen Sequeftrirung ber im 
fremden Gebiete gelegenen Stiftungsrenten zwifchen beiden Staaten erhoben 
worden find, oder noch gejtellt werben könnten. 


Borfhuf-Forderungen. 


8.16. Oeſterreich verpflichtet fih aus dem Titel ver Vorſchüße an 
Bahern eine Baufchal-Summe von 70,000 fl. R. W. (Siebenzig taufend 
Gulden) zu bezahlen, 


$. 17. Bayern verzichtet dafür für immer auf alle Ansprüche, 
welche wegen Vergütung der ven Stiftungen oder Gemeinden von Tyrol, 
Borarlberg, Salzburg, vom Inn- und Hausrudviertel während ves 
bayerifchen Befites diefer Länder unter was immer für einem Namen — 
als Vorſchüße, als Aushilfen oder zur Bedeckung von Paffiv-Neften ꝛc. zc. 
aus was immer für Kaffen, aus Staats- oder Stiftungsmitteln zugewen— 
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beten Gelpleiftungen von wen immer, entweber wirklich geftellt worden 
find, oder noch erhoben werben könnten. 


$. 18. Es bleibt Defterreich einerfeits anheimgeftellt, die zugeftan- 
dene Paufchal- Summe auf jene öfterreichifchen Stiftungen und Fonds, 
gegen welche vie baherifhen Vorſchuß-Anſprüche gerichtet find, nach 
eigenem Ermeſſen umzulegen; andererſeits bleibt es Bayern überlaffen, 
bie von Dejterreich gewährte Abfindung zur Befrievigung ver verfchievenen 
Anfprühe der in den Verhandlungen vorfommenvden Theilnehmer nach 
einem billigen Verhältniſſe felbft zu vertheilen. 


Retentions-Forderungen. 

$. 19. Bayern macht ſich anheifchig, für alfe jene Eigenthums— 
Objekte, welche Bahern entweder bei der Landes-Uebergabe in ven Jahren 
1814 und 1816, oder nachher zur Bedeckung feiner Vorſchuß-Forderungen 
oder zu anbermweitigen Zweden von üfterreichifchen Stiftungen, Gemein- 
ven und Privaten zurücbehalten over am fich gezogen hat, die Vergütung, 
jedoch ohne Berechnung von Zinfen von dem retinirten Gute, an Defter- 
reich zu leiten. 

8. 20, Diefe Vergütung wird nach der ganzen Größe ber durch 
bie beiderfeitigen Subvelegirten ausgewiefenen Retentionen mit 41,808 ft. 
6 fr. 2 pf. (Ein und vierzig Taufend achthundert acht Gulden, fechs 
Kreuzer, zwei Pfennige), dann insbeſondere für retinirte öſterreichiſche 
Rechnungs-Guthaben noch 2,465 fl. 33 fr. 2 pf. (Zweitaufend vier hun- 
dert fünf und fechzig Gulden, drei und dreißig Kreuzer, zwei Pfennige) 
und endlich für das zurücbehaltene Vermögen ver Curatie im bintern 
Riß mit einer Paufchal- Summe von 4,000 fl. (VBiertaufend Gulven), 
mithin mit einem Gefammtbetrage von 48,273 fl. 40 fr. 1ER. Wi 
(Acht und vierzig Taufend zweihundert drei und fiebenzig Gulden, vierzig 
Kreuzer, ein Pfennig) feitgefegt. 

$. 21. Defterreich erkennt hierfür alle Ansprüche auf Erfüllung ver 
ven tyroliſchen, vworarlbergifchen, falzburgifchen und innviertelfchen Stif- 
tungen in den Jahren 1814 und 1816 und gegenfeitig aus Anlaß ver 
gegenfeitigen Stiftungs- Forderungen zurüdbehaltenen Eigenthums-Objelte, 
als Gapitalien, behobene Zinfen, Baarjchaften, eingezahlte Rechnungs- 
Guthaben ꝛc. als befriedigt und aufgehoben, und verzichtet insbeſondere 
auf die Herausgabe ver zum Theil nicht mehr vorhandenen, zum Theil 
bereit8 in. britter oder vierter Hand befindlichen Retentionsobjekte felbft. 

$. 22. Un ver von Bahern in $. 20 zugeftandenen Summe ſollen 
diejenigen Stiftungen, Gemeinden und Privaten, die fih im Falle einer 
Retention befinden, nach Maaßgabe des ermittelten Ziffers der Ketention, 
die Curatie im hintern Riß aber mit dem paufchirten Betrag Theil 
nehmen. 
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Zahlungs-Rüdftande- und Vergütungs- dann Entfhäbigungs- 
Forderungen. 

8. 23. Diefe Forderungen werben von ven beiden Staaten mit 
— Beträgen als liquid erkannt: 

Für Oeſterreich: die Zahlungs-Rückſtände und Vergütungen mit 
4,653 fl. 17 fr. 3 pf. (Viertauſend ſechshundert PRANUNTANIDE Gulden 
ſiebenzehn Kreuzer, drei Pfennige), 

die Entſchädigungen von 401 fl. 5 kr. 3 pf. R. W. (Vierhundert 
ein Gulden, fünf Kreuzer, drei Pfennige). 

Für Bayern: die Zahlungs-Rückſtände und Vergütungen mit 
5,913 fl. 43 fr. 3 pf. (Fünftaufend neunhundert dreizehn Gulden, drei— 
undvierzig Kreuzer, drei Pfennige), 

und die Entjchädigungen mit 7,085 fl. 20 fr. R. W. (Siebentans 
fend fünfundachtzig Gulden, zwanzig Kreuzer). | 

$. 24. ever Regierung bleibt es anheimgeftellt, ſowohl zu be- 
ftimnren, welche ihrer Stiftungen und mit welchen Beträgen ſie an ber 
m $. 23 anerkannten Forderungs- Summe Theil zu nehmen haben, fo 
wie auch, welche Betheiligten und mit welchen Beträgen fie an den nach 
demjelben 8 gegen ven andern Staat übernommenen Zahlungsleiftungen 
zu konkuriren haben. 

$. 25. Ueber vie hier anerkannnten Beträge hinaus verzichtet jede 
Regierung auf die in den bier nambaft gemachten Kathegorien gehörigen 
weitern Anſprüche. 


Rehnungs- Forderungen. 
$. 26. So weit es fih um jene Guthaben handelt, welche Stif- 
tungen gegen ihre Nechnungsleger, oder umgefehrt, mit dem Titel ver 
Verrechnung zu fordern haben, jo werben viefelben nur infoweit in vie 
Ausgleihung einbezogen, als fie auf der Bafis gelegter und bereits gehörig 
erledigter Rechnungen beruhen, und als der Ziffer verfelben völlig ermit- 
telt vorliegt. 


$. 27. Die viesfälligen in ven Verhandlungen vorfommenven For- 
berungen werben mit dem ganzen angemelveten Betrage, ſowohl öſter— 
reichifcher al8 bayeriſcher Seits anerkannt. 

$. 28. Bayern bat fofort zur Befriedigung feiner Betheiligten 
329 fl. 11 fr. 2 pf. R. W. (Dreihundert neun und. zwanzig Gulden, 
eilf Kreuzer, zwei Pfennige) zu empfangen und 

Defterreih 2,465 fl. 33 fr. 2 pf. R. W. (Zweitaufend einhundert 
fünf und fechzig Gulden, drei und dreißig Kreuzer, zwei Pfennige). Letterer 
Betrag bleibt jedech, da er bereit8 unter ver von Bahern gemäß $. 20 
zu vergütenden Retentions-Summe begriffen iſt, bier aufer Anſatz. 
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8. 29. Durch Anerfenmmg der im vorftehenden 8 angefetten Be— 
träge beheben fich alle geftellten Anfprüche wegen unberichtigter Rechnungs» 
Guthaben, fo weit diefe auf förmlich finalifirten Rechnungen beruhen, und 
nicht etwa ſolche Erſätze betreffen, für welche jeder Rechnungsleger auch 
nach finalifirtem Rechnungsweſen noch immer in Haftung bleibt. 

$. 30. Dagegen follen alle jene Anfprüche ver beiverfeitigen Stif- 
tungen und Rechnungsleger gegeneinander, welche entweber bie Legung 
noch mangelnder Rechnungen oder Guthaben aus noch nicht finalifirten 
Rechnungen zum Gegenftande haben, für beide Theile offen, und ver ab» 
gefonderten Austragung durch die Betheiligten im gewöhnlichen abmini- 
jtrativen Wege vorbehalten bleiben. 

So weit die hier vorbehaltenen Anſprüche in ven Stiftungsverhand- 
lungen zur Sprade gefommen find, erfcheinen fie im Verzeichniß III auf- 
geführt. 

$. 31. Die Regierungen Defterreihs und Baherns verfprechen fich 
gegenfeitig die nöthigen Aufträge zu erlaffen, damit die Erledigung biefer 
Anfprüche auf vem angezeigten Wege alsbald jtattfinden könne, und bie 
fohin zur Geltung gebrachten im nachbarlichen Einvernehmen auch berich- 
tigt werben. 

$. 32. Nah ven von $. 5 bis $. 31 enthaltenen Anerfennungen 
und Beitimmungen ftelit fich der Ziffer fümmtlicher zu realifirenden For: 
derungen, jevoch ohne Veranfchlagung der Beträge, welche beide Staaten 
nach $. 7 bei den eigenen Stiftungen aus dem Titel ber abgetretenen 
ZTheilungsforderungen zu erholen und für fich zu verwenden haben: 

für Dejterreich mit 199,000 fl. 8 fr. 2 pf. R. W. (Einhunvert neun 
und neunzig QTaufend Gulden, acht Kreuzer, zwei Pfennige), 

für Bahern mit 229,000 fl. 8 fr. 2 pf. R. W. (Zwei hundert neun 
und zwanzig Tauſend Gulden, acht Sreuzer, zwei Pfentige), | 

wobei fich eine Differenz zu Gunften Bayerns mit 30,000 fl. R. W. 
(Dreifigtaufend Gulven) ergibt. 

$. 33. Die Bevedung diefer anerkannten Forberungs-Summe foll, 
fo weit fie fich gleich jteht, durch Gegenrechnung und Compenfation ftatt- 
finden. 

8. 34. Jeder Staat übernimmt fonach die oben anerfannten For- 
derungen der Stiftungen des andern Staates an Zahlungsftatt für die ' 
Forderungen feiner eigenen Stiftungen und wird deshalb die, feine Stif- 
tungen treffenden Leijtungen gegen ven andern Staat einerfeits einheben, 
und biemit, und mittelft ver in Folge ver Sequeftration ꝛc. bereits in 
Händen habenden Summen, die Forverungen feiner Stiftungen gegen ben 
andern Staat andererfeits beveden. 

8. 35. Die Differem per 30,000 fl. R. W., welche Defterreich 
in Folge ver im $.33 bejtimmten gegenfeitigen Forderungs-Ceſſion mehr 
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empfängt, als e8 an Bahern zu forbern hat,. verpflichtet es fich als eine 
Paufchal- Abfindungs- Summe an Bayern hinauszubezahlen. 

$. 36. Diefe Hinausbezahlung ift innerhalb drei Monaten nach 
Unterzeichnung diefer Convention in ver Art zu bewerfftelligen, daß Oeſter— 
reich über Einrechnung ver bei Aufhebung der Sequeftration am leßten 
Dezember 1836 verbliebenen und Bahern zur eigenen Bezahlung über- 
wiefenen Rentenrückſtände per 838 fl. 49 kr., dann des nach Aufhebung 
ber Sequeftration an das Leprofenhaus bei Laufen ertrabirten Kapitals 
jammt 

Binfen pr . | 173 fl. 5 fe. 

zufammen mit ; 1,013 fl, 54 fr. 
und nach Abichlag der Bayern angerechneten, aber nach $. 13 bereits an 
Defterreih übermiefenen Renten - Rüdftände per 70 fl. no die Summe 
von 29,056 fl.6 Fr. R.W. (Neun und zwanzig Taufend ſechs und fünfzig 
Gulden, ſechs Kreuzer) an die kgl. Regierung von Oberbahern, Kammer 
des Innern, in München baar gegen Ouittung abführe. 

8. 37. Sobald dieſe Zahlung an Bahern geleiftet fein wird, ift 
diefe Convention, fo weit fie beide Staaten betrifft, al8 vollzogen zu be» 
trachten. 

8. 38. So weit e8 die Durchführung verfelben im Bereiche jedes 
ber contrahirenden Staaten anlangt, fichern fich die beiden Regierungen 
zu, alle etwa nöthigen, hierauf Bezug habenden Aufjchlüße, Nachweifungen 
und Alten auf Verlangen bereitwilligjt an die Hand zu geben. 

$. 39. Beide Staaten erklären fich bereit, foweit fie noch Urkunden 
und Papiere in Handen haben, welche fich auf die in biefer Convention 
betheiligten Stiftungen des andern Staates beziehen, und für biejelben 
benöthigt werden, auf Verlangen gegenjeitig auszumechfeln. 

Insbeſonders macht fih Bayern anheifchig, jene auf das abgefonvert 
verwaltete Vermögen ver Kirchen Maria Bühl und St. Nicola Bezug 
nehmenden Schulourfunden und Documente, welche in ven Vermögens- 
Ausweilen gedachter Kirchen im Dperat der Subbelegirten vom 1. Auguft 
1837 nachgewiefen find, an Defterreich fogleich zu verabfolgen. 

8. 40. Außerdem erneuern beide Staaten aus Anlaß gegenwärtiger 
Ausgleihung der Stiftungs-Differenzen ausprüdlich die ſchon im Münchener 
Dertrage vom 14. April 1816 Artifel XV enthaltene Beitimmung, wo— 
durch allen und jeden Privat-Perſonen, Corporationen, öffentlichen Anftals 
ten und Stiftungen ver völlig freie Genuß ihres liegenden und beweglichen 
Eigenthums, das ſich im Gebiete des andern Staates befindet, ohne Aus- 
nahme und Hinderniß garantirt ift, und fügen bei, daß dieſe Unbeichränft- 
heit des Vermögens - Genuffes auch das Recht in fich ſchließen foll, über 
biefes Vermögen felbit, in was immer für einer Art zu disponiren. 
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$. 41. Durch gegenwärtige Convention follen die Präliminar-Ueber- 
einfunft vom 24. Yuni 1833 und die Verabredung der Subbelegirten 


vom 7. April 1843 als aufer Kraft gefegt angefehen werben. 


$. 42. Diefe Convention wird von Seiner Majeftät dem Kaiſer 
von Dejterreih und Seiner Majeftät dem Könige von Bayern ratificirt, 
und bie Ratifications - Urkunden binnen fech® Wochen von dem Tage ber 


Unterzeichnung diefer Convention an ausgemechjelt werben. 


Zur Urkunde deſſen haben vie beiverfeitigen Bevollmächtigten diefer 


Convention unterzeichnet und mit ihrem. Siegel verfehen. 


über jene Forderungen, welche zwar mit den Stiftungäforderungen 
nach Inhalt des Operats vom 1. Auguft 1837 gemeinfam behandelt 
worden jind, aber mit denfelben nichts gemeinfam haben und nad 

$. 2. der Stiftungs- Convention zur anderwärtigen Austragung 


Nr. der Poften. 


jun 


f. k. öſterr. Bevollmächtigter. 


auf das Operat 
vom 1. Auguſt 


München ven 19. Dezember 1843. 
Frhr. v. Hohenbrud, 


(L. S,) (L. S,) 


Verzeichniß 1. 


vorbehalten bleiben. 
Beziehung 
Gegenftand der Forberung. 
1837. 
Baperifhe Forderungen. 
Tableau Bahern noe des Aichaffenburger Pfarrfonds 
K. 2, gegen die Deutſch-Ordens -Commende 
Frankfurt wegen Bermögenstheilung 
Zableau Bahyern noe des Alchaffenburger Pfarrfonds 
K. 13. gegen die Deutjch = Ordens - Commende 
Frankfurt wegen Ablage ver Rechnungen 
pro 18'?/,, 
Tableau Bahyern noe des Ajchaffenburger Pfarrfonds 
K.. 17. gegen die Deutjch - Ordens -Commende 
Frankfurt wegen Serausgabe ver bis 
18"2/,, rücftändigen Revenuen per 


Dordehaltene Art der Austragung. 


) Im Wege abgefonderter Berbandlungen zwiſchen Defterreih und Bayern aus— 


getragen. 


U. v. Braunmühl, 
k. bayer. Benollmächtigter. 


Betrag ber 
Forderung in 
R-W. 


fl. kr. 


unbeſtimmt 


1 


Rechnung 


7147 16 


/ 
/ 


nebjtNatural / 


& 


„> Nr. der Boften. 


a 


—— Betrag der 
das t 
— * — Gegenſtand der Forderung. en in 
1837. ſ. Mr. 
Tableau Die Michaels-Kapellen-Stiftung zu Palling 
K. 18. gegen bie Stiftungen in Geigl wegen eines 
Anlehens-Rücdjtandes per 1789 — 
Tableau Die Michaels-Kapellen-Stiftung zu Palling 3 
K. 19. gegen die Pfarrkirche zu Hallein wegen 
eines vom Jahre 1780 herausjtändigen 


Anlehens per 40 — 
Defterreihifhe Forderungen. 
Tableau Das Klofter Stamms in Tyrol gegen das 
K. 19. c. kgl. bayer. Aerar wegen des feit 1816 
eingezogenen Wertacher Zehents von jährl. 
108 ft. im Betrage (bis 18°°/,,) berech- 
net mit 2160 — °) 
Tableau Das Priefterhaus in Salzburg gegen bie in 


‚K. 23.24. Bahern (Landgericht Traunftein u. Titt- 


maning) gelegenen Grundholden des Be- 

neficiums Palling wegen vom Jahre 1815 

ausftändiger Herrn» Antritts - Anleit per 

187 fl. 24 fr. (nach Abzug der hierauf 

bereits vereinnahmten 37 fl.) noh per 150 24 °) 
Tableau Das Ehrhard- Spital gegen das k. bayer. 
K.5l. Aerar wegen Entſchädigung für bie ent- 

zogenen Nugungen vom verfauften Gute 

Weingarten vom Yahre 1811 bis 1816 6236 1”,,*) 
Münden ven 19. Dezember 1843. 


Frhr. v. Hohenbrud, A. v. Braunmühl, 
k. k. öſterr. Bevollmächtigter. k. bayer. Bevollmächtigter. 
(L. S.) (L. S.) 


Dorbeljaltene Art der Austragung. 


') Zur privativen Geltendmadhung vorbehalten 

2) Zur abgejonderten Berbandlung zwiichen Defterreih und Bayern vorbehalten, 
3) Zur Geltendmahung im gewöhnlichen abminiftrativerr Mege vorbehalten. 

% Zur abgefonderten Verhandlung zwifchen Defterreih und Bayern vorbehalten, 


falls der Gegenſtand dur die Arreragen- Convention oder auf fonftige Weile nicht 
Ion abgethan fein follte. 


Verzeichniß I. 
über die zu den Stiftd-Forderungen gehörigen und im Operate vom 
1. Auguft 1837 aufgeführten Anfprüche, welche nach $. 4. der Stift- 
ungs-Gonvention als bejtehend anzufehen find und fohin außer allen 
Betracht fommen, weil fie bereit3 berichtigt, doppelt vorgetragen und 
am gehörigen Orte erledigt, oder durch voraudgegangene Verzicht— 
leiftungen oder anderweitige Berhandlungen abgethan find. 


& hen Betrag ber 
& auf das Opera a 
vom 1. Kuga Gegenjtand der Forderung. — in 
* 1-37. A. fr. 
Theilungs- Forderungen. 
(Baperifche.) 
1 Tableau Die bei Bayern verbliebenen falzburgifchen 
K. 1. Stiftungen gegen die ehemalige Stiftungs— 
Buchhalterei in Salzburg wegen Vermö— 
gen-Theilung unbeftimmt ") 


2 Tableau Der Pfarrer zu Burghaufen gegen bie öſter— 
K. 15. reichiſche Pfarre zu Ach wegen Fortbezug 


der Einkünfte von der Pfarrei Ach — ®) 
Oeſterreichiſche.) 
3 Tableau Die Wallfahrts-Kirche Maria Bühl gegen 
5:7; das Colfegiatjtift Yaufen wegen Heraus» 
gabe ihres abgeſondert verwalteten Ver— 
mögen® per 2659 4, )9 
4 Tableau Die Kirdhe St. Nicola gegen das Collegiat- 
A. 7. ſtift Laufen wegen Herausgabe ihres ab— 


geſondert verwalteten Vermögens pr 502 52'4 


Warum die Sorderung als nicht mehr beſtehend anzuſehen iſt. 

) Bon dieſer Forderung iſt durch Entſchließung bes k. bayer. Miniſteriums bes 
Aeußern vom 3. Juni 1818 abgeſtanden worden. 

2) Bayern hat die Trennung der Pfarre Ah vorlängft förmlich anerfannt und 
fohin von den Anſprüchen gegen die Pfarre Ad abgelafien. 

s; Sowohl die Kirche Maria Bühl, als auch St. Nicola find bereits im Genuſſe 
ihres ehemals vom Collegiatftifte abgejondert verwalteten Bermögens und haben bes- 
balb nur noch gemäß $. 39. der Convention die Herausgabe ber hierauf Bezug 
babenden Schuldpapiere vom Eollegiatftifte anzufprechen. 


8 


& ern Betrag ber 
& auf bas Operat : orderung im 
2 vom 1. Auguf Gegenftand der Forderung 5 an — 
5 Tableau Die Gemeinden Altach und Oberndorf gegen 
A. 8. die Landgerichts-Almoſenkaſſe in Laufen 
wegen Vermögenstheilung unbeſtimmt) 


6 Tableau Die Gemeinden Altach und Oberndorf gegen 
A.9. 10.18. die Stabt-Commune Laufen wegen BVer- 


mögenstheilung unbejtimmt 
7 Tableau Diefelben gegen vie Corporationen in Laufen 2) 
A. 23. 24. wegen Bermögenstheilung D " 

8 Tableau Diefelben gegen bie ſtädtiſchen Stiftungen in 

A.11.12.13. Laufen wegen VBermögenstheilung non 

14.15.16.17. 

19.20.21.22. GSegqueftrationg- Forderungen. 

Bayeriſche.) 


9 Tableau Mehrere Stiftungen des Adminiſtrations— 
K. 3, Bezirks Günzburg, Lindau, Minvelheim 
im Mediat-Gericht Weißenhorn, die Kirche 
Groffiffendorf und die Eberz’sche Waifen- 
Stiftung gegen die Tyroler - Schwager 
Creditskaſſe wegen fiftirten Kapitalszinfen — " 

10 Zableau Das Collegiatftift und mehrere ftäptifche 
K.19. a. Stiftungen von Laufen gegen mehrere 
öfterr. öffentliche Forſtkaſſen wegen fijtir- 

ten Kapitalszinfen 3816 45°/,, 9 


— — — — — — 


Darum die Sorderung als nicht mehr beſtehend anzuſehen ift. 


') vide Bemerkung ad 6, 7 u. 8. 

2) Sämmtlihe dieje Theilungsanipriüce der Gemeinden Altach uud Oberndorf 
find durch bejondere Uebereinfünfte der öſterr und bayer. Iutereffenten in Laufen 
bereits völlig ausgeglichen. 


2) Nah Inhalt des gemeinſchaftlichen Protofols der frühern Ef. öfter. und k. 
Bayer. Bevollmächtigten vom 2. Februar 1837 find die bier gedachten Ziuſen zwar 
als flüffig gemacht und jomit al® berichtigt anzufehen: infofern diefes jedoch bei der 
einen ober andern nebenbemerkten Stiftungen der Kal nicht fein follte, wird die 
völlige Austragung ber etwa noch befteheuden biesfälligen Anſprüche Bayerns in Ge- 
mäßheit der im jenem Prototoll enthaltenen Schlußbemerfung ausprüdlic vorbehalten. 

4) Diefe Zinjenforberung ift unter den Sequeftrations « Korderungen nebiger 
Stiftungen bereits begriffen und dur die Conventions - Baragraphe 12, 13, 14. 15. 
erledigt, weshalb fie als doppelt vorgetragen müſſen betrachtet werben. 


539 


& —— Betrag der 
5 auf das Opera 
5 vom 1. Auguf Gegenjtand der Forderung. nn in 
= 837. . 
& 1987 fl. ke. 
Borfhuß-Forderungen. 
(Defterreichifche.) 
11 Tableau Die Stupdienfchule zu Feldkirch gegen die k.k. 
K. 20. Stiftungs - Aominiftration Memmingen 
wegen Erſatz vorſchußweiſe bejtrittener 
Auslagen im Jahre 1814 706 54 9) 
Netentiond- Forderungen. 
(Defterreichifche.) 


12 Tableau Das Priefterhaus in Salzburg gegen das 
F. 20. Landgericht Kaufen wegen Netention des 
Legats des Dechant Steinwenter zu Tei- 

ſendorf per 300 — 2) 
13 Tableau Das, Spital zu Bregenz gegen die baver. 
K.55.56. Stiftungs-Mominiftration Lindau wegen 
Retention des Kauffchillings für die See- 

‚ und obere Stabtfaferne per 4610 25 °) 


Zahlungs- Rüdftands- 
und 
Bergütungs- Forderungen. 
(Baperijche.) 

14 Tableau Bayern gegen das Priefterhbaus in Salzs 

G. 2. burg, wegen Vergütung bes für ven Bes 

nefiziaten zu Palling beftrittenen Gehal- 
te8 per 4786 11 9 


in — — nn min —— — 


Warum die Sorderung als nicht mehr beſtehend anzuſehen iſt. 


t) Dieſe 706 fl. 54 kr. find an einer Gegenforderung der Adminiſtration Mem- 
mingen per 1,500 fl. abgerechnet und biefe Gegenforderung fohin bei den bayerifchen 
Borfhußforderungen, welche in der Convention in den $$. 16, 17, 18 zur Erlebig- 
ung gebracht find, nunmehr mit dem Reftbetrage von 793 fl. 6 fr. in Anjchlag ge» 
bracht worden; hiernach erſcheint biefe Forderung als bereits berichtigt. 

) Diefes Legat ift nah Aufbebung der gegenfeitigen Sequeftrationen im Jahre 
1837 von Bayern an das Priefterhaus bereits ausgefolgt worden. 

') Diefer Kaufihilling ift unter jenen Retentionen begriffen, welche durch bie 
$$. 19, 20, 21, 22 der Convention von Bayern anerfannt und abgethan find; dieſe 
Forderung entfällt daher als doppelt vorgetragen. 

4) Diefe Forderung ift durch die Uebereinkunft vom 7. April und 30. Oet. 1843 
binfichtlih der Ereindirung des Benefiziums-VBermögens von Palling abgethan. 


5 


Beziehung 


1837. 


5 Tableau 
G. II. a. 


Nr. der Poſten. 


— 


% 


16 Tableau 


G. 11. b. 


17 Zableau 
K. 16. 


18 Zableau 
K. 43. 


19 Tableau 
K. 48. 


— — — — — 


auf das Operat 
vom 1. Auguſt 


Gegenſtand der Forderung. 


Das Collegiatſtift Laufen gegen die Kirchen 
Maria Bühl und St. Nicola wegen 
Vergütung der für ſie beſtrittenen Aus— 
lagen und Vorſchüße per 


Das Collegiatſtift Laufen gegen die öſterr. 
Sequeſtrations-Kaſſe wegen Vergütung 
der für die Schule in Oberndorf beſtrit— 
tenen Auslagen per 719 fl. 8°;, Er. 
und 312 * 

zufammen 


" 


Der bayer. Pfarrer zu Burghaufen gegen 
bie öfterreichifchen Pfarrer zu Ach, wegen 
rüdjtändiger Pfarrbezüge bis zum 1. Mai 
1816 und wegen bejtrittener Steuern zu- 
fammen 


(Defterreichifche.) 

Die Unterrichts - Stiftungs - Apminiftration 
zu Salzburg gegen vie Defanatsfafje 
von Teiſendorf, Tittmaning und Laufen 
wegen rüdjtändiger Schulfondsbeiträge per 


Der Dechant Hechenberger zu Beiren gegen 
die Stiftungs-Aominiftration Treuenſtein 
wegen Vergütung für vereinnahmte aber 
nicht abgeführte und fohin öfterr. Seite 
aus dem Beirenthalerichen Stiftungsver- 


Betrag ber 
Forderung in 
R.-W. 
fl. fr. 


9818 15°, 


1031 8°/,, 


59 39 


Warum die Forderung als nicht mehr beſtehend anzuſehen in. 


') Diefe Leiden Forderungen find bereits als befriedigt anzuieben, da die im 
$. 13 der Convention enthaltene Anerfennung der ganzen Sequeftrations-Forderung 


) 


des Collegiatſtiſtes, ohne Abzug obiger Auslagen, deren Berichtigung in ſich ſchließt. 


?) Der angeſprochene Betrag per 59 fl. 39 fr. iſt bereits an ben Pfarrer zur 


Burghauſen entrichtet worben. 


’) Laut Note der öfterreihiihen Hofcommiffion vom 19. März 1820 wurde von 
biefem Anſpruche abgeftanden. 
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8 

Be Betrag ber 
7 vom 1. Auguſt Gegenſtand der Forderung. Forderung in 
& 1837 8 R.⸗W. 

fl. &. 


mögen vorſchußweiſe beftrittenen Pfarr- 

bezüge pro 1815/16 per 134 7» 
20 Tableau Joſeph Rovara, Koabjutor zu Golling, 
K. 50. gegen die Stiftungs-Abminiftration Treu- 
enjtein wegen rüdjtändiger Aſchauer Bene- 
ficial- Fonds» Zinfen vom 12. Dezember 

1815 bis 31. Sanuar 1816 per 41 40 °) 


21 Tableau Die Pfarrei Sulzberg (Landgerichts Bre- 
K. 54. genz) gegen bie Gemeinde Zellers (Land- 
gerichts Weiler) wegen ausftändiger Ze- 
| bententrichtung mit jährlich 1 fl. 37 fr. unbeftimmt °) 
22 Tableau Einige Stiftungen des Pfleggerichts Weit- 
K. 59. mörth wegen Vergütung eines Brand- 
Affecuranz-VBorfchuffes vom Fahre 1811 - 
per 244 13 9 


Entfhädigungs- Forderungen. 
(Baperifche.) 
23 Tableau Das Collegiatftift Laufen gegen bie öfterr. 
K. 19. b. Sequeftrations-Behörde wegen Erfaß für 
die beim Zinfen-Perceptor Oberſchneider 
zu DVerluft gegangenen Renten per 164 24 °) 


Warum die Sorderung als nicht mehr beſtehend anzuſehen ift. 

*) Diefe Forderung ift vorlängft weggefallen, weil fich gezeigt hat, daß bie Stif- 
tungs- Adminiftration Treuenſtein gedachte Bezüge nicht wirklich vereinnahmt habe, 
unb bie eigentlichen Schuldner ‚mittlerweile diefelben entrichtet haben. 

*) Diefe Forderung wurde, jo weit fie gegen bie Stiftungs - Abminiftration ge- 
„richtet war, aufgegeben, indem fi ergab, daß fie wohl die Schulden bes Beneftcial- 
Fonds in Aichau, nicht aber bie Stiftungs-Abminiftration Treuenftein berühre. 

3) Bon biefer Forderung wurbe wegen Berzichtleiftung bes Pfarrers und wegen 
förmlicher Trennung der Filiale Zellers von der Pfarre Sulzberg abgeftanben. 

. *) Die Forderung entfällt als doppelt vorgetragen, ba fie unter ben in dem $. 20 
ber Konvention für Defterreih anerlannten Retentions» Forderungen begriffen und 
bort erledigt if. 

s), Hierauf wurden öfterr. Seits 136 fl. 33 tr. eingebradt und an das Eolle- 
giatftift abgeführt; die Forderung auf den Reſt per 27 fi. 51 kr. behebt fi durch 
Berzichtleiftung. 
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Beziehung Betrag der 
Fi nn — Gegenſtand der Forderung. nn in 
£ 1837. A. w. 
Oeſterreichiſche.) 
24 Tableau Stiftungen der Pfarrei St. Georgen im 
K. 57. Innviertel gegen die Stiftungs - Apmini- 
jtration Tittmaning wegen Erſatz für 
eine derſelben durch Ceſſion entzogene 
Yandfchafts: Obligation per 500 — N, 1 
25 Tableau Das Priefterhaus St. Johann gegen bie 
K. 60. Stiftungsabminiftration Traunftein wegen 
Erfat- für eine von ber legtern cebirte 
Obligation per 200 — 
Rehnungs- Forderungen. 
(Baperifche.) 
26 Tableau Der ehemalige königlich bayer. Stiftungs: 
K. 8. Verwalter und Landrichter Carl zu Vich- 


tenftein wegen eines Guthabens aus ven 
Rechnungen vom Jahre 1813/14 und 

1814/15 per 652 58'/,%) 
27 Zableau Die Stiftungen des vormaligen Pflegge- 
K. 10, rihts Waging gegen den ehemaligen 
Pfleger Benno Kaspis wegen Yegung der 
Rechnung und wegen eines Rechnungs: 

’ Guthabens per 288 35°/,*) 
28 Tableau Die Stiftungen des Aominiftrations- Di- 
X.II. ſtriklts Günzburg gegen deren ehemaligen 
Aominiftrator Obermayer in Salzburg 

wegen Verrechnung unbejtimmt *) 


Warum die Forderung als nicht anehr beftehend anzufehen ift. 


') Diefe Forderungen entfallen al® doppelt vorgetragen, indem obige Obliga- 
tionsbeträge in den Retentions - Forderungen inbegriffen find, welde im,$. 20. der 
Eonvention von Bayern anerkannt und fohin erledigt find. 

*) Diefer Betrag ift berichtigt, indem er an ber Forderung der Innviertel-Stif- 
tungen der Abminiftration Ried gegen beren ehemaligen Abminiftrator Kopf per 
1259 fl. 3 fr. abgejegt und biefe Forderung nunmehr mit dem Reſt per 606 fl. 4° kr. 
$. 25 ber Convention in Anja gebracht worben ift. 

) Die Rechnung ift bereits gelegt und das Guthaben berichtigt. 

*) Bon biefer Forderung hat e8 durch den Bergleih vom 7. Novbr. 1838 fein 
Abkommen erhalten, 
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& eo. Betrag ber 
3 auf das t in 
Fl F er 23 Gegenſtand der Forderung. — 
ee 1837. 
* fl. ft. 
(Defterreichifche.) 

29 Tableau Die tirolifhen Stiftungen des Amtes Vils 

K. 29. gegen veren ehemaligen Adminiſtrator 


‚Kempter zu Füßen, wegen eines Rech— 
nungsreftes aus ben Rechnungen pro 
1810/11 bis 1815/16 per 189 42'/,, 7 
30 Tableau Das Stift Stams in Thyrol gegen ben 
K. 30. Aominiftrator Kempter zu Füßen wegen 
eines Guthabens aus den Rechnungen 
per 1810/11 bis 1813/14 per 338 48 
31 Tableau Die Lorenz Zollerihe Stipendien-Stiftung 
K. 31. gegen deren ehemaligen Königlich baber. 
Stiftungs-Apminiftrator Kichle in Feld- 
firch wegen Rechnungslegung pro 1810/11 
bis 1813/14. Rechnung ”) 
32 Tableau Die Unterrichts - Stiftungen in Salzburg 
K. 44. gegen deren ehemaligen königlich baher. 
Aominiftrator Menter wegen eines Rech— 
nungs-Guthaben® per 119 1° 
33 Tableau Sebaſtian Röhrl, Vikar zu Bödjtein, gegen 
K. 49. die Stiftungs-Aominiftration zu Tireuen- 
ftein wegen eines Nechnungs-Guthabens 
aus ven Fahren 1813/14 und 1814/ldper 161 15 *) 
München ven 19. Dezember 1843. 


Frhr. v. Hohenbrud, U. v. Braunmühl, 
f. k. öfterr. Bevollmächtigter. - % bayer. Bevollmächtigter. 
(L. S.) (L. S.) 


Warum die Sordernng als nicht mehr beſtehend anzuſehen if. 

ı) Diefe Forderungen entfallen als boppelt vorgetragen, ba beide Redhnungs- 
gutbaben unter den im $. 20 der Convention von Bayern anerfannten Retentions- 
Forderungen enthalten und fohin erlebigt find. 

2) Die betreffenden Rechnungen find bereit® im Jahre 1820 an das k. f. Guber- 
nium in Innsbruck ausgefolgt worden. 

») Bon dieſer Forderung ift es bereits im Jahre 1821 abgefommen. 

*) Dieje Forderung entfällt, da von derfelben als nicht grundbaltig abgegangen 
und das Guthaben überdies von dem zablungspflihtigen Stiftungen bes Landgerichts 
Hopfgarten abgetragen worben ift. 
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Verzeichniß II. 


über jene im Operat vom 1. Auguſt 1837 enthaltenen und nach 8. 30 
ber Stiftungs-Convention zur Austragung im gewöhnlichen adminiſtra— 
tiven Wege vorbehaltenen gegenfeitigen Nechnungs-Forberungen. 


Nr. der Poften 


—8 


do 


080 


Beziehung Betrag der 
—— Aa Gegenftand der Forberung. ne in 
1837. | fi. rr. 

Bayeriſche Forderungen. 
Tableau Der ehemalige Stiftungs-Adminiſtrator Kichle 
K. 4. 5. in Feldkirch gegen die Stiftungen der Admi— 
niſtration Feldkirch wegen eines Guthabens 
aus den Rechnungen von 1810/11 bis 
1813/14 per 549 8°), 
Tableau Der ehemalige Stiftungs-Apminiftrator Kempt- 
K. 6. ner gegen bie Stiftung des Landgerichts 
Reutte wegen eines Guthabens aus ben 
Rechnungen pro 1811/12 bis 1813/14 per 22 59 
Zableau Der ehemalige Stiftungsadminiftrator Klämpfl 
K. 7. zu Straßwalchen gegen die Stiftungen ber 
Station Straßwalchen, wegen eines Gutha- 
bens aus ver Rückrechnung pro 1815/16 
per 498 fl. 6'/, fr. 
und für eine nicht verrech- 
nete Zahlung 26 fl. 42 fr. 
524 48',, 
Tableau Die Stiftungen der Station Weiler gegen 
K. 9. die Maffa ihres ehemaligen Aominiftra- 
tor8 Kauffmann in Bregenz, wegen eines 
Guthabens aus ver Revifion feiner Rech— 
nungen 1908 36 
Tableau Die Gemeinde Leoprechting (Landgr. Pafjau) 
K. 12. gegen den ehemaligen Pfleger Löwenegg zu 
Vichtenftein wegen eines Rechnungs-Erjages 
aus der Kriegs-Gelvder-Rechnung vom Jahre 
1805/6 und 1806/7 per 14:8], 
Zableau Das Collegiatjtift Laufen gegen die Erben feines 
K. 14. ehemaligen Verwalters Scholz wegen eines 


Erfages aus der Rechnung pro 1811/12 per 


805 41°/, 


Gegenftand der Forberung. 


5 Beziehung 
8 aufbasOperat 
3 vom 1. Auguft 
& 1837. 
7 Zableau 
K. 25. 26, 
8 Tableau 
K. 37. 
9 Zableau 
K. 28. 
10 Zableau 
K. 32. 
11 Tableau 
K. 38, 


12 Zableau 
K. 34. 


13 Tableau 
K. 35. 


14 Tableau 
K. 36. 


Defterreihifhe Forderungen. 

Die Stiftungen des ehemaligen bayerifchen 
Innkreiſes gegen ven Rechnungsführer ber 
Kreisftiftungs - Erigenz - Kafla, Sekretär 
Leis in Innspruck, wegen Erjag des 
Kaffareftes aus ven Dienftes-Erigenz-Kaffa- 
Rechnungen des ehemaligen Innkreiſes vom 
1. Mai 1811 bis 30. September 1813 
per 

Die Stiftungen der Stationen Ynner-Bre- 
genzer-Wald (Bezau) gegen ihren ehemaligen 
Aominiftrator Kichle in Feldkirch wegen 
Verrechnung pro 1810/11 bis 1813/14 


Die Stiftungen der Station. Bregenz gegen 
ihren ehemaligen Aominiftrator Kinkelin zu 
Lindau wegen Verrechnung pro 1810/11 
bis 1813/14 


Die Stiftungen der Aominiftration Radſtadt 
(zu Hallein) gegen ihren‘ ehemaligen Admi— 
niftrator Mayerhofer wegen Verrechnung 
pro 1815/16 


Die Stiftungen der Station Wildshut am 
rechten Ufer gegen ihren ehemaligen Admi— 
niftrator Baumgartner zu Tittmaning wegen 
Revifions-Erfate aus der Verrechnung pro 
1815/16 per 

Die Stadt Salzburg gegen ihren ehemaligen 
Anminiftrater Rath wegen Legung ber 
Sommunal- und Bauamts-Rechnungen pro 
1841/15 

Mehrere Lokal - Fonds der Stadt Salzburg 
gegen ven ehemaligen Polizeibireftor Yenz 
in Salzburg wegen Rechnungs-Erjag per 

Der Landrichter Löwenegg zu Vichtenftein gegen 
die Gemeinde Leoprechting (Landg. Paſſau) 
wegen eines Rechnungs-Erjages per 
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Betrag ber 
Forderung in 
RB. 
fl. &. 


2499 — 


unbeftimmt 


unbejtimmt 


unbeftimmt 


2029 29'/, 


unbejtimmt 


6976 55 


20 27'/, 


5 


& Beziehung 
= on ige Gegenftand ver Forderung. 
1837. 
ES 
15 Tableau Die GStiftungs-Aominiftration des Cultus, 
K. 45. bes Unterrichts und ver Wohlthätigfeit zu 
Salzburg und die Stiftungs - Aominijtra- 
tion zu Straßwalden gegen bie ehema- 
lige Stiftungs-Erigenz - Kafje des Salzach— 
Kreifes, wegen eines Erjates aus gebachter 
Erigenz- Kaffe für ungebührlich bezahlte 
Erigenz- Beiträge pro 1816 per 
16 Zableau Die Stiftungs- Aominiftration Radſtadt zu 
K. 46. Hallein gegen ihren ehemaligen Apmini- 
ftrator Maberhofer wegen Vergütung eines 
durch den Amtsdiener Dimperl veruntreu— 
ten Betrages per 
17 Zableau Der Flirchenverwalter Franz Schlögel zu Vök— 
K. 47. labrud gegen den Stiftungs - Aominiftrator 
Kopf zu Altötting wegen eines Rechnungs- 
Guthabens per 
18 Tableau Die Erigenz-faffe zu Salzburg an die bayerifch 
K. 52. gebliebenen Stiftungen des ehemal. Salzach: 


Kreifes wegen einer Yaftenausgleichung pro 
1811/16 


München ven 19. Dezember 1843. 


Frhr. v. Hohenbrud, 
k. k. öſterr. Bevollmächtigter. 


8) (L. S.) 


Betrag ber 
Forderung in 
R.-W. 
fl. tr. 


2357 57*. 


175 33/. 


18 13°, 


unbejtimmt 


U. v. Braunmühl, 
f. bayr. Berollmächtigter. 


Neumann Recueil des traites etc. par ['Autriche, Tom. IV. Nr. 478. ©. 571. 
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IV. Abſchnitt. 
Berträge über Pfarrrecht bei Trauungen. 


ren 


Uebereinfommen mit der fürftlih Reuß-Lobenſtein'ſchen Negierung 
über dad Trauungsrecht. 


Im Namen Seiner Majeftät des Königs. 


Mit allerhöchfter Genehmigung Seiner Majeftät des Königs hat 
die fönigl. Regierung von Oberfranken, Kammer des Innern, mit ber 
fürftlih Reuß-Plauiſchen Landespireftion zu Ebersborf, welche gemäß Er- 
Härung verfelben vom 12. November 1847 hiezu gleichfalls die landes- 
fürftlihe Ermächtigung erhalten hat, eine auf alle Unterthanen ves König— 
reichs Bahern und des Fürſtenthums Neuß - Lobenftein- Ebersporf ohne 
Unterfchied der Konfejfion anwendbare Uebereinkunft dahin abgefchloffen, 
daß fortan bei DVerehelichungen zwijchen Unterthanen des Königreichs 
Bayern und des Fürftenthums Lobenftein- Ebersporf das Trauungsrecht 
jederzeit dem Pfarrer des fünftigen Wohnortes der Brautleute, alfo dem 
Pfarrer des Staats, in welchen vie Einwanderung des Bräutigams ober 
ver Braut erfolgt, zuftehen, jedoch den Brautleuten gegen Entrichtung ver 
Stolgebühren an dieſen Pfarrer geftattet fein fol, fich auch von dem 
Pfarrer des bisherigen Wohnortes des Bräutigams oder ber Braut, aus 
welchem die Auswanderung jtattfinvet, trauen zu laffen, während bem 
letzten Pfarrer außerdem nur das Recht der Proflamation und der Aus- 
jtellung der Dimifforialen gegen Bezug der hierfür feitgefegten Gebühren 
zukommen ſoll. 

Höchſtem Auftrage zufolge wird vorſtehende Uebereinkunft zur allge— 
meinen Kenntniß gebracht. 

Augsburg den 25. Januar 1848. 


Königliche Regierung von Schwaben und Neuburg, K. d. J. 
Kreis-Intell.-Blatt von Schwaben und Neuburg 1848. S. 100. 


m 


Staat3:Berträge 


des 
Köuigreids Dayerı. 
RR 
Wbtheilung V. 
Derträge in Bezug auf Militär-Angelegenheiten. 


P A G 
ROSE 


* 


Druck und Verlag von Sr. Puſtet in Regenshurg. 


. Abſchnitt. 


Militär- Cartel- Conventionen. 
m 


1. Militär-Sartel-Gonvention der deutfchen Bundesftaaten. 
(IV. Bundestags-Sitzung vom 10. Februar 1831.) 


Die fouveränen Fürften und die freien Städte Deutfchlands haben 
. in Folge des Artikels XXIV der in der Plenar-Verfammlung vom 9. April 
1821 feftgeftellten Grundzüge ver Kriegsverfaffung des beutfchen Bundes 
eine allgemeine Cartel- Convention abgefchloffen, deren Beftimmungen in 
folgenden Artikeln enthalten find: 

Art. 1. Alle von den Truppen eines Bunbesftantes, ohne Unter- 
ſchied, ob felbige zu Provinzen gehören, welche im Bundesgebiete liegen 
over nicht, unmittelbar oder mittelbar in bie fämmtlichen Lande eines 
Bundesglieves oder zu deſſen Truppen, wenn biefe auch außerhalb ihres 
Vaterlandes fich befinden, befertirende Militär-Perfonen werben fofort und 
ohne beſondere Reklamation an den Staat ausgeliefert, dem felbige ent- 
wichen find. Gleihmäßig werden auch alle Deferteure, welche in nicht 
zum Bundesgebiet gehörige Provinzen der Bundesftanten entweichen, an 
den Staat ausgeliefert, dem felbige entwichen find. 

Art. 2. ALS Deferteur wird derjenige ohne Unterfchied der Waffen 
angefehen, welcher, indem er zu irgend einer Abtheilung bes ftehenven 
Heeres oder ver bewaffneten, mit vemfelben in gleichem Verhältniß ftehen- 
den Landesmacht, nach ven gefetlichen Beftimmungen jedes Bundesſtaates, 
gehört, und durch feinen Eid zur Fahne verpflichtet, ohne Paß, Ordre 
oder fonftige Legitimation fich in das Gebiet eines andern Staates oder zu 
deſſen Truppen begibt. 

Dffiziere niederen oder höheren Grades, wenn fich bei foldhen ein 
Defertionsfall ereignen follte, find nur auf ergangene Requifition aus- 
zuliefern. 

Art. 3. Sollte ein Deferteur ſchon von einem andern Bundesſtaat 
entwichen fein, fo wird er an denjenigen Bunvesftaat ausgeliefert, in deſſen 


Dienfte er zulett geſtanden. 
* 
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Wenn ein Deferteur von einem Bunbesftaate zu einem fremben 
Staate, und von diefem zu den Truppen eines andern Bundesſtaates ent- 
weicht, fo wird er an den erften Bundesjtaat ausgeliefert, falls zwifchen 
dem legtern und dem fremden Staate fein Cartel bejteht. . 

Art. 4. Nur folgende Fälle fönnen die Verweigerung ober Ver: 
zögerung ber Auslieferung eines Dejerteurs begründen 

a) wenn ber Deferteur zu dem Staate, wohin er entweicht, durch 
Geburt oder rechtliche Erwerbung — abgejehen von dem anders— 
wo übernommenen Militärdienfte — im Unterthansverbande jtebt, 
alfo mitteljt ver Defertion in feine Heimath zurückkehrt; 

b) wenn der Deferteur in dem Staate, in welchem er entwichen ift, 
ein Verbrechen begangen hat, in welchem Falle die Auslieferung 
erft nach erfolgter Beitrafung, fo weit es thuulich ift, unter Mit- 
theilung des Strafertheils, jedoch ohne Anſpruch auf Erjtattung 
der Unterfuchungs- und Arreſtkoſten, ftattfinden fol. Schulden 
oder andere eingegangene Berbinplichkeiten geben aber dem Staate, 
in welchen er fih aufhält, fein Recht, vie Auslieferung zu ver- 
weigern. 

Art. 5. Die Verbinplichfeit der Auslieferung erſtreckt fich auch auf 
bie Pferde, Sättel, Reitzeug, Armatur: und Montirungsftüce, welche ver 
Deferteur mitgenommen hat, felbjt in dem Falle, wo ver Deferteur nad 
Art. 4 nicht, oder nicht ſofort ausgeliefert wird. 

Art. 6. Die Auslieferung gefchieht an dem nächften Gränzorte, wo 
fich entweder eine Militärbehörve oder ein Gendarmerie-Commando befindet. 

Wird ein Deferteur von einem Bundesſtaate ausgeliefert, der nicht 
unmittelbar an den Bundesſtaat gränzt, welchem ein Deferteur angehört, 
fo wird derfelbe an die Militärbehörde des dazwifchen liegenden YBundes- 
jtantes, unter Erfag der nothwendigen Auslagen, übergeben, von berfelben 
"übernommen, die Unterhaltungstoften desjelben während des Transportes 
bejtritten, umd mit Beobachtung der fonjtigen Bejtimmungen, dem Staate, 
dem er gehört, abgeliefert. 

Art. 7. Sollte ein Deferteur der Aufmerffamfeit ver Behörde ent- 
gangen fein, jo erfolgt die Auslieferung auf die erſte desfallſige Requifi- 
tion, auch wenn er in die Militärdienjte des Staates, in den er entwichen, 
getreten ijt, oder fich ſelbſt daſelbſt anſäſſig gemacht hat. 

Die Requifitionen ergehen an die oberite Civil- und Militärbehörde 
der Provinz, wohin ein Deferteur fich begeben hat. 

Art. 8. Die Unterhaltungsfoften der Deferteure und ver mitge- 
nommenen Pferde werden dem ausliefernden Staate, von dem Tage ver 
Verhaftung an bis einfchlieflich den der Ablieferung, in dem Augenblice 
erjtattet, wo der Dejerteur abgeliefert wird. 


553 


Deferteure und mitgenommene Pferde, welche dem Bundesſtaate, dem 
fie angehören, zugeführt werden, werben auf vem Wege dahin in jevem 
Bundesſtaate wie einheimifche, auf dem Marſche begriffene Mannjchaften 
und Pferde »verpflegt, und es wird für diefe Verpflegung jedem Staate 
die nämliche Vergütung geleiftet,, welche dort für die Verpflegung ber 
eigenen, auf dem Marfche begriffenen Mannfchaft und Pferde vorgefchrie- 
ben ijt. Der Betrag viefer zu vergütenden Auslagen ift überall durch 

eine amtliche Bejcheinigung auszuweifen. 

In den Fällen, worin der Deferteur durch verfchiedene Gebiete fort: 
zufchaffen ift, muß von der ausliefernden Behörde jederzeit ein Transport- 
zettel mitgegeben werden. Diejenigen Staaten, burch welche ver Dejer- 
teur durchgeführt wird, haben vie erwachjenen Unterhaltungskoſten vor— 
Ichußmeife zu bezahlen, welche auf dem Zransportzettel quittirt und jo 
dem nächjtuorliegenden Staate in Zurechnung gebracht werben, welcher 
hierauf bei der Auslieferung den vollen Erfag erhält. 

Art. 9. Unterthanen, welche Deierteure und mitgenommene Pferbe 
einliefern, erhalten folgende Prämie: 


für einen Deferteur ohne Pferd 3 5 : 8 fl. K. M. 
für einen Deſerteur mit Pferd 16 fl. K. M. 
für jedes Pferd ohne Mann . 8 fl. K. M. 


Obrigkeiten, welche einen Deſerteur einliefern, erhalten keine Prämie. 

Art. 10. Außer den Unterhaltungskoſten und der Prämie darf nichts 
weiter, unter keinerlei Vorwand, er betreffe Löhnung, Handgeld, Bewach— 
ungs- und Fortſchaffungskoſten, gefordert werden. | 

Art. 11. Allen Behörden wird es zur ftrengen Pflicht gemacht, 
auf Dejerteure zu wachen. 

Art. 12. Alle nah der BVerfaffung ver Bundesſtaaten Reſerve—, 
Landwehr- und überhaupt militärpflichtigen Unterthanen, fie mögen ver- 
eivet jein oder nicht, einberufen fein oder nicht, welche ohne obrigfeitliche 
Erlaubniß in die Linder oder zu den Truppen eines andern Bunbesglie- 
des, fie mögen zum Bundesgebiete gehören oder nicht, übertreten, find der 
Auslieferung unterworfen, jedoch nur auf beſondere Requifition ver kom— 
petenten Behörde. 

Mit ven Unterhaltungsfoften ift es wie bei ven Dejerteuren von den 
Truppen jelbjt zu halten. Cine Prämie wird aber nicht gezahlt. 

Art. 13. Allen Behörden und Unterthanen der Bundesglieder iſt 
jtrenge zu unterfagen, Deferteure oder Dilitärpflichtige, welche ihre Milt- 
tärbefreiung nicht hinlänglich nachweifen können, zu Kriegsdienſten auf 
zunehmen, veren Aufenthalt zu verheimlichen, oder dieſelben, um fie 
etwaigen Reklamationen zu entziehen, im entferntere Gegenden zu befördern. 

Auch ift nicht zu geftatten, daß eine fremde Macht vergleichen Indivi— 
duen innerhalb ver Staaten des deutichen Bundes anwerben lajje. 
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Art. 14. Wer fich der wiffentlichen Verhehlung eines Deferteurs 
ober Militärpflichtigen eines andern Bundesſtaates, oder der Beförderung 
ber Flucht desſelben ſchuldig macht, wird nach den Landesgefegen bes 
Hehlers fo beftraft, als wenn vie bejertirenden oder austretewben Indivi— 
duen dem Staate felbjt angehörten, in welchem ver Hehler wohnt. 


Urt. 15. Wer Pferde, Sättel, Reitzeug, Armatur: und Montirungs- 
jtücde, welche ein Dejerteur aus einem andern Bundesſtaate bei feiner 
Entweihung mitgenommen hat, am fich bringt, bat felbige ohne Erfat - 
zurücdzugeben, und wird, wenn er wußte, daß ſie von einem Deferteur 
herrührten, ebenfo beftraft, al$ wenn jene Gegenftände vem eigenen Staate 
entwendet wären. 


Art. 16. Eigenmächtige Verfolgung eines Deferteurs oder austre— 
tretenden Militärpflichtigen über die Gränze ift zu unterfagen. Wer fich 
jolhe erlaubt, wird verhaftet und zur gejeglichen Beitrafung an feine 
Regierung abgeliefert. Als eigenmächtige Verfolgung it aber nicht an— 
zufehen, wenn ein Commanbdirter in das jenfeitige Gebiet abgefanpt wird, 
um der Ortsohrigfeit die Dejertion zu melden. Der Commanbdirte darf 
fih aber an dem Deferteur nicht vergreifen, widrigenfalls er, wie vor- 
erwähnt, zu bejtrafen ifi. 

Art. 17. Jede gewaltfame over heimliche Anwerbung in anderem 
Territorium, Verführung zur Defertion over zum Austreten von Militär: 
pflichtigen, ift in dem Staate, wo ſolche gefchieht, nach den Geſetzen des— 
jelben zu bejtrafen. Wer fich ver Bejtrafung durch die Flucht entzieht, 
oder von feiner Heimath aus auf obige Art auf jenfeitige Unterthanen 
zu wirfen jucht, wird, auf vesfällige Nequifition, in feinem Lande zur 
Unterjuchung und gefeglichen Strafe gezogen. 

Art. 18. Alfen vor Abſchluß diefer allgemeinen Cartelconvention 
befertirten oder ausgetretenen, in ven Artifeln 1,2, 3 und 12 bezeichneten 
Individuen, wird eine Amnejtie dahin zugeftanden, daß fie für ihre Perſon 
entweder unter micht zu verfagenvder Entlaffung aus fremden Militär- 
bienjten, ober unter ver Freiheit, darin zu verbleiben, wenn fie ihren 
Wunſch deshalb binnen ver Friſt eines Jahres erflären, frei und unan- 
gefochten, jett over fünftig, ihre Heimath wieder befuchen dürfen. Wenn 
fie in ihre Heimath zurüdfehren, treten fie jedoch in diejenige Verbind— 
lichkeit zum Militärbienfte wieder ein, welche daſelbſt noch geſetzlich für 
fie fortbeftehbt. Auch gelangen fie wieder zur freien und unbejchränfkten 
Verfügung über ihr dort befinpliches, jetiges oder Fünftiges Vermögen, 
infoferne dasſelbe nicht durch Gelet und Ausipruch ver fompetenten Be— 
hörde bereits der Confiscation anbeimgefallen ift. 

Art. 19. Die Bunvdesgliever machen fich verbindlich, Feine befonderen 
Gartele unter fich beitehen zu laffen, oder von nım an einzugeben, veren 


‘ 
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Beitimmungen mit den Grundſätzen dieſes allgemeinen Cartels in Wiver- 


fpruch jtehen. 


Art. 20. Borftehende Cartelconvention tritt vom heutigen Tage 
an in volle "Wirkfamfeit. 


Frankfurt am Main ven 10. Februar 1831. 


Bublicirt durch Bekanntmachung des fönigl. bayer. Staats - Minifteriums | 
des königl. Haufes und des Aeufern vom 9. April 1831. 


Reg. Bl. f. d. Königr. Bayern f. d. 3. 1831 Nr. 17. ©. 241—251. 





2. Befanntmahung. Die Grläuterung der allgemeinen Gartel- 
Gonvention unter den deutſchen Bundesftaaten und die Verlän- 
gerung des in dem 18. Artikel verjelben feſtgeſetzten Termines 
betreffend. 


Nachitehende Erläuterung zu der in dem Negierungsblatte v. J. 1831 
Nr. 17 kund gemachten allgemeinen Cartelconvention unter den beutfchen 
Bundesftaaten und Verlängerung des in dem 18. Artikel derſelben fejt- 
gefegten Termins tft mit Beiftimmung ver Krone Bahern in ber 17. Bun- 
destagsfigung vom 17. Mai dieſes Jahres befchlofjen worben, und wirb 
hierdurch zur Darnachachtung befannt gemacht, mit dem Anhange, die 
fämmtlichen Kreisregierungen haben zu verfügen, daß die Publikation des 
Artikels 18 des Cartels mit Rückſicht auf die in demſelben alfegirte 
Dispofition des Artikels 12 in allen Gemeinden und bei den Gewerts- 
Bereinen durch die Diftrikts-Polizei-Behörbe beſonders vollzogen werde, 


München ven 31. Yuli 1832. 


Königl. Bayer. Staats-Minifterium des Königl. Haufes 
und des Aeußern. 


1. Nach den Beitimmungen des Artikels 9 der Cartel- Convention 
vom 10. Februar 1831 können Gensdarmen, Polizeidiener, Militär- und 
Sicherheitswachen und überhaupt alfe obrigfeitlichen Perfonen und Diener, 
foferne in ihrer Dienftobliegenheit die Wachſamkeit auf alle verbächtigen 
Berfonen liegt, keine Prämie anfprechen, wenn fie Dejerteure oder von 
diefen mitgenommene Pferde einliefern. 

2, Allen vor Abſchluß der allgemeinen Cartel-Convention befertirten 
oder ausgetretenen, in ben Artikeln 1, 2, 3 und 12 bezeichneten Indivi— 
duen, fie mögen zu ven Truppen ober in bie Lande eines Bundesgliedes 
übergetreten, over bafelbft der ihnen obliegenden militärifchen Dienft- 
Verbindlichkeit ausgewichen fein, kommt die im, 18. Artikel zugeficherte 
Amneſtie zu. 
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3. Die am 10. Februar d. J. abgelaufene einjährige Frift, binnen 
welcher fich diejenigen, venen die Amneftie zugeftanden wird, in Gemäßheit 
des Art. 18 der Gartel- Convention zu erklären haben, ift durch ven in 
ber 11. diesjährigen Sigung gefaßten Beihluß, vom 5. April l. re. 
an gerechnet, auf weitere 6 Monate, ſonach bis zum 5. Dectober 1832, 
verlängert worden. In Abficht auf Deferteure, die fich in den überfeeifchen 
Befigungen einer europäifchen Macht befinden, welche zugleich Bundes— 
Regierung ift, wird die angemefjene Verlängerung des Amneftie-Termines 
dem billigen Ermefjen ver Regierungen überlafjen. 

4. Den in die Militärdienfte eines andern Bundesgliedes überge- 
tretenen Individuen jteht frei, in demſelben zur Ausdienung ihrer einge- 
gangenen Capitulation zu verbleiben, over aus benjelben zu treten, in 
welchem legteren Falle ihnen die Entlaffung nicht verweigert werben darf. 

Die Regierungen werben den Militär » Behörden auftragen, ihre 
Untergebenen mit dem Art. 18 der Cartel= Convention und befjen Erwei— 
terung befannt zu machen, und diejenigen Perfonen, welche die Wohlthat 
ber Ammejtie anfprechen wollen, haben binnen ver noch bis zum 5. October 
verlängerten Friſt ihrer vorgejegten Militär- Behörde ihre Erklärung zu 
Protofoll abzugeben, wibrigenfalls ihnen vor Ablauf ber freiwillig über- 
nommenen Dienjtzeit die Entlafjung verjagt werden kann. 

Bon diefer frei zu Protofoll abgegebenen Erklärung ijt vie Mittheilung 
an die Heimaths-Behörde zu machen. 

5. Bei den Individuen, die in das Gebiet einer nicht zum Bunde 
gehörigen Macht deſertirt find und fi von da in Bundesgebiet begeben 
haben, von welchem fie zurücfehren wollen, wird es der Beurtheilung ver 
betreffenden Regierung überlaffen, inwiefern fie nach den hierbei obwal- 
tenden Berhältniffen die Wohlthat der Amnejtie nach Art. 18 auf dieſelben 
anwendbar erachtet. 

6. Die in dem Art. 18 zugeficherte Amnejtie, deren Frift durch Bun— 
desbeſchluß vom 5. April d. %. bis zum 5. October 1832 verlängert 
worben ift, fteht den betreffenden Individuen auch in dem Falle zu, wenn 
fie in ſolche Staaten ver Bundesgliever entwichen find, mit welchen ſchon 
früher befondere Gartelle beitanden haben. 

7. Gegenwärtiger Beſchluß ſoll öffentlich befannt gemacht, auch in 
ven Bundesjtaaten in den Amtsblättern und Gefet - Sammlungen aufge- 
nommen werben. 


NReg- Bl. f. d. Könige. Bayern f. d. 3. 1832. Nr. 30. ©. 536—540. 
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3. Wegen Aufgreifung der Deſerteure von Kriegd- und Handeläfchiffen 
und deren Auslieferung. Conf. Bd. I Zoll-⸗, Hanvels- und See-Schiff- 
fahrts = Verträge. 


. Handelövertrag mit Belgien v. 1. Septbr. 1844 Abth. IV Nr. VI. 

" " " Sardinien v. 13. Yuni 1845 Abth. IV. Nr. IV. 

" " " Neapel v. 27. Januar 1847 Abth. IV. Nr. V. 
» ben Niederlanden v. 31. Dez. 1851 Abth. IV. Nr. VIII. 
" " » Mexiko v. 10. Juli 1855. Abth. V. Nr. IL 
"nn Uruguab v. 23. Juni 1856 Abth. V. Nr. II. 


menperPp 


I Abſchnitt. 


Etappen- Conventionen. 
m 


1, Uebereinfunft zwifchen Bayern und Oefterreich über die Ein- 
quartirung und Werpflegung kaiſerlich öfterreichiicher Truppen 
in Bayern, dann über die Vorjpannleiftung an biejelben. 


Nachdem bie königlich baberifche und die Faiferlich öfterreichifche Re— 
gierung befchloffen haben, über die Einquartirung und Verpflegung ber 
in Friedenszeiten durch das königlich bayeriſche Gebiet ziehenven Faiferlich - 
öfterreichifchen Truppen, dann über die Vorfpanngeftattung an biejelben 
und über die Vergütung aller viefer Leiftungen eine Uebereinkunft abzu- 
ſchließen, fo haben die Unterzeichneten, nämlich im Namen ver Füniglich 
bayerischen Regierung: 

Herr Marimilian Graf von Lerchenfeld- Köfering, Großfomthur des 

fönigl. bayerifchen Hausritter- Ordens vom heiligen Georg, Groß— 

freuz 2c., königlich baberifcher Kämmerer, erblicher Reichsrath des 

Königreichs Bayern, auferorbentlicher Gefandter und bevollmächtigter 

Minifter am kaiſerlich öfterreichifchen Hofe 2c. 2c., 
und im Namen ver Faiferlich-öfterreichiichen Regierung: 

Herr Carl Graf von Buol- Schauenftein, Großkreuz des Faiferlich 

öfterreichifchen St. Stephans- und des Faiferlich öfterreichifchen Leo- 

pold⸗Ordens 2c. ꝛc., Seiner kaiſerlich königlich apoftolifchen Majeftät 
wirklicher geheimer Rath und Kämmerer, Präfident der Minifter- 

Eonferenz, Minifter des Faiferlichen Haufes und der auswärtigen 

Angelegenheiten ꝛc. 2c. 
fih über nachjtehende Beſtimmungen vereinbart: 
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Kap. 1. Allgemeine Beftimmungen. 

Art. 1. Die gegenwärtige Uebereinfunft umfaßt alle in Friedens— 
jeiten durch das bayeriſche Gebiet ftattfindenven Märfche und Trans— 
porte faiferlich üfterreichifcher Truppen, in welcher Richtung -und nach 
welchem Beitimmungsorte diefelben auch ziehen mögen; fo namentlich bie 
Märſche nach den Bundesfeftungen Mainz, Raftatt und Ulm, dann 
nach der freien Stadt Frankfurt aM. und von’ da zurüd. 

Die zwifchen der königl. bayerifchen und ver faiferlich öfterreichiichen 
Regierung abgejchlojjene Etappen» Convention vom 24. Yuni 1818 mit 
den Anhangspunften vom 7. Mai 1822 ift hierdurch aufgehoben. 

Urt. 2. Die Feitfegung der einzelnen Etappen-Routen und Etappen: 
ftationen für die durch Bayern ziehenven kaiſerl. königl. öfterreichifchen 
Truppen, insbefondere nach ven im vorausgehenden Artifel angeführten 
Beitimmungsorten bleiben jeweiligen beſondern Vereinbarungen vor- 
behalten. | 

Die gegenwärtig bereits vereinbarten Etappen Routen enthält der 
Anhang dieſer Uebereinfunft. 


Kap. 2. Marſch der kaiſerl. Truppen durch das bayeriſche Gebiet. 

Art. 3. Von jedem Einmarſche einer Truppenabtheilung in das König— 
reich wird das treffende kaiſerl. Militär-Commando dem Staatsminiſterium 
des königlichen Hauſes und des Aeußeren rechtzeitig, bei größeren Abthei— 
lungen ſpäteſtens 14 Tage, bei kleineren 8 Tage vor deren Ankunft an 
ber bayeriſchen Grenze dutch die kaiſerliche Geſandtſchaft in Münden 
Nachricht geben. 

Urt. 4 Diefe Mittheilungen haben die Stärke der Abtheilungen 
an Mannfchaft und Pferden, ven Bedarf an Vorfpannpferben und Wagen 
mit dem Gewichte des Gepäds, ven Namen und Rang des commanbiren- 
ben Dffiziers, ven Tag des Eintreffens auf der erjten bayeriſchen Etap- 
penjtation, dann das Datum aller Marjch- und Nafttage in Bayern mit 
Angabe der Etappenroute, fowie ven Tag des Austritts aus dem bayeri- 
ſchen Gebiete zu enthalten. 

Art. 5. eve durch Bayern marfchirende kaiſerliche Truppenab— 
theilung foll mit einem fürmlichen, die einzuhaltende Route und den Ort, 
wohin die Truppe zu ziehen hat, bezeichnenden Marſchvorweiſe verjehen 
fein. Die diefen Vorweis ausjtellenve Faiferliche Militär-Behörve hat in 
bemjelben auch anzugeben, auf wie viele VBerpflegs- und Fourage- Portionen, 
dann Borfpannpferde und Wagen die Truppe Anjpruch babe. 

Art. 6. Jede Truppen» Abtheilung wird von Etappe zu Etappe 
Uuartiermacher vorausfenden. Diefe müffen am Abende vor dem Tage 
bes Eintreffens der Truppen in der Etappe anfommen und über ven Stand 
und den Bedarf verfelben genaue Auskunft geben können. 
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Urt. 7. Dei gleichzeitigen Märchen von größeren Truppenkörpern 
bleibt den Fönigl. Streisregierungen, als Dberfommiffarien, vorbehalten, 
einen Theil verjelben auf andern, der conventionsmäßigen parallel laufen- 
den Etappenrouten jedoch fo zu inftradiren, daß der Stab oder ver Comes 
mandant der marfchirenden Truppen auf der conventionsmäßigen Haupt- 
route bleiben. Von diefer Maafnahme find vie treffenden faiferlichen 
Militär-Commandos durch die einfchlägigen königl. Kreisregierungen recht- 
zeitig ‚in Kenntniß zu ſetzen. 

Die Beitimmung der Gtappenftationen auf folhen Parallelrouten 
jteht gleichfall8 ven königl. NKreisregierungen zu, mit der Beichränfung, 
daß, wo die Etappenmärfche zu Fuß zurüczulegen find, vie einzelnen Nacht: 
jtationen nicht über drei Meilen Entfernung vom legten Nachtjtationsorte 
feitzufegen find und daß immer nach drei ſolchen Marfchtagen ein Raſt— 
tag folgt. 

Art. 8. Den Diftriftspolizei-Behörvden, als Untermarſch-Commiſſa— 
riaten, bleibt vorbehalten, einzelnen Eaiferlichen Truppen-Abtheilungen auf 
',, bis 1 Stunde Entfernung vor- oder rückwärts der Gtappenftation 
die Quartiere in benachbarten Orten anzumweifen, wenn dies zur Schonung 
der Quartier-Triger der Etappenftation nothwendig erfcheint. 

Art. 9. Die Handhabung der Dronung, jo wie die ſonſt erforber- 
lichen Borfehrungen und Maafnahmen werden durch die Diftrifts-Polizei= 
Behörden verfügt. Bei Durchmärfchen größerer Faiferliher Truppenförper 
werden erforderlichen Falles die Füniglichen Nreis- Regierungen befonvere 
Eivil-Commiffäre aborpnen. 

Die Ernennung faiferlider Plakeommandanten an bayerifchen Etap- 
penorten findet nicht jtatt. 


Kap. 3. Eingquartirung und Verpflegung; Fourage und Vorſpann. 

Art. 10. Die Berpflegung eines einquartirten Faiferlichen Unter— 

offiziers oder Soldaten hat zu beitehen: 

a) zum Frühſtück aus einer nahrhaften Suppe; 

b) zum Mittageffen aus einer nahrhaften Suppe, Gemüfe, '/, Pfund 
Fleifch oder in Ermangelung des legteren einer ergiebigen Mehl- 
ipeife, dann "/, Maaß (*/, Litre) Bier; 

c) zum Abenvefjen aus Suppe und "/, Pfund leifch oder ftatt des 
legteren "/, Maaß ("/, Litre) Bier; — ftatt der '/, Maaß ('/, 
Litre) Bier kann je nach den Verhältniffen des Ortes '/, Maaß 
('/; Litre) Wein, oder ’/,, Maak ('/,, Litre) Branntwein ge- 
reicht werden. 

Die tägliche Brodportion beträgt 1'/, Pfund oder für jede ber brei 

Mahlzeiten '/, Pfund. 
36* 
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Art. 11. Für diefe volle Verköftigung werben per Mann und Tag 
von ber faiferlichen Regierung 24 fr. vergütet. 


Hit die Verköftigung auf mehrere Stationen vertheilt, fo werben 
für die Mittagsfoft 15 kr., 
für die Abendkoſt 6 Fr., 
für die Morgenkoſt 3 kr. 
auf den Mann und Tag gerechnet. 

Wenn ftatt ver Mittags- und Abendkoſt das Effen nur Einmal ge 
nommen werben fann, fo werben für biefes zu verftärfende Eſſen 21 Er. 
vergütet. 

Urt. 12. Für das Quartier eines Faiferlichen Unteroffizier und 
Gemeinen mit Liegerftatt, Holz und Licht wird, wenn die Einquartirung 
über Nacht jtattfindet, eine Vergütung von 4 Fr. geleitet. 

Art. 13. ever einguartirte Offiziersbiener wird für einen weiteren 
Dann gezählt. 

Werden Soldatenfrauen und Kinder einguartirt, fo wird fowohl für 
die Frau als für je zwei Kinder die Vergütung wie für einen Mann 
geleijtet. 

Art. 14. Die faiferlihen Offiziere und mit biefen in gleicher 
Achtung ftehenden Militärbeamten werden in der Regel nur auf Dad 
und Fach mit Liegerftatt, Beheizung und Beleuchtung einquartirt. 

Die hiefür zu leijtende Vergütung wird in der Weife bemefjen, daß 

1) ein Offizier bis zum Oberlieutenant einfchlieglih für 2 Mann; 

2) ein Hauptmann, Major und Oberftlieutenant für 3 Mann; 

3) ein Oberjt für 4 Mann; 

4) ein Generalmajor für 6 Mann; 

5) ein Generallieutenant oder höherer General-Dffizier für 8 Manır, 
ein Militärbeamter aber nach feinem Range berechnet wird. 

Art. 15. Die faiferlichen Offiziere und Militärbeamten können von 
ihren Quartierträgern auch die Verpflegung anfprechen. Diefe Verpflegung 
und bie Vergütung biefür wird nach dem vorjtehenden Artikel bemejjen. 

Art. 16. Die faiferlichen Militärs, welche auf dem Marſch erfran- 
fen, werben, wo möglich, in königliche Militärfpitäler zur Verpflegung 
und Heilung nach den für die königlich baverifchen Truppen biesfalls 
beſtehenden Vorſchriften verbracht werben. 

Auch erkrankte Faiferlihe Offiziere und Militärbeamte, welche ihre 
Berköftigung und Pflege außer dem Militärfpitale auf eigene Koften fich 
nicht verfchaffen Können, jollen zur Pflege und Heilung in dieſen Militär- 
fpitälern ftandesgemäß untergebracht werben. 


561 

Urt. 17. Als Vergütung biefer Pflege, Beköſtigung und Heilung 
in ven Fföniglichen Militärfpitälern ift für Faiferlihe Unteroffiziere und 
Gemeine der Betrag von täglich 40 Fr. per Kopf, und für einen kranken 
Dffizier oder Militärbeamten von 1 fl. 20 fr. zu eittrichten. 

‚ Art. 18. Müßen wegen Entlegenheit eines Föniglihen Militätfpi- 
tal8 oder aus fonftigen Gründen Faiferlihe Militärs in Civilfranfenhäu- 
fern untergebracht werden, jo haben dieſe Anftalten für Pflege, Beköſtigung 
und Heilung ꝛc. jene Vergütung zu empfangen, welche ſie von den aus— 
ländiſchen Kranken des Civilſtandes ſtiftungs- oder fagungsgemäß anzu— 
ſprechen befugt ſind. 

Art. 19. Sind bei Einquartirungen kaiſerlicher Truppen-Abthei— 
lungen Räumlichkeiten für Militärkanzleien, für Wachen und Arreſte 
nothwendig, ſo iſt die Vergütung hiefür nach den diesfallſigen ortsüblichen 
Miethpreiſen zu bemeſſen und zu entrichten. 

Art. 20. Die ſchwere Nation für das Zugpferd befteht aus "/,, 
Schäffel Haber, 10 Pfund Heu und 3 Pfund Stroh. 

Die Ration für die fchwere Cavallerie aus '/,, Schäffel Haber, 
10 Pfund Heu und 3 Pfund Stroh. 

Die leichte Nation aus "/,, Schäffel Haber, 9 Pfund Heu und 
3 Pfund Stroh. 

Die fchwere Nation ift mit 25 fr., die Ration der ſchweren Keiterei 
mit 22 fr. und bie leichte Nation mit 18 Fr. zu vergüten. 

Art. 21. Findet nur eine theilweife oder ungleiche Abgabe von 
Fourage ftatt, fo werben 

a) bei der fehweren Nation für die Zugpferde 

für '/,, Schäffel Haber 18 kr. 
für 10 Pfund Heu 7 kr.; 
b) bei ver Ration für bie ſchwere Cavallerie 
für '/,, Schäffel Haber 15 fr., 
für 10 Pfund Heu 7 kr.; 

c) bei der leichten Nation 
für '/,, Schäffel Haber 12 fr., 
für 9 Pfund Heu 6 fr. vergütet. 

Für das Streuftroh und für die Unterbringung der Pferde überhaupt 
wird feine Vergütung geleiftet, wogegen ber Pferdedünger dem Quartier 
träger überlaffen bleibt. 

Art. 22. Für die gewöhnliche Vorfpann wird für das Pferd 30 fr.; 
für ven Wagen 15 fr. und für die Verpflegung des Fuhrmanns 10 fr. 
fire vie Meile, ohne befonvere Verrechnung ver Rüdfahrt vergütet. 

Art. 23. Die Ladung eines zweifpännigen Vorſpannwagens barf 
12 Zentner Gewicht nicht überfteigen. 
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Munitionswagen und Fuhrwefentrains find auf ven Yagerpläten 
aufzuftellen, welche die Ortspolizeibehörve hiefür anweifen wird. 

Bei Pulvertransporten insbefondere find die Vorfchriften der Föniglich 
baverifchen alferhöchiten Verordnung vom 1. Mai 1841 — die Aufjicht 
auf die Schiefpulvertransporte betreffend — (Regierungsblatt vom Yahre 
1841, Stüd XVI, Seite 209) zu beobachten. 


Art. 24. Für alle in gegenwärtiger Uebereinkunft vorkommenden 
Beitimmungen nah Maaß und Gewicht hat das bayeriſche Maaß und 
Gewicht zu gelten. 


Kap. 4. Beftätigung der empfangenen Leiftungen, ihre Vergütung 
und die Quittirung diefer Zahlungen. 


Art. 25. Für die empfangene Bequartirung und VBerföftigung, für 
die erhaltenen Fourage-Rationen, dann für die gebrauchte Vorfpann 
haben die Kommandanten der marfchirenden faiferlichen Truppen ven 
einguartirenden baherifchen Behörden fürmliche Quittungen auszuftellen. 


Sollten in einzelnen Fällen die von den Commandanten ver mar: 
ſchirenden Abtheilungen ausgefertigten Duittungen nicht alle wirklich 
empfangenen Leiſtungen umfafjen, jo joll e8 zum Nachweife des Betrages 
folcher nicht quittirter Yeiftungen genügen, daß die Vorfteher der Etappen- 
route auf ihre Amtspflicht die wirklich ftattgehabten Yeiftungen bejtätigen. 


Urt. 26. Die Vergütung für ſämmtliche empfangene Leiſtungen 
an die einquartirende Behörde hat von dem faiferlichen Truppenabthei— 
lungs - Commandanten fofort an Ort und Stelle noch vor dem Weiter: 
marfche ver Truppen zu gefchehen. Diefe Zahlungen werten ven kaiſer— 
lichen Zruppen- Commandanten von der genannten Behörde fogleich ge- 
hörig quittirt, | 


Art. 27. Bezüglich der für die Verpflegung ver Kranken beizu- 
bringenven Beftätigung reicht e8 bin, wenn ein Vorweis des faiferlichen 
Zruppenabtheilungs - Commandos, daß es den Kranken an das Militär- 
jpital oder das Civil - Krankenhaus abgegeben, und eine Urfunde ver 
dieſer Anjtalt vorgefeten Behörde über die Dauer und über die Koften 
der Pflege, Belöftigung und Kur, beziehungsweife Beendigung ꝛc. vorge- 
legt wird. 

Die Vergütung der Spitalhilfe gefchieht, auf erfolgte unmittelbare 
Zufendung des vorftehend bezeichneten Nachweifes, durch das Faiferliche 
Regiments- oder Bataillons - Commando, dem die verpflegten Kranfen 
angehören, an die Spitalbehörde, welche ihrerfeits den Empfang fofort 
gehörig zu bejcheinigen hat. 
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Kap. 5. Reeciprocität. 


Die Bejtimmungen vorjtehender Uebereinfunft finden eine reciprofe 
Anwendung in dem Falle, wenn föniglich bayerifche Truppen durch Faifer- 
lich öfterreichifches Gebiet marfchiren follten. 

Gegenwärtige Convention tritt fofort nach erfolgter Genehmigung 
beider contrahirender allerhöchſter Höfe in Wirkſamkeit. 


So gejchehen zu Wien ven 1. Februar 1858. 


Graf v. Lerchenfeld. Graf v. Boul-Schauenftein. 
(L. S.) (L. S.) 


2. Gtappenrouten für die Faiferlich dfterreichifchen Truppenmärſche 
aus Böhmen nah den Bundesfeftungen Mainz und Naftatt 
und zurüd. 

A. Bon Böhmen nah Mainz. 

1. Tag, von Eger 

a) nach Aſch oder 
b) nad) Thiersheim. 
2. Tag, ad a von Ah nah Echwarzenbach, 
ad b von Thiersheim nah Markt-Schorgaft oder Münchberg. 
3. Tag, von Schwarzenbach oder Markt-Schorgaft oder Münchberg nad 
Bamberg. 
4. Tag, von Bamberg nach Afchaffenburg. 
5. Tag, von Afchaffenburg nah Mainz. 
B. Bon Mainz nah Böhmen 

Tag, von Mainz nach Alchaffenburg. " 

. Tag, von Alchaffenburg nah Schweinfurt. 

. Tag, von Schweinfurt nach Hof. 

. Zag, von Hof nah Aſch. 

C. Bon Böhmen nah Raftatt. 

mit 4. Tag wie auf Route A. 

Tag, von Ajchaffenburg nach Dieburg. 

D. Bon Raftatt nah Böhmen. 

Tag, von Dieburg nach Afchaffenburg. 

Zag, von Alchaffenburg nah Schweinfurt. 

Tag, von Schweinfurt nad Hof. 

Tag, von Hof nah Ad. 

Reg. DI. f. d. Könige. Bayern f. d. I. 1858. Nr. 21. ©. 489-505. 
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III. Abſchnitt. 
Erfüllung der Militärpflicht bei Auswanderungen. 


1. Uebereinkunft mit dem Großherzogthum Baden. 


a. Extract aus dem Freizügigkeits-Vertrage zwiſchen Churpfalz— 
Bayern und Churbaden. 


2. Da die Freizügigkeit ihrer Natur zufolge nur auf das Vermögen, 
und nicht auf die Perſon ſich bezieht, ſo bleiben dieſes Vertrages 
ungeachtet, die gegen das Auswandern mit Umgehung der landes— 
herrlichen Bewilligung beſtehenden Strafgeſetze nichts deſto minder 
wirkend, und werden gegen jeden in Ausübung gebracht, der ohne 
Bewilligung ſich im fremden Gebiete niederläßt. 

3. Aus demſelben Grundſatze geht die weitere Folge hervor, daß 

von Auswandernden, welche ihrer Perſon gemäß, der Militär— 
pflichtigkeit unterliegen, und die Jahre des Milizenzuges noch nicht 
zurückgelegt haben, die geſetzlich beſtimmte Redimirungs-Summe 
eingeheiſcht werden könne, ohne daß durch Einforderung dieſer 

perſönlichen Gabe den Grundſätzen der Freizügigkeit zu nahe 
getreten wird. 

München den 20. April 1804. 

Churfürſtliche Landesdirektion von Bayern. 


Regierungs-Blatt vom Jahre 1804. St. XVII. ©. 429 480. 


b. Diefer Vertrag wurde weiter auf die beiverfeitigen ſämmtlichen 
Staaten ausgedehnt, cf. 

Königl. Allerhöchte Verordnung vom 22. Yuni 1807. Reg. - Bl. 
von 1807. St. XXVII. ©. 1084 und 

Königl. Allerhöchite Verorpnung vom 18. Dctober 1811. Reg-Bl. 
von 1811. St. LXVI. ©. 1584. 

c. Ertract aus der Entfchliefung des Königl. Staatsminifteriums des 
Annern an die Königl. Regierung des Untermainfreifes, K. d. J., 
wird per Circular alfen übrigen Königl. Regierungen mitgetbeilt. 

Da zur Folge der hieneven zurückgehenden Entfchliefung des groß- 
berzoglich badiſchen Staatsminifteriums des Innern vom 27. Januar d. J. 
mit dem Eintritte des 19. Lebensjahres jedem Badner die Verpflichtung 
obliegt, im Falle feines Auswanderns wegen der Militärpflichtigfeit eine 
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Caution zu ftellen, jo tritt bei Auswanderungen von baherifchen Unter- 
thanen nach Baden, ver in dem $. 67 des Heerergänzungsgefeßes aufge- 
ftellte Grundfag der Reciprocität bis auf Weiteres in der Art in Wirk- 
famfeit, daß den auswandernden militärdienfttauglichen Mannsperfonen, 
welche in das 19. Lebensjahr eingetreten find, und die Jahre ver Armee- 
pflichtigfeit noch nicht zuriicgelegt haben, die Erlaubniß zur Auswanderung 
und gegen Stellung eines dienſttauglichen Erjfagmannes ertheilt wird. 
München ven 3. Yuli 1832. 
Staatsminifterium des Innern. 


Dillinger Sammlung Band III. $$. 112-114. ©. 131j3. 


2. Uebereinfunft mit dem GhürfürftenthHum Heſſen. 
Ertract aus der Kgl. Allerhöchiten Verordnung vom 14. Januar 1817. 


4. Da jedoch die Freizügigfeit ihrer Natur nach einzig auf das Ver- 
mögen, nicht auf die Perfon fich bezieht, fo bleiben viefer Ueber- 
einkunft unbeſchadet diejenigen Gefege in ihrer rechtlichen Kraft 
bejtehend, welche die Unterthbanen bei Strafe der VBermögens- 
Eonfiscation auffordern, vor der Anfäffigmahung in auswärtigen 
Staaten die Auswanderungs-Bewilligung nachzufuchen. 

5. Als Folge dieſes Grundfates ift feitgefett, daß die Erhebung ver 
Militärpflichtigfeits - Nedimirungs - Summe in Fällen, wo einem 
Individuum die Auswanderungs-Bewilligung ertheilt wird, welches 
feiner Perfon nach ver Militärpflichtigfeit unterliegt, und die Jahre 
berfelben noch nicht zurückgelegt hat, ver Freizügigkeit ungeachtet 
ftattfinde. 

München ven 14. Januar 1817. 


Reg.- DI. f. d. Könige. Bayern f. d. 3. 1817. &t. II. ©. 17, 


3. Uebereinfunft mit dem Großherzogthum Heffen - Darmftabt. 


a. Extract aus der Uebereinfunft d. d. Frankfurt am Main 
den 11. Mai 1808. 


$.2. Da jedoch die Freizügigkeit ihrer Natur nach nur auf das 
Vermögen und nicht auf die Perjon fich bezieht, fo follen dieſes Ver— 
trages ungeachtet die gegen das Auswandern mit Umgehung ber landes- 
herrlichen Bewilligung erlaffenen Strafgefege in ihrer rechtlichen Kraft 
fortbeftehen, und gegen jeden angewendet werden, ver ohne lanvesherrliche 
Bewilligung fih in einem fremden Gebiete nieverläßt. 

8. 3. Als Folge diefes Grundfages wird anerfannt, daß von Aus- 
wanderern, welche der Militärpflichtigfeit unterliegen, und das hiervon 
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befreiende Alter noch nicht erreicht haben, vie feſtgeſetzte Redimirungs— 
Summe eingezogen werben fünne, ohne daß durch die Einforberung 
dieſer perfönlichen Yeiftung den Grundſätzen der Freizügigkeit zu nabe 
getreten wird. 

Königlich Allerhöchite Verorpnung vom 14. Yuni 1808. 

Reg.- BL. f. d. Königr. Bayern f. d. J. 1803. St. XXIX. S. 1385. 


b. Mit Königlich Allerhöchſter Verordnung vom 23. Yuni 1816 
wird vorſtehende Convention auf fämmtliche derzeitige Staaten-Gomplere 
des Königreichs Bayern und des Großherzogthums Heſſen erneuert und 
ausgedehnt. 

Reg.- Bl. f. d. Königr. Bayern f. db. J. 1816. St. XXVI. ©. 485. 


c. Reluition der Yandwehrprlicht. 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Königs, 


Nachdem in Folge getroffener Uebereinfunft die aus dem Grofber- 
zogthum Heflen in das Königreih Bahern überziehenden Unterthanen 
von jeder Reluition der Landwehrpflicht gänzlich befreit find, fo wird bie 
Königliche Regierung unter Bezug auf die Königliche Allerhöchſte Ent- 
fchliefung vom 27. Januar I. Irs. die Landwehr betr. hiervon mit dem 
Auftrage in Kenntniß gefegt, bei vorfommenvden Auswanderungen dies— 
feitiger Untertbanen in die großherzoglich heſſiſchen Lande ein gleiches 
Verfahren zu beobachten. 

München ven 27. März 1819. 

Staatsminifterium des Königl. Haufes und des Aeußern. 
Gircular an ſämmtl. fol. Kreisregierungen, 8. d. J. Nr. Pr. 4017. 
Dölinger Sammlung Bd. II. $. 137, ©. 156. 


4. Uebereinfunft mit dem Kaiſerſtaat Defterreich. 
a. Redimirung der Militärpflicht bei Auswanderungen nach Deiterreich. 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Königs. 


Da nach vorliegenden "Anzeigen von den nach Bahern auswandern- 
den Defterreichern, welche das Alter ver gegenwärtig in Oeſter— 
reih vom 19. zum 29. Yebensjahre dauernden Militärpflid- 
tigfeit noch nicht erreicht haben, eine Revimirungs-Tare 
nicht erhoben wird: fo haben Seine königliche Majeftät zur Beobach— 
tung eines — den mit dem Haufe Dejterreich beſtehenden freundfchaftlichen 
Berhältniffen entfprechenven reciprocirlichen Verfahrens, unterm 30. v. Mts. 
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alfergnäpdigft zu genehmigen gerubt, daß die füniglichen Kreisregierungen 
ermächtigt werben: den noch nicht in das 19. Lebensjahr eingetretenen 
Bayern die Erlaubniß zur Auswanderung in die f. k. öfterreichifchen Staa- 
ten — bis auf weitere Anordnung unter obiger VBorausfegung gleichfalls 
ohne Erhebung einer Militär-Redemtions-Tare zu ertheilen, fohin infoweit 
die VBerorpnung vom 25. Januar 1814 vie Reluition ver Militärpflicht 
der mit ihren Eltern auswandernden Knaben betr. nicht mehr in Anwen- 
dung zu bringen. 
München ven 12. Dezember 1827. 
Staatsminifterium des Innern. 
Circulare an ſämmtl. fgl. Regierungen, 8. d. 9. Nr. Pr. 18342. 
Dillinger Sammlung Bd. II. $. 157. ©. 183. 


b. Redimirung der Militärpflicht bei Auswanderungen nad 
Defterreich. 

Bon Seite Defterreichs ift wiederholt ver Wunfch geäußert worden, 
daß die in ver allgemeinen Entjchliefung vom 12. Dezember 1827 aus— 
geiprochene Befreiung ver noch nicht in das 19. Yebensjahr eingetretenen 
— in bie f. k. öfterreichifchen Staaten auswandernden Bayern von ber 
Militär-Redemtions-Tare auch auf die militärpflichtigen Dienfttauglichen 
ausgedehnt werbe, da auch von Seiten des k. k. öfterreichifchen Gouverne- 
ments bei der Auswanderung Dienjtuntauglicher nach dem Königreich 
Bayern feine Ablöfungs- Tare mehr erhoben wird. 

Da nach der in Bahern beſtehenden Gefetgebung die Dienftuntaug- 
lichen — vorausgefeßt, daß ihre Dienftuntauglichfeit nach den hierüber 
ertheilten Vorſchriften hergeftellt ijt, ohnehin bei Auswanderungen in Bezug 
auf die Militärpflicht überhaupt nicht in Anfpruch genommen werben, fo 
find die Conferiptionsbehörden hierauf aufmerffam zu machen, damit fie 
bei dem Wegziehen der Dienjtuntauglichen in vie f. £. öfterreichifchen 
Staaten unter ven beſtehenden Verhältniſſen fich gleichfalls jeder Anfor- 
derung von Revemtions-Gebühren enthalten. 

München ven 16. October 1833. 

Staatsminifterium des Innern. 
Circulare an ſämmtl. fol. Regierungen, 8. d. J. Nr. Pr. 23185. 
Dillinger Sammlung Band II. $. 159. ©. 184. 


c. Redemtiond-Taren der zu den Neferve-Bataillons umd zur Yandwehr 
pfliihtigen Individuen bei Auswanderung nad) Defterreich. 
Marimilian Joſeph, 
von Gottes Gnaden König von Bapern ıc. x. 

Nachdem von Seite des f. f. öſterreichiſchen Hofes die Erflärung 
abgegeben worden ift, daß alle diejenigen Individuen, welche zur dortigen 
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Landwehr und zu ven Reſerven pflichtig find, im Falle ver ihnen 
bewilligten Auswanderung nach Unfern Staaten eine Redimirungs - Tare 
nicht zu entrichten haben, fo befehlen Wir andurch, daß auf gleiche Weife 
auh von den nach ven f. f. öfterreichifchen Landen mit obrigfeitlicher 
Genehmigung auswandernden Legions- und Landpwehrpflichtigen 
Bayern feine Reluitions» Gebühr mehr erhoben werde, wonach ihr das 
Geeignete zu verfügen habt. 


Münden ven 5. April 1821. 


Marimilian Joſeph. 
Dillinger Sammlung Band III. 8. 159. ©. 184, 


5. lebereinfunft mit dem Fürftenthum NReuß-Greiz, die Militär- 
pfliht in Bezug auf Auswanderung betreffend. 


Damit die in ber beutfchen Bundes-Akte Art. 18 Ziffer 1 und 2 
lit. b. vorbehaltene nähere Beitimmung gleichförmiger Grundfäge über 
bie Militärpflichtigkeit in Beziehung auf die Befugniß der Unterthanen 
zum freien Wegziehen in einen andern deutſchen Bundesſtaat, ober zum 
Eintritt in desſelben Civil- oder Militärbienfte, einjtweilen wenigſtens 
zwifchen dem Königreiche Bayern ımd dem Fürftenthume Reuß-Greiz zum 
Beten der beiverfeitigen Unterthanen fejtgefegt werde; jo find bie Unter- 
zeichneten, Namens ihrer höchiten Höfe über folgende Beſtimmungen über- 
eingefommen, und erflären hiermit: 

I. Die Jahre der Militärpflichtigfeit, infoferne als dieſelbe ber 
Befugniß des freien Wegziehens aus ven föniglich Bayeriſchen in die fürft- 
ih Reuß-Greizifchen Lande, und aus diefen in jene, oder des Eintretens 
in königlich Bayerifche und fürftlich Neuß» Greizifche Dienfte, im Wege 
fteht, werden von dem Anfange des 18. bis zum vollendeten 27. Lebens— 
jahre feſtgeſetzt. 

I. Innerhalb viefes Lebensalter behalten Sich die Föniglich 
Baherifche und fürftlich Neuß-Greizifche Regierung bevor, ihre auszuwan— 
dern oder in auswärtige Dienfte zu treten wünjchende Unterthanen ent- 
weder zum perfönlichen Kriegspienfte, oder nach ven allenfall® bejtehenven 
Reluitions-Gefegen, zum Erfaß verfelben anzubalten. 

I. Bor vem Anfange des 18. und nach vollendetem 27. Jahre 
ift ver Wegziehende als von allem Kriegspienfte frei anzufehen, und er 
foll in vem Staate, aus welchem er ausgewandert, weder zum Dienſte 
bei dem ftehenvden Heere, noch bei den unter dem Namen von National- 
garbe, mobile Legionen, Yanbwehr oder Landſturm begriffenen, oder wie 
immer Namen habenden Vertheidigungs - Anftalten angehalten werben, 
noch hiefür einen Erfag zu leiften haben. 
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IV. Der abziehende Vater nimmt feine Söhne, die noch nicht das 
18. Jahr angetreten haben, mit fih. Von diefem Alter anfangend müffen 
die Söhne vor der Auswanderung der Dienftpflicht Genüge leiften. 

V. Während des Krieges wird die Befugniß bes Wegziehens für 
jeven zu irgend einer Art von Vaterlands - Vertheidigung verpflichteten 
Unterthan fuspendirt. 

VI In jedem Falle muß fich derjenige, welcher aus den Föniglich 
Bayeriſchen Staaten in die fürftlich Neuß - Greizifhen, over aus biefen 
in jene auszuwandern, oder in berjelben Kriegs- oder Civil-Dienſte zu 
treten wünfcht, vorher an feine vorgeſetzte Yandes- Behörde wenden, und 
deren Einwilligung erholen, wobei jevoch lediglich — inwieferne die gefeß- 
lichen Beftimmungen erfüllt find — beurtheilt, in feinem Falle aber das 
Wegziehen über die Beitimmungen biefer Uebereinkunft hinaus erjchwert 
werden Soll. 

VO. Endlich machen Eich beide Regierungen gegen einander ver: 
binblich, varauf zu halten, daß jeder Einwandernde, ver fich in den Mili- 
tärpflichtigfeits- Jahren, entweder in Rüdficht auf das jtehende Heer, oder 
auf die unter dem Namen von National» Garbe, mobilen Legion, Land- 
wehr over Yandjturm begriffenen, oder wie immer Namen habenven 
Bertheidigungs - Anftalten nach ven Geſetzen des Staates befindet, in 
welchen er übergeht, als unmittelbar in deſſen Militärpflicht übergehen 
betrachtet werde; demnach fie fich wechjelfeitig verfprechen, ſolchen Ein- 
wandernden feine BVBergünftigung dahin zu ertheilen, daß dieſelben von 
der Waffenpflichtigfeit befreit werben follen. 

Gegenwärtige Erklärung foll durch das Regierungsblatt, oder auf bie 
font hergebrachte Art zur öffentlichen Kenntniß gebracht werben. 

Frankfurt am Main den 30. Auguft 1826. 

Fehr. v. Lerchenfeld. Frhr. v. Leonhardi. 


Bekannt gemacht mit Kgl. Bayer. Staats-Miniſterial-Erlaß d. d. München 
den 7. Jänner 1827. 


Reg.Bl. f. d. Königreich Bayern v J. 1827. Nr. 3. ©. 61—64. 


6. Uebereinkunft mit dem Großherzogthum Oldenburg. 
Auf Befehl Seiner Majeſtät des Königs. 


Nachdem die Großherzoglich Oldenburgiſche Landes-Regierung unterm 
11. Juni 1831 die Erklärung dahin abgegeben: 

"daß bei Auswanderung großherzoglich oldenburgiſcher Unterthanen 

in die königlich bayerifchen Staaten weber eine Nachſteuer noch eine 

Reluition für die noch nicht das Alter ver Confcriptions- und Milt- 

tärpflicht erreicht habenven Söhne gefetzlich gefordert werben dürfe,“ 
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jo kommen nach ven betreffenden gejeslichen Bejtimmungen in gleichen 
Auswanderungsfällen königlich bayerifcher Unterthanen in die großberzog- 
ih olvenburgifchen Staaten die Grundſätze der Keciprocität in Anwen— 
dung, wonach in ähnlichen Fällen die Reluition der Militärpflicht nicht 
zu fordern iſt. 
München den 15. October 1831. 
Staatsminiſterium des Innern. 


Nr. Br. 17111. 
Dillinger Sammlung Band II. 8. 172. ©. 199. 


— — — —— 


7. Uebereinkunft mit dem Königreich Preußen. 


Beſtimmungen über die Militärpflichtigkeit in Bezug auf Auswan⸗ 
derungen von und nach Preußen betreffend. 


Bon Seite Preußens iſt die allgemeine Anordnung zugeſichert wor— 
den; daß männliche Individuen eines mit Preußen in Cartelverhältniſſen 
ſtehenden Staates, die ſich noch im militärpflichtigen Alter befinden, die 
Niederlaſſung im preußiſchen Staate von den dortigen Behörden nicht eher 
geſtattet werde, als bis dieſelben ſich durch einen Auswanderungsconſens 
oder durch eine glaubhafte Beſcheinigung wegen erfolgter Erfüllung der 
Militärpflicht gehörig ausgewieſen haben werden. 

Bei der einleuchtenden Zweckmäßigkeit und dem gegenſeitigen Vor— 
theile einer ſolchen Verfügung ſind daher die untergeordneten Polizeibe— 
hörden auf die Beobachtung eines gleichen Verfahrens rückſichtlich der aus 
Preußen einwandernden Perfonen männlichen Gefchlechts anzumeifen. 

Da übrigens die Dauer der Militärpflichtigfeit in Babern fich nur 
vom 21. bis 23. Lebensjahr erjtredt, nach der königlich preußifchen Ge- 
jeßgebung aber die Verpflichtung zum jtehenden Heere zwilchen das 17. 
und 25. Yebensjahr fällt, und den in dieſem Alter ftehenden Individuen 
der Auswanderungsconfens vorenthalten werben fann, fo ſoll nach 8. 67 
des Heerergänzungsgefeges dem Grundſatz der Neciprocität zufolge auch 
in Anjehung der nach Preußen auswandernven königlich bayeriſchen Unter- 
thanen das freie Wegziehen zwifchen dem 17. und 25. Yebensjahre be- 
fchränft fein, von diefem Alter aber an, ſowie vor dem 17. Yebensjahre 
durchaus nicht gehindert werben. 

München ven 25. October 1830. 

CStaatsminifterium des Innern. 


Girculare an fünmtliche k. Regierungen, K. d. J. Nr. Pr. 10341. 
Döllinger Sammlung Band III. $. 181. ©. 208, 
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8, Lebereinfunft mit der fürſtlich Reuß-Plauenſchen Landes- 
regierung. 
Militärpflicht bei Auswanderungen in die fürftlih Neuß - Blauen- 
ſchen Sande. 

Bon der fürjtlih Reuß-Plauenſchen Landesdirektion ift zur Erleich- 
terung der gegenfeitigen Ein- und Auswanderungen in bie königlich 
Baperifchen und reſp. fürftlich Neuß - Plauenfchen Lande die allgemeine 
Anordnung zugefichert worden: 

„daß mit Ausnahme der wirflich eingereihten und durch den mili- 

„täriſchen Dienfteid Verpflichteten, welche bis zum zurücgelegten 24. 

„Lebensjahre oder in Kriegszeiten noch länger bienftpflichtig bleiben, - 

„jedem Unterthan, der das 19. Lebensjahr noch nicht angetreten, 

"oder das 24. bereits zurücgelegt hat, die Auswanderung in das 

»Königreih Bayern, ohne Rückſicht auf das Militärpflichtigfeits- 

„Verhältniß, verftattet werben joll. 

In Erwieverung diefer Anordnung find daher die untergeorpneten 
Polizei-Behörven zu ermächtigen, auf gleiche Weife, ſohin mit Ausnahme 
der bereits in die active Armee wirklich Eingereihten, denen die Erledigung 
der für bie Friedens- fowie für die Kriegszeiten geſetzlich feitgeftellten 
Dienstzeit obliegt, jedem bayeriſchen Unterthan, welcher das 19. Yebens- 
jahr noch nicht angetreten, oder das 23. ohne Verlegung der gefegmäßigen 
Verpflichtungen bereits zurücgelegt hat, bei Auswanderungen in die fürft- 
lich Reuß-Plauenſchen Yande in Beziehung auf die Militärpflicht fein 
Hinderniß zu fegen. 

München ven 13. September 1835. 

Staatsminifterium des Innern. 
Girculare an fämmtliche k. Regierungen, K. d. J. Nr. Pr. 30786. 
Dillinger Sammlung Band II. $. 184, S. 210. 


x 


9, Uebereinfunft mit den Großherzogthum Sachſen-Weimar umd 
ben Herzogthlimern Sachien-Goburg-Gotha u. Sachjen-Altenburg. 


a. Erfüllung der Militärpflibt in Bezug auf Auswanderung. 


Marimilian Joſeph, 
von Gottes Gnaden König von Bayern 2c. ıc. 
Nachfolgende Erklärung über die von Uns und des Großherzogs von 
Sachſen-Weimar, Königliche Hoheit angenommenen Grundfäge, rückſichtlich 
der Militärpflichtigfeit bei wechjelfeitiger Auswanderung von Unterthanen, 
laffen Wir durch das Negierungsblatt zur allgemeinen Wiſſenſchaft und 
Nachachtung mit dem Anhange befannt machen, daß auch in Bezug auf 
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bie herzoglich Sachfen-Gotha- und Altenburgifchen Lande am 30. v. Mts. 
eine ganz gleichlautende Erklärung von Unferm außerordentlichen Gefandten 
und bevollmächtigten Minifter am f. fächfifchen Hofe, Grafen v. Luxburg, 
und dem herzoglich Sachſen-Gothaiſchen Legationsrathe und Geſchäfts— 
träger an demſelben Hofe, Heinrich Ludwig Verlohren unterzeichnet und 
gegenfeitig ausgewechjelt ift, ſomit die nachfolgenden Beftimmungen auch 
rüdfichtlih der berzoglih Sachen - Gotha und Altenburgifchen Lande zu 
beobachten find. 
München ven 10. November 1817. 


Marimilian Joſeph. 


Uebereinfunft. 

Damit die in der beutfchen Bundesafte Art. 18 Ziff. 1 und 2 lit. b 
vorbehaltene nähere Beitimmung gleichförmiger Grunbfäge über die Milt- 
tärpflichtigfeit in Beziehung auf die Befugniß der Unterthanen zum freien 
Wegziehen in einen andern Bunvesftaat, oder zum Eintritt in desjelben 
Civil- oder Militärvienjte, einftweilen wenigjtens zwijchen dem königlich 
bayerifchen und großherzoglich ſächſiſchen Staate, zum Beften der beiver- 
jeitigen Unterthanen, fejtgejetst werve, jo find vie Unterzeichneten, Namens 
ihrer Allerhöchften Höfe, über folgende Bejtimmungen übereingefommen, 
und erklären hiermit: 

1. Die Jahre ver Militärpflichtigfeit, infofern als dieſelbe ver Be— 
fugniß des freien Wegziehens aus den Föniglich bayerijchen in die 
großherzoglich fächfifchen Lande, und aus diefen in jene, oder bes 
Eintretens in königlich bayeriſche und großherzoglich ſächſiſche 
Dienfte, im Wege fteht, werben von dem Anfange des 18. bis 
zum vollendeten 27. Lebensjahre feitgejekt. 

2. Innerhalb dieſes Lebensalters behalten Sich die königl. bayeriſche 
und großberzoglich fächfifche Regierung vor, ihre auszuwandern 
oder in auswärtige Diente zu treten wünſchenden Unterthanen, 
entweder zum perfönlichen Kriegsdienſte, over nach den allenfalls 
beſtehenden Reluitionsgejegen, zum Erſatz verfelben anzuhalten. 

3. Bor dem Anfange des 18. und nach vollendetem 27. Jahre ift ver 
Wegziehende, als von allem Kriegsdienſte frei anzufehen, und er 
foll in dem Staate, aus welchem er auswandert, weder zum 
Dienft bei dem ſtehenden Heere, noch bei dem unter dem Namen 
von Nationalgarve, mobilen Yegionen, Landwehr oder Landſturm 
begriffenen, oder wie immer Namen habenden Bertheidigungs- 
Anftalten angehalten werden, noch dafür einen Erfag zu leiften 
haben. 

4. Der abziehende Vater nimmt feine Söhne, die noch nicht das 18, 
Jahr angetreten haben, mit ſich. Von diefem Alter anfangend 
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müfjen die Söhne vor der Auswanderung der Dienftpflicht Ge- 
nüge leijten. 
. Während des Krieges wird die Befugniß des Wegziehens für 
. jeven, zu irgenb einer Art von Vaterlandsvertheidigung verpflich⸗ 
teten Unterthan, ſuspendirt. 

6. In jedem Falle muß derjenige, welcher aus ven königlich baye— 
riſchen Staaten in die großherzoglich ſächſiſchen, over aus dieſen 
in jene auszumwandern, oder in besjelben Kriegs- oder Civilpienfte 
zu treten wünſcht, fich vorher an feine vorgefette Landeobehörde 
wenden, und beren Einwilligung einholen, wobei jedoch lediglich, 
inwieferne bie gefeglichen Beftimmungen erfüllt find, beurtheilt, 
in feinem Falle aber das Wegziehen über die Bejtimmungen dieſer 
Uebereinfunft hinaus erjchwert werben foll. 

7. Endlich machen fich beide Regierungen gegen einander verbindlich, 
darauf zu halten, daß jeder Einwandernde, der fich in ven Mili- 
tärpflichtigfeitsjahren, entweder in Rückſicht auf das ftehenve Heer, 
oder auf die unter dem Namen von Nationalgarde, mobilen Pegion, 
Landwehr oder Landſturm begriffenen oder wie immer Namen 
habenden Bertheivigungsanftalt nach den Gefegen des Staates 
befindet, in welchen er übergeht, als unmittelbar in deſſen Militär- 
pflichtigfeit übergehend betrachtet werden, demnach fie fich wechfel- 
feitig verfprechen, folchen Einwandernden feine VBergünftigung da— 
bin zu ertheilen, daß biefelben von der Waffenpflichtigkeit befreit 
werben follen. ’ 

Gegenwärtige Erflärung foll durch das Regierungsblatt oder auf bie 

fonjt hergebrachte Art zur öffentlichen. Kenntniß gebracht werben. 

Drespen den 1. October 1817. Weimar den 23. Ecptember 1817. 
NReg.- Bl. f. d. Könige. Bayern f. d. 3. 1817. St. XLI. S. 979. 
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b. Königlih Allerhöchſte Verordnung. 


Marimilian Joſeph, 
von Gottes Gnaden König von Bayern zc. ıc. 


Sleichlautend mit der unterm 10. Novbr. v. Irs. befannt gemachten 
Erklärung über die von Uns und des Großherzogs von Sachen - Weimar 
und Eiſenach, Königlichen Hoheit, fowohl ald des Herzogs von Sachſen— 
Gotha und Altenburg, Durchlaucht, angenommenen Grundfäge hinfichtlich 
der Militärpflichtigkeit bei wechjelfeitiger Auswanderung der Unterthanen 
ift nun auch die Erklärung über die Annahme und gegenjeitige Beobachtung 
diefer Grundfäge zwifchen Uns und des Herzog von Sachſen-Coburg, 
Durchlaucht, durch Unfer Staatsminifterium Unferes Königlihen Haufes 
und des Neufern und das herzogl. Sachjen-Coburgiche Yandes-Minifterium 
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unterzeichnet und gegenfeitig ausgewechjelt worden, wonach dann bie in 
der erwähnten, unterm 10. Novbr. v. Irs. befannt gemachte Erflärung 
enthaltenen Bejtimmungen auch rüdfichtlich der herzoglich Sachjen- N 
ſchen Lande zu beobachten find. 
München ven 17. Januar 1818. 
Marimilian Yofeph. 
Geſetz⸗Bl. f. Königr. Bayern f. d. J. 1818. St. Il. ©. 14. 


— 


10. Uebereinkunft mit dem Herzogthum Sachſen-Meiningen. 
Extraet aus der Freizügigkeits-Convention vom 9. Dezember 1809. 


4. Da ſich jedoch die Freizügigfeit der Natur mach einzig auf das 
Vermögen, nicht auf die Perfonen bezieht, fo bleiben diefer Ueber- 
einfunft unbefchabet, diejenigen Geſetze im ihrer rechtlichen Kraff 
beftehend, welche Unſere Unterthanen bei Strafe der Vermögens- 
Confiscation auffordern, vor der wirklichen Anſäſſigmachung in 
auswärtigen Staaten Unfere Auswanderungs - Bewilligung nach— 
zufuchen. 

5. Als Folge diefes Grundfates wird feſtgeſetzt, daß die Reluiirung 
der Militärpflichtigkeit in Fällen, wo einem Individuum die Aus— 
wanderungs-Bewilligung ertheilt wird, welches ſeiner Perſon nach 
der Militärpflichtigkeit unterliegt, und die Jahre derſelben noch 
nicht zurücgelegt bat, der Freizügigkeit ungeachtet ſtattfinde. 

Reg.- Bl. f. d. Königreih Bayern f. d. 3. 1809. St. LAXXVI. ©. 1922. 





11. Uebereinkunft mit dem Fürftenthum a 
haufen, 
Ertract aus der Freizügigfeits-Gonvention vom 1. Januar 1806. 


3. Don diefer Befreiung find ausgefchloffen alle diejenigen, welche 
ohne landesherrliche Bewilligung auswandern, gegen welche bie 
biesfalls beſtehenden Strafgefege um fo mehr wirkend bleiben, ale 
bie reizügigfeit ihrer Natur nach, fih nicht auf die Perſonen, 
fondern nur auf das Vermögen bezieht. 

4. Aus eben diefem Grundſatze geht die weitere Folge hervor, daß 
von Auswandernden, welche der Militärpflicht unterworfen find, 
und bie dazu beftimmten Jahre noch nicht zurücgelegt haben, vie 
in Unferen föniglichen Erbftaaten dermal auf 185 fl. fejtgefetten 
Redimirungsfummen eingeheifcht werben können, ohne daß durch 
Einforberung diefer perfönlichen Gabe ven nt ber Frei⸗ 
zügigfeit zu nahe getreten wird. 

Reg «Bl. f. d. Königreich Banern f. d. 3. 1805. St. 1. ©. 5. 
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Ad 4 Defterreid. 
d. Ablöfung der Militärprlicht bei Auswanderungen nach Oefterreich. 


Bekanntmachung. 

Nah Inhalt der allerhöchſten Entihliefung vom 5. April 1821, 
dann der Minijterial» Entfehließungen vom 12. Dezember 1827 und 16. 
October 1833 fand aus dem gefeglichen Etandpunfte” ver Reciprocität 
bei Auswanderungen babyerijcher Unterthanen nach Dejterreich eine Ablö- 
fung der Militärpflicht gegenwärtig nur noch bezüglich der in dem Alter 
vom-19. bis zum vollendeten 29. Fahre ſtehenden militärpflichtigen Indi— 
viduen jtatt. 

Nachdem nunmehr die k. f. öfterreichifche Regierung erflärt hat, auch 
von den obenerwähnten militärpflichtigen, dem Heere nicht bereits einge- 
reihten Unterthanen bei Auswanderungen nach Bayern eine Redemtion 
ber Militärpflicht nicht mehr erheben zu wollen, fo hat gleiches Verfahren 
auch bezüglich bayeriſcher Auswanderer Plat zu greifen. 

München den 16. October 1837. ö 

Auf Seiner Majeftät des Königs Allerhöchſten Befehl. 
Staatsminifterium des Innern. 
An ſämmtliche k. Kreisvegierungen, 8. d. J. | Nr. 38310. 
Dillinger Band XXM. (Nr. X. Bb. II.) Abth. V. Abſchn. 1. $. 305. S. 89. 


IV. Abſchnitt. 


Eonventionen über Befreiung von der Militärdienkipflidt 
| fremder Staatsangehörigen. 
OO 
1. Befanntmachung, die Entrichtung eines Militärpflicht-Erfages 
in der Schweiz von Angehörigen fremder Staaten betreffend vom 
„9 Dezember 1858. 
Stantsminifterinm des Königlichen Haufes und des Aeußern. 
Nachdem die nachjtchenve 
Erflärung: | 
Der fchweizerifche Bundesrath erklärt in Folge ver zwifchen ſämmt— 


lichen Kantonen ver Eidgenoffenfchaft und ver föniglich bayerijchen Staats— 
Regierung durch feine Vermittlung getroffenen Webereinkunft: 


J 
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Daß die königlich bayerifchen Unterthanen, wenn fie fürzere over län-. 
gere Zeit einen der Schweizer-Rantone bewohnen, daſelbſt weder zu irgend 
welchem Militärbienfte noch zu einer Erfagleiftung biefür angehalten wer- 
ven follen, und daß die Verbindlichkeit diefer Erflärung erjt nach Ablauf 
eines halben Jahres nach der beiverfeits freiftehenden Kündigung erlöfche. 

Deffen zu Urfund hat der fchweizerifche Bundesrath die gegenwärtige 
Erflärung, welche gegen eine andere damit übereinjtimmende des Fönigl. 
baverifchen Staatsminifteriums des Föniglichen Haufes und des Aeußern 
auszuwechſeln ift, ausgeftellt und mit ven üblichen Unterjchriften und 
Siegel befräftigt. 

Bern den 26. November 1858. 

Im Namen des fchweizerifchen Bundesrathes. 
Der Bundespräfident. 
(L. S.) Dr. $urrer. 
Der Kanzler ver Eivgenofjenfchaft. 
Zn. Schieß. 
gegen eine conform lautende königl. bayeriſche Miniſterial-Erklärung vom 
12. v. Mts. ausgewechſelt worden, ſo wird die hierdurch zwiſchen der 
königl. bayeriſchen Regierung und ſämmtlichen Kantonen der Eidgenoſſen— 
ſchaft durch die Vermittelung des ſchweizeriſchen Bundesrathes zu Stande 
gekommene Uebereinkunft hiermit zur allgemeinen Kenntniß 
München ven 9. Dezember 1858. 
Frhr. v. d. Pfordten. 
Reg.-Bl. f. d. Könige. Bayern f. d. Jahr 1858. Nr. 66. S. 1553. 
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Staat3-Berträge 
Köuigreids Bayeru. 


' ER rn 


Abtheilung VI. 


Verträge, betreffend das Eigenthum an Erzeugniſſen der 

Fiteratur und Kunſt und den Schuß gegen den Mißbrauch 

der Preſſe, fowie gegen unbefugte Beröffentlihung, Auf- 
führung, Darftellung, Nachdruck und Nachbildung. 


————— 
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1. Bekanntmachung, den Bundestagsbeichluß vom 6. September 
1832 gegen Nachdruck betreffend. 


Staatsminifterium des Königlihen Hauſes und des Aeußern. 


Das Staatsminifterium des Königlichen Haufes und des Aeußern 
macht in Gemäßheit der von Seiner Majejtät dem Könige ertheilten 
Ermächtigung nachjtehende in ver 33. Situng der veutfchen Bundesver- 
fammlung am 6. September d. Irs. bejchlofjene Uebereinkunft gegen ven 
Nachdruck zur Darnachachtung hierdurch befannt: 

„Um nach Art. 18 dd. der deutſchen YBundesafte die echte ver 
Schriftfteller, Herausgeber und Berleger gegen ven Nachdruck 
von Gegenftänden des Buch- und Kunſthandels ficher zu ftelfen, 
vereinigen fich die fouveränen Fürften und freien Städte Deutfch- 
lands vorerft über den Grundſatz, daß bei Anwendung der gejeß- 
lihen Vorfchriften und Maafregeln wider den Nachdruck in Zu- 
funft der Unterjchiev zwifchen ven eigenen Unterthanen eines 
Bundesftaates und jenen ber übrigen im deutſchen Bunde verein- 
ten Staaten gegenfeitig und im ganzen Umfange des Bundes in 
der Art aufgehoben werben foll, daß die Herausgeber, Berleger 
und Schriftfteller eines Bundesstaates fich in jedem andern Bun— 
besftaate des dort geſetzlich beſtehenden Schutes gegen ven Nach» 
druc zu erfreuen haben werben. 

München ven 22. October 1832. 

Auf Seiner Majeftit des Königs Allerhöciten Befehl. 
Frhr. v. Giſe. 
Reg.-Bl. ſ. d. Rönigr. Bayern f. d. J. 1832. Mr. 41. 8. 693. 


2. Bekanntmachung des Bundes-Beſchlußes vom 22. April 1841, 
den Schutz dramatiſcher und muſikaliſcher Werke gegen unbefugte 
Aufführungen derſelben betreffend. 


Staatsminiſterium des Innern. 


Von dem Miniſterium des Innern wird in Gemäßheit des von 
Seiner Majeſtät dem Könige ertheilten Ermächtigung nachſtehende, in 
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der zehnten Sitzung ber deutſchen Bundesverfammlung vom 22. April 
l. Irs. bejchleffene Uebereinkunft in Betreff des Echuges mufifalifcher 
und dramatifcher Werfe mit dem Beifügen befannt gemacht, daß dieſelbe 
unter Anwendung der Beftimmungen des Gejeges vom 15. April v. Irs. 
den Schutz des Eigenthums an Erzeugnifjen der Literatur und Kunſt 
gegen Veröffentlihung, Nachbildung und Nachdruck betreffend, und nach 
Maafgabe dieſer gefetlichen Bejtimmungen in Vollzug zu fegen fei: 
„bie im beutfchen Bunde vereinigten Regierungen werben zum Echuße 
ber inländischen Berfafjer muſikaliſcher Compofitionen und 
dramatifcher Werfe gegen unbefugte Aufführung und Darftellung 
verfelben im Umfange des Bunvesgebietes folgende Bejtimmungen 
in Anwendung bringen: 

1. Die öffentliche Aufführung eines vramatifchen oder mufifalifchen 
Werfes im Ganzen, oder mit Ablürzungen darf nur mit Erlaub- 
niß des Autors, feiner Erben oder fonjtigen Rechtenachfolger 
ftattfinden, fo lange das Werf nicht durch den Drud veröffent- 
licht worden ift. 

2. Diefes ausfchliefende Necht des Autors, feiner Erben over 
fonftigen Rechtsnachfolger foll wenigitens während 10 Yahren 
von ber erjten rechtmäßigen Aufführung des Werkes an,. in 
ſämmtlichen Bundesjtaaten anerkannt und gefchügt werden. Hat 
jedoch der Auter die Aufführung feines Werkes ohne Nennung 
feines Familien- over offenfundigen Autor-Namens irgend Je— 
mandem gejtattet, fo findet auch gegen andere fein ausſchließendes 
Recht jtatt. \ 

3. Dem Autor und deſſen Nechtsnachfolgern fteht gegen jeden, 
weicher deſſen ausſchließendes Necht durch öffentliche Aufführung 
eines noch nicht geprudten bramatifchen over muſikaliſchen Wer: 
kes beeinträchtigt, Anſpruch auf Entſchädigung zu. 

4. Die Beſtimmung diefer letteren und die Art, wie biefelbe ge- 
fichert und verwirklicht werden foll, fowie die Feitfegung ber 
etwa noch neben dem Echavenerfaß zu leiftenden Gelpbuße bleibt 
ben Yandesgejegen vorbehalten; — ſtets jedoch iſt der ganze 
Betrag der Einnahme von jeder unbefugten Aufführung ohne 
Abzug der auf diefelbe verwendeten Koften, und ohne Unter: 
fchied, ob das Stück allein over in Verbindung mit. einem 
andern den Gegenjtand der Aufführung ausgemadt bat, in 
Beichlag zu nehmen. 

München ven 23. Yuli 1841. 
Staatsminifterium des Innern. 
Reg.-Bl f. d. Königr, Bayern f. d. J. 1841. Nr. 33. ©. 645. 
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3. Befauntmahung des Bundesbeſchlußes vom 19. Juni 1845 
‚ betreffend den Schug von Werfen der Wiffenfchaft und Kunſt 
gegen Nachoruf und unbefugte Nachbildung. 


Stantsminifterium des Innern, 


In Gemäßheit der von Seiner Majeftät dem Könige ertheilten Er- 
mächtigung werben von dem Minifterium des Innern nachjtehende in ver 
21. Sigung der deutſchen Bundesverſammlung vom 19. Juni d. Irs. 
zur Ergänzung des Beſchlußes vom 9. November 1837 vereinbarte alf- 
gemeine Beitimmungen über ven Schug von Werfen ver Wijfenfchaft und 
Kunft gegen Nachprud und unbefugte Nachbildung unter Bezugnahme auf 
bie unterm 23. Yuli 1841 in Betreff des Schuges mufilalifcher und 
dramatifcher Werfe ergangene Belanntmachung mit dem Beifügen ver- 
öffentlicht, daß diefe vereinbarten Bejtimmungen nach Maafgabe des Ge- 
fees vom 15. April 1840 den Echuß des Eigenthums an Erzeugniffen 
ver Literatur und Kunſt gegen VBeröffentlihung, Nachbildung und Nach— 
druck betreffend in Bellzug zu fegen fei. 

„Nachdem der Bundes-Bejchluß vom 9. November 1837 nur das 
geringfte Maaß des Schuges fejtgeitellt hat, welcher innerhalb des 
deutſchen Bundesgebietes der dort erfcheinenden literarifchen und 
artiftifchen Erzeugnifjen gegen ven Nachdruck und jede andere unbe- 
fugte Vervielfältigung auf mechanischen Wege zu gewähren war, 
eine anderweite DBereinbarung über gemeinfame Gewährung eines 
völlig ausreichenden Schutes aber gleichzeitig vorbehalten worden 
ift, fo find fämmtliche deutiche Negierungen über folgende Beftim- 
mungen zur Ergänzung des Beſchlußes vom 9. November 1837 über- 
eingefommen: 

1. Der durch den Art. 2 des Beichlußes vom 9. November 1837 
für mindeftens 10 Fahre von dem Erfcheinen eines literarifchen 
Erzeugniffes oder Werkes der Kunſt zugeficherte Schuß gegen 
Nachdruck und jede andere unbefugte Vervielfältigung auf mecha- 
nifchem Wege wird fortan innerhalb des ganzen veutfchen Bun- 
besgebietes für die Lebensdauer des Urhebers folcher Literarifchen 
Erzeugnifje oder Werfe der Kunſt und auf 10 Fahre nach dem 
Tode desfelben gewährt. 

2. Werfe anonymer oder pfeubonymer Autoren, jo wie poſthume 
und ſolche Werfe, welche von moralifchen Perfonen (Afademien, 
Univerfitäten 2c.) berrühren, genießen ſolchen Schuges während 
30 Jahre vom Jahre ihres Erfcheinens an. 

3. Um diefen Schuß in allen veutfchen Bundesftaaten in Anfpruch 
nehmen zu können, genügt es, die Bedingungen und Förmlich— 
feiten erfüllt zu haben, welche vieferhalb in den deutſchen Staaten, 
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in welchen das Originafwert erſcheint, geſetzlich vorgeſchrie— 
ben find. 


. Die Verbinvlichfeit zu voller Schadloshaltung ver durch den 


Nachdruck Verletzten liegt dem Nachbruder, und, bemjenigen, 
welcher mit Nachdruck wifjentlih Handel treibt, ob, und zwar 
folivariich, infoweit nicht allgemeine Nechtögrundfäge dem ent- 
gegenftehen. 


. Die Entichädigung hat in dem Verfaufspreife einer richterlich 


feftzufegenvden Anzahl von Eremplaren des Driginalwerfes zu 
bejtehben, welche bis auf 1000 Eremplare anfteigen kann, und 
eine noch höhere fein foll, wenn von. dem DVerlegten ein noch 
größerer Schaden nachgewiejen worden ilt. 


;. Außerdem find gegen ven Nachdruck und andere unbefugte Ver- 


vielfültigung auf mechanifchem Wege, auf den Antrag des Ver— 
fetten in allen Bundesjtiaaten, wo die Landesgeſetzgebung nicht 
noch höhere Strafen vorfehreibt, Geldbußen bis zu 1000 fl. zu 
verhängen. 


. Die über vergleichen Vergehen erfennenden Richter haben nach 


näherer Beitimmung der Yandesgejege in denjenigen Füllen, we 
ihrem Ermeſſen zufolge ver Befund von Sachverjtändigen ein- 
zubolen iſt, bei literarifchen Werfen das Gutachten von Echrift- 
jtellern, Gelehrten und Buchhändlern, bei mufifaliihen und 
Kunjtwerfen das ven Künſtlern, Kunftverftändigen und Mufik- 
und Kunſthändlern einzuholen. 


München den 2. September 1845. 
Auf Seiner Majeftät des Königs Allerhöchſten Befehl. 


Staatsminifterium des Innern. 
Reg. Bl. f. d. Königreich Bayern f. d. J. 1845. ©. 523. 


4. Befanntmahung, den Bundesbefhluß ‚vom 6. Novbr. 1856 


über den Schuß der Werfe der Literatur und Kunft gegen Nach- 


druck betreffend. 


Staatsminifterium des Königlichen Hauſes und des Aeußern. 
In Gemäßheit ver von Seiner Majeftit dem Könige unterm 13. 


Dezember I. Yrs. allerhöchſt ertheilten Ermächtigung wird nachftehenver 
in der Eigung der deutichen Bundesverfammlung vom 6. Novbr. l. Irs. 
gefaßter Beſchluß — über ven Schub für Werke der Yiteratur und Kunſt 
gegen Nachdruck und mechanifche Vervielfältigung unter Bezugnahme auf 
bie umterm 2. September 1845 in Betreff ſolchen Schuges ergangene 
Belanntmahung mit dem Beifügen veröffentlicht, daß diefer Befchluf nach 
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Maafgabe des Geſetzes vom 15. April 1840 ven Schutz des Eigenthums 
an Erzeugniffen ver Literatur und Kunft gegen Veröffentlichung, Nachbil- 
bung und Nachprud betreffend in Vollzug zu fegen iſt. 
München ven 18. Dezember 1856. | 
Auf Seiner Majejtät des Königs Allerhöchiten Befehl. 
Minifterium des Föniglihen Haujes und des Aeußern. 


Bundesbefhluf - 
vom 6. Novbr. 1856, den Schuß für Werfe der Literatur und Kunſt 
gegen Nachdruck und mechaniſche Vervielfältigung betreffend. 


Der durch den Art. 2 des Bundesbeſchlußes vom 9. Novbr. 1837 
und des Bundesbeſchlußes vom 19. Juni 1845 für Werfe der Literatur 
und der Kunſt gegen Nachdruck und mechanische Vervielfältigung gewährte 
Schuß, fo wie derjenige Schuß, welcher durch befonvere Bundesbeſchlüße 
im Wege des Privilegiums für die Werfe einzelner bejtimmter Autoren 
gewährt worden ift, wird dahin erweitert, daß dieſer Schutz zu Gunften ber 
Werke derjenigen Autoren, welche vor dem Bundesbeſchluß vom 9. Novbr. 
1837 verftorben find, noch bis zum 9. Novbr. 1867 in Kraft bleibt. 

Jedoch findet der gegenwärtige Bundesbeſchluß nur auf folche Werke 
Anwendung, welche zur Zeit noch im Umfange des ganzen Bunbesgebietes 
durch Gefege oder Privilegien gegen Nachdruck oder Nachbildung ge- 
ſchützt find. 

Rey.-Blatt für das Königreich Bayern für das Jahr 1856. Nr. 57. S. 1201. 


5. Befanntmahung des Bundesbeſchlußes vom 12. März 1857 
über den Schutz dramatifcher und muſikaliſcher Werfe gegen 
unbefugte Aufführung betreffenv. 


Staatsminifterium des Königlihen Hauſes und des Aeußern. 

In Gemäßheit der von Seiner Majeftät dem Könige allerhöchſt 
ertbeilten Ermächtigung wird nachjtehender in der Situng der beutjchen 
Bundesverfammlung vom 12. März I. Irs. gefaßter Befchluß über ven 
Schut bramatifcher und mufilalifher Werke gegen unbefugte Aufführung 
und Darftellung unter Bezugnahme auf die unterm 23. Juli 1841 in 
Betreff folhen Schutes ergangene Bekanntmachung mit dem Beifügen 
veröffentlicht, daß dieſer Beſchluß nach Maaßgabe des Gejetes vom 15. 
April 1840, den Schuß des Eigentums an Erzeugniffen der Literatur 
und Kunſt gegen Veröffentlichung, Nachbildung und Nachprud betreffen, 
in Vollzug zu fegen ijt. 

Münden ven 18. Mai 1857. 

Auf Seiner Majeftät des Königs Allerhöchiten Befehl. 
Staatsminijterium des Königl. Haufes nnd des Aeußern. 
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vom 12. März 1857, den Schuß dramatiſcher und muſikaliſcher Werke 
gegen unbefugte Aufführung und Darftellung betreffend. 


Die durch den Bundesbeſchluß vom 22. April 1841 zum Schuße 
der inländifchen Verfaffer vramatifcher und muſikaliſcher Werfe gegen 
unbefugte Aufführung und Darjtellung verfelben im Umfange des Bunves- 
gebietes vereinbarten Beſtimmungen werben wie folgt erweitert: 

1. Die öffentlihe Aufführung eines dramatifhen oder mufifalifchen 
Werkes im Ganzen oder mit Abfürzungen darf nur mit Erlaubniß 
des Autors, feiner Erben oder jonjtigen Rechtsnachfelger jtattfin- 
ven, jo lange das Werf nicht durch ven Drud veröffentlicht wor— 
den ift. Das ausfchließende Recht, diefe Erlaubniß zu ertheilen, 
jtebt dem Autor lebenslänglich und feinen Erben over fonjtigen 
Rechtsnachfolgern nach zehn Jahren nach feinem Tode zu. 

2. Auch in dem Falle, daß ver Autor eines dramatiſchen oder mufi- 
faliihen Werkes, fein Werk durh den Drud veröffentlicht, kann 
er ſich und feinen Erben oder jonjtigen Vechtsnachfolgern das 
ausfchließende Recht, die Erlaubniß zur öffentlihen Aufführung 
zu ertheilen, durch eine mit feinem darunter gebrudten Namen 
verfehenen Erklärung vorbehalten, die jedem einzelnen Eremplare 
feines Werfes auf dem Zitel vorgebrudt fein muß. in folder 
Vorbehalt bleibt wirkffam auf Lebenszeit des Autors felbjt und 
zu Gunften feiner Erben oder fonjtiger Nechtsnachfolger nach zehn 
Jahren nach feinem Zope. 

3. Dem Autor oder deſſen Nechtenachfolger jteht gegen Jeden, welcher 
deſſen ausjchließendes Recht durch öffentliche Aufführung eines 
noch nicht durch den Drucd veröffentlichten oder mit der unter 
Ziffer 2 erwähnten Erklärung durch den Drud veröffentlichten 
bramatifchen oder mufifalifchen Werfes "beeinträchtigt ift, Anfpruch 
auf Entſchädigung zu. 

4. Dieje erweiterten Bejtimmungen werden vom 1. Yuli 1857 an 

in Wirffamfeit gefett 

Ziffer 1, 2 und 3 des Bundesbeſchlußes vom 22. April 1841 
find hier auch aufgehoben, wogegen e8 bei Ziffer 4 binfichtlich der 
Entichädigung ꝛc. fein Bewenden behält. 


Neg.-Blatt für das Königreich Bayern für das Jahr 1857 Mr. 28. ©. 637. 


an 
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6. Bekanntmachungen über die Gegenfeitigfeit in Preßangele- 
genheiten zum Schutze gegen den Mißbrauch der Preſſe mit 
deutſchen Bundes- ımd außerdeutſchen Staaten. 

a. Staatsminiſterial-Bekanntmachung vom 24. October 1851. 


Staatsminifterium des Röniglihen Haufes und des Aeußern, 
der Juſtiz und des Innern, 
Im Hinblide auf Art. 25*) des Gefeges zum Schute gegen ven Mif- 
brauch der Prefje vom 17. März v. Irs. ijt eine Verftändigung über eintre- 
tende Gegenjeitigfeit bezüglich der Art. 22, 23 und 24 **) des erwähnten Ge- 
jege8 mit nachjtehenden Regierungen in der näher bezeichneten Weife erfolgt. 
Deutfhe Bunvesjtaaten. 
1. Die Gefeßgebung der freien und Hanſeſtadt Hamburg bietet voll: 
ſtändige Gegenfeitigfeit bezüglich ſämmtlicher Artifel dar, 
2. Mit ver Gefetgebung folgender deutſchen Bundesjtaaten 
a. bed Königreichs Sachſen; 
b. des Herzogthums Sahfen- Meiningen; 
c. des Herzogtums Sachfen-Coburg-Gotha; 
d. des Herzegthums Sahfjen- Altenburg; 
e. des Herzogthbums Anhalt-Deſſau-Köthen; 








*) Geſetz vom 17. März 1850 zum Echuß gegen den Mikbrauch der Preffe. 

Art. 25. Die Art. 22, 23 und 24 finden nur bei jenen Staaten Anwen: 

bung, von deren Regierungen ver Grundfag ver Gegenfeitigfeit 
angenommen und dies amtlich befannt gemacht worden iſt. 

**) Geſetz vom 17. März 1850 zum Schuß gegen ven Mißbrauch ver Preffe. 

Art. 22. Wer in einer Schrift das Oberhaupt eines auswärtigen Staa- 
tes auf die in Art. 12") bezeichnete Weiſe beleidigt, wird mit 
Gefängniß von Einem Monat bis zu Einem Jahre beſtraft. 

Art. 23. Gefängniß von vierzehn Tagen bis zu fechs Monaten und Gelb- 
buße von fünfzehn bis zu zweihundert Gulven trifft denjenigen, 
welcher auf viejelbe Weife in einer Schrift einen bei vem Königl. 
Hofe beglaubizten Geſandten oder einen andern mit öffentlichem 
Charakter befleiveten Bevollmächtigten eines auswärtigen Staa- 
tes in diefer Eigenjchaft beleivigt. 

Art. 24. Wer in einer Schrift die Regierung oder die Behörden eines 
auswärtigen Staates durch Bejchimpfungen oder Ehmähungen 
angreift, wer die Einwohner eines auswärtigen Staates zum 
Aufruhr oder zur Wiverfeglichfeit auffordert, hat Gefängniß von 
acht Tagen bis zu drei Monaten und Geldbuße von zehn bis zu 
einhundert Gulden verwirft. 


) Ebend. Art. 12. Wer in einer Schrift den König oder die Königin durch 
Berläumbung, Schmähung, Beihimpfung, berabwürtigenden Epott oder durch Bei- 
mefjung veräcdtliher Handlungen oder Gefinnungen beleidigt, over denſelben auf 
irgend eine Art Verachtung bezeugt ıc. 

Gefetz-Blatt für das Königreich Bayern für das Jahr 1850. S. 85 fi. 


f. des Fürftentbums Schwarzburg-NRuboljtadt; 

g. des Fürftenthbums Schwarzburg-Sonbershanfen; 
befteht die Gegenfeitigfeit bezüglich ver Art. 22, 23 und 24 unter 
der einzigen Abweichung, daß die ftrafrechtliche Verfolgung wegen 
der erften im Art. 24 enthaltenen Uebertretung, nämlich ver Be— 
ſchimpfung oder Echmähung ver Regierung oder der Behörden 
des auswärtigen Staates, nur auf Antrag des Beleivigten einzu- 
treten bat. 

3. In ver Gefetaebung des Königreihs Württemberg ftellt fich 
die Gegenfeitigfeit ſämmtlicher Artifel jedoch in der Weife dar, 
daß in ven Fällen ver Art. 22 und 23, dann in dem erften Falle 
des Art. 24 dic ftrafrechtliche Verfolgung. nır auf Antrag des 
Feleidigten ftattfindet. 

4. Die Gefeßgebung des Königreichs Hannover bietet vie Ge— 
genfeitigfeit bezüglich der Art. 22 und 23, dann bezüglich des 
zweiten Falles des Art. 24, nämlich der Aufforderung der Ein- 
wohner eines auswärtigen Staates zum Aufruhr oder zur Wider- 
ſetzlichkeit. 

5. Durch die Geſetzgebung des Großherzogthums Heſſen iſt 
Gegenſeitigkeit bezüglich ſämmtlicher Artikel, jedoch in der Weiſe 
gegeben, daß die ſtrafrechtliche Verfolgung in den Fällen der Art. 
22 und 23 bei den bayeriſchen Gerichten gegenüber dem Groß— 
herzogthum Heſſen nur auf desfallſige Zuſtimmung der bayeriſchen 
Staatsregierung und im erſten Falle des Art. 24 nur auf Antrag 
des Beleidigten einzutreten hat. 

6. Die Geſetzgebung des Herzogthums Vraunſchweig bietet die 
Gegenſeitigkeit bezüglich der Art. 22 und 23 vollſtändig, dagegen 
bezüglich des Art. 24 nur für die erfte Uebertretung und zwar 
mit der Bedingung eines Antrages des Beleidigten. 

7. Die Gefetgebung des Herzogthbums Naffan bietet bezüglich 
jümmtlicher Artikel Gegenfeitigfeit; jedoch hat in dem Falle des 
Art. 23, dann in dem erjten Kalle des Art. 24 die ftrafrechtliche 
Verfolgung nur auf Antrag des Beleidigten zu gefchehen. 

8. Die Gefetßgebung des Herzogthbums Anhalt-Bernburg bietet 
Gegenfeitigfeit bezüglich des Art. 22. 

9. Durch die Gefeßgebung der freien und Hanſeſtadt Lübeck ift 
bie Gegenfeitigfeit bezüglich der Art. 22 und 23 und zwar in ber 
Art ausgefprochen, daß die ftrafrechtliche Verfolgung nur auf An: 
trag des Deleivigten ftattzufinden bat. 

Außerdeutihe Staaten: 

1. Die Gefeßgebung des Kirchenitaates, dann des Kaiſerreichs 
Rußland bietet volljtindige Gegenfeitigfeit. 
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2. Die Gefetgebung ver franzöfifchen Republik bietet vie Gegen- 
feitigfeit bezüglich der Art. 22. und 23 und zwar in der Weife, 
daß die ftrafrechtliche Verfolgung erft auf den — des Belei- 
digten zu geſchehen hat. 

Vorſtehendes wird durch das Regierungsblatt und das Amtsblatt 
der Pfalz zur allgemeinen Kenntniß gebracht, und es wird hierbei den 
Gerichten, Staatsanwälten und ſämmtlichen Polizeibehörden die genaueſte 
Darnachachtung aufgetragen. 

Reg.-Blatt für das Königreich Bayern für dae Jahr 1851. Nr. 48, S. 1137. 


b. Staat3-Minifterial-Entjchliegung vom 6. Mai 1852. 

Im Hinblide auf Art. 25 des Gefeges zum Schutze gegen den Mif- 
brauch ver Preffe vom 17. März 1850 ift eine Verftändigung über ein- 
tretende Gegenfeitigfeit bezüglich der Art. 22, 23 und 24 des erwähnten 
Geſetzes mit nachbenannten Regierungen in ber näher bezeichneten Weife 
erfolgt: 

Deutfhe Bundesjtaaten: 

1. Die Gefetgebung des Königreihs Preußen bietet die Gegen- 
feitigfeit bezüglich ver Art. 22 und 23 und zwar in ver Weife, 
daß die ftrafrechtliche Verfolgung erſt auf Antrag des Beleidiyten 
zu geſchehen hat. 

2. Durch die Gefeßgebung des Großherzogthums Sachſen— 
Weimar ift die Gegenfeitigfeit bezüglich der Art. 22, 23 und 24 
mit der einzigen Ausnahme gegeben, daß im erften Falle des Art. 
24 die Verfolgung nur auf zuvorigen Antrag des Beleidigten eintritt. 

3. In der Gefeßgebung des Fürftentbums Lippe-Detmolp ift der 
Gegenfeitigfeit bezüglich des Art. 22 und 23 unbevingt, und be- 
züglich des erjten Falles im Art. 24 unter der Vorausſetzung des 
Antrags des Beleidigten entfprochen. 

Außerdeutfhe Staaten: 

Dur die Gefetgebung des Königreich8 der Niederlande ift die 
Gegenfeitigfeit bezüglich des Art. 22, jedoch unter der Voraus- 
fegung des zunorigen Antrags des beleidigten Theiles gegeben. 

Vorſtehendes wird nachträglich zu der früheren Bekanntmachung vom 
24. October 1851 durch das Regierungsblatt und das Amtsblatt der 
Pfalz zur alfgemeinen Kenntnif gebracht, und es wird hierbei den Gerich- 
ten, Staatsanwälten und ſämmtlichen Polizeibehörden die genaueſte Dar- 
nachachtung aufgetragen. 

Reg.-Blatt für das Königreich Bayern für das Jahr 1852, Nr. 27. S. 587. 

c. Staat3-Minifterial-Erflärung vom 10. Dezember 1852. 

Im Hinblide auf Art. 25 des Gefekes zum Schutze gegen den 
Mißbrauch der Preffe vom 17. März 1850 ift eine Verjtändigung über 
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eintretende Gegenfeitigfeit, bezüglich der Art. 22, 23 und 24 des erwähn- 
ten Gejeges mit nachbenannten Regierungen in der näher bezeichneten 
Weiſe erfolgt: 

1. Die Gefeggebung des GroßherzogthHums Baden bietet die 
Gegenfeitigfeit bezüglich ver Art. 22, 23 und 24 mit der einzigen 
Abweichung, daß im erjten Falle des Art. 24 die jtrafrechtliche 
Verfolgung nur auf Antrag des beleidigten Theiles eintritt. 

2. Durch die Gefeßgebung des Fürjtentbums Reuß-Plauen ift 
bezüglich ver Art. 22, 23 und 24 die volle Gegenfeitigfeit gewährt. 

Vorſtehendes wird nachträglich zu den früheren Bekanntmachungen 

vom 24. October 1851 und 6. Mai I. Yrs durch das Negierungsblatt 
und Amtsblatt ver Pfalz zur öffentlichen Kenntniß gebracht und bierbei 
den Gerichten, Staatsanwälten und fämmtlichen Polizei - Behörden die 
genauejte Darnachachtung aufgetragen. 

Reg.-Blatt fir das Königreih Bayern für das Jahr 1852. Nr. 60. S. 1265. 

d. Staats-Minifterial-Befanntmahung vom 6. Auguft 1853. 

Im Hinblide auf Art. 25 des Gefetes zum Schute gegen den Miß- 

brauch der Prefje vom 17. März ift mit ver Faiferlich öfterreichifchen 
Regierung eine Verftändigung dahin erfolgt, daß durch die öfterreichi- 
fche Geſetzgebung die Gegenfeitigfeit bezüglich der Art. 22 und 23 des 
erwähnten Gefetes in der Weije gegeben ift, daß die ftrafrechtliche Ver— 
folgung nur auf Antrag des beleidigten Theiles einzutreten hat. 

Borjtehendes wird nachträglich zu den früheren Bekanntmachungen 

vom 24. Octbr. 1851, dann 6. Mai und 10. Dezbr. 1852 durch das 
Negierungsblatt und das Amtsblatt der Pfalz zur öffentlichen Kenntniß 
gebracht und es wird hierbei den Gerichten, Staatsanwälten und ſämmt— 
lichen Polizeibehörven die genaueſte Darnachachtung aufgelegt. 

Reg.-Blatt für das Königreih Bayern für das Jahr 1853. Nr. 37. &. 1073, 


e. Staatd-Minifterial-Befanntmachung vom 23. Februar 1856. 
Im Hinblide auf Art. 25 des Gefeges zum Schuge gegen den Miß- 
brauch ver Prejje vom 17. März 1850 tft mit der Yandesregierung des 
Fürſtenthums Reuß- Plauen eine Berftändigung dahin erfolgt, daß 
durch die Gefetgebung des genannten Fürſtenthums bie Gegenfeitigfeit 
bezüglich ver Art. 22 und 24 des erwähnten Gefeges vollfommen gegeben ijt. 
BVorjtehendes wird nachträglich zu den früheren Belanntmachungen 
vom 24. Octbr. 1851, den 6. Mai und 10. Desbr. 1852, ferner 6. Aug. 
1853 durch das Negierungsblatt und das Amtsblatt der Pfalz zur öffent- 
lichen Krenntniß gebracht, und es wird hierbei ven Gerichten, Staatsan- 
wälten und ſämmtlichen Polizeibehörven die genauejte Darnachachtung 
aufgetragen. 
Reg.- Blatt für das Königreih Bavern für das Jahr 1856 Nr. 7. ©. 137, 


Staat3:- Verträge 


des 
Königreihs Bayern. 
nn 
Abtheilung VII. 
Vertrãge über Regelung der griechiſchen Angelegenheiten. 


EN 


—— —ñ —— 


Druck und Verfag von fr. Puftet in Regensburg. 





Verträge über Hegelung der griechiſchen Angelegenheiten. 


an 


1. Königlihd Allerhöchſte Ratiftcation des am 7. Mai 1832 zu Lon— 
‚ don abgejchlejfenen Vertrages über die endliche Berichtigung ber. 
griechiſchen Angelegenheiten. 


Wir Ludwig, 
bon Gottes Gnaden König von Bahern ꝛc. ꝛc., 
urkunden und fügen anmit zu wiſſen: 


Nachdem am 7. l. Mts. zwiſchen Uns und Ihren Majeſtäten dem 
Könige der Franzoſen, dem Könige der vereinigten Reiche von Großbri— 
tanien und Irland, und dem Kaiſer aller Reuſſen, kraft ver den hoben 
contrahirenden Mächten des Londoner Präliminar-Vertrages vom 6. Juli 
1827 durch die griechiſche Nation übertragenen Gewalt, zu endlicher Be— 
richtigung der griechiſchen Angelegenheiten, vermittelſt der Wahl eines 
Oberhauptes des neuen Staats, sine Uebereinkunft abgeſchloſſen worden, 
deren Inhalt hier wörtlich folget: 

Die Höfe von Franfreih, Großbritanien und Rußland, in Ausübung 
der von der griechifchen Nation Ihnen übertragenen Gewalt, einen Herr: 
iher für das zu einem unabhängigen Staate erhobene Griechenland zu 
erwählen, und in der Abficht, dieſem Yande einen ernenerten Beweis 
Ihrer wohlwollenden Gefinnung zu geben durch die Wahl eines Fürsten 
aus einem Königlichen Haufe, deſſen Allianz für Griechenland von wejent- 
lichem Nuten fein muß, und welches fich ſchon Anſprüche auf feine Neigung 
und Dankbarkeit erworben, haben bejchlojjen, die Krone des neuen griechi— 
Shen Staates dem Prinzen Friedrich Otto von Bayern, nachgebornen 
Sohne Seiner Majeſtät ves Königs von Bayern, anzutragen. 

Seine Majeftät der König von Bayern, anderer Eeits, in der Eigen- 
fchaft als Vormund des befagten Prinzen Otto während deſſen Minder— 
jährigfeit handelnd, in die Abfichten der drei Höfe einjtimmend, und in 
Anerkennung der Beweggründe, welche Ihre Wahl auf einen Prinzen 
Seines Haufes gelenkt haben, finden Sich bewogen, die gricchiiche Krone 
für Allerhöchitihren BRSUBEDRRIER Sohn, den Prinzen Friedrich Otto von 


Bin anzunehmen, 
35 * 
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In befjen Gemäßheit und um über die Beftimmungen übereinzufom- 
men, welche diefe Annahme nöthig macht, haben Seine Majeftät ver König 
von Bayern einerfeitd und Ihre Majeftiten ver König der Franzofen, 
der König des vereinigten Reiches von Grofbritanien und Srland und 
«ver Kaiſer aller Neuffen anvererfeits, zu Ihren Bevollmächtigten ernannt, 
nämlich: 
Seine Majeftät der König von Bayern: Herrn Auguft 
Freiherrn von Cetto, Allerhöchftihren außerorventlichen Gefandten und 
bevollmächtigten Miniſter am Königlich Großbritanifchen Hofe. 

Seine Majeftät der König der Kramzofen: den Herrn 
Karl Morig von ZTalleprand-Perigord, Fürſten und Herzog von Talley— 
rand, Pair von Franfreih, Sr. gedachten Majeftät auferordentlichen Bot- 
fhafter und bevollmächtigten Minifter an dem Königlich Großbritanifchen 
Hofe, Großfreuz der Ehrenlegion, Ritter vom goldenen Vließe u. ſ. w. 

Seine Majeftät der König des vereinigten Reiches 
von Großbritanien und Irland: ven fehr ehrenmwerthen Heinrich 
Johann Viscount Palmerfton, Baron Temple, Pair von Irland, Seiner 
britiihen Majeftät wirft. geheimen Rath, Barlamentsmitglied und eriten 
Staatsfecretär im Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten. 

Seine Majeftät der Kaiferaller Reuffen: Herrn Chriftoph 
Fürften von Lieven, Allerhöchſtihren General ber Infanterie, General- 
Adjutanten und außerorventlichen Botjchafter an dem Königl. Grofbri- 
taniſchen Hofe, Ritter der Ruffifchen Orden, Großfreuz 2c. — und Herrn 
Adam Grafen Matuszewic, Allerhöchſtihren geheimen Rath, des St. Annen- 
Ordens I. Klaſſe Ritter, Großkreuz ıc. 
| Welche nach Auswechfelung ihrer in guter und gehöriger Form be- 
fundenen Bollmachten, nachitchende Punkte feſtgeſetzt und unterzeichnet 
haben. 

Art. 1. Die Höfe von Frankreich, Großbritanien und Rußland, 
zu ſolchem Ende von der Griechifchen Nation gehörig ermächtigt, bieten 
bie erbliche Herrichaft über Griechenland dem Prinzen Friedrich Otto von 
Bahern, zweitgebornen Sohne Seiner Majeftät des Königs von Bahern, an. 

Art. 2. Seine Majeftät ver König von Bahern, im Namen Alier- 
höchſtihres noch minderjährigen Sohnes handelnd, nehmen für Denfelben 
bie erbliche Herrfchaft über Griechenland unter nachſtehenden Bedingun— 
gen an: 

Art. 3. Der Prinz Otto von Bayern wird den Titel König von 
Griechenland führen. 

Art. 4. Griechenland ſoll, unter der Herrſchaft des Prinzen Otto 
von Bayern und unter der Garantie der drei Höfe, einen unabhängigen 
monarchiſchen Staat bilden, wie ſolches das am 5. Februar 1830 unter 
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ven gebachten Höfen abgefchloffen, und fowohl von Griechenland als von 
der Osmanischen Pforte angenommene Protokoll bejaget. 

Art. 5. Die Grenzen des griechifchen Gebietes follen fo feitgeitelit 
werben, wie fich aus den, gemäß dem Protofolle vom 26. Septbr. 1831, 
neuerlich eingeleiteten Unterhandlungen ver Höfe von Frankreich, Grof- 
britanien und Rußland mit ver Osmanischen Pforte ergeben wird. , 

Art. 6. Nachdem die drei Höfe fich vorbehalten, das Protofoll vom 
3. Februar 1830 in einen Definitiv - Tractat umzuwandeln, ſobald die 
Unterhandlungen über Griechenlands Grenzen beendigt fein werden, und 
diefen Vertrag allen Staaten, mit welchen Sie in Verbindung ftehen, 
mitzutheilen, fo wird andurch feitgefett, daß diefe Verbinplichkeit erfüllt 
und des Könige von Griechenland Majeftät compaciscivender Theil in 
befagtem Vertrage werben ſoll. 

Art. 7. Die drei Höfe werden, von nun an, ficb dahin verwenden, 
daß der Prinz Otto von Bahern als König von Griechenland von allen 
Souveränen und Staaten, mit welchen fie in Verbindung ftehen, aner- 
fannt werde. ’ 

Art. 8 Da die Krone und Königliche Würde in Griechenland 
erblich fein follen, fo werden ſolche auf des Prinzen Otto von Bayern 
directe und legitime Erben und Nachfommen, nach dem Rechte der Erit- 
geburt, übergehen. Würde Prinz Otto von Bayern ohne Hinterlaffung 
pirecter und legitimer Nachfommenfchaft mit Tode abgehen, fo, foll die 
griechifche Krone Seinem nachgebornen Bruder und Defjen birecten und 
fegitimen Erben und Nachfommen, nach dem Rechte der Erjtgeburt zufal⸗ 
len. Wenn auch Letzterer ohne directe und legitime Nachkommenſchaft 
abginge, ſo ſoll die griechiſche Krone Seinem jüngeren Bruder und Deſſen 
directen und legitimen Leibeserben nach Erſtgeburtsrecht, zu Theil werden. 

In feinem Falle können die griechiſche und die baheriſche Krone 
auf vemfelben Haupte vereinigt. werven. 

Art. 9. Die Grofjährigfeit des Prinzen Otto, als König von 
Griechenland, ift auf ven Zeitpunft des vollendeten zwanzigiten Yebene- 
jahres, das heift auf ven 1. Juni 1835, feſtgeſetzt. 

Art. 10. Während der Minderjährigfeit des Prinzen Dtto von 
Bayern, Königs von Griechenland, follen Seine Souveränetätsrechte in 
Griechenland in ihrem ganzen Umfange durch eine aus drei Räthen be- 
ftehende Negentjchaft ausgeübt werden, welche Ihm von Seiner Majeftät 
dem Könige von Bahern beigegeben werben. 

Art. 11. Der Prinz Otto von Bahern foll in dem ungefchmäler- 
ten Genuffe Seiner baverifchen Appanagen verbleiben. Seine Majeftät 
ver König von Bahern verpflichten Sich noch üiberbieß, fo viel an Ihnen 
gelegen, des Prinzen Otto Stellung in Griechenland zu erleichtern, bis zu 
dem Zeitpunfte, wo das Einfommen der Krone dort ausgemittelt jein wird. 
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Art. 12. Gemäß ven Bejtimmungen des Protofoll® vom 26, Febr. 
1830 verpflichten Sich Seine Majeftät der Kaifer aller Reuſſen ein von 
dem Prinzen Otto von Bayern, als König von Griechenland zu contra- 
hirendes Anlehen zu verbürgen, und Ihre Meajejtäten ver König der 
Franzoſen, dann der König des vereinigten Reiches von Grofbritanien 
und Irland verpflichten Sich, Erjterer Seinen Kammern, Yebterer Seinem 
Palamente zu empfehlen, Sie zur Uebernahme gleicher Bürgichaft in ven 
Stand zu fegen, und zwar unter nachfolgenden Bedingungen: 

1) Das Kapital des unter Verbürgung der drei Höfe zu contra= 
hirenden Anlehens foll einen Total-Betrag von jechzig Millionen Franken 
nicht überfteigen. 

2) Befagtes Anlehen wird in Abtheilungen, je zu zwanzig Millionen 
Franken realifirt werben; 

3) Für den Augenblick foll nur die erjte Abtheilung realifirt werven, 
und verbürgen vie drei Höfe, jeder zu einem Drittheile die Entrichtung 
“der jährlichen Zinfen und ven Tilgungsfond befagter Abtheilung; 

4) die zweite und dritte Abtheilung befagten Anlehens können, je 
nach dem Bedürfniſſe des Griechiichen Staates, nach vorgängigem Ein- 
verjtändnijfe unter den drei Höfen und Seiner Majeftät dem König von 
Griechenland realifirt werven. 

5) Im Falle, wo, nach folcher Uebereinfunft, die zweite und dritte 
Abteilung obenerwähnten Anlehens vealifirt werden follte, werben vie 
brei Höfe die Zahlung der jährlichen Zinfen und des Tilgungsfonds diefer 
zwei Abtheilungen, gleichwie die erjten, je zu einem Drittheile verbürgen. 

6) Der Souverain Griechenlands und ver Griechiſche Staat follen 
verpflichtet fein, zur Verichtigung der jährlichen Zinjen und Rückzahlungs— 
Friſten der unter der Bürgſchaft der drei Höfe realifirten Abtheilungen 
des Anlehens die erjten Staats-Einfünfte dergeftalt anzuweifen, daß die 
wirklichen Einnahmen des Griechischen Staats - Schates vor Allen ver 
Zahlung bejagter Zinfen und befagter Tilgungs - Friften gewidmet fein, 
und zu feinem andern Zwede verwendet werben follen, fo lange die Zab- 
lungen der unter Vürgfchaft der drei Höfe realifirten Abtheilungen des 
Anlehens nicht für das laufende Fahr volljtändig verfichert fein werben. 

Die diplomatifhen Repräfentanten ver drei Höfe in Griechenland 
werden bejonders angewiefen werben, auf Einhaltung diefer legtern Stipu- 
lation zu wachen. 

Art. 13. Im Falle, daß die Namens ver drei Höfe zu Konftan- 
tinopel bereits eingeleiteten Unterhandlungen, für vie emdliche Örenzbe- 
richtigung von Griechenland, eine Geldentſchädigung zu - Gunften ver 
Osmanischen Pforte veranlaffen würden, fell ver Betrag dieſer Entfchä- 
digung aus den Mitteln des in worftehendem Artikel erwähnten Anlehens 
bejtritten werben. 
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Art. 14. Seine Majeftit der König von Bayern werben dem 
Prinzen Otto die Mittel erleichtern, um für feinen Dienſt, als König 
von Griechenland, ein auf breitaufend fünfhunvert Mann zu bringendes 
Zruppencorps in Bavern anzumwerben, welches für ven Griechifchen Staat 
bewaffnet, ausgerüftet und bezahlt, baldmöglichſt dahin geſendet werben 
ſoll, um bie bis jegt in Griechenland verbliebenen Truppen der Allianz 
abzulöfen. Letztere werben bis zum Gintreffen des erwähnten Corps, 
* gänzlich zur Verfügung der Regieruug Seiner Majeftät des Königs von 
Griechenland verbleiben; nach der Ankunft jenes Corps in Griechenland 
werben bie erfterwäßnten Truppen der Allianz fich zurückziehen und das 
Griechiſche Gebiet vollftändig räumen. 


Art. 15. Seine Majeftät der König von Babern werden dem Prin- 
zen Dtto gleicher Gejtalt die Mittel erleichtern, nm die Mitwirkung einer 
jicheren Anzahl Bayeriſcher Offiziere zu erlangen, welche in Griechenland 
eine nationale Heeresmacht organifiren werben. a 


Art. 16. Sobald als möglich nach Unterzeichnung gegenwärtiger 
Uebereinfunft werden die drei Räthe, welche Seiner Königlichen Hoheit 
dem Prinzen Otto von Seiner Majeität dem König von Bayern beigege- 
ben werben jollen, um die Griecbiiche Kegentichaft zu bilden, fich nach 
Griechenland verfügen, vie Ausübung ver Machtbefugnifje befagter Regent: 
ichaft dort antreten, und alle zum Empfange des Herrichers erforderlichen 
Maafregeln verbreiten, Höchſtwelcher Seinerfeits im möglichit kurzer Frift 
Sich nah Griechenland begeben wird. 


Art. 17. Die drei Höfe werben vermittelft einer gemeinfamen Er- 
flärung der Griehifchen Nation die von Ahnen getroffene Wahl Seiner 
Königlichen Hoheit des Prinzen Otto von Bayern zum Könige von 
Griechenland fund machen, und ver MNegentichaft all und jede in ihrer 
Macht liegende Hilfe angedeihen laffen. 

Art. 18. Gegenwärtige Uebereinfunft fol allfeitig ratificirt werden 
und die Auswechjelung ver Ratificationen binnen ſechs Wochen, over wo 
möglich früher zu London ftattfinden. 

Deffen zu Urfund haben die beiberfeitigen Bevollmächtigten biejelbe 
unterzeichnet und mit Beidruckung ihrer Wappen befiegelt. 

So gefchehen zu London am 7. Mai des Gnadenjahres Eintaufend 
achthundert zwei und breißig. 

Unterzeichnet: 
(L. S.) A. v. Cetto. (L. S.) Talleyrand. 
sub spe rati. (L. S.) Balmerfton. 
(L. S.) Lieven. 
(L. S.) Matuszemwic. 
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* So genehmigen, ratificiren und beftätigen Wir ſowohl in eigenem 
Namen als in Vormundfchaft Unferes, annoch minderjährigen, freundlich- 
vielgeliebten Sohnes, des Prinzen Friedrich Ludwig Otto von Bapern, 
vorstehende Uebereinfunft nach allen darin enthaltenen Glaufeln und Be— 
ftimmungen, geloben ſowohl für Uns als im Namen Unjeres befagten 
Sohnes, des Prinzen Friedrich Ludwig Otte, folde in allen ihren Punf- 
ten zu erfüllen und nichts dagegen zu unternehmen, 

Deffen zu Urkunde haben Wir gegenwärtige Ratifications-Afte unter: 
zeichnet und derſelben Unſer Königliches Siegel beizubruden befchlen. 
So gegeben zu Neapel am 27. des Mai-Monats, im Onadenjahre 
Eintaufend achthundert zwei und breißig, Unferes Reichs im fiebenten. 
(L. S.) Ludwig. 
Frhr. v. Giſe. 


Nachven®Seine Königliche Majeſtät die Griechiſche Krone für Aller— 
höchſtihren zweitgebornen Sohn, den durchlauchtigſten Fürſten und Herrn 
Friedrich Ludwig Otto, Königlichen Prinzen von Bayern, angenommen, 
und nach Art. VII des zu ſolchem Ende am 7. Mai I. Ars. mit ven 
Kronen Frankreich, Großbritanien und Rußland zu London abgefchloffenen 
Etaats - Vertrages, in Folge ver von diefen hohen Mächten getroffenen 
Einleitungen, Seine Königliche Hoheit von fämmtlichen europäifchen Höfen 
und Regierungen in ber Eigenfchaft eines Königs von Griechenland bereits 
anerfannt worden; jo haben eine Königliche Majeſtät zu verorpnen 
gerubt, daß Höchſtgedachtem Königlichen Prinzen, von dem Tage gegen- 
wärtiger Bekanntmachung fan, auch in Bayern die mit der Würde und 
dem Titel Königliher Majeftät verbundene Ehren und Auszeihuungen 
‚überall erwiefen werben follen; welches nun auch, auf befontern Aller: 
höchſten Befehl, zu Jedermanns Wiffenfchaft und ſchuldigſter Nachachtung 
befannt gemacht wird. 

München ven 5. October 1832. 

Staats-Minifterium des Königl. Haufes und des Neufern. 


Frhr. v. Gife. 


Braun. 


Da nad) Artikel IX des Londoner Vertrags vom 7. Mai d. Irs. 
die Bolljährigfeit Eeiner Majeftät des Königs Otto von Griechenland 
auf den Zeitpunft des zurüdgelegten zwanzigiten Lebensjahres, d. b. auf 
ven 1. Juni 1835 feftgefegt ift, während Allerhöchitvesfelben Minver- 
jährigfeit aber, und bis zu erfagtem Zeitpunfte, die Befugniffe ver ober- 
ften Staatsgewalt in Griechenland, im Namen des Köntgs, durch eine 
Regentfchaft ausgeübt werden follen, fo haben Seine Königlide Majeftät 
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gemäß der Alferhöchitviefelben al8 Vater und als hohen Mitcontrahenten 
jenes Vertrages durch defjen Art. X verliehenen Gewalt, zu außerordent— 
lichen Commiffarien und Mitgliedern der Griechifchen Regentſchaft zu 
ernennen gerubt: 
1) den Staatsrath und Staats-Minifter außer Dienft, Kämmerer und 
Neichsrath, Joſeph Ludwig Grafen von Armansperg, 
2) ven Staats: und Reichsrath Dr. Georg Ludwig v. Maurer, 
3) ven Königl. Kämmerer und Generalmajor Carl Wilhelm v. Heideck, 
genannt Heidegger, 
und biefen brei Mitglievern des Regentichaftsrathes, zu geeigneter Aus— 
hilfe und Verwendung, fo wie zur Subjftitution im Falle eintretenver. 
Verhinderung des einen unter denſelben, noch 
4) ven geheimen Legationsrath Ritter Carl v. Abel beigegeben. 
München ven 5. October 1832. 


Reg. DB. f. d. Könige. Bayern f db. 3. 1832 Nr. 37, ©. 613—614, 


2. Königlih Allerhöchite Ratification des die Auslegung des Art. VIII 
des Londoner Vertrages vom 7. Mai 1832 betreffenden Artikels. 


Wir Yudwig, 
von Gottes Gnaden König von Bayern ac. ꝛc., 
* urfunden und fügen anmit zu wiſſen: 


Nachdem Wir den erläuternden und ergänzenden Zuſatz zu dem 
Art. VIII des zu London am 7. Mai 1832 über die enpliche Beendigung 
der griechiichen Angelegenheiten abgejchlojjenen Vertrages eingefehen und 
geprüft haben, weicher alſo lautet: 

Die Höfe von Franfreich, Großbritanien, Rußland und Bayhern, die 
Zwedmäßigfeit einer genauen Beftimmung und Vervollſtändigung des 
Urt. VIII des zwifchen bejagten Höfen am 7. Mai 1832 zu Yondon 
abgefchlofjenen Vertrages erfennend, haben ich über Nachjtehenves ver: 
einbaret. 

Ginziger Artikel. 

Die Nachfolge in die Königliche Krone und Würde von Griechen- 
land wire in ber Linie des Primen Dtto von Bayern, Königs von 
Griechenland, fo wie in ven Yinien Seiner nachgebornen Brüder, der 
Prinzen Luitpold und Apalbert von Bayern, welche durch den Art. VIII 
des Londoner Vertrages vom 7. Mai 1832 eventuell ver Yinie des ge— 
nannten Prinzen Dtto von Bayern fubjtituirt find, im Mannsjtamme, 
nad) dem Rechte der Erjtgeburt, ftattfinven. 

Weiblihe Nachkommen follen nur auf den Fall gänzlicher Erlöfchung 
des rechtmäßigen Mannsftammes aller drei vorerwähnten Xinien bes 
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Baperifchen Haufes zur Erbfolge ver griechifchen Krone gelangen können; 
und es bleibt feitgefegt, daß, in viefem Falle, die Königliche Krone und 
Würde von Griechenland an diejenige Prinzeffin oder deren vechtmäßige 
Nachtommen überzugeben haben, welche in ver Erbfolge- Orbnung dem 
legten Könige von Griechenland am nächjten ftehen wird. 

Würde. die Krone Griechenlands an eine Prinzeffin übergehen, fo 
folf deren rechtmäßiger Mannsſtamm hinmwiererum den Vorzug vor ben 
weiblichen Nachkommen erhalten, und in demjelben die Thronfolge nach 
dem echte ver Erjtgeburt ftattfinden. 

Sn keinem Falle joll vie serone Griechenlands mit der eines fremden 
Reichs auf demſelben Haupte vereinigt werben können. 

Gegenwärtiger erlünternder und ergänzenver Artikel foll viejelbe Kraft 
und Wirkung haben, als wäre folcher wirklich in ven Vertrag vom 7. Mai 
1832 eingeſchaltet; derfelbe wird ratificirt, und die Auswechjelung der 
Ratification- balomöglichit vorgenommen werden. 

Defjen zur Urfunvde haben vie beiverfeitigen Bevollmächtigten den— 
jelben unterzeichnet, und mit Beidruckung ihrer Wappen. befiegelt. 

So gefchehen zu London am breifigften April des Gnadenjahres 
Eintaufend achthundert drei und dreißig. 

Unterzeichnet: 
(L. S.) A.v. Cetto. (L. S.) Zalleyranv. 
” (L. S.) Balmrerfton. 
(L. S.) Lieven. 


So genehmigen, ratificiven und betätigen Wir, ſowohl in eigenem 
Namen, wie ald fouveränes Oberhaupt Unferes Königlichen Haufes, und 
als Vormund Unferer, annoch minderjährigen, freundlich vielgeliebten 
Söhne, der Prinzen Otto, Yuitpold und Adalbert von Bayern, vorjtehende 
Uebereinfunft, und geloben folche durchgängig zu beobachten und von Allen, 
die e8 angeht, beobachten zu laffen, nichts dagegen zu unternehmen, noch 
etwas dagegen unternehmen zu laflen. 

Deifen zu Urkund haben Wir gegenwärtige Ratifications-Acte unter- 
zeichnet und verfelben Unfer Königliches Siegel beizudruden befohlen. 

Sp gegeben zu München am achtzehnten Tage des Mai- Monats, 
im Gnadenjahre Eintaufend achthundert drei und dreißig, Unſeres Reiches 
im achten. 

(L. S.) Ludwig. 
‚ Frhr. v. Giſe. 


Reg-⸗Bl. f. d. Könige. Bayern f. d. 3. 1833. Nr. 38. S. 967 —974. 


— — — 
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3. Bundestagsbefchluß vom 4. Detober 1832 über Anerfennung des 
Prinzen Otto von Bayern ald König von Griecbenland. (Auszug 
aus dem Protofoll der 37. Sigung der Bundes - Verfammlung am 
4. October 1832.) 


Nachdem die Höfe von Franfreih, Großbritanien und Rußland an 
den veutfchen Bund die Einladung gerichtet haben, ven zur Regierung des 
im Oriente gegründeten neuen chrijtlichen. Königreichs berufenen Prinzen 
Dtto, zweitgeborenen Seiner Majejtät des Königs von Bayern, als König 
von Griechenland anerfennen zu wollen; ſo haben vie jouveränen Fürjten 
und freien Städte 
in Erwägung, daß die ottomaniſche Pforte ſich ihrer Nechte auf 
Griechenland fürmlich und feierlich begeben und eingewilligt die Un— 
abhängigfeit diefes Yandes anzuerkennen; in Erwägung, daß Seine 
Majeftät ver König von Bayern, nach der gleichfall8 an den Bund 
gelangten Anzeige, die Königskrone für diefen minderjährigen Prinzen 
angenommen haben 
befchlofjen und bejchlichen Hiermit: 

„daß Se. Königliche Hoheit der Prinz Otto von Bayern von Eeiten 

des beutfchen Bundes als König von Griechenland anerfannt werde.“ 

Der gegenwärtige Bejchluß wird den beim veutjchen Bunde accre- 
bitirten Gefandten der drei Höfe in Erwiederung auf die Note vom 11. 
September I. Irs. durch das Präfidium des Bundestages und Seiner 
Majeftät dem Könige von Bayern durch deſſen Yundestagsgefandtichaft 
zur Kenntniß gebracht, und dabei die frohe Hoffnung ausgedrückt, daß es 
unter dem Schuße der göttlichen" Vorfehung den Bemühungen Seiner 
Majeſtät des Königs von Griechenland gelingen möge, Ordnung, Ruhe 
und Wohlfahrt in Griechenland auf fejte und dauerhafte Weije zu begrün- 
ben und dadurch den von ven drei Höfen bei Errichtung diefes chrijtlichen 
Königthums vorgefetten wohlwollenden Abfichten zu entiprechen. 

Martens Recueil Supp. Tom. XV. pag. 482. 


4. Ratification des AllianzVertrages mit Griechenland. 


Wir Ludwig, 
von Gottes Gnaden König von Bayern ꝛc. ꝛc. 


Nachdem am erften vorigen Monats und Jahres zwiſchen Uns und 
Unferes vielgeliebten Herrin Sohnes, des Königs von Griechenland Maje- 
ftät, ein Freundfchafts- und Allianz Vertrag abgeſchloſſen worden ift, deſſen 
Inhalt in Nachſtehendem wörtlich folget: 


Im Namen der Allerheiligften Dreifaltigkeit! 

Seine Majeftät der König von Bayern und 

Seine Majeftät der König von Griechenland 
durch die Sie inniaft vereinigenden Bande des Geblütes, wie durch gegen- 
feitige perfönliche Gefinnung aufgefordert, den ewig benfwürbigen Zeit- 
punft der Thronbejteigung Seiner letztgedachten Königlichen Majeftit auf 
eine diefen Gefinnungen entfprechenve und ſolche feierlich beurkundende 
Weife durch den Abichluß eines Bündniſſes zu bezeichnen, welches der— 
einst, nach eingetretener Alferhöchitihrer Volljährigkeit in einen auf ewige 
Zeiten zu errichtenden Haus- und Familien-VBertrag umgewandelt werden 
könne, zu dauernder Begründung und Vefejtigung der Eintracht, welche 
beide unter der göttlichen Vorfehung allwaltenden Schuge in Bayern und 
in Griechenland herrfchenden Linien eines und vesfelben Königlichen Haufes 
immerdar und unauflöslich verbinden fol, haben zur Erreichung eines To 
heilfamen Zwedes, zu Allerhöchftihren Yevollmächtigten ernannt, nämlich: 

Seine Majejtät der König von Bayern: 

1) Herrn August Frhrn. von Gife, Allerhöchftihren Staatsrath und 
Staatsminifter des Königlichen Haufes und des Aeußern, Groß— 
kreuz des Civil-Verdienſtordens der Bayer. Krone, Commandeur ꝛc. 

2) Herrn Philipp von Flad, Allerhöchſtihren geheimen Legationsrath 
Ritter des Civil-Verdienſtordens der Bayeriſchen Krone ꝛc. 

und Seine Majeſtät der König von Griechenland 
den der Regentſchaft des Königreichs als Subſtitut beigegebenen 
Herrn geheimen Legationsrath Carl von Abel, Ritter des Civil— 
Verdienſtordens der Bayheriſchen, Krone, 

welche nach Auswechſelung ihrer in gehöriger Form beſtandenen Voll— 
machten, nachſtehende Punkte feſtgeſetzt und unterzeichnet haben: 

Art. 1. Es ſollen fortan und auf ewige Zeiten zwiſchen Seiner 
Majeſtät dem Könige von Bayern und Seiner Majeſtät dem Könige von 
Griechenland, Ihren beiderſeitigen Erben und Nachkommen, ſowie unter 
beiderſeitigen Reichen und Unterthanen ein feſter unverbrüchlicher Frieden, 
eine wahre und aufrichtige Freundſchaft beſtehen und erhalten werden. 

Art. 2. In Folge dieſer freundſchaftlichen Verhältniſſe und des 
darauf gegründeten Bündniſſes, welches durch gegenwärtigen Vertrag unter 
beiden Kronen geſchloſſen wird, werden Seine Majeſtät der König von 
Bayern und Seine Majeſtät der König von Griechenland gegenſeitig jede 
Macht, welche wider den einen oder den andern dieſer Staaten einen 
feindlichen Angriff unternehmen ſollte, als Ihren eigenen Feind betrachten 
und behandeln. 

Art. 3. Da diefes Bündniß nicht auf Eroberung, noch auf Erwei— 
terung beiverfeitiger Reiche und Gebiete, ſondern lediglich auf Erhaltung 
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und Sicherung eines ruhigen ungeftörten Beſitzſtandes gerichtet iſt, fo 
verfichern und gewahren beide allerhöchſten Theile Sich gegenfeitig die 
Ihrer rechtmäßigen Herrichaft unterworfenen Lande und Provinzen, wie 
Seine Königlihe Majeftät von Bahern folche vermal befiten, und wie 
diefelben unter dem Scepter Seiner Majeftät des Königs von Griechen- 
fand, in Gemäßheit des Londoner Staats-Bertrages vom 7. Mai 1532, 
dann der auf deſſen Grund am 21. Yuli 1832 zwifchen ven Kronen von 
England, Franfreih und Rußland einerfeits, und der Osmanifchen Pforte 
andererjeit8 abgefchlojjenen Webereinfunft vereinigt find. 

Art. 4. Sollte wider alle Erwartung und ungeachtet der frieblichen 
Gefinnungen beiver Monarchen Einer verjelben aus was immer für einem 
Grunde in feinen Staaten und Befigungen durch äußere Gewalt ange- 
griffen werben, jo wird ber Andere in Folge vorjtehender gegenfeitiger 
Gewährleiftung und ver biesfalls an Ihn ergangenen Aufforderung geeig- 
neten Ortes die fräftigjte Verwendung eintreten laffen, um allen ferneren 
Feinpfeligfeiten ein baldiges Ziel zu jegen, und Seinem Bundesgenoſſen 
möglichft vollſtändigen Erfag des durch jenen Angriff erlittenen Schadens 
zu verſchaffen, vorbehaltlich weiterer nachvrüdlicher Einfchreitungen, falls 
die fragliche Verwendung fruchtlos bleibe. 

Art.5. Das Maaß und die Weife der im eintretenden Falle gegen- 
feitig zu leiftenden Bunveshilfe fol in dem SHauptvertrage noch näher 
beftimmt werden, deſſen Abjchluß zur Begründung eines unauflöslichen 
Haus» und Familienbündnifjes zwijchen ven Kronen Bayern und Griechen- 
land dem im Art. 9 des Londoner Vertrages vorgefehenen Zeitpunfte vor: 
behalten bleibt, wo Seine Majeſtät ver König von Griechenland die Zügel 
der Regierung Ihres Reiches Selbjt übernommen haben werben. 

Art. 6. Um inzwiſchen zur Befeitigung des griechifchen Thrones 
nach den in erwähntem VBertrage feierlich übernommenen Berpflichtungen 
nicht minver als nach den Regungen väterlicher Yiebe mitzuwirken, werben 
Seine Königlihe Majejtät von Bayern Allerhöchitveren Herrn Sohnes 
Majeftät vermal durch eine Abtheilung Ihrer Truppen an Fußvolk, Rei- 
terei- und dem erforderlichen Geſchütze, in ver vertragsmäßig feitgefegten 
Stärke von etwa dreitaufend fünfhundert Mann unter ven Befehlen eines 
Ihrer Generale nach Griechenland begleiten laffen, wo dieſes Corps die 
bis anbero dort verbliebenen Truppen der alliirten Mächte ablöjen ſoll, 
welche in Gemäßheit des Art. 14 des Londoner Bertrages vom 7. Mai 
1832 fofort abziehen, und das Griechifche Gebiet räumen werben. 

Urt. 7. Der Zeitraum, für welchen diefes Königliche Baheriſche 
Hilfscorps nach Griechenland entfendet wird, iſt einfiweilen-auf drei Fahre 
feftgefeßt. Dasfelbe foll, wie vordem die Truppen ver Allianz zur Ver— 
fügung der Regierung Seiner Majejtät des Königs von Griechenland 
jtehen, jedoch in feinem Falle zu einem ben ausdrücklichen Abfichten des 
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Londoner» und des gegenwärtigen Bertrags fremden Zwecke verwendet 
werden fünnen. Der Kommandirende bleibt in dieſer Beziehung an bie 
ihm von feinem Könige und Herrn gegebenen Befehle gebunven, und für 
deren genaue Vollziehung Seiner Königlichen Majeftät von Bayern allein 
verantwortlich. “ 

Art. 8. Genanntes Hilfs-Corps wird feine Gagen und Löhnungen 
gemäß ven für ben Kriegsfuß beftehenden Anorbnungen und Einrichtungen 
des Bayeriſchen Heeres für Rechnung ver Königlich Baperifchen Kriegs— 
kaſſe fortbeziehen, welcher dafür, nach vorgängig gepflogener Liquidation 
und Abrechnung, von der Königlich Griechifchen Regierung nad Maaf- 
gabe der diesfalls unterm Heutigen getroffenen befondern Vereinbarung 
volljtändige Vergütung geleijtet werven fol. Während ihres Aufenthaltes 
in Griechenland werten die Baherifchen Truppen nach oben ermwähnter 
Uebereinfunft Quartier und Verpflegung auf Koften ver bortigen König— 
lichen Regierung erhalten. 

Art. 9. Ingleichen follen alfe und jede auf die Mobilifirung, ven 
Mari und die Verpflegung, fowohl auf bayeriſchem als auf fremven 
Gebiete, dann auf die Einfchiffung und Ueberfahrt gebachter Truppen 
und des fie begleitenden Kriegs- und Ausrüftungs: Materials erlaufenven 
Koften und Ausgaben von der Negierung Seiner Majeftät des Königs 
von Griechenland volljtändig beftritten, vefpective vergütet werden. Das- 
felbe gilt hinfichtlih der im Yaufe der nächjten zwei Jahre aus Bayern 
nach Griechenland abzufendenden Ergänungs-Mannfchaften, jowie in An- 
fehung der einftigen Rückkehr ver Bayeriichen Hilfs-Truppen; Alles dieſes 
nach den Bejtimmungen des unterm Heutigen hierüber abgefchlofjenen 
befonvern Nebenvertrages. 

“Art. 10. Nachdem Seine Majeftit der König von Bayern ‚zu 
gewifjenhafter Erfüllung der durch den Art. 14 des Londoner Staats- 
Bertrages in Allerböchjtihrem Namen eingegangenen Berbinplichfeiten 
nebſt der nunmehr befchloffenen Abjendung eines eigenen Truppen-Corpé, 
auch ver mit Allerhöchſter Genehmigung bisher ftattgefundenen freien 
Werbung für den Kriegsvienit Seiner Majeftät des Königs von Griechen- 
land noch fernern Fortgang in Babern verjtatten wollen, fe behalten beide 
hohe contrabivende Theile fich nähere Vereinbarung darüber vor, inwieferne 
nach dem Erfolge und ven Ergebnifjen befagter Werbung einzelne Abthei- 
lungen des Baperifchen Corps ſchon vor Ablauf des im Artifel 7 pro= 
viforifch feitgefegten Zeitpunftes durch gleiche Abtheilungen Griechifcher, 
im Königreiche Bayern angeworbener Truppen abgelöst, und fofort zurück 
beorvert werden konnten. 

Art. 11. Da die enpliche Herjtellung der Ruhe und öffentlichen 
Ordnung in Griechenland und die Erhebung eines Prinzen des Bayeri— 
chen Königshaufes auf den Thron jenes Reiches auch dem Handel und 
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Verkehr zwifchen Bayern und Griechenland eine befjere Zukunft verheißet, 
und die Unterthanen beiver Staaten zu mehrfachen Handelsunternehmungen 
auffordern wird; fo wollen Seine Majeftät der König von Bayern und 
Seine Majeftät der König von Griechenland zu deren möglichiter Erleich- 
terung und Beförderung Sich demnächſt über den Abſchluß eines auf der 
‚ Grundlage billiger Reciprocität beruhenden Commerz-Traftates vereinigen. 
Einftweilen follen von Seite der Griechifchen Regierung dem Baperifchen 
Handel nach den Häfen und Inſeln von Griechenland alfe von verfelben 
abhängenven Vortheile und Begünftigungen eingeräumt und zugeftanden 
werben, wie folche die Handelsleute und Produkte ver hierunter am meiften 
begünftigiten Nation bortfelbjt genießen. Dagegen macht fich die Königlich 
Baperiiche Regierung verbindlich, zu Gunften der Koniglich Griechiichen 
Unterthanen jede in ihrer Macht ftehende Reciprocität eintreten zu laſſen. 
Ebenſo jollen die in fremden See- und Handelsplägen angeftellten Confuln 
des einen Staates veranlaßt werben, ven Angehörigen des andern Staates 
jeden von ihnen abhängigen Schuß und alle geeignete Unterjtügung zu 
gewähren. j 

Art. 12. Gegenwärtiger Freundfchafts- und Allianz Tractat foll 
bis zu vorbehaltener Errichtung eines vefinitiven Haus- und Familien- 
Vertrages zwifhen Ihren Majeftäiten ven Königen von Bayern und 
Griechenland in voller Kraft und Wirkſamkeit befteben. Zu folchem Enve 
wird verjelbe binnen ſechs Wochen von beiden allerhöchiten Paciscenten 
ratificirt, und die Auswechfelung ver Ratificationen fofort bewirkt werden. 

Deffen zu Urkunde haben die beiverfeitigen Bevollmächtigten venjelben 
unterzeichnet und mit ihren Siegeln bekräftigt. 

Sp geichehen zu München ven erjten des Monats November im 
Fahre des Herrn Eintaufend achthundert dreißig und zwei. 

(L. S.) Frhr. v. Giſe. (L.S.) v. Flad. (L.S.) Earlv. Abel. 

So ratificiren, genehmigen und beftätigen Wir vorftehenden, mit 
Unferer Willensmeinung vollfommen übereinftimmenden Vertrag in allen 
feinen Artikeln und Beftimmungen, — geloben für Une, fo wie für Unfere 
Erben und Nachfolger folchen durchaus getreulich zu erfüllen, und nichts 
dagegen zu unternehmen, noch dur Andere unternehmen zu laften. 

Deffen zu wahrer Urkunde haben Wir gegenwärtige Natificationg- 
Acte mit eigener Hand unterzeichnet und derſelben Unſer Königliches 
Snfiegel anzubängen befohlen. 

So gegeben zu München am neunten des Monats Dezember im 
Jahre des Herin Eintaufend achthundert dreißig und zwei, Unferes Reiches 
im Achten. 

Ludwig. 
Frhr. v. Giſe. 

Reg.» Bl. fir d Königreich Bayern f. d. 3. 1833. Nr. 2. S. 17-29, 
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5. Königlich Allerhöchfte Natification des mit Griechenland abge: . 
ſchloſſenen Werbevertrages. 


Wir Yudwig, | 
von Gottes Gnaden König von Bayern ıc. ıc., 
urfunvden und fügen anmit zu wiſſen: 


Nachdem Wir durch den Art. XIV des Londoner Staats-Vertrages 
Unferm vielgeliebten Herrn Sohne, des Königs von Griechenland Maje- 
ftät, die freie Anwerbung eines Truppen - Corps in Bayern verjtattet 
haben, über die Verhältniffe aber, unter welchen Unfern Unterthanen ver 
Eintritt in das griechifhe Heer zu bewilligen fein möge, fowie über vie 
in Unfehung verfelben von der griechiichen Regierung zu übernehmenve 
Verpflichtungen eine nähere Bereinbarung zwijchen beiverfeitigen Bevolf- 
mächtigten zu Stande gefommen, welche, ihrem ganzen Inhalte nach, bier 
wörtlich folget: 

Seine Majeftät der König von Bayern und 

Seine Majeftit der König von Griechenland ꝛc. 
bejeelt von dem Wunfche, die Bedingungen ver nach Art. XIV des Lon— 
boner Staats-Vertrages vom 7. Mat 1832 geftatteten Anwerbung eines 
Truppen - Corps in Bayern für den Dienft des Königreichs Griechenland 
jo feitzuftellen, daß dieſem Unternehmen die zugeficherte Erleichterung und 
Beförderung gewährt, zugleich aber auch das Verhältniß ter in griechifche 
Militärvdienfte zeitlich eintretenden bayerifchen Unterthanen nach allen Be- 
ziehungen auf befriedigende Weife geordnet werde, haben zu dieſem Behufe 
als Ihre Bevollmächtigten ernannt: 

Seine Majeftät ver König von Bayern: Allerhöchſtihren geheimen 
Yegationsrath, Philipp von Flad, Nitter des Civil-Vervienftsordens der 
Bayer. Krone und des Kaiferl. Ruffifchen St. Annen-Ordens II. Klaſſe ꝛc. 

Seine Majeſtät der König von Griechenland: den der— Regentſchaft 
des Königreichs Griechenland als Subſtitut beigegebenen geheimen Lega⸗ 
tionsrath, Carl von Abel, Ritter des Civil-Verdienſtordens der Bayeri— 
ſchen Krone, 

welche nach Auswechſelung ihrer in gehöriger Form anggeitellten 
Vollmachten über folgende Punkte übereingefommen find: 

Art. 1. Seine Majeftät ver König von Bayern gejtatten, daß die 
königlich griechifche Regierung innerhalb der nächjten drei Jahre, fobald 
fie es für jachvienlich erachtet, in ſämmtlichen Negierungsbezirten des 
Königreichs Bayern eine Werbung eröffnen, um für ven Dienft Seiner 
Majejtät des Königs von Griechenland ein aus 3500 Solvaten und Ge- 
freiten, dann den erforderlichen Stabs-, Ober- und Unteroffizieren und 
dem Stabs-Perfonal beſtehendes Zruppen-Corps in einer Formation von 
vier Bataillons Infanterie, jedes zn ſechs Compagnien, ſechs Schwadronen 
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Cavalferie, vier Compagnien Artilferie, eine Compagnie Ouvries bilden, 
und während der — Art. 7 feitgefegten Gapitulationg - Zeit vollzählig 
erhalten können. 

Die Königlih Griehiihe Negierung. wird demzufolge, fobald fie vie 
Werbung zu eröffnen für gut findet, in jedem KRegierungsbezirfe des König— 
reichs Bayern die nöthige Anzahl von Werbe- Offizieren aufjtellen und 
die obere Leitung bes Werbegejchäfts einer zu München nieverzufegenden 
Werbe-Commiffion übertragen, von den desfalls getroffenen Anorpnungen 
aber der Königlich Bayeriſchen Regierung jofert Kenntniß geben. Die 
legtere verpflichtet fich, den aufgefiellten Werbe-Dffizieren durch die bayeri- 
ſchen Militär- und Polizei» Vehörven jeven möglichen Vorſchub leiſten zu 
lafien. Der Königlich, Griechiſchen Regierung bleibt überlaffen, vie ihr 
gejtattete Werbung auch theilweife zur Bildung einzelner Abtheilungen bes 
Corps zu eröffnen. 

Art. 2. Zu Sammelplägen für die Angeworbenen werben bejtimmt: 

a) im Sfarkreife die Städte Münden, Yanpshut; 
b) im Unter-Donaufreife die Städte Pafjau, Straubing; 
c) im Negenfreife die Städte Regensburg, Amberg; 
d) im Ober: Donaufreife die Städte Augsburg, Neuburg; 
e) im Nezatkreife die Städte Ansbach, Nürnberg; 
f) im Ober-Mainfreije vie Stävte Bayreuth, Bamberg; 
g) im Unter-Mainfreife die Städte Würzburg, Ajchaffenburg; 
h) im Rheinkreiſe die Städte Speyer, Zweibrüden. 

Der Königlich Griechiſchen Regierung iſt freigeftellt, unter ven oben 
bemerften Summelplägen diejenigen auszumählen, welche fie für die For— 
mation der verſchiedenen Abtheilungen des zu bildenden Truppen - Corps 
am geeignetjten findet, und wo fich daher die dahin zugetheilten Truppen 
nach erfolgter Equipirung zu vereinigen haben. 

Art. 3. Die Königlich Bayeriſche Negierung wird an den bezeich- 
neten Sammel- und Formations-Plägen den zur Unterbringung dev anges 
worbenen Mannfchaft erforverlihen Raum in den daſelbſt vorhandenen 
Caſernen, jo weit felbe nicht für den Dienjt der Baherifchen Truppen 
verwendet und nöthig find, anweifen, und zugleich die nöthigen Fourni- 
turen, Requiſiten und fonjtigen Effecten zum momentanen Gebrauch ab- 
geben laſſen. | 

Die Königlih Griechifche Regierung verpflichtet Sich dagegen zum 
vollen Erfate aller hiebei ſich ergebenden Beſchädigungen und des Werthes 
der etwa abhanden kommenden Gegenſtände. 

Art. 4 Wenn Unteroffiziere oder Soldaten des griechiſchen Trup— 
pen-Gorps während des Aufenthaltes in Bayern erfranfen, fo wird die 
Königlich Bayeriſche Regierung diefelben, wo immer es möglich ift, in 
die vorhandenen Militär-Krankenhäuſer, gegen eine von Eeite der Königl. 
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Griechiſchen Regierung zu leijtende Vergütung ven 40 Kreuzer für jeden 
Kranfentag, aufnehmen, verpflegen und ärztlich behandeln laſſen. 

Art. 5. Die Königlich Griechiſchen Truppen werden auf dem Marfche 
in Bayern nach den für die k. k. öfterreichifchen Truppen durch die Con- 
ventionen vom 24. Juni 1813 und 2. Mat 1822 fejtgefesten Normen 
verpflegt und mit Vorſpann verſehen werden, wogegen fich die Königlich 
Griechifche Negierung zur baaren Entrichtung der in jenen Conventionen 
beftimmten Vergütungen verpflichtet. Die Inſtradirung der auf dem 
Marche befindlichen Königlih Griechiſchen Truppen und Truppen-Abtheis 
(ungen gefchieht durch die zuftändigen Königlich Bayeriſchen Behörden mit 
Einhaltung der nächften, dem Veftimmunge-Ort zuführenden Hauptftraßen. 

Art. 6. Die Dauer der Capitulation wird für die anzuwerbenden 
Truppen auf vier Jahre fejigefegt. Diefelben werden während dieſes 
Zeitraums ein für fich bejtehenves Corps bilven, jedoch gleich dem Grie— 
hifchen National-Heere zu den Fahnen Seiner Majeftät des Königs von 
Gricchenland fchwören. 

Art. 7. Ale Ernennungen und Beförderungen zu Offiziers- und 
andern Stellen in dem zu formirenvden Truppen Corps ftehen Seiner 
Majeftät von Griechenland zu. 

Art. 8 Um die den Anforderungen des Dienftes entjprechenve 
Befegung der Offiziers-Stelfen zu erleichtern, und in Rückſicht auf die in 
dem Art. 15 des Londoner Staat - Vertrages vom 7. Mai 1832 über- 
nommenen Berbindlichfeiten werden Seine Majeftät von Bahern der zu 
dieſem Zwecke nach der Formation erforverlichen Anzahl von Stabs- nnd 
Ober: Offizieren, dann Junkern und Cadeten des Baperifchen Heeres auf 
bie im bienftlichen Wege erfolgte Anmeldung zum. zeitlichen Webertritt in 
bie Kriegsdienſte Ihres vwielgeliebten Sohnes, des Königs von Griechen: 
land Majeftät, die Bewilligung hierzu, foweit nicht befondere Umstände 
obwalten, ertheilen und dabei vorbehalten, nach Ablauf des Zeitraumes, 
für welchen vie Bewilligung erteilt worden, in das Baheriſche Heer, 
nach ihrem Dienft-, Rang- und Anciennetäts- VBerhältniffe in vemfelben, 
zurückzutreten. 

Dieſelben ſollen demzufolge bei dem Rücktritte ſo angeſehen und be— 
handelt werden, als wenn ſie in der Zwiſchenzeit bei ihren Regimentern 
oder Corps ohne Gage beurlaubt geweſen wären. 

Von den erfolgenden Anmeldungen wird der Regentſchaft des König— 
reichs Griechenland zum Behufe der vorbehaltenen Ernennungen jederzeit 
unverzügliche Mittheilung gemacht werden. 

Art. 9. Die Dauer der Art. 8 erwähnten Bewilligung ſoll zwar 
vorher erſt auf zwei Jahre beſchränkt werden. Um jedoch den mit dem 
gleichzeitigen Austritte einer allzugroßen Zahl von Stabs- und Ober— 
offizieren aus dem anzuwerbenden Truppen-Corps verbundenen Nachtheilen 
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zu begegnen, werben Seine Majeſtät der König von Bayern nach Abfluf 
von zwei Jahren wenigjtens der Hälfte der nach Art. 8 übergetretenen 
Stabs- und Dber- Offiziere, dann Junker und Cadeten auf vienftliches 
Anſuchen das Verbleiben in erwähntem Corps bis zur gänzlichen Vollen- 
bung der vierjährigen Capitulationszeit unter dem in eben diefem Art. 8 
bezeichneten Vorbehalte gejtatten, und demgemäß die frühere Bewilligung 
verlängern. 

Der Königlich Bayerifchen Regierung wird zu diefem Behufe noch 
vor Ablauf der erjten zwei Jahre ein DVerzeichnig der entweder um ben 
Nücktritt oder um Verlängerung der Bewilligung fich anmeldenden DOffi- 
ziere mitgetheilt werben. 

Art. 10. Seine Majeftit der König von Griechenland werben allen 
in das anzuwerbende Truppen - Corps mit Offiziers-Stellen aufzunehmen- 
den Stabs- und Ober-Offizieren, dann Yunfern und andern mit ftändigen 
Sagen angejtellten Militär-Individuen des Baherifchen Heeres eine gegen 
ihre Charge um eine Stufe höhere Anftellung verleihen, und dabei, als 
Beitrag zu den Equipirungsfoften, eine dem zweimonatlichen Beitrage 
ihrer neuen Gage gleich kommende Gratification auszahlen laſſen. 

Urt. 11. Als Unteroffiziere und Soldaten follen in das anzumer- 
bende Corps nur ſolche Bayern aufgenommen werden, welche ver gejeß- 
lichen Heerpflicht gegen ihr Vaterland Gemüge geleiftet haben, und fich 
hierüber durch Entlaffungsjchein auszumweifen vermögen. 

Eben dieſelbe Beſtimmung gilt für den Fall, wenn Offiziersftellen 
in dem erwähnten Corps an andere Individuen, als an die zum zeitlichen 
Uebertritt ſich anmeldenden Oberoffiziere, Zunfer oder Cadeten des Bahr. 
Heeres verliehen werven wollen. i 

Art. 12. Unteroffiziere und Solvaten des Baherifchen Heeres, 
welche bereits eine Capitulation in demfelben gedient haben, fell die Be— 
willigung zum Uebertritt in das Griechifche Truppen-Corps nicht erfchwert, 
und zu biefem Behufe auf Berlangen die Entlaffung ertheilt werben. 
Hievon find jedoch diejenigen ausgenommen, welche als Erfagmänner ein- 
geitanven find. i 

Art. 13. Alle die in das anzuwerbende Truppen-Corps übergehen- 
ven Bayern bleiben "denjenigen Verbindlichkeiten unterworfen, welche bie 
Baperifchen Verfafjungs-Gefege den in fremde Militärdienfte eintretenden 
Staatsgehörigen auflegen. 

Art. 14. Die Gagen und der Sold der Stabs- und Dberoffiziere, 
der im Offizierrange ftehenden Angeftellten und ver Unteroffiziere und 
Soldaten des anzumwerbenden Truppen-Corps werben in Elingender Minze 
entrichtet. 

Art. 15. Der Bezug der Gagen und des Soldes beginnt für bie 
Stabs- und Oberoffiziere, dann bie im Offiziererange re Angejftell- 
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ten mit dem Tage der Ausfertigung des Patente, für bie Unteroffiziere 
und Soldaten aber mit dem Tage der Verpflichtung für den gricchifchen 
Waffendienjt und ver Zuführung in den Lijten. 

Die Sagen der Stabe- und Obereffiziere, dann ber im Offiziersrange 
ftehenven Angeftellten werben am Ende eines jeden Monats ausgezahlt. 

Unteroffiiere und Soldaten erhalten ihren Sold von zehn zu zehn 
Tagen voraus, 

Art. 16. Seine Majeftät der König von Bayern werden benjenigen 
Militär- Individuen Ihres Heeres, welche als Ritter des Militär-Mar« 
Sofephs - Ordens oder als Mitgliever der königlich franzöſiſchen Ehren- 
fegion PBenfionen aus der bayeriſchen Staats - Cafje beziehen, und mit 
Alterhöchftihrer Berilligung in das für den Dienft Ihres vielgeliebten 
Sohnes des Königs von Griechenland Majeſtät anzumwerbende Truppen- 
Corps übertreten, während ihrer Dienjtleiftung in diefem Truppen-Corps 
die erwähnten Penfionen fortentrichten laffen. Das gleiche gilt von ven 
Mevaillen- Zulagen, in deren Genuße etwa Einzelne der eben erwähnten 
Militär-Individuen ftehen. 

Art. 17. Jeder Unteroffizier und Soldat erhält vom Tage der 
Verpflichtung und der Zuführung in den Liſten täglich eine Brodportion 
in Natur oder in Geld nach ven über das Gewicht und die Geldvergü— 
tung für die Königlich Bayeriſchen Zruppen dermal geltenden Beftim- 
mungen. 

Art. 18. Bei ver Verpflegung ver Mannfchaft in Standguartieren 
und Garnifonsplägen follen die in dem baherifchen Heere dermal einge: 
führten Menage-Normen unter den durch die Yocal-Verhältniffe gebotenen 
Mopificationen zur Anwendung kommen. 

Art. 19. Unteroffiziere und Soldaten des anzuwerbenden Truppen- 
Corps erhalten bei ihrem Zugange und während ver vierjährigen Dienft- 
zeit die in der Beilage verzeichneten Monturſtücke; in eben dieſer Beilage 
ift beftimmt, was daven in die Schuld- und Ratenberehnung fällt, und 
welcher Ratenbetrag dafür von dem Tage ver Einreihung an, täglich gut— 
geichrieben wird. Es bleibt jedoch ver Königlich Griechiſchen Regierung 
vorbehalten, in diefer Beziehung die nach ven örtlichen Verhältniffen noth- 
wendig oder zweckmäßig erfcheinenven Mopificationen eintreten zu laffen. 

Art. 20. Wenn Unteroffijiere oder Soldaten des Baherifchen 
Heeres nach den Art. 12 gegebenen Beftimmungen in das anzumerbende 
Truppen» Corps übertreten, fo iſt venfelben gejtattet, alfe verwendbaren 
Monturftüce, foweit fie im Naten-Spfteme ftehen, aus dem Bayheriſchen 
Dienfte gegen unverzügliche Abzahlung der noch bejtehenden Monturfchuld 
in das griechifche Truppen-Corps mitzunehmen. 

Gene Monturftüde, die zwar in dem Raten-Syſteme ftehen, aber 
im Griechiſchen Dienfte nicht anwenpbar find, werden von Seite ber 
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Königlih Bayeriſchen Militärbehörvden «um einen von denſelben zu erhe- 
benden, der Brauchbarfeit entfprechenven Schätzungswerth zurücigenommen, 
und es foll diefer Schäßungswerth ſodann an der Monturfchuld abge- 
rechnet werben. 

Hat der Uebertretende ein Montur: Guthaben, fo bleibt vemfelben 
bie freie Dispofition über feine in der Natenberechnung begriffenen Mon— 
turjtüde vorbehalten. 

Art. 21. Die anzumwerbenden Truppen werben nach ihrer Ankunft, 
in Griechenland an den Garnifonsplägen fobald als möglich in Stafernen 
oder andern hinlänglich geräumigen Gebäuden untergebracht werden. Auch 
wird die Königlich Griechifche Regierung dafür Sorge tragen, daß bie 
Erfranften in Heil-Anftalten verpflegt und ärztlich behandelt werben. 

Art. 22. Die Königlich Griechifche Negierung verpflichtet fich, den 
Stabs- und Oberoffizieren, den mit ftändigen Gagen angejtellten Militär: 
Individuen und den Unteroffisieren und Solvaten des anzuwerbenden 
Truppen: Corps für den Fall, wenn viefelben während ver Dienft-, reſp. 
während der Gapitulationgzeit untauglich werden follten, alle jene Vor— 
theile zu bewilligen, deren fich die im Königlich Bayerifchen Dienfte ſtehen— 
den Militärperfonen des gleichen Grades unter den nämlichen Voraus— 
fegungen nach den dermal bejtehenven Negulativen zu erfreuen haben. 

Gleiches gilt für die Wittwen und Waifen der oben erwähnten In— 
dividuen, fofern legtere fih mit Beobachtung ver befteheneen Geſetze und 
Verordnungen verehelicht haben, und während ver fapitulationsmäßigen 
Dienstzeit over in dem durch viefe Capitulation nach den Beftimmungen 
des gegenwärtigen Vertrages begründeten Penfionsftande mit Tode abgehen. 

Art. 23. Die dem Griechiſchen Truppen-Corps eingereihten Indi— 
piduen haben, wenn fie fi) während der Dienftzeit verehelichen wollen, 
nicht nur die in den baberifchen Geſetzen vorgefchriebenen Bedingungen 
zu erfüllen, fondern auch die Vewilligung ver Königlich Griechifchen Re— 
gierung einzuholen. 

Art. 24. Sämmtliche Militärperfonen des anzumwerbenden Truppen: 
Corps ftehen in Dienftfachen bei Verbrechen und Vergehen, dann bei 
perfönlichen Rechtsſachen unter ver Militärgerichtsbarfeit. 

Dieſelben follen in allen Dienftiachen und Dienjtverhältniffen nad) 
dem im Baherifchen Heere dermal eingeführten Dienftreglement, bei gemei- 
nen Verbrechen und Vergehen aber nach dem dermal geltenden Bayeriſchen 
Strafgefegbuch beurtheilt werven. 

Art. 25. Die Unteroffijiere und Soldaten bes anzuwerbenden 
Zruppen - Corps erhalten bei der Entlaffung aus bemfelben einen brei- 
monatlichen Sold für die Koften ver Rückreiſe, und werben überdieß auf 
Rechnung der Griechifchen Staatsfaffe bis Trieft oder Venedig Foftenfrei 
zurückgebracht. Den Stabs- und Oberoffizieren, dann den mit ftändiger 
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Gage angeftellten Militär- Individuen des erwähnten Corps werben von 
dem Tage des Austritt an, die Gage und fonftigen Bezüge der Charge, 
welche jie in dem Vriechiſchen Corps bekleidet haben, noch ſechs Monate 
lang aus der griechiſchen Staatskaſſe fortbezahlt. Die Königlich Griechiſche 
Regierung verpflichtet ſich außerdem auch, für die koſtenfreie Rückfahrt 
derſelben bis Trieſt oder Venedig Sorge zu tragen. 

Art. 26. Wenn nach geendigter Dienſtzeit Militärperſonen der 
anzuwerbenden Truppen-Corps in die Kriegsdienſte Seiner Majeſtät des 
Königs von Griechenland definitiv übertreten, oder ſich in Griechenland 
niederlaſſen und anſäſſig machen wollen, ſo wird die Königlich Bayeriſche 
Regierung denſelben die erforderliche Entlaſſung aus dem Unterthans— 
Verbande, auf geſtelltes Anſuchen, ohne Aufſchub und Erſchwerung ertheilen. 

Art. 27. Die Ratificationen des gegenwärtigen Vertrages ſollen 
ſpäteſtens binnen ſechs Wochen beigebracht und gegenſeitig ausgewechſelt 
werden. 

Zur Beurkundung deſſen haben die beiderſeitigen Bevollmächtigten 
denſelben eigenhändig unterzeichnet und ihr Inſiegel beigedruckt. 

Geſchehen zu München ven erſten November im Jahre Eintaufend 
Achthundert zwei und dreißig. 

(L.S.) v. Flad. (L. S) Carlv. Abel. 

So ratificiren, genehmigen und beftätigen Wir vorſtehende Ueberein- 
funft in alfen ihren Artikeln und Beftimmungen, und werben Wir bie zu 
deren Vollziehung Unferer Eeits erforverlihen Anorbnungen und Ver— 
fügungen zu rechter und gehöriger Zeit treffen lajfen. 

Defjen zu wahrer Urfunde haben Wir gegenwärtige Ratifications— 
Alte durch Unfere eigenhändige Unterfchrift bekräftigt, auch verfelben Unfer 
größeres Kanzlei-Inſiegel beivruden laſſen. 

So gejhehen München ven 9. Dezember 1832. 

(gez.) Ludwig. | 
(unterz.) Gife. 
In fidem copiae 
Königlih geheime Kegiftratur des Staatsminifteriums des Königlichen 
Haufes und des Aeufern. 
Reg.-Blatt j. d. Königreih Bayern v J. 1833. Nr. 29. S. 715-730. 


>. Patent, die Werbung eines Griechifchen Truppen- Korps betr. 
Staatsminifterium des Innern. 


Seine Majeſtät der König haben vermöge des Artifel® 1 des unterm 
1. November vorigen Jahres abgefchloffenen und unterm Heutigen zur 
öffentlichen Kenntniß gebrachten Stants-Vertrages allergnädigſt zu geftatten 
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gerubt, daß die Königlih Griechifche Regierung innerhalb ver nächiten 
drei Jahre, jobald fie es für fachdienlich erachtet, in ſämmtlichen Regie— 
rungsbezirfen des Königreichs Bayern eine Werbung von 3500 Soldaten 
und Gefreiten, dann ben erforderlichen Stabs-, Ober» und Unteroffizieren 
und dem Stabs-Perſonale, unter den in dieſem Vertrage bezeichneten 
Bedingungen eröffnet. 

Natürlich find folgende Mopificationen des Vertrages vom 1. No 
vember 1832 in ftaatsrechtliche Kraft getreten: 

1. daß die in Bahern geworbenen Truppen nicht dem Art. 6 des 
Vertrages gemäß, als ein für fich bejtehenves Gejammt-Corps in 
den Griechifchen Dienft treten, fondern dem Griechifchen National- 
heere und zwar jedem Infanterie-Bataillon je zu zwei Gompagnien, 
jedem Cavallerie-Regiment je zu zwei Escadrons und dem Artillerie— 
Corps zu zwei Compagnien einverleibt werden, dann 

2. daß die Geworbenen ſich, wie dies auch bei den mit Königl. Be— 
willigung in fonftige auswärtige Kriegsdienſte eintretenden Bayern 
der Fall ift, auf die Dauer ihrer Capitulation ven Normen und 
Gefegen unterworfen, welche für das Griechifche Nationalheer 
bereits bejtehen oder etwa Fünftig eingeführt werben. 

Da nun die Grichifche Regierung in Folge der oben erwähnten Be- 
ftimmungen eine neuerliche Werbung zu eröffnen gevenft, und. biefür als 
ihren Werb-Commiffär den Oberft im Königlich Griechifchen Heere, Ritter 
des K. K. Ruſſiſchen Wladimir- Ordens 4. Klaffe, Wilhelm v. Yefuire, 
bevellmächtigt hat, fo wird folches hiermit durch das gegenwärtige Patent 
zu Jedermanns MWifjenfchaft mit dem Anhange befannt gemacht, daß auch 
die gegenwärtige Werbung, nach ven von der Königl. Griech. Regierung 
geäußerten Abjichten, noch nicht bejtimmt ift, den wollen vertragemäßig 
zuläjfigen Mannfchafts-Betrag zu erreichen, und daß vorläufig bloß München 
und Speyer als Werbepläge erflärt find. 

München ven 14. Juni 1833. 

Auf Seiner Königlichen Majeftät Alferhöchften Befehl. 
Fürft v. Dettingen-Wallerftein. 
Durch den Minifter der General-Sccretär. 
In deſſen Verhinderung der geheime Secretär. 
Staubader. 
Reg.-Bl. f. d Könige. Bayern f. d. J. 1833. Nr. 29. ©. 731 - 732. 


6. Erläuterung des Griechiichen Werbe-Vertrages. 


Stantsminifterium des Innern. 


Auf die Anfrage: ob die durch das Werbe - Patent vom 14. Yuni 
1. 318. fundgegebene zweite Modification des Vertrages vom 1. November 
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1832: »daß nämlich die für den Griehifchen Dienft Geworbenen, wie 
dies auch bei denen mit Königlicher Bewilligung in fonjtigen auswärtigen 
Kriegspienften ver Fall ift, auf die Dauer ihrer Kapitulation den Normen 
und Gefegen unterworfen feien, welche für das Griechifche Nationalbeer 
bereits bejtehen, oder etwa fünftig eingeführt werben,“ auch auf vie Ver- 
pflegungs-Normen f. a. fih beziehen, ob jomit die in Griechiſche Kriegs— 
dienfte tretenden Bayern auch der durch die Convention fejtgefettten Gebühren» 
Regulative und der font zu ihrem Bortheile aufgeftellten Vertrags— 
Stipulationen verlujtig werben follen — wurde eriviedert, daß die gedachte 
Mopification fich lediglich auf den $. 24 des mit Griechenland abge- 
ichloffenen Werbe» Vertrages beziehe, und daß überhaupt mit Ausnahme 
der $. 6 und 24 fein Artikel der Convention vom 2. November 1832 in 
irgend einer Weiſe modificirt ift. 
München ven 27. Juni 1833. 
Auf Seiner Königlichen Majeftät Allerhöchiten Befehl. 
Fürft v. Dettingen-Wallerftein. 
Durch den Minifter ver General-Eecretär. 
In deſſen Verhinderung der geheime Secretär 
Staubader. 

Reg. Bl. f. d. Königr. Bayern f. d. 3. 1833. Nr. 31. ©. 780-781. 


5. Gorrefpondenz mit den Königlich Griechifchen Behörden. 
Auf Befehl Seiner Majeftät des Königs. 

Der Königlichen Regierung des Regenkreiſes, Kammer des Innern, 
wird, im Ginverftändnig mit dem Gtantsmünifterium des Königlichen 
Haufes und des Aeußern, auf die Anfrage vom 21. Juli d. Irs. eröffnet, 
daß, nach nunmehr erfolgter Auflölung der bisher bejtandenen beſondern 
Werbe-Commiljion, die Correſpondenz bezüglich des Eintritts in Königlich 
Griechiſche Dienfte mit den Königlich Griechiſchen Behörden Fünftig auf 
dem biplomatifchen Wege ſtattzufinden habe. 

Die Königl. Regierung des Regenfreifes, Kammer des Ynnern, wird 
biernach die Behörden fowohl, als die betheiligten Unterbehörden geeignet 
anweifen, und den Bollzug angemejjen überwachen. 

München ven 7. September 1555. 

Stantsminijterium des Innern. 
An die f. Regierung des Regenkreiſes, 8.0. %., alfo ergangen. Nr. 26319, 
Mittheilung den übrigen Königlichen Ktreisregierungen. 
Dillinger Sammlung Band XVII. Abſchu. VII. $. 1620. S. 156. 
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. Abſchnitt. 
 Rhein-Scifffahrts- Convention. 
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1. a. Uebereinfunft unter den Uferjtaaten des Rheins und die auf 
die Schiffrahrt dieſes Fluſſes fich beziehende Ordnung vom 
31. März 1831. 

Natificationdurfunde der Rheinſchifffahrtsordnung vom 31. März 1831. 


Wir Yudwig, 
von Gottes Gnaden König von Bayern ꝛc. ꝛc., 


thun fund und befennen hiermit: 


Nachdem Wir, Seine Majeftät der König der Franzoſen, Seine 
Majeftät ver König von Preußen, Eeine Majeftät der König der, Niever- 
lande, Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Baden, Seine 
Königlihe Hoheit der Großherzog von Hejjen und Seine Durchlaucht 
der Herzog von Naffau in Folge vieljähriger, von Commiſſarien aller 
betheiligten Höfe zu Mainz gepflogenen Verhandlungen über die Abfaſſung 
einer Rheinfchifffahrts- Orpnung auf den Grund der allgemeinen und 
befondern Beſtimmungen, welche der, am Congreffe zu Wien den 9. Yuni 
1815 unterzeichnete Hauptvertrag und die demſelben als integrirenvder 
Theil angehängten, von ver Nheinfchifffahrt handelnden zwei und dreißig 
Artifel zu dieſem Ende feitgejtellt haben, und in Erwägung ver biebei 
eingetretenen Schwierigfeiten dahin übereingefommen find, alle bie über 
allgemeine Grundfäge des gedachten Congreß-Bertrages in Bezug auf bie 
Rheinschifffahrt erhobenen Streitfragen, fo wie die dargus abzuleitenven 
Folgerungen unberührt zu lafjen, und auf der Grundlage eines Geſammt— 
inbegriffs gegenfeitig gemachter und angenommener Vorſchläge, jedoch 
unter dem ausprüdlichen Vorbehalte, daß diefe Verſtändigung ven alljeite 
behaupteten Rechten und Grundfägen in feiner Art Cintrag thun folle, 
eine Vereinbarung über diejenigen Maafregeln und reglementarifchen 
Beitimmungen zu treffen, deren die Rheinjchifffahrt nicht länger entbehren 
fann. Und nachdem gedachte Lebereinfunft im gemeinfamen Einverftändniffe 

40* 


616 


glüclich zu Stande gefommen, und am 31. März d. Irs. von den gegen- 
feitigen Bevollmächtigten in acht gleichlautenden beutjchen Driginalausfer- 
tigungen, und in acht gleichlautenden franzöfiihen Originalausfertigungen, 
wovon eine deutjche und eine franzöfiiche für jeven ver fieben fontrabiren- 
den Theile, eine deutjche'und eine franzöfifche aber zur Hinterlegung bei 
den gemeinfchaftlichen Commiffions-Acten, um bafelbjt zum gemeinfamen 
Gebrauche der theilnehmenden Regierungen zu dienen, unter Vorbehalt 
der Ratificationen in Mainz unterzeichnet worben ijt; jo erflären Wir 
hiermit nach jorgfältiger Prüfung und Erwägung aller und jeder, in dem 
erwähnten, ale: 

„Uebereinkunft unter ven Uferjtaaten bes Rheins und auf die Schiff-- 

„fahrt dieſes Flußes fich beziehende Dronung« 
oder im franzöfifchen Texte als: 

„Convention entre les Gouvernements des Etats reverains du Rhin 

„et reglement relatif a la navigation du dit fleuve“ 
bezeichneten DBertrage enthaltenen und im zehn Titeln und hundert und 
neun Artifeln zufammengejtellten Bejtimmungen, welche, als wären fie 
bier von Wort zu Wort eingefchaltet, anzufehen find, daß Wir viefelben 
im beutfchen wie im franzöfifchen Driginalterte, jedoch unter Beziehung 
auf den obenerwähnten, im Cingange des Vertrages befinplichen Vorbe— 
halt, ingleichen auf die von Unferem Bevollmächtigten zu ven Protofollen 
ber Rheinfchifffahrts - Gentralcommiffion gegebenen Erklärungen und auch 
bie unter deſſen Mitwirfung von derſelben gefaßten Beſchlüße durchaus 
genehmigt haben; fo wie Wir folche kraft ver gegenwärtigen, in gewöhn- 
licher Form ausgeftellten Beftätigungsurfunde feierlich genehmigen, indem 
Wir für Uns und Unfere Nachlommen auf Unfer Königliches Wort ver: 
Iprechen, gedachten Beltimmungen getreulich nachzufommen, fo wie auch 
darüber zu wachen, daß fie von Unfern Behörden und Unterthanen jeder— 
zeit genau erfüllt werben. 


Zu mehrerer Bekräftigung deſſen haben, Wir Unfere Beitätigungs- 
urfunde in acht gleichlautenden Gremplaren, wovon fieben für die mit- 
contrahirenden Theile je befonvers, die achte aber zur Hinterlegung bei 
ben gemeinfchaftlihen Commiffionsacten beftimmt ift, eigenhändig unter: 
jchrieben, und mit Unferm größern Staatsfiegel verfehen. 

So gefhehen zu München ven vreifigiten Mai im Jahre des Herrn 
Eintaufend Achthundert ein und breifig. 


Ludwig. 


617 


b. Uebereinfunft ımter den Uferſtaaten des Rheins umd auf die 
Schifffahrt diefes Flußes fich beziehende Ordnung. 

Da die Abfafjung einer definitiven Aheinfchifffahrts-Drdnung, nach 
den Bejtimmungen der Wiener Congreßacte, Schwierigfeiten in Folge ber 
Art und Weife gefunden hat, wie von den Regierungen ver Uferftaaten 
die allgemeinen Grundſätze diefer Acte in Anwendung auf die aus Deutfch- 
(and geraden Weges durch die Niederlande in's offene Meer und umge— 
fehrt fahrenden Schiffe verjtanden worden find; indem Seine Majeftät 
der König der Niederlande beharrlich behaupf®ten, daß fih Ihre Sou- 
veränetätörechte, ohne die mindefte Befchränfung, über das Ihre Stuaten 
beſpülende Meer ſelbſt dahin erjtreden, wo mit vemielben vie Gewäſſer des 
Rheins zufammenfliegen, und daß als die Fortfegung dieſes Stromes 
innerhalb der Niederlande nur ver Leck allein, nach ven ver Wiener 
Congreßacte voransgegangenen Verhandlungen, angefehen werben müße; 
während Seine Majeftät der König von Preußen, Seine Majeftät ver 
König von Bahern und Seine Königliche Hoheit der Großherzog von 
Heſſen beharrlich behaupteten, die Ausübung dieſer echte, fo weit folche 
auf die aus dem Rhein in's offene Meer und umgekehrt fahrenden Echiffe 
angewendet werben wollten, fei durch die Wiener Congrefacte beſchränkt 
worden, und unter der Benennung des Rheins habe befagte Acte den 
ganzen Yauf, alle Arme und alle Ausmündungen diefes Stromes inner- 
halb ver Niederlande ohne irgend einen Unterfchied begriffen; — Anfich- 
ten, welchen num ebenfalls Seine Majeftät der König der Franzofen und 
Ceine Königliche Hoheit der Großherzog von Baden beigetreten find: fo 
haben die Uferftaaten für angemefjen erachtet, alle die über allgemeine 
Grundfäge der Wiener Congreßacte in Bezug auf die Rheinfchifffahrt 
erhobenen Streitfragen, jo wie die daraus abzuleitenden Folgerungen 
unberührt zu Taffen und auf der Grundlage eines Gefammtinbegriffs 
gegenfeitig gemachter und angenommener Borfchläge, jedoch unter dem 
ausprücdlichen Vorbehalte, daß dieſe Verftändigung ven beiverfeits behaup- 
teten Rechten und Grundſätzen in feiner Art Cintrag thun follte, eine 
Vereinbarung über diejenigen Maafregeln und reglementarifchen Beſtim— 
mungen zu treffen, veren die Aheinjchifffahrt nicht länger entbehren kann. 

Zu diefem Zwede haben die nachjtehend bezeichneten hohen Vertrag- 
ſchließenden Theile, namentlich: 

Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Beben! den Herrn 
Johann Lambert Büchler, Ihren Legationsrath, Nitter des Großherzoglich- 
Badischen Zähringer-Löwen-Ordens und des Kaiferl, Ruffifchen St. Annen- 
Ordens U. Klaffe; „107 

Seine Majeftät der König von Babern: ben Herrn Bernh.: Ebaſ. 
v. Nau, Ihren geh. Hofrath, Ritter des Civil-Verdienſtordens erlangte 
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Bayeriſchen Krone, des Kaiſerlich-Oeſterreichiſchen Leopold- und bes Kaiſ. 
Ruſſiſchen St. Annen-Ordens I. Klaſſe; 

Seine Majeſtät der König der Franzoſen: den Herrn Hubert Engel— 
hardt, Ihren Commiſſär; 

Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Heſſen und bei Rhein: 
den Herrn Georg Carl Auguſt Verdier, Ihren Regierungsrath; 

Seine Durchlaucht der Herzog zu Naſſau: den Herrn Ludwig 
v. Rößler, Ihren geheimen Rath und General-Domänen-Direktor, Ritter 
des Königlich Niederländiſchen Löwen-Ordens, des Civilverdienſt-Ordens 
der Königlich Bayeriſchen Krone und des Königlich Württembergiſchen 
Ordens der Krone; 

Seine Majeſtät der König der Niederlande: den Herrn Johann 
Bourcourd, Ihren Staatsrath, Ritter des Königlich Niederländiſchen 
Löwen⸗Ordens; 

Seine Majeſtät der König von Preußen: den Herrn Heinrich Delius, 
Ihren Regierungs-Chef-Präſidenten, Ritter des Königlich Preußiſchen 
rothen Adler-Ordens II. Klaſſe mit Eichenlaub und Commandeur des 
Königlich Franzöſiſchen Ordens der Ehrenlegion, 

zu Ihren bevollmächtigten Commiſſarien ernannt, welche nach Aus— 
wechſelung ihrer in guter und gehöriger Form befundenen Vollmachten 
über folgende Artikel übereingekommen ſind. 


Erſter Titel. 

Von der Schifffahrt auf dem Rhein im Allgemeinen und von den 
in dieſer Hinſicht unter den hohen vertragsſchließenden Theilen gegen— 
ſeitig verabredeten Anordnungen und Zugeſtändniſſen. 

Art. 1. Die Schifffahrt auf dem Rheinſtrome in ſeinem ganzen 
Laufe ſoll von da an, wo dieſer Fluß ſchiffbar wird, bis in die See, 
fowohl aufwärts als abwärts, völlig frei fein und in Bezug auf den 
Handel Niemanten unterfagt werden fönnen, wobei man fich jedoch nach 
den Polizeivorichriften, welche die Aufrechthaltung ver allgemeinen Sicher: 
heit erfordert, und nad) den durch die gegenwärtige Ordnung feitgejegten 
Beſtimmungen zu achten hat. 

Art. 2. Seine Majeftät der König der Niederlande erklären Eid) 
damit einverftanden, daß als Fortfegung des Rheins innerhalb des König— 
reich8 der Niederlande, ver Ye und der mit dem Namen „Waal« bezeich- 
nete Stromarm betrachtet werben. 

Auf diefe beiden, ald Verlängerung des Rheins zu betrachtenven 
Flüße, finden demnach die Beftimmungen der gegenwärtigen Rheinſchiff— 
fahrts-Ordnung Anwendung. 

Art. 2. Ediffe, die Eigenthum der Unterthanen ver Uferftanten 
und zur Rheinſchifffahrt gehörig find, dürfen, wenn fie durch das Königreich 
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der Niederlande aus ben Rheingewäſſern in bie offene See und umgekehrt 
fahren, zu feiner Umlabung oder Löſchung angehalten werben. 

Für die in Rede ftehenden Schiffe, falls diefelben geraden Weges 
und ohne umzuladen durch das Königreich der Niederlande fahren, ſoll 
die Verbindung mit der offenen See, ſowohl bei ihrer Ausfahrt durch 
den Le und die Waal, als bei ihrer Einfahrt aus der See in viefe 
Stromarme, mitteljt der bejuchteften Waſſerſtraſſen ftattfinvden; nämlich 
für die Schiffe, welche fich des Les bedienen, Rotterdam und Briel vor- 
bei, und für diejenigen, welche fich der Waul bevienen, Dortrecht und 
Helvoetsluys vorbei durch das Hollandsdiep und das Haringoliet; alles 
jeboch unter den in gegenwärtiger Ordnung enthaltenen Glaufeln und 
Beringungen, fo weit folche darauf anwendbar find. 

Den befagten Schiffen foll aud) vie Benützung der, mittelft des 
Canals de Voorne etwa herzuſtellenden künſtlichen Waſſerverbindung mit 
Helvoetsluys unter dem Vorbehalte freiſtehen, daß ſie alsdann dieſelben 
beſondern Gebühren, welchen die niederländiſchen National- Fahrzeuge 
wegen bes Gebrauches ver gedachten Wafferverbindung unterworfen fein 
werben, dafür zu entrichten haben würden. 

Solite durch Naturereigniffe oder Kunftanlagen die bdirefte Verbindung 
mit der offenen See über Briel over Helvvetsluys in der Folge für die 
Schifffahrt unbraudhbar werben: jo wird die nieverländifche Regierung an 
deren Stelle dem Handel und der Schifffahrt der Rheinuferſtaaten eine 
andere Wafjerftraffe anweifen, welche eben jo gut ift, als biejenige, bie 
dem Handel und der Schifffahrt ihrer eigenen Unterthanen zum Erjage 
für jenen unbrauchbar geworvenen VBerbindungsweg eröffnet werden wird. 

Ebenfo foll für ven Fall, wenn ver Canal de Voorne unfahrbar 
werben, und an befjen Stelle zu Gunften des Handels und ver Rhein- 
ichifffahrt der nieverländifchen Unterthanen ein anderer Fünftlicher Ver— 
bindungsweg mit Helvoetsluys treten jollte, ven Schiffen, welche Eigen- 
thum der Unterthanen ver übrigen Nheinuferftaaten und zur Nheinfchiff- 
fahrt gehörig find, die Mitbenügung dieſes Verbindungsweges unter 
denfelben Obliegenheiten verftattet fein, welche ven niederländischen Schiffen 
gleicher Art alsdann werben aufgelegt werben. 

As zur Rheinfchifffahrt im Sinne der gegenwärtigen Ordnung 
gehörig, follen alle Schiffe betrachtet werben, deren Patrone oder Führer, 
abgejehen von ben im Artifel 27 bezeichneten Papieren mit dem im 
irtifel 42 vorgefchriebenen Patente verfehen find. 

Art. 4. Waaren, die aus der offenen See eingehen, um durch die 
Gewäffer ver Waal over des Leck's über Lobith nach Deutſchland, Frank— 
reich, der Schweiz oder weiter geführt zu werben, ober folche, vie aus 
Deutfchland, Frankreich, der Schweiz oder weiter herfommen und durch 
die fraglichen Gewäfjer in die offene See ausgeführt werden follen, 
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unterliegen zwar, wenn fie ohne Ausladung direct tranfitiren, ven weiter 
unten im Artikel 39 angegebenen Formalitäten, find jedoch bei ihrem 
Durchgange durch das Nieverländifche Gebiet auf den im vorhergehenden 
Artikel vorgezeichneten Wafjerfiraffen von allen Zranfito-Abgaben, Zöllen 
oder anderen vergleichen Gebühren frei. — An die Stelle viefer legtern 
tritt eine fejt bejtimmte Abgabe (droit fixe) von Dreizehn und einem 
Viertel Centen niederländiichen Geldes für den Zentner bei der Bergfahrt 
und ven Neun Genten niederländifchen Geldes für den Zentner bei ver 
Thalfahrt, mit Ausnahme derjenigen Artifel, welche in dem ver gegen- 
wärtigen Webereinfunft unter lit. A. beigefügten Verzeichniffe einzeln 
namhaft gemacht find, und für welche, nach den darin enthaltenen Anfägen, 
eine feſt beftimmte Abgabe von höherem oder geringerem Betrage zu 
zahlen ift. Sofern es indefjen Seine Majeftät der König der Niederlande 
etwa angemeſſen erachten jollten, einen Theil ver Schifffahrts- Abgaben 
für die Strede von Lobith bis Krimpen oder Gorcum, oder umgefehrt 
nicht erheben zu laſſen, foll es Allerhöchitihnen unbenommen fein, viefen 
Theil noch der gedachten fejtbeftimmten Abgabe hinzuzufegen. Da dieſe 
Abgabe nach ver Strede von Gorcum bis in bie offene See, auf dem 
Wege Dortreht und Helvoetsluys vorbei, durch das Hollanderiep und 
das Haringsvliet, mit Beobachtung des Verhältniſſes der muthmaßlichen 
Entfernung zwifchen Straßburg und der niederländifchen Grenze berechnet 
worden ift; fo hat man fich ferner dahin vereinigt, daß diefelbe, je nach- 
dem das Nefultat der in Gemäßheit des nachfolgenden Artikels 18 zu 
bewirfenden Vermeſſung bis in die offene See ausfallen wird, einer Ver— 
mehrung oder Verminderung unterliegen, und daß die im zweiten Abfate 
des nachfolgenden Artikels 19 enthaltene Beſtimmung, eintretenden Falls, 
auch auf diejenigen Handels-Artikel, welche in dem BVerzeichniffe lit. A. 
unter Nr. II ſchon mit niedrigen Zollfägen aufgeführt find, gleichmäßig, 
wiewohl nur in fo weit Anwendung finden foll, als nicht die unter Nr. I 
des nämlichen BVerzeichniffes begriffenen Hanvels-Artifel zum Gegenftande 
ber fraglichen Bejtimmung gemacht werden. 

Art. 5. Seine Moajeftät der König der Niederlande ertbeilen aufer- 
dem Ihre Zuftunmung dazu, daß die Echiffspatrone oder Führer, welche 
zur Ausfuhr über See durch die Häfen von Rotterdam, Dortredht oder 
Amfterdam beftimmte Waaren an Bord haben, gleichwohl aber fich in 
dem Fall befinven, daſelbſt auszuladen, um Waaren in dortigen Nieber- 
lagen zu lagern oder zum innern Verbrauche abzuliefern, oder auch um 
ihre Ladung zu vervollitändigen, — nachdem fie bei den, zur Erhebung 
der Schifffahrts-Gebühr errichteten Zollitellen zu Lobith, Vreeswyk, Tiel, 
Gorcum cder Krimpen die, im vorhergehenden Artikel erwähnte feftbe 
ftimmte Abgabe nah Maafgabe derjenigen verificirten Manifefte, womit 
jeder Schiffspatron oder Führer verfehen fein muß, entrichtet haben, und 
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fofern fie nur binfichtlich der zum Auslaven in den befagten Seehäfen 
bejtimmten Waaren den Vorfchriften des im Königreich ver Nieverlande 
gültigen allgemeinen Gefeges in Betreff der Eingangs-, Ausgangs- und 
Durchgangs-Abgaben Folge leiften — nach eigenem Belieben durch jedwede, 
zum Orte ihrer Beftimmung führende Gewäſſer, Flüße oder Kanäle ihre 
Fahrt nehmen, und demnächſt auch ihre Reife von ven benannten Seehäfen 
bis in die offene See — gleichvicl, durch welchen Arm des Meeres fie 
fahren wollen — fortfegen dürfen, ohne wegen ber mehr over minder 
langen Streden, welche fie dabei zu befahren gefonnen find, zur Zahlung 
irgend einer Ergänzungs-Gebühr angehalten werben zu können. 


Die befagten Sciffspatrone oder Führer follen, wenn fie die im 
Artifel, 3 angegebene gerade Wafferftraffe verlaffen, lediglich nur ben, 
durch die allgemeine niederländiſche Gefeggebung zur Verhinderung von 
Unterfchleifen vorgefchriebenen Zoll» Formalitäten und der Zahlung ber 
jenigen Waſſer-Wege Gelder, Echleufen- und Brücengelver zc., welche bie 
nieverländifchen Echiffer entrichten, unterworfen werben. 


Die nämlihen Beitimmungen, ſowohl hinſichtlich ver feitbeftimmten 
Abgabe, als in Betreff der Befahrung niederländiicher Gewäſſer, Flüße 
und Kanäle, finden auf Patrone oder Führer folcher, ven Untertbanen 
der Uferftaaten zuftehender und zur Rheinſchifffahrt gehöriger Echiffe 
Anwendung, welche, von der See kommend, Waaren geladen haben, bie 
zur Durchfuhr nach dem Rhein, eine der Städte Rotterdam, Dortrecht 
oder Amſterdam vorbei, bejtimmt find oder daſelbſt ausladen, fei e8 um 
dort Waaren in Niederlagen zu lagern over folche zum innern Verbrauch 
abzuliefern, over fei es auch, um ihie Ladung zu vervolljtändigen, und 
demnächft, um jich an den Ort ihrer Beſtimmung zu begeben, nach dem 
Rhein fahren wollen, 


Art. 6. Ebenſo wird fir alle, Rheinabwärts über See auszufüh- 
rende, oder von der Eee hin auf dem Rhein nach Deutfchland, Frank— 
reich, der Schweiz oder einer weiteren Beftimmung einzuführende Waaren, 
wenn fie für die Häfen von Rotterdam, Dortrecht oder Amſterdam ber 
ftimmt find, um in ven in bejagten Häfen errichteten Zoll» Nieverlagen 
auf längere over Ffürzere Zeit gelagert zu werben, Befreiung von ben 
gewöhnlicher Tranfito Gebühren zugeftanden. In dieſem Falle tritt bie 
durch Artikel 4 und den ihm beigefügten Tarif feftbeftimmte Abgabe an 
die Stelle ver Zranfito - Gebühren, gleichviel welcher unter ven oben be- 
nannten Hanvelsplägen auch zum Orte der Niederlage gewählt werben 
mag; jedoch mit Vorbehalt der, durch die allgemeine niederländiſche Geſetz— 
gebung als Schutzwehr gegen Unterfchleife vorgefchriebenen Zoll-Formali- 
täten, der Lokal-Verordnungen über Hafenpolizei und der Zahlung ver 
gewöhnlichen Waffer-Wegegelver, Schleufen- und Brüctengelver auf Flüßen, 


622 


Gewäſſern und Canälen, die nicht zu den im Artifel 3 bezeichneten direc— 
ten Rheinftraffen gehören. j 

Die auf die oben befagte Weife in Niederlagen zu lagernden Waaren 
zahlen, als zum Rheinhandel ver Unterthanen von Uferjtaaten gehörig, 
an Magazin, Bohlwerks-, Kran- und Waagegebühren, fofetn dabei von 
dergleichen Anlagen Gebrauch gemacht wird, überhaupt nur die, im nach— 
folgenden Artikel 69 als Marimum angegebenen Beträge. 

Art. 7. Um bei ven im vorhergehenden Artikel erwähnten niever- 
ländiſchen Niederlagen die Vortheile der Befreiung von den gewöhnlichen 
Tranfito - Gebühren zu genießen, müffen die aus Deutjchland, Frankreich, 
der Schweiz oder weiter her fommenven Waaren auf Schiffen, die der 
Rheinſchifffahrt angehören, hingebracht worven fein, in welchem Falle fie, 
ohne Unterjchied der Flagge, unter welcher fie weiter verladen werben, 
anftatt jever andern Zollgebühr, die im Artifel 4 feſtbeſtimmte Abgabe in 
dem Augenblick erft zu entrichten haben, wenn fie zur Ausfuhr über See 
beclarirt worden find. 

Waaren hingegen, die von der offenen See kommen — gleichviel 
welcher Nation das Fahrzeug, worauf fie gebracht werben, angehören 
mag — follen nach ihrer Ausladung in niederländifchen Häfen, vie feft- 
bejtimmte Abgabe, anjtatt ver Eingangs-, Ausgangs- oder Durchgangs- 
abgaben, wozu eine andere Beftimmung verfelben etwa Beranlaffung geben 
fönnte, alsdann erjt zır entrichten haben, wenn fie zur Ausfuhr auf dem 
Rheine nach Deutichland, Franfreih, ver Echweiz oder einer weitern- 
Beltimmung declarirt und zu diefem Ende an Bord eines zur Rheinfchiff- 
fahrt gehörigen und einem Unterthan ver ilferftaaten zuſtehenden Fahr- 
zeuges verladen mworben find. 

In dem einen, wie in dem andern Falle find die fraglichen Waaren 
nur bis zu der, dem Orte, wo fie den Rhein verlaffen, over auch von 
ber, dem Orte, wo fie in diefen Strom einlaufen, am nächiten belegenen 
Zollitelle an, der Zahlung der gewöhnlichen NRheinfchifffahrts- Gebühr 
unterworfen, wonon in ben folgenden Titeln vie Rede fein wird. 

Urt. 8. Den See-Tonnen-Gelvern, fowie den Leuchthurmsgeldern, 
Lootfen » Geldern und andern vergleichen Abgaben, vie jeves See - Schiff 
beim Cingange und Ausgange über Sce in den Nieverlanden zu entrich- 
ten bat und deren Erhebung fich nach der dortigen gewöhnlichen Landes— 
Geſetzgebung richtet, gefchieht durch die vorftehenven Artikel in feiner Art 
Eintrag, wobei jedoch die Beſtimmung des nachfolgenden Artikels 12 zu 
beobachten ift. 

Art. 9. Die hohen Regierungen der Uferftanten machen fich zur 
Erwiederung ber ihnen günftigen, in den vorftehenden Artifeln enthaltenen 
Stipulationen dazu verbindlich, die bereits durch die Wiener - Congrefacte 
für den ganzen Lauf des Rheines verabrevete allgemeine Befreiung von 
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Tranſito⸗Gebühren zu Gunften ber nieverländifchen Schiffe auf ven Waffer- 
Transport folher Waaren auszudehnen, welche ven Rhein verlaffen und 
in Flüße, Canäle oder andere fchiffbare VBerbindungswege des Inlandes 
einlaufen, um ſodann durch die gedachten Staaten zu tranfitiren, injoweit 
(etstere8 ohne Vertauſchung des Wafler- Transportes mit einem Land— 
Transporte gefchehen fann. 

Wo diefer Fall einer‘ Bertaufchung des Waffer - Transportes mit 
einem Pand-Transport eintritt, unterliegen die Wauren ven Anordnungen 
der gewöhnlichen Gefeßgebung jener refpectiven Regierungen. — Die 
Schiffer, welche ven Rhein verlafjen, um fich jchHffbarer Verbindungswege 
im Innern der Uferftaaten zu bevienen, haben fich in allen Fällen ven 
dafelbft zur Verhinderung von Unterfchleifen, binfichtlich des Tranſits 
beftehenven Formalitäten, jowie der Zahlung ver vafelbft angeorpneten 
Waffer-Wegegelver, Brüden- und Schleufengelver u. f. w. und zwar auf 
vemfelben Fuße, wie ähnliche Fahrzeuge ver refpeftiven Uferftaaten, zu 
unterwerfen. | 

Art. 10. Die hohen Regierungen ver übrigen Uferftaaten machen 
ſich auch ihrerfeits dazu anbeifchig, daß jede von ihnen eine oder mehrere 
Städte längs des NRheinufers zu Freihäfen für den Rheinhandel erklären 
werde, namentlich: . 

bie Preufifche Regierung, die Stäpte Cöln und Düſſeldorf, indem 

fie fich zugleich bereit erklärt, die Zahl ver Preußifchen Freihäfen in 
ver Folge, wenn das Bedürfniß oder die Umftände es erforbern 
follten, noch zu vermehren; 
die Naſſauiſche Regierung: Biebrich und Oberlahnftein ; 
bie Heffiiche Regierung: Mainz; 
bie Badifche Regierung: Mannheim; 
bie Bayeriſche Regierung: Speyer; 
die Franzöfifche Regierung: Straßburg (vid. Art. 11.); 
fämmtliche Regierungen unter dem Vorbehalte, die Zahl ihrer Frei- 
häfen nach Gurfinden zu vermehren, 
folchergeftalt, daß vie aus dem NKönigreiche der Niederlande kommenden 
oder zum Transporte dahin beſtimmten Waaren, welche auf nieverländifchen 
oder auf allen andern ben Unterthanen der Rheinuferftaaten gehörigen 
Schiffen nach jenen Freihäfen gebracht werden, auf längere oder Fürzere 
Zeit dafelbft in Nieverlagen gelagert und vemnächt zum ferneren Zran- 
fitiren auf dem Nhein oder auf den andern im Artifel 9 bezeichneten 
innern fchiffbaren Verbindungszweigen, mit der Beftimmung nad dem 
Innern von Deutfchland oder nach der Schweiz, durch die Gebiete ber 
Uferftaaten weiter beförbert werben können, ohne in einem biejer beiven 
Fälle irgend einer Eingangs, Ausgangs» und Durchgangegebühr unter: 
worfen zu fein; jedoch mit dem Vorbehalte, zur Zeit ihrer Yagerung bie 
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in ven betreffenden Freihäfen allgemein feftgefetsten Magazin», Bohlwerks-, 
Kran oder Wangegebühren entrichten zu müfjen, welche aber in feinem 
Falle die durch ven Artikel 69 der gegenwärtigen Ordnung firirten Säte 
überjteigen dürfen. 

Uebrigens verfteht e8 ſich, daß Waaren, welche in ven oben vorge- 
ſehenen Fällen die im Artifel 5 bezeichnete Rheinftraffe oder die mit dem 
Rhein zufammenfließenden und einer ähnlichen Verwaltungs-Orbnung wie 
dieſer Strom unteriworfenen Flüße verlaffen, um auf andern ſchiffbaren 
Wafferwegen durch die Uferftaaten zu tranfitiren, ven durch die bejtehende 
Gefeßgebung in befagten Staaten zur Controllirung und Berüdfichtigung 
ber Zoll- und Eteuergebühren vorgefchriebenen Formalitäten, fowie ver 
Zahlung von Waffer-Wegegelvern, Barriere-, Brüden-, Schleufengelvern, 
and andern Abgaben viefer Art unterliegen fünnen, ohne daß jedoch vie 
niederländijchen Schiffe oder die Waaren, welche aus ven Niederlanden 
fommen oder dahin gehen, auf eine weniger vortheilhafte Art, als vie 
Schiffe oder Waaren derjenigen Uferftaaten, durch deren Gebiet fie paffiren, 
behandelt werden dürften. 

Art. 11. Den Regierungen ver Uferjtaaten des Mains, des Nelars 
und anderer in den Rhein fallenden Flüße fol für ihre Waaren in ven 
niederländifchen, fowie in ven am Nhein zu errichtenden Freihäfen ver 
Genuß’ derfelben Vorrechte, wie folche in den vorftehenden Artikeln bewilligt 
find, von dem Zeitpunfte an verjtattet fein, wo fie in ihren refpectiven 
Gebieten und an den Ufern befagter Flüße ähnliche Freihäfen unter ven 
im vorftehenden Artikel erwähnten Stipulationen errichtet haben werden. 

Da die franzöfifche Regierumg ven vorhergehenden drei Artikeln nicht 
unbedingt beitreten kann: fo bezieht fich dieſelbe hinfichtlich ver Aus: 
fuhrung, welche auf ihrem Gebiet ftattfinden wird, auf die in vem Pro: 
tofolle, welches diefem Reglement beigefügt ift, enthaltene Erklärung, in- 
dem folche die nämliche Kraft und Wirkung haben foll, als wenn fie 
wörtlich in den Vertrag aufgenommen wäre, 

Art. 12, As Gegenleiftung dafür, daß die dem niederlämdifchen 
Rheinhandel angebörigen aus Deutfchland, Franfreih, ver Schweiz oder 
weiter ber kommenden oder dahin gehenden Waaren, welche auf fchiffbaren 
Wafferwegen durch die Uferftaaten geführt werben, von aller Tranfito- 
oder fonjt fejtbeftimmten Abgabe befreit find, gewähren Seine Majeftät 
der König der Niederlande ferner noch den zum Rheinhandel gehörigen 
Schiffen der Rheinuferjtaaten, wenn biefelben zugleich für die Seefahrt 
bejtimmt find, Gleichſtellung ihrer Flagge mit ver nieverländiichen Flagge 
-in Bezug auf Tonnengelver, Lootſen-, Leuchthurm und andere vergleichen 
Gebühren. 

Um ven Vortheil diefer Gteichitellung zu genießen, haben die Schiffs- 
patrone und Führer nichts weiter zu thun, als den mit Erhebung befagter 
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Gebühren beauftragten Beamten in den nieverländifchen Häfen das ihnen 
in ihrer Eigenfchaft als Rheinfchiffer, vem nachjtehenden Art. 42 gemäß, 
ausgeftellte Patent vorzuzeigen. 


Art. 13. Greignet fich der Fall, daß Schiffe, welche ver Rhein— 
fchifffahrt angehörig und Eigenthum ver Unterthanen der Uferftaaten find, 
wegen eintretenden Bedürfniſſes einer Unterbrechung ihrer Fahrt oder 
des Ueberwinterns halber, in einen nieverländifchen Hafen einzulaufen und 
daſelbſt durch höhere Gewalt theilweife over gänzlich auszuladen genöthigt 
find; fo follen fie alles des Echuges und aller der Vortheile zu genießen 
haben, welche durch die im fraglichen Königreiche beftehende Zoll- Gejet- 
gebung ven Schiffen aller andern Nationen zugefichert find, wobei fie fich 
jedoch den durch biefelbe Gefeßgebung gegen den Unterfchleif vorgefchrie- 
benen Borfihtsmaßregeln unterziehen müſſen. 


Es wird biebei ausdrücklich bevorwortet, daß der Aufenthalt von 
Rheinjchiffen in niederländischen Seehäfen, wenn folcher durch die in gegen— 
wärtigem Artifel ausgebrüdten Urfachen herbeigeführt wird, zu feinem 
hieraus abzuleitenden Anfpruche auf Eingange-, Ausgangs oder Durch: 
gangs-Abgaben irgend einer Art Veranlaffung geben foll. 


Diefe nämlihe Beitimmung kommt auch alsdann zur Anwendung, 
wenn bei einer dem obigen Artifel 4 gemäß ftattfindenden Verbleiung 
oder Berfiegelung ver Puden oder der zur Waaren-Nieverlage dienenden 
Räume, die Patrone over Führer ven Echiffen, welche von Krimpen oder 
Gorcum bis in die offene See oder umgekehrt durch das nieverländifche 
Gebiet paffiren, wegen Wafjermangels oder anderer außerorventlicher Um: 
ftände halber zu lichten oder einige Waaren überzuladen genöthigt find, 
obne daß fie in irgend einen Hafen einlaufen, nur müfjen fie fih vorher 
— abgejehen von ven in ven nachfolgenden Artikeln 38 und 39 angege- 
benen Abweſenheits- oder bejonvern Nothfällen — an die nächiten Zoll 
beamten gewendet haben, um die Bleie oder Siegel abnehmen zu laffen; 
auch müſſen fie fich den weitern Borfehrungen, welche von ven legteren 

“zur Verhütung heimlicher Einfhwärzung eines Theils der Ladung für 
nötbig gehalten werben, unterziehen; die jolchergeftalt abgeladenen Waaren 
aber müſſen demnächſt, bevor fie am die legte zur Erhebung der Rhein— 
ichifffahrtszölfe oder der fejtbeftimmten Abgabe bejtehende Zollſtelle gelangen, 
wieder auf diefelben Schiffe verladen werben, welche fie gebracht haben. 


Zweiter Titel, 
Bon den Rheinfchifffahrts - Abgaben und den Miteln, ſich von ber 
gehörigen Entrichtung derfelben zu verfichern. 
Art. 14. Wer auf dem Rhein, von da, wo derſelbe jchifjbar wird, 
bis nach Krimpen oder Gorcum, mit Inbegriff des Leds und der Waal, 
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und umgekehrt, Schifffahrt treibt, hat unter dem Titel von Schifffahrts- 
abgaben: 

1) eine Schiffsgebühr für jedes Schiff, deſſen Labungsfähigfeit auf 

fünfzig Zentner und höher fteigt; 

2) einen Zoll von der Ladung nad ihrem Zentner-Gewicht zu zahlen. 

Art. 15. Zur Erhebung ver Schiffgebühr und des Zolles von ber 
Ladung find folgende Zollſtellen bejtimmt: 

a) für die Fahrt abwärts: 

Breifah, bei Straßburg an der großen Rheinbrüde, Neuburg, 
Mannheim, Mainz, Caub, Coblenz, Andernach, Linz, Cöln, Düf- 
felvorf, Ruhrort, Weſel, Lobith, Breeswyt und Tiel; 

b) für die Fahrt aufwärts: 

Gorcum, Tiel, Krimpen, Vreeswyk, Emmerich, Weſel, Ruhrort, 
Düſſeldorf, Cöln, Linz, Andernach, Coblenz, Caub, Mainz, Mann— 
heim, Neuburg, bei Straßburg an der großen Rheinbrücke und 
Breiſach. 

Art. 16.) An jeder hiernach zur Erhebung befugten Zollſtelle, 
welcher ein Schiff vorbei, oder von welcher e8 abfährt, ift die in dem 
Tarif unter B bejtimmte Echiffsgebühr und für den Zentner Ladung, 
nach ven Entfernungen berechnet, der in der Anlage C proviforifch aus- 
geworfene Zoll, für jede Zolljtelle befonders zu entrichten. 

Die hohen Contrahenten behalten fich jedenfalls vor, in der durch 
das gegenwärtige Reglement vorgefehenen Jahres-Verſammlung ihrer 
Commifjarien weiter prüfen zu laſſen, ob die tarifirten Sätze der Ladungs— 
und Schiffegebühren im Ganzen oder im Einzelnen noch zu ermäßigen find. 

Art. 17.) Die Sciffsgebühr wird auf ven Grund eines Aichungs- 
Manifeftes erhoben, welches der Schiffspatron oder Führer bei ſich haben 
muß, und jeder Uferftaat hat die nöthigen Maafregeln zu treffen, damit 
diefe Aihung in Gemäßheit der gegenwärtig am Rhein zwifchen Straßburg 
und der nieverländifchen Gränze üblichen Methode mit einem, nach dem 
Decimal-Spitem in Grade abaetheilten Maadſtocke gefchehe; jedoch unbe- 
ſchadet ver Abänderungen, welche die Gentral-Commifjion hierbei eintreten 
zu laffen angemefjen finden könne. 

Art. 13.) Da die Feitfegung des im Tarif C ausgeworfenen 
Zolles nur auf den, aus vorhandenen Stromfarten entnommenen, mehr 





2) conf. Supplementen-Artifel 3, 5, 6, 7, 16 und 17 wegen bes Abgaben-KTarifs; 
in leßterem Art. 17 find die früheren Supplementar-Artifel 3, 5, 7 aufgehoben. 

?) conf. Supplementar-Artifel 10 und 13 wegen der Schiffsaiche 

2) conf. Supplementar-Artifel 3, 5, 6, 7, 16 und 17 wegen bes Abgaben Tarifs; 
in legterem Artikel 17 find die früheren Supplementar-Artitel 3, 5, 7 wieder auf- 
gehoben, 
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oder weniger genauen Angaben beruhet: fo joll im erften Jahre nach ver 
Ratification der gegenwärtigen Ordnung fernerweitig zu einer Vermeſſung 
des Stromes in feiner ganzen Länge bis Krimpen und Gorcum gefchritten 
und der Tarif demnächſt nach dem Reſultat diefer Vermeſſung vergeftalt 
definitiv feitgeftellt werben, daß der Gefammtbetrag ver Gebühren nicht 
das Verhältniß überfteige, welches fih im 3. Urtifel des Anhanges von 
der Rheinfchifffahrt zur Wiener-Congrefacte feftgefett findet, und daß bie 
Entfernung von Lobith bis Gorcum gleihmäßig zur Baſis für den Be- 
trag des Zolles von Lobith bis Krimpen und umgefehrt dienen, und für 
beide Streden ver nümliche Zoll erhoben werben foll. 

Die Central-Commiffion wird zu biefem Ende einen Sachverftändigen 
abordnen, venfelben im gemeinfchaftlichen Intereſſe aller Uferjtaaten eid— 
(ich verpflichten und ihm die obere Leitung des ganzen Vermeſſungsge— 
jchäftes übertragen. 

Jedem einzelnen Uferſtaate für fich foll es freiftehen, dieſem Gefammt- 
Abgeordneten zum Behufe der Gontrollirung feines Verfahrens einen 
Special-Commiffarius auf eigene Koſten beizugeben. 

Entjteht zwifchen dem Gefammt- Abgeorpneten und dem Spelial- 
Commiſſarius eine Meinungsverfchievenheit: fo it von der Gentral-Com- 
miffion darüber zu entjcheiven. 

Die durch vorgenommene Stromcorrectionen bewirfte Abkürzung des 
Laufes foll übrigens feine Minderung des Tarifs begründen; woehlver- 
ftanden jedoch, daß vergleichen Rectificationen, welche unbeftreitbar von - 
allgemeinem Intereſſe find, nur in Vebereinjtimmung mit den übrigen 
Uferftaaten unternommen werben. 

Art. 19.) Der in vem Tarif C proviforifch feſtgeſetzte ganze Zoll 
foll für die in den Zuſätzen dieſes Tarif benannten Artikel ermäßigt 
werben. Ä 
Sollte e8 fich zeigen, daß auch andere Gegenftände diefe Ermäßigung 
des Zolljages nothwendig erfordern, over daß es zwedmäßig fei, an ven 
Zollfägen der gegenwärtig fchon geringer belafteten Gegenftinde Verän— 
derung vorzunehmen: fo wird die Gentral-Commiffion bei ihren jährlichen 
Zufämmentünften deshalb ihre Vorſchläge machen, welche alsdann von 
den Etnaten, die im Befige der Hoheit über das Strombett des Rheins 
find, geprüft und, infofern ihre Anfichten damit übereinjtimmen, in einem 
Zufag zu dem Tarif aufggiommen werben follen. 

Art. 20. Die Tarife werden in ven Zollſtellen öffentlich ange— 


Schlagen. 


conf. Suppfementar- Artilel 3, 5, 6, 7, 16 und 17 wegen des Abgaben-Tarifs 
C; in letzterem Artikel 17 find die früheren Suppfementar-Artifel 3, 5 und 7 wieder 
ER 
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Art. 21. Unter dem Zentner wird das Gewicht von fünfzig Kilo- 
grammen franzöfifchen Gewichtes oder fünfzig Pfund nieverländifchen 
Gewichtes verftanden. Die Erhebung der Rheinfchifffahrts - Abgaben ſoll 
nach diefen Gewichte und feinen Unterabtheilungen gejcheben. 


Zu diefem Ende foll auf allen won ven refpectiven Regierungen zu 
beftimmenven Zollftellen-, auch Ein- und Auslavehäfeh, richtig, franzöfifches 
oder niederländifches Gewicht vorhanden fein. 


Bei Gegenftänden, die nicht gewogen werben Aa; ſoll die Feſt— 
ſtellung ihres Verhältniſſes zum Gewichte auch fernerhin nach der zu 
dieſem Behufe von der ehemaligen General-Octroi-Direktion in Gemäßheit 
ber Artikel 104 und 105 der Convention vom Jahre 1804 angefertigten 
Gewichtstabelle gefchehen; jedoch mit Vorbehalt der Abänverungen, welche 
die Gentral:Commiffion in der Felge dabei eintreten zu lafjen nöthig fin- 
den dürfte. j 

Art. 22. Die Zahlung gefchieht auf allen Zolljtellen, ohne Unter: 
jchied der Gebiete, wozu fie gehören, nach ver Wahl des Schiffspatrons 
oder Führers entweder in Gold - oder Silbermünze des Landes, wo fie 
zu leiften it, oder in franzöfifcher Gold- over Silbermünze, jedoch nur in 
40:, 20:, 5», 2=, 1 oder '/, Franfjtüden nach dem Gefege vom 28. März 
1803. Die franzöfiihen Münzen unter einem halben Franf follen zwar 
bei den veutjchen Erhebungsämtern angenommen werden, jedenfalls nur 
um Zahlungen in Bruchtheilen unter 50 Gentimen zu berichtigen. 


Das Verhältnig des Courſes und der inländifchen Münzforten zum 
Franken wird von jedem Yandesheren für fein Gebiet gefeglich fejtgeftellt. 

Die darnach angefertigten befonderen Tabellen oder auch eine General- 
Dalvations - Tabelle werten an jeder Zollftelle in der Amtsftube offen 
ausgehängt, damit jever Echiffspatron over Führer folche einfehen kann. 

Außerdem werden fie von den verfchiedenen Regierungen auch ber 
Gentral-Commiffion zu Mainz mitgetheilt. 

Art. 23. Der Echiffepatron oder Führer muß bei jeder Zollſtelle 
den Rheinzoll, jo wie der Tarif C ihn beftimmt, bis auf die darin ange- 
gebenen Ausnahmen, im Voraus für die folgenden Flußſtrecken bis zur 
nächjten Zollſtelle auch in dem Falle zahlen, wenn er feine Fahrt nicht 
bis zum GEnppunfte tiefer Strede fortjegen ‚oder auf dem Wege ganz 
oder zum Theil ausladen will. 

Cine Ausnahme von diefer Regel findet jedoch Hinfichtlich derjenigen 
Fahrzeuge jtatt, welche den Strom, nachdem fie bei einer an demſelben 
befegenen Zollſtelle vorübergefahren find, verlafjen und in einen Neben- 
fluß desſelben einlaufen, deſſen Ausmündung zwifchen dieſer und ver 
folgenden Zollſtelle Liegt, 
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In diefem Falle richtet fih die Verpflichtung zur Zahlung bes 
Zolles nach dem Verhältniß der Flußſtrecke, die ver Schiffer von ver 
betreffenden Zolljtelle bis zur Mündung des Nebenflußes zurücklegen will. 

Die Central - Commiffion bat ben Uferjtaaten die zu biefem Ende 
nöthigen Zufäge zum Tarif C in Borfchlag zu bringen. 

Es foll jever Regierung, die mehrere Zollftellen hat, freiftehen, bei 
Schiffen, welche ohne auszuladen durch ihr ganzes Stromgebiet paffiren, 
die davon zu erhebenden Rheinzölle an einer oder mehreren biefer Zoll- 
ftelfen zu ermäßigen und, nach Bedürfniß, die von ven Ladungen ber 
nämlichen Schiffe zu entrichtenvden Abgaben an andern Zollftellen des 
nämlichen Gebietes zu erhöhen; e8 verjteht fich jedoch, daß in dieſem Falle 
das Ganze der in der ganzen Auspehnung des befagten Gebietes zu 
erhebenven Abgaben ven Betrag derjenigen Abgaben nicht überfteigen darf, 
denen jene Schiffe oder ihre Ladungen, wenn feine Ausnahme von ber 
allgemeinen Regel ftattfände, unterwerfen fein würde. 

Urt. 24. Wer feine Ladungen an einem Orte empfängt, wo feine 
Zollſtelle iſt, hat bis zur nächſten Zolljtelle weder Schiffsgebühr noch 
Rheinzoll zu zahlen. Die Ausnahmen ergibt der Tarif. 

Art. 25. Wo ein und vasfelbe Erhebungsamt zweien oder mehreren 
Uferftaaten angehöret, werben dieſe die Einnahme nach Verhältniß der 
längern Ausdehnung ihrer rejpectiven Ufer-Befigungen untereinander ver- 
theilen. 

Art. 26. Es foll einem Staate, der mehrere Zolfftellen hat, auf 
derjenigen Strede, wo er allein die Hoheit über das Stromgebiet bes 
Rheins ausübt, freiftehen, die bisherigen Aheinzolljtellen im Innern auf- 
zuheben und die gefammten Nheinschifffahrts- Abgaben, welche früher an 
den aufgehobenen Stellen erhoben worben, an feiner erjten Zollitelle zu- 
nächjt der Grenze zu erheben. Die Echiffspatrone over Führer, die nicht 
blos durchfahren, ſondern ihre Yadung ganz oder theilweije innerhalb ver 
bleibenven Zollftellen abjegen, jollen aber an folchen Abgaben an ver erjten 
Rheinzolfftelle des Staats mehr nicht von den Gütern, welche fie auszu- 
laden haben, entrichten, als fie bei dem Fortbeſtehen der aufgehobenen 
Zoltjtellen daran bezahlt haben würden. Dergleichen Aufhebungen einzelner 
Zollftellen werden der Eentral-Commifjion oder, in Abwejenheit verjelben, 
dem Oberaufjeher ver Rheinfchifffahrt angezeigt. 

Art. 27. Ein Schiffspatron oder Führer foll nicht eher eine 
Waare einladen, oder wenigitens nicht eher von dem Yabungsplage ab- 
fahren, als bis er darüber einen Frachtbrief oder Connoifjement erhalten 
hat, woraus bie Gattung, die Menge und der Empfänger der Waare 
erfichtlich ift. 

Die Ladung tft er jedem Zollamte, welches es berührt, durch Bor- 
legung der Frachtbriefe und des Manifeftes nachzuweifen verpflichtet. 

41 
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Diefes Manifeft ſoll in allen Punkten nach dem unter D anliegenven 
Schema angefertigt und von den barin erwähnten Belegen begleitet fein. 

Es wird von dem Schiffspatron oder Führer felbjt oder für den— 
felben von einem Andern, ber jeboch fein Rheinichifffahrts- oder Hafen- 
beamter fein darf, gefertigt, und von dem Sciffspatron oder Führer 
gezeichnet. 

Für ven Inhalt des Manifeftes bleibt ver Schiffspatron oder Führer 
verantwortlih, mag er es ſelbſt abgefaßt oder ſich dazu frember Hilfe 
bebient haben. 

Wenn ein Theil der Ladung erjt unterwegs zu derſelben hinzukommt 
oder durch Ausladung davon abgeht, jo muß auch diefes auf dem Mani- 
fefte vermerft und nöthigenfall® wie das Haupt-Manifeft befeheinigt werben. 

Der Schiffspatron oder Führer bat das in Rede ftehende Manifeft 
da, wo die Ausladung des Schiffes erfolgt, und unmittelbar nach biefer 
Ausladung, an die dafelbft angeffllteyg oder von dem Einnehmer bes 
nächitgelegenen Zollamtes dahin gefandten Rheinzoll-Beamten abzugeben. 

Ein Schiffspatron oder Führer, welcher fein Manifeſt und vie erfor- 
derlichen dazu gehörigen Belege auf vesfallfiges Verlangen nicht in vor« 
gejchriebener Form vorzeigt, hat feinen Antheil an ven ihm durch gegen- 
wärtige Ordnung zugeficherten Begünftigungen. 

Art. 28. An dem Orte ver Einladung fünnen die Beamten, welche 
dazu vom Staate beftellt fein möchten, ſich bei ver Einladung jelbft, 
oder nachdem folche geichehen tft, durch eine Unterfuchung überzeugen, daß 
die Waaren nach Gattung und Menge mit vem Manifefte übereinftimmen. 

Soweit ihrerfeits eine Unterfuchung ftattgefunvden hatte, atteftiren 
fie das Manifeft. 

Wird einem Schiffspatron oder Führer an einem Orte Yabung ein- 
zunehmen verjtattet, an welchem die zu vorbemerfter Prüfung erforder; 
lichen Anftalten nicht vorhanden find: fo fann er an der nächiten Rhein— 
Zollftelle angehalten werben, die Ladung einer LUnterfuchung zu unter- 
werfen. 

Die Rheinzoll-Beamten anderer Zollftellen haben überdieß die Befug— 
niß, bei obwaltendem Verdachte, daß die Ladung nicht fo befchaffen fei, 
wie das Manifeft es enthält, fich, jo weit es nöthig it, durch die Beſich— 
tigung von der Ladung Kenntniß zu verichaffen. 

Auf gleiche Weije können Rhein-Zollbeamte, vie fih am Bord eines 
Bootes oder Nachens mit der Flagge befagter Rhein» Zollverwaltung be- 
finden, von jedem Sciffspatron over Führer, — wo fie ihm auf dem 
Strome begegnen mögen — die Vorzeigung feines Manifeftes fordern. 
Der oberjte Rhein-Zollbeamte am Bord eines foldhen Fahrzeuges Atteftirt 
alsdann das fraglice Manifeft fowie die etwa darin befinblichen nachträg- 
lichen Declarationen und hält darauf, daß nichts darin in bianco, auch 


631 
daß fein Zwifchenraum, noch irgend eine Lücke darin gelaffen bleibe: in 
dem Attefte bemerkt er bie örtliche Stelle des Stromes, ven Tag und 
die Stunde, wo basjelbe von ihm dusgeftellt wird. — Die hier in Rebe 
ſtehenden Attefte werden ganz Foftenfrei ausgeftellt. 

Art. 29. Der Führer eines Floßes ijt gehalten, ein Manifeft vor- 
zulegen, worin die Summe ber Stämme und ihr Fubifcher Inhalt im 
Ganzen nah Eubif-Metern angezeigt wird. Die Nhein-Zollbeamten con- 
trolliven diefe Angaben in Gemäßheit ihrer Inſtructionen und nach der 
zu biefem Behufe am Rhein zwifchen Straßburg und ver niederländifchen 
Grenze üblichen Reductions-Tabelle. 

Art. 30. Rheinfchifffahrts - Abgaben, die auf den Grund des bei 
ver betreffenden Erhebungsftelle zu biefem Ende vorgezeigten Manifeftes 
gejeglich erhoben worben find, werben in feinem Falle zurücgegeben, wenn 
auch- ver Echiffspatron oder Führer bei Fortfegung feiner Reife einen 
außerorventlichen Verlurſt erlitten haben follte, 

Art. 31. Schiffe, welche: bei einer Rheinzolfjtelle die Abgaben ent- 
richtet und bon dort aus ihre Neife fortgefegt haben, nachher aber durch 
Sturm, Eis oder andere Zufälle genöthigt worben find, mit verfelben 
Ladung an eben dieje Zolljtelle oder dieſelbe vorbei noch weiter zurückzu— 
fehren, fönnen nicht angehalten werben, auf verfelben Stelle nochmals 
die befagten Abgaben zu zahlen. 

Art. 32. Bon der Zahlung der auf die Rheinſchifffahrt gelegten 
Abgaben findet eine Befreiung nicht ftatt. Weber die Gegenjtände ver 
Ladung und deren Beitimmung, noch die Perfon des u be- 
gründen bier eine Ausnahme. 

Jedem einzelnen Uferftaate bleibt es inveffen unbenommen, für fich 
allein, ever wenn ein benachbarter Staat an der Einnahme Theil nimmt, 
mit deſſen Zuftimmung, Ermäßigungen ver Ahein- Zollabgaben oder Be— 
freiungen davon, nicht nur für gewifje Gegenftänve ohne Unterſchied ver 
Perſonen durch allgemeine Verordnungen, fondern auch in einzelnen Fällen 
zum Vortheile gewiſſer, feinen Unterthanen angehörigen Fahrzeuge oder 
einer beftimmten Perfon zu ertheilen; wobei es fich von felbit verfteht, 
daß vergleichen Ermäßigungen oder Befreiungen nur für das ausjchließ- 
liche Gebiet des Staates, welcher fie gewährt, oder des mitbetheiligten 
Nachbarftantes gültig find, wenn nicht auch die andern Uferjtaaten ihre 
Zuftimmung dazu geben. 

Art. 33. Bon einzelnen Uferftaaten Tann jedoch ver Tarif niemals, 
wäre e8 auch nur durch Nebenabgaben, z. B. durch Stempelgebühr u. ſ. w. 
erhöhet werben. 

Ebenfo wenig ift es gejtattet, ohne Zuftimmung aller Rheinftaaten, 
die Zahl der Zolfftellen zu vermehren, oder — die Artifel 23 und 26 


erwähnten Fälle ausgenommen — anveröwohin zu verlegen. 
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Art. 34. Die Rheinſchifffahrts-⸗Abgaben ſollen niemals weder ganz 
noch theilweiſe verpachtet, ſondern von jedem Rheinſtaate für eigene 
Rechnung durch Beamte erhoben werden. 

Die betheiligten Regierungen der Rheinſtaaten verpflichten ſich gegen— 
ſeitig, an ihren reſpectiven Zollſtellen ſo viele Beamten zu halten, daß in 
dem Dienſte daſelbſt kein Stillſtand, und bei Abfertigung des Schiffs⸗ 
patrons oder Führers Fein Aufenthalt für biefelben eintreten könne. 

Art. 35. Un Orten, wo eine Zollſtelle ift, bürfen Schiffspatrone 
ober Führer nicht ein- oder ausladen, big fie hierzu von dem Rheinzoll- 
beamten die Erlaubniß erhalten haben; ven Rhein - Zollbeamtert aber iſt 
von ihren reſpectiven Landesherrſchaften ausdrücklich zur Pflicht zu machen, 
daß ſie den Schiffspatronen oder Führern keinen Aufenthalt verurſachen. 

Im Uebertretungs-Falle hat der Schiffspatron oder Führer den 
doppelten Betrag des Rheinzolles von den früher ein- oder ausgeladenen 
und an's Ufer gelegten, oder an Bord eines andern Schiffes gebrachten 
Gütern zu zahlen; vorbehaltlich ver übrigen Strafen, welche die Abgaben- 
geſetze des Landes, wo biefer Vorfchrift zuwider gehandelt worben ift, 
gegen boreilige oder heimliche Ausladungen verhängt haben mögen. *) 

Was an anderen Orten bei dem Anlanden jowohl als dem Ein- 
und Auslanden zu beobachten ift, beftimmen bie Abgabengefege jedes 
Gebietes. 


Dritter Titel, 


Bon der Anwendung der in jedem Uferftaate geltenden Stenergejege 
bei der Rheinfchifffahrt. 

Art. 36. Ein Schiff, das auf die vorgefchriebene Weife mit einem, 
in gehöriger und berjchriftsmäßiger Form ausgeftellten Manifefte verjehen 
ift, foll unter dem Vorwande, daß es nöthig fei, deffen Ladung zu unter: 
fuchen, wegen eines öffentlichen Steuer⸗Intereſſes auf ſeiner Fahrt anders⸗ 
wo, als an einer Rheinzollſtelle oder in den, unter Artikel 41 gedachten 
Fällen, nicht aufgehalten werden. 

Art. 37. Auf dem Rheinſtrome, von da, wo er ſchiffbar wird, 
bis ins Meer, und umgekehrt, iſt ohne Rückſicht auf das, was in einzelnen 
Staaten bei der Ein- und Ausfuhr vorgefchrieben fein mag, bie Durch- 
fuhr aller Waaren ohne Ausnahme erlaubt, und bei ihrem Transporte 
auf dem ganzen oben bezeichneten Rheinlaufe nur den, in ber gegenwär- 
tigen Ortmung feſtgeſtellten Abgaben unterworfen. 

Die Steuergeſetze des Landes treten demnach nur ein, wenn Waaren 
mit der Beſtimmung ankommen, im Lande ausgeladen zu werden, wenn 
Waaren von dem Lande zur Ausfuhr an Bord gebracht, aus dem Schiffe 
— — — 

*) In Bezug des Aliena 2 Art. 35, conf. Supplementar-Artifel Nr, IX. 
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an’s Ufer gelegt, oder aus einem Schiffe in ein anderes gelaben werben; 
jedoch bleibt e8 in Beziehung hierauf bei ven, binfichtlich ver Freihäfen, 
in ber gegenwärtigen Ordnung feſtgeſtellten Beftimmungen; auch dürfen 
bei eintretenden. außerordentlichen Beſchädigungen des Schiffes, oder bei 
ftürmifcher Witterung, oder wenn es an gewiſſen Stellen des Stromes 
wegen einer der Schifffahrt ungünftigen örtlichen Befchaffenheit des Strom- 
bettes für den Augenblid nöthig werden follte, die gewöhnlichen Aus— 
ladungen zur Erleichterung des Schiffes, aber auf offenem Strome, vom 
‚Ufer entfernt, und unter Aufficht von Steuerbeamten oder wo dieſelben 
abwefend find over fehlen, unter Aufficht der nächiten Ortsbehörbe ftatt- 
finden, 

In feinem Falle dürfen aber die Güter, welche auf dem Rhein ein- 
oder ausgeführt werben, mit einer größeren Ein» oder Ausfuhr - Abgabe 
- belegt werben, als Güter verjelben Gattung, die man zu Lande ein- oder 
ausfilhrt. 

Art. 38. Auf jedem Gebiete bejtimmt die Regierung nach ihrem 
‚eigenen Gutfinden die Häfen oder Landungspläge, wo es gejtattet fein 
fol, einzuladen oder auszulaben. R 

Wird invdeffen der Schiffspatron oder Führer durch Sturm ober 
andere Zufälle an der Fortfegung feiner Reife verhindert, fo ift ihm auch 
anderer Orten, wo ihm ein folcher Unfall begegnet, erlaubt, Ediff und 
Ladung unter Aufficht der Eteuerbeamten, oder wenn beren feine zugegen 
find, unter Aufficht ver Yocal-Obrigfeit in Sicherheit zu bringen. e 

Nimmt er hernach die Güter wieder ein, um feine Reife fortzufegen, 
fo hat er davon feine Ein- oder Ausfuhr: Zölle, noch Durchfuhr- Abgaben 
zu entrichten. | 

Wer unter folchen Umftänven an einem Orte landet, wo feine Steuer: 
beamten find, muß der Drtsobrigfeit von feiner Ankunft unverzüglich An: 
zeige machen und dafür forgen, daß der Zwang, ver ihn zum Anlanven 
beitimmt hat, glaubhaft feitgejtellt und eine Verhandlung darüber aufge- 
nommen werde. 

Die Steuer-Beamten, welche an dem zunächitgelegenen Orte desſelben 
Gebietes angejtellt find, werben hiervon alsbald benachrichtigt und biefe 
fönnen die Ladung unter Aufficht nehmen. 

Wird, um die Waaren feiner weiteren Gefahr auszufegen, das Schiff 
ausgelaven; fo hat ver Schiffepatron oder Führer fich jeder gejeglichen 
Maafregel zur Verhinderung, daß fein Theil feiner Ladung heimlich ein- 
geführt werbe, zu unterwerfen. 

Eigenmächtige Vorkehrungen, welche ver Schiffspatron oder güßrer 
unternimmt; ohne bie Steuer - Beamten, oder in ihrer Abwefenheit oder 
Ermangelung bie Ortsobrigfeit vorher davon. benachrichtigt und ihre Da— 
zwifchenfunft abgewartet zu haben, find nur dann zu entjchulbigen, wenn 
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der Schiffspatron oder Führer Mar bemweifet, daß die Stellung des Schiffes 
oder ver Ladung davon abhing. 

Art. 39. Wenn ein Schiffspatron over Führer, ohne ab- und zu- 
zuladen, mit feiner Ladung in einen Theil des Rheins eintritt, in welchem 
bie Hoheit über den Rheinſtrom und beive Ufer ungetheilt von einem 
Landesherrn ausgeübt wird: fo ift er für bie im erften Abfate des obigen 
Artikels 37 bewilligte Tranfito- Freiheit, in Beziehung auf die das Steuer- 
wefen betreffenden Forinalitäten, nur dazu verpflichtet, die Lucken oder bie 
fenftigen Waarenräume zu verbleien oder verfiegeln zu laffen, oder nad) 
Ermefjen ver Localbehörde, zur Verhinderung des Echleichhandels, Beglei- 
ter an Bord zu nehmen, over fich auch beiven Gormalitäten zugleich zu 
unterwerfen. 

Wenn bei ftattfindender Verbleiung oder Verfiegelung der Lucken oder 
ver fonftigen Waarenräume, Schiffspatrone oder Führer, wegen Waffer- 
mangeld oder anderer außerorventlicher Umftänte halber, zu lichten ober 
einige Waaren überzulaven genöthigt find, welche nachher fofort wieber in 
die nämlichen Fahrzeuge verladen werden follen; jo haben fie fih an vie 
nächiten Steuer-Beamten zu wenden, um bie Bleie oder Eiegel abneh— 
men zu lafjen, auch fich den weiteren Vorkehrungen, welche von ben ges 
dachten Beamten zur Verhütung beimlicher Einfchwärzung eines Theile 
ber Waaren für nöthig erachtet werben, zu unterziehen. 

Die Begleiter haben fein anderes Recht, als Schiff und Yabung, oder 
Bleie und Siegel, zu dem angegebenen Zwede zu bewachen. 

Den Sciffspatronen oder Führern liegt e8 ob, jene Begleiter an 
ber Koft ver Schiffsmannfchaft Theil nehmen zu laffen und ihnen das 
nöthige Feuer und Licht zu gewähren; außerdem aber dürfen bie Begleiter 
dafür, unter feinem Vorwande, einige Vergütung von re 
oder Führer fordern, noch folche annehmen. 

Auch in denjenigen Theilen des Stromes, wo bie einander — 
liegenden Ufer verſchiedenen Landesherren angehören, können bie vorſtehen— 
den Beſtimmungen gleichmäßige Anwendbarkeit erhalten, wenn ſich die 
betreffenden Landesherrſchaften über ein gemeinſchaftliches Steuerſyſtem 
geeinigt haben. 

Art. 40. Hat ein Schiffspatron oder Führer Waaren an Bord, 
welche in dem Lande, deſſen Grenzen er auf ver Fahrt berührt, ausge— 
laden werben follen; jo muß er," wenn es bie Steuer- Einrichtung des 
Landes mit fich führt, feine Ladung vollftändig den an ber erften Rhein— 
Zollſtelle dieſes Landes anweſenden Steuer-Beamten anzeigen. 

Es kann die Reviſion von ihnen veranlaßt und die Landesſteuer von den 
Waaren gefordert werben, welche ausgeladen und eingeführt werden ſollen. 

Dasfelbe findet in dem Falle ftatt, wenn der Echiffspatron oder 
Führer in einem Lande Waaren geladen hat, welche ausgeführt werben 
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folfen. Die Anmeldung gefchieht aber alsdann an der Iekten Rhein— 
Zoliftelle, innerhalb ver Landesgrenze, bei den anwejenden Steusrbeamten, 
oder wenn es die Landesgeſetze verjtatten, an der dem Labungsorte zumächft 
gelegenen Zollſtelle. 

Art. 41. Wird ein Schiffspatron over Führer überwiejen, daß er 
Schleihhandel zu treiben verfucht habe; fo foll ihn die Freiheit ver Rhein— 
Schifffahrt für feine Perfon und für die Waaren, die er unerlaubter Weife 
ein- oder ausführen wollte, gegen die Verfolgungen ver Steuerbeamten 
nicht fügen. Die außerven in dem Schiffe befindlichen Waaren follen 
jeboch wegen eines folchen Verfuches nicht in Beichlag genommen, auch 
foll im Allgemeinen gegen einen folchen Schiffspatron ever Führer nicht 
ftrenger verfahren werben, als e8 vie allgemeinen in Kraft ftehenven 
Geſetze des Staates, wo ber Unterſchleif entdeckt worben ift, mit fich 
bringen. 

Wird bei den Rhein= Zollitellen an der Grenze eines Gebietes, wo 
nämlich das Schiff die Landesgrenze ein= oder ausgehend durchſchneidet, 
‚oder auch während feines Durchganges durch das Gebiet, befunden, daß 
deſſen Ladung von dem Manifefte vergejtalt abweicht, daß eine beabfich- 
tigte ober erfolgte Bevortheilung der Yandes-Steuern daraus zu entnehmen 
ift; fo fann der Schiffspatron oder Führer auch dafür nach den Beſtim— 
mungen der Stenergejege des Landes in Anfpruch genommen und mit ber 
Strafe belegt werben, welche viefe wegen unrichtiger Deklaration ver- 
hängen. | 

Die hohen contrahirenden Theile verpflichten fich weiterhin, wegen 
fonft etwa günftiger und mit ihren Finanz Yntereffen verträglicher Beſtim— 
mungen, welche vie Erfahrung in der Anwendung ihres Zollſyſtems auf 
die Rheinfchifffahrt als nothwendig erweifen möchte, um ven Handel und 
die Schifffahrt des Rheins zu beleben, übereinzufommen. 


Vierter Theil, 
Bon dem Rechte, die Schifffahrt auf dem heine auszuüben. 
Art. 42.*) Da die Rheinfchifffahrt viele Erfahrung und Orts: 
fenntniß erfordert; fo werben zu deren Ausübung nur erfahrne Schiffe: 
pafrone oder Führer zugelaffen, welche ſich über ihre in viefem Stücke 
erworbenen Kenntniffe vorher ausgewiefen haben. — Wer jedoch einmal 
zur Rheinfchifffahrt berechtigt war, bevarf über feine Fähigkeit feiner 
weiteren Nachweifung. 
eve Ufer- Regierung wird die nöthigen Maafregeln ergreifen, um 
fih von ver Fähigkeit derjenigen zu verfichern, welchen fie die Rheinfchiff- 
fahrt vertraut. | 


*) conf. Supplementar-Artitel XIX. 
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Das Patent, das hierüber dem Schiffspatrone oder Führer von 
feiner Landesobrigkeit durch die hierzu verorbneten Behörden ausgefertigt 
wird, gibt ihm das Necht, von dem Punkte an, wo der Rhein fhiffbar 
wird, bis in’8 Meer, und aus dem Meere bis an ven gebachten Punft, 
die Schifffahrt in Gemäßheit der Beftimmungen ver gegenwärtigen. Orb: 
nung auszuüben. Unter ber großen, intermediären und Heinen Schifffahrt 
gilt deshalb Fein rechtlicher Unterſchied. Dergleihen Schiffer - Patente 
werben nur anerfannten Unterthanen der Rheinuferitaaten ertheilt und 
bie betreffenden Schiffe darin genau bezeichnet. 

Art. 43. Der Schiffspatron oder Führer, welchem die Befahrung 
des Rheins verjtattet ift, und welcher venfelben befährt, darf nirgendwo 
gezwungen werben, wider feinen Willen zu köfchen over feine Ladung an 
Bord eines andern Schiffes zu bringen. Daher find alle Rechte, Privi- 
legien und Gebräuche, die mit diefer Beſtimmung direct oder indirect im 
Widerſpruch ftehen, und in ven Rheinhäfen, oder ſonſtwo auf dem Rhein 
bis in's Meer, entweder zum Vortheil einer Echiffergilde und um vie 
unter ihnen hergebrachte Rangfahrt zu begünftigen, oder aus einem 
andern Grunde hergebracht waren; ein für allemal abgeichafft, und dürfen, 
unter ‘welchem Namen es immer fei, nie wieder eingeführt werven. 

Eben vasfelbe gilt in Gemäßheit des Artifel8 110 ver Wiener- 
Eongreßacte und der ihr unter Nr. XVI angehängten Artifel auch von 
ben mit dem Rhein in birecter Verbindung ſtehenden Flüßen. 

Art. 44. Alle bis jest noch bejtehenden Schiffergilven und Zünfte 
find aufgelöfet. 

Hhre Activa und Schulden werden mit Einwirkung ber landesherr— 
lichen Behörden, unter welchen fie ihren Sit haben, liquibirt und bie 
Schulven von ven lebenden Mitgliedern berichtigt. 

Was übrig bleibt, ift gemeinfchaftliches Eigenthum biefer Mitglieder, 
welche barüber, injofern e8 nicht früher auf eine gültige Weife zu einem 
andern Zwecke bejtimmt war, nah Willführ verfügen. 

Urt. 45. Die Zahl der Rheinfchiffer — Patrone oder Führer — 
ift unbeftimmt. 

Sofern ihnen das Recht eingeräumt wird, auf * in den Rhein 
fich ergießenden Nebenſtrömen, als dem Neckar, dem Main, ver Moſel 
und der Maas, ingleichen auch auf der Schelde, die Schifffahrt auszu— 
üben, find gegenſeitig auch die dortigen Schiffspatrone oder Führer auf 
dem Rheine zuzulaffen. 

Sie beweifen alsdann nur, daß fie auf einem viefer Nebenflüße zur 
Schifffahrt berechtigt find. 

Art. 46. Das Ueberfegen von Perfonen, Pferden, Wagen, Gepäcke 
oder andern Gegenftänden von einem Ufer an das gegenüberliegenve, und 
was fonjt zum gemeinen Verkehr der beiden Ufer gehört, hat mit biefer - 
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Schifffahrts-Ordnung nichts gemein. Auch wir diefelbe überhaupt nicht 
angewendet, wo bie Fahrt eines Echiffspatrons over Führers auf das 
eigene Gebiet feines Landesherrn fich beichränft. — Ein folcher ſteht allein 
unter der Obrigfeit des Yandes, wo er fein Gewerbe treibt. 


Art. 47. Der Staat allein, auf deſſen Gebiete ein Schiffspatron 
oder Führer wohnt, hat das Recht, das diefem einmal ertheilte Echiffer- 
Patent aus erheblichen Gründen wieder einzuziehen. Diefe Beftimmung 
fchließt aber das Recht anderer NRheinuferftaaten nicht aus, ven Sciffe- 
patron oder Führer, der eines auf ihrem Gebiete verübten Vergehens 
oder Verbrechens befchulvigt wird, zur Verantwortung und Strafe zu 
ziehen, und, nach Bejchaffenheit ver Umftänvde, bei ver Behörde feines 
Wohnortes zu veranlafien, daß fein Patent eingezogen werbe. 


Fünfter Titel. 
Von Frachten und Rangfahrten. 

Art. 48. Die Frachtpreife und alle übrigen Beringungen des 
Zransportes beruhen lediglich auf ver freiwilligen Uebereinfunft des Echiffe- 
patrons oder Führers und bes Verſenders oder deſſen Committenten, 
und wie biefe unter mehreren Echiffspatronen oder Führern, ohne Rück— 
ficht auf ihren Wohnort, die Wahl haben: jo bleibt e8 dem Echiffspatrone 
oder Führer freigeftellt, eine ihm angebotene Ladung auszufchlagen over 
zu übernehmen. 


Art. 49. . Zwei oder mehrere Handelsjtäbte können gleihwohl mit 
einer beliebigen Anzahl Schiffspatrone oder Führer, die fie zu ihrem 
wechfelfeitigen Verkehr für nöthig erachten, Verträge auf eine beftimmte 
Zeit abjchließen, hierin die Frachtpreife, die Zeit ver Abfahrt und An- 
funft, und andere in ihrem Intereſſe liegende, mit feinem gebietenden 
oder verbietenden Geſetze im Widerfpruche ftehende Bedingungen feftitellen 
und alfo eine Rangfahrt einführen, welche dem Hanvelsftande billige 
Frachtpreife und ven Schiffspatronen oder Führern, fo oft fie in einen 
Hafen einlaufen, eine baldige Rüdfracht fichert. 

Art. 50. In den Stäbten, wo eine vergleichen Rangfahrt einge- 
führt wird, fteht e8 jevoch jedem einzelnen Handeldmanne, fowie jedem 
Schiffspatrone oder Führer frei, an biefer Vereinigung Antheil zu nehmen 
oder feinen Beitritt zu verfagen. Handelsleute fowohl als Echiffepatrone 
ober Führer, welche der Vereinigung einmal beigetreten find, können, 
nachdem fie drei Monate vorher aufgefündigt haben, mit dem Ablaufe 
jedes Kalenver- jahres wieder ausfcheiden. — So lange ein Handeldmann 
zu der Vereinigung gehört, bleibt er verbunten, die Rangorbnumg zu 
beobachten und darf, dem Vertrage zuwider, feine Waaren weber unter 
feinem eigenen, noch unter einem fremden, zu dem Ende entlehnten Namen 
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in ein anderes Schiff verlaven; unbeſchadet ‘der beſondern Verfügungen 
fremder Committenten, welche nicht zu ber Vereinigung gehören. 

Ebenfo hat auch jeder Schiffspatron oder Führer, fo lange er zu 
ber Vereinigung gehört, die Rangordnung zu beobachten. 

Wenn jedoch die Handels - Antereffen zweier contrahirenden Stäbte 
eine Wenverung ber vorftehenden Beitimmungen erforvern follten, fo kann 
folche zwar ftattfinden, die Verträge aber müſſen in biefem Falle einer 
befonderen Genehmigung ver refpectiven Regierungen unterworfen werben. 

Art. 51. Da Verträge über die Errichtung einer Rangfahrt, gleich 
jedem unter Privatperfonen abgeſchloſſenen Befrachtungs - Vertrage, nur 
biejenigen verbinden, welche darin gewilligt haben, und wenn fie Be— 
dingungen enthalten follten, welche mit einem gebietenden oder verbieten- 
ben Gefeße im Wiverfpruche ftehen oder die Nechte anderer Perfonen 
verlegen, ohnehin ungültig fein würden, fo bebürfen fie feiner andern 
Form und Faſſung als ver, welche überhaupt bei Verträgen dieſer Art, 
nach den gemeinen Rechten des Ortes, wo fie gejchloffen find, dazu erfor- 
berlich ift. — Die Gentral- Commiffion fo wenig, al® ver Oberauffeher 
der Rheinfchifffahrt, find berechtigt zu fordern, daß folche Verträge durch 
fie vermittelt oder die Frachtpreife mit ihrer Bewilligung beftimmt werben. 

Gleichwohl nehmen die betreffenden Regierungen von biefen Ver— 
trägen Kenntniß und laſſen viefelben der Gentral- Commiffion oder in 
deren Abweſenheit dem Oberaufjeher ver Rheinſchifffahrt mittheilen. 

Art. 52.*) Einigen fich zwei Regierungen darüber, daß an beftimm- 
ten Tagen und Stunden ein Schiff von einem Orte abfahren foll, um 
Reiſende, ihr Gepäd, ihre Wagen und auch Waaren an einen andern 
Ort zu führen, fo bat diefes Schiff gleiche Nechte mit den übrigen, bie 
ven Strom befahren. 

Die Central» Commifftion und der Oberauffeher ver Rheinichifffahrt 
haben gleichfalls über folche feine beſondere Aufficht; am wenigſten haben 
fie etwa® barüber zu beftimmen, ob und wo folche Anſtalten errichtet, 
wie fie befördert und welche beſondere Vorfchriften deshalb erlaffen wer- 
ben follten. 


Sediter Titel. 
Bon den polizeilichen Vorfchriften zur Sicherheit der Rheinſchifffahrt 
und des Hanbelß. 
Urt. 53. Melvet fih ein Ehiffspatron oder Führer mit einem 
Fahrzeuge, das zum erftenmal zur Rheinfchifffahrt zugelaffen over bela- 
den werben fol, jo muß er folches zuvörderſt von hierauf eiblich 


*, conf. Suppfementar Artifel XVII, woburd ber Artitel 52 in Rüdficht der 
Dampfſchiffe mobificirt if. 
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verpflichteten Sachverftändigen unterſuchen und bezeugen laſſen, daß dieſes 
Fahrzeug für benjenigen Theil ver Rheinſchifffahrt, wofür es beftimmt 
ift, tauglich befunden worden; daß es dauerhaft gebaut, gut Falfatert, 
und mit allem nöthigen Takelwerk und Sciffögeräthe verfehen, auch daß 
e8 zur Aufbewahrung ver einzunehmenden Güter angemeffen eingerichtet 
ift und daß feine Schiffsmannfchaft aus einer zu feiner Führung az 
(ihen Anzahl von Matrofen bejtebt. 

Diefe Unterfuhung muß, fo oft der Abſender es nöthig findet, und 
jährlich wenigftens einmal wiederholt werben. 

Wer Güter für fremde Rechnung auf dem Nheinftrome zu verfenven 
bat, iſt berechtigt, von dem Schiffspatron oder Führer die Beibringung 
eines durch die befagten Sachverftändigen lettlich ausgefertigten Zeugnifjes 
zu verlangen. 

Unterläßt er dieſe Vorficht und die Waaren gehen auf ver Reiſe 
wegen Untauglichfeit des Echiffes zu Grunde, oder werben aus biefer 
Urſache befchäpigt: fo haftet dafür ver Abfenver, mit Vorbehalt feines 
Rezeſſes gegen ven Edhiffer. 

Für jeden nach Artifel 33 zum Ein- und Abladen anzuweiſenden 
Hafen veranlaffen die betreffenden Negierungen ber Uferjtaaten das Er: 
forberlihe, damit das Berfahren ver Sachverftändigen ordnungsmäßig 
eingerichtet .und dem babei intereffirten Hanbelftanbe die beabfichtigte 
Sicherheit gewährt werde. 

Art. 54. Welche Eigenjchaften zur Tauglichkeit eines Etromfahr- 
zeuges gehören, wirb nach den örtlichen Bepürfniffen mit lanvesherrlicher 
Genehmiguug feitgeftellt. Sonft aber ſollen unter den zur Rheinfchifffahrt 
beftimmten Stromfahrzeugen’ feine andere Unterfchieve irgend einer Art 
gemacht werben. 

Art. 55. Ebenfo beftimmt jever Staat die Maafregeln, bie er in 
feinen Häfen und auf den Ein- und Auslaveplägen zur Erleichterung bes 
Handels, zur Beförderung der Schifffahrt und Befchleinigung ber Ver- 
fendungen, zur Handhabung einer guten Ordnung bei dem Ein- und 
Ausladen, zur Sicherheit der an's Ufer gelegten Waaren und Erhaltung 
berjenigen, welche man aufzunehmen fich weigert oder worüber Etreit 
entfteht, und überhaupt zum Beften des Hanbelsjtandes und ber Ediffe- 
patrone und Führer für bienlich” erachtet. 

Art. 56. Der Schiffspatron oder Führer haftet für bie Güter, 
bie er zu laden übernommen hat, von dem Augenblide an, da fie an's 
Ufer geftellt und ihm als Theil feiner Ladung überwiefen worben. 

Haben die Waaren erweislih durch Schuld der Beamten gelitten, - 
fo ift die ihnen zunächft vorgefegte Behörde ven Erſatz zu leiften ver- 
- pflichtet, welcher durch den Regreß an bie Beamten nicht aufgehalten wer- 
den barf. 
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Art. 57. Während ver Fahrt darf ver Schiffspatron oder Führer 
feine Ladung nicht verlaffen, widrigenfalls wird auf deſſen Gefahr und 
Kosten, wenn auch fein Schaden hieraus entjtanden fein jollte, wofür er 
auf jeden Fall verantwortlich bleibt, das Schiff von ven Rhein-Zollbeam- 
ten einem Setzſchiffer anvertraut. 

Es verjteht fih von felbjt, daß dieſe Berfügung nicht ftatt bat, 
warn der Schiffspatron oder Führer nur augenblidlich fein Fahrzeug 
verläßt, um fich mit Lebensmitteln zu verſehen, ven Zoll zu entrichten 
oder aus ähnlichen Beweggründen. 

Art. 58. Allenthalben, wo wegen ver Eigenfchaften des Fahrwaſ— 
fers, nach der Obfervanz over den beftehenden Vorfchriften, die Lootjen 
oder die Steuerleute wechjeln, ift ver Schiffspatron oder Führer verbun- 
den, einen andern Steuermann oder Lootjen an Bord zu nehmen, Und 
foll, wann er dieſes verfäumet, von ven Rhein» Auffichts-DBeamten dazu. 
angehalten werben. 

Unter mehreren zugleich anweſenden Yootfen und Steuerleuten bleibt 
dem Schiffspatron over Führer die Wahl. 

Art. 59.*) Flußfahrzeuge von geringer Einfenfung, als Nachen 
unter breihundert Zentner Yadungsfähigfeit, Marktichiffe u. f. w. ſind von 
ber im vorigen Artikel ausgedrückten Regel ausgenommen. 

Art. 60. Was den Dienft der Lootſen und Steuerleute betrifft, fo 
hat es bei ven in jevem Staate gegebenen over zu gebenden Beſtimmun— 
gen, und in Anfehung ver Gebühren, welche fie zu forvern berechtigt find, 
bei der gegebenen over zu gebenvden Taxordnung mit der Maafgabe fein 
Bewenden, daß dem fremden Schiffe feine andern Verpflichtungen als ven 
einheimijchen auferlegt werben. 

Art. 61.**) Wer mehrere beladene Fahrzeuge fährt, darf in feinem 
Falle, gleichviel ob er den Strom aufwärts oder abwärts fährt, eines 
biefer Fahrzeuge an das andere anhängen. 

Auch ein leeres Fahrzeug, das über breihundert Zentner Ladungs— 
Fähigkeit hat, darf einem beladenen Schiffe nicht angehängt werben. 

Tritt die Nothwendigfeit ein, das Schiff zu lichten, fo follen bie 
Lichter abgefondert geführt und, wenn fie jtromaufwärts gehen, abgefon- 
dert beipannt werben. 

Art. 62.***) Mit einer Oberlaft auf dem Rheine zu fahren, ift 
verboten. Während ber Reife dürfen gleichfalls feine Waaren über Bord 
aus einem Schiffe in’8 andere geladen werben, nım die Fälle ausgenom- 
men, wo das Wafjer zu niedrig, wenn das Schiff beſchädigt ift oder fonft 


——_—__ — — 1 — nn 


*) conf. Supplementar-Xrtitel XX. 
**) conf. Supplementar-Artifel 1. 
**) conf. Supplementar-Artikel II, XI u. XV. 
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eine dringende Gefahr eintritt, welche ven Schiffspatron oder Führer 
nöthigt, chne Aufſchub zu lichten. — Auch in diefen Fällen hat man ſich 
indeſſen nach der im Artikel 39 darüber enthaltenen Borfchrift zu richten. 

Art. 63. Die Verfügungen des Artifels 61, fowie das Verbot mit 
Oberlaft zu fahren, find auf die Rheinſchifffahrt nicht anwenpbar, welche 
mit Dampfichiffen betrieben wird. 

Demnah follen die auf das Verdeck folder Schiffe niedergelegten 
Waaren an einer oder zwei Stellen in der Art vereinigt und mit einem 
Segeltuch bevedt werben, daß die Verbleiung jtattfinden kann, wenn nach 
Maaßgabe des Artikels 37 die Durchfuhr aus einem Gebiete in das 
andere hiezu Veranlaſſung gibt; ohne daß jedoch eine Vermehrung von 
Koften over Aufenthalt entjtehen darf. 

Die refpectiven Yandesherrichaften forgen durch geeignete Maafregeln 
für die Beförderung und den Schuß dieſes neuen Zweiges ber Gewerb- 
thätigfeit; ſowie dafür, daß aller Vortheil, welchen verfelbe zu verfprechen 
jcheint, vem Hanvelsjtande gefichert werde. 

Art. 64. Mebertretungen der in ven Artikeln 61 und 62 enthaltenen 
Vorſchriften werden von dem weiter unten näher zu erwähnenven Rhein— 
Zollrichter des Ortes, wo fie zuerft entvedt wurden, mit einer Geldbuße 
von einhundert bis breihundert Franken belegt. Sind andere Nachtheile 
entjtanden, welche der Sciffspatron ober Führer durch Nichtbefolgung 
der Vorfchriften verfchuldet; jo bleibt er auch dafür haftend. 

Art. 65.*) Schießpulver foll mit befondern Fahrzeugen geführt 
und niemals unter andere Güter verladen werden. Schiffe, die damit 
beladen find, bleiben, jo viel es fich thun läßt, von dem Ufer entfernt 
und wenn fie, entweder um ausgeladen zu werben, oder weil fie aus einer 
andern Urſache die Reiſe nicht gleich fortfegen fünnen, vor Anker legen, 
wird die Polizei- Behörde des zunächit gelegenen Ortes davon benachrich- 
tigt. — Dieje bejtimmt, was die öffentliche Sicherheit etwa noch weiter 
erheifchen mtag, und der Schiffspatron oder Führer hat bie ihm gegebene 
Vorſchrift zu befolgen; alles bei der im Artikel 64 ausgedrückten Strafe, 
worauf von dem Rhein» Zollvichter erfannt wird. 

Art. 66.**) Die Flößer find ſchuldig einen Nachen vorauszufchiden, 
um die auf dem Strome oder in dem Hafen befinvlichen Schiffe, die 
Mühlen und Brüden zu warnen, bamit jeder auf feiner Hut fei und bei 
Zeiten die erforderlichen Maaßregeln zu feiner Sicherheit ergreifen fönne, 

Diefer Nahen foll dem Floſſe wenigftens eine Stunde vorbergehen, 
und, damit er auch fchon von weiten bemerlt werbe, zum Zeichen feiner 


*) conf. Supplementar-Artifel XI. 
**) conf. Supplementar-Wrtifel IV. 
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Beitimmung, eine aus fechzehn roth und ſchwarz abwechjelnden {Feldern 
beſtehende Flagge auffteden. 

Die Befolgung dieſer Vorficht allein ſoll gleihwohl ven Flößer 
niemals entjchulpigen, wenn er übrigens nicht alle mögliche Sorgfalt an- 
gewendet hat, um das Unglüd zu verhüten; wenn er nicht mit ven, nach 
der Größe feines Floffes erforderlichen Geräthfchaften verfehen war, in 
ver Bauart gefehlt over fonft etwas gethan und ugterlaffen hat, was 
ihn nach den allgemeinen Grunpfägen des Rechts verpflichtet, den durch 
das Vorbeifahren feines Floſſes verurfachten Schaden zu erfegen. 

Art. 67. Alle Rheinftanten machen ſich anheifchig, eine befonvere 
Sorgfalt darauf zu verwenden, daß auf ihrem Gebiete ver Leinpfab überall 
in guten Stand geſetzt, darin erhalten und, fo oft als es nöthig fein 
wird, ohne einigen Aufjchub auf Koften vesjenigen, ven es angeht, wierer 
bergejtellt werde, damit in diefer Beziehung der Schifffahrt nie einiges 
Hinderniß im Wege jtehe. 

Sie verbinden fich überdieß, jeder für feine Gebietsftrede, die nöthi— 
gen Maafregeln zu ergreifen, damit durch Mühlen oder andere Trieb- 
und Räderwerke auf dem Strome, ingleichen durch Wehre und fonftige 
Kunftanlagen irgend einer Art, niemals eine Hemmung ver Edifffahrt 
verurfacht werte; damit bei fliegenden oder Edhiffbrüden die freie Durch— 
laffung der Fahrzeuge over Flöße, die ihre Fahrt fortjegen wollen, fo 
fchnell als möglich geichehe, ohne daß dafür eine andere Zahlung als 
ein mäßiges, durch gemeinfchaftliche Webereinfunft und auf einen unver: 
inderlichen Eat feſtzuſtellendes Entgeld gefortert werden fünne, und damit 
endlich jedes andere im Strombette jelbjt vorkommende Hinderniß ber 
Schifffahrt — fofern vergleichen Hinderniffe von einem Mangel an ver 
gehörigen Etromaufjicht und Inftanphaltung herrübren — ohne Auffchub 
und auf ihre eigenen Koften binweggeräumt werde. Für das Nieder- 
ländiſche Gouvernement find die Beitimmungen des gegenwärtigen Arti- 
kels, fo weit fie fih auf die gehörige Inſtandhaltung des Yeinpfades 
und des Strombettes felbjt beziehen, und in Anfebung der Waal ver- 
bindlich. 

Art. 68. Um ven Peinpfad und bie daran ftoffenden Gebäute, 
Geländer oder andere Anlagen zu fchonen, follen bei dem Heraufzieben 
der Schiffe niemals mehr als drei Pferde an einem Stichjeile gehen. Die 
Uebertreter diefes Verbotes fünnen von ber gerichtlichen Ortsbehörde mit 
einer Polizeiftrafe belegt werven. 

Art. 69. Den auf dem Rheine fahrenden Echiffspatronen oder 
Führern find von den betreffenden Regierungen angemefjene Pläge zur 
Niederlage ihrer Waaren anzuweifen; auch zum Behufe jeder wünjchene- 
werthen Grleichterung und Befchleunigung ver Cin- und Ablatungen bie 
nöthigen Ginrichtungen anzuordnen und in Stand zu erhalten. 
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An andern Orten und Plägen können die Echiffspatrone over Führer 
nur mit ausdrüclicher Genehmigung der Rhein- Zollbeamten Güter ein- 
oder ablaben. 

An jedem Ein: oder Ablaveplag jorgen die betreffenden Regierungen 
für die Beftellung einer mit Qerwaltung der Hafen - Polizei zu beauftra- 
genden Beauffichtigungs - Commiffion. Zur Beftreitung ver desfallfigen 
Unterhaltungs und Beauffihtigungsfoften wird unter der Benennung von - 
Bohlwerks⸗, Krahn:, und Waagegebühren ein Entgeld erhoben, veffen 
Betrag aber folgende Säge, nämlich: 

a) an Bohlwerfsgebühr 5 Centimen 
b) an Krahngebühr, 5 Centimen bei ver Abladung und 
5 Gentimen bei ver Einladung, im Ganzen 10 Cent., 
ce) an Waagegebühr 5 Centimen 
nicht überfteigen darf. 

Güter, welche zu ihrer ficheren Aufbewahrung in ven hierzu an jedem 
Ein- oder Abladeplatze befindlichen Magazinen gelagert werden, zahlen dafür 
eine Magazingebühr, die während des erjten Monats den Betrag von '/, 
Gentime für den Tag und während jedes folgenden Monats den Betrag 
von */, Gentime für ven Tag bei jedem Zentner nicht überfteigen darf. 

Bei Bejtimmung der Höhe ver bejagten Bohlwerfs-, Krahn:, Waage- 
und Magazingebühren wird ver Ausländer dem Inländer völlig gleich 
behandelt. 

Art. 70. Wo Werfte, Bohlwerke, Krahne, öffentliche Waagen, 
Magazine und Sicherheitshäfen, wie der vorhergehende Artikel beſagt, 
auf Koſten des Staates, in deſſen Gebiete der Ort gelegen iſt, oder auf 
Koſten einer Stadt errichtet find, iſt nur derjenige, ber ſie wirklich ge— 
braucht, vie in Gemäßheit desſelben Artikels von den refpectiven Landes— 
berrfchaften fetzufegenden und zur Dedung der Unterhaltungs- und Be— 
aufjichtigungsfoften bejtimmten Gebühren zu zahlen verpflichtet. 

Alle diefer Beitimmung zuwiderlaufenden Gewohnheiten find hiermit 
abgeſchafft. 

Ein Schiffspatron oder Führer, der am Ufer anlegt und Waaren 
ausſetzt oder einladet, ohne eine oder die andere ſolcher Anſtalten zu 
benutzen, und ohne die gewöhnliche Uferbenützung zu verhindern, iſt die 
Gebühr nur für diejenigen dieſer Anſtalten zu zahlen verpflichtet, die er 
wirklich gebraucht und die benütt werden müffen, um das Gewicht der 
Ladung, indem fie an Bord gebracht wird, auszumitteln und feitzuftellen, 


Siebenter Titel, 
Bon Defrandationen der Scifffahrts:Abgaben. 


Urt. 71. Defraudationen ver Rheinfchifffahrts - Abgaben werben 
mit einer Geldbuße beftraft, welche dem vierfachen Werthe ber nicht 


für den Zentner 
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gezahlten Abgaben gleich kömmt. — Die Abgaben jelbft find hierbei alfe- 
mal befonvers nachzuzahlen. 

Bei der Beitimmung ver Gelpftrafen nimmt man ven ganzen Betrag 
der Abgaben zum Grunde, welche ver Schiffspatron oder Führer an ber 
Boltftelle, wo der Betrug entdeckt wird, zu unterfchlagen verfucht hat, und 
die an allen übrigen auf demjelben Gebiete gelegenen Zollitreden wirflich 
unterfchlagen worben find. 

Entdeckt fich bei viefer Unterfuhung, daß auch ein anderer Rheinftaat, 
oder mehrere, von dem Schiffspatron oder Führer an ihren Rechten ver- 
kürzt worden find; fo wird das aufgenommene Protofoll den betheiligten 
Zollämtern in beglaubigter Form mitgetheilt und zugleich die Strafe für 
ihre Rechnung miterhoben. — Der Schiffspatron oder Führer wird jedoch 
aus biefem Grunde an der Fortjegung feiner Fahrt nicht gehindert. 

Art. 72. Dem Schiffspatron oder Führer ift an jeder Zollftelle 
über die dort. gefchehene Zahlung eine Quittung auszufertigen und über- - 
dies bie geleiftete Zahlung unter feinem Manifefte zu vermerken. 

Dieſe Quittungen müßen genaue Angaben der Zahl von Zentnern, 
wofür das Ganze, das Viertheil oder der zwanzigfte Theil des Rhein- 
zolles, oder die doppelte Schiffsgebühr ‚entrichtet worven ijt; auch ven 
Betrag der verfchievenen, jowohl an Rheinzoll für bie Song, als an 
Schiffsgebühr geleifteten Zahlungen enthalten. 

Urt. 73. Der Echiffspatron oder Führer fann auch an jeder Zoll— 
ftelle angehalten werden, durch feine Quittungen zu beweiſen, daß .er 
überall, wo er jchulvig war, den Rheinzoll und die Schiffsgebühr bezahlt 
habe. — Wer eine oder mehrere biefer Quittungen nicht beibringen kann, 
wird bis zum Beweiſe des Gegentheils als Defraudant angefehen und 
bat einjtweilen die nach Artifel,71 verwirkte Strafe zu erlegen. 

Art. 74. Wer bei einem Zollamte vorbeifährt, ohne zur Entrichtung 
der Abgaben jih angemelvet und fein Manifejt vorgezeigt zu haben, over 
wer vor gejchehener Entrichtung der Abgaben von einem Zollamte wieder 
abführt, verfällt in die oben Artikel 71 feſtgeſetzte Strafe, es fei denn, 
daß er, um das Schiff, die Ladung oder die Echiffsmannfchaft zu retten, 
durch einen unausweichlichen und Kar zu erkennenden Notbfall dazu ge: 
zwungen gewejen. Unter ſolchen Umſtänden ift es genug, wenn er bei 
dem Rheinzollamte fich anmelvet, fobald das Schiff, die Güter und vie 
Mannſchaft in Sicherheit gebracht find. 

Art. 75. Ergibt e8 fich bei dem Ausladen des Echiffes oder beim 
Abwiegen der ausgeladenen Güter, daß die Anzahl der auf dem Schiffe 
befinplichen Colli, deren Bezeichnung, oder die Gattung der Waaren, von 
den im Manifeft angegebenen verjchieden find; fo wirb vor allem unter- 
fucht, wovon ber Unterſchied herrühre. 
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Art. 76. Sind in dem Manifefte ganze Lapungs-Artifel oder Colli 
ausgelaffen; fo hat der Schiffspatron oder Führer die im Artikel 71 
beftimmte Geloftrafe nach Verhältniß der Abgaben verwirft, welche von 
den in dem Manifefte verſchwiegenen Ladungs- Artifeln hätten gezahlt 
werben müjjen. 


Art. 77. Iſt das Gewicht im Manifefte unrichtig ausgedrückt und 
die Verſchiedenheit ift von der Art, daß man fie nicht als: die Folge eines 
bloßen Zufalls anfehen kann; fo zahlt ver Schiffspatron oder Führer bie 
Geldſtrafe nach Verhältnig des Mehrgewichts. — Iſt dagegen die Ver— 
fchievenheit fo unerheblih, daß eine ihr zu Grunde liegende Abficht zu 
befraudiren, nicht angenommen werben kann, jo findet nur eine Nachzab- 
fung des einfachen Zollbetrages für das Mehrgewicht bei ven einer und 
derſelben Landesherrſchaft angehörigen Zolljtellen ftatt. 


Art. 78. Wenn ftatt einer, einem höheren Zoll untertorfenen 
Waare, das Manifeft eine niedriger bejteuerte angibt; jo wird die Gelb- 
jtrafe nach dem wahren Ertrage der unrichtig angegebenen Artikel berechnet. 


Art. 79. Der Schiffspatron oder Führer haftet in jedem Falle 
für die Strafe; ihm bleibt indeß der Regreß wider diejenigen vorbehal- 
ten, welche durch unrichtige Angaben ihn in Irrthum geführt und zu 
Schaden gebracht haben. 

Art. 80. In Beziehung auf die Strafen, welchen der Schiffspatron 
over Führer bei ven Landes-Ein- und Ausfuhrzöllen, durch unrichtige 
Erflärungen und andere Contraventionen fich ausfegt, wird auf den britten 
Zitel verwiefen, und foll durch die gegenwärtige Ordnung den in jedem 
Rheinſtaate geltenden Steuergefegen fein Eintrag gejchehen. 


Achter Titel. 
Bon den Gerichten in ftreitigen Rheinſchifffahrts-Angelegenheiten. 
Art. 81. Ehe die gegenwärtige Ordnung in Vollzug tritt, foll an 
jedem Ein- oder Ablavehafen oder in jevem Gemeindebezirke, wo fich ein 
Rheinzollamt befindet, ein vafelbft oder doch jo nahe als möglich wohnen- 
ber, auch außerdem einem vichterlichen Amte vorſtehender Beamter ernannt 
werben, zur fummarifchen Behandlung und Entſcheidung in erfter Inſtanz: 
a) aller Contraventionen gegen die Beftimmungen dieſer Schifffahrts— 
Ordnung und ver hierdurch verwirkten Strafen, infofern ber 
Schiffspatron oder Führer fich venfelben nicht freiwillig unterwirft; 
b) aller Streitigfeiten wegen Zahlung ver Nheinichifffahrts-, Krahn-, 
Waage-, Hafen- und Werft oder Bohlwerf3-Gebühren und wegen 
ihres Betrages; 


ce) der von Privatperfonen unternommenen Hemmung bes Leinpfades; 
42 
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d) ver ven Eigenthümern der Zugpferde bei dem Heraufziehen ver 
Schiffe zur Laft gelegten Beſchädigungen am Grunveigenthum, fo 
wie über jeven Schaben, den Schiffer oder Flößer, während ber 
Fahrt oder beim Anlanden, durch ihre Fahrläſſigkeit andern ver- 
urfacht haben follen. 

Name und Wohnort des Zollrichters jollen im Zollamte angefchla- 

gen werben. 

Art. 82. Die Richter werben von dem Staate, ver fie dazu be- 
ftimmt und anftellt, als ſolche erklärt. 

Sie werben nicht nur im Allgemeinen eivlich darauf verpflichtet, daß 
fie jedem, ohne Unterfchied. ver Perfon, ſchleunige und unparteiifche Ge- 
rechtigfeit widerfahren lafjen wollen; ſondern verfprechen zugleich, in allen 
durch die gegenwärtige Ordnung vorgefehenen Fällen, die darin enthal- 
tenen Beftimmungen zur Richtſchnur zu nehmen. 


Das Protofoll über die Verpflichtung des hierbei angeftellten oder 
in der Folge dort eintretenden Perfonald wird von den Richtern felbft, 
dem Oberauffeher der Rheinſchifffahrt zur Nachricht eingefendet und von 
biefem ber Central-Commiffion bei ihrer nächiten Zufammenkunft vorgelegt. 

Art. 83.*) Greitigfeiten, welche über die oben erwähnten Gegen- 
ftände an der Zollitelle ſelbſt entjtehen, gehören ausfchließlich zur Compes 
tenz des nach Artikel 81 daſelbſt angejtellten Zollrichters. 


Wird an einer Rheinzolfjtelle über Defraudation ver Rheinfchifffahrts- 
Abgaben geflagt: fo unterfucht der Richter nicht blos den Betrug, ven 
der Echiffspatron oder Führer an ver Zolfftelle felbft begangen haben 
foll, wo er zuerjt beſchuldigt wird, fondern auch die übrigen, auf derſelben 
Fahrt an den vorherigen von ihm ſchon zurücgelegten Zolfftellen vesfelben 
Gebietes begangenen Defraudationen, und bringt auch dieſe bei Beftim- 
mung der Strafe in Anfchlag. 


Klagen wider Sciffspatrone, Führer der Leinpferde oder andere 
Privatperfonen, über Hemmung des Yeinpfades, oder über Beſchädigung 
an Grumdeigenthum, find bei dem zumächit wohnenden Zollrichter des 
Gebietes, wo fich der Vorfall ereignet hat, anzubringen. 

Art. 84. Der Zollrichter unterfucht die bei ihm angebrachten Strei- 
tigfeiten fummariich. — Klage, Antwort und alle weitern Ausführungen 
ver Bartheien werben münblich angebracht und zu Protokoll genommen, 
worauf nach Verjchievenheit der Umſtände entweder nach Beweis aufge- 
nommen, Befichtigungen ꝛc. gehalten, over fogleih das Enburtheil er- 
laſſen wir. 


*) eonf. Supplementen-Artifet VII. 
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In allen Fällen werben dem Urtheile, es fei befinitiv oder nicht, 
die Thatumftände, welche ven Streit veranlaßt haben, die Fragen, worauf 
es nach den beiverfeitigen Verhandlungen ankam, und bie Entjcheivungs- 
gründe eingerüdt. 

Dei diefem Berfahren findet weder der Gebrauch von Stempelpapier, 
noch die Anwendung von Sporteltaren für die Richter oder ihre Gerichts— 
fehreiber ftatt; die Parteien halen feine andere Koften als folche zu tragen, 
die durch Zeugen oder Sachverſtändige und veren Vorladung, durch In— 
finuationen, Porto ꝛc. veranlaßt, und nach ver für andere Streitfachen 
eingeführten Taxordnung erhoben werben. 

Veberbieß Tann der Schiffspatron oder Führer, over Flößer, wegen 
einer eingeleiteten Unterfuchung an der Fortfegung feiner Reife nicht ver- 
hindert werden, fobald er die von dem Richter für den Gegenftand ber 
Unterfuchung feitgefegte Caution geleijtet hat. 

Art. 85. Die Urtheile ver Rheinzollrichter werben unter der Auto- 
rität des Landesherrn erlajjen; fie find gleichwohl, fobald fie vettsfräftig 
geworben, auch auf dem Gebiete jedes andern Rheinſtaates, ohne weitere 
Unterfuchung, jedoch immer nach ver in — Staate gültigen Prozeß— 
Ordnung vollſtreckbar. 


Art. 86. Hätte die Klage einen Werth von — als fünfzig Fran— 
ken zum Gegenſtande, ſo bleibt es dem unterliegenden Theile unbenommen, 
wider das Urtheil der erſten Inſtanz die Berufung einzulegen. Er hat 
deshalb nach dem 9. Artikel des Wiener-Vertrags vom 24. März 1815 
zwar unter ver Gentral-Commiffion und ver höhern Inſtanz des Landes, 
wo das Urtheil ergangen ift, die Wahl; da jedoch die Central-Commiſſion 
fih nur einmal im Jahr verfammelt und Gegenjtände von mehrerer 
Wichtigkeit zu verhandeln hat, mithin folhe Appellationsfachen unmöglich 
fobald entfcheiven kann, als es in dieſen Sachen erforberlich ift; jo wird 
in dem Falle, va der Appellant feinen Rekurs an die Central-Commiſſion 
nimmt, das Urtheil erjter Inſtanz proviforifch vollftredt; wobei e8 ber 
Einficht der Nichter anheimgejtellt bleibt, dieſe Vollſtreckung nah Maaß— 
gabe der Regeln des gemeinen Rechtes mit oder ohne vorhergegangene 
Sicherheitsleiftung zu verftatten. 


Art. 87. In jedem Rheinſtaate beftimmt ver Lanbesherr ein- für 
allemal das Gericht, bei welchem die Appellationen gegen bie in biefem 
Gebiete von den Zollrichtern in erfter Inftanz gefprochenen Urtheile ange- 
bracht werben Fönnen. 

Diefes Gericht darf feinen Sit in feiner von dem Rheinufer allzu- 
entfernt liegenden Stabt haben. 


Art. 88. Wird die Appellation bei dieſem Gerichte eingelegt, fo 


hat der Appellant die dort hergebrachten Formen zu beobachten. Iſt es 
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dagegen bie Abficht, die Berufung bei der Gentral-Commiffion einzulegen; 
fo wird der Aft, wodurch die Appellation eingelegt wird, in den nächten 
zehn Tagen, von der Inſinuation des Urtheils an zu rechnen, dem Gerichte, 
welches entfchievden hat, nach der, durch die in dem betreffenden Staate 
gültige Prozeß» Ordnung, vorgefchriebenen Form in ver Perfon des 
Gerichtsfchreibers und dem obfiegenden Theile an dem in ber erjten Inſtanz 
dort erwählten Domizil, oder in deſſen Ermanglung gleichfalls auf ver 
Gerichtsfchreiberei zugejtellet. 

Diefer Aft enthält eine fummarifche Anzeige der Beſchwerden bes 
Appellanten, nebſt ver Erflärung, daß die Appellation bei ver Gentral- 
Commiſſion fortgefegt werben foll. 

Der Appellant übergibt zugleih in den nächſten vier Wochen nach 
der geichehenen Inſinuation des Appellations-Aktes eine fchriftliche Aus: 
führung feiner Beſchwerden bei dem Nichter, der in der erjten Inſtanz 
erfannt hat. Der Appellant antwortet darauf in der ihm vorzubeftimmen- 
den Friſt. — Die Verhandlungen werben darauf mit ven vorherigen Akten 
dem Oberauffeher ver Rheinſchifffahrt eingefchicft, der fie der Central- 
Commiffion bei ihrer nächften Zufammenfunft zur Entſcheidung vorlegt. 

Werben die in dem gegenwärtigen Urtifel dem Appellanten vorge- 
jchriebenen Formen nicht beobachtet, jo wird bie Appellation als aufgege- 
ben und nichtig angefehen. 


Neunter Titel, 

Bon den Amtöbefugniffen und Pflichten der Gentral- Sommiffion, 
des Oberaufieherd umd anderer bei der Rheinſchifffahrt angeftellter 
Beamten und deren Bejoldung. 

Art. 89. Zur Vollziehung der gegenwärtigen Ordnung concurriren, 
jever in dem ihm angewiefenen Wirfungsfreife: 
1) die Eentral-Commiffion; 
2) der Oberauffeher ver Rheinſchifffahrt; 
3) vier Aufſeher und 
4) die auf den einzelnen Zollſtellen oder ſonſt angeſtellten Zollein— 
nehmer und andere Beamten. 
Art. 90.*) Von jedem Rheinſtaate wird jährlich ein Bevollmäch— 
tigter zur Gentral-Commiffion abgeorpnet. 
Dieſe Bevollmächtigten vereinigen fich regelmäßig jedes Jahr am 
1. Zuli in Mainz und müffen ihre Gejchäfte innerhalb eines Monates 


*) Artilel 90 ift durch den Supplementar » Artilel XIV, der au feine Stelle tritt, 
aufgehoben. 
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beendigen. Sind biefer Gefchäfte zu viel, als daß fie in einem Monate 
beendigt werben könnten, jo verfammeln fie fich nochmals im nächften 
Herbfte auf einen Monat. 


Art. 91. Die Bereinigung dieſer Abgeorbneten bildet die Gentral- 
Commiffion. — Das 2008 bejtimmt für die Dauer jever Sigung, wer 
bei verjelben das Präfidium führen, die vorliegenden Gegenftände zum 
Bortrag bringen, die dazu erforderlichen Vorarbeiten unter bie Mitglieder 
vertheilen und ven Gefchäftsgang leiten foll. 


Ein anderes Mitglied, über deſſen Wahl man fich zu einigen hat, 
übernimmt die Gefchäfte des Secretariats, führt in ven Situngen bie 
Feder und beforgt durch die von ber Gentral-Commiffion dazu beftimmten 
Schreiber die Ausfertigung aller Bejchlüße. 


Art. 92. Die Commiffion ernennt, ehe für diesmal bie verſammel⸗ 
ten Commiſſarien ſich trennen, den Oberaufſeher der Rheinſchifffahrt und 
übergibt demſelben die Aufbewahrung des Archivs. 


Diefer Beamte ift, gleich den übrigen Auffehern, ihr in feinen Amts- 
verrichtungen untergeorbnet. 


Art. 93. Die Befchäftigung der Central-Commiſſion beſteht vor- 
züglich darin, daß fie über die Art, wie die Beſtimmungen ver gegenwär- 
tigen Ordnung bis dahin befolgt worden, Erfundigungen einzieht; bei ihren 
allerhöchſten und höchſten Committenten, infofern es nöthig oder nützlich 
fein mag, neue Beitimmungen in Vorſchlag bringt; den betreffenden Be— 
hörden die Bejchleunigung der Arbeiten empfiehlt, die im Flußbette, zur 
Befhügung des Ufers oder an dem Leinpfade entweber bringend nöthig 
find over doch zur Beförderung der Schifffahrt mit Vortheil würden vor- 
genommen werben fönnen; und daß fie den im 16. Artifel des Wiener 
Bertrags ihr vorgefchriebenen umftändlichen Bericht über den Zujtand ver 
Rheinfchifffahrt, ihre Fortfchritte oder ihre Abnahme, und über die dabei 
etwa eingetretenen Veränderungen entwirft. 

Endlich entfcheivet fie im letter Inſtanz die bei ihr eingeführten 
Prozeſſe. 

Art. 94. Alle Beſchlüße der Central-Commiſſion werden nach der 
abſoluten Mehrheit der Stimmen abgefaßt, die in vollkommener Gleichheit 
abzugeben ſind. — Ihre Beſchlüße erlangen jedoch für die Rheinuferſtaa— 
ten alsdann erſt Verbindlichkeit, wenn dieſelben ihre Genehmigung dazu 
durch die betreffenden Commiſſarien ertheilt haben, indem die Mitglieder 
ver Gentral-Commiffion nur als Agenten ver Uferſtaaten, welche ſich über 
deren gemeinfame Intereſſen vereinbaren follen, betrachtet werben Fünnen. 


Die Commiffion kann auch nicht in ihrem Namen Gejege oder neue 
alfgemeine Verordnungen erlaffen, und ebenfo wenig einem Rheinftaate 
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neue Verbindlichfeiten auferlegen, die diefer nie übernommen zu haben 
behauptet. 

Art. 95. Die Central- Commiffion ernennt den Oberauffeher auf 
Lebenszeit. Diefe Ernennung gefchieht nach Vorſchrift des 13. Artikels 
des Wiener Vertrages. 

Demgemäß haben von überhaupt 72 Stimmen ber Preußifche Com- 
miffarius 24; der franzöfifche 12; der Nieverländifche Commiffarius 12, 
und die Commiffarien der übrigen deutſchen Fürften 24 Stimmen, welche 
letztere ſich nach Verhältniß der Uferſtrecken mit eilf Stimmen für ven 
Badenſchen, fechs für ven Großherzoglih Heffifchen, vier für ven Bayer— 
fchen und drei für den Naffauifchen Commifjarius vertheilen. 

Art. 96. Der jährliche Bedarf ver Gentral- Commiffion zur Be 
ftreitung der gemeinfchaftlichen Koften wird allemal zum woraus bei ber 
Zufammenfunft vom 1. Juli für das folgende Jahr bejtimmt. 

Zu den gemeinjchaftlichen Koften werben nur die Beſoldung des 
Dberauffehers, deſſen etwaige Penfion, und die Kanzleikoſten gerechnet. 

Der Gehalt des Oberaufjehers der Rheinfchifffahrt und feine etwaige 
Penfion, fowie feine übrigen zur Vergütung geeigneten Ausgaben, werben 
von den Uferjtaaten in dem Verhältniffe getragen, wie fie nach vorftehen- 
dem Artikel an der Ernennung jenes Beamten Theil nahmen. 

Zu den Kanzleifoften ver Central-Commiſſion, welche bei ven jähr: 
lichen Zuſammenkünften vorfallen, entrichtet jever Uferftaat einen gleichen 
Antheil. 

Die Zahlungen gejchehen vierteljährig zum voraus, jpätejtens am 
24. Dezember, 24. März, 24. Juni und 24. September jeden Yahres 
für das folgende Quartal. 

Die Mitglieder der Gentral- Commiffion beforgen, daß der Antheil 
ihrer allerhöchſten und höchſten Committenten zu gehöriger Zeit an vie 
gemeinjchaftliche Kaffe zu Mainz koftenfrei abgeliefert werde; der Ober- 
auffeher empfängt hieraus feine Beſoldung und beftreitet auß dem Leber: 
Ihuße die bei der VBerfammlung der Gentral- Commiffion aufgegangenen 
Kanzleikoften. 


Art. 97. Die Befoldung des Dberauffehers befteht in 12,000 
France jährlich mit Einfchluß feiner eigenen Bureaufoften. Ihm wird 
in Dienftfachen die Portofreiheit geftattet. 

Urt. 98. Er hat feinen Wohnſitz in Mainz und correfpondirt mit 
ben Auffehern, fowie mit den von jedem Uferftante bezeichneten Behörden. 
Seine Hauptpflicht ift, dafür zu forgen, daß gegründeten Beſchwerden, 
welche die Auffeher, vie Hanvelsleute oder die Schiffspatrone und Führer 


in Angelegenheiten ver Rheinfchifffahrt bei ihm anbringen, fchleunig abge- 
holfen were, 
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Sollten in irgend einem Hafen Unorbnungen und Mißbräuche fich 
einfchleihen, an einem Orte auf dem Aheinftrome zum Nachtheil ver 
Rheinfchifffahrt, unter welchem Borwande es immer fei, neue Abgaben 
eingeführt, bie bier feftgeftellten erhöhet oder fonft ver Rheinſchifffahrt 
neue Laften aufgebürbet werben; fo fteht es Jedem, ber fich hierdurch 
verlegt glaubt, frei, fi an die betreffende Orts- oder Bezirks⸗Behörde, 
oder auch an den Auffeher der Rheinſchifffahrt, im deſſen Bezirk fich der 
Borfall ereignet hat, und wenn hierauf den Befchwerven * abgeholfen 
wird, an den Oberaufſeher zu wenden. 

Letzterer kann zur Erörterung der ihm — Mängel und 
Beſchwerden den Aufſehern und den Rheinzollbeamten Auftrag ertheilen. 

Wenn derſelbe die Angaben oder Klagen für begründet hält, hat 
er ſolche ver betreffenden erſten Departemental- oder Provinzial-Behörde 
bekannt zu machen und auf Abhilfe anzutragen. 

Erfolgt die Abſtellung nicht, ſo ſind ſolche Beſchwerden von ihm der 
Central-Commiſſion vorzulegen, und bleibt deren weitere Entſchließung 
abzumwarten. 

Damit diefe ohne Auffchub gefaßt werden fan, muß ver Ober- 
auffeher die Departemental- oder Provinzial- Behörde auch davon in 
Kenntniß fegen, daß der ftreitige Gegenftand vor die Central-Commiſſion 
gelangen werde. Jener Behörde liegt es alsdann ob, zu veranlaffen, 
daß ver Benollmächtigte des betreffenden Staates mit der erforverlichen 
Inſtruction zeitig verfehen werde. 

Eben dieſes Verfahren hat ftatt, wenn Hinverniffe, die im Flußbette 
entjtehen und die Nheinfchifffahrt bejchwerlicher machen, nicht zu ber 
erjten gelegenen Zeit aus dem Wege geräumt; wenn bie an dem Rhein- 
ufer und dem Leinpfade erforverlichen Reparaturen vernachläßigt werben; 
wenn die Rheinzollbeamten durch ihr Benehmen zu begründeten Klagen 
Anlaß geben, oder die Steuerbeamten, der gegenwärtigen Orbnung zu— 
wiver, die Freiheit ver Rheinſchifffahrt verlegen jollten. 

Bor der jährlichen VBerfammlung der Eentral-Commiffton hält ver 
Oberauffeher alle Materialien bereit, die dazu beitragen können, ihre 
Arbeiten zu erleichtern, fie über ven Zuſtand ver Rheinfchifffahrt, ihre 
Mängel und Bebürfniffe gründlich zu unterrichten und ihr nügliche Vor- 
fchläge zu machen. 

Art. 99. Der Oberauffeher legt feinen Amtseid vor der Central: 
Commiſſion in die Hände des Präfiventen ab und verſpricht alle in ber 
gegenwärtigen Orbnung ihm auferlegte Pflichten treu umd genau zu 
erfüllen. 

Art. 100. Hält vie Eentral-Commiffion für nöthig, ven Ober 'auf- 
feher von feinem Poften zu entfernen, fo kann fie, nach Beichaffenhei t ver 
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Umftände, darüber beratbichlagen, ob er lediglich entlaffen, over ob er 
vor Gericht gezogen werben joll. 

Im erften Falle erhält der Oberaufjeher, wenn er noch nicht zehn 
Jahre gedient hat, die Hälfte, ſonſt aber zwei Drittel feiner bisherigen 
Befolvung als Gnadengehalt. — Eben dies gefhieht, wenn er in Ruhe— 
ftand deswegen verfett wird, weil ihm fein Gefumbheitszuftand nicht er- 
laubt, länger zu bienen. 

Die alfo bewilligte Penfion wird auf eben dieſe Weife, wie die Be— 
foldung ſelbſt gezahlt. 

Im zweiten Falle entjcheivet die Central-Commiffion in einer, nach 
Borfchrift des 17. Artikels des Wiener Vertrages vorgenommenen Berath- 
ſchlagung, und alfo nach abfoluter Mehrheit der Stimmen, welche Gerichte 
in erfter und zweiter Inſtanz ihn vichten follen, und er wird alsdann 
nach dem über ihn ausgefprochenen Urtheile behanbelt. 

Ueber die Frage, ob der Oberauffeher entlaffen werden ſoll, wird 
von ber Central-Commiſſion auf diefelbe Weife wie bei Ernennung dieſes 
Beamten (Artikel 95) abgejtimmt. Er verliert jedoch feine Stelle nicht, 
wenn er nicht wenigftens zwei Drittel der im Art. 95 beftimmten Anzahl 
von Stimmen gegen fich bat. i 

Art. 101. Der Rhein wird in vier Auffichtsbezirfe getheilt. Der 
erfte erſtreckt ich von da, wo ver Strom ſchiffbar wird, bis zum Aus- 
fluße der Lauter; der zweite von bort bis zum Ausfluße ver Nabe; ver 
britte von ver Nahe bis zur niederländifchen Gränze, und ver vierte auf 
den übrigen Theil des Stromes im niederländifchen Gebiete bis in's Meer. 

Für jeden dieſer Bezirfe wird ein beſonderer Auffeher für vie Rhein— 
Schifffahrt auf Lebenszeit ernannt. Frankreich und Baden ernennen ven 
erften; Bayern, Großherzogthum Hefjen und Naffau ven zweiten; Preußen 
ben dritten, und die Niederlande den vierten. 

Jeder Auffeher erhält feine Befoldung und feine etwanige Penfion _ 
von den Staaten, welche ihn ernannt haben. Von biefen wird ihm auch 
fein Wohnfig in einer rheinifchen Handelsſtadt feines Bezirkes ange- 
wiefen. 

In Dienftfachen wird ven Auffehern in allen Rheinſtaaten vie Por— 
tofreiheit geftattet. 

Art. 102. Das Amt des Auffchers, welcher dazu von den Staaten, 
bie ihm ernannt haben, auf die gegenwärtige Ordnung verpflichtet wird, 
befteht darin, den ihm angemwiefenen Bezirk zweimal im Jahre zu berei- 
fen; die in dem Fluße entjtandenen Schifffahrts - Hinderniffe zu unter- 
ſuchen; ven Zuftand des Leinpfades in Augenſchein zu nehmen und hier- 
über fowohl, wie über alle ber gegenwärtigen Ordnung zuwiderlaufende 
Mängel, die er entweder auf feinen Reifen entdeckt oder durch eingezogene 
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Berichte vernimmt, feine Regierung durch genaue Berichte zu benachrich- 
tigen, oder, fofern er von ihr dazu ermächtigt ift, diefe Mängel fogleich 
abzujtelfen. Ueber ven Erfolg feiner Bemühungen und Vorſchläge benach- 
richtiget an den Oberaufjeher. 

Die Auffeher dürfen wegen ver bei ihnen angebrachten Beſchwerden 
feine Sporteln annehmen. 

Art. 103. Jeder Staat ernennt jelbjt die an den Zollftellen feines 
Gebietes zum regelmäßigen Dienfte und zur fchnellen Abfertigung ver 
Schiffspatrone oder Führer erforderlichen Zollbeamten und verpflichtet fie 
eivlich auf die gegenwärtige Ordnung. 

Die Beitimmung ihrer Befoldungen und ihrer Penfionen, wenn fie 
in Rubejtand verjegt werben, bleibt ebenfalls dem Gutbefinden des Lan- 
desherrn einzig anheimgeftellt. 

Neben-Emolumente, wozu der Schiffspatron oder Führer etwas bei- 
zutragen hätte, dürfen in feinem Falle eingeführt werben. 

Wo der Rheinzoll für gemeinfchaftliche Rechnung mehrerer Rhein— 
ftanten erhoben wird, bleibt e8 ven betreffenden Regierungen überlafjen, 
fih über ihre gegenfeitige Concurrenz zu ben Ernennungen zu vereinigen. 

Art. 104. Die Rheinfchifffahrts- Beamten, zu welcher Klaſſe fie 
immer gehören, bürfen weber ſelbſt Handel treiben, noch fich mit einer 
Handlung verbinden, felbft nicht als Commanbit = Gejellichafter oder 
Theilhaber. 

Concuſſion oder Beſtechung, zu welcher Ietteren Klafje auch jede 
Annahme eines Gejchenfes von Zollpflichtigen oder für deren Rechnung 
gehört, ziehen auf jeven Fall, vorbehaltlich der übrigen gefeglichen Strafen, 
die Dieftentfeßung nach fich. 

Art. 105. Alle Rheinzollbeamten find ſchuldig, ihren Dienft in 
eigener Perfon zu verfehen. — Wünfchen fie auf bejtimmte Zeit Urlaub 
zu erhalten, fo haben fie fich veshalb an ihren unmittelbaren Vorgefegten 
zu wenden, welcher alsdann durch zwecfvienliche Maaßregeln für bie regel— 
mäßige Fortfegung des dem abweſenden Zollbeamten obliegenden Dienftes 
Sorge trägt. 

Die Auffeher wenden fich zu diefem Behufe an die competente Be— 
hörde ihrer refpectiven Regierung, müffen aber auch dem Oberaufjeher 
davon Kenntniß geben. 

Art. 106. Alle Lofalfaften, wozu auch die Gehalte und Penfionen 
ver Zollbeamten zu rechnen, find ausfchlieflich für Rechnung ver Staaten, 
welchen die Abgaben gehören. 

Art. 107. ever Regierung der Uferſtaaten bleibt es überlaffen, 
welche Uniform fie ihren Rhein Zollbeamten geben will. — Eine allge- 
meine Uniform für fämmtliche Rhein-Zollbeamte wird nicht eingeführt. 
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Die Schiffe und Nachen der Rhein-Zollverwaltung führen die Flagge 
besjenigen Staates, welchem fie angehören; jedoch zur Bezeichnung ihrer 
Beitimmung für die Nhein- Zollverwaltung mit dem Zuſatze des Wortes 
„Rhenus.“ 

Art. 108. Sollte zwiſchen einem oder dem andern Rheinuferſtaate 
(was Gott verhüten wolle) ein Kriegszuſtand eintreten, ſo dauert die freie 
Erhebung der Rhein-Zollabgaben fort, ohne daß derſelben von einem 
oder dem andern Theile Hinderniſſe in den Weg gelegt werden dürfen. 

Den im Verwaltungsdienſt der Rhein-Zollabgaben verwendeten 
Schiffen und angeftellten Perfonen kommen alle Vorrechte der Neutralität 
zu ftatten; auch werden Schutzwachen (Sauvegarbes) für die Rheinzoll— 
ftelfen und Caſſen bewilligt. 


Zehnter Titel, 
Bon der Bollziehung vorftehender Beftimmungen. 


Art. 109. Diefe Rheinfchifffahrts - Ordnung gilt als ein Vertrag, 
ber nur mit allfeitiger Bewilligung eine Abänderung erleiden Tann. 

Die von den Staaten des Rheins genehmigten und mit der Ratifi- 
cation verfehenen Urkunden vesjelben werben, längftens in zwei Monaten 
vom Tage der Unterzeichnung an zu rechnen, in Mainz ausgewechielt. 

Den einundbreißigften Tag nach erfolgter Auswechslung wird bie 
Ordnung in Vollzug gefegt. Alle auf der Rheinfchifffahrt bis jegt haf— 
tende Laften, welche darin nicht ausbrüdlich beibehalten find, find von 
eben viefem Tage an abgefchafft. 

Mainz den 31. März 1831. 


(L. S.) ge. Büdler. (L. S.) ge. von Nau. 
(L. S.) ge. Engelhardt. (L.S.) gej. Georg Carl Aug. Verdier. 
(L. S.) ge. von Rößler. (L. S.) ge. J. Bourcourd. 
- (L. S.) gg. Heinrich Delius, 
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Litt. A. 

Uachweiſung 
derjenigen Handelsartikel, welche bei ihrem Durchgange durch das 
niederländifche Gebiet von Ktimpen oder Gorcum 
bis in’8 offene Meer 
an feftbeftimmter Abgabe mehr oder weniger als ven, burch den Art. 4 
des Rheinfchifffahrts-Vertrages feitgeftellten Abgabenſatz 
von 13'/, Cents für 50 Pfund nieberländifchen Gewichtes ftromaufwärts, 
" 9 " "nn 2 " J " "„  ftromabwärts, 
zu zahlen haben. 


1. Handelsartifel, die einem höheren Sage an fetbeftimmter Abgabe 
unterliegen. 





Betrag des Abgabenfages für einen 
Zentner von 50 Pfund nieberlän- 
diſch Brutto-Gewichtes, ſowohl für 
die Fahrt aufwärts, als für bie 
Fahrt abwärts. 


Bos und groben Congo 1 Gulden 48 Centen 


1. Thee ) alle andere Theeforten 2 nu 80 * 
robes Kodhfa . P — 1 0 0" 
2. Sal; | raffinirtes Kochſalz  . T "20 m 


2. Handelsartifel, die einem niedrigeren Sage an feftbejtimmter Abgabe 
unterliegen. 


Betrag des Abgabenjages 

für einen Zentner over 

50 Pfund nieverlänbiich 
Bruttogewichtes. 


— — 
für die Fahrt für Die Fahrt 
aufwärts. abwärts. 


. Unausgelaugte Aſche. 

. Gußeifen in Gänfen und Doffeln, 
und Roheifen 

. Galmeierz . 

. Getreide aller At . 
Getrocknete Hülfenfrüchte | 

. Lohrinde . ’13'/, Genten 2'/, Centen 
. Mehl und Srüze aller Art . 


Pe 
. Süämereien alfer Art . 
. Behanene Bruchfteine zu Fußböden, 
Mühlenfteine, u A : 
Theer ; ; 


SOEP2PÄnTTAan We 


— — 
eb 





. Alaun und Alaunfteine 
. Brennholz von allen Gattungen und 


Kohlen daraus 


. Alte nicht re genannten rohen 


Erze . 


. Gips 

. Kalt 

. Gebrannte Steine ale Art 

. Steintohlen - 

. Schieferjteine 

. Gemeine Topferwaare 

. Zorf und ZTorflohlen . 

. Bitriolfteine oder Vitriolerde 

. Frifche Butter in einzelnen Stücken 

. Dünger aller Art, als ausgelaugte 


Aſche, Abfälle von Fabriken zum 
Düngen, Mergel, Stallmift u. f. w. 
Eier 


. Gemeine Erden, wie Sand, Lehm 


u. |. w 
A Fafebinen zum Wafferbau 
. Lebende Fifhe . 
. Futterfräuter, Heu und Schilf 
.Friſche Gartengemüſe, als: Blumen, 


Gemüſe, genießbares — 


. Geflügel 
. Milch 
Friſches Obſt 


Gebrochene Bau- und 9 Bfioferftine 


. Stroh und Spreu 
. Lebende Thiere . 


. Von Bau» oder Nutzholz wird bie feftbeitimmte Abgabe nach ber 





Detrag des Abgabenſatzes 

für einen Zentner ober 

50 Pfund nieberländifch 
DBruttogewichtes 

für bie Fahrt | für die Fahrt 

aufwärts. abwärts, 














1 Genten. 





3/, Centen. 





%/,0o Centen. °/,, Eenten. 


nieberländifchen Cubif- Elle und nach den, im Tarif der gewöhnlichen 
Rheinzollabgaben sub litt. C feftgefetten Verhältniffen entrichtet. 


Ge. Bühler von Nau. 
von Rößler. 


Engelhardt. 
%. Bourcourd. Delius. 


Berbdier. 
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Litt. B. 


Tarif 


der Gebühren, welche von den Schiffögefäßen bei der Schifffahrt auf 
dem Rhein, nach Verhältniß ihrer Ladungsfähigfeit, an jeder Zoll- 
ftelle zu erlegen find. 





Für ein Fahrzeug von 


50 und unter 300 Zentner, der Ztr. zu 50 Kilogram 10 
300 " " 600 " " " " " " 90 
600 nr " 1000 " „ "0m " 83 

1000 » 1500 " " nn m — 
1500 * ». 2000 " " „ne " 50 
2000 » 2500 " " nenn M — 
2500 * » 3000 n " nun " 50 
3000 * »r 3500 " " nee " — 
3500 *» » 4000 " " nun " 50 
4000 * » 4500 " n "en " — 
4500 * " 5000 n n non n 50 


5000 Zentner und darüber nn " 


Wird eine Zolfftelle ganz aufgehoben, fo werben bie bisher daſelbſt 
erhobenen Schiffsgebühren an ber vorhergehenden Zollſtelle von denen 
Schiffen miterhoben, die ihre Fahrt über vie aufgehobene Zollſtelle hinaus 
fortfegen wollen. 


Mainz den 31. März 1831. 


Ge. Bühler. von Nau. Engelhardt. Berbier. 
von Rößler. J. Bourcourd. Delius. 
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Litt. C. 
Tarif für den Rheinzoll. 
Bon allen Gegenftänden, welche auf dem Rhein verſchifft werben 
und die nicht ausdrücklich ausnahmsweiſe geringer belegt find, wird 
für den Zentner an Rheinzoll erhoben. 





























Für die Rheinſtrecke | Bei der Fahrt 
abwärts an der Zoll- | aufwärts an ber Zoll- 
oe | Em ftelle zu ftelle zu 
| 
1 der babifch-fran- | | 
söfifchen Grenze Breiſach Breiſach 1390 Breiſach 2090 
2Breiſach Straßburg Breiſach 12,90 Straßburg 19/40 
3; Straßburg Neuburg Straßburg 1516 Neuburg 22,80 
4 Neuburg Mannheim [Neuburg 2252 Mannheim 33,87 
5 Mannheim Mainz [Mannheim 1876 Mainz 28 21 
6 Mainz Caub - Mainz 895 Saub 13:45 
Caub Coblenʒ Caub 1070Coblenz 16.09 
8 Coblenz Andernach Coblenz 550 Goblenz — — 
9 Coblenz Andernach Coblenz —- Andernach 830 
10 Anbernach Kin; Andernach 310 8inz 470 
11 Linz Cöln Linz 1180 Cöln 1770 
12 Coln Düſſeldorf Cöln 1160 Düſſeldorf 1740 
13 Düſſeldorf Ruhrort Düſſeldorf 740 Rubrort 1110 
14 Rubrort Weſel Ruhrort 730 Weſel 11— 
15 Weſel Niederländiſch⸗ | | 
| preuß. Grenze | | | 
| bei Schenten: | | 
| ſchanz 
| Wejel 10 mem 15.50 
| Wenn ben Led Wenn ben Led 
abwärts gefah⸗ aufwärts gefah- | 
| ren wird, an ber, ren wird, an ber 
| Zollftelle zu | Zollftelle zu 
16 Yobith Vreeswyk [Yobith 12— Breeswpf 18 — 
17, Vreeswyl Nrimpen WBreeswyk > Krimpen 10— 
Wenn bie W aa | Wenn die Waal 
abwärts gefab-, aufwärts gefahren | 
ren wird,an der |, wird, an ber Z0l-| | 
| | Zollftele zu ftelle zu | 
18 Lobith Tiel Fobith 11 — Tiel 16 — 
19 Tiel ‚Soreum  [Tiel 8 — Goreum 12,— 
Ausnahmen. 


A. Ein Viertel von obigen Tarifſätzen wird entrichtet von: 
1) unausgelaugter Aſche; 2) Gußeiſen in Gänſen und Maſſeln, und 
Roheiſen; 3) Galmeierz; 4) Getreide aller Art; 5) von getrockneten 
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Hülſenfrüchten; 6) Lohrinde; 7) Mehl und Grüge aller Art; 8) Pech; 
9) Sämereien aller Art; 10) behauenen Bruchfteinen zu Fußböden, Mühl- 
fteinen, Schleiffteinen; 11) Theer, 12) Salz. 

B. Ein Zwanzigftel des Tariffages wird entrichtet von: 

1) Alaunerde und Alaunfteinen; 2) Brennholz von allen Gattungen 
und Kohlen daraus; 3) allen nicht befonders genannten rohen Erzen; 
4) Gips; 5) Kalt; 6) gebrannten Steinen aller Art; 7) Steinfohlen; 
8) Schieferfteinen; 9) gemeiner Töpferwaare; 10) Zorf und Torffohlen; 
11) Vitriolfteinen und Vitriolerbe. 


C. 68 wird von Bau- oder Nutholz der Zoll nach cubifchem Maaße ent- 
richtet und zwar: | 
1) von Eichen-, Ulmen-, Efchen-, Kirfchen-, Birn-, Aepfel- und Kor- 
nelholz, von einem Kubikmeter; 
a. bei der Fahrt abwärts, fo viel, wie von vier Zentnern nach 
der erften Gelpfpalte; 
b. bei der Fahrt aufwärts, fo viel, wie von zwei und einem halben 
Zentner nach der zweiten Gelpfpalte des vorftehenden Tarife; 
2) von Fichten, Tannen, Lerchen-, Buchen-, Pappeln-, Erlenholz und 
andern weichen und harzigen Holzarten, von einem Cubikmeter: 
a. bei ver Fahrt abwärts, fo viel, wie von zwei Zentnern nach 
der erften Gelpfpalte; 
b. bei ver Fahrt aufwärts, fo viel, wie von einem und einem viertel 
Zentner nach der zweiten Gelofpalte des vorſtehenden Tarife. 


D. Anftatt ver Tariffäge wird blos die Schiffegebühr, nach dem befonvern 
Tarif für viefelbe, noch einmal, mithin überhaupt doppelt erhoben, 
wenn die Ladung des Schiffes lediglich enthält: 

1) Frifche Butter in einzelnen Stüden; 2) Dünger aller Art, ale: 
ausgelaugte Afche, Abfälle von Fabriken zum Düngen, Mergel, Stall- 
mift ꝛc.; 3) Eier; 4) gemeine Erden, wie Sand, Lehm zc., 5) Fafchinen 
zum Wafferbau; 6) lebende Fiſche; 7) Futterfräuter, Heu und Schilf; 
8) frifche Gartengewächfe, als: Blumen, Gemüfe, genießbares Wurzelwerf; 
9) Geflügel; 10) Milch; 11) frifches Obft; 12) gebrochne Bau- und 
Pflafterfteine; 13) Stroh und Spreu; 14) lebende Thiere. 

Wenn ein Schiff von dieſen Artikeln nicht überhaupt fünfzig Zentner 
geladen hat, bleiben fie ganz außer Betracht und frei; wenn dagegen bas 
Schiff noch andere Gegenftände geladen hat, fo ijt ber bafür beftimmte 
Zoll noch befonvers zu zahlen. 

Mainz ven 31. März 1831. 


gez. Bühler. von Nau. Engelharbt. Berbier. 
von Röfler. J. Bourcourd. Delius, 
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Litt. D. 

Bemerfung. 
Die Zollempfänger nehmen fih Dupla ber Manifefte zum 
Nachweiſe ihrer Einnahmen, und werfen in ben Spalten 10 
und 11 den Gefammtbetrag ber erhobenen Gefälle und 
Strafen in Buchſtaben aus; fie unterzeichnen gemeinjchaft- 
lich mit einem andern Zollbeamten. 


Manifeſt | 
bes Schiffspatrons oder Führers wohnhaft zu 
Das von dem Unterzeichneten unter (Bezeichnung bes Uferfiaates, bem 
die Flagge angehört) Flagge geführte Schiff, genannt welches 
Zentner zu tragen vermag, und auf dem Werfte des zu 
wohnhaften Echiffbauers gebaut worden ift, 
gehört eigenthümlich vem (N. N. zu N. Declaranten) oder dem Unterzeichneten. 
Die Ladung ift zu eingenommen und aus folgendem Nachweife 


das weiter Erforberliche zu erjehen. 
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Daß vorſtehendes Manifeſt in jeder Beziehung richtig und überein— 
ſtimmend mit der Ladung iſt, wird hiermit verſichert. 
den J—— 
Unterſchrift. 
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Protokoll 
zu ber Uebereinkunft und Rheinichifffahrtsorbnung vom 31. März 
1831 in Betreff des zweiten Aliena des Artifels II. des befagten 
Tractates gehörig. 


Franfreid. Der Benollmächtigte- hat die Ehre vie Erflärung vor— 
zulegen, worauf fi ber Zufa zu dem Urt. II des 
Reglements-Entwurfs bezieht: 


"Da die Franzöfifche Regierung, ohne die allgemeinen Intereſſen 
ihres Nationalhandel® zu benachtheiligen, nicht unbebingt ven Artikeln 
9, 10 und 11 des bier beiliegenden Neglements zuftimmen kann, dem— 
ohngeachtet aber doch wünfcht, der Regierung ver Niederlande, jo wie 
den übrigen Rheinuferftaaten, ihren aufrichtigen Wunfch zu erkennen zu 
geben, mit ihnen beizutragen, bie Schifffahrt und ven Handel biefes 
Stromes zu beleben: fo willigt fie ein, ihr gegenwärtiges Mauthgejek 
durch nachftehenvde Verfügungen, welche dieſelbe Geſetzkraft haben, als 
wenn fie in das Neglement felbft eingerücdt wären, zu mobificiven.« 

1) "Die Kaufmannsgüter und Colonialwaaren, welche auf dem an- 
liegenden Etat verzeichnet find, werben in dem wirklichen Entrepöt zu 
Straßburg aufgenommen; nach den Beringungen des Art. 25 des Gefeges 
vom 8. Floreal Jahr XI des Art. 14 des Geſetzes vom 17. Mai 1826 
unb der früheren Verorbnungen, nach welchen dieſes Entrepöt gegründet 
wurde. “ 

2) »Jene dieſer Kaufmannsgüter oder Colonialwaaren, die aus Län— 
dern jenſeits des Meeres herkommen oder die das Produkt rheiniſcher 
Uferſtaaten unterhalb Mainz ſind, müſſen entweder in letzterem Hafen 
oder zu Thal geladen worden ſein.“ 

3) »Sie können auf allen Punkten, als Tranſitgut, weiter verführt 
werden, mit Ausnahme jener, welche der Art. 22 des Geſetzes vom 
28. April bezeichnet, indem dieſe ſolches nur mittelſt des Rheins oder des 
Canals können, um durch Hüningen wieder auszugehen.“ 

4) »Sie können, ſei es durch das Entrepöt, ſei es für den Tranſit, 
um der einfachen Waagegebühr von 15 Centimes von 100 Francs Werth, 
oder von 25 Centimes per Gentner Marfgewicht, nach der Wahl des 
Steuerpflichtigen, unterworfen werben. 

5) „Jene von genannten Waaren, die fich in dem Art. 22 des Ge- 
fees vom 28. April 1816 verzeichnet finden, können in feinem Falle, 
obgleich in dem Entrepöt zu Straßburg aufgenommen, zum innern Ber 
brauch erflärt werden: fie müfjen immer wieder ausgeführt werben, wie 
dieß weiter oben gefagt iſt.“ 
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6) "Wenn die Fahrzeuge, bie in die ZU fchiffen, um in das Entrepöt 
von Straßburg zu gelangen, mit Magazinen verfehen find, vie folive 
Scheivewände haben und gänzlich von den Zimmern und andern von ber 
Schiffsmannſchaft zugänglichen Orten getrennt find: fo find fie auf ver 
Wantzenau nur der Verbleiuung der Yude unterworfen, wovon bie Mauth 
übrigens die Verfchließung durch Vorlege- und Combinationsfchlöffer, 
durch Siegel und andere Mittel, welche fie für gut findet, anzuwenden, 
zufammen oder getrennt, jo wie durch Douanenbegleitung, welche ihr 
immer frei ftehen wird an Bord zu geben, ficher ftellen wird.“ 

7) „Die Waaren, welche nicht geraden Weges von der Wantzenau 
nach Hüningen in den Fahrzeugen expebirt werben, deren Zugänge fo ver- 
ſchloſſen find wie oben gejagt ift, find der Verbleiung unterworfen, ent- 
weder auf der Wantzenau, oder bei dem Ausgange aus dem Entrepöt von 
Straßburg. 

In obigen Fällen wird die Verbleiung doppelt fein, wenn es fich 
von fabricirten Waaren handelt, welche in dem anliegenden Etat mit 
einem Sternchen (*) bezeichnet find. Jene fabricirten Waaren, welche auf 
beiliegendem Etat mit zwei Sternchen (**) bezeichnet find, müſſen in Kiften, 
bie in gutem Stande find, vorgezeigt werben. 

8) „Alle Fahrzeuge, welche ven Uferftaaten des Rheins oder ven 
Unterflüffen dieſes Stromes angehören, follen den frauzöfifchen Schiffen 
binfichtlih der Gebühren und ver Schifffahrtsbefugnig auf ver ZU bis 
Straßburg gleich geftellt fein. Diefelbe Begünftigung ift ferner auf bie 
niederländifchen Fahrzeuge für den Zranfit der Waaren, welche zum 
Entrepöt zugelafjen werden, von Straßburg bis nah Hüningen 
durch den Rhein-Canal in ben Rhein ausgedehnt. 

Der Königlich Niederländifche Bevollmächtigte bezieht fich auf das 
Separat-Conferenz-Protofoll vom 23. März zum 512. Protofoll vom 30, 
des nämlichen Monats gehörig. 

Der Königlih Franzöſiſche Benollmächtigte bezieht fich feinerfeits 
auf die gemeinfchaftliche amtliche Erklärung hierüber, welche in dem be— 
fagten Protofoll ver Eentral-Commijfion abgeführt ift. 


Ge. Engelhardt. J. Bourcourd. 


Ge. Bühler. von Nau. Engelhardt. Verdier. 
von Rößler. %. Bourcourd. Delius. 
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Piece & la declaration de Mr. le Commissaire de France, 
concernant art. 11 du trait€ du 31. Mars 1831. 


Etat. 


Liege en planches. — Bois de teinture en buches. — Bois d’e- 
benisterie. — Cire non ouvree. — Colle de poisson. — Crins brut et 
frises. — Sucre brut et terre. — Cafe. — Cacao. — Canelle, cassia 
lignea et scavisson. — Girofle (clous, griffes et antofles de). — Mus- 
cades. — Macis. — Poivre et piment. — The. — Riz, sagou et to- 
pioca. — Coton en laine. — Fromages. — Citrons, oranges et leurs 
varietes. — Fruit secs. — Houblon. — Laines en masse. — Dents 
d’elephant. — Ecailles de tortue. — Nacre de perle. — Cornes de 
betail prepardes et en feuillets. — Plomb brut. — Etain brut. — 
Smalt et azur. — Peaux brutes. — Fanons de baleine bruts. — Pel- 
leteries non ouvrees. — Poils en masse. — Soufre. — Gommes d’a- 
cacia (arabique), caoutchouc, aloes, opium, camphre, cachou et tous 
les sucs vegetaux d’Europe autres que liquides. — Cochenille, indigo, 
recou, orseille, et toutes autres teintures et tannins, autres que liqui- 
des. — Bitumes solides. — Bois odorans. — Bulbes et cignons. — 
Couleurs, celles liquides exceptees. — Graines d’amome. — Especes 
medicinales. — Graisses non liquides. — Antimoine. — Arsenie me- 
tallique. — Mercure natif ou vif-argent. — Produits chimiques, ceux 
liquides exceptes. — Substances propres à la medicine et a la parfu- 
merie. — Tabacs en feuilles. — Soies greges et moulinees. — Os de 
betail.— Dents de loup. — Colle fort. — Oreillons. — Graines olea- 
gineuses. — Fruits à distiller. — Semences forestales. — Cichoree en 
racine. — Chardons cardieres. — Bois communs. — Coques de coco. — 
Calebasses vides. — Grains durs & tailler. — Ecorces de tilleul pour 
cordages. — Plants d’arbres. — Jus de reglisse. — Glu. — Plantes 
alcalines. — Marc d’olives sec (grignon). — Plomb battu. au lamine. 
Zine autre qu’ouvre. — Manganese. — Graphite. — Confitures söches. — 
Gingembre. — Fer platine ou lamine et fer blanc. — Fer de tre£fi- 
lerie. — Acier naturel et fondu. — Cuivre et laiton bruts, battus ou 
lamines. — Fil de cuivre. — Cuivre dore en lingots, battu et fil& sur 
fl. — Cuivre argente en masses, battu et file sur fil. — Etain battu 
et lamine. — Bismuth. — ** Armes, autres que celles de calibre. — 
* * Bimbeloterie. — *Caracteres d’imprimerie. — *Liege ouvre. — 
** Cive ouvrée. — **Cordages. — ** Feutres. — *Chanvre et lin. — 
* * Fournitures d’horlogerie. — **Horloges en boia. — *Instrumens 
aratoires, d’optique, de calcul, d’observation, de chirurgie, de chimie, 
de musique. — ** Jones. — *Limet et räpes. — *Machines et meca- 
niques. — *Mercerie. — *Meubles. — #*#Miroirs. — *Outils. — 
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*%#Qurrages en bois. — ** Parapluies. — **Pierres onvrees. — * Plu- 
mes. — *Scies. — **Peignes et billes de billard. — ** Vannerie à 
denommer. — **Verres a lunettes. — ** Vitrifications, — **Parfu- 
merie. — **Epices prepardes. -- ** Amidon. — **Bougies de blanc 
de balaine et de cachalot. — **Chandelles de suif. — **Fanons de 
baleine apprötes. — *Poterie de terre grossiere et fayence, — * Poterie 
de gres commun. — **Porcelaine. — **Verres et cristaux grands 
miroirs &tames et verres a cadran. — * Ouvrages de poit, autres que 
les tissus. — *Carton. — *Papier. — *Livres. — **Cartes geogra- 
phiques,. — **Gravures et lithographies. — ** Musique gravee. — 
* * Pelleteries ouvr&es. — *Ouvrages en plomb. — **Corail taillE non 
monte. — *Bäts non garnis de ouir. — **Effets a usage. — **Ob- 
jets de colleetion hors de commerce. — *Sucres raflines. — ** Acier 
ouvre. — **Cuivre alli& de zine fil& poli (sauf celui pour les cordes 
d’instrumens et celui propre & la broderie). — **Cuivre dore fil& sur 
soie. — **Cuivre dore fil& ouvre. — ** Cuivre argente fil€ sur soie. — 
* * Cuivre ouvre, autre que pur, allié dore ou argente. — ** Etain 
ouvre. — **Zinc ouvre. — **Bismuth ouvre. — **Savons. — **Po- 
terie de gres fin. — ** Verrerie de toute sorte. — **Glaces, — 
*%Schakos de feutre garnis de cuir. — **Peaux pr&parees et ouvr&es, — 
* * Plaquös. — ** Coutellerie. — **Ouvrages d’horlogerie montes. — 
*# Sellerie. — ** Tabletterie. 

Nota. Les marchandises fabriquees non comprises dans cet &tat 
n’en jouiront pas moins du transit en passe-debout et sans 
egtrepöt qui peut leur être accorde par les lois générales 
de Frances. 


Signe Büchler. De Nau. Engelhardt. Verdier. 
De Roessler. Bourcourd. Delius. 


Reg. Bl. f. d. Könige. Bayern f. d. 3. 1831. Nr. 27. S. 383500, 


— 


2. Uebereinkunft der Rheinuferſtaaten über vier Supplementar- 
Artikel zur Rheinſchifffahrts-Convention. 


Ludwig, 
von Gottes Gnaden König von Bahern ꝛc. ꝛc., 
urkunden und bekennen hierdurch: 


Wir haben von dem Protokolle Einſicht genommen, welches Unſer 
Commiſſär bei der Central-Rheinſchifffahrts Commiſſion, Geheimerath von 
Nau, Ritter des Civilverdienſt-Ordens der bayeriſchen Krone ꝛc. über vier 
Supplementar-Artifel zu dem Rheinſchifffahrts-Vertrage vom 3. März 
1831 mit den Gommiffarien der andern Rheinuferſtaaten unter dem 
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1. Dezember 1834 unterzeichnet hat und welches von Wort zu Wort 
alfo lautet: 
Protokoll 
ver Central» Nheinfchifffahrts- Commiffion 1834. November-Seffion. 
Nro. IX. 


In Gegenwart der nachjtehend benannten Herrn Bevollmächtigten: 
Für Baden des Herrn von Duſch, Präfivent. 
» Bahern des Herrn von Nau. 
» Frankreich des Herrn Engelhardt. 
„Heſſen des Herrn Verdier. 
» Naffau des Herrn von Rößler. 
» Niederlande des Herrn Ruhr. 
» Preußen des Herrn von Schüß. 

Mainz den 1. Dezember 1834. 

8, 1. Zn Anwendung der Beitimmungen ber Conclufion in $. 2 
des Protokoll Nr. XXX der jüngften Juli-Seffion find die Bevollmäch— 
tigten mit allgemeinem Einverftändniß zur Durchſicht und Zufammenftellung 
per in ven gegenwärtigen und vorhergehenden Seffionen genommenen 
Beſchlüße ver Central- Commiffion gefchritten, welde in die Stathegorie 
derjenigen gehören, wovon in erwähnten Protofolle die Rede ift, um 
diefelben in der Form von ergänzenden Artifeln der Sanction ber vejpec- 
tiven Souveräne zu unterlegen, da auch die Bejchlüße ver vorhergehenden 
Seffionen, wenn gleich faft überall in Vollzug getreten, der nachträglichen 
Regularifation in diefer authentifchen Form bebürfen, um bei ven Zoll- 
gerichten legale Geltung zu haben, welche, da fie auf den Tert ber Rhein— 
Convention beeidet find, Beſchlüße, welche viefen Text abändern, nur 
infoferne berücfichtigen können, als viefelben den nämlichen Grab von 
Authenzität und Publizität, wie jene Convention felbit, erhalten haben. 

Die Bevollmächtigten find ferner übereingefommen, für bie gegen- 
wärtige Arbeit, fowie für künftige verfelben Art, die Form ber gewöhn- 
lichen Sitzungs-Protokolle und der durch den zeitlichen Präfidenten unter- 
zeichneten authentifchen Ausfertigung beizubehalten. 

Folgt ver Text der ven Tractat vom 31. Mai 1832 modificirenden 
Beſchlüße: 

Supplementar-Artikel I. 

Modificirter Beſchluß des Protokolls Nr. 27 der AYuli-Seffton von 
1832 als Zufag-$ zu dem Art. 61 des Tractate: 

„Auf dem Oberrhein jedoch können die Schiffer fortfahren, wie bis— 

her mit Anhängen zu fahren. Die Central-Commiffion wird näher 

unterfuchen, ob und wie ferne viefelbe Toleranz auch auf anderen 

Rheinſtrecken zuläßig fei.« 


Supplementar-Artifel I. 


Tert des Beſchlußes im Protofoll Nr. 6 der Juli-Seſſion 1832, 
welcher einen Zufag-$ zu dem Art. 62 des Tractates bildet. 
„Es foll eine Ausnahme von bem Verfahren mit Oberlaft zu fahren, 
gejtattet fein, fo oft ein Schiff ausfchließlich geladen hat:« 
Strob; Heu; Lohrinde; Holzkohlen; Bettfedern; Rauch-Karden; 
Korkholz und Korkſtopfen; Töpferwaaren, Steingut; Faſchinen; 
Korbweiden; Körbe und andere Weiden-Arbeiten; Binſen; leere 
Tonnen oder Fäſſer; Floſſen-Geräthe; leere Bouteillen und 
andere Hohl-Glas-Waaren; Wolle; Brandholz, Faß-Dauben; 
hölzerne Reife und Pfähle. 
„Außer obigen Gegenſtänden ſollen die Schiffe des Oberrheines, 
welche zwiſchen Mainz und Baſel fahren, fortwährend befugt ſein, 
auf dem Verdeck zu laden: 
. Unverarbeiteten Hanf; 
. Seegraß; 
. Gelbwurzel; 
. Unverpadten Krapp; 
. Süßhol;; 
. Baum- und Reben-Seklinge; 
. Möbel und Hausgeräth. 
"So oft jedoch die Ladung in diefer Weife von ver allgemeinen 
Kegel abweicht, müffen die Eigenthimer der Waare, oder deren Ge- 
ihäftsführer, und der DVerficherer — wenn eine Verficherung ftatt- 
findet — mit dem Echiffer einverftanden fein. — Diefes Einverftänpnif 
wird ſtillſchweigend gefolgert, aus ver Uebergabe ver Waaren, ſobald 
der Schiffer über die Art der Zufammenfegung feiner Ladung nach 
DOrtsgebrauch feine Erklärung abgibt.“ 
"Im ganzen Laufe des Rheins können die in Ballen obne 
Reife verpadte Baumwolle, fowie die Weberfarven als Oberlaft 
geladen werben. 


10m m — 


Supplementar-Artifel II. 


Beſchlüße der Protokolle Nr. 33 und 38 der Yuli: Seffion 1833 
und ber Protofolle Nr. 7 und 25 der Yuli-Seffion 1834, 
in Folge welcher die Ausnahmen A, B, D des Tarif C der Con: 
vention bie folgende Fafjung erhalten: 
A. Ein Viertel von obigen Tarifjägen wird entrichtet von: 
Ace (unausgelaugte), Grüge von Gold- und Silberarbeit. 
Bruchjteine (behauene), Badofenfteine, Mühlſteine, fteinerne Plat- 
ten, Lithographiefteine, Schleiffteine, Marmorplatten. 
Bierhefe, Weinhefe, Drufen. 
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Bomben (eiferne), Granaten, Kugeln, Kanonen, wenn fie als altes 
Eifen zu betrachten find. 

Eichenrinde, Lohrinde. 

Eifen (altes). 

Ejelsfpiegel (weißer Glanz-Stein), von Mannheim kommend. 

Galmei-Er;. 

Gelbwurzel. 

Gemüfe (dürres) oder Hülfenfrüchte aller Art. 

Getreide aller Art. 

Gußeifen in Gänfen, Maffeln, Robeifen. 

Hornftüde, Hornſchuhe. 

Knochen. 

Lauge (concentrirte), Seifenfiever- oder altalifche Lauge. 

Mehl, Gries und Grüße aller Art. 

Malz. 

Marienglas. 

Peh und Mineral-Kitt. 

Rothſtein, Röthel. 

Sämereien aller Art (semences et graines de toute espece). 

Salzpottafche 

Salz. 

Schmergel, Amariljteine. 

Stahlfuchen, ohne weitere Fabrikation. 

Theer und Mineral-Theer. 

Wau over Waib. 


B. Ein Zwanzigftel des Tariffages wird entrichtet von: 
Alaun (Stein und Erbe). 

Artilferie-Requifiten, Munition zum Militärgebrauche. 
Brennholz von aller Art und Kohlen daraus, Wellen und Reifig. 
Erz (roh), alle nicht beſonders genannte (fiehe '/, Gebühr). 
Gebrannte Steine aller Art, wohin auch Dachziegel. 

- Gereiß, Steinfohlen. 

Gips. 

Hornfchabiel. 

Kalk. 

Leien- oder Schieferfteine. 

Leimlever (nafjes). 

Lohkäſe, Lohluchen. 

Mörtel von Dachziegeln und Bachſteinen. 

Mufchelichalen (gemahlene). 

Ochſenblut. 


Reifftangen von Weiden. 

Rohr für Tüncher. 

Sägemehl. 

Salzabgang. 

Salzlauge. 

Salzwaſſer. 

Schwein-Borften (Abgang von) zu Salmiak-Fabrilen. 
Seifenfluß. 

Schwerfpath (unverpadt). 

Steinernes Geſchirr. 

Töpferwaaren, gemeine. 

Torf, Torflohlen. 

Zufffteine (gemahlen und ungemahlen). 
Vitriolſteine. 


D. Von folgenden Artikeln: 


Bauſteine (gebrochene), Sandſteine von abgebrochenen Gebäuden, 
rohe ungebrannte Kalkſteine. 

Baſte. 

Butter (friſche). 

Dünger aller Art, als ausgelaugte Aſche, Abfälle von Fabriken, 
Stallmift, Gips, Mergel ꝛc. 

Eicheln zur Saat und Maſt. 

Eier. 

Erbe, gemeine, wie Sand, Lehm, Kreß ꝛc. 

Erde, jchwarze und gelbe, Walfer-, Töpfer- und Pfeifenerve, Sand 
von Frechen. 

Zinn: und Silber-Sand, Sand zu feinen Gußarbeiten. 

Faſchinen zu Wafjerbau, Weiden-Seplinge. 

Fiſche, lebende. 

Flof- und Sciffsgeräthichaften. 

Futter⸗Kräuter, Heu ꝛc. 

Gartengewächſe (friſche), als: Blumen, Gemüſe, Zwiebeln und 
genießbares Wurzelwerk, wie z. B. Kartoffeln, auch Runfel- 
rüben. 

Geflügel. 

Knochenabgänge. 

Knochenmehl (Nr. 3 zahlt vie Gebühr, wenn dieſe ſich ge— 
ringer herausſtellt). 

Milch. 

Maas, 

Obft (frifches), wohin auch Nüße in Schaalen. 


Pflafterfteine. 

Schilf. 

Stroh, Spreu, Stoppeln. 
Thiere (lebende). 


Wird entrichtet: 
wenn ihr Gewicht unter Zentner iſt nichts 
für 50 und unter 500 Zentner 0,10 Etn. 
"» 500 * " 600 " 0,90 * 
"» 600 " 7 1000 " 1,83 n 
" 1000 " " 1500 " 3 " 
und fo weiter nach der Scala der Schiffsgebühr. 
Wenn das Schiff auch andere Gegenftänve geladen hat, fo ift 
der bafür beftimmte Zoll noch bejonvers zu zahlen. 
Anmerkung. 


In Folge diefer neuen Faffung find die Worte: 
„oder die boppelte Schiffsgebühr« 
im zweiten Aliena des Artifel8 72 ver Konvention durch bie 
Worte: 
„oder der in der Ausnahme D feitgeftellte Zollfag« 
zu erfegen. 
Supplementar-Wrtifel IV. 

Text des Befchlußes im Protofoll Nr. 26 der Juli-Seſſion 1834. 

As Zufak zu dem Artikel 68 der Convention: | 
„Von der Verpflichtung einen Nachen vorauszufchiden, find jedoch 
„die Heinen Floße befreit, welche nach ven Lofal-Obfervanzen früher, 
"oder bis jeßt, dazu nicht verbunden waren, und die auf dem Rhein, 
3. DB. unter der Benennung einzelne Baden und einzelne Stümmel 
»befannt find.“ 

"Die Führer folcher Flöße, die im übrigen ven allgemeinen 
„Beitimmungen dieſes Artifel8 unterworfen bleiben, find aber gehal- 
„ten, auf dem Floſſe ſelbſt die vorgefchriebene Flagge aufzufteden, 
„auch den fonftigen polizeilichen Anoronungen nachzukommen, welche 
„in den einzelnen Uferftanten für die Sicherheit ver Schifffahrt 
„getroffen werben können.“ 

Die vorjtehenden Supplementar-Artifel haben, fobald fie. Die Sane— 
tion der Uferftaaten werben erhalten haben, vie nämliche Kraft und Wir- 
fung, als ob fie in dem Vertrage vom 31. März 1831 enthalten wären. 
Die Ratifications- Urkunden werden bis zur nächitfolgenden Seffion in 
das Archiv ver Central-Commiſſion zu Mainz niedergelegt. 

Der Bollzug, da, wo berfelbe nicht ſchon ftatt gehabt hat, tritt zwei 
Monate nach allfeitiger Uebergabe der Ratifications-Urkunden ein. 
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Hierauf wurde gegenwärtiges Protofoll in Bezug auf das Protokoll 

Nr. XIX vom heutigen Tage, geichloffen und unterzeichnet. 
(Gez.) von Duſch, Präfivdent. von Nau. Engelhardt. Bervier. 
von Röfler Ruhr von Schüß. 
Für gleichlautende Ausfertigung: 
Der PBräfident ver Central-Eommiffion. 

Borftehende Supplementar - Artifel zum Rheinfchifffahrts - Vertrage 
vom 31. März 1831 genehmigen und ratificiren Wir und verfprechen 
biefelben in Erfüllung zu bringen und beobachten zu Taffen. 

Deffen zu Urfunde haben Wir gegenwärtige Ratification mit Unferer 
Unterfchrift und Beidrückung Unferes Föniglichen Inſiegels ausfertigen 
laſſen. 

So geſchehen und gegeben Bad Brückenau den 12. Juli 1835. 


Ludwig. 
Frhr. v. Gife. 
Auf Königlich Allerhöchiten Befehl: 
Der Rath und expedirende geheime Sefretär: Braun. 
Bekannt gemacht mit Minifterial-Erlaß vom 23. Novbr. 1835. 
Reg. Bl. f. das Königr. Bayern f. d. J. 1835, Nr. 67. S. 1126 - 1138. 


3. Befanntmahung, die theilmeife Rückvergütung des Preußiſchen 
Rheinzolles von überfeeifchen Waaren betreffend. 


Staatsminifterium der Finanzen. 


Die Regierungen der Königreiche Batern und Württemberg, dann 
der Großherzogthümer Baden und Heffen, haben vie Uebereinfunft getrof- 
fen, vom 1. Jänner 1836 an — von den überfeeifchen Waaren, welche 
auf dem Rheine bezogen, und bei einer der Zollerhebungs-Behörven biefer 
Regierungen, nach ſchließlicher Abfertigung zum Eingange verzollt werben, 
bis auf weiteres zwei Drittel des ermeislich für die Mheinftrede von 
Emmerich bis Koblenz, reſp. Cöln bis Coblenz entrichteten Preußifchen 
Rheinzolfes zurücerftatten zu Laffen. 

Dies wird in Gemäßheit ver allerhöchit genehmigten Uebereinfunft — 
hierdurch zur Kenntniß mit der Bemerkung gebracht, daß die geeigneten 
Bollzugs-Anweifungen ven bayerifchen Zollerhebungs-Behörvden zugefertigt 
worben find. 

München ven 20. Februar 1836. 

Königliches Staats - Minifterium ber Finanzen. 
v. Wirſchinger. 
Durch den Minifter der General» Secretär: Gietl. 
Reg.-Bl. f. d. Königr. Bayern f. d. 3. 1836. Nr. 4. ©. 35—86. 
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4. Bekanntmachung, die gegenfeitige Aufhebung der NRhein- und 
Mainzölle zwijchen dem Königreiche Bayern und der freien Stadt 
Frankfurt betreffend. 

In Gemäßheit des Artifel8 12 des Zoll- und Handelsvertrages vom 

2. Jänner d. Irs. (Reg.Bl. Nr. 8) ift zwifchen dem Königreich Bayern 

und ber freien Stadt Frankfurt hinfichtlich der gegenfeitigen Schifffahrts- 

Abgaben auf dem Rhein und Main folgende mit dem 1. April in Wirf- 

famfeit getretene Vereinbarung zu Stande zu fommen: 

1. die bayeriſchen Rheinzölle, mit Ausnahme ver Refognitiong-Gebühr 
und die bayeriſchen Mainzölfe, mit Vorbehalt einer noch für bie 
Folge zu vegulirenden Refognitionsgebühr, find für alle aus dem 
freien Verkehr von Frankfurt herrührenven und nicht in die Kate 
gorie der notoriſch außerdeutfchen Erzeugniffe gehörigen Waaren, 
welche von. Frankfurt verfchifft werben, gänzlich erlaffen. 

2. Die in Hafenplägen des königl. bahyerifchen Gebiets im freien 
Berfehr verladenen Güter find, fofern fie nicht notorifch zu ben 
außerdeutſchen gehören, von dem Mainzolle, welcher in ver freien 
Stadt Frankfurt erhoben wird, befreit; auf den Fall jedoch, daß 
für den Mainftrom eine Nefognitionsgebühr eingeführt werben 
folfte, bleibt biefelbe ver freien Stadt Frankfurt vorbehalten. 

Diefe Beitimmungen, welche im Allgemeinen bereits vollzogen find, 

werben nunmehr auch noch durch das Negierungsblatt zur öffentlichen 

Kenntniß gebracht. 

München ven 29. Juni 1836. 

Königlihes Staats: Minifterium der Finanzen. 
Reg.-Blatt f. d. Königreich Bayern v. I. 1836. Nr. 25. ©. 404. 


3. Befanntmachung, die Rücvergütung der preußifchen Nhein- 
zölle betreffend. 

Bezüglich auf die Minifterial-Befanntmachung vom 20. Febr. v. 3. 
(Reg.-Bl. Nr. IV ©. 25) wird andurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht, 
daß in Folge allerhöchiter Genehmigung Seiner Majeftät des Königs von 
jenen außervereinsländifchen Waaren, deren Eingangsverzollung bei 
ven bayeriſchen Zoll- Erhebungs-Behörven erfolgt, und wovon ber 
preußifche Rheinzoll erweislich entrichtet ift, dieſer tatt bisher zu zwei 
Drittheilen, nunmehr und bis zum Erfolgen anderer Verfügung zu dem 
vollen Betrage wieder zurückvergütet werben. 

München ven 1. Dftober 1837. 

Auf Seiner Königlichen Majeftät Allerhöchiten Befehl. 
Staatöminifterium der Finanzen. 
Reg.Bl. f. d. Könige. Bayern f. d. 3. 1837. Nr. 49. ©. 683 - 684. 
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6. Rüdvergütung des preußiſchen Oetrois. 
(Den Beitritt der freien Stadt Frankfurt zu der Uebereinfunft wegen 
Rückvergütung des preußifchen Aheinzolles betreffend.) 


Im Namen Seiner Majeftät des Königs. 


Inhaltlich Höchfter Finanz-Minifterial-Entichliefung vom 21. [. Mts. 
wurde von ber freien Stadt Frankfurt in Webereinftimmung mit ben in 
ven Königreichen Bayern und Wirtemberg, dann in ven Großherzogthü- 
mern Baden und Hefjen beftehenven Verorbnungen binfichtlich der Rück— 
vergütung des preußifchen Nheinzolles die Verfügung getroffen, daß mit 
dem Eintritte der Schifffahrt von überjeeifchen und ſonſtigen Waaren, 
welche unter Benützung des Rheins bezogen und bei dem Hauptiteneramte 
in Frankfurt zum Eingange verzollt werben, bie für bie Rheinſtrecke von 
Emmerich und rejp. Cöln bis Coblenz erweislich entrichteten preußifchen 
Rheinzölle für Rechnung ver dortigen Staatskaffa zurücdvergütet werben. 

Dem königlichen Hauptzollamte wird dieſes zur Wiffenfchaft und 
unter dem Auftrage auch den Handelsſtand feines Bezirkes hievon in 
Kenntniß zu fegen, dann unter der Bemerkung eröffnet, daß zur Ausführ- 
ung ber obigen Mafregel Hinfichtlic aller wejentlichen Punkte die näm— 
lichen Detailvorfchriften gegeben worben find, wie folche in ven übrigen 
genannten Vereinsſtaaten bejtehen, und daß biefes insbeſondere hinſichtlich 
berjenigen Anorbnung der Fall ift, wornach wenn Waaren aus einem 
Hafen oder einer Niederlage des einen Staates auf ein Hauptamt oder 
ein competentes Nebenamt in einem anderen Staate unter orbnungsmäßi- 
ger Controle abgefertigt werden, die Nüdvergütung ber erweislich ent: 
richteten preußifchen Rheinzölle am Drte der ſchließlichen Eingangsabfer- 
tigung zu erfolgen hat. 

München ven 26. März 1838. 

Königlihe General-Zoll-Aopminiftration. 


An die königl. Hauptzollämter alfo ergangen. 


°. Die NRüdvergütung des preußiſchen Rheinzolles betreffend. 


Im Namen Seiner Majeftät des Königs. 


Mittelft Höchfter Entſchließung des Föniglichen Staatsminijteriums 
der Finanzen vom 21. l. Mts. wurde geftattet, daß in Uebereinfunft mit 
Würtemberg, Baden und Großherzogthum Heffen geleiftet werdende Rück— 
vergütung bes preußifchen Rheinzolles unter den für diefe Rückvergütungen 
überhaupt angeordneten Bedingungen und Controlen auch für ſolche außer— 
vereinsländifche Gegenftände erfolgen dürfe, welche nach dem Vereinszolf- 
tarif einem Eingangszoll nicht unterliegen, was den königlichen Hauptzoll- 
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ämtern zur Darnachachtung in künftig vorkommenden Fällen und gleich- 
mäßigen Anweifung ihrer $ncorporationen, dann zur Verftändigung des 
Handelsjtandes ihres Bezirkes hiemit eröffnet wird. 

München ven 24. Mai 1838. 


Königlihe General-Zoll-Apminiftration. 
An die föniglihen Hauptzollämter alfo ergangen. 


8, Die Rüdvergütung des preußiichen Rheinzolles betreffend. 


Im Namen Seiner Majeftät des Königs. 


Nah einer Mittheilung der churfürftlich-heffischen Oberzoll-Direftion 
vom 2. 1. Mts. foll nunmehr auch hinfichtlich ver in Churheffen zur Ein- 
gangsverzollung kommenden überfeeiihen Waaren Rückvergütung des preu- 
Bifchen Rheinzolles 

a) für die Strede von Emmerich bis Koblenz, wenn die Waaren 
rheinwärts über Emmerich eingegangen und unter Berührung ber 
Rheinzolfftelle Coblenz weiter befördert worden find, 

b) für die Strede von Cöln bis Coblenz, wenn Güter, welche über 
Antwerpen ꝛc. landwärts in ten Hafen zu Cöln gelangen, und 
von Cöln aus rheinwärts über die Aheinzolfftelle Coblenz trans— 
portirt worden find, 

für Rechnung der churheſſiſchen Staatsfaffa bis auf Weiteres ftattfinvden. 

Indem man das fönigliche Hauptzollamt hievon in Kenntniß ſetzt, 
wird dasſelbe angewiefen, auf den Begleitfcheinen, womit überſeeiſche 
Waaren auf competente churfürftlich-heffifche Zollämter abgefertigt werben, 
jedesmal den Betrag des bezahlten preußiſchen Rheinzolles unter Angabe 
des Orts, wo die Waaren auf den preußifchen Rhein gelommen find, 
gehörig zu vermerken. 

München ven 23. Februar 1841. 


Königlihde General-Zoll-Apminiftration. 
An die föniglichen Hauptzollämter alfo ergangen. 





9. Die Nacherhebung des preußiichen Nheinzolles von den aus dem 
freien DVerfehre ftromaufwärt3 über Goblenz ausgeführten Waaren 
betreffend. 


Im Namen Seiner Majeſtät des Königs, 

Die königlichen Hauptzollämter erhalten in ver Anlage zur eigenen 
Kenntnißnahme, dann zur geeigneten Verſtändigung ber betreffenden Neben- 
zollämter und des betheiligten Handels- und Fabriljtandes das von dem 
föniglich preußifchen Finanzminiſterium erlajfene Reglement im Betreffe 
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der Schifffahrts-Abgaben — in specie der Nacherhebung des preußifchen 
Rheinzolles von den aus dem freien Verkehr ſtromaufwärts über Coblenz 
ausgeführten Waaren. 

Nachdem durch dieſe mit dem erjten Fünftigen Monats in's Leben 
tretende Verfügung eine wefentliche Veränderung in den Verhältniſſen 
eingetreten ift, welche die Rücvergütung des preußifchen Rheinzolles im 
Falle ver Berzollung außervereinländijcher Erzeugnifje bei den dießſeitigen 
Aemtern veranlaßt haben, jo wird den Föniglichen Hauptzollämtern in 
Folge höchſter Finanzminifterial-Entfchliegung vom 27. 1. Mts. Nr. 1265 
eröffnet: 

1) daß vorläufig und bis auf weitere Anorbnung auf die zur Vorlage 
fommenven Nachweifungen über die vom 1. Fünftigen Monats 
Februar an bezahlten preußifchen Rheinzölle Feine Rückerſtattung 
dieſer Zölle mehr zu leiften, daß indeſſen 

2) folhe Gütertransporte mit Specification der Waarengattungen, 
wofür der Rheinzoll für die preußifche Rheinjtrede erhoben wurde, 
beſonders vorzumerfen feien. 

Arsgenommen von der Verfügung: 
ad 1. find biejenigen, welche vor dem erjten Fünftigen Monats 

die preußifche Rheinftrede bei Coblenz bereit8 pajlirt hatten, refp. für 
welche die Quittungen über bezahlten Nheinzoll vor dem gedachten Tage 
ausgeſtellt find. 

Die ad 2. angeoronete Bormerfung hat jedesmal am Tage der Ein- 
gangsverzollung der betreffenden Waaren in einem Regiſter nach beilie- 
gendem Mufter zu gejcheben, wobei die in dem, dem füniglich preußifchen 
Reglement beigefügten Verzeichniffe aufgenommenen Waarenartifel aus der 
Specification weggelaffen werben fünnen. 

München ven 29. Jänner 1542. 


Königlihe General-Zoll-WAdminiftration. 
An die königlichen Hauptzollämter alfo ergangen. 





10. Reglement über die Nacherhebung des Nheinzolld von den aus 
bem freien Verkehr des Inlandes ftromanfwärts über Goblenz 
ausgeführten Waaren, 

Nah dem Tarif vom 31. Dezember 1841, ver an dem Rhein und 
der Mofel zu erhebenvden Echifffahrts-Abgaben, ift vie bisher den Gegen- 
jtänden, welche aus dem freien Verfehre des Inlandes ftromaufwärts über 
Eoblenz ausgeführt wurden, allgemein bewilligte Befreiung vom Rhein— 
zolle für die notorifch zu den außerdeutſchen Erzeugniffen gehörigen Waaren 
aufgehoben worden, und es tritt alfo vom 1. Februar 1842 ab die Er- 
bebung des Rheinzolfes für diefe Gegenftände, wenn fie aus dem freien 
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Berfehre des Inlandes ftromauf über Eoblenz ausgeführt werben, für vie 
Rheinzollitrede von Emmerich bis Coblenz wieder ein. Für die Ausführ- 
ung biefer Erhebung wird nachftehende Anleitung ertheilt: 

1) Die Artifel, welche zu den notorifch außerdeutſchen Erzeugniffen 
binfichtlich der gedachten Rheinzoll-Erhebung zu rechnen find, ent- 
hält das anliegende Verzeichniß. Die in der Abtheilung B. des— 
jelben aufgeführten Gegenſtände bleiben jedoch von der Entrichtung 
des Rheinzolles befreit, wenn ihre inländifche Abftammung durch 
ein Gertificat nach dem anliegenden Mufter vargethan wird. 

2) Die Entrichtung des gedachten Rheinzolles kann entweder im Ein- 
ladungsorte, oder wenn bafelbit fein Rheinzollamt befinvlich ift, 
bei dem Rheinzollamte zu Coblenz erfolgen. 

3) Der Rheinzoll wird erhoben: 

a) für die ganze Aheinftrede von Emmerich bis Coblenz, wenn 
die Waare lediglich auf dem Rheine vürchgeführt wird, 

b) für die Strede vom Berfchiffungsorte bis Coblenz für bie 
landeinwärts eingegangenen auf dem Rhein weiter verfchifiten 
Waaren. 

4) Die Erhebung für die ganze Rheinſtrecke tritt mithin ein: 

a) für alle Waaren, welche unverfteuert iiber Emmerich in einem 
Rheinhafen ankommen und unmittelbar nach ihrer Ausladung 
und Verſteuerung im freien Verkehr weiter über Coblenz ver- 
fchifft werben, 

b) für Waaren, welche zu ven Nieberlagen in einem Rheinhafen 
auf dem Rheine umverftenert gelangt find, und unmittelbar 
nach ihrer Verſteuerung in ein Schiff geladen und auf bem 
Rheine über Coblenz verjchifft werben, 

c) für Waaren, welche zu ber Niederlage in Coblenz auf dem 
Rheine gelangt find, und nachdem fie durch Verſteuerung in 
ben freien Verkehr gejett, fofort weiter bergauf verſchifft werben. 

5) Die Erhebung für die Strede' vom Einladungsorte bis Coblenz 
tritt ein: 

a) für Waaren, die nach dem Einladungsorte zu Sande gebracht 
und unmittelbar in ein Schiff verlaben, und über Coblenz aus— 
geführt werben; 

b) für Waaren, die landwärts unverſteuert zu der am Einlad— 
ungsorte befinplichen Niederlage gelangt find, und aus biejer 
unmittelbar nach erfolgter Verſteuerung weiter verjchifft werben. 

6) Werben im freien Verkehr befindliche Waaren der in ver Anlage 
gedachten Art in einem der Nheinhafenpläge von Emmerich bis 
Coblenz einfchließlih aus ven Privat- Magazinen der Hanbeltrei- 
benvden auf den Rhein zur Verſchiffung bergauf gebracht, fo ijt 
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eine Deklaration darüber abzugeben, ob ſolche auf dem heine 
oder zu Lande zu dem Cinlabungsplage gelangt find, und es ift, 
wenn gegen die Richtigkeit ver Deklaration feine Zweifel obwalten, 
die Erhebung nach den VBorjchriften zu 4. und 5. entweber für vie 
ganze ober für den befahrenen und noch zu befahrenden Theil ver 
Rheinſtrecke zu erheben. 

7) Hat nah Nr. 2. die Rheinzolferhebung in einem unterhalb Coblen; 
belegenen Verladungsorte ftattgehabt, fo ift die darüber ertheilte 
Quittung von dem Schiffsführer dem Rheinzollamte zu Coblenz 
vorzulegen. Iſt dagegen die Nacherhebung in Coblenz zu bewirken, 
fo erfolgt folche nach dem Inhalte des Manifejtes und nach ben 
in dem Einladungsorte auf dem Manifejte über die Herkunft ver 
Waare zu machenden Vormerken. 

8) Für Waaren der hier in Rebe jtehenden Art, welche im freien 
Verkehr aus preußifchen Rheinhäfen nach ben oberhalb Coblenz 
am linfen Rheinufer belegenen preußifchen Landestheilen auf dem 

Rheine zum dortigen Verbrauche gebracht werben, fann unter ben 
darüber befonders vorgefchriebenen Bedingungen ver für die Strede 
von Emmerich bis Coblenz erlegte Rheinzoll rejtituirt werden. 

Berlin im Januar 1842. 


Der Finanzminifter. 


1. 
A. Unbedingt außerdeutſche Erzeugniffe. 

1) Gonfumtibilien: 
Südfrüchte, Gewürze, außerbeutfche (alfo mit Ausſchluß des 
Saffran), Mufchel und Schaalthiere aus der See, Häringe und 
andere Seefiſche, als: Kabliau, Stod- und Klippfiiche, Kaffee, 
Cacao, Dliven, Kapern, Reis, Arromwsroot (Pfeilmurzelmehl), 
Thee, Colonialzuder. 

2) Fettwaaren: 
Baumöl, Thran, Wallrath, Palmöl. 

3) Farbeftoffe: 
Farbehölzer, Duercitron, Gurcume, Indigo, Indigoteig, Coche- 
nille, Orleans, Gummigut, Sepia. 

4) Gerbeftoffe: 
Galläpfel, Knoppern, Katechu, Summach. 

5) Spinnmaterialien: 
Baumwolle, rohe Seide. 

6) Droguerien: 
Rhabarber, China, Cascarill- und Auguftura-Rinde, Quaffia, 
Sennesblätter, Koloquinten, Tamarinden, Gummi-Tragantb, 
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Manna, Eopal, Maftir, Benzoe, Dradenblut, Quajafharz, 
Storar, Balfame, Gummiharze, Opium, Aloe, Kautſchuk, 
Kampher, Ambra, Mofchus, Bibergeil, Haufenblafe, Fifchhaut, 
Naphta, Bergöl, Safjafras, Saffaparill, Yalappe, Borar, 
Ricinusöl, Citronenfaft, Eitronenfäure, Johannisbrod. 
7) Bergtheer, Asphalt, Schwämme (Badeſchwämme). 
8) Höher: 
Korkholz, Pockholz, Cedernholz, Buchsbaumholz, Sandelholz, 
außereuropäiſche Tiſchhölzer; 
ferner: Stubl-, Bambus-, Pfeffer- und Zuckerrohr. 
9) Rohe Erzeugnijfe zum Gewerbsgebrauch: 
Platina, Perlmutter, Schilopatt, Cocusnüffe, Korallen, Meer- 
ſchaum, Wlabafter, Elfenbein, Fifchbein, Schmirgel, Bimsftein, 
Kreide. 
B. Erzeugniſſe, die als außerdeutſche behandelt werden, inſoferne deren 
inländiſcher Urſprung nicht nachgewieſen wird: 
Rübenzucker, Tabaksblätter, Sago, Caviar, Arrak, Rum und 
Franzbranntwein, Baumwollengarn, Schwefel, rohe Häute, 
Wein, Zinn, Marmor, Süßholz. 


II. 

Die unterzeichnete Handlung erklärt hiemit die nachgenannten Waa— 

ren, deren inländiſche Abſtammung ſie verſichert, als: 
1 re an die Handlung .......:3M.. 2... ber: 
fenden zu wollen, und erfucht das föniglibe. .........- ben inlän- 
difchen Urfprung ver genannten Waaren zum Zwede der Rheinzolffreiheit 
zu bejcheinigen. 

— V———— Dane Er 

Urſprungs-Beſcheinigung. 

Die unterzeichnete Behörde befcheinigt hiemit, auf den Grund ber 
vorgelegten Beweismittel, daß bie in der vorftehenden Erklärung aufge: 
führten Waaren inländifchen Urſprungs find. 
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11. Die Rückvergütung des preußifchen Rheinzolles für Balfame 
und Gummi- oder Schleimbharze betreffend. 


Im Namen Seiner Majeftät des Königs, 

Durch das viesfeitige Generale vom 1. Dftober v. 38. Nr. 9031, 
die Rücfvergütung des preußifchen Rheinzolles für Harze betreffend, wurde 
eröffnet, daß die Rückvergütung nur für jene Harze geleiftet werden folfe, 
welche nicht zu denen gehören, bie in dem ber Ausfchreibung vom 29. Yan. 
v. 98. Nr. 1148. beigefügten VBerzeichniffe unter Ziffer 6. namentlich auf- 
geführt find. 

Man findet fich veranlaßt, auf bie unter der bejagten Pofition 6. 
vorkommende allgemeine Benemmung "Gummi, »Balfames und „Gummi— 
harzes nachträglich die Erläuterung zu geben, daß 

A. unter Gummi: 
arabifches Gummi mit feinen Varietäten Tor- und Gebda-Gummi, 
Senegal-Gummi, Tragant- und Bafjora-Gummi; 
B. unter Balſame: 
Peru-, Tolu-, Ropaivas, Mekka-Balſame, flüffiger Storar und 
ZTerpentin ; 
C. unter Gummi- oder Schleimharze: 

Ammoniak, Stink-Afant (Teufelspred), Bvellium, Euphorbium, Mut- 

terharz, Gummi-Gutti, Myrrhen, Weihrauch, Opopanar, Sagapon, 

Scammonium und Sarcocalla fi Haffificiren. 

Nachdem nun inhaltlich einer Mittheilung des Föniglich preußifchen 
Provinzial-Steuer-Direftors zu Cöln auch nur dieſe genannten Waaren— 
AUrtifel bei der preußiichen Rheinzollerhebung als notoriſch außerdeutſche 
durch die Gattungsnamen rGummi,u „Balſame- und „Gummiharze«“ be- 
zeichnete Gegenſtände behandelt werben, und von venfelben vemnach bei 
ihrem Ausgang im freien Verkehr über Coblenz ver preußifche Rheinzoll 
nacherhoben wird, fo folgt hieraus, daß für folche, der unter ben betref- 
fenden BZollvereinsjtaaten beftehenden Verabredung gemäß, eine Rückver— 
gütung des Zolles nicht ftattfinden dürfe, wogegen für alle andern Harz- 
forten, infoferne folche nicht weiter in ver allegirten Beilage der Aus— 
hreibung vom 29. Januar v. Is., wie 3. B. Benzoe, Manna 2c. beſonders 
nambaft gemacht find, der preußifche Rheinzoll rücdvergütet werden darf. 

Das fönigliche Hauptzollamt hat in vorfommenden Fällen fich bie- 
nach zu achten und auch die betreffenden Fncorporationen biezu anzuweifen, 
jo wie den Hanvelsftand von gegenwärtiger Erläuterung in geeigneter 
Weife zu verjtändigen. 

München ven 23. Jänner 1843. 

Königliche General-Zo0ll-Apminiftration. 
An die königlichen Hauptzollämter alfo ergangen. Nr. 1041. 
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12. Die Nacherhebung, beziehungsweije Rückvergütung des preußifchen 
Rheinzolles betreffend. 


Im Namen Seiner Majeftät des Königs. 

Auf den Grund höchſten Finanzminifterial-Referipts vom 28. v. M. 
Nr. 4056. wird bezüglich der bei der fünften General-Conferenz in Zoll- 
vereinsangelegenheiten ftattgefundenen und von ben betreffenden Regierun- 
gen nunmehr ratifizirten Vereinbarung wegen Nacherhebung des preußiſchen 
Rheinzolfes von den im freien Verkehr ftromaufwärts über Coblenz aus- 
geführten Waaren und wegen Nücvergütung dieſes Zolles für gewiſſe 
Artikel vem königlichen Hauptzollamte Folgendes eröffnet: 

I. Das ver vieffeitigen Ausfchreibung vom 29, Jänner v. 8. Nr. 
1148. beigefügte Verzeichniß Lit. A. nämlich der unbedingt außerdeutſchen 
Erzeugniffe ift mit den Artikeln: 

Eocusnüffe und Cocusnußöl 
und das DVerzeichniß Lit. B. nämlich der Erzeugniffe, die als außerdeutſch 
behandelt werben, foferne deren inlänbifher Urfprung. nicht nachgewiejen 
wird, mit den Artikeln: 

rohes Blei, Roheifen, rohes Kupfer, Harze, Hörner, Krapp, Sal- 

peter, Terpentin und Terpentinöl, Theer; 
ferner vorläufig und verfuchsweife, fohin widerruflich mit ven Artikeln: 

geſchmiedetes Eifen aller Art, Stahl und Blech 
vervollftändiget werben. 
Dagegen fallen aus dem Verzeichniſſe Lit. B. die Artikel: 

Arraf, Rum, Franzbranntwein und Wein, 
jedoch gleichfalls nur vorläufig und verfuchsweife, hinweg, und es bleiben 
demnach die Artikel zur Zeit von der Nacherhebung des preußiſchen Rhein— 
zolles in Coblenz auch dann frei, wenn deren inländiſcher Urſprung bei 
der Verſendung im freien Verkehr nicht nachgewieſen wird. 

II. Von den nachſtehend bezeichneten, der Nacherhebung des preußiſchen 
Rheinzolles in Coblenz unterliegenden Artikeln darf der erweislich bezahlte 
Rheinzoll rückvergütet werden, nämlich von roher Baumwolle an Baum— 
wollſpinnereien, rohen Tabaksblättern und Stengeln an Tabaksfabriken, 


en jan Schwefelfäure-Fabrifen, 


Baumöl, 

Palmöl, an Seifen- und Lichter-Fabriken, 

Cocusnußöl 

rohem Blei an Bleiweiß- und Bleizucker-Fabriken, 

Thran, 

— en, | an Pever-Fabrifen. - 
Knoppern 
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II. Die Rücdvergütung des preußifchen Rheinzolles für die genann- 
ten Artikel ift nur dann zuläffig, 

a) wenn ber betreffende Fabrilinhaber die Waaren entwever unmittelbar 
vom Auslande oder aus einer öffentlichen Niederlage (Packhof) im 
Berein bezieht und im Iegteren Fall dargethan wird, daß die Ein- 
gangsverzollung auf feine Rechnung erfolgt iſt; 

b) wenn der betreffende Fabrilinhaber die Waare in feinem eigenen 

j Geſchäfte verarbeitet. 
Das königliche Hauptzollamt wird angewiefen und ermächtiget: 

1) Dem Handels: und Fabrikſtande feines Bezirkes die vorſtehenden 
Beitimmungen unverzüglich befannt zu machen, und fich nach fol- 
chen genaueft zu achten; . 

2) für die eingehenden, oben sub II. genannten Artifel an die betref- 
fenvden Fabrifanten die Rüdvergütung des preußifchen Rheinzolls 
gegen Befcheinigung zu leiften, wenn über die gejchehene Bezahlung 
vesfelben der Nachweis geliefert ift, und wenn bie weiteren sub 
III. a. und b. bemerften VBorausfegungen zu folcher Rüdvergütung 
vollftändig vorhanden find; 

3) über vie geleifteten Nücvergütungen das früher worgefchriebene 
Manual zu führen, und fammt Belegen vierteljährig mit dem 

. Rechnungsakte anher zur Vorlage zu bringen. 

Darüber, ob die Rückvergütung etwa auch für die Vergangenheit, 
und im bejahenden Falle von welchem Zeitpunfte anfangend, geleiftet wer- 
ben biürfe, wird Entſchließung nachfolgen. 

München ven 2. April 1843. 

Königliche General-Zoll-Adminiſtration. 
An die königlichen Hauptzollämter alfo ergangen. Nr. 3414. 


13. Die Rückvergütung des preußifchen Rheinzolles betreffend. 


Im Namen Seiner Majeftät des Königs, 

Nachträglich zur diesfeitigen Ausjchreibung vom 2. v. M. Nr. 3414., 
bie Nacherhebung beziehungsweife Nücvergütung des preußifchen Rheinzolles 
betreffend, wird dem fönigl. Hauptzollamte Folgendes befannt gemacht: 

1) Bon allen venjenigen, rheinwärts zu Berg eingehenden Waaren, 

bie in dem Werzeichniffe der Artifel, bei welchen vie Rheinzoll- 
nacherhebung zu Goblenz Anwendung erleidet, nicht enthalten find, 
darf die Pejtitution des erweislich bezahlten preußifchen Rhein— 
® z0lfes bei der Eingangszollverwaltung refp. befinitiven Eingangs: 
behandlung auch fernerhin, wie bisher, geleiftet werben. 
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2) Ausgenommen von biefer Nücvergütung find jedoch diejenigen 
Gegenftände, welche als ganz zolffrei in ver erften Abtheilung des 
Bereinszolltarifs begriffen find. 

Das königliche Hauptzollamt Hat fich hienach zu achten, und dem 

Handels: und Fabrikitande feines Bezirkes hievon Mittheilung zu machen. 

München ven 3. Mat 1843. 

Königlihe General-Zoll-Aominiftration. 
An die Föniglichen Hauptzollämter alfo ergangen. Nr. 5184. 


14, Rheinzollrüfvergütung betreffen. 


Im Namen Seiner Majeftät des Königs, 

Man bat auf der vorjährigen Generalconferenz in Zollvereinsange- 
legenheiten bejchloffen, ven Artikel Pech in die Wbtheilung B. des Ver- 
zeichnifjes, der Waaren, bei welchen die Nacherhebung des preußifchen 
Rheinzolfes zu Eoblenz in Anwendung kömmt, (Generale vom 29. Januar 
1842 Nr. 1148.) aufzunehmen, wonach alfo für dieſen Artikel eine Rück— 
vergütung des gedachten Rheinzolles nicht weiter jtattfinvet. 

Dieß wird in Folge höchften Auftrags den Aemtern zur Nachachtung 
und zur Verjtändigung ber betheiligten Gewerbtreibenven eröffnet. 

München ven 27. Mai 1846. 

Königlihe General-Zoll-Apminiftration. 
An die föniglihen Hauptzollämter alfo ergangen. Nr. 6079. 


15. Die Rüchvergütung der preußifchen Nheinzölle von rheinauf- 
wärts über Goblenz hinaus verführten Baumwollenzwirn betr. 


Im Namen Seiner Majeſtät des Königs. 

Dem königlichen Hauptzollamte wird auf Grund erfolgten höchſten 
Nefcriptes des königlichen Staatsminifteriums des Handels und ber öffent- 
lichen Arbeiten vom 2. d. Mts. Nr. 1211. eröffnet, daß, nachdem ver 
Artikel Baummwollengarn in der Abtheilung B. des Verzeichniſſes jener 
Waaren, bei welchem die Nacherhebung des preußiichen Rheinzolles zu 
Soblenz in Anwendung fommt, aufgenommen ift, auch die Rückvergütung 
des gedachten Aheinzolfesg von dem über Coblenz hinauf verführten ge- 
zwirnten Baummwollengarn nicht ftattfinve. 

München ven 9. Februar 1851. 

Königlihe General-Zoll-Adminiftration. 


An die Föniglihen Hauptzollämter alfo ergangen. Nr. 1712. 
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16. Die Rücvergütung der Rhein-Detroigebühren betreffend. 


Im Namen Seiner Majeität des Königs. 

Zur Begegnung allenfallfiger Anjtände wird den königlichen Haupt- 
zollämtern auf der Rückſeite die im ausgefegten DBetreffe bereit8 am 
12. September 1838 Nr. 3673. an das diesfeitige Rechnungs-Commiffariat 
erlaffene Ordonanz zur Kenntnißnahme und Beachtung mitgetheilt. 

München ven 15. Mai 1851. 

Königlihe General-Zoll-Apminiftration. 


An die königlichen Hauptzollimter alfo ergangen. Nr. 5302. 


Ordonanz. 


Rückvergütung von Rheinoetroigebühren. 

Man ſieht ſich zur Erzielung eines gleichheitlichen Verfahrens in 
Anſehung der Rückvergütungen der preußiſchen Rhein-Oktroigebühren ver- 
anlaßt, zu beſtimmen, daß die Rückvergütung der gedachten Gebühren unter 
- Einhaltung der in Mitte liegenden Vorſchriften jedesmal gegen Einziehung 
ber erforberlichen Befcheinigung in vemfelben Zeitpunfte zu gejchehen habe, 
in welchem ver Bezug der Güter und die Buchung ver Zölle erfolgt. 

Bei Zoll-Eredit-Bewilligungen hat diefe Beftimmung zur Vermeidung 
von baaren Hinauszahlungen in der Art zum Vollzug zu fommen, daß 
der Betrag der rückzuvergütenden Dftroi- Gebühren gleichwohl auch zu ver 
oben bemerften Zeit befcheiniget, dagegen aber nicht baar binausbezahlt, 
fondern als Gutmahung an dem älteften Ausftand abgejchrieben werde. 

Das königliche Rechnungs - Commiffariat wird demnach beauftragt, 
bie betreffenden Haupt-Zollimter, bei welchen e8 nothwendig erfcheint, ges 
legentlih der Feititellung ber zu Liquidation fommenven verlei Rückver— 
gütungen bienach anzuweifen und über ven Vollzug gegenwärtiger Anorb- 
nung auch in ver Folge zu wachen. 

München ven 12. September 1838. 

Königlihe General-Zoll-Abminiftration. 
An das Fönigl. Zoll-Rechnungs-Commiffariat alfo ergangen. Nr. 3673, 


— — 





1%. Die Uebereinkunft der deutſchen Rheinuferſtaaten wegen Er— 
mäßigung der Rheinzölle, hier Rückvergütung des preußiſchen 
Rheinzolles betreffend. 


Im Namen Seiner Majeſtät des Königs. 
Nachdem vermöge Uebereinkunft der deutſchen Rheinuferſtaaten eine 
allgemeine Ermäßigung der Rheinzölle auf der bezüglichen Rheinſtrecke mit 
dem 1. Oktober I. Is. eingetreten iſt (Bekanntmachung vom 6. Auguſt 
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1851, Regierungsblatt Nr. 41.), fofort alfo auch im Verhältnif ver von 
bemfelben Tage an erfolgten Herabjegung des preußifchen Rheinzolles 
eine Abminberung des Sabes, wonach bisher für gewiſſe rheinwärts be- 
zogene Artifel die Rückvergütung des preußifchen Rheinzolles geleiftet 
wurde, einzutreten hat, fo wird hierüber in Gemäßheit ver Entfchliefung 
des königl. Staatsminifteriums des Handels und ver öffentlichen Arbeiten 
vom 2. I. Mts. Nr. 11,241. Nachſtehendes beſtimmt: 

1) Bom 1. Oktober I. 98. an wird ver preußifche Nheinzoll für die 
ganze preußiſche Aheinftrede won Emmerich bis Coblenz im vollen 
Sate mit 12 fr. (zwölf Kreuzer) und für die Strede von Cöln bis 
Coblenz mit 4 fr. 2 Hl. vom Zollzentner zurückvergütet. 

2) Diefe ermäßigten Sätze follen bei ven unter Begleitfchein - Controle 
von rheinpreußifchen Aemtern unmittelbar auf bayeriſche Aemter ab- 
gefertigten Gütern in dem Falle Anwendung finden, wenn die Abfer- 
tigung bereits am 1. Dftober und nach demſelben ftattgefunven hat; 
bagegen die vor dem 1. Dftober mit Begleitfchein abgefertigten, jo 
wie alfe diejenigen Waaren, welche das Aheinzollamt Coblenz ſchon 
vor dem bezeichneten Tage paflirt hatten, ben bisherigen Rückver— 
gütungsfag von 24 fr. beziehungsweije 8 fr. 4 hl. per Zentner noch 
anzufprechen haben, falls nicht aus ven begleitenden Zollpapieren 
erhellt, daß der Ausgang über Coblenz erft nach dem 1. Oftober 
erfolgt ift; 

3) Die Waaren- Artifel, für welche die Rückvergütung des preußiichen 
Rheinzolles fortan zu leiften ift, fo wie bie übrigen bezüglichen Maß— 
regeln bleiben nach den bisherigen Borfchriften unverändert. 

Bon gegenwärtiger Anorbnung ift auch ver betheiligte Hanbels- 
und Fabrifftand in Kenntniß zu jeßen. 
München ven 6. November 1851. 


Königlide General-Zoll-Apminiftration. 
An die Föniglichen Hauptzollämter alfo ergangen. “Nr. 11818. 
Dillinger Band XXVIM. (N. F. Bd. VI.) Theil 11. S. 819 - 829. 





18. Bekanntmachung in Betreff der Erleichterungen und Begünftig- 
ungen bei der Schifffahrt mit den Niederlanden, 


Stantsminifterinm des Königlichen Haufes und des Aeufern, 


In dem zwijchen Preußen und ven Niederlanden unter dem 3. Juni 

v. J. abgefchlofjenen Schifffahrtsvertrage Art. 7 lit. B. hat die Regierung 
der Niederlande folgende Beſtimmungen zugejtanden: 

1) Gänzliche Freiheit von ihrem conventionsmäßigen Nheinzolle (An- 

lage lit. C. ver Rheinfchifffahrts-Eonvention vom 31. März 1831) 


für alle Gegenftänve ohne Unterfhied ver Herkunft, welche auf 
dem Rheine thalwärts auf preußifchen Schiffen eingeführt werben 
und zur Ausladung in einem nieberländifchen Hafen beftimmt find, 
um bort entweber ver Conſumtion übergeben oder in die Nieder— 
lagen gebracht zu werben. 

2) Herabfegung der vorgedachten Abgaben auf die Hälfte für alle 
Gegenftänvde, ohne Unterſchied ver Herkunft oder der Beitimmung, 
welche in einem niederländifchen Hafen auf preußifche Schiffe ge- 
laden find und auf dem heine zu Berg ausgeführt werben. 

3) Befreiung der preußifchen Schiffe von dem Necognitionsgelve bei 
der Binnenfahrt zwifchen Lobith, Krimpen und Gorcum obne 
Ueberſchreitung einer dieſer Zollftellen. 

In Gemäßheit einer hiezu noch befonders getroffenen Verabredung 
haben auch die Schiffe verjenigen anderen Uferftaaten des Rheins, ves 
Mains und des Nedars, welche ihrerjeit8 der Schifffahrt bereitd Vor— 
theile oder Begünftigungen ohne Unterfchied der Flagge bewilligt haben, 

- bie vorftehend unter 1— 3 gedachten Vortheile zu genießen. 

Da Bahern zu diefen Uferjtaaten gehört, fo findet viejes ebenfalls 
auf die Schiffe ver königlich bayerifchen Untertanen Anwendung. 

In gleicher Weife ift bezüglich der Artikel 1 bis 5 bes erwähnten 
Schifffahrts-Vertrages, welche alfo lauten: 

Urt. 1. Die preußiichen Schiffe, welche mit Ballaft oder beladen 
in die Häfen des Königreiches der Niederlande einlaufen oder mit biefen 
auslaufen, und umgekehrt vie nieverländiichen Schiffe, welche mit Ballaft 
oder beladen in vie Häfen des Königreichs Preußen einlaufen oder aus 
dieſen auslaufen, follen feinen anderen over höheren Tonnen=, Flaggen-, 
Hafen-, Anker⸗, Lootſen-, Schleppe, Feuers, Schleußen-, Kanal, Quaran- 
taine-, Bergegelvern, Niederlage» Gebühren, ingleichen feinen anderen 
oder höheren Abgaben oder Gebühren irgend einer Art oder Benennung 
unterworfen werben, fie mögen im Namen over zum Vortheile ver Re- 
gierung, der öffentlichen Angeftellten, ver Kommunen oder irgend einer 
Anftalt erhoben werden, als derjenigen, welche ven Nationalfchiffen bei 
beren Einlaufen in ben gedachten Häfen, ihren Aufenthalt vafelbft oder 
bei ihrem Ausgange jegt auferlegt find over künftig etwa auferlegt wer- 
den möchten. 

Art. 2. Alle Erzeugniffe und andere Hanpdelsgegenftände, deren 
Einfuhr oder Ausfuhr auf Nationalfchiffen in den Staaten ver hoben 
contrahirenden Theile geſetzlich ftattfinden darf, follen vafelbft auch auf 
ben dem andern Staate zugehörigen Schiffen ein- oder von dort ausge— 
führt werben. 

Art. 3. Da e8 die Abficht der hohen contrahirenden Theile ift, 
zwifchen ven Ihren beiverfeitigen Staaten angehörigen Schiffen in Rüd- 
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ficht auf deren Nationalität feinen Unterfchied im Betreff des Anfaufes 
der auf denſelben eingeführten Erzeugnifje oder anderer Handelsgegenſtände 
zuzulaffen, fo foll in diefer Beziehung weder unmittelbar noch mittelbar, 
weder von ben hohen contrahirenden Theilen noch durch in deren Namen 
oder unter deren Autorität handelnden Gefellfchaften, Korporationen oder 
Agenten den Einfuhren auf einheimifchen Schiffen eine Priorität oder 
irgend ein Vorzug eingeräumt werben. 

Art. 4. Alle Produkte und andern Hanbelsgegenftände, ohne Uns 
terfchied des Urfprunges, welche direkt aus den Häfen bes Königreichs 
Preußen auf preußifchen Schiffen in Häfen des Nönigreich® der Niederlande 
in Europa oder aus legteren auf nieverländifchen Schiffen in preußiiche 
Häfen eingeführt werden, ingleichen alle Probufte und andern Handels— 
gegenftände, ohne Unterſchied des Urfprunges, welche vireft aus preußifchen 
Häfen auf nieberländifchen Schiffen nach nieverländifchen Häfen in Europa 
oder aus leßteren auf preußifchen Schiffen nach preußifchen Häfen ausge- 
führt werben, follen in ven betreffenden Häfen feine andern oder höhern 
Abgaben entrichten, al8 wenn die Einfuhr over Ausfuhr verfelben Gegen- 
jtände auf Nationalfchiffen erfolgt wäre. 

Die Prämien-Rückzölle oder andern Vortheile dieſer Art, welche in 
den Staaten eines der hohen contrahirenden Theile der Einfuhr oder 
Ausfuhr auf Nationalfchiffen bewilligt find, follen gleihmäßig auch bei 
der bireft zwifchen ven beiverfeitigen Häfen auf Schiffen des andern 
Staates erfolgenden Ein- over Ausfuhr gewährt werben. 

Art. 5. Wenn einer ver hohen contrahirenden Theile in ver Folge 
einem andern Staate irgend eine befonvere Begünftigung in Betreff der 
Schifffahrt zugeftehen follte, jo foll viefe Begünftigung auch dem andern 
Theile mit zu Gute kommen, welcher verfelben, wenn fie ohne Gegen- 
feiftung zugejtanvden ift, ebenfalls ohne eine folhe, wenn fie aber an bie 
Bedingung einer Bergeltung geknüpft ift, gegen Bewilligung berfelben 
Vergeltung genießen wird, 

noch ferner verabredet worden, daß biefelben auf bie andern oben- 
genannten Uferftaaten unter der Bedingung einer vollfommenen Recipro— 
cität Anwendung finden follen. 

Da nun zufolge Allerhöchiter Bejtimmung Seiner Majeftät des Kö— 
nigs biefe Reciprocität von Seiten Baherns beobachtet werden foll, fo 
werben biefe Verabrebungen zu Gunften des Schifffahrts- Verkehrs mit 
pen Niederlanden hiedurch aus Allerhöchiter Vollmacht zur Kenntnig und 
Nahachtung befannt gemacht. 

München ven 26. Januar 1838. 

Auf Seiner Majejtät des Königs Allerhöchiten Befehl. 
Freiherr von Gife. 
Reg-Bl. f. d. Königr. Bayern f. d. 3. 1838. Nr. 7. ©. 127—133. 
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19. Bekanntmachung, die Uebereinfunft der Rhein-Ufer-Staaten 
über fünf weitere Supplementar-Artifel zur Rheinfchifffahrts- 
Gonvention betreffend. 


Nachdem die Uferftaaten des Rheines eine Webereinfunft über fünf 
weitere Supplementar-Artifel zur Rheinfchifffahrts-Convention vom Fahre 
1831 getroffen haben und dieſelbe vie Natification ſämmtlicher hoher 
contrabirender Theile erhalten hat, fo wird gevachte Mebereinfunft nebft 
ver allerhöchiten Ratificationg-Urfunde zur Wiffenfchaft und genauen Dar- 
nachachtung durch das Negierungsblatt hiermit öffentlich befannt gemacht. 

München ven 25. Yuli 1838. 

Auf Seiner Majeftät des Königs Allerhöchſten Befehl. 
Freiherr von Gife. 


Ludwig, 
von Gottes Gnaden König von Bayern zc. ıc., 
urfunden und befennen hierdurch: 


Wir haben von dem Protofolle Einficht genommen, welches Unſer 
Commiffär bei ver Central Rheinfchifffahrts- Commiffion, geheime Rath 
von Nau, Ritter des Civilverbienft-Orvens der bayerifchen Krone ꝛc. über 
weitere fünf Supplementar-Artifel zu dem NRheinfchifffahrts-Vertrage vom 
31. März 1831 mit den Commifforien der anderen Rhein -Uferftaaten 
unter dem 1. Auguft d. Is. unterzeichnet hat, und welches von Wort zu 
Wort alfo lautet: 


Protofoll 
ber Central⸗Rheinſchifffahrts⸗ Commiſſion 1837, Zuli-Seffion Nro. XIX. 


In Gegenwart der nachftehend benannten Herren Bevollmächtigten: 
Für Baden des Freiheren von Andlaw. 
Für Bayern des Herren von Nau. 
Für Frankreich des Herrn Engelhardt. 
Für Heffen des Herrn Verbier. 
Für Naffau des Freiherrn von Zwierlein. 
Für Niederlande des Herrn Ruhr. 
Für Preußen des Herrn Weftphal, Präſident. 
Mainz den 1. Auguft 1837. 


$. 1. Nach Wiever-Vorlage des Protokolls der Eentral-Commiffion 
vom 1. Auguſt 1835 Nro. XXXIV die Zufammenftellung berjenigen in 
ber Seſſion vesjelben Jahres genommenen Befchlüße enthaltend, welche 
bie Vebereinfunft vom 31. März 1831 modificiren und daher der Sank— 
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tion der Souveraine bebürfen, haben bie Bevollmächtigten die Durchficht 
und Zufammenftellung ver in ber gegenwärtigen Seffion, fo wie in der— 
jenigen von 1836 weiter zu Stande gekommenen Beichlüffe verjelben Art 
vorgenommen, um ſolche, mit ven im obenangeführten Protokolle vom 
1. Auguft 1835 enthaltenen, ver Natification der Höfe in ver Form von 
Supplementar- Artifeln zu unterlegen und ven bereits ratificirten vier 
Supplementar-Artifeln anzureihen. 


V. Supplementar-Artifel. 


Protofoll Nr. AUT vom Der Senffaamen ift den Ausnahmen A bes 
15. Juli 1835. Tarifs C beigefügt. 
VI Supplementar-Wrtitel. 
Protololl Nr. XV vom Chaifen und Neifewagen, Moos, Rohr, 
17. Juli 1835. Schilf find der im Schluffage des II. Supple— 


mentar= Artifel8 bezielten Klaffe ver Gegenſtände 
beigefügt, welche von dem Oberlaft-Qerbote aus- 

genommen find. 

VD. Supplementar-Artifel. 

Protofol Nr. II vom Die in der Kategorie D ver Ausnahmen des 
Mn Se ION, Tarifs C begriffenen Artifel find von den Schiff- 
fahrts - Gebühren befreit, welche zufolge des II. 
Supplementar » Artifeld von denſelben erhoben 


‚wurden. 
VIH. Supplementar-Artikel. 
Protofolf Nr. XIX vom Die Worte vdesfelben Gebiets« find im 
— Art. 83 der Rheinſchifffahrts-Ordnung geſtrichen. 
IX. Supplementar-Artikel. 
Wrotofoll Nr. VI vom Zufag zu dem 2. Aliena des Art. 35 ber 
11. Juli 1837. Rheinſchifffahrts-Ordnung: 


Es bleibt jedoch den reſpectiven Regierungen 
der Ufer-Staaten freigeſtellt, vorſtehendes Straf—⸗ 
Maaß durch eine Geldbuße von 3 bis 30 France 
zu erfegen, bei deren Anwendung alsdann von 
den Rheinzoll-Gerichten in jedem einzelnen alle 
die vorliegenden Belaftungs» und Milverungs- 
Gründe zu berücfichtigen find. 


Die vorftehenden Supplementar-Artikel haben nach erhaltener Sanf- 
tion der Souveraine der Uferftaaten diefelbe Kraft und Wirkung, als ob 
fie wörtlich in der Uebereinfunft und dem Supplement vom 31. März 
1831 enthalten wären. 
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Der Vollzug derſelben, in fo ferne folcher nicht fchon früher ftatt- 
gehabt, beginnt überall am breißigften Tage nach allfeitiger bis zum 
1. November d. Is. in üblicher Weije zu bewirfenden Hinterlegung ver 
Ratifications-Urkunden in das Archiv der Central-Commiffion zu Mainz. 

(Gez.) von Andlaw. von Nau. Engelhardt. Verdier. 

von Zwierlein. Ruhr. Weſtfal. 
Für gleichlautende Ausfertigung: 
Der Präſident der Central-Commiſſion. 


Vorſtehende Supplementar-Artikel zum Rheinſchifffahrts-Vertrage 
vom 31. März 1831 genehmigen und ratificiren Wir und verſprechen 
dieſelben in Erfüllung zu bringen und beobachten zu laſſen. Deſſen zur 
Urkunde haben Wir gegenwärtige Ratification mit Unſerer Unterſchrift 
und Beidrückung Unſeres Königlichen Inſiegels ausfertigen laſſen. 

So geſchehen und gegeben in Unſerer Haupt- und Reſidenzſtadt 
München den 31. Oktober 1837. 

Ludwig. 
Reg.⸗Bl. f. d. Königr. Bayern f. d. J. 1838. Nr. 31. S. 509 -615. 


20. Uebereinkunft der Rheinufer-Staaten über die Schiffs-Aiche. 
(Supplementar-Artifel X.) 


Wir Ludwig, 
von Gottes Gnaden König von Bayern ꝛc. ıc. 
urfunden und befennen bierburch: 


Wir haben von den Verhandlungen ver Central» Rheinfchifffahrts- 
Commiffion vom 25. Yuli 1837 und 17. Zuli d. 38. Einfiht genommen, 
vermöge welcher zum weiteren Vollzug des Art. 17 der Uebereinfunft vom 
31. März 1831 nähere Beftimmungen unter Beitritt Unſers Bevolf- 
mächtigten bei gebachter Gommiffion verabredet worden find, und zwar 
wie folgt: 

"X. Supplementar - Artifel. Zufag zu Art. 17 der Acte vom 31. 

März 1831 die in ver Anlage 3 des Protofolles der Central Com— 

miffion vom 25. Juli 1837 Nr. XII enthaltenen 7 Artikeln follen 

als Regulativ für die gleichförmige Aichung der Schiffe auf dem 
ganzen Rheine in Anwendung kommen und zu biefem Ende in allen 

Ufer-Staaten publizirt werben,“ 
welche fieben fpecielle Artikel von Wort zu Wort alfo lauten: 

1. Für die conventionsmäfßige Aichung der Schiffe von Decimeter 
zu Decimeter von ihrer geringjten bis zur höchſten Labungs - Einfenfung, 
ift die ftereometrifche Bermeffung des Schiffsraumes von innen, al® allein 
gültige Methode, von allen Uferftaaten angenommen. 
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Die beftehenden Ynftructionen über die Anwendung dieſer Wich- 
Methode, jowie über bie äußere Bezeichnung des Schiffes, mittelft An- 
bringung der Aich-Scalen bleiben vorbehaltlich einer Reviſion verfelben 
in Kraft. 

2. Die Feittellung und Erhebung ver Aich— Gebühren bleibt ven 
refpectiven Regierungen anbeimgeftellt. 

3. Das vollftändige Refultat der Aiche von Decimeter zu Decimeter 
ift in den Aich-Schein aufzunehmen, welcher dem Schiffer ausgeftellt wird, 
und ben berjelbe verpflichtet iſt, bei fich auf dem Schiffe zu haben, und 
ven Rhein-Zoll-Beamten vorzulegen. 

4. Jedes Rheinzoll-Amt Hat nach jedesmal zu machender Aufnahme 
der Aiche, die Refultate auf dem Manifefte genan und vollftändig zu ver- 
merfen. 

Zeigt die Aich- Scala ein größeres Gewicht als das Manifeft des 
Sciffers, jo wird der Rheinzoll nach der Aiche erhoben. 

Bei Güterladungen aus verfchievenen Tarif - Klaffen wirb zu biefem 
Ende der Mehrbeſtand, wie früher, verhältnigmäßig auf die verfchiedenen 
ZTarif-Klafjen der manifeftirten Güter vertheilt. 

Bringt der Schiffer fpäterhin, fei es durch Reviſion ber Wiche, 
welche, wenn fie zu Gunften des Sciffers ausfällt, Koftenfrei gefchieht, 
ſei e8 durch Verification bei der Ausladung, den rechtsgenügenben Beweis 
bei, daß er durch die Erhebung des Rheinzolles nach der Aiche prägravirt 
worden, jo findet Rüderftattung des zu viel Erhobenen ftatt. 

Eine Ausnahme von vorjtehender Bejtimmung tritt jedoch alsdann 
ein, wenn in ber im Art. 28 der Rhein Schifffahrts - Orbnung vorge- 
jehenen Weife das Manifeft des Schiffer und die Einfenfung des Schiffes 
bei der Abfahrt beglaubigt find, und dieſe Einfenfung noch unverändert 
biefelbe ift. In diefem Falle wird ver Rheinzoll nach dem atteftirten 
Mantfefte erhoben. 

Dei wirflihen oder beabfichtigten Defraudationen der Schifffahrts— 
Abgaben finden die Beitimmungen des 7. Titels ver Rheinfchifffahrts- 
Ordnung ihre Anwendung. 

5. Jeder Rheinufer - Staat wird, foweit dies noch nicht gefchehen, 
allein oder im Verein mit andern Rheinufer- Staaten vie nöthigen Aich- 
Anftalten einrichten, bei welchen die Schiffe feiner Unterthanen zu aichen find. 

6. Die Schiffer ver Nebenftröme, welche ven Rhein befahren wollen 
und dazu berechtigt find, müſſen gleichfalls bei einer ſolchen Anſtalt des 
Landes, dem fie angehören, ihre Fahrzeuge aichen lafjen, wenn ihnen 
nicht von Seite ihrer Regierung die Wih-Anftalt eines andern Uferftaates 
mit deſſen Einverftinpniß, dazu bezeichnet wird. 

Andere ven Rhein befahrende und dazu berechtigte Schiffe müffen ihre * 
Schiffe bei irgend einer Aich-Anftalt eines Rheinufer-Staates aichen laſſen. 
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7. Schiffe, die nicht vorfchriftsmäßig geaicht find, follen vom 1. 
Sanuar 1839 an in feinem Rheinhafen zur Ladung zugelaffen werben. 

Wenn die Schiffe zwar geaicht find, ver Schiffer aber ven Aich- 
Schein nicht vorlegt, geſchieht die Rheinzollamtlihe Abfertigung zwar 
nach dem Manifeſte, jedoch ift ver Schiffer alsdann gehalten, für ven 
etwaigen Mehrbetrag des Rheinzolls, nad Ausweis des nachzubringenven 
Aich- Scheine, bis dieſes gefchehen, eine von dem Rhein-Zollamte zu 
beftimmenbe Caution zu leijten. 

Wir genehmigen und ratificiren voranftehenden Supplementar-Artifel, 
fowie die darin erwähnten, vorſtehend gleichfalls angeführten 7 fpecielfen 
Artikel, und verfprechen dieſelben in Erfüllung zu bringen und beobachten 
zu lafjen. 

Deffen zu Urkurfve haben Wir gegenwärtige Ratification zu Unferer 
Unterfhrift und Beidruckung Unferes Königlihen Inſiegels ausfertigen 
lafjen. u 

So geichehen und gegeben in Unſerer Haupt- und Reſidenzſtadt 
Münden am 6. November 1838. 

Ludwig. 

(Staats-Minifterial-Befanntmahung vom 28. Dezember 1838.) 

Reg. Bl f. d. Könige. Bayern f. d. 3. 1838. Nr. 51. ©. 973—980. 


21. Bekanntmachung, den Transport von arjenifalifchen und andern 
metallifchen Giftitoffen auf dem Rheine betreffenv. 


Nachſtehende zwiſchen ſämmtlichen Iheinuferftaaten verabrevete Be— 
ſtimmungen werden in Folge der allerhöchſten Genehmigung Sr. Majeſtät 
des Königs hiermit zur allgemeinen Kenntniß und Nachachtung bekannt 
gemacht: 

8.1. Bei Verfendung von Arſenik, Quedfilber- Präparaten, 
Bleizuder und Grünfpan follen vom 1. Januar 1840 an auf bem 
ganzen Rheinftrome folgende Vorfichtömafregeln angewendet werden. 

8.2, Arſenik (nämlich Arfenit-Mehl, gelbes Arſenik, Raufchgelb oder 
Auripigment, rothes Arfenif, Realgar, Scherben» Kobalv) darf nur im 
Fäffern oder Kijten verpackt werden. Die Fäffer müſſen von gutem Holze 
fein, mit wenigem Bruche, fcharf zufammengebunden und gänzlich ausge— 
trocnet, auch muß jedes Faß, wenn es nicht über zwei Zentner faßt, mit 
vierzehn hölzernen Reifen, bei größerem Gehalte aber verhältnißmäßig 
mit noch mehreren, vesgleichen Boden und Dedel mit Einlage-Reifen ge- 
fihert werten. Inwendig find dieſe Fäſſer mit ftarfer Leinwand durch 
einen aus Schwarzmehl und Tiſchlerleim gefochten Kleiſter zu verfleben. 
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Iſt die Berpadung in Kiften geſchehen, jo müſſen diefe von ftarfem , 
Holze völlig luftdick gefertigt, mit Reifen verfehen, und inwenbig, gleich 
ven Fäflern, mit Leinwand verklebt fein. 

$. 3. Auf jevem Falle muß mit leſerlichen Buchſtaben in ſchwarzer 
Delfarbe das Wort: 

Arfenif (Gift) 
angebracht fein, unter welcher Bezeichnung es auch im Manifefte aufge- 
führt werden muß. 

F. 4. Die Ladung muß von einem Zeugnifje der Polizei -Behörve 
des Abjendungsortes: daß bei ver VBerpadung die obige VBorjchrift ($. 2.) 
befolgt worven, begleitet fein, und ver Schiffer darf fie nur annehmen, 
wenn fie ihm von der Hafen-Polizei-Behörde des Abjendungsortes über- 
wiefen wird, bie fich vorher gemau zu überzeugen bat, daß die Verpadung 
feine äußerlich erfennbare Beſchädigung erlitten hat, auch die Bezeichnung 
(8. 3.) vollſtändig ift. 

8. 5. Bei Verfendung von Quedjilber-Präparaten (namentlich dem 
ätzenden Sublimat, dem weißen und rothen Präcipitat), ferner von Dlei- 
zuder und Grünfpan, find die Schiffer ebenfalld verpflichtet, die Ladung 
nur anzunehmen, wenn fie von der Hafen-Polizei-Behörde ihnen übergeben 
wird, welche zuvor die Befchaffenheit eines jeden Collo forgfältig zu unter- 
fuchen hat. Auch find diefe Waaren in den Manifeften unter ihren eigen- 
thümlichen Benennungen aufzuführen und dürfen nicht unter allgemeinen 
Rubriken, z. B. rMaterial-Waaren« einbegriffen werben. 

8. 6. Größere Transporte der in ven $$. 2. und 5. genannten 
Waaren, worunter auf dem Oberrheine ein Quantum von minveftens 50, 
auf dem Mittel: und Nieverrheine von mindeftens 100 Zentnern verftan- 
den wird, follen in befondern Schiffen geführt werben. 

Kleinere Duantitäten fönnen zwar mit andern Gütern in das näm- 
lihe Fahrzeug aufgenommen werben, jevoch orbnet die Polizeibehörve des 
Abjendungshafens die Art und Weife der Abfonverung biefer Giftftoffe 
von ber übrigen in dem nämlichen Fahrzeuge befinplichen Ladung an, und 
vermerft dieß im Manifefte. 

Insbeſondere ift hiebet auf Entfernung folcher Gegenftände Rückſicht 
zu nehmen, welche mittelbar oder unmittelbar als Nahrungsmittel dienen, 

8.7. Bei ver Ein- oder Ausladung dürfen die in Rede ftehenven 
Waaren nicht länger als drei Tagesftunden, niemals aber während ver 
Nacht im Freien lagern. 

8. 8. Schiffer, welche eine Ladung annehmen, bie ihnen nicht von 
der Hafen-Polizei-Behörbe überwiefen worden, ($$. 4. und 5.) oder das 
Manifeft nicht richtig abfaffen, (58. 3. und 5.) oder die Vorfchriften wegen 
alleiniger Verladung oder Abfonderung bei gemifchten Ladungen nicht be- 
folgen ($. 6.), envlich über die gefeste Zeit hinaus die Waare bei der 
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. Einladung Tiegen Taffen ($. 7.), verfallen in bie burch die Gefege des 
refpeftiven Uferftantes für derartige Uebertretungen verhängten Strafen. 
$. 9. Den Rheinzoll- und Hafen- Polizeibeamten liegt die Hand- 
habung diefer Verorpnung ob. Sie haben die Schiffer, welche fie über- 
treten, nicht nur den Rheinzolfgerichten anzuzeigen, ſondern auch zur 
Verhütung von Schaden die fofortige Abftellung des Mangels bei eigener 
Verantwortung für Rechnung des Schulvigen zu bewirken. Gegen Ber- 
fenver, welche vie Waare unter unrichtigem Namen aufgeben, wie gegen 
Bezieher, welche fie über die gefete Zeit ($. 7.) am Ufer liegen laſſen, 
haben fie nicht minder gehörigen Orts die Bejtrafung einzuleiten. 
München ven 7. Dezember 1839. 
Königlih Bayerifhes Staatsminifterium der Königlichen 
Haufes und des Aeußern. 


Reg. Bl. f. d. Könige. Bayern f. db. 3. 1839. Nr. 50 ©. 97-92. 


22, Koͤniglich Allerhöchfte Verordnung vom 12. Januar 1841 
zufägliche Strafbeftimmungen zur Rheinſchifffahrts-Convention 
betreffend, 

| Wir Ludwig, 
von Gottes Gnaden König von Bayern zc. ꝛc. 


Nachdem zwifchen Uns und ven Großherzogthümern Baden und 
Heffen, dann dem Herzogthume Nafjau, als Uferjtaaten des Rheines, 
durch die betreffenden Bevollmächtigten zur Rheinjchifffahrts-Gentral: Com— 
miffion wegen Ergänzung von Strafbejtimmungen zu mehreren in bem 
Rheinfchifffahrts » Bertrage vom 31. März 1831 enthaltenen Vorjchriften 
unterm 9. Yuli v. Irs. eine Uebereinkunft abgejchloffen und alffeitig 
genehmigt worben ift, fo finden Wir Uns nunmehr bewogen, nachjtehend 
bie Bejtimmungen dieſer Uebereinfunft zur allgemeinen Darnachachtung 
befannt zu machen und befehlen hiemit, unter Hinweiſung auf den $. 5. 
bes Mopitional-Gefetes von 28. Dezbr. 1831 (Gefegblatt 1831 ©. 346.) 
allen Unfern Gerichts- und fonjtigen Behörden, diefelben in vorkommen— 
den Fällen auf geeignete Weiſe in Vollzug zu jegen. 

Urt. 1. Derjenige, welcher gegen folgende Bejtimmungen ver Rhein— 
Ichifffahrts-Convention vom 31. März 1831 banvelt, nämlich: 

a) Artifel 27. Abſatz 1. 6. und 7. lautenp: 
„Ein Schiffspatron oder Führer foll nicht eher eine Waare ein- 
"laden oder wenigftens nicht eher vom Yadungsplage” abfahren, 
"als bis er darüber einen Frachtbrief oder Connaiffement erhalten 
"bat, woraus die Gattung, die Menge und der Empfänger ber 
"Waare erfichtlich ift.« 
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„Wenn ein Theil der Ladung erft unterwegs zu berfelben hinzu 
„fommt oder durch Ausladung davon abgeht, jo muß auch dieſes 
„auf dem Manifefte vermerkt und nöthigen Falls wie das Haupt- 
"manifeft bejcheinigt werben.“ 

„Der Sciffspatron oder Führer hat das in Rebe ftehenve 
„Manifeſt da, wo bie Ausladung des Schiffes erfolgt, und un- 
„mittelbar nach dieſer Ausladung an die daſelbſt angeftellten over 
"von dem Einnehmer des nächitgelegenen Zollamtes dahin gefandten 
"Rheinzollbeamten abzugeben. 

b) Artifel 28. 5tes alinea 1. Satz lautenp: 
„Auf gleiche Weife können Rheinzollbeamte, die fih am Bord 
„eines Bootes oder Nachens mit der Flagge befagter Rheinzoll- 
„Verwaltung befinden, von jedem Schiffspatron oder Führer, — 
"wo fie ihm auf dem Strome begegnen mögen, — die Vorzeigung 
„feines Manifejtes fordern. 

c) Artikel 57. 1. Abjag, lautenp: 
"Während der Fahrt darf der Schiffspatron oder Führer feine 
„Ladung nicht verlaffen, widrigenfalls wird auf deſſen Koſten und 
"Gefahr, und wenn auch fein Schaden „hieraus entjtanden fein 
„follte, wofür er auf jeven Fall verantwortlich bleibt, das Echiff 
"von den Rheinzoll-Beamten einem Setzſchiffer anvertraut. 

d) Artikel 58. 1. Abſatz, lautend: 

„Allenthalben, wo wegen ver Eigenfchaften des Fahrwaſſers, nach 
„der Obfervanz, over den beſtehenden Vorfchriften vie Yootfen oder 
„die Steuerleute wechjeln, ift ver Schiffspatron verbunden, einen 
„andern Steuermann oder Lootſen an Bord zu nehmen, und fol, 
„wenn er dieſes verabjäumt, von den Nhein-Auffichts-Beamten 
"dazu angehalten werben. 

e) Artikel 66. 1. und 2. Abfak, lautenp: 
"Die Flößer find ſchuldig, einen Nachen vorauszufchiden, um bie 
vauf dem Strome oder in dem Hafen befindlichen Echiffe, bie 
"Mühlen un Brüden zu warnen, damit jeder auf feiner Hut fei, 
und bei Zeiten die erforverlichen Maaßregeln zu feiner Sicherheit 
„ergreifen könne.“ 

„Dieſer Nachen ſoll dem Floße wenigjtens eine Stunde vorher- 
„gehen, und damit er auch ſchon von weitem bemerkt werde, zum 
„Zeichen feiner Beſtimmung eine ‚aus ſechzehn roth und ſchwarz 
„abwechſelnden Feldern beſtehenden Flagge aufſtecken, oder auch 

f) gegen die Vorſchrift des 2. Abſatzes des Zuſatzartikels IV zu 
dem Art 66der RheinſchifffahrtsTonvention, des Inhalte: 
"Bon der Verpflichtung, einen Nachen vorauszuſchicken, find jedoch 
„die Heinen Flöße befreit, welche nad ven Lokal-Obſervanzen, 
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„früher oder bis jegt, dazu nicht verbunden waren, und bie auf 
„dem Rheine, 3. B. unter der Benennung — einzelne Böden 
"und einzelne Stümmel — befannt find.“ 

„Die Führer ſolcher Flöße, die im übrigen ven „allgemeinen 
"Beftimmungen dieſes Wrtifel8 unterworfen bleiben, find aber 
„gehalten, auf dem Floße ſelbſt die vorgefchriebene Flagge aufzu- 
„fteden, auch ven jonftigen polizeilichen Anordnungen nachzutom- 
„men, welche in ven einzelnen Uferftaaten für die Sicherheit ber 
"Schifffahrt getroffen werden fönnen, 

verfällt in eine Gelvbuße von Einem bis Ein- und Zwanzig Gulven. 

Diefes jedoch in Anfehung der ımter c erwähnten VBorfchrift, nur 
bebdingterweife: inſofern nämlich das Präjudiz am Schluffe des 1. Ab- 
fates des Art. 57 gegen den im Fehler befundenen Schiffspatron oder 
Führer nicht bereits zur Vollziehung gelommen iſt. In diefem Falle foll 
derfelbe von einer weitern Gelobuße verſchont bleiben. 

Bei Zahlungs» Unfähigkeit ift die Geloftrafe durch Gefängnig, nad 
dem Maaße der in jedem der paciscirenden Uferjtaaten publizirten Zolf- 
ftrafgefege zu verbüßen. Durch Verwandlung der Geld: in Gefängnif- 
ftrafe wird die inappellable Sache feineswegs appellabel. 

Art. 2. Die Cognition und Aburtheilung in I. Inſtanz der in dem 
Artikel 1 bezeichneten Webertretungen fteht den Rheinzoll= Gerichten ver 
paciscirenden Uferjtanten in dem Falle zu, wenn fich der zuwiderhandelnde 
Schiffspatron oder Führer nicht freiwillig der Beſtrafung durch das 
Rheinzollamt unterwirft. 

Die im Namen des Yandesherrn derſelben zu erlafienden Urtbeile 
find auch auf dem Gebiete der drei übrigen hohen Uferftaaten ohne weitere 
Unterfuhung, jedoch immer nach der in jedem Staate gültigen Prozeß— 
Ordnung, vollitredbar. 

Art. 3. Beläuft ſich der in der angeftellten Klage geforverte Betrag 
oder die durch den Richter I. Inſtanz erfannte Strafe nebſt Accefforien, 
jedoch mit Ausschluß der Koften, auf den im Artifel 86 ausgebrücten 
Appellationswerth, fo fann bei vem nach Art. 87 ver Rheinfchifffahrts- 
Convention bezeichneten Yandesgerichte Berufung eingelegt werben. Gegen 
deſſen Ausipruch findet ein weiteres Nechtsmittel nicht ftatt. 

Art. 4. Rücfichtlic der bei ermangelndem Appellationswerthe gegen 
Urtheile der RhHeinzoll-Gerichte I. Inſtanz zuläßigen Caffationegefuche und 
Nichtigkeits-Beſchwerden find die reſpectiven Landesverordnungen und Ge- 
fege maßgebend. 

München ven 12. Januar 1841. 


Ludwig. 
Reg «DI. f. d. Königreich Bayern f. d. 3. 1841, Nr. 5. S. 89 — 9, 


— 
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23. Lebereinfunft der Rheinuferitaaten über vier weitere Sup- 
plementar-Artifel zur Rheinfchifffahrts-Gonvention. 


Wir Yudwig, 


von Gottes Gnaden König von Bayhern ac. ıc., 
urfunden und befennen hierdurch: 


Wir haben von dem Protofolle Einficht genommen, welches Unfer 
Commiſſär bei der Rheinjchifffahrts-Gentral-Commiffion, geheimer Rath 
von Nau, Commenthur des Verdienſt-Ordens vom heiligen Michael, 
Ritter des Verdienſt-Ordens der bahyerifchen Krone 2c. über weitere vier 
Supplementar-Artifel zu dem Rheinjchifffahrts - Vertrage vom 31. März 
1831 mit ven Commifjarien der andern Rheinuferjtanten unter dem 
27. Zuli vorigen Jahres unterzeichnet hat und welches von Wort zu Wort 
alfo lautet: 


Protofoll . 
der Gentral-Rheinjhifffahbrts-Commifffion. 
In Gegenwart der nachſtehend benannten Herren Bevollmächtigten: 


Für Baden des Herrn von Kettner. 

" Bahern des Herrn von Nau. 

"  Franfreih des Herrn Engelbarbt. 

" Helfen des Herrn DVerbier. 

" Naffau des Frhrn. von Zwierlein. 

" Niederlande des Herrn Ruhr. 

» Preußen des Herrn Wejtphal, Präfident. 


Mainz ven 27. Juli 1839. 


8.1. Nah Mafgabe des Protokolls der Central-Commiffion vom 
1. August 1835 Nr. XXXIV. haben die Bevollmächtigten die Durchficht 
und Zufammenftellungen verjenigen in ver vorjährigen und in der gegen- 
wärtigen Seffion zu Stande gefommenen Bejchlüffe ver Gentral-Commiffion 
vorgenommen, welche ver Ratification der Souveraine der Ahein-Uferjtaaten 
bevürfen, um fie diefer Sanction in der Form von Supplementar-Artifeln 
zu unterlegen und ben bereits vatificirten neuen Supplementar » Artikeln 


anzureiben. 


Brotofoll Nr. XII vom 17. Juli 1838. 
X. Supplementar-Xrtifel 
zu Artifel 17 der Ucte vom 31. März; 1839. 
"Die in der Anlage 3. des Protofoll® der Central-Commiffton vom 
25. Juli 1837 Nr. XIU. enthaltenen 7 Artikel follen als Regulativ für 
die gleichförmige Aichung der Schiffe auf vem ganzen Rheine in Anwend— 


ung kommen und zu diefem Ende in allen Uferjtaaten publicirt werden.“ 
45* 
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Protofoll Nr. XI vom 16. Juli 1839. 
Xl Supplementar-Artifel, 
zu Artikel 62 der Acte vom 31. März; 1831. 


Die Worte des deutfchen Textes der Convention Art. 62.: 

„mit einer Oberlajt auf dem heine zu fahren ift verboten« 
befagen nichts anderes, als was auch der franzöfiihe Text ausprüdt, 
nämlich: „Waaren auf das Verdeck zu laden ijt verboten. 

„Als Verdeck (tillac) ift aber auch die feitgezimmerte Bedachung eines 
Schiffes zu betrachten. Ueberfchreitung des Verbotes ift daher verhanven, 
wenn ein Theil der Ladung (worunter jedoch ein oder anderer unerbeb- 
licher Gegenstand nicht zu verjtehen ift) auf dem Verdecke niedergelegt ift, 
oder iiber das durchbrochene Verdeck, reſp. die fejtgezimmerte Bedachung 
hinausragt, oder wenn der Echiffer dieſe legte willfürlich, d. i. ohne Gut- 
heißung der nach Art. 53. der Convention zur Prüfung angejtellten Sach— 
verjtändigen erhöht hat.“ 

"Bei Fahrzeugen ohne gezimmertes Verde oder Bedachung ijt ber- 

‚jenige Theil der Ladung als Oberlaft oder als Ladung auf dem 

„Verdecke anzujehen, welcher die durch’ Obſervanz oder die Sachkun— 

„digen, wo deren in den verjchievenen Einladungs-Häfen angeftellt 

„find, bejtimmte Höhe über das fejte Gebörde des Schiffes überſteigt.“ 

„Diejenigen Artifel, welche ausnahmeweife als Oberlaft geführt 

„werben bürfen, können ohne Unterjchied der Nheinabtheilungen als 

„Oberlaft geladen werden, die Yadung mag ganz oder theilweife aus 

„ſolchen Artikeln beſtehen « 


Eventuell für den in den Protofollen Nr. XI. und XVII. der ge- 
genwärtigen Sefjion vorgejebenen Fall erfolgenver allfeitiger Zuftimmung. 


Protofoll Nr XI vom 16. Juli 1839. 
XU. Supplementar- Artikel, 
zu Artifel 65 der Acte vom 31. März 1831. 


"Dei andern entzündlichen oder ätzenden Stoffen, als Schwefel-, 
„Salpeter⸗, Salz. Säure, Streichfeuerzeugen und Zünphölzern u. f. w. 
"bat die Hafen-Polizei: Behörde des Cinladungsortes zu bejtimmen, 
"ob fie in abgefonderten Fahrzeugen geführt werben müffen, oder 
"mit andern Gütern verladen werden dürfen. 

"m letteren Falle bat fie die erforverlichen Vorfichtsmaßregeln 
„anzuordnen und im Manifejt zu vermerken, denen fich der Schiffer 
"zu unterwerfen bat. Zumwiderhandlungen werben nach den Landes— 
»geſetzen des betreffenden Uferſtaates bejtraft.« 

„Es bleibt aber jeder Negierung unbenommen, den Art. 64. ver 
"Gonvention für anwendbar zu erflären, jedoch mit ver Maßgabe, daß 
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nur der geringfte Satz der darin vorgefehenen Geldbuße erfannt und 
"auch diefer nach Umftinden auf 10 Franes ermäßigt werben kann.“ 


BProtofol Nr. XVII vom 23. Juli 1839, 
XI. Supplementar- Artikel. 
"Schiffer, deren Fahrzeuge leichter gehen, als die Linie, durch welche 
"bon der competenten Behörde die größte zuläffige Einfenfung der— 
nfelben bezeichnet worden ijt, verfallen in die durch vie Gefege- des 
"Staates, in deſſen Gebiet die Uebertretung entvedft worden, gegen 
"Weberladung der Schiffe verhängten Strafen.« 

„Es bleibt aber jever Regierung unbenommen, den Art. 64. ver 
„Rheinſchifffahrts-Ordnung für anwendbar zu erflären, jedoch mit 
"der Maßgabe, daß die darin feitgefegte Geldbuße * Umſtänden 
"bis auf 20 Francs ermäßigt werden fann.u 

"Zugleich find ſolche Schiffer anzubalten, in dem BEN Hafen bie 
„Ladung bis zur erlaubten Einſenkung zu vermindern. 


"Die Commifjarien wollen dahin tracdhten und fich gegenfeitig 
"Nachricht geben, daß die Hinterlegung der Ratificationen in das 
"Archiv der Central» Commiflion am 1. November d. 9%. bewirkt 
"werden und in Folge davon der Vollzug (inforern derſelbe fchon 
früher ftattgefunden) mit dem 1. Januar 1840 eintreten Fünne.« 


gez. von Kellner. von Nau. Engelhardt. Berbier. 
bon Zwierlein. Ruhr Weſtphal, Präſident. 





Nachdem von vorjtehenden Supp/ementar-Artifeln ver X., die Schiffe- 
Aichung betreffend, von Uns bereits mittelft gefonvderter Urfunde vom 
6. November 1838 angenommen und ratificirt worden ift, fo genehmigen 
und ratificiren Wir nunmehr die Supplementar-Artifel XI., XII. und XI. 
zum Rheinfchifffabrts» Vertrage vom 31. März 1831, fo wie foldhe in 
vorſtehendem Protokolle enthalten find, und verfprechen biejelben in Er- 
füllung zu bringen und beobachten zu laffen. 

Deſſen zu Urfund haben Wir gegenwärtige Natification mit Unferer 
Unterfchrift und Beidrückung Unjeres Königl. Inſiegels ausfertigen laſſen. 

So gejchehen und gegeben in Unſerer Haupt - und Reſidenzſtadt 

München ven 30. März 1840. 


Ludwig. 
Auf Königlich Allerhöchſten Befehl. 
Der geheime Ran Geſſele. 
Bekannt gemacht mit Miniſterial-Verordnung vom 5. Mai 1841. 
Reg. Bl. f. d. Königr. Bayern f d. J. 1841. Nr. 17. S. 321—334, 
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24. Königlich Allerhöchfte Verordnung, das Borbeifahren der Dampf- 
und Segelichiffe an einander, fowie das jonftige Verhalten ver- 
jelben und der Flüge auf dem Rheine betreffend. *) 


Art. 19. Zuwiderhandlungen gegen dieſe Beitimmungen follen mit 
einer Polizeiftrafe von Einem bis Sieben Gulden und nah Befund 
der Umftände mit einer Gefängnißitrafe von Einem bis Fünf Tagen 
belegt werden, unbefchadet der civilrechtlichen Verpflichtung zum Erſatz 
bes veranlaßten Schadens. Bei inländischen Schiffern, Führern ver Dampf- 
fchiffe und Segelichiffe oder Floß- und Steuerleuten kann unter erfchwe- 
renden Umftänden und namentlich in Rückfällen außer ver bejtimmten 
Strafe die Suspenfion auf bejtimmte Zeit oder auch felbjt die Entziehung 
des Patents erkannt werben. “ 

Sind die Uebertreter diefer Verordnung aber Ausländer, fo foll 
nach Maßgabe des Art. 47. ver Schifffahrts- Convention vom 31. März 
1831 ver deßfallſige Antrag unter Anfchluß ver gepflogenen Verhandlun— 
gen bei ver betreffenden Zerritorial-Behörve gejtellt werden. 

Art. 20. Die Vollziehung gegenwärtiger Verordnung liegt ven ein- 
ſchlägigen Polizeibehörven ob, In Fällen, in welchen Suspenfion oder 
Einziehung eines Patentes in Frage kommen kann, find nach gefchlofiener 
Unterfuchung die Akten von ber betreffenden Unterbehörve jedesmal ver 
töniglichen Kreisregierung zu Speier zur Entſcheidung vorzulegen. 

Im Mebrigen find die allgemeinen auf Polizeiftvaffälle bezüglichen 
Verordnungen und gejeglichen Bejtimmungen auch hierauf anwendbar. 

Gegeben zu Bad Brüdenau den 13. Auguft 1841. 

Ludwig. 
Reg Bl. f. das Königr. Bayern f. d. 3. 1841, Nr. 38. S. 749 - 761. 


25. Königlih Allerhöchte Ratificationd-Urfunde über den XIV. 
Supplementar-Artifel zur Rheinichifffahrts-Gonvention. 


Wir Ludwig, 
von Gottes Gnaden König von Bayern ıc. ıc, 
urfunden und befennen hierdurch: 


Nachdem Wir von dem Protokolle Einficht genommen haben, welches 
Unfer Bevollmächtigter bei der Rheinichifffahrts - Central - Commiffion, 
geheimer Rath von Nau, Ritter des Verdienſt-Ordens der baberifchen 
Krone, Commenthur des Verdienſt-Ordens vom heiligen Michael u. f. w. 

*) Mit Ausnahme der bier aufgeführten beiden Art. 19 und 20, welche noch in 
Geltung find, iſt diefe Allerhöchſte Verordnung vom 13. Auguft 1841 durch die poli- 


zeiliche Verordnung über das Befahren des Rheins von Bajel bis in die See vom 
29 Dezember 1850 — vid. sub Nr. 40 — aufgehoben. 
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über die Abänvderung des Art. 90 ver Convention vom 31. März 1831 
mit den Commifjarien der andern Rheinuferſtaaten unter vem 12. Sep- 
tember vorigen Jahres unterzeichnet hat und wodurch nachjtehenver XIV. 
Supplementar- Artikel zur erwähnten Convention in Vorſchlag gebracht 
worben ijt: 

Der Artikel 90 der Convention vom 31. März 1831 wird aufge- 
hoben und durch folgende Bejtimmung erfeßt: 

"Bon jedem Rheinuferftaate wird jahrlich ein Bevollmächtigter zur 

Central⸗Commiſſion abgeordnet.“ 

„Dieſe Bevollmächtigten vereinigen ſich regelmäßig jedes Jahr am 
erſten September zu Mainz und müſſen ihre Geſchäfte innerhalb 
eines Monats beendigen; ſind dieſer Geſchäfte zu viel, als daß ſie 
in einem Monat beendigt werden könnten, ſo haben ſie über die 
Anberaumung einer außerordentlichen Sitzung nach Vorſchrift des 
Artikels 94 zu bejchließen« 

fo genehmigen und ratificiven Wir nunmehr vorftehenden Supplementar- 

Artikel zum NRheinfchifffahrts- Vertrage vom 31. März; 1831 und ver- 

fprechen venjelben in Erfüllung zu bringen und beobachten zu laffen. 
Defien zur Urkunde haben Wir gegenwärtige Ratiftcation mit Unferer 

Unterſchrift und Beidruckung Unjeres Königl. Inſiegels ausfertigen laffen. 
So geſchehen und gegeben in Unferem Schloße zu Berchtesgaden am 

3. September 1841. 

Ludwig. 


26. Köoniglich Allerhöchſte Ratifications-Urkunde über den XV. 
Supplementar-Artifel zur Rheinfchifffahrt3- Convention. 


Wir Ludwig, 
von Gottes Gnaden König von Bayern ꝛc. ꝛc., 
urfunden und befennen hierdurch: 

Nachdem Wir von dem Protokolle Einficht genommen haben, welches 
Unfer Bevollmäcdtigter bei der Rheinſchifffahrts-Central-Commiſſion, 
geheimer Rath von Nau, Ritter zc. 

über die Abänderung des Artifels 62 der Convention vom 31.. März 
1831 mit ven Commiffarien der andern Rheinuferftaaten unter vem 12, 
September vorigen Jahres unterzeichnet hat, und wodurch nachjtehender 
XV. Suprplementar- Artifel zur erwähnten Convention in Vorſchlag ge⸗ 
bracht worden iſt: 

„Die Gentral- Commiffion iſt ermächtigt, die Ausnahmen von dem 

Oberlaft- Verbote, je nach dem Benürfniffe des Handels und ber 

Schifffahrt, zu vermehren oder zu vermindern und die Bebingungen 

dafür feftzufegen und zu modificiven.« 


„Die alfo auf Grund des Artifel8 94 der Convention und unter 
Gutheißung fünmtlicher Regierungen genommenen Befchlüße haben 
nach vorbergegangener Bekanntmachung in den reſpectiven Uferjtaaten, 
für alle Betheiligten, fowie auch für die Rhein-Zoll-Richter dieſelbe 
Kraft und Geltung wie Supplementar-Artifelu — 
fo genehmigen und ratificiren Wir nunmehr vorftehenden Supplementar- 
Artikel zum Rheinfchifffahrts:Vertrage vom 31. März 1831 und verfprechen 
biefelbe in Erfüllung zu bringen und beobachten zu laffen. 

Deifen zu Urfund haben Wir gegenwärtige Ratification mit Unferer 
Unterfchrift und Beivrüdung Unferes Königl. Inſiegels ausfertigen laffen. 

So gejchehen und gegeben Münden am 4. Dftober —— 
achthundert und einundvierzig. 

Ludwig. 
Publicirt mit Miniſterial-Bekanntmachung vom 24. Dezember 1841. 
Reg.-Blatt f. d. Königreich Bayern v. J. 1841. Nr. 54. S. 1248—1253. 


25. a. Bekanntmachung, die Vereinbarung wegen Behandlung des 
Gütertrandport3 und der Waaren-Abfertigung auf dem inner- 
halb des Zollvereinägebieted gelegenen Theile des Rheins 
und der conventionellen Nebenflüffe desſelben betreffend. 


Minifterium des KRöniglihen Haufes und des Aeußern. 
Nachdem von den Zollvereind - Regierungen wegen Behandlung bes 
Gütertransports und der Waaren- Abfertigung auf dem innerhalb des 
Zollvereinsgebiet8 gelegenen Theile des Rheins und der conventionellen 
Nebenflüffe vesjelben eine Vereinbarung getroffen worden ift, welche von 
Seite aller betheiligten VBereinsregierungen die Genehmigung erhalten bat, 
jo wird diefelbe in Folge befonderer allerhöchjter Ermächtigung Seiner 
Majeftät des Königs hiemit nachftehend durch das Regierungsblatt zur 
Wiffenichaft und Nachachtung befannt gemacht. 
München ven 23. Dezember 1841. 
Auf Seiner Majeftät des Königs Allerhöchſten Befehl. 
Frhr. v. Giſe. 


b. Bereinbarung wegen Behandlung des Gütertransportö umd der 
Waaren-Abfertigung auf dem innerhalb des Zollvereinsgebiets 
gelegenen Theile des Rheins umd der conventionellen Nebenflüife 
desjelben. 


I. Unmittelbarer Tranfit. 


$. 1. Schiffsladungen, welche auf dem Nheine oder einem Neben- 
fluffe vesfelben in das DVereinsgebiet eingehen und in demſelben Schiffe, 
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ohne Veränderung dev Ladung, wieder ausgehen, alfo auf ver Waffer- 
ftraffe unmittelbar durch das Vereinsgebiet tranfitiren, unterliegen ledig— 
lich den Controle-Vorſchriften, welche in der Rheinfchifffahrts-Eonvention 
vom 31. März 1831 überhaupt und insbefondere in dem Art. 39. ver- 
felben enthalten find. 


II. Waaren-Eingang vom Anslande nad) vereinsländifchen Häfen. 
A. Schiffsladımgen, welche ausſchließlich nah Freihafenplägen 
bejtimmt find, 

1. Wenn.die gefammie Ladung eines Schiffes nur nach einem einzigen Orte 
beftimmt ift 

$. 2. Bei dem Eingange von Schiffsladungen aus dem Auslande 
mit der Beſtimmung nach dem Freihafenplate hat der Schiffsführer dem 
Grenz Zollamte das Manifeft, womit, nach Art. 27. ver Rheinfchifffahrts- 
Convention, die Schiffsladung bis zum Orte der Ausladung begleitet fein 
muß, im Original zur Einficht vorzulegen und zugleich ein Duplicat des— 
felben, mit feiner jchriftlichen Anerkennung verfehen, zu übergeben. In— 
fofern die Waaren in dem Manifejte nicht nach ven Beftimmungen des 
Dereind- Zolltarifs bezeichnet find, hat der Echiffsführer in einem Nach- 
trage zu dem Duplicat des Manifeftes die tarifmäßigen Benennungen 
anzugeben. An die Stelle des Manifeft-Duplicats kann, nah Wahl des 
Schiffsführers, auch eine nach den Vorſchriften der Zollordnung ausge— 
fertigte Declaration treten. 

8.3. Das Grenz-Zollamt gibt, nach genommener Einſicht des Ori— 
ginal-Manifeftes, dasſelbe an ven Schiffeführer zurüd, ertheilt unverzüglich 
einen Begleitfchein, jedoch nach einem mit Rückſicht auf die Beſtimmung 
im $. 13. eigens vorgefchriebenen Formular (Beilage 1.) und trifft nach 
Borjchrift ver SS. 4. und 5. die weiter erforverlichen Eontrol-Mafßregeln 
für den Transport des Schiffes bis zum Beftimmungsorte. 

8. 4. Hit das Schiff, nach Vorfchrift ver über den Schiffsverſchluß 
vereinbarten Inſtruktion (Beilage 2.), verſchlußfähig eingerichtet, fo läßt 
das Grenz» Zollamt, nach vorgängiger Revifion der nicht verfchließbaren 
Schiffsräume, die Anlegung des Sciffsverfchluffes eintreten. 

8.5. Iſt das Schiff nicht nach VBorfchrift der gedachten Ynftruftion 
(8. 4.) verſchlußfähig eingerichtet, jo tritt die Begleitung der Yabung durch 
Zollbeamte ein. | 

8. 6. Wenn Schiffslanungen auf einem und demſelben Schiffsbeden 
unverändert — ubgefehen jedoch von den, ven Umftänden nach erforder- 
lichen Leichterungen — von der Grenze ab ihrer Beſtimmung zugeführt 
werben, fo findet ver Schiffsverfchluß, beziebungsweife die Vegleitung 
erfterer mit den durch die Leichterungen nothwendigen Unterbrechungen in 
ber Regel bis zu dem bei dem Eingange veclarirten Beftimmungsorte ftatt. 
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8.7. Sind die Schiffsladungen unter Geſammtverſchluß des Schiffes 
genommen worden, fo ijt unterwegs die Beiladung von unverzoliten 
Waaren, infofern dieſe colliweife verjchloffen find, unter zollamtlicher Auf- 
ficht zuläßig, die Beiladung von Gegenſtänden des freien Verkehrs aber 
nur infoweit, als fie von den unter Echiffsverfchluß befindlichen Gütern 
getrennt werben können. 

Wenn Schiffsladungen unter Perfonalbegleitung ihrem Beftimmungs- 
orte zugeführt werven, dürfen unterwegs feinerlei Beiladungen ftattfinden. 

8. 8. In Fällen von Umladungen und Ueberladungen von Bord 
zu Bord, welche nicht als Leichterungen zu betrachten find, findet rüd- 
fichtlich der ganzen Ladung eine Behandlung nad den allgemeinen Regeln 
der Zollorpnung ftatt. Inwiefern Ausnahmen bievon zuläffig find, wird 
durch befonvdere Vereinbarung fejtgefetst werben. 

8. 9. Wenn Sciffsladungen unter Gefammtverfchluß des Schiffes 
genommen worben find, fo finden in Bezug auf die nothwendigen Leich- 
terungen und auf die deßhalb oder in Folge von Unglüdsfällen erforder- 
lihe Löfung des Verjchluffes die Beftimmungen im 2. Alinea des Art. 39. 
der Rheinfchifffahrts-Convention und die hierüber vereinbarten Vollzugs— 
vorfchriften Anwendung. 

$. 10. Wird, zur Abwendung oder in Folge von Unglüdsfällen, 
eine Löſung des Schiffsverfchluffes jo dringend nothwendig, daß fie, ehe 
und bevor bei einer Zollftelle der Antrag auf Löfung des Verſchluſſes 
gejtellt werben fann, eintreten muß, dann bat der Schiffsführer nach ftatt- 
gehabter Löſung des Verſchlußes, neben ver im Art. 38. der Rheinfchiff- 
fahrt8- Convention vorgefchriebenen Meldung, unverzüglich ber nächiten 
competenten Zollftelle davon Anzeige zu machen, und dieſe fann alsdann 
nach ihrem Ermefjen eine Revifion der Ladung eintreten laſſen. 

$. 11. Die vorftehend ($. 10.) für Fälle der nothwenbigen Löfung 
bes Schiffsverfchluffes gegebene Beitimmung findet auch Anwendung auf 
Verſchlußverletzungen, welche nicht zur Abwendung ober in Folge von Un- 
glücksfällen entjtehen. 

$. 12. Das zwifchen ver Grenze und dem Beitimmungsorte ver 
Ladung gelegene Hauptamt, welches in Folge von Anzeigen der Schiffs— 
führer oder auf andere Weife von einer erfolgten Löſung oder Verlegung 
des Schiffeverfchluffes Kenntnig erhält, forgt für die Anlegung eines 
neuen Berjchluffes und nimmt eine Verhandlung über ven Thatbeitand 
ver Löfung oder DBerlegung des Schiffeverfchluffes, über die Refultate 
ber Revifion, falls eine folche ftattgefunden, und über bie erfolgte Anleg- 
ung eines neuen Verſchluſſes auf. 

Diefe Verhandlung, worauf in einer Bemerkung zu dem Begleit- 
ſcheine hinzuweifen ift, wird dem Schiffsführer behändigt, um fie, gleich- 
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zeitig mit dem Begleiticheine, dem Hauptamte im Beftimmungsorte zu 
übergeben. 

8. 13. Das Duplicat des Manifeftes oder die Declaration, welche 
der Schiffsführer dem Grenz- Zolflamte zu übergeben hat ($. 2.), ift ale 
verbindliche Declaration anzufehen, jedoch unter folgenden Mopalitäten 
und näheren Bejtimmungen : | 

1. Die Revifion der Ladung zum Zwede der fürmlichen zollordnungs— 
mäßigen Abfertigung und dieſe Abfertigung jelbjt tritt erjt bei dem 

Hauptamte im Beftimmungsorte ein. 

2. Der Befund, diefer Revifion am Beſtimmungsorte wird der Verzoll— 
ung, beziehungsweife ver weiteren Abfertigung zu Grunde gelegt. 

Ausnahmen von diefer Regel treten ein, wenn bei ber Reviſion 

die declarirte Waare gar nicht oder in zu geringer Menge, over in 

einer Beichaffenheit, welche eine geringere Abgabe würde begründet 
haben. 

In diefem Falle wird entweber ! 

&) die declarirte Menge ver Waaren, unter Anwendung des höchften 

Zollfages, oder 

b) die in der Declaration enthaltene Angabe über Gattung und 

Menge ver Waaren 

ber Übfertigung zu Grunde gelegt. 

Zu a. Die veclarirte Waarenmenge, unter Anwendung bes höch- 
jten Zollfages, bildet die Grundlage der Abfertigung dann, 
wenn nach vem Reſultate ver Unterfuchung eine Vertauſch— 
ung der Waaren oder eine eigenmächtige Verfügung über 
folche ſtattgefunden hat und nicht feſtſteht, daß die becla- 
rirte Waarengattung vorhanden gewefen it. 

Zu b. Die declarirte Menge und Gattung der Waaren werben 
ber Abfertigung zu Grunde gelegt: 
aa) wenn zwar feine Gewißheit varüber vorliegt, daß eine 

Vertauſchung ver Waaren oder eine eigenmächtige Ver— 
fügung über folche jtattgefunvden habe, ver Schiffsführer 
jedoch auch nicht genügend nachzuweifen vermag, daß 
die Waaren aus Verſehen unrichtig declarirt worden; 
bb) wenn aus der Unterfuchung refultirt, daß eine Ver— 
taufehung der Waaren oder eine eigenmächtige Verfüg- 
ung über folche ftattgefunden, die Waare aber in ber 
declarirten Menge und Gattung vorhanden geweſen ift. 

Unabhängig von vorjtehenven Beftimmungen wegen des Gefälfe- 
punftes werben unrichtige Angaben in ver Declaration, in ftrafre 'tlicher 
Deziehbung, nach den Nefultaten ver Unterfuchung beurtheilt, welche in 
Fällen der Abweichung des Revifionsbefundes von der Declaration am 
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Beftimmungsorte jedesmal eingeleitet werden muß, wie biefes nach bem 
zweiten Alinea des Art. 41. der Rheinfchifffahrts - Convention bei unrich- 
tigen Angaben der Original-Manifefte für zuläßig erflärt ift. 

3. Bei Berfchlußverlegungen find die Folgen verjelben, in Bezug 
auf den Gefällepunft, am Beftimmungsorte nach folgenden Regeln 
zu bemejjen: 

a) Hat die Verwaltung feine Veranlaffung, in Zweifel zu ziehen, 

daß die Schiffsladung noch vollftändig in den Waaren beftehe, 
womit das Fahrzeug bei Anlegung des VBerfchluffes befrachtet war, 
fo bleibt die Verfchlußverlegung, in Beziehung auf ven Gefälle 
punft, ohne weitere Folgen. Die Schiffsladung wird dann in 
diefer Beziehung nah den Beftimmungen unter Ziffer 2. viefes 
Paragraphen bebanvelt. 
Ergeben fih nah Prüfung des Falles der Verfchlufverlegung 
Zweifel, in Anfeyung der Identität der Waaren, ohne daß eine 
Vertaufhung von Waaren oder eine eigenmächtige Verfügung 
über folshe conjtatirt wäre, fo kann die Verwaltung für bie 
Waare, deren Identität in Zweifel gejogen wird, die VBerzollung 
nah dem Revifionsbefunde oder nach der Deklaration fordern. 

In Anfehung des Theils der Waare, über deren Identität 

fein Zweifel bejteht, findet die Regel sub a Anwendung. 

c) Ergibt fih, daß Vertaufchungen von Waaren oder eigenmächtige 
Berfügungen über folche ftattgefunden haben, fo find die Gefälle, 
den Bejtimmungen unter Ziffer 2 viefes Paragraphen gemäß, nach 
dem höchften Zollfage oder nach dem tarifmäßigen Sate zu ent- 
richten. 

Hinfichtlich des Theils der Waaren, über deren Identität fein 
Zweifel beſteht, findet die Regel sub a Anwendung. 

Unabhängig von vorftehenden Folgen in Bezug auf ven Gefälfepunft, 
werden Berlegungen des Schiffsverfchluffes, welche chne Verbindung mit 
anderen, höher zu bejtrafenden Vergehen ftattgefunden haben, wenn nicht 
glaubhaft nachgewiefen werden kann, daß fie durch Zufall entftanden, mit 
Ordnungsitrafen bis zu 175 fl. geahnvet. 

$. 14. Der Schiffsführer hat fih bei feiner Ankunft am Beſtim— 
mungsorte bei dem Hauptamte zu melden und alles vasjenige zu beobadh- 
ten, was bie örtlichen Zollbofs- und Hafenorpnungen für die anfommen- 
den, mit unverzolften und unrevidirten Waaren befrachteten Fahrzeuge 
vorfchreiben, und was die durch den Begleitfchein übernommenen Berpflich- 
tungen ihm auferlegen. 

$. 15. Das von dem Schiffführer bei dem Grenz-Zolfamte übergebene 
Dupfifat des Manifeftes over die Deflaration vertritt bei dem Haupt- 
amte am Beftimmungsorte die General Deklaration. Iſt jedoch das an 


b 
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der Grenze übergebene Duplifat des Manifeftes in formeller Hinficht von 
der Art, daß das Hauptamt im Beftimmungsorte noch eine weitere, ganz 
genau nad dem allgemeinen VBorjchriften ausgefertigte Deklaration als 
Regifterbeleg für nothwendig hält, fo kann das Hauptamt auch noch bie 
Abgabe einer folchen weiteren Deklaration vom Echiffsführer verlangen. 


$. 16. Wenn der Schiffsführer bei feiner Ankunft am Beſtim— 
mungsorte zu Berichtigungen in den Angaben, welche das dem Grenz— 
Zollamte übergebene Duplifat des Manifeſtes oder die Deflaration ent- 
hält, Veranlafjung findet, jo ift ihm geftattet, dieſe Berichtigungen felbft 
vorzunehmen, oder dem Waaren-Disponenten am VBeftimmungsorte, ver 
auch außerdem zu Berichtigungen befugt ift, zu überlaffen. Diefe Berich- 
tigungen müſſen unter Angabe der Grünte bewirkt werben, und zwar, 
falls fie vom Echiffsführer ausgehen, mitteljt einer fchriftlichen Erflärung 
zu ber übergebenen General: Deklaration, im Falle fie aber von dem 
Waaren- Disponenten am Beftimmungsorte bewirkt werben, mitteljt ber 
abzugebenvden Spezial-Deflaration ($. 17). 

Eine Berichtigung der deflarirten Collizahl fchügt den Echiffsführer 
nicht vor den Folgen ver Beſtimmung im $. 13, Sat 2, lit b. 

Bei Berichtigungen des Gewichts oder ver Waarengattung können bie 
urfprünglich unrichtigen Angaben unter Umſtänden unbefiraft bleiben oder 
nur mit einer Orbnungsjtrafe gegen ven Deflaranten geahndet werben, 
wenn auf fpecielle Revifion ausprüdlich angetragen worden ift und durch 
Borlegung der Correſpondenz, Facturen ꝛc. überzeugend nachgewiefen wird, 
daß nur ein Verſehen ftattgefunden hat. 

8. 17. Die Waaren - Disponenten am Beftimmungsorte haben 
binnen der, durch die örtliche Hafen- und Zollhofsorbnung vorgefchriebener 
Frift Special-Deflarationen (Auszüge aus ver General-Deflaration) dem 
Hanptamte zu übergeben, und darin zu bemerfen, welche weitere Abfer— 
tigung gewünfcht wird. Dieje weitere Abfertigung kann, nach Verſchie— 
denheit der Bejtimmung ver Waaren, begehrt werben: 

a) zur ſchließlichen Eingangsbehandlung ; 

b) zur unmittelbaren weiteren Verſendung vom Zollhofe auf Yand- 
wegen; 

e) zur unmittelbaren weiteren Verfendung aus dem Hafen zu Wafler 

nach anderen vereinsländifchen Häfen; 

d) zur unmittelbaren weiteren Verſendung aus ‚dem Hafen zu Waffer 
nach dem Auslande; 

e) zur Niederlage für Güter, iiber welche weitere — vorbe⸗ 
halten bleibt; 

f) zur Niederlage für unwiderrufliches mittelbares Tranſitgut. 
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8. 18. In allen Fällen diefer Abfertigungen erfolgt nach ver Aus- 
ladung, bei welcher Abzählung und Bergleihung ver Colli mit der De- 
Haration jtattfinvet, vor Allem Berwiegung der Waare. ® 

Das weitere Abfertigungsverfahren richtet fich 
im Falle a. nach den allgemeinen Vorjchriften der Zollordnung; 

im Falle b. nach den Vorfchriften über die Begleitichein - Abfertigung ; 

im Falle c. vesgleichen, jedoch mit Rüdficht auf die befondere Beſtimmung 
wegen der Abfertigung von einem vereinsländiſchen Hafen 
nach den anderen ($$. 29 bis 31.); 

im Falle d. ebenfalls nach den Vorſchriften über die Begleitihein-Abfer- 
tigung jedoch mit Rüdficht auf die befonderen Bejtimmungen 
wegen der Verfendungen, welche zu Waſſer nad) vem Aus— 
lande jtattfinden ($. 32 bis 34.); 

im Falle e. nach den Vorjchriften über die Niederlage für Güter, über 
welche Dispofition vorbehalten bleibt; 

im Falle f. nach den befonderen Bejtimmungen über die Niederlage für 
unwieberrufliches mittelbare Tranfitgut. 


2. Wenn die Ladung eines Schiffes nach mehreren Orten beſtimml it. 


8.19. Wenn eine aus dem Auslande eingehende Schiffsladung für 
mehrere vereinsländifche Freihäfen bejtimmt find, fo finden die Vorfchrif- 
ten der 88. 2 bis 18 mit folgenden Mopificationen Anwendung: 

1. Beim Grenz - Zollamte müffen über die nach jevem Hafenplatze be- 
ftimmten Güter beſondere, mit fchriftliher Anerkennung verjebene 
Auszüge aus dem Manifefte, oder bejonvere Deflgrationen übergeben 

* werben ($. 2). 

2. Ym Falle der Abfertigung unter Berfonalbegleitung, werben die Aus- 
züge aus dem Manifefte oder die Deflarationen von dem Grenzoll- 
amte den Wegleitungsbeamten verfiegelt behändigt, um durch dieſe 
an das Hauptamt des Erften ber betheiligten Häfen zu gelangen. 

Letzteres läßt die Reviſion der ganzen Ladung und vie zollorb- 
nungsmäßige Abfertigung verjelben eintreten. 

Für denjenigen Theil der Yabung, welcher nach einem anveren 
Hafenorte unter Begleitfchein - Controle abgefertigt wird, ijt die Re- 
vifion nur eine allgemeine, und es find im VBeitimmungsorte desjelben 
Berichtigungen der urfprünglichen Angaben, in Anfehung der Gattung 
der Waaren, nach den im $. 16 enthaltenen Beftimmungen zuläßig. 

3. Findet dagegen bei dem Grenzollamte Anlegung des Schiffsver- 
Ihluffes ftatt, fo ift Nachitebenves zu beobachten: 

a) Ueber die für jeden Hafen bejtimmten Güter wird vom Grenz— 

zollamte ein befonderer Vegleitfchein ausgeſtellt. 
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by’ Nach erfolgter Entladung der fin den erften betheiligten Hafen 
bejtimmten Güter an dieſem Hafenplage, tritt Schiffsverſchluß 
für den weitern Transport bis zu dem nächſtfolgenden betheilig- 
ten Hafen ein. Ebenſo wird in viefem Falle ferner verfahren, 
wenn der Schiffsführer auch Güter für weitere Häfen am Borb 
haben jolite. 


$. 20. Wenn nach den vorftehenten allgemeinen und ben dazu 
gehörigen bejonderen Berabredungen, Abzählung und Verſchluß der Colli 
an Zwifchenorten auf dem Fahrzeuge ftattfinden, und die Waaren bierauf- 
bin unter Begleitfchein - Controle zu dem Beftimmungsorte gelangen, fo 
bleibt auch in dieſen Fällen dem Hauptamte im Beftimmungsorte bie 
förmliche zolforbnungsmäßige Abfertigung, jowie bei Abweichungen des 
Nevifionsbefundes von den Angaben in den Deflarationen und bei Ver— 
fchlußverlegungen die Wahrung des Erforberlichen nach $. 13 überlaffen. 


Werben bei der Abzählung ver Eolli auf den Fahrzeugen Unrichtig- 
feiten in der urfprünglichen Deklaration entvedt, jo bemerkt das Haupt- 
amt, unter deſſen Yeitung dieſe Abzählung ftattgefunden hat, das Erfor— 
berliche in dem Begleitjchein zur Notiz für das Amt im Beitimmungsorte. 
Die Feitjtellung des Thatbeftandes und weitere Vorkehrungen finden bei 
jenem Amte nur infoweit ftatt, als dieſes nothwendig erjcheint, um einer 
Verdunklung des Sachverhältnifjes zu begegnen. 


B. Sciffsladungen, welche nicht ausfchlieglich nach Freihafen- 
plägen bejtimmt find. 
$. 21. Schiffsladungen, welche lediglich mit der Beftimmung nach 
Orten eingehen, in welchen fich ein Freihafen befindet, werden von dem 
Grenzzollamte ganz nach ven allgemeinen SR der Zollgeſetzgebung 
abgefertigt. 
$. 22. Geht eine Schiffeladung mit ver Beſtimmung theils nach 
Freihafenorten und theils nach Orten, in welchen fich fein Freihafen be- 
findet, ein, fo ift zu unterſcheiden, ob derjenige Beftimmungsort, welcher 
auf der Fahrt zuerft erreicht wird, 
a) ein Freihafenplak ift, oder 
b) ob fich fein Freihafen in demſelben befindet. 


In dem Falle zu a gelten die Vorfjchriften des $. 19, jedoch mit ber 
Maaßgabe, daß auch der Schiffverjchluß nur bis zum erjten Freihafen- 
plage in Anwendung kommt und in dieſem die zollordnungsmäßige Abfer— 
tigung erfolgt. 

In dem Falle b tritt ſchon an der Grenze die jfforemungemägige 
Abfertigung ein. 


\ 
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III. Woaarenverfendung auf dem Rhein aus dem Inlande durch 
das Ausland nad) dem Inlande. 


A. Ausgehend. 


8. 23. Sollen Gegenftänre des freien Verkehrs auf dem Rheine 
aus dem Inlande durch das Ansland nach dem Inlande verfendet wer- 
den, fo fommen die DVorjchriften des $. 76 der Zollorbnung in An— 
wendung. 

Inſofern die Ladung bei einem Amte im Innern unter Gefammt: 
verfchluß genemmen worden ift, bejchränft fi das Ausgangsamt auf die 
Recognition dieſes Verſchluſſes. 


B. Wieder eingehend. 

J. Schiſſsſadungen, welche ausſchliehſich nad) FSreihaſenplätzen beſtimmt find. 

$. 24. Beim Wiedereingange der nach 8. 23 abgefertigten Waaren 
iſt zu unterſcheiden, ob dieſelben ausſchließlich nach Freihäfenplätzen, oder 
ob ſie ganz oder theilweiſe nach anderen Orten beſtimmt ſind. 

Im erſteren Falle, und inſofern die Waaren in unvermiſchter Ladung 
eingehen, werden ſolche 

1. wenn das Ausgangsamt die Güter unter Schiffsverſchluß abgelaſſen 
hat, vom Grenzeingangsamte, nach Recognition und Aufnahme des 

Verſchluſſes, in freien Verkehr gefett; 

2. wenn das Ausgangsamt die Güter nicht unter Echiffs-, fondern 
unter Colliverſchluß oder auch unverfchloffen abgelaſſen hat, 

a) falls ver Schiffsführer die fchließliche Abfertigung beim Grenz- 
eingangsamte verlangt, oder dieſe ohne erheblichen Aufenthalt 
gefchehen kann, ebenfalls jogleich in freien Verkehr gejett, in 
anderen Fällen aber, 

b) mit Sciffebegleitung oder, infofern das Schiff verichlußfähig 
it, mit Schiffsverfchluß und Begleitfchein-Eontrolle nach ihrem 
Beltimmungsorte abgelafjen. it eine folche mit Echiffsbe- 
gleitung abgefertigt« Ladung von Deflarationsfcheingütern nach 
mehreren Freihafenpläten bejtimmt, fo wird die Schiffsbeglei- 
tung jedenfalls nur bis zum nächjten Bejtimmungsorte ertbeilt 
und bier die ganze Ladung in freien Verkehr geſetzt. 

8. 25. Gehen Gegenfjtände des freien Verkehrs, die unter Defla- 
rationsfchein - Sontrolle verjendet werben, auf dem Rheine in einer mit 
unverzollten Waaren vermijchten Ladung mit der Beſtimmung nach Frei— 
hafenplägen ein, fo wird, wenn ber unverzollte Theil der Yabung vom 
Grenzeingangsamte unter Schiffsverfchluß oder Echiffsbegleitung nach dem 
Beitimmungsorte abgelofjen wird, auch die fchliegliche Abtertigung der 
Deklarationsfdheingüter dahin überwiefen. Im Falle des Schiffsverjchluffes 
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werben alsdann bie nicht collimeife verfchloffenen Deflarationsfcheingüter 
in biefen mit aufgenommen und es wird hierüber das Nöthige im Begleit- 
fcheine unter Hinweifung auf den Deflarationsfchein bemerft. 


2. Schiffstadungen, welche nicht ausſchliehlich nad) Freihaſenplätzen Beftimmt find. 

8. 26. Gehen Gegenftände des freien Verkehrs, die unter Deffa- 
rationsschein-Eontrolfe verjendet werden, auf dem Rheine lediglich mit ver 
Beitimmung nach Orten ein, in welchen fich fein Freihafen befindet, fo 
werben fie vom Grenzeingangsamte nach ven Allgemeinen Vorfchriften ver 
Zollordnung behandelt ($. 21). 

$. 27. Hat ein Schiff Deflarationsfcheingüter an Bord, welche 
theils in Freihafenplägen, theils in Drten, in welchen fich fein Freihafen 
befindet, ausgelaben werben follen, fo wird 

a) wenn ein Freihafen der nächjte Beitimmungsort ift — an ver Grenze 
eben jo verfahren, wie wenn bie ganze Ladung dahin beftimmt wäre 
(88. 24 und 25); 

b) wenn ein Ort, in welchen fich fein Freihafen befindet, ber nächite 
Beitimmungsort ift — die Ladung jebenfall® an ber Grenze in 
freien Verkehr gefett. 

3. Slobe. 
$. 28. Flöße, die aus dem freien Verkehr des DVereinsgebietes 
berftammend, auf dem Rheine unter Deflarationsfchein - Controlfe ein- 
gehen, werben in jedem Falle fozleih vom Grenzeingampsamte in freien 
Verkehr gejekt. 


IV. Woaarenverfendung von Hafen zu Hafen innerhalb des 
Vereinsgebietes. 


$. 29. Unverzollte Waaren, welche innerhalb des Vereins aus 
einem Freihafen nach einem anderen verjendet werben, unterlicgen ber 
Begleitfchein-Eontrole. 

8. 30. Beſtehen die Güter in folhen, welche bei ihrem Eintreffen 
aus dem Auslande in dem Hafen des VBerjendungsortes zur unmittelbaren 
weiteren Abfertigung nach einem anderen Hafen mit Nieverlagerccht vecla- 
rirt wurden ($. 17. Fall c.), fo werden fie auf allgemeine Reviſion ab- 
gefertigt. In diefem Falle können Berichtigungen ber urfprünglichen 
Angaben in Anfehung der Gattung der Waaren ebenfo, wie biefes 
nach 8. 16. im erften Freibafenorte zuläßig ift, auch im weiteren Bejtimm- 
ungsorte eintreten. 

8. 31. Werben die Güter, welche abgefertigt werben follen, aus 
der Niederlage (8. 17. Fall e. und f.) entnommen, fo richtet ſich das 


Revifionsverfahren nach ven Vorſchriften für dieſe Niederlage. 
46 
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V. —— auf dem heine und feinen Uebenflüſſen von 
vereinsländifchen Hafenpläßen nad) dem Auslande. 


$. 32. Unverzollte Waaren, welche auf dem Rheine over feinen 
Nebenflüffen von vereinsländifchen Freihafenplägen nach dem Auslande 
verfendet werben, unterliegen ver Abfertigung unter Begleitfchein-Controle. 

$. 33. Sind die Schiffe, in welchen die unter Begleitfchein-Eontrofe 
abzufertigenden Waaren verfendet werben, nicht verſchlußfähig eingerichtet, 
fo tritt in der Negel Colliverfhluß und biernächft beim Ausaangsamte 
die Revifion der Ladung und die Abnahme des Verſchluſſes ein. 

Bei der Bergfahrt kann ausnahmsweiſe, ftatt des Colliverfchluffes, 
Perfonalbegleitung bi8 zum Ausgangsamte zugeftanden werden, wenn bie 
Ladung lediglich aus unverzollten Waaren befteht. Das Ausgangsamt 
erledigt alsdann ven Begleitfchein auf die Beſcheinigung ver Begleitungs- 
beamten, daß die Ladung unverändert zur Grenze gelangt und über bie 
felbe ausgegangen fei. Eine Revifion der Ladung findet bei vem Grenz- 
ausgangsamte nur infoferm ftatt, als gegründete VBeranlaffung zu einer 
Unterfuchung wegen Uebertretung der Zollgefege vorliegen jollte. 

Wenn ausnahmsweife ftatt des Colliverfchluffes Perfonalbegleitung 
eintritt, fo dürfen Beiladungen von Gegenftänden bes freien Verkehrs 
auch auf der Fahrt nicht jtattfinden. 

$. 34. Sind die Schiffe, in welden die unter Begleitfchein- Con- 
trole abzufertigenden Waaren verfendet werden, verfchlußfähig eingerichtet, 
fo tritt Verſchluß derſelben ein. 

Eine Beiladung von nicht colliweife verfchlofjenen Gegenftänden des 
freien Verkehrs innerhalb des verjchließbaren Raumes, in welchem fich 
bie ausländifhen Waaren befinden, ift nur unter ver Bedingung zuläßig, 
daß jene ihre Eigenjchaft als Gegenſtände des freien Verkehrs verlieren, 
bie ber unverzollten ausländifchen Waaren annehmen, und hiernach das 
Erforderliche, unter Hinweifung auf das Manifeft, im Begleitfcheine 
bemerkt wird, 

Außer dem NRaumverfchluffe der unverzollten Güter können Güter 
bes freien Verkehrs beigeladen werden, ohne daß fie ihre Eigenjchaft als 
Gegenftände des freien Verkehrs verlieren. 

Das Ausgangsamt befchränft fi auf Necognition und Abnahme 
des Verſchluſſes, und erledigt hierauf hin den Begleitichein. 

$. 35. Im alfen übrigen Fällen der Verfendung unverzolfter Waaren 
vom Freihafenplage nach dem Auslande, fowie in allen Fällen ver Ver- 
fendung unverzollter Waaren von anderen Hafenplägen nad) dem Auslande, 
erfolgt die Abfertigung nach den allgemeinen Kegeln der Zollorpnung. 
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VI. Woaren-Ein- und Ausgang mittel der Dampſſchiſſe. 


8. 36. Beim Eingange von Dampfichiffen, welche auf dem vereind- 
ländifchen Theile des Rheins oder eines feiner Nebenflüffe zum Trans— 
porte zollpflichtiger Waaren dienen, hat der Schiffsführer über die jewei— 
fige Ladung an folhen Waaren dem Grenzeingangsamte eine Deklaration 
nach den Vorfchriften der Zollorbnung zu übergeben. Auf der Grund 
dieſer Deklaration findet, infofern die Dampffchiffe mit verfchlußfähigen 
Laderäumen verfehen find, die Abfertigung in der Art ftatt, wie fie für 
die unter Schifföverfchluß geſetzten Ladungen in ven 88. 4, 7, 10, 11, 
12, 13, Nr. 3. 14, 17 und 18 ver gegenwärtigen Vereinbarung vorge- 
fchrieben ift. Für Paffagiergut und für außer den Laberäumen befind- 
lihen Waaren, desgleichen für Dampfichiffe ohne verfchlußfähige Laderäume 
tritt die gewöhnliche zollordnungsmäßige Abfertigung ein. 


VII. Allgemeine Befimmungen. 


8. 37. Die unter Perfonalbegleitung oder unter Schiffsverſchluß 
fahrenden Schiffe follen auf der Fahrt am Tage durch eine eigenthümliche 
Flagge, in der Nacht aber durch eine hellleuchtende Yaterne Tenntlich ge— 
macht werben. 

8. 38. Die Ausfertigung eines Begleitſcheines, fowie die Anlegung 
des zolfamtlichen Verfchluffes gefchieht in allen Fällen des Transports un- 
verzollter Waaren auf dem Nheine und deſſen Nebenflüffen ganz koſtenfrei. 

8. 39. Im allen Fällen der Abfertigung mittelft Begleitſcheins zum 
Transporte auf dem Nheine oder deſſen Nebenflüffen können die Schiffe- 
führer Vegleitfchein-Ertrahenten fein, und dieß auch alsdann, wenn noch 
befondere Waarendisponenten vorhanden find. 

F. 40. Nur diejenigen Schiffer, welche des Schleichhandels nach 
Art. 41. der Rheinfchifffahrts - Convention überwieſen find, bedürfen ale 
Begleitichein » Ertrahenten einer beſonderen Sicherſtellung der Zollgefälfe 
durch Pfand oder Bürgichaft. 

F. 41. Es werden Mafregeln getroffen werben, um vie Einrichtung 
des ES chiffsverfchluffes bei den auf dem heine und deſſen Nebenflüffen 
zum Waarentransporte dienenden Fahrzeugen möglichft zu erleichtern. 

8. 42. Was in gegenwärtiger Vereinbarung bon Freihafenplätzen 
geſagt iſt, findet auf alle unmittelbar am Rheine oder einem feiner Neben- 
flüſſe gelegenen Hafenerte Anwendung, in denen fich ein Hauptzell- oder 
Hauptfteneramt mit Nieverlagerecht befindet, oder von ber betreffenden 
Regierung errichtet wird, und welche von ver legteren zu Freihäfen 


erklärt werden. 
46* 


712 


| Beilage 1. 
Begleitſchein 
über ausländiſche Waaren, von welchen der Eingangszoll nicht 
erhoben iſt. 

Der Schiffer N. N., wohnhaft zu N. N., meldete heute dem unter— 
zeichneten Amte vie in der angeftempelten Declaration Nr. .. vom 
..ten....18... verzeichnete Ladung ausländifcher Waaren in dem 
von ihm geführten Echiffe, genannt N. N., mit dem Begehren an, bie- 
felbe auf das Hauptamt N. N., unter Begleitfchein-Controlfe und 
unter Raumverſchluß feines dazu vorſchriſtsmäßig eingerichteten Fahrzeugs 


Perſonal⸗Begleitung. 
zur ordnungsmäßigen weiteren Behandlung abzufertigen. 

Dieſem Begehren entſprechend iſt, ————— —— rn 
worden. 

Der N. N. übernimmt aus diefem, von ihm verlangten Begleitfcheine 
die Verpflichtung, die in der angejtempelten Deklaration verzeichneten 
Waaren in der angegebenen Gattung und Menge mit gegenwärtigem 
Begleitfcheine bis zum .. ten... ... 18... bei dem Hauptamte N. N. 
unverändert, unter Beobachtung der für den Waarentransport 


unter Schiffsverſchluß ’ 
unter Werienaibegiekung auf dem heine und deſſen conven- 


tionelfen Nebenflüffen beſtehenden Vorfchriften zur Nevifion zu ftellen oder 
ftellen zu laſſen, ingleichen für den Betrag des Eingangszolls von ven 
gedachten Waaren den in dem $. 13 ver Vereinbarung wegen Behandlung 
des Gütertransports und der Waarenabfertigungen auf dem Rhein und 
deſſen Nebenflüffen enthaltenen Beftimmungen gemäß, zu haften. 
Diefe Verpflichtungen erlöfchen nur dann, wenn durch das Hauptamt 
N. N. befcheinigt ift, daß jenen Obliegenheiten völlig genügt fei. 
Ucceptations- Formel des Begleitfchein-Ertrahenten. 
Ich übernehme dieſen Begleitichein und mit demſelben vorftehend 
angegebene Bedingungen. 


Emmerich ven 
NN. 


Königlich Preußiſches Hauptzollamt. 


Amtliche Vermerke 
über Dienſthandlungen, welche in befonderen Fällen auf der Fahrt nad 
dem Beftimmungsorte der Schiffsladung vorgenommen werben, unter 
Angabe der wichtigern Momente dieſer Fälle, nämlich: 
1. in Fällen nothwendiger Leichterungen von Schiffen, welche unter 
Raumverſchluß abgelaffen worven find 
a) über die amtliche Löſung und Abnahme des. Verfchluffes; 


Emmerich ven 
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b) über den Umfang ber Leichterung mit Hinweifung auf bie ver 
Deklaration beizufügende Anmerkungen und über bie Beauffich- 
tigung ber Veberlabung. 

c) über die Zurückladung der Waaren aus den Leichterfchiffen in das 
Hauptichiff und deren Beauffichtigung ; 

d) über die amtliche Wieveranlegung des Verfchluffes; 

2. in Fällen nothwendiger Leichterungen von Schiffen, welche unter 
Perfonalbegleitung abgelaffen worden find 
a) iiber ven Umfang ver Leichterung, wie 1) b, 

b) über die Zurückladung ver Waaren, wie 1) c, 

3) in Fälfen der Weberladungen von Bord zu Bord oder von Leichterun⸗ 
gen bei tem Webertritt aus dem Rheine in ven Main oder Nedar 

über bie vorfchrifsmäßigen Abfertigungen am Punkte der Ueber- 
ladung; 

4. in Fällen, wo zur Abwendung von Unglücksfällen, ohne vorgängige 
Anzeige bei einer Zollſtelle, die Löäſung des Verſchluſſes vorgenommen 
wird oder fonft eine Verlegung des Verfchluffes erfolgt, 

über vie erfolgte Revifion, wenn eine folche ftattgefunden, und 
über die Wiederanlegung des BVerfchluffes mit Hinweifung auf 
die vorgefchriebene befondere amtliche Verhandlung. 


Erledigungs:Bejdheinigungen. 





. Der Begleitfchein ift | am 12. Januar 1842, folches befcheinigt der 
abgegeben zeitige Vorjteher des Amts. 
N. N. Ober-Inſpektor. 


2. Derfelbe ift einge | im Begleitichein-Empfangs-Regifter Blatt Nr. . 


3. 


ſchein vollftändig erledigt ift. 
NN. 


tragen dieſes befcheinigen. ... . » 
Der — und 


Reviſionsbefund —— 
a) in ee des Ber- 
ſchluſſes wie im Begleitſchein angegeben und unverletzt. 
b) in Bezug auf Gat- | wie aus dem im der Deklaration angegebenen 
tung und Menge Refultate erfichtlih, nach Anzahl, Zeichen und 
der Waaren Numer der Colli mit vem Inhalte der Defla- 
ration übereinſtimmend. 
die Nichtigkeit befcheinigen 


Hierauf befcheinigt das unterzeichnete Amt, daß vorftehender Begleit- 
D. 
Hauptfteueramt. 


NN. NN. MN. 
Ober⸗Inſpector. Hauptamts-VBerwalter. Hauptamts » Eontroleur. 
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Beilage 2. 


Anleitung, den Verſchluß der Schiffe betreffend. 


Diejenigen Schiffer, welche wünfchen, daß ihnen bei dem Transporte 
ver unter Zoll» Controle ftehenden Waaren auf dem Rheine oder beffen 
Nebenflüffen vie Begünftigung der Abfertigung unter Schiffsverfchluß zu 
Theil werde, haben folgende Vorſchriften zu befolgen: 

8.1. Bei den mit einem Ruff ober einer über dem Schiffsraume 
angebrachten Schifferwohnung verfehenen Echiffen ift im Innern des 
Schiffraumes, genau in der Mitte zwifchen jeder Balfenlage, eine durch 
die ganze Schiffsbreite reichende Latte oder ein eiſernes Band mitteljt 
guter Schrauben oder an der Dberfeite vernieteten Nägel an jever ein- 
zelnen Diele des Dedbovens und dem Gangborb von unten nach oben 
zu befejtigen, alfo daß feine Stelle des Dedbovens von oben oder vom 
Snnern des Ruffs aus abgenommen werden kann, ohne fichtbare Spuren 
von Befchädigung ver Befeftigung im Innern des Sciffsraumes zu 
binterlaffen. . 

$. 2. Die Seitenwände des Ruffs oder der Schifferwohnung, die 
den Laderaum begrenzen und durchgängig da bejtehen, wo die Ladelucken 
und die Tennen angebracht find, ferner die Ausjchlußtwände der Sciffe- 
behälter an den Vorder- und Hintertheilen der Schiffe, ever nur an 
einem biefer Theile (von den Oberländern Hinter- und Vorderblech, von 
den Holländern Boorronder und Agteronder genannt), müffen mit regel- 
mäßigen Bretterverfleivungen verfehen und diefe auf die im $. 1. bezeich 
nete Weiſe verfichert werben. 

8. 3. Da, wo in den Vorder- und Hinterblechen zu ven Waaren- 
räumen führende Thüren und Lucken fich vorfinden, find dieſe durch Ueber: 
nagelung einer Latte von innen zu verfchließen, oder wenn viefelben nach 
dem Blech zu offen gehen, derjenigen fteuerlichen Verſchlußanlage zu unter: 
werfen, woven im $. 7. die Rede fein wird. 

$.4. Die fat bei allen Rheinfchiffen von jeder Bauart unter ven 
Zennen angebrachten, von den Laderäumen durch Boden und Seitenwand 
getrennten Behälter (Läufchen genannt), welche theils zum Aufenthalt ver 
Matrofen, theils zur Aufbewahrung ver Schiffsgeräthichaften dienen, müſſen 
vom Waarenraum aus mit Yatten oder eifernen Bändern, welche nach 8. 1. 
zu befejtigen, belegt werven. 

$. 5. Nach dem Laderaum bin darf auch in ven unter ven Tennen 
befindlichen Segelbehältern nicht die mindefte Deffnung beftehen. 

$. 6. Bei den mit einem Ruff verfehenen Schiffen müffen bie 
Fäden der zu den Waarenräumen führenden Luden aus gefugten, feſtge— 
arbeiteten ganzen Klappen beſtehen. Wo dieſe an die feften Seitenwände 
anſchließen, find an den legteren, fowie an allen Seiten ver Klappen, 
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eiferne Ringe zu befeſtigen, deren Krampen nach ver Laberaumfeite gehörig 
umgenietet find. \ 

Wo, nach angelegtem Verfchluffe, die Ummnietung und mithin ver 
Ring, ohne fihtlihe Spur zurüczulaffen, von außen gelöfet und wieder 
feft gemacht werben könnte, foll ver den Ring baltende Krampen ein- 
gejchraubt, die Schraube von ber zugänglichen Seite mit einer in das 
Holzwerk eingelaffenen Mutter verfehen, und dieſe Mutter mit einem 
Siegel verbedt werben. 

Tritt der Fall ein, daß die Ladelucken durch Abnahme eines Theils 
der Ruffbedachung fich vergrößern laffen, fo ift auch diefer Theil in vor» 
gebachter Weije zum Verſchluß einzurichten. 

8. 7. Die in Schiffen jever Bauart noch aufer ven Tennen vom 
Berved aus vorfommenden Ladelucken ſollen an zwei fich gegenüber befind- 
lien Seiten des mittleren Durchichnitt8 der Lucken mit an bie feiten 
Schiffstheile angefchlagenen, vom Waarenraume aus umgenieteten eifernen 
Augen verjehen jein, in welche ein über vie Lucken hinwegführenvdes eifer- 
nes Band paft. Diefes Band foll auf ver untern Seite mehrere brei 
Zoll lange Zähne haben, um mit legterem in den dazu in den Dedjtüden 
angebrachten Löchern einzugreifen und das Verſchieben der Dedjtüde zu 
hindern. 

8.8. Die Tennen müffen in ihrer ganzen Größe, doch mit Aus— 
fchluß derjenigen Theile, wo die Deffnung der zum Gebrauche des Schiffers 
beftimmten und vom Waarenraume her bereits verficherten Behälter fich 
befinden, mit einem fejten möglichſt ungeftücten getheerten Deckkleide be- 
bedt jein. 

Wo eine Naht unvermeidlich ift, muß diefelbe durch Umſchlag nad) 
per unten zu legenden Seite des Deckkleides fo eingerichtet fein, daß eine 
Deffnung und Wiederverfchliefung von der oberen Seite fich nicht aus- 
führen läßt oder durch Bleiverfchluß gefichert werben. 

Die Säume diefer Bekleidung find mit Echnurlächern zu verjehen, 
purch welche eine aus einem Theile beſtehende einen halben Zoll ſtarle 
Kordel in der Art zu ziehen, daß folche jchlangenmäßig bald in ein Schnur— 
loch, bald in eiferne Ringe greift. 

Diefe gemäß $. 6. zu befeftigenden Ringe find in Entfernungen von 
je zwei Fuß nicht nur an dem Gangbord, vejp. fejten Dedbovden bes 
Schiffes, fondern auch und zwar in Entfernungen von je ein Fuß an 
venjenigen feſten Schiffstheilen anzubringen, welde an vie Lucken und 
an bie Kopfenden der lofen Deckbretter fich anfchliegen. Sind dieſe am 
ven Kopfenden ver Tennen befinvlichen Schiffstheile lösbar, fo ſoll vie 
Einrichtung mit ven Ringen, auch am den Fugen angebracht, und bie 
Schnur nicht nur zur Verhinderung ber Löſung der Dedleine, ſondern 
auch zur Verhinderung ver Abnahme der Giebelſtücke angelegt werben. 
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Es muf vom Schiffer bei der Verſchlußanlage jederzeit darauf Bedacht 
genommen werben, daß beide Enven der Kordel zulegt zufammenkommen, 
damit die Verwendung von mehr als einem Bleie nicht nöthig werbe. 

8. 9. Bevor nach vorftehenden Beitimmungen die Einrichtung zur 
Berfchlußanlage von den Schiffern getroffen wird, haben ſolche ver Zoll 
bebörbe: 

a) eine Zeichnung ihres Schiffsgefäffes im inneren Längendurchſchnitte, 

b) eine genaue Deklaration fämmtlicher zur Aufnahme von Waaren 
beftimmten Räume, mit Angabe jeder einzelnen dahin führenden 
Deffnung, 

e) eine Befchreibung der übrigen unter Dedung liegenden Räume des 
Ruffs und des innern Schiffes, welche nicht zur Waaren- Aufnahme, 
fonvern zur Wohnung und alfen fonftigen Privatzweden ver Schiffs- 
bewohner beftimmt find, 

zu übergeben. 

8. 10. Nachdem ver Vorfchrift im $. 9. genügt worden, orbnet 
die Zollbehörde unter Zuziehung des Schiffers und eines Schiffsbaumei- 
fter8 Lofalbefichtigung an, feßt dabei dasjenige feft, was von Seiten des 
Schiffers zur Bewirfung der Verfchlußfähigfeit feines Schiffsgefäfjes ein- 
zurichten ift, und nimmt davon vorläufig Notiz. 

8. 11. Hit die Einrichtung vollendet und darüber der Zollbebörbe 
bie Anzeige gemacht, jo findet eine vesfallfige Unterfuchung unter Zuzieh- 
ung eines Schiffsbaumeifters jtatt. An ven bleibend verfchloffenen Theilen 
bes innern Waarenraumes werben behufs Sicherung berfelben gegen will- 
fürlihe Abänderungen Bleie oder Siegel angelegt, und e8 wird demnächſt 
über das Eine und Andere eine, an die Erklärung $. 9. fich anſchließende, 
genau befchreibende Verhandlung aufgenommen, welche ver Schiffer und 
ber Schiffsbaumeifter mit unterfchreiben, und wovon ein Eremplar auf 
dem Schiffe an einer beftimmten Stelle nieverzulegen ift, damit bie be- 
treffenden Hauptämter bei der Pafjage des Echiffes davon jederzeit Ein- 
fiht nehmen können. 


Reg.-DBlatt f. d. Könige. Bayern f. d. Jahr 1841 Nr. 53. ©. 1205-1244. 


28. a. Die Führung von Oberlaften auf den den Rhein befahrenden 
Segelſchiffen betr. 


Im Namen Seiner Majeftät des Königs. 


Nachdem fich die jüngfte Central: Rheinfchifffahrts- Commiffion zu 
Mainz bei ihrem jüngften Zufammentritte auf den Grund des XV. Sup: 
plementar = Artifels zu der Rheinfchifffahrts- Commiffion vom 31. März 
1831 über einige in Betreff ver Führung” von Oberlaften auf ven ben 
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Rhein befahrenden Segelfchiffen neuerlich zu treffende Beſtimmungen ver- 
einigt hat, fo werben dieſe fowohl, als die in viefem Betreffe bereits 
erteilten Vorſchriften in Folge einer höchſten Entfchliefung des königl. 
Minifteriums des königl. Haufes und des Aeußern vom 2. d. Mts. in 
nachftehender Zufammenjtellung zur Darnachachtung hiemit öffentlich be— 
fannt gemacht. 

Speyer den 9. Dezember 1843. 

Königlih Bayeriſche Regierung der Pfalz, Kammer des Innern. 


Abdruck. 


b. Beſtimmungen über Führung von Oberlaſten auf den den 
Rhein befahrenden Segelſchiffen. 


1. Sofern nicht durch die gegenwärtigen Vorfchriften ausprücklich 
Ausnahmen nachgegeben find, dürfen auf den ven Rhein befahrenven 
Segelichiffen Feine Oberlaften geführt, d. h. auf dem Verdecke folcher 
Schiffe feine Waaren geladen werden. (Art. 62. der Acte, Supplementar- 
Artifel XI.) Als Verdeck ift auch die fejtgezimmerte Bedachung eines 
Schiffes zu betrachten, eine Weberfchreitung des vorftehenden Verbotes 
daher auch dann vorhanden, wenn ein Theil der Yadung (mworunter jedoch 
ein oder anderer unerheblicher Gegenftand nicht zu verftehen ift) auf dem 
Verdecke niedergelegt ift, oder über das durchbrochene Verdeck, refp. die 
feftgezimmerte Verdachung binausragt, oder wenn der Schiffer biefe letzte 
willfürlich, d. i. ohne Gutheißung der nach Art. 53. der Rheinfchifffahrts- 
Acte vom 31. März 1831 zur Prüfung augeftellten Sachverftändigen erhöht. 

Dei Fahrzeugen ohne gezimmertes Verdeck oder Bedachung ift ber- 
jenige Theil ver Ladung als Oberlaft over als Ladung auf dem Verdecke 
anzujehen, welcher vie durch Obfervanz oder die Sachfundigen, wo beren 
in den verfchievenen Einladungshäfen angeftelit find, beftimmte Höhe über 
das feite Gebörde überfteigt. 

2. Bon dem vorftehenden Verbote tritt nur binfichtlich gewiffer 
Gegenftände eine Ausnahme ein. 

Es dürfen nämlih, jedoch nur unter Beobachtung der unten zu 3. 
und 4. gegebenen Vorfchriften, ohne Unterſchied der Rheinabtheilungen 
als Dberlaft folgende Artikel, e8 mag bie Ladung ganz ober theilweife 
aus venjelben bejtehen, geführt werben: 

Anis, Baſt, Baumfeglinge, Baumwolle, Baumwollen-Ballen aller 

Art, mit Ausnahme der gepreßten und in eiferne Reife verpadten, 

Bettfevern, Binfen, Borften, Bouteillen (leere), Brennholz, Bretter, 

Bürftenbinderwaaren, Chaifen und Reifewagen, Fafchinen, Faß— 

dauben, Fäffer und Tonnen (leere), Feuerfhwamm und andere 

Schwämme, Fifche (getrodnete), Flachs (gehechelt und ungehechelt), 
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Flechtweiden, Floßergeräthe, Floßergeſchirr, Floßweiden, Gartenge- 
wächſe (friſche), Gelbwurzel, Glaswaaren (hohle), Haare, Hauf 
(unverarbeiteter), Hanf (gehechelt und ungehechelt, auch Schleishauf), 
Harz, Hausgeräthe, Häute (trodene), Heu, Holzkohlen, Hopfen, 
Hörner, Karten, Kienruß, Klauen, Kleie, Knoppern, "Körbe und 
andere Weidenarbeiten, Korbweiden, Korkholz, Korkitopfen, Krapp 
(unverpadter), Kümmel, Laub, Leimleder (trodenes), Lohläſe, Loh— 
rinde, Möbel und Hausgeräth, Moos, Obſt (gevörrtes), Pfähle 
(hößzerne), Raukarden, Nebenfeglinge, Reife (hölzerne), Rohr, 
Sägemwaaren, Schadhtel-, Schäffel- und Siebmacherarbeit, Schafheu, 
Schilf, Schmeljtiegel, Schreibfevern, Seegras, Spreu, Steingut, 
Stroh, Süßholz, Tabafsblätter, Töpferwaaren, Torf, Treftern, 
Wacholverbeeren, Waldhaar, Werg und Watten von Werg, Werk— 
holz überhaupt, Wolle, Wolle- Ballen, welche nicht gepreft und 
nicht verpadt find, Zunder. 

3. Je nachdem die vorgenannten Gegenftände die ganze Schiffs- 


labung oder nur einen Theil berfelben ausmachen, tritt: folgende Ver— 
ſchiedenheit ein: 
a. Befteht die ganze Labung in Ausnahme -Gegenftänden, fo bleibt die 


Beitimmung der Höhe, bis zu welcher viefelben auf dem Verdecke 
geladen werden bürfen, ben Verſendern (ven Eigenthümern ver 
Waaren oder deren Gejchäftsführern), den DVerficherern oder Ferti- 
gern überlaffen, ohne daß eine Beſchränkung in Anfehung ver zuläf- 
figen äußerjten Höhe ver Oberlaft jtattfinvet. . 


. Beiteht nur ein Theil der Schiffsladung aus Ausnahm - Gegenftän- 


ven, fo hängt die Beftimmung barüber: ob und bis zu welcher 
Höhe diefe auf dem Verdecke geladen werben bürfen, in jedem ein- 
zelnen Falle von den Hafen-Polizei-Behörven der Einlade-Orte, oder 
wo fonjtige Sachverſtändige fich befinden, von Letteren ab. Diefe 
haben babei die Beichaffenheit der zu ladenden Gegenftände, des 
Fahrzeuges und der Stromtheile, welche befahren werben follen, fo 
wie überhaupt bie Umftände, welche auf die Sicherheit der Fahrt 
von Einfluß find, gewiffenhaft zu berückſichtigen. 

Sie follen jedoch als Regel fefthalten: daß Bretter nicht höher 
al8 drei, andere Ausnahm - Gegenftände nicht höher als vier Fuß 
auf dem Verdecke geladen werben bürfen, und. baß nur dann, wenn 
bie obwaltenden, in dem auszuftellenden Zeugnifje anzugebenden Um— 
ftände nicht der geringften Beforgniß einer Gefahr bei Ueberſchreit— 
ung biefer Höhe Raum laffen, eine folche Ueberfchreitung nachge- 
geben werben darf. 

Ueber ven Gebrauch, welchen die vorgenannnten Behörden und 
Sachverſtändigen von der ihnen ertheilten Ermächtigung machen, 


‘ 
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haben viefelben ein Journal zu führen, damit aus diefem dem Ober- 

infpeftor und durch ihn der Gentral-Commifjion das Material zur 

Erhaltung eines gleichmäßigen Verfahrens in ven einzelnen Ufer- 

ſtaaten und zu weiteren Bejchlüffen über den Gegenſtand durch bie 

Rheinſchifffahrts-Inſpektoren fuppeditirt werben könne. 

4. In den unter 3a. bezeichneten Fällen haben vie Verſender, Ver— 
fiherer und Fertiger, in den unter 3b. angegebenen Fällen die Sachver- 
jtändigen und Hafen = Polizei» Behörden dem Schiffer ein fchriftliches auf 
dem Manifejt zu vermerfendes over vemfelben beizufügendes Zeugniß zu 
ertheilen, welches die auf Das Verdeck zu ladenden Gegenſtände und bie Höhe, 
bis zu welcher folche dort geladen werben dürfen, jo wie bie Gründe für 
bie gejtattete Ausnahme (vorftehend zu 3b.) bezeichnet. Diefes Zeugniß 
muß der Schiffer jedem Hafen = Bolizei- und jevem Nheinzollbeamten auf 
deſſen Verlangen, behufs feiner Yegitimation, bei Vermeidung einer Poli- 
zeiſtrafe vorzeigen. 

5. Jede Verlegung oder Nichtachtung der vorftehend, fowohl hin— 
fihtlih der Gegenftinde, welche nur auf das Verdeck geladen werben bür- 
fen, und binfichtlic der Bedingungen, unter denen dies zuläßig ift, als 
auch Hinfichtlich ver zuläffigen Höhe der Dberlaft ertheilten Vorfchriften 
wird, abgejehen von der zu 4 erwähnten Polizeijtrafe wegen Nichtvorzeigung 
des erhaltenen Zeugniffes - nach Artikel 64 der Rheinfchifffahrtsacte 
mit einer Geldbuße von 100 bis 300 Franken geahndet. Auch wird dem 
Schiffer in den vorangegebenen Fällen durch die betreffenden Polizei- und 
Rheinzoll-Erhebungsbeamten die Weiterreife bis zur Herftellung des durch 
Sachverſtändige oder durch die Hafenpolizei zu beſtimmenden vorſchrifts— 
mäßigen Zuftandes unterfagt. 

6. Die Polizei» und Rheinzoll - Erhebungsbeamten find verpflichtet, 
die Befolgung der gegenwärtigen Vorfchriften ftrenge zu überwachen. 

Die gegenwärtigen Vorfchriften treten, fo weit fie nicht bereits bes 
jteben, vom 1. Januar 1844 ab in Wirkfamteit. 

Amts- und Intelligenz-Blatt für die Pfalz von 1843, Nr. 65. S. 577-579, 


29. Waflerzollnachläffe für Gegenftände des freien Verkehrs betr. 


Im Namen Seiner Majeftät des Königs, 


Zur Herbeiführung eines gleichfeitlichen Verfahrens beim Bollzuge 
ber vertragsmäßigen Beftimmungen, wegen gegenfeitiger Begünftigung ber 
Gegenftände des freien Verkehrs in ven Schifffahrts- Abgaben find unter 
ven betreffenden Vereinsjtaaten folgende nähere Verabredungen getroffen 
worden: 

1. Zu den notorifch außerveutfchen Erzeugniffen, welche von einer 

Befreiung von den Echifffahrts- Abgaben auf dem Rheine und 
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I ſeinen Nebenflüſſen unbedingt ausgeſchloſſen ſind, werden diejenigen 
gerechnet, welche unter Lit. A des sub Nr. 1 beigefügten Ver— 
zeichniſſes namhaft gemacht ſind. 

2. Bei den in dieſem Verzeichniſſe unter Lit. B genannten Gegenftän- 
ven findet im Falle ver VBerfendung aus einem Hafen von Preußen, 
Bayern, Württemberg, Baden, Großherzogthum Heffen und ver 
freien Stadt Frankfurt die Befreiung vom Rheinzoll nur dann 
ftatt, wenn durch ein Gertificat nach dem Mufter Anlage 2 ver 
vereinsländifche Urfprung der Waare nachgewiefen ift. 

3. Allen im freien Verkehr befinplichen Waaren, deren vorjtehend 
unter 1 und 2 nicht gedacht ift, wird im Falle der Verſendung 
aus einem Hafen eines der vorgenannten Vereinsjtanten bie ver— 
einbarte Befreiung von den Schifffahrts - Abgaben ohne weiteren 
Nachweis ihres Urfprungs zugeftanden, e8 fei denn, daß der außer- 
beutjche Urfprung aus den die Waare begleitenden Papieren erficht- 
ih ift, weßwegen bei folhen Waaren, vie zum Eingang verzolit, 
und unmittelbar nach der Verzollung ſtromwärts mit den näm- 
lichen Papieren weiter verfendet werben, auf Letzteren die Notirung 
ver erfolgten Eingangs-Berzollung zu gefchehen hat. 

Die föniglihen Hauptämter werben angewiefen, nach dieſen Bejtim- 

mungen fich zu richten, und von ſolchen auch den Handels- und Yabrif- 

ftand ihres Bezirkes in Kenntniß zu jegen. 


München ven 22. April 1843. 
Königlihe General-Zoll-Apminiftration. 
An die königlichen Hauptzollämter alfo ergangen. Nr. 4632. 


Anlage 1. 


Berzeihnif der Waaren, 
welche beim Transport auf dem Rhein und ven Nebenflüffen desfelben 
A. unbedingt als außerdeutſche Erzeugniffe anzufehen find: 
1) Confumtibilien : 

Süpfrüchte, Gewürze, außerdeutſche (alfo mit Ausfchluß des 
Saffrans), Mufchel und Schaalthiere aus der See, Häringe und 
andere Seefiſche, als: Kabliau, Stod- und Klippfiſche, Kaffee, 
Cacao, Dliven, Kapern, Reis, Arrow:root (Pfeilmurzelmehl), 
Thee, Colonialzuder.*) 





*) Durch die Umſiedung von Colonialzucker in einem B:reinsftaate wirb demfelben 
bie Natur eines notoriſch außerdeutſchen Erzeugniffes nicht benommen. 
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2) Fettwaaren: 
Baumöl, Palmöl, Cocusnußöl, Thran, Wallrath. 

3) Farbeftoffe: 
Farbehölzer, Duercitron, Curcume, Indigo, Indigoteig, Coche— 
nilfe, Orleans, Gummigut, Sepia. 

4) Gerbeftoffe: 
Galläpfel, Knoppern, Katehu, Summach. 

5) Spinnmaterialien: 
Baumwolle, rohe Seide. 

6) Droguerien: 
Rhabarber, China, Cascarill- und Auguftura-Rinde, Quaffia, 
Sennesblätter, Koloquinten, Tamarinden, Gummi-Traganth, 
Manna, Copal, Maftir, Benzoe, Dradenblut, Guajafharz, 
Storar, Balfame, Gummiharze, Opium, Aloe, Kautjchuf, 
Kampher, Ambra, Mofchus, Bibergeil, Haufenblafe Fifchhaut, 
Naphta, Bergöl, Bergtheer, Asphalt, Saffafras, Saffaparil, 
Salappe, Borar, Ricinusdl, Citronenfaft, Citronenfäure, Jo— 
hannisbrod. 

7) Hölzer: 
Korkholz, Pockholz, Cedernholz, Buchsbaumholz, Sandelholz, 
außereuropäiſche Tiſchlerhölzer, ferner Stuhl-, Bambus-, Pfef⸗ 
fer- und Zuckerrohr. 

8) Rohe Erzeugniſſe zum Gewerbsgebrauch: 
Platina, Perlmutter, Schildpatt, Korallen, Meerſchaum, Ala— 
baſter, Elfenbein, Fiſchbein, Schmirgel, Bimoſtein, Kreide, 
Schwämme (Badeſchwämme), Cocusnüſſe. 

B. Bedingt als außerdeutſche Erzeugniſſe betrachtet werden: 
Rübenzucker, Tabaksblätter, Sago, Caviar, Baumwollengarn, 
Schwefel, rohe Häute, Zinn, Marmor, Süßholz, rohes Blei, 
Roheiſen, geſchmiedetes Eiſen aller Art, Stahl, Blech, rohes 
Kupfer, Harze, Hörner, Krapp, Salpeter, Terpentin, Terpentin- 
öl, Theer. 


Anlage 2. 
Formular zu Urfprungsidheinen. 

Die unterzeichnete Handlung erflärt hiermit die nachgenannten Waa- 
ren, beren vereinsländifche Abftammung fie verfichert, als: 
1712: WE an die Handlung... 0... J 
verſenden zu wollen, und erſucht das .... Zollamt, den vereinsländiſchen 
Urſprung der genannten Waaren, zum Zwecke ver Rheinzollfreiheit, hier— 
unter zu beſcheinigen. 
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Urſprungs-Beſcheinignung. 
Nr. .. des Regiſters. 
Die unterzeichnete Behörde beſcheinigt hiermit auf den Grund der 
vorgelegten Beweismittel, daß die in der vorſtehenden Erklärung aufge— 


führten Waaren vereinsländiſchen Urſprunges ſind. 
Eee DEN a ee 


— Zollamt. 
Döllinger Sammlung Bd. XXVIII. Thl. II (M. F. Bb. VII) ©. 794 — 96. 


30. Staats miniſterial-Bekanntmachung, dad Steuermannsweſen auf 
dem Rheine betreffend. 
Auszug. 

Auf den Bericht vom 15. Februar d. Irs. wird unter Rückgabe der 
Berichts-Beilagen erwiedert, daß im Hinblick auf die klare Beſtimmung 
des Art. 1 der allenhöchſten Verordnung vom 13. Mär; 1838 (Amts- 
blatt von 1838 ©. 135) feinem Anftande unterliege, den gezwungenen 
Steuermanns- (Rootjen-)Wechfel für alle Dampf und Cegeljchiffe, welche 
unter 300 Zentner Ladung aus Ludwigshafen, Germersheim oder Neu- 
burg, fei es ftromauf- over abwärts abfahren, rüdfichtlich diefer Stationen 
aufzuheben. 

Die königliche Regierung wird daher ermächtigt, in dieſem Sinne 
fofort das Geeignete zu verfügen und zu veröffentlichen, auch dem könig— 
lichen Rheinfchifffahrts - Commifjär hiervon unmittelbar Mittheilung zu 
machen. 

Münden ven 25. Mai 1844. 

Minifterium des Innern. 


An die k. Regierung ver Pfalz, 8 d. %. alfo ergangen. 





31, Königlid Allerhöchfte Verordnung, dad Steuermannswefen auf 
dem heine betreffend. 


Wir finden Uns bewogen, den Art. 3 der von Ins unter dem 13. 
März 1838 erlaffenen Steuermanns-Ordnung für die föniglich baberifche 
Rheinjtrede (Amts- und Yntelligenzblatt ver Pfalz, 1838. ©. 135) dahin 
abzuindern, daß ver bisher bei ver Thalfahrt auf der Station Germers- 
heim gebotene Steuermannswechjel aufgehoben und ven Neuburger Eteuer- 
leuten zugeftanden werbe, die zu Thal gehenden Flöhe und Schiffe von 
Neuburg bis Ludwigshafen oder Mannheim zu jteuern. 

Bezüglich des Steuermannsvienftes auf den Dampffchiffen bleiben 
bie weiteren Bejtimmungen vorbehalten. 
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Ihr Habt zum Vollzuge der gegenwärtigen, buch das Amts- und 
Sntelligenzblatt der Pfalz bekannt zu machenden Entſchließung das Weitere 
zu verfügen. 

München ven 11. März 1845. 

Ludwig. 


Amts» und Intelligenzblatt für die Pfalz von 1845. ©. 9, 


32. Königlich Allerhöchfte Ratificationd-Urfunde über den XVL 
Supplementar-Artifel zur Rheinſchifffahrts⸗Convention. 


Wir Ludwig, 
von Gottes Gnaden König von Bayern zc. x., 
urfunden und befennen hierdurch: 


Nachdem Wir von dem Protofolfe Einfiht genommen haben, welches 
Unfer Bevollmächtigter bei ver Rheinſchifffahrts-Central-Commiſſion, der 
inzwifchen verftorbene geheime Rath von Nau u. ſ. w. über bie definitive 
Feſtſetzung des Nheinzolitarifs Fit. C und die Ausführung des Art. XVII 
der Rheinfchifffahrts-Convention vom 31. März 1831 mit den Commif- 
farien der andern Rheinuferftaaten unterm 27. Auguft vorigen Jahres 
unterzeichnet hat, und wodurch nachftehender XVI. Supplementar-Artifel 
zur erwähnten Convention in Vorfchlag gebracht worden ift: 


XVI Supplementar-Wrtifel. 
Die in den Artikeln 16, 18, 19 und folgenden der Convention vom 
31. März 1831 und in ven Supplementar-Artifeln zu biefer Convention 
erwähnte proviforifche Tarif lit. C tritt am 31. Tage nad) erfolgter Aus- 
wechslung und Hinterlegung der Ratificationen des gegenwärtigen Sup- 
plementar-Artifel8 außer Kraft, und an feine Stelle ver im Art. 18 ber 
gedachten Convention vorgefchriebene nachfolgende definitive Tarif lit. C. 
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Tarif für den Rheinzoll. 
Bon allen Gegenftänden, welche auf dem Rhein verfchifft werben 
und bie nicht ausdrücklich ausnahmsweiſe geringer belegt find, wird 
für den Zentner an Rheinzoll erhoben. 


a 














































Für die Rheinſtrecke | Bei der Fahrt 
| bis abwärts an ber S| =; aufwärts an ber | = | 
a Zollftelle zu 5| A| Bollftelle zu S 
1der badiſch-fran— | 
zöſiſchen Grenze Breifach Breifach 12) 1 — 18 5 
2Breiſach Straßburg [Breifach 15.17 Große Rhein- 
| ı brüdfe bei 
| Straßburg 22\81 
Straßburg zur Lauter [Große Rheins idem 2179 
| brücke bei | 1 
Straßburg 1449 
von der Yauter Neuburg Neuburg ale, Neuburg — 70 
4 Neuburg Mannheim [Neuburg 2351 Mannheim 35/36 
5 Mannheim Mainz Mannheim 11824 Mainz 2742 
6 Main; Gaub Mainz 110,— Gaub | 
7 Caub Coblenz Caub 939 Coblenz 14 11 
8 Coblenz Andernach JEoblenz ' 446 Andernach 6 70 
I Andernad) Yinz Andernad | 351 Yinz 527 
10 Yinz Cöln Linz 12.05 Göln 18112 
11 Cötn Düſſeldorf Cöln 1163 Düſſeldorf 1749 
12 Düſſeldorf Ruhrort Diffeldorf | 752 Ruhrort 1131 
13 Ruhrort Weſel Ruhrort 704 Weſel 1059 
14 Wefel Niederländiſch-Weſel 10 74 Emmerich 16 15 
preuß. GrenzeſWenn den Led Wenn ben Led | 
bei Schenken-ſabwärts gefab- aufwärts gefah⸗ 
ſchanz ren wird, an der ren wird, an der | 
Zollftelle zu Zollſtelle zu | | 
15 Yobith Vreeswyk |Yobith 1351 Vreeswyk CH 
16 Vreeswyk Krimpen Vreeswyk 5 73 Krimpen 86 
Wenn die Waal Wenn die * | 
| abwärts nefab- aufwärts gefahren! | 
| ren wird, an ber wird, an ber Zoll 
Zollſtelle zu ftelle zu | 
17 Lobith Tiel Lobith 11 —|Tiel 116.53 
18: Tiel Gorcum Tiel 824 Goreum 12/38 








fo genehmigen und ratificiren Wir vorſtehenden Eupplementar-Artifel zur 
mehrerwähnten Convention und verfprechen venfelben in Erfüllung bringen 
und beobachten zu laſſen. 
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Deffen zur Urkunde haben Wir gegenwärtige Natification mit Unferer 
Unterfhrift und Beidrudung Unferes Königlichen Inſiegels ausfertigen 
laffen. 

So geſchehen und gegeben in Unſerem Schloße zu Afchaffenburg vom 
29. Yuni 1845. 

Ludwig. 
Reg.-Bl. f. d. Königr. Bayern f. d. 3. 1845. Nr. 36. ©. 621—628. 


33. Königlich Allerhöchfte Ratifications-Urkunde über den XVII. 
Supplementar-Artifel zur Rheinichifffahrts-Gonvention. 


Wir Ludwig, 
von Gottes Gnaden König von Bayern ꝛc. ꝛc., 
urfunden und befennen hierdurch: 

Nachdem Wir von dem Protofolle Einficht genommen haben, welches 
Unfer Bevollmächtigter bei der Rheinjchifffahrts-Central-Commiffion, der 
inzwifchen verftorbene geheime Rath von Nau zc. über die Claffification 
der dem Rheinzolle unterworfenen Waaren und bie Ermäßigung besfelben 
von verfchievdenen Artifeln mit den Commiſſarien der andern Rheinufer 
ftaaten unterm 30. Auguft vorigen Jahres unterzeichnet hat, und wodurch 
nachitehender XVII. Supplementar-Artifel zur Rheinfchifffahrts-Eonvention 
vom 31. März 1831 in Vorfchlag gebracht worben ift. 


XVO. Supplementar-Artifel, 


Die im Artikel 23 der Convention von 1831 erwähnten Ausnahmen 
vom Tarif Lit. C fowie auch die Supplementar-Artifel Nro. II, V und 
VII find aufgehoben und durch die nachfolgenden Beltimmungen erfekt, 
welche ven 31. Tag nach erfolgter Auswechslung und Hinterlegung ber 
Ratifications-Urfunden des gegenwärtigen Supplementar- Artifeld in das 
Archiv ver Gentral-Commiffion zu Mainz in Kraft treten. 


Ausnahmen. 
A. Folgende Artikel haben nur ein Viertel des Rheinzolles zu entrichten: 


Nro. 1. Aſche (unausgelaugte), 

2. Asbeſt (Erdflachs), roher, 
"» 3. Asphalt (präparirter), 

4. Bruchjteine (behauene), Badofenjteine, Mühlenſteine, fteinerne 
Platten, Marmor in Blöcden over Platten, infofern er unver- 
packt und nicht polirt ift, Lithographiefteine, Flintenfteine, feine 
und grobe Wetz- und Schleifiteine, verpadt oder unverpadt, 
5. Bleiglanz, 

» 6. Bier- und Branntweinhefe, trodene (Prefhefe), Weinhefe, 
Drufen, 
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10. 
11. 
12. 


13. 
14. 
15. 
16. 
17. 


35. 
36. 


Bimsftein, 

Pinfen, 

Bucheln und Bucheder, 

Baumrinde aller Art, roh und gemahlen, auch Weidenrinde, 
Eichelmehl, 

Eiſen (altes), auch eiferne Bomben, Granaten, Kugeln und 
Kanonen (infofern diefe Artifel als altes Eifen zu betrachten 
find), ferner Gußeifen in Gänfen und Maßeln, Robeifen und 
Stahlmaßeln, auch Stahlkuchen (ohne weitere Fabrifation), 
Ejelsfpiegel (weißer Glanz-Stein), von Mannheim fommenv. 
Galmei-Erz, 

Gelbwurzel (Cucuma), 

Gemüfe (vürre) oder Hülfenfrüchte aller Art, 

Getreide aller Art, einfchlieglich der grünen Körner (Suppen- 
förner), auch Mais (Welfchforn, türfifher Weizen), 

Grätze und Ajche von edlen und uneblen Metallen, 
Hornftüce (mit Ausnahme der Hornfpigen), Hornſchuhe, Horn- 
fchläuche (ver hole untere Theil der Hörner), 

Hanf und Flache (ungehechelt und verpadt), 

Kaftanien und Nüße außer den grünen Schaalen, 

Kienruß, Eifenfchwärze, 

Knochen (ganze) und Knochenſtücke zum Verarbeiten, 

Kreide, gemahlen und ungemahlen, 

Kohlen, pulverifirt, 

Krippen, Mufcheln und Schaalen. aus Sandfteinen, ingleichen 
unpolirte und unverpadte Marmor-Arbeiten, 

Lauge (concentrirte), Seifenfiever- over alfalifche Lauge, 
Lumpen, 

Malz, | 

Marienglas (auch unter der Benennung Fraueneis, Frauenglas), 
Mehl, Gries und Grüße aus Getreite aller Art, 
Meerſchaum, rober, 

Oehlkuchen und Mehl daraus, 

Peh aller Arten, ohne Unterfcheivung zwiſchen Schiffs-, 
Ihwarzem oder Schujterpech einerfeits, und zwifchen gelbem 
und weißem andererjeits, vesgleichen Harz aller Art, Mineraltitt, 
Rothſtein oder Röthel, auch Blutftein, 

Simereien, nämlich Garten: und Feldſämereien und Samen- 
förner aller Art, einfchlieklich des Senf-, Flöh- und Efparfett- 
Samens, jedoch mit Ausnahme der Körner zum Material-, 
Medizinal- und Fabrifgebraud, als Anis-, Fenchel-, Koriander-, 
Kümmel-, Wurmfamen, 
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Salzpottafche, 

Salz, nämlih Koch-, Stein- und Viehſalz, 
Schmirgel, Amarilfteine, 

Theer und Mineral-Theer, 

Wau oder Waid, 

Wismuth, 

Zunder (Feuerfhwanm). 


B. Einem Zwanzigftel des Nheinzolfes unterliegen: 


Aaunftein (Ulaunfchiefer) und Alaunerve, 
Artillerie-Requifiten, Munition zum Militärgebrauche, 
Asphalt (Judenpech), voher, 
Brennholz aller Art, Holzkohlen, Wellen und Reifig, auch 
Hobel- und Zimmerfpäne, 
Blut, 
Cement, 
Cichorien (getrocknete), 
Erze (rohe), aller Art, ſofern nicht hinſichtlich einzelner Arten 
etwas Anderes ſpeziell vorgeſchrieben iſt, auch Braunſtein, 
Erdharz (Bergharz), 
Flechſen und Füße von Thieren, 
Fäſſer (gebrauchte, leere), 
Gebrannte Steine aller Art, auch Dachziegel, 
Geriß, Steinkohlen, Coaks, 
Gyps (gebrannter), 
Glasgallen, 
Hornabfälle, Hornſchabſel, Hornſpänne, 
Kalk (gebrannter) auch hydrauliſcher Kalk, 
Kleie, 
Leien (Schieferſteine), 
Leimleder und Abfälle von Häuten, desgleichen Lederabfälle, 
(kleine Lederſchnitzel), 
Lohkuchen, Lohkäſe, 
Mörtel von Dachziegeln und Backſteinen. 
Muſchelſchalen (gemahlene), 
Bapierfpänne (Abfälle), 
Reifftangen von Weiden, auch gefhälte und ungejchälte Wei— 
den für Korbmacher, 
Rohr für Tüncher, 
Runfelrüben (getrodnete), 
Sägemehl, 
Säde (alte), 
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10. 
11, 
13. 


14. 
15. 


16. 


18. 


Sanpfteine von Engers und Bendorf, 

Salzabgang, 

Salzlauge, 

Salzwafjer, 

Geegras, Waldhaare, 

Scwein-Borften (Abgang von) für Salmiaf-Fabrifen, 
Schwerfpath (unverpadter), 

Seifenfluß, 

Steinernes Geſchirr, 

ZTöpferwaaren, (gemeine), 

Zorf, Torfkohlen, 

Zuffiteine (gemahlen und ungemahlen), auch an ver Luft ge- 
trodnete Baufteine aus gemahlenem Quffftein, 

Traß (gemahlener), 

Vitrioljtein und Vitriolerde. 


C. Frei vom Rheinzolle find: 
Bäume (junge) und Nebenfeglinge, 
Birken- und Reifigbejen, 
Bierhefe (flüffige), 
Branntweinfpüling, 
Butter, welche nicht in Fäffern oder Töpfen verpackt ift, 
Dünger aller Art, ausgelaugte Afche, Abfälle von Fabriken, 
Stallmift, Düngerfalz, Gyps, Kalfafche Mergel u. f. w. 
Eicheln zur Saat und Mait, 
Eier, 
Erve (gemeine), ald: Gartenerve, gemeiner Sand, Lehm, Kies 
u. ſ. w., auch ungefärbter Schreib» und Streufand, 
Erde (ſchwarze und gelbe), Walfer-, Töpfer-, Pfeifen - und 
Porzellanerve, Sand von Frechen, 


Faſchinen zum Wafferbau, auch Weidenfeglinge, 


Fiſche (lebende), 

Floß- und Schiffsgeräthfchaften, 

Yutterfräuter aller Art, als Gras, Klee, Ejparfette, Heu x. 
Gartengewächſe (frifche, ſowohl ausländifche, einfchließlich ver 
Gewächſe für Treibhäufer, als einheimifhe), als: Blumen, 
Gemüfe u. ſ. w., überhaupt alle geniefbare Wurzeln ohne 
Unterſchied, 5. B. Kartoffeln, Zwiebeln, vesgleichen frifche 
Runkelrüben und Cichorien, 

Geflügel, 

Glasſcherben, 

Gyps (roher, gemahlen und ungemahlen), 


Nro. 19. 


"20. 
„ 21. 


n 22. 


" 23. 
" 24. 
" 25. 


n 26. 
" 27. 
" 28. 
" 29. 
"30. 
" 31. 
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Knochen» oder Bierabfälle, Knochenmehl, alte Knochenſtücke 
zum Verkohlen, gebrannte Knochen, Knochenkohlen, 
Krapp in grünen Wurzeln, 
Milch, 
Moos, 
Obſt (frifches), auch Nüße in den Schaalen, 
Schilf, 
Steine und zwar Bauſteine (gebrochene, unbehauene), Pfla- 
jterfteine, Sandfteine von abgebrochenen Gebäuben, rohe unge- 
brannte Kalffteine, Kiefelfteine und Waden (rohe, zum Fabrif- 
gebrauch), 
Stroh, Spreu, Etoppeln, 
Schladen von Erz, 
Thiere (lebenve), | 
Trauben (geftofjene in offenen Bütten), auch Traubentreftern, 
Wafcheifen, 
Zinn- und Silberfand, Sand zu feinen Gußarbeiten. 


D. Es wird von Bau- oder Nugholz*) nach cubiſchem Maaße entrichtet 


und zwar: 


1) von Eichen-, Ulmen-, Ejchen-, Kirfchen-, Birn-, Aepfel- und Kor- 
nelholz, von einem Kubikmeter: 
a. bei der Fahrt abwärts, fo viel, wie von vier Zentnern nach 


der erjten Gelpfpalte des Rheinzoll-Tarifs; 


b. bei der Fahrt aufwärts, fo viel, wie von zwei und einem halben 


Zentner nach der zweiten Gelvfpalte desſelben Tarifs; 


2) von Fichten:, Tannen, Lerchen-, Buchen-, Pappeln-, Erlenholz und 
andern weichen umd harzigen Holzarten, von einem Gubifmeter: 
a. bei der Fahrt abwärts, fo viel, wie von zwei Zentnern nach 


ber erſten Gelpfpalte; 


b. bei der Fahrt aufwärts, fo viel, wie von einem und einem viertel 


Zentner nach der zweiten Gelofpalte des vorftehenden Tarife. 


genehmigen und ratificiven Wir vorftehenden Supplementar- Artifel und 
versprechen denſelben in Erfüllung bringen und beobachten zu laffen. 
Deffen zur Urkunde haben Wir gegenwärtige Ratification mit Unferer 
Unterſchrift und Beidruckung Unferes Königl. Inſiegels ausfertigen laffen. 
So geſchehen und gegeben in Unferem Schloffe zu Afchaffenburg am 
29. Yuni 1845. 


Ludwig. 


Reg.- Bl. f. d. Königr. Bayern f. d. J. 1845. Nr. 36. ©. 609-619. 


*) Anmerkung. Darunter gehören auch Schiffs-Maften, unbearbeitete Gewehr- 
fhafte, abgewiertes oder behauenes Bauholz. 
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34. Bekanntmachung, den XVII. Zuſatz-Artikel zur Rheinfchiff- 
fahrt3-Gonvention betreffend. . 


Stantsminifterium des Königlichen Hauſes und des Aeußern. 

Nachdem der durch die Bevollmächtigten der ſämmtlichen Rheinufer: 
ftaaten unterm 17. September 1844 vereinbarte XVII. Zufagartifel zur 
Rheinichifffahrts-Convention vom 31. März 1831 die allerhöchite Geneh- 
migung Seiner Majeſtät des Königs erhalten bat, und baraufbin vie 
Hinterlegung der ſämmtlichen Ratifications-Urfunden erfolgt ift, fo wird 
berfelbe zur allgemeinen Kenntniß und Beobachtung mit dem Beifügen 
hiermit veröffentlicht, daß gemäß ber am Schluffe vesfelben getroffenen 
Beitimmungen der Bollzug dieſes Artifeld mit dem 30. Tage des nächft- 
kommenden Monats Yuli einzutreten hat. 


XV. Supplementar-Artifel 
zur allgemeinen Schifffahrts- Convention vom 31. März 1831, die Aus- 

j übung der Dampfichifffahrt auf dem Rheine betreffend. 

Der Artikel 52 der Uebereinkunft vom 31. März 1831 wird in An- 
fehung der Dampffchiffe hierdurch aufgehoben, und ftatt desfelben, fowohl 
binfichtlich derjenigen Dampfichiffe, welche ven Rhein bereits befahren, 
als auch Hinfichtlich derjenigen, welde dieſen Strom künftig befahren 
wollen, Nachſtehendes feſtgeſetzt: 

$. 1. Zum Erwerbe des Rechts auf dem Rheine, von demjenigen 
Punkte an, wo diefer Strom fchiffbar wird, bis ins Meer, und aus dem 
Meere bis an den gedachten Punkt, die Schifffahrt mit Dampffchiffen 
unter den Bejtimmungen und Begünftigungen jener Uebereinkunft auszu⸗ 
üben, bedarf es nur des, in Gemäßheit des vierten Titels der Ueberein— 
kunft ausgeſtellten Patentes für die Schiffsführer, und außerdem für die 
Unternehmer der, die Art des Dampffchifffahrts-Betriebes ($. 2) bezeich- 
neten Conceffion besjenigen Uferftaates, in welchem die Dampfſchifffahrts— 
Geſellſchaft (Societät, anonyme Aktien: Geſellſchaft) ihren Sit hat, over 
welchem, falls die Schifffahrt von einem Ginzelnen unternommen wird, 
biefer angehört. 

8. 2. Nur die im $. 1 bezeichneten Bedingungen find behufs ver 
Erlangung der Befugniß zur Dampffchifffahrt zu erfüllen, e8 mag dieſe 
Schifffahrt von einem Einzelnen, oder einer Gefellihaft, mit Einem Echiffe 
oder mit mehreren Schiffen betrieben werden, es mögen die Dampfjchiffe, 
beren Mafchinen und fonftiges Zubehör in einem Rheinuferftaate, oder 
anderswo verfertigt fein, e8 mögen blos Perfonen nebit ihrem Gepäde 
und ihren Wagen, oder blos Waaren, ober Perfonen und Waaren beför- 
bert oder, fei e8 mit ober ohne gleichzeitige Beförderung von Berfonen 
und Waaren ober von Perfonen oder Waaren auf den Dampfjchiffen, 
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durch die Dampfichiffe andere Gefäße irgend welcher Art gefchleppt 
werben, 

Insbeſondere ift es, die Erlangung des vorfchriftsmäßigen Patentes 
und der Gonceffion vorausgefegt ($. 1), jedem Dampffchiffe Heftattet, 
an beftimmten Tagen und Stunden von jedem Hafen over Landungsplake 
abzufahren, um Reiſende, ihr Gepäde, ihre Wagen und auch Waaren, in 
regelmäßiger ober unbejtimmter Fahrt nah einem andern Hafen ober 
Landungsplage zu führen, und andere Gefäße irgend einer Art zu fchleppen, 
ohne daß e8 in irgend einer biefer Beziehungen einer Einigung unter ven 
Uferregierungen bedarf, in deren Gebiete die Ab- und Anfahrtsorte liegen. 

$. 3. Welche Beningungen, behufs Erlangung der Conceffion zur 
Dampfichifffahrt ($. 1), von einem Einzelnen over von einer Gefelffchaft 
zu erfüllen, und für die Ausübnng diefer Schifffahrt vorzufchreiben find, 
hängt lediglih von derjenigen Ufer - Regierung ab, welcher ver einzelne 
Unternehmer als Unterthan angehört, oder in deren Gebiet die Gefellfchaft 
ihren Sig hat. 

84 In Unfehung der Prüfung der Tauglichkeit der Dampffchiffe 
fommen bie Art. 53 und 54 ver Uebereinfunft mit denjenigen Maßgaben 
zur Anwendung, welche die Natur der Dampfichiffe bepingt. 

Jede Regierung wird mit Nachdruck dafür forgen, daß bie ihren 
Unterthanen, oder den, in ihrem Gebiete beſtehenden Gejellichaften, gehörigen 
Dampfichiffe, nebſt Mafchinen und fonftigem Zubehör, befonvers dann, 
wann fie zur Berfonen-Beförberung dienen follen, in ven gehörigen Zuftand 
gefett und ftets darin erhalten, ingleichen, daß nur ſolche Sciffsführer, 
Mafchiniften und Sciffsleute zum Dienfte auf ven Dampfichiffen zuge 
lafjen werben, welche, ihren perfünlichen Eigenfchaften nach, für die erfor- 
derliche Sicherheit die genügende Gewähr geben. 

Außerdem behält fich jede Regierung hinfichtlich aller, und beſonders 
hinfichtlich der zum Berfonen- Transporte dienenden, ihr Stromgebiet be- 
fahrenden Dampfichiffe die geeignete Controle und die geeigneten polizei= . 
lichen Mafregeln zur Erreichung der erforderlichen Sicherheit vor. Dabei 
ſoll jedoch jede irgend vermeidliche Befchränfung und Beläftigung unter- 
bleiben und fein Dampfichiff, welches einem andern Uferftaate angehört, 
ftrenger oder ungünftiger als bie eigenen Dampfſchiffe gleicher Art behan- 
pelt werben. 

Die vorftehenden Beftimmungen treten am ein und fechzigften Tage 
nach Nieverlegung ver Natificationen im Archiv der Central - Rheinjchiff- 
fahrts-Commiffion in Wirkfamteit. 

Münden ven 24. Yuni 1846. 

Auf Seiner Königlihen Majeftät Allerhöchiten Befehl. 
Grafvon Brap. 
Reg.- BI. f. d. Königr. Bayern f. b. 3. 1846. Nr. 21. ©, 433—438. 
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35. Gemeinfam vereinbarte Einführung von Dienftbüchern für die 
Schiffsmannſchaften auf dem Rheine. 


Im Namen Seiner Majeität des Königs. 


Auf den Grund der in der Situng ver Rheinfchifffahrts - Central- 
Commiſſion vom 29. Anguft 1845 getroffenen Vereinbarung ber feche 
oberen Rheinuferftaaten und im Vollzuge der deßfalls vom königl. Mini- 
fterium bes Innern ertheilten Auftrage, wird über die Einführung von 
Dienftbüchern für die Mannſchaft auf den Aheinifchen Schiffen, bezüglich 
ber bayeriſchen Stromitrede und den bayerifchen Rheinfchiffsmannfchaften 
überhaupt hiermit verfügt, was folgt: 

8.1. Wer zur Zeit als Schiffsgefelle (Schiffsgehilfe, Schiffsfnecht 
u. f. w.) over als Sciffsjunge (Schiffslehrling) im Dienfte eines ven 
Rhein, fei es mitteld eines Segel- oder Dampfichiffes, befahrenven 
Schiffers (Patrons, Schiffmeijters, Capitäns, Conducteurs, Führers, 
Satzſchiffers u. f. mw.) fteht, muß fich bis zum 1. Mai 1846 mit einem 
Dienftbuche verfehen. 


$. 2. Niemand darf von dem bezeichneten Tage an, ohne mit einem 
vorſchriftsmäßigen Dienftbuche verfehen zu fein, in einen Dienft der vor- 
ftehend angegebenen Art treten. 


$. 3. Ebenfo fann Niemand von biefem Tage an im biesfeitigem 
Regierungsbezirfe ein Patent als Aheinfchiffer oder Steuermann erlangen, 
der nicht im Beſitze eines ſolchen Dienjtbuches fich befindet. 


$. 4, Die Dienftbücher werben von den betreffenden Heimathe- 
Diftrifts-Polizeibehörven (königlichen Yandfommiffariaten) ausgeftellt, und 
ber Drud und Verlag verfelben wird wie bei den Wanverbüchern für 
die Handwerfögefellen, unter bie unmittelbare Aufficht der unterfertigten 
Stelle geftellt. 


8.5. Verliert ein Gefelle oder Zunge fein Dienſtbuch, fo bat er 
ſolches bei der nächiten Polizeibehörde glaubhaft darzuthun, und Befchei- 
nigung berjenigen Behörde, bei welcher er das Buch zulegt vijiren lieh, 
ſowohl darüber, daß dies gefchehen, als auch, daß Nichts ihm Nachtheili- 
ges in dem Dienftbuche enthalten war, zu erwirfen, und daraufhin erftere 
Behörde zu erfuchen, ihm ein folches von feiner Heimathsbehörve zu ver- 
ſchaffen. Kann er die angegebene Nachweifung nicht liefern, fo bat er 
bie Zurücdweifung in feine Heimath mit Yaufzettel zu gewärtigen. 


Iſt der Gefelfe oder Junge durch Krankheit oder aus andern Ur- 
ſachen genöthigt, eine Zeit lang arbeitslos in einem Orte zuzubringen, 
jo muß er fich dieſes durch obrigfeitliche Zeugniffe in feinem Dienftbuche 
befcheinigen laſſen. 
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$. 6. Jeder Schiffer ift verbunden, in dem Dienftbuche des aus 
feinem Dienjt tretenden Gefellen oder Jungen ein pflichtmäßiges Zeugniß 
über vefjen Betragen mit Angabe des Entlaffungsgrumdes zu vermerken. 


Ein folcher Vermerk kann auch durch jede Polizeibehörbe eines Ahein- 
bafens gemacht werben. 

8. 7. Beſchwerden wegen des von bem Schiffer ertheilten over 
verweigerten Zeugnijfes werden von ber Polizeibehörve des Rheinhafens 
unterfucht und beſchieden, ſodann das Ergebniß in dem Dienjtbuche vor- 
gemerft. 

$. 8. Wer durch Fahrläßigfeit eine Unvolfftändigfeit oder Unrich— 
tigfeit in dem ihm ertheilten Dienftbuche herbeiführt, oder in demſelben, 
ohne die Abficht zu täufchen, felbft oder durch Andere Eintragungen oder 
Abänderungen irgend einer Art vornimmt, erleidet eine Polizeijtrafe nach 
Mafgabe des diesfeitigen Polizeiftrafgefees. 

Eine gleiche Strafe trifft jeden Gefellen oder Jungen, ber obigen 
Beftimmungen sub Nr. 1 und 2 nicht pünftlih nachfommt, desgleichen 
jeven Schiffer, welcher einen mit einem vworfchriftsmäßigen Dienftbuche 
nicht verfehenen Gefellen oder Jungen von dem sub Nr. 1 bezeichneten 
Tage an in feinem Dienfte behält, oder in feine Dienfte nimmt. 


Wer in ber Abficht zu täufchen, felbft oder durch Andere Abiinderungen 
in feinem Dienftbuche vornimmt, oder in gleicher Abficht dasfelbe unvoll- 
ftändig macht, oder bei vergleichen Handlungen hilfreiche Hand leiftet, 
wird, wenn dieſe abjichtlich vorgenommenen Veränderungen ven Charafter 
eines Verbrechens over zuchtpolizeilichen Vergehens nicht haben, mit ber 
nach obigem Strafgeſetze zuläffigen höchſten Polizeiftrafe belegt, und kann 
fpäter ein Patent als Rheinfchiffer oder Steuermann nicht mehr erlangen. 
Außerdem wird ihm das Dienftbuch fogleich bei erfolgter Strafverur- 
theilung abgenommen, und nach Umftänden erjt nach Ablauf einer bejtimm- 
ten Frijt oder niemals wieder von ver vorgefesten Heimaths - Dijtrifts- 
Polizeibehörve ertheilt. 

$. 9. Vorhergehende Beftimmungen wegen Einführung ver Dienft- 
bücher finden einjtweilen auf die Bemannung Nieverländifcher Aheinfchiffe 
feine Anwendung. 

Es ift daher in dem Falle, wenn ein Schiffsgefelle. oder Dienftjunge 
aus dem Dienfte auf einem Niederländifchen Schiffe in den Dienft auf 
einem andern Rheinſchiffe übertreten will, von vemfelbeu die Beibringung 
eines Dienftbuches, nach Umftänden überhaupt nicht, oder doch nicht für 
bie Dienftzeit auf einem Nieverländifchen Schiffe zu verlangen. 

Jedoch ift von den Hafenpolizeibehörven darüber zu wachen, daß nicht 
ber Uebertritt aus dem Dienfte auf einem Nieverlänbifchen in. ven Dienft 
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auf einem andern Nheinfchiffe und umgefehrt, zur Umgehung ver obigen 
Borfchriften über die Dienftbücher gemißbraucdht werde. 
Speyer den 6. Yanuar 1846. 
Königlich Bayeriſche Regierung der Pfalz, Kammer des Innern. 
Amtsblatt ber Pfalz von 1846. Nr. 3, 


36. Grtbeilung der Dienftbücher an die Schiffsmannſchaften auf 
dem Rheine. 
Auf Befehl Seiner Majeftät des Königs, 

Nah dem XVI. Protofolfe der vorjährigen Sigungen der Central- 
Commiſſion für die Rheinfchifffahrt ift ein Majoritätsbefchluß, dem fpäter 
noch Nafjau beigetreten, dahin erlaffen worven, daß 

1) die Worte- von Nro. 3 des X. Protokolls von 1844 

"das Dienſtbuch wird von der betreffenden Lokalbehörde zc. 
ertheilt« 
ohne Unterfchied fowohl auf die Behörden des Aufenthaltsortes 
als auch auf jene des Wohnortes anwendbar feien, dann daß 
2) auch die Knechte, fowie Heizer auf ven Dampffchiffen eines Dienft- 
buches bedürfen, ſobald fie auf eine beftimmte Zeit oder für einen 
bejtimmten Zwed angenommen find; binfichtlich der ohnehin fchon 
mit befonvderen Patenten verfehenen Steuerleute aber die Ver— 
binplichfeit nur in Anfehung verjenigen jtreng nothwendig fei, 
welche für einen directen und regelmäßigen Dienft angenommen find. 

Die Königliche Regierung wird hiernach eine entfprechende Belannt- 
machung erlafjen. 

München ven 29. Yuni 1847. 

Minijterium des Innern. 
An die königl. Regierung ver. Pfalz, K. d. J. Nr. 16001. 

Döllinger Sammlung Band XXVIN. Th. I. N. F. Bd. VII.) S. 806. 


37. Ausführung des allgemeinen Negulativs für die gleichfürmige 
Aichung der Schiffe auf dem Rheine betreffend. 


Stantsminifterial-Belanntmadhung. 


Nachdem laut Inhalt des XXXI. Protofolles der vorjährigen 
Sitzung der Rheinfchifffahrts-Commiffion im rubricirten Betreffe über den 
im XIV. Protofolfe der nämlichen Sigung gefaßten Befchluß wegen gleich- 
förmiger Aichung der Schiffe alffeitige Genehmigung der Uferftaaten vor— 
liegt, und derſelbe inzwifchen bereits in Preußen zum Vollzuge gelangt ift, 
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fo wird bie Fönigl. Regierung beauftragt, bezüglich der Ausführung jener 
im XIX. Protofolfe $. 2. vereinbarten Beftimmungen auch von Seite 
Bayerns das Geeignete bei dem gemeinfchaftlichen Aichamte zu veranlaffen, 
fowie für die diesfallfige Bekanntmachung im Kreis-Intelligenzblatte Vor— 
forge zu treffen. e 

München ven 29. Januar 1849. 
Staatsminifterium des Handels und der öffentlichen Arbeiten. 


An vie königl. Regierung der Pfalz alfo ergangen. Nr. 596, 
Abdruck. 
Auszug 


aus dem XIX. Protokolle der Central-Commiſſion für die Rhein— 

Ichifffahrt von 1848 ımd zwar Beichluß zu $. 2, die Ausführung 

des allgemeinen Negulativs für die gleichförmige Aichung der Schiffe 
auf dem Mheine betreffend. 


Die Rheinzollämter werben ermächtigt, ausnahmsweife von den Be— 
ftimmungen des $. 4 des allgemeinen Aichreglements (X. Supplementar- 
Artikel zur Rheinfchifffahrts-Oronung) für diejenigen Abweichungen, welche 
ſich zwifchen der nach der Aiche fich ergebenden und ver durch das Manifeft 
bezeichneten Ladung herausftellen, einen Nachlaß bis zu höchſtens 3 Proz. 
für Schiffe mit Ded und bis zu höchſtens 2 Proz. für Schiffe ohne Ded, 
jedoch allfällig nur dann zu bewilligen, wenn fie die Leberzeugung gewon— 
nen haben, daß die nach der Aiche fich ergebenden Differenzen, je nach 
ver Beichaffenheit oder den Umftänden ver Ladung, ober wegen Alters 
der Fahrzeuge, oder der Dauer der Reife nur durch atmofphärifche oder 
anderweitige natürliche Einwirkungen und vollftommen unabhängig von 
dem Willen des Schiffers oder Schiffsführers entſtanden find. 

In allen übrigen Fällen werden die Schifffahrts- Abgaben fortan 
nah Maafgabe des allgemeinen Wichreglements erhoben, was auch auf 
die Abweichung Anwendung findet, welche vie oben bezeichnete Grenze ber 
Nachläffe überfteigt. 

Keinenfall® darf die Begünftigung eines Nachlafjes von den Sciffern 
als ein Recht angefprochen werden. Die Frage über Zuläffigfeit ver- 
felben ift den Rheinzollämtern allein und ausfchließend zur Entfcheidung 
anheimgegeben. 

Hm Falle allgemeiner Zuftimmung zu der vorbezeichneten Anordnung 
folf diefelbe durch gleichlautende Ynftruftionen vom 1. October I. J. an 
in Vollzug geſetzt werben, welche jeder Uferftaat an die feinem Gebiete 
angehörigen Rheinzollämter erläßt. 

Mainz den 8. Augujt 1848. Nr. 9054. 

Dillinger Band XXVIII. (N. F. Bd. VII.) Theil I. S. 779, 
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38. Die Verhandlungen der Rheinſchifffahrts-Commiſſion wegen 
Beſchwerde der Segelſchiffer betreffend. 


Stantsminifterial-Belanntmadhung. 


Nach genommener Kenntniß der bisherigen Erhebungen und Ver— 
handlungen über die bei der Nheinfchifffahrt vorgefommenen Differenzen 
ver Segelfchiffer gegen die Dampfihifffahrt und nach näherer Erwägung 
ber von den erfteren erhobenen Befchwerven genehmigen Seine Ktönigliche 
Majeftät die von ver Rheinſchifffahrts-Commiſſion im XXIX. Protokolle 
ihrer vorjührigen Sigung vom 9. und 13. Dezember v. J. nievergeleg- 
ten Beſchlüße dahin lautend: 

1. Daß bei der Zollbehandlung und jeder fonftigen Abfertigung, fo wie 
hinfichtlich der Oeffnung der Schiffbrüden ven Segelſchiffen jede den 
Umftänden nach zuläßige Erleichterung zu gewähren fei, und daß 
diefelben, fo weit dies der Natur der Umftände gemäß zuläßig erfcheint, 
in den gedachten Beziehungen der Dampfidifffahrt völlig gleichgeftelft 
werben follen. 

Das Hauptzollamt und das Octroi-Amt zu Weuburg, fowie bie 
betreffenden Rheinbrücken-Verwaltungen find biernach zum geeigneten 
Bollzuge anzumeifen. 

2. Den Segelſchiffen foll einftweilen und bis zum Erfolge allgemeiner 
Anordnungen in den gedachten Beziehungen vorzugsweife vor ben 
Dampfjchiffbefigern, 

a) die vollftändige Freiheit von der Brüdendurdlaßgebühr an 

den Rheinbrüden, 

b) die Ermäßigung der Nefognitionsgebühr bis zur Hälfte zu- 

gejtanden werben. 

Diefe Begünftigung zu a und b foll jedoch nur für die nach- 

ftehend bezeichneten Segelſchiffe eintreten, nämlich 

aa) für folhe Segelfchiffe, welche erweislich ganz oder zur Hälfte 

im Eigenthum eines patentifirten Schiffspatrons oder Schiffers 

ftehen und von dieſem perfönlich oder in einem beſonders nach- 

zuweifenden Verhinverungsfalle von einem andern patentifirten 

Schiffer oder Satfchiffer geführt, oder 
bb) für ſolche Segelichiffe, welche ganz oder mindeftens zur Hälfte 

Eigenthum dev Wittwen oder ber minderjährigen Erben eines 

patentifirten Schiffspatrons oder Schiffers find, und deren Füh— 

rung burch einen patentifirten Schiffer oder Sagfchiffer erfolgt. 

Ob die Segelfchiffe fich der Segel over Pferde bevienen, oder 

mit dem Strome treiben oder gefchleppt werben, begründet 

feinen Unterfchiev. 
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Alte Fahrzenge endlich, welche vermöge ihrer Bauart und Ein- 
richtung und der auf benfelben vorhandenen Vorrichtungen und 
Gegenftänvde zum ſelſtſtändigen Fortkommen geeignet find, follen 
als Segelfchiffe angefehen werben. 

Die Fönigl. Regierung, Kammer des Innern, wird zum alsbaldigen 
Bollzuge und vesfallfiger Bekanntmachung durch das Kreisblatt unter dem 
Bemerken angewiefen, daß wegen gleihmäßiger Verſtändigung ver Brüden- 
verwaltung zu Germersheim, des Hauptzoll- und Dctroi-Amtes zu Neu- 
burg Einleitung getroffen worben fei. 

München ven 1. Februar 1849. 

Staatsminifterium des Handels und der öffentlichen Arbeiten. 
Un die k. Regierung der Pfalz, K. d. J. ergangen. 

Mitteilung der königl. General -Zollanminiftration behufs alsbalviger 
Anweifung des Hauptzollamts Neuburg wegen bejchleinigter Abfertigung 
der Segelichiffer. 

Dillinger Sammlung Bd. XXVIII. (N. F. Bb. VII.) Thl. II. ©. 808. 


39. Staatöminifterial = Befanntmahımg, das Steuermannd- und 
Lootſenweſen auf dem Rheine betreffend. 


Der königl. Regierung wird unter Bezugnahme auf bie jüngſten 
Verhandlungen der Rheinſchifffahrts-Commiſſion in bezeichnetem Betreffe 
(XXVIII. Protokoll der vorjährigen Sitzung vom 9. Dezember 1848) 
nachfolgende Entſchließung ertheilt: 

Zu $. II bezeichneten Protokolls 
Ziffer 1. hat es bei ver bereits verfügten Ausdehnung ber Befreiung vom 

Lootfenzwange auf Fahrzeuge jeder Ladungsfähigkeit, welche 
unter 600 Zentner Ladung enthalten, fein Bewerben. 

Ziffer 2. Der badiſche, auch von der fgl. Regierung bevorwortete Vor— 
fchlag wegen Befreiung aller mit geringwerthenden Ladungen 
befrachteter Schiffe vom Lootjenzwange wird nur mit ber von 
Seite des heffifchen Bevollmächtigten beantragten Mobdification 
genehmigt, daß gedachte Maaßregel auf folde Ladungsgegen— 
ftände befchränft werde, welche im Falle des Sinfens eines 
Schiffes fih von felbft heben und folglich fein Hinderniß im 
Fahrwaffer zu erzeugen vermögen. 

Diefelbe wird daher beauftragt, wegen jofortigen Vollzuges 
diefer Anordnung das Geeignete zu veranlaffen. Gleiches gilt von 

Ziffer 3. des obigen 8. IU. indem dem gefaßten Beichluße: daß für alle 
zu Segelichiffen gehörige leichtere Fahrzeuge, welde an das 
Hauptfchiff zur Seite befeftigt find, alſo nicht am Schlepptau 
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nachgeführt werben, ein beſonderer Stenermann nicht erfordert 
werbe, die Genehmigung ertheilt wird. 

Zu $. IV des Protofolles genehmigt man nicht minder den Beſchluß: 
daß jedem Steuermann, welcher ein Schiff zu Berg oder zu Thal gefteuert 
hat, geftattet werde, binnen den nächiten 24 Stunden ein anderes Schiff 
zu Thal oder zu Berg auf derſelben Strede zurückzuſteuern. 

Zu $. V des Protofolls wird die Fönigl. Regierung beauftragt, je 
nach Maaßgabe ver Umftände auf thunlichjte Ermäßigung der Lootfenge- 
bühren auf ver bayerifchen Rheinſtrecke mit Rüdficht auf die gleichen Ge- 
bühren für die nichtbayerifchen Yootjenftationen einzuwirfen, ſowie über 
dieſen Gegenftand befonderen Bericht zu erjtatten. 

Unter Anordnung diefes VBollzuges obiger Beſchlüße der Rheinfchiff- 
fahrts - Commiffion wird dem Ermeffen ver fönigl. Regierung anheimge- 
ftellt, ob viesfalls eine befondere Bekanntmachung im Streis- Intelligenz- 
Blatte für erforderlich erachtet werde. 

München ven 31. Jänner 1849. 

Staatsminifterium des Handels und der öffentlichen Arbeiten. 
Un die f. Regierung der Pfalz, K. d. %., alfo ergangen. Nr. 965. 


Döllinger Sammlung Bd. XXVIN. (N. 5. 3b VII.) Thl. II. S. 188, 


40. Bekanntmachung, ven XIX. Zuſatz-Artikel zu der Rheinſchiff— 
fahrt3 - Convention betreffend. 


Stantsminifterium des Handels und der öffentlichen Arbeiten, 


Nachdem ver durch die Vevollmächtigten ver ſämmtlichen Rheinufer- 


19. Auguft 


Staaten unterm — nr 1847 vereinbarte Zufatartifel zu dem Artikel 


42 der Rheinfchifffahrts-Gonvention vom 31. März 1831 die Alferhöchite 
Genehmigung Seiner Majeftät des Königs erhalten hat, und daraufhin 
die Hinterlegung ber ſämmtlichen Ratifications-Urfunden zu dem erwähn- 
ten Zufaß-Artifel in dem Archiv der Gentral:Commiffion für die Rhein— 
Ihifffahrt erfolgt ift, fo wird berfelbe zur allgemeinen Kenntnig und 
Darnachachtung andurch mit dem Beifügen veröffentlicht, daß die verein- 
barten Bejtimmungen, da die Auswechslung der Ratifications- Urkunde 
am 25. v. Mts. zu Mainz ftattgehabt hat, überall am 31. Tage nach 
dem Vollzuge dieſes Actes, fohin am 26. des laufenden Monats in Wirf- 
famfeit zu treten haben. 


XIX. Zuſatz-Artikel zu der Lebereinfunft über die Rheinſchifffahrt 
vom 31. März 1831 die Salzjchiffer betreffend. 

1. Wer in Gemäßheit des Artifeld 42 mit einem Rheinfchifffahrts- 

Patente verfehen ift, darf fortan auf Einer Reife, und zwar auf dem 
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Hin» und Rücdwege, ein anderes, als das in dem Patente bezeichnete 
Segelſchiff, ohne Rüdficht darauf, welchem Rheinuferſtaate dasſelbe 
angehört, dann führen, wenn das zu führende Schiff von ver Polizeibe- 
börbe des Einlade- over Abfahrortes auf dem Patente felbft, oder, beim 
Mangel des Raumes, auf einer Anlage vesjelben genau bezeichnet wird. 

Für mehrere Reifen und überhaupt auf längere Zeit darf die Führung 
eines in dem Patente nicht bezeichneten, irgend einem Rheinuferftaate 
angehörigen Segelfchiffes fortan von dem Patent-Inhaber alsdann über- 
nommen werben, wenn zuvor von feiner Yandesobrigfeit (Art. 42) das 
zu führende Schiff in der vorangegebenen Weife auf dem Patente oder 
deſſen Anlage bezeichnet worben ijt. Außerdem muß, falls ver Patent- 
Inhaber und das von ihm zu führende Schiff nicht demſelben Uferftaate 
angehören, ver erftere mit einem, auf Berlangen ven Rheinzollämtern und 
Polizeibehörven vorzuzeigenden befondern Atteſte verfehen fein, welches von 
ver Behörde vesjenigen Staates ausgeftellt, dem das Schiff angehört, 
der letzteren Nationalität, Namen, Numer, Ladungsfähigfeit und Eigen- 
thümer bezeichnet, und feit deſſen Austellung oder Recognition durch vie 
Ausstelungs-Behörde noch nicht zwei Jahre verfloffen find. 

2. Jeder Unterthan eines Rheinuferſtaates kann fortan mit Ein- 
willigung feiner Landesobrigkeit auch in denjenigen Uferjtaaten, welchen 
er nicht angehört, nach den in dieſen bejtehenden Vorfchriften mit dem 
Patente zur Führung von Dampffchiffen verjehen werben; es darf durch 
das Patent dem Inhaber vesfelben die Berechtigung ertheilt werben, 
jedes Dampfichiff zu führen, welches derjenigen Perfon oder Geſellſchaft 
gehört, in deren Dienft er fteht. 

Seven Führer eines Dampfichiffes muß deſſen Eigentümer ben 
Rheinzollämtern und Polizei Behörden auf deren Verlangen glaubhaft 
nachweifen. 

München ven 5. October 1849. 

Auf Seiner Majeftät des Königs Allerhöchiten Befehl. 
v. d. Pfordten. 
Reg.-Bl. f. d. Königr. Bayern f. d. J. 1849. Nr. 54. S. 1052—1055, 


41. a. Königlich Allerhöchite Verordnung, die Vereinbarung wegen 
Grlaffung gemeinfamer polizeiliher Worjchriften über das 
Befahren des Rheins von Bafel bis in die See betreffend. 


Marimilian IL, 
von Gottes Gnaden König von Bayern ıc. ıc. 


Nachdem mit Unferer und ven übrigen Uferjtaaten des Rheins Ein- 
verftändniß durch Beſchluß der Gentral-Commiffion für die Rheinfchifffahrt 
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eine Vereinbarung wegen Erlafjung gemeinfamer polizeilicher Worfchriften 
über das Befahren ves Rheins dahin zu Stande gefommen ift, daß bie 
verabreveten Beftimmungen unter ver Ueberichrift »Bolizeiliche VBerorpnung 
über das Befahren des Rheins von Bafel bis in die See« alljeitig ver- 
fündet und mit Anfang des nächjten Yahres in Anwendung kommen 
follen, fo verorbnen Wir hiermit, daß die vereinbarten Vorſchriften, wie 
ſolche hier nachfolgen, zu Yevermanns Kenntniß gebracht und vom 1. Ya- 
nuar fünftigen Jahres anfangend für Unfer Stromgebiet des Rheins in 
Wirkung treten follen. 

Dagegen erflären Wir die befonvere Verordnung vom 13. Auguſt 
1841, das Vorbeifahren der Dampf- und Segelſchiffe an einander, ſowie 
das ſonſtige Verhalten derſelben und der Flöße auf dem Rheine betreffend 
(Regierungsblatt 1841 Nr. 38 ©. 749 — 761), jedoch mit Ausnahme ver 
Art. 19 und 20, welche in Geltung verbleiben, vom 1. Januar 1851 
anfangend, für aufgehoben. 

Gegeben zu München den 29. Dezember 1850. 

Mar. 


b. Polizeilihe Verordnung über das Befahren des Rheins von Bafel 
bis in die See. 


Erfie Abtheilung. 
Allgemeine Beitimmungen für den ganzen Strom, 
Art. 1. 

I. Allgemeine Berbinplichfeit zur Verhütung von Beſchädigung. 

1. Jeder Führer eines auf der Fahrt begriffenen oder vor Anker lie- 
genden Segel- over Dampfichiffes hat feine Aufmerkfamfeit darauf 
zu richten, daß das feiner Yeitung anvertraute Schiff weder andere 
Schiffe oder Schiffbrüden, Fähren, Nahen, Schiffmühlen, Badan— 
jtalten oder fonftige an oder auf dem Rhein befindliche Anlagen 
beſchädige, noch denſelben hinverlich oder durch dieſelben beſchädigt 
werde. 

2. Eine gleiche Verpflichtung liegt ven Flofführern ob, desgleichen ven 
zur Beauffichtigung oder Deffnung von Echiffbrüden angenommenen 
Perſonen, ſowie ven Inhabern von Führen, Nahen, Schifjmühlen 
und von fonftigen Anlagen der vorgedachten Art. 

Art. 2. 
ü II. Berhalten während der Fahrt. 
I. Im Allgemeinen. 

1. Kein Schiff darf in ven Fahrweg (Kurs) eines andern im Fahren be- 

griffenen Schiffes hineinfahren und dasjelbe in feinem Laufe ſtören. 
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2. An fcharfen Strombiegungen, an denen fich feine Wahrfchau befin- 
bet, muß jedes zu Thal fahrende Dampfſchiff mit verminderter Kraft 
ſo lange fahren, bis man vom Hintertheile des Schiffes aus in das 
offene Reck hineinſehen kann. 

3. Auf Strecken, wo Schiffe an Bohlwerken oder an feſten Werften 
liegen, oder am Ufer im Ein- und Ausladen begriffen ſind, dürfen 
die zwiſchen denſelben und dem Thalwege fahrenden Dampfſchiffe 
bei der Thalfahrt und beim Aufſchlagen (Wenden) nur mit halber 
Kraft, bei der Bergfahrt aber nur mit derjenigen Kraft fahren, 
welche für ven Fortgang und bie fichere Steuerung des Schiffes 
unumgänglich nöthig ift. | 


Art. 3. 
2. Dorbeifaßren der Schiffe Bei einander. 
A. Ullgemeine Beftimmungen. 

1. Nur da, wo das Fahrwaffer fo breit ift, daß dasſelbe ohne Zweifel 
binreichenden Raum für die gleichzeitige Durchfahrt dreier Schiffe 
gewährt, darf ver Führer eines Schiffes e8 unternehmen, an einem 
andern Schiffe in derſelben over in entgegengefegter Richtung vor- 
beizufahren. Bei einer geringeren Breite des Fahrwaſſers ijt das 
Vorbeifahren nur da gejtattet, wo folches mit Rückſicht auf die be- 
fonderen Stromverhältniffe einzelner Stellen, von den Regierungen 
für zuläffig erflärt wird. 

2. Wo es an hinlänglichem Naume zum Vorbeifahren mangelt, hat 
das zu Berg fahrende Schiff, wenn dasſelbe vorausfichtlich mit einem 
zu Thal fahrenden in der Enge zufammentreffen könnte, unterhalb 
ber Enge zu halten, bis das Thalfchiff durch die lettere gefahren ift. 
Befindet fich aber bereits ein Schiff in der Enge, dann muß das 
andere Schiff fo lange vor der Enge halten, bis das erftere biejelbe 
durchfahren hat. 

3. Kein Dampffchiff darf fich einem in der Enge vorfahrenden Schiffe 
auf mehr als zwei Schiffslängen (80 Meter) nähern. 

Art. 4. 
B. VBorbeifahren in entgegengefegter Richtung. 

1. Alle Dampfichiffe und mit günftigem Winde ſegelnden Schiffe, welche 
in entgegengeſetzter Richtung fahrend, einander in eben dieſer Rich— 
tung begegnen, ſollen rechts (Steuerbordſeite) ausweichen, ſo weit 
dies zur Vermeidung des Aneinanderſtoſſens erforderlich iſt. 

2. Iſt der Führer eines Schiffes durch beſondere Umſtände an der Be⸗ 
folgung dieſer Vorſchrift gehindert, ſo hat derſelbe die in Artikel 5 


vorgeſchriebenen Zeichen zu geben. 
48 
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. Wenn die Führer zweier, im entgegengefegter Richtung fahrenver 


Dampfichiffe gleichzeitig zu erkennen geben, daß fie von der vorſtehend 
zu 1 gegebenen Vorfchrift abweichen müfjen, fo foll das auf dem 
zu Berg fahrenden Schiffe gegebene Zeichen maaßgebend fein. 


Art. 5. 
C. In derjelben Richtung. 


. Erreicht ein Dampfſchiff ein vorfahrendes bis zu einer Entfernung 


von zwei Schiffslängen (80 Meter), jo darf es fich demfelben nicht 
weiter nähern. Will jedoch der Führer des hinteren Schiffes vor— 
beifahren, fo muß derſelbe fünf Glodenfchläge geben und eine blaue 
(zur Nachtzeit ftatt dieſer eine hellbrennenvde Laterne mit weißem 
Safe) auf halbem Mafte aufziehen Taffen. Dasjenige Schiff, welches 
vorbeifahren will, muß, fobald diefes Zeichen gegeben worden, nad 
der rechten Seite (Steuerbord:Ceite), das vorfahrende aber nach ver 
linfen (Badbord-Seite) ausweichen. 

Schiffer, welche auf den Stromftreden unterhalb Spyk fahren, 
müffen zur Nachtzeit die Yaterne nicht auf halbem Maſt, fonvern 
unter dem Bugſpriet anhängen laffen. 


. Sobald das hintere Schiff mit dem vorfahrenden oder mit dem lek- 


ten, von diefem geichleppten Echiffe bis auf halbe Sciffslänge auf 
gleicher Höhe fich befindet, muß das vordere Schiff fo lange mit 
verminderter Kraft fahren, bis jenes erftere vorbeigefahren ift. 


. Wenn ein beffer ſegelndes Schiff ein vorfahrenves erreicht, und ver 


Führer des eriteren dem letteren vorbeifahren will, fo bat verjelbe 
dies durch Ruf zeitig zu erkennen zu geben. Alsdann hat der Führer 
bes vorfahrenden Schiffes fo lange die Segel zu mindern, als bis 
das andere Schiff vorbeigefahren ijt. 


Art. 6. 
D. Vorſchriften in Betreffder Dampffchleppzüge. 


. Die VBorjchriften des Art. 1 bis 5 find von allen Echleppzugführern 


zu befolgen, fie mögen mit oder ohne Anhang fahren. Insbeſondere 
ift beim Vorbeifahren von Schleppzügen an einander dem Art. 4 
und 5 zu,genügen, und es dürfen, außer in dem Falle eines folchen 
Vorbeifahrens, Schleppzüge niemals neben einander in gleicher Höhe 
fahren. 


. Alle Dampffchiffe ohne Anhang und alle mit günftigem Winde fegeln- 


den Schiffe müffen den Echleppzügen in der Regel ausweichen. 
Mangelt der hierzu erforberliche Raum, fo müſſen die Führer des 
Schleppzuges und der angehängten Schiffe, auch wenn ihnen fein 
Zeichen zum Ausweichen gegeben ift, nach Vorfchrift des Art. 4 und 
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5 ausweichen, und babei die angehängten Schiffe in Eine Linie hinter 
einander bringen. 

3. Bei allen Vorbeifahrten anderer Schiffe haben die Führer des Schlepp- 
zuges und der angehängten Schiffe für das Zufammenziehen des 
Zuges in der Art zu forgen, daß die vorbeifahrenden Schiffe ven 
erforverlihen Raum finden. 

4. Niemals dürfen mehr als je zwei Schiffe neben einander gefuppelt 
fahren. 

Art. 7. 
E. In Betreff ver Segeljdiffe 
a. Wenn fie vom Ufer aus gezogen werben. 


1. Allen vom Ufer aus gezogenen Cchiffen barf nur auf ber, biejem 
Ufer entgegengefeiten vorbeigefahren werben. Die gezogenen Schiffe 
müffen auf das, im Art. 5. Nr. 1 vorgefchriebene Zeichen fich fo 
weit al8 möglich dem Ufer nähern. 

2. Zwifchen einem gezogenen Schiffe und dem Ufer, von welchem aus 
dasjelbe gezogen wird, darf nur von einem zur Perfonenbeförvderung 
dienenden Dampfjchiffe, und zwar nur dann burchgefahren werben, 
wenn offenbare Gefahr ftatt hat, wenn zuvor das Zeichen burch 
Anruf von dem Dampffchiffe aus gegeben worden, und wenn bas 
gezogene Schiff ſich außerhalb des gewöhnlichen Bergfahrwaſſers 
befindet. Der Führer des Segelſchiffes muß auf den Anruf fogleich 
die Leine fallen lafjen, und das Dampffchiff muß jo lange als mög- 
lich mit ftillgeftellten Rädern über die Leine forttreiben. 


Urt. 8. 
b. Wenn fie zu Thal treiben. 

1. Einem ohne Hilfe ver Segel zu Thal treibenden Segelichiffe muß 
jedes Dampffchiff ausweichen. Mangelt e8 hierzu an Raum, fo 
muß das Segelſchiff auf das im Art. 5 vorgefchriebene Zeichen mit 
Hilfe von Rudern und Anker fo weit als möglich zur Seite ausbiegen. 

2, Das Quertreiben der Schiffe ift, ven Fall höherer Gewalt ausge 
nommen, unterjagt. 

Art. 9. 
c. Wenn fie laviren. 

Lavirende Schiffe dürfen nicht zwifchen einem Dampfihiff und dem 
von dieſem gehaltenen Ufer fahren. Diefelben müſſen daher wenden, bevor 
fie den Fahrweg (Kurs) eines fih nahenden Dampfſchiffes durchkreuzen. 

Art. 10. 
F. In Betreff ver einzelnen Fahrzeuge. 
1. In ver Nähe tief beladener, fowie aller Fahrzeuge, deren Belaftungs- 


fähigfeit weniger als 600 Zentner beträgt, müffen die Dampfichiffe, 
48* 
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2) 


ſofern es ohne offenbare Gefahr für dieſelben oder für die angehäng— 
ten Güterſchiffe geſchehen kann, mit verminderter Kraft vorbeifahren, 
falls aber ſonſt für jene Fahrzeuge Gefahr entſtände, zeitig ſtopfen. 


,‚ Die Führer der vorſtehend zu 1 genannten Heinen Fahrzeuge dürfen 


den Gang der Dampffchiffe nicht durch vermeidlihe Annäherung 
ftören; dieſelben müſſen vielmehr aus dem Fahrwege (Kurs) des 
Dampffchiffes fich entfernen. 
Art. 11. 
3. Sahren der Schiffe durch Schiffbrücken und bei Sähren. 


,‚ Alle Schiffsführer find zur Befolgung der für Schiffsbrücken und 


Fähren ertheilten befondern Vorfchriften verpflichtet. 


. Die Führer von fliegenden Brüden und Gierponten müjfen ven in 


der Fahrt begriffenen Dampf» und Segelſchiffen ausweichen, und 
zwar den Dampficiffen nach vemjenigen Ufer, an welchem vie 
Brüden oder Ponten zur Nachtzeit ihren Landungsplatz haben. 

Die fliegende Ponte zu Kaiferswertb muß, wenn fich daſelbſt 
Dampfichleppzüge oder Segelichiffe bei Fleinem Waſſer begegnen, fo 
lange in ver Mitte des Stromes halten, bis vie Schleppzüge oder 
Gegelichiffe vorbeigefahren find. 


. Solchen Schiffen, welche von Stellen ober» over unterhalb einer 


fliegenden Brüde oder Gierponte abfahren (ablegen), müffen vie 
Führer der legtern den Weg frei machen, und zwar den Dampf: 
Ichiffen auf das im Art. 5. vorgejchriebene Zeichen, ven Segeljchiffen 
auf Anrufen oder Aufhijfen einer rothen Flagge. 


. Die Dampfichiffe dürfen, fofern nicht die volle Mafchinenfraft zu 


deren ficheren Steuerung dur die Schiffbrüde erforderlich ift, durch 
eine folche nur mit verminderter Kraft fahren. 


. Zur Nachtzeit muß der Schiffsführer die Abficht, durch die Brücke 


zu fahren, mitteljt eines Böllerfchuffes zu erfennen geben, und, bis 
bie Signal» Laternen auf der Brücke aufgezogen find, vor berfelben 
warten. 


Urt. 12. 
4. Anhalten der Dampfſchifſe zur Perfonen- Beförderung. 


Soll ein Perfonen-Dampffhiff an eine Landungsbrüde anfahren, fo 
it vorher mit der Glode zu läuten. Coll dasſelbe an einer Nachen- 
ftation anhalten, fo ift das Zeichen bei Tage durch Aufhiffen einer 
Flagge, bei Nacht durch Aufhiffen einer hellbrennenden Laterne mit 
weißem Glaſe zu geben. Gleicher Zeichen bat der Nachenführer, 
welcher an das Dampfichiff anfahren will, fich zu bevienen. 

Dei Annäherung eines Nachens müffen die Räder des Dampffchiffes 
fo zeitig till geftellt und bei ber Abfahrt vesfelben fo fpät wieder in 
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Umgang gejegt werben, daß ber Nachen Feine gefährlichen Schwanf- 
ungen erleibet, 

3) Die Nachenführer Haben vie eingeftiegenen Perfonen aufzuforvern, 
fich fogleich nieverzufegen. 

4) Der Nahen muß von zwei ftarken fchifffundigen Männern von 
gutem Rufe geführt werben, in gutem Zuftande, vollftändig ausge- 
rüftet und mit der Bezeihnung einer erlaubten Einfenfungstiefe ver- 
fehen fein. 

5) Die Ortsbehörbe hat darauf zu halten, daß den vorſtehend zu 4) 
gedachten Erforderniſſen jtets genügt werde, nach Umſtänden fogleich 
Abhilfe anzuordnen, und der Dampffchifffahrts - Verwaltung Mit- 
theilung zu machen. 

6) Niemand darf, ohne den unter 4) erwähnten Erforderniſſen genügt 
zu haben, Perfonen oder Güter zu einem Dampfichiffe bringen over 
von demſelben abholen. 

7) Die Führer von Dampfichiffen pürfen beim Abfahren von Landungs- 
brücen fein anderes, im fahren begriffenes Schiff in feinem Fort- 
gange hindern. Die Führer der zu Berg fahrenden Dampfichiffe 
find verpflichtet, Thalfchiffe in ihrer Wendung bei ver An- und Ab- 
fahrt nicht zu ftören. — Wenn die Führer nahe hinter einander 
zu Thal fahrender Dampfichiffe aufbrechen wollen, jo darf das zuletzt 
fahrende Schiff das vorfahrende in feiner Wendung nicht hinbern. 


Urt. 13. 
5. Derhalten während des Fahrens zur Nachtzeit und bei Nebel. 


1) Jedes Schiff, welches in der Zeit vom Sonnenuntergang bis Son- 
nenaufgang fährt, muß 
a. auf der Stromftrede oberhalb Spyk auf der Bergfahrt mit zwei 
übereinander angebrachten hellbrennenden Laternen am Majte, oder 
in Ermangelung des Maftes am Kamine, auf ver Thalfahrt außer- 
dem mit einer dritten Laterne unter dem Bugſpriet verfehen fein. 
Eine ver am Maſte oder Kamine befinplichen Yaternen muß bei 
Dampffchiffen, an welchen Schiffe oder Kähne angehängt find, 
von grüner, bei andern Dampffciffen von rother Farbe, die 
übrigen Laternen können dagegen weiß fein. Geichleppte Fahr— 
zeuge find nur mit Einer weißen Laterne am Majte zu verjehen ; 
b. auf ‚ver Stromftrede unterhalb Spyk mit zwei helibrennenden 
Laternen verfehen fein, einer von rothem Glafe am hinteren 
Mafte, oder in Ermangelung vesjelben am Flaggenjtode und einer 
von grünem Glafe am vorderen Mafte. Gejchleppte Fahrzeuge 
find nur mit Einer hellbrennenden Yaterne von weißem Glaſe 
am Mafte zu verfehen. 
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2) Schleppzüge pürfen zur Nachtzeit nur bei Mond» oder Sternenhelle 
ahren. 

3) Sn nebligem Wetter müſſen alle Dampfichiffe mit verminderter Kraft 
fahren und deren Führer ununterbrochen die Glocke läuten Taffen. 
Wird der Nebel fo did, daß Feines der Ufer mehr gefehen werben 
kann, fo müffen die Dampfichiffe feitgelegt werben. 

4) Zur Nachtzeit darf beim Vorbeifahren niemals von der im Art. 4. 
Nummer 1. bezeichneten Richtung abgewichen werben. 


Art. 14. 
6. Derhaften bei hohem Waſſerſtande. 

1) Bei einem Wafferftande von mehr als 16 Fuß (5 Meter) über dem 
mittleren Wafferftand an der Abfahrts - Station ift die Fahrt von 
Dampffchiffen unterfagt. 

2) Bei einer Wafferhöhe von einfchließlih 14 Fuß (4,08 Meter) bis 
einfchließlih 16 Fuß (5 Meter) über dem mittleren Wafferftand an 
der Abfahrts-Station, bürfen Dampfichiffe zur Nachtzeit überhaupt 
nicht, bei Tage nur in ver Mitte des Stromes fahren; jedoch ift 
die zum Verkehre nothwendige Annäherung an die einzelnen Stationen 
geftattet. Die zu Thal fahrenden Dampfichiffe vürfen bei dem vor- 
ftehend zu 2) gedachten Wafjerftande mit nicht größerer Kraft fahren, 
als zur ficheren Steuerung des Schiffes nöthig ift. 

3) Bei einem Wafferftande von einfchlieklih 9 Fuß (2,825 Meter) bis 
zu 13 Fuß (4,08 Meter) über dem mittleren Wafferftand an ber 
Abfahrts - Station, müffen die Dampfichiffe zu Thal in ver Mitte 
bes Stromes, zu Berg in einer Entfernung von mindeſtens zwei 
Sciffslängen (80 Meter) vom gewöhnlichen Uferftande fahren. 

4) Auf der Etromftrede oberhalb der Lauter fommen vie vorſtehenden 
(Nr. 1—3.) Beftimmungen nicht zur Anwendung. Es iſt auf viefer 
Strede bei einem Wafferftande von mehr als 3,50 Meter (11 Fuß) 
über dem Nulfpunft des Straßburger Pegels die Fahrt von Dampf: 
ſchiffen unterfagt. ” 

5) Die Pegelſtände, welche für die andern einzelnen Streden maaf- 
gebend fein follen, werden von ven Negierungen nach dem Speberer, 
Mannheimer, Mainzer, Cauber, Coblenzer, Cölner, Düffeldorfer und 
Emmericher Pegel befannt gemacht werben. 

Was die Nieverländifchen Wafferftände betrifft, fo wind der wag- 
rechte Waſſerſtand gebilvet 
Für die Waal und Mervede 
nach ven Pegeln: 
von Nymwegen nach ver Mittelangabe zu 2,88 Metres über dem 
Nullpunkte, 
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von Bommel nach ver Mittelangabe zu 0,15 Metres über dem 
Nullpunkte, 

von Dortrecht nach der Mittelangabe zu 1,09 Metres unter dem 
Nullpunkte während der Ebbe. 

Für den Nieder-Rhein und den Leck 

nach ven Pegeln: 

von Arnheim mit 2,04 .Metres über dem Nulfpunfte, 

von Vienne mit 0,98 Metres über dem Nulfpunfte, 

von Krimpen mit 4,32 Metr. unter dem Nullpunfte während ver Ebbe. 


Art. 15. 
7. Derhalten beim Seftfaßren und Verfinken, 

1) Hit ein Schiff oder Floh irgenpwo im Strome feitgefahren, fo bat 
deſſen Führer an einer geeigneten, mindeftens eine Stunde ftromauf- 
wärts gelegenen Stelle eine Wahrſchau aufzuftellen, welche andern 
Schiff» oder Flofführern zuruft, daß und wo ein Echiff over Floß 
feftgefahren ift. Diefe Wahrſchau muß daſelbſt fo lange verweilen, 
bis fie durch eine zweite Wahrſchau benachrichtigt ift, daß jenes 
Schiff over Floß wieder flott geworden, oder daß auf die ver Poli- 
zeibehörde fofort zu machende Anzeige eine öffentliche Bekanntmachung 
erfolgt iſt. 

2) An Stellen, wo ein Schiff feftgefahren oder gefunfen ift, foll jedes 
Dampfichiff mit halber Kraft vorbeifahren, 

3) An ven Stellen, wo Schiffe gefunfen find, werben bie erforderlichen 
Sicherheitszeichen durch die Ortsbehörde aufgeftellt werben. 


Art. 16. 
III. Verhalten während des Stillliegens. 

1) Außerhalb ven Häfen dürfen am Yeinpfad- Ufer nie mehr als drei 
Schiffe in der Breite des Stromes neben einander liegen. Beim 
Vorbeifahren ver vom Ufer ausgezogenen Schiffe muß auf ftilllie- 
genden Segelichiffen, wenn es angeht, ver Maft nievergelegt, fonft 
aber muß fo weit vom Ufer angelegt werben, daß das Zugfeil unter 
ven Schiffen durchgeführt werden kann. Bei Durchleitung des. Seile 
muf die Bemannung des ftillliegenden Schiffes behilflich fein. 

2) Alle Flöße, welche am Leinpfab-Ufer liegen, müfjen mit vollſtändigen 
Seilleitungen verfehen fein. Auch dürfen dieſe Flöße, fofern fie 
nicht auf der Reife begriffen find, nicht über 250 Fuß (78,46 Meter) 
weit in dem Strom reichen. Der Flößer ift verbunden, die Zangen 
(Bindehölzer) gleichmäßig mit dem Floße abzuſchneiden und die Anfer 
fo zu ſetzen, daß fie ver Schifffahrt nicht hinverlich find. Die Floß— 
mannfchaft muß die Schiffe, welche das Floß nicht umfäumen können, 
an demſelben vorbei fortziehen. 


748 


3) Sind Schiffe over Flöße bei nebligem Wetter an Stellen vor Anker 
gegangen, am welchen bieß nicht zu gefchehen pflegt, fo ift auf ven 
Dampfichiffen alle fünf Minuten vie Glode anzufchlagen, von andern 
Schiffen und von Flößen aus eben fo oft durch das Sprachrohr 
zu rufen. 

4) Alle Schiffe, welche bei Nacht auf dem Strome in ver Nähe des 
Fahrwafjers, oder außerhalb ver Häfen in der Nähe ver Landungs— 
brüden für Dampfihiffe, oder an Stellen liegen, an welchen fonft 
feine Schiffe anzulegen pflegen, müffen mit einer bellbrennenven 
Laterne am Maſte an der Seite des Fahrwaſſers oder an einer fon- 
ftigen erhöhten Stelle und zwar vergeftalt verjehen fein, daß bie 
Laternen von beiden Seiten aus, zu Berg und zu Thal, wahrge- 
nommen werben fünnen. In ähnlicher Weife find zur Nachtzeit auch 
die Rheinmühlen und fonftigen im Rheine befindlichen Anlagen mit 
einer Laterne zu verfehen. Wo mehrere Mühlen in einer Reihe 
aufgeftelft find, genügt die Anbringung einer Laterne auf den äußern 
Mühlen, an der dem Fahrwafjer zugefehrten Seite. Auf Flößen, 
welche vor Anfer liegen, müffen zur Nachtzeit an jeder ver beiden, 
dem Fahrwaſſer zugefehrten Eden auf einer hohen, weit fichtbaren 
Stelle zwei Laternen neben einander aufgerichtet werben. 


art 12 

IV. Beftimmungen in Betreff der fliegenden Brücken, Gierponten 

und jonftigen Anlagen. 

1) Bei der Beſtimmung des Ufers, am welchem fliegende Brücken oder 
Gierponten zur Nachtzeit ihren Landungsplatz haben folfen, ift dar- 
auf Rücficht zu nehmen, daß ihre Anker- und Bucht - Machen nebft 
der Gierfette oder dem Seile nicht das Fahrwaſſer verfperren. 

2) Zur Nachtzeit ift auf den fliegenden Brücken oder Gierponten an 
einer erhabenen Stelle, vesgleichen auf dem erften Anfer-Nachen eine 
hellbrennende Laterne vom Inhaber zu halten. 

3) Sollten befondere Umftände zur Nachtzeit es erforderlid machen, 

daß bie fliegenden Brücden ober Gierponten an einem andern als 

dem für fie vorgefchriebenen Yandungsplage liegen, fo muß bei An- 
näherung eines Dampffchiffes die Glode auf der Brüde oder Ponte 
jo lange dauernd geläutet werden, bis vom Dampfichiffe aus durch 

Slodenfchläge die Wahrnehmung zu erfennen gegeben und bie Ge- 

Ihwindigfeit des Dampffchiffes vermindert if. Die Brücke over 

Ponte muß dann fogleih das Fahrwaffer frei machen. 

Am Yeinpfad-Ufer befindliche Bade-Anſtalten oder jonftige Anlagen 

oder Gegenjtände, welche ven Yeinzug hindern, müſſen von den In— 

habern mit vollſtändigen Seilleitungen verfehen werben. 


4 


— 
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Zweite Abtheilung. 
„Beſondere Beftimmungen. 
Art. 18. 

I Wahrſchau. 

Zur Sicherheit der Schifffahrt werden an folgenden Stellen Wahr- 
fhau-Stationen errichtet: 

1) am Bingerloche, 

2) an ver Wirbelay und zwar auf ver Ede derſelben, 

3) am Kammereck, . 

4) am Ochfenthurm, 

5) an der Bank bei St. Goar, 

6) bei einem Wafferftande des Anvernacher Pegels unter 10 Fuß 
(3,14 Meter) am Engerfchen Grunde, 

7) bei einem Wafferftande des Bonner Pegels unter 11 Fuß (3,45 
Meter) in ver Rheindorfer Kehle. 

Für diefe Wahrfchauen wird von allen, an ben vorbezeichneten Bunt. 
ten vorbeifahrenden Schiffen und Flößen zur Dedung ver Koften ein 
mäßiges Entgelt erhoben. In Betreff dieſes Entaeltes und des Wahr- 
fchaudienftes werden befondere Beſtimmungen erlaffen werven. Jeder 
Schiffs- und Floßführer hat die ihm durch die legteren Verbindlichkeiten 
pünktlich zu erfüllen. 

Urt. 19. 
II. Beſondere Beftimmungen. 
1. Sür die Stromftredte von St. \; oar bis Bingen 

1. Auf der Stromftrede zwifchen St. Goar und Bingen darf niemals ein 
Schiff an ven Radfaften eines Dampfichleppichiffes genommen werben. 

2. In der Bergfahrt auf der gedachten Strede müfjen die einem Echlepp- 
chiffe angehängten Fahrzeuge in Einer Yinie hintereinander gehalten 
werben. 

3. Einem zu Berg fahrenden Schleppfchiffe dürfen auf ver zu 1 bezeich- 
neten Strede höchſtens drei Schiffe angehängt werben, jedoch nur 
dann, wenn bie Labungsfähigfeit aller drei zufammen 250 Laft (10,000 
Zentner) oder weniger beträgt. Beläuft fich die Ladungéfähigkeit 
höher, fo bürfen nur zwei Schiffe ins Schlepptau genommen werben. 

4. Einem zu Thal fahrenden Schleppichiffe dürfen auf ver zu 1 bezeich- 
neten Strede höchftens vier Schiffe angehängt werben. 

Art. 20. 
2. Sür die Rheindurchſtiche. 

Rheindurchftiche dürfen erft dann befahren werden, wenn bie Schiff- 
fahrt durch dieſelben von der zuftändigen Behörde mitteljt öffentlicher 
Bekanntmachung für eröffnet erklärt fein wird. 
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Art. 21. 
Strafbeftimmung. 

Die Uebertretungen der in gegenmwärtiger Verordnung gegebenen 
Vorſchriften werden in jedem Uferſtaate nach den daſelbſt ſpeciell beſtehen— 
den *) und zu erlaſſenden Geſetzen oder nach ben Beſtimmungen, welche 
durch Uebereinfunft mit andern Uferjtaaten des Rheins bereits feſtgeſetzt 
find oder noch fejtgefegt werden, geahndet. 

Reg. Bl. f. d. Könige. Bayern f. d. 9. 1850. Nr. 62. S. 993—1018. 
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42. Bekanntmachung, die Uebereinfunft ver deutichen Rheinuferftaa- 
ten bezüglich der Ermäßigung der Rheinzölle betreffend. 


Staatsminifterinm des Königlichen Haufes und des Aeußern, Staats: 
Minifterium der Finanzen und Staatsminifterinm des Handels und 
der öffentlihen Arbeiten, 


Nachdem die am 17. Mat heurigen Jahres bei ver IX. General- 
Conferenz des deutſchen Zoll- und Handelsvereins von den Bevollmächtig- 
ten der veutichen Rheinuferſtaaten verabreveten Beftimmungen in Betreff 
der Ermäßigung der Rheinzölle von jenen Gütern, welche auf der Rhein 
jtrede von Emmerich bis zur Yauter unter der Flagge eines deutſchen 
Rheinuferſtaates oder unter einer andern, ven Flaggen ber bentjchen 
Kheinuferftaaten gleichgeftellten Flagge verfchifft werden, bie allerhöchite 
Genehmigung Seiner Majeftät des Königs erhalten haben, und venfelben 
in gleicher Art auch die Ratification von Seite der übrigen beutjchen 
Rheinuferſtaaten zu Theil geworben ift, fo wird der deshalb verabredete 
befonvdere Tarif, welcher am 1. Detober heurigen Jahres in Kraft tritt 
und vorläufig bis zum 31. Dezember 1853 zu gelten hat, andurch zur 
allgemeinen Kenntniß veröffentlicht. 

Münden den 6. Auguft 1851. 

Auf Seiner Majeftät des Königs Allerhöchiten Befehl. 


Freiherr von Pelkhoven, v. Fiſcher, 
Staatsrath. Staatsrath. 


Conf. Art. 19 und 20 ber bis auf ber bei ben in Gültigkeit verbleibenden 
Art. aufgebobenen Verordnung vom 13. Auguft 1841 sub Nr. 24 S. 698. 
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Defonderer Tarif 


zur Erhebung ver Rheinzöfle auf der Rheinſtrecke von der Lauter bid 
Emmerich von denjenigen Gütern, welche unter der Flagge eines 
deutfchen Rheinuferftaates oder unter einer anderen, ven Flaggen ber 
deutſchen Nheinuferftaaten gleichgeftellten Flagge verichifft werden. 











Für die Rheinſtrecke Bei der Fahrt 








aufwärts an der 
Zollſtelle zu 


abwärts an ber 
Zollftelle zu 


Drduungs-Numer. 


SErhebungs⸗ 


A. Von allen Gütern, welche der ganzen Gebühr unterliegen. 








Uder Lauter Neuburg [Neuburg — 231Neuburg -365 
2Meuburg Mannheim [Neuburg 11/76] Mannheim 17.68 
Mannheim Mainz Mannheim 26.67) Mainz 17 50 
Mainz Caub Mainz 10/--|Caub 10.02 
5lCaub Coblenz Caub 68316Coblenz 812 
6Coblenz Andernach Coblenz 2123 Andernach 335 
Andernach Linz Andernach 1 76]lFinz 2.63 
. 8Yinz Cöln Linz 6026Cöln 906 
Cöln Düſſeldorf Cöln 582üſſeldorf 875 
10Düffeldorf Ruhrort Düſſeldorf 3 76Ruhrort 565 
11Ruhrort Weſel Ruhrort 352 Weſel 530 
12Weſel zur Nieberlän- | 
diſch ⸗preußi— 
ſchen Grenze bei 
— 
Weſel 5371Emmerich 807 
B. Bon den Gütern zur ganzen Gebühr, welche ven Rhein 
verlaffen und in die Lahn einlaufen. | 
13/Caub zur Lahn wo 6,08 — 
14lver Lahn ‚Goblenz — —[Eoblenz 1,03 


Reg- Bl. f. d. Könige. Bayern f. d. I. 1851. Nr. 41. S. 1003—1006. 
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43. Staatsminifterial-Befanntmachung, das Aichverfahren auf dem 
Rheine betreffend. 


Nachdem bei ven jüngften Verhandlungen ver Rheinfchifffahrte-Eom- 
miffion eine Verftändigung fämmtlicher Rheinuferſtaaten über ein allge- 
meines Formular für alle fernerhin zu ertheilenden Aichfcheine erfolgt 
ift, fo wird die k. Regierung unter Hinweifung auf das Protofoll Nr. IX 
der Situng vom 30. Septbr. v. Irs. angewiefen, bie geeigneten Ver— 
fügungen zum Vollzuge diefer Vereinbarung zu erlafjen. 

Münden ven 12. Yanuar 1851. 

Staatsminifterium des Handels und der dffentlihen Arbeiten. 


An die k. Negierung ver Pfalz, K. d. J., aljo ergangen. Nr. 9054. 


Abdruck. 


IX. Protokoll 
ber Central-Commiſſion für die Rheinſchifffahrt von 1850 „das 
Aichverfahren‘‘ betreffend. 


Auf Wievervorlage der Protofolle XIX von 1848 und XIV von 
1849 und nachdem der Bevollmächtigte von Baden mittelft Eircularnote 
vom 16. Dezbr. v. Fre. angezeigt hatte, daß zur Erzielung einer Ueber— 
einftimmung die großherzogl. Regierung nunmehr ebenfalls dem preußifchen 
Aichverfahren beigetreten fei, conftatirt die Commiffion, daß über die Be— 
folgung des preußifchen Aichverfahrens nunmehr die Zuftimmung ſämmt⸗ 
licher Rheinuferſtaaten vorliege. 

Sofort ſchritt die Commiſſion zu der im 8. 2 des vorjährigen Pro— 
tokolls vorbehaltenen Feſtſtellung eines allgemeinen Formulares des Aich— 
ſcheines und vereinigte ſich über das beiliegende Formular, wobei die 
von einzelnen Bevollmächtigten vorgetragenen Deſiderien Berückſichtigung 
gefunden haben. 

Bei dieſem Anlaße macht der Bevollmächtigte von Preußen aufmerk— 
ſam, daß der für die Aichreviſion beftimmte Vordruck nur dann Anwendung 
zu finden haben werde, wenn ohne erhebliche Aenverung im Bau das 
Schiff nur in Folge Alters u. ſ. w. eine tiefere Einfenfung im leeren 
Zuſtande angenommen bat, wogegen bei Wichrepifionen, welche in Folge 
bedeutender Reparaturen oder fonftiger Veränderungen im Bau des Schiffes 
vorgenommen werben, in ber Kegel ein neuer Aichichein auszufertigen fein 
werde, was jedoch dem Aichamte überlaffen bleiben könne. 


Die übrigen Commiffarien treten dieſem Borfchlage bei. 
Mainz den 30. September 1850. 
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Anlage zu Protokoll Nr. IX de 1850, 


(Erfte Seite.) (Zweite Seite.) 
Rheinſchifffahrt. 1) Nachricht Über etwaige frühere Aich— 
SEEN — ungen. 
ee . 
RE ame 
Aichſchein 2) Angabe der Aichmerkmale. 


des Schiſſes genannt 
Name und Wohnort des Eigentümers 
et ie von — 








(Dritte Seite.) (Vierte Seite.) 


3) Höhe des Gebörds Über ben Aichfcalen. 6) Verzeichniß der Gerätbfchaften und Bor- 
. räthe, welche bei der Vermeſſung auf 














fine Jrechts dem Schiſſe vorhanden waren und als 
M. D. C. Mil. IM. D. C. Mil. zur Führung des Schiſſes erforderlich 

anerkannt worden find. 

vorne 

mitten 

Benennung. 
hinten 
— —— —— — 
M. D. C. Mil. Anker. 
durchſchnittlich Große Anker 
4) Höhe der Aichjcalen Kleine Anker 
Tauwerf, 

‚Debringsfette 
Kabelkette 
Bugſtrang 

vorne Fabeſtran 

mitten Kleiner Strang . 
Große Pferdeleine 

binten Kleine Pferdeleine 
Triebjeil 
Kabel . j 
KRabelichlag . 

durchſchnittlich Tackelwerk 

5) Bemerkungen Verſchied. kleines Tau— 

M. D. C. Mil. werk 


Boden bei der Aichung. 


| 
Wafferftand auf dem : ; ’ 
Uebertrag 
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(Fünfte Seite.) Sechste Seite.) 


Ungefähres 
Gewicht 


E BEIRRENO: Benennung. 
* 
3t. Kl. 
Uekertung Uebertrag 
Segelwert. Stechruder 
Schoberſegel mit Raa u. Schoor oder Stumpf 
Zubebör Theertonne 
Fabrfegel Weinlagerbölzer 
Fock Steinlagerhölzer 
Nanfoe Ueberfänge . 
Filter Gangborde . 
Topſegel mit Gaffel un — 
nbebo ege .» 
— Mobilien 


Bejanfegel . 

Segelfaß oder 
faften 

Verſchiedene Geräthſchaf 
ten und Vorräthe 

Weiße Deckblahen 
(Sparrblaben) . 

Setbeerte Blaben (Deck— 
tücher) 

Winde 

Hebeiſen 

Geſchirrkiſten. 

Vorderlappen mit Blatt 

Yappenborn . 

\Schodriemen mit Blatt. 

\Staffelbord . 

Strau . 

Stellung 

Pumpen 


Segel- 


Uebertrag 





Küchengeräth 

Kohblen Golz⸗) 

Koblen (Stein-) 
Brennbo . : 
Fäßer mit Wein, Bier 
Fäßer, leere R 
Kleines Fabrgeihirr . 


Zufammen 
Die Richtigkeit der Auf- 
nahme anerkennt 
den ..ten ....18.. 
| Der Schiffer. 








(Siebente Seite.) 


7) Einfenfung. 


Die Ladung beträgt bei Ein- 
fenfung 
des 1, Dezimeters x 


8, 
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(Achte Seite.) 


In Gemeinfchaft mit dem Aichamte 
bat die unterzeichnete Schiffs - Unterfuch- 
ungs-Commiſſion beftimmt, daß fiir bie 
Ladung von Kaufmanns-Gütern das Schiff 
mindeftens Meter, für Steinlohlen 
und andere Rohſtoffe minbejtens 
Meter Gebörde behalten müße. 


ben ten 18 . 
Die Scifjs-Unterfuhungs-Commiffion. 


Ausgefertigt: auf den Grund bes 
Bermeflungs- Protokolls, 


ben ten 18... 
Das Aihamt. 





(Neunte Seite.) 
Nr. 
Ad) - Revilion. 


Die durch den vorftehenden Aichichein 
ermittelte und durch bie unteren Aich- 
Kammern bezeichnete Einjenfung des Schif— 
fes in leerem Zuftande hat ſich vermehrt. 


M.D.C.M 
links 
vorne Fed Mi Dur d 
mitten — ſchnitt. 
hinten nn 





Es find für diefe vermehrte Einjen- 
fung bei den Aichberechnungen dem Scif- 
fer, zu vergüten, 

Ztr. Kilogr. 
den ten IN. 


Das Aihamt. 


(Zehnte Seite.) 


Döllinger Sammlung Band XXVIN, 2 Fortſ. Bd. VII, 2) ©. 780. 
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44. Bekanntmachung, den XX. Zuſatz-Artikel zu der Rheinſchiff— 
fahrt3 » Gonvention betreffend. 


Stantsminifterium des Königlichen Hauſes und des Aeußern. 


Nachdem der durch die Bevollmächtigten der ſämmtlichen Rheinufer— 
ſtaaten unterm 8. September 1851 vereinbarte Zuſatz-Artikel zu dem 
Artikel 59 der Rheinſchifffahrts-Convention vom 31. März 1831 bie 
allerhöchite Genehmigung Seiner Majeſtät des Königs erhalten und die 
Uebergabe ver ſämmtlichen Ratifications - Urfunden zu dem erwähnten 
Zufag-Artifel zur Hinterlegung in dem Archive der Gentral- Commifjion 
für die Rheinfhifffahrt vom 7. vorigen Monats ftattgefunden hat; fo 
wird verjelbe nachjtehend zur allgemeinen Kenntniß und Darnachachtung 
mit dem Beifügen veröffentlicht, daß die vereinbarte Beſtimmung der 
dabei getroffenen Abrede gemäß, am 31. Tage nach dem Vollzuge des 
obengedachten Actes der Uebergabe der Ratifications-Urkunden, ſohin am 
8. des laufenden Monats in Wirkſamkeit zu treten habe. 


XX. Zuſatz-Artikel 
zu der Rheinſchifffahrts-Convention vom 31. März 1831 — den 
Steuermannd= und Lootjendienft betreffend. 


Die dur den 59. Artifel der Convention vom 31. März 1831 
feitgefegte Ausnahme vom Lootfen- Zwange wird auf Segelfchiffe jeder 
Ladungsfähigfeit ausgedehnt, welche unter 600 Zentner Ladung enthalten. 

München ven 3. October 1852. 

Auf Seiner Majeftät des Königs Allerhöchſten Befehl. 
In Verhinderung des Füniglichen Staatsminifters: 
Frhr. von Pelkhoven. 
Reg.-Blatt f. d. Königr. Bayern f. d. Jahr 1862 Nr. 49. S. 1025—1027. 


45. Königlih Allerhöchite Verordnung, die Vereinbarung wegen 
Abänderung des Artifels XIV der polizeilichen Verordnung 
über das Befahren de3 Rheins von Baſel bis in die See betr. 


Marimilian I, 
bon Gottes Gnaden König von Bapern ıc. ꝛc. 
Nachdem eine Abänderung der Beftimmungen des Artikels XIV ver 
polizeilihen Verordnung über das Befahren des Nheins von Bafel bis 
in die See — Reg.-Blatt 1850 Nr. 62. ©. 1009-1011 — von Seite 
der Regierungen der Rheinuferftaaten für zwecdmäßig erfannt, und des— 
falls laut Beſchluß der Gentral-Rheinfchifffahrts-Commiffion das Einver- 
ſtändniß erzielt worden ift, und nachdem Wir der vereinbarten neuen 
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Faffung des gedachten Artikels Unfere Genehmigung ertheilt haben; fo 
verorpnen Wir biemit, daß bie neuerlich vereinbarten, hier nachſtehend 
folgenden Beftimmungen, welche an vie Stelle des bisherigen Art. XIV 
treten, zur öffentlichen Stenntnig gebracht, und mit vem 1. fommenven 
Monats auf Unferem Stromgebiete des Rheins in Vollzug geſetzt 
werben. 

Gegeben zu München ven 24. November 1855. 


Mar, 


Artifel XIV. 
6. Berhalten bei hohem Wafferftande, 

1. Auf der Stromftrede unterhalb der Lauter ift das Verhältnig des 
Wafferftandes zu der an den Landungsplägen zu Speyer, Mannheim, 
Mainz, Biberih, Eoblenz, Cöln, Düffeldorf, Emmerih, Nymwegen und 
Arnheim angebrachten Marken Wr. I, I und II für das Verhalten ber 
an einem biefer Pläte gelanveten Dampfichiffe bei ihrer Fahrt bis zu 
dem nächiten von dieſen Plägen, an welchen fie landen, und zwar nach 
folgenden Bejtimmungen maßgebend: 

a) bei einem Wafferftande, welcher die Marfe I erreicht oder über- 
fteigt, müffen die Dampffchiffe zu Thal in der Mitte des Stromes 
fahren, und bei der Bergfahrt mindeſtens um ein Biertheil ver 
Breite des Stromes vom gewöhnlichen Uferrande entfernt bleiben. 
Wird eine größere Annäherung an das Ufer nöthig, jo müſſen 
fie mit verminderter Kraft fahren; 

b) bei einem Wafferftande, welcher die Marfe II erreicht oder über: 
fteigt, dürfen Dampffchiffe zur Nachtzeit überhaupt nicht, bei Tage 
aber nur in der Mitte des Stromes, und wenn fie zu Thal gehen, 
nicht mit größerer Kraft fahren, als zur ficheren Steuerung des 
Schiffes nöthig iſt. Die zum Verkehr nothwendige Annäherung 
an die einzelnen Stationen ift ihnen gejtattet; 

e) bei einem Wafjerjtande, welcher die Marke III erreicht oder über- 
fteigt, dürfen, den Fall des Ueberjegens von einem Ufer zum 
andern ausgenommen, Dampfichiffe nicht fahren. 

2. Auf der Stromſtrecke oberhalb ver Lauter, iſt, bei einem Waſſer— 

itande von mehr als 3,50 Meter (11 Fuß) über vem Nullpunfte des 
Straßburger Pegels, die Fahrt von Dampfichiffen unterfagt. 


. Reg -Bl. f. d. Königreich Bayern f. d. 3. 1855, Nr. 57. ©. 1261 — 1265. 


49 
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46. Königlich Allerhöchfte Verordnung, die Vereinbarung ſaͤmmt⸗ 
licher Rheinuferſtaaten über gemeinſame Grumdjäge in Anſehung 
der Ertheilung von Rheinſchiffſahrts-Patenten betreffend. 


Marimilian II., 
von Gottes Gnaden König von Bayern ac. ꝛc. 


Nachdem mit Unferem und der übrigen Rheinuferjtaaten Einverftänd- 
niß durch Beſchluß ver Central: Commiffion für die Rheinfchifffahrt eine 
Verbindung wegen Ertheilung von Rheinfchifffahrts- Patenten zu Stande 
gefommen tft, gemäß welcher Rheinjchifffahrts-Patente nur an folche Ber 
werber ertheilt werben follen, die fich auszuweifen vermögen: 

1. über erreichte Großjährigfeit oder erlangte Emancipation, 

2. über binlängliche Fertigfeit im Lefen, Schreiben und Rechnen, 

3. über untadelhafte Aufführung insbefonvere in Bezug auf Nüchternbeit, 

4. über ven Befit des Vertrauens des Handelsftandes in dem betreffen- 
ven Hafenplage, welchen die Landesregierung beftimmt, 

5. über praftifche Uebung und Ausbildung in dem Betriebe des Schiffer— 
gewerbes, (wobei das Minimum ver Lehrzeit mindeftens 4 Yahre 
betragen und der Bewerber die Hälfte biefer Zeit in ber Eigenjchaft 
als Lehrling, Schiffsfnecht oder Gefelle auf Schiffen zugebradht haben 
muß, welche entwever ven Rhein in feiner ganzen Länge, ober wenig- 
ftens jene Strede befahren, vie der Bewerber vorausfichtlich Fünftig 
befahren wird) und welche überdies eine befonvere Prüfung beftan- 
ben haben: 

a) über die Kenntniffe, welche die gehörige Behandlung der Ladung 
erfordert, fowie über die fonftigen Obliegenheiten eines Echiffers 
nach den bejtehenven allgemeinen Beſtimmungen; 

b) über die Befähigung zur Führung eines Echiffes überhaupt, fowie 
über die erforderliche Kenntniß des Fahrwaflers auf dem Rheine, 
wenigjten® derjenigen Streden, welche ver Bewerber zu befahren 
gedenkt, 

ſo verordnen Wir zur Erzielung einer gleichmäßigen Behandlung, daß 

obige Grundſätze auch bei Ertheilung von Schifferpatenten an jene Main— 

ſchiffer beobachtet werden, welche nicht bloß auf die Schifffahrt auf dem 

Main ſich beſchränken, ſondern auch den Rhein befahren wollen. 
Kiſſingen den 10. Auguſt 1856. 


Mar. 
Reg. Bl. f. das Könige. Bayern f. d. 3. 1856, Nr. 32, ©. 601 - 601. 
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4%, Königlich Allerhöchfte Verordnung, Declaration einiger Beftim- 
mungen ber polizeilichen Verordnung über das Befahren des 
Rheins von Bajel bis in die See in specie dad Ausweichen der 
Schiffe betreffend. 


Marimilian II., 
bon Gottes Gnaden König von Bayern zc. ıc. 


Nachdem eine Declaration einige Beftimmungen ber polizeilichen 
Verordnung über das DBefahren des Rheins von Baſel bis in bie See 
wegen Ausweichens der Schiffe von Seite der Regierungen ver Rhein— 
uferjtaaten für zweckmäßig erfannt, und vesfalls laut Beſchluß der Cen— 
tral-Rheinfchifffahrts- Commiffion das Einverftänpniß erzielt worben ift, 
und nachdem Wir ver vereinbarten Fafjung der gedachten Declaration 
Unfere Genehmigung ertheilt haben; fo verordnen Wir hiermit, daß bie 
neuerlich vereinbarte hier nachftehend folgende Declaration zur öffentlichen 
Kenntniß gebracht, und mit dem erften Dezember laufenden Jahres auf 
Unferem Stromgebiete des Rheins in Vollzug geſetzt werde. 


Gegeben zu Vorber-Riß den 21. October 1856. 
Mar. 


Declaration. 

Die Vorfchriften, welche in den Artikeln 3, 4, 5 und 13 Nr. 4 ber 
polizeilichen Verordnung über das Befahren des Rheins von Baſel bis 
in die See, über das Ausweichen der in entgegengefeßter oder in ber- 
felben Richtung einander worbeifahrenden Schiffe getroffen find, beziehen 
ſich ausſchließlich auf den Fall, wo die einander begegnenven ober ein⸗ 
ander vorfahrenden Schiffe ſich in einem und demſelben Fahrwege (Curſe) 
befinden. Schiffe, welche in verſchiedenen Fahrwegen (Curſen) einander 
vorbeifahren, haben, nach der Beſtimmung in Art. 4 Nr. 1 der Verord⸗ 
nung, den Fahrweg (Curs) einzuhalteu, in welchem ſie ſich befinden. 

Reg.Bl. f. d. Königr. Bayern f. d. J. 1856. Nr. 49. S. 1025 — 1028, 





48. Bekanntmachung, die Ermäßigung der Rheinſchifffahrts⸗Abga⸗ 
ben, in specie bie Verſetzung der rohen Baumwolle aus der 
ganzen in die "/, Gebührenflajje des Rheinzolltarifs betreffend. 


Staatsminiſterium des Königlichen Haufes und des Aeußern. 


Nachdem ver unter Zuftimmung fämmtlicher Rheinuferftaaten gefaßte 
Beſchluß ver Gentral-Rheinfchifffahrts-Commiflion: 
daß die rohe Baumwolle vom 1. Januar 1857 an von der ganzen 
„in die Viertel-Gebührenklaffe des Nheinzolltarifs ein werde⸗ 
e 49 
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die Allerhöchite Genehmigung erhalten hat, wird verfelbe hiermit von dem 
unterfertigten Staatsminijterium öffentlich befannt gemacht. 
München ven 5. März 1857. 
Auf Seiner Majeftät des Königs Allerhöchiten Befehl. 
Srhr. v. d. Pfordten. 
Reg. Bl. f. d. Könige. Bayern f. d. 3. 1857. Nr. 11. ©. 217—219. 


49. Bekanntmachung, den Bau einer ftehenden Brüde bei Göln 
über den Rhein betreffend. 


Staatsminifterium des Königlihen Haufes und des Aeußern. 


Nachdem die am 7. Mai Il. Irs. zu Mainz unter den Rheinufer: 
ftaaten abgejchlofjene Uebereinfunft — ven Bau einer ftehenvden Brücke 
bei Cöln über ven Rhein betreffend — die allerhöchite Ratification Seiner 
Majeftät des Königs erhalten hat, fo wird dieſe Uebereinfunft zu Folge 
allerhöchſter Ermächtigung nachjtehend zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 

München den 7. Yuli 1858. 

Auf Seiner Majeftät des Königs Allerhöchften Befehl. 


Schr. v. d. Pfordten. 


Uebereinfunft 
unter den Nheinuferftaaten den Bau der ftehenden Rheinbrücke 
bei Göln betreffend. 


Zwifchen den unterzeichneten zu einer außerordentlichen Eeflion ver 
Gentral- Commifjion für die Rheinfchifffahrt zufammengetretenen Bevoll- 
mächtigten der NRheinuferftaaten ijt heute in befonderem Auftrage Ihrer 
Regierungen folgende Uebereinfunft vereinbart worden. 

Art. I Die Schiffe und Flöße, welche die ftehende Brücke bei Cöln 
pafjiven werben, haben vafür keine Durchlaßgebühr zu entrichten; vie f. 
preußifche Regierung verzichtet auf die Erhebung einer ſolchen Gebühr bei 
Cöln felbft für den Fall, wenn neben ver ftehenven Brücke eine Schiff⸗ 
brücke beibehalten oder wieder aufgerichtet werden ſollte. 

Art. I. Die Eigenthümer derjenigen zur Fahrt auf dem Rheine 
berechtigten Segel- und Dampfichiffe, welche nicht jegt ſchon zum Paſſiren 
fefter, nach eben gefchlofjener Brücken eingerichtet find, und welche bereits 
bisher oder doch längjtens binnen drei Monaten nach ver Hinterlegung 
der Ratifications-Urfunden diefer Uebereinkunft den Strom an Cöln vor- 
über befahren haben, wird eine Entjchädigung für bie Borrichtung zum 
Senfen und Wiederaufrichten der Mafte, beziehungsweife der Kamine 
aus der preußifchen Staatsfaffe gewährt werden. Diefe Entſchãdigung 
gilt zugleich als Vergütung 
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für das Stillliegen des Schiffes während der zum Anbringen ber 
Vorrichtungen erforderlichen Zeit, 

für die etwaige Erfchwerung des Dienftes auf dem Schiffe, 

für die eventuelle Befchränfung des nußbaren Yaderaumes, 

endlich für alle fonftigen Anfchaffungen und Anordnungen, welche in 

Folge jener Vorrichtungen für einzelne Fahrzeuge nothwendig 
werben können. — g 

Schiffe, welche an fich zur Entſchädigung zuzulaffen, aber erſt nach 
dem in biefem Artifel beftimmten äußerten Termine an Cöln vorüber- 
gefahren find, desgleichen Schiffe, bei welchen wegen Alters oder Schab- 
haftigfeit die Vorrichtung zum Senfen und Heben nicht mehr ausgeführt 
werben fann, enplich alle vom Tage der Vollziehung dieſes Vertrages ab 
neun zu bauenden Schiffe haben feinen Anfpruch auf Entſchädigung. 

Art. II. Im Einverftänpniffe ſämmtlicher Uferftaaten wird bie 
Entſchädigung in Baufh und Bogen auf fefte Gelvfäge nah Maaßgabe 
ver Ladungsfähigkeit der einzelnen Fahrzeuge feitgeftellt und ein für alle 
mal gewährt, wie folgt: 

A. bei Dampfſchiffen. 


1) Für Dampffchlepper von mehr als 200 Pfervefraft mit 350 Thlr. 
2) für Heinere Dampffchlepper und große Perfonenbonte mit 250 " 
3) für Heinere Dampfboote, fofern fie überhaupt einer Vor—⸗ 

richtung zum Senfen ver Kamine bei ihrer Durchfahrt 

unter der Brücke bevürfen mit 100 * 


B. bei Segelfdiffen. 


1) Für Schiffe von 10,000 Ztr. und mehr mit 950 Thlr. im Mittel. 
2) für Schiffe von 10,000—8,000 Ztr. mit 950—750 Thlr. 


im Mittel 850 Thlr. 
3) für Schiffe von 8,000—6,000 Ztr. mit 750— 550 Thlr. 

im Mittel 650 * 
4) für Schiffe von 6,000--4,000 Ztr. mit 550—350 Thlr. 

im Mittel 450 — 
5) für Schiffe von 4,000—8,000 Ztr. mit 350—250 Thlr. 

im Mittel 300 * 
6) für Schiffe von 3,000—1,500 Ztr. mit 250—150 Thlr. 

im Mittel 200 * 
7) für Schiffe von 1,500 — 800 Ztr. mit 150 — 30 Thlr. 

im. Mittel | 90 * 
8) für Schiffe von 800 Ztr. und weniger Tragfähigfeit 25" 


Für Schiffe, deren Tragfähigkeit zwiſchen die angegebenen Grenzen 
hineinfältt, ift nach Maaßgabe diefer Scala bie Entſchädigung verhält- 
nißmäßig auszumitteln. 
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Die Feftftellung des Entfchädigungs - Betrages für jedes einzelne 
Schiff erfolgt durch das k. preußifche Gifenbahn -» Commiffariat zu Cöln, 
endgiltig unter Ausfchluß jedes Recurſes. 

Art. IV. Die Schiffseigenthümer, welchen nach ben vorjtehenven 
Beftimmungen ein Entſchädigungs-Anſpruch zufteht, haben denſelben nad 
der amtlichen Aufforverung, welche vie Regierungen ver Uferftaaten in 
ihren Gebieten erlaffen werben, ſpäteſtens bie zum 31. Dezember I. 38. 
bei Verluſt ihres Anrechts bei dem FE. preußifchen Eifenbahn-Commiffariate 
zu Cöln anzumelden. — Dieje Anmeldung muß von der Vorlage des 
Patents und des Aichfcheins begleitet fein. Diefelben haben ferner durch 
eine Befcheinigung des Hafen-Commiffariats zu Cöln nachzuweifen, daß 
fie mit dem in dem Patente bezeichneten Echiffe einmal und fpäteftens 
binnen drei Monaten nach Hinterlegung der Ratificatione-Urfunden diefer 
Uebereinfunft auf dem Rhein vor Cöln vorübergefahren find. 

Das f. preußifche Eifenbahn-Commiffariat zu Cöln wird ven Schiffe- 
eigenthümern über bie erfolgte Anmeldung eine Beurkundung mit der Zufage 
ertheilen, daß, wenn die nachjtehend bezeichneten Bedingungen von ihnen 
erfüllt fein werden, der Schiffseigenthümer auf die der Summe nach 
genau zu bezeichnende Entſchädigung Anſpruch habe. — Demnächſt haben 
bie Schiffseigenthümer die zum Senken und Heben der Mafte beziehungs- 
weile der Kamine nöthigen Vorrichtungen anfertigen zu laſſen und mit 
ven fo hergerichteten Schiffen die ftehende Brüde bei Cöln fpäteftens bis 
zum Sclufje ver Schifffahrt des Jahres 1860 zu paffiren. 

Nah Erfüllung diefer Bedingungen, worüber ein Zeugniß des Cölner 
Hafen-Commiffariats beizubringen ift, wird den Sciffseigenthümern ver 
Betrag der Entſchädigung auf Anweifung des k. preußifchen Eifenbahn- 
Commifjariats zu Cöln von der dortigen Negierungs- Hauptlaffe ausge- 
zahlt werden. — Die Zahlung erfolgt an den Echiffseigenthümer, welchen 
das Patent als ſolchen ausweist, over an deſſen gehörig beglaubigten und 
in gleicher Weife legitimirten Bevollmächtigten. 


Art. V. Die k. preußifche Regierung übernimmt es, vom 1. April 
1859 bis zum Schluffe des Jahres 1860 neben ver ſtehenden Brücke zu 
Cöln eine dem Bebürfniffe entſprechende Anzahl von proviſoriſchen 
Krahnenanlagen zum Heben und Senfen der Mafte aufftellen zu Laffen. 
— Eine Gebühr für deren Hülfsleiftung wird von den Schiffen nicht 
erhoben werben. 

Art. VI. Die Regierungen von Baden, Bapern, Franfreich, 
Heſſen, Naffau und ven Niederlanden betrachten vie früberen 
Bedenken gegen die Conftruction der ftehenden Rheinbrücke bei Cöln, 
namentlich nach deren bereits verfügter Höberlegung auf 53 Fuß prenf. 
für erledigt; fie erfennen an, daß Preußen in Betreff diefer Brücke durch 
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Uebernahme ver in dieſem Vertrage bezeichneten Leiftungen allen denjeni— 
gen Intereſſen und Rechten der freien Edhifffahrt auf dem Rheine genügt, 
welche auf ven bezüglichen völferrechtlihen Vereinbarungen beruhen, ober 
durch Anwendung des Art. 67 der Rheinicifffahrts- Convention vom 
31. März 1831 auf den Cölner Brüdenbau begründet werben können; 
fie erklären Ihrerſeits, bei fpäteren feften Ueberbrüdungen des Rheins 
auf ihren Gebieten darüber wachen zu wollen, daß das Intereſſe ver 
freien Echifffahrt und Flößerei in einer den Verträgen und Bedürfniſſen 
entfprechenden Weife gewahrt werbe. | 
Art. VII. Gegenwärtige Uebereinfunft ſoll nach erfolgter landes— 
herrlicher Genehmigung durch minifterielle Urkunden ratificirt werben und 
dadurch die Kraft und Wirkung eines Staatövertrages erhalten. Die 
von jedem Uferftaate in einem Eremplar auszufertigenden Ratificatione- 
Urkunden follen am 11. Juni I. 98. in das Archiv der Eentral-Commif- 
fion niedergelegt werben. 
Mainz am 7. Mai 1858. 
(L. S) Für Baden: v. Uria. 
„Bahern: v. Kleinſchrod. 
„Frankreich: Goepp. 
„Heſſen: Schmitt. 
„Maſſau: von Zwierlein. 
„Niederlande: Travers. 
„Preußen: Mutzerath. 
Reg.-Blatt f. d. Königr. Bayern f. d. Jahr 1858. Nr. 34. S. 909-916. 


Anhang 
ad Art. 46 der Rheinfchifffahrts-Afte vom 31. März 1831. 


1. a. Königlich Allerhöchfte Verordnung vom 3. Januar 1845, das 
Kleinfchifferweien auf dem Rheine betreffend. 


Wir Ludwig, 
von Gottes Gnaden König von Bahern zc. ıc., 


Wir finden Uns mit Rückficht auf den Art. 46 der Rheinfchifffahrts- 
Afte vom 31. März 1831 bewogen, bezüglich ber Ausübung der Klein- 
fchifffahrt auf dem Rhein, auf fo lange Wir nicht anders verfügen, zu 
verordnen, was folgt: 

Art. J. Die gewerblichen Befugniſſe der Kleinſchifffahrt auf dem 
Rhein umfaſſen: | 

1) das Ueberjegen von Perfonen, Pferden und Wagen, von Gepäde 

und andern Gegenftänven von einem Ufer auf das gegenüberliegende 
und was fonft zum gemeinen Verkehre ber beiden Ufer gehört; 
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2) ben gemeinen PBerfonen- umd Marftverfehr nahegelegener Uferorte; 


* 


3) den Schifffahrtsbetrieb mit Fahrzeugen von einer Ladungsfähigkeit 
unter 50 Zentner innerhalb der bayeriſchen Stromſtrecke; 

4) der Transport von toben Naturpropuften, namentlih von Sant, 
Kies, Erde, Steinen, Steinfohlen und Brennholz. 

Art. U. Zur Ausübung der den Beſtimmungen ver Rheinfchiff- 
fahrts-Akte nicht unterworfenen Kleinfchifffahrt ift Die Bewilligung ver 
borgefekten Diftriftspolizeibehörde erforderlich. 

Um diefe zu erlangen hat der Bewerber fein Gefuch dem betreffenven 
Landeommiffariate zu überreichen und gleichzeitig durch genügende amtliche 
oder amtlich beglaubigte Zeugniffe nachzumeifen: 

a) daß er dem bayerifchen Untertbansverbande angehöre und ver 
Militärpflicht Genüge geleiftet babe; Ä 

b) daß er in unbefcholtenem Rufe ftehe und daß namentlich gegen 
jeine Redlichkeit und Nüchternheit nichts Nachtheiliges bekannt ſei; 

c) daß er die Schifffahrt erlernt und bie bayeriſche Rheinftrede wenig⸗ 
ſtens zwei Jahre lang als Schiffsknecht oder Steuermann be— 
fahren habe; 

d) daß er ein Fahrzeug beſitze, welches zu den Transporten, womit er 
ſich befaſſen will, nach dem Ausſpruche der unter 8. 5. erwähnten 
Unterſuchungs-Commiſſion geeignet und mit den hiezu erforder⸗ 
lichen Geräthſchaften wohl ausgerüſtet iſt. 

Art. III. Auf Grund dieſer Beſcheinigungen wird der Bewerber 
zur Prüfung vor einer Commiſſion zugelaſſen, welche von dem betreffen- 
ven Landcommiſſariate zu ernennen iſt und die unter dem Vorſitze des 
f. Landcommiſſärs, aus einem Schiffsbaumeifter und jwei, ober in Er- 
mangelung eines Baumeifters, aus drei ber Schifffahrt fundigen Männern 
befteht. 

Diefe Prüfung bat hauptfächlich ven Zwed, zu ermitteln, 

a) ob der Bewerber bie Führung und Behandlung eines Schiffes 
unter allen Umſtänden verſteht, 

b) ob er die von ihm zu befahrende Stromſtrecke genau kennt, und 

c) ob er mit ben bie Kleinſchifffahrt berührenden polizeilichen Vor—⸗ 
ſchriften hinreichend bekannt it. 

Das Urtheil ver Prüfungs-Commiffion wird durch die Worte nbe- 
fähigt- oder ‚nicht befähigt“ ausgedrüdt. Im Falle ver nachgewiefenen 
Befähigung wird dem Bewerber das nadgefuchte Patent nad) dem neben- 
folgenven Formulare durch das betreffende Landcommiſſariat ausgeſtellt. 

Art. IV. Sämmtliche zur Kleinſchifffahrt verwendete Fahrzeuge 
müſſen verfchriftsmäßig geaicht und nicht nur vor ber Ertheilung des 
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Patents, fondern auch alljährlich im Monat März; von. einer durch bie 
Landeommiffariate ver drei an den Rhein grenzenden Bezirfe Germers- 
heim, Speier und Frankenthal in gleicher Weife, wie die im Urt. IM. 
erwähnte Prüfungs-Commiffion, zu bildenden Unterfuchungs-Commiffton 
in Beziehung auf ihre Ladungsfähigkeit, Einrichtung und Tauglichkeit zu 
dem Zwecke, für welchen fie bejtimmt find, unterfucht werden. Dem Be- 
fiter des Fahrzeuges ift hierüber im Falle eines befriedigenden Unter- 
fuchungs » Ergebniffes jedesmal von der Commiffion ein Zeugniß auszu- 
jtellen, in welchem das betreffende Fahrzeug, deſſen Yadungsfähigfeit und 
Beitimmung genau zu bezeichnen find, und welches von dem Beliter des 
legteren auf Verlangen ſtets vorgezeigt werden muß. 

Zugleich haben die genannten Unterfuhungs-Commiffionen forgfältig 
darüber zu machen, daß an jedem Fahrzeuge eine nach ihrem pflichtmäßi- 
gen Ermefjen feſtzuſetzende leicht bemerfbare Yinie, durch welche vie tiefjte 
zuläfjige Einfenfung bejtimmt wird, angebracht und erhalten werde. 

Unfere Bezirks- Ingenieur und Bau-Conducteurs find beauftragt, 
gelegentlich ihrer Dienftreifen in vie Rheinorte die Einhaltung viefer Be- 
ftimmung mit zu überwachen. 

Art. V. Die Kleinfchiffer find — bei Annahme der zur 
Beihülfe nöthigen Fuhrleute nur ſolche zu wählen, welche dem Schiffer— 
geſchäfte gewachſen, der Oertlichkeiten kundig, auch treu und zuverläſſig 
ſind. Allenfallſigen Weiſungen der vorgeſetzten Polizeibehörde zur Ent— 
fernung der zur Beihülfe gebrauchten Fuhrleute haben ſie augenblicklich 
Folge zu leiſten. 

Art. VI. Die Kleinſchiffer, welche in ihre Fahrzeuge eine Ladung 
einnehmen, wobei die nach Art. IV. Abſ. 2. bezeichnete Linie überſchritten 
wird, ferner jene, welche ſich ſchadhafter oder nicht gehörig ausgerüſteter 
oder ſolcher Fahrzeuge bedienen, welche der im Art. IV. Abſ. 1. vorge— 
ſchriebenen Unterſuchung entweder im laufenden Jahre noch nicht unter— 
worfen oder bei derſelben nicht tauglich befunden worden find, fowie auch 
diejenigen, welche Transporte übernehmen, die der großen over Hanbele- 
fchifffahrt angehören, endlich überhaupt diejenigen, welche ihre Patente 
in irgend einer Weife mißbrauchen und den Beſtimmungen ber gegen: 
wärtigen Verordnung zuwider handeln, verfallen in eine Gelpjtrafe von 
2—6 fl. und haben im Wiederholungsfalle die Zurüdnahme ver Patente 
zu gewärtigen. 

Art. VO. Unfere mit Verwaltung ver Polizei beauftragten Be— 
amten, fowie die betreffenden Gemeinde-Behörden find mit Ueberwachung 
biefer Beftimmungen beauftragt. Sie haben alle an fie gelangenven 
Beſchwerden geeignet zu würdigen und für deren nnverzögerte Abjtellung 
nah Maaßgabe ver beftehenden Competenz-Vorſchriſten Sorge zu tragen. 
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Art. VII. Die Beftimmungen des Gefeges vom 6. Brümaire VL. 
(26. November 1798) if Bezug auf die Verwaltung und Polizei ver 
Flußfuhren und Ueberfahrten ꝛc., fowie die Beftimmungen ver Gewerbe 
fteuergejege bleiben vorbehalten. 

Unfere Regierung ver Pfalz, Kammer des Innern, hat gegenwärtige 
Verordnung alsbald dur das Amts- und Intelligenzblatt für die Pfalz 
befannt zu machen und zu deren Vollzuge das Geeignete zu verfügen. 

Die vorgelegten Aktenſtücke folgen bierneben zurüd. 

München, ven 3. Januar 1845. 

Ludwig. 
An die f. Regierung der Pfalz, Kammer des Innern, zu Speyer. 


Patent für die Kleinfhifffahrt. 

Dem . .. wohnhaft u. . . . . wird biemit, 
nachdem er bie in = alferhöchiten VBerorpnung vom 3. Januar 1845 das 
Kleinfchifferwefen auf dem Rhein betreffend, feſtgeſetzten Vorbedingungen 
erfüllt hat, das Patent als Rheinſchiffer ertheilt. 

Derfelbe wird hierbei auf die im Art. VI. ver erwähnten allerhöchiten 
Verordnung ausgefprochenen ee ausdrücklich hingewiesen. 

Er . ben 


Königlid Baherifäes Landcommiffariat. 


b. Entſchließung des Königl. Staats-Minifteriums des Innern vom 
24. November 1845 an die Königl. Negierung der Pfalz, Kam— 
mer des Innern, das Kleinfchifferwefen auf vem Rheine betr. 


- Auf Befehl Seiner Majeftät des Königs. 


Seine Majeftät der König haben gerubt, die Beftimmungen in Art. 
I. lit. c. der allerhöchſten Verordnung vom 3. Januar d. Is. im rubri- 
cirten Betreff allergnädigft dahin zu erläutern, daß ver Nachweis gewerbs- 
mäßiger Erlernung der Schifffahrt und ver zweijährigen Verwendung ale 
Scifffnecht oder Steuermann fih nur auf die neu aufzunehmenven, nicht 
aber auf vie bereits das Gewerbe ausübenden Kleinfchiffer beziehe, welch’ 
lettere jedoch die im Art. IIL ver alferhöchften Verorpnung vorgefchriebene 
Prüfung zu beftehen und fich über ihre bayerifche Unterthans-Eigenſchaft, 
erfüllte Militärpflicht, guten Yeumund und den Beſitz geeigneter und ge— 
börig ausgerüfteter Fahrzeuge gemäß Art. II. lit. a. b. und d. derſelben 
allerhöchſten Verordnung auszumweifen haben, da diefe Erforderniffe unter 
allen Umſtänden im Intereſſe der öffentlichen Ordnung und der Sicer- 
heit vorhanden fein müffen. 


a 
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Diefes wird ver Fol. Regierung auf ven Bericht vom 4. d. Mts. 
unter Wieveranfchluß ver vorgelegten Patente zur weitern geeigneten Ver— 
fügung hiermit eröffnet. 

München den 24. November 1845. 


Minifterium des Innern. 


2. Regierungd- Bekanntmachung vom 5. October 1846, den Ruhr— 
fanal betreffend. 


Im Namen Seiner Majeftät des Königs. 


Aus Veranlaſſung einer Mittheilung ver fgl. Regierung der Pfalz 
vom 24. September 1846 wird hiemit die von ver k. preußifchen Regier- 
ung zu Düffelvorf über die Benügung des Ruhrkanals unterm 10. Januar 
1846 erlafjene Verordnung zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 

Baireuth den 5. October 1846. 

Köniyl. Regierung von Oberfranken, Kammer des Innern. 


von Stenglein, Präſident. 


Polizei-Ordnung 
für den Ruhrfanal bei Duisburg von der Ruhr bei Neugatt bis 
zum Rheinfanale. 


8. 1. Der Ruhrfanal hat die zweifache Beitimmung, als Schuß- 
bafen zu dienen und zum Wafjertransport benütt zu werden. Für beive 
Arten der Benutung des Kanals ift ein Gebührentarif Allerhöchſt voll— 
zogen worden. 

Jeder Schiffer ift verpflichtet, die Kanalgebühren an ven Rendanten 
der Kanalkaſſe und zwar (mit Ausnahme des Schutzgeldes $. 21) gleich 
beim Einlaufen abzuführen. Ueber vie geleiftete Zahlung wird von dem 
Rendanten Quittung ertheilt, welche dem Hafenmeifter jederzeit auf Ver— 
langen vorgezeigt werben muß. 

8, 2, Die Aufficht über ven Kanal führt unter Theilnahme und 
Gontrole des Rendanten ein Hafenmeifter, welcher in alfen polizeilichen 
Angelegenheiten dem Bürgermeifter zu Duisburg untergeorbnet ift. 

8.3. Geber Schiffer, ver mit dem Schiffe in ven Hafen einlaufen 
will, hat fih bei dem SHafenmeifter zu melden; vie Führer ven Rhein— 
fchiffen haben babei deren Tragfähigfeit durch Vorlegung des Manifeftes, 
Aichſcheines oder Schifferpatentes nachzuweifen. 

8. 4. Nur auf ven Grund der über die geleiftete Zahlung ver 
Kanalgebühren vom Rendanten ertheilten Quittung werben die Echiffe in 
den Kanalhafen eingelaffen. Sie nehmen diejenige Stellung im Hafen 
ein, welche ihnen von dem Hafenmeiſter angewiefen wird. 
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8.5. Die Fahrftraße fowohl im Ruhrkanal als im Hafen muß 
ftet8 offen fein, auch darf fo wenig ruhr- als rheinwärts der Eingang 
zum Hafen und die Ausfahrt aus demfelben gejperrt werben. 

Namentlich dürfen die leeren Kohlennachen weder in unmittelbarer 
Nähe ver Ruhrfchleuße, no an der Ruhrfanalmündung die Ankunft ver 
Schiffspferde abwarten und müffen biefelben von legterer ſich jo weit 
entfernt halten, als erforberlich ift, um den beladenen Kohlennachen beim 
Aufichlagen und bei der Einfahrt nicht hinderlich zu fein. 

Da’im Hafen fein Raum zur Aufbewahrung von Hößern vorhanden, 
fo ift auf vorherige Anmeldung nur die Einbringung Heiner einzelner 
Floßtheile für die Magazinbefiger geftattet, welche die Hölzer gleich auf 
das Land und in das Magazin bringen. 

8.6. Alle zum Hafen beftimmten Schiffe müffen ohne Aufenthalt 
in dem Ruhrkanal nach dem Hafen geführt werden; das Anlegen, fowie 
das Ein-, Aus- oder Ueberladen im Kanal ift nur nach vorheriger An- 
meldung bei vem SHafenmeifter und nach erfolgter Abfertigung von Seiten 
des Rendanten ver Kanalkaſſe an ven von dem Hafenmeiſter anzumeifen- 
den Stellen geftattet. 

8. 7. Den Sciffern ift erlaubt, die zu ihren Schiffen gehörenden 
Kähne mit in den Hafen zu nehmen; fie haben für die gehörige Befeftig- 
ung berfelben an ihren Schiffen zu forgen. 

Das Auslegen anderer Feiner Kähne ift, wenn Raum dazu vorban- 
ben, nur an den vom Hafenmeifter anzuweiſenden Stellen erlaubt, es 
müſſen aber die Eigener für die Befeftigung und ven Verſchluß verfelben 
forgen, um Mißbrauch damit zu verhüten. 

$. 8. Der Gebraud der Segel im Hafen ift unterfagt; die Segel 
müjjen daher vor ver Einfahrt in venjelben gejtrichen werben. 

$. 9. Die Führer der mit beweglihem Maft verfehenen Fahrzeuge 
find gehalten, bei der Durchfuhr durch die Ruhr- refp. Sperrfchleuße und 
unter der Zugbrüde ber ven Maſt zu ftreichen. 

$. 10. Innerhalb ver Echleufen vürfen zum Fortftoßen ver Fahr- 
zeuge feine mit eifernen Hafen oder Spigen verfehene Fahrſtangen ge- 
braucht werben. 

8. 11, Der Eciffsführer haftet für jede durch feine oder die Schuld 
feiner Yeute entjtandene Beſchädigung der Schleußen, Schleufenthore, 
Brücden, des Hafens, des Kanals und der dazu gehörigen Bauwerke, fo 
weit diefe Ordnung nicht Anderes feſtſetzt. ($. 14.) 

$. 12. Ohne Erlaubniß des Schleußenwärters dürfen von der Schiffe- 
mannjchaft weder die Schützen aufgezogen, noch vie Schleufen geöffnet 
werben, 

$. 13. Die Führer der beladen eingehenden Schiffe können vie 
Ladung in die Magazine bringen over ihre Fahrzeuge befrachtet liegen 
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faffen. Das Ueberwerfen ver Kohlen aus einem Schiffe in das andere 
ift innerhalb des Hafens zwar gejtattet, jedoch muß venjenigen Sciffern, 
die an einem Magazine ein- over ausladen wollen, der zu biefem Ein- 
oder Ausladen und zur An- und Abfahrt hinreichende Plat vorzugsweife 
gewährt werben. 

8, 14. Die Magazinbefiger find dafür haftbar, daß bei dem Aus— 
und Einlavden der Kohlen die Hafendoffirungen und Wege feine Beſchä— 
digung erleiven. Die in dem obern Rande der Dofjirungen etwa erfor 
verlichen Einfchnitte dürfen nur in mäßiger Ausdehnung und mit gehöriger 
Befeftigung nach näherer Anweifung des Hafenmeijters angelegt werben. 

8. 15. Die Doffirungen und Wege im Innern des Hafens müfjen 
ftetS vein gehalten und dürfen mit feinerlei Gegenſtänden belegt oder 
befchiittet werben, auch dürfen feine Vorrichtungen an oder auf den Doſ— 
firungen und Wegen getroffen werden, wodurch die freie Verbindung geitört 
oder gefchmälert over irgend eine Beſchädigung der Bauwerke herbei— 
geführt wird. 

8, 16. Kein Schiffer darf in den Doffirungen ver Hafenveiche und 
Wege, oder in ven Wegen jelbft, oder über diefelben hinaus Anfer fchla- 
gen; jedes Schiff muß mit befonderen fejten Tauen an bie dazu vorhan- 
denen Pfähle bei ftillem Wetter einfach, bei eintretendem jtarfen Winde 
over hohem Waffer auf Anweifung der Hafenbeamten zweifach tüchtig 
befeftigt werden ; auch find die Schiffer dafür verantwortlich, daß ihre 
Fahrzeuge bei ſteigendem oder fallendem Wafjer die Dofjirungen nicht 
beſchädigen. 

8, 17. Niemand darf das befeſtigte Tauwerk eines andern Schiffes 
ohne deſſen Zuftimmung oder ohne des Hafenmeijters bejondere Ermäch— 
tigung löjen. 

8, 18. Kein baufälliges, in Gefahr des Verſinkens befinpliches 
Schiff over fonftiges Fahrzeug darf in den Hafen geführt werden, es 
möchte denn zum Schiffzimmerplage bejtimmt und gleich dort aufgezogen 
werben. . 

Wenn fich ein im Hafen bereits befindliches Echiff als baufällig zeigt, 
fo ift dasfelbe auf Anweifung des Hafenmeiters binnen 24 Stunden, bei 
naber Gefahr des Verfinfens aber fofort vom Schiffsführer hinauszu— 
schaffen, widrigenfalls dieſes auf deſſen Koſten und Gefahr bewerfitelligt 
werben ſoll. 

8, 19. Außerhalb des im Hafen vorgerichteten Schiffzimmerplatzes 
varf fein Schiff over fonftiges Fahrzeug auf die Doffirungen des Hafens 
oder an anderen Orten zur Wufbefferung aufgezogen, gejtapelt ober in 
Reparatur genommen werben. 

8. 20. Jever Anorbnung der Hafen- und Polizeibeamten muß von 
ven Sciffsführern und Schiffsleuten augenblidlih Folge geleitet und 
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ſelbſt dann Pla gemacht werden, wenn in Folge unerwarteter Ereigniffe 
nothwendig erachtet werden follte, die Schiffe von den gewöhnlichen oder 
ihnen angewiefenen Aus-, Ein- oder Ueberladungsjtellen zu entfernen. 

$. 21. Die Führer der den Hafen verlaffenden Schiffe find ver- 
pflichtet, fih bei dem Hafen-Rendanten abzumelven und fich über die Er- 
legung der Kanal- und Hafen » Gebühren durch die darüber erhaltenen 
Quittungen auszuweifen. Für Schiffe, welche nach einem Winteraufent- 
halte von wenigſtens 4 Wochen den Hafen verlaffen, ift das tarifmäßige 
Schutzgeld zu erlegen, auf deſſen Betrag jedoch für ven Fall, daß bie 
Fahrzeuge weder ausladen noch Yadung einnehmen, das beim Einlaufen 
etwa bereits entrichtete Kanalgeld ($. 1.) gegen Zurüdgabe ver darüber 
ertbeilten Quittung in Anrechnung kommt. 

$. 22, Auch bei dem Auslaufen aus dem Hafen finden vie Bor- 
fohriften ver 88. 6—13. Anwendung. 

$. 23. Schiffe, veren Yabung ganz oder zum Theil aus brennbaren 
leicht entzündbaren Stoffen, ald Schießpulver, Schwefel, Vitriolöl, Holz- 
fohlen und vergleichen: befteht, in ben Hafen, einzuführen ober folche 
Gegenftände im Hafen einzuladen, ift unterjagt. 

Ebenfo wenig darf auf einem im Hafen liegenden Schiffe oder fon- 
ftigen Fahrzeuge Theer oder Pech gejchmolzen oder warm gemacht werden. 
Denjenigen Schiffsführern, welche zu Bauten im Hafen Kalt gelaven 
haben, over welche eine unvollitändige Ladung Kalf durch Zuladen von 
Kohlen im Hafen ergänzen wollen, kann der Eingang unter beſonders 
geichärfter Controle gejtattet werden. Ein Schiff, welches leicht entzünb- 
bare Stoffe heimlicher Weije in ven Hafen einführt, kann fofort aus 
demjelben entfernt werben. 

8. 24. Das Rauchen von Tabak aus Pfeifen ohne Dedel oder von 
Cigarren, das Yichtbrennen ohne Laterne und das Schiefen ijt auf den 
im Hafen liegenden Schiffen verboten. 

$. 25. Die Schiffführer find dafür verantwortlich, daß die im Hafen 
liegenden Schiffe nie von der ganzen Mannjchaft verlaffen werden, ſondern 
wenigitens Einer verjelben auf dem Schiffe anweſend jet. 

$. 26. Ballaft, Unrath oder Stinkitoffe aus den Schiffen find nach 
den dafür bezeichneten oder befonders vom Hafenmeiſter oder Schleußen- 
wärter anzuweifenden Stellen zu fchaffen. 

$. 27. Yeinpferde dürfen innerhalb des Hafens nicht gebraucht 
werden und ebenjowenig über den Umfafjungsveich geführt werden, vie- 
jelben müjfen vielmehr, um ven Yeinpfad längs dem Ruhrkanal zu errei- 
chen oder ihn hafenwärts zu verlaffen, ven zwijchen dem Hafen und ven 
Magazinriumen durclaufenden Weg einhalten und dürfen den Umfaſſungs— 
beich nur da betreten, wo an der Ruhrſchleuße vie beiverfeitigen Auffahrts- 
wege durch ihn verbunden werben. 
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8. 28, Die Führer aller den Hafen beſuchenden Schiffe find ver- 
pflichtet, auf geichehene Aufforderung von Seite des Hafenmeijters fich 
mit ihrer gefammten Mannſchaft zum Aufeifen des Canals und Hafens 
ober zur Abwendung irgend einer Anfuhr bei Feuer, Sturm oder welcher 
Art ſonſt folche fein möge, unweigerlich zu geftellen und thätig mitzu- 
wirfen. 

8. 29. Das Fahren auf ven Wegen im Innern des Hafens nach 
und von den Magazinen ift gejtattet; indeſſen darf durch vergleichen 
Fuhrwerke der Verkehr nicht gehindert werben, daher die Wagenführer 
auf diefen Wegen nicht jtehen bleiben, noch auf- oder abladen bürfen, 
welches letztere ftet8 in den Niederlagen felbjt bewirft werben muß. 

8. 30. Der Hafenmeifter hat bie pünftliche Erfüllung diefer Polizei- 
Ordnung zu überwachen. So wenig biefer, ald ver Rendant der Canal» 
faffe hat für einzelne Dienftleiftungen Entſchädigungen irgend einer Art 
anzunehmen. 

$. 31. Ueber alle vorfommenden Contraventionen gegen dieſe Po- 
lizei-Ordnung entfcheivet in erjter Inſtanz die Orts-Polizeibehörbe, welche 
auch verbunden ijt, bei der Ausübung diefer Ordnung bilfreihe Hand 
zu leiten. 

$. 32. Contraventionen gegen bie Beftimmungen vorjtehender Ord- 
nung werben, infoweit fie nicht befonders mit Strafe bevroht find, unter 
Vorbehalt der Verpflichtung zum Schavenerfage mit Gelpjtrafen von 1 
bis 5 Thaler geahndet. In allen Fällen, wo die fejtgejegte Gelpftrafe 
wegen Unvermögens der Contravenienten nicht entrichtet werben Tann, 
tritt verhältnißmäßige Gefängnißftrafe ein. 

$. 33. Die auf Grund der Feitfegung der Orts-Polizeibehörbe zu 
erlegenden Strafgelver fließen in die Communalklaſſa. 

Nachdem die vorftehende Polizei-Orpnung unterm 21. Dezember pr. 
die Genehmigung des Königlichen Finanz» Minifteriums erhalten, wird 
diefelbe hierdurch zur Nachachtung öffentlich befannt gemacht. 

Düffelvorf den 10. Yanuar 1846. 


Intelligenzblatt für Oberfranfen für das Jahr 1846. Nr. 122. S. 1123. 


1 Abſchnitt. 
Main - Scifffahrts - Convention. 
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1. Regierungs-Bekanntmachung vom 3. Yebruar 1843, dad Ver— 
halten der Dampf» und Segelſchiffe und der Flöße * dem 
Maine betreffend. 


Im Namen Seiner Majeſtät des Königs. 


Durch höchſtes Nefeript des königl. Miniſteriums des Inneru vom 
27. Mai v. Is. iſt die unterfertigte königl. Stelle ermächtigt worden, bis 
zum Grfcheinen der mit den übrigen Uferftaaten vorbereiteten gemein- 
ſchaftlichen Schifffahrts DOrbnung für den Main, im Benehmen mit ver 
fönigl. Regierung von Oberfranfen diejenigen proviforifchen polizeilichen 
Anordnungen zu treffen, welche zur Sicherheit ver Schifffahrt auf dem 
Maine für nothwendig und zwedmäßig erachtet werben. 

Demzufolge fieht fich die unterzeichnete königl. Regierung veranlaft, 
die bis auf Weiteres zu beobachtenven Vorfchriften über das Verhalten 
der Dampf- und Segelſchiffe und der Flöße auf dem Maine in nach— 
ftehendem Aborude zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 

Die königl. Polizeibehörden, welche mit dem Vollzuge diefer Beftimm- 
ungen beauftragt find, haben im geeigneten Wege dafür zu forgen, daß 
fämmtlichen in ihren Bezirken befindlichen Schiffern und Flößern von den 
gegenwärtigen Vorjchriften bejondere Eröffnung gemacht werde. 

Würzburg den 3. Februar 1843. 

Königliche Regierung von Unterfranken und Ajchaffenburg, Kammer 
bed Innern. 


Aborud. 


Beſtimmungen über das Verhalten der Dampf» und Segelichiffe 
und der Flöße auf dem Main. 


8.1. Wenn auf dem Main zwei Dampffchiffe einander begegnen, 
jo foll das jtromaufwärts fahrende Dampfichiff überall, wo es das Fahr— 
waſſer zuläßt, das linfe Mainufer, das jtromabwärts fahrende Schiff aber, 
fo viel thunlich, das rechte Mainufer halten. 

8.2. Alle ftromaufwärts fahrenden Dampffchiffe müfjen den eben- 
falls ftromaufwärts fahrenden Segelfchiffen an ver entgegengejegten Seite 
ber Yeinpfade worbeifahren. Wenn diefe Borbeifahrt an einer Stelle ge- 
jheben ſoll, wo das Fahrwafler fo eng ift, daß, um dieſe Vorbeifahrt 
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” zu beivirfen, das Segelfchiff o:sweichen muß, fo ſoll das Dampfichiff 
feine Abſicht worbeizufahren, durch fünf Schläge auf die Schiffsglode zu 
erfennen geben. Auf viefes Zeichen foll das en fo viel auf bie 
Leinpfabfeite beilegen, als das Fahrwaſſer dieß gejtattet, wogegen das 
Dampfichiff fg viel thunlih an der entgegengefegten Seite vorbeizu— 
fahren bat. 

8.3. Wenn die ftromabwärts fahrenden Segelichiffe ohne Gebrauch 
der Segel fi der Strömung überlaffen und das Thalwaſſer inne halten, 
und es dann an ben erforverlichen Mitteln fehlt, gehörig ausweichen zu 
fönnen, jo ift e8 den Dampffchiffen überlaffen, diejenige Uferfeite zu wäh- 
len, welche fie am geeignetften erachten, um on ven zu Thal fahrenden 
Segelſchiffen vorbeizufahren. 

8.4. Wenn aber ein Segelſchiff mit angefchlagenen Segeln ober 
mit Rudern zu Thal fährt, fo bat es den zu Berg fAhrenden Dampf- 
fchiffen überall nach dem rechten Ufer hin auszumweichen und zwar fo viel, 
als das Fahrwafjer zuläßt, damit das Dampfſchiff an der entgegenge- 
fetten Seite der Leinpfade ausweichen Fann. 


Muß aber pas Dampffchiff das rechte Ufer halten, fo hat e8 das 
im $. 2. vorgefchriebene Zeichen zu geben, worauf das Segelfchiff fo 
viel möglich dem Tinfen Ufer fich zu nähern hat. 

8.5. Wenn die zu Thal fahrenden Dampffchiffe ven zu Berg fah- 
renden Segelichiffen begegnen, ſo haben die Dampffchiffe immer möglichit 
die entgegengefeßte Seite des Leinpfab-Ufers zu halten. 

‚ Die Segelfchiffe haben dagegen fo viel thunlich auf dem Leinpfabufer - 
beizulegen. Mi re 

8. 6. Abgeſehen von den vorbezeichneten Fällen müffen bie Scirfe- 
führer (Capitäne) jedesmal, wenn die Fahrt der Dampfichiffe ven Kleinen 
Fahrzeugen Gefahr droht, vie Glode anziehen laffen oder zurufen, damit 
ſolche Fahrzeuge noch zeitig genug ablenfen fönnen. Im Notbhfalle muß 
der Lauf der Dampfichiffe ermäßigt ober ganz eingeftellt werben, bis 
dieſe Kleinen Fahrzeuge außer Gefahr find. 

Zu ven hier bejprochenen Hleineren Fahrzeugen werden alle "jene ger 
rechnet, die nicht über 10 Laſten (400 Centner) Ladungsfähigfeit haben, 

Die Belaftung aller Fahrzeuge aber darf von num an nur in einem 
Verhältniſſe gefchehen, daß mindeſtens noch acht Zoll des Bords über den 
Waſſerſpiegel ftehen. 

8,7, Die Dampffchiffe geben an venjenigen Orten ihrer Vorüber- 
fahrt, vefp. ihrer Ankunft, wo fie an die Landungsbrüde anzulegen ober 
im Strome anzuhalten gedenken, um Reiſende oder Waaren abzufegen 
oder einzunehmen, ihre Annäherung durch Läuten mit der Schiffsglode 


zu erfennen. . 
50 
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8. 8. An den Orten, wo für bie Dampffchiffe eigens aitgeftelfte 
Kahnführer find, wird von dem anfommenven Dampfichiffe, ſobald es 
des Ortes anfichtig wird, die Signalflagge aufgehikt, wenn e8 Perfonen 
oder Güter an den Kahnführer abgeben will, Das Zeichen gilt als Auf- 
forberung für den Kahnführer, fich dem. Dampffchiffe zu nähern. 


Wollen Reifende oder Waaren durch dieſe Kahnführer auf das 
Dampfihiff gebracht werben, jo it auf dem Kahne gleichfalls eine Sig- 
nalflagge aufzuſtecken. Bei Nacht oder während des Nebels bejtehen dieſe 
Sigyale ftatt der Flaggen in Paternen. Der Kahn darf fih dem Dampf- 
chiffe nicht eher nähern, als bis des letzteren Räder ftille ftehen und ber 
Dampf abläßt, und die Räder dürfen nicht eher wieder in Bewegung 
geſetzt werden, als bis der Kahn wieder zehn Echritte vom Dampfichiffe 
entfernt ift. Diefe Kühne müſſen allenthalben von ftarken ſchiffskundigen 
Männern geführt werben. 

Die Dampffhifffahrts - Unternehmer dürfen nur folhe Kahnführer 
in ihre Dienfte nehmen, welche fih durch ein Zeugniß der einfchlägigen 
Diftriftspolizei-Behörde auszuweiſen vermögen, daß fie 


1) einen vollffommenen tauglichen Kahn befigen (die Perfonenzahl, 
welche diefer Hahn aufzunehmen fähig ift, muß in biefem Zeug- 
niffe bemerft fein) und 

2) fhiffsfundige Perfonen von gutem Leumunde find. 


8. 9. Wenn die Unternehmer ver Dampf- over der Segelichifffahrt 
die Grenzen der Fahrt an Stellen, wo fie es räthlich finden, mit Sig- 
naljtangen oder andern zur Anweiſung der Fahrbahn angemejjenen Vor— 
richtungen bezeichnen, fo find die Halzflößer, welche diefe Signale durch 
das Flößen entfernen, gehalten, folche augenbliclich wieder herzuftellen ; 
gefchieht viefes nicht, jo wird die Ergänzung ver fehlenden Signale auf 
ihre Koſten angeoronet, abgejehen von der Strafe des Zuwiderhandelns 
gegen diefe Bejtimmungen. 

$. 10. Zeves Schiff, welches bei Nacht oder Nebel fährt, ſoll von 
Sonnenuntergang bis Sonnenaufgang mit brennenden Laternen am Maſte, 
refp. auf Signalftangen verfehen fein. Bei nebliger Witterung wird ber 
Schiffsführer (Capitän) außerdem von fünf zu fünf Minuten Zeichen durch 
fieben Schläge auf die Glocke geben laſſen. 

$. 11. Jedes Schiff, welches bei Nacht oder Nebel auf dem Strome 
an irgend einer Stelle vom Ufer entfernt, oder dort, wo gewöhnlich feine 
Schiffe zu halten pflegen, oder in ver Nähe von Brüden, wo die Dampf: 
ſchiffe anfahren, vor Anfer liegt, muß mit einer brennenden Laterne am 
Mafte oder in Ermangelung eines ſolchen an einer Stelle des 
Verdecks rn fein. 


* 
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$. 12. Die Führer von Flößen haben die Verpflichtung, ihre Fahrt 
in der Art einzurichten, daß die einzelnen Flöhe in einer mindeſtens 
1000 Fuß betragenden Entfernung von einander fahren. Ebenſo ſind die 
Führer von Flößen gehalten, auf den des Nachts oder bei Nebel ange— 
legten Flößen an den beiden dem Fahrwaſſer zunächſt gelegenen Ecken des 
Floßes auf erhabenen und überall ſichtbaren Punkten brennende Laternen 
aufzuftellen und zu unterhalten. Zugleich ift den Floßführern unterjagt, 
bei den bemerften Anläffen je mehr als drei Flöße nebeneinander 
anzulegen. 

F. 13. An Stellen von geringer Tiefe over ſchmaler Flufrinne, 
an fogenannten Rainen oder Furthen, wo das Nebeneinanderfahren von 
zwei Fahrzeugen unmöglich oder mit Gefahr verbunden ift, muß, ſobald 
ein Fahrzeug in eine folche Stelle ſchon wirklich eingetreten ift, vie nie 
zu verzögernde Durchfahrt desſelben won jevem andern in Bewegung kom— 
menben Fahrzeuge abgewartet werben. Dagegen find bie Führer jener 
Segelichiffe oder Flöße, welche nach ober oder unter einer folchen Fluß— 
jtelle mit einem Dampfjchiffe in Bewegung fommen, jederzeit verpflichtet, 
ihre Fahrt fo lange anzuhalten, bis das Dampfichiff zu Berg oder zu. 
Thal die betreffende Stelle paſſirt hat. 

$. 14. Zuwiverhandlungen gegen diefe Beftimmungen follen mit 
einer Polizeiftrafe von Einem bis’ fieben Gulven, und nach Befund . ver 
Umftände mit Arreſt belegt werden, unbefchadet der civilvechtlihen Ver— 
pflichtung zum Erſatz des veranlaften Schadens. 

Unter erfchwerenden Umjtänden und namentlich in Nückfällen kann 
- außer der vorbejtimmten Strafe gegen Schiffer, Führer ver Dampf- und 
Gegelichiffe oder Floß- und Steuerleute die Sufpenfion auf bejtimmte 
Zeit oder die Entziehung des Patents erfannt werben. 

$. 15. Die Vollziehung gegenwärtiger Beſtimmungen competirt zum 
Wirfungsfreife der einfchlägigen königl. Polizeibehörden. 
| An Fällen, in welchen Sufpenfion over Einziehung eines Patents in 
Frage kommen kann, find nach gefchloffener Unterfuchung die Aften von 
der betreffenden Unterbehörde der königl. Streisregierung vorzulegen. 


Intell.Bl. fir Unterfranken und Aſchaffenburg f. d. 3. 1843, II. beſond. Beilage, 


2, Bekanntmachung des Königlichen Staatsminifteriumd des König- 
lihen Haufe3 umd des Aeußern vom 20. Mai 1846, die Regu— 
lirung der Mainchifffahrts- Abgaben und die Beftimmungen zu 
deren Vollziehung betreffend. 

Auf Befehl Seiner Majeftät de3 Königs. 
Nachdem Seine Majeftät der König die Uebereinfünfte genehmigt 
haben, welche zur Regulirung ver Schifffahrts - Abgaben auf vem Main 
50* 
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mit den Regierungen ber übrigen Mainuferftanten abgefchloffen worden 
find, fo werden die vorerft auf dem Main, und zwar gleichmäßig für 
die Berg: und Thalfahrt, zur Erhebung fommenven Abgaben, ſowie vie 
Zolljtätten und die in Beziehung Huf den Vollzug des AUbgaben-Tarifs bis 
zum Abjchluß der definitiven Mainfchifffahrts-Drpnung zwifchen ven ſämmt— 
lichen Mainuferftaaten vereinbarten Bejtimmungen in nachjtehender Zu- 
fammenftellung, beziehungsweife dem Wuszuge ver betreffenden Ueberein— 
fünfte in Folge befonvderer allerhöchjter Ermächtigung zur Kenntniß und 
Darnachachtung befannt gemacht: 


A. Den Tarif der Abgaben betreffend: 
I. Die Mainzölle betragen 
Zur vollen Gebühr. '/, Gebühr. Ya Gebühr, 


in Werthheim vom Zollentner 3 k. TV. fo 
in Steinheim " " y, m yon 3 
in Hanau " on a D —5 n Dee " 
in Frankfurt‘ J 1'/5 " er „ li: " 
in Höchſt — 2 1’, " "lie " is " 


U. Folgende Artitel haben ein Viertel der vollen Bas 
zu entrichten. 


Nro. 1. Aſche (unausgelaugte), 

"„ 2. Asbeſt (Erdflachs), roher, 

„3. Asphalt (präparirter), 

"» 4. Bruchſteine (behauene), Badofenfteine, Mühlenfteine, fteinerne 
Platten, Marmor in Blöden oder Platten, infofern er unver: 
padt und nicht polirt ift, Lithographiefteine, Flintenfteine, feine 
und grobe Weg- und Schleiffteine, verpadt und unverpadt, 

"» 5. Bleiglanz, 

"" 6. Bier» und Branntweinhefe, trodene (Preßhefe), Weinhefe, 
Drufen, 


7. Bimsjtein, 
"» 8. Binfen, 
"» 9. Bucheln und Bucheder, 
„ 10. Baumrinde aller Art, roh und gemahlen, auch Weidenrinde, 
„ 11. Eichelmehl, 4 
" 12, Eiſen (altes), auch eiferne Bomben, Öranggen, Kugeln und 
Kanonen (infofern diefe Artikel als altes Eifen zu betrachten 
find), ferner Gußeifen in Gänfen und Mafeln, Roheiſen und 
Stahlmafeln, auch Stahlfuchen (ohne weitere. Fabrikation), 
" 13. Ejelsfpiegel (weißer GlanzStein), von Mannheim kommend. 
" 14 Galmei-Erz, - 


35. 
36. 


Bon 


Gelbwurzel (Curcuma), 

Gemüfe (dürre) oder Hülfenfrüchte aller Art, 

Getreide aller Art, einfchlieglich ver grünen Körner (Suppen- 
förner), auch Mais (Welſchkorn, türfifcher Weizen), 

Gräge und Afche von edlen und uneblen Metallen, 
Hornftüce (mit Ausnahme der Hornfpigen), Hornſchuhe, Horn- 
fchläuche (ver hohle untere Theil der Hörner), 

Hanf und Flache (ungehechelt und verpadt), 

Kaftanien und Nüße außer den grünen Schaalen, 

Kienruß, Eifenfchwärze, 

Knochen (ganze) und Knochenftüce zum Verarbeiten, 

Kreide, gemahlen und ungemahlen, 

Kohlen, pulverifirt, 

Krippen, Mufcheln und Schaalen von ——— ingfeichen 
unpolirte und unverpadte Marmor-ÜArbeiten, 

Lauge (concentrirte), Seifenſieder- oder alfalifche Lauge, 
Lumpen, 

Malz, 

Marienglas (auch unter ver Benennung Fraueneis, Frauenglas), 
Mehl, Gries und Grüße aus Getreive aller Art, 
Meerihaum, roher, 

Delfuchen und Mehl daraus, 

Pech aller Arten, ohne Unterfheivung zwiſchen Schiffs-, 
ſchwarzem oder Schufterpech einerfeits, und zwijchen gelbem 
und weißem andererfeits, desgleichen Harz aller Art, Mineraltitt, 
Rothſtein oder Röthel, auch Blutſtein, 

Sämereien, nämlich Garten- und Felpfämereien und Samen- 
förner aller Art, einfchlieflich des Senf-, Flöh- und Efparfett- 
Samens, jedoch mit Ausnahme der Körner zum Materials, 
Medizinal- und Fabrifgebraud, als Anis-, Fenchel-, Koriander-, 
Kümmel:, Wurmfamen, 

Salzpotafche, 

Salz, nämlich Koch-, Stein- und Diehfalz, 

Schmirgel, AUmarilfteine, 

Theer und Mineral-Theer, 

Rau und Waid, 

Wismuth, 

Zunder (Feuerſchwamm). 


der vorſtehenden Regel bleiben vorerſt ausgenommen: 


a) in Hanau: Getreide und Hülſenfrüchte, nämlich: 


Weizen, Roggen, Spelz, Gerſte, Hafer, Bohnen, Linſen, Erb— 
fen, Hirſe, Welſchkorn, Buchweizen und Widen. 


wovon ver Mainzoll mit */, Krenzer vom Zollzentner erhoben 
wird; 


b) in Höchſt: die obengenannten Gattungen von Getraide und 


Hülfenfrüchten, ferner Kleefaamen, Mehl, Gries und Grüge, 
wovon der Mainzoll mit °/, Kreuzer vom Zollzentner erhoben 
wird. 


II. Einem Zwanzigftel der vollen Gebühr unterliegen: 


Nro. 


u 


11. 
12, 
13. 
14. 
15. 
16. 
17. 
18. 
19. 
20. 


21. 
22. 
23. 
24. 
25. 


26. 
27. 
28. 
29. 
30. 


mann 


Aaunftein (Alaunfchiefer) und Alaunerve, 
Artillerie-Requifiten, Munition zum Militärgebrauche, 
Asphalt (Judenpech), roher, 

Brennholz aller Art, Holzkohlen, Wellen und Reiſig, auch 
Hobel- und Zimmerſpäne, 

Blut, 

Cement, 

Cichorien (getrocknete), 

Erze (rohe), aller Art, ſofern nicht hinſichtlich einzelner Arten 
etwas Anderes ſpeziell vorgeſchrieben iſt, auch Braunſtein, 
Erdharz (Bergharz), 

Flechſen und Füße von Thieren, 

Fäſſer (gebrauchte, leere), 

Gebrannte Steine aller Art, quch Dachziegel, 

Geriß, Steinfohlen, Coaks, 

Gyps (gebrannter), 

Glasgallen, 

Hornabfälle, Hornſchabſel, Hornſpänne, 

Kalk (gebrannter) auch hydrauliſcher Kalk, 

Kleie, 

Leien (Schieferſteine), 

Leimleder und Abfälle von Häuten, desgleichen Lederabfälle, 
(kleine Lederſchnitzel), 

Lohkuchen, Lohkäſe, 

Mörtel von Dachziegeln und Backſteinen. 

Muſchelſchalen (gemablene), 

Papierſpänne, 

Reifſtangen von Weiden, auch geſchälte und ungeſchälte Wei— 
den für Korbmacher, 

Rohr für Tüncher, - 

Runkelrüben (getrodnete), 

Sägemehl, 

Säcke (alte), 

Sandſteine von Engers und Bendorf, 


Nro. 31. 
32. 
33. 
34. 
35. 
36. 
53T 
38. 
39. 
40, 
41. 


42. 
43. 


Sappow- 


** 


10. 


11: 
12. 
13. 


15. 


16. 


18. 
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Salzabgang, 

Salzlauge, 

Salzwaſſer, 

Seegras, Waldhaare, 

Schweins-Borſten (Abgang von) für Salmiak-Fabriken, 
Schwerjpath (unverpadter), 

Seifenfluß, 

Steinernes Geſchirr, 

Töpferwaaren, (gemeine), 

Torf, Torfkohlen, 

Tuffſteine (gemahlen und ungemahlen), auch an ver Luft ge— 
trocknete Bauſteine aus gemahlenem Tuffſtein, 


Traß (gemahlener), 
Vitriolſtein und Vitriolerde. 


IV. Frei vom Mainzolle ſind: 
Bäume (junge) und Rebenſetzlinge, 
Birken- und Reiſigbeſen, 
Bierhefe (flüſſige), 
Branntweinſpüling, 
Butter, welche nicht in Fäſſern oder Töpfen verpackt iſt, 
Dünger aller Art, ausgelaugte Aſche, Abfälle von Fabriken, 
Stallmift, Düngerfalz, Gyps, Kalkaſche, Mergel u. ſ. w. 
Eicheln zur Saat und Maſt, 
Eier, 
Erde (gemeine), als: Gartenerde, gemeiner Sand, Lehm, Kies 
u. f. w., auch ungefäürbter Schreib- und Streufand, 
Erde (fchwarze und gelbe), Walfer-, Töpfer, Pfeifen» und 
Porzellanerde, Sand von Frechen, 
Faſchinen zum Waſſerbau, auch Weidenfeglinge, 
Fifche (lebende), 
Floß- und Schiffsgeräthfchaften, 
Futterfräuter aller Art, als Gras, Klee, Efparfette, Heu ꝛc. 
Gartengewächfe (frifche, fowohl ausländifche, einfchließlich der 
Gewächje für Treibhäufer, als einheimifche), als: Blumen, 
Gemüfe u. ſ. w., überhaupt alle geniefbare Wurzeln ohne 
Unterfchied, 3. B. Kartoffeln, Zwiebeln, besgleichen frifche 
Nunfelrüben und Cichorien, 
Geflügel, 
Glasſcherben, 
Gyps (roher, gemahlen und ungemahlen), 


+ 


Knochen- oder Beinabfälle, Knochenmehl, alte Knochenftüde 
zum Verkohlen, gebrannte Knochen, Knochenkohlen, 

Krapp in grünen Wurzeln, 

Milch, 

Moos, 

Obſt (frifches), auch Nüße in den Schaalen, 

Schilf, 

Steine und zwar Bauſteine (gebrochene, unbehauene), Pfla- 
fterfteine, Sandfteine von abgebrochenen Gebäuden, rohe unge- 
brannte Kalkfteine, Kiefelfteine und Waden (rohe, zum Fabrik— 
gebrauch), 

Stroh, Spreu, Stoppeln, 

Schladen von Erz, 

Thiere (lebende), 

Trauben (geftoffene in offenen Bütten), auch Traubentreftern, 
Wafcheifen, 

Zinn und Silberfand, Sand zu feinen Gußarbeiten. 


Gegenftände. Maaßſtab. 





1. |Bau- und Werkholz, 
fo weit es unten nicht befonders 
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. V. Bon Bau- und Nutzholz wird erhoben: 


Tariffäte in 








aufgeführt ift 1 Zolgntmr I, el hl ul % 
1. JEichenholz in Stämmen u. Stäben 
(jogenanntes Holländerholz) 
1. Eihbäume (über 30 Fuß lang)| 1 Baum 18 |-6 161 6 | 12 
2. Halbbäume .+1% I, © 
Ruthen 2 Stücke a 8 
— —*— .. 1 A 
. Wagen e : . . 8 
——— is 66612 
5. Knapphölzer => =: 
6, Ranzen . ? . . B. 
II. |Maftbäume ö 1 Baum 9 |3',| 5 | 8110 
(fogenannte Tannenreifier) 
IV. Stammholz (weiches) in Böden 
1. gemeine Böden (don 7—10 1 Boden 9 |4°,| 7 |11'4,| 17 
Stämmen) 17 | 8 | 12 |19°/,| 32 
2. Doppelböden (son 3 6 
Stämmen) a — 
Stangen (Siebe I.) 
IPfähle 
1. aus hartem Holz 1000 Stücke 70365 112 
2, aus weichem Hol . - 11000  „ 5| 1 11, 12'118 
VIL | Faßdauben 
a. eichene 
1. zu Stüdfäßen - . |10 „ 10 | 2 |3°/,6]5'/, | 11 
2. zu Zulaftfäßern . 100: 4 5 |1', ai), 37/,15°%ıo 
3. Kleinfaßbolz (wie Werkhold) 
b. aus weichent Holze 100 „ 1/1 hol '% 1% 12% 
VOL] Sige-Waaren 
a. aus weichem Holz: 
1. orbinäre Mainborde . 10° „ | 
2. Doppelborde . i 100 St. wie 200], 3 | 
3. breite Borbe . 100 „" „ 1250|” 
4. lange Borde (von 16 &6) 2.1100 „ „ 20 & 
5. Satten, ordinäre . 400 „ „ 1000 8: 
6. Spalierlatten . . . $B00 „ „ 1015 
5 —— 100 100) & 
8. Bohlen . 1 Im Berhättnif ihres Volumens zu orbinä- 
9. Brüdendohlen ven Brettern T 


b. aus hartem Holz (wie Werlholy. 
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VI. Tarif ver Schiffs-(Relognitions-JGebühren. 

Bon befrachteten Schiffen von 600 Zolfzentner Ladungsfähigfeit und 
darüber foll ohne Rückficht auf Gattung und Größe der Yabung, fofern 
viefe 300 Zollzentner und darüber beträgt, eine Recognitiond- Gebühr 
nach folgenden Säten erhoben werben: 






teinbeim. 





— 
— 
—2 








in Werthheim. 
in Frankfurt. 


in 






f. trafl.tr.Iflitrfi. trf. er. 


Bon 600 Ztr. und unter 1000 Str. Yadbungsfähigkeit [—|40I—| 8I—112]—120]— 120 









” 1000 7) m- ” 151 N) ” " [72 1 10 a 20 — 30 — 50 — 50 
1500 2000 240-32- 48 1 20 120 
2 72008: ar 2 > E 3/401—| HJ 1| 6] 1150] 1150 
„ 200 „ 3000 „ ” „ 4400561 1124 2120 2120 
= AN). 3500, ei 8 5101 1 4 142 250 250 
„ 350 u 4000, * 2 6 of 1120] — 1 3120| 3/20 
„ 2000 u. „ 4500, P = 40] 1132] 2/18] 3/50] 3/50 
„ 4900 5000 „ re * 840)1 1144 2136] 4120] 4120 






5000 und barliber 9408 1156| 254 4150| 4150 





B. Die.in Beziehung auf die Vollziehung der Abgaben Erhebung 

wegen der Schiff3-Miche, Declaration, Revifion der Ladımgen, jonjtiger 

Beftimmungen, dann der Llebertretungen der einftweiligen Schifffahrts- 
Ordnung und deren Beftrafung getroffenen Vereinbarungen betr. 


I, Schiffs-Niche. 

1) Die Mainfchiffe jollen nah Maßgabe ver für vie Aichung der Rhein— 
Ichiffe geltenden Vorſchriften geaicht werben. 

2) Nach Ablauf eines halben Jahres foll fein ungenichtes Fahrzeug 
mehr zur Ladung zugelaffen werben. 

3) Fahrzeuge unter 50 Gentnern Yabungsfühigfeit bebürfen zwar ver 
Aiche nicht, dürfen aber, wenn fie nicht geaicht find, auch nur mit 
zolffreien Gegenständen oder mit Gegenftäinden des geringiten Tarif: 
fates beladen werben. 

4) Jedes geaichte Schiff foll mit der Wichfcala verfehen und feine 
höchſte Yadungsfähigfeit von aufen deutlich bezeichnet fein. 

5) ever Führer eines geaichten Schiffes muß ven Aichſchein bei fich 
haben. | 


* 


I. Declaration. 

1) Kein Schiffer ſoll Waaren einladen und verführen, worüber er 

nicht einen Frachtbrief erhalten hat, woraus Gattung, Menge und 
Empfänger der Waaren erſichtlich ſind. 
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2) Alle in den Frachtbriefen verzeichneten, von dem Schiffer in Ladung 
genommenen Waaren werden in ein Manifeft eingetragen, dem vie 
einzelnen Frachtbriefe als Belege dienen. 

3) Der Schiffer ift verbunden, durch Vorlegung des Manifeftes und 
ber Frachtbriefe, ſowie des Aichjcheines, jedem Mainzollamt, welches 
er berührt, feine Yabung nachzuweifen. 

4) Das Manifeſt joll (nach einem im Wefentlichen mit dem auf dem 
Rhein beftehenven übereinjtimmenven Formular) durch den Schiffer 
jelbjt oder für venfelben von einem dritten (mit Ausſchluß ver 
Zoll:, Schifffahrts- oder Hafenbeamten) angefertigt, von den darin 
erwähnten Belegen begleitet und von dem Schiffer unterzeichnet 
fein, welcher (er fei Patron oder Führer) in allen Fällen Br ben 
Anhalt des Manifejtes verantwortlich bleibt. 

5) In den Manifeften find die Güter zur Befchleunigung ver Abfer- 
tigung nach Verſchiedenheit ver Tarifſätze, welchen fie unterliegen, 
abzutheilen und zu fummiren. 

6) Alle unterwegs an der Yabung vorfommenvden Ab- und Zugänge 
find im Manifefte und zwar am Schluſſe vesjelben als Nachtrag, 
ohne leeren Zwifchenraum zu laſſen, nebjt dem jevesmaligen Ge- 
bührenbetrage vorzumerfen und nöthigenfall® wie das Hauptmanifeft 
zu bejcheinigen. 

7) Das Manifejt ift vom Schiffer am legten Ausladeorte unverzüglich 
an bie dortjelbjt angejtellten oder vom nächjtgelegenen Mainzollamte 
dahin abgeordneten Zollbeamten abzuliefern. 

8) Die contrahirenden Staaten geftatten zum Zwede einer geregelten 
Controle der Zolltellen, daß die Manifejte, welche an ver legten 
Erhebungsjtelle abgegeben worven find, auf Verlangen der vorge— 
jegten Verwaltungsbehörde gegenfeitig zur Einficht unter Vorbehalt 
der Rückſendung mitgetheilt werden. 

9) Der Führer eines Floßes hat ein Manifeft vorzulegen, worin bie 
Gattung und Zahl der verflößten Gegenftände — und zwar für 
jede dem mämlichen Zollfage unterliegende Holzgattung im Ganzen 
— tarifmäßig angegeben iſt. 

10) Bei Schiffen, welche Main und Rhein befahren, follen die für 
ven legteren Strom ausgefertigten Manifefte auch für den Main 
giltig fein. 


II. Revifion der Ladung. 
1) Die Zollbeamten an jeder Mainzolfftätte vom Einladungsorte an 
bis zu jenem der Ausladung find, ohne daß dafür dem Schiffer 
Gebühren abgenommen werden dürfen, berechtigt, zur Vergleichung 


der Manifefte mit der Ladung entweber eine blos allgemeine Be— 
fichtigung ohne Verrückung ver Colli, oder bei obwaltendem näheren 
Verdachte von Unrichtigfeit eine genauere Unterfuchung der Ladung 
nah Gattung und Menge der Waaren vorzunehmen. 


Es foll jedoch in allen Fällen unnöthiger Aufenthalt, Beläftig- 
ung und Parteilichfeit ftrenge vermieden werben ımb find vielmehr 
alle Mittel, welche die Schifffahrt befchleunigen können, mit ernfter 
Befliffenheit anzuwenden. . 


2) An den Zollftätten findet bei Abfertigung der Schiffer ohne Unter- 
jchied eine ftrenge Reihenfolge nach der Zeit der Ankunft ftatt, ven 
Fall ausgenommen, wenn Schiffe durch eine blos allgemeine Be— 
fihtigung abgefertigt werden können, welche dann ven zur fpeziellen 
Unterfuhung fommenden, wenn leßtere nicht ſchon begonnen bat, 
vorgeben. 


3) Die vorgenommene Einfiht vom Manifefte und ver Befund ver 
ftattgehabten Vergleichung ift von ven betreffenden Zollbeamten mit 
genauer Angabe ver Zeit und bes Ortes, wo biefelbe vorgegangen, 
auf dem Manifefte unentgeltlich zu beftätigen. 


4) Die nähere Inftruftion für die Zollbeamten, namentlich binfichtlich 
der Behandlung ver Manifefte, werden von ben contrabirenven 
Regierungen in gleichem Geifte und mit fteter Rückſicht auf mög- 
lichjte Befeitigung alles Aufenthaltes, auf Erleichterung und Beför— 
derung des Handels erlafjen können. 


IV. Sonftige Beftimmungen. 

1) Un Orten, wo fich eine Mainzollftätte befindet, darf nicht ohne 
Erlaubniß der Zollbehörve, welche jedoch nicht zur Ungebühr ver- 
zögert werben foll, aus: oder eingelavden werben. Im Uebertret- 
ungsfalle bat der Eciffer (Patron over Führer) eine nach ven 
mehr oder minder erfchwerenden Umftänven zu bemefjende Geldbuße 
von 1 fl. 30 fr. bis 15 fl. zu entrichten, vorbehaltlich der übrigen 
Strafen, welche die Abgabengefege des Landes gegen voreilige oder 
heimliche Ausladungen verhängt haben mögen. 


2) Dem Schiffer oder Flößer ift am jeder Mainzolffielle über vie dort 
geichehene Zahlung eine Quittung umentgeltlic auszufertigen und 
bie Zahlungen überdieß unter feinem Manifefte anzumerfen. 


Die Duittungen müffen die Angabe der Gefammtmenge ver zoll— 
pflichtigen Gegenftände nach den verfchievenen Klafjen ver Zollfäge 
abgetheilt und den Betrag des für jede Abtheilung emtrichteten 
Mainzolfes fo wie der bezahlten Schiffsgebühr enthalten. 
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3) Jede Mainzollftätte ijt befugt, von dem Echiffer bie Vorweiſung 
der Quittungen über die Schifffahrts-Abgaben, die er auf feiner. 
Fahrt zu zahlen fchuldig war, zu verlangen. 


Wer eine oder mehrere biefer Quittungen auf Erfordern nicht 
beibringen fann, wird bis zum gelieferten Beweife des Gegentheils, 
welcher namentlich durch die auf dem Manifefte vorgemerkten Zahl- 
ungsleiftungen beigebracht werben kann, ale Defraudant — 
und behandelt. 
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V. Uebertretungen und deren Beftrafung. 
Defraudationen der Mainfchifffahrts-Abgaben, fowie fonftige Ueber- 
tretungen ber zur Sicherung verfelben nach Vorftehendem ertheilten Vor- 
fohriften, follen vorläufig bis zum Abfchluß einer Main - Schifffahrtsord- 
nung nach analoger Anwendung der Bejtimmungen ver Rheinjchifffahrts- 

Ordnung vom 31. März 1831 unterfucht und beftraft werben. 


Indem hiebei auf die Bejtimmung bes Gefeßes vom 28. Dezember 
1831 $. 5. (Gefegblatt 1831 Nr. 18. ©. 346.) hingewiefen und bemerft 
wird, daß bie zwiſchen Bahern und ber freien Stadt Frankfurt wegen 
gegenfeitiger Aufhebung ver Rhein- und Mainzölle im Yahre 1836 ge- 
troffene Vereinbarung (Negierungsbl. 1836 Nr. 85. ©. 403 — 405.)*) 
durch die obgedachten Uebereinfünfte eine Aenverung nicht erleidet, auch 
biernach der binfichtlih der Echifffahrts - Abgaben zwifchen ven Zollver- 
einsstanten bejtehenden Verabredungen in feiner Weife Eintrag gefchehen 
fol, wird noch beigefügt, daß bezüglich der Deklaration die gegenmwärtiger 
Belanntmachung unter Ziffer 1. und 2. nachgefesten Manifeft- Formulare 
für die Schiffer und für die Floßführer zu beobachten find. 


As Zeitpunkt, von welchem an dieſe Vereinbarungen in Wirkung 
treten jollen, ift der Anfang des nächt fommenden Monats Yuni verab- 
redet worden. 


München den 20. Mai 1846. ö 
Minifterium des Königlichen — und des Aeußern. 
Reg. Bl. f. d. Könige. Bayern f. d. I. 1846. Nr. 15. ©. 289-310. 


*) Conf. vorft. Nr. 
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Beilagel. Manifeft 
des Schiffers Peter Fiſchborn, wohnhaft zu Bamberg. 

Der Unterzeichnete, legitimirt durch Patent ber Königl. Baherifchen 
Regierung von Oberfranfen ‚vom 16. Auguft 1843, erflärt biermit, vie 
nachjtehend verzeichnete Ladung in dem ihm eigenthümlich angehörigen 
Schiffe, genannt Aurora von 1236 Zollzentner Yadungsfähigfeit — Laut 
Aichſchein Nr. 426 der Mainzer Aichanftalt — geladen zu haben. 

Die Ladung ift eingenommen in dem Hafen von Bamberg. 
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| | 
Daß vorjtehendes Manifeft in jeder Beziehung rihtig und überein- 
ſtimmend mit der Ladung ift, wird hiermit verfichert. 
Bamberg ven 7. Juni 1846. 
gez. Peter Fifhborn. 
Anmerl. In der Rubrik 9 find die im freien Verkehr befindlichen Gegenftände mit 
Ausnabme der notoriſch auferdeutichen Erzeugniffe aufzunehmen. Letztere 
gehören, auch wenn ſie im freien Verlehr befindlich find, in die Rubrik 10, 
Beilage. Manifeit 
des Floßführers Johann Schirm von Kronad. 
Der Unterzeichnete erklärt, daß fein Floß bie nachbenannten Gegen- 
ſtände enthält: 


Dasfelbe ift übernommen zu Bamberg und beitimmt nah Mainz. 










Menge ber nach dem Betrag ber 


tiiche 
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Daß vorjtchendes Manifeit im jeder Beziehung richtig und überein: 
jtimmend mit ven Beſtandtheilen des Flofes ift, wird hiermit bejcheinigt. 
Damberg ven 26. Juni 1846. 
9%. Joh. Schirm. 
Reg.- Bl. f. d. Königr, Bayern f. d. I. 1846. Nr. 15. ©. 310— 312. 
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® 
3, Bekanntmachung des Staatdminifteriums des Königlichen Haufes 
und des Aeußern vom 13. September 1852, die Ermäßigung 
des Mainzolles an der kurheſſiſchen Zollftelle zu Hanau betr. 
Auf Befehl Seiner Majeſtät des Königs, 

Mit Bezugnahme auf die Bekanntmachung vom 20. Mai 1846, die 
Regulirung der Mainfchifffahrts- Abgaben und die Beftimmungen zu deren 
Erhebung betreffend (NRegterungsblatt vom Yahre 1846 ©. 294), wird 
hiermit zur allgemeinen Kenntniß gebracht, daß vom 1. Oktober I. Is. an 
ber Mainzoll von Getreide und Hülfenfrüchten an der kurfürſtl. Heffifchen 
Station Hanau nur bis zur Hälfte des bisherigen Betrages erhoben 
werben wird. 

München ven 13. September 1852. 

Staatsminifterium des Königl. Haufes und des Aeufern. 


Reg.⸗Bl. f. d. Königr. Bayern f. d. J. 1852, Nr. 45. S. 963. 


4. Entſchließung des Königlichen Minifteriumsd des Innern vom 
15. September 1847, die Errichtung einer Aichanftalt für ven 
Untermain betreffend. 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Königs. 
Seine Majeſtät der König haben, auf fo lange Allerhöchftviejelben 
. nicht anders verfügen, in widerruflicher Weife zu genehmigen gerubt, daß 

1) eine & Aichbehörde für die Schiffe in Würzburg errichtet, 

2) das Aichgefchäft ver k. Bauinfpeftion in Würzburg gegen Bewilli- 
gung einer widerruflichen Nemuneration von 300 fl. für den Wich- 
beamten und 180 fl. für ven Aichviener übertragen werde, und daß 

3) bei ver Aichung der Mainfchiffe die allerhöchften Vorfchriften vom 
25. März 1843 über die Aichung der den Ludwigs-Kanal befah- 
renden Schiffe in analoge Anwendung zu kommen haben. 

München ven 15. September 1847. 
Minifterium des Innern. 
An die fl. Regierungen von Unterfranken und Ajchaffenburg, Kammer 
des Innern. | Nr. 23574. 
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5. Auszug’ aus einer Entſchließung de3 Königl. Staatsminifteriums 
des Innern vom 6. Januar 1848, die Errichtung einer Aichan- 
ftalt am Untermain betreffend. 

Auf Befehl Seiner Majeftät des Königs. 

ꝛc. ꝛc. 

Den Tarif der Aichgebühren betreffend, ſo iſt hierüber bereits in 
Ziffer 3 der diesſeitigen Entſchließung vom 15. September v. Is. Nro. 
23,574 Beftimmung getroffen. Um jedoch mögliche Anftände zu befeitigen, 
wird die f. Regierung fowohl ver k. Regierungs-Finanzlammer als dem 
Aichbeamten noch ausdrücklich bemerfen, daß ver Tarif für die f. Aich— 
behörve des Ludwigs-⸗Kanals im $. 13, der f. Minifterial-Ausfchreibung 
vom 25. März 1843*) Vorſchriften über die Aichung der den Ludwigs— 
Kanal befahrenden Schiffe betreffend (Neg.-Bl. 1843 S. 176) auch für 
die f. Aichbehörde am Untermain gleichmäßige Anwendung findet. 

München den 6. Januar 1848. 


. Minifterium des Innern. 
An die fönigl. Regierung von MALATRORIER und Afchaffenburg, Kammer 
bes Innern. 


*) Dieje Feitfegungen bes $. 13 ber Ausfchreibung vom 25. März 1843 find 
aufgehoben, refp. erjetst Durch den nachftehenden Tarif vom 16. März 1853. 
e. Aichgebühren. 
Bezüglich der Schiffs-Aichung bleibt e8 bei der Cumulativ-Verorbnung 
des kgl. Staatsminifteriums bes Innern und der Finanzen vom 25. März 
1843 und werden bie Koften für die erjtmalige Aichung demnach wie folgt 


fejtgejegt: 

von alien bis. 150 —* — 2 fl. 
" zu 150— 300 3" 
" „ "»  301— 500 " " 4" 
n " " 501— 750 2 " 5 * 
" m " 751—1000 " n 6" 
" n » 1001—1200 " n 7* 
" " " 1201—1500 " " 5. 
" n "» 1501—1800 " 2 In 
" „ " 1801—2000 " 7 10 * 
" " » 2001—2200 " " il» 
" 7 » 2201—2400 " " 12 * 


" " " 2401—2600 " und barüber 13 " 
Bei ven gemäß Art. 10 und 12 der allerhöchſten Verordnung vor- 
genommenen Aichbefichtigungen wird nur bie Hälfte vorſtehender Gebühren 


erhoben. 
Die Koften der — der Aichkennzeichen trägt der Schiffer. 
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m. Abſchnitt. 


Donau- Schifffahrts-Conventionen. 
N EI 


1. Vertrag zwifchen Bayern und Oefterreich in Betreff ver Schiff 
“fahrt auf der Donau umd ihren Nebenflüffen. 


Seine Majeftät der König von Bayern ꝛc. zc. und 


Seine Majeftät der Kaiſer von Defterreih, König von Ungarn 
und Böhmen ꝛc. ꝛc. 
don dem Wunfche befeelt, die Hinverniffe, welche bisher der freien Be- 
nugung der Ihre Staaten verbindenden und durchſtrömenden Flüffe ent- 
gegenftanden, zu befeitigen und dem Verkehre auf diefen Wafjerjtraßen 
jeve mögliche Erleichterung zu gewähren, haben zur Erreichung dieſes 
Zweckes Unterhandlungen eröffnen laffen und zu Ihren Bevollmächtigten 
ernannt, nämlich: 
Seine Majeftät der König von Bahern: 
Herrn Marimilian Grafen von Lerchenfeld-Köfering, Großkreu 
des bayeriſchen Verdienſt-Ordens vom heiligen Michael, Groß— 
komthur ꝛc. ꝛc. — allerhöchſt Ihren Kämmerer und erblichen 
Reichsrath des Königreichs Bayern, außerordentlichen Geſandten 
und bevollmächtigten Miniſter am kaiſerlich öſterreichiſchen 


Hofe ꝛc. 
und 


Seine Majeſtät der Kaiſer von Oeſterreich: 

Herrn Felix Fürſten zu Schwarzenberg, Großkreuz des kaiſerlich 
öſterreichiſchen Leopold und des Franz Joſephs-Ordens ꝛc. ꝛc. 
— Seiner kaiſerlich königlich apoſtoliſchen Majeſtät wirklichen 
geheimen Rath und Kämmerer, Feldmarſchall-Lieutenant, Mini— 
ſterpräſidenten und Miniſter des kaiſerlichen Hauſes und der 
auswärtigen a a ꝛc. 

und 
Herrn Andreas Ritter von Baumgärtner, Ritter des Faiferlich 
öfterreichifchen Leopold- Ordens ꝛc. — Seiner kaiſerlich apojto- 
liſchen Majeftät wirklichen geheimen Rath und Minifter für 
Handel, Gewerbe und öffentliche Bauten ꝛc. 

welche, nachdem fie ihre Vollmachten gegenfeitig eingejehen und in guter 

und gehöriger Form befunden, über nachjtehende Beitimmungen fich ge— 


einigt haben. 
51 


7 


Art. 1. Die Schifffahrt auf der Donau und ihren Nebenflüffen 
foll von den Punkten, wo biefer Strom und feine Nebenflüffe jchiffbar 
werben, durch das ganze Gebiet der contrahirenden Staaten für Schiffe 
aller Nationen frei ſein. 

Zu der Schifffahrt aus einem ber contrabirenden Staaten in ben 
andern find gegenfeitig nur die Unterthanen ver contrahirenden Staaten 
berechtigt „dech foll fremden Schiffen, die in ver Fahrt aus einem jenſeits 
des Flußgebiets der contrahivenden Staaten gelegenen Drte oder auf ber 
Rückfahrt dahin begriffen find, geftattet fein, au Güter von dem einen 
diefer Staaten in den andern zu verbringen. 

Jedem der contrahirenden Staaten jteht es frei, die Binnenjchifffahrt, 
d.i. die Befugniß zur Beförderung von Perfonen und Waaren von einem 
Uferplage feines Gebietes nach einem andern Uferplage deſſelben Gebietes 
‚auf feine eigenen Untertbanen zu bejchränfen; doch bürfen Schiff® eines 
der contrahirenden Staaten, wenn fie gelegentlich größerer, vom eigenen 
Lande aus- oder dahin zurückgehender Fahrten das Gebiet des anderen 
Staates ganz oder theilweife durchfahren, in der Richtung ihrer Fahrt 
auch zwifchen ven Uferplägen des letteren Gebietes Perfonen und Waaren 
befördern. 

Art. 2. Alle ausjchlieplichen Berechtigungen, Schifffahrt auf ven 
genannten Flüffen und Strömen zu treiben, fowie alle wie immer gear: 
teten Begünftigungen, welche Sciffergilven oder anderen Slörperjchaften 
und Perſonen bisher eingeräumt waren, find hiermit gänzlich aufgehoben 
und es follen vergleichen Berechtigungen auch in Zukunft Niemanden 
ertbeilt werben. 

Auf das Poftregal, fowie auf vie Fähren und andern Anjtalten zur 
Leberfahrt von einem Ufer zu dem gegenüber liegenden, beziehen ſich die 
gegenwärtigen Beſtimmungen nicht. 


Art. 3. Die contrahirenden Staaten verpflichten ſich einverſtändlich 
gleichförmige Vorſchriften für die Ausübung der Schifffahrt und die Hand— 
habung der Strompolizei auf Grundlage der in dieſen Beziehungen bereits 
beſtehenden Anordnungen und mit Berückſichtigung ber auf andern deut— 
chen Strömen durch Uebereinfunft feitgeftellten Grundſätze zu erlaffen. 

Art. 4. Alle bisher an den genannten Strömen und Ylüffen be- 
jtandenen Etapel-, Nieverlags-, Umfchlags- und Vorkaufsrechte find hier— 
durch ohne Ausnahme für immer aufgehoben, und es kann aus biefem 
Grunde künftig fein Schiffer gezwungen werten, ven Bejtimmungen des 
gegenwärtigen Vertrages zuwider, gegen feinen Willen aus- oder umzu— 
laden, oder eine bejtimmte Zeit an einem Orte zu verweilen. 

Art.5. Die Ausübung der Schifffahrt auf den genannten Strömen 
und Flüſſen innerhalb der ald frei erklärten Streden ijt einem Jeden 
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geftattet, welcher, mit geeigneten Fahrzeugen verfehen, von feiner Landes— 
obrigfeit hierzu die Erlaubniß erhalten hat. Es werben hierüber nähere 
Anordnungen vereinbart werben. 

Art. 6. MReifefahrten zwifchen den Kaufleuten und Schiffern einer 
ober mehrerer Uferftäpte können nur unter jolche Bedingungen geftattet 
werben, welche zur Verhinderung des Entftehens eines ver freien Schiff- 
fahrt hinderlichen Monopols geeignet’ find. 

Art. 7. Auf der Donau von der bayrifch-württembergifchen Grenze 
bi8 Ungarn, ſowie auf ven fchiffbaren Nebenflüffen viefer Stromſtrecke 
werben ſämmtliche bisher beftandene Wafferzölfe, ſowie alle andern, unter 
was immer für Namen befannten Abgaben, womit die Schifffahrt belaftet 
war, ſodann von einem noch näher zu vereinbarenden Termin an die an 
einigen Orten noch bejtehenden Communalzölle aufgehoben. 

Die öfterreichifche Regierung wird die Schifffahrtsgebühren auf der 
Donauftrede vom Eintritte nach Ungarn bis zum Austritte in die Türkei, 
fowie auf ben in diefe Donauftrede einmündenden Nebenflüffen alsbald 
einer Regulirung in dem Sinne unterziehen, daß diefelben thunlichit wer- 
einfacht und ermäßigt, auf einige wenige Cinhebungspunfte bejchränft 
und gleihmäßig ohne Rücficht auf hie Herfunft des Schiffers, des Schiffes 
und der Ladung nur auf die Beftimmung ver legteren erhoben werben. 

Art. 8. Unter den im vorhergehenden Artifel erwähnten Abgaben 
find nicht begriffen: 

a) die eigentlichen Ein-, Aus- und Dartaingsakssie, ni bon 
den Schiffen und Waaren nach ven allgemeinen Zollgejegen zu 
entrichten find. 

Solite jedoch eine Waare den ganzen Weg durch das Staate- 
gebiet auf der Wafferftraße zurücklegen, fo ift fie vom Durchgangs- 
zolle frei; 

b) die Berbrauchsabgaben (Verzehrungsſteuer und VBerzehrungsftenerzus 
ſchläge), welche für die in ven Verbrauch übergehenden Gegenftänbe 
im ganzen Lande oder an einzelnen Orten zu entrichten find, unter 
der Bedingung, daß die von einem andern Lande oder beziehungs- 
weife von einem anderen Orte herkommenden Gegenftinde nicht 
höher belegt werben, als die im Lande oder Drte jelbjt erzeugten; 

c) die Gebühren für Benügung gewifjer öffentlicher Anftalten z. B. 
für Krahnen, Waagen, Bohlwerfe, Niederlagen, dann jene für 
geleitete Arbeiten, 3.9. für Schleußen- und Brückenöffnung, Nieder: 
fegung von Maftbäumen, Lootſen- und Steuermannsdienfte. 

Doc find diefe Gebühren ohne Rückſicht auf die Herkunft bes 
Schiffers, des Schiffes oder der Ladung gleichmäßig nach beſtimm— 
ten, öffentlich fund gemachten Tarifen und nur für wirklich benügte 
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Anftalten und wirklich gelieferte Arbeiten einzuheben, für bereits 
beſtehende Einrichtungen vdiefer Art über das gegenwärtige Aus- 
maß nicht zu erhöhen und bei neu errichteten nicht höher zu be- 
ftimmen, als zur Dedung der Zinfen des Anlage-Kapitals und der 
Unterbaltungskoften. erforberlich ijt. 

d) Die Regulirung der Kanalgebühren bleibt jeder Regierung über- 
lafien. Es follen jedoch auch diefe Gebühren nicht höher fein, ala 
zum Erfage der Zinfen des Anlage - Kapital und der Unterhalt- 
ungsfoften nothwendig it. 

Art. 9. ever Schiffsinhaber over Führer ift gehalten, bei Ueber— 
fchreitung der Zollgrenze eines der contrahirenden Staaten ber hierzu bes 
ftimmten Behörde ein Schiffsmanifeft zu übergeben. 

Dort, wo eine die gefammte Schiffsladung umfaſſende Zollveclaration 
vorgefchrieben ift, vertritt diefelbe die Stelle des Schiffsmanifeftes. 


Die näheren Vorſchriften hierüber, fowie über ein erleichtertes Zolf- 
verfahren bei Schiffen unter Raumverfchluß werben im gemeinjamen Ein- 
verſtändniſſe erlaſſen werben. 


Art. 10. Zur Handhabung der Schifffahrtsordnung und der Fluß— 
polizei-Vorſchriften, ſowie zur Aburtheilung der ſich ergebenden Contra— 
ventionen wird in ben contrahirenden Staaten die erforderliche Anzahl 
von Flufpplizeigerichten beftellt und deren Wirfungsfreis, Verfahren und 
die Rechtswirkung ihrer Entjcheidung näher normirt werben. 


Art. 11. Die contrabirenden Staaten verpflichten fich, ihren Zoll- 
und Polizeibehörven die Weifung zu ertheilen, ven Beamten des andern 
Staates bei den zur Handhabung ver Flußpolizei nöthigen amtlichen Ber- 
richtungen gegenfeitig in aller Weife behilflich zu fein, auch auf Verlangen 
die Ergebniſſe eingeleiteter Unterfuchungen und überhaupt jeve andere 
gewünjchte Auskunft bereitwilligit zu ertheilen. 


Art. 12. Die contrahirenven Staaten machen fich anheiſchig, eine 
befondere Sorgfalt darauf zu verwenden, daß auf ihrem Gebiete ver 
Yeinpfad überall nach Maßgabe des Bedürfniſſes der Schifffahrt hergeſtellt, 
in guten Stand gefett und darin erhalten werde. 

Sie verbinden ſich ferner, jede in den Grenzen feines Gebietes und 
Fahrwaſſers fich befindenden Hinverniffe ver Schifffahrt auf ihre Koften 
wegräumen und jedesmal, bis viefes gefchehen, vie im Fahrwaſſer oder 
in deſſen Nähe befinplichen, der Schifffahrt gefährlichen Steine, Bäume ꝛc. 
mit Warnungszeichen verſehen zu laffen, auch feine vie Sicherheit ver 
Schifffahrt gefährdenden Strom- und Uferbauten zu geftatten. 

Neben oder auf den vorhandenen Brüden werben dort, wo Segel- 
ſchiffe vorzukommen pflegen, Vorkehrungen, um die Handhabung der Maſten 
zu erleichtern, getroffen. 
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Es wirt auch Fräftigft Sorge getragen werben, daß durch Mühlen 
und andere Trieb- und Räderwerke, durch Hinabroffen von Blöcken aus 
ben Steinbrüchen und Lagerung des Abonums hart am Ufer eine Hemmung 
oder Erfchwerung der Schifffahrt nicht verurfacht werde. Die Anlegung 
von Landungs- und Laveplägen und ſchützenden Winterhäfen foll nach 
Bedürfniß befördert werden. 

An denjenigen Flußſtrecken, welche zwiſchen den contrahirenden Staaten 
die Grenze bilden, ſollen Uferbauten und Stromwerfe und im gemein— 
ſamen Einverſtändniſſe angelegt und zu dieſem Ende die hierauf bezüg— 
lichen Pläne der anderen betheiligten Regierung mitgetheilt werden. Dieſe 
Mittheilung liegt in Bayern den Kreisregierungen, in Oeſterreich ben 
Kreispräſidenten oder den Kreisregierungen, und wo dieſe nicht beſtehen, 
den Statthaltereien ob. 

Die Zuftimmung zu den beabfichtigten Anlagen wird al® gegeben 
erachtet, wenn vom Tage der Zahlung ver betreffenden Pläne an — ſechs 
Wochen verfloffen find, ohne daß eine Rückäußerung erfolgt ift. — Die 
in diefer Beziehung auf gemeinfchaftliche Bauten oder Beitragsleiftungen 
zu den Herftellungen auf einzelnen Flügen und Flußſtrecken beſtehenden 
Verträge und Obfervanzen bleiben in Kraft. 

Art. 13. Sogleich nach Abſchluß des gegenwärtigen Vertrages wird 
eine Commiſſion von Sachkundigen nievergefegt werden, welche die Donau 
auf der Strede von ver bayerifch-württemiergijchen Grenze bis Wien, dann 
den Inn und die Salzach auf ver Stredfe von Kuffitein und Hallein bis 
zu ihrer Einmündung befahren und das, was zur Herftellung und Erhal- 
tung der geregelten Schifffahrt zu geichehen hat, erheben und unter Her— 
vorhebung der Reihenfolge der Arbeiten mit Hinficht auf ihren Zufam- 
menhang und ihre größere ober geringere Dringlichkeit bezeichnen wir. Auf 
Grund des Gutachtens diefer Commiffion wird eine weitere VBerjtindigung 
der contrahirenden Staaten über die zu übernehmenven Arbeiten und bie 
Zeit ihrer Vollendung erfolgen. 

Nach drei Fahren vom Zeitpunfte dieſer Verftändigung angefangen, 
oder wenn e8 fich als nöthig erweifen follte, noch früher, wird eine neuer- 
(iche Befahrung der erwähnten Strom- und Flußjtreden erfolgen, um 
ihre Befchaffenheit, die Wirfung der zu ihrer Berbefferung getroffenen 
Mafregeln und die etwa eingetretenen neuen Hinvernifje einer regelmäßi- 
gen Schifffahrt zu unterfuchen und feftzuftellen. 

Diefe Befahrung wird’ auch fpäter von drei zu prei Jahren wieber- 
holt werben. 

Längſtens ſechs Monate nach diefer periodiſchen Pefahrung wird dann 
jedesmal in Wien eine Nevifions-Commiffion ſich vereinigen, zu welcher 
jeder der contrahirenden Staaten einen Bevollmächtigten velegirt, um fich 
von der vollſtändigen Beobachtung des Vertrages zu überzeugen, Bejchwerben 
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abzuftellen und neuere Erleichterungen für den Handel und die Schifffahrt 
zu berathen, die Anträge ver Commiffion unterliegen der Genehmigung 
ber betreffenden Regierungen. | 

Art. 14. Sollte ein Schiff oder deſſen Mannfchaft verunglüden, fo 
find die Ortsobrigfeiten verpflichtet, dafür zu forgen, daß die erforderlichen 
Rettungs- und Sicherungsanftalten fo ſchnell wie möglich getroffen werben. 

Zu diefem Ende werden die Lokalbehörden mit den nöthigen allge: 
meinen Snftructionen verfehen und vie bereit® beftehenden Verordnungen 
erneuert werben. 

Sollte irgendwo an den genannten Strömen und Flüßen eifl Strant- 
recht ausgeübt werben, fo wird folches für immer aufgehoben. 

Art. 15. Unter ven Nebenflüßen der Donau find im gegenwärtigen 
Bertrage fowohl die natürlichen als die künftlichen Wafferftraffen zu ver- 
ftehen, welche — ſei es unmittelbar oder mittelbar — in diefen Strom 
oder einen feiner Nebenflüße gelangen. &benfo ift im gegenwärtigen Ver— 
trage unter Schifffahrt auch die Floßfahrt begriffen. 

Art. 16. Die föniglich württembergifche Regierung wird alsbald nad) 
Auswechſelung der Katifigationen zu dem Veitritte zum gegenwärtigen 
Vertrage eingeladen werben. 

Art. 17. Der gegenwärtige Vertrag foll alsbald von jeder Seite 
zur allerhöchften Natification vorgelegt und die Auswechfelung ver Rati— 
fications-Urfunden längſtens innerhalb vier Wochen vom heutigen Tage 
an zu Wien vollzogen werben. 

Sp gefchehen zu Wien am zweiten Dezember des Jahres Eintaufend 
acht hundert fünfzig und eine. 

(L. S.) ge. Graf von Lerchenfeld. 
(L. S.) gez. 8. Schwarzenberg, Feldmarfchalflientenant. 
(L. S.) ge. U. Baumgartner. 
Die Auswehslung der Natifications - Urkunden bat am 14. Mai 185% 
jtattgefunden. 
Publicirt mit Staats-Minifterial-Befanntmachung vom 22. Juni 1852. 
Reg.-Blatt f. d. Königreih Bayern v 9. 1852. Nr. 34. ©. 716730, 





2. Bekanntmachung des Kgl. Staatdminifteriumsd des Kol. Haufes 
und des Aeußeren vom 8. October 1855, 


bezüglich des unterm 5. Juni 1855 erfelgten Beitritts der Königl. 
Württembergifchen Regierung zu dem am 2. Dezember 1851 (Reg.-Blatt 
Nr. 34. ©. 716730.) zwifchen Bayern und Defterreich abgeichloffenen 
Vertrage die Regulirung der Schifffahrts- Verhältniffe auf der Donau 
und ihren Nebenflüffen. 
Reg.- Bl. f. d. Könige. Bayern f. d. 9. 1855. Nr. 47. S. 1085|6. 
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, 3. Donau-Schifffahrt3-Afte. 


Nachdem ver Parifer Traftat vom 30. März 4856 beftimmt hat, 
daß die durch die Wiener Congreß-Acte in Betreff der Schifffahrt auf 
den Strömen fejtgejtellten Grundſätze gleichermaßen auf die Donau An: 
wendung finden follen, und daß eine Commifjion, bejtehend aus Abgeord— 
neten ver Uferftaaten: Dejterreich, Bayern, Türkei und Württemberg, mit 
welchen fi) Commiffäre der drei Donaufürftenthümer nach vorgängiger 
Beftätigung ihrer Ernennung durch die Hohe Pforte zu vereinigen haben, 
eingefetst werben foll, um die Schifffahrt des genannten Stromes dem— 
gemäß zu regeln, 

fo haben zu dieſem Behufe zu ihren Abgeorbneten, 
und zwar: 

Seine Majeftät ver König von Bayern: 

Alterhöchit Ihren Minifterialratd im Staatsminifterium des 
föniglichen Haufes und des Aeußern, Dr. Franz Sebaftian 
von Darenberger, Nitter des königlich Bayeriſchen Verdienſt— 
Ordens der Krone und vom heiligen Michael, Comthur bes 
faiferlich öfterreichifchen Franz Joſeph⸗Ordens ꝛc.; 

Seine Majeſtät der Kaiſer von Deſterreich: 

Allerhöchſt Ihren Miniſterialrath im Miniſterium für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Bauten, Franz Serafin Edler von Blum— 
feld, Comthur des königlich niederländiſchen Ordens der Eichen— 
krone mit dem Sterne, Ritter des kaiſerlich ge Wladimir: 
Ordens vierter Claſſe; 


Seine Majeſtät der Kaiſer der Ottomanen: 
Allerhöchſt Ihren Generalconful Garabed Artin Davoud- Oghlou, 
Inhaber des Medjidie-Ordens vierter Claſſe, Ritter ꝛc.; 
Seine Majeſtät der König von Württemberg: 
Allerhöchſt Ihren Negierungsrath im Minifterium des Innern, 
Adolf Müller, Comthur des kaiſ. öfter. Franz Joſeph-Ordens 2c.; . 
Seine Excellenz Fürft Nicolaus Konaky-Vogorides, Kaimakam ber 
Moldau: 
den Poſtelnik Dr. Ludwig Steege, Ritter des kaiſerl. ruſſiſchen 
St. Annen-Ordens dritter Claſſe; 
Seine Durchlaucht der Fürſt Alexander Karageorgiévitch, Fürſt von 
Serbien: 
= Seinen Senator Philipp CHriftitch, Doftor der Rechte; 
Seine Durchlaucht der Fürft Aerander D. Ghila, Kaimafam ber 
Wallachei: 
den Grafen Nifol.’ Roffetti 
ernannt. 
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Die obengenannten Abgeorbneten, mit Anſchluß der drei Commiffäre 
haben fich nach Auswechslung ihrer in guter und gehöriger Form befun- 
denen Vollmachten als Uferftanten-Commiffion conftituirt, und find, indem 
fie fih vor Allem zur Erfüllung der diefer Commiffion durch den Artifel 
XV Nr. 1 und 2 des eingangserwähnten Tractates geftellten Aufgabe 
berufen fanden, diesfalls über folgende Beſtimmungen übereingefommen. 

Art. J. Die Schifffahrt auf ver Donau ſoll von dem Orte, wo 
dieſer Strom ſchiffbar wird, bis in das ſchwarze Meer, und aus dem 
ſchwarzen Meere bis zu jenem Orte in Beziehung auf den Handel, ſowohl 
zum Behufe des Waaren- als des Perſonen-Verkehres, völlig frei ſein; 
wobei ſich jedoch an die Beſtimmungen ber gegenwärtigen Schifffahrtsacte, 
ſowie der ſtrompolizeilichen Vorſchriften zu halten iſt. 

Art. I. Alle ausſchließlichen Privilegien zur Schifffahrt auf ver 
Donau, jowie alle verlei Begünftigungen im Scifffahrtsbetriebe, welche 
Gefellfchaften over Körperfchaften irgend einer Art, oder einzelnen Per— 
fonen bisher zugejtanden haben, find hiermit gänzlich aufgehoben; und 
e8 follen vergleichen Privilegien over Begünftigungen auch in Zufunft 
Niemanden ertheilt werben. 

Auf die Fähren und andere blos zur Ueberfahrt von einem Ufer 
zu dem gegenüberliegenden Ufer beftimmte Anſtalten beziehen fich vie 
gegenwärtigen Bejtimmungen nicht. Den betreffenden Ufer » Behörben 
bleiben viesfalls die von ihnen für erforverlih erachteten Anordnungen 
vorbehalten. 

Art. II. Alle bisher an der Donau etwa bejtandenen Zwangs- 
rechte, al8 Stapel», Nieverlage-, Umſchlags-, VBorfaufsrechte und der— 
gleichen, find Hiermit für immer aufgehoben, und es kann daher aus 
ſolchem Grunde künftig fein Schiffer gezwungen werden, gegen feinen 
Willen in irgend einem Hafen diefes Stromes anzulegen, aus⸗ oder um— 
zuladen, oder eine bejtimmte Zeit an einem Orte zu verweilen. 

Art. IV. Was das Poftregal betrifft, jo unterliegt der Verkehr 
mit Briefen und periodifchen Schriften in jedem Uferftaate den daſelbſt 
bejtehenden Normen. 

Andere Fractjtüde von jedem Gewichte und Umfange unterliegen 
auf der Donau keindm Poftzwange. 

Art. V. Der Betrieb ver Schifffahrt aus dem vffenen Meere nach 
jedem Landungsplatze ver Donau, und von jedem folchen Landungsplake 
in das offene Meer fteht ven Schiffen aller Nationen frei. 

Demzufolge fönnen diefelben alle in der Richtung folder Fahrten 
liegenden Landungspläge berühren, daſelbſt die aus dem Meere mitge- 
brachten Waaren und Perfonen ganz oder theilweife ausjchiffen und für 
das Meer bejtimmte Waaren und Perjonen einnehmen. 
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Bei diefem Schifffahrtsbetriebe follen alle Schiffe in jeder Beziehung 
auf dem Fuße eirier vollftändigen Gleichheit behandelt werben. 

Art. VI. Für Schiffe, welche aus ver offenen See fommen over 
dahin zurücfehren, dienen ihre für die Seefchifffahrt erforverlichen Borb- 
Urkunden auch zur Legitimation für ihre Fahrten auf ver Donau. 

Die Führer diefer Schiffe haben ſich damit bei ven mit der Ueber— 
wahung ver Donaufchifffahrt betrauten Schifffahrtsbehörden auf Verlangen 
auszuweifen, 

Art. VO. Die Schiffe, weiche aus einer mit ver Donau in mittel- 
barer Verbindung ftehenden Wafferftraffe fommen oder dahin zurüdfehren, 
follen ebenfalls nach ven in den Artikeln V. und VI. enthaltenen. Grund- 
fäten behandelt werben. 

Art. VIII. Der Betrieb der eigentlichen Flußſchifffahrt, welcher 
zwifchen ven Landungsplägen der Donau, ohne das offene Meer zur be» 
rühren, ftattfindet, ift ven Schiffern der Uferländer diefes Stromes vor- 
behalten. 

Alle folhe Schiffe, wenn fie in Gemäßheit der folgenden Artikel 
legitimirt find, follen zum Betriebe ver Flußichifffahrt auf der Donau 
auf dem Fuße einer vollftändigen Gleichjtellung berechtigt fein; fie werben 
demzufolge Waaren und Berfonen zwifchen allen Landungsplägen ber 
Uferlänter ohne irgend eine Ausnahme befördern können. Jedoch find 
biefelben und ihre Führer in dem Betriebe der Binnenfchifffahrt auf 
biefem Strome zwifchen ven Yandungsplägen eines und besjelben Ufer- 
landes ven gleichen Bedingungen unterworfen, wie bie Einheimijchen. 

Art. IX. Es ift jenem Schifffahrt - Unternehmer des einen Ufer- 
landes geftattet, in dem Gebiete des andern an ben Uferplätzen des 
Stromes Schifffahrts- Agenten aufzuftellen, die für ihre Unternehmung 
erforberlichen Bureaur und Anftalten einzurichten oder auch bie öffentlichen 
Shifffahrts-Anftalten wie Ladungspläge u. f. w. auf gleichem Fuße mit 
ven Lanbesangehörigen zu benügen. Die Beröffentlihung von Tarifen 
für die Schifffahrt foll nicht beanftandet werben. 

In Bezug auf den Befig von Baulichfeiten zu obigem Behufe ift 
fich nach ven Gefegen zu richten, welche das unberechtigte Eigenthum in 
ven Staaten jedes contrahirenden Theiles regeln. 

Art. X. Alle Vortheile, welche in einem Uferlande ven Schiffen 
irgend einer Nation in Bezug auf die Donaufchifffahrt eingeräumt werden, 
folfen auch jenen ſämmtlicher Uferländer eingeräumt fein. 

Art. XI. Damit ein Fahrzeug als zu einem Uferlanve gehörig ” 
anerkannt und in Folge deſſen zum Betrieve der Flußichifffahrt zwifchen 
allen Donan-Uferplägen ohne Unterſchied in Gemäßheit des Art. VII. zuge- 
laffen werde, muß dasjelbe Eigenthum eines Unterthanes des betreffenden 
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Uferlandes oder einer ben Gefeten eben dieſes Landes unterftehenden 
und in demfelben ihren Sit habenden Compagnie oder "Aftiengefelffchaft 
fein, und es muß ferner mit dem im Art. XIV. worgezeichneten Schiffe- 
patente verfehen und ver fpezielfen Leitung eines nach Vorſchrift des 
Art. XVI. mit dem Schifferpatente legitimirten Schiffsführers untergeben 
fein, welder für die genaue Beobachtung ver in diefer Schiffsafte und 
in ven jtrompolizeilichen Vorſchriften enthaltene Beſtimmung zunächſt ver- 
antwortlich ift. 

Sowohl das Schiffspatent als das Schifferpatent ift auf Verlangen 
ben mit ver Ueberwachung der Donaufchifffahrt betrauten Schifffahrte- 
behörden vorzumweifen. j 

Schiffe von folder Conjtruftion, daß fie nur zur einmaligen Thal- 
fahrt geeignet find, bedürfen des Schiffspatentes nicht und find in biefer 
Beziehung den Flößen gleich zu achten. 

Die feinen Fahrzeuge, welde lediglich Artifel des gewöhnlichen 
Marktverfehres zwifchen naheliegenden Orten führen, bebürfen wever des 
Schiffs- noch des Schifferpatentes, 

Art. XII. Die Befugniß, die Berechtigung zum Betriebe der Fluß— 
Schifffahrt einem einzelnen Unternehmen oder einer Compagnie oder Aftien- 
Geſellſchaft zu verleihen oder zu verweigern, jowie die Bepingungen dieſer 
Berechtigung feftzuitellen, fteht ausschließlich jenem Uferlanvde zu, welchem 
der einzelne Unternehmer als Unterthan angehört oder in welchem bie 
Compagnie oder die Gefellichaft ihren Sit hat. 

Die Regierungen ver Uferländer verbinden fich jedoch, die geeigneten 
Mafregeln zu treffen, um fich zu verfichern, daß die Perſonen oder Ge— 
fellfchaften, denen fie ven Betrieb der Flußfchifffahrt zwifchen ven eigenen 
und den in anberen Uferlänvern befindlichen Lanvungsplägen geftatten, 
bie erforderlihen Bürgjchaften „für die genaue Beobachtung aller Stipu- 
lationen des Schifffahrts- und Strompolizei: Reglements barbieten. 

Art. XII. Die im vorigen Artifel erwähnte Berechtigung zum 
Betriebe der Flußſchifffahrt mittelft Dampfbooten wird von den betref- 
fenden Regierungen der Uferländer in der Form einer befonveren Con: 
cefjion für dieſe Gattung von Schifffahrt ertheilt werben. 

Diefe Conceſſion hat ver Ausfertigung des im Art. XIV. für jedes 
ber bezüglichen Unternehmung angehörige Dampffchiff vorgefchriebenen 
Schiffspatentes vorauszugehen. Gm, jevem dieſer Schiffspatente ift bie 
der Unternehmung ertheilte Conceſſion ausprüdlich anzuführen. 

Art. XIV. Das Schiffspatent, welches erfordert wird, um ein 
Fahrzeug als zur Fluffchifffahrt auf ver Donau geeignet zu erkennen, 
wird von ben competenten Behörden des Uferlandes, welchem es angehört, 
nach dem beiliegenden Mufter A. ausgefertigt, nachdem jene Behörden 
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ſich durch technifche Unterfuchung die Ueberzeugung verfchafft haben, daß 
das Fahrzeug die zu diefer Schifffahrt erforverlichen Eigenfchaften befitt. 

Art. XV. Das Schiffspatent verliert feine Giltigfeit, wenn das ' 
Fahrzeug aufhört, Eigentum eines Unterthanes des patentirenden Ufer: 
landes over einer in diefem Uferlande concefjionirten Gefelffchaft zu fein. 


Die zuftändige Behörde des beſagten Uferlantes hat das Schiffs- 
“patent in dem obenerwähnten Falle und auch dann zurüczunehmen, wenn 
das Fahrzeug ſich nicht mehr in dem erforberlichen fchifffahrtstüchtigen 
Zuftande befindet. 

Beim Mebergange eines Schiffes in das Eigenthum eines andern 
Unterthans oder einer andern Gejellfchaft des nämlichen Uferlandes ſteht 
es dem neuen Eigenthümer frei, entweder ein neues Batent oder bie In— 
doſſirung des alten en feinen, Namen bei ver competenten Behörde zu 
erwirfen. 

Art. XVI Das Scifferpatent, welches erfordert wird, um einen 
Sciffsführer zur Leitung der Fahrzeuge in ver Flußfchifffährt auf ber 
Donau geeignet zu erfennen, wirb ihm von ben competenten Behörben 
eines der Uferlänver nach dem beiliegenden Mufter B. auegeftellt. 

Diefes Patent foll nur erprobten und unbefcholtenen Perjonen ver— 
lieben werben, welche vorläufig in einer durch ämtlich beftellte Sachver— 
ſtändige vorgenommenen Prüfung genügende Beweife ver Befähigung ges 
geben haben. 

Das dergeſtalt ausgejtellte Schifferpatent gibt dem Siiffer bie Er⸗ 
mächtigung zur Führung aller zu der in biefer Urkunde ausgeprüdten 
Kategorie gehörigen Fahrzeuge jenes Uferlandes, von welchem er fein 
Patent erhalten hat. 

Jedem Uferlande ift e8 vorbehalten, zur Führung der ihm angehö- 
rigen Schiffe, die mit dem Schifferpatente eines andern Uferlandes ver- 
fehenen Schiffsführer zuzulaffen oder nicht. 

Art. XVII Das Schifferpatent verliert feine Giltigfeit, wenn ver 
Schiffer, falls er Unterthan des Uferlandes war, von welchem er jenes 
Patent erhalten hat, aufhört, Unterthan desſelben zu fein. 

Das Scifferpatent foll von den zuftändigen Behörden des betreffen- 
den Uferlandes jowohl im obigen Falle, als auch in dem Falle zurück— 
genommen werben, wenn fie fi von ver Unfähigkeit des Schiffers über- 
zeugt oder im Intereſſe der Aufrechthaltung der Ordnung ober öffent- 
lichen Sicherheit e8 als nothwendig erkannt haben, ihm bie Ausübung 
der Flußfchifffahrt zu unterfagen. 

Im Tetsteren Falle joll einem ſolchen Schiffsführer in feinem Ufer— 
lande ein neues Schifferpatent ertheilt werden, ehe die Gründe feiner 
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Entfernung aus dem Dienfte volfftändig hinweggefalfen find, oder die alfen- 
falls in ver betreffenden Verfügung ausgedrüdte Zeitfrift abgelaufen: ift. 
Art. XVIII. Zur Wahrung der öffentlichen Sicherheit auf ver 
Donau verpflichten fich die Regierungen der Uferländer, alle geeigneten 
Mafregeln zu treffen, um durch vorläufige Proben conjtatiren zu laffen, 
daß die Mafchinen und Dampffejjel aller Dampfboote, welden fie bie 
zum Betriebe ver Flußichifffahrt erforderlichen egitimationen gewähren, 
die ausreichenden Garantieen gegen jeve Gefahr tarbieten und mit allem 
Nachdrucke dafür zu forgen, daß die befagten Mafchinen und Dampffeffel, 
fowie das übrige Zubehör jederzeit in gutem Zuftande erhalten, ingleichen, 
daß nur folhe Sciffsführer, Mafchiniften und Schiffsleute zum Dienjte 
auf diefen Dampfjchiffen zugelaffen werben, welche alle zur Erhaltung ver 
öffentlichen Sicherheit erforderlichen perfönlihen Eigenfchaften befiten. 

Nebjt vem durch den Art. XIV. vorgezeichneten Schiffspatente muß 
jedes Dampfboot mit einem die Nefultate der ftattgehabten SKeffelprobe 
enthaltenden Certificate verfehen und auf der Mafchine pas Sicherheits- 
ventil und die Hebel, wenn legtere vorhanden find, durch einen eingefchla- 
genen Stempel fichtbar und veutlich bezeichnet fein. 

Außerdem behält fich jede Regierung binfichtlich aller und namentlich 
ber zum Berfonentransporte verwendeten Dampfboote die allenfalls nöthige 
Controle zur Erreichung der öffentlichen Sicherheit vor. Hiebei foll jedoch 
jede unnöthige Beläftigung des Schiffsverfehrs jorgfältig vermieden und 
fein Dampffchiff, welches einem andern Yande angehört, jtrenger behandelt 
werben, als die einheimifchen Dampfboote. 

Art. XIX. Es foll auf ver Donau feine Gebühr, welche einzig 
und allein auf die Thatjache der Beichiffung des Flußes gründet, noch 
irgend eine Abgabe von den Waaren erhoben werben, die fih am Bord 
der Schiffe befinden. Demzufolge werden fämmtliche bisher beſtehenden 
Gebühren und Abgaben diefer Art, - fie mögen was immer für eimen 
Namen, und fie mögen im Befige des Staates, der Gemeinden, Corpora- 
tionen oder Privaten fich befinden, hiermit gänzlich aufhören. 

Auch follen fünftig auf diefem Strome feine andern Gebühren over 
Abgaben eingehoben werben, außer welche durch vie Beftimmungen ber 
gegenwärtigen Schifffahrts-Acte ausprüdlich vorgeſehen find. 

Urt. XX. Unter ven durch ven vorhergehenden Artifel aufgebobenen 
Abgaben find nicht begriffen: 

a) die eigentlichen Ein, Aus- und Durchgangs-Abgaben, welche nach 
Mafgabe der allgemeinen Zollgefege oder der getroffenen traftat- 
mäßigen Beſtimmungen zu entrichten find. Sollte jedoch eine Waare 
den ganzen Weg durch das Zollgebiet nur auf der Wafferftraffe zu: 
rüdlegen, fo ift fie vom Durchgangszolle frei; 
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b) die Verbrauche-Abgaben oder VBerzehrungs-Steuern aller Art, welche 
für die in ben Gebrauch übergehenven Gegenjtände nach ven be- 
treffenden Gefegen oder vertragsmäßigen Beſtimmungen zu ent 
richten find. ; 

Es jollen in Bezug auf die unter a. und b. erwähnten Abgaben bie 
davon betroffenen Gegenftände nicht ungünftiger behandelt werden, wenn 
fie zu Wafjer, als wenn fie zu Lande verführt werben. 

c) Die Gebühren für Benügung gewiffer öffentlicher Anftalten, z. B. 
für Krahnen, Waagen, Bohlwerke und andere fünftliche Laudeplätze, 
Niederlagen u. |. w., dann jene für geleiftete Arbeiten, z. B. Lootſen— 
‚und Seemannsdienfte, Schleußen- und Brüdenöffnung u. f. w. . 

Indeß find diefe Gebühren, ohne Rückſicht auf die Herkunft des 
Schiffes oder der Yadung gleihmäßig, nach beftimmten, öffentlich kundge— 
machten Tarifen, und nur für wirflih benütte Anjtalten und wirklich 
geleijtete Arbeiten einzubeben. Auch follen die Gebühren für bereits be- 
ftehende Einrichtungen diefer Art über das gegenwärtige Ausmaak nicht 
erhöht, und bei neu errichteten oder mit erheblichen Koften wejentlich ver- 
befferten nicht höher bejtimmt werben, als zur Dedung der Unterhaltungs- 
foften fammt den Zinfen des Anlage» Capitals annüherungsweife erfor- 
derlich iſt. 

Art. XXI. Schifffahrts-Abgaben können erhoben werden: 

1) Zur Deckung der Auslagen für die Arbeiten und bleibenden Anſtal— 
ten, welche die europäiſche Commiſſion zur Sicherung und Erleich— 
terung der Schifffahrt an den Münbungen der Donau in Gemäßheit 
bes Art. XVI. des Parifer Traftatd vom 30. März 1856 bezeich- 
nen und ausführen laſſen wird; 

2) Zur Dedung der Auslagen für andere die Erhaltung und Verbeſ— 
ferung der Schifffahrt der Donau bezwedende Arbeiten und blei- 
bende Anftalten, welche vie Uferftaaten-Commiffion im gemeinfchaft- 
lichen Einverftänpniffe im Intereſſe der Schifffahrt für nothwendig 
erfannt haben wird. Jedoch follen die Abgaben dieſer Art, ihr 
Betrag und Erhebungs- Modus ebenfalls nicht ohne gemeinfame 
Uebereinfunft fejtgefett und biefelben nicht höher bemefjen werven, 
al8 zur Dedung oder Verzinfung des Gefammtaufwandes an Her- 
jtellungs» und Unterhaltungs = Koften annäherungsweife erforderlich 
erſcheint. 

Art. XXII. Die Schiffsführer haben jene Vorſchriften zu beſtäti— 
gen, welche in jedem Ufergebiete zur Sicherung der Einhebung ber Zoll- 
und anderen Stantsgefälle und zur Verhinderung des Schleichhandels 
beitehen over beftehen werben, fei es, daß dieſe Vorſchriften aus ber 
innern Gefeßgebung ver Uferländer oder aus befondern Conventionen her— 
vorgehen. 
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Die Regierungen der Uferländer werden auf bie Mittel. bevacht fein, 
in dem auf die Donauſchifffahrt anzuwendenden Zollverfahren alle nach 
den Umſtänden thunlichen Erleichterungen einzuführen. Damit die Revi- 
fion der Waaren bei deren Ein- oder Austritt über eine Zollgrenze fo 
viel als möglich vereinfacht, gemilvert, oder, wo es thunlich ift, gänzlich 
bejeitigt werde, werden fie insbefondere Beftimmungen folgender Art 
treffen, ale: 

a) die Bereinigung oder Zufammenlegung von Zollämtern; 

b) die Anwendung des zollamtlichen Verfchluffes ver Ladungsräume 
der zu biefem Behufe gehörig eingerichteten Schiffe; 

c) die gegenjeitige Anerfennung des in einem andern Zollgebiete nach 
einverjtändlichen Normen angelegten Collien- oder Raumverfchlußes ; 

d) die Einfhiffung von Zollwächtern, und andere gemeinfame Mafi- * 
regeln. Zu 

Diefe Beſtimmungen fellen in kürzeſter Zeit nach dem Abfchluffe 

der gegenwärtigen Acte zu Stande gebracht werben. 

Außerdem wird jeder Uferſtaat fofort die erforberliche Vorforge tref- 
fen, damit durch feine Zollbeamten feine willfürlihe Beläftigung ber 
Schifffahrt ftattfinde. 

Art. XXI. Auf jedem Gebiete beftimmt die Regierung die Häfen 
und Ladungspläge, wo es den Schiffen gejtattet fein ſoll, ein- oder aus- 
zuladen, und es ijt feinem Führer eines Fahrzeuges erlaubt, anderswo 
anzırlegen, jene Fülle ausgenommen, welche in dem Artikel XXV vorge⸗ 
ſehen ſind. 

Art. XXIV. Jeder Führer ſoll nicht eher eine Waare einladen, 
oder wenigſtens nicht eher von dem Landungsplatze abfahren, als bis er 
einen Frachtbrief vom Abfender erhalten hat, woraus bie Gattung, die 
Menge und der Empfänger der Waare erfichtlich find. 

Der Frachtbrief joll ſonach enthalten: 

1. den Drt ver Ladung; 

2. die Anzahl, die Numer und Zeichen ver Colli, nebſt Angabe ver 
Gattung und Menge, dann ber Beſtimmung der darin enthaltenen. 
Waare; 

3. die Unterfchrift des Verſenders. 

Enthält die Yadung Waaren, worüber mehrere Frachtbriefe ausge 
fertigt wurden, jo ift hierüber ein Manifejt nach dem Formular C zu 
verfajfen, werin die einzelnen Frachtbriefe unter fortlaufenden Zahlen 
anzuführen find. 

Um jtatt der Zolfveclaration (Waarenerflärung) dienen zu fönnen, 
muß ein Frachtbrief oder Manifeft mit ven diesfalls vorgefchriebenen 
Erforderniſſen verfehen fein. 


803. 


Art. XXV. Wenn einem Schiffer irgend ein zwingendes Ereigniß 
begegnet, welches ihn an ver regelmäßigen Fortjegung feiner Reife ver- 
hindert, fo foll es ihm erlaubt fein, auch an andern Orten, Fahrzeug 
und Ladung in Sicherheit zu bringen, mag leßtere zum Tranſit oder zum 
Verbrauche in dem Lande, wo ihm das Creigniß begegnet ift, beftimmt 
fein. Er hat aber unverzüglich die nächjten Steuerbeamten over die nächfte 
DOrtsobrigfeit davon in Kenntniß zu fegen, damit der Zwang, ver ihn 
zum Anlanden bejtimmt hat, glaubhaft fejtgeftellt, und ein Protokoll dar— 
über aufgenommen werde. Kigenmächtige Vorkehrungen hat verfelbe 
möglichft zu vermeiden. i | 

Nimmt ver Führer des Fahrzeuges, um feine Reiſe fortzuſetzen, die 
Güter nachher wieder ein, welche er aus Noth ans Yand gebracht hatte, 
fo hat er davon Feine Eingangs-, Ausgangs - oder Durchfuhr- Zölle zu 
entrichten, | 

Art. XXVI. Die Regierungen ver Uferfänder machen ſich im alfge- 
meinen Handels- und Schifffahrts-Intereſſe anheifchig, innerhalb ihrer 
Gebiete einen oder mehrere Häfen zu beftimmen, welche als freie Niever- 
fagsorte dienen follen, und wo bie, nach ihrer Befchaffenheit hierzu 
geeigneten Waaren aller Nationen, für fürzere oder längere Zeit, unter 
zollämtlicher Aufficht in Magazinen eingelagert werben fünnen. Solche 
Waaren können hierauf wieder zur weiteren Verfendung auf den Strom 
zugelaffen werben, ohne irgend einer Abgabe unterworfen zu fein, in fo 
lange fie nicht in das Land ſelbſt zum Verbrauche oder zum Tranſit ein— 
gebracht werben. Es verjteht fich jedoch von felbit, daß für die Zeit ihrer 
Niederlage die in jedem Orte bejtehenden Magazin, Bohlwerk-, Krahn⸗, 
Waaggebühren u. ſ. w. entrichtet werden müſſen. 

Art. XXVII. Macht ſich ein Schiffsführer einer Uebertretung der 
Zollvorſchriften ſchuldig, ſo ſoll er nach den Geſetzen jenes Landes, gegen 
welches die Uebertretung gerichtet war, beſtraft worden. 

Sollten die Zollbeamten eines Uferlandes eine Uebertretung der Zoll— 
vorſchriften eines andern Uferlandes entdecken, ſo haben ſie hiervon dem 
nächſten Zollamte des legten Uferlandes ſchleunige Nachricht zu” geben. 

Art. XXVIII. Die Vorſchriften für die Quarantaine-Anftalten auf 
per Donau follen in einer Art abgefaßt fein, daß fie den fanitätspolizei- 
fihen Zwed erreichen können, ohne die Schifffahrt unnöthigerweife zu 
behindern. | 

Art. XXIX. In fo lange der Gefunpheitszuftand in den der Donau 
nahegelegenen Gegenden feinen Anlaß zu einer Beforgniß gibt, wird bie 
Zeitfrift, welche die aus dem Meere fommenden Schiffe feit ihrem Ein- 
laufen in ven Fluß gebraucht haben, venjelben in die durch das Reglement 
vorgefchriebenen Objervationd- und Contumaz-Periovde eingerechnet werben. 
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Art. XXX. Die Schiffe, welche vie Donau befahren, follen feiner 
QDuarantaine-Mafregel unterzogen werben, wenn während ver Dauer von 
zwölf Monaten weber in ber europäifchen Türkei, noch in ven übrigen 
Uferländern des befagten Fluffes der Verdacht einer Peſtkrankheit vor- 
handen ift. ae j 

Es iſt wohlverjtanden, daß die aus dem Meere kommenden Schiffe 
diefelbe VBegünftigung genießen werben, fobald fie ven, nah Maßgabe ihrer 
Provenienz, durch die Neglements vorgefchriebenen Maßregeln unterzogen 
worden find. 

Art. XXXI Die Regierungen der Uferlänver behalten fich im 
Intereſſe der Schifffahrt vor, weiter noch alfe-jene Bejtimmungen zu 
treffen, welche ihnen die Erfahrung anrathen jollte, um das Quarantäne- 
Syſtem fo viel als möglich zu vereinfachen. 

Art. XXXII. In Schiffbruhs- oder andern Unglüdsfällen werben 
die Lokalbehörden des Landes, in welchem fich ver Unfall ereignet bat, 
alfogleih die durch die Umstände gebotenen Rettungs- und Sicherheits- 
anftalten treffen. 

Es ijt wohlverftanden, daß das Strandredht für immer aufgehoben 
bleibt. 

Art. XXXIII. Um Schiffbrüdhe und andere Unglüdsfälle auf ver 
Donau fo viel als möglich zu vermeiden, fowie zur größeren Sicherheit 
und Erleichterung der Schifffahrt, wird jede Regierung an ben geeigneten 
Stellen für einen gehörig organifirten Lootſendienſt forgen. 

Die Schiffe, welche auf der Donau fahren, find verpflichtet, geſetzlich 
befugte Lootſen auf jenen Streden des Stromes aufzunehmen, wo bies 
gegenwärtig vorgefchrieben ift, oder fünftig fein wird, und fich ven bezüg- 
lihen Verordnungen zu fügen. | 

Die Uferftaaten- Commiffion wird eine Revifion der vorhandenen 
Borjchriften über ven Lootſenzwang vornehmen. 

Art. XXXIV. Die Regierungen ver Uferländer behalten fich vor, 
im gemeinjamen Ginverjtänpniffe mittelft der permanenten Commiſſion 
die umftändlichen Schifffahrts- und StrompolizeisReglements feftzuftellen. 

Einjtweilen werben die in jedem Uferftaate beftehenvden oder allenfalls 
noch erfcheinenden Geſetze und Vorfchriften dieſer Art auf alle Fälle 
anwendbar fein, welche in der gegenwärtigen Schifffahrtsacte nicht vor- 
geſehen find. 

Die Anordnungen, welche die europätfche Commiſſion für die Befchiff- 
ung der Donau- Miündungen proviforifch zu treffen finden wird, um bie 
ihr duch ven Artifel XVI. des Parifer Traftates vom 30. März 1856 
zugewiefene Aufgabe zu erfüllen, haben fo lange in Wirkfamfeit zu bleiben, 
als dieß für erforderlich erkannt werden wird. 
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Art. XXXV. Die Beftimmungen der gegenwärtigen Schifffahrts- 
Acte ſollen auch auf die Floffahrt auf der Donau angewendet werben, 
infoweit fie fich dazu eignen. 

Anftatt des im Artikel XVL vorgezeichneten Batentes muß ver Führer 
eines Floßes mit einem nach dem beigefügten Mufter D. ausgeftellten 
Tlößerpatente von einer zuftändigen Behörde eines Uferlandes verfehen 
fein. Bezüglih der Ausftellung und Einziehung der Flößerpatente wird 
im Uebrigen nach venfelben Grundfägen vorgegangen werben, welche in 
ben Xrtifeln XVI. und XVII. ausgefprochen fin. 

Jenes Patentes nach VBorfchrift des Artifeld XIV. bebürfen vie Flöhe 
nicht. Jedoch muß der Führer jedes Floßes mit ven geeigneten Papieren 
zur Nachweiſung des Eigenthümers oder Abſenders und die Herkunft und 
Beitimmung des Floßes verjehen fein, und felbe auf Derlangen ber 
Scifffahrts-Behörbe vorweifen. 

Art. XXXVI Die Regierungen» der Uferländer verpflichten fich, 
jede für ihren Theil, jene Urbeiten ausführen zu lafjen, welche vie Ufer— 
ftaaten- Commiffion im gemeinfamen Einverſtändniſſe, im Sinne des 
Artifel8 XVII. Nr. 3. des Parifer Traftates vom 30. März 1856 als 
nothwendig erfennen wird. 

Die Deckung der Herftellungs- und Erhaltungsfoften dieſer Arbeiten 
hat in Gemäßheit des Artikels XXI. Nr. 2. der gegenwärtigen Schiff— 
fahrts:Acte zu gefchehen. 

Art. XXXVI. Zum Behufe ver Vollziehung der Beſtimmungen 
des vorigen Artikels wird die Commiſſion Sachverſtändige beauftragen, 
nacheinander die verfchievenen Theile der Donau von dem Punkte, wo 
fie Shiffbar wird, bis Iſaktſcha zu befahren, um die Beichaffenheit der 
phufiichen Hinverniffe, welche ver Strom dermalen barbietet, zu unter: 
fuchen und ſodann die ihnen nothwendig erfcheinenden Arbeiten zu bezeichnen. 

Es verfteht fich, daß die unter dem Namen des Eifernen Thores 
befannte Stromftrede vorzugsweife einen Gegenftand — Unterſuchung 
zu bilden habe. 

Die Commiſſion wird hierauf nach den Ergebniſſen dieſer Studien 
im gemeinſamen Einverſtändniſſe jene Arbeiten bezeichnen, welche in die 
im vorigen Artifel erwähnte Kategorie zu fallen haben. 

Art. XXXVIII. Was die Schiffbarfeit des Stromes von Iſaktſcha 
abwärts betrifft, wird die Uferftanten- Commiffton ſich nad ben im 
Artikel XVII. Nr. 4. und Artifel XVIU. des Barifer Traftates vom 
30. März 1856 enthaltenen Bejtimmungen richten. 

Art. XXXIX. Die Regierungen ver Uferlinder verfprechen, im 
Intereſſe des Verfehrs und der Schifffahrt auf der Donau alle Sorgfalt 

— zu verwenden, um bie Schiffbarfeit viefes Flußes immer mehr durch 
52 
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Maßnahmen zu verbefjern, welche, ohne in vie Kategorie ber verbind- 
lichen Arbeiten im Sinne des Artikel XXXVL zu fallen, ihnen dennoch 
nüglich oder nothwendig erjcheinen werben. 

Art. XL. Es follen feine Strom- oder Uferbauten auf der Donau 
geitattet werden, welche ver Schiffbarfeit diefes Stromes nachtheilig wer- 
den fünnten: 

Die Negierungen ver Uferländer werben überbies bie nöthigen Vor— 
fehrungen treffen, auf daß Mühlen oder andere Kunftanlagen irgend einer 
Art, welhe auf diefem Strome bejtehen, over. künftig errichtet werben, 
der Schifffahrt nie eine Hemmung verurfachen können, 

Auch ſoll der freie Durchlaß durch die Brüden ven Schiffen und 
Flößen fo ſchnell als möglich gewährt werben. 

Art. XLI Die an den Ufern der Donau bejtehenden Leinpfade 
follen, infoweit e8 das Bedürfniß der Schifffahrt erheifcht, in gutem 
Stand erhalten werben. 

Die Ehiffsführer find für allen durch die Mannfchaft oder die Zug- 
thiere ihrer Fahrzeuge an den Yeinpfaden oder in deren Nähe angerichte- 
ten Schaden verantwortlich. 

Art. XLII. Die Regierungen der Uferländer machen fich verbind- 
(ich, jede in ihrem Gebiete, die nöthigen Vorkehrungen zu treffen, damit 
Lade- und Yandungspläge zur öffentlichen Benügung nah Maaßgabe ves 
fich zeigenden Bedürfniſſes hergejtellt werden, und damit auch, jo weit es 
fih erzwecken läßt, eine genügende Anzahl von Magazinen und Yager- 
plägen für Waaren vorhanden fet. 

Art. XLIII. An allen geeigneten Orten der Donau follen Pegel 
errichtet werben und regelmäßige Beobachtungen des Wafferftandes ftatt- 
finden. 

Art. XLIV. Die permanente Uferjtaaten- Commiffion wird inner- 
halb der Grenzen ihres Wirfungsfreifes über die Ausführung und Auf- 
rehthaltung der Beſtimmungen der gegenwärtigen Schifffahrtsacte wachen. 

Eine weitere Verftändigung wird dieſen Wirfungsfreis fowie vie 
befonderen Bejtimmungen über die organifchen Einrichtungen der Com— 
miſſion fejtitellen. 

Urt. XLV. In Allem, was nicht durch gegenwärtige Schifffahrte- 
acte geregelt ift, bleiben die bereits bejtehenden Verträge, Konventionen 
und Verbindungen zwijchen ven Uferjtaaten in Wirkfamteit. 

Art. XLVI. Die gegenwärtige Schifffahrts-Acte foll” mit dem 
1. Januar 1858 in Kraft treten, und die Regierungen ber Uferlänver 
werden fich gegenfeitig die erforderlichen Mittheilungen über die Voll— 
zugemaaßregeln machen. 
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Urt. XLVII. Diefe Schifffahrtsacte wird ratificirt und die Rati- 
ficationen werben in Wien binnen ſechs Wochen oder wern möglich früher 
ausgemwechjelt werben. 

Zu Urkund vefjen haben bie refpectiven Abgeordneten viefelben unter- 
zeichnet und mit ihrem Wappenfiegel verfehen, 

So geſchehen zu Wien den fiebenten Tag des Monats November 
des Jahres Eintaufend achthundert fieben und fünfzig. 

(L. S.) $. ©. von Darenberger. (L. S.) F. ©. von Blumfelp. 
(L. S.) G. 4. Davoud. (L. S.) Adolph Müller. 


Bublizirt mit Staatsminifterial-Befanntmahung vom 30. Januar 1858. 


Deilagen 
zur Donau-Schifffahrts-Aete. 
Anlage A (zum Artifel XIV) 
Schiffs-Patent. 

Ruderſchiff 
Das dem (der)*) ... zu**) .... gehörige | Segelfchiff | mit dem 

Dampfichif | 
Ram’) . „2... mit ver Numer . . . . verfehen, und unter folcher 
im biefigen Schiffsverzeichniffe eingetragen, von: ...... Tragfähig⸗ 
feit, und im Jahre .... neu gebaut, iſt von dazu beſtellten und ver— 
pflichteten Sachverftändigen in allen feinen Theilen und Zubehörungen 
forgfältig geprüft und zur Schifffahrt auf der Donau gut und tüchtig 

befunden worden. 

Auf Grund diefes technifchen Zeugniffes ift daher dem Eigenthümer 
gedachten Fahrzeuges geftattet worden, das Lettere zum Donau - Shiff- 
fahrts-Betriebe fo lange benügen zu bürfen, als es ſich im erwähnten 
guten Zuftande befindet. 

Urkundlich ift hierüber gegenwärtiges Schiffspatent unter amtlicher 
Befiegelung ausgefertigt worben. 

EEE 2: 

(L. S.) (Name ver Behörde.) 
(Unterfchrift.) 
(NB. Bei Patenten für Dampfboote ift eine Bemerkung nach Maßgabe 
des Artikels XIII, Schlußfag aufzunehmen.) 





*) Name des Eigenthilmers. **) Wohnort des Eigenthümers. ***) Angabe bes 
Namens bes Schiffes ober der Ermangelung besfelben. 
62” 
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Anlage B (zum Art. XVT). 
Schiffer: Patent, 





Borzeiger dieſes M. N. .....aus ......... hat ſich 
über ſeine Kenntniße und Fähigkeiten an | vergeftalt aus- 
im Betriebe ver Donaufchifffahrt mit Dampffehiffen gewiejen, 
daß ihm die Erlaubniß zur Führung | ee unter heutigem 
jedes auf der Donau fahrenden | Dampffehiffes Tage unbevenf- 





(ich ertheilt worden tft. 


Nach vorgängiger Angelobung von feiner Seite, das feiner Leitung 
anzuvertrauende Fahrzeug mit aller Sorgfalt und Umficht zu führen, von 
demfelben Schaden und Unglüd oder Gefahr, in welche es nebjt ven dar— 
auf befindlichen Waaren und Perſonen gerathen Fönnte, nach allen Kräften 
jo weit möglich abzuwenden, auch bei feinen Fahrten die Beitimmungen 
der Donaufchifffahrtsacte, fowie die Schifffahrts- und ftrompolizeilichen 
Vorſchriften genau zu befolgen, iſt ihm hierüber gegenwärtiges Schiffer- 
patent unter amtlicher Befiegelung ausgeftellt worben. 


EEE TI 1 EEE 
(L. S.) (Name der Behörde.) 
(Unterfchrift.) 
Anlage C (zum Art. XXIV). 
Manifeit 
für den Ediffer . . 2 2 2 20.20. wohnhaft zu . 


zur Fahrt von . . ee ae 
mit dem Schiffe genannt 


Anmerfungen. * 

1. Der Schiffsführer hat das Manifeft eigenhändig zu unterfchrei- 
ben, wodurch e8 für Wahrheit und Vollftändigfeit der darin enthaltenen 
Angaben verantwortlich wird. 

2. jede Ab- oder Zuladung hat er am Ab: oder Zulabe-Orte auf 


dem Manifefte nachzutragen und mit feiner Unterfchrift in ver vorgedach⸗ 
ten Weiſe zu verſehen. 
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3. Die Waaren find nach der beim Handelsſtande gebräuchlichen 
Benennung vorzutragen und etwaige Erläuterungen in ven Bemerkungen 
beizufügen. 

4, Bei Waaren, welche nach dem Hanbelsgebrauche nicht nach Ge— 
wicht bezeichnet zu werben pflegen, ift wo möglich ein anberweitiger 
Maafftab ver Menge atızugebem In der Rubrif der Menge oder nöthi- 
gen Falls in ven Bemerkungen ift wo möglich anzugeben, welches Landes— 
gewicht oder Maaß, ob brutto oder netto darunter verftanben- ift. 


5. Beiteht das Manifeft aus mehr als einem Bogen, fo muß es 
paginirt und geheftet werben. 


6. Für geringfügige Transporte auf kurzen Streden fowie für bie 
auf Flößen transportirten Waaren, genügt ftatt des — Manifeſtes 
ein einfacher Ladungs-Nachweis. 





Wohnort und Name 
des 
Abjenders. 


Regensburg 
Peter Cordos 


betto 


Regensburg 
Beter Sauer 


Ulm 
Johann Müller 


Donauwörth 
Johann Kalb 


Paſſau 
Karl Lüftenegger 


Engelhartszell 
Johann Dietrich 


| f 5 
Der Colli 
Beſtimmungsort ñ ñ — — 
und Anzabl Marte 
Empfänger. | und und 
Benennung. Ziffer. 





Paſſau 6 Kiſten N "las 
I. Strauß & Comp.) 1 Kifte in Leinen #1 
Wien 4Orthoft mit. Ueber⸗ D !. 
Georg Maier fäſſern. 

1 Anfer mit Ueber— L. 30 

faß 

Peſth unverpackt 
Franz Toni 
Linz 60 Tonuen — 
Julius Streicher 50 Säcke IM 
Linz 50 Ballen KK', 
An Orbdre unverpadt 


| 
Regensburg ben 1. Juli 1857. 


Gedicht die Waaren 


Zugelaben | | = 
Linz 1 Tonne | JM 
Johann Müller unverpackt 

| | 

| Paſſau den 3. Juli 1857. 
Zugelaben 
Wien . 
Johann Dietrich 1 Koffer | Adreffe 


Engelhartszell den 4. Juli 1857. 


| 
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Menge. | 
Vormerkungen 





inung der Waa- 
‚ach den handels— Gewicht. Anderweitiger Bemerkungen. über die 
lichen Namen. — Maaßſtab. Zollcontrole. 








| 
me Tücher 30 50 — Die Gewichtsab— 
me Zeugwaaren 2 — gaben ſind nach 
dem Zoll» Ber- 
> — 4Orthoft eins» Gewicht. 
| — —11 Anler 
nftäbe — — —500 Stüde 
ige — — 60 Tonnen 
| 10 | — _ brutto 
Tabafblätter 150 | — — nelto 
en — | — 130 Schäffel 
+. bayerifch 
tohann Ziegler, Sciffsführer. 
Krachtbrief Nr. 1. 
— — J1 Tonne 
Rindshäute — — J20 Stücke 
ohann Ziegler, Sciffsführer. 
«Effekten 2 — — Oeſterr. Zollge- 
wicht. 


‘ 


| 
ohann Ziegler, Sciffsführer. 
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‚Anlage D (zum Art. XXX V), 
Slöffer- Patent. 

Nachdem Borzeiger dieſes N. . 2: 2 2 en 
ME. 2 ee. ich über die nöthigen Kenntniffe und Fähig- 
feiten ausgewiefen hat, ift ihm bie Erlaubniß zur Führung jedes auf ver 
Donau gehenden Holzfloßes unter heutigem Tage unbevenflich ertheilt 
worden. , 

Nach vorgängiger Angelobung von feiner Seite, das feiner Leitung 
anvertraute Holzfloß mit aller Sorgfalt und Umficht zu führen, von 
demfelben Schaden, Unglüd oder Gefahr nach allen Kräften, fo weit 
möglich, abzuwenden, auch bei feinen Fahrten die Beftimmungen ver 
Donaufchifffahrts- Acte, ſowie die Schifffahrts- und ftrompolizeilichen 
Borichriften genau zu befolgen, ift ihm hierüber gegenfeitiges Flöſſer— 
Patent unter amtlicher Befiegelung ausgefertigt worben. 

ee TR ee 

(L. S.) - (Namen ver Behörbe.) 

(Unterfhrift.) 
Reg.-Blatt f. d. Königr. Bayern für das Jahr 1858. Nr. 6.5. 105-190. 


4. Bekanntmachung, Vorſchriften über den Vollzug der zwifchen 
Bayern, Defterreih, der Türfei und Württemberg abgefchloffenen 
Donau⸗Schifffahrts-Acte betreffend, 


Königlihes Stantsminifterium des Innern, des Handels und der 
öffentlihen Arbeiten, 


Nachdem die zwiichen ven Donau-Uferftaaten am 7. November 1857 
abgejchlofjene und durch das Regierungsblatt vom 12. Februar d. re. 
publizirte Donau-Schifffahrts-Acte mit dem 1. Januar I. Irs. in Kraft 
getreten ift, werden zum Vollzuge verfelben binfichtlich ber ganzen im 
bayerifchen Staatsgebiete gelegenen Donauftrede nachſtehende Vorfchriften 
erlafjen, welche von dem Schifffahrt treibenden Publikum und ben betref- 
fenven Föniglichen Behörden genau zu beobachten find: 

$. 1. Im Bezug auf die gefammte Donaufchifffahrt, fie möge mit 
Dampf-, Ruder- oder Segelfchiffen betrieben werben, haben die mit ber 
Ueberwachung der Schifffahrt betrauten, oder mit berfelben burch ihre 
Amtshandlungen in Berührung kommenden Behörden und Organe fich 
bor Allem die Beftimmungen ver Art. V und VIII ver Schifffahrts-Acte 
über Freiheit des Schifffahrts-Vetriebes nach ben zwei Hauptabtheilungen 
desſelben gegenwärtig zu halten und fomit fowohl bei bayerifchen als 
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auch bei fremden Schiffen jede Behinderung ver freien Bewegung forgfältig 
zu vermeiden, welche fich nicht nothwendig aus beftehenden Vorfchriften 
ergibt. 

Hiebei ift e8 aber zur Handhabung der Ordnung und zur Wahrung 
der Sicherheit erforderlich, daß die erwähnten Behörden feinen unbefugten 
Scifffahrtsbetrieb dulden und daher nach den Anleitungen ver Echiff- 
fabrts-Acte beftändige Aufficht pflegen, daf die auf der Donau fahrenden 
Schiffe ſowohl hinfichtlich der Fahrzeuge felbjt, al8 auch Hinfichtlich deren 
Führer mit den je nach der Gattung des Schiffes und nach der Art des 
Schifffahrts » Betriebes durch die Acte vorgezeichneten Schiffspatenten, 
Schifferpatenten und andern Regitimationspapieren orbnungsmäßig verjehen 
feien, weßhalb bei eintretenden Amtshandlungen zunächit durch Einficht 
biefer Papiere fich hiervon Gewißheit zu verfchaffen ift. 


$. 2. In der Ausübung des Betriebes ver Donau-Flußichifffahrt 
zwifchen ausländifchen und inlänpdifchen Donau-Uferplägen find die 
hierzu legitimirten Flußichiffe der andern Uferländer gemäß Art. VIII 
der Schifffahrts- Acte in allen Beziehungen mit ven baberifchen Donau- 
fchiffen gleich zu behandeln, jedoch follen die Schiffe der andern Uferlän- 
ber für diefen Gewerbebetrieb einer Gewerbefteuer in Bayern nicht unter- 
zogen werben. 

Wenn gehörig legitimirte Flußfchiffe anderer Uferlänver fich mit dem 
regelmäßigen Betriebe ver innern Schifffahrt (Cabotage) innerhalb 
der bayerifchen Donauftrede, das heißt mit dem Transport von Waa- 
ren oder Perfonen zwifchen zwei oder mehreren in Bayern gelegenen 
Donau=Uferplägen bejchäftigen, fo find fie hierbei in allen Beziehungen, 
ohne irgend eine Ausnahme mit den einheimifchen Schiffen gleich zu hal— 
ten und allen den legteren auferlegten Verpflichtungen zu unterziehen. 


8. 3. Den Schiffen und Schiffern, welche aus einer mit ver Donau 
in mittelbarer Verbindung ftehenden Wafferftraffe, z. B. aus dem 
Rhein und Main kommen oder dahin zurückkehren, vienen ihre für jene 
Wafferftraffe erforderlichen Borburfunden auch zur Legitimation für bie 
ihnen nach Artikel V, VI und VII ver Acte geftatteten Fahrten auf 
ber Donau. 

Die Schiffe und Schiffer auf einer baherifchen mit der Donau in 
unmittelbarer Verbindung ftehenden Wafferfiraffe (Inn, Ludwigskanal ꝛc.) 
find für die Fahrten auf der Donau mit Patenten in gleicher Weife zu 
verjehen, wie wenn fie auf der Donau ausfchlieglich fahren würden. 


Dasfelbe gilt auch bezüglich des Flößerei-Betriebes. 


$. 4. Ueber die Erlangung ber erforberlichen Legitimationen zum 
Betriebe der Flußfchifffahrt auf der Donau mit Schiffen "bayerifcher 
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Nationalität in dem ganzen Umfange ver durch den Art. VIII ver Schiff- 
fahrts-AUcte ausgefprochenen Berechtigung fowie zum flößerei = Betriebe 
werben gleichzeitig befondere Vorſchriften erlaffen. 

8. 5. Nach Artikel XIX ver Schifffahrts-AWcte foll auf der Donau 
feine Gebühr, welche fich einzig und allein auf die Thatfache ver Be— 
ſchiffung des Fluſſes gründet, weder von ven Fahrzeugen noch von ber 
Ladung erhoben werben. 

Die auf der baherifchen Donau früher bejtandenen berartigen Ge- 
bühren und Abgaben find und bleiben abgeichafft. 

Es dürfen auch fortan feine anderen Gebühren over Abgaben erhoben 
werben, außer denjenigen, welche im Artifel XX ver Acte ausdrücklich 
bezeichnet find. 

Wenn und welche Gebühren fpäterhin gemäß Artikel XXI der Acte 
zu erheben fein werben, wird feiner Zeit durch beſondere Verordnung Fund 
gemacht werben. 

$. 6. Zur Ausführung der Beftimmung des Artifel XXI ver 
Acte haben die föniglichen Regierungen, Kammern des Innern, deren 
Bezirk durch die Donau berührt wird, jene Häfen und allgemeinen Ya- 
dungsplätze innerhalb ihres Bezirkes zu bejtimmen und öffentlich fund zu 
machen, in welchen es den Schiffen geftattet fein ſoll, ein- oder aus- 
zuladen. 

Es ift feinem Führer eines Fahrzeuges erlaubt, an anderen als ven 
bezeichneten Plägen anzulegen; ausgenommen in jenen Fällen eines zwin- 
genden Greigniffes, welche im Artifel XXV ver Acte vorhergefehen find. 

Soferne für weitere Ausnahmen von dieſer Vorſchrift ein Bedürfniß 
obwalten follte, ijt die Bewilligung der Diftrifts- Polizei: Behörde ein- 
zubolen. 

Wegen der Ladungs- und Landeplätze im Grenzbezirfe und innerhalb 
bes Bereiches der Zollbehörven, fowie wegen bes Verfehres mit zolfpflich- 
tigen Gütern überhaupt haben die beftehenden Zollworfchriften in Anwen 
dung zu fommen. 

8. 7. Alle Schifffahrts- und ftrompolizeilihen Vorfchriften, welche 
binfichtlihd der Dauer in ven verfchievenen Berwaltungs- Bezirken des 
Königreichs bisher bejtehen, bleiben, infoweit fie nicht durch irgend eine 
Beitimmung der Donau-Schifffahrts-NActe aufgehoben werden oder eine 
erleiden, bis auf Weiteres in Wirkfamtfeit. 

$. 8. Alle vie Donau befahrennen Schiffer find verpflichtet, fich 
den Anorpnungen der mit der Ueberwachung der Donau - Schifffahrt 
betrauten Polizeibehörven und fonftiger Stromauffichts- und Verwaltungs: 
Organe ummweigerlich zu fügen. 


815 


8, 9. Vorſtehende Beftimmungen gelten auch für ven Flößerei— 
Betrieb auf der Donau, fo weit fie auf benfelben Anwendung finden 
fönnen. 

$. 10. Mebertretungen gegen vorftehenvde Beltimmungen werben, 
infoferne fpecielle Straf-Beftimmungen darauf Anwendung finden, nach 
viefen, fonft aber als Polizei» Uebertretungen mit einer Gelvftrafe bis zu 
50 fl. geahndet. 

F. 11. Zum Vollzuge ver Schifffahrts-Aete in Bezug auf das Zoll- 
weſen und andere fpecielle Punkte werben bie weiter erforberlichen Anorb- 
nungen im geeigneten Wege erfolgen. 

München ven 31. März 1858. 

Auf Seiner Majeſtät des Königs Allerhöchften Befehl. 
Freiherr von der Pforbten. Graf von Reigersberg. 


Reg.-Blatt f. d. Könige. Bayern für das Jahr 1858. Nr. 18. ©. 425 — 432. 


— — — — 


5. Bekanntmachung, Vorſchriften über die Erlangung der bayr. 
Legitimation zur Flußſchifffahrt oder Flößerei auf der Donau betr. 


Stantsminifterinm des Innern, dann des Handels und der 
dffentlihen Arbeiten. 


Mit Bezug auf die heute erlaffenen Vorfehriften der unterfertigten 
fönigl. Staatsminifterien über ven Vollzug der zwifchen Bahern, Oeſter— 
veih, der Türfei und Württemberg abgefchloffenen Donau- Schifffahrts- 
Acte wird in Betreff ver Erlangung ber bayerifchen Legitimation zur Fluß— 
ſchifffahrt over Flößerei auf ver Donau in Gemäßheit ver Artifel VII, 
dann XI bis XVII ver genannten Acte Folgendes zur allgemeinen Kennt- 
niß gebracht. 


I. Abſchnitt. 
Beftimmungen über den Betrieb ver Schifffahrt mit Segel» und 
Nuderjchiffen und der Flößerei. 


8, 1. Die bayerifchen Stantsangehörigen und die in Bahern ihren 
Sit habenden Gefellfhaften, welche auf der Donau die Rhederei mit 
Ruder⸗ oder Segelfchiffen oder vie Flößerei jelbftftändig betreiben wollen, 
bebürfen hierzu der gewerbspolizeilichen Bewilligung (Conceffion und Licen;), 
welche bei dem Nachweife ver vorfchriftsmäßigen Vorausfegungen Niemand 
verweigert werben fol. 

8, 2. Jedes Schiff, welches auf ver Donau fahren foll, muß mit 
einem orbnungsmäßigen Schiffspatente verjehen fein. 
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Ausgenommen hiervon find: 

a) die Schiffe von folder Eonftruction, daß fie nur zur einmaligen 
Thalfahrt geeignet und beftimmt find; 

b) vie Fleinen Fahrzeuge, welche lediglich ven gewöhnlichen Perſonen— 
und Marktverfehr zwifchen naheliegenden Orten vermitteln ; 

e) die Fahrzeuge von einer Ladungsfähigkeit unter 50 Zentner inner» 
balb der bayerifchen Donauftrede; 

d) die Fahrzeuge, welche innerhalb ber bayeriſchen Donauftrede zum 
Transport von landwirtbichaftlihen und rohen Naturpropuften 
dienen; 

e) bie Ueberfahrten oder Fähren nach dem unten folgenden $. 8. 

8.3. Das Schiffspatent wird von der Diftriftspolizei - Behörde 
jenes Bezirkes, wo die Unternehmung ihren Standort hat, ausgeftelft, 
und es ift zu diefem Behufe unter Vorlage der Eonceffions- oder Lizenz- 
Urfunde ($. 1 oben) und mit genauer Bezeichnung des Schiffes, für welches 
das Patent erlangt werben will, das Anfuchen bei der gevachten Behörde 
zu ftellen. 

Diefe Behörde hat das Schiff fowohl in Beziehung auf feine Trag- 
fäbigfeit, als auch Hinfichtlich feiner Tüchtigfeit und Sicherheit durch 
Sachverſtändige unterfuchen zu laſſen, und wenn e8 in dem erforberlichen 
ſchifffahrtstüchtigen Zuftande befunden wird, das Patent nach dem beilie- 
genden, mit aller Genauigkeit auszufüllenden Mufter I anszufertigen. 

Ueber die Ermittelung ver Tragfähigkeit der Schiffe wird eine befon- 
bere Verordnung erlafjen werben. 

Ueber die mit Patenten verfehenen Schiffe ift bei der gebachten 
Behörde ein bleibendes Verzeichniß nach dem beiliegenden Mufter II zu 
führen, worin diefe Schiffe mit fortlaufenden Numern eingetragen werben, 
und worin au bie Eigenthumsübertragungen und Batenterlöfchungen 
gehörig in Evidenz gehalten werden müßen. 

Das Schiffspatent muß ſich bei Ausübung ver Schifffahrt ſtets an 
Bord des Schiffes befinden. 


$. 4, Jeder Führer eines Ruder- over Segelichiffe® oder eines 
Floßes auf der Donau muß mit dem orbnungsmäßigen Schiffer- oder 
Flößer-Batente verfehen fein. 

Ausgenommen biervon find die Führer der Fahrzeuge, welche im 
$. 2 lit. b, e, d und e bezeichnet fin. 

$. 5. Wer fi ein Schifferpatent zur Führung von Ruder- oder 
Segelſchiffen oder ein Flößerpatent für feine Perfon verfchaffen will, bat 
ih an eine Diftriktspolizeibehörbe, deren Bezirk von der Donau berührt 
oder durchzogen wird, mit dem besfallfigen Gefuche zu wenden und fich dabei 


— 
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a) über fein Lebensalter; 

b) über fein Unterthansverhältnig und wenn er ein Inländer ift, über 
feine Heimathszuftändigfeit; 

c) über fein Wohlverhalten; 

d) über eine wenigſtens zweijährige entjprechende Verwendung bei 
dem praftifchen Schiffspienfte, reſp. Flößerei- Betriebe auszuwei- 
fen, und 

e) anzugeben, für welche Gattung von Fahrzeugen er das Führer- 
patent zu erlangen wünſcht. ; 

$. 6. Sind diefe Nachweifungen geliefert und ohne Anſtand befunden, 
fo bat die gedachte Behörde ven Bewerber zu einer Prüfung zuzulafen. 

Die Prüfung ift unter Leitung eines Baubeamten, oder wenn ein 
ſolcher fich im Drte nicht befindet, unter Leitung eines Organs der Diftrifts- 
polizei-Behörde durch anerfannte Schiffsmeifter oder durch ſchon patentirte 
Schiffsführer oder Floßführer vorzunehmen; fie ift mit Rückſicht auf die 
Gattung der Fahrzeuge; für- deren Führung das Patent erlangt werben 
will, entfprechend einzurichten, und hat fich weniger auf das Theoretifche 
als vielmehr auf das Praftifche des Schiffsdienftes, reſp. der Flößerei 
zu beziehen. 

Nach gutbeftandener Prüfung ift vem Bewerber das Schiffer- oder 
Flößer- Patent nach dem gehörig auszufüllenden Mufter II over IV aus- 
zuftellen. 

8. 7. Jene Schiffs- oder Floßführer, welche auf ver Donau dieſes 
Gewerbe bereit praftifch erprobt haben, können durch die Diftriktspolizei- 
Behörde von der Prüfung dispenfirt werben, und baher bei dem Vorhan- 
denfein der üblichen Erforverniffe auch ohne dieſelbe das Schifferpatent 
zur Führung von Ruder- oder Segelfchiffen oder das Flößerpatent erlangen. 

Die Inhaber einer Conceffion over Lizenz bebürfen für ihre Perſon 
weber einer Prüfung noch Dispens, fondern können die Ausfertigung des 
Schiffer: oder Flößer-Patentes auf Grund ihrer Gewerbsurfunde erhalten. 

$. 8. Auf die Ueberfuhren oder Fähren von einem Ufer der Donau 
zu dem gegemüberliegenven finden vorftehende Beitimmungen feine Anwen- 
bung und werben hierdurch bie biesfalls beſtehenden Vorſchriften und 
befonveren Localeinrichtungen nicht berührt. 


11. Abſchnitt. 
Beftimmungen über den Betrieb der Schifffahrt mit Dampfichiffen. 


8, 9. Die Ertheilung der Eonceffion zum Betriebe ver Dampf- 
ichifffahrt auf ver Donau ift nach $. 211 der Gewerbs-Inſtruktion vom 
17. Dezember 1853 ver königlichen Genehmigung vorbehalten, und das 
Berfahren hierbei richtet fich nach $. 211 derſelben Inſtruktion. 
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$. 10. Bevor ein Dampffchiff zum Transportgefchäfte verwendet 
werben kann, ift die Tragfähigfeit des Schiffes zu ermitteln, der Schiffs- 
förper in Bezug auf QTüchtigkeit und Sicherheit durch die einfchlägige 
Diftriktspolizei- Behörde einer technischen Befichtigung; — und die Ma- 
fehinen - Einrichtung nach der in Betreff der Sicherheitsmaafregeln bei 
Dampfkeſſeln beftehenven königlichen Veroronung vom 9. September 1852 
(Regierungsblatt S. 1073) einer Unterfuhung und Probe zu unterftellen. 

Sind Sciffsförper und Mafchine ihrer Beftimmung entfprechend 
und volle Sicherheit gewährend befunden worben, dann wird bon ber 
betreffenden Dijtriftspolizei- Behörde des Standortes für jedes einzelne 
Schiff das Schiffspatent nach dem vorgebachten Mujter I ertheilt und 
nach ver Beſtimmung $. 3 weiter verfahren. 

8, 11. Jedes auf ver Donau fahrende Dampfboot muß unter der 
verantwortlichen Leitung eines eigenen Führers (Schiffscapitäns) ftehen, 
der mit einem auf dieſe Sciffsgattung lautenden Schifferpatente ver— 
ſehen ift. “ 

Die Ausstellung des Schifferpatentes für die Führung von Dampf: 
fchiffen jteht jeder Fönigl. Kreisregierung, Kammer des Innern, zu, deren 
Bezirk von der Donau berührt oder burchzogen wird. Die Bewerber um 
ein folches Schifferpatent haben ihr Geſuch bei einer derſelben einzureichen, 
und außer den im $. 3 lit. a, b und c bezeichneten Erforderniffen fich 
über die hierzu erforderlichen Kenntniffe, praktiiche Fertigkeit und nöthigen 
Eigenfchaften auszuweiſen. 

$. 12. Sind dieſe Nachweifungen vollftändig geliefert, fo wird bie 
Prüfung des Bewerbers durch eine von der Kreisregierung, Kammer des 
Innern, ernannte Commiſſion, zu welcher zwei erfahrene und fchon mit 
dem Schifferpatente zur Führung von Dampfbooten verfehene Schiffsführer 
oder Gapitäne beizuziehen find, vorgenommen und bei entſprechendem 
Prüfungserfolge dem Bewerber von der gedachten Kreisſtelle das Schiffer: 
patent nach dem im $. 6 bezeichneten Mufter ausgefertigt. 

$. 13. Die bereits in Verwendung ftehenden und erprobten Capi— 
täne ver fchon bisher auf der Donau fahrenden bayerifchen Dampfboote 
werden von der obigen Prüfung dispenfirt und find bei vem Vorhanden— 
fein ver übrigen Erforderniſſe auch ohne diefelbe mit dem Echifferpatente 
zur Führung von Dampfbooten zu verjehen. 


I. Abſchnitt. 


Allgemeine Beftimmungen. 


$. 14. Wenn der Bewerber um ein Schiffer- oder Flößer - Patent 
bie erforberlihe Kenntniß des Fahrwaſſers und Befähigung nur für eine 


819 


gewiffe Donaujtrede befigt, ift im Patente die Donauſtrecke, für welche 
e8 gültig ift, ausdrücklich zu bezeichnen. 

$. 15. Bei der Ausfertigung der bayerifchen Yegitimationen (Patente) 
zur Schifffahrt oder Flößerei find die allgemeinen Tar. und Stempel- 
Vorſchriften zu beachten. 

Bezüglich der Fähigfeits - Prüfungen und ver biefür zu entrichtenven 
Gebühren finden die Beftimmungen ver königl. Gewerbs-nftruftion vom 
-17. Dezember 1853 analoge Anwendung. 

$. 16. Sowohl die Schiffs- als auch die Echiffer - oder Flößer— 
Patente fünnen bei eintretendem Abgange der Erforvernifje, welche zur 
Erlangung verfelben als nothwendige Bedingungen vorgefchrieben find, 
von den Behörden, welche zu deren Ertheilung befugt find, wieder einge⸗ 
zogen werden. 

F. 17. Für die bereits die Donau befahrenden Schiffe und Schiffs— 
führer wird eine Frift von drei Monaten anberaumt, innerhalb welcher 
die gegenwärtigen Vorſchriften in Vollzug gefegt fein müffen. 

F. 18. Es ift verboten, ein Schiffspatent für ein anderes Schiff, 
oder ein Schiffer- over Flößer-Patent für eine andere Perfon zu verwen- 
den, al® wofür es urfprünglich ausgeftellt worden ift. 

$. 19. Der Inftanzenzug in Befchwerdefälfen ift der für Gewerbe- 
Ungelegenheiten überhaupt bejtehenve. 

Für alle Fälle bleibt übrigens das Oberauffichtsrecht. den vorgejeß- 
ten Stellen vorbehalten. 

$. 20. Uebertretungen gegen bie vorjtehenden Beſtimmungen wer- 
ven als Polizeiübertretungen mit einer ‚Gelobuße bi8 zu 50 Gulden 
geahndet. 

8. 21. Die Polizeibehörven und die befonderen Stromauffichts- 
organe find mit ber Ueberwachung ver Beobachtung dieſer Vorfchrift 
betraut. 

München ven 31. März; 1858. 

Auf Seiner Majeftät des Königs Allerhöchiten Befehl. 


Fehr. v. d. Pfordten. Graf v. Reigersberg. 
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Mufter I. (zu $. 3.) 
Shiffs-Patent. 

EIER: DENE BER] ⏑ 
| Ruvderfchiff | 
Segelſchiff 
Dampfſchiff 
der Numerr . . . . verfehen und unter ſolcher im hieſigen Schiffs— 
verzeichniffe eingetragen, von . . . 00.000. Zragfäbigfeit 
und im Yahre . . . er —— 1 gebant, iſt von dazu beftellten 
und verpflichteten Sacverftändigen in allen feinen Theilen und Zubehö- 
rungen forgfältig geprüft und zur Schifffahrt auf der Donau gut und 
tüchtig befunden worden. 

Auf Grund diefes technifchen Zeugniffes ift daher * Eigenthümer 
gedachten Fahrzeuges geſtattet worden, das letztere zum Donauſchifffahrts— 
Betriebe ſo lange benützen zu dürfen, als es ſich in erwähntem guten 
Zuſtande befindet. 

Urkundlich iſt hierüber gegenwärtiges Schiffs-Patent unter amtlicher 
Beſiegelung ausgefertigt worden.) 

Königlich Baheriſches Landgericht (Stadtmagiſtrat) in N. 
(L. S.) VUnterſchrift. 


gehörige mit dem Namen***.mit 








— 


) Name des Eigenthümers. *) Wohnort des Eigentbümers. ***) Angabe des 
Namens des Schiffes oder der Ermangelung desjelben. 

+) Bei Patenten für Dampfboote ift bier Die Bemerkung aufzunehmen: „nachdem 
bem Eigenthümer die königl. zen Eoncefjion zum Betriebe der Flußichifffabrt 
mit Dampfbooten m . . tm . rer ee.» ertbeilt worden.“ 


% 
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Mufter IL (zu $. 3.) 
Schiffs-Verzeichniß 


des 
föniglich bayeriſchen Landgerichts (Stadtmagiſtrats) in N. 








* Shi 
> 3 Des Schiffes Bormerfung der Eigenthbums- 
5% — übertragung, der Patenten— 
3 3 & = Eigenthlimer Gattung = 5 löſchung, der Aenderungen an 
FRE Name und Ruder⸗ 2!» 3 | ver Tragfähigkeit uuter An- 
w |E Wobnort Seel Ss = gabe des Datums ꝛc. 

6 ohnort). | Dampf \8 & in) 
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Mufter II. (zu $. 6) 
Schiffer-Patent. 


Vorzeiger dieſes N. N.. er 
Me. 2% — :_ (Vaterland) 
bat fich fiber feine Kenntnife und Fähigkeiten im Betriebe. der Donan- 
Ruderſchiffen 
ſchifffahrt mit \Segetfciffen Beat ausgewiefen, daß ihm bie Erlaub- 
Dampfjchiffen 
Ruderſchiffes 
niß zur Führung jedes auf der Donau fahrenden Segelſchiffes | unter 
Dampfichiffes 





heutigem Tage unbedenklich ertheilt worben ift. 

Nach vorgängiger Angelobung von feiner Seite, das feiner Leitung 
anzuvertrauende Fahrzeug mit aller Sorgfalt und Umficht zu führen, von 
demfelben Schaden und Unglüd oder Gefahr, in welche es nebjt den dar— 
auf befindlichen Waaren und Perfonen gerathen könnte, nach allen Kräften 
foweit möglich abzuwenden, auch bei feinen Fahrten die Beitimmungen 
der Donaufchifffahrtsacte, fowie die Schifffahrts- und ftrompolizeilichen 
Vorſchriften genau zu befolgen, iſt ibm hierüber gegenwärtige Schiffer: 
patent unter amtlicher Befiegelung ausgeftellt worben. *) 

ee er DE ee re ee 

Königlich baverifches Landgericht (Staptmagijtrat) in N.**) 
(L. S.) (Unterſchrift.) 


Muſter IV. (zu $. 6) 
Slößer- Patent, 


en DBorzeiger dieſes N. M. . . . 2 as 
aus . . ee — (Vaterland) z 
ſich über "bie nothigen Kenntniffe und Fähigkeiten ausgewiefen hat, ift ihm 
die Erlaubniß zur Führung jedes auf der Donau gehenden Holzfloßes 
unter heutigem Tage unbedenklich ertheilt worden. 

Nach vorgängiger Angelobung von ſeiner Seite, das ſeiner Leitung 
anvertraute Holzfloß mit aller Sorgfalt und Umſicht zu führen, von dem— 


) Hat der Bewerber bie erforderliche Kenntni des Fahrwaffers nur auf einer 
gewiffen Donauftrede, fo ift bier noch beizufügen: 
— giltig für Die Donauftrede von » 2: 2 bis 
*, Die Patente zur Führung von Dampfbooten werben nad $. 12 von ber 
a Kammer des Innern, ausgefertigt. 
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ſelben Schaven, Unglück oder Gefahr, nach Kräften fo weit möglich abzu- 
wenden, auch bei feinen Fahrten die Beftimmungen ver Donaufcifffahrte- 
Acte, fowie die Schifffahrts- und ftrompofizeifichen Vorfchriften genau zu 
befolgen, ift ihm hierüber gegenwärtiges Flößerpatent unter amtlicher 
Befiegelung ausgefertigt worven. *) 

N ae DAR Sa u ee ar ES ce. 

Königlich bayerifches Landgericht (Stadtmagiftrat) in N. 

(L. S.) (Unterfchrift.) 
Reg Bl. f. d. Königr. Bayern f. d. J. 1858. Nr. 18. S. 433—450. 


6. Bekanntmachung der Königlichen Regierung von Niederbayern 
vom 6. Juli 1858, den Vollzug der Donaufchifffahrtsacte, hier 
die Zollbehandlung betreffend. 


Im Namen Seiner Majeität des Königs. 


Die von dem F. f. öfterreichifchen Finanz-Minifterium zur Volfziehung 
der Donau-Schifffahrts-Afte dd. Wien den 7. November 1857 (Reggsbl. 
1858 Nr. 6) erlaffenen proviforifhen Zollvorjchriften, werden im nach- 
ftehenden Abdrucke zur Kenntnißnahme ver Betheiligten des Handels- und 
Schiffer-Standes im Regierungsbezirke Niederbayern hiemit weröffentlichet. 

Landshut den 6. Juli 1858. 

Königliche Regierung von Niederbayern, Kammer des Innern. 


Nr. 22,234. v. Schilder, kgl. Regierungspräfident. 


Bollziehung der Donaufchifffahrtsacte dd. Wien den 7. Nov. 1857 

hinfichtlich des Zollverfahrens. 

(An die Finanz-Pandes-Direktionen in Wien und Temesvar, dann an bie 
ungarischen Finanz-Pandes-Direktions-Abtheilungen in Dfen, Preß— 
burg und Debenburg.) (Zahl 17629—367.) 

Mit Beziehung auf die hierortigen Erläße vom 5. und 17. Februar 
1858, 3. 6721—151 und 9004 —199 (Verordnungsblatt Seite 24 und 
49), womit Auszüge aus ber Donaufchifffahrtsafte vom 7. November 1857 
und aus ver Vollzugsverorbnung des k. f. Handelsminijteriums vom 29. 
Januar 1858 befannt gemacht wurden, werben in Abſicht auf das Zoll- 
wefen folgende weitere Bejtimmungen zur genauen Darnachachtung vor— 


gezeichnet. 


*), Hat der Bewerber die erforderliche Kenntniß des Fahrwaſſers nur auf einer 
gewiffen Donauftvede, jo ift hier noch beizufügen: 
„als giltig fir die Donauftrede von . . .. .» 1 EEE a 
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8, 1. Da nach Art. V und nach Art. VIII der Donauſchifffahrts— 
afte, alle Schiffe bei vem ihmen zuftehenden Schifffahrtsbetriebe auf dem 
Fuße einer vollftändigen Gleichjtellung behandelt werben follen, fo iſt dieſer 
Grundfag auch auf folgende, bisher einzelnen Transportunternehmungen 
zugeftandene Erleichterungen des Zollverfahrene anzuwenden, als: 


A. 


Die mit, Erlaß ver ehemaligen Cameral-Gefällen-Berwaltung für 


Oefterreih ob der Ens und Salzburg vom 8. Mär; 1838 3. 86 
und Genehmigung der allgemeinen Hoffammer bom 9. Mai 1838 
3. 18329 der bayerifchen Donau: Dampfichifffahrts- Gefellfchaft 
zugeſtandene Erleichterung, wornac die auf ihren, über Engelbarts- 
sell eintretenden Dampfbooten geladenen Waaren und Reife-Effeften 
für die Fahrt nach Linz weder unter Collien-, nod) Ladungs-Raum— 
Berfchluß gelegt, ſondern mittels Anfagejcheines unter amtlicher 
Begleitung nach Yinz angewiejen werben; 


. Die mit Hoffammervefret vom 26. Febr. 1848. 3. 5619—64 ver 
‚ek priv. Donaudampfſchifffahrts-Geſellſchaft ertheilte Bewilligung 


die nach ver Türkei zu werjendenden Waaren (Ausfuhr: und Durch— 
fuhrgüter), Schon beim Wiener Hauptzollamte der vorgefchriebenen 
Austritts-Amthandlung unterziehen zu laffen, jedoch unter der Be- 
dingung der amtlichen Begleitung und der Anlegung des Ladungs— 
Raum-Verſchluſſes; 


Die mit der Vorſchrift vom 26. Juni 1851 3. 9339 F. M. über 


die Behandlung der Reiſenden und Frachtgüter, welche mittels ver 
f. £. priv, öſterr. Donaudampfichifffahrts-Gefellfchaft über Orfova 
befördert werben, für die Thalfahrt und für die Bergfahrt zwifchen 
Wien und Orſova zugejtandenen Grleichterungen, wornach die aus 
der Türfei und Orſova auf Dampffchiffen dieſer Gefellfchaft ein- 
langenvden Waaren und Effekten, welche für Pet over Wien bejtimmt 
find, unter Yadıngsraum-Berfchluß und amtlicher Begleitung mittels 
bloßen Anfagefcheines an das Hauptzollamt in Pet, oder beziehungs— 
weile Wien zur VBollziehung des Zollverfahrens angewiefen werben 
fönnen. 

Diefe Anweifung mittels Anfagefcheines kann übrigens auch 
an eim anderes an der Donau gelegenes Kauptzollamt, z. ®. an 
jenes in Preßburg jtattfinden, wenn die Waaren dahin bejtimmt find. 


Die mit den Finanz Minifierial- Verordnungen vom 26. Mai 1856, 


17,597 — 339 und vom 9. September 1857 3. 31,777—629 ven 
baveriichen Dampficiffen, fowie jenen der öjterr. Denau-Danıpf- 
ſchifffahrts-Geſellſchaft, in der Fahrt von Paſſau über Engelhartszell 
nach Yinz oder Wien, unter der Bedingung, daß ſolche Schiffe zur 
Anlegung eines vollfommen fichernden Yadungsraum « VBerjchluffes 
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eingerichtet feien, zugeftandene Erleichterung durch Anwendung bes 
fummarifchen Zollverfahrens mittel® Anfagefcheines gegen Beob— 
achtung der für ven Waarentransport auf den aus der Türkei unter 
Ladungsraum-Verſchluß einlangenden Dampffchiffen vorgezeichneten 
Beitimmungen. 

. Die mit Erlaß vom 16. Juni 1856 3. 21041—409 ver öſterr. 
Donau-Dampficifffahrts-Gefellichaft zugeftandene Erleichterung bin- 
fichtlih der amtlichen Vegleitung, wornach deren Transportichiffe in 
der Bergfahrt von Orfova bis Wien, wenn auf benjelben blos 
Getreide, Hülfenfrüchte oder auch andere im Cingange nicht höher 
als mit 1 fl. 30 fr. p. Zollzentner belegte, ledig (Cd. i. ohne Ver— 
packung) geladene Waaren transportirt werden, mach verläufig 
erlangter Ueberzengung, daß nicht andere Artifel beigeladen find, 
gegen Anlegung des Ladungsraum-Verſchluſſes (zum VBehufe der 
Anweifung mittels Anfagefcheines) von ver Beigebung einer amt: 
lichen Begleitung freisulaffen, und die Echlüffel zum Ladungsraum— 
verjchluffe unter verfiegeltem, an das Zollamt des Beftimmungsortes 
addreſſirten Umfchlage, dem Gapitän oder Yeiter des Transportes 
zu übergeben find und wornach in anderen Fällen, wenn der Trans— 
port nur aus Einem Echiffe befteht, nur Ein Begleiter beizugeben ift. 

Borftehenvde unter a. b. c. d. e. angeführte, bisher nur ben 
Dampfichiffen der genannten Gefellfchaften bewilligte Abweichungen 
von den allgemeinen Zollvorjchriften, find von nun an gegen Er- 
füllung der diesfalls vorgejchriebenen Bedingungen, nicht nur allen 
Dampfichiffen, fondern auch andern Wafferfahrzeugen zuzugejtehen, 
wenn bie einen wie bie andern von einem an der Donau gelegenen 
öfterr. oder auch zollvereinslindiichen Hauptzollamte geprüft, und 
mit den, einen fichernden Yarungsraumverfchluß zulaſſenden Ein- 
richtungen verfehen, befunden worven find. 

Es wird ausbrüclich erinnert, daß bei dem hiermit Bewilligten 
jummarifchen Anweisverfahren mittels Anfagefcheines (ſtatt des 
Degleitfcheines) die vorgefchriebene Yadungslifte in Abficht, auf die 
dem Transportunternehmer (ver Transportunternehmung) von wel: 
chem (welcher) oder von deſſen (deren) Vejtellten die Yijte unter- 
fertigt erfcheint, obliegenden Verbindlichfeiten die gefegliche Wirkung 
der Waarenerflärung hat und daß für die Erfüllung dieſer Ver— 
bindlichkeiten die Sicherftellung auf gleiche Art, wie bei der Anwei— 
fung mittels förmlichen Begleitfcheines zu leiften ift, in welcher 
Beziehung die gefeglichen Beftimmungen der Zolle und Staats: 
monopol8-Ordnung vom 11. Zuli 1835 88. 133—144 (Amtsunter: 
richt für die Dreißigftämter Ungarns vom Jahre 1842 88, 172— 174 
dann 177—184) zur Richtſchnur zu dienen haben. 


826 


u} 


Zu den oben erwähnten Bedingungen gehört auch die Ver— 
gütung des dem Aerar durch die amtliche Begleitung verurfachten 
Mehraufwandes, worunter jedoch nur jene Gebühren zu verftehen 
find, welche ver Begleitungsmannfchaft außer der Löhnung und ven 
fonftigen firen Bezügen, aus Anlaß der nur durch bie zugeftanbene 
Abweichung von ven allgemeinen Zollvorfchriften nothwendbig gewor- 
denen Begleitungen erfolgt werden müffen. 

Diefe Vergütung ift auf feinen Fall unmittelbar zu Handen 
der Begleitungsmannfchaft zu erlegen, ſondern für jede einzelne 
Begleitung von dem Zollamte, an welches ber Transport angewiefen 
ift, nach der Dauer ver Fahrt, mit Berüdfichtigung der allfälligen 
Koften ver Rückreiſe ver Begleiter auszumitteln und einzuheben. 

Wünſcht ein fremder Transportunternehmer, daß ihm geftattet 
werbe, dieſe Vergütung gleich, wie es gegenwärtig von ber k. k. 
priv. Donaudampffchifffahrts-Gefellfchaft gefchieht, nach Ablauf einer 
beftimmten, jeboch jedenfalls Ein Jahr nicht überfchreitenden Periode 
auf Einmal zu leiten, fo ift auch dieſes gejtattet, wenn in vie für 
bas Anweisverfahren geleiftete Sicherjtellung auch dieſe Vergütung 
ausprüclich einbezogen, und biesfall® eine beſondere Bewilligung 
bei einer der Finanz Yandes » Direktionen deren VBerwaltungsgebiet 
bei ven Faͤhrten ver Unternehmung berührt wird, erwirft wurde. 


. Die mit dem Erlaffe vom 2. Auguſt 1854, 3. 874 — J. N. C. 


(Verordnungsblatt ©. 415) den zur Anlegung des Ladungsraum— 
verfchlußes eingerichteten Schiffen ver öfterreichifchen Donaudampf- 
ſchifffahrts-Geſellſchaft bewilligte, mit Erlaß vom 5. November 1857, 
3. 33710 —833 (Verordnungsblatt Seite 493) auch auf die gewöhn— 
lichen, jedoch gleichfall8 mit der erwähnten Einrichtung verjehenen 
Frachtſchiffe, ohne Unterfchied des Eigenthümers, ausgedehnte Er- 
leichterung, wornach das in ver Einfuhr auf folden Schiffen vor- 
fommende Getreide, dann Kinoppern, Sumach und Ähnliche Roh— 
und Hilfstoffe der Induftrie, deren Ausladung zum Behufe ver 
zollamtlichen Unterfuchung einen erheblichen Zeit- und Mühe- Aufwand 
erfordert, auch dann, wenn beren Berladung auf türfifchem Gebiete 
ftattfand, nach vorhergängiger fanitätsamtlicher Behandlung, und 
gewonnener Ueberzeugung, daß feine anderen Gegenftände als bie _ 
in der Yabungslifte angegebenen vorhanden find, von den an ber 

Donau gelegenen Grenzzollämtern, ohne Conftatirung des Gewichtes, 
unter Yabungsraumverfchluß gelegt, und nach den Beftimmungen 
der Vorſchrift, vom 26. Yuni 1851 3. 9339 — F. M. mittels 
Anfagefcheines an ein zur Einfuhrverzollung ermächtigtes Zollamt 
im Innern zur Vollziehung des Zollverfahrens angewiefen werben 
bürfen, findet künftig Anwendung auf alle zur Anlegung des 
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Ladungsraumverſchluſſes eingerichtete Schiffe (Dampfichiffe und 
andere) ohne Unterfchied, über welche Grenzftrede ter Eintritt 
ftattfindet und e8 wird weiter erflärt, daß diefe Begünftigung fich 
auf alle in dem Zolltarife vom 5. Dezember 1853 Abth. 10 unter 
lit. a. b. und c. genannte Getreidegattungen und Hülfenfrüchte, 
dann auf alfe Roh- und Hilfsftoffe der Induſtrie, oder andere 
Gegenſtände bezieht, welche in der Einfuhr entweder zolffrei oder 
nicht höher als mit einem halben Gulden p. Zollzentner belegt find. 

Dbwohl eine Konftatirung des Gewichtes nicht ftattzufinden 
bat, fo ift fih doch davon, daß nur die in der Pabungslijte ange: 
gebenen Waarengattungen vorhanden find, durch Befichtigung bie 
Ueberzeugung zu verfchaffen, und die Nichtigkeit ver Mengenangabe 
infoweit zu prüfen, als diefes ohne Abwiegung und Abmeffung ber 
ganzen oder eines namhaften Theiles der Labung und ohne erheb- 
lichen Zeitaufwand gefchehen Fann. 

In dem Falle der amtlichen Begleitung folcher Sendungen 
ift die Sicherftellung des Einfuhrzolles nicht zu fordern. 

Wird die Sendung ohne amtliche Begleitung, unter Ladungs- 
raumverjchluß entlaffen, fo iſt ver Einfuhrszoll auf die vorgefchriebene 
Art ficher zu ftellen. 

8. 2, Zu Urt. XX. lit. a. und Art. XXVI Die Beftimmung, 
daß eine Waare, welche ven ganzen Weg durch das Zollgebiet, auf der 
(durch die Donau gebilveten) Wafferftraffe zurücgelegt, von dem Durch— 
fuhrzolfe frei fein fol, ift fchon in dem Zolltarife vom 5. Dezember 1853, 
Borerinnerung $. 22. 3. 30 enthalten, und dieſe Zellfreiheit findet auch 
dann Anwendung, wenn eine auf der Donau in das Zollgebiet eingetretene 
Waare ihren Weg nicht unmittelbar, ſondern erft nachdem fie bei einem 
oder einigen der an der Donau gelegenen Zollämter (Wien, Preßburg, 
Peſt 2c.) eingelagert worden war, auf ver Donau bis zum Wieveraustritte 
aus dem Zollgebiete fortfegt, daher ver Umftand, daß die Waare aus- 
fchließend auf der Donau transportirt wurde, in den zolfamtlichen Vor- 
merfungen und Ausfertigungen erfichtlich zu machen ift. 

$. 3. Zu Art. XXI. Nach 8. 1 der mit dem Finanz-Minifterial- 
Erlaffe vom 28. Februar 1853, 3. 5895 —154 genehmigten Vorſchrift 
(welche in der unter Aufficht der Finanz-Yandes-Direktion in Temesvar 
herausgegebenen Sammlung der Vorfchriften in Finanz = Angelegenheiten 
für das Jahr 1853, ©. 77—79 abgeprudt erfcheint) unterlagen bisher 
die auf Fahrzeugen ver k. k. priv. Donaudampfichifffahrts- Gefellfchaft 
unmittelbar aus dem Auslande in ver Bergfahrt über Orfova und Semlin 
vorfommenden Waarenfenbungen, welche für Belgrad beftimmt find, im 
Allgemeinen den für die Durchfuhr durch die öſterr. Staaten beſtehenden 
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Zoll- und Strafbeftimmungen, und bie erwähnte Vorfchrift zeichnet die 
Bedingungen vor, gegen deren Beobachtung ein abgekürztes Zollverfahren 
für ſolche Sendungen ſtattfinden darf. 

Dieſe Vorſchrift hat außer Wirkſamkeit zu treten und es wird feſt— 
geſetzt, daß die Schiffe, welche außerhalb des öſterr. Zollgebietes nur mit 
ſolchen Waaren beladen wurden, die ausſchließend dazu beſtimmt ſind, auf 
der die Grenze zwiſchen Oeſterreich und der Türkei bildenden Donauſtrecke 
zwiſchen Orfova und Semlin, ohne Abladung auf dem öſterr. Ufer, nach 
Belgrad oder einem andern am türfifchen Ufer der Donau oder Save 
gelegenen Drte gebracht zu werben, ohne Unterſchied, ob die Fahrt länge 
des linfen öfterr. oder längs des rechten Ufers ftattfindet, bei Beförderung 
mittel8 Dampffraft in feinem Falle, fondern nur bei der Förderung durch 
Schiffzüge, wenn das Schiff mit VBenügung des öfterr. Leinpfades (Trep- 
pelweges), aljo vom öfterr. Ufer aus ftromaufwärts gezogen wird, dem 
öfterr. Zollverfahren ver Güteranweifung zu unterziehen find. 

Es verjteht fich jedoch von felbit, daß die dem Anweifungsverfahren 
nicht unterzogenen Schiffe auf feinen Fall an dem öfterr. Ufer landen, 
und Waaren auf vemfelben auslavden oder in Ladung nehmen dürfen, 
außer an folhen Orten, wo bie zur vorfchriftsmäßigen Vollziehung des 
Zollverfahrens (und rücfichtlih in peftgefährlichen Zeiten ver Sanitäts- 
Amtshandlungen) beftimmten Anftalten vorhanden find. 

Im Falle der durch die zwingende Uebermacht eines zufälligen Er- 
eigniffes veranlaßten Landung außer folchen Orten ift ſich nach ven Be— 
ſtimmungen des Artifels XXV ver Donaufcifffahrtsafte zu halten. 


$. 4. Zu Urtifel XXV. Unter ven Steuerbeamten, welchen im Falle 
ber durch unwiderſtehlichen Zwang eines zufälligen Ereigniffes veranlakten 
Yandung die Anzeige zu erjtatten ijt, fihd die Beamten oder Angeftellten 
des nächiten Zollamtes oder der nächſten Finanzwach- Abtheilung zu 
verjteben. 

$. 5. Zu Art. XXVI. Schon jett beftehen in Defterreich in ven an 
ber Donau gelegenen mit Sauptzollämtern 1. oder 2. Klaffe verfehenen 
Orten (Engelhartszell, Linz, Stein, Wien, Preßburg, Raab, Peft, Neuſatz, 
Semlin und Orfova)” freie Niederlagen, "wo die nach ihrer Befchaffenbeit 
hiezu geeigneten Waaren aller Nationen für fürzere oder längere Zeit 
unter zollamtlicher Aufficht in Magazinen eingelagert werben können.“ 
Gegen Entrichtung des feftgefesten Lagerzinfes können unverzolite aus- 
lindiiche Waaren mit dem Vorbehalte ver Wahl, viefelben für den inlän- 
diſchen Verbrauch zu beftimmen, und zu biefem Zwecke feiner Zeit zu 
verzollen oder wieder in's Ausland zu fenden, in den Magazinen ber 
genannten Hauptzollämter ohne Befchränfung auf einen beftimmten Zeit- 
raum eingelagert, und fofern der Weitertransport auf dem Donauftrom 
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ftattfindet, ohne Entrichtung eines Zranfitozolles wieder in’s Ausland 
verfendet werben. 
Wien ven 11. April 1858. 
Bom tk. f. Finanz: Minifterium.' 
Kreisamtsblatt für Niederbayern für das Jahr 1858. Nr. 57. S. 939. 


7. Bekanntmachung der Königl. Negierumg von Niederbayern vom 
18. Septbr. 1858, den Vollzug der Donauſchifffahrts-Acte, hier 
die Zollbehandlung betreffend. f 


Im Namen Seiner Majeität des Königs. 


Unter Bezugnahme auf das Negierunge-Ausfchreiben bez. Betreffes 
vom 6. Yuli d. 38. (8. A. Bl. St. 57. ©. 939) wird die vom ek.k. 
öfterreichiichen Finanz = Minifterium unterm 16. Auguft d. 98. erlaffene 
Verordnung eine Berichtigung des $. 3 des Erlaſſes vom 14 April 1858 
zur Vollziehung der Donaufcifffahrtsafte betr. in nachſtehendem Abdrucke 
zur Kenntnißnahme ver Betheiligten gebracht. 

Laudshut den 18. September 1858. 

Königliche Regierung von Niederbayern, Kammer bes Innern. 


Nr. 31,388, v. Schilder, Regierungspräfident. 


Verordnung 
betreffend eine Berichtigung $. 3 des Erlaffes vom 14. April 1858 Zahl 
17629—367 zur Vollziehung ver Donaufchifffahrtsafte. (3. 35797— 763.) 


Der Beltimmung des hierortigen Erlafjes vom 14. April 1858, 
3. 17629—367 8. 3. 2. Abſatz (V. Blt. Nr. 15. ©. 97) wird dahin 
berichtiget, daß auch jene außerhalb des öfterreichifchen Zollgebietes auß- 
fchliefend mit Waaren, welche für einen am nicht öjterreichifchen Ufer 
gelegenen Ort bejtimmt find, belavdenen Schiffe, vie längs ter Donau- 
ftrecfe zwifchen Orfdvva und Semlin mit Benükung des djterr. Leinpfades 
ftromanfwärtd gezogen werben, gleich. den mit Dampffraft beförberten 
Schiffen, dem öfterr. Zollverfahren ver Güteranweifung künftig ebenfo- 
wenig als bisher zu unterziehen find. 

Wien ven 16. Auguft 1858. 

Vomtk. k. Finanz: Minifterium. 


Kreisamtsblatt für Niederbayern für das Jahr 1858. Nr. 77. S. 1181. 
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8. Bekanntmachung der Königl. Regierung von Niederbayern vom 
15. Novbr. 1858, Vollzug der Donaufhifffahrtsacte betreffend. 


Im Namen Seiner Majeftät des Könige, 


Im BVollzuge des Artikel XXIII der Donaufdifffahrts - Afte vom 
7. November 1857 (Reggsbl. 1858 ©. 105) und bes $. 6 der höchſten 
Befanntmahung vom 31. März d. 38. "Vorfchriften über den Vollzug 
berfelben betr.u (Reggsbl. 1858 ©. 425) werben als allgemeine Häfen 
und Landungspläge für den Hanbelöverfehr innerhalb des Regierungs— 
bezirfes von Niederbayern jene zu 

1. Kelheim, 2. Straubing, 3. Deggendorf, 4. Vilshofen, 5. Paffau, 

6. Obernzell 
unter dem Vorbehalte einer weiteren Bejtimmung von Yandungsplägen 
für den Fall des Bedürfniffes mit dem Anhange bejtimmt, daß es feinem 
Führer eines Fahrzeuges gejtattet fei, ohne vorgängige fpecielle, diſtrikts— 
polizeilihe Bewilligung an andern als den in gegenwärtiger Bekannt— 
machung benannten Zandungsplägen — bie im Art. XXV ver Donau- 
Ihifffahrts-Afte vorgefehenen Fälle ausgenommen — anzulegen oder ein- 
und auszuladen. Hinfichtlih der Benügung ber beiden legten für ven 
Handelsverfehr beftimmten Landungs-Pläge Paffau und Obernzell wird 
überdieß auf die befonderen Zollvorfchriften hingewieſen. 

Gleichzeitig wird hiemit zur allgemeinen Kenntnig gebracht, daß 
zufolge Mittheilung ver f. Regierung der Oberpfalz und von Regensburg 
unter venfelben Modalitäten als allgemeiner Landungspla& an der Donau 
und innerhalb des Negierungsbezirfes von —— und Oberpfalz, 
nur jener zu Regensburg 
und zufolge Bekanntmachung der k. k. Statthalterei im Erzherzogthum 
Oeſterreich ob der Enns vom 30 Juli d8. Is. im dortigen Bezirke als 
Yandungsplage an ber Donau 

1. Engeldartszell, 2. Nieveranna, 3. Wefenufer, 4. Marsbachzell, 
5. Innzell, 6. Obermühl, 7. Untermühl, 8. Aſchach und Yandshag, 
9. Branpftatt, 10. Ottensheim, 11. Yinz und Urfahr, 12. Zizelau, 
13. Mauthaufen, 14. Enghagen, 15. Marft Au, 16. Grein, 
17. St. Nikola, 18. Sanningjtein 
beftimmt wurden. 
Yandshut ven 15. November 1858. 
Königliche Regierung von Niederbayern, Kammer des Innern. 
Nr. 2470. v. Schilder, Regierungspräfident. 
Kreisamteblatt von Niederbayern fir das Jahr 1858, Nr. 9. S. 1373. 
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Anhang 
betreffend die Schifffahrt auf dem Inn umd feinen Nebenflüffen. 


1. Proviſoriſche Schifffahrts-Ordnung für den Jun und feine Neben- 
flüffe. (Vom 26. Mai 1857.) 


8, 1. Alle Dampffchiffe, welche in entgegengefetter Richtung fahrend 
fich begegnen, follen rechts (Steuerbordfeite) ausweichen, ſoweit dieß zur 
Vermeidung des Aneinanderjtohens erforberlich ift. 

Im Falle dieß nicht möglich ift, foll das abwärts fahrende Schiff, 
bei Tag eine dunkelblaue Flagge vorne links (Badborvfeite) am Flaggen— 
ſtocke aufftellen, und bei Nacht eine "Laterne mit weißem Glafe aushängen. 
Das aufwärts fahrende Schiff hat das Zeichen zu erwibern. 

8. 2. Wenn ein Dampffchiff ftromaufwärts einem andern ebenfalls 
ftromaufwärts fahrenden Dampfichiffe norbeifahren will, jo ſoll das Dampf- 
fchiff, welches vorbei zu fahren gedenkt, durch Aufziehen einer blauen Flagge 
bis halben Flaggenftok und durch 5 Schläge auf die Glocke dem vor- 
fahrenden Dampfichiffe ein Zeichen geben, worauf das legtere gehalten 
ift, foweit al8 e8 das Fahrwaſſer zuläßt, vechts auszuweichen, damit das 
vorfahrende Schiff, welches fich fo weit als möglich links zu halten bat, 
links vorbeifahren Kann. 

8. 3, Will ein ftromabwärts fahrendes Dampfichiff einem ebenfalls 
ftromabwärts fahrenden Dampffchiffe vorbeifahren, fo foll es die näm— 
lichen, im vorhergehenden 8. vorgefchriebenen Zeichen geben, worauf das 
vorfahrende Schiff foviel e8 das Fahrwaſſer zuläßt, fich rechts zu halten 
bat, damit das vorbeiwollende Dampfichiff links ausweichen kann. 

8, 4, Beide in ven 88. 2 und 3 vorgefehenen Fülle können nur 
dann ftattfinden, wenn das vorbeiwollende Dampffchiff unbezweifelt ſchneller 
als das vorfahrende fährt, over fchneller fahren will. 

8,5. Alle jtromaufwärts fahrenden Dampffchiffe müſſen ven eben- 
falls ftromaufwärts fahrenden Ruderſchiffen und Flöffen an ver entgegen- 
gefetsten Seite der Leinpfade vorbeifahren. Wenn dieſe Vorbeifahrt an 
einer Stelle gefchehen foll, wo das Fahrwafler fo eng ift, daß, um bie 
Borbeifahrt zu bewerfftelligen, das Ruderſchiff ausweichen muß, fo foll 
das Dampffchiff feine Abficht vorbeizufahren, dadurch zu erkennen geben, 
daß e8 eine blaue Flagge bis halben Flaggenſtock aufzieht, und 5 Schläge 
auf die Glode gibt. 

Auf diefes Zeichen foll das Ruderſchiff ſoviel auf die Leinpfabfeite 
beilegen, als e8 das Fahrwaſſer zuläßt, das Dampfſchiff aber fo viel als 
möglich auf der entgegengefetten Seite vorbeifahren. 

8. 6. Wenn bie ftromabwärts fahrenden Ruderſchiffe over Flöſſe fich 
der Strömung überlaffen, und das Thalfahrwaſſer inne halten, und es 
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dann an ben erforderlichen Mitteln fehlt, gehörig auszumweichen, fo foll 
e8 den Dampfichiffen ſowohl bei ihrer Thalfahrt als Bergfahrt überlaffen 
fein, diejenige Uferfeite zu wählen, welche fie am geeignetften erachten, 
um an ven zu Thal fahrenden Ruderſchiffen und Flöffen verbeizufahren, 
mit Ausnahme jedoch der Stellen, für welche beſondere Beitimmungen 
erlaffen find, oder erlaffen werben. 


$. 7. Zu Thal fahrende Dampfjchiffe müffen ven zu Berg fahrenven 
Ruderſchiffen, wenn fie einander begegnen, auf die den legteren bequemſte 
und für -diefe ficherfte Weiſe ausweichen. 

$. 8. Ein Stillfegen der Räder muß auf dem Dampfſchiffe ftatt- 
finden, wenn bei ver Bergfahrt Paſſagiere oder Güter eingenommen oder 
an das Yand gebracht werden follen. 

Bei der Thalfahrt müſſen die Dampfichiffe bei ver Einnahme von 
Paffagieren und Gütern oder deren Abſetzung auf das Yand ebenfalls die 
Räder feftftellen, oder auffchlagen. Das Dampffchiff gibt dann mehrere 
Schläge auf die Glocke, wodurch das Zeichen zur Abnahme ver Paffagiere 
und Güter gegeben wird. Wenn ein folches Zeichen unterbleibt, fo gibt 
das Dampfichiff zu erfennen, daß es fich nicht aufhalten Kann. 

8.9. Zn Fällen, wo das Dampfichiff ohne anzulanden Pafjagiere 
oder Güter abjeten over aufnehmen will, muß auf demſelben eine Flagge 
aufgehigt werden, um die Schiffer um Ufer zu benachrichtigen; ebenfo 
müſſen die Schiffsleute, welche Baffagiere oder Güter an das Dampfichiff 
zu bringen haben, viejes durch Aufſtecken einer blauen und weißen Flagge 
von erforderlicher Größe anzeigen. Das Unterlaffen des Aufhiffens einer 
Flagge auf dem Dampfichiffe gibt zu erfennen, daß basjelbe ſich nicht 
aufhalten, und weder Paffagiere noch Güter einnehmen kann. 

$. 10. Jedes ftromaufwärts fahrende Dampffhiff muß vor ven 
Brüden jtets jtille halten im Falle ein ftromabwärts fahrendes Ruder— 
Ihiff, Dampffchiff oder Floß im Anfommen ift, um die Brücke zu pafliren, 
mit Ausnahme ver Innbrücke zu Paſſau. 

$. 11. Da in ver Flußenge nächjt Vornbach das Ausweichen ver 
ſich begegnenden Schiffe nie gefahrlos ift, fo dürfen zu ver Zeit, wo 
Schiffe zu Berg fahren, feine Flöffe oder Ruderfchiffe diefe Strede ftrom- 
abwärts paffiren. 

Zur Warnung wird übrigens auf der Brüde zu Scherding ein großer 
roth- und weißgefärbter Ballon aufgezogen und fo lange aufgezogen blei- 
ben als ein zu Berg fahrender Dampfer erwartet wird. 

Die zu Berg fahrenden Dampfſchiffe haben die Stunde ihrer Ankunft 
in Scherding zum voraus möglichit genau, fei e8 durch ven Fahrtenplan 
oder bei unregelmäßigen Fahrten durch die Poft oder durch befondere 
Boten anzuzeigen, und ebenfo die etwaige Verzögerung ihrer Fahrt fofort 
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dahin zu melden, damit die zu Thal fahrenden Schiffe nicht unnöthig auf- 
gehalten werben. 

$. 12. Sollte bei ver Berg- oder bei ver Thalfahrt des Dampf: 
fchiffes oder bei der Thalfahrt des Ruderſchiffes oder Flofjes ein ftrom- 
aufwärts fahrender Schiffzug von einem Ufer zum andern überfchiffen, fo 
darf er feine Zugfeile, folange als die fowohl herauf- als herabfahrenven 
Dampfſchiffe, Nuderfchiffe oder Flöße nicht paffirt find, nicht an fein 
Hauptichiff zurüdführen. 

$. 13. it ein ftromaufwärts fahrender Schiffzug genöthigt, fowohl 
auf dem rechten als auf dem linfen Ufer, Zugfeile anzuwenden, jo muß 
er auf wenigftens 1 Stunde aufwärts durch aufgeftellte Wächter, die zu 
Thal fahrenden Schiffe zum Anlanden und Zuwarten bis zum Zeitpunfte, 
wo er bie gefährliche Stelle hinter fich hat, auffordern laſſen. 

Jedes hiezu aufgeforverte Schiff hat dieſer Aufforderung unbedingt 
Folge zur leiften. 
. $. 14. Jedes Schiff, welches beim Dunkel führt, fei es ein Dampf- 
oder NRuderfchiff, foll von Sonnenuntergang bis Sonnenaufgang, bei ber 
Bergfahrt mit 2 hellbrennenden Yaternen feitwärts am Flaggenſtock und 
übereinander verfehen fein, bei ver Thalfahrt aber noch eine 3. hell— 
brennende Yaterne führen. 

$. 15. Jedes Schiff, welches bei der Nacht auf dem Strome an 
irgend einer Stelle vom Ufer entfernt, oder wo gewöhnlich Feine Schiffe 
liegen, vor Anker ift, foll ohne Ausnahme, ob es ein Ruderſchiff oder 
Dampfſchiff ift, mit einer hellbrennenden Laterne am Flaggenftode, oder 
in Ermangelung eines Flaggenſtockes an einer fichtbaren Stelle des Ver— 
deckes verjehen fein. 


8. 16. Jedes Schiff, welches bei Nebel an irgend einer Stelle auf 
dem Strome vor Anker liegt, fol von 5 zu 5 Minuten durch 7 Schläge 
auf die Glocke Zeichen geben. 

$. 17. Wenn einem Dampffchiffe in ver Fahrt Heine Fahrzeuge 
begegnen, die entweder zu Berg oder zu Thal oder von einem Ufer zum 
anderen fahren, fo hat das zu Thal fahrende Dampfichiff in ver Nähe 
derſelben die Räder till zu feten, oder fich foviel davon entfernt zu halten, 
daß Unglüden, welche durch den Wellenfchlag veranlaft werben könnten, 
vorgebeugt werde, jedoch follen die Ueberführer von einem Ufer zum 
andern gehalten fein, vom Ufer nicht abzuftoffen, wenn fie ein Dampf: 
ſchiff erbliden, bis folches worübergefahren ift. 

F. 18. Da e8 nicht möglich ift, vie Richtung, in welcher ein Floß 
treibt, fchnelf zu ändern, und die Flöße augenblicklich zum Stilfftehen nicht 
gebracht werben fünnen, fo jollen die Dampfichiffe ven Flößen allenthalben 
ausweichen und die zu Berg kommenden, je nach Befchaffenheit ver Stelle, 
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an der fie mit den Flößen zufammen fommen, und nach dem Stande des 
Fahrwaffers fo lange die Dampfmafchine ftilfe ſtellen, bis das Floß paffirt 
fein wird; ebenfo follen die zu Thale gehenden Dampfichiffe, nur an 
Stellen, am denen e8 ohne alle Gefahr gefchehen kann, die Vorbeifahrt 
bei den Flöffen bewerfitelligen. 

8, 19. Flöße, welche ven Inn befahren, dürfen bis Braunau 4 
Klafter breit und 160 Fuß lang und von Braunau abwärts 6 Klafter 
breit und 180 Fuß lang fein. 

8. 20. Mehrere ftromabwärts treibende Ruderſchiffe oder Flöße 
bürfen fich nur in einem Zeitraum von 150 Ruthen folgen. 

8. 21. Das Kuppeln ver Ruberfchiffe bei der Bergfahrt darf nur 
foweit jtatthaben, als die gefuppelten Schiffe zufammen bie Breite von 
30 Schuhen nicht überjchreiten. 

$. 22. Da fich bei geringem Wafferftande mehrere feichte Stellen 
zu zeigen pflegen, welche fowohl den Ruder- als Dampficiffen Gefahr 
durch Auffahren bringen, fo foll ver zu Berg oder Thal fahrende Dam- 
pfer fogleich ftopfen over ftille halten, wenn das Vorbeifahren das Ruder— 
ihiff in Gefahr und Schaden bringen könnte. Aufgefahrene Rubderjchiffe 
haben durch angemefjene Notbzeichen z. B. Aufſtecken von Flaggen, Klei- 
dern, Strohbänder zc., aufgefahrene Dampffchiffe durch anhaltende Gloden- 
fchläge und drei ſchnell auf einander folgende Pöllerfchüfje ihre Bedrängniß 
den fich nahenden Schiffen anzuzeigen. 

$. 23. Da die Schiffer-Innungen von Hallein, Laufen, Braunau 
und Obernberg bisher nach dem Ablaufe der Hochwäſſer vie neugefchaffene 
Staufahrt aufjuchen und die aufgefundene durch ausgejtedte Zeichen, ein- 
geichlagene Pflöcke ꝛc. bezeichnen Tiefen, fo werben bie concejlionirten 
Dampfjchiff» Unternehmungen zur Beftreitung viefer Koften, verhältniß- 
mäßig und infoviel beitragen, als durch die Marfen auch die von ihren 
Schiffen zu befahrende Bahn bezeichnet, ihnen daher ein Nuten ver- 
ſchafft wird. 

$. 24. Die befonvderen bampfichifffahrtspolizeilichen Vorſchriften, 
welche auf den verfchievenen Theilen des Inns, wegen ver Beichaffenheit 
bes Flußbettes oder aus anderen örtlichen Rücfichten allenfall8 noch noth— 
wendig werben fünnten, bleiben vorbehalten. 

$. 25. Vorftehenden 88. des Schifffahrts - Reglements reihen fich 
bie bejtehenden polizeilichen Vorfchriften, und alfe jene vesfallfigen Ver— 
fügungen, welche durch die Dertlichfeiten allenfalls geboten werden könn— 
ten, nothwendig an. 

$. 26. Die Uebertretung einer der obigen Vorfchriften wird, außer 
ber civilrechtlihen Haftung für Schadenserfaß, nach der größeren over 
geringeren Schuld, Schäplichfeit oder Gefährlichkeit der Verfehlung mit 
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einer Bolizeiftrafe von 1 bis 24 Gulden oder mit Polizei-Arrejt bis zu 
8 Tagen nach dem Polizeiftrafverfahren geahndet. 
$. 27. Gegenwärtige Ordnung tritt mit dem Tage der Pırblifation 
in Wirkſamkeit. 
München ven 26. Mai 1857. 
Königlich Bayeriſches Staatsminifterium des Innern, dann Staats- 
Minifterium des Handels und ver öffentlichen Arbeiten. 
(L. 8.) v. d. Pforbten. Graf v. Reigersberg. 
Kreisamtsblatt von Niederbayern fir das Jahr 1857. Nr. 53. Außerord. Beilage. 


2. Bekanntmachung der Königl. Regierung von Niederbayern vom 
19. October 1857, die proviforifhe Schifffahrt3-Ordnung für den 
Sun und feine Nebenflüffe betreffend. 


Im Namen Seiner Majeftät des Königs. 


Die k. Regierung von Oberbayern bat am 4. Juni Ifv. Jahres 
nah Maßgabe der Vorbehalte der 88. 24 und 25 ver proviforifchen 
Scifffahrtsorbnung für den Inn und feine Nebenflüffe vom 26. Mai l. Is. 
nachjtehenvde Beftimmungen getroffen, welche im Nachgange zur Regierungs- 
Ausſchreibung von 14. Juni 1. 38. (Kreisamtblatt Nr. 53 ©. 896) hiemit 
zur Kenntniß und Nachachtung veröffentlicht wird: 

"Auf dem obern Inn bis zu deſſen Vereinigung mit der Salzach, 
nämlich in dem Wafjerburgerwalp, bei ver Teufelsbrüde, bei Harlauf, 
Plattering und in dem Blaufeld haben, da wegen ben jtarfgefrümmten 
Streden, und des felfigen Grundes, die Ruderſchiffe nicht überall 
landen können, die zu Berg gehenven Dampfſchiffe durch Bölferfchüffe 
ihre Ankunft Fund zu geben, die zu Thal gehenden Ruderſchiffe aber 
alsdann folange zu landen, bis das Dampfſchiff diefe Stelle paj- 
firt hat. 
Landshut den 19. Dftober 1857. 
Königlihe Regierung von Niederbayern, Kammer des Innern. 
Nr. 161. v. Schilder, Regierungspräfident. 
Kreisamtsblatt von Niederbayern fiir das Jahr 1857. Nr. 89. ©. 1398, 


IV. Abſchnitt. 
Anderweite Scifffahrts - Convention. 


7 


1. Vertrag zwiſchen Bayern und Oeſterreich vom 2. Dezbr. 1851, 
die polizeilichen und Zollaufſichtsmaßregeln an den Grenzflüſſen 
zwijchen Bayern und Dejterreich betreffend. 


Seine Majeftät der König von Bayern zc. ꝛc. und 
Seine Majeität der Kaifer von Ocfterreih, König von Ungarn 
und Böhmen zc. zc. 
haben, um bie Verhältniffe der polizeilichen und Zollauffiht auf ven 
Grenzflüffen vertragsmäßig zu ordnen, Unterhandlungen einzuleiten be- 
fchlofjen und zu Ihren Bevollmächtigten ernannt, 
und zwar: 
Seine Majeftät der König von Bayern: 
Herrn Marimilian Grafen von Lerchenfeld - Köfering, Großkreuz 
des bayeriſchen Verbienft- Ordens vom heiligen Michael, Grof- 
fomthur ꝛc. Allerhöchſt Ihren Kimmerer und erblichen Reichsrath 
des Königreich Bayern, außerorventlihen Gefandten und Bevoll— 
mächtigten Minifter am faiferlich öfterreichifchen Hofe :c. 
und 
Seine Majeftät ver Kaifer von Defterreid: - 
Herrn Felir Fürften zu Schwarzenberg, Großkreuz des kaiſerlich 
öfterreichifchen Yeopolds- und des Franz-Joſephs-Ordens ꝛc. Seiner 
Kaiſerlich Königlich apoftolifchen Majeftät wirflichen geheimen Ratb 
und Kämmerer, Feldmarſchall-Lieutenant, Minifterpräfidenten und 
Minifter des Faiferlihen Haufes und der auswärtigen Angelegen- 
beiten ꝛc. 
und 
Herrn Andreas Nitter von Baumgartner, Ritter des kaiſerlich 
öfterreichifchen Leopold» Ordens ꝛc. Seiner Kaiferlih Königlich 
apoſtoliſchen Majeſtät wirklicher geheimer Rath und Minifter für 
Handel, Gewerbe und öffentlihe Bauten. 
welche, nachdem fie ihre Vollmachten gegenfeitig eingefehen und in guter 
und geböriger Form beftanden, über nachitehende Beftimmungen fich ge 
einigt haben. 
Art. I. Auf den durch den Tefchner Friedenstractat vom 13. Mai 
1779, den Münchener Vertrag vom 14. April 1816 und ven heute wegen 
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einiger Territorial- und Grenzverhältniffe abgejchloffenen Vertrag *) als 
Grenzflüffe zwifchen Defterreih und Bahern bezeichneten Flüffen, nämlich 
auf ver Saale, ver Salzah, dem Inn und der Donau foll — foweit 
dieſe Flüffe zwifchen Defterrei und Bayern die Grenze bilden — in 
Beziehung auf die Schifffahrt das ganze Fluß- ober 
Stromgebiet biß an die beiverfeitigen Ufer, für beive Uferftaaten 
ganz frei fein, und in ver angegebenen Beziehung gleichjam ein voll 
fommenes Gemeingut bilden. 

Art. 2. Die Schiffe over Flöffe ſoellen demgemäß auf biefen Fluß— 
oder Stromſtrecken weder in der Thal- noch in der Bergfahrt, die Fälle 
im Art. 12 ausgenommen, behindert oder angehalten werben. 

Art. 3. Eine zollämtliche Controlle darf nur dann eintreten, wenn 
die Schiffe oder Flöffe 

a) am Ufer anlanden oder 
b) in dem im Art. 12 angeführten Falle angehalten werben. 

Art. 4. Auf den genannten Flußjtreden darf eine Durchgangsabgabe 
nicht erhoben werben. 

Die zur Ein» und Ausladung kommenden Güter unterliegen ben 
zolfgefetlichen und tarifmäßigen Beftimmungen besjenigen Staates, zu 
veffen Gebiet das Ufer gehört, an weldhem vie Ein- oder Ausladung 
ftattfindet. 

Art. 5. Das Anländen und Anlegen der Schiffe und Fahrzeuge 
darf, außerordentliche und unvermeibliche Fälle ausgenommen, an ben 
beiverfeitigen Ufern durchaus an feinem andern, als den von ben beiven 
"Regierungen biezu beftimmten vegelmäßigen Anländeplätzen gefchehen. 

Derlei Anländepläge follen nur an ſolchen Orten ausgemittelt wer- 
ven, wo fich Zollbehörden befinven. 

Die contrahirenden Negierungen werben eine Nevifion ber dermal 
beftehenven Anländepläge mit Rückſicht auf die Beförderung des Verkehrs 
vornehmen und biefelben genau auf Anzahl und Namen feitjegen und 
öffentlich befannt machen. 

Bon Veränderungen der Ländeplätze, welche durch das Bedürfniß in 
der Folge fich etwa ergeben dürften, werben fich die contrahirenden Re⸗ 
gierungen wechſelſeitig in Kenntniß ſetzen. 

Art. 6. Für diejenigen Fälle, wo die Schiffer, nicht um Waaren 
einzunehmen oder Ladungen abzugeben, ſondern wegen beſonderer Beſchaffen⸗ 
heit des Fahrwaſſers, oder in einem andern unausweichlichen Nothfalle 
aus andern Urſachen und auf kurze Zeit an irgend ein Ufer anzufahren 
genöthigt wären, haben die in dem folgenden Artikeln bezeichneten Vor⸗ 
ſichtsmaßregeln Platz zu greifen. 





) Conf. Abthl. II. Nr. 45. ©. 408. 
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Art. 7. Wenn der Aufenthalt nur einen beiläufigen Zeitraum von 
ſechs Stunden während ver Tageszeit zu betragen hätte, hat der Schiffer 
die Verbinplichfeit, vie Thatfache ver Yandung, jo wie die Veranlaſſung 
alfogleich der nächiten Zollbehörde oder dem nächſten Boften ver Zoll- 
auffichtswache zu melden, in deren Ermangelung aber over bei zu großer 
Entfernung der nächſten Ortsbehörde die Anzeige zu machen; die Zoll- 
behörde oder der Grenzwachpoften, fo wie die Ortsobrigfeit haben unge- 
fäumt, fowohl für die gehörige Aufficht über das Fahrzeug zu forgen, als 
auch dem Schiffer nah Verlangen in einer angemejjenen Ausfertigung 
die gehörige Beſtätigung der factiihen Verhältniſſe zuzuitellen, 

Die Ortsbehörde oder Zollauffihts-Stationen haben, wenn bei ihnen 
die Anmeldung ver Landung geſchieht, ſogleich hievon ver nächjtgelegenen 
Zollbehörde Anzeige zu eritatten. 

Art. 8 Würde ver Aufenthalt des Schiffes aber länger als ſechs 
Stunden dauern, over die Nacht erreichen, fo fell ver Echiffer zwar nicht 
verbunden fein, die in jedem Lande zollordnungéemäßig vorgefchriebene 
Erklärung (Declaration) feiner Ladung der Zollbehörde vorzulegen; die 
(etstere hat jedoch das Schiff unter jtrenge Zollaufficht zu nehmen und ift 
befugt, zu diefem Behufe Auffichtsbedienftete an Bord zu beorvern. Wenn 
das Schiff feine Reife nicht am nämlichen Tage, an welchem es gelandet 
hat, weiter fortfett, fo bat ver Schiffsführer dem Zollamte vie zu feiner 
Ladung gehörigen Frachtbriefe und fonftigen Papiere, ſammt einem von 
ihm unterzeichneten Verzeichniß verfelben zu übergeben. 

Diefe Papiere bleiben bis zur Abfahrt des Schiffes in Verwahr , 
der Zollbehörve, welche befugt ift, durch äußere Vefichtigung der geladenen 
Golli eine Vergleihung derfelben mit dem Inhalte der übrigen Papiere 
vorzunehmen. 

Eine Deffnung der Colli ift nur in Fällen begründeten VBerbachtes 
eines beabfichtigten Unterjchleifes zuläffig; und es muß hierüber jederzeit 
eine protofollariihe BVBerhandlung aufgenommen und dem Echiffeführer 
auf Verlangen in beglaubigter Abjchrift eingehändigt werden. 

Alle diefe Verhandlungen werden Eojtenfrei vorgenommen, 

Art. 9. Wenn wegen eines Hochwaſſers oder aus andern ähnlichen 
Urfachen ausnahmsweife der Fall eintritt, daß die Echiffer nicht an dem 
Ufer anlanden können, an welchem das Zollamt gelegen ift, bei dem fie 
fid) zur Zollhandlung oder Controle zu melven haben, foll den betreffen- 
den Behörden gegenfeitig gejtattet fein, die erforberliche Amtshandlung 
auf dem fremben Gebiete vorzunehmen. Das Zollamt hat aber ver nächſt— 
gelegenen freimden Zollbehörde fogleih Nachricht hievon zu geben, damit 
diefelbe, wenn fie es für nöthig erachtet, Zollbedienſtete mit der Weifung 
aboronen könne, ver Amtshandlung beizuwohnen. 
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Art. 10. In Unglücdsfällen Haben die Schiffer vollen Anſpruch 
anf die ausgebehntejte Hülfsleiftung von Seite der nächſten Ortfchaften 
unter Mitwirkung der Zollbedienfteten. 

Art. 11. Die von den beiven Regierungen über. vie Befolgung der 
Zollvorſchriften auszuübende Aufſicht längs des Grenzzuges der im Art. 1 
für gemeinfchaftlich erklärten Grenzflüffe hat fich in der Regel beiverfeits 
nicht weiter als auf die Ufer zu erjtreden, vorbehaltlich jedoch ver Aus- 
nahme, welche für die Wachtfchiffe, feien fie num Stations- oder Beglei— 
tungsjchiff, nöthig werben möchte. 

Art. 12. Es foll jeder ver beinen Regierungen ber Uferftaaten 
freijtehen, außer ven Wachtpojten, welche fie zur Verhütung des Schleich- 
handels an den Ufern der vorgedachten Grenzflüffe aufzuftellen für gut 
findet, auch noch eigene Wachtfchiffe nach Velieben zu beordern. — Diefe 
fönnen entweber bei ven Zollämtern zum gewöhnlichen Diemjte oder dazu 
verwendet werden, alle auf dem gemeinfchaftlichen Flufgebiete fich bewe- 
genden Schiffe zu beobachten, oder diefe — nach Ergebniß der Umſtände 
— bis zur nächjten Zolljtätte zu begleiten. — Eine Befugnif, die Schiffe 
anzuhalten, ſoll den Wachtfchiffen nicht zuftehen, ven einzigen Fall aus- 
genommen, wenn das Fahrzeug auf Verlegung einer Zoll- oder Strom- 
polizeivorfohrift betreten wiirde, in welchem Falle ver Schiffer over 
Floßführer der von der Behörde unter eigener VBerantwortlichkeit getroffe- 
nen Verfügung unverweilt Folge zu leijten hat. 

VBifitationen der Schiffe oder Flöffe follen von den Wachtjchiffen 
nicht vorgenommen werben. 

Art. 13. In Anfehung ver gedachten Grenzflüffe ift Ä 

a) verboten, auf ven unbewohnten Inſeln, Wörthen, Anſchütten, Sanb- 
bänken Wltaichen u. dgl. was immer für Waaren nieberzulegen. 

b) Bon diefem Verbote find bloß die anf einer folchen Inſel u. dgl.‘ 
gewonnenen Propufte und das zur Weide dahin gebrachte Vieh 
ausgenommen. 

c) Die unbewohnten Inſeln u. dgl. können zur Verhinderung des 
Schleichhandels und zur Entvedung der etwa auf denfelben befind- 
lichen Waaren von der Zollaufficht beider Staaten zu allen Zeiten 
durchſucht werben. 

d) Auf ven bewohnten Inſeln u. dgl. dürfen, außer ven auf denſelben 
gewonnenen Produkten, dem zur Weide dahin gebrachten Vieh und 
den, ven Zocalbepürfniffen entſprechenden Waaren anderer Art, keine 
Waarenvorräthe gehalten werben. 

e) Auch die bewohnten Infeln u. vgl. können von der Zollaufficht 
beiver Staaten zur Verhinderung des Schleichhanveld und Ent- 
deckung der verborgenen Waaren durchjucht werben, und muß, wenn 
die Nachfuchung in einem. Gebäube ober in einem eingefriebigten 
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Raume vorgenommen werben will, jederzeit eine won ber zuftinbigen 

Obrigkeit abgeordnete Perjon zugezogen werben. 

f) Werven auf einer Inſel u. dgl. von der Zollaufficht des Staates, 
welchem bie Infel untertban ift, oder in deſſen Zolllinie dieſelbe 
nach vem heute abgefchloffenen Territorial-Bertrage füllt, Zoll- oder 
Monopol - Gegenftänvde angetroffen, deren Nieverlegung ober Ver— 
wahrung daſelbſt nach ven vorausgejchidten Beſtimmungen verboten 
ift, fo find fie anzuhalten und als Objecte der Zollvefraubation 
oder Contrebande zu behandeln; jteht aber die Inſel u. dgl., auf 
welcher die Durchfuchung vorgenommen wird, unter der Hoheit eines 
andern Staates, oder liegt diefelbe innerhalb einer anderen Zoll- 
linie, als jener des Staates, welchem vie durchſuchenden Zollauf- 
fichtsbehörven und Wachen angehören, fo haben fich dieſe Auffichts- 
behörven und Wachen blos auf die Entdeckung, Anhaltung 
und unvperweilte Anzeige ver gejewibrigen Nieverlegung ver 
Waaren zu befchränfen, damit in Anfehung ver legteren zollgejeg- 
lich verfahren und die Nieverlegung jedenfalls geahndet werde. 

g) Die Gerichtsbarkeit über die worgefundenen Waaren und über bie 
Perjonen, welche für deren Nieverlegung gejeglich verantiwortlich 
find, gebührt ven Behörven jenes Staates, zu welchem vie Inſel zc., 
worauf die Nieverlegung ftattfand, gehört. 

Art. 14. Die vermalen bejtehenden Befugniffe zur Ueberführung an 
ben Ufern beiver Staaten follen gegenfeitig auch für die Zukunft aufrecht 
erhalten und ausgeübt werden fünnen, immer jeboch in der Vorausfegung, 
daß fie nicht zur Beförderung des Schleichhandels mißbraucht werben, 
daher fortan eine gehörige Ueberwachung verfelben von Seite der reipecti- 
ven Grenzaufficht ftattfinden fol. Die Regierungen ver Uferftaaten 
werben fich gegenfeitig VBerzeichniffe über vie wirklich beſtehenden Ueber— 
fuhrftelfen mittheilen. Berleihungen neuer Befugniffe viefer Art folfen 
fünftig nur nah Maaß des fteigenven Verfehres und des wirflich erfann- 
ten Bebürfnifjes im gegenfeitigen Einverftänpdniffe, fowie nur an 
ſolchen Punkten jtattfinden, wo die Zollbeauffichtigung nach ven Anfor- 
derungen der gegenjeitigen Vorjchriften gehandhabt werben fann. 

Art. 15. Längs der bayerifch-öfterreichiichen Grenze vom Ausfluffe 
des Inn aus Tyrol bei Kufftein bis zum Gintritte in die Donau in das 
ausſchließlich öfterreichifche Gebiet beim Ausfluffe des Danvelbaches follen 
Waaren, die zur Durchfuhr durch den einen Staat beftimmt find, nur 
auf Zolljtraffen aus dem einen Staate aus- und in den andern Staat 
eintreten dürfen. 

Auch darf der Austritt diefer Waaren nicht cher beftätigt werben, 
als bis ver Eintritt bei dem gegenüberliegenden Amte des andern Staates 
wirflih erfolgt und die Eingangsbeftätigung dieſes Amtes beigebracht ift. 
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Desgleichen dürfen Wbgabenerlaffe, oder Erftattungen (Bonificationen) 

für Ausfuhren nicht eher ftattfinden, als bis diefe Eingangs-Beftätigung 
. beigebradt iſt. 

Beide Regierungen werden nach Ratification diefes Uebereinfommens 
die diefer Anordnung entjprechende Weifung an ihre Aemter erlaffen. 

Art. 16. Auch die Strede des Inn und der Donan nächſt Paſſau, 
welche auf beiden Ufern von baberifchem Gebiet umgeben ift, und aus— 
fchlieglich unter baherifcher Hoheit fteht, ſoll Fünftig für die Schifffahrt 
und Floßfahrt in dem Maafe frei fein, daß nicht nur die leeren, ſondern 
auch die mit Frachtgütern beladenen Schiffe und Flöße, welche bloß zum 
Durchgange durch dieſe Strede beftimmt find, ohne zollamtliche Abfer- 
tigung lediglich unter den zur Verhinderung von Zollunterjchleifen noth- 
wendigen Controlen durchfahren bürfen. 

Es wird dabei vorausgefett, daß die befrachteten Echiffe over Flöße 
mit orbentlichen Frachtpapieren verfehen find. 

Nicht minder findet an der bayerifch-öfterreichifchen Landesgrenze auf 
dem rechten Inn- und Donau= Ufer nächſt Paſſau der Artikel 15 ver 
gegenwärtigen Lebereinfunft Anwendung. 

Urt. 17. Der gegenwärtige Vertrag foll alsbald von jeder Seite 
zur Allerhöchten Natification vorgelegt und die Auswechslung der Rati— 
ficationg - Urkunden längftens innerhalb vier Wochen vom heutigen Tage 
an gerechnet, zu Wien vollzogen werben. 

So gejchehen zu Wien am zweiten Dezember des Jahres eintaufend 
achthundert, fünfzig und eins. 

(L. S.) gez. Graf von Lerdenfeld, 
(L. S.) gez. Fürſt Schwarzenberg, Feldmarfchalllientenant. 
(L. S.) ge. U. Baumgartner. 
Die Ratificationen find ausgewechjelt zu Wien am 14. Mai 1852. 
Publizirt mit Staatsminifterial-Belanntmachung vom 22. Juni 1852. 
Reg?Bl. f. d. Könige. Bayern f. d. J. 1852. Nr. 34. ©. 7167 u. 739 - 752. 


2, Vertrag zwilchen Bayern und der Schweizerifchen Eidgenoffen- 
ichaft über Megelung der Schifffahrts-Verhältniſſe auf dem 
Bodenſee und dem heine. 


Seine Majeftät ver König von Bahern einerfeits und ver Schweizeri- 
fche Bunvesrath andererjeits von dem itbereinftimmenven Wunfche geleitet, 
die Verhältuiffe ver Schifffahrt ihrer Angehörigen auf dem Bodenſee ımd 
auf dem’ Rheine zu ordnen und Hierdurch ven gegenfeitigen Verkehr zu 
erleichtern und ficher zu ftellen, Haben zu dieſem Ende Benollmächtigte 
ernannt und zwar: 
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Seine Majejtät ver König von Bapern: 
ven kgl. außerorventlichen Geſandten und bevollmächtigten Miniſter 
bei der Schweizerifchen Eidgenofjenfchaft Herrn Ferbinand Frei- 
herrn dv. Berger, Eomthur des Eivilverbienftordens der baberifchen 
Krone und des St. Michael8-Ordens ꝛc. 
und der Schweizerijhe Bundesrath: 
den Bice-Präfidenten des Schweizerifchen Bundesrathes und Vor— 
ftand des Handels- und Zolldepartements, Herrn Friedrich Frey— 
Herrofee, eidgenöſſiſchen Oberſten, 
welche nach gepflogener Verhandlung über folgende Beſtimmungen über— 
eingekommen ſind: 

Art. 1. Schweizeriſcher Seits wird den Angehörigen Bayerns bei 
ber Benützung der Schweizerifchen Häfen am Bodenſee, bei ver Befahrung 
des Rheins mit Schiffen oder Flößen und bei Benützung der Landungs— 
plätze am Schweizeriſchen Rheine bis einſchließlich Schaffhauſen die gleiche 
Behandlung wie den Angehörigen der Schweiz in Anſehung der Schiff⸗ 
fahrts-Abgaben von Schiffen, Flößen und deren Ladungen, dergeſtalt zu⸗ 
geſtanden, daß dieſelben hiebei gleiche Befreiungen wie die Schweizer 
Angehörigen genießen und keine andern oder höhern Abgaben oder Gebühren 
irgend einer Art oder Benennung ohne Unterſcheidung des Bezugsberech— 
tigten, al$ die Angehörigen der Schweiz unterworfen fein und überhaupt in 
Dezug auf den Schifffahrts-Berfehr in feiner Beziehung ungünftiger als 
dieſe behandelt werben follen. 

Art. 2. Don Seite Bayerns wird dagegen ebenfo ven Angehörigen 
ber Schweiz bei der Benützung der bayeriſchen Yandungspläge am Boden— 
fee die gleiche Behandlung wie Angehörigen Yaherns in Anfebung ver 
Schifffahrts- Abgaben von Schiffen und deren Ladungen dergeſtalt zuge— 
ſtanden, daß dieſelben hiebei die gleichen Befreiungen wie die bayeriſchen 
Angehörigen genießen und keine andern oder höhern Abgaben oder Ge— 
bühren irgend einer Art oder Benennung, ohne Unterſchied des Bezugs— 
berechtigten, als die Angehörigen Bayerns unterworfen ſein, und überhaupt 
in Anſehung des Schifffahrts-Verkehrs in keiner Beziehung ungünſtiger 
als dieſe behandelt werden ſollen. 

Art. 3. Insbeſondere ſollen von keiner Seite Abfuhrgebühren oder 
denſelben gleich kommende Gebühren erhoben werben. 

Art. 4. Es wird gegenſeitig der Grundſatz anerkannt, daß bayeri— 
ſchen Schiffern und Schifffahrtsgefellfchaften auf jchweizerifchen Landungs⸗ 
plägen und umgefehrt fehweizerifchen Schiffern und Schifffahrtsgeſellſchaften 
auf bayeriſchen Landungsplätzen die freie unbeläſtigte Verladung von 
Transportgegenſtänden jeder Art, welche denſelben von berechtigten Dis: 
ponenten zugewieſen ſind, jederzeit zuſtehen ſoll und daß ſomit die Hin⸗ 
ausgabe ſolcher Transportgüter wegen ſpezieller Vertragsverhältniſſe, in 
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benen fich die refpeftiven Verſeuder an dem betreffenden Uferplage zu 
einzelnen Sciffern over Schifffahrtsgeſellſchaften befinden könnten, nicht 
verweigert werden kann. 

Art. 5. Die von Seite ihrer Landesobrigfeit zur Ausübung ber 
Schifffahrt berechtigten Schiffer oder Schifffahrtsgefellfchaften find gegen: 
jeitig ohne Anforderung von Gebühren für die Ausübung des Schiffer- 
gewerbes (Eonceffions-Patent-Gebühren, Gewerbfteuer) in den Häfen oder 
Landungsplägen des andern Theils zuzulaffen. 

Art. 6. Waage-, Krahnen- und Nieverlag:Gebühren und Leiftungen 
für Anftalten oder deren Perfonal, die zur Erleichterung des Verkehrs 
beftimmt find, ſollen gegenfeitig nur bei Benügung wirklich beftehenver 
Einrichtungen erhoben, auch von jedem Theile von ven Angehörigen bes 
andern Theiles auf völlig gleiche Weife wie von den eigenen Angehörigen 
erhoben werben. 

Findet der Gebrauch einer Waage oder Ktrahmen : Einrichtung nur 
zum Behufe einer zollamtlichen Controle Statt, fo tritt eine Gebühren— 
Erhebung bei fchen einmal zollamtlich verwogenen Waaren nicht ein. 

Art. 7. Die eontrahirenvden Theile werden dahin wirfen, daß vie 
Feſtſtellung einer gemeinfchaftlichen übereinftimmenvden Schifffahrts- und 
Hafenorpnung auf dem Bodenſee und auf dem heine bis Schaffhaufen 
einfchließlich, durch ven Zufammentritt von Commiffarien eingeleitet werde. 

Art. 8. Die gegenwärtige Uebereinkunft ift vorkiufig auf fechs 
Sabre abgefchloffen, mit ver Beitimmung, daß, wenn nicht ein Jahr vor 
Ablauf dieſet Frift von einer oder der andern Seite eine Aufkündigung 
ſtattfindet, diefelbe für fo lange als ftillfchweigend verlängert angenommen 
fein foll, als nicht eine Aufkündigung erfolgt, in welchem Falle dann vie 
Gültigkeit ver Uebereinkunft nach einem Jahre, vom Kündigungstage an 
gerechnet, erlischt. | 

Art. 9. Die Ratification diefer Uebereinkunft iſt von beiden Theilen 
vorbehalten. 

Die Ratifications-Urfunden follen längftens innerhalb drei Monaten, 
vom Tage der Unterzeichnung durch die Specialbevollmächtigten an ge- 
rechnet, ausgewechjelt werben. 

Denmach Haben vie beiverjeitigen Bevollmächtigten gegenwärtige Ur- 
funde eigenhändig unterzeichnet und verfelben ihre Siegel beigeiett. 

So gejchehen Bern ven zweiten Mai Ein taufend acht hundert fünfzig 
und drei. 

Der fol. bayr. Bevollmächtigte: Der eidgenäff. Bevollmächtigte: 
(L. S.) Ferd. Frhr. v. Verger. (L. 8.) 8. Frey: Herrojee. 
Nach ftattgehabter Natification publizivt mittelft Miniſterial-Bekannt— 
machung vom 29. Augujt 1853. 

Reg. Bl. f. d Königr. Bayern f. d. J. 1853. Nr. 40. ©. 1137-1144, 
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I. Abtheilung. 
Die Vorſchriften über die Schifffahrt umd die Benugung des 
Hafens zu Lindau betreffend. 

$. 1. Jeder Führer eines Dampf» over Segelichiffes Hat fich, 
unbeſchadet feiner zollortnungsmäßigen Verpflichtungen, alsbalo nach 
feiner Ankunft bei dem königl. Hafenfommiffär zu melden und zollord— 
nungsmäßig zu beffariven, ob fein Schiff unbefrachtet over geladen, und 
mit welcher Ladung angefommen fei. 

$. 2. Ueber vie gefchehene Anmeldung erhält ver Schiffsführer 
von dem königl. Hafenkommiſſär einen Schein mit der correſpondirenden 
Numer des fortlaufenden Regiſters. 

Dieſe Numer bezeichnet die Reihenfolge, in welcher die Ausladung 
derjenigen Schiffe ſtattfindet, welche die Ermächtigung hiezu von dem 
königlichen Hauptzollamte erhalten haben. 

Bei dringenden Verkehrsverhältniſſen oder wenn andere erhebliche 
Umftände e8 erfordern, iſt jedoch ver königl. Hafenkommiſſär ermächtigt, 
nach erfolgter zollamtlicher Erlaubniß zur Ausladung eine Ausnahme von 
dieſer Reihenfolge zuzulaſſen. 

8. 3. Den Dampffſchiffen iſt bei amtlich genehmigten Tourfahrten 
der Vorrang vor den Segelſchiffen geſtattet. 

$. 4. Inſoferne die Anweſenheit von vielen Fahrzeugen es erfor- 
bert, wird ber königl. Hafenkommiſſär die Stelle bezeichnen, wo aus- und 
eingeladen werden muß. 

$. 5. Jeder Führer eines Dampf- oder Segelfchiffes, welcher in 
dem Hafen von Lindau Yadung einzunehmen berechtigt ift, bat bei ver 
Ausübung dieſer Befugniß die jeweils hierüber beftehenden Borjchriften 
genan zu beobachten und muß fich vor dem Auslaufen mit einem befrach- 
teten Schiffe über die gute Beichaffenheit desfelben und über deſſen Ya- 
dungsfähigfeit durch ein amtliches oder amtlich bejtätigtes und jährlich 
zu erneuerndes Zeugniß ausweiſen fünnen. 

Im Ermanglungsfalle fann ein folches Zeugniß auf Verlangen ves 
DVetheiligten von dem fönigl. Hafenkommiſſär ertheilt werben , nachdem 
berjelbe über ven Zuftand des Fahrzeuges die protofollarifche Aeußerung 
der aufgeſtellten Sachverſtändigen erhoben hat. 

Z. 6. Den Führern von Schiffen, vie ein ſolches Zeugniß nicht 
beſitzen, oder deren Schiffe dennoch ſchlecht beſchaffen, ſchlecht geladen, 
überladen, oder mit den vorgeſchriebenen Geräthſchaften nicht vollkommen 


— — — — = 


*) Conf. vorftehenden Bertrag zwiſchen Bavern und der Schweiz über die Schiff. 
fahrt auf dem Bodenfee. S, 841. 
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verfehen betroffen werben, kann der königl. Hafenfommiffär das Abfahren 
unterfagen. Auch ift verfelbe befugt, bei ungewöhnlich ſtürmiſcher Wit- 
terung das Auslaufen von Schiffen zu verbieten, jevoch im beiden Fällen 
nur auf den Grund der protofollarifchen Erklärung der von den Magi- 
ftrate zu Lindau mit höherer Genehmigung aufgejtellten Sachverftäntigen. 

8.7. Alle Güterfchiffe, welche aus dem Hafen von Lindau mit 
Ladung auslaufen oder in denjelben eingehen wollen, müfjen geaicht, und 
darüber mit amtlichen Zeugniffen, in welchen auch die Tauglichkeit des 
Schiffes bezeugt ift, verfehen fein. 

Das Aichen der bahyerifhen Schiffe wird von den zu Lindau auf- 
gejtelften Sachverftändigen nach den bejtehenven oder zu erlaſſenden Vor— 
Ichriften beforgt, und ebenfo auf Verlangen für auswärtige Schiffe. Die 
Zeugniffe hierüber werden von dem fönigl. Hafenfommiffär ausgejtellt. 

$. 8. Zur Vermeidung von Ueberladungen muß die Höhe bes Frei- 
borves betragen: 

1. Bei Segelfchiffen von 600 bis 2200 Zollzentnern Ladungsfähigkeit: 

a) bei offenen Schiffen 14'/, Zoll baver.; 

b) bei gedeckten Schiffen 12'/, Zoll baver.; 

2. bei Segelichiffen von 200 bis 600 Zollzentner Ladungsfähigkeit: 

a) bei offener Ladung 12'/, Zoll bayer.; 

b) bei gedeckter Ladung 10'/, Zoll bayer.; 

3. bei Segelfchiffen von 150 bis 200 Zollzentnern Yadungsfühigfeit: 

a) bei offener Ladung 10'/, Zoll bayer.; 

b) bei gedeckter Yabung 8'/, Zoll bayer.; 

4. bei Segelfchiffen von 150 Zollzentnern Ladungsfähigleit und geringer: 

a) bei offener Yabung 8"/, Zell bayer.; | 

b) bei gevedter Yadung 7'/, Zoll bayer. 

8. 9. Jedes zu Lindau genichte Fahrzeng erhält in der Mitte ver 
beiden Seitenwände ein Zeichen, welches die Höhe feines Freibordes 
genau angibt. 

8. 10. Die Dampfboote, deren Keſſel und Mafchinen nach ven 
fpäter noch erfolgenden Vorſchriften von Zeit zu Zeit unterfucht werden 
folfen, infoferne nicht ihr volllommen brauchbarer und gefahrlofer Zuftand 
durch genügende Zeugniffe nachgewiefen ift, fowie alle gebedten Segel: 
ichiffe, müſſen ihre Yadungsfähigfeit am Sterne des Echifjes oder fo weit 
es ausländische Schiffe betrifft, am einer beliebigen fichtbaren äußern 
Stelle bemerkt haben und dürfen dieſe Yabungsfähigfeit nicht über- 
ſchreiten. 

F. 11. Alle Güterſchiffe, welche in den Hafen von Lindau einlau— 
fen oder aus demſelben auslaufen wollen, müſſen mit nachbenannten, 
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in einem volffommen guten Zuftande fich befindenden Requifiten ver- 
fehen fein. 

Diefe find: 

A. Bei Dampfbooten: 

. ein Compaß nebit Zugehör, 
. ein Anhäng-Gondel nebſt vier Rudern und Steuereinrichtung, 
. ein vorräthiger Steuerarm von Eifen, 
. eine Nothpumpe, 
. eine Hand-Fenerfprige mit einem langen und einem furzen Schlauch, 
. zwei Anker, 
. eine Ankerfette von 140 Schuh Länge, 
. ein Anfertau, 

9. vier Stüf Schalter, 
10. ein Haggen, 
11. vier Laternen, 
12. eine Geländertreppe, 
13. ein Sprachrohr, 
14. ein Labertan (Wellenbod), 
15. ſechs Stück Tau zum Anbinden, Feſthalten ver Schiffe und zum 

Schleppen anderer Fahrzeuge, 
16. ein Paar gute Flafchenzüge, 
17. eine Sciffeglode, 
18. eine Signal-Kanone nebft Zugehör, 
19. ein Beil, ein Hammer, eine Beißzange, eine Säge, dann Bohrer 
nebit Nägeln, 

20. die erforderlichen Werkzeuge zur Handhabung der Mafchine. 


B. Bei einem mit ganzem Berdeck verfehbenen Getreide- oder 
Schlepp-Schiffe: 

. ein Maſt mit vollſtändigem Tau- und Tackelwerk, 

. ein Anker mit Tau, 

. vier Wurf: und Anbinvfeile, 

. eine Nothpumpe fammt Zugehör, 

ſechs Schalter, 

ſechs Ruder, 

. ein Haggen, 

. eine Yaterne nebit Feuerzeug, 

. ein Compaß nebſt Zugebör, 

10, ein Waffereimer, 

11. ein Beil, eine Zange, ein Hammer, eine Säge und ein Bohrer nebft 
den erforderlichen Nägeln, 

12. Werg zum SKalfatern nebit Schoppeifen, 
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eine Steuerflaſche, 
eine ſtarke Flaſche zum Flottmachen des Schiffes bei etwaigem Auf— 
fahren. 


C. Bei Segelſchiffen erſter Klaſſe von mehr als 1200 
Zentnern Ladungsfähigkeit: 


. ein Maft mit vollftändigem Tau- und Tackelwerk, 
. ein Compaß, 

ſechs Lichte, 

. zwei Laternen nebſt Feuerzeug, 

. Zange, Beil und Säge, 

. ein Anfer, 

. zwei Anferfeile, 

. zwei ftarfe und vier Fleinere Anbinpftride, 

. neun uber, 

. acht Schalter, 

. ein Haggen, 

, bier und zwanzig Stück Wieden zum Einlegen ver Ruder, 
. Fünfzehn Stück Helmmägel, 

. vier Trifferbengel, 

.ſechs Wafjerfchapfen. 


D. Bei Segelfchiffen zweiter Klaffe von 800 bis 1200 


Zentnern Ladungsfähigkeit: 


. ein Maft mit vollftändigem Tau- und Tackelwerk, 
. ein Compaß mit Zugehör, 

. vier Lichte, 

. zwei Laternen nebjt Feuerzeug, 


ein Anker, 


. zwei Anferfeile, 

. ein ftarfer und zwei Feinere Anbindſtricke, 

. fieben Ruder, 

. fünf Schalter, 

. ein Haggen, 

‚ zwanzig Stück Wieden zum Einlegen der Ruder, 
. fünfzehn Helmnägel, 

. drei Triller-Bengel, 

. fünf Wafferfchapfen. 


E. Bei Segelſchiffen dritter Klaſſe von 300 bis 800 
Zentnern Ladungsfähigkeit: 

ein Maft mit volfftändigem Tau- und Tadelwert, 

ein Compaß, 


848 


3. zwei Lichte, 

4. zwei Yaternen mit Feuerzeug, 

5. ein Anfer mit Anterfeil, 

6. ein jtarfer und zwei kleinere Anbindftride, 

7. fünf Ruder, 

8. vier Schalter, 

9. zwölf Stüd Wieden zum Einlegen der Ruder, 
10. zehn Helmnägel, 

11. zwei Zrilfer- Bengel, \ 
12. drei Wafferfchapfen. 


F. Bei Segelſchiffen vierter Klaffe (Kähne): 

. ein Compaß, 
. zwei Laternen nebjt Feuerzeug, 
. Zange, Beil, Säge, 
. ein Anbindſtock, 
.‚ drei Ruder, 
. ein Stück Wieden zum Einlegen der Ruder, 
ſechs Helmnägel, 
. eine Waſſerſchapfe. 

$. 12. Nach der allerhöchſten Verorbnung vom 1. Mai 1841 ift 
die Verführung von Schießpulver als Fracht ven Dampfichiffen unbedingt 
unterjagt. 

Segelfchiffe und Boote dürfen Pulver nur in forgfältiger, das Aus- 
jtreuen verhindernder Berpadung mit deutlicher Bezeichnung des Inhalts 
übernehmen, und niemals gleichzeitig Stoffe oder Fabrifate laden, welche 
fih von ſelbſt entzünden können. 

Schiffer, welche mehr ald 10 Pfund Schiefpulver geladen haben, 
jind verbunden, eine Schwarze Wimpel aufzuſtecken, und, joferne das Pulver 
nicht in einem angehängten Nachen nachgeführt wird, das Zabafrauchen 
auf dem Schiffe zu unterlaffen und weder Feuer noch unverwahrtes Licht 
auf vemjelben zu brennen; fie haben Dampffchiffen over anderen Schiffen, 
auf welchem Feuer brennt, wo möglich ober dem Winde auszuweichen. 
Die begegnenden Schiffer werden unter dem Winde ausweichen und während 
des Vorüberfahrens ſich des Tabakrauchens und anderer feuergefährlicher 
Handlungen enthalten. 

Für das Aus- und Einladen des Schießpulvers bei Schiffen, welche 
über 10 Pfund desjelben geladen haben, wird ver kgl. Hafen-Commifjär 
mit Rückſicht auf die Anwefenheit von geheizten Dampfihiffen die geeig- 
nete Stelle in oder außer dem Hafen anmweifen. 

Die Verfhiffung von arfenifalifchen und andern metallifchen Gift: 
ſtoffen hat nach den für den Rhein unterm 7. Dezember 1839 (Reg.-Bl. 
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S. 987 u. f.) gegebenen allerhöchſten Beſtimmungen, ſonach in mit ſtarker 
Leinwand ausgeklebten, feſten und wohlverreiften hölzernen Fäſſern und 
Kiſten zu geſchehen, auf welchen außen mit ſchwarzer Oelfarbe das Wort 
Arſenik (Gift) in leſerlichen Buchſtaben angebracht iſt. 

Mit andern Gütern dürfen in dasſelbe Fahrzeug nur kleinere Quan- 
titäten. umd dann nur in der von dem Hafen -Commiffär angeordneten 
Abfonderung und jedenfall entfernt von allen mittelbar oder unmittelbar 
als Nahrungsmittel dienenden Gegenftänden verpackt werben. 

Hinfichtlich ver ätzenden und leicht entzündlichen andern Stoffe, als 
Schwefel, Salpeter, Salz: und Schwefelfäure, Zünphölzchen u. ſ. w. bat 
der Hafen-Commiffär zu bejtimmen, ob fie in beſondern Fahrzeugen oder 
mit andern Gütern, jedoch von dieſen jedenfalls abgefonvert, zu verladen 
feien. 

$. 13. Jeder Führer eines fremden Fahrzeuges ift befugt, das 
Ein= und Ausladen vesjelben entweder felbjt oder durch feine Schiffs- 
mannjchaft beforgen zu laffen. Will oder fann ev dieſes nicht, oder nicht 
in ber erforverlichen Zeit bewerfitelligen, fo muß er fich hierzu ver auf- 
gejtellten Lader bebienen, denen ſowohl für das Laden, als für das Aus- 
laden zwei Pfennige für ven Zollzentner zu bezahlen find. 

Inländiſche Segelfchiffer können das Ein- und Ausladen der Echiffe 
wie bisher bejorgen. 

Gleiche Befugniß fteht der Lindauer Dampfboot-Aftiengefellfchaft und 
den Eigenthümern fremder Dampffchiffe zu, mit: welchen die genannte 
Gefellichaft in genehmigter Verbindung fteht. 

$. 14. Bei dunkler Morgen-, Abend» und Nachtzeit muß der Hafen 
und die Einfahrt desfelben beleuchtet, die Laterne auf dem Yeuchtthirme 
angezündet und wenn nebliche Witterung eintritt, vie Glode auf genannten 
Zhurme in Heinen Intervallen angezogen werben. | 

$.15. Um Schiffen, vie in Gefahr gerathen oder wegen ftürmifcher 
Witterung die Einfahrt in den Hafen verfehlen, zu Hilfe zu kommen, 
muß jtets ein mit allen nöthigen Requiſiten verfehenes Ruderſchiff in 
Bereitfchaft fein. 

8. 16. Jeder im Hafen amwefende Schiffer, ſowie feine Mannfchaft, 
iſt verpflichtet, den in Gefahr fich befindenden Schiffern zu Hilfe zu eilen 
und zu diefem Zwede der Aufforderung des fgl. Hafen Commiſſärs Folge 
zu leiſten. 

$. 17. Alle in vem Hafen von Lindau anweſenden Schiffe müſſen 
forgfältig an die Pfähle und Ninge befeftigt werden, und jene, fo fi) 
außer dem Hafen an dem anſtoßenden fer befinden, fowie Nachen und 
alfe Arten von Fahrzeugen, find während ver Nachtzeit unter Schloß und 
Riegel zu halten. 
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$. 18. Dienftliche VBerfehlung der für ven Hafenbienft verwendeten 
Perfonen, als Karrer, Yader und Zagelöhner, kann der Hafen-Commiffär 
jelbjt mit Ordnungöſtrafen ahnven. 


1. Abtheilung. 


Die zu entrichtenden Gebühren für die Unterhaltung und Beleuchtung 
des Hafens betreffend. 


$. 19. Bon den Dampfbooten und Eegelfchiffen werben vie Ge- 
bühren nach dem beigefügten Tarife erhoben, infoferne nicht altes Her— 
fommen over neuere Verträge hierüber etwas Anderes beftimmen. 


8. 20. Die Erhebung dieſer Gebühren vollzieht das kgl. Haupt- 
solfamt Yindau. ie werben von einem Bedienſteten besjelben dem Zah— 
fungspflichtigen quittirt. 


IN. Abtheilung. 
Bon der Beftrafung der Uebertretung des Hafen-Reglements, 


$. 21. Uebertretungen des gegenwärtigen Hafen-Reglements werben 
von dem fgl. Hafen-Commilfär durch die erjten fummarifchen Vernehm— 
ungen der Anzeigen, ober bei eigenen Wahrnehmungen des fgl. Hafen- 
Commiſſärs durch protofollarifche Notirung conftatirt und wie alle in dem 
Hafenraum vorkommenden polizeilichen Excefje dem Magiftrate ver Stadt 
Lindau zur Abwandlung überwiejen. 


8. 22. Bei Uebertretungen ver Beftimmung des $. 19. ift gegen 
ven Defraudanten neben Nacherhebung ver gefchulveten Gebühr der vrei- 
fache Betrag dieſer Gebühr als Strafe zu erfennen. 


Die Hälfte des. Strafbetrages fällt dem Anzeiger zu. In allen 
übrigen Fällen hat der Magiftrat der Stadt Lindau, je nach der Erbeb- 
(ichfeit der Uebertretung und mit Rüdficht auf erfte oder wiederholte Ueber: 
tretung, eine Geldſtrafe von dreißig Kreuzern bis zu fünfzehn Gulven zu 
erfennen. 


$. 23. Dei ſchweren Gefeßverlegungen wird der kgl. Hafen-Commiflär 
dem Fal. Yandgerichte fogleich Nachricht von dem Vorfalle geben, und es 
fteht ihm die Befugniß zu, die Thäter, zumal wenn fie unbefannt oder 
Ausländer find, dem kgl. Yandgerichte zur weitern Verfügung vorführen 
zu laſſen. 


$. 24. Das fümmtlihe Dienftperfonal des Hafens, fowie das 
Perſonal ver Zollſchutzwache find verpflichtet, alle zu ihrer Kenntniß ge: 
langeuden Uebertretungen des Reglemente ohne Verzug dem kgl. Hafen- 
Commiffie anzuzeigen. 
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Gegenwärtiges mit höchftem Minifterial- Refeript vom 21. Dezent- 
ber 1842 genehmigtes Reglement tritt mit dem 15. April 1843 in 
Wirkfamfeit und ift an zwei geeigneten Stellen des Hafens öffentlich anzu— 
ichlagen. 

Augsburg den 13. März 1843. 

Königlich Bayeriſche Regierung von Schwaben und Neuburg, 

Kammer des Innern. 

Genehmigt durch die Entichliefungen ver „Minifterien des Innern umd 
der Finanzen vom 21. Dezbr. 1842 ad Nr. 31423 und vom 12, 
und 17. Februar 1843 Nr. 894 und 4072 von beiden genannten 
Minifterien. 


Beilage. 
Gebühren-Tarif. 
A. An Hafen- und Beleuchtungs-Gebühren 
hat jeder Schiffer, welcher Kaufmannsgüter, Wein oder Obſt nach Lindau 
bringt, oder von dort abführt, zu erlegen: 
1) von jedem Collo Kaufmannsgut über einen Schiffszentner (108 
Pd. bayr.) an Gewicht, dann für jedes Zap Wein ober Obſt 1 fr. 
2) von allen übrigen Schiffen per Ediff . j ; : kt. 
B. Un Abfuhr- Gebühren: 
1) von jeder Perſon R ; 4 fr. 
2) von Kaufmannsgütern für den Ober- u. Unterfee per Bolkentner 4 fr. 
3) für Getreide: 
a) für den Oberjee: 
von jchwerem Getreide per Echäffel . ; r 6 kr. 
von leichtem Getreide per Ehäffell . : i 3 tr. 
b) für den Unterjee: 
von fchwerem Getreide per Schäffel . . r 9 fr. 
von leichtem Getreide per Cchäffel . , \ 4 fr. 
4) vom Salz: 
für den Oberfee per Faß . R ; s r 5 kr. 
für den Unterſee per da : ; ; h str. 
5) von Brettern: 
für ven Ober- und Unterfee per Fuder : : 3 kr. 
6) Vom Vieh: 
für den Ober: und Unterfee per Stüd : } ah. 
Augsburg den 13. März 1843. 
Königl. Baperifche Regierung von Schwaben und Neuburg, 
Kammer des Innern. 
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4. Entſchließung des Kol. Finanzminiſteriums vom 11. Apr. 1843, 
den Hafen und bie Hafenpolizei in Lindau betreffend. 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Königs. 


Der fol. Zollapminiftration wird in Bezug auf die Aufftellung eines 
fol. Hafen: Commiffärs und die Handhabung der Hafenpolizei zu Lindau 
in Folge befonderer Veranlaffung des kgl. Negierungs- Präfidenten von 
Schwaben und Neuburg unter gleichzeitiger Bezugnahme auf die Ent- 
fchliefung vom 3. Jäner lauf. 98. im nämlichen Betreffe Nachitehenves 
bemerkt: 

1) In Bezug auf die Dienjtesunterorpnung des aufgeftelften SHafen- 
Commiſſärs wird derjelbe, nachdem dieſe Funktion wejentlich poli- 
zeilicher Natur iſt, in diefer Hinficht ven zuftändigen Behörden, 
nämlich der kgl. Regierung von Schwaben und Neuburg K. d. J. 
untergeoronet, dem kgl. Yandgerichte Lindau aber coorbinirt, unbe- 
Ihadet der Beziehungen zu der kgl. Zollverwaltung in Anfehung 
bes Zollvienjtes, von welcher derſelbe die erforderlichen Weifungen 
und inſoweit folche zugleich die Hafenverwaltung berühren, nöthi- 
genfalls nach geeignetem Benehmen mit den kgl. Stellen und Be- 
hörden ver, inneren Verwaltung zu empfangen hat. 

2) Desgleichen haben die Verfügungen bezüglich des Etats und der 
Berausgabung auf den Ertrag ver Hafengebühren von den Be- 
hörden der innern Verwaltung, al® durch den Zwed des Hafens 
und feine polizeiliche Verwaltung bevingt, auszugeben. 

3) Wird dagegen, nachdem die Erhebung der Hafengebühren laut 
$.20. des Hafen-Neglements bereits dem kgl. Hauptjollamt Lindau 
übertragen ift, dem nämlichen Hauptzollamte die ganze Comtabi- 
(ität der Hafen Verwaltung überhaupt, vorbehaltlich der unter 
Ziffer 1 und 2 bezeichneten polizeilichen Zuftändigfeit übertragen, 
daher die kgl. General: Zollapminiftration angewiefen wird, bier- 
nach die erforderlichen Weifungen ſowohl an ven Ober: Zollinfpeftor 
N. als Hafen-Commiffär, als an das Haupt-Zollamt Lindau un- 
züglich ergehen zu laſſen. 

München ven 11. April 1843. 

Königlihes Finanzminifterium. 
An die kgl. General-Zoll-Aominiftrationen. Nr. 4784, 


V. Abſchnitt. 


Behandlung des Güter-Transports und der Waaren- 

Abfertigung auf dem innerhalb des Bolluereinsgebiets 

gelegenen Cheile des Rheins und den conventionellen 
Aebenflüßen desfelben. 


Im 


1. Bekanntmachung der Königlichen General» Zoll» Adminiftration 
vom 31. Dezbr. 1841 die Zollbehandlung der auf dem Rheine 
und deſſen conventionellen Nebenflüßen beförderten Waaren. 


Im Namen Seiner Majeftät des Königs. 


In dem beiliegend dem kgl. Hauptzollamte 
A. die Bekanntmachung (im Negierungsblatte vom 29. Dechr. d. Is. 
Nr. 53) im Betreffe ver Behandlung des Gütertransports und 
der Waaren-Abfertigung auf dem innerhalb des Zollvereinsgebiets 
gelegenen Theile des Rheins und ven conventionellen Nebenflüßen;*) 
B. das Nieverlage-Regulativ für Orte, in welchen ſich ein Freihafen 
befindet, und 
C. die Inſtruktion für die Schiffsbegleiter 
unter dem Auftrage zugefchloffen werben, diefe Normalien gehörig in 
Ausführung zu bringen, werben zugleich in Gemäßheit höchſter Finanz- 
Minifterial-Entfehliefung weiter die nachfolgenden gleichfall® auf Verein- 
barung mit den übrigen Zollvereinsftaaten beruhenden Inftruftionspunfte 
behufs der Vollziehung einzelner Beſtimmungen ber vorgedachten Regle- 
ments zur Kenntniß und in fo weit zur pünftlichen Nachachtung mitge- 
theilt, al8 fie deſſen Wirfungsfreis berühren. 


I. Zur Vereinbarung, die Behandlung des Gütertransports und ber 
MWaaren- Abfertigung auf dem Rheine betreffend. 
1. Zu 8. 2 der Vereinbarung. 

1. Die Schiffer find von der zu ihren Gunften getroffenen Einrich- 
tung in Kenntniß zu fegen, wonach auf ihr Verlangen bei dem Grenz« 
eingangs: Amte zollorpnungsmäßige Declarationen unentgeltlich, jedoch 
unter ihrer Verantwortlichkeit ausgefertigt werden können. 





*) Conf. vorſt. Abſchn. 1. Nr. 27. S. 700. 
bb 
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Erflärt der Schiffer beim Grenzeingangs-Amte, daß er hiervon 
Gebrauch machen wolle, fo ijt von dem Hauptamte dafür Sorge zu tragen, 
‚daß dem Berlangen des Schiffers alsbald und jo fehnell, wie nur immer 
möglich, entfprochen werde. Die Deflarationen find in dieſem Falle zwei- 
fach auszufertigen. 

2. Schiffer, welche e& vorziehen, Duplifate der Manifefte zu über- 
geben, find durch Belehrungen won Seiten der Hauptämter an ber Grenze, 
im Gimvernehmen mit den Hauptämtern in den Beitimmungsorten zu 
veranlaffen, die Waaren in ven Manifejten fogleic nach den Vorſchriften 
für die Zollveclaration zu verzeichnen. 

Sollte ver Fall vorfommen, daß ein Schiffer behauptet, nach Inhalt 
ver Frachtbriefe nicht beftimmter, als im Manifeſte gefchehen, veclariren 
zu können, fo hat das Grenzzollamt fich durch Vergleichung der Fracht: 
briefe mit dem Manifejte zu überzeugen, ob dieſe Behauptung begrünvet 
ift, oder nicht. Im erfteren Falle hat das Hauptamt darüber am Mani- 
feft-Duplicate eine Bemerfung beizufügen, und, ohne den Schiffer deshalb 
länger, als zu jener Vergleichung und dieſer Bemerkung nothwendig iſt, 
aufzuhalten, das Weitere vem Hauptamte im Beftimmungsorte zu über: 
laſſen, Falls aber, nach Inhalt ver Frachtbriefe, die tarifmäßigen Be— 
nennungen allerdings angegeben werben fünnen, jo bat das Grenzzollamt 
dafür zu forgen, daß dies in einem Nachtrage zu dem Manifejt-Duplifate 
durch den Sciffführer felbft, over durch die Perfonen, welche mit ber 
Ausfertigung der Declaration auf Koften des Vereins beauftragt find, 
gejchehe. 

3. Hit in dem Duplifate des Manifeftes oder in der Deflaration 
das Gewicht mehrerer Colli einer und verfelben Waare zufammen einge- 
tragen, fo ift dieferhalb die Angabe nicht zu beanftanden. 


2. Zu $. 3 der Bereinbarung. 


1. Die Hauptzellämter, welchen vie Funktionen ver Grenzämter auf 
ben innerhalb des Dereinsgebietes gelegenen Theile des Rheins zufom- 
men, find: 

a) am Unterrhein das f. preußifche Haupizolfamt Emmerid); 

b) am Oberrhein das f. bayerifche Hauptzollamt Neuburg und das 
großberzogl. badifche Hauptfteueramt Knielingen an der Rhein- 
brücde bei Knielingen, 

bergejtalt, daß beim Eingange den Schiffern und beim Ausgange den 
Begleitſchein-Extrahenten die Wahl freiſtehen foll, vie Abfertigung, wie 
folche der Vereinbarung und den in gegemwärtiger Ausſchreibung enthal⸗ 
tenen Beſtimmungen gemäß, bei dem Grenz-Ein- und Austrittsamte zu 
geſchehen ſei, entweder bei dem Amte in Neuburg oder bei dem Amte in 
Knielingen bewirken zu laſſen. 
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2. Bei ver Abfertigung an der Grenze wird eine Reviſion ver Schiffe- 
ladung nicht eintreten. Mit diefer Verabredung iſt jedoch nichts beab- 
fichtigt, die Bejtimmungen des Art. 28 der Rhein-Schifffahrts-Eonvention, 
jo wie diejenigen Befugniffe in irgend einer Weiſe zu befchränfen, welche 
jedem Uferftaate, nach Art. 40 diefer Convention, in Bezug auf die Re— 
vifion der zur Ausladung in feinen Gebiete beftinmmten oder daſelbſt ein- 
geladenen Waaren zuftehen. 

3. Das Grenzamt muß ſich einer. möglichit raſchen Abfertigung ver 
Schiffer befleißigen, ganz befonvders muß dies dann gejchehen, wenn eine 
drohende Gefahr von Nachtheilen over Beſchädigungen durch höhere Gewalt 
den Schiffer zu möglichfter Befchleunigung feiner Reife auffordert. 

Wählt ver Schiffer die Abgabe eines Duplifates des Mantfejtes, fo 
dient ba, wo fich das Grenzzollamt und das Nheinzollamt am nemlichen 
Drte befinden, die Abjchrift: des Manifeftes, welche bei dem Rheinzollamt 
als Negifterbeleg zurüdbleibt, bis. dahin, wo der Begleitfchein mit einer 
beglaubigten Abjchrift des demſelben angeftempelten Manifeit- Dupfifats 
zurücdgelommen fein wird, auch dem Grenzzollamte zum etwa nöthigen 
bienftlichen Gebrauche. 


3. Zu $. 4 der Vereinbarung. 


a. Die Beurtheiling, ob nad) ver getroffenen Einrichtung ein. Fahr— 
zeug als zur Abfertigung unter Schiffsverſchluß geeignet anzufehen fei, 
ſteht für vereinsländifche Fahrzeuge ver Direktinbehörbe in demjenigen 
Bereinsftaate, welchem der Schiffseigenthämer angehört, für ausländiſche 
Fahrzeuge aber derjenigen Direftivbehörbe zu, bei welcher ver Eigenthümer 
eines Fahrzeuges fich meldet und letzteres zur Unterfuchung Stellt. 

Zu biefem Ende find von den betreffenden Hauptzollämtern im jedem 
einzefnen Falle, nach vollendeter verſchlußfähiger Einrichtung des. Fahr- 
zeuges, beziehungsweife nach ver desfalls ftattgehabten Unterſuchung, bie 
bezüglichen Verhandlungen ver General-Zoll-Aominiftration zur Entjchließ- 
ung vorzulegen. 

b. Damit die Schiffer niemals im Voraus mit Sicherheit darauf 
zählen können, daß lediglich ver Sciffsverjchluß Statt finden werbe, und 
pamit nicht auf eine folche Gewißheit hin, planmäßig Unterfchleife ver- 
fucht werden mögen, ſoll bisweilen, neben dem Schiffsverſchluſſe, noch 
Perfonalbegleitung bis zum Beftimmungsorte der Ladung eintreten. 

Unter zwölf verfchloffenen Schiffen foll wenigftens eines auch ber 
Berfonalbegleitung unterworfen. werben, jedoch nicht iu einer beftimmten 
Ordnungsfolge, fondern mit Beobachtung eines Verfahrens in der Aus» 
wahl der zu begleitenden Schiffe, welches geeignet ift, ben Schiffer in 
diefer Beziehung in einer, zur Verſtärkung bes moralifchen Schutzes bei- 
tragenden Ungewißheit zu erhalten. Es verjteht. fich von felbit, daß auch 

. 55 * . 
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anf die, mach dieſer Vorſchrift, unter Begleitung zu ftellenden Schiffs— 
ladungen diejenigen Beſtimmungen anwendbar bleiben, welche für die unter 
Verſchluß gefesten Schiffe überhaupt gegeben find. 


4. Zu $. 5 der Bereinbarung. 

1. Das Grenzzollamt bat dafür zu forgen, daß der Schiffer nach 
Erledigung des Deklarationspunftes immer fogleich abfahren fünne, und 
die Geftattung der Abfahrt an feine, der Verordnung fremde Bedingung 
zu knüpfen. 

2. Durch die Verabredung wegen ver Perfonalbegleitung der Schiffe 
ift nicht ausgefchloffen, daß die Regierungen von der in dem Art. 39 ver 
Rheinfchifffahrtsfonvention ausgedrückten Befugniß Gebrauch machen, neben 
der Begleitung der Schiffe auch die Verbleiung oder VBerfiegelung ver 
Lucken oder der fonftigen Zugänge zu den Waarenräumen anzuorbnen, 
in fo weit die Einrichtung des Schiffes und die Beſchaffenheit der Ladung 
ſolches geftattet. 


5. Zu 8.6, Tu. 8 der Vereinbarung. 

1. Wenn Schiffsladungen, welche nach einem Freihafenplage am 
Main oder Nedar bejtimmt find, und vom Grenzeingangsamte am Rhein 
unter Schiffsbegleitung oder Schiffsverſchluß abgefertigt wurben, unmit- 
telbar vor, bei oder nach dem Eintritte in den Nebenfluß theilweije im 
andere Fahrzeuge übergeladen werden und dieſe Fahrzeuge alsdann das 
Hauptichiff bis zu feinem Beitimmungsorte begleiten, fo ift auch vom 
Orte der Ueberladung ab das Hauptfchiff fammt ven dasſelbe begleiten- 
den Nebenfchiffen unter Perfonalbegleitung oder Schiffsnerfchluß bie zum 
Beitimmungsorte abzulajfen. Es tft jedoch, damit für dieſe Fälle künftig 
in der Regel der Schiffsverfchluß in Anwendung komme, eifrigit darauf 
bin zu wirken, daß die betreffenden Fahrzeuge verjchlußfähig eingerichtet 
werben. 

Falls die Schiffsführer es vorziehen, kann jedoch auch vom Orte ver 
Ueberladung an, jtatt ver Schiffsbegleitung oder des Schiffsverfchlufies, 
für die ganze Schiffsladung oder auch für den in den Nebenfchiffen be- 
findlichen Theil verjelben, Abzählung und Verſchluß der Colli eintreten, 
und diefe Abfertigung ohne Verbringung der Waaren an das Ufer Statt 
finden. — In Fällen diefer Abfertigungsart ift nom Hauptamte am Orte 
der Ueberladung das Nöthige in dem Begleiticheine:zu bemerken. 

2. Da, wo feither zum Zwecke des Uebertritts aus dem Rhein in 
den Main, in Folge von Anorbnungen zum Vollzug der Rheinſchifffahrts— 
Convention, Meberladungen von Bord zu Bord in der Art geftattet waren, 
daß die Schiffeladungen unter Zurüdlaffung des Fahrzeuges, mit welchem 
fie angefommen, in andern Fahrzeugen ihrem Beitimmungsorte zugeführt 
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werben, dürfen vergleichen Ueberladungen auch fernerhin unter nachbe- 
merfter Controle Statt finden: 

a. Das Hauptamt läßt die Ueberladung durch Beamte beauffichtigen, 
bie Abzählung und ven Berfchluß der Colli auf dem Fahrzeuge 
vornehmen, fügt barüber, daß dies gefchehen, dem Begleitſcheine 
bie erforverlihen Bemerkungen bei und ertheilt hierauf bin vie 
Erlaubnig, die Waaren ohne Perfonalbegleitung ihrem Beftim- 
mungsorte zuzuführen. 

b. An die Stelle des Verſchluſſes ver einzelnen Colli kann, unter 
Umſtänden, in Fällen, wo ſolches mit Sicherheit zuläſſig erſcheint, 
ein Verſchluß in der Art treten, daß mehrere Colli unter gemein- 
famen Verſchluß genommen werben. 

c. In Fällen, we ein Schiffer bedeutende Onantitäten von Waaren, 
welche nur das Ausland probucirt, namentlich Kaffee, an Borb 
bat, kann der Verſchluß ver einzelnen Colli dann unterbleiben, 
wenn ber Schiffsführer, unter Erklärung feiner Bereitwilligfeit 
zur Ausladung einzelner Colli, den Antrag- ftellt, daß das Haupt- 
amt Probeverwiegung eintreten laffen möge, und wann die Brobe- 
verwiegung zu Reſultaten führt, welche auf vie Nichtigfeit ber 
Deklaration fchließen lafien. 

d. Bei gering belegten Gegenftänven, welche ihrer Befchaffenheit nach 
nicht wohl verſchloſſen werden können, 3. B. Farbehölzer 2c. genügt 
bie Abzählung und die Angabe des Refultates derſelben in ber 
Deklaration. 

e.. Inſofern das Fahrzeng, mit welchem vie Waaren dem Bejtim- 
mungsorte zugeführt werden, verſchlußfähig ift, kann an vie Stelle 
des Colliverfchluffes ver Gefammtverfchluß des Schiffes treten. 

f. Es ift nicht darauf zu bejtehen, daß die einzelnen Heineren Fahr- 
zeuge, auf welchen die ans dem Auslande angefommene Ladung 
vertheilt, ihrem Beftimmungsorte zugeführt wird, gleichzeitig ab- 
fahren. 

Jedes folcher Heinen Fahrzeuge Tann, wenn es gewünſcht 
wird, nach erfolgter Abfertigung der’ Ladung deſſelben, auf ben 
Grund eines amtlich beglaubigten Auszuges des Begleiticheines 
abgelaffen werben. 

g. Eine Berfonalbegleitung der Schiffe, in welche vie Waaren über- 
geladen werben, zu dem im Begleitfcheine des Grenz- Eingangs» 
amtes angegebenen Beftimmungsorte, kann von dem Hauptamte 
ausnahmsweife dann angeorbnet werben, wenn eine brohende Ge- 
fahr von Nachtheilen over Beſchädigung durch höhere Gewalt bie 
möglichite Abkürzung und Befchleunigung ber Abfertigung in dem 
Drte ver Ueberladung im Intereſſe des Verkehrs nothwendig macht. 
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h. Tritt Berfonalbegleitung ein, fo kann das Hauptamt fich daranf 
bejchränfen, nur einen Theil der Eolli unter Verſchluß zu nehmen, 
oder von .diefer Mafregel auch ganz abftehen. 

i. So oft das Hauptamt, bei welchem die Ueberladung Statt findet, 
von der nur für Ausnahmsfälle ertheilten Befugniß, zur Anorb- 
nung der Schiffsbegleitung ftatt des Eolli-BVBerfchluffes Gebrauch 
“macht, hat dasfelbe darüber eine Verhandlung aufzunehmen, barin 
die veranlaffenden Gründe zu dem Ausnahme-Berfahren anzugeben, 
und die Verhandlung alsbald nach erfolgter Abferfigung feiner 
vorgeſetzten Stelle vorzulegen. 

3. Die vorstehenden Bejtimmungen unter Nr. 1 und 2 beziehen fich 
nur auf Fälle, in welchen die ganze Schiffsladung mit dem an ber Grenze 
ertrahirten Begleitichein dem darin angeführten Beftimmungsorte zugeführt 
wird. In andern Fällen tritt die Behandlung nad ven allgemeinen Kegeln 
ein, wobei jedoch ſtets das Augenmerk auf möglichjt ſchnelle Abfertigung 
gerichtet bleiben und jeve- unnöthige Beläftigung vermieden werben folf. 

4. Beiladungen jind, in den Fällen des Verfahrens nach den wor: 
jtehenden Berabrevdungen Nr. 1 und 2 nur dann zuläffig, wenn die Fahr— 
zeuge, mit welchen die Waaren vom Punkte ver Ueberladung an, ihrem 
Beitimmungsorte zugeführt werben, verichlußfähig eingerichtet find, aber 
auch nur unter den Beringungen, unter welchen, nach dem erften Alinea 
des 8. 7 der Vereinbarung, die Beiladungen geftattet find. 


6. Zu $. 9 ver Vereinbarung. 

1. In Bezug auf die Fälle, in welchen eine Leichterung ber unter 
Geſammtverſchluß genommenen Schiffe und ftredienweife die Begleitung 
berfelben und der Yeichterfchiffe nothwendig wird, jollen die zur Sicherung 
ber Intereſſen ver Zollverwaltung erforderlichen Controlen und Auffichts- 
Maßregeln möglichſt jo getroffen werben, daß fie für die Schifffahrt mit 
feiner erheblichen Beläjtigung verbunden find. 

2. Die Dienfthandlungen der Zolljtellen und Beamter, zu welchen 
bie Yeichterungen Beranlaffung geben, beftehen in Folgendem: 

a. Löſung des Verſchluſſes zum Zwede ver Leichterung ; 

b. Begleitung der Schiffe vom Orte ver Löſung des Verfchlufies 
bis zum Orte der Ueberladung in die Leichterfchiffe, in fo ferne 
nicht Beides — Yöfung des Berfchluffes und Ueberladung in vie 
Leichterſchiffe — an einem und demjelben Orte ftattfinbet; 

e. Deauffichtigung ver Ueberladung in vie Leichterfchiffe ; 

d. Begleitung von dem Punfte, wo die Ueberladung in die Yeichter- 
ſchiffe gefchieht, bis zu dem Punkte, wo die Zurüdladumg aus den 
Yeichterfchiffen in pas Hauptichiff erfolgt, beziehungsweife bis zum 
Beitimmungsorte ; 
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e. Reauffihtigung ver Zurücladung im das Hauptfchiff ; 

f. Begleitung vom Orte der Zurücladung bis zum Orte der Wieder— 
anlegung des Gefammtverfchluffes, besiehungsweife bis zum Be— 
ftimmungsorte; 

g. Wieveranlegung des Gefammt-Sciffsnerfchluffes. 

3. Die Löſung des Schiffsverfchluffes (Nr. 2 a) darf mur von Haupt: 
ämtern oder von Nebenämtern im Innern (Steueräimtern), welche mit 
zwei Beamten beſetzt find, bewirkt werden. Befindet fich in folchen Orten, 
in deren Nähe Leichterungen nothwendig werden, feine zur Yöfung - des 
Berfchluffes competente Zollftelle, jo wird das dem Orte der Yeichterung 
zunächft woranliegende Hauptamt oder Nebenamt für vorlommende Fälle 
mit ver Löſung des Verſchluſſes beauftragt. 

Es fünnen jedoch unter Umftänden auch einzelne Abfertigungsbeamte 
an bie Peichterungs Stelle abgeorpnet werben, um unter Zuziehung von 
Auffichtsbeamten ven Verſchluß zu Löfen. 

4. Die Wieveranlegung des Schiffsverfchluffes (Nr. 2 g.) darf eben 
fo wie die Löfung des Verfchluffes nur von einem Hauptamte oder bon 
einem mit zwei Beamten befegten Unteramte im Innern vorgenommen 
werben. 

Befindet fich in dem Drte, in veffen Nähe die Zurüdlabung aus 
dem Leichterfchiffe in das Hauptfchiff erfolgt (Nr. 2, e.) fein Haupt- oder 
Nebenamt, fo wird das auf diefen Ort zumächht folgende. Haupt= over 
Nebenamt für vorfommende Fälle, mit Wiederanlegung des Verſchluſſes 
beauftragt. 

Es fünnen jedech unter Umftänden auch einzelne Abfertigungsbeamte 
an die betreffende Stelle abgeoronet werben, um die Wieneranlegung des 
Verfchluffes unter Zuziehung von Auffichtsbeamten zu bewirken. 

5. Die Veauffichtigung der Ueberladung aus dem Hauptjchiffe in 
die Yeichterfchiffe (Nr. 2 c.), fo wie die Zurüdladung aus den Yeichter- 
ichiffen (Nr. 2 e.) in das Hauptfchiff gehört, wenn fich in dem Orte, in 
defien Nähe die Leber» refp. Zurückladung vorgenommen wird, eine 
commpetente Amtsjtelle befindet, zu den Obliegenheiten ver Beamten ber 
(egteren und der Auffichtsbeamten, außerdem aber liegt fie ausfchliehlich 
den mit der Begleitung der Schiffe auf beftimmte Streden beauftragten 
Auffichtsbeamten ob. | 

6. Zur Begleitung der Schiffe (Nr. 2. b. d. und f.) beziehungsweife 
zur Beauffichtigung der Ueberladungen (Nr. 2 c. und e.) wird bei ven 
Aemtern (Nr. 3), welche in ven Fall fommen, von ihrer Befugniß zur 
Löfung des Verfchluffes zum Zwede ver Leichterung Gebrauch zu machen, 
infofern ihnen nicht bereits in Rückſicht auf den Dienft bei den urfprüng- 
(ih unter Begleitung abgefertigten Schiffen, Auffichtsbeamten zugetheilt 
find, eine genligenve Anzahl von Aufjehern jtationirt werben. 
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7. Die Inſtruktion für die Schiffsbegleiter findet im Wefentlichen 
auch auf diejenigen jtredenweife eintretenden Begleitungen Anwendung, 
welche auf Veranlafjung der Leichterungen bei den unter Gejfammtver- 
ſchluß abgefertigten Schiffsladungen nothwendig werben. 

8. Ueber vie ſämmtlichen Amtshanplungen, welche aus Beranlajjung 
ver Leichterung jtattfinden (Nr. 2 a—g) find von den betreffenden Amts- 
jtellen oder Auffichtsbeamten den zu ver Schiffsladung gehörigen Abfer- 
tigungspapieren Vermerke beizufügen. Namentlich müffen in Bezug auf 
die Declaration die Stücke bezeichnet werden, welche aus dem Hauptfchiffe 
in bie Leichterfchiffe übergeladen und demnächſt ans den Leichterfchiffen im 
das Hauptichiff zurücgeladen worden find. | 


7. Zu $. 10 und 11 der Bereinbarung. 

1. Us competente Zolljtellen, bei welchen die Anzeige von ber durch 
ven Schiffsführer bewirkten Yöfung des Verfchlufjes gemacht werden muß, 
find ſämmtliche Hauptämter und bie mit wenigftens zwei Beamten bejegten 
Nebenämter im Innern zu betrachten. 

2. Diefe Zollftellen follen von ver Befugniß zur Reviſion der Schiffs- 
ladung nur in Fällen, wo ben Umſtänden nach eine Defraubation zu 
vermutben ift, jedenfalls aber dann Gebrauch machen, wenn bringenver 
Verdacht einer Defraudation vorliegt. 

Sie müfjen bei dieſen Reviſionen, gleichwie bei jeder andern Amts- 
handlung, mit Umficht verfahren, um jede über ven Zwed hinausgehende 
Deläftigung der Schiffer zu vermeiden. 

8. Zu 8. 12 der Vereinbarung. 

Das Hauptamt, welches in ven Fall kommt, diefe Vorfhrift der 
Vereinbarung auszuführen, hat auf möglichit rafche Beförberung der 
Schiffer Bedacht zu nehmen. | 

9. Zu $. 13 Nr. 1 der Vereinbarung. 

Auch die Anfchreibung in den Commerzial-Regiftern erfolgt exit im 
Beitimmungsorte ver Schiffslabung. 

Wird jedoch bei Schiffsladungen, welche nach mehreren Orten beftimmt 
find, nah $. 19 Nr. 2 der Vereinbarung, die Revifion ver Ladung und 
die zollordnungsmäßige Abfertigung in dem erften ver betheiligten Häfen 
vorgenommen, fo gefchieht die Anfchreibung in den Commerzial-Regiftern 
bei dem Hauptamte dieſes Hafenortes. 


10. Zu $. 13 Nr. 2 der Vereinbarung. 
Zur Volßziehung diefer Bejtimmungen wird Folgendes vorgefchrieben: 
a. Ergibt fi durch die Revifion, daß Waaren gar nicht oder in zu 
geringer Menge, over in einer Beſchaffenheit, welche eine geringere 
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Abgabe begründen würbe, beflarirt worben find, dann hat das 
Hauptamt im Beltimmungsorte, jowohl in Beziehung auf ven 
Gefällepunkt, als auch in ftrafrechtlicher Hinficht nach den Regeln 
zu verfahren, welche bei Entdeckung derartiger Unvichtigfeiten ver 
Deklaration beim Eingange über die VBereind-Zollgrenze von ben 
Hauptzollämtern, nach dem Grund der Gejege und Inſtruktionen 
zu befolgen fin. 

(Zu vergleichen den Inſtruktionspunkt Nr. 14 zu $. 18 der Ber- 
einbarung.) 

. Werden dagegen bie beflarirten Waaren bei der Revifion gar nicht, 
ober in zu geringer Menge, over in einer Bejchaffenheit, welche 
eine geringere Abgabe begründen würde, vorgefunden, dann bat 
das Hauptamt das Sachverhältniß möglichit volljtändig zu ermit- 
teln und alle dabei in Betracht fommenvde Momente zufammen zu 
jtellen, fo daß darauf bin beurtheilt werden fann: 

1. ob Thatjachen oder bejtimmte Indicien vorliegen, woraus 
geichloffen werden kann, daß eine Vertaufhung von Waa— 
ren ober eigenmächtige Verfügung über folche ftattgefunven 
babe, und ob e8 zu erwarten ift, daß dieſes Vergehen durch 
Einleitung einer weiteren Unterfuchung werde conjtatirt 
werben, oder £ 

2. ob entweder gar fein Grund vorhanden ift, anzunehmen, 
baß eine derartige jtrafbare Handlung begangen worden, 

s oder in dieſer Beziehung nur etwa ein ganz entfernter Ver- 
bacht beiteht, deſſen vollftändige Begründung burch eine 
weitere Unterfuchung nach Lage der Cache, voransfichtlich 
nicht zu erreichen ijt. 

. Im Falle lit. b. Nr. 1 ift eine weitere Unterfuchung einzuleiten. 
Wenn nah dem Kefultate derſelben wirklich ein Unterfchleif ber 
gedachten Art ftattgefunden hat, dann ift nach Vorfchrift des $. 13 
ber DBereinbarung entweder die beclarirte Waarenmenge, unter 
Anwendung des höchſten Zollfages, oder vie in der Deklaration 
enthaltene Angabe über Gattung und Menge ver Waaren ver 
Abfertigung zum Grunde zu legen, und es ift zugleich bie Be- 
ftrafung nach dem Zollgefege zu veranlafjen. Xiefert die Unter- 
fuhung das entgegengefette Refultat, dann finden, was die Folgen 
betrifft, vie nachitehenven, für ven Fall lit. b Nr. 2 gegebenen 
Vorſchriften Anwendung. 

. Im Falle lit. b Nr. 2 ift von Einleitung weiterer Unterfuchung 
zu abftrahiren und nach. ven Vorfchriften zu verfahren, welche bie 
Bereinbarung für den Fall ertheilt, wenn zwar eine Vertauſchung 
von Waaren oder eine eigenmächtige Verfügung über folche nicht 


fonftatirt wird, der Schiffsführer jedoch nicht nachzuweifen vermag, 
daß die Waaren aus Verſehen unrichtig deklarirt worden. In 
dieſem Falle kann, nach der Vereinbarung, die in der Deklaration 
enthaltene Angabe über Gattung und Menge der Waaren der 
Abfertigung zu Grunde gelegt und zugleich die Erkennung einer 
Ordnungsſtrafe veranlaßt werden. 

Hat indeſſen das Hauptamt die moraliſche Ueberzeugung, daß 
fein Unterſchleif, ſondern nur ein Verſehen Statt gefunden babe, 
fo kann e8 beantragen, die Abfertigung nach dem Reviſionsbefunde 
eintreten, und eine Ordnungsſtrafe nur dann in Anwendung kom— 
men zu laffen, wenn die Abweichung des Inhalts der Defloration 
von dem Nevifionsbefunde Folge eines. groben Verſehens iſt. 
(Zu vergleichen ver Inſtruktionspunkt unter Nr. 14 zu $. 18 ver 
Bereinbarung.) 


11. Zu $. 13 Nr. 3 der Bereinbarung. 


Bei Anwendung diefer Beſtimmungen find deßfalls folgende verein- 
barte nähere Vorfchriften zu beachten: 


A. 


b. 


Am Falle einer Berlekung des Schiffsverfchluffes hat das Haupt- 
amt im Beftimmungsorte, bei der ihm ohnehin obliegenven Re— 
vifion der Ladung, den Fall zugleich auch in Beziehung auf die 
Identitätsfrage forgfältigft zu prüfen, die Momente, welche bei 
Beurtheilung diefer Trage in Betracht kommen, zuſammen zu 
ftellen, und fofort an bie General- Zoll-Arıniniftration erfchöpfen- 
den Bericht zu erftatten. 

Die General: Zoll - Npminiftration hat über die Folgen ver Ver— 
legung des Schiffeverfchluffes in Beziehung auf ven Gefällepunft 
zu enticheiden und zugleich darüber zu beftimmen, cb und inwie- 
fern im jtrafrechtlicher Beziehung eine Verfolgung eintreten ſoll. 


. Liegt feine Beranlaffıng vor, die Identität der Waaren in Zweifel 


zu ziehen (Fall a der Vereinbarung), fo verfügt die General- Zoll- 
Administration alsbald, daß der Verfchluß-Verlegung in Beziehung 
auf den Gefälfepunft Feine Folge zu geben fei. (Uebrigens zu 
vergleichen weiter unten lit. k. 


. Haben fich Zweifel in Anfehung der Identität der Waaren erge- 


ben, ohne daß eine Bertaufchung von Waaren oder eine eigen- 
mächtige Verfügung über folche conftatirt wäre, oder noch conftatirt 
werden könne (Fall b ver Vereinbarung), dann ift zumächit im 
Betracht zu ziehen, worauf fich die Zweifel gründen. 


. Eind die Zweifel nicht feriglich dich ganz vage Muthmaßungen 


und Befürchtungen hervorgerufen worden, fondern beruben fie viel- 
mehr auf Motiven, auf welche nach dem Ermeffen der General: 
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Zolladminiſtration ein Gewicht zu legen ift, dann fragt es fich 
weiter: 

ob die Waaren zur ſchließlichen Eingangs-Behandlung im 

Dereinsgebiete bejtimmt, oder ob fie am Beftimmungsorte ver 

Schiffsladung als mittelbares Tranfitgut declarirt worden find? 

. Sind die Waaren zur fchlieklichen Eingangsbehandfung im Ver: 
einsgebiete beſtimmt, dann ift die Sache nach der Vorfchrift unter 
lit. b ver Vereinbarung zu erledigen. 
. Werben die Waaren, deren Identität in Zweifel gezogen wird, 
als mittelbares Tranſitgut veflarirt, dann befteht in ver Verwei- 
gerung der Begleitfcheinabfertigung zur Verfendung nach dem Aus— 
lande und in der Behandlung der Sache nach der Beftimmung 
unter lit. b der Bereinbarung der Mittel, die Nachtheile wenig— 
ſtens theilweife zu entfernen, womit Vertaufchungen der Waaren 
für das Intereſſe der Zollverwaltung verbunden fein können. 

Indeſſen kann in Fällen des Zweifels über die Identität ver 
als mittelbares Tranſitgut deklarirter Waaren die Behandlung 
nach der Vorſchrift unter hit. b der Vereinbarung unter Umjtän- 
den zu großen Härten führen. Es wird darum die Verweigerung 
der Begleitichein-Abfertigung für folhe Waaren und vie Behand- 
fung nach der gedachten Borfehrift von ver General: Zoll-Abmini- 
ftration nur dann ausgeſprochen werben, wenn, nach forgfältiger 
Erwägung alter Verhältniffe, die in Bezug auf die Identitäts— 
frage erhobenen Zweifel in gewichtigen Momenten ihre Begrün— 
dung finven. | 
. Nach den Beitimmungen im $. 13 Nr. 3 ver Vereinbarung it 
für den daſelbſt unter lit. b bezeichneten Fall der Verwaltung 
überlaffen, ben tarifmäfigen Eingangszoll nach dem Nevifionsbe- 
funde oder nach dem Inhalte der Deklaration zu fordern. 

Erläuternd wird hierzu bemerft, daß in dem gedachten Falle 

dasjenige diefer beiden Elemente der Zollberechnung zu Grunde zu 
legen ift, aus welchem ver höhere Gefälfebetrag refultirt. 
i. Hat eine Bertaufhung von Waaren cover eine eigenmächtige Ver— 
fügung über jolche jtattgefunden und ift das Vergeben gehörig 
conjtatirt, dann dient in Beziehung auf ven Gefüllepunft die Vor- 
jchrift lit. c der Vereinbarung zum Anhalt. 

Unterfuchungen zum Zwede ver Conjtatirung einer Vertauſch— 
ung von Waaren oder einer eigenmächtigen Verfügung über folche, 
find allemal einzuleiten, wenn nach den vorliegenden Thatjachen 
oder Indicien nicht zu bezweifeln jteht, oder doch wenigjtens einige 
Wahrfcheinlichkeit vorhanden ift, daß vie Unterfiihung zu einem, 
die Anklage vechtfertigenden Refultate führen werde. Fehlt aber 


die Wahrfcheinlichkeit eines ſolchen Erfolges, dann ift von Ein- 
leitung der Unterfuchung zu abjtrahiren, und der Fall in Beziehung 
auf den Gefällepunft nach der Vorfchrift unter lit. b ver Verein— 
barung zu behandeln. 

k. Wenn fich bei ver Reviſion von Schiffsladungen, deren Verſchluß 
verlegt worden, Abweichungen von der Deklaration ergeben, hin— 
fichtlich welcher eine Unterfuchung wegen Vertauſchung von Waaren 
oder eigenmächtiger Verfügung über folche nicht einzuleiten ijt, 
fo ift ver Fall in Beziehung auf die ftrafrechtlichen Folgen ver 
unrichtigen Deklaration, ganz fo zu behandeln, wie er behandelt 
werden müßte, wenn eine Verfchlußverlegung nicht jtattgefunden 
bütte. 

1. Unabhängig von ven Folgen in Bezug auf den Gefällepunft follen 
nach der Vereinbarung die DVerlegungen des Schiffeverſchlußes, 
welche ohne Verbindung mit andern, höher zu bejtrafenvden Ver— 
gehen jtattgefunden haben, wenn nicht nachgewiejen werben Fann, 
daß fie durch Zufall entftanden, mit Orbnungsftrafen bis zu 100 
Reichsthaler (175 Fl.) geahndet werben. 

Wenn wegen anderer Zuwiderhandlungen blos eine Drbnungs: 
jtrafe zu erfennen ijt, fo fann biefe und die Ordnungsſtrafe wegen 
der BVerjchlußverlegung in einer das Maximum von 100 Reichs— 
thalern (175 Fl.) nicht überjteigenden Summe zugleich ausgeſpro— 
chen oder auch für jedes Vergehen eine befondere Orbnungsjtrafe 
angejegt werben. 

Die Zollbehörden müfjen bei Veranlafjung der Orbnungs- 
ftrafen wegen ver Verfchlußverlegungen ven Zweck derſelben gehörig 
im Auge haben. Sie dürfen ebenjowenig durch unzeitige Nach» 
jicht Unterjchleife, Nachläßigfeiten oder Sorglofigfeiten der Schiffer 
befördern, als durch übermäßige Strenge in Fällen, welche eine 
milde Beurtheilung zulaffen, ver wünfchenswerthen allgemeinen 
Einrichtung der Schiffe zum Verſchluß entgegen wirken. 

12. Zu $. 14 der Vereinbarung. 

Wenn an der Grenze auf Grund eines Duplifats des Manifeites 
ein Begleitfchein ertbeilt worben ift, jo hat das Hauptamt im Beftim- 
mungsorte von dieſem, dem Begleitichein angeftempelten Duplifate des 
Maniſeſtes beglaubigte Abjchrift zu nehmen und legtere, indem es jenes 
zurücbehält, bei Rüdjendung des Pegleiticheines an das Grenzzollamt 
gelangen zu laſſen, um bei legterem als Beleg des Negifters zu dienen. 


13. Zu $. 15 der Bereinbarung. 


Die Veftimmung im zweiten Sage biefes Paragraphen hat ven Zwedt, 
den Hauptämtern in den Veitimmungsorten ein Mittel in die Hand zu 
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geben, durch deſſen verftändige Anwendung die Sciffsführer veranlaft 
werben Können, in ihren Manifeften vie Waaren in einer den Vorfchriften 
für die Zoll-Deklaration entſprechenden Weife zu verzeichnen oder ftatt der 
Manifeit-Duplifate förmliche Zoll-Deflarationen an der Grenze zu übergeben. 

In den desfallfigen Anforderungen an die Schiffer darf inbefien 
nicht zu weit gegangen werben. Es ift namentlich in der erften Zeit durch 
Belehrung der Schiffer zu wirken, und fi, wenn die an ver Grenze 
abgegebenen Duplifate ver Manifefte nur unmefentliche formelle Mängel 
haben, mit viefen Manifeft-Duplifaten zu begnügen, ohne von den Echif- 
fern die Abgabe einer weiteren Deklaration zu forbern. 


14. Zu den 88. 16, 17, 18 und 19 der Vereinbarung. 


1. Die Verwaltungen ver ſtädtiſchen Hafen- und Waageanjtalten . 
follen zur Erleichterung ber Wbfertigung mit den Zollabfertigungsitellen 
in möglichjte Verbindung gefett werben. 

Wenn die abzufertigenden Waaren in ven Hafenorten auf ftäbtifchen 
Waagen verwogen werben, jo ift diefe Verwiegung von Beamten bes 
Hauptamtes zu controliven, und e8 find die Nefultate derſelben ebenſo in 
den amtlichen Revifionsbefund zu übernehmen, als wenn die Verwiegung 
auf einer Teviglich für ven Zollvienft vorhandenen Waage jtattgefun- 
den hätte. 

2. Die Frift zur Abgabe der Special-Defflaration wird, wo nicht 
mit NRüdficht auf die örtlichen Verfehrsverhältniffe etwas Anderes be- 
ftimmt werben wird, auf drei Tage von der Vollendung der Ausladung 
an feſtgeſetzt. 

Hiermit ift übrigens nicht ausgefchloffen, daß in einzelnen Fällen, 
wo Spediteure die Avis-Priefe nicht innerhalb ver bejtimmten Frift 
erhalten, vie betreffenden Waaren auch noch vier bis fünf Tage länger 
nmabgefertigt an einer geeigneten Stelle im Hafen oder Zollhofe unter 
Verſchluß lagern können. 

3. Bei der in Gemäßheit der Vereinbarung über den Gütertransport 
und die Waaren-Abfertigung auf dem Rheine und ſeinen Nebenflüſſen 
ſtattfindenden Abfertigungen ſollen überall die Brückenwaagen angewendet 
werden. 

4. Ergeben ſich bei der Reviſion der Waare im Beſtimmungsorte, 
in Anſehung des Gewichts, unerhebliche Abweichungen von den unbe— 
richtigten Angaben der Deklaration oder von den Berichtigungserklärun— 
gen, ſo ſoll deshalb keine Verfolgung in ſtrafrechtlicher Beziehung eintreten. 

Als unerhebliche Abweichungen ſind unter allen Umſtänden ſolche 
anzuſehen, welche zwei Prozent nicht überſteigen. 

Bei Colli, deren Gewicht nicht über zwei Zentner beträgt, ſind Ab— 
weichungen bis zu 5°/, als unerheblich zu betrachten. 
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Bei Colli von größerer Schwere als zwei Zentner find Differenzen 
zwifchen zwei und fünf Prozent nur dann als unerheblich zu behandeln, 
wenn die betreffende Waare dem Eintrodnen, dem Anziehen von Feuchtig- 
feit oder dem Auslaufen bejonders ausgejegt ijt. 

Entftehen Zweifel darüber, ob eime Differenz als unerheblich anzu- 
ſehen fein möchte, jo entjcheidet der Oberinjpeftor. 

Dem Oberinfpecter fteht übrigens die Befugniß zu, in allen Fällen, 
wo bei abweihendem Befunde, auch in Hinficht der Waarengattung, bie 
Gefälle Differenz einen geringen Gelpbetrag nicht überjteigt, nach bilfigem 
Ermeſſen das Strafverfahren zu fuspendiren. 

5. Wenn eine unter Begleitung abgefertigte Schiffsladung nach zwei 
Freihafenplätzen bejtimmt ift, welche einander gegenüberliegen, jo varf 
nach erfolgter Einladung der für den einen Hafen beftimmten Güter ver 
übrige Theil der Yadung nad) dem andern Hafen unter Schiffsbegleitung 
abzelaffen werten. 

6. Bei der im $. 19 Nro. 2 der Vereinbarung vorgefchriebenen 
Abfertigungsart fünnen die nach andern Freihafenplägen beftimmten Waa— 
ren, infoweit fie im folchen beitehen, welche nicht höher als mit 3 Rthlr. 
20 Sgr. (6 fl. 25 fr.) pr. Zentner belegt find, in dem Falle auf dem 
Fahrzeuge ſelbſt behandelt werden, wenn: 

a. aus der Bereinigung einzelner ausgeladener Colli dieſer Waaren 

fih auf die Nichtigfeit der Deklaration jchliefen läßt, 

b. die Abzählung und, fo weit erforverlich, ver Verſchluß der Colli 

auf dem Schiffe bewerfitelligt werden kaun, und 

e. die Ausladung jämmtlicher Colli nicht deshalb unumgänglich noth- 

wendig erjcheint, um die Leberzeugung zu erhalten, daß auf dem 
Schiffe feine Waaren, als die wirklich deflarirten, weiter vor- 
handen find. 

Der Verſchluß der Colli fann bei der nicht höher als mit 3 Rthlr. 
20 Sgr. (6 fl. 25 fr.) belegten Waaren unterbleiben, wenn, nach der 
Art und Berpadung dev Waaren (3. B. bei Käſe) nicht anzunehmen ift, 
daß ihnen höher belegte Waaren beigepadt werden. 

7. Wenn bei vem Eingange von Schiffsladungen auf dem Oberrbein 
einzelne Golli derfelben nach Freihafenplägen oberhalb Mannheim beitimmt 
find, fo künnen fie ausnabmsweife in dieſen Freihafenplägen abgefegt und 
zollordnungsmäßig behandelt werden, chne daß deshalb die ganze Ladung 
in einem dieſer Pläge nach Vorjchrift des $. 19 Nr. 2 ver Vereinbarung 
zollorpnungsmäßig behandelt werden müßte. 

Unter der Abfegung einzelner Colli wird in obiger Beziehung vie 
Abſetzung eines folchen Theils der Ladung verftanden, welche weniger 
als ein Zehntel der geſammten Yadung dem Gewichte nach ausmacht. 
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15. Zu $. 20 der Vereinbarung. 


Die Hauptämter in Zwijchenorten, bei welchen Unrvichtigfeiten in 
der urfprünglichen Deklaration entdeckt werden, haben bei Feitjtellung des 
Thatbeitandes und bei ven weitern VBorfehrungen zur Gicherung bes 
Intereſſes der Zollverwaltung ein möglichit abgefürztes Berfahren ein- 
zuhalten und barauf Bedacht zu nehmen, daß die betreffenden Waaren 
und die aufgenommenen Verhandlungen, fobald nur immer thunlich, an 
das zur weitern Behandlung der Sache competente Amt des Yejtim- 
mungsortes gelangen. 


16. Zu $. 23 der Bereinbarung. 


Sind die auf Deklarationsicheine ausgehenden Waaren bei einem 
Hauptamte im Innern unter Golliverfchluß genommen worven, jo muß 
die Recognition des Berfchluffes auf dem Schiffe ſelbſt mit möglichjter 
Beichleunigung und unter Beachtung der Inſtruktionspunkte sub Nro. 20 
vorgenommen werben. 


17. Zu $. 24 der Vereinbarung. 


Als ein erheblicher, die Abfertigung bei dem Grenz-Eingangsamte 
ausichliefender Aufenthalt joll, bei dem Cingange auf dem Oberrbein, 
derjenige angejehen werben, welcher die Dauer eines halben Tages über- 
fchreiten würde. 


18. Zu $. 24 Nr. 2b der Bereinbarung. 

An Fällen, wo eine von dem Örenzeingangsamte am Oberrhein 
unter Schiffsbegleitung abgelafjene Ladung von Deklarationsfchein-Gütern 
nach mehreren Freihafenplägen beſtimmt ift, tritt die unter Nr. 14 Ziff. 7 
diefer Uusjchreibung zu $. 19 Wr. 2 der Vereinbarung vorbehaltene 
Ausnahme ebenfalls ein. 


19. Zu $. 25 der Vereinbarung. 


Wenn ver Eingang einer jelchen gemifchten Yadung auf dem Ober: 
rhein jtattfinvet, kommt die vorjtehende Ausnahme ebenfalls in Anwendung. 


20. Zu $. 23 der Vereinbarung. 

Zu diefem $. ift Folgenves als Inſtruktion vereinbart worden und 

zu beachten: 

a. Wenn die von einem FFreihafenplage ausgehenden unverzollten 
Waaren von dem Hauptamte im Berjendungsorte nach den allge: 
meinen Vorſchriften auf Begleitihein und unter Colliverſchluß 
abgefertigt worven find, jo läßt das Hauptamt an der Grenze 
die Ausgangsbehandlung nach den allgemeinen Regeln eintreten, 


Die Revifion und Abnahme des Verfchlußes foll jedoch auf 
den Fahrzeugen ſelbſt mit thumlichiter Befchleunigung und mit 
Vermeidung jeder unnöthigen Beläftigung der Schiffer ftattfinven. 
Das Ausgangsamt kann von dem Schiffer forvern, daß er auf 
dem Schiffe diejenigen Vorkehrungen treffe, welche unumgänglich 
nothwendig erjcheinen, um von dem Vorhandenſein ber ſämmt— 
lichen, zum Ausgange veflarirten Colli Ueberzeugung nehmen, um 
den Verſchluß löfen zu können. 

Müffen zu dem Ende einzelne Colli bis zur Vollendung ber 
Revifion von ihrer Stelle im Schiffe entfernt werben, fo ift dem 
Schiffer überlaffen, ob er dieſelben einjtweilen an eine andere 
Stelle im Schiffe, over an das Ufer, oder in ein anderes Fabr- 
zeug bringen will. 

Was namentlih Schiffsladungen betrifft, welche theil® in 
unverzollten Waaren, theils in Gegenftänvden des freien Verkehrs 
beftehen, und auf welche die vorftehenden Bemerkungen ſelbſtredend 
ebenfalls Anwendung finden, jo haben die Hauptämter im ben 
Einlatungsorten die Schiffer darauf aufmerkſam zu machen, wie 
ſehr es in ihrem Intereſſe liegt, die unverzollten Waaren fo zu 
verladen, daß das Grenz-Ausgangsamt im Stande fei, die Revifion 
und Abnahme des Verfchlußes auf ven Fahrzeugen vorzunehmen. 
. Die Hauptämter in den Freihafenorten, aus welchen bie Verſen— 
dungen erfolgen, find ermächtigt, beim Ausgange zu Berg Schiffe- 
ladungen, welche lediglich in unverzollten Gütern beftehen, unter 
Perſonalbegleitung nach dem Ausgangsamte abzulaffen. 

In diefen Fällen fann der Colliverfchluß ganz unterbleiben, 
oder auch der Verſchluß eines Theils der Colli jtattfinden, wogegen 
die Verbleiung der Yuden oder der fonftigen Zugänge zu ben 
Waarenräumen, fo weit foldhe möglich ift, neben ver Berfonal- 
begleitung jederzeit eintritt. 

Iſt der Eolliverfchluß ganz unterblieben, jo wird bei bem 
Ausgangsamte nach der im $. 33 der Pereinbarung für ven 
Ausnahmsfall gegebenen Vorjchrift verfahren. Bei Anwendung 
des Verſchlußes eines Theils der Colli hat das Hauptamt im 
Verjendungsorte dafür zu forgen, daß diejenigen Colli, welche 
den oberen Theil ver Yadung bilden follen, unter Verſchluß genom— 
men werden; auch find die Schiffsführer zu veranlaffen, die ver- 
ichloffenen Colli fo zu verladen, vap die Abnahme des Verſchlußes 
auf dem Fahrzeuge möglich if. Das Ausgangsamt läßt allge: 
meine Befichtigung der Ladung, und bei dem verfchloffenen Theile 
derjelben Abnahme des Verſchlußes auf dem Fahrzeuge eintreten, 
und erledigt daraufhin und auf die Beſcheinigung des Begleitungs- 
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Beamten, baß die Ladung unverändert zur Grenze gelangt und 
über viefelbe ausgegangen fei, ven Begleitfchein. Cine weiter 
gehende Ausgangs - Revifion tritt beim Ausgangsamte nur ein, 
wenn dringende Veranlaſſung zu einer Unterfuchung wegen Ueber: 
tretung der Zollgefege vorliegen follte. 

c. So weit bisher bei vem Ausgange unverzollter Waaren auf dem 
Oberrhein auch für Yadungen,. welche nicht leviglich in unverzolf- 
ten Waaren beſtehen, vie Perfonalbegleitung ftattgefunvden bat, 
fann diefelbe ald Ausnahme von ver im legten Alinea des $. 33 
der Vereinbarung getroffenen Bejtimmung noch für die Dauer ver 
Jahre 1842 und 1843 zugelafjen werben, unter ven Bedingungen, 
welche in dem $. 34 der Vereinbarung für den Fall vorgejchrie- 
ben find, wenn Gegenſtände des freien Verkehrs innerhalb des 
verjchließbaren Raumes ver für ven Ausgang unter Gefanmmtver- 
ſchluß abgefertigten Echiffsladungen beigeladen werden und unter 
Berückſichtigung der vorftehend unter lit. b gegebenen VBorfchriften. 

Diefes ijt jedoch nur im Falle des wirklichen Bedürfniſſes 
ftatthaft und es iſt eifrigjt das Beſtreben dahin zu richten, daß 
fhon vom nächſten Jahre an Ausnahmen von den in der Verein- 
barung und diefer Verfügung für den Waarenansgang fejtgejegten 
Abfertigungsregeln möglichjt vermieden werben. 


21. Zu 8. 34 ver Vereinbarung. 

1. Wenn Sciffsladungen, welche unter Schiffsverſchluß zum Wus- 
gange abgefertigt werben, in hoch belegten Gegenftänden beftehen, und das 
Hauptamt im DVerfendungsorte Veranlaffung hat, in die Solidität des 
Schiffsführers Zweifel zu fegen, fo fann dasfelbe auch noch Perjonalbe- 
gleitung neben dem Schiffsverfchluffe eintreten laſſen. 

2. Durch die im $. 34 der Vereinbarung enthaltene Beitimmung, 
wornach Gegenftände des freien Verkehrs, im Falle ihrer Beiladung inner: 
halb des verjchließbaren Raumes, in welchem fich die auslänvifchen Waa— 
ren befinden, ihre Eigenjchaft als Gegenftände des freien Verkehrs ver- 
tieren, follen die vertragsmäßigen Beftimmungen wegen Begünftigung der 
Gegenjtände des freien Verkehrs in den Schifffahrtsabgaben nicht alterirt 
werden. Solche Gegenftände find vielmehr, ohne Rückſicht auf die im 
$. 34 der Vereinbarung ausgedrüdte Bedingung der Beiladung, in Bezug 
auf die Schifffahrtsabgabe auch in jenem Falle als Gegenftände des freien 
Verkehrs zu behandeln. 

22. Zum Abſchnitt V der Bereinbarung. 

Damit nicht unter den in das Ausland gehenden Yabungen von 
Gegenjtänden des freien Verkehrs ausgangszollpflichtige Artifel mit Um: 
gehung des Ausgangszolles ausgeführt werden, werden die Yandzoll- und 
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Rheinzoll-Behörven ver Einladungsorte, fowie die Rheinzollämter, welche 
auf der Fahrt berührt werben, angemwiejen, barauf zu ſehen, daß feine 
ausgangspflichtigen Gegenftände, ohne vorgängige Entrichtung des fchul- 
digen Ausgangszolles für das Ausland verladen, beziehungsweife dahin 
ausgeführt werven. 


23. Zu 8. 36 der Vereinbarung. 


In Anſehung ver beim Grenzamte am Oberrhein ein- und ausge— 
henden Dampfichiffe fell, falls die Dampfichifffahrts - Unternehmer es 
wünſchen, die vorgefchriebene Ein- beziehungemweife Ausgangsabfertigung, 
anftatt beim Grenzamte, noch bei dem nächſten innerhalb ver Grenze ge 
legenen Hafenplage, an welchem bie Dampfichiffe zu landen pflegen, zu- 
läßig fein und — fo weit erforderlihd — vom Grenzamte bis zu biejem 
Hafenplage, und umgekehrt, Schiffsbegleitung eintreten. Der Hafenplak 
darf jedoch nicht über fech8 Stunden von der Grenze entfernt fein, und 
das Dampfjchiff zwifchen ver Grenze und biefem Hafenplage nicht lanven. 


24. Zu $. 41 der Vereinbarung. 

1. Um die Schiffer zur Einrichtung des Schiffsverfchlußes zu ermun- 
tern, follen Prämien an diejenigen Schiffer gezahlt werden, bie ihre Fahr— 
zeuge verfchlußfähig einrichten und mit biefer Einrichtung fortan zum 
Waarentransporte benugen. Dieſe Prämien follen theils® in der Form 
einmaliger Beiträge zu den Koſten der Einrichtung des Verſchlußes, theils 
aber in ver Form von Beiträgen für jede unter Schiffsverſchluß ftattfin- 
dende Fahrt gewährt umd bis auf Weiteres nach folgenden Normen ge- 
leijtet werven. 

I. Prämien als Beitrag zu den Koften der eriten Einrichtung der 
Schiffe 50 Prozent des Betrages diefer Koſten, vorbehaltlich ange» 
mejjener Ermäßigungen in ven Fällen, wo der angegebene Betrag 
der Koften nach dem Ermefjen ver General: Zoll- Aominiftration 
das gehörige Maaß überfchreiten möchte. 

I. Prämien, welche nach jever unter Schiffsverfchluß bewirften Fahrt 
geleiftet werben: 

a) in der Regel für jeve Meile Strom-Länge, welde das Schiff 
von dem Drte, wo die Abfertigung unter Anlegung des Ver— 
ſchlußes jtattfand, bis zu dem Drte der Erledigung des Be- 
gleitfcheines zurücgelegt bat, 14 kr.; 

b) in Fällen, in welchen die Vorfchriften umter Nr. 5, Ziffer 
1 und 2 gegenwärtiger Ausichreibung Anwendung finden 

aa) für jede Stromlänge, welche das Hauptichiff allein 
unter Berfchluß bis zu dem Punkte ver Ueberladung 
zurüdlegt, 14 kr.; 
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bb) für jeve Meile Stromlänge, welche die Ladung, in 
mehrere Fahrzeuge vertheilt, unter Verſchluß ver letz⸗ 
teren transportirt wird, 7 fr. für jedes unter Ver— 
Schluß genommene Fahrzeug. 

Bei Berechnung der Prämien Nr. II bleiben Stromlängen 
unter einer Meile und wenn aus Beranlaffung von Leichterungen 
($. 9 der Vereinbarung) Schiffsbegleitung auf Streden von mehr 
als einer Meile ftattgefunden bat, auch die Streden, für welche 
Begleitung gegeben wurde, außer Anſatz. 

In Fällen, wo das Refultat der Berechnung der Prämien 
Nr. U nach vorſtehenden Normen ven Betrag von 1 fl. 45 Fr. 
für je ein Schiff nicht erreicht, bilvet Letzterer das Minimum ber 
zu zahlenden Prämie. Ueberfteigt das NRefultat ver Berechnung 
die Summe von 17 fl. 30 fr. für je ein Schiff, fo wird Letztere 
als Prämie gezahlt. 

2, Die für die erfte Einrichtung der Schiffe zum Verfchluß beftimmte 
Prämie (Nr. 1) wird in der Negel nur vereinsländifchen Schiffen und 
zwar alsbald, nachdem das Schiff als zur Abfertigung unter Schiffsver- 
ſchluß geeignet anerkannt worden ift, gewährt. In einzelnen, nach dem 
Ermeffen ver betreffenden Zollviveftion dazu geeigneten und von dem 
Hauptamte zu beantragenden Fällen kann jedoch diefe Prämie ausnahms— 
weije auch ausländifchen Schiffen zu Theil werben, wenn viefelben als 
folche befannt find, welche die Schifffahrt zwifchen ausländifchen und ver- 
einsländifchen Häfen regelmäßig betreiben. 

Die Prämie für jede unter Schiffsverfchluß bewirkte Fahrt (Nr. I) 
wird den ausländifchen gleich ven vereinsländifchen Schiffen nach erfolgter 
Erledigung des DBegleitfcheines ausgezahlt. 

3. Die Zahlung der Prämien, welche als Beiträge zu ben Koſten 
ber erjten Einrichtung der Schiffe bewilligt werden (Nr. 1), erfolgt auf 
Anweifung derjenigen Direftiv-Behörde, welche darüber zu urtheilen bat, 
ob nad ver getroffenen Einrichtung das Fahrzeug als zur Abfertigung 
unter Sciffsverfchluß geeignet angefehen werden kann. 

Die Zahlung der Prämien für jede unter Schiffsverfchluß bewirkte 
Fahrt (Nr. 2) wird von dem Hauptamte geleiftet, bei welchem ver Be— 
gleitfchein über die Schiffsladung feine Erledigung erhält. 

4. Ueber die Prämien, welche biernach gezahlt werben, hat das 
Hauptzollamt am Jahresſchluße eine Nachweiſung aufzuftellen, und ber 
vorgeſetzten Zollvireftion vorzulegen, welche Folgendes überfichtlich dar— 
ftellt: 

I. in Anfehung ver Prämien, welche als Beitrag zu den Koſten ber 

erſten Einrichtung der Schiffe bewilligt werben: 
b6* 


a) die Anzahl der verfcehlußfähig eingerichteten Schiffe mit An- 
gabe ver Ladungsfähigkeit verfelben nach den Abtheilungen 
des Tarifs für vie Recognitionsgebühr auf dem Rhein. 

b) die Theile des Rheins und feiner Nebenflüffe, auf welchen 
die verfchlußfähig eingerichteten Schiffe zum Transport unver- 
zollter Waaren benutt zu werben pflegen; 

c) die verfchievdenen einzelnen Beträge, welche als Prämien ge— 
zahlt worven find; 

d) vie Summen ver gewährten Prämien. 

I. In Anfehung ver Prämien, welche für jede unter Schiffsverſchluß 
bewirfte Fahrt gezahlt worden und zwar: 

A. für Fälle, in welchen vie Ladung unverändert auf einem und 
demſelben Schiffsboden zum Begleitjchein- Erledigungs - Amte 
gelangt ijt; 

B. für Fälle, in welchen Leichterungen ($. 9 der Vereinbarung) 
jtattgefunden haben; 

C, für Fälle, in welchen bei dem Eintritte in den Main oder 
Nedar Ueberladungen gemäß den Vorfchriften unter Nr. 5 
der gegenwärtigen Ausjchreibung ftattgefunden haben; 

a) die Anzahl der Echiffe, mit Angabe ihrer wirklich zur 
Abfertigung gelangten Ladung in Zentnern ſummariſch 
ausgedrückt, nach der Scala, weldye ver Tarif ver 
Recognitionsgebühr auf dem Rhein für die Ladungs— 
fübigfeit der Schiffe enthält; 

b) die Grenzpunfte und die vereinsländiihen Häfen 
zwifchen welchen ver Gütertransport ftattgefunden bat, 
in ven Fällen B mit Angabe ver Punkte, von und 
bis zu welchen die Yeichterungen eingetreten find, in 
den Fällen C mit Ungabe der Grenzabfertigunge- 
ämter, der Punkte der Ueberladung, fowie die Beftim- 
mungsorte der Ladungen, und infofern blos von ver 
Grenze bis zu dem Punfte der Ueberladung, oder 
von Yesterem bis zum Bejtimmungsorte Schiffsver- 
ſchluß eingetreten ift, mit Angabe viefes Verbältnißes; 

c) die Meilenzahl der Stromijtreden, für welche in ben 

“ einzelnen Fällen die Prämien berechnet worden find; 

d) die verfchievenen einzelnen Beträge, welche als Prä— 
mien gezahlt worden find; 

e) die Summen ver im Laufe des Jahres im Ganzen 
gewährten Prämien. 

Die Aemter werden angewiefen, nad vorſtehenden Beſtimmungen fich 
zu achten, zugleich aber auch die Schiffer hiewegen in angemeſſener Weife 
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zu verftänbigen und zu belehren, fowie eifrigft dahin zu wirken, baß bie 
den Rhein und deſſen Nebenflüße befahrenden Schiffer fich beeilen, ihren 
Schiffen eine verfchlußfähige Einrichtung zu geben. 


II. Zu dem Nieverlage-Kegulativ für Orte, in welchen fich ein 
Freihafen befindet. 
25. 

In Orten, in welchen ſich ein Freihafen befindet, kann für Wein- 
gafthandlungen, welche einen Abjat nach dem Auslande haben, in abge- 
fonverten, baulich abgefchloffenen, zu einem völlig fichern Verſchluß einge: 
richteten, unter Berfchluß und Gontrole der Zollverwaltung ftehenven 
Kellerräumen die Lagerung ausländifcher Weine und anderer geiftiger 
Flüffigfeiten unter der Vergünſtigung geftattet werben, das Ueberſtechen, 
Auffüllen und Theilen, fowie das Abziehen ver Gebinde auf Flajchen, 
und das Verpacken der Flafchen in Kiften und Körbe vorzunehmen. Diefe 
Vergünftigung ſoll jevoh an folgende Beringungen geknüpft werben: 

a. Jede weitere Bearbeitung der eingelegten Weine ꝛc., welche eine 

Vermehrung der Flüffigfeit zur Folge hat, ift unzuläßig. 

b. Das bei der Nieverlegung ermittelte fteuerlihe Ouantum wird 
ver fünftigen Behandlung zum Grunde gelegt. Für den durch 
Sat, Auslaufen und Eingehen entjtandenen Verluſt wird eine 
Vergütung nicht gewährt, vielmehr bleibt der Nieverleger für bie 
vollen Gefälle von dem, bei jedem Contoabjchluß Ce) vorhanden 
fein follenden Lagerbeftande verbindlich. 

c. Die fämmtlichen Conten find periovifch abzufchließen, vie fich hier— 
nach darſtellenden Beftände find mit den in angemejjener Weife 
zu ermittelnden wirklichen Bejtänden zu vergleichen. 

Ergibt fich hierbei ein Manko, fo ift dafür ber tarifmäßige 
Eingangszoll vom Niederleger zu entrichten. 

d. Bon dem in das Ausland gehenden Wein ꝛc. ift die Durchgangs- 
Abgabe nah dem Brutto- Gewicht mit 52'/, fr. pr. Zentner zu 
entrichten. 

e. Berfendungen aus ſolchen Yagern vürfen nicht in geringeren Quan— 
titäten als 17 Maaß over bei Verfendungen in Bouteillen, nicht 
in Colli unter 25 Bouteillen ftattfinven. 

. In jedem einzelnen Falle findet die Pewilligung eines folchen 
Lagers durch die General- Zoll: Apminiftration auf motivirten An- 
trag des Hauptzollamtes jtatt. 

Dem Eintritt der durch das Nieverlage-Regulativ und durch die 
Bereinbarung über ven Güter: Transport und die Waaren » Abfertigung 
auf dem Rhein und feinen Nebenflüßen vorgefchriebenen Ordnung muß 
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eine berfelben entfprechende Trennung und. Buchung der in dem bortigen 
Freihafen und ven Nieverlagen befinplichen Güter gleichzeitig vorangehen. 

Zu dem Ende find: 

a. Bon den Disponenten oder Eigenthümern der Waaren fpezielfe 
Declarationen zu fordern. 

b. Alle unverzoliten Waaren, über welche die Dispofition —— 
iſt, ſind, inſoweit es noch nicht geſchehen, ordnungsmäßig zu revi— 
diren und ſodann, je nachdem es gewünſcht wird, in Verzollung 
zu nehmen, oder zur Verſendung nach dem Auslande abzufertigen, 
oder in die Niederlage aufzunehmen. 

ce. Die unwiderruflichen Tranſit-Güter find ebenfalls, inſoferne es 
noch nicht geſchehen, zu revidiren und ſodann, je nachdem es von 
ven Waaren-Disponenten gewünſcht wird, nach dem Auslande 
oder nah einer Niederlage für unwiderrufliches Tranfitgut an 
einem andern Freihafenorte abzufertigen, oder in bie betreffenve 
Niederlage aufzunehmen. 

d. Ueber vie in dem Freihafen etwa lagernden Güter des freien 
Verkehrs ift die nöthige Abjonderung und weitere Verfügung, den 
allgemeinen Anordnungen entiprechend, zu veranlafjen. 


III. Zu der Snftruftion für die Schiffäbegleiter. 

Einem jeden zur Sciffsbegleitung verwendet werbenden Beamten ift 
ein Eremplar ver Inſtruktion zuzuftelen, und es ift ftrenge darauf zu 
halten, daß viefelbe in aller Beziehung bei Vermeidung ver in dem $. 25 
angedrohten Folgen pünktlich beachtet und befolgt werde. 

München ven 31. Dezember 1541. 

Königlih Bayerifhe General-Zoll-Apminiftration. 
An die königl. Hauptzollimter am Rhein und Main alfo ergangen. 
Nr. 12747. 


Anlage A. 
Staatd-Minifterial-Befanntmahung in Betreff ber Behandlung des 
Gütertransportes und der Waaren- Abfertigung” auf dem innerhalb 
des Zollvereindgebieted gelegenen Theile des Rheins und der conven- 
tionellen Nebenflüße, vom 23. Dezember 1841. 


Conf. vorſt. Abſchn. I. Nr. 27. ©. 700. 
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Anlage B. 


Niederlage» Regulativ für die Königlichen Hauptzolläimter am 
Rhein und Main bezüglich der Vereinbarung wegen Behandlung des 
Güter-Transported und der Waaren-Abfertigung auf dem innerhalb 
des Zollvereindgebieted gelegenen Theile des Rheins und der conven- 
tionellen Nebenflüße vesjelben vom 30. Dezember 1841. 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Königs. 


Mit Bezugnahme auf bie publicirte Vereinbarung wegen Behandlung 
bes Güter» Transported und der Waaren - Abfertigung auf dem Rhein 
und beffen conventionellen Nebenflüffen, ſowie auf das beftehende allgemeine 
Nieverlage-Regulativ wird das im Vollzuge obiger Vereinbarung erlaffene 
fpecielle Niederlage - Regulativ für die königl. bavyerifchen Hauptzollämter 
am Rhein und Main im Hinblide auf ven $. 42 der Vereinbarung und 
unter dem Anhange befannt gemacht, daß ſämmtliche Hafenpläge an ben 
genannten Flüffen, in welchen fich ein Hauptzollamt mit Nieverlagerecht 
befindet, bi® auf Weiteres berjenigen Erleichterungen theilhaftig werben 
folfen, welche in der DBereinbarung bezüglich ver Freihäfen ausge- 


ſprochen find. 


I. Niederlage für Güter, über welche die Dispofition vorbe- 
halten wird. 
8. 1. Die Niederlage für Güter, über welche die Dispofition vor- 
behalten wird, unterliegt den Vorfchriften des allgemeinen Nieverlage- 
Regulativs. 


II. Niederlage für unwiderrufliches Tranfitgut. 
$. 2. Die Vorfchriften ver $$. 2 bis 4, 6 bis 8, 12, 19 bis 24, 
31 bis 35, 37, 43, 44, 46 und 47 des allgemeinen Nieberlage-Regula- 
tivs*) finden- auch auf vie Niederlage für unwiderrufliches Zranfitgut 
Anwendung. 


*) Allgemeines Niederlage-Regulativ vom 13. November 1841. 

8. 2. Der Niederleger, worunter im weitern Verfolge dieſes Regula— 
tivs überall Derjenige verftanden wird, welchen die Zollbehörve als zur Dis— 
pofition über die nievergelegten Waaren befugt anerkennt, ift verbunden, fich 
nach den Vorfchriften derſelben zu richten. 

Jeder, der auf den Grund des Nieverlagerechts eine zollamtliche Abfer- 
tigung begehrt, übernimmt dadurch die gleiche Verbinplichkeit. 

8. 3. Nur Kaufleute, Spediteure und Fabrifanten haben nad) $. 60 
ver Zollordnung das Recht, unverzollte Waaren in die Niederlage aufnehmen 
zu laffen. 

Andere Berfonen im Orte, fowie Auswärtige, welche fich der Nieder: 
lage bevienen wollen, müfjen einen dortigen Kaufmann, Spebiteur oder 
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8. 3. Diefe Niederlage ($. 2) jteht unter Rn und Eontrole 
ber Zollverwaltung. 


Fabrifanten bevollmächtigen, die Nieverlegung auf feinen Namen zu be— 
wirfen. 

8. 4. Auch Frachtführer müfjen für ven Fall, daß ver bezeichnete 
Empfänger einer Waare binnen ver zur Anmeldung vorgejchriebenen Frift 
entweder nicht auszumitteln wäre oder bie Annahme und Anmeldung ber 
Waare verweigern follte, behufs der Niederlegung derſelben, nöthigenfalls 
unter Vermittelung des Amtes, einen Kaufmann, Spediteur oder Fabrifanten 
des Nievderlageorts bejtellen, auf vejjen Anmelvung und Eonto die Aufnahme 
in die Niederlage erfolgt. 

8. 6. Waaren, deren Lagerung der Niederlage ſchädlich fein kann, 
als: ver Verpeſtung verdächtige Sachen, Gegenftände, welche zur Selbitent- 
zündung geneigt over der Erplofion fähig find, oder deren Aufbewahrung 
durch Mittheilung ihrer Eigenſchaft den nahe lagernden Waaren nachtheilig 
ſein kann, ſowie Waaren, die bald in Fäulniß überzugehen pflegen, werden 
zur Niederlage nicht angenommen. 

$. 7. In wieweit Gegenſtände, auf ven Wunſch des Niederlegers oder 
weil ihre Lagerung in geſchloſſenen Räumen entweder für ſie ſelbſt oder für 
das übrige Lagergut nachtheilig iſt, im Freien niedergelegt werden dürfen, 
wird von dem Amte beſtimmt. 

8.8. Waaren, die nicht gewöhnlich in unverpacktem Zuſtande aufbe- 
wahrt zu werben pflegen, können nur in guter Berpadung zur Nieverlage 
angenommen werben. 

Beſchädigte Berpadungen müffen zuvor bergeftellt werben. 

8. 12. Wenn eine, aus mehreren Colli bejtehenve, zufammen veriwogene 
gleichnamige Waarenpojt mit Degleitichein anfommt, von welder nur ein 
Theil zur Niederlage gelangen, ver übrige Theil aber gleich eine andere Be— 
jtimmung erhalten foll, jo muß gleihwohl vie gefammte Waarenpoft zur 
Niederlage angemeldet und es kann nur von bort aus weiter darüber dispo- 
nirt werden. 

8. 19. Wenn die Revifion beendigt ift, hat ver Niederfeger die Waaren 
auf eigene Koſten zu den Yagerräumen und in denſelben an denjenigen Ort 
zu jchaffen, welcher fiir die Yagerung angewiefen wird. 

$. 20. Nach gefchebener Nieverlegung wird dem Nieverleger ein bin- 
fihtlih der Eintragung in das Niederlage - Negifter befcheinigtes Eremplar 
des Auszuges zugeftellt, welches ihm als Nieverlageichein vient. 

8. 21. Der Nieverlage-Berwalter hat die Verpflichtung, fleißig nach⸗ 
zuſehen, eb die lagernden Waaren ſchadhaft, beſonders Fäſſer, in welchen 
ſich Flüſſigkeiten befinden, leck geworden find, und in dieſem Falle vie Nieder— 
leger jefort davon in Kenntniß zu ſetzen, um die erforderlichen Maaßregeln 
treffen zu fönnen. Die Nieverleger find verbunden, die Anweifungen des Nie- 
derlage-Verwalters hierbei zu befolgen. Wird folches verfäumt oder verzögert 
und iſt aus der Säumniß Nachtbeil für ven Nieverleger over für andere Waa- 
ren, nach dem Urtbeile des Amtes, zu befürchten, insbefondere eine Waare in 
den Zuftand geratben, daß fie größtentbeils oder gänzlich verdirbt, fo ift der 
Nieverleger, unter Friſtbeſtimmung, aufzufordern, entwever die Waare aus 
ber Niederlage zu entnehmen oder die zu deren Erhaltung erforderlichen Maaf- 
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$. 4. Das unwiderrufliche Tranfitgut darf nur in abgefonverten, 
baulich abgejchlojfenen, zu einem völlig fichern Verſchluße eingerichteten 
Lagerräumen niedergelegt werben. 


regeln zu ergreifen, unter der Verwarnung, daß außerdem entweder von 
Amtswegen das Nöthige auf feine Koften und Gefahr verfügt, oder zu dem 
Verkaufe ver Waaren gejchritten, und mit dem Erlöfe nach $. 66 der Zoll: 
ordnung weiter werde verfahren werben. 


8. 22. Der Nieverleger hat auch feiner Seits über die lagernden Waa- 
ren Aufficht zu führen, weshalb ihm überlaffen bleibt, die Eolli mit feinem 
Privatfiegel zu verfchliegen, in welchem Falle folches in vem Auszuge bemerkt 
und biefer Bemerkung ein Abprud des Siegels beigefügt werben muß. 

Derfelbe hat ferner von Zeit zu Zeit nach ven Waaren zu jehen und mit 
darüber zu wachen, daß fie durch ihre Yage, durch Ungeziefer ꝛc. nicht leiden, 
auch, wenn er folches wahrnimmt, ven Niederlage - Verwalter darauf auf- 
merkſam zu machen. Er fann zu dem Ende die Waaren äußerlich befichtigen, 
um, wenn zu ihrer Erhaltung Vorkehrungen, als: Deffnen, Stürzen, Aus» 
fieben und vergleichen zu treffen find, diefe unter Zuftimmung des Amtes 
veranitalten zu können. 

8.23. Um die Beauffichtigung ver Waaren durch den Nieverleger felbft 
möglichit zu erleichtern, wird, foweit e8 die Gattung der Waaren, der Raum 
und andere Umſtände geftatten, darauf gehalten werden, daß die Waaren 
eines jeven Nieverlegers zufammen lagern, und bie fpäter für ihn hinzufom- 
menden fich an die früher gelagerten anjchliegen. 

$. 24. Bon der einmal durch ven Niederlage-Verwalter angewieſenen 
Stelle darf die Waare nur mit deſſen Erlaubniß verjegt, und es muß jeden— 
fall dabei nach deſſen Anweifung verfahren werben. 

Glaubt der Niederleger, daß feine Waare nicht gut lagere, und wünfcht 
derſelbe für fie eine vermeintlich beſſere Yagerjtelle, fo wird ihm viefe, wenn 
Raum dazu vorhanden ift, und die VBerfegung ohne Störung gejchehen Tann, 
auch ſonſt fein Hinderniß entgegenjteht, gewährt werben. 

Kann fich ver Nieverleger hierüber mit dem Nieverlage-Berwalter nicht 
einigen, jo entfcheidet der Amtsvorjtand. 

$. 31. Die Zoll: Verwaltung ift befugt, benjenigen, welcher ihr ben 
Nieverlage-Schein vorlegt, als zur Dispofition über die nievergelegten Waa- 
ren legitimirt, anzuerfennen, und nicht verpflichtet, auf eine nähere Prüfung 
einzugehen, cb verjelbe rechtmäßiger Beſitzer des Niederlage-Scheins fei. 

Sollte jedoch ein Schein in unrechte Hände gefommen fein und dies von 
demjenigen, ver baran Intereſſe hat, dem Amte angezeigt werben, jo wird 
dasfelbe das Nöthige deshalb im Nieverlage-Regiiter bemerfen, und fo lange 
feine Dispofitionen über die Waaren zulaffen, bis über den rechtmäßigen 
Befi des Niederlage-Scheins von der zuſtändigen Behörde entſchieden ift. 

8. 32. Sollten Waaren, die in ver Nieberlage lagern, auf das Eonto 
eines andern Nieverlegers übertragen werben, fo ift dem Amte ver Nieder- 
lage- Schein nebjt ver Ceſſion vorzulegen. Auf Grund des Yegteren findet, 
wenn, nach dem Ermejjen des Amtes, fein Bedenken obwaltet, die Umfchrei- 
bung im Nieverlage-Regifter und die Abjchreibung auf vem Nieverlagefchein, 
beziehungsweife die Austellung eines neuen Nieverlage-Scheins jtatt. 
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8.5. Es ijt nicht geftattet, im viefen abgefonverten Räumen ver 
Freihäfen andere unverzollte Waaren oder Gegenftinde des freien Ver— 
kehrs, neben den unwiverruflichen Tranfitgütern, nieverzulegen. 


8. 33. Sollte ein Nieverlage - Schein verloren gehen, fo muß ver be- 
treffende Nieverleger dem Amte davon Nachricht geben und Amortifation des 
Nieverlage-Scheins erwirfen. Nachdem das Amortifations-Erfenntnig er- 
gangen und deſſen Rechtskraft befcheinigt ift, wird im Nieverlage-Regiiter 
das Nöthige vermerkt, ein Duplifat des Niederlage» Scheind ausgefertigt 
und darin die erſte Ausfertigung für ungiltig erflärt. — Melvet fich nach 
erfolgter Benachrichtigung des Amtes von dem Verluſt eines Nieverlage- 
Sceins und von der Amortijation des legteren, ein dritter Befiter vieles 
Scheines, fo iſt durch gerichtliches Erfenntnif darüber zu entjcheiden, wer über 
die nievergelegte Waare zu verfügen hat. In der Zwijchenzeit ernennt das 
Amt einen Vertreter des Eigenthümers, welcher auf Koſten vesfelben und, 
wie diefer felbit, für die Erhaltung und Beauffichtigung ver Waare En forgen 
bat. Hierbei treten fo weit nöthig die Vorſchriften ver $$. 21 und 35 ein. 

8. 34. Das Lagergeld wird überall von dem bei der Einlagerung 
der Waaren ermittelten Bruttogewichte erhoben. 

$. 35. Die zur Niederlage gebrachten Waaren dürfen, nach $. 60 ver 
Zollorpnung, ohne befondere Ermächtigung nicht über 2 Fahre lagern. Es 
tritt daher nach Ablauf der in jedem Nieverlage-Schein befonders ausgedrück⸗ 
ten Lagerfriſt, bei deren Fortfegung auch die in andern Niederlagen zuge 
brachte Zeit einzurechnen ift, das im $. 66 der Zollordnung a) vorgefchriebene 
Berfahren ein. 

8. 37. So oft eine Abſchreibung im Niederlage - Regifter erfolgen ſoll, 
muß vem Amte auch der Niederlage - Schein vorgelegt werden, um in dem— 
jelben die Abfchreibung gleichfall® bewirken zu laſſen. 

Wird durch lettere der ganze Inhalt eines Niederlage: Scheins nicht 
erledigt, fo erhält ver Nieverleger venfelben bis dahin zurüd, daß ſämmt— 
liche, darauf verzeichnete Waaren aus der Niederlage abgefertigt und, bei 
Abmeldung der legten Poft, die durch die einzelnen Abjchreibungen etwa ent- * 
ftandenen Gewichts - Differenzen ausgeglichen find, wonächſt ver Schein bei 
dem Amte zurücdbehalten wird. 

8. 43. Bei der Abmeldung zur Berfendung nach dem Auslande gelten 
im Allgemeinen die im $. 42 ertheilten Vorfchriften, jedoch mit dem Unter: 
fchieve, daß die Waaren, welche früher noch nicht fpeciell revidirt worden 
find, nur dann unter dem urfprünglichen Berfchluße abgelaffen werden dür— 
fen, wenn eine ver beiden, im zweiten Alinea des $. 29 ver Zollordnung 





8) Zollorbnung vom 17. Novbr. 1837. IM. U. 8. Verfahren mit unabgebolten 
Waaren, b) deren Eigentbümer befannt ift. 

Haben Güter, deren Eigenthümer oder Disponent befannt ift, länger als 
zwei Jahre gelagert, fo ift verfelbe aufzuforvern, folche binnen einer Friſt, 
welche vier Wochen nicht überfchreiten varf, vom Padhofe zu nehmen. Genügt 
er dieſer Aufforderung nicht, fo wird zum öffentlichen Verkauf ver Waaren 
geichritten und der Erlös nach Abzug der Koften und Abgaben, dem Eigen- 
thümer oder Disponenten zugeftellt. 
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8. 6. Ueber vie Güter in der Tranfit-Nieverlage werben befonbere 
Nieverlage-Regifter eingeführt. 

$. 7. Nachdem über die eingegangenen und für die Tranfit-Nieber- 
lage beftimmten Güter gemäß $$. 17 und 18 ver Vereinbarung wegen 
Behandlung des Güter - Transportes und der Waaren - Abfertigung auf 
dem heine ꝛe. dem Hauptamte Special-Deflarationen übergeben worden 
find, und demnächft die Ausladung und Verwiegung dieſer Güter ftattge- 
funden bat, werben leßtere, binnen ver durch die Hafen-Ordnung beſtimm— 
ten Frift, auf den Grund der Special» Deflaration in die Nieberlage 
gebracht und in dem befondern Niederlage-Regifter eingetragen. 


$. 8. In der Tranfit-Nieverlage ift jeve Behandlung und Umpadung 
ver Waaren gejtattet. Sollten durch die Behandlung over Umpadung 
bie Zahl, das Gewicht oder die Zeichen ver Colli verändert werben, fo 
muß eine fhriftliche Anmeldung erfolgen und darnach das Erforber- 
liche im Nieverlage-Regifter angemerkt werben. 

8. 9. Aus der Tranfit- Niederlage dürfen nur Verfendungen nach 
dem Auslande oder nach einer Niederlage für unmwiderrufliches Tranfitgut 
in einem andern Freihafen-Orte ftattfinven. 

$. 10. Soll eine folche Verhandlung ($. 9) bewirkt werben, fo 
bat der Waaren- Disponent eine Abmeldung nach dem dafür vorgefchrie- 
benen Muſter zu übergeben. 

Auf den Grund diefer Abmeldung werben die Waaren, in der Regel 
auf allgemeine Nevifion, nach Vergleichung der Colli mit der Abmeldung 


beitimmten Vorausſetzungen vorliegt, oder bie allgemeine Reviſion zur rich 
rn Erhebung des Durchfuhrzolles für den angegebenen Curs hinreichend 
erjcheint. 

Nah bewirkter Revifion und Befcheinigung des Verſchlußes auf ber 
Abmeldung, muß ver Durchgangszoll erlegt werben. 

$. 44. In der Regel muß von den in der Nieverlage befindlichen 
Waaren-Colli unter dem Gewichte eines Zentners wenigſtens ein ganzes 
Collo und aus einem mehr wiegenden Collo in der Regel wenigftens Ein 
Zentner zur Verſendung nad) einem andern Orte mit Niederlagerecht oder 
nach dem Auslande angemelvet werben. 

Nur warn der Reft eines zur Verſendung bejtimmten angebrochenen 
Collo weniger als Einen Zentner betragen fellte, kann auch diefer geringere 
Betrag in einer Poft verſendet werben. 

8.46. Wer e8 unternimmt, unverzolfte Waaren ohne vorhergegangene ' 
vorſchriftsmäßige Abmelvung aus der Niederlage zu entfernen, wird wegen 
Zollvefraudation zur Unterfuhung und Beitrafung gezogen. 

8. 47. Fälle ver Zuwiderhandlung gegen die fonftigen, in dieſem Regu— 
lativ enthaltenen Vorfchriften oder der unterlaffenen Befolgung derſelben 
werben mit ben, in dem Zollftrafgefege vorgefehenen Orbnungs- Strafen 
geahndet. | 
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und der Abmeldung mit dem Nieverlage-Regifter, vom Lager abgelaffen, 
im Niederlage - Regifter abgefchrieben und unter Begleitfchein - Eontrole 
weiter abgefertigt. 

München ven 30. Dezember 1841. 


Königlihes Finanzminifterium. 
Nr. 18621. 


Anlage C. , 
Inſtruktion für die Schiffs - Begleiter. 


$. 1. Die Sciffsbegleitung hat die Sicheritellung bedeutender, 
auf den eingehenden Schiffe-Ladungen haftender Staatögefälle zum Zwede, 
und ijt einer ber wichtigiten Zweige des Aufjichtspienftes. In die damit 
beauftragten Aufjeher wird ein ganz befonveres Vertrauen gejegt, welches 
durch Treue und einfichtövolle Dienjtleiftung zu rechtfertigen und zu erhal: 
ten, jeder derſelben fich zur Pflicht ftellen wird. 

$. 2. Zur Begleitung eines Schiffes werden ‚in der Regel zwei 
Aufjichtsbeamte beordert, falls es inveffen das Bedürfniß erforvert, Kann 
ftatt eines zwiiten Beamten, auch ein Hilfs-Begleiter genommen werben. 
In diefem Falle tritt Yegterer, für die Dauer des Begleitungspienites, 
ganz in die Befugniß und die Pflicht eines wirffihen Beamten, und bat 
fich gleich diefem, genau nach dem Inhalte der gegenwärtigen Inftruftion 
zu achten. ; 

$. 3. Die Schiffsbegleiter, ohne Unterfchied, ob Aufjeher oder Hilfe- 
Begleiter, müfjen den Begleitungspienft ſtets in ordentlicher und reinlicher 
Dienftkleivung verfehen, und mit dem Geitengewehre bewaffnet, auch zu 
jever Zeit, jowohl im Sommer als im Winter, mit einem Mantel ver- 
jehen fein. Der Hauptamts-Dirigent, bei welchem ſich die Schiffsbeglei— 
ter allemal vor dem Antritte des Begleitungspienftes zu ftellen haben, 
wird insbejondere darauf fehen, daß jenen Erforberniffen entfprochen 
werde, und das Hauptamt am Ablöfungsorte, ob die Begleiter mit orbent- 
licher Stleivung ankommen. 

$. 4. Die Auffeher und Hilfe-Begleiter werben zur Begleitung ber 
Schiffe in jedem einzelnen Falle durch eine fchriftliche Ordre angewiefen, 
deren Inhalt fie genau zu beachten, und welche fie dem Hauptamte am 
Ablöfungserte zur Ertheilung der Anfunfts-Befcheinigung vorzulegen haben. 
Mit diefer Beicheinigung verfehen, nehmen fie die Orbre an ihren Sta- 
tionsort mit zurüd, und ftelfen folche dem vorgefegten Hauptamte ale 
Ausweis über abgeleifteten Dienft wieder zu. Iſt der Ablöfungsort nicht 
zugleich der nächte Bejtimmungsort der Waare, müſſen letztere vielmehr 
noch weiter begleitet werben, fo wird, außer ver an das Ausjtellungsanıt 
zurüdgelangenden Ordre, ven Begleitern zugleich eine General-Begleitungs- 
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Ordre mitgegeben, welche auf bie ganze Begleitungs- Tour bis zum Be— 
ftimmungsorte lautet. 

Diefe geht an jenem Ablöfungsorte in die Hände der neuen Begleiter 
über, und gelangt auf diefe Weife zum Hauptamte am Beftimmungsorte, 
welchem fie eine Weberficht über den ganzen Verlauf des Begleitungs- 
bienftes gewähren foll, und bei welchem viefelbe aufbewahrt wir. 

$. 5. Die Begleiter müſſen fih in Ausübung ihres Dienftes auf 
dem Schiffe mit Anftand gegen den Schiffsführer und die Schiffsmann— 
ichaft betragen, und in ihren Dienftverrichtungen mit Beſcheidenheit zu 
Werfe gehen, dabei aber alle befonvere Vertraulichkeit vermeiben. 

8.6. Dem Schiffsführer liegt e8 ob, ſich ebenfalls anftändig gegen 
die Begleiter zu benehmen, ihnen feine Hinvernifje bei Ausübung ihres 
Dienjtes in den Weg zu legen und fie vor jeder ungebührlichen Behand» 
lung Seitens der Schiffsmannfchaft zu fchügen. Er ift überbieß ver- 
pflichtet, ven Begleitern, obgleich ſolche an feinen bejtimmten Aufenthalts- 
ort auf dem Schiffe gebunden find, doch einen angemefjenen und anftän- 
digen Ort zum abwechjelnden Ausruhen anzumweifen, fie mit dem nöthigen 
Feuer und Lichte zu verfehen, und an ber Kojt der Schiffsmannſchaft 
Theil nehmen zu lafjen. Für diefe Gewährung darf derfelbe, nach Art. 39 
der Rheinfchifffahrts- Convention von 1831 eine Vergütung nicht in An— 
ſpruch nahmen. 

$. 7, Außer dem Vorbezeichneten dürfen aber auch die Begleiter 
ihrerjeit8 eine befondere Vergütung oder Gewährung von dem Schiffs— 
führer weder fordern, noch annehmen, e8 mag unter einem Titel gejchehen, 
unter welchem es wolle, und jie find verpflichtet, wenn ihnen etwas an— 
geboten worden, davon dem Hauptamte am Ablöfungsorte in jedem Falle 
Anzeige zu machen. 

Ein folcher, fo wie jeder andere den Dienft betreffende Vorfall ift 
fofort in ein Dienft-Notizbuch niederzufchreiben, deren jeder Begleiter eins 
bei ſich führen muß. 

8. 8. Die hauptfächlichfte Pflicht, welche die Echiffs- Begleiter zu 
erfüllen haben, bejteht darin, während der ganzen Fahrt ununterbrochen 
darauf zu wachen, daß von ber ihrer Aufficht anvertrauten Schiffsladung 
weder am Ufer, noch auf dem Fluße etwas ausgeladen, auch nichts bei- 
geladen oder vertaufcht werde, daß vielmehr die ganze Ladung vom Ab- 
fahrtsorte unverändert bis zum Bejtimmungsort gelange. 

8. 9. Deshalb und um jeglichem Unterfchleife vorzubeugen, müffen 
bie beiden Begleiter in Bewachung des Echiffes in der Art abwechfeln, 
daß zu jeder Zeit, bei Tag und in der Nacht, einer von ihnen fich wach- 
ſam auf dem Verdecke befindet, und fie müfjen fich dabei fo einrichten, 
daß bie Verbindung zwifchen ihnen nicht aufgehoben ift, daß vielmehr Einer 
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ben Zuruf des Andern vernehmen kann. Die Zeit des Wacheftehens hat 
jever Begleiter in fein Notizbuch genau zu notiven. 

$. 10. Sollte einer ver Begleiter eine Verdacht erregende Wahr- 
nehmung machen, fo muß er ven andern fofort in Kenntniß fegen, beide 
nüffen alsdann gemeinfchaftlich operiren, und jede Ungebörigfeit over 
etwaigen Unterfchleif durch Aus- refp. Einladung zu verhindern bemüht 
fein. Haben fie es nicht vermocht, eine Aus- oder Einladung zu verhin- 
dern, fo hat einer ver Begleiter möglichft bald der nächften Steuer- over 
DOrtsbehörde von dem Vorfalle Kenntniß zu geben, damit Nachforfchung 
nach den ein- oder ausgeladenen Gütern angeftellt werbe, 

Es mag übrigens eine unterfchleifliche Aus- oder Einladung blos 
verfucht oder wirklich gelungen fein, jo ift ein folder Vorfall ftets ſofort 
protofollarifch zu conftatiren, Vermerke dariiber im Dienft-Notizbuche an- 
zubringen, und dem nächjten auf der Fahrt gelegenen Hauptamte, unter 
Borlegung der aufgenommenen Verhandlung, Anzeige davon zu machen. 
Letzteres wird demnächſt die erforberlichen Maafregeln ergreifen, und 
beftimmen, ob die Ladung fofort zur Nevifion zu ziehen, over ob die Re 
vifion bis zur Ankunft am Beftimmungsorte anszufegen fei. Im leg 
teren Falle gelangt die Anflageverhandlung an das Hauptamt im Be 
ftimmungsorte. 


$. 11. Die unter Begleitung fahrenden Schiffe follen bei Tage durch 
bie vorgefchriebene Zollfahne, in der Nacht durch eine hellleuchtende Laterne 
fenntlich fein. Die Begleiter haben ftrenge darauf zu halten, daß biefem 
Erforverniffe entſprochen werbe. 

8. 12. Bon dem Schiffe dürfen ſich die Begleiter außer im Intereſſe 
des Dienftes, unter feinem Vorwande entfernen, da fie die nothwendigen 
Lebensbepürfnifje vom Schiffe erhalten, mithin deren Beifchaffung eine 
Entfernung vom Schiffe nicht nöthig macht. Macht das Dienft-Antereffe 
in einem alle, wie im $. 10 gedacht, oder bei einem fonjtigen unvor— 
hergeſehenen Borfalle eine augenblicliche Entfernung unumgänglich nöthig, 
was indeffen auf das Beſtimmteſte gerechtfertigt werden muß, fo bürfen 
fih bei der ſtrengſten DBerantwortlichfeit unter feinem Vorwande beide 
Begleiter zugleih vom Schiffe entfernen, vielmghr darf fih nur immer 
Einer, und wo ein Hülfs-Auffeher vorhanden ift, nur dieſer entfernen, 
und es muß, während der eine Begleiter abweſend ift, der andere feine 
Wachſamkeit verdoppeln. 

$. 13. Eine Ausnahme von der Regel, daß auf der Fahrt vom 
Abfahrts-Orte bis zum Beftimmungs-Orte eine Ausladung nicht gefcheben 
darf ($. 8), kann nur in folgenden Fällen vorkommen : 

a. wenn wegen zu niedrigen Waflerftandes, oder anderer auferorbent- 
lihen Umſtände halber gelichtet werben muß, 
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b. wenn das Fahrzeug fo ſtark beſchädigt wird, daß zur Confervation 
der Ladung eine Umladung der Güter in ein anderes Fahrzeug, 
oder gar eine Ausladung auf das Ufer erfolgen muß; 

c. wenn das Schiff einwintert, und deshalb eine Ausladung erforver- 
lich wird. 

In allen viefen Fällen muß fich ver Schiffsführer an vie nächite 
Zoll- oder Steuer-Erhebungs-Stelfe oder an einen Dberfontroleur, wo 
e8 aber angeht, allemal vorher an ein Hauptamt wenden, bamit das 
Erforderliche zur Sicherftellung des Zoll-Intereſſes angeorpnet werde. 


$. 14. Ohne eine folche vorhergegangene Anordnung dürfen bie 
Begleiter eine Ausladung nur dann zulaffen, wenn im Falle des 8.13 b 
das Unglück fo plöglich eintritt, und die Noth fo dringend wird, daß 
augenscheinlich Gefahr im Verzuge liegt. In einem folchen Falle Fünnen 
bie Begleiter nachgeben, daß mit der Ausladung fofort begonnen werde; 
fie haben dann aber darauf zu halten, daß alsbald ver nächften Zoll 
(Steuer:) Behörde und wenn eine folche näher liegt, auch der nächſten 
Ortsbehörde von dem Vorfalle Nachricht gegeben werbe, damit das Nöthige 
zur Bergung und Bewachung der Güter fchleunigjt angeordnet werben fann. 


Die Begleiter haben in einem ſolchen Falle über die ausgeladenen 
Güter genaue Notiz zu führen, überhaupt ihre Aufficht zu ſchärfen und 
mit der größten Sorgfalt darauf zu wachen, daß Fein Unterfchleif vorgehe. 
Deshalb ift e8 auch unzuläffig, daß einer ver Begleiter ſich zur Herbei— 
holung der nächſten Zoll: (Steuer-) reſp. Ortsbehörde entferne, und muß 
der Schiffer dazu feine eigenen Yeute oder fonjtige Boten verwenden. 


$. 15. Für die Leichterungen an folchen Stellen, wo bei nieprigem 
Waſſerſtande ver Regel nach ftredenweife geleichtert werden muß ($.13 a), 
hat ver Schiffsführer die Erlaubniß bei dem auf ver Fahrt zulegt vor ber 
Leichterungsstelle berührten Hauptamte nachzufuchen, welches dann, nad 
feinem Ermeffen, entweber eine Berjtärfung ver Aufficht für die Leichterung 
beorvern oder geftatten wird, daß jolche unter alleiniger Aufficht ver Begleiter 
erfolge. In dem einen, wie im anbern alle wirb das Hauptamt zur 
Richtſchnur umd Legitimation der Begleiter eine fchriftliche Weifung auf 
per Begleitungs- Orpre ertheilen. Soll die Yeichterung unter alleiniger 
Aufficht der Begleiter gefchehen, jo müſſen biefe dabei mit befonverer 
Sorgfalt zu Werfe gehen, und für die ganze Dauer ver Peichterung jeden— 
falf8 beide Begleiter zugleich die Aufficht auf dem Verdecke führen; fie 
haben die zur Ueberladung in das Leichterfchiff kommenden Waarencolli 
anzumerfen, und darauf zu wachen, daß ſämmtliche Stüde in das Haupt- 
Schiff zurüchverladen werden, was gleich nach überwundenem Hinderniſſe 


gefchehen muß. 
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8.16. Im allen Fällen, wo Leichterung ftattfindet, darf fich das 
Leichterfahrzeug unter feinem VBorwande vom Hauptfchiffe trennen, und 
während der Nacht müffen beide Fahrzeuge dicht neben einander liegen. 

Auch muß, wenn die Yeichterung über Nacht dauert, fich ſtets ein 
Begleiter auf dem Dampfichiffe befinden. 

$. 17. Wenn ein Schiff einwintert (8. 13 c) ober gezwungen ift, 
auf längere Zeit in einem Noth-Hafen einzulaufen, fo tritt die Waaren- 
ladung, es mag biefelbe ausgeladen werden müjjen oder nicht, unter vie 
Aufficht desjenigen Hauptamtes, in deſſen Bezirk fih das Schiff befindet. 

Die Begleiter haben dafür zu forgen, daß die Meldung des Borfalles 
bei diefem erfolge; fie werden dann von dem Begleitungsdienfte abgelöst, 
ihre Ordre wird ven bem betreffenden Hauptamte bejcheinigt, und fie 
fehren fofort an ihren Stationsort zurüd. 

8. 18. Sofern nicht Naturereigniffe entgegen fteben, haben vie 
Begleiter darauf zu halten, daß die Fahrt ohne unnöthigen Aufenthalt 
vor fich gehe. 

Läßt der Schiffsführer fich hierunter Verfäumnig zu Schulden kom— 
men, fo ift dieß unter Angabe der Dauer des Aufenthaltes protofellariich 
feitzuftellen, und dem Hauptamte am Ablöfungsorte zur Anzeige zu brin- 
gen, damit diefes das Erforverliche veranlaffen Fann. 

8. 19. Die Schiffsbegleiter müffen in Ausübung ihres Dienftes auch 
auf andere ihnen zu Geficht kommende Fahrzeuge mit nicht zellamtlich 
behandelten ausländischen Gütern, die ohne Begleitung unter Raumverfchluf 
fahren, und gleich bei den Begleitern bei Tage durch eine Zollfahne und 
in der Nacht turch eine Laterne Fenntlich fein müffen, ihr Augenmerk 
richten, und wenn fie etwas Ungehöriges wahrnehmen, davon dem nächjten 
Steuerbeamten Nachricht zur weiteren Veranlaffung zugehen lafien. Jeder 
folche Fall ift ebenfalls in das Dienftnotizbuch einzutragen und dem Haupt» 
Amte am Ablöfungsorte anzuzeigen. 

8. 20. Die Schiffsbegleiter haben darauf zu fehen, daß das ihrer 
Auffiht anvertraute Ehiff mit anderen Fahrzeugen, die fich im freien 
Verkehr befinden, nicht in Berührung fomme. Sie dürfen das Anhängen 
von dergleichen Fahrzeugen unter feinem Vorwande geftatten, und haben 
darauf zu achten, daß das Schiff bei feinen nächtlichen Lieg- und Anler— 
plägen wenigitens 20 Schritte von jedem andern Schiffe und vom Ufer 
entfernt bleibe. 

8. 21. Es ift die Anordnung getroffen, daß die Echiffsbegleiter 
während der Fahrt durch andere Beamte in ihren Dienjtverrichtungen, 
fowohl mittelft Beobachtung vom Ufer aus, als auch durch Reviſionen 
auf dem Schiffe bei Tag und in ver Nacht controlirt werben. 

Zeigt ſich nun ein folcher Beamter am Ufer und gibt den Wunſch 
zu erfennen, nach dem Schiffe abgeholt zu werben, jo haben die Begleiter 
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die Abholung zu veranlafjen; fie müffen dann dem Beamten ihr Dienit- 
notizbuch vorlegen, auch die darin eben verzeichneten Vorfälle auf Erforbern 
mündlich näher erläutern, und find verpflichtet, den befondern Verbaltunge- 
Maaßregeln, welche etwa der revidirende Beamte ig das Dienftnotisbuch 
niederfchreiben wird, auf das Genaueſte nachzukommen. 

$. 22. Bei ver Ankunft am Orte der Veftimmung oder Ablöfung 
begibt fich einer der Begleiter zum Hauptamte und legt foldyem vie mit- 
gebrachten Papiere und die Dienjtnotizbücher vor. Das Hauptamt wird 
hierauf das Erforderliche über die Yadung, Ablöfung und Rückkehr ver 
Bezleiter anordnen, und legtere haben dieſen Anordnungen pünktlich Folge 
zu leijten. 

8.23. Wie die Nücreife angetreten werben foll, wird von dem 
Hauptamte auf der Begleitungs-Ordre fchriftlich beftimmt. Yautet dies 
auf Rückkehr mit dem Dampffchiffe oder mit der Poft, fo ift darunter 
ſtets das zunächſt abfahrende Dampfichiff, reip. die zunächft abgehende 
Poft zu verjtehen, und die Begleiter dürfen unter feinem Vorwande ihre 
Reife verzögern. 

Iſt den befolveten Begleitern die Nücreife zu Fuß aufgegeben, und 
fie fönnen unterwegs noch das Dampfboot oder eine andere geeignete _ 
Fahrgelegenheit benugen, jo find fie verpflichtet, Gebrauch davon zu machen, 
damit fie deſto eher auf ihrem Stationsort wieder eintreffen. Daher 
müffen die befolveten Beamten ſtets mit dem nöthigen Gelve verfehen fein, 
um vorfommenden Falls die Fahrkoſten beſtreiten zu können, worüber ſie 
ſich auf Verlangen beim Antritte der Begleitung gegen den Hauptamts— 
Dirigenten auszuweiſen haben. Zu Fuſſe müſſen täglich wenigſtens vier 
Meilen zurückgelegt werden. 

F. 24. Bei der Wiederankunft am Stationsorte haben ſich die 
Begleiter ſofort, oder, wenn die Ankunft erſt ſpät Abends erfolgt, am 
andern Morgen früh beim Hauptamte zu melden. 

$. 25. Zuwiderhandlungen gegen die Beſtimmungen ver gegenwär— 
tigen Inſtruktion oder bewieſene Fahrläſſigkeit im Dienſt ziehen Ordnungs— 
ſtrafen, oder nach Maaßgabe der Schwere des Vergehens ſtrengere Ahndung 
und jedenfalls Ausſchließung vom Schiffsbegleitungsdienſte nach ſich. 


— 





2. Bekanntmachung der Königlichen General-Zoll-Adminiſtration 
vom 26, Mai 1846, die Vereinbarung wegen Behandlung des 
Güter-Trandport3 und der Waaren- Abfertigung auf dem Rhein 
und deſſen conventionellen Nebenflügen betreffend. 


Im Namen Seiner Majeftät des Königs. 
Auf der vorjührigen fiebenten General» Conferenz in Zollvereins- 
Angelegenheiten wurden zu der Vereinbarung vom 8. Mai 1841 wegen 
— 57 
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Behandlung des Gütertransports und der Waarenabfertigung auf dem 
Rhein und deſſen conventionellen Nebenflüffen (Bekanntmachung vom 23. 
Dezember 1841 Reggsbl. Jahr 1841 Nr. 53) einige Erläuterungen und 
Mopdificationen verahgedet, welche hiermit zunächft zur Kenntniß ber biee- 
feitigen Aemter am Rhein und Main gebracht und dieſelben, infofern 
derartige Abfertigungen bei dem einen oder andern Amte vorkommen, zur 
genauen Befolgung der nachitehenven Vorſchriften und zur bezüglichen 
Mittheilung am, ven betheiligten Handels- und Schifferftand angewiefen 
werben. 

1. Im Falle des $. 2 und 3 ver Vereinbarung — wo nämlich 
eine eintretende Schiffsladung nad Einem Freihafen beftimmt ift — 
wird der Begleitjchein nach dem vorgefchriebenen Mufter doppelt aus— 
gefertigt, und wenn zollordnungsmäßige Deflarationen in doppelter Aus- 
fertigung bei dem Grenzzollamte abgegeben worden find, was nach ven 
bisherigen Erfahrungen beinahe immer gejchieht, ver Austaufch des dem 
Empfangsamte mit vem Begleitfchein zugefommenen Deflarations-Eremplars 
gegen das beim Ausfertigungsamte zurüdgebliebene Duplifat bewirkt. 

Zugleich wurde als Grundſatz vereinbaret, daß hinſichtlich der frag- 
lichen Begleiticheine die Vorfchriften des Begleitjchein-Regulativs injoweit 
als maaßgebend zu betrachten find, als die Vereinbarungs- und die In— 
jtruftionspunfte hiezu nicht ausprüdlich anderweite Vorſchriften enthalten. 

2. Die Bejtimmung unter Nr. 14, Ziffer 4 ver Inſtruktionspunkte 
findet auch in Anfehung des Gefällpunftes Anwendung, wenn bei 
Minuspifferenzen, welche fich bei ver Revifion am Beitimmungsorte gegen 
das an der Grenze beflarirte Gewicht ergeben, fein Zweifel über vie 
Identität und Integrität ver Waare befteht, und der Grund des Minver- 
gewichtes lepiglich im Eintrodnen, Eingehen ꝛc. zu fuchen ift. 

3. Die gemäß Nr. 20 lit. e der Inſtruktionspunkte ſchon früher 
ftattgefundene Perjonal- Begleitung der auf vem Oberrhein austretenden 
Sciffsladungen, welche nicht lediglich in unverzolften Waaren beſtehen, 
oder — was dasjelbe ift — die Beiladung von Gegenftänven des freien 
Verkehrs zu den unter Perfonalbegleitung in ver Nheinbergfahrt aus: 
gehenden unverzollten Waaren wird fortan wieder mit der Maafgabe 
gejtattet, daß die Beſtimmung im $. 33 der Vereinbarung, wonach Bei- 
ladungen von Gegenftänden bes freien Verkehrs auf der Fahrt nicht 
jtattfinden dürfen, auch bei den gemifchten unter Perjonalbegleitung auf 
dem Oberrhein ausgehenden Schiffsladungen Anwendung findet. 

4. In Anfehung der Abfertigung der Dampffchiffe bleibt es zwar 
im Allgemeinen bei den Vorfchriften des $. 36 der Vereinbarung, invefjen 
find die Grenzeingangs-Aemter am Rhein ermächtigt, in Fällen, wo eine 
Waare zwar überhaupt und den Beftimmungen des Tarifs (oder auch 
den Benennungen des Waarenverzeichniffes) entfprechend beflarirt wird, 
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bie Deklaration jedoch infofern nicht ganz vollftändig ift, al® die Unter— 
abtheilungen der betreffenden Zarifspofition, zu welcher vie Waare ihrer 
Gattung und Befchaffenheit nach gehört, nicht mit Beftimmtheit angege- 
ben werben kann — von der fpeciellen Revifion dann Abftand zu nehmen, 
wenn nicht anderweite Umſtände die Vornahme einer folchen Revifion 
erforderlich oder räthlich erfcheinen Laffen. 

Diefes Verfahren darf insbefondere auf nicht ganz tarifmäßig decla- 
rirte Effecten von Anziehenven, bei welchen vie fpecielle Revifion vor- 
zugsweife mit Aufenthalt und Unbequemlichfeiten verbunden ift, ausge- 
dehnt werben. 

Ferner unterliegen ven Beftimmungen des $. 36 der Vereinbarung 
nur die Dampffchiffe, welche zugleich zum Perfonen - Transporte dienen, 
bie auch zum Waaren-Transport eingerichteten Schlepp- Dampffciffe 
find dagegen in allen Fällen, wo fie lediglich zum Echleppen anderer 
Fahrzeuge oder zum Güter-Transport benutt werden, in jeder Beziehung, 
was die zollamtliche Abfertigungs»der damit verladenen Waaren anbelangt, 
wie die Segelichiffe zu behandeln. 

5. Was endlich die Erhebung ver Blei- und Zettel-Gelver 
betrifft, fo follen nicht nur von dem Scifffahrtsverfehr zwifchen vereins- 
ländifchen Freihafenorten, fondern auch dann Feine folhen Gebühren 
erhoben werben, wenn Güter bei dem Eintritt auf einer conventionellen 
Wafferftraffe, oder bei ver Zollbehörve an einem innern Hafenorte zwar 
zum Durchgange mit fpäterer Benugung einer Landſtraſſe deklarirt, aber 
zunächft mit Benugung ver conventionellen Wafferftraffe nach einem Hafen— 
orte eines Vereinsſtaates verjendet werben. 

München ven 26. Mai 1846. 


Königlihe General-Zoll-Aominiftration. 
Nr. 6041. 


— nn nn 


3. Bekanntmachung der Königlichen General - Zoll ⸗Adminiſtration 
vom N. Mai 1846, das Niederlage-Regulativ für Orte, in 
welchen ſich ein Freihafen befindet, betreffend. 


Im Namen Seiner Majeſtät des Königs, 

Nachdem fich in einigen zumächft das unwiderrufliche Zranfit-Gut 
betreffenden Punkten des Niederlage-Regulativs für Orte, in welchen fich 
ein Freihafen befindet (Beilage B zur Vereinbarung über die Behandlung 
des Gütertransports und die Waarenabfertigung auf dem Rhein und 
deſſen conventionellen Nebenflüffen) bei. ver Ausführung Zweifel ergeben 
haben, worüber auf der vorjährigen General-Conferenz in Zollvereins- 
Angelegenheiten Verftändigung erzielt worden ift; fo werben die in nach— 
folgenden Fragen zufammen gefaßten Vefchlüffe ven diesſeitigen Aemtern 

57* 


888 


am Rhein und Main zur verliufigen Wiſſenſchaft und, eintretenden Falles, 
zur geeigneten Darnachachtung hiemit befannt gegeben: 


1. 


Ob eine fpecielle Revifion der auf die ZranfitNieverlage gehenden 
Güter ftattfinden könne, und für den Fall, daß dergleichen Güter 


unter Begleitichein I eingehen, und vie, fpecielle Revifion nicht 


vorgenommen werde, eine Verbürgung des Niederlegers eintreten 
müſſe; 


. cd hinſichtlich ſolcher Waaren, welche noch eine innere Verpackung 


haben, wie z. B. Cigarren in kleinen Kiſten, deren Lagerung ohne 
äußere Emballage und die Theilung derſelben zum Zwechke ber 
Weiterverſendung in der Tranſit-Niederlage zuläſſig, und ob in 
dieſem alle: 
a. die Anfchreibung des urjprünglichen Bruttogewichts ver 
eingegangenen Colli in dem Niederlage-Regiſter, und 
b. die Trennung der ohne Äußere Verpackung nievergelegten 
Waaren gleicher Gattung,nach der Zeit des Eingangs ber 
einzelnen Transporte jowohl im Raume der Niederlage, 
als auch im Nieverlage-Regijter nothwendig jei; 


. wie das Yagergeld erhoben und berechnet werden müſſe, und 
. ob dem Nieverleger eingeräumt werben könne, Waaren- Broben 


zur Verſendung nach dem Auslande aus der Niederlage zu ent- 
nehmen. ; 


Diefe Fragen find dahin entjchieven worden: 
ad 1. daß, obgleich ebenfo, wie nad) $. 10 des angeführten Niederlage- 


ad 2. 


Negulativs für die Abmeldung von der Niederlage, auch bei den 
Anmeldungen zu verjelben die allgemeine Kevifion die Negel 
bilden jolle, die fpecielle KRevifion in befonveren Fällen dennoch 
nicht ausgeſchloſſen fei, und für ven Fall, daß dieſe nicht ftattfinde, 
die Berbürgung des Niederlegers einzutreten habe; 
daß im Betracht der Beitimmungen des $. 8 des Niederlage-Re- 
gulativs für Freibafen-Orte, wonach jede Vehandlung und Ver— 
padung der Waaren gejtattet ift, auch die Pagerung von Waaren 
ohne äußere Emballage und deren Theilung bei Weiterverfenpungen 
geftattet werben könne, infofern, wie dabei vorausgeſetzt werben 
muß, für jeven Nieverleger, welcher einen Theilungsverkehr betreibt, 
ein befonderer abgejchloffener Raum für die fo zu behandelnden 
Waaren vorhanden iſt, wobei aber 
ad a. die Anjchreibung des urfprünglichen Bruttogewichts ver 
eingegangenen Colli, neben dem wirklich zur Niederlage 
gelangenden, durch die Abmeldungen nach und nach zur 
Abjchreibung fommenden Gewichte in dem Niederlager: 
regifter zur Notiz zu geſchehen habe; 
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ad b. eine Trennung jedoch der ohne Äußere Verpadung nieber- 
gelegten Waaren gleicher Gattung nach der Zeit des Ein- 
gangs der Colli im Raume ber Niederlage und in bem 
Niederlage - Negifter nicht erforderlich fei, indem es zur - 
Innehaltung ver nah $. 35 des allgemeinen Niederlage- 
Negulativs beftimmten Pagerfrift genügen mwerbe, wenn bie 
Abjchreibung der zur Verfendung nach dem Auslande von 
der Niederlage abgemelveten Quantitäten jeweilig an dem 
älteften in dem Nieverlage-Regifter noch in Anfchreibung 
ſtehenden Collo erfolgt. 
ad 3. Daß e8 der Beftimmung des $. 34 des allgemeinen Nieverlage- 
Regulativs nicht entgegen fei, das Pagergeld nur von ber wirklich 
zur Niederlage gelangenven Menge zu berechnen und zu erheben; 
ad 4. daß, wenn der Nieverleger Proben von den nievergelegten Waaren 
zur Verfendung nach dem Auslande entnehmen wolle, diefes unter 
regulatiomäßiger Abfertigung auf Begleitfchein zugelaffen werben 
fönne. * 
München ven 27. Mai 1846. 
Königlihe General-Zoll-Apminiftration. 
Nr. 6078. 


4. Verfügung der Königlichen General- Zoll- Adminiftration vom 
10. April 1847, betreffend das Abfertigungs- Verfahren bezüg- 
lich der vom Auslande fommenden Dampficiffe. 


Im Namen Seiner Majeſtät des Königs. 

Indem im anliegenden Regulative die Vehufs der bortamtlichen 
Abfertigung der auf dem Oberrhein über bie Vereinsgrenze eintretenden 
Dampffchiffe feftgeftellten Normen dem fönigl. Hauptzollamt Neuburg am 
Rhein unter dem Auftrage befannt gegeben werden, bei ver Abfertigung 
ver fraglichen Dampfichiffe fortan genau nach der Anleitung dieſes Regu- 
(ativs zu verfahren, auch davon der betreffenden Dampffchifffahrts-Gefell- 
Schaft zur Anmeifung ihres Dienftperfonal® geeignete Mittheilung zu 
machen, wirb zur befondern amtlichen Beachtung hier noch bemerkt: 

1. Inſoweit die Abfertigung der Dampfichiffe die Reviſion der eigent- 
lichen Paffagier-Effecten, der Mundvorräthe und ber Schiffsränme 
zum Zwecke hat, darf dieſe Reviſion bei ſonſt verdachtloſen Um— 
ftänden nicht weiter ausgedehnt werben, als nothwendig iſt, um 
ven Beamten die Weberzeugung zu verfchaffen, daß feine fremden 
unverzolften Gegenftände ingeiner Menge auf dem Schiffe vorhan- 
ben find, welche die Abficht, diefelben fpäter mit Umgehung des 
Bereinszolles an’8 Land zu bringen, vermuthen ließe. 
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2. 


5 


Es ift nicht nothwendig, daß jedesmal vie Räume der eingehen- 
ven Dampfboote insgefammt unterfucht und bie beclarirten Mund— 
porräthe ꝛc. revidirt werben. 

Eine folhe Revifion wird vielmehr ihrem Zweck entfprechen- 
der vorgerichtet werten fönnen, wenn unerwartet bald das eine, 
bald das andere Behältniß oder die auf dem Schiffe vorhandenen 
Mundvorräthe und fonftigen Gegenſtände näher in Wugenfchein 
genommen werben. 

In gleicher Weife fann zur Abkürzung ber Revifion des 
Baffagiergutes in der Regel auch nur eine probeweife Unterfuchung 
der verpadten Stüde genügen. 

Der fönigl. Oberzollinfpeftor, welcher die Abfertigung ber 
Dampfichiffe ohnehin unter feine fpecielle Leitung zu nehmen Hat, 
oder in deffen Abwefenheit ver ftellvertretende Beamte, wird über 
die jedesmalige Ausvehnung der Revifionshandlung das Nähere 
bejtimmen. ⸗ 


. Was die Verzollung des Proviants für die Schiffsequipage und 


der Vorräthe des Reftaurateurs zur Bewirthung der Paſſagiere 
betrifft, fo ift oben Ziffer 1 fchon angedeutet, daß es nicht die 
Abficht fein Fönne, die auf dem Schiffe augenfällig blos für ven 
Reifeswe vorhandenen Confumtibilien — namentlich die Eßwaa— 
ren — alfogleih in Verzollung zu nehmen, wenn etwa von dem 
einen oder andern Artifel mehr als das in $. 7 des Regulativs 
zugelaffene Quantum vorgefunden werben ſollte. Auch in dieſem 
Falle ift von einer Verzollung abzuftehen, wenn die Menge in 
der Declaration richtig angegeben und das Bedürfniß des Vor— 
raths gehörig aufgeklärt ift. 

Bezüglich der Getränfe kann in folhen Fällen die im $. 7 
des Negulativs angeordnete Maafnahme in Anwendung gebracht 
werben. 

Nicht minder ift 


. die Eingangsverftenerung von fogenannten Kleinigkeiten zu unter: 


laffen, welche fih im Befit von Reiſenden, insbefondere von Aus- 
lindern befinden, wenn nach den perfönlichen Verhältniſſen ver 
Reijenden und nach Art und Menge ver Gegenftände felbft wohl 
angenommen werden darf, daß legtere nicht zum Handel, ſondern 
für die eigenen Bedürfniſſe der Reifenden gehören. 


. Zweifel der Revifionsbeamten über die Zollpflichtigfeit des einen 


oder des andern Gegenftandes (Ziffer 3 und 4) entſcheidet fofort 
ber Zollinfpektor, welcher aud nad Maafgabe feiner Competenz- " 
befugniffe von der Einleitung eines Strafverfahrens in folchen 
Hällen Umgang zu nehmen ermächtigt ift. 
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Wegen ver Abfertigung ber zollpflichtigen Paſſagiere wird übrigens 
noch auf das Ausfchreiben vom 29. Mai v. Irs. Nr. 6150 bingewiefen, 
welches aber in Anfehung der mündlichen Angabe ver zolipflichtigen Paffa- 
giergüter bei der bortamtlihen Behandlung nur dann in Anwendung 
zu treten bat, wenn bie Abfertigung der fraglichen Gegenftänve fogleich, 
d. 5. noch vor der Abfahrt des Dampfichiffes ftattfindet. 

München ven 10. April 1847. 


Königlihe General-Zoll-Apminiftration. 
Nr. 15051 und 3435. 


Beilage. 
Regulativ 
über die Behandlung des Waaren-Ein- und Ausgangs mittelſt der 
Dampfſchiffe bei dem königl. Hauptzollamte Neuburg am Rhein. 


Bei Abfertigung der am Vereins-Grenzpunkte zu Neuburg am Rhein 
ein- und austretenden Dampffchiffe fommen neben ven ſowohl für die Zoll: 
verwaltung als für die Rheinfchifffahrt beftehenven gefeglichen und inftruc- 
tiven Beſtimmungen nachfolgende der Oertlichkeit angemefjene fpecielfe 
Borfchriften zur Anwendung: 

8,1. Sobald ein Dampfihiff vom Auslande her in ven Ge⸗ 
fichtöfveis von Neuburg tritt, meldet die Agentur deſſen bevorjtehenve 
Ankunft dem zeitigen Dirigenten des Hauptzollamtes Neuburg an, und 
e8 verfügen fich alsbald die zur Abfertigung bejtimmten Beamten nach 
dem am Ufer befindlichen Revifions-Schoppen, woſelbſt das Dampfichiff 
bei feiner Ankunft Anfer wirft. 

8. 2. Während das Dampfſchiff zur zollamtlichen Abfertigung vor— 
liegt, dürfen, bevor von ben Reviſionsbeamten bie Erlaubniß hiezu ertheilt 
wurde, keinerlei Aus- oder Einladungen ftattfinden; auch ift wor beenbigter 
Revifion der Beſuch des Schiffes Niemanden außer dem Amtsperfonal 
geitattet. 

8. 3. Gleich nach der Ankunft hat der Schifsführer den Ubfer- 
tigungs=-Beamten 

a. eine General-Declaration nach den Vorſchriften der Zollorbnung, 

welche feine ganze Güter⸗Ladung nachweifen muß; | 

b. eine Declaration über ven Mundvorrath der Schiffsmannſchaft; 

c. eine beögleichen über die Vorräthe des Reſtaurateurs; 

d. eine Lifte fämmtlicher Pafjagiere — 
zu übergeben. 

8, 4, Die in ber General-Declaration verzeichneten Waaren-Eolli 
werben fofort ausgeladen und wenn zur Vermeidung längeren Aufenthalte 
es vom Schiffsführer refp. von der Agentur gewünſcht und das piesfallfige 
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Berlangen in der Declaration ausgebrüdt wird — in bem amtlichen 
Revifionsfchoppen niedergelegt und daſelbſt fo lange unter Verſchluß be- 
laffen, bis die von der Agentur anzufertigenden Specialveclarationen beim 
Hauptzollamte eingereicht find, worauf die zollordnungsmäßige Abfertigung, 
ven geftellten Anträgen entſprechend, auf Begfeitfchein oder mittelft Ver— 
zollung in der Regel an demſelben Tage noch oder am nächſten Bormit- 
tage erfolgt. Die dermaßen abgefertigten Güter gehen dann mit dem 
nächjteintretenden Dampfboote weiter. 

8.5. Nah erfolgter Ausladung der im $. 4 bezeichneten Waaren 
werben die Verzehrungs-Gegenjtände, die Baffagier-Effecten und die Schiffs— 
räume in allen Theilen revidirt. 

F. 6. Die nach ver Declaration ($. 3 lit. b) anzugebenden. Mund— 
vorräthe für die Echiffsequipage werden, wenn fie nach Lilligem Ermefjen 
* das Bedürfniß für Eine Reife nicht überfchreiten, zollfrei abgelaffen. 
Diejenigen Mengen, um welche diefes Bedürfniß überftiegen wird, find 
fofort zu verzollen. 

8. 7. Für die Berzehrungs = Gegenftände, welche zur Bewirthung 
der Reifenden, fowie zum eigenen Gebrauche des Reftaurateurs und feines 
Dienftperfonals dienen, kann Zollfreibeit nicht in Anfpruch genommen 
werben. ‚ 

Indeſſen können Heine Duantitäten als: zubereitete Fleiſchſpeiſen, 
angebrochene Gläfer mit eingemuchten Sachen, Heine angebrochene Butter: 
töpfe, angefchnittene Käfe, angefchnittene geräucherte Fleifchwaaren, gefal- 
zene oder getrocfnete Fische, auch Häringe in einzelnen Stüden; frifches 
Fleiſch, Brod oder anderes Gebäck bis zu '/,, Zentner, Golonialmaaren 
unter 1 Pfund von jever Gattung und angebrochene Flafchen mit geiftigen 
Getränfen, fo lange damit nicht ein Mißbrauch getrieben wird, außer 
Verzollung belafjen werben. 

Größere Mengen aber, namentlich geiftige Getränfe in unangebroche- 
nen Flaſchen, find jtets in Verzollung zu nehmen. 

Hält der Reſtaurateur einen größeren Vorrath an geiftigen Geträn- 
fen in Flaschen oder Krügen, als für den Bedarf Einer Reife erforderlich 
iſt, jo fann er bei ver Rüdfahrt in das Ausland den bereits verzollten 
aber noch nicht verfauften Theil, fowie die im Inland angefauften Men: 
gen, entweder bis zur Zurücfunft in Verwahr des Hauptamtes geben, 
oder — was zivedfentiprechender — bei demſelben verfiegeln oder auch 
bezüglich der im Inlande acquirirten Getränfe Schon in den Ankaufs— 
Orten, wenn, wie 3.2. in Mainz, Ludwigshafen, Mannheim ꝛc. ꝛc. Zoll: 
Stellen fich dafelbjt befinden — den Verjchluß anlegen laffen, in welchem , 
Kalle bei der demnächſtigen Wiedereinfuhr diejenigen Flafchen, Krüge ꝛc. ıc., 


deren Siegelverfchluß unverlegt befunden wird, außer Zollanfpruch Eelaffen 
werden. 
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$. 8. ever Neftauratenr hat die Orte und Behältniſſe, wo er 
jeine Viktualien aufbewahren will, unter Mitunterfchrift des Capitäns, 
ein für allemal zu declariren, und zugleich eine Erflärung dahin abzu- 
geben, daß er fich bezüglich derjenigen Berzehrungs - Gegenftände, welche 
an andern als den declarirten Orten bei der amtlichen Reviſion vorge: 
funden werden, fie mögen bdeclarirt worden fein over nicht — der Gonfis- 
cation und weiteren gejetlichen Beftrafung ohne alle Einwendung unterwerfe, 

Diefe Erflärung ift in duplo auszuſtellen und davon ein Eremplar 
an Bord des Dampfichiffes in dem für die Aufbewahrung der Echiffe- 
papiere bejtimmten verfchließbaren Behältniffe ($. 20), das andere aber 
bei dem Hauptzollamt Neuburg am Nhein zu hinterlegen. 

Die nah $. 3 lit. ce abzugebenvde und vom Nejtaurateur zu voll 
ziehende Declaration muß übrigens jedesmal ale Beilage zur General- 
Declaration übergeben werven, gleichviel ob überhaupt oder wieniel Pro- 
cent vorhanden ift. 

8. 9. Um die Abfertigung des Paffagiergutes zu erleichtern, liegt 
es im Yuterefje ver Dampfichifffahrts-Gefellfchaft, daß die Capitaine over 
Conducteure vor Erreichung der Zollvereinsgrenze jeden einzelnen Pafjagier 
befragen, ob er zollpflichtige Gegenjtände mit fich führe, und bie 
Verteren in bie nach $. 3 lit. d abzugebende Liſte aufnehmen, welche ven 
Namen des Reiſenden, deren Stand und Reiſeziel, die Zahl und Art ver 
Neije-Effelten, als: Koffer, Kiſten, Reiſeſäcke 2c. und auferbem eine Rubrik 
zu Bemerkungen enthalten muß. 


Diefe Lifte dient den revidirenden Beamten als vorläufige Erflärung 
über die Menge und Urt des Paffagiergutes, und es werden darauf bin 
bie Pafjagiere durch die Reviſions-Beamten unter Vorlage einer gebrudten 
den 8. 11 ver Zollorpnung enthaltenden Aufforderung nach den hei fi 
habenden zollpflichtigen Gegenftänden befragt, und zwar vie handeltreibenden 
Reiſenden zur Abgabe einer zollgejeglichen Declaration veranlaft, die nicht 
zu der Klaſſe der Gewerbetreibenden gehörigen Baflagiere aber aufgefordert, 
eine bejtimmte Erklärung abzugeben, oder fich ftatt einer folchen Erklärung 
fofort der Revifion zu unterwerfen. 

Als die Abfertigung fehr fürdernd muß anempfohlen werben, bie 
Baflagier-Effecten noch vor Ankunft des Schiffes von den übrigen Fracht— 
gütern getrennt auf dem Verdecke in der Art aufzuftellen, daß fie leicht 
üiberfehen werden fönnen ; ferner vie Paſſagiere felbft zu veranlaffen, daß 
fie bei ihren Effekten bleiben und, unter Ertheilung ver etwa nöthigen 
Auffchlüffe, ven nach $. 16 der Zolloronung erſorderlichen Obliegenheiten 
Genüge leiſten. 

8. 10. Das zollpflichtige Paſſagiergut wird ausgeladen, im 
Revifionsfhoppen ſchließlich abgefertigt, und zwar entweder zur Stelle, 
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oder erſt nach Abfahrt des Schiffes behufs der Verladung mit dem 
zunächit eintreffenden Schiffe. 

Lerteres findet dann ftatt, wenn durch bie alsbaldige Abfertigung 
folher Bafjagiergüter die Abfahrt des Schiffes fich zu lange verzögern 
würde. 

In diefem Falle hat ver betreffende Pafjagier ver Agentur eine 
Schriftliche Vollmacht zur Vertretung feiner Perfon bei ver ftattfindenven 
Abfertigung zu ertheilen. 

$. 11. Die Revifion der Schiffsräume ift, wo möglich, gleichzeitig 
mit der NRevifion und Abfertigung ver Paffagier - Effekten vorzunehmen. 
Nachdem die Nevifion der Schiffsräume ftattgefunden hat und die Tags 
vorher (8. 4) abgeftoffenen und zollordnungsmäßig abgefertigten Güter 
auf das Schiff gebracht find, kann daſſelbe ohne Weiters feine Fahrt 
fortfegen. 

$. 12. Bei dem Ausgang von Dampffchiffen über Neuburg ift 
zunächit das im $. 1 angeordnete Verfahren zu beobachten. 

Hat das Dampfboot feine zollpflichtigen Güter gelaven, fo legt das— 
jelbe ftatt am Reviſions-Schoppen, an der Lände-Brücke behufs einer 
generellen Revifion der Schifferäume an. 

$. 13. Haben vie ausgehenden Dampfboote Güter gelaven, veren 
Ausfuhr zu befcheinigen ift, namentlich Durchgangsgüter unter Begleitfchein- 
Controle, fo werden diefe Güter, wenn e8 der Zwed der Revifion erfordert, 
entladen und in den Kevifionsfchoppen gebracht, wo fie entweder fogleich 
abgefertigt werben können, ober bis zur Ankunft des nächften Dampf- 
Schiffes, nah Wahl des Schiffsführere und refp. der Agentur liegen 
bleiben, in welch legterem Falle die Abfertigung erft nach der Abfahrt 
des Dampfbootes erfolgt. Nachdem hierauf die etwaige Beiladung für 
Neuburg und Umgegend gelöfcht, und die allgemeine Revifion ver Schiffe- 
räume behuf® der Meberzeugung, daß feine ausgangszolfpflichtigen Gegen- 
ftände unangemelvet geblieben, vollzogen ift, können die Ladungen aus 
dem freien Verlehr fowohl, wie die etwa der Revifion wegen Tags vor- 
ber rückbehaltenen zur Ausfuhr beftimmten Begleitfchein - Güter an Bord 
gebracht werben. _ 

$. 14. Nach gefchloffener Abfertigung fährt das Dampffchiff im 
ber Regel ohne Begleitung über die Grenze und es haben die Beamten 
deſſen Ausgang nur von der Abfertigungsftelle aus zu beobachten. 

Soliten indeſſen Nebel over ein fonftiges Hinderniß nicht zulaffen, 
den Ausgang des Schiffes, beziehentlich den Austritt der darauf geladenen 
Zranfitgüter von der gedachten Stelle aus zu betrachten, fo muß Beglei- 
tung durch Aufſeher bis zum Grenzpunfte längs des Ufers ftattfigpen. 

$. 15. Die Abfertigung der anfommenden Dampffchiffe erfolgt 
unaufgehalten während ver zollorbnungsmäßigen Tagesftunden, und 
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nöthigen Falls auch zur Zeit, wo fonft über Mittag die Bureaus ge- 
fchlofjen fin. ‚ 

Diefelbe wird in der Thalfahrt durch die fämmtlichen disponibfen 
Beamten, unter Zuziehung von Auffehern, behufs Ueberwachung ver Zu- 
gänge; in der Bergfahrt durch die Your habenden Beamten vollzogen. 

$. 16. Im Falle das Dampfichiff thalwärts in Folge von aufer- 
gewöhnlichen Ereigniffen Abends ſpät bei Neuburg eintreffen follte, und 
nicht mehr in den gefeglihen Tagesſtunden abgefertigt werben könnte, 
find die zur Abfertigung beftimmten Beamten ebenjo befugt als verpflich- 
tet, wenigftens bie Reiſeſäcke der ihr Nachtquartier fuchenden PBaffagiere 
in Bezug auf die zollpflichtigen Gegenftände zu revidiren und bie Frei— 
objefte verabfolgen zu laſſen. 

Das Schiff felbft wird bis nach erfolgter zelfamtlicher Abfertigung 
unter Aufficht einer Zollwache geſetzt. 

$. 17. Die Dampffchifffahrts-Gefellfchaft hat für jedes Dampffchiff 
ein in dem verjchloffenen Behältniß ($. 20) aufzubewahrendes Inven— 
tarium ſämmtlicher Mobilien und Utenfilien mit Ausnahme der eigent- 
lien Schiffsgeräthichaften, als: Taue, Ketten, Ruder ꝛc. nach den ver- 
ſchiedenen Räumen (Pavillon, Cajütte ꝛc.) anzufertigen. 


Die Tafel- Service, Gedede ꝛc. find darin nach den verfchiedenen 
Gattungen fo genau zu betailliren, daß über deren Identität fein Zweifel 
entjtehen kann, und biefelben bei vorfommenvder Prüfung leicht aufzufin- 
pen find. 

Nah diefem Inventarium ift won Zeit zu Zeit eine Reviſion und 
Prüfung des identiſchen Vorhandenſeins der Gegenftände und daß neue 
Stüde nicht Hinzugefommen, vorzunehmen und darüber zu verhandeln. 

Da die Dampfichiffe felbjt mit allen dazu gehörigen Geräthichaften, 
Mobilien zc., die ausländische Qualität haben, jo folgt baraus, daß bie 
Snventarienftüde, ſobald fie ans Land gebracht werben, ver Verzollung 
unterliegen, weshalb bei Vermeidung ver gefeglichen Defrautations- 
Strafen, folde nur auf vorgängige Declaration bei dem Hauptzollamte, 
fei e8 zur Reparatur oder zu einem andern Zwede auf das Land gebracht 
werben bürfen. 

$. 18, Damit dem Hauptzollamte fein Schiffsraum unbekannt 
- bleibe, hat die Dampffchifffahrts-Gefellichaft von jedem Dampffchiff einen 
Grundriß anfertigen zu laffen, von welchem das Unifat dem Haupt- 
zolfamte Neuburg am Rhein zu behändigen, das Duplifat in dem ver- 
fchloffenen Behältniffe ($. 20) aufzubewahren ift. 

& 19. Die Dampfſchifffahrts-Geſellſchaft macht fih durch einen 
förmlichen Revers verbindlich, für alle Handlungen ihrer Schiffsführer 
und refp. des in Neuburg am Rhein aufgeftellten Agenten, namentlich 
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auch für allenfallfige Zollnachforverungen, rechtsfräftig anerfannte Geld— 
ftrafen u. dgl. unweigerlich als Selbſtſchuldner einzuftehen. 

Die Nothwendigfeit einer raſchen Abfertigung der Dampffchiffe, 
welche ein pünftliches und gewiffenhaftes Berfahren Seitens des Schiffe- 
führers unausweichlich bedingt, wird übrigens bie Gefellichaft von felbft 
veranlaffen, feinerlei Gefährden oder jonftige Orbnungswibrigfeiten irgend 
eine® Individuums des höhern und niedern Schiffsperfonals zu dulden, 
umd gegen Jeden geeignet einzufchreiten, ver einer gejegwibrigen Handlung 
überwiefen werben foll. 

8. 20. Die in ven 88. 8, 17 und 18 bezeichneten Papiere und 
Declarationen find auf jedem Dampfichiffe von vem Kapitän in einem ver- 
Ichließbaren Behälter forgiam aufzubewahren, welcher ven Zollbeamten 
jtetS zugänglich fein muß. Zu viefem Behälter muß dem Hauptzollamt 
Neuburg ebenfalls ein Schlüffel verabreicht werben. 

München ven 10. April 1847. 


Königlide General-Zoll-Apminiftration. 


3. Verfügung der Königlichen General - Zoll- Aominiftration vom 
27. Mai 1847, die Abfertigung der Niederländifchen Dampfboote 
im Hafen zu Ludwigshafen am Rhein betreffend. 


Im Namen Seiner Majeftät des Königs. 


Anliegend werden dem fünigl. Hauptzollamte auf feinen Bericht vom 
12. d. die Vorfchriften über das zollamtliche Verfahren bei ver Abfer- 
tigung der zum Waarentransporte auf dem Rhein benutten Perſonen— 
Dampfboote in der KHafenanftalt zu Yudwigshafen am Rhein mit ver 
Weiſung zugefchloffen, nach ven hierin worgezeichneten Direftiven in ven 
bei Amte vorkommenden Abfertigungsfällen fich genaueft zu achten, auch 
den pünftlichen Vollzug von Seite ver mit der fraglichen Schiffsabfertigung 
beauftragten Beamten ftrenge zu überwachen. Den Betbeiligten vom 
Handelsftande, insbefonvere ber dortigen Agentur der Nieverländifchen 
Dampfichifffahrt ift hievon gleichzeitig geeignete Mittheilung zu machen. 

Ueber ven Beginn und den Fortgang der Fahrten der Niederlän- 
diſchen Dampfboote nah und von Ludwigshafen wird noch beſondere 
Anzeige gewärtigt. Auch hat das fünigl. Hauptzollamt die Antheilnahme 
der bei ver Abtheilung viefer Schiffe beſchäftigten Bedienſteten am Schlufe 
des Scifffahrtsjahres näher anzugeben, rejp. nachzuweijen. 

Miünchen ven 27. Mat 1847. 

Königlihe General-Zoll-Adminiſtration. 


Mr. 6312. 
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Boridriften 
über das zollamtliche Verfahren bei der Abfertigung der zum Waaren- 
Transporte auf dem Rhein benugten Perſonen-Dampfboote in ver 
Hafenanftalt zu Ludwigshafen am Rhein. 


$.1. Berfonen-Dampfboote, welche in ver Hafenanftalt zu Ludwigs— 
hafen am Rhein anlegen, um bafelbjt unverzolfte Güter auszuladen oder 
einzunehmen, werden — wenn die Anfunft bei Tage, d. b. während 
ver gewöhnlichen Gefchäftsftunden erfolgt, unaufgebhalten nach ihrem 
Eintreffen in zollamtliche Behandlung genommen und es werden die zur 
Ladung gehörigen unverzollten Güter — der von den Empfängern bezie- 
bentlih von ven Verſendern zu treffenden Dispofition gemäß — fo weit 
es immer noch am felben Tage thunlich ift, vollſtändig abgefertigt. 

Dem Amtsdirigenten bleibt e8 in dazu geeigneten Fällen vorbehalten, 
die Abfertigung dieſer Dampfboote in den Sommermonaten ſchon um 
6 Uhr Morgens anfangen und bis acht Uhr Abends fortfegen zu laffen. 

8. 2. Im Falle aber ein ſolches Dampfboot erft zur Nachtzeit 
in Ludwigshafen eintreffen follte, ohne daſelbſt bis zum mächjten Morgen 
verweilen zu können, hat der Schiffsführer bie auf die Ladung fprechenven 
Zollpapiere (Declarationen, Begleiticheine 2c.) den zur Schiffsabfertigung 
beorderten Zollbeamten einzußändigen, welche die zur Ausladung beftimm- 
ten Güter nach Zahl ver Eolli und ihre Bezeichnung übernehmen und 
diefelben in das zu dieſem Zwede eigens einzuräumende Magazin fchaffen 
laſſen, wo fie bis zur Abfertigung am kommenden Tage unter zollamt- 
lichem Berjchluffe liegen bleiben. 

In dem einen und andern der vorgebachten Fälle werben nach been- 
digter Ausladung die ſämmtlichen Räume des Dampfboots infoweit revi— 
birt, um fich die Veberzeugung zu verichaffen, daß feine unangemelveten 
zolfpflichtigen Gegenjtände mehr auf dem Schiffe vorhanden find. 

$. 3. Dasfelbe befchleunigte Verfahren (8. 1 und 2) hat auch bei 
den mit unverzollten Gütern beladenen Schlepp-Dampfbooten nach ihrer 
Ankunft bei dem Hauptzollamte Ludwigshafen ftattzufinden, wenn viefelben 
ohne längeren Aufenthalt zur unmittelbaren Fortfegung ver Fahrt be- 
jtimmt find. 

$. 4. Die in dem Magazin nievergelegten Güter ($. 2) werden 
des andern Tags unter Aufficht der Beamten und in Gegenwart eines 
Agenten der Dampfſchifffahrt oder in defjen Ermangelung eines von beim 
Schiffsführer befonters hierzu Bevollmächtigten in den Veviſionshof ges 
bracht, dortſelbſt nach Vorſchrift RER und der zollordnungsmäßigen 
Revifion unterftellt. 

Erjt nah dem Ergebniffe biefer Revifion und durch die volljtindige 
Erledigung der auf die Ladung bezüglichen Begleitſcheine kann fich ber 
Schiffsführer, oder der für ihm eintretende Agent der übernommenen 
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Berbinplichkeit, wie folche die Vereinbarung wegen Behandlung des Güter 
Transportes und der Waaren- Abfertigung auf dem Rhein ꝛc. überhaupt 
und insbefondere im $. 14 ausjpricht, enthoben betrachten. 

8. 5. Diejenigen Güter, welche zur Verladung auf den Dampf. 
booten beftimmt und bei dem Haupt-Zollamte Ludwigshafen mit Begleit- 
fchein oder Uebergangsjcein zum Ausgange auf dem Rheine abgefertigt 
find, werben, fo oft die Verladung zur Tageszeit ftattfindet, unmittelbar 
vom Hafen aus in ben Yaberaum ber — gebracht und hier 
zugleich unter Luckenverſchluß geſetzt. 

Kann die Verladung erſt zur Nachtzeit ie fo bleiben viefe 
Güter im Auslandshafen bis zu dem Zeitpunfte zurüd, wo fie unter Auf— 
ficht der mit der Schiffsabfertigung bejchäftigten Beamten in das Dampf- 
boot gefchafft und dort gleichzeitig unter Raumverſchluß gelegt werben 
fönnen. 

Wie folches gefchehen, haben die Beamten in der unter $. 8 vor- 
gefchriebenen Weife zu befcheinigen. 

8. 6. Wurden vergleihen Güter, melde zu Lubwigehafen auf 
Dampfichiffe verlanen werben follen, bereits von einem andern Amte 
zur unmittelbaren VBerfendung in das Ausland mit, DBegleitfchein ober 
Uebergangsichein abgefertigt, fo werben diefelben nah abgenemmenem 
Colloverſchluß in den Schiffsraum gebraht und unter Raumverfchluf 
gejett, was von Seite der Beamten in der $. 8 angeorbneten Weife zu 
bemerfen, reſp. zu befcheinigen ift. 

Die von andern Aemtern abgefertigten Begleitfcheingüter follen 
übrigens, ehevor fie in die Dampfboote verladen werben, nicht allein 
nach Zahl, Zeichen und Numer der Colli mit ven Begleiticpeinen genau 
verglichen und der Verſchluß vor der Abnahme geprüft werben, ſondern 
es it auch in einzelnen Fällen nach Maaßgabe des $. 62 des Begleit- 
jhein-Negulativs Verwiegung und fpecielle Revifion vorzunehmen. 

Die ftattgefundene äußere Bergleichung der Colli, die Prüfung des 
Verſchluſſes, insbeſondere aber die probeweije Inhaltsermittelung einzelner 
Colli ift auf den betreffenden Begleiticheinen volljtändig anzugeben und 
das Revifionsatteft mit Datum und mit der Unterjchrift der revidirenden 
Deamten zu verjeben. 

$. 7, Unrictigfeiten im NRevifionsbefunde, Verſchlußverletzungen 
oder andere Uebertretungen der Zoll- und Steuergejege find von ven mit 
ver Schiffsabfertigung chargirten Beamten jedesmal jogleih dem Haupt: 
zollamte zur Anzeige zu bringen und bei entvedten Zollcontraventionen 
find zugleich die Abfertigungspapiere, Jowie die beanjtandeten Waaren- 
Colli zur weitern Amtshanplung zurüdzubalten. 

Die gleiche Verpflichtung zur Anzeige für die Zollbeamten bejteht 
auch bei wahrgenommenen Verfehlungen gegen die Hafenordnung. 
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8. 8. Nachdem vie Einladung der nach 8. 5 und 6 unter Raum- 
verfchluß abgelaffenen Güter beendigt ift, haben die betreffenden Beamten 
auf dem Manifeft den Abfertigungsaft in nachjtehender Weife (mut. mut.) 
zu bejcheinigen: 

die in den angejtempelten Begleitfcheinen, nämlich: 

1. d. d. Neuburg am Rhein den 15. Mai 1847, Nro. 50; 
2. d. d. Ludwigshafen am Rhein ven 20. Mai 1847, Nro. 83; 
3. ꝛc. ıc. 

verzeichneten ſechs und dreißig Colli, ſodann die in den angeftempel- 

ten Uebergangsicheinen, nämlich: 

1. d. d. Ludwigshafen am Rhein ven 13. Mai 1847, Nro. 40; 
2. d. d. Kaiferslautern den 12. Mai 1847, Nro. 6 
verzeichneten zwanzig Colli wurben heute nach Abnahme des unver: 

(egt befundenen Verfchluffe® unter unfern Augen in ven Yaberaum 

Nro. I und II des Niederländer Dampfbootes N. N. aufgenommen, 

und dieſe Räume fofort mit je zwei, zufammen vier Bleie von bier 

verſchloſſen.“ 
Ludwigshafen am Rhein am 
Die Revifionsbeamten. 
MN. NN. 

F. 9. Die von einer Dampffhifffahrts - Gefellfchaft in der Hafen- 
anftalt zu Ludwigshafen am Rhein aufgeftellte Agentur hat bei eigener 
Verantwortung darüber zu wachen, daß von Seite der Angeftellten und 
des Dienjtperfonald® der Dampfichiffe in allen ven Güter- und Perſonen— 
verfehr betreffenden Beziehungen ven Anordnungen des Haupt» Zollamts 
und der Hafen-Behörde ftrenge Folge geleiftet werde. 

Diefe Behörden haben zugleich die bei den nächtlichen Schiffsabfer- 
tigungen zu befchäftigenvden Hafenarbeiter zu bejtimmen und den biefür 
außer der tarifmäßigen Gebühr zu verabreichenden Lohn, letzteres im Be- 
nehmen mit der einjchlägigen Agentur, nach billigem Ermefjen feftzufegen. 

München ven 27. Mai 1847. 

Königlide General- — -Adminiſtration. 


6. Bekauntmachung der Königlichen General-Zoll-Adminiſtration 
vom 29. November 1851, die Vereinbarung, wegen Behandlung 
des Güter» Transporte und der MWaaren- Abfertigung auf dem 
Rheine und deffen conventionellen Nebenflüßen. 

Im Namen Seiner Majeftät des Königs, 


Nah der Vereinbarung wegen Behandlung des Güter - Transports 
und der Waaren» Abfertigung auf dem heine und den comventionellen 
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Nebenflüßen vesfelben vom 8. Mai 1841 (Reg.Bl. 1841. Nr. 53.) findet 

beim Waareneingange vom Auslande nach Einem vereinsläubifchen Frei- 

bafenplage, falls die gefammte Ladung eines Schiffes auf demſelben 
unverändert dem declarirten Beltimmungsorte zugeführt werben foll, eine 
erfeichterte Abfertigungsweile in der Art jtatt, daß die zollordnungsmäßige 

Abfertigung der Ladung erjt im Bejtimmungsorte eintritt, bis dahin aber 

biefelbe ohne Reviſion entweder unter Perfonalbegleitung oder Echiffe- 

verfchluß abgelaffen wird. Findet aber eine Theilung einer Schiffsladung, 
die nah Einem Freihafen beftimmt it, ftatt, jo muß die ganze Ladung 
der zollordnungsmäßigen Abfertigung unterworfen werben. 

($. 2—8 der Bereinbarung und hiezu Ziffer 3 im Inſtruktionspunkte 5.) 

Zufolge befonvderer Abrede cuf der meunten General-Conferenz in 

Zollvereins - Angelegenheiten follen nun künftig ven dem obigen regel: 

mäßigen Verfahren nachjtehende Ausnahmen gejtattet fein: 

1. Zu Fällen, wo ein Theil einer am Sige eines Hauptzollamtes 
eingewinterten Yabung, behufs Verzollung over Verſendung zu 
Lande ꝛc. ausgeladen wird, der Reſt aber unberührt im Echifie 
bleibt und darin feiner Bejtimmung zugeführt wird, kann dieſer 
nach Abjchreibung des eingeladenen Theile auf dem über die ganze 
Ladung ſprechenden Begleiticheine ohne vorgängige zollorv- 
nungsmäßige Abfertigung unter Echiffsverfchluß oder Per— 
fonalbegleitung weiter abgelafjen werden. 

Das Königliche Hauptzollamt am Orte tes Schutzhafens trägt 
den Generalauszug und den Begleitfchein über vie eingewinterte 
Padung, der die ganze Menge ver auszuladenden Güter umfaßt, 
in das Begleitfchein- Empfangsregifter (über die nach der Verein— 
barung vom 8. Mai 1841 abgefertigten Güter) ein, und läßt 
daraus, nad ver Vejtimmung im 8. 17 ver Vereinbarung, über 
die einzelnen Poſten Special: Deflarationen zur weitern zollord— 
nungemäßigen Abfertigung durch ven Edhiffer oder die fonftigen 
Waarendisponenten machen, wodurch der ausgeladene Theil ver 
Ladung verichriftsmäßig in den Regiftern nachgewiefen wird. Wenn 
ter Echiffer mit dem Reſte der Ladung fpäter die Reife fortjegt, 
fo werden in der Generalpireftion über die ganze Ladung die aus- 
geladenen Golli, unter Sinweifung auf die betreffenden Begleit— 
jcheinempfangs- und Ausfertigungs-, reſp. Zollbeberegifter, abge 
ichrieben. 

2. Das gleiche Verfahren ift au in dem Falle zuläßig, wenn wegen 
Befhärigung des Fahrzeugs Waaren aufgeladen find und 
nicht wieder in dasfelbe eingeladen werden fünnen, welche ebenfalls 
in der Ziffer 1 vorgejchriebenen Weife abzufertigen, die übrigen 
Theile dev Ladung aber ohne zollerpnungsmäßige Abfertigung 
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unter Schiffsverfchluß oder Perfonalbegleitung an den urfprüng- 
lihen Beitimmungsort abzulaffen find. 

3. Ebenfo darf, wenn in Folge der Einwinterung oder ver 
Befhäpigung eines beim Gremeingangsamte am Nhein- nach 
einem Freihafen abgefertigten Schiffes die ganze Ladung vesfelben 
in einem andern Fahrzeuge ihrer Beftimmung zugeführt werden 
fol, vorausgefegt, daß die Vorfchriften im Art. 38 der Rhein— 
Scifffahrts. Convention gehörig beobachtet find, die Ueberladung 
von Bord zu Bord mit Zurücdlaffung des eingemwinterten befchä- 
digten Schiffes unter Auffiht von Zoll» over Steuer - Beamten 
geftattet werden, ohne daß in dieſem Falle eine zollordnungsmäßige 
Abfertigung der Waaren eintreten müßte. Die Yadung kann viel- 
mehr, falls der Schiffer nicht felbft die zollorpuungsmäßige Abfer- 
tigung beantragen follte, mit dem dazu gehörigen Begleiticheine, 
dem bie geeigneten amtlichen Bemerkungen über die ftattgehabte 
Ueberladung beizufügen find, dem im Begleitfcheine angegebenen 
Beftimmungsorte zugeführt werben. 

4. Nicht minder fol in dem Falle, wenn das befchäbigte oder einge- 
winterte Fahrzeug ganz oder theilweife entlaftet worden ift, ein 
Theil der Ladung aber nach vorgängiger zollordnungsmäßiger Ab- 
fertigung eine anderweite Bejtimmung erhalten hat, der Reſt 
der Ladung, fofern er noch minveftens Ein Drittel der urfprüng- 
lihen Ladung dem Gewichte nach beträgt, und in Einem Echiffe 
feiner Bejtimmung zugeführt werben foll, mit vem über die ganze 
Ladung ausgefertigten und durch Abjchreibung der bereits zoll— 
ordnungsmäßig abgefertigten Güter berichtigten Begleiticheine ohne 
vorgängige zollorbnungsmäßige Abfertigung unter Schiffsverfchluß 
oder Perfonalbegleitung weiter abgelaffen werben dürfen. 

In allen diefen Fällen follen die Koften der Schiffsbegleitung 
ebenfo dem Vereine zur Laft fallen, wie bei andern Abfertigungen 
unter Schiffsbegleitung. 

Gegenwärtige Vorfchriften finden auch Anwendung auf die unter 
Schiffsverfchluß gefetten Yadungen beim Tranfit auf der Main - Canal- 
Donauftraße, in welcher Beziehung diejelben als ergänzende Beftimmungen 
zu dem Regulativ vom 14. Januar 1850, die Behandlung des Tranſits 
auf vem Rheine, vem Main und der Donau mitteljt des Ludwigs-Canals 
betreffend, zu betrachten find. 

München ven 29. November 1851. 

Königliche General-Zoll-Apminiftration. 
Nr. 12857. 


58 . 
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5. Erlaß der Königl. General-Zoll-Adininiftration vom 27. Auguft 
1852, die Abfertigung der auf dem Rheine eingegangenen, nach 
zwei gegenüberliegenden Freihäfen beftimmten Sciffsladungen 
betreffend. 


Im Namen Seiner Majeftät des Königs. 


Um ein übereinjtimmendes Verfahren in ven Fällen zu erzielen, wo 
über Emmerich eingegangene Schiffeladungen an zwei gegenüberliegenve 
Sreihafen — in concreto Mannheim und Ludwigshafen — beftimmt find, 
bat zumächjt zwifchen dem königl. preußifchen Provinzialjteuer-Direktor in 
Köln und der großberzoglich badischen Zoll-Direktion Benehmen und Ber- 
jtändigung infoweit jtattgefunden, daß die Abfertigung der fraglichen 
Yabungen bei dem Eintrittsamte Emmerich mit jenem bei dem Empfangs- 
amte Mannheim in Einklang gebracht worden ift. 

Nachdem die hierüber dem Hauptzollamte Mannheim ertheilte An- 
weijung bie großherzoglih badiſche Zell-Direftion anher mitgetheilt und 
diefelbe auch ihre Zuftimmung zu ven bier vorgenommenen Aenderungen 
erklärt, ſowie die Vornahme gleicher Abänderung in der Anweiſung für 
das Hauptzollamt Mannheim zugeſichert hat, „ſo wird nunmehr dieſe 
Anweifung dem Fönigl. Hauptzollamte Yubwigshafen in ver Anlage zuge- 
ichlofjen, mit dem Auftrage, in den vorfommenden Fällen, fowohl wenn 
basjelbe das erjte ald das zweite Empfangsamt ift, nach diefen Vorſchrif— 
ten zu verfahren, ebenfo au darauf zu halten, daß von Eeite des gegen- 
überliegenden Amtes das gleiche Verfahren jederzeit beobachtet werde. 

Die auf den rubrizirten Gegenftand bezüglichen früheren Erlaffe 
vom 1. Mai, 27. Yuli und 4. September v. Irs treten in Folge gegen- 
wärtiger Entichließung außer Wirfung. 

München ven 27. Auguft 1852. 

Königliche General-Zoll-Apminiftration. 


An das Fönigl. Hauptzollamt Ludwigshafen. Nr. 940 





— — — 


Abdruck. 


Im 8. 7 der Finanz-Miniſterial-Verordnung vom 13. November 
1841, zu der Vereinbarung über die Waaren-Abfertigung auf dem Rheine, 
befindet ſich unter Ziffer 1 folgende Beſtimmung: 

Iſt eine unter Begleitung abgefertigte Schiffsladung nach zwei Frei⸗ 

hafenplätzen beſtimmt, welche einander gegenüberliegen, ſo darf nach 

erfolgter Entladung der für den einen Hafen beſtimmten Güter der 
übrige Theil der Ladung nach dem andern Hafen unter Begleitung 
abgelaſſen werden. 

Fälle dieſer Art kommen zwiſchen bier und Ludwigshafen vor. 
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Um Gleihförmigfeit in ven desfallſigen Abfertigungen zu erhalten, 
wird nun Nachſtehendes über das hierüber zu beobachtende Verfahren 


verfügt: 


A. Wenn ver Begleitfchein des Grenzortes über die gefammte Ladung 
bier, in Mannheim, zur Erledigung übergeben wird: 


1; 


ver Gewichtsbefund ver hier ausgeladenen Güter wird, wie 
bei Schiffsladungen, die volljtändig bier gelöfcht werben, in 
das Duplifat der dem bezüglichen Vegleitfchein angeftempelten 
General - Declaration eingetragen und von ben Revifions- 
beamten beurfundet. 


. Ebenfo werben auch in diefer Duplifate-Declaration die Hafen- 


Gebühren berechnet und der Nachweis über die Weiterabfer- 
tigung der ausgeladenen Güter gegeben. 


. Nach volljogener Ausladung des hierher beftimmten Theile 


der angebrachten Güter wird auf das Unifat und Duplifat 
des Declarationg - Auszugs über die nach Ludwigshafen be— 
ftimmte Theilladung folgende durch die einfchlägigen Reviſions— 
Beamten zu entwerfende und von ben drei Hauptamts- Mit- 
gliedern zu unterzeichnende, auch mit dem Amtsftenpel zu 


verſehende Ueberweifungs-Formel geſetzt. 


„Schiffer N. N. von N. N., deſſen geſammte Ladung 
unter Schiffsbegleitung mit Begleitſchein Pro... . . 8. 8. 
hier eingetroffen iſt, wird mit dem nebenbezeichneten nach 
Ludwigshafen beſtimmten Theile dieſer Ladung und ſeinem 
etwa vorhandenen Mundvorrath von .. . . declarirten Pfund 
a ———— unter Berfonalbegleitung kurzer Hand königlich 
bayeriſchem Hauptzolfamte Ludwigshafen überwieſen, mit dem 
Erſuchen, das Duplikat dieſes Deelarations-Auszuges nach 
richtiger Ablieferung der Güter mit geeigneter Beſcheinigun 
hierher gelangen laſſen zu wollen. | 

Mannheim . ». » 2 2. 

Großherzoglich Badiſches Hauptzollamt. 


Die beiden Declarations- Auszüge erhält ſodann der Auffichts: 


Beamte, welcher zur Begleitung des Schiffes aus dem Hafen 
beordert wird, nebft ver Vegleitungsorbre zur Aushändigung 
an das Hauptzollamt in Ludwigehafen. 


. Nach dem Rückempfang des Duplifats des Declarationsaus- 


zuges mit Befcheinigung des Hauptzellamtes in Ludwigshafen 
über die richtige Stellung der darin bezeichneten Waaren wird 
auf dem Duplifate ver Generalveclaration durch die viesfeitigen 
Revifions-Beamten unter dem Eintrag der bier vorgefundenen 
Gütermengen weiter Folgendes beurkundet: 
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„Die unter Pofition ... . . bezeichneten Güter find nach 
anliegenver Bejcheinigung des Hauptzollamtes zu Lud— 
wigshafen an diefem Drte ausgeladen und weiter abge- 
fertigt werben, « 


und demnächſt, foferne überhaupt der Erledigung bes bezüg- 

(ihen Begleitfcheines michts emtgegenfteht, das Unifat ver 

General-Declaration in folgender Weiſe befcheinigt: 

| „Bon den nebenbezeichneten Gütern find (in Zahlen 
und Worten)... . . Colli, verpadt und bezeichnet wie 
unter Pofition . . . . . angegeben, bier ausgelaben und 
auf Grund ver von vem Bezugsberechtigten eingereichten 
Special-Declaration weiter abgefertigt, die unter Pofi- 
tion . . . . aufgeführten Gegenjtände nebft Mundvorrath 
aber nach hier eingegangener Bejcheinigung bei dem 
Hauptzollamte in Ludwigshafen, wohin fie von bier 
furzer Hand unter Schiffebegleitung abgelaffen wurben, 
zur weiteren Abfertigung geftellt worden.“ 


Mannheim den . ». 2 2... 
Die Revifions-Beamten. 


6. In dem Unikat und Duplifat des Declarations-Auszugs über 
die hierher bejtimmten Güter wird auf den im Duplifat ver 
Güter » Declaration eingetragenen hiefigen Befund verwiefen 
und es hat hierauf die vollftändige Erledigung des Begleit— 
jcheines in gewöhnlicher Weife zu erfolgen. 

7. Das Duplifat der General: Declaration, Unifat und Dupli- 
fat des Declarations-Auszuges über die hierher beftimmten 
Gitter und das mit Anfunfts-Befcheinigung verfehene Dupli- 
fat des Declarations » Auszuges über den nach Ludwigshafen 
abgelieferten Theil der Ladung werden dem bviesfeitigen Be- 
gleitfchein-Empfangs-Regifter A angefchloffen. 

B. Wenn der Begleitichein des Grenzamtes über die gefammte Ladung 
dem Hauptzollamte in Yubwigshafen zur Erledigung übergeben 
worben iſt: 

1. Das Unifat des Auszugs aus der General» Declaration, 
welcher ven hierher beftimmten Theil ver Ladung ergibt, wird 
in das biesfeitige Vegleitfchein - Empfangs- Regifter A einge 
tragen und bildet eine Beilage diefes Regiſters. 

2. Das bier befundene Gewicht der einzelnen Pofitionen dieſes 
Unifats-Declarations-Auszuges wird in berfelben eingetragen, 
fowie auch die Hafen» Gebühren in vemfelben berechnet, vie 
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Weiterabfertigung ber geftellten Güter barin nachgewiefen, 
und ber Revifiond- Befund von den Abfertigungs- Beamten 
bejcheinigt in gleicher Weife, wie wenn die Ladung mit Be- 
gleitfchein nach dem Regulativ über die Waaren-Abfertigung 
auf dem Rheine bier angelangt wäre und das Duplifat ber 
General-Declaration vorläge. 


3. Die Special - Declarationen werben auf Grund des Unifate- 
Declarationd-Auszuges angefertigt. 


4. In dem Duplifat des Declarations-Auszugs, welches wie das 
Unifat mit dem Weberweilungs- Attejte des Hauptjollamtes 
Ludwigshafen verfehen ift, wird, wenn bie barin verzeichnete 
Ladung richtig geftellt worden ift, von dem Reviſions-Beam— 
ten folgende Bejcheinigung gegeben: 

»MNebenbezeichnete (in Zahl und Worten) Colli, find 
bier richtig auegeladen und auf Grund ver von ben 
Bezugsberechtigten eingereichten Special Declarationen 
weiter abgefertigt worden. 

Mannheim ven ee 

Die Revifions » Beamten. 


welche ver Beglaubigung durch die drei Hauptamtsmitgliever 
mit dev Firma des Hauptzollamtes und Amtsfiegel® bedarf. 
5. Das auf folche Weife befcheinigte Duplifat des Declarations- 
Auszuzes wird dem Hauptamte in Ludwigshafen zugefendet. 


8, Erlaß der Königl. General-Zoll-Adminiftration vom 4. Septem- 
ber 1852, die Gewicht3-Differenzen bei rheinregulativmäßig abge- 
fertigten Waarenpoften betreffend. 


Im Namen Seiner Majeftät des Königs. 


Es iſt die Frage entjtanben: ob bei auf dem Rhein eingehenden 
Schiffsladungen, wenn von einer Waarenparthie, welche aus mehreren 
gleichnamigen Collis unter zwei Zentner Gewicht befteht, nur das (über 
zwei Zentner betragende) Gefammtgewicht beim Grenzzollamte beclarirt 
worben ift, und bei der am erjten Empfangsamte ftattfindenden Verwie— 
gung ber einzelnen Colli8 oder ber ganzen Waarenpoft zufammen eine 
Differenz von über zwei Procent, des an ber Grenze beclarirten Ge— 
fammtgemwichtes fich herausſtellt, — die im Inſtruktionspunkt 14. Ziff. 4 
zum Negulativ über die Waarenabfertigung auf dem Rheine ꝛc. ꝛc. be- 
ftimmten fünf oder nur zwei Prozent des declarirten Gefammtgewichtes 
außer Betracht bleiben follen ? 
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Diefe Frage wird nummehr in Webereinftimmung mit den Anorb_ 
nungen bed Provinzial-Steuer-Direftors in Köln, dann ber Zollpireltionen 
in Karlsruhe, Darmjtabt und Frankfurt am Main dahin entfchieven, daß 
in den vorgebachten Fällen das am der Grenze beclarirte und vom 
Empfangsamte gefundene Gefammtgewicht den Anhalt für die Beſtim— 
mung des Prozenten » VBerhältnifjes ver Differenz bildet, vergeftalt, daß 
das gefundene Gewicht der einzelnen Gollis dabei außer Berüdfichtigung 
zu bleiben hat; fofort alfo nur Gewichts - Differenzen, welche nicht zwei 
Prozent überfteigen, bei ſolchen mit einem Gefammt-Gewicht teclarirten 
Waarenpoften, als unerhebliche, bezüglich des Gefäll- und Straf: 
punftes zu behandeln find — (Inſtruktionspunkt 14. Ziffer 4 und Generale 
vom 26. Mai 1846. Nr. 6041. Ziff. 2) vorbehaltlich indeſſen der auch bei 
Golli von größerer Schwere als zwei Zentner nad alinea 4 und 5 des 
Anftruftionspunftes 14. Ziff. 4 unter den dort beftimmten Borausfegungen 
zugelaffenen Ausnahmen. 

Hiernach hat ſich das Fönigliche Hauptzollamt für die Folge in den 
vorkommenden Fällen zu richten. 

München ven 4. September 1852. 

Königlihe General-Zoll-Abminiftration. 


An das königl. Hauptzollamt Ludwigshafen. Nr. IRIO. 


9. Generale der Königlichen General -Zoll-Adminiftration vom 14. 
Sinner 1850, Zollvorichriften über die Behandlung des Waaren- 
Tranfitd auf der Rhein-Donauſtraſſe mitteljt des Ludwigs-Canals 
betreffen. 


Nachdem inhaltlich Entfchliefung vom 31. Dezember vorigen Jahrs 
Nr. 13351 das Königliche Staatsminifterium des Handels und der öffent- 
lichen Arbeiten genehmigt bat, daß bei der Zollabfertigung der über ven 
Ludwigs - Canal und die untere Donauſtrecke tranfitirenden Güter und 
Sciffsladungen, fofern diefer Tranſit in verfhlußfähig eingerid- 
teten und unter Zoll-Berfhluß gefegten Schiffen ftattfinvet, 
die wegen Behandlung des Güter: Transportes und der Waaren-Abfer- 
tigung auf dem Rhein 2c. unter den Zollvereind-Regierungen vereinbarten 
Normen (Belanntmachung vom 23. Dezember 1841 — Reg.- Bl. 1841 
Ar. 53) bis auf Weiteres in Anwendung fommen follen; fo werben in 
Folge der von dem genannten Königlichen Staatsminifterium erhaltenen 
Ermächtigung, die einfchlägigen Zoll: Vorfchriften im Nachſtehenden zur 
Kenntnißnahme des betheiligten Dandele- und Schifferſtandes veröffentlicht: 
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Regulativ 
wegen Behandlung des Tranfitd auf dem Rheine, dem Main und 
der Donau mittelft des Ludwig-Donau-Main-Ganala. 

$. 1. Schiffsladungen, welche auf der Donau in das Vereinsgebiet 
eingehen, um in bemjelben Schiffe ohne Veränderung der Padung mittelft 
des Ludwigs-Canals, auf dem heine oder einem Nebenflufje vesfelben 
wieder auszugehen (unmittelbarer ZTranfit), werden, wenn das Fahrzeug 
nach Vorſchrift der Anleitung ꝛc. 2c. — Beilage lit. A — verfchlußfähig 
eingerichtet und zur Fahrt auf dem Canal geeignet ift, bei dem Gren;- 
eingangsamte unter Schiffsverfchluß abgelafien. 


In diefem Falle hat der Echiffsführer über die gefammte Ladung 
eine den VBorfchriften der Zollordnung entſprechende Declaration dem 
Grenzamte zu übergeben, welches hierauf einen Begleitfchein in verein» 
fachter Form — Beilage lit. B — auf das Grenz-Austrittfamt ausftellt 
und nach vorgängiger Reviſion der nicht verfchliefbaren Räume die An- 
legung des Schiffs-Verſchluſſes eintreten läßt. 

Die außer dem Raum-Berfchluffe des Schiffs gelavenen zolipflichtigen 
Gegenftände werben zollordnungsmäßig abgefertigt. 

In Fällen der zur Leichterung des Fahrzeuges oder aus andern Ur— 
fachen nothwendig werdenden Löſung des Schiffs -Verjchluffes, dann bei 
Berfchlußverlegungen findet das in den 88. 5, 6 und 7 beziebentlich in 
8. 8. Ziff. 3 vorgefchriebene Verfahren jtatt. 

8, 2. Bei dem Eingange von Schiffsladungen auf der Donau mit 
der Beftimmung in ven Freihafen zu Regensburg oder nah Einem 
rücwärtsgelegenen in- oder vereinsländifchen Freibafenplag hat ver Schiffe: 
führer vem Grenz: Zellamte eine zollordnungsmäßig verfaßte Declaration 
der betreffenden Yadung zu übergeben. 

Das Grenz- Zollamt ertheilt Hierauf einen Begleitfchein ($. 1) auf 
das Amt des VBeftimmungs-Ortes und nimmt die Ladung unter Gefammt- 
Verſchluß des Schiffes. Die nicht verfchliefbaren Schiffsräume werben 
revidirt, und die dort befindlichen Waaren, fowie der zurücbleibenve Theil 
ver Ladung zollordnungsmäßig abgefertigt. 

8. 3. Werden größere an einen Freihafenplag beftimmte Schiffs— 
Ladungen fogleich bei dem Grenz-Zollamte ganz oder theilweife auf andere 
Fahrzeuge übergelaven, fo kommt die nach 8. 2 zugejtandene Abfertigung 
gleichfalls zur Anwendung, wenn bie auf den mehreren Fahrzeugen ver- 
theifte und unter Raum-Verfchluß gelegte Yadung von ber Grenze ab 
zufammen ihrem Beftimmungsorte zugeführt wird. 

Eine folche Ueberladung muß übrigens von dem Schiffsführer vem 
Grenzamte fogleich bei der Uebergabe ver Declaration, unter Bezeichnung 
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ber Fahrzeuge, auf welche die Ueberladung ftattfindet, jchriftlich ange- 
meldet werben. 


Die gleiche Behandlung ift unter der obigen VBorausfegung auch im 
dem Freihafen zu Negensburg zuläßig, wenn daſelbſt eine bereit an ber 
Grenze nach einem vüchwärtsgelegenen Freihafenplage beclarirte ganze 
Schiffsladung auf die Canalfchiffe unter zollamtlicher Auffiht und Mit- 
wirkung übergeladen wird. 


Auch diefen Ueberladungen hat jedesmal eine fchriftliche Anzeige des 
Schiffsführers bei dem Amte, welches viefelben zu beauffichtigen hat, 
vorauszugehen. 

Außerdem aber findet in Fällen von Um- und Ueberladungen von 
Bord zu Bord, welche nicht als bloße Yeichterungen zu betrachten find, 
oder wenn noch vor ver Ankunft im Beitimmungsorte über eine an ver 
Grenze unter Schiffs-Berfchluß geſetzte Ladung theilweife anders dieponirt 
wird, und zwar rücfichtlich der ganzen Ladung, bie nad den 
allgemeinen Regeln ver Zoll-Ordnung ftatt. 


$. 4. Sind die Schiffsladungen unter Geſammt-Verſchluß ves 
Schiffes genommen worden, fo ijt unterwegs die Beiladung von unver: 
zollten Waaren, infofern dieſe colliweie verjchloffen find, unter zollamt- 
licher Aufficht zuläßig, die Beiladung von Gegenſtänden des freien Ver— 
kehrs aber nur infoweit, als fie von den unter Schiffsverfchluß befindlichen 
Gütern getrennt verladen werben fönnen. 


8.5. Wenn bei jtattfindenven Yeichterungen oder in Folge von 
Unglüdsfällen die Abnahme des Schiffsverſchluſſes nothwendig wird, fo 
bat fich ver Echiffsführer an vie mächjtgelegene Zolltelle over bei zu 
weiter Entfernung einer foldyen an die nächjte Polizei-Behörve zu wenden, 
um die Bleie oder Siegel abnehmen zu laffen, auch fich fofort denjenigen 
Borfehrungen zu unterwerfen, welche von den Zolle over Bolizei-Beamten 
zur Verhütung heimlicher Waareneinfhwärzung angeorbnet werden. 


Fit zur Abwendung oder in Folge von Unglüdsfällen eine Löfung 
des Schiffs - Berfchluffes jo dringend nothwenpig, daß fie, ehe und bevor 
noch bei einer Zoll- oder Polizeis-Behörde der Antrag auf Abnahme des 
Verſchluſſes gejtellt werven fann, eintreten muß, dann hat der Schiffe: 
führer nach ftattgehabter Yöfung des Verfchluffes, außer ver Melvung bei 
einer der vorgedachten Behörden zum Behufe augenblidlicher Vorkehrun— 
gen, umverzüglich auf der nächjten Zolljtelle davon Anzeige zu machen, 
und dieſe kann alsdann, nach ihrem Ermeffen, eine Revifion der Ladung 
eintreten lafjen. 


S. 6. Die vorftehend ($. 5) für Fälle der nothwendigen Löſung 
des Schiffsverfchluffes gegerene Beſtimmung findet auch Anwendung auf 
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Berfchluß - Verlegungen, welche nicht zur Abwendung over in Folge von 
Unglüdsfällen entftehen. 


8. 7. Das zwifchen ver Grenze und dem Beftimmungsorte ber 
Ladung gelegene Haupt» Zollamt, welches in Folge von Anzeigen ' der 
Schiffsführer oder auf andere Weife von einer erfolgten Löfung oder 
Verlegung des Schiffs - Verfchluffes Kenntnig erhält, forgt für die An- 
fegung eines neuen Verfchluffes und nimmt eine Verhandlung über ven 
ZThatbeftand ver Löfung over Verlegung des Verfchluffes, über die Reſul— 
tate der NRevifion, falls eine folche ftattgefunden, und über bie erfolgte 
Anlegung eines neuen Verfchluffes auf. 


Die Verhandlung, worauf in einer Bemerkung zu dem Begleit- 
fcheine hinzuweiſen ift, wird dem Schiffsführer behändigt, um fie, gleich- 
zeitig mit dem Begleitfcheine, dem Hauptamte im Beftimmungsorte zu 
übergeben. 


$. 8. Die von dem Schiffsführer dem Grenz- Zollamte zu über 
gebende Declaration ($. 2) ift als verbinpliche Declaration anzufehen, 
jedoch unter folgenden Modalitäten und näheren Bejtimmungen: 

1. die Nevifion der Ladung zum Zwecke ver förmlichen zollordnungs— 

mäßigen Abfertigung und dieſe Abfertigung felbjt tritt erſt bei 
- dem Hauptamte im Beftimmungsorte ein; 

2. der Befund diefer Revifion am Beitimmungsorte wird ber Ver— 
zollung, beziehungsweife der weiteren Abfertigung zu runde . 
gelegt. 

Ausnahmen von diefer Regel treten ein, wenn bei der Revifion bie 
declarirte Waare gar nicht oder im zu geringer Menge, over in einer 
Belchaffenheit, welche eine geringere Abgabe würde begründet haben, vor- 
gefunden wird. l 

In diefem Falle wird entweder 

a. die beclarirte Menge ver Waaren, unter Anwendung des höchiten 
Zollfates; oder 

b. die in der Declaration enthaltene Angabe über Gattung und 
Menge der Waaren der Abfertigung zu Grunde gelegt. 


Zu a. Die veclarirte Waarenmenge, unter Anwendung des höchiten 
Zollfages, bildet die Grundlage der Abfertigung dann, wenn nad dem 
Refultate der Unterfuhung, eine Vertaufhung von Waaren oder eine 
eigenmächtige Verfügung über folche ftattgefunden hat, und nicht feititeht, 
daß die declarirte Waarengattung vorhanden gewejen ift. 

Zu b. Die declarirte Menge und Gattung der Waaren werben ber 
Abfertigung zu Grunde gelegt: 
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aa) wenn zwar feine Gewißheit darüber vorliegt, daß eine Ver— 
tauſchung ver Waaren oder eine eigenmächtige Verfügung über 
folche ftattgefunden habe, der Schiffsführer jedoch auch nicht ge- 
nügend nachzumweifen vermag, daß die Waaren aus DVerfehen 
unrichtig declarirt wurden; 
bb) wenn aus ver Unterfuchung refultirt, daß eine Vertaufchung der 
Waaren oder eine eigenmächtige Verfügung über folche ftattge- 
gefunden, vie Waare aber in ver beclarirten Menge und Gattung 
vorhanden geweſen iſt. 

Unabhängig von vorſtehenden Beſtimmungen wegen des Sefältpunt- 
te8, werben unrihtige Angaben in der Declaration in ftrafrechtlicher 
Beziehung nach den Nefultaten der Unterfuchung beurtheilt, welche in 
Fällen der Abweichung des Nevifiond-Befundes von der Declaration am 
Beitimmungsorte jedesmal eingeleitet werden muß. 

3. Bei Verſchluß-Verletzungen find die Folgen verjelben in Bezug 

auf ven Gefällpunft, am Beftimmungsorte nach folgenden Regeln 
zu bemefien: 


a) Hat die Verwaltung feine Veranlaffung, in Zweifel zu 
ziehen, daß die Schiffslanung noch vollftändig in den 
Waaren beiteht, womit das Fahrzeug bei Anlegung des 
Verſchluſſes befrachtet war, jo bleibt vie Verfchluß- Ver- 
legung in Beziehung auf den Gefällpunft ohme weitere 
Folgen. Die Schiffsladung wird dann in biefer Beziehung 
nach ven Beftimmungen unter obiger Ziffer 2 behandelt. 

b) Ergeben fich nach Prüfung des Falles Zweifel in Anfehung 
ber pentität der Waaren, ohne daß eine Vertaufchung 
ver Waaren oder eine eigenmächtige Verfügung über folche 
conftatirt wäre, jo fann die Verwaltung für die Waare, 
deren Identität in Zweifel gezogen wird, die Verzollung 
nach dem Kevifionsbefunde oder nach der Declaration for- 
dern. In Anfehung des Theils der Waare, über beren 
Identität fein Zweifel befteht, findet die Regel sub a An: 
wendung. 

c. Ergibt fih, daß Vertaufhungen von Waaren oder eigen: 
mächtige Verfügungen über folche ftattgefunden haben, fe 
find die Gefälle, ven Beſtimmungen unter obiger Ziffer 2 
gemäß, nah dem höchſten Zollſatze oder nach dem tarif- 
mäßigen Sate zu entrichten. 

Hinfichtlih des Theil der Waaren, über deren 
Identität fein Zweifel befteht, findet vie Regel sub a 
Anwendung. 
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Unabhängig von vorftehenden Folgen in Bezug auf 
den Gefällpunft, werden Verlegungen des Schiffs - Ver- 
ſchluſſes, welche ohne Verbindung mit andern höher zu 
beftrafenden Vergehen ftattgefunden haben, wenn nicht 
glaubhaft nachgewiefen werben kann, daß fie durch Zufall 
entjtanvden, mit Orbnungsjtrafen bis zu 175 fl. geahndet. 
4. In denjenigen Fällen, wo an Zwifchenorten Abzählung und Ver— 
Ihluß der Colli auf dem Fahrzeuge ftattfindet, und die Waaren 
hieraufhin unter Begleitfchein » Controle zu dem Beſtimmungsorte 
gelangen, bleibt vem Hauptamte im Beftimmungsorte bie fürm- 
liche zolloronungsmäßige Apfertigung, fowie bei Abweichungen 
bes Nevifionsbefundes von den Angaben in ven Declarationen 
und bei BVerfchluf - VBerlegungen die Wahrung des Erforverlichen 
nach den VBeftimmungen ber vorigen Ziffer 2 und 3 überlafjen. 
Werden bei ver Abzählung der Colli auf den Fahrzeugen 
Unrichtigfeiten in der urfprünglichen Declaration entvedt, ſo be— 
merft das Hauptamt, unter deſſen Yeitung dieſe Abzählung ftatt- 
gefunden hat, das Erforverliche in dem Begleitfcheine zur Notiz 
für das Amt im Beftimmungsorte. Die Feitftellung des That- 
beitandes und weitere Vorkehrungen finden bei jenem Amte nur 
infoweit ftatt, als diefes nothwendig erfcheint, um einer Verdun— 
felung des Sachverhältniffes zu begegnen. | 
$. 9. Der Sciffsführer hat fich bei feiner Ankunft am Beſtim— 
mungsorte bei dem Hauptamte zu melven und Alles dasjenige zu beob- 
achten, was die örtlichen Zollhofs- und Hafenortnungen für bie anfom- 
menden, mit unverzollten und unrevidirten Waaren befrachteten Fahrzeuge 
vorfchreiben, und was die durch ven Begleitfchein übernommenen Ber: 
pflihtungen ihm auferlegen. 
$. 10. Die von dem Schiffeführer bei dem Grenzzollamte überge- 
bene Declaration vertritt bei dem. Hauptamte im Beftimmungsorte bie 
General» Declaration. Findet der Echiffsführer bei feiner Ankunft am 
Beitimmungsorte Beranlaffung zu Berichtigungen in ven Angaben, welche 
die dem Grenz» Zollamte übergebene Declaration enthält, fo it ihm ge- 
ftattet, diefe Berichtigungen felbft vorzunehmen, oder dem Waarenbitpo- 
nenten am Bejtimmungsorte, ver auch außerdem zu Berichtigungen befugt 
ift, zu überlaffen. Diefe Berichtigungen müfjen unter Angabe ver Gründe 
bewirkt werben, und zwar, falls fie vom Schiffsführer ausgehen, mittelft 
“einer fehriftlichen Erklärung zu der übergebenen General-Declaration, im 
Falle fie aber von dem Waaren-Disponenten am Beftimmungsorte bewirkt 
werben, mitteljt ver abzugebenvden Special-Declaration ($. 11). 

Eine Berichtigung der declarirten Collizahl fchügt den Schiffsführer 
nicht vor den Folgen ver Beſtimmung in $. 8. Ziff. 2. lit. b. 
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Bei Berichtigungen des Gewichtes oder der Waarengattung Fönnen 
bie urfprünglichen unrichtigen Angaben unter Umſtänden ungeftraft blei- 
ben, oder nur mit einer Orbnungsftrafe gegen ven Declaranten geahndet 
werden, wenn auf fpecielfe Revifion ausprüdlich angetragen worden ift, 
und durch Verlegung der Eorrefponvenz-Facturen ꝛc. 2c. überzeugend nach- 
gewiefen wird, daß nur ein Verſehen ftattgefunden hat. 

F. 11. Die Waaren - Disponenten am Beftimmungserte haben 
binnen der durch die örtliche Hafen- und Zollordnung vorgefchriebenen 
Frift, Special-Declarationen (Auszüge aus der General-Declaration) dem 
Hauptamte zu übergeben, und darin zu bemerfen, welche weitere Abfer- 
tigung gewänfcht wird. Diefe weiteresbfertigung kann, nach Verſchieden— 
heit der Beitimmung ver Waaren, begehrt werben: 

a) zur ſchließlichen Eingangsbehandlung ; 

b) zur unmittelbaren weitern Berfendung vom Zollhofe auf Land— 

wegen; 

c) zur unmittelbaren weitern Verfendung aus dem Hafen zu Waffer 

nach andern vereinsländifchen Häfen; 

d) zur unmittelbaren weitern Berfendung aus dem Hafen zu Waffer 

nach dem Auslande; 

e) zur Niederlage für Güter, über welche weitere Dispofition vorbe— 

halten bleibt; 

f) zur Niederlage für unwiderrufliches mittelbares Tranfitgut. 

$. 12. In allen Fällen diefer Abfertigungen erfolgt nach der Aus— 
ladung, bei welcher Abzählung und Vergleichung der Colli mit ver Decla- 
ration ftattfindet, vor Allem Verwiegung der Waaren. 

Das weitere Abfertigungsverfahren richtet fich 

im Falle a) nach den allgemeinen Vorſchriften ver Zollerbnung ; 

im Falle b) nach den Vorfchriften über die Begleitfchein - Abfer- 
tigung; 

im alle c) vesgleichen, jedoch mit Nüdficht auf die befondere 
Deitimmung wegen der Abfertigung nach einem Hafen 
mit Nieverlagerecht ($. 15. alinea 2); 

im Falle d) ebenfalls nah den Vorfchriften über die Begleit- 
fchein» Abfertigung, jedoch mit Rückſicht auf vie be- 
fonderen Bejtimmungen, wegen ber Verſendungen, 
welche zu Wafjer nach dem Auslande ftattfinden ($. 16); 

im Falle e) nach den Vorfchriften über die Niederlage für Güter, 
über welche Dispofition vorbehalten bleibt; 

im Falle f) nach ven beſonderen Beftimmungen über die Nieder- 
(age für unwiderrufliches mittelbares Tranfitgut. 
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$. 13. Wenn eine auf der Donau eingehende Schiffsladung für 
- mehrere in= over vereinsländifche Freihäfen beftimmt ift, jo finden bie 
Vorſchriften der 88. 2 bis 12 mit folgenden Mopificationen Anwendung; 


1. Beim Grenz: Zollamte müffen über die nach jevem Hafenplatze 
beftimmten Güter befonvere Zoll» Declarationen übergeben wer: 
ben ($. 2.). 

2. Ueber die für jeden Hafen bejtimmten Güter wird vom Grenz. 
Zollamte ein befonverer Begleitichein ($. 1) ausgeftellt, und bie 
gefammte Ladung unter Schiffe-Berfchluß gejekt. 


3. Nah erfolgter Einladung der für ven erften betheiligten Hafen 
beftimmten Güter an dieſem Hafenplage tritt Schiffs - Berfchluß 
für den weitern Transport bis zu dem nächitfolgenven betheiligten 
Hafen ein. 


Ebenfo wird in biefem ferner verfahren, wenn der Schiffsführer 
auch Gitter für weitere Häfen an Bord haben follte. 

Das Ueberlavden der nach mehreren Freihäfen beftimmten Schiffs— 
ladungen bei dem Grenzamte, beziehentlich in bem Freihafen zu Negens- 
burg, wird nach Maafgabe der Beitimmungen im $. 3 alinea 1, 2, 3 
und 4 geftattet. 

$. 14. Auf der Donau eingehende Schiffsladungen, welche Teviglich 
nad Orten beftimmt find, im welchen fich fein Freihafen befindet, wer- 
den von dem Grenz-Zollamte ganz nach den allgemeinen Borjchriften ver 
Zollgefeggebung abgefertigt. 

Seht aber eine Schiffsladung mit der Beftimmung theil® nach Frei- 
bafen- Orten und theil® nach Orten ein, in welchen fich fein Freihafen 
befindet, fo ift zu unterfcheiven, ob derjenige Beltimmungsort, welcher 
auf ver Fahrt zuerft erreicht wird, 

a) ein Freihafenplatz ift, oder 
b) ob fich fein Freihafen in bemfelben befindet. 

In dem Falle zu a gelten die Vorfchriften des $. 13, jedoch mit 
ver Maaßgabe, daß auch der Schiffs-Verſchluß nur bis zum erjten Frei— 
bafenplage in Anwendung fommt, und im diefem die zollordnungsmäßige 
Abfertigung erfolgt. 

SP ven Falle b tritt ſchon an der Grenze die zollorpnungsmäßige 
Übfertigung ein. 

Lestere tritt auch jebesmal dann ein, wenn die Schiffe, in welchen 
die auf der Donau eingehenden Ladungen fich befinden, oder auf welche 
biefelben an ver Grenze übergeladen werben ($. 3) mit feinen zur fichern 
Anlegung des Raum-⸗Verſchluſſes geeigneten Vorrichtungen verjehen find. 
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8. 15. Unverzolfte Waaren, welche aus einem Canal- oder Donau- 
Freihafen nach einem andern Freihafen innerhalb des Vereins ver- 
ſendet werben, unterliegen der Begleitichein-Eontrofe. 


Beftehen die Güter in folchen, welche bei ihrem Eintreffen aus dem 
Auslande in dem Hafen des Verfendungsortes zur unmittelbaren 
weiteren Abfertigung nach einem andern Hafen mit Niederlagerecht vefla- 
rirt wurben ($. 12 c), jo werben fie auf allgemeine Reviſion abgefertigt. 
In diefem Falle können Berichtigungen der urfprünglihen Angaben in 
Anfehung der Gattung der Waaren, ebenfo wie dieſes nah 8. 10 
im erſten Freibhafenorte zuläffig ift, auch im weiteren Beftimmungsorte 
eintreten. 

Werben die Güter, welche abgefertigt werben ſollen, aus ber Nieber- 
lage ($. 12 e und f) entnommen, fo richtet fich das Revifions-VBerfahren 
nach den Vorfchriften für diefe Niederlage. 


8. 16. Unverzollte Waaren, welhe von Canal» oder Donau - Frei- 
bäfen nach tem Auslande verſendet werben, unterliegen der Abfertigung 
unter Begleitfchein-Controle. 


Sind die Schiffe, in welchen die unter Begleitichein-Controle abzu— 
fertigenden Waaren verjendet werden, nicht verfchlußfähig eingerichtet, fo 
tritt Colliverſchluß und hiernächit beim Ausgangsamte die Revifion ber 
Ladung und die Abnahme des Nerfchluffes ein. 


Sind die Schiffe, in welchen die unter Begleitſchein-Controle abzu- 
fertigenden Waaren verjendet werben, verfchlußfähig eingerichtet, fo tritt 
Verſchluß derfelben ein. 


Eine Veiladung von nicht colliweife verfchlojjenen Gegenftänden des 
‚ freien Verkehrs innerhalb des verfchliefbaren Raumes, in welchem fich 
ausländifhe Waaren befinden, ift nur unter der Bedingung zuläflig, daß 
jene ihre Eigenschaft ale Gegenftände des freien Verkehrs verlieren, vie 
der unverzollten ausländifchen Waaren annehmen und hiernach das Er- 
forderliche, unter Hinweifung auf die Declaration, im Begleitfcheine 
bemerft wird. 


Außer dem Raumverfchluffe der unverzolften Güter können Güter des 
freien Verkehrs beigeladen werben, ohne daß fie ihre Eigenfchaft als 
Gegenſtände des freien Verkehrs verlieren. 

Das Ausgangsamt beſchränkt ſich auf die Necognition und Abnahme 
des Echiffsverichluffes und erledigt hierauf hin den Begleitichein. 

In allen übrigen Fällen ver Berfendung unverzollter Waaren vom 
Freihafenplatze nach dem Auslande, fowie in allen Fällen der Verſendung 
unverzollter Waaren von andern Hafenplägen nach dem Auslande, erfolgt 
bie Abfertigung nach den allgemeinen Regeln ver Zollordnung. 
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$. 17. Schiffsladungen, welche auf vem Rheine oder einem Neben- 
fluffe desjelben in das Vereins-Gebiet mit der Veftimmung eingegangen 
find, um in demfelben Schiffe ohne Veränderung der Ladung über ven 
Main und ven Ludwigs-Canal auf der Donau wieder auszugehen, werben, 
ehevor fie die comventionelle Wafjerftraße verlaffen und auf ven Canal 
übergeben, unter Schiffsverfchluß genommen, wofern überhaupt das Fahr- 
zeug verfchlußfähig eingerichtet und zur Canalfahrt geeignet ift. 

Die übrige zollamtliche Behandlung richtet fich nach ven Vorfchriften 
des $. 1 des gegenwärtigen Negulativs wegen ber auf ver Donau ein— 
gehenden und zum unmittelbaren Tranfit durch das Vereinsgebiet beftimm- 
ten Schiffsladungen. 

Hat bereits das Grenz» Zollamt, wo eine folhe Schiffsladung ein- 
getreten ijt, die Behandlung verjelben vorgenommen, jo bewendet es 
lediglich bei der Recognition des Schiffsverfchluffes, der Revijion ber 
nicht verichließbaren Schiffsräume und der diesfallfigen Atteſtirung auf 
dem Begleitjcheine, 

8. 18. Wenn Schiffsladungen in verfchlußfähig eingerichteten Schiffen 
auf dem heine oder einem Nebenfluffe vesfelben mit der Beſtimmung 
eingetreten find, um in birefter Fahrt nach den an dem Ludwigs Canal 
und an der Donau gelegenen Freihafen zu gelangen, jo fommen bezüglich 
der Vehandlung jolcher Ladungen während der Fahrt auf dem Canale 
und auf der Donau, fowie bezüglich der weitern Abfertigung in ben be- 
treffenden Freihafenorten die in Anfehung ver unter Schiffsverſchluß 
gefegten Schiffsladungen — für den Gütertransport und die Waaren- 
Abfertigung auf dem Rheine und den conventionellen Nebenflüffen vesjelben 
— vereinbarten Beftimmungen zur Anwendung. 

Ein Ueberfchlag folher Schiffsladungen in dem Freihafen zu Bam— 
berg ift nach Maaßgabe der für die Ueberladungen im Freihafen zu 
Regensburg beftehenden Vorſchriften gejtattet ($. 3 des gegenwärtigen 
Regulatis). 

Auch ift unter denfelben Bedingungen und VBorausfegungen ein Ueber: 
fchlag ver fraglichen Ladungen auf die Donau-Frachtſchiffe in dem Frei— 
hafen zu Regensburg zuläflig. 

$. 19. Beim Eingang von Dampffchiffen, welche auf ver Donau 
zum Transport zolfpflichtiger Waaren dienen, hat der Echiffeführer über 
bie jeweilige Ladung folcher Waaren eine Declaration nach den Borfchriften 
der Zollorpnung zu übergeben. 

Auf den Grund diefer Declaration findet, infoferne vie Dampfichiffe 
mit verjchlußfähigen Laderäumen verſehen find, die Abfertigung in ber 
Art ftatt, wie fie für die unter Schiffsverfchluß gelegten Yabungen in ben 
88. 2,4, 5, 6, 7, 8, Ziffer 3—9, 11, 12 des gegenwärtigen Regulativs 
vorgejchrieben ijt. 
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Für Paffagiergut und für die außer den Laderäumen befinblichen 
Waaren, vesgleichen für Dampfſchiffe ohne verfchlußfähige Yaderäume tritt 
die gewöhnliche zollordnungsmäßige Abfertigung ein. 

$. 20. Die auf der Donau und dem Ludwig-Canal unter Schiffs— 
verfchluß fahrenden Schiffe follen bei der Fahrt am Tage durch eine 
eigenthümliche Flagge, bei Nacht aber durch eine hellieuchtenvde Laterne 
fenntlicd gemacht werben. 

$. 21. Die Ausfertigung der Begfeitfcheine, ſowie die Anlegung 
des zollamtlichen Verſchluſſes gefchieht für den Transport unverzolfter 
Waaren auf dem Ludwigs - Canal und der bezüglichen Donauftrede ganz 
foftenfrei. 

$. 22. In allen Fällen der Abfertigung mittelft Begleitfcheins zum 
Transporte auf der gedachten Wafferftraße können die Echiffsführer Be- 
gleitjchein-Ertrabenten fein, und dies auch alsdann, wenn noch befonvere 
Waaren-Disponenten vorhanden find. 

Auch berürfen diejenigen in- und vereinsländifchen Schiffer, welche 
in ftewerlich gutem Rufe ſtehen, als Begleitichein-Ertrahenten feiner befon- 
deren Sicherftellung der Zollgefälle durch Pfand over Bürgfchaft. 

$. 23. In Unfehung der zolfamtlihen Behandlung der unverzolf- 
ten Güter in den Freihäfen am Yudwigs-Canal und an der Donau gel: 
ten die für die Niederlagen in den vereinsländifchen Freihafen-Orten am 
Rhein und deſſen comventionellen Nebenflüffen vereinbarten befonveren 
Vorſchriften, welche der gegenwärtigen Bekanntmachung sub lit. C beige: 
fügt find. 

München ven 14. Yanuar 1850, 

Königlihe General-Zoll-Apminiftration. 
ad Nr. 201. 


Beilage A. 
Anleitung, 

den Verſchluß der die Donau umd den Ludwigs-Canal befahrenden 
Schiffe betreffend. 


Diejenigen Schiffer, welche wünjchen, daß ihnen bei vem Transporte 
ver umter Zollcontrole ftehenden Waaren auf dem Ludwigs-Canale uud 
auf der Donauftrefe von der Einmündung des Canals bis zur Grenze 
bei Fochenftein die Begünftigung der Abfertigung unter Schiffs-Verſchluß 
zu Theil werde, haben nachitehende Vorjchriften zu befolgen. 

8. 1. Das obere Ded der Laderäume, welche unter zollamtlichen 
Verſchluß gefetst werben jollen, ift von Innen, an jeder Seite der Reif: 
hölzer (Refſtangen), da, wo die Dedbretter an dieſe ſich anſchließen, 
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durch ein über die ganze Schiffsbreite reichendes eifernes Band mittelft 
guter Schrauben oder auf der Oberfeite vernieteter Nägel an jedem ein- 
zelnen Brette des Dedes, und zwar von Unten nach Oben zu befeitigen, 
alfo daß feine Stelle des Dedes von Augen abgenommen mwerven kann, 
ohne fichtbare Spuren von Beſchädigung der Befeſtigung an der innern 
Dedfeite zu Hinterlaffen. 


Das am Dede befindliche eiferne Band hat zu beiden Seiten fo weit 
herunter zu reichen, um an dem feſten Echiffsförper angefchlagen zu wer- 
den, und mittelft geeigneter‘ Vorrichtung ven zollamtlichen Berjchluß 
(Plombe) anlegen zu können. 


8. 2, Die Seitenwände des Echiffes, ſowie die Ausſchlußwände 
der den Laderaum begrenzenden Schiffsbehälter müſſen aus ganzen, feit 
aneinander ftoffenven Bretterlagen bejtehen, und dieſe auf die im $. 1 
bezeichnete Weife verfichert werben. 


8. 3. Die zu den verlchließbaren Waarenräumen führenden Lade— 
(uden und Thüren, welche gegen Außen offen zu gehen haben, müſſen 
aus ganzen, feit aneinanderftofjenden Brettern beftehen. Dben und Unten 
wird ein quer über viefe Deckſtücke laufendes eifernes Band in der Art 
angebracht, daß dasſelbe mittelft guter Schrauben oder an ver Außenfeite 
vernieteter Nägel von Innen nach Außen befeftigt wird, alfo, daß jedes 
einzelne Brett mit beiden Bändern fejtgehalten und ohne fichtbare Spuren 
der verlegten Befeftigung nicht herausgenommen werben kann. 


8, A, Die in die zollamtlich zu verſchließenden Waarenräume füb- 
renden Ladelucken und Thüren follen an zwei fich gegenüber befindenden 
Seiten des mittleren Durchichnittes der Ladeluden und Thüren mit eifernen 
vom Waarenraume aus umgenieteten Augen verfehen fein, in welche 
eine über vie Lucken und Thüren hinwegführende eiferne Stange einge 
fett wird. # 

Diefe Stange foll auf ver unteren Seite mehrere, zwei bayeriſche 
Zoll lange Zähne haben, um mit Letzteren in die dazu in den Lucken 
und Thüren angebrachten Löcher einzugreifen und das Verſchieben dieſer 
Deckſtücke zu verhindern. 

An dem einen mit Oeffnung verſehenen Ende der Stange wird der 
Zoll⸗Verſchluß (Plombe) angelegt. 


8.5. Wo es nöthig iſt, daß in dem verſchließbaren Maarenraume 
vom Verdecke aus Pumpen zum Ausfchöpfen des Waſſers angebracht 
werben, find dieſe Pumpen unter dem Dede jowohl, als auch am Schiffs⸗ 
boden mittelft eijerner Bänder und Schrauben von Innen jo zu befejtigen, 
daß deren Herausnahme ohne fichtlihe Spuren von Beſchädigung der 
Befeftigung zurüdzulaffen, nicht geſchehen Tann. 

59 
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$. 6. Dbige zunächſt für die Verfchlußeinrichtung der auf der Donau 
üblichen Frachtichiffe gegebenen Vorſchriften finden auch auf diejenigen 
ven Ludwigs-Canal befahrenden Schiffe Anwendung, welche zum Schiffs- 
verfchlufje geeignet befunden und zum Transporte der unter Zollcontrole 
ſtehenden Waaren benugt werben. 

8. 7. Bevor nach vorftehenden Beſtimmungen vie Einrichtung zur 
Berfchlufanlage von den Schiffern getroffen wird, haben biefelben ver 
Zollbehörde 

a) eine Zeichnung ihres Schiffsgefäßes im innern Längen-Durch— 
ſchnitte, 

b) eine genaue Declaration ſämmtlicher zur Aufnahme von Waaren 
beſtimmten Räume mit Angabe jeder einzelnen dahinführenden 
Oeffnung, 

e) eine Beſchreibung der übrigen unter Deckung liegenden Schiffs— 
räume, welche nicht zur Waarenaufnahme, fondern zur Wohnung 
und allen jonjtigen Privatzweden der Schiffsbewohner bejtimmt 
find, zu übergeben. 

$. 8. Nachdem der Vorfchrift im $. 7 genügt worben, orbnet bie 
Zellbehörve, ımter Zuziehung des Schiffers und eines Echiffsbaumeifters 
Local:Befihtigung an, jegt dabei dasjenige feit, was von Seite des 
Schiffers zur Bewirkung der Verſchlußfähigkeit feines Schiffegefäßes ein- 
zurichten ift, und nimmt bavon vorläufig Notiz. 

$. 9. Iſt die Einrichtung vollendet und darüber der Zollbehörde 
Anzeige gemacht, jo findet eine diesfallfige Unterfuhung unter Zuziehung 
eines Schiffs - Baumeifters ftatt. An den bleibend verfchloffenen Theilen 
bes innern Waarenraumes werden behufs Sicherung derſelben gegen will- 
fürliche Abänderungen Plomben angelegt, und es wird bemmächit über 
das Cine und Anvere eine, an bie Erflärung $. 8 fich anfchliefende genau 
bejchreibenvde Verhandlung aufgenommen, welche der Schiffer und Schiffs— 
Baumeiſter mit unterſchreiben, und wovon ein Exemplar auf dem Schiffe 
an einer beſtimmten Stelle niederzulegen iſt, damit die betreffenden Haupt⸗ 
ämter bei der Paſſage des Schiffes davon jederzeit Einſicht nehmen 
fönnen. 


Beilage B. 
Begleitidein 
über ausländische Waaren, von welchen der Eingangszoll nicht 
erhoben ift. 
Der Schiffer N. N., wohnhaft zu N. N., meldet heute dem unter- 
zeichneten Amte die in der angeftempelten Deflaration Nro. .. vom... ten 
ee 18 . . verzeichnete Ladung ausländifcher Waaren in dem von 
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ihm geführten Schiffe genannt N, N. mit dem Begehren an, biefelbe 
auf das Hauptzollamt N. N. unter Begleitfcheincontrole und unter Raum— 
verfchluß ſeines dazu vorfehriitsmäßig eingerichteten Fahrzeuges zur ord- 
nungsmäßigen weitern Behandlung abzufertigen. 

Diejem Begehren entſprechend, ift das Schiff unter Raumverſchluß 
genommen worden. 

Der N. N. übernimmt aus diefem, von ihm verlangten Begleitfcheine 
die Verpflichtung, bie in der angeftempelten Declaration verzeichneten Waaren 
in ber angegebenen Gattung und Menge mit gegenwärtigem Begleit— 
fchein bis zum .. tn ..... 18... bei dem Hauptamte N. R. unver- 
ändert, unter Beobachtung der für ven Waaren- Transport unter Echiffs- 
Berichluß auf ver Donau» Canaljtraffe (beziehentlich auf dem Rhein und 
deſſen conventionellen Nebenflüffen) beſtehenden Vorſchriften zur Reviſion 
zu ſtellen over ſtellen zu laſſen, ingleichen für den Betrag des Eingangs— 
zolles von den gedachten Waaren den in dem 8. 8 des Regulativs wegen 
Behandlung des Tranſits auf dem Rheine, dem Main und der Donau 
mittelſt des Ludwigs-Canals (beziehentlich im 8. 13 ver Vereinbarung 
wegen Behandlung des Güter-Transports und der Waaren-Abfertigung 
auf dem Rhein und veffen Nebenflüffen) enthaltenen Beftimmungen gemäß 
zu haften. . 

Dieſe Verpflichtungen erlöfhen nur dann, wenn durch das Haupt- 
amt N. N. befcheinigt ift, daß jenen Obliegenheiten völlig genügt fei. 


Acceptationd= Formel des Begleitichein- Ertrahenten. 


Ich übernehme diefen Begleitſchein und mit demſelben vorftehend 
angegebene Bepingungen. 
Paffau ven a ee 
NN. 
Polau Den u. we 
Königliches Bayeriſches Haupt-Zollamt. 


Amtlihe Vermerke 
über Dienſthandlungen, welche in beſonderen Fällen auf der Fahrt 
nach dem Beſtimmungsorte der Schiffsladung vorgenommen werden, 
unter Angabe der wichtigern Momente dieſer Fälle nämlich: 


1. In Fällen nothwendiger Leichterungen von Schiffen, welche unter 
Raumverfchluß abgelaffen worben find: 
a) über die amtliche Löfung und Abnahme des Berfchluffes; 
b) über den Umfang ver Leichterung mit Hinweifung auf bie 
ver Declaration beizufügenden Anmerkungen und über bie 


Beauffihtigung der Ueberladung; 
N 59* 


e) über die Zurüdladung der Waaren aus ven Leichterfchiffen 
in das Hauptfchiff und deren Beauffichtigung ; 
d) über die amtliche Wiederanlegung des Berfchluffes. 
2. In Fällen der Ueberladungen von Bord zu Bord oder von Leich- 
terungen bei dem Uebertritt aus der Donau in den Canal ꝛc. ꝛc.: 
über bie vorjchriftsmäßigen Abfertigungen am Punkte ver 


Ueberfadung. 


3. In Fällen, wo zur Abwendung von Unglücdsfällen, ohne vor- 
gängige Anzeige bei einer Zollſtelle, die Löſung des Verfchluffes 
vorgenommen wirb, oder ſonſt eine. Verlegung des Verfchluffes 


erfolgt: 


über bie erfolgte Revifion, wenn eine folche ftattgefunvden, und 
über die Wieveranlegung des Verfchluffes mit Hinweifung auf 
bie vorgefchriebene befondere amtliche Verhandlung. 


Erledigungs-Beiheinigungen. 
Fee EEE EG ENERGIE 00 


1. Der Begleitfchein ift abgegeben 


2. Derſelbe ift eingetragen 


3. Der Revifionsbefund 
a) in Betreff des Verſchluſſes 


b) in Bezug auf Gattung und 
Menge ver Waaren 


am..ten..... 18... folches 
bejcheinigt ver zeitige Vorſteher 
bes Amtes. 
NN. 


Ober-Inſpektor. 
im DBegleitfchein-Empfangs- Regifter 
Dlatt Nr... .. 
dieſes befcheinigen 
der Regifterführer 
und 
NN. 
Hauptamts: Afjiftent. 


wie im Begleitfchein angegeben und 
unverlegt. 


wie aus dem in der Deklaration 
angegebenen Reſultate erfichtlich, 
nah Anzahl, Zeichen und Numer 
ber Colli mit dem Inhalte ver De- 
claration übereinftimmenb. 
Die Richtigfeit befcheinigen 
NN. N. N. 


Hiernach befcheinigt das unterzeichnete Amt, daß vorftehender Vegleit- 


Ichein —— erledigt iſt. 


N. den 
Hauptzollamt. 
N. N. NN. MM. 
Ober-Infpeftor, 


Hanptamts-Verwalter.  Hauptamts-Controleur. 
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Beilage C. 


Niederlage:-Regulativ 
für die Freihafen am Ludwigs-Canal und an der Donau. 


8. 1. Die Niederlage für Güter, über welche die Dispofition 
vorbehalten wird, unterliegt ven VBorfchriften des allgemeinen Niever- 
lage: Regulativs. ' 

8. 2. Die Vorſchriften der 88. 2 bie 4, 6 bie 8, 19 bis 24, 31 
bis 35, 37, 43, 44, 46 und 47 des allgemeinen Niederlage - Regulativs 
finden auch auf die Niederlage für unwiderrufliches Zranfitgut An- 
wenbung. 

$. 3. Diefe Niederlage ($. 2) fteht unter Verſchluß und Controle 
der Zollverwaltung. 

8. A. Das unwiderrufliche Tranfitgut darf nur, in abgefonderten, 
baufich abgefchloffenen, zu einem völlig fichern Verſchluſſe eingerichteten 
Lagerräumen niedergelegt werben. 

8.5. Es iſt nicht geftattet, im dieſen abgefonverten Räumen ber 
Freihäfen andere unverzollte Waaren oder Gegenftände des freien Verkehrs 
neben den unmwiderruflichen Tranfitgütern nieverzulegen. | 

8. 6. Ueber die Güter in der Tranfit-Niederlage werben be- 
fondere Nieverlage-Negiiter geführt. 

8. 7. Nachdem über die eingegangenen und für bie Tranſit⸗ Nieder⸗ 
(age beſtimmten Güter, gemäß 8. 11 und 12 bes Regulativs 2c. dem 
Hauptamte Special: Declarationen übergeben werben find, und demnächſt 
die Ausladung und Verwiegung biefer Güter ftattgefunden hat, werden 
Zetstere, binnen der durch die Hafenorbnung beftimmten Friſt, auf den 
Grund der Special» Declaration in die Niederlage gebracht und in bem 
befondern Nieverlage-Regifter eingetragen. 

8. 8. Im der Tranfit- Niederlage ift jede Behandlung und Um- 
padung der Waaren geftattet. Sollen durch bie Behandlung oder Um- 
packung die Zahl, das Gewicht oder die Zeichen ber Colli verändert 
werben, fo muß eine fhriftliche Anmeldung erfolgen, und darnach das 
Erforderliche in dem Nieverlage-Regiter angemerft werben. 

8. 9. Aus der Tranfit- Niederlage dürfen nur Verſendungen nach 
dem Auslande, oder nach einer Nieverlage für unwiberrufliches Tranfitgut 
in einem andern Freihafenorte ftattfinden. . 

8. 10. Soll eine Verfendung ($. 9) bewirkt werben, jo hat ver 
Waaren- Disponent eine Abmeldung nah dem bafür vorgejchriebenen 
Mufter zu übergeben. 

Auf den Grund diefer Abmelvung werben die Waaren in der Regel 
auf allgemeine Revifion, nach Vergleihung der Colli mit der Abmeldung 
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und ber Abmeldung mit dem Nieverlage- Regifter, vom Lager abgelaffen, 
im Niederlage: Regifter abgefchrieben, und unter Begleitfchein - Sontrole 
weiter abgefertigt. ' 

$. 11, In Orten, in welchen fich ein Freihafen befindet, kann für 
Wein- und Großhandlungen, welche einen Abſatz nach dem Auslande haben, 
in abgefonverten, baulich abgefchloffenen, zu einem völlig ficheren vom 
Verſchluße eingerichteten, unter Verſchluß und Controle ver Zollverwaltung 
ftehenden Kellerräumen die Yagerung ausländifcher Weine und anderer 
geiftiger Flüffigfeiten unter der Vergünftigung geftattet werden, das Ueber— 
ftehen, Auffüllen uno Theilen, fowie das Abziehen ver Gebinde auf 
Flaſchen, und das Verpacken ver Flaſchen in Kiften und Körben vorzu- 
nehmen: 

Diefe Begünftigung foll jedoch an folgende Bedingungen geknüpft 

werden: 

a. Jede weitere Bearbeitung der eingelegten Weine ıc. %c.,. welche 
eine Vermehrung der Flüffigkeit zur Folge hat, ift unzuläßig. 

b. Das bei der Nieverlegung ermittelte jteuerlihe Quantum wird 
ber Fünftigen Behandlung zu Grunde gelegt. 

Für den durh Sag, Auslaufen und Eingehen entjtehen- 
ben Verluſt wird eine Vergütung nicht gewährt, vielmehr bleibt 
ber Nieverleger für die vollen Gefälle von dem bei jedem Gon- 
toabſchluß (ec) vorhanden fein ſollenden Logerabftande verbindlich. 

ec. Die ſämmtlichen Conten find periodifch abzufchlieken. 

Die ſich hiernach varftelfenden Beſtände find mit ven, 
in angemeſſener Weife zu ermittelnven wirklichen Beftänden zu 
vergleichen. 

Ergibt fich hierbei ein Manko, jo ift dafür ver tarifmäßige 
Einzangszoll vom Nieverleger zu entrichten. 

d. Bon dem in das Ausland gebenven Weine zc. ift die Durch— 
gangs- Abgabe nach dem Drutto- Gewicht mit 52"/, Kreuzern 
pr. Zentner zu entrichten. 

e. Verfendungen aus folchen Yagern bürfen nicht in geringeren 
Uuantitäten, als Einem halben Eimer (30 Quart Preufifch) 


oder bei Verſendungen in Bouteillen, nicht in Colli unter 25 
Bouteilfen ftattfinden. 
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9. Generale der Königlichen General» Zoll - Adminiftration vom 
14. Januar 1850, Inftruftionspunfte zu dem Regulative wegen 
Behandlung des Tranfitd auf dem Rheine, dem Maine und der 
Donau mittelft des Ludwig-Donau-Main-Canals betreffend. 


Im Namen Seiner Majeftät des Königs. 


Zu dem unter Heutigem von unterfertigter Stelle erlaffenen und in 
ven betreffenden Kreis- Intelligenz. Vlättern veröffentlichten 

Regulative wegen Behandlung des Tranfits auf dem Rheine, dem 

Maine und der Denau mitteljt des Fubwig-Donau-Main:Canals 
werben biermit ven föniglichen Zollämtern vie einfchlägigen Vollzugs— 
Vorſchriften zur Kenntnißnahme und nach Maafgabe ver bei venfelben 
vorkommenden Abfertigungen zur genauen Nachachtung mitgetheilt: 


Anftruftions- Punkte 
zu dem Regulative wegen Behandlung des Tranfits auf dem Rheine, 
dem Maine und der Donau mitteljt des Ludwig. Donau-Dain-Ganald. 


I. Zu $. 1und 2 des Regulativs. 

1. Die Declarationen werden dem Grenzzollamte in duplo überge— 
ben, ebenſo die Begleitſcheine nach dem vorgeſchriebenen Muſter doppelt 
ausgefertigt. 

Demzufolge hat auch ein Austauſch des dem Empfangsamte mit 
dem Begleitfchein - Unikate zugefommenen und dem Begleitſcheine ange 
jtempelten Declarations- Eremplars gegen das beim Ausfertigungsamte 
zurücgebliebene Duplifat des Begleiticheines und der angejtempelten De— 
claration ftatt. 

Ueberhaupt find Hinfichtlich der fraglichen Begleiticheine die Vor: 
Schriften des Begleitfchein-Regulativs infoweit als maafgebend zu betrach— 
ten, als das gegenwärtige Negulativ und die Ynftruftionspunfte hierzu 
nicht ausdrücklich andere Vorfchriften enthalten. 

2. Sollte ver Fall vorfommen, daß ein Schiffer behauptet, nad 
Inhalt der Frachtbriefe nicht volljtändig und tarifmäßig beclariren zu 
fönnen, fo bat das Grenz - Zollamt ſich vorerst durch Vergleichung der 
Frachtbriefe mit der Declaration. zu überzeugen, ob viefe Behauptung 
gegründet ift ober nicht. 

Im erften Falle, und wenn ber Schiffer zur Entrichtung des höchſten 
Eingangs-Zolles von den Waaren nicht erbötig iſt, findet bezüglich der 
unvollſtändig declarirten Ladung auf Grund beſonderer Verhandlung die 
ſpecielle Reviſion und die Berichtigung der Declaration durch das Grenz— 
Zollamt ftatt, wobei übrigens dasſelbe jeden ungebührlichen Aufenthalt 
zu vermeiden und bie Reviſionshandlung nicht weiter als e8 zür Vervoll⸗ 
ftändigung ver Declaration unbedingt nothwendig ift, auszubehnen hat. 
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Falls aber, nach Inhalt der Frachtbriefe, die tarifmäßigen Benen- 
nungen allerdings angegeben werden können, hat das Grenzamt dafür 
zu forgen, daß dies in einem Nachtrage zur Declaration durch ven Schiffer 
felbft geſchehe. 

3. Das Grenzjolfamt ift ermächtigt, in Fällen, wo eine Waare 
zwar überhaupt und den Beitimmungen des Tarifes oder auch ven Be— 
nennungen des Waaren -Verzeichniſſes entfprechend declarirt wird, bie 
Declaration jedoch infofern nicht ganz volljtändig ift, als die Unterab- 
theilung der betreffenden Tarifspofition, zu welcher die Waare ihrer Gat- 
tung und Beichaffenheit nach gehört, nicht mit Beftimmtheit angegeben 
werben kann — von der fpeciellen Revifion dann Abjtand zu nehmen, 
wenn nicht anverweite Umjtände die Bornahme einer ſolchen Revifion 
erforderlich oder räthlich erfcheinen laſſen. 

Diefes Verfahren darf insbefondere auf nicht ganz tarifmäßig becla- 
rirte Effekten von Anziehenvden, bei welchen die jpecielle Revifion vorzugs- 
weife mit Aufenthalt und Unbequemlichfeit verbunden ift, ausgedehnt 
werben. 


4. Yit in der Declaration das Gewicht mehrerer Eplli einer und 
derfelben Waare zufammen eingetragen, jo ift dieſerhalb vie Angabe nicht 
zu beanftanden. 


5. Bei der Abfertigung an der Grenze wird eine Nevifion der in 
den verfchließbaren Räumen des Schiffs geladenen Güter nicht eintreten. 


Hierdurch ift aber feineswegs eine nähere Unterfuchung und Befich- 
tigung der Ladung dann ausgefchlojfen, wenn das Grenz - Zollamt vie 
Ueberzeugung zu haben glaubt, daß die Yabung nicht fo befchaffen fei, 
als dieſelbe declarirt worben ift, oder wenn beſondere Verdachtägründe 
eines beubfichtigten Unterfchleifes ‚obwalten. 


6. Das Grenz-Zollamt muß fih einer möglichft raſchen Abfertigung 
der Schiffe befleißigen, ganz befonders muß dies dann gefchehen, wenn 
eine drohende Gefahr von Nachteilen oder Beſchädigungen durch höhere 
Gewalt den Schiffer zur Befchleunigung feiner Nechte auffordert. 


7. Die Beurtheilung ob nach der getroffenen Einrichtung ein Fahr- 
zeug als zur Abfertigung unter Schiffs-Verſchluß für die Fahrt auf ver 
Donau und dem Ludwigs-Canale geeignet anzufehen fei, fteht ausfchlieklich 
ber diesſeitigen Direktivjtelle zu. 

Zu dieſem Ende find von dem betreffenden Haupt- Zollamte in 
jedem einzelnen Falle, nach vollenveter verfchlußfähiger Einrichtung des 
Fahrzeuges, beziehungsweife nach der viesfalls jtattgefundenen Unter⸗ 
ſuchung, die bezüglichen Verhandlungen ver General: Zoll-Apminiftration 
zur Entſcheidung vorzulegen. 
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I. Zu $. 3 und 4 des Regulativs. 


1. Wenn Schiffsladungen, welche auf ver Donau eintreten und nad) 
Freihafenorten beftimmt find, bei dem Grenz-Zollamte theilmweife in andere 
Fahrzeuge übergeladen werden, und diefe Fahrzeuge alsdann das Haupt- 
ichiff bis zu feinem Beftimmungsorte begleiten, fo ift auch von ber Grenze 
ab das Hauptſchiff fammt den dasfelbe begleitenden Nebenfchiffen unter 
Schiffs-Verfchluß bis zum Beftimmungsorte abzulaffen. 

Das Leptere findet ebenfalls ftatt, wenn die ganze Schiffsladung 
bei dem Grenz-Zollamte in andere Fahrzeuge übergeladen und auf dieſen 
Fahrzeugen dem Bejtimmungsorte zugeführt wir. 

Falls die Schiffsführer es vorziehen, fann jedoch ſtatt des Sciffs- 
Verſchlußes, für die ganze Schiffsladung oder auch für den in den Neben- 
ſchiffen befindlichen Theil derfelben, Abzählung und Verſchluß der Colli 
eintreten, und bieje Abfertigung ohne VBerbringung der Waaren an das 
Ufer eintreten. 

In Fällen dieſer Abfertigungsart ift vom Grenz - Zollamte das 
Nöthige in dem Begleitfcheine zu bemerken. 


2. Ueberladungen von Borb zu Bord in dem Freihafen zu Regens- 
burg in der Art, daß die Schiffsladungen mit Zurüdlaffung des Fahr— 
zeuges, mit welchem fie angefommen, in ven Canalſchiffen ihrem Beſtim— 
mungsorte zugeführt werden, dürfen unter nachbemerfter Controle ftatt- 
finden: 


a) Das Hauptamt läßt die Ueberladung durch Beamte beauffichtigen, 
die Abzählung und den Verfehluß der Golli auf dem Fahrzeuge 
vornehmen, fügt darüber, daß dies geichehen, dem Begleiticheine 
bie erforderlichen Bemerkungen bei, und ertheilt bieraufhin bie 
Erlaubniß, die Waaren ihrem Beftimmungsorte zuzuführen. 


b) An die Stelle des Verſchlußes der einzelnen Colli fann unter 
Umftänden, wo folches mit voller Sicherheit zuläßig erfcheint, ein 
Berfchluß in der Art eintreten, daß mehrere Colli unter gemein 
ſchaftlichen Verfchluß genommen werben. 


c) In Fällen, wo ein Schiffer bedeutende Quantitäten von Waaren, 
welche nur das Ausland producirt, an Bord hat, kann der Ver— 
ſchluß der einzelnen Colli dann unterbleiben, wenn der Schiffs— 
führer, unter Erflärung feiner Bereitwilligfeit zur Wusladung 
einzelner Colli, ven Antrag ftellt, daß das Hauptamt Probever- 
wiegung eintreten laffen möge, und wenn bie Probeverwiegung 
zu Refultaten führt, welche auf die Richtigkeit ver Declaration 
ſchließen Taffen. 
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d) Bei gering belegten Gegenftinden, welche ihrer Befchaffenheit nach 
nicht wohl verfchloffen werden können, genügt die Abzählung und 
die Angabe des Refultates derfelben in ver Declaration. 

e) Inſofern das Fahrzeug, mit welchem die Waaren dem Beftim- 
mungsorte zugeführt werben, verfchlußfähig ift, kann an bie 
Stelle des Colli-VBerfchlußes der Gefammt-Berfchluß des Schiffes 
treten. 

f) Es ift nicht darauf zu beftehen, daß die einzelnen Eleineren Fahr— 
zeuge, auf welchem die aus dem Auslande angefommene Yabung 
vertheilt ihrem Beftimmungsorte zugeführt wird, gleichzeitig ab- 
fahren. 

Jedes folhe Fahrzeug kann, wenn es gewünfcht wird, nach 
erfolgter Abfertigung der Ladung vesfelben, auf ven Grund eines 
amtlih beglaubigten Auszuges des Begleitſcheines abgelaffen 
werben. 

3. Die vorftehenden Beftimmungen unter Nro. 1 und 2 beziehen 
fih nur auf Fälle, in welchen die ganze Schiffeladpung mit dem 
an der Grenze ertrahirten Begleitfcheine bem darin angegebenen Beftim- 
mungsorte zugeführt wird. 

In anderen Fällen tritt die Behandlung nach den allgemeinen Re— 
geln ein, wobei jedoch ſtets das Augenmerk auf möglichit ſchnelle Abfer- 
tigung gerichtet bleiben und jede unnöthige Beläjtigung vermieden wer- 
den foll. 


4. Beiladungen find in den Fällen des Verfahrens Nro. 1 und 2 
nur dann zuläßig, wenn bie Fahrzeuge, mit welchen die Waaren, vom 
Punkte der Ueberladung an, ihrem Beftimmungsort zugeführt werben, 
verjchlußfähig eingerichtet find, aber auch dann nur unter ven Bedingun— 
gen, unter welden nad dem $. 4 des Regulativs die Beiladungen 
gejtattet find. 


Il. 3u8$. 5,6 und 7 des Regulativs. 


Beim Vollzuge der in biefen Paragraphen gegebenen Vorfchriften 
haben bie in dem ten, Tten und Sten Anftruftionspunfte zu den 88. 9, 
10, 11 und 12 ver Vereinbarung wegen Behandlung des Gütertrans- 
ports und der Waaren - Abfertigung auf dem Rheine und ven conventio- 
nellen Nebenflüffen enthaltenen Anorbnungen, jo weit fich diefelben auf 
verſchlußfähig eingerichtete Schiffe beziehen, gleihmäßig in Anwendung 
zu treten. 


IV. Zu 8. 8 des Regulativs. 


Hierher gehören die Vollzugs-Vorſchriften in dem 9., 10. und 11. 
Inſtruktionspunkte zum 8. 13 Nr. 1, 2, 3, dann der 15. Snftruftionspunft 
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zu 8. 20 ver gedachten Vereinbarung, wobei ncch bemerkt wirb, daß bie 
in dem Inſtruktionspunkte VI des gegenwärtigen Regulativs enthaltenen 
Beftimmungen wegen ver in Anfehung des Gewichtes unerheblichen Ab— 
weichungen auch in Anfehung des Gefällepunftes Anwendung finden, 
wenn bei Minuspifferenzen, welche fich bei ver Revifion am Beſtimmungs— 
orte gegen das an ber Grenze declarirte Gewicht ergeben, fein Zmeifel 
über die Identität und Integrität der Waare bejteht, und der Grund 
des Mindergewichtes lediglich im Eintrodnen, Eingehen ꝛc. zu fuchen ift. 


V. Zu 8. 11 des Regulativs. 


Die Frift zur Abgabe der Special: Declarationen wird, wo nicht 
mit Rückſicht auf die örtlichen Verkehrs - Berhältniffe etwas anderes be- 
ftimmt werben wird, auf drei Tage von ver Vollendung der, Ausladung 
an, feſtgeſetzt. 

Hiermit ift übrigens nicht ausgefchloffen, daß in einzelnen Fällen, 
wo Spediteure die Avisbriefe nicht innerhalb ver beftimmten Frift erhal- 
ten, die betreffenden Waaren auch noch vier bis fünf Tage länger unab- 
gefertigt an einer geeigneten Stelle im Hafen oder Zollhofe unter Verſchluß 
lagern fönnen. 


VI Zu 8. 12 des Regulatine. 

Ergaben ſich bei ver Revifion der Waaren im Beftimmungserte in 
Anfehung des Gewichtes unerhebliche Abweichungen von dem unberichtig- 
ten Angaben ver Declaration oder ven den Berichtigungs - Erflärungen, 
fo foll deshalb Feine Verfolgung in ftrafrechtliher Beziehung eintreten. 

Als unerhebliche Abweichungen find unter allen Umſtänden folche 
anzufehen, welche zwei Prozent nicht überfteigen. 

Bei Eolli, deren Gewicht nicht über zwei Zentner beträgt, find 
Abtheilungen bis zu fünf Prozent als unerheblich zu betrachten; bei Colli 
von größerer Schwere als zwei Zentner find Differenzen zwifchen zwei 
und fünf Prozent nur dann als unerheblich zu behandeln, wenn vie betref- 
fende Waare dem Eintrodnen, dem Anziehen von Feuchtigfeit oder beim 
Auslaufen beſonders ausgeſetzt ift. 

Entjtehen Zweifel darüber, ob eine Differenz als unerheblich anzu- 
ſehen fein möchte, fo entfcheivet ver Oberinfpefter. 

Dem Ober-Juſpektor fteht überhaupt bie Befugniß zu, in allen 
Fälfen, wo bei abweichendem Befunde auch in Hinficht der Waarengattung 
die Gefälls- Differenz einen geringen Geldbetrag nicht überfteigt, nach 
billigem Ermeſſen das Strafverfahren zu fuspenviren. 


VO. Zu 8. 13 des Regulativs. 


Was die Abfertigung der in Frage ſtehenden, nach mehreren Frei— 
hafenplätzen beſtimmten Schiffsladungen bei dem Grenzzollamte, ſowie die 
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bortfelbit und in dem Freihafen zu Negensburg ftattfindende Ueberlabung 
folder Schiffsladungen betrifft, fo finden hierauf die in dem Inſtruktions— 
Pımfte I des gegenwärtigen Regulativs sub Nro. 1— 7 beziehentlich bie 
in dem Inſtruktions-Punkte II sub Nr. 1, 2 lit. a,b, o, d, e,f, Nr. 3 
und 4 angeordneten VBollzugs-VBorfchriften in gleichem Maaße Anwendung. 


VII 3u$. 16 des Regulative. 
Zu diefen Paragraphen wird noch Folgendes angeordnet: 


a. Wenn die von einem Freihafenplage auszuſendenden unverzoliten 
Wuaren von dem Hauptamte im VBerfendungsorte nach den allge- 
meinen Vorſchriften auf Begleitfchein und unter Colli-Verſchluß 
abgefertigt worden find, fo läßt das Hauptamt an ber Grenze 
die Ausgangs-Behandlung nach ven allgemeinen Regeln eintreten, 
die Revifion und Abnahme des Verſchlußes foll jedoch auf ven 
Fahrzeugen ſelbſt mit thunlichfter Befchleunigung und mit Ver— 
meidung jeder unnöthigen Beläftigung ver Schiffer jtattfinden. 


Das Ausgangsamt fann von dem Schiffer fordern, daß er 
auf dem Schiffe diejenigen Vorkehrungen treffe, welche unumgäng- 
lich nothwendig erfcheinen, um von dem Vorhanvenfein ver ſämmt— 
lichen zum Ausgange veclarirten Colli Ueberzeugung nehmen und 
den Verſchluß Löfen zu können. 


Miüpen zu dem Ente einzelne Golli bis zur Vollendung ver 
Reviſion von ihrer Stelle im Schiffe entfernt werden, fo ijt dem 
Schiffer zu überlaffen, ob er viefelben einjiweilen an eine anbere 
Stelle im Schiffe oder an das Ufer over in ein anderes Fahrzeug 
bringen will. 


Was namentlih Schiffsladungen betrifft, welche theils in 
unverzolften Waaren, theils in Gegenftänden des freien Verkehrs 
beitehen, und auf welche die vorftehenden Bemerkungen felbftrevdend 
ebenfalls Anwendung finden, fo haben die Hauptämter in ben 
Einladungsorten die Schiffer darauf aufmerkſam zu machen, wie 
fehr es in ihrem Intereſſe liegt, die unverzollten Waaren fo zu 
verladen, daß das Grenz- Ausgangsamt im Stande fei, die Revi— 
fion und die Abnahme des Verfchlußes auf den Fahrzeugen vor» 
zunehmen, 


b. Wenn Sciffsladungen, welche unter Schiffs-Verfchluß zum Aus: 
gange abgefertigt werden follen, in bochbelegten unverzollten Waa— 
ven beftehen, und das Hauptamt im Berfendungsorte Veranlaffung 
hat, in die Solidität des Schiffers Zweifel zu fegen, fo kann 
dasſelbe ftatt des Schiffs - Verfchluffes den Colli-Verſchluß der 
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ganzen oder des betreffenden Theil der Labung und zwar im 
legteren Falle neben dem Schiffs-Verſchluße eintreten lafjen. 


e. Damit nicht unter den in das Ausland gehenden Fadungen von 
Gegenftänden des freien Verkehrs ausgangszollpflichtige Artifel 
mit Umgehung des Ausgangs -Zolle® ausgeführt werben, haben 
bie Aemter an den Einlaveorten, jowie diejenigen Aemter, welche 
auf der Fahrt berührt werben, darauf zu fehen, daß feine aus- 
gangszollpflichtigen Gegenftände ohne vorgängige Entrichtung des 
Ihuldigen Ausgangs-Zolles für das Ausland verladen, beziehungs- 
weife dahin ausgeführt werben. 


d. Bei Berfenvungen unverzollter Güter in das Ausland, und über- 
haupt in ven Fällen, wo für den Gütertransport auf ver Donau— 
Canal-Straße zollorpnungsmäßige Abfertigung unter Begleitfchein- 
Controfe ftattzufinden hat, darf von vem Colli-Verſchluße dann 
Umgang genommen werben, wenn eine dem Zollintereffe nach— 
theilige Vertaufhung oder Veränderung der Waaren nicht mög- 
lich ift, 3. B. bei Kaffee, Pfeffer, Reis 2c., die fpecielfe Revijion 
der Colli voransgegangen, auch ſonſt fein Grund zu einer Ver— 
ſchluß-Anlage vorhanden ift, und der Begleitfchein-Ertrahent nicht 
ausdrücklich auf Verfchluß-Anlegung anträgt. 


IX. Zu $. 19 des Regulativs. 


Wegen Behandlung der Dampfichiffe und ver mitteljt derſelben ein- 
gehenden Waaren wird noch bejonders angeorbnet: 


1. Den Beftimmungen des $. 19 des Regulativs unterliegen nur 
diejenigen Dampfichiffe, welche zugleich zum Perfonen- Transporte 
dienen; dagegen find die auch zum Waaren- Transport eingerich- 
teten Schlepp - Dampffchiffe in allen Fällen, wo fie lediglich zum 
Schleppen anderer Fahrzeuge oder zum Güter-Transporte benütt 
werben, in jever Beziehung, was die zolfamtliche Abfertigung ber 
damit verladenen Waaren anbelangt, wie die gewöhnlichen Fracht: 
Ihiffe zu behandeln. 

2. Das im Ynftruftionspunfte I Nro. 3 bezüglich der unvolfftändigen 
Grenz» Declaration zugelaffene Verfahren findet auch bei ven auf 
Dampfichiffen eingeführten Waaren ftatt. 


X. Zu $. 21 des Regulativs. 

Was die Befreiung der auf der Wafferftraffe tranfitirenden Güter 
von Blei- und Begleitfchein- Gebühren betrifft, fo bleiben die im allge— 
meinen Ausfchreiben vom 11. Dezember 1847 Nro. 15064 a, 
Vorſchriften auch fortan maafgebent. 
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XL Zu $. 23 des Regulativs, resp. zu $. 11 der Beilage C. 
In jedem einzelnen Falle findet die Bewilligung eines ſolchen Lagers 
durch die General-Zoll-Aominiftration auf motivirten Antrag des Haupt- 
Zollamtes ftatt. 
München ven 14. Januar 1850. 


Königlihe General-Zoll-Aominiftration. 
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Staatd-Berträge, 


deß 
Königreidhs Bayerı.- 


RER 


Wbtheilung IX. 


Pof-, Eifenbahn- und Telegraphen-Eonventionen. 


ROLE 


Druck und Verlag von Fr. Pufet in Regensburg. 
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1. Abfhnite 
Bolt-Berträge. 


em 


* 


1. Bekanntmachung, den deutichsditerreichiichen SRoftverein betreffend. 


Staatsminifterinm des Handeld und der öffentlihen Arbeiten. 


Nachdem die zur Bildung eines veutfch - öfterreichifchen Poſtvereins 
unterm 6. April l. 98. mit der k. f. öfterreichifchen und mit ver kgl. 
preußischen Regierung, fodann unterm 15 April I. J. mit der k. fächfi- 
ſchen Regierung abgefchloffenen Verträge die alferhöchfte Genehmigung 
Seiner Majeftät des Königs erhalten haben, auch die Auswechjelung ver 
Ratificationsurfunden ftattgefunden hat, jo werben die allgemeinen Poſt— 
vereinsbeftimmungen nachſtehend mit dem Bemerfen zur öffentlichen Kennt- 
niß gebracht, daß dieſe Beftimmungen bezüglich des Poftverfehre mit den 
J. k. öfterreichifchen und mit den f. preußifchen Staaten, fowie mit dem 
Königreihe Sachen, vom 1 Juli 1850 angefangen, ins Leben treten, 
jene deutſchen Staaten und beziehungsweife Poftgebiete aber, welchen gegen- 
über folche ebenfall® vemnächft in Anwendung zu kommen haben, beſonders 
werben befannt gegeben werben, daß endlich die Beftimmungen der Arti- 
kel 18, 19 und 22 vom 1. Juli l. $. angefangen auch für bie und im 
Inlande ſich bewegende Correfpondenz Wirkfamkeit erhalten. 

Münden ven 21. Juni 1850. 


Auf Seiner Königlichen Majeſtät Allerhöchiten Befehl. 
vd. der Pfordten. 


Beftimmungen des deutſch-öſterreichiſchen Poſtvereins. 
Allgemeine Beftimmungen. 
Umfang und Zwed des Vereine. | 
Art. 1. Der veutfch-öfterreichifche Voftverein bezwedt die Feftftellung« 
gleihmäßiger Beſtimmungen für die Tarirung und poftalifche Behanblung 
der Brief- und Fahrpoftfendungen, welche fich zwifchen verfchiedenen zum 
Bereine gehörigen Poftgebieten oder zwiſchen dem Vereinsgebiet und dem 


Auslande bewegen. 
60* 
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Defterreich und Preußen treten dem Poftvereine für ihr gefammtes 
Staatsgebiet bei. Außer diefen wird derſelbe nur beutjches Gebiet um: 
faſſen. 

Die Beſtimmungen über die internen Brief- und Fahrpoſtſendun— 
gen bleiben den einzelnen Verwaltungen überlaſſen. 


Zuſammengeſetzte Poſtgebiete. 

Art. 2. Der geſammte Verwaltungsbezirk einer jeden Poſtadmini— 
ſtration wird, auch wenn ſie mehrere Landespoſten im Vereinsgebiete 
zugleich verwaltet, in dem Verhältniſſe zu den übrigen Vereinspoſtadmini— 
ftrationen nur als Ein Poftgebiet angefehen. 

Sicherung und Beschleunigung des Poftverfehre. 

Art. 3. eve zum Bereine gehörige Poftverwaltung ift berechtigt, 
für ihre Gorrefponvdenz jeverzeit die Routen zu benügen, welche vie fchnellfte 
Beförderung darbieten. Dabei ijt jeder Verwaltung freigejtellt, vie inter- 
nationale Vereins-Correſpondenz über anderes Vereinsgebiet einzeln over 
in verſchloſſenen Packeten zu verjenven. 

Ueber die Anwendung der vorftehenden Bejtimmung auf die Cor— 
refpondenz der Hanfejtädte werben fich die betheiligten Roftverwaltungen 
auf Grund der beſtehenden Rechtsverhältnifje beſonders einigen. 

Art. 4 Die Bereinspojtverwaltungen machen fich gegenfeitig ver: 
bindlich, für möglichjt fchleunige Beförderung der ihnen zugeführten Cor— 
reſpondenz Sorge zu tragen, und in dem Falle, wenn von einer Verwaltung 
die Einrichtung eines Pojtcourfes zur Beförderung der eigenen Correfpon- 
denzen im Bezirke einer anderen Verwaltung für fich in Anfpruch genom— 
men wird, dem ihr diesfalls zufommenten Erfuchen gegen Erfagleijtung 
der Koſten, jo weit eine ſolche begründet erjcheint, zu entjprechen. 

Art. 5. Die Regierungen verpflichten ficb gegenfeitig, fo weit es 
von ihnen abhängt, dafür Sorge zu tragen, daß den Pojtverwaltungen 
bie ungehinverte Benügung der Eifenbahnen und ähnlicher Communifations- 
mittel überall für die Beförderung ver Correfponvenz gefichert und über- 
haupt dem wechjelfeitigen Pofiverfehre ‚bie Vortheile größftmöglichiter 
Beichleunigung gewährt werben. 


Entfernungs-Maaf. 

Art. 6. Die Entfernungen in dem Wechfelverfehr zwifchen ven ein- 
zelnen Poftvereinsgebieten werben ausschließlich nach geograpbifchen Meilen 
. (zu 15 auf Einen Aequatorsgrap) beftimmt. 

Vereinsgewicht. 

Art. 7. Für alle Gewicht s⸗Beſtimmungen in dem Wechſelver— 
kehr der Poſtvereinsſtaaten gilt als Gewichtseinheit 

das Zoll-Pfund (500 franzöfifhe Grammen). 
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Münzwährung. 

Art. 8 Die Zutarirung und Abrechnung erfolgt in der Landes— 
münze derjenigen Poſtbehörde, welche das Porto einzieht. Ueber die Art 
ver Saldirung tritt zwifchen den betheiligten Verwaltungen befonvere Ver- 
ftändigung ein. 

Abrechnung. 

Art. 9. Diejenige Poftverwaltung, am welche die Poftfendungen 
unmittelbar, das beißt, ohne Berührung einer dritten Vereinspoftanftalt 
übergeben, und von welcher fie in eben ver Weife empfangen werben, 
übernimmt auf Verlangen die Abrechnung und Ausgleihung mit ven weiter 
liegenden deutſchen Pojtverwaltungen. 

Die Reduktion des angerechneten Porto für tranfitirende Correſpon— 
denz findet nach dem wirklichen Werthe des zugerechneten Betrages ftatt. 
Die Feftfegung des Reduftionsverhältniffes bleibt befonderer Verſtändig— 
ung vorbehalten. 


Drieſpoſt. 
I. Briefverkehr. 
a. Internationale Vereins-Correſpondenz. 
Gemeinſchaftliches Porto. 

Art. 10. Die ſämmtlichen, nach Artikel 1 zu dem deutſch-öſter— 
reichiſchen Poſtverein gehörigen Staatsgebiete ſollen bezüglich der Brief— 
poſt für die internationale Vereinscorreſpondenz und Zei— 
tungsſpedition Ein ungetheiltes Poſtgebiet darſtellen. 

In Folge deſſen ſoll dieſe Correſpondenz ꝛc. ohne Rückſicht auf die 
Territorialgrenzen einzig mit den verabredeten gemeinſchaftlichen Porto— 
taxen belegt werden. 


Bezug des Portos. 
Art. 11. Das Porto, welches nach dieſen Taxen ſich ergibt, hat 
jede Poftverwaltung für alle Briefe zu beziehen, welche von ihren Poſt— 
anftalten abgehandelt werben, es mögen dieſe Briefe franfirt fein oder nicht. 


Hinwegfallen des Tranfitportoß. 
Art. 12. Die Erhebung eines bejonvdern Tranſitportos von ben 


Gorrefpondenten hört auf für fämmtlihe nur innerhalb des Vereins— 
gebiet8 fich bewegende Correſpondenz. 


Tranfitgebühr. 
Art. 13. Zur Regulirung des Bezuges der Tranfitgebühren ber 
einzelnen Poftverwaltungen treten folgende Beftimmungen ein: 
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a) Die Tranfitgebühr wird fowohl bei der in gefchloffenen Paketen 
als einzeln tranfitirenden Correfpenvenz mit '/, Silberpfennig per 
Meile bis zu einem Mari o von 7 Pfennig oder den entfprechen- 
ven Betrag in der Landesmünze pro Roth netto bemefjen. 

b) Retourbriefe und unrichtig inftradirte Briefe, Kreuzbanpfendungen 
und Waarenproben, jo wie die vom Porto befreiten Sendungen 
werden dabei nicht in Anſatz gebracht. 

c) Jede Poftanjtalt, welhe Zranfit zu leiften bat, ift auch zum Be- 
zuge ber, nach Mafgabe ihrer Tranfititredfe in direkter Entfernung 
fih ergebenden Gebühr berechtigt. 

d) Der Bezug eines Porto für bie Beförderung einer Eorreiponven;- 
gattung fchließt den einer Tranfitgebühr für diefelben Briefe aus, 

e) Das Zranfitperto vergütet diejenige Poftverwaltung, welche das 

Porto bezieht. 


Bergütung der Tranfitgebühr. 

Art. 14. Die nad den Veftimmungen des Art. 13 ausgemittelten 
Zranfitgebühren find zur Vergütung in Vormerkung zu nehmen und 
fpäteftend nach Ablauf eines Jahres in einer abgerundeten Paufhalfumme 
für die Dauer des gleihen Verhältniffes zu fitiven. 

Jeder Verwaltung fteht frei, wenn fie folches für zwedmäßig hält, 
auf anderweite Ermittelung der von ihr zu zahlenven oder zu bezie henden 
Pauſchalbeträge nach vorſtehenden Grundſätzen anzutragen. 


Bereinsbriefportotaren. 

Art. 15. Die gemeinfhaftlicen Portotaren für bie inter- 
nationale Vereinscorreſpondenz follen nach ver Entfernung in gerader 
Linie bemefjen werden und für den einfachen Brief (vergl. Art. 16.) 
betragen bei einer Entfernung bie zu 10 Meilen einſchließlich 1 Syr. over 
3 fr., bis zu 20 Meilen einjchlieglih 2 Spr. oder 6 fr., über 20 Mei- 
len einſchließlich 3 Sgr. over 9 Fr. 

Für den Briefwechfel zwiſchen denjenigen Orten, für welche eine 
geringere Taxe befteht, Tann dieſe geringere Tare nach dem Einverftänd- 
niſſe der dabei betheiligten Poftverwaltungen auch ferner in Anwendung 
fommen. 


Gewicht des einfachen Briefs, Gemwihts- und Tar- 
progreffion. 
Art. 16. Als einfache Briefe werben folde behandelt, welche 
weniger als ein Loth wiegen. 


Für jedes Loth Mehrgewicht ift das Porto für einen einfachen Brief 
zu erheben. 
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Beförderung mit der Briefpoft. 

Art. 17. Brieffchaften ohne Werthsangabe bis zu 4 Loth excl. 
unterliegen durchweg der Behandlung als Briefpoftiendungen; fchwerere 
dagegen alsdann, wenn es von dem Aufgeber durch einen Beifat auf ber 
Adreſſe ausprüclich verlangt wird. 


Tranfirung. 
Urt. 18. Für die Wechfelcorrefponvdenz innerhalb ver PVereins- 
ftaaten foll in ver Regel die Vorauszahlung des Porto ftattfinden, und 
die Erhebung fobald als thunlich durch Frankomarken gefchehen. 


Unfranfirte Briefe, 
Art. 19. Unfrankirke Briefe follen zwar abgefendet werben, jedoch 
einen Zufchlag von 1 Sgr. oder 3 fr. per Loth zur Portotare erhalten. 
Für Briefe mit Franfomarfen von geringerem Petrage als das 
tarifmäßige Porto ift nebjt dem Ergänzungsporto der gleiche Zufchlag 
vom Empfänger einzuziehen. 


Kreuzbandſendungen. 

Art. 20. Für Kreuzbandſendungen, wenn ſolche außer der Adreſſe, 
dem Datum und der Namensunterſchrift nichts Geſchriebenes enthalten, 
wird ohne Unterſchrift der Entfernung nur der gleichmäßige Satz von 
1 fr. (4 Silberpf.) per Loth im Falle ver Vorausbezahlung, fonft aber 
das gewöhnliche Briefporto erhoben. 


Waarenproben und Mufjter. 

Urt. 21. Für Waarenproben und Mufter, welche auf eine 
Art verwahrt aufgegeben werden, daß die Befchränfung des Inhalts auf 
diefe Gegenftände leicht erfichtlich ift, wird für je 2 Loth das einfache 
Briefporto nach der Entfernung erhoben. 

Diefen Sendungen darf, wenn vorjtehende Ermäßigung zur Anwen- 
dung fommen foll, nur ein einfacher Brief angehängt werben, welcher 
bei der Austarirung mit ver Waarenprobe oder dem Mufter zufanımen 
zu wiegen ift. 

Uebrigens werben derlei Sendungen nur bis zu einem Gewichte von 
16 Loth excl. als Briefpoftfendungen nad) der vorjtehenden Bejtimmung 
behandelt. 


Recommandirte Briefe. 


Art. 22. Recommandirte Briefe werden nur frankirt abgeſendet. 
Dafür iſt von dem Aufgeber außer dem gewöhnlichen Porto nur eine 
beſondere Recommandationsgebühr von 6 Kreuzer (2 Silbergroſchen) ohne 
Rückſicht auf die Entfernung und das Gewicht voraus zu bezahlen. 
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Wenn der Abfender die Beibringung einer Empfangsbeicheinigung 
von dem Moreffaten (Retour-Recepiffe) ausprüdlich verlangt, fo fteht ver 
abſendenden Poft-Anftalt frei, dafür eine weitere Gebühr bis zur Höbe 
von 6 Kreuzern oder 2 Sgr. zu erheben. 

Ein Erfaganfprud für niht recommandirte Briefe findet gegen- 
über ver Boftverwaltungen nicht jtatt. 


Erfolgleiſtung. 

Art. 23. Die Poſtanſtalt, in deren Bereich ein recommandirter 
Brief aufgegeben worden iſt, ſoll, wenn derſelbe verloren geht, gehalten 
ſein, dem Reclamanten, ſobald der Verluſt conſtatirt iſt, eine Entſchädi— 
gung von Einer Mark Silber zu bezahlen, vorbehaltlich des Regreſſes 
an diejenige Poſtverwaltung, in deren Gebiet ver Verluſt erweislich ſtatt— 
gefunden hat. Das Neclamationsrecht foll nach Ablauf von 6 Monaten 
vom Tage der Aufgabe an erlofchen fein. 


Portofreibeiten. 

Art. 24. Die Correfpondenz fämmtliher Mitglieder der Re 
gentenfamilien ber Pojt-Vereins-Staaten wird in bem ganzen Ver— 
einsgebiete portofrei beförvert. 

Art. 25. Ferner werden im Geſammt -Vereinsgebiet gegenfeitig 
portofrei befördert die Correfponvenzen in reinen Staat8-Dienft- 
Angelegenheiten (DOfficialfachen) von Staats: und anderen öffentlichen 
Behörden des einen Poftgebiets mit ſolchen Behörden eines andern, wenn 
fie in der Weife, wie e8 in dem Poſtbezirke der Aufgabe für die Berech— 
tigung zur Portofreiheit vorgefchrieben ift, als Official-Sache bezeichnet 
und mit dem Dienftfiegel verfchloffen find, auch auf der Adreſſe die ab- 
fenvende Behörde angegeben ift. 

Art. 26. Die dienjtlihen Correfpenvenzen ver Poſtbehörden 
und Poftanftalten unter fih und an Privatperfonen, ferner vie amt: 
lichen Yauffchreiben der Pojtanftalten unter fich werden gegenfeitig porto— 
frei gelaffen. Yaufichreiben von Privatperfonen müffen nach dem Brief: 
Pofttarif franfirt werten. Ergibt fi, daß die Neclamation durch das 
Verſehen eines Pojtbeamten herbeigeführt worden ift, fo muß der Schul: 
dige auf Begehren das Porto erftatten. 

Art. 27. Um in Bezug auf Portofreibeit die wünfchenswerthe 
Gleihförmigkeit zu erlangen, joll für den innern Verfehr in Zukunft ale 
allgemeiner Grundfag gelten, daß außer den Sendungen der alferhöchften 
und höchſten Perfonen nur diejenigen der Behörben in reinen Staatspienft- 
Angelegenheiten Anfpruch auf Portofreiheit haben. 

Portofreigeits-VBewilligungen für andere Sendungen follen möglichft 
vermieden werden. Die für Privatperfonen, Vereine u. ſ. w. früber 
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bewilfigten Portofreiheiten follen aufgehoben oder doch fo weit als mög: 
lich bejchränft werben. 


Unrichtig geleitete Briefe. 

Art. 28. Briefe, welche irrig inftrabirt worben, find ohne 
Verzug an den wahren Beitimmungsort zu beförvern, wofelbjt nur das— 
jenige Porto zu erheben ift, welches fich bei richtiger Inſtradirung erge- 
ben hatte. 


Unbeftellbare Briefe. 

Art. 29. Brieffendungen, veren Annahme von den Adreſſa— 
ten verweigert wird, find ohne Berzug an das Aufgabepoftamt zurüd- 
zufenden ; diefelben müfjen jedoch, wenn fie zurüdgenommen werben jollen, 
nicht eröffnet, und müffen vielmehr noch mit dem von dem Aufgeber 
aufgeprücten Siegel verfchlofjen fein. Eine Ausnahme von legterer Bes 
ftimmung tritt nur ein bezüglich der Briefe, welche wegen gleichlautenvden 
Namen auf der Adreſſe von jemand, dem das Schreiben nicht gehört, 
geöffnet wurden, und bezüglich der Briefe, welche Looſe zu verbotenen 
Spielen enthalten, die von ven Adreſſaten nach den für fie geltenden 
Landesgefegen nicht benütt werben bürfen. 


Sendungen, deren Adreſſat nicht ansgemittelt, oder deren Beſtellung 
ſonſt nicht bewirkt werden kann, ſollen, wenn ſie als offenbar unbeſtellbar 
bekannt ſind, ohne Verzug, die übrigen unbeſtellbar gebliebenen aber 
längſtens nach Ablauf zweier Monate, vom Tage des Einlangens an, 
nach dem Aufgabeort zurückgeſandt werden. 


Die mit Poste restante bezeichneten Sendungen, welche nicht 
abgeholt worden, find, wenn nicht von Seiten des Aufgebers oder des 
Adreſſaten eine andere Verfügung in Anspruch genommen wird, nach 
Ablauf dreier Monate, vom Tage des Einlangen an, nach dem Aufgabeort 
zurüdzufenven, 


In allen vorgedachten Fällen ift ver Grund ver Zurüdjendung auf 
dem Briefe zu bezeichnen. 

Art. 30. Bei den im Art. 29 bezeichneten unanbringlichen 
Briefen ift für die Rückſendung fein Porto anzufegen, und werben bie- 
felben, wenn fie bei ver Aufgabe franfirt worden find, ohne Anrechnung 
eines Porto dem Aufgabepoftamt zurücgefendet. Waren biefelben unfran- 
firt aufgegeben, fo wird von dem Poftamte des Beftimmungsortes das 
für die Hinfendung angefett gewejene Porto in demſelben Betrage und 
in berfelben Währung zurücgerechnet, wie dasfelbe angejett geweſen ift, 
wogegen bie Boftanftalt, an welche viefelben zurüdgelangen, berechtigt ift, 
das ganze Borto für die Hinfendung zu Gunften der eigenen Poſteaſſe 
einheben zu laſſen. 
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Art. 31. Briefe, welche ven Adreſſaten an einen andern als 
ben urfprünglich auf der Adreſſe bezeichneten Beftimmungsort nach ge- 
fendet werden follen (reclamirte Briefe), werben wie ſolche behandelt 
und tarirt, die an dem Orte, von wo die Nachjendung erfolgt, nach dem 
neuen Beitimmungsorte aufgegeben werden, wobei jedoch nur bie Tare 
für franfirte Briefe in Anwendung zu fommen bat. Das früher dafür 
angeſetzte vereinsländifche oder jonjtige Porto wird als Auslage in An— 
rechnung gebradt. Eine Ausnahme hiervon tritt jedoch alsdann ein, 
wenn die Nachfendung vom erften Beftimmungsorte unmittelbar nad 
dem Aufgabeorte erfolgt, in welchem Falle die gleiche Behandlung nur 
bei den unanbringlichen Briefen (Art. 30) einzutreten hat. 

Für reclamirte Briefe, deren Zuftellung an vie Aoreffaten nicht 
bewirft werden kann, und die daher an bie Aufgebeorte zurüczuleiten find, 
bürfen der Pojtanftalt, vom welcher diefelben eingelangt find, nur biejeni- 
gen Gebühren in Anrechnung gebracht werben, welche von biefer bei ver 
Auslieferung an die rückſendende Poftanftalt aufgerechnet worben find. 


Aufhebung der nicht vereinbarten Gebühren. 


Urt. 32. Außer den in ven vorftehenven Artifeln ausdrücklich 
ftipulirten Zaren dürfen für die Beförderung der internationalen Vereins- 
Correſpondenz feinerlei weitere Gebühren erhoben werben, und es ift 
ausnahmsweife nur bezüglich ver Bejtellgebühr verjenigen Poſtadmi— 
nijtvationen, bei welchen eine folche noch bejteht, überlafjen, dieſelbe vor: 
(äufig zu erheben. Diefe Gebühr foll jedoch über ihren vermaligen Betrag 
keinen Falls erhöht werden, und e8 werben vielmehr bie betreffenven 
Derwaltungen darauf Bedacht nehmen, fie nah Thunlichkeit ganz aufzu- 
beben oder doch zu ermäßigen. 

Der Erfaß baarer Auslagen für außerorbentliche Beforgungen (3. B. 
für die Beſtellung durch einen erpreffen Boten) ift nicht ausgefchloffen. 


b. Gorrejpondenz mit fremden Ländern. 

Art. 33. Die Bereins:Correfponden;z mit dem Auslande unterliegt 
berjelben Behandlung, wie die internationale Vereinscorrefpondenz. Dabei 
tritt dasjenige Boftamt an der Grenze, wohin bie Correfponvenz nach ben 
Vereinsitanten unmittelbar gelangt, in das Verhältniß eines Aufgabeamtes, 
und basjenige, wo fie auszutreten hat, in das eines Abgabeamtes. Die 
Art. 19 erwähnten Porto - Zufchläge für nicht franfirte Briefe bleiben 
dabei außer Anwendung. 

Art. 34. Sämmtliche mit dem Auslande unmittelbar verfehrenve 
Poftverwaltungen verpflichten fih, dahin zu wirken, daß gegenüber dem 
Auslande die allgemeinen Tarbeftimmungen des Poftvereins bald thunlichit 
überall in Wirkfamfeit treten, und werben biefelben für ihre eigene Cor— 
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reſpondenz in feiner Weife günftigere Bedingungen feſtſetzen, als biejenigen, 
welche für das gefammte Vereinsgebiet Geltung haben. 

Art. 35. Für ſolche Correſpondenz zwifchen einem Vereins- und 
einem fremden Staate, welche durch das Gebiet einer Vereins-Grenzpoſt⸗ 
Verwaltung zur Zeit in verſchloſſenen Padeten tranfitirt, ſoll es während 
der Dauer die gegenwärtig zwifchen der Vereins-Poft-VBerwaltung, welche . 
den Traject in Anfpruch nimmt und dem betreffenden fremden Staate 
beſtehenden Verträge, vorbehaltlich anderweiter befonderer Verftändigung, 
bei der Zahlung ver gegenwärtig für ven Tranfit über das Gebiet ver 
Grenzpoftverwaltung ausbedungenen Tranfitportofäte verbleiben. 


Art. 36. Die tranfitivenvde frempländifche Correfpendenz mit andern 
fremden Staaten wird beim Durchgange durch in Witte liegende Vereins— 
ftaaten wie die Vereinscorreſpondenz behandelt. Die Vertragsverhältniffe 
der Grenzitaaten zum Auslande follen vaher der freien Vereinbarung ber 
bezüglichen Staaten überlaffen bleiben. In fo weit auf Grund der mit 
fremden Staaten bejtehenden Poftverträge von diefen an Tranfitporto für 
die in Mitte liegenden Bereinsverwaltungen ein höherer Betrag vergütet 
wird, als zufolge der vorftehenden Bejtimmung benfelben dafür zu zahlen 
bleibt, fo follen diejenigen Poftverwaltungen, welche ver Tranſit für folche 
Correſpondenz gewähren, für ven Berluft, ven fie durch Ermäßigung bes 
Tranfitporto erleiden von der Grenzpoftanftalt in dem Maaße entſchädigt 
werben, als diefe durch Ermäßigung des ZTranfitporto einen Vortheil 
erreicht. 


Art. 37. So weit als thunlich ſoll die Auflöfung der Poftverträge 
mit fremden Staaten auch vor Ablauf verfelben erzielt, und bie neue 
Faffung nach den Beftimmungen des Vereins bewirkt werden. Die neu 
zu fchließenden Verträge follen den übrigen veutfchen Poit-Verwaltungen 
fo weit mitgetheilt werben, als ihr Intereſſe dabei betbeiligt ift. 


II. Behandlung der Zeitungen. 


Allgemeine Beftimmung. 

Art. 38. Die Poftämter ver DVereinsjtaaten beforgen die Annahme 
ber Pränumeration auf die im Vereinsgebiete ſowohl, als die im Aus— 
lande erfcheinenden Zeitungen und Journale, fo wie beren Verſendung 
. und Beftellung an die Pränumeranten. 


Bereinslänpifche Zeitungen, welche im VBereinsgebiete 
beförvdert werben. 
Die Boftverwaltungen find verbunden, bie in einem andern Vereins— 
ftaate erfeheinenden Zeitungen und Journale, wenn barauf bei ihnen 
abonnirt wird, bei derjenigen Boftverwaltung zu bejtellen, in deren Gebiet 
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ver Verlagsort gelegen ift. Hierbei bleibt die Vereinbarung der betheiligten 
Poftapminiftration überlaffen, die einzelnen Poſtämter zu bezeichnen, bei 
welchen die Beftellung erfolgen Tann. 


Art. 40. Die Verſendung hat direft nach Beftimmung des beitellen- 
ven Pojtamtes zu erfolgen. 


Art. 41. Die Beitellung fann in der Regel nicht auf einen fürzeren 
Zeitraum als ein Vierteljahr erfolgen; ausnahmeweife Kann jeboch in 
befonveren Fällen auch auf eine fürzere Zeit abonnirt werben. Uebrigens 
find hierbei vie Verlagsbedingungen zunächft maßgebend. 


Um auf den Empfang aller vom Beginne des Pränumerationstermine 
an erfcheinenvden Blätter rechnen zu können, haben die Bejtellungen fo 
zeitig zu erfolgen, daß das Poftamt des Abfendungsortes diefelben vor 
dem gedachten Termin erhält. 


Art. 42. Wird bei dem Empfange eines Zeitungspadetes ein Ab- 
gang an ven bejtellten Blättern wahrgenommen, fo ift das Fehlenpe von 
dem abjendenden Pojtamte, und zwar foftenfrei, wenn ver Abgang mit 
umgehender Poft angezeigt wird, im andern Falle aber gegen Erſatz ver 
vom Verleger in Anfpruch genommenen Vergütung nachzuſenden. 

‚Art. 43. Für die internationale Spedition ver im Vereinsgebiete 
erjcheinenden Zeitungen und Journale wird eine gemeinfchaftliche Gebühr 
in der nachbemerften Weife erhoben und zwifchen dem bejtellenden und 
dem abſendenden Pojtamte halbicheivig getheilt. 


Ein Zufhlag für das Zranfitiren durch ein drittes Wereinsgebiet 
findet nicht mehr ftatt. Sollte aber die aus einem Vereinsgebiete in ein 
anderes VBereinsgebiet bejtimmte Sendung durch ein fremdes zum Verein 
nicht gehöriges Porrgebiet tranfitiven, fo ift die an das fremde Boftamt 
zu entrichtende ZTranfitgebühr als Auslage neben ber vereinsländifchen 
Speditionsgebühr in Aufrechnung zu bringen. 


Art. 44. Die Gebühr für die internationale Spedition vereine- 
ländifcher Zeitungen und Journale wird ohne Rückſicht auf die Entfernung, 
in welche die Verſendung erfolgt, dahin beftimmt: 

1) Für politifhe Zeitungen d.h. für folche, welche für die Mit- 
theilung politifcher Neuigkeiten bejtimmt find, beträgt die gemein: 
ſchaftliche Speditionsgebühr fünfzig Procent von dem Preife, zu 
welchem die verſendende Poftanftalt die Zeitung von dem Verleger 
empfängt (Nettopreis); jedoch fell 

a) bei Zeitungen, welche wöchentlich ſechs- oder fiebenmal erfcheinen, 
die Spevitionsgebühr wenigstens 3 Gulden Conv.-Geld ober 
2 Thlr. Preuf., und höchſtens 9 Gulden Eonv. «Geld oder 
6 Thlr. Preuß., 
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b) bei Zeitungen aber, welche weniger als jechsmal in ver Woche 
erfcheinen, . wenigftens 2 Gulden Eonv.- Geld over 1 Thlr. 
10 Sgr. Preuß. und höchſtens 6 Gulden Eonv. - Geld oder 
4 Thlr. Preuß. betragen. 

2) Für nicht politifche Zeitungen und Yournale beträgt die Spe- 
ditionsgebühr durchweg und ohne Beſchränkung auf ein Minimum 
oder Marimum fünfundzwanzig Procente des Nettopreifes, zu 
welchem das abfenbende Poftamt die Zeitung won dem Verleger 
bezieht, 

Den Abonnenten iſt nur der Nettopreis nebjt der betreffenden Epe- 
bitionsgebühr anzujegen. 

Art. 45. Eine Ermäßigung der in dem vorftehenden Artifel bezeich- 
neten Spebitionsgebühren, wenn im einzelnen alle befonvdere Gründe 
dafür fprechen, ift dem Vebereinfommen ver betheiligten Poftverwaltungen 
überlajjen. 

Art. 46. Die im Artifel 43 ftipulirte gemeinjchaftliche Speditions— 
gebühr begreift nicht auch die Ablieferung ver Zeitfchriften in die Wohn- 
ungen ber Beftelfer in fich, vielmehr fteht dem Abgabepoftamte frei, für 
diefe Ablieferung eine angemefjene Beftellgebühr zu erheben, jedoch in 
feinem höheren als dem bereit? beſtehenden Betrage. 

Urt. 47. Das beftellende Pojtamt hat an dasjenige Poftamt, von 
welchem es eine Zeitung ober ein Journal bezieht, ven dasſelbe betreffen- 
den Betrag längftens im Laufe des erften Monats der Abonnements- 
periode zu berichtigen. 

Art. 48. Wenn eine Zeitfchrift vor Ablauf der Zeit, für welche 
pränumerirt wurde, zu erfcheinen aufhört oder verboten wird, fo ift dem 
Abonnenten für die Zeit, in welcher die Lieferung nicht erfolgt, neben 
der entfprechenpen Rate der Spevitionsgebühr der vorausbezahlte Preis, 
foweit er von dem Verleger zum Erſatz gebracht werden kann, zurüdzu- 
erjtatten. 

Art. 49. Berlangt ein Abonnent die Nachfendung ver Zeitfchrift 
an einen andern, als ven Ort, für welchen er die Beftellung gemacht hat, 
fo hat diefe Nachſendung (nach der Wahl des Abonnenten) von dem Poft- 
amte des Beftellungs- oder des Verlagsortes unter Anfag der für Kreuz- 
bandfendungen fejtgefegten Gebühr, welche der Adreſſat zu bezahlen bat, 
zu erfolgen, weshalb verlei Sendungen von dem abjendenden Pojtamte 
beſonders als nachgeſchickte Zeitungen zu bezeichnen find. 


Ausländiſche, und nah dem Auslande beftimmte vereins- 
ländifche Zeitungen. 

Art. 50. Die Behandlung der ausländifchen und ber nach dem 

Auslande beftimmten vwereinsländifchen Zeitungen richtet fich nach den vor- 
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ſtehenden Beftimmungen in der Weife, daß das betreffende Grenzbureau, 
als Berlags- und refp. Abgabsort angefehen wird. Als Nettopreis wird 
hierbei der Einfaufspreis angejehen. 


Fahrpof. 
deftfegung der Entfernungen. 
Art. 51. Bei der gegenfeitigen Ueberlieferung ver Fahrpoftfenv- 
ungen wird das Porto nach den Entfernungen zwijchen ven poftalifchen 
Grenzen und ven Abgangs- reſp. Beitimmungsorten berechnet. 


Auswehslungspunfte. 

Art. 52. Zwiſchen je zwei benachbarten Pojtgebieten wird für vie 
Auslieferung der Sendungen eine dem Bedürfniß entjprechende Anzahl von 
Auswehslungspunften feitgejegt. 

- Urt. 53. Für die Tarirung der Fahrpoftfendungen werden Gren;- 
punfte verabredet, bis zu welchen und von welchen ab gegenfeitig die Be— 
rechnung und ver Bezug als Porto erfolgt. 

Art. 54. Werden die Transportlinien einer Poftverwaltung durch 
zwifchenliegenves Gebiet einer andern Poftverwaltung unterbrochen, fo 
findet eine Zufammenrechnung ver einzeln zu ermittelnden Diftanzen eines 
jeven Gebietes ftatt. 


Porto für Tranfitfendungen. 
Art. 55. Zur Berechnung des Portos für Tranfitfendungen ift bei .. 
mehreren Tranfitlinien vie Meilenzahl auf Durchchnittsentfernungen zurück— 
zuführen. 
Art. 56. Für jede Fahrpoſtſendung wird ein Gewichtporto beredh- 
net, ein Werthporto jedoch nur dann erhoben, wenn auf der Senvung ein 
Werth veclarirt if. 


Fahrpoſttarif. 
Urt. 57. Als Minimum des Gewichtsporto wird für jede Taxir— 
ungsſtrecke 
bis 10 Meilen 3 Kreuzer oder 1 Sgr. 
über 10 bis 20 Meilen 6 Kreuzer oder 2 Sgr. 
und über 20 Meilen 9 Kreuzer oder 3 Sgr. angenommen. 
Für alle Sendungen, für welche fich dur Anwendung des Tarife 
nah dem Gewichte ein höheres Porto ergibt, ſoll erhoben werben: 
für jedes Pfund auf je 5 Meilen '/, Kreuzer Conv. - Münze ober 2 
Silberpf. oder der entfprechende Betrag in der Landesmünze. 
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Ueberfchießende Lothe über die Pfunde werben gleich einem Pfunde 
gerechnet. | 
Für Werthfendungen foll erhoben werben: 
bis zur Entfernung von 50 Meilen 
für jede 100 Gulden 2 Kreuzer, und für jede 100 ER 1 Sgr.; 
über 50 Meilen: 
für jede 100 Gulden 4 Kreuzer, und für jede 100 Thlr. 2 Sgr. 
mit der Maaßgabe, daß für geringere Summen als 100 der Betrag für 
das volle Hundert erhoben werden ſoll. 
Ueber die der Austarirung und Abrechnung bei ver Fahrpoſt zu Grunde 
zu fegenbe Währung verftändigen fich die Nachbarftaaten. 


Garantie, 

Art. 58, Dem Abfenver bleibt es freigeftellt, die Grenzen ber ver 
langten Gewähr durch die Erflärung des Werthes nach eigenem Ermefjen 
zu, beftimmen. In Beſchädigungs- und Verluftfällen wird die Entſchädigung 
nah Maaßgabe des declarirten Wechfels geleiftet, mit alfeiniger Ausnahme 
des durch Krieg oder unabwendbare Naturereigniffe herbeigeführten Scha— 
dens. Auch wird bei Senvungen, für welche ein beftimmter Werth nicht 
angegeben ift, Gewähr geleiftet; dieſelbe erftrect fich jevoch nur bis zum 
Pelaufe von 10 Sgr. oder 30 Kreuzern für jedes Pfund der Sendung 
oder den Theil eines Pfundes, und fann bei vorkommenden bloßen Be- 
Schädigungen innerhalb dieſer Grenze nur bis zum Belaufe des wirklich 
erlittenen Schadens in Anſpruch genommen werben. 


Allgemeine Beftimmungen. 

Urt. 59. Wenn mehrere Padete zu Einer Aorefje gehören, jo wird 
für jedes einzelne Stüd der Sendung die Gewichts- und Werthtare felbit- 
ſtändig berechnet. 

Art. 60. Morefbriefe zu Fahrpoftfendungen werben nicht mit Porto 
belegt, fofern fie das Gewicht von 1 Loth nicht erreichen. Für fehwerere 
Briefe dagegen ijt das betreffende Porto nach dem Brief- oder Fahrpoft- 
Tarif in Anfat zu bringen. 

Art. 61. Es ift freigeftellt, die Sendungen entweder unfranfirt 
aufzugeben oder vollſtändig bis zum Beftimmungsorte zu franfiren. 

Art. 62. Erhebungen an Echein- und fonftigen Nebengebühren 
ſollen da, wo fie beftehen, über die vermaligen Sätze nicht erhöht, neue 
vergleichen nicht eingeführt und die Sätze in der nächſten Poft- Conferenz 
(Art. 68) feftgefett werben. 

Art. 63. Der Portobezug berechnet ſich nach vorftehenden Zarif- 
befiimmungen für die Transportjirede einer jeben einzelnen Verwaltung 
beſonders. 
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Art. 64. Zurückgehende und weitergehende Sendungen unterliegen 
den Gebühren nach der auf dem Hinwege und auf dem Rückwege zurüd- 
zulegenden Transportitreden. 

Urt. 65. In Bezug auf die Behandlung der Fahrpofifendungen bei 
der Auf- und Abgabe gelten vie landesherrlichen Verordnungen. 

Art. 66. Lei umfangreihem Fahrpoft-Tranfitverfehr wird man fich 
über die thunlichfte Einführung von Tranſitkarten verjtändigen. 


Schiedsrichterliche Entſcheidung. 

Art. 67. Sollten über die Anwendung einer Beſtimmung des 
Bereins-Vertrages Jrrungen entjtehen, welche fich nicht durch gegenfeitige 
Verſtändigung ausgleichen, jo foll barüber eine ſchiedsrichterliche Ent- 
ſcheidung, welcher fich vie fämmtlichen Poftverwaltungen zum Voraus unter- 
werfen, im ver Weile herbeigeführt werben, daß in dem einzelnen Falle 
jeve Partei eine umnbetheiligte Poftapminiftration aus dem Vereine zum 
- Sciedsrichteramte wählt und dieſe beiden Echiedsrichter eine dritte unbe- 
theiligte Bereins-Poftverwaltung fich zugefellen. 


Ausbildung des Vereins. 
Art. 68. Die weitere Ausbildung des Vereins und Einführung all- 
gemeiner Verbeſſerungen, Gleichheit ver Gejeßgebung und der Reglemente 
ift dem zeitweifen Zufammentritte einer deutſchen Poftconferenz vorbehalten. 


Dauer des Vertrags. 


Art. 69. Gegenwärtige Vereinbarung tritt mit dem 1. Juli 1850 
in’8 Leben. Diefelbe bleibt bis zum Echluffe des Jahres 1860 und von 
da ab ferner unter Vorbehalt einjähriger Kündigung in Kraft. 


Reg. DI. f. d. Könige. Bayern f. d. 3. 1850. Nr. 34. S. 497—526. 


2. Revidirter Poftvereins-DVertrag vom 5. Dezember 1851. 


Im Namen Seiner Majeftät des Königs. 

Zu entjprechender Erläuterung und Ergänzung des beutjch-öfterreichi- 
ſchen Bojtvereins » Vertrages vom 6. April 1850 ift zwifchen Dejterreich, 
Preußen, Bahern, Sachen, Hannover, Württemberg, Baden, Yuremburg, 
Braunfhweig, Medlenburg Echwerin, Medlenburg Strelig und Olden— 
burg, ſodann ven freien Städten Yübed, Bremen und Hamburg und ver 
fürftlih Thurn: und Taris’fchen Poftverwaltung unterm 5. Dezember vor. 
rs. ein neuer Vertrag unter der Bezeichnung „revidirter Poftvereins- 
Vertrag‘ verabrevet und abgejchloffen worden, welcher nach alljeitig er- 
folgter Ratification nunmehr mit dem 1. Juli I. Irs. für den Verkehr 
zwiichen fämmtlichen vworbenannten Staaten und reſp. Poftverwaltungs- 
Bezirken in Wirkſamkeit zu treten hat. 
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Den kgl. PBoftanftalten wird biefer revidirte Vertrag nachftehend zur 
Kenntnißnahme und mit der vorläufigen Eröffnung befannt gegeben, daß 
bie Grundbejtimmungen des VBereinsvertrages vom 6. April 1850 durch 
jenen im Allgemeinen eine wejentliche Veränderung nicht erlitten haben, 
über den Bollzug der einzelnen in bem neuen Vertrage aufgenommenen 
Mopificationen und Zufäge aber weitere Ynftruction folgen wird. 

München ven 25. Yuni 1852. 


General: Direktion ber Königliben Bertehrsanftalten. 
Nr. 10,643. 


Abdruck. 
Revidirter Poſtvereins-Vertrag. 
Allgemeine Beſtimmungen. 
Umfang und Zweck des Vereins. 

Art. 1. Der deutſch-öſterreichiſche Poſtverein bezweckt die Feſtſtellung 
gleichmäßiger Beſtimmungen für die Taxirung und poſtaliſche Behandlung 
der Brief- und Fahrpoſt-Sendungen, welche ſich zwiſchen verſchiedenen zum 
Berein gehörigen Poftgebieten over awighen dem VBereinsgebiet und dem 
Auslande bewegen. 

Defterreich und Preußen gehören dem Poftvereine mit ihrem geſamm⸗ 
ten Staatsgebiet an, außer diefen wird berfelbe nur deutſches Gebiet 
umfaffen. 

Die Beftimmungen über die internen Drief- und Fahrpoften-Sen- 
dungen bleiben ven einzelnen Verwaltungen überlaffen. 


Zujammengefegte Pojtgebiete. 

Urt. 2. Der gefammte Verwaltungsbezirf einer jeven Poſtadmini— 
ftration wird, auch wenn fie mehrere Landespoften im Vereinsgebiete 
zugleich verwaltet, in dem Verhältniſſe zu ven übrigen Vereins-Poſtad— 
miniftrationen nur als Ein Pojtgebiet angefehen. 


Vorbehalt Hinfichtli der Ausübung von Boftregals-Redten. 

Art. 3. Durch den gegenwärtigen Vertrag follen die gegenfeitigen 
Rechts- und Befigverhältniffe ver betheiligten Poftverwaltungen in Abficht 
auf die Ausübung von Voftregals - Rechten in keiner Weife berührt oder 
in Frage geftellt werben. 

Der Beitritt der deutjchen Boftverwaltungen zu dem Pojftvereine fann 
nur für den Umfang der von denſelben nach dem dermaligen Befigftande 
repräfentirten Rechte und Verhältniſſe erfolgen. Sollte in Zukunft dieſer 
Befigitand eine Aenderung erleiden, fo werven die Beitimmungen des Ber- 
trages auf die in den veränderten Befigftand tretenden Verwaltungen nur 
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20 Gulvden- und des 24!/, Gulvenfußes, werben bis auf Weiteres in 
Beziehung auf die Zutarirung und Abrechnung den Yänvern des 14 Thaler- 
fußes gleichgeftellt, und wird dabei durchgängig der Thaler in 30 Silber- 
grojchen eingetheilt. Weber die Art der Saldirung tritt zwifchen ven 
betheiligten Verwaltungen beſondere Verjtändigung ein. 


Abrechnung. 

Art. 10. Diejenige Poſtverwaltung, an welche die Poſtſendungen 
unmittelbar, d. h. ohne Berührung einer dritten Vereins-Poſtanſtalt über— 
geben, und von welcher fie in eben ver Weile empfangen werben, über— 
nimmt auf Verlangen vie Abrechnung und Ausgleichung mit den weiter 
liegenden veutjchen Poftverwaltungen. 

Jeder Für tranfitirende Sendungen zujurechnende Portobetrag iſt 
nah Maaßgabe des Art. 9 in der Währung des Landes, in welchem 
das Porto zu erheben ift, und fall® innerhalb eines Poftgebietes verfchie- 
dene Münzwährungen bejtehen, in ber werabreveten Währung anzufegen, 
und bei der Abrechnung die Vergütung nach dem wirflichen Werthe des 
Portobetrages zu leiften. 


Drieſpoſt. 
J. Briefverkehr. 
a. Internationale Vereins-Correſpondenz. 
Gemeinſchaftliches Porto. 

Art. 11. Die ſämmtlichen, nach Artifel 1 zu dem deutſch-öſter— 
reichifchen Poftverein gehörigen Staatsgebiete follen bezüglich ver Brief- 
pojt für bie internationale Vereins-Correſpondenz und Zei- 
tungsfpedition Ein ungetheiltes Poſtgebiet darftellen. 

In Folge deſſen fell dieſe Correſpondenz 2c. ohne Rückſicht auf vie 
Territorialgrenzen einzig mit den verabredeten gemeinſchaftlichen Porto— 
taxen belegt werden. 


Bedeutung der Bezeichnung der Vereins-Correſpondenz. 

Art. 12. Unter Bereins-Correfpondenz ift fowohl die Correſpondenz 
ber Vereins-Staaten unter ſich (innere Vereins-Correſpondenz), als auch 
die Wechfel - Sorrefponvenz eines Vereins - Staates mit dem Auslande 
(äußere Vereins - Correfpondenz) zu verjtehen, wobei es gleichviel ift, ob 
diefelbe nur einen Vereinsbezirk oder deren mehrere berührt. 


Bezug des Porto. 

Art. 13. Das Porto, welches nach den Vereinstaren fich ergibt, 
hat jede Boftverwaltung für alle Briefe zu beziehen, welche von ihren Boft- 
anjtalten abgefandt werben, e8 mögen dieſe Briefe franfirt fein oder nicht. 
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Yinie bemejjen werden und für ven einfachen Brief (vergl. Artikel 18) 
betragen: 
bei einer Entfernung 
bis zu 10 Meilen einfchlieglih 1 Sgr. od. 3 fr. |. Convent. - Münze over 
bis u 20 * " 2 nn 6") Reichswährung, je nad 
über 20 " 2 3 "nm 9 m I ver Landeswährung. 
Für den Briefwechfel zwijchen venjenigen Orten, für welche gegen- 
wärtig eine geringere Tare bejteht, kann biefe geringere Taxe nach dem 
Sinverftändniffe der dabei betheiligten Pojtverwaltungen auch ferner in 
Anwendung fommen. 


Gewicht des einfachen Briefs; Gewichts: und Tarprogreffion. 
Art. 18. Als einfache Briefe werben folche behanvelt, welche 
weniger als Ein Roth (/,, des Zollpfundes) wiegen. 
Für jedes Loth und für jeden Theil eines Lothes Mehrgewicht ift 
das Porto für einen einfachen Brief zu erheben. 


Beförderung mit der Briefpoit. 

Art. 19. Brieffhaften ohne Werthsangabe unterliegen je nach ven 
im Bojtbezirfe ihrer Aufgabe für ven inneren Verkehr geltenden Vor— 
ichriften, auch bei ihrer weiteren Beförderung im ganzen DVereinsgebiete 
ver Behandlung al® Brief oder als Fahrpoftjendungen. 

Derartige aus dem WVereinsauslande mit ver Briefpoft eingehenpe 
Sendungen werben ohne Unterſchied des Gewichte mit der Briefpoft 
weiter befördert, und ſowohl binfichtlich ver Tarirung, als auch in Betreff 
des Portobezuges als Briefpoftjendungen behanbelt. 

Frankirung. 

Art. 20. Für die Wechſel-Correſpondenz innerhalb der Vereins— 
Staaten ſoll in der Regel die Vorausbezahlung des Porto ſtattfinden, 
und die Erhebung ſobald als thunlich durch Franko-Marken geſchehen. 

Die Frankirung durch Marken iſt auch für die Correſpondenz mit 
dem Auslande zuläßig. 

Eine theilweiſe Frankirung findet weder für die Correſpondenz inner- 
halb des Vereinsgebietes, noch für Briefe nach dem Auslande ftatt, bei 
welchen eine gänzliche Franfirung gejtattet ift. 


Unfranfirte Briefe. N 


Art. 21. Unfranfirte Briefe follen zwar abgejtattet werben, jedoch 
einen Zufchlag von 1 Sgr. over 3 fr. pro Loth zur Portotare erhalten. 
| Für Briefe mit Franfo- Marken von geringerem Betrage als das 


ı-— m + 


| vom Empfänger einzuziehen. 
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abjenpenden Pojtanjtalt frei, dafür eine weitere Gebühr bis zur Höhe 
von 6 Kreuzern over 2 Sgr. zu erheben. 

Die Recommanbdation von Kreuzband- und Mufterjendungen ift ge- 
jtattet. Für vergleichen recommandirte Sendungen wird nebjt vem bafür 
feſtgeſetzten Porto (Art. 22 und 23) die Recommandationsgebühr wie 
für Briefe erhoben, und es finden auf viefelben auch im Uebrigen alle 
für recommandirte Briefe erlaffenen Borfchriften Anwendung. 

Erſatzleiſtung. 

Art. 25. Die Poſtanſtalt, in deren Bereich ein recommandirter 
Brief aufgegeben worden iſt, ſoll, wenn derſelbe verloren geht, gehalten 
ſein, dem Reclamanten, ſobald der Verluſt conſtatirt iſt, eine Entſchädigung 
von Einer Mark Silber zu bezahlen, vorbehaltlich des Regreſſes an die— 
jenige Poft-Verwaltung, im deren Gebiete ver Verluſt erweislich ftattge- 


funvden hat. Das Reclamationsrecht foll nach Ablauf von 6 Monaten, 
vom Tage ver Aufgabe an, erlojchen fein. 


Diefe Beftimmung kommt in Anwendung für alle zwifchen zwei 
Bereind-Bezirfen gewechjelten recommandirten Briefe, ohne Rückſicht auf 
die hinfichtlich ver Erfagleiftung in den Bezirken der Aufgabe over ber 
Beftellung etwa bejtehenden abweichenden Borjchriften. 


Ein Erfaßanfpruch für nicht recommanpdirte Briefe finvet gegen. 
über den Poſt-Verwaltungen nicht jtatt. 


DBeftellung durch Erprejfen. 

Art. 26. Briefe aus den Vereinsjtaaten, auf welche der Verſender 
das fchriftliche Verlangen gejegt hat, daß fie durch einen Expreſſen zu 
bejtellen find, miüfjen von allen Poſt-Anſtalten des Vereinsgebietes fogleich 
nach der Anfunft ven Adreſſaten befonvers zugeftellt werben. 

Dergleihen Erpreibriefe müffen jederzeit recommandirt fein. 

Für jeden, am Ort der Abgabepojtanftalt zu beftellenven Erprekbrief 
ift, wenn bie Beftellung am Tage erfolgt, eine Beftellgebühr von 3 Sgr. 
oder 9 fr., und wenn bie Bejtellung zur Nachtzeit erfolgt, von 6 Ser. 
oder 18 fr. zu entrichten. 

Für die außerhalb des Ortes ver Abgabepojtanftalt zu beftellenven 
Erpreßbriefe find außer dem dafür dem Boten zu zahlenden Yohn, ohne 
Unterfchiev ob die Beitellung am Tage oder zur Nachtzeit erfolgt, 3 Sgr. 
oder 9 fr. für die Beſchaffung des Boten zu erheben. 

Das Botenlohn für die erpreffe Beſtellung fanı, nach Gutbefinden 
des Abſenders, vorausbezahlt, oder deſſen Zahlung dem Adreſſaten über- 
laſſen werben. 


Die Gebühr und das Botenlohn bezieht die Abgabepojtanitalt. 
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Briefe ohne Zufchlag in Anwendung zu fommen hat. Das früher Dafür 
angejegte vereinsländifche oder fonftige Porto wird als Auslage in An- 
vechnung gebracht. Eine Ausnahme hievon tritt jedoch alsddann ein, wenn 
die Nachjendung vom erjten Beſtimmungsorte unmittelbar nach dem 
Aufgabeorte erfolgt, in welchem Falle die gleiche Behanplung wie bei 
den uneinbringlichen Briefen (Art. 34) einzutreten bat. 

Für reflamirte Briefe, deren Zuftellung an die Adreſſaten nicht be- 
wirft werden kann, und die daher an die Aufgabeorte zurüdzuleiten find, 
bürfen der Poftanftalt, von welcher viefelben eingelangt find, nur die— 
jenigen Gebühren in Anrechnung gebracht werben, welche von tiefer bei 
ver Auslieferung an die rückſendende Poſtanſtalt aufgerechnet find. 

Nachzuſendende recommandirte Briefe werben auch bei ver Nachſendung 
als recommandirte behandelt. Cine nochmalige Erhebung der Recomman- 
dationsgebühr findet dabei nicht ftatt. 

Bei Nachfendung ven Kreuzbänten und Waarenproben wird in gleicher 
Weife wie bei Briefen verfahren und die für jene Gegenſtände feſtgeſetzte 
ermäßigte Tare angewendet. 


Aufbebung der nicht vereinbarten Gebühren. 

Art. 36. Außer den in ben vorftebenden Artifeln ausprüdlich ſtipu— 
lirten Taren bürfen für die Beförderung ber internationalen Wereins: 
Correſpondenz feinerlei weitere Gebühren erheben werben, und es ift aus: 
nahmsweife nur bezüglich ver Bejtellgebühr venjenigen Poft-Momini- 
ftrationen, bei welchen eine folche noch bejteht, überlaffen, viefelbe vorläufig 
fort zu erheben. Diefe Gebühr foll jedoch über ihren vermaligen Betrag 
feinenfall® erhöht werben, und es werben vielmehr vie betreffenden Ver— 
waltungen darauf Bedacht nehmen, fie nach Thunlichkeit ganz aufjuheben 
oder doch zu ermäßigen. 

Der Erſatz baarer Auslagen für außerordentliche Beforgungen ift 
nicht ausgejchloffen. 


b. Gorrejpondenz mit fremden Yändern. 


Art. 37. Die Bereins-Correfponden; mit dem Auslande unterliegt 
verjelben Behandlung, wie bie internationale Vereins-Correſpondenz. 
Dabei tritt dasjenige Poftamt an ver Grenze, wohin die Correſponden; 
nach den Bereinsjtaaten unmittelbar gelangt, in das Verhältniß eines 
Aufgabeamtes, und dasjenige, wo fie auszutreten hat, in das eines 
Abgabeamtes. 

Die Vortheile dieſes Verhältnifjes können an binterliegende Bojtver- 
waltungen gegen Entſchädigung abgetreten werben. 

Diejenigen beutfchen Grenz - Poftverwaltungen, durch deren Gebiet 
ſchon jett gefchlofiene Packete rückwärts liegender Staaten tranjitiren, 
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Art. 45. Wird bei dem Empfang eines Zeitungspadetes ein Abgang 
an den bejtellten Nlättern wahrgenommen, fo iſt das Fehlende von dem 
abjendenden Poſtamte und zwar foftenfrei, wenn ber Abgang mit um- 
gehenver Poſt angezeigt wird, im andern Falle aber gegen Erfaß der vom 
Berleger in Anſpruch genommenen Vergütung nachzufenven. 

Art. 46. Für die internationale Spebition der im VBereinsgebiete 
ericheinenven Zeitungen und Journale wird eine gemeinjchaftlihde Gebühr 
in der nachbemerften Weije erhoben und zwifchen dem beftellenvden und dem 
abfendenvden Poſtamt halbſcheidig getheilt. 

Ein Zufchlag für das Zranfitiren durch ein drittes Vereins-Poftgebiet 
findet nicht mehr jtatt. Sollte aber bie aus einem Vereinsgebiete in ein 
anderes Bereinsgebiet bejtimmte Sendung durch ein fremdes, zum Vereine 
nicht gehöriges Poſtgebiet tranfitiren, jo ift die an das fremde Poftamt 
zu entrichtende Tranfitgebühr als Auslage neben ver vereinsländifchen 
Speditionsgebühr in Aufrechnung zu bringen. 

Urt. 47. Die Gebühr für die internationale Spedition vwereind- 
ländifcher Zeitungen und Journale wird ohne Rückſicht auf die Entfernung, 
in welche die Verjendung erfolgt, dahin bejtimmt: 

1) für politifhe Zeitungen db. h. für folche, welche für die Mit- 
theilung politifcher Neuigkeiten beftimmt find, beträgt die gemein- 
chaftliche Spedition fünfzig Procent von dem Preife, zu welchem 
bie verfendende Pojtanjtalt die Zeitung von dem Verleger empfängt 
(Nettopreis), jedoch ſoll 

a) bei Zeitungen, welche wöchentlich ſechs- oder ſiebenmal erſchei— 

nen, die Spebitionsgebühr wenigftens 3 Gulden Conv.-Gelv 
oder 2 Thlr. Preuß. und höchſtens 9 Gulden Conv. Geld oder 
6 Thlr. Preuf., 

bei Zeitungen aber, welche weniger als jechsmal in der Woche 
erjcheinen, wenigitens 2 Gulden Conv. Geld over 1 Thlr. 10 Sr. 
Preuß. und höchſtens 6 Gulden Conv.-Geld oder 4 Thlr. Preuß. 
betragen. 

2) Für nihtpolitifche Zeitungen und Journale beträgt die Spe- 
ditions-Gebühr durchweg und ohne Beſchränkung auf ein Minimum 
oder Marimum Fünfundzwanzig Procente des Mettopreifes, zu 
welchem das abſendende Poſtamt die Zeitfhrift von dem Werfeger 
bezieht. 

Art. 48. Eine Ermäßigung der in dem vorftehenden Artikel be 
zeichneten Speditionsgebühren, wenn im einzelnen Falle bejondere Gründe 
dafür fprecben, ift dem Hebereinfommen ver betheiligten Poſtverwaltungen 
überlaffen. 

Art. 49. Die in Urt. 46 ftipulirte gemeinfchaftliche Speditione 
Gebühr begreift nicht auch die Ablieferung der Zeitfchriften in vie Wohn— 
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ad Art. 21. Unzureichend frantirte Sendungen find zur Berechnung 
des Ergänzungsportos nah ihrem Gefammtgewicht als unfrankirt zu be— 
handeln, und von der nach letzterem fich ergebenden Gejammtportotare 
fediglich die bei der Aufgabe entrichtete Frankotaxe in Abzug zu bringen. 

Eine Verweigerung der Nachzahlung des Ergänzungsportos gilt für 
eine Verweigerung der Annahme des Briefe, und ift in dieſem alle 
fodann der Brief unter Anrechnung des Ergänzungs- Porto an die Auf- 
gabspoft zurücdzufenden. 

ad Art. 22. Drudfachen, für welche die ermäßigte Tare ange- 
ſprochen werben will, dürfen bei deren Berjendung aus Bayern nuch den 
Boftvereinsftaaten gemäß der Verordnung vom 11. November 1850 
(Beroron.-Bl. 1850, ©. 239 ꝛc.) nur mit einem einfachen Streifbanve 
verſehen fein. 

Dabei ift ven Abſendern unbenommen, mehrere Eremplare bverjelben 
oder verjchievdener Drudichriften unter einem und vemfelben Streifbanve 
aufzugeben, und dafür lediglich vie nach dem Gefammtgewichte treffende 
Taxe zu berechnen, wenn ſämmtliche Drudichriften an einen und venfelben 
Adreffaten bejtimmt find. Sind jeboch die einzelnen Drudfchriften mit 
befonderen Adreſſen verfehen, fo unterliegt die ganze Sendung der nad 
ihrem Gewichte treffenden Brieftare. 

Einjchaltungen irgend welcher Art, fie mögen auch, wie 5. B. Preis: 
courants, nur in Ziffern bejtehen, oder wie z. B. bei Avis- und Offert: 
briefen durch Eindrucken des Namend des Reiſenden 2c. mittels eines 
Stempels bewirft werden, bedingen die Anwendung ver Brieftare. 


Bei ungenügend franfirten Drudjachen unter Band ift das Ergän— 
zungsporto nach der DBrieftare zu berechnen und dabei nach ver zu Art. 21 
gegebenen Anweifung zu verfahren. 


Die biervon abweichende Beitimmung der Ausichreibung vom 12. 
September 1850 (Verordn.-Bl. 1850, ©. 207.) tritt für ven Vereins: 
Verkehr außer Wirkfamfeit. 

ad Art. 23. Die für Waarenproben und Mufter feitgefegte Tar- 
ermäßigung findet nur bann Anwendung, wenn bie Waarenprobe x. 
entweder ohne Begleitbrief abgefendet wird, ober derſelben nur ein ein- 
facher Brief angehängt ift. 

Iſt der angehängte Brief fchwerer oder der Begleitbrief dem Mu— 
ſter 2c. ſelbſt beigefchlojfen und fomit das Gewicht des Briefes für fich 
allein nicht zu ermitteln, fo ift die Sendung mit ver nach ihrem Gewichte 
treffenden vollen Brieftare zu belegen. 

ad Urt. 26. 1. Briefe nah und aus ben DVereinsftanten, welche 
ſofort nach der Ankunft bei der Abgabepoft ven Aorefjaten durch Er- 
preſſen zugeftellt werben follen, müffen 
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Fällen anders verfügt wird, die für die Milttärcorrefponden; im Innern 
von Bayern allgemein geltenden Beitimmungen Anwendung. 

ad Art. 34. Bezüglich der Austarirung und Einziehung der Retour- 
porto für unbeftellbar nach Bayern zurüdgehenve Briefe aus ven Vereine: 
jtaaten wird auf die Ausfchreibung vom 3. März I. Irs. (V.Bl. Nr. 16. 
©. 79 ꝛc.) hingewiefen. 

ad Art. 35. Recommandirte Briefe find auch bei ver Nachſendung 
als recommanbdirt zu behandeln und dabei ebenfo wie gewöhnliche Briefe 
mit der treffenden Taxe zu belegen. 

Für nachzuſendende Drudjachen unter Band iſt für die Nachſendung 
die ermäßigte Tare von 1 fr. rhein. oder Conv.-Münze oder 4 Spf. pr. 
Loth auch als Porto in Anſatz zu bringen, wenn bie bezügliche Senbung 
bis zum erjten Beftimmungsorte volljtändig franfirt und überhaupt zur 
Anwendung der ermäßigten Taxe geeigenjchaftet ijt. 

ad Art. 47. Die Bejtimmung darüber, ob eine Zeitung als politifc 
oder nichtpolitifch anzufehen ift, fommt verjenigen Vereins-PBoftverwaltung 
zu, in deren Gebiet ver Verlagsort gelegen ift. 

ad Art. 50. Die Zeitungsrechnungen find längftens bis zur Meitte 
des britten Monats der Abonnementsperiode aufzuftellen und zu berich- 
tigen, bi8 dahin aber Abjchlagszahlungen an die Poftanjtalt des Bezuge- 
ortes zu leiten. 

ad Art. 52. Die für die Nachfendung einer Zeitung nach Abfak 1 
des angezogenen Artikels einzuhebende und zwifchen ben bezeichneten Ver— 
einspoften zu theilende Gebühr beträgt bei ver Einhebung in Babern 
36 Fr. rhein. und ift in den Zeitungsrechnungen zu dem hafbfcheidlichen 
Betrage in Einnahme zu bringen. 

Tauſchblätter der Zeitungs-Nebactionen find im VBereinsverfehre ale 
Kreuzbandfendungen zu behandeln und vemgemäß bei ver Aufgabe zu fran- 
firen, wenn dafür die für Drudfachen feftgefegte Tar-Ermäßigung ange 
fprochen werden will. 

Für den Berfehr im Innern von Bayern bleiben in beiden Be 
ziehungen die bisherigen Beitimmungen unverändert. 

ad Art. 61. Die Werthsveclaration bei Fahrpoftfendungen nad 
den Poftvereindftaaten hat von Seite des Aufgebers jevesmal in ver Bei 
der Aufgabspoft allgemein geltenden Yandeswährung, fomit bei Aufgaben 
in Bayern in der Währung des 24'/, fl. Fußes zu gefchehen und find 
hiernach die Aufgeber geeignet zu verftändigen. 

Bei Aufgaben mit einer Werthsveclaration in anderer Währung, 
jowie bei Geldſendungen, welche aus fremden Gelpforten oder Geld 
beitehen, kann die Reduction in die Landeswährung auf Verlangen bes 
Aufgebers auch durch die Aufgabepoft vorgenommen und auf ven Adreffen 
beigeſetzt werben. 
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Betrag nebſt der Einzahlungsgebühr — beide für ſich — auf den ent- 
fprechenden Betrag in Silbergrofchen zu rebuciren, das an dieſe Poſtan— 
ftalten außerdem zu vergütende Weiter-Franfo aber nach dem Anhange II 
zu dem Bereinsfahrpofttarife zu berechnen. 

5. Baareinzahlungen aus den Vereinsſtaaten nah Bayern 
fönnen entweder franfirt over unfrankirt eingehen. 

Für frankirte Sendungen bat außer der für bie bayeriſche Trans: 
portjtrede treffenden Franfotare ver eingezahlte Betrag und die Einzah- 
lungsgebühr als Weiter-Franfo für Bayern in Rechnung zu fommen und 
dabei die Einzahlungsgebühr 

a) aus jenen Bereinsjtaaten, aus welchen die Zurechnung in rhein. 
Wührung erfolgt, mit den vorjtehend unter Ziffer 3 angegebenen 
Säken, 

b) aus over über Sachſen und Preußen aber mit '/, Sgr. für jeven 
Thaler over dem Theil eines Thaler (in minimo 1 Sgr.) ver- 
gütet zu werben. 

Bei unfranfirten Sendungen dagegen wird lediglich ber einge- 
zahlte Betrag als Weiter-Franko an Bahern vergütet, die Einzahlunge— 
gebühr aber ift ohne Unterfchiev des Aufgabeortes mit dem nach Ziffer 
3 in rheinifcher Währung treffenden Betrage nebft ver für bie bayeriſche 
Transportſtrecke zu berechnenden Portotare von der Abgabepoit ale 
Porto für Bayern in Rechnung zu bringen. 

6. Die Beitellung und Auszahlung der nach Bayhern eingehenden 
Anmweifungen über Yaareinzahlungen hat bei der Abgabepojt im Allge— 
meinen nach den unter $.8 der mehrallegirten Verordnung vom 30. Juni 
1851 gegebenen Bejtimmungen zu gefchehen, und zu biefem Behufe bie 
Abgabepoft in jenen Fällen, wo Briefe mit Einzahlungen von ven Vereins: 
pojten ohne Auszahlungsjchein eingehen, einen jolchen nachträglich auszu— 
fertigen, und ven Adreſſaten mit dem Briefe oder der Briefadreſſe zur 
Beicheinigung zujtellen zu laffen. 

7. Die geleijteten. Auszahlungen felbft dürfen in das für Gelvan- 
weijungen im innern Pojtverfehr von Bayern nach $. 9 der allegirten 
Verordnung zu führende Auszahlungs-KRegifter gleichfall® nicht auf- 
genommen werden, ſondern find als tranfitirendes Weiter- franfo zu be: 
handeln, und die von dem Adreſſaten eingezogenen quittirten Auszahlungs- 
ſcheine mit befonverer Confignation der Frachtſtück-Rechnungen beizulegen. 

8. Bei der Zurückſendung unbejtellbarer Briefe, auf welche Einzab- 
(ungen erfolgt find, ift der eingezahlte Betrag, wie ſich von jelbft verftebt, 
als Weiterfranfo wieder zurücdzurechnen. Die Einzahlungsgebühr dagegen 
verbleibt der Poftanftalt am Bejtimmungsorte und iſt daher, wenn bie 
Zufendung unfranfirt erfolgte, bei der Zurüdfendung mit den angerechne- 
ten Taren in Auslage anzufeken. 
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Der bierbei in Folge von Courspifferenzen etwa eintretende Verluſt 
wird von der zahlenden und ber empfangenvden Poſtverwaltung zu gleichen 
Theilen getragen. 


Tranfitgebühren. 

Art. 3. Zu den Gegenſtänden, für welche Zranfitgebühren nicht 
anzufegen find (Art. 15, b. des Vereinsvertrages) gehören auch die vom 
Porto befreiten Briefpoft- Sendungen, ferner die Ketourbriefe, die unrichtig 
inftradirten Briefe, die Kreuz: und Streifband-Sendungen und die Waa— 
renproben, welche im internen Verfehre zwifchen zwei Gebietstheilen eines 
und desſelben Vereinsſtaates vorfommen und durch dazwifchen liegendes 
Gebiet anderer BVereins-Pojtverwaltungen tranfitiren. 


Beförderung mit der Briefpoft. 

Art. 4. Portopflichtige Brieffchaften ohne Wertbsangabe unterlie: 
gen bis zum Gewichte von 4 Loth und ohne Unterjchied des Formates 
durchweg der Behandlung als Briefpojt - Sendungen; jchwerere aber und 
bis zum Gewichte von 16 Yoth nur vann, wenn e8 von dem Aufgeber 
durch einen Beifag auf ver Aoreffe oder durch Franfirung mitteljt Mar- 
fen verlangt wird, 

Was die portofreien Gegenſtände betrifft, jo werben die im Art. 27 
des revidirten Vereinsvertrages bezeichneten Correſpondenzen ohne Be: 
ſchränkung auf ein bejtimmtes Gewicht, bie in den Artikeln 28 und 29 
jenes Vertrages aufgeführten Dienjtcorrefpondenzen aber bis zum Gewichte 
von 1 Pfund einjchlieglich auch ohne ausprüdlichen Beifat auf der Adreſſe 
mit der Briefpoft befördert. 

Außerdem find bie aus dem Vereins-Auslande mit der Briefpoft 
eingehenden Sendungen ohne Unterſchied des Gewichtes, injoferne bie 
Vorſchriften über zollamtliche Behandlung nicht entgegen ftehen, mit ver 
Briefpoft weiter zu befördern, und ſowohl hinſichtlich der Tarirung als 
auch in Betreff des Portobezuges als Briefpojt-Sendungen zu behandeln. 


Unfranfirte und ungenügend franfirte Briefe. 

Art. 5. Unfranfirte Briefe jollen zwar abgejendet werben, jedoch 
einen Zufchlag von 1 Silbergrofhen over 3 Kreuzer pr. Yoth zur Porto- 
tare erhalten. | 

Wenn Briefe unvollftindig mit Marken over geftempelten Couverts 
franfirt find, fo wird dafür das Ergänzungs-Porto und der Zufchlag ein- 
gehoben. 

Bei Ermittlung des Werthes der verwenbeten Marken u. f. w. wer- 
den die Silbergrofchen ftetS zu 3 Kreuzern beiverlei Währung und umge- 
febrt, ſowie die Kreuzer der einen Währung für Kreuzer der anderen 
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ein Erſatzanſpruch, den Vereins - Poftverwaltungen gegenüber, nicht ftatt. 
Dagegen haben bei dießfallſigen Reclamationen zunächſt diejenigen Poft- 
anftalten, von welchen bie Sendungen unmittelbar dem Auslande zugeführt 
worben find, den Aufgeber zu vertreten, und demſelben, fall® ihre Be— 
mühungen erfolglos bleiben follten, alle vorliegenden Mittel (Urkunden 
über die Ablieferung der Sendungen u. f. mw.) an die Hand zu geben, 
welche ihn in ven Stand feten fünnen, feine Anfprüce ver ausländifchen 
Beförverungsanftalt gegenüber felbjt weiter zu verfolgen. 


Nahnahmen. 

Art. 9. Die Beftimmung in dem Abfage 2 bes Artifel$ 63 des 
revidirten Vereinsvertrages wird dahin modificirt, daß die Ausbezahlung 
des Nachnahmebetrages am Orte der Aufgabe im Allgemeinen und felbft 
bei einer vorjchriftwidrig verzögerten Einfendung der Rückſcheine nicht eher 
verlangt werben fann, als bis der Rückſchein mit der Bemerfung, daß 
die Einlöfung erfolgt fei, zurüdgefommen ‘ift. 


Zurüdforderung von Poftfendungen durch den Aufgeber. 

Urt. 10. Der Abjenver ift befugt, über vie ver Poftanjtalt zur 

Beförderung übergebenen Saden fo lange auf jeine Koften zu verfügen, 

als jolche nicht an den von ihm bezeichneten Empfänger übergeben wor: 

den find. 

Aufhebung einzelner Artifeldes revidirten Poftvereine- 

Bertrages. . 

Art. 11. Die Artifel 19, 21, 22, 23, 33 und 71 des repibirten 

Poftvereins-VBertrages treten außer Geltung. 


Ratification und Dauer bes Nachtrages. 

Art. 12. Die Ratificationen der gegenwärtigen Vereinbarung, 
welhe am 1. Jänner 1856 ins Leben treten, und von gleicher Dauer 
fein foll, wie der revidirte Poſivereins -Vertrag, werben bis 1. Dezember 
1855 erfolgen. 

Wien den 3. September 1855 





Beftimmungen 
über bie 


äußere Beichaffenheit und die Behandlung der Poſtſendungen. 


Allgemeine Bejhaffenheit ver Boftfenpungen. 
$. 1. Die im Bereinsverfehre mit ver Poft zu verſendenden Briefe, 
Gelver und Güter müffen nah Maßgabe ver nachfolgenden Beftimmun- 
gen gehörig addreſſirt und gezeichnet (fignirt), und haltbar verpadt und 
verſchloſſen fein. 
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Signatur. 

$. 7. Die Bezeichnung (Signatur) einer Sendung muß entwever 
aus der vollftändigen Adreſſe over aus mehreren großen lesbaren Buch— 
ftaben over Zeichen, darf aber niemals aus Numern allein beftehen, vie- 
jelbe muß ven Bejtimmungsort übereinſtimmend mit ver Bezeichnung auf 
dem Begleitbriefe enthalten. 

Bei nach- oder zurüdzufendenvden Boftfendungen muß die Bezeichnung 
des Beitimmungsortes von der Poſtanſtalt koſtenfrei entſprechend abgeän- 
dert werben. 

Die Signatur muß dauerhaft und haltbar fein. 


VBerpadfung. 

$. 8. Die Verpadung der Sendungen muß naͤch Maaßgabe ver 
Länge ber Transportitrede, des Umfanges der Sendung und der Befchaf: 
fenheit des Inhaltes haltbar und fichernd eingerichtet fein. 

Bei Gegenftänden vom geringerem Werthe, welche nicht unter Drud 
feiven, und nicht Fett oder Feuchtigkeit abfegen, daher auch bei Echriften- 
oder Acten- Sendungen, genügt im Allgemeinen bei einem Gewichte bie 
zu ungefähr jehs Pfund, wenn die Dauer des Transportes verhältniß- 
mäßig furz ift, eine Emballage von haltbarem Padpapier mit angemefjener 
Berfchnürung. ‚ 

Auf größere Entfernungen zu verfendende Gegenftände, fowie alle 
ſchwerere Fahrpoſt-Gegenſtände, müfjen, infoferne nicht der Inhalt und 
Umfang eine andere feitere Verpadung erfordert, minveftens in mehrfache 
Umjchläge von ftarfem Packpapier verpadt fein. 

Sendungen von beveutenderem Werthe, insbeſondere foldhe, welche 
durch Näffe, Reibung oder Drud leicht Schaden nehmen, 5. B. Spißen, 
Seidenwaaren u. |. w, müffen nah Mafgabe ihres Werthes, Umfanges 
und Gewichtes in genügend ficherer Weife in Wachsleinwand, Pappe 
(Pappdeckel), in gut beſchaffenen und nach Umſtänden emballirten Kiſten 
u. ſ. w. verpackt ſein. 

Sendungen mit einem Inhalte, welcher anderen Poſtſendungen fchäp- 
lich werden könnte, müſſen fo verpadt fein, daß eine ſolche Beſchädigung 
fern gehalten wird. Mit Flüſſigkeiten angefüllte kleinere Gefäße (Flaſchen, 
Krüge u. ſ. w.) ſind noch beſonders in ſtarken Kiſten, Kübeln oder Kör— 
ben zu verwahren. Fäſſer, in denen Flüſſigkeiten zur Verſendung kom— 
men, müſſen ſtark bereift und die Reifen gehörig befeſtiget ſein. 

Sendungen von Blutegeln müſſen ſo beſchaffen ſein, daß von dem 
Inbalte des Gefäßes nichts herausdringen kann. 

Wird eine Verſchnürung angebracht, ſo muß dieſelbe ſo beſchaffen 
und feſtgeſiegelt ſein, daß ſie ohne Verletzung der Sendungen und der 
Siegel nicht abgeſtreift oder geöffnet werden kann. 
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eingelaffen fein, daß fie andere Gegenjtände nicht zerſcheuern können. Ueber 
50 Pfund ſchwere Kiften müſſen gut bereift und mit Hanbhaben (Hand— 
ſchlingen) verſehen fein. 

Die Geldfäſſer müſſen gut bereift, die Schlußreifen angenagelt, und 
an beiden Böden dergeſtalt verſchnürt und verſiegelt ſein, daß ein Deffnen 
des Faſſes ohne Verletzung der Umſchnürung oder des Siegels nicht 
möglich iſt. 

Bei Packeten mit baarem Gelde in größeren Beträgen muß ver 
Inhalt gerollt ſein. Gelder in Fäſſern oder Kiſten müſſen in Beuteln 
oder Packeten verpackt ſein. 


e 


Von der Poſtbeförderung ausgeſchloſſene Gegenſtände. 

F. 11. Zur Verſendung mit der Poſt dürfen nicht aufgegeben wer— 
den Gegenſtände, deren Beförderung mit Gefahr verbunden iſt, namentlich 
alle durch Reibung, Yuftzubrang oder Drud und jonjt leicht entzündliche 
Saden, fowie ätende Flüffigfeiten. Dahin gehören z. B. Schießpulver, 
Feuerwerfs - Gegenftände, Reib- oder Streihzünder, Schießbaumwolle, 
Phosphor, Kinallgold, Knallſilber, Knallquedjilber, Mether over Naphta, 
Mineralfäuren u. ſ. w. 

Diejenigen, welche derartige Sachen unter unrichtiger Declaration 
oder mit Verfchweigung des Inhaltes der Sendung zur Poft aufgeben, 
haben — vorbehaltlich ver Beftrafung nach den Yandesgefegen — für 
jeden daraus entjtehenvden Schaden zu haften. 


Zur Poſtbeförderung bevingt zugelaffene Gegenftänve. 

$. 12. Flüffigfeiten, veßgleihen Sachen, die dem fchnellen Ber: 
verben und ver Fäulniß ausgefegt find, unförmlich große Gegenftänte, 
fowie Bäume, Sträucher und vergleichen, ferner lebende Thiere, können 
von den Poftanftalten zurücgewiefen werben. 


Für dergleichen Gegenftände, wenn biefelben dennoch zur Beförverung 
angenommen werden, jowie für leicht zerbrechliche Gegenftände und für 
in Schachteln verpadte Sachen, leiſtet die Poftverwaltung feinen Erfak, 
wenn durch die Natur des Inhaltes der Sendung oder durch die Pe: 
Iihaffenheit der Verpadung auf dem Transporte eine Beſchädigung ober 
ein Verluſt entftanden ift. 

Wenn Flüſſigkeiten als folche nicht declarirt find, fo hat ver Abſender 
den Schaden zu erjegen, welcher in Folge ver Beförberung berartiger 
Sendungen anderen Pojtgütern verurfacht wird. 

Das Gewicht einer Fahrpoft-Sendung foll im Allgemeinen 100 Pfund 
nicht erheblich überjteigen. Den einzelnen Poftverwaltungen bleibt unbe: 
nommen, fich wegen Annahme eines höheren Marimalgewichtes für ven 
gegenfeitigen Verkehr zu verftändigen. 
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Iſt ver Brief fehwerer, over jind die Waarenproben oder Mufter 
in ven Brief gelegt, fo wirb die Sendung, d. h. Brief und Probe zufam- 
men, als gewöhnlicher Brief tarirt. 


Recommanpirte Briefe. 


8. 15, Wiünfcht der Abſender einer recommandirten Briefpojft- 
Sendung die von dem Morefjaten auszuftellende Empfangsbejcheinigung 
(Ablieferungsfchein, Retour-Recepiffe) zu erhalten, jo muß ein ſolches Ver— 
langen durch die Bemerkung: "gegen Wblieferungsfchein« („Retour-Rece— 
piffe«) auf der Aoreffe ausgedrückt fein. 

Wird ein Brief, welcher unzweifelhaft als recommandirter Brief zu 
erfennen ift, wie ein gewöhnlicher Brief zufpepirt, fo ift derſelbe von ver 
empfangenden Poftanjtalt als vecommandirter Brief zu behandeln, und ift 
bieß der zufpebirenden Pojtanjtalt zurüczumelven. 


— 


Declaration. 


8. 16. Die Declaration des Werthes einer Sentung muß, wenn 
fie im Falle des Verluftes oder der Beichädigung der Sendung bei ber 
Erfagleiftung maßgebend fein foll, bei Briefen mit Geld oder fonftigem 
Inhalte von Werth auf der Adreſſe des Briefes, und bei anderen Sen- 
dungen fowohl auf der Aoreffe des Begleitbriefes, als auf ver Sendung 
bei der Signatur, angegeben werben. 

Die Declaration des Werthes einer Sendung hat in jedem einzelnen 
Vereinsbezirke nach ber in demſelben beftehenven Silberwährung zu erfolgen. 

Beſteht eine Geldſendung aus fremden Gelpforten oder aus Gold— 
münzen, fo bat ver Aufgeber (und aushilfsweife ver annehmenve Poſtbe— 
amte) die Nebuction vorzunehmen und ven Werth der Sendung auf ber 
Adreffe in Silber-Courant auszubrüden. Bei Werthfendungen aus Yän- 
dern außerhalb des Poftvereines erfolgt die Reduction in die landesübliche 
Silberwährung dur die Eingangs-Gränz-Poftanftalt. 


Durch Erprefjen zu beftellende Briefe. 
$. 17. Briefe, welche fogleich nach ver Ankunft ven Apreffaten 
beſonders zugejtellt werben follen, müffen auf der Aprefje wörtlich ven 
Vermerk: "durch Erprefien zu bejtellen« enthalten. 


Nachſendung der Poftfenpungen. 

$. 18. Hat der Adreſſat feinen Aufenthalts: oder Wohnort verän- 

dert, und ift fein neuer Aufenthalts» oder Wohnort befannt, fo werben 

ihm Briefpoft-Gegenftände nachgejenvet, wenn er nicht eine andere Beſtim— 
mung ausbrüdlich getroffen hat. 

Bei Fahrpoft-Sendungen, mit Einfchluß der Vorjcbußbriefe und ver 

Briefe, worauf Baarzahlungen ftattgefunden haben, erfolgt die Nachſendung 
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Yandesgefegen nicht benügt werden bürfen. Bei irrthümlicher Eröffnung 
von Briefen durch Perfonen gleichlautenden Namens ift übrigens, foferne 
dieß möglich ift, eine von letteren jelbjt unter Namensunterjchrift auf die 
Rückſeite des Briefe nieverzufchreibende bezügliche Bemerfung beizubringen. 


Einziehung des Porto für Retourbriefe. 

8. 20. Die Aufgabe-Poftanftalt erhebt bei Ausfolgung eines Retour- 
briefes an den Aufgeber ihr Porto in dem Betrage, wie es in ihrer 
eigenen Währung tarifmäßig bejtimmt ift, nicht aber in einer Reduction 
aus ber fremden Währung. 


Porto-Erhebung für nachzuſendende Retourbriefe. 

8. 21. Retourbriefe, vie vom Aufgabeorte an einen anderen Wohy- 
ort des Aufgebers zu ſenden find, müſſen ohne Anja von Porto für die 
neue Beförverungsftrede nachgefendet werben. 


Baare Einzahlungen. 

8. 22. Den Beträgen, welche zur Wieverauszahlung an einen be— 
ftimmten, innerhalb des Vereinsgebiete8 wohnenden Empfänger eingezahlt 
werben (baare Einzahlungen), muß ein einfacher gewöhnlicher Brief over 
ein lediges Convert beigegeben werben. 

Baare Einzahlungen auf Sendungen unter Band, Sendungen mit 
Waarenproben, auf recommandirte Briefe, auf Briefe mit beclarirtem 
Werthe und auf Begleitbriefe zu Padeten mit und ohne Wertheveclaration 
zu leiften, ift unzuläßig. 

Auf der Adreſſe des Briefes oder Gouvertd muß der Empfänger 
genau bezeichnet, und ver Betrag ber baaren Einzahlung mit den Worten: 

„Hierauf eingesablt . . .. u 
vermerft, vie Thaler» over Sulvenfunmne auch in Zahlen und in Buch— 
ftaben ausgebrüdt fein. 

Die Gebühr wird erhoben nah ver Währung der Boftanftalt des 
Ortes der Einzahlung. 

Die Vergütung der Banzahlung von einer Vereins» Poftantalt an 
die andere erfolgt in den Karten wie die Vergütung von Weiterfranco. 


Borfhurfenpungen. 
$. 23. Briefe und fonjtige Sendungen, auf welchen eine Nachnahme 
baftet (Vorſchußſendungen, Poſtvorſchüſſe), müffen auf der Aoreffe ven 
Vorfehußbetrag mit ven Worten: 
„Vorſchuß oder Nachnahme . . . u 
und bie Thaler- over Guldenfumme in Zahlen * in Buchſtaben aus— 
gedrückt enthalten. 
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Lagergeld. 

F. 29. Die Poſtverwaltungen derjenigen Vereinsbezirke, in denen 
geſetzlich die Erhebung von Lagergeld für ſolche Fahrpoſt-Gegenſtände 
vorgeſchrieben iſt, welche längere Zeit bei der Poſtanſtalt aufbewahrt 
werden müſſen, dürfen für unbeſtellbare, nach dem Abgangsorte zurück— 
zuſendende Fahrpoſt-Sendungen dieſes Lagergeld nicht in Anrechnung 
bringen. | 
Wiegen der Poftjfenpungen. 

$. 30. Es werben gewogen und mit dem Gewichte bezeichnet: 

1) die portopflichtigen Briefe, Briefe mit Waarenproben over Muftern 
und Sendungen unter Band, foferne das Gewicht dieſer Gegen- 
jtände das einfache Briefgewicht überjfteigt; 

2) Briefe mit Geld oder declarirtem Werthe, und 

3) fonjtige Fahrpoſtſtücke jeder Art. 

Das ermittelte Gewicht wird auf den Brief over Begleitbrief oben 
(infs in ver Ede mit Tinte notirt; das Gewicht mehrerer Stüde zu einem 
Begleitbriefe wird neben over unter einander in ter vom Abſender bei 
Aufzählung ver einzelnen Stüde beobachteten Reihenfolge notirt. Pfunp- 
theile werben in Lothen, Loththeile im fürmlichen Brüchen ausgedrüdt. 
In denjenigen VBereinsftaaten, in welchen das Zollgewicht nicht in Anwen— 
bung ift, wirb das ermittelte Yandesgewicht auf ven Adreſſen (bei Geld— 
und Werthſendungen fo genau wie möglich) in Zollgewicht rebucirt. 


Stempeln der Briefex. - 
$. 31. .Geftempelt werben: 

1) die Briefe, Briefe mit Waarenproben, Sendungen unter Band, 
fleinere Fahrpoſt-Sendungen ohne Vegleitbriefe, und vie Begleitbriefe 

mit dem Wufgabejtempel des Ortes und Datums der Einlieferung 
auf der Adreſſe oben rechts; 

2) die recommandirten Briefe, Briefe mit Waarenproben und Kreuz— 
band-Senpungen 

mit dem Stempel „Recommandirt (Charge, recomm.)u 
in rether Farbe (vefgleichen auch beim Eingange diefer Eendungen vom 
Auslande); 

3) diefelben Gegenftänve wie ad 1 und 2 fo weit als thunlich bei ver 
Uebernahbme vom Auslande oder von der Poftanftalt eines anderen 
Vereinsftaates 

mit dem Stempel des Ortes und Datums der übernehmenvden Boft- 
anftalt 
auf der Rückſeite; 
4) die Freimarfen 
mit dem lanvesüblichen Entwertbungsitempel. 
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Behandlung ver Nachnahme-Sendungen. 

F. 34. Denjenigen Sendungen, auf welchen eine Nachnahme (ein 
Poſtvorſchuß) haftet, find am Aufgabeorte Rückſcheine nah untenjtehendem 
Formulare beizufügen, welde von der Abgabe - Poftanftalt nach der Ein- 
(öfung des Vorfchuffes ohne Verzug, oder im Falle ver Nichteinlöfung, 
fpätejtens nach vierzehn Tagen zugleih mit der nicht eingelösten Sendung 
nach dem Aufgabeort mit dem Vermerke über bie erfolgte oder nicht 
erfolgte Einlöfung zurüdzufenden find. 

Bei längerem Ausbleiben des Nücjcheines hat die Poftanjtalt am 
“ Aufgabeorte ihrer vorgefegten Poſtbehörde behufs ver Abjtellung ver Un— 
regelmäßigfeit Anzeige zu erjtatten. 


Formular. 





(Borderfeite.) 
Nückſchein über Poſtvorſchuß-Gegenſtände. 


D Poſt zu wolle hierunter 
bemerken, ob d mit ver heutigen Poſt dahin abgehende an 
in ‚ worauf Poftvorſchuß 
haften, eingelöſet worden iſt, oder nicht? 
den ten 18 
Poſt⸗ 
Die oben erwähnte Vorſchuß-Sendung iſt am ten bier 
eingegangen und eingelöjet worden. 
den ten 18 
Poſt⸗ 
(Rückſeite.) 
Vorſchuß-⸗-Nückſchein. 
nach 


Bezeichnung der Fahrpoſt-Sendungen. 

$. 35. Alle mit einem Begleitbriefe verſehenen Fahrpoſt-Sendungen 
ſind bei der Aufgabe-Poſtanſtalt mit dem Ortsnamen und mit einer Auf— 
gabenumer deutlich zu bezeichnen. 

Der Name des Aufgabeortes und die Aufgabenumer ſind als Merkmale 
der Sendung, während ihres ganzen Transportes durch das Vereinsgebiet 
unverändert beizubehalten, und haben in allen Karten zu erſcheinen, in 
welce die Sendungen im Yaufe ihrer Beförderung einzutragen find. 





image 
not 
available 


996 


5) Yaufzettel über fehlende over beſchädigte Gegenjtände, und 
6) Briefpadete, welche in andere aufgenommen werben. 

Anfertigung und Abnahme der Briefkarten-Schlüſſe. 

8. 38. Bei Anfertigung eines Brieflarten-Schluffes werben die ven 
jenfeitigen Poftverwaltungen zuzurechnenden Porto: und Auslagen-Beträge 
mit blauer Zinte in großen Zahlen auf ven Adreſſen ver Briefe notirt, 
wozu auch Stempel in Anwendung kommen fünnen. 

Die Boftanftalt, weldhe von einer anderen Bereine-Pojtanftalt einen 
Brieffarten - Schluß empfängt, hat die in der Karte vermerften Portobe- 
träge und fonjtigen Eintragungen zu prüfen, und etwa bemerfte Unrich— 
tigfeiten vergeftalt in den Karten abzuändern, daß das Abgeinderte erficht- 
(ich bleibt. Der Grund der gefchehenen Abänderung ift in der Karte 
furz zu erörtern, auch ift von der vorgenommenen Berichtigung ber ab- 
fendenven Poſtanſtalt ungefäumt Kenntniß zu geben. Diefe Rücmeldungen 
find, mit dem Anerfenntnijfe ver Poftanjtalt, an welche fie gerichtet find, 
verfehen, an die Poftanftalt, welche diefelben erlafjen hat, unter Recom— 
mandation zum Belege für die betreffende Karte zurüczufenven. 


Behandlung und Lebernahme der Jahrpojt-Senpungen. 

8. 39. 1. Bei Erpevition ver Fahrpoft-Senvdungen wirb jedes Stüd 
nad) ver Numerfolge in vie Frachtfarte einzeln eingetragen. | 

Begleitpapiere werben in ver Regel unter ber Numer desſelben Stüdes 
vorgemerkt, zu welchem fie gehören. 

Wo der Umfang des Verkehrs jolches erfordert, werben vie Briefe 
mit beclarirtem Werthe, Briefe, worauf baare Einzahlungen jtattgefunden 
haben, und Begleitbriefe, zu welchen Poſtſtücke mit veclarirtem Werthe 
gehören, in eine beſondere Abtheilung der Karte (Gelpfarte) eingetragen. 

2. Die Ueberlieferung der Fahrpoſtſtücke erfolgt zwifchen ven Vereine 
poftanjtalten, je nach den Berfehrsverhältniffen, entweder 

a) in bloßgehenven Kartenſchlüſſen, oder 

b) in gefchlojfenen Beuteln, oder 

c) in gejchlofjenen Körben, Kiften over Felleiſen. 

3. Bei der Spebition in gefchlofjenen Beuteln werven in leßtere 
aufgenommen: 

a) alle Briefe und Padete mit baarem Gelde oder Papieren von 
Geldeswerth, fo weit fie fich nach ihrer Befchaffenheit und ihrem 
Umfange dazu eignen; 

b) alle Sendungen von geringem Umfange mit oder ohne declarirtem 
Werthe bis zu dem Gewichte von 16 Loth, foferne diefelben nicht 
nah ven Zollvorjchriften einzeln überliefert werden müfjen ; 

c) alle Begleitbriefe, Declarationen, Briefe mit Baareinzahlungen 
oder Nachnahmen u. f. w. 
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Alle beim Auspacen eines Beuteld oder Gelobrief- Padetes abge- 
nommenen Bindfäden, PBapierumfchlige und Siegel-Abdrücke werben bis 
auf den Fleinften Theil forgfältig zufammengehalten, und erft dann, wenn 
die Nevifion des Inhaltes ohne Anjtand vollzogen iſt, bei Seite geichafft. 

7. Sit bei ver Uebernahme ver Beutel oder das Gelobrief-Padet an 
feinem Verſchluſſe oder ſonſt bejchäbiget, oder ergibt fich bei Controle des 
Gewichtes eine Differenz mit den bezüglichen Vormerkungen in der Karte, 
jo darf die Oeffnung und Reviſion des Beutels oder des Geldbrief— 
Padetes, fo weit dieß ausführbar ift, nur unter Beiziehung des Conduc- 
teurs oder fonftigen Pojtbegleiters, welcher ven Beutel überlieferte, ſonſt 
aber nur in Gegenwart von wo möglich mehreren, vie Stelle vesjelben 
vertretenden unbetheiligten Zeugen und zwar erjt dann vorgenommen wer: 
. den, wenn fich diefe von der jtattgefundenen Bejchädigung oder ver bejtehen- 
den Gewichtspifferen; überzeugt haben. 

Wird ein Abgang an dem Inhalte erft bei der Reviſion entdeckt, fo 
wird bie lettere ſofort fiftirt, unter Beiziehung des Conducteurs oder ber 
Zeugen, ber gefammte Inhalt des Beuteld ſammt allen damit angefom- 
menen Umfchlagebögen, Bindfäden ꝛc. ꝛc. wieder in den Beutel verpadt, 
durch nochmaliges Nachwiegen die Vebereinftimmung des wirklichen und 
des angegebenen Gewichtes, fowie bie gute Beſchaffenheit des Beuteld und 
des Verſchluſſes, conjtatirt und erjt dann in ver Nevifion weiter vorge: 
Ichritten. 

In diefem, wie in jedem anderen Falle, wo der Inhalt des Beutels 
richtig befunden wird, wird von dem übernehmenvden Beamten unter Bei- 
ziehung des Conducteurs oder der Zeugen 

a) nicht blos die Gewichtsangabe jedes einzelnen Beutelſtücks durch 
Nachwiegen genau geprüft, jondern auch das Gewicht des leeren 
Beutels und fümmtlicher darin eingetroffenen Emballage forgfältig 
ermittelt ; 

b) das Ergebniß mit Angabe ver einzelnen, allenfalls ermittelten 
Differenzen, der Signatur des Beutels und ver einzelnen Beſtand— 
theile der Emballage genau verzeichnet; 

ce) über den ganzen Thatbeftand fofort ein Protokoll aufgenommen 
und biejes mit obiger BVerzeichnung und allen im Beutel vorge- 
fundenen Einſchlagbogen, Bindfaden und der zum Verſchluſſe des 
Beutels verwendeten Schnur mit Siegel nebjt dem Beutel an bie 
vorgejegte Behörde eingejenvet ; 

d) der abſendenden Bojtanftalt aber umgehend von dem ermittelten 
Abgange zu weiterer Nachforſchung Kenntniß gegeben. 

Gleiches Verfahren ift, jo weit thunlich, bezüglich der bei einer Poft- 

anftalt lediglich zur Weiterfpedition eingehenden Fahrpoſt-Beutel zu beob- 
achten, welche bei ihrer Uebernahme eine Beſchädigung erfennen laffen. 
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Die Koften für die neue Verpackung werben durch (Fojtenfreie) An- 
rechnung ven dem Aorejjaten, und foferne dieſer die Zahlung wermeigert, 
von dem durch ihn namhaft zu machenden Abſender eingezogen. 


Spepvitionswege für Fahrpoft-Sendungen. 

8, 42. Dem Aufgeber einer Fahrpoft-Senvung folf in befonveren 
Fällen, wenn durch die Verfendung auf einem anderen als dem gewöhn- 
lihen Wege ein Vortheil erreicht werven fann, freiftehen, ven Speditione 
weg jelbjt zu bejtimmen. 


Einziehung des fehlenden Weiterfranco. 

8. 43. Wenn das Weiterfranco bei Fahrpoſt-Sendungen zu niedrig 
erhoben und berechnet ift, jo wird ver fehlende Betrag als Porto zuge 
ichlagen und vom Adreſſaten erhoben. 

Verweigert der Yebtere die Zahlung, fo ift ihm die Senvung ohne 
Portozahlung, aussufolgen, foferne er ven Abjender namhaft macht und 
das Couvert oder die Vegleit-Aorefje, oder eine Copie davon, zurückzu— 
nehmen gejtattet. 

Auf Grund des Couverts u. ſ. w. wird aledann der fehlende Porto: 
betrag ver Uufgabe-Poſtanſtalt zurücgerechnet. Für denfelben bat niemals 
eine den Tranſit leiſtende Vereins-Poſtanſtalt zu haften. , 


Zurücknahme aufgegebener Poftjendungen. 

$. 44. Die zur Poft eingelieferten Sendungen fünnen von dem 
Abfender vor deren Zuftellung an ven Aorejjaten zurüdgenommen werden. 

Die Zurüdnahme kann erfolgen am Orte der Aufgabe over am 
Beitimmungsorte, ausnahmsweife auch, infoferne dadurch feine Störung 
des Expeditionsdienſtes herbeigeführt wird, an einem unterwegs gelegenen 
Umfpeditionsorte. 

In welcher Weije fich Derjenige, welcher eine Sendung zurüdfor- 
vert, bei der abſendenden Bojtanjtalt über feine Berechtigung dazu und 
über feine PBerfönlichfeit auszuweifen hat, bejtimmen vie für jeden Roft- 
bezirk dieſerhalb beſtehenden Vorſchriften. 

Iſt die Sendung bereits abgegangen, ſo hat Derjenige, welcher 
dieſelbe zurückfordert, den Gegenſtand bei der Poſtanſtalt des Abgangs- 
ortes chriftlih jo genau zu bezeichnen, daß berfelbe unzweifelhaft als 
der reclamirte zu erfennen ift. Die gedachte Pojtanjtalt fertiget pas Re— 
clamationsjchreiben aus, welchem die Pojtanjtalten des betreffenden Courfes 
Folge zu leiften haben. 

Soll die Zurücdforverung auf telegraphifhem Wege geſchehen, fo 
darf eine diesfallſige Depefche nicht abgefandt, oder derſelben Folge gege- 
ben werben, wenn nicht die Pojtanjtalt des Aufgabeortes amtlich bejchei- 
niget bat, daß der Abſender fich als zur Zurüdforberung berechtiget bei 
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Fahrpoſttarif. 
Art. 4. Für jede Fahrpoſt-Sendung wird ein Gewichtporto, und 
bei Sendungen mit declarirtem Werthe außerdem ein Werthporto berechnet. 


Gewichtporto. 

Art. 5. Das Gewichtporto beträgt für jedes Pfund Zollgewicht 
auf 4 deutſche Meilen '/, Silbergrofchen. 

Ueberſchießende Pfundtheile werden für ein volles Pfund, überſchießende 
Meilen für volle 4 Meilen gerechnet. 

Das Porto wir in der Münzwährung des Poſibezirks berechnet, in 
welchem vasfelbe zur Erhebung fommt. 

Die nah Maßgabe ver vorjtehenven Zarbeitimmungen in dem bei 
liegenden Tarife in Silbergroſchen ausgerechneten Portofäge werven in 
Poftgebieten mit anderer Währung möglichjt genau nach den gegenfeitig 
mitzutheilenden Reductionstabellen auf die Erhebungsmünze reduzirt und 
hiebei ZTarbruchtheile auf "'/, Spr., refp. 1 fr. over ven entfprechenven 
Betrag in der Landesmünze erhöht. 


Minimalfäbe des Gewicdhtporto. 
Art. 6. Als Minimum des Gewichtporto wird für die gefammte 
Tarirungsitrede erhoben: 
bis einſchließlich 8 Meilen: 2 Sgr. 


6 hr. Oefte-W. = Tkr.Sipp.-M. 


über 8—16 " nr 9 " = 10" " 
" 16—24 " 4 nn". — 12 " " = 14 " " 
„ 24-32 « Br =]5. " = 18 " 
„3240 " 6 r =18" " = 21 m 
"40 „" Ten =21n " = 2 * " 


Für Sendungen bis einfchlieglih 1 Pfund wird auf Entfernungen 
bis einfchlieglih 4 Meilen das Minimalporto mit 1"/, Sgr., reip. 4 kr. 
Deftr.:W. oder 5 ir. Südd.-W. erhoben. 


Werthporto. 
Art. 7. Das Werthporto beträgt: 


—— —ñ —ñ —ñ —ñ —ñ —ñ — — — — — — — — —— 
bis einſchl. 40 Thlr. über 40—80 Thlr. ffür jede weitere SO Thlr 
— 60 fl. Oeſtr.“W. =60—120f. Def. W.|— 120 fl. Oeſt. W. 

— 70 fl. Suüdd.W. =70—140fl. Süd.W. ſ— 140 fl. Südd. W. 





bis einfchl. 12 Meilen ",,Sgr. 1 Sgr. 1 Sgr. 
über 1248 Miien 1 vr | 2 Wu 2: 
über 48 Meilen 2 * | 3 * | 3 


Bezüglich der Sendungen über 800 Thlr., 1200 fl. Oeftr.-W. oder 
1400 fl. Südd.W. tritt für den dieſe Summe überfteigenden Theil ver 
Sendung eine Ermäßigung des Werthporto auf die Hälfte ein. 





image 
not 
available 


1004 


Ale Entfernungsftreden für jedes einzelne Pojtgebiet follen vie direk— 
ten Entfernungen vom Abgangsorte bis zur Gremausgangspoftanftalt 
und von der Örenzeingangepoftanftalt bi8 zum Beftimmungsorte (bei 
tranfitirenven Sendungen von der Grenzeingangspoftanftalt bis zur Poſt— 
anftalt an der Ausgangsgrenze) angejehen werden. 

Zu den biernach ermittelten Entfernungen werden je 2 Meilen biezu 
gerechnet. « 

Da wo die Grenzeingangspoftanftalt zugleich den Beftimmungsort, 
beziehungsweife vie Grenzausgangspoftanftalt ven Aufgabeort bilvet, iſt 
die Entfernungsjtrede auf 4 Meilen anzunehmen. 

Aus dem Verhältniſſe aller für die einzelnen Poftgebiete hiernach 
ermittelten PBortojummen ergibt ſich der Procentſatz, mit welchem jeve 
Verwaltung an der Gefammtfahrpofteinnahme Theil zu nehmen bat. 

Der ermittelte Procentfaß ift bis zum 31. Dezember 1560 maß— 
gebend, fann jedoch, auf Verlangen einer oder mehrerer Vereinsverwaltun: 
gen, für die Zeit vom 1. Yuli 1859 bie zum Schluffe des Yahres 1860 
durch Zarirung der Sendungen aus einem Zeitraum von 6 Monaten, 
vom 1. Juli 1859 anfangend, neu ermittelt und bevichtigt werben. 

Ueber bie für die Zeit nah dem Scluffe des Yahres 1860 etwa 
erforderliche Beſtimmung des Antheil® der einzelnen Verwaltungen an ver 
Bereinsfahrpojteinnahme werben fich biefelben in künftigen Poſtkonferenzen 
verjtindigen. 


Gommiffion zur Ermittelung der Procentfäße. 

Art. 12. Die Ermittlung der Procentfäte, mit welchen bie einzel: 
nen DVereinsverwaltungen an der Gefammtfahrpofteinnahme Theil zu neb- 
men haben, erfolgt durch eine für biefen Zweck zeitweilig aufammentretenre 
Commiſſion. 

Die Art der Zuſammenſetzung, der Sitz, die Leitung, Geſchäfte 
führung u. ſ. w. der Commiſſion wird durch beſondere Verabredung reſp. 
Inſtruktion feſtgeſetzt. 


Tranfitverhältniffe 

Art. 13. Hinfichtlich der Berechnung und des Bezuges der Borto: 
Antbeile für ZIranfitleiftungen bleiben die gegenwärtig bejtehenden Ver 
bältniffe unter nachfolgenden Beſtimmungen maßgebend: 

1. Diejenigen Streden, auf denen bisher ein Tranfit ohne Bezug 
von Tranfitporto oder Tranfitvergütung ftattgefunden hat, blei- 
ben bei Ermittlung der Einnahmeantheile auch fünftig außer Betracht. 

2. Diejenigen Streden dagegen, auf denen bisher das volle Tran: 
fitporto nah Maßgabe des BVereinstarifs bezogen wurde, fommen bei 
ver Tarirung behufs Ermittlung des Procentfages nach ihrer Länge in 
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Die Berechnung erfolgt alsdann bei der jeweiligen Procentfagermit- 
telung in der Weife, daß für Zranfitjtreden bis zu einer Yänge von zwei 
Meilen einfchließlih die Hälfte des erjten Progreffionsfages refp. des 
Minimal- over Werthportofages, und für Zranfitftreden von mehr als 
zwei Meilen das volle Porto in Anfag zu fommen bat, infoferne nicht 
bejondere Vertrags - Berhältniffe eine folche Berechnung bejchränfen ober 
ausschließen. 


8. Werden die Transporttreden eines Poſtbezirks durch zwifchen- 
liegende fremdes Bereinsgebiet unterbrochen, fo hat bei ver 
Zarirung behufs ver Procentfag-Ermittelung eine Zufammenrechnung ber 
einzelnen folchergeftalt unterbrochenen Transportftreden ftattzufinden, injo- 
ferne nicht das zwifchenliegende Gebiet in Abficht auf den Tranfit vem 
Gebiete zugerechnet wird, dem bie getrennten Transportſtrecken angehören. 


9. Der interne Tranfit, d. b. die Beförderung von internen 
Sendungen zwifchen verfchievenen Theilen eines und deſſelben Poftbezirke 
im Zranfit durch fremdes zwijchenliegendes Vereinsgebiet, wird durch ie 
Feitfegungen über das Vereinsfahrpojtwefen in feiner Weife berührt, viel: 
mehr bleiben vie betreffenden Verträge, jo weit fie fih auf den internen 
Zranfit erjtreden, unverändert in Kraft. 


Das Porto für vergleichen interne Sendungen, welche durch fremdes 
Vereinsgebiet tranfitiren, gelangt nicht zur gemeinfchaftlihen Vertheilung. 
Alle diefen internen Tranfit, jo wie ven etwa damit verbundenen Tranfit 
von Bereinsfenbungen, betreffenden Verhältniſſe bleiben nach wie vor ver 
freien Vereinbarung ver betheiligten Boftverwaltungen überlaffen; durch 
vergleichen Vereinbarungen darf aber das Verhältniß dem Vereine gegen: 
über nicht alterirt werben. 


Abrednung. 

Art. 14. Jede DVBereinsverwaltung weist die von ihren Poftanftal: 
ten für den Verein erhobenen Kahrpoft Porto - und Francobeträge durch 
Aufjtellungen nach, welche fich die Nechnungs-Behörben der mit einander 
in Startenwechjel ſtehenden WBereinspojtantalten gegenfeitig zur Prüfung 
und Anerfennung zujenden. 

Die Ergebniffe diefer Nachweifungen werden von einer durch vie 
übrigen Verwaltungen zu wählenden Vereinsverwaltung zufammengeftellt. 
Diefelbe hat nah Maßgabe der Procentfäge, welche von der Commifjion 
(Art. 12.) fejtgejtellt find, ven wirklichen Antheil jeder Berwaltung an 
ver Gejammt-Fahrpofteinnahme zu ermitteln, und unter Mittheilung des 
Rehnungsabfchluffes an ſämmtliche Vereins - Peftverwaltungen die erfor- 
derliche Saldirung herbeizuführen. 
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fich auf die Höhe der baaren Einzahlungen, fo wie auf ven Betrag ver 
für die legtern zu erbebenven Gebühren erjtreden, treten außer Geltung. 


Ratification und Dauer des Nachtrags. 

Art. 19. Die Ratificationen ver gegenwärtigen Vereinbarung, welche 
am 1. Januar 1858 in’8 Yeben treten und von gleicher Dauer fein ſoll, 
wie der revidirte Poftvereins-VBertrag, werben bis zum 15. Yunt 1857 
erfolgen. 

Münden am 26. Februar 1857. 

(Folgen die Unterfchriften.) 





6. Befannimahung der Königl. General-Direftion der Verkehrs— 
Anitalten vom 22. Jımi 1858, den Abſchluß eines neuen Poſt— 
vertrages zwilcben Bayern und Franfreih von 19. März 1858 
betreffend. 


Im Namen Seiner Majeſtät des Königs. 


Unterm 19. März lauf. Jahres ift zwifhen Bapnern und Frank— 
reich ein neuer Pojt-Vertrag abgejchleffen worven, in Folge defjen ver 
bisher in Kraft beſtandene baberifche Poftwertrag vom 15. Mai 1847 
mit dem 1. Zuli lauf. 98. außer Wirkjamfeit tritt, und dagegen für ven 
Briefpoftverfehr nach und über Frankreich et vice versa nachſtehende Be: 
jtimmungen zur Anwendung zu fommen haben. 

$. 1. Die Auswecjelung ver Briefpoftfendungen zwifchen Babern 
und Franfreih erfolgt wie bisher in den unmittelbaren Packetſchlüßen, 
welche 

a) von ber pfälzifchen Bahnpoſt auf ver Route „Ludwigshafen-Neun— 
fichen» nah Korbach und an das franzöfifche bureau ambul. 
„Forbach-Naney,“ 

b) von der pfülzischen Bahnpojt auf ver Route „Neuſtadt-Weißen— 
burg» nah Weißenburg und Straßburg, 

e) von der Bahnpoft "Augsburg -Ulms» nah Straßburg und an das 
franzöfifche bureau ambul. „Strassbourg-Paris,* und 

. d) von München an das franzöjifche bureau ambul. „Strassbourg- 

Paris“ 
täglih zweimal abzufertigen und eben fo oft au viefelben von 
den bezeichneten franzöfiichen Bureaux zu erwiedern jind. 

Ueber die Inſtradirung der in diefen Badetichlüßen auszuwechſelnden 
Driefpoftfendungen nach und über frankreich et vice versa gibt bie unter 
Lit. A. beigefügte Zufammenftellung nähere Anweifung. 
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a) zwifchen ven nicht über 30 Kilometer von einander entfernten bei- 

verfeitigen Boftanftalten (Beilage B. Abth. I. Ziff. 2.) 
bei einem Gewichte über 10 bis 20 Grammes franfirt 12 fr., 
unfranfirt 18 kr., 


" " " "„ 20 30 " franfirt 18 er., 
unfranfirt 27 kr., 
" n " "» 30 " 40 " franfirt 24 IT;, 


unfranfirt 36 kr., 
u. f. w.; 
b) aus ganz Frankreich und Algerien nach Bayern (mit Ausfchluß des 
vorbemerften Grenzverkehrs) 
bei einem Gewichte über 10 bis 20 Grammes franfirt 24 fr., 
unfranfirt 36 fr., 


" " " " 20 " 30 " franfirt 36 Ir, 
unfranfirt 54 Er, 
7 " " " 30 " 40 " franfirt 58 fr., 


unfranfirt 1 fl. 12 fr. 
Zur Ermittelung des biernach treffenden Gewichtes erhalten die kön. 
Boftanftalten Gewichtftüde zu Yo "or /ıo und 9°, Zolllothe, durch 
welche das Gewicht bei der Correſpondenz nach und aus Franfreich mit 
Benützung des bei dem innern Verkehre von Bayern fo wie im Poſtver— 
ein&verfehre bereits in Anwendung kommenden Zollgewichtes nach ver Ein- 
theilung von 500 Grammes — 1 Zollpfund — 32 Lothen in nachjtehenver 
Weife zu bejtimmen ift: 


1-faches Gewicht: 10 Sram. = 0,64 Zollloth d. i. °/,, Zollloth einschl. 
2 * 20 = 138 " BE1Y. „ausſchl. 
3. " De = 12 E17. „einſchl. 
4 * Dr = 2356 " 4 2%. "  ausichl. 
Don " Dr 320 "vr BEP, " einschl. 
6" " 60 — 384 " 143°. "  einichl. 
1 " In = 448 nn DL4), "  ausjchl. 
8. " De "  einfchl. 
g " vi = 56 DI), "  ausjchl. 
ir " II = = 640 nn 86%, "  einfchl. 


u. f. w. 

Die vorſtehend mit einfchlieglih und ausfchlieklich bezeichnete 
Gewichtsbegrenzung iſt in der Anwendung dabin zu veritehben, daß Ge- 
wichtsbeträge mit der Begrenzung »einfchlieflich“ noch die Anwendung 
der für diefelben treffenden Taxſtufe zulaffen, wenn das ermittelte Gewicht 
zwar bie bezeichnete Grenze erreicht, aber nicht überfteigt, d. b. die Zunge 
der Waage nicht überfchlägt; Gewichtsbeträge mit der Vezeichnung raut- 
ſchließlich⸗ dagegen fchon die Anwendung ver nächit höheren Tarſtufe 





image 
not 
available 


1012 


Waarenmufter und Drudfachen, welche ven vorbemerkten Bedingungen 
nicht genügen, werden wie gewöhnliche Briefe behanbelt. 

Bezüglich der Gewichtsermittelung dieſer Sendungen wirb auf bie 
Beftimmung im $. 4 bingewiefen. 

8.7. Die ausfhlieglih in Staatspienftangelegenheiten zur 
Berfendung kommende Eorrefpondenz zwifchen Bayern und Franfreich wird 
aus dem einen Staate nach dem andern portofrei überliefert, wenn beren 
portofreie Beförderung auf dem Gebiete vesjenigen Staates nach ven 
beftehenden Verordnungen zugeftanden ijt, welchem die Behörde und vefp. 
der Beamte angehört, wo dieſe Gorrefpondenz ausgeht. 


Hft die Behörde oder der Beamte, am welche die Correſpondenz ge- 
richtet ift, in deren eigenem Staatsgebiete ebenfall® zur Portofreiheit 
berechtigt, jo findet die Abgabe tarfrei ftatt, andernfalls unterliegt viefe 
Correfpondenz nur der internen Taxe des Landes, wo der Beitimmungs- 
ort gelegen ijt. 

8. 8. Im Tranfit über Franfreich fünnen Briefe zum Theil un- 
franfirt over bis zum Beftimmungsorte frankirt, zum Theil nur frantirt 
abgefenvet werben. 

Die Bedingung und Grenze ver Franfatur ift in der Beilage B Ab: 
theilung II bei jedem ber betreffenden Länder, nach welchen die Correfpen- 
benz aus und nach Bahern gemäß $. 2 entweder unbevingt oder beringt 
im Tranfit über Frankreich ftattfinden fan, unter der Rubrif A angegeben. 


Der bei jedem diefer Yänder in der angezogenen Beilage angegebene 
Zarfat enthält die Gefammttare von jedem Aufgabeorte in Bayern bis 
zum Beftimmungsorte und refp., bis zur Frantirungsgrenze des treffenven 

71 


Landes und reicht für dem einfachen Brief bis zu dem Gewichte von 7',, 
Grammes. 


Für ſchwerere Briefe iſt von je 7'/, Grammes oder einem Theile 
von 7'/, Grammes Mehrgewicht die einfache Taxe weiter, ſonach 


bei einem Gewichte über 7'/, bis 15 Grammes 2fach 


nom n "I 0 Me Bu 
„m " "22," 30 „ An 
non " "30 0 37, 0 Be 
nom " "„ 371," 45 " 6 
BE "4 " BU, nn Te 
"on " „ 52,» 60 0 Be 


u. f. w. zu berechnen. 


Die Ermittelung dieſes Gewichtes hat bei den bayeriſchen Aufgabe 
poften nach Zollgewicht der Art zu gefchehen, daß 
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b. die Drudfachenfendungen aus Großbritanien und der Inſel Malta 
Beilage B. Abtheilung II. Ziffer 4 und 7), welche bei ver Ver— 
fendung aus Bayern bis zum Beftimmungsorte, bei ver Berjen- 
dung nach Bayern dagegen nur bis zur franzöfifch-veutjchen Grenze 
franfirt werben und daher bei ver Abgabe in Bayern nach ber 
Tare von ber franzöfifch- veutfchen Grenze bis zum bayeriſchen 
Beftimmungsorte mit 2 fr. für je 40 Grammes oder einen Theil 
von 40 Grammes unterliegen. 


Für Waarenmufter bejteht eine Tarermäßigung im ZTranfit über 
Franfreih nicht und find daher vorkommenden Falles viefelben Taxen 
wie für gewöhnliche Briefe einzuheben. 


8. 11. Die Berechnung ver Zaren für in Bayern unfranfirte ober 
unzureichend frantirte Briefe aus Bayern nah und über Frankreich, 
fowie für die unfranfirten, theilweife oder unzureichend franfirten Sen- 
dungen aus ober über Franfreih nach Bahern erfolgt durch die gemäß 
$. 1 mit einander in bireftem SKartenwechfel ftehenden bayeriſchen und 
franzöfifhen Poſtanſtalten. 


Die Aufgabepoften in Bayern, welche hienach direkte Briefpadete 
nah Frankreich nicht abzufertigen haben, überliefern demnach vie zur 
Spebition nach oder liber Frankreich beftimmten unfranfirten over 
unzureichend franfirten Sendungen den mit franzöfifhen Aemtern in 
bireftem Kartenwechjel ſtehenden bayeriſchen Pojtanftalten wie bisher 
ohne jede Zutare, find jedoch gehalten, das Gewicht jedes der— 
artigen Briefes vor der Abfendung zu ermitteln, und im alle vasjelbe 
den nach $. 4, 6, 8 und 10 für die einfache Taxe feſtgeſetzten Gewichts- 
betrag überfteigen follte, links auf der Adreßſeite mit ſchwarzer Tinte 
mit dem Beifage „Ports“ die Zahl anzugeben, wie vielfach ver einfache 
Tarfat nad dem Gewichte des Briefes zu berechnen ift; 3. B. bei einem 
2 Zollloth ſchweren Briefe nach Frankreich oder Algerien „4 Ports“ oder 
bei einem 2 Zollloth fchweren Briefe nah Grofbrittanien über Franf- 
reich „5 Ports“, 


Dei volljtändig frankirten Briefen, Waarenmuftern oder Drud- 
jaden hat die gleiche Vormerkung der Anzahl der eingehobenen Tarfäge 
von Seite der Aufgabepoften mit rother Tinte ebenfalls linfs auf ber 
Adreßſeite zu gejchehen. 


$. 12. Irrig inftradirte Briefe aus oder über Frankreich 
nah Bayern, fowie ſolche, welche urfprünglic nach Bayern beftimmt 
waren und von da auf Verlangen bes Abſenders oder des Apreffaten 
nach Frankreich nach- oder zurüdgefchidt werben follen, find den mit fran- 
zöfifhen Aemtern in direltem Kartenwechſel ſtehenden bayeriſchen Boftan- 
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Beilage A. 


Anweifung 


über die Snftradirung der zwiſchen Bayern und Franfreich in unmit- 
telbaren Packetſchlüßen auszuwechielnden Gorrefpondenz. 









Packetſchluß. Mit der Correſpondenz zwiſchen 


Orbn,-Num. 









J J und II. ganz Bayern den franzöſiſchen Boftanftalten 


Bon der rechts des dehei 9) —— — 
pfälziſchen Bahnpoſt nes u der Pfalz Bouronville, Brieg, 
ber Route einerſeits Courcelles-Chaussy, Fon- 
Ludwigshafen⸗ toy, Forbach, Hayange, 
| Neunkirchen Hellimer, Mezieres - sur- 
| nad) Metz, Mars - la - Tour, 
Forbach Metzerwisse, Puttelange, 
—— Rorbach, Roussy-le-Vil- 
lage, Sarregue - mines, 
Som Sierck, Solgne, Thionville, 
Forbach Vigy, Volmunster, im 

an bie Departement Moselle. 

pfälziſche Bahnpoft by zu Altroff, Delme, Nomeny : 
Neunfirchen- und Thiaucourt im De: 
Ludwigshafen. partement Meurthe, 


anderſeits; 





2. I und U. ven bayer. Poſt- ganz Frankreich (mit Ausnahme 
| — anſtalten von| ber — — 4 
— verzeichneten franzöſ. Boftan- 
ME WEN 5 ee jtalten) und Algerien, dann 
| \ ben fremden in der Beilage B 
Lubwigshafen- ſund der Pfalz Abtheilung IT bezeichneten 
Neunkirchen einerſeits Ländern im Tranſit über 
an das Frankreich 
bureau ambulant anderſeits; 


Forbach-Nancy 
et vice versa 


von dem 
bureau ambulant 
Nancy-Forbach 
an die 
pfälziſche Bahnpoft 
Neunfirchen- 
Yudwigshafen. 
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Packetſchluß. 


* Ordn.Num. 3 
— 
e ») 


Im U. 
Bon ber 
Bahupoſt 
Augsburg-⸗Ulm 
nach 
Strassbourg 
et vice versa 
von 
Strassbourg 
an die 
Bahnpoſt 
Ulm + Ausgsburg. 


6. I und I. 
Von der 
Bahnpoft 
der Route 
Augsburg = Ulm 
an bas 
bureau ambulant 
Strassbourg- 
Paris 
et vice versa 
von dem 
bureau ambulant 
Paris-Strass- 
bourg 
an bie 
Bahnpoſt 
Ulm-Augsburg. 


Mit der Correſpondenz zwiſchen 


den bayer. Poſtanſtal⸗ 
ten von Oberbahern, 
Niederbahern, ber 
Oberpfal; und 
Schwaben einerjeits 


ven bayr. Boftanftalten 

a. von der Oberpfalz 
und Schwaben, 

b. zu Affing, Aichach, 
Bayerdieſſen, Fried» 
berg, Fürftenfelo- 
brud, Geiſenfeld, 
Ingolſtadt, Yands- 
berg, Maiſach, Me- 
ring, Nanhofen, Bas 
fing, Pörnbach, Pöt— 
mes, Rain, Reich— 
ertshofen, Schon— 
gau, Schrobenhau— 
ſen, Stierhof und 
Vohburg in Ober— 
bayern, 

c. zu Abbach, Abens— 


berg, Kelheim, Neu⸗ 


ſtadt a. d. Donau 

und Saal in Nie- 

berbabern 
einerfeits 


der vorſtehend unter Ziff. 
4 benannten franzöfifchen 
Poftanftalten anderfeits ; 


ganz Frankreich (mit Aus- 


nahme ber vorſtehend 
unter Ziffer 1, 3 und 
4 benannten franzöfi- 
chen Pojtanftalten) und 
Algerien, dann ven in 
ber Beilage B Abthei- 
lung Il bezeichneten 
fremden Ländern im 
Zranfit über Frank— 


reich 


anderſeits; 
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1. Abſchnitt. 
Eifenbahn-Berträge. 


m 


1. Uebereinfunft zwifchen der Königl. Bayerifchen und ber Königl. 
MWiürttembergifchen Regierung über die Herftellung einer unmit- 
telbaren Verbindung zwijchen den beiderfeitigen Staatseifenbahnen 
vom 25. April 1850. 


Die königl. baherifche und die fönigl. württembergifche Regierung 
in der Abficht über eine unmittelbare Verbindung ihrer beiberfeitigen 
Staats - Eifenbahnen vertragsmäßige Beftimmungen zu treffen, haben zu 
biefem Zwecke Bevollmächtigte ernannt, welche vworbehaltlih ver aller- 

höchſten Ratificationen über folgende Punkte übereingefommen find: 

Art. 1. Die königl. württembergifche Regierung verpflichtet fich, 
nicht blos die von ihr bereits befchloffene und in ber Ausführung begrif- 
fene Eifenbahn von Stuttgart nah Ulm vollftändig berftellen zu laſſen, 
fondern auch für deren weitere Fortfegung in weftlicher Richtung Sorge 
zu tragen. Die königl. bayerifche Regierung verpflichtet fich dagegen ale 
Fortfegung der München-Augsburger-Bahn von Augsburg aus eine Eifen- 
bahn nach der württembergifchen Grenze bei Ulm auszuführen. 

Art. 2. Der unmittelbare Anfchluß ver beiverfeitigen Bahnen foll 
in der Stabt Ulm und zwar in ber Art ftattfinden, daß bafelbft für die 
von Augsburg, Stuttgart und Friedrichshafen vahinführenvde Eifenbahnen 
nur ein gemeinfchaftlicher Bahnhof errichtet wird. 

Ueber den Berbindungspunft an ver beiderfeitigen Landesgrenze im 
Thalweg der Donau und den Anfchluß der beiden Abtheilungen in borizon- 
taler und vertifaler Richtung, fowie über ven zur Weberfchreitung ver 
Donau nöthigen Brüdenbau wird gemeinfchaftlich von beiverfeitigen Bau- 
technifern ein vetaillivter Entwurf gefertigt, und ber Genehmigung ber 
beiden Regierungen unterftellt werben. 

Alle übrigen Beſtimmungen rüdfichtlich der fpeciellen Richtung ber 
Bahn, fowie der Wahl ver Stationsorte bleiben jeder der contrabirenven 
Regierungen bezüglich ihres Gebietes anheimgeftelit. 

Art. 3. Die in beiden Staaten für alle Eifenbahnen bereits feft- 
geitellte Spurweite von 4 Fuß 8", Zoll engliſch Maaß gilt auch für 
die Bahn von Augsburg bis in den Bahnhof zu Ulm. 
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andern Rande die Beiftimmung ver Kammern bedürfen, dieſe Beiftimmung 
in beiden Staaten erhalten haben werben. = 

Deffen zur Urkunde haben bie beiverfeitigen Bevollmächtigten den 
Bertrag in zwei gleichlautenden Ausfertigungen unter Beidrudung ihrer 
Infiegel eigenhändig unterzeichnet. 

München ven 25. April 1850. 


2. Staatövertrag zwilchen dem Königreih Bayern und dem Kaifer- 
reich Defterreich, die Herftellung von Eijenbahnen betreffend, vom 
21. Juni 1851. 

Seine Majeftät ver Kaifer von Defterreich, König von Ungarn und 
Böhmen ꝛc. ꝛc. und Seine Majeftät ver König von Bahern ꝛc. 2c. von 
dem Wunfche befeelt, ven Verkehr zwijchen Ihren refpectiven Staaten 
durch die Verbindnng der auf den beiverfeitigen Gebieten zu erbauenden 
Eijenbahnen möglichjt zu erleichtern und hierdurch jolchen immer mehr 
zu vervielfältigen und auszubdehnen, haben in gemeinjamer Uebereinftim- 
mung bejchloffen, alles auf diefe Verbindung Bezügliche durch einen befon- 
deren Vertrag zu regeln und fejtzuftellen. 

Zur Unterhandlung und Abjchließung dieſes Vertrages haben gedachte 
Ihre Majeftäten Bevollmächtigte ernannt und zwar 

Seine Majeftät ver Kaifer von Dejterreich: 

Herrn Andreas Ritter von Baumgärtner, Ritter des kaiſerl. 
öfterr. Yeopold - Ordens und des königl. fächfifchen Verdienſt— 
Ordens, Dr. der Philoſophie, Allerhöchſt Ihren wirklichen ge- 
heimen Rath und Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Bauten ıc. 
und 

Herrn Franz Ritter von Kalchberg, Ritter des Faiferl. öfter. 
Leopold-Ordens, Commandeur des großherzoglich toscanifchen 
St. Yofeph - Ordens, Allerhöchſt Ihren Minifterialrath und 
Sectiongleiter im Minifterium für Handel, Gewerbe und öffent: 
lihe Bauten; 

und 

Seine Majeftät der König von Bayern: 

Herrn Marimilian Grafen von Lerchenfeld- Köfering, Großfreu; 
des bayeriſchen Verdienſt-Ordens vom heiligen Michael, Groß— 
fommenthur des bayerifchen Haus-Ritter-Orbens vom heiligen 
Georg und Commenthur des Verbienft-Orbens der bayr. Krone 
u. ſ. w. Allerhöchft Ihren Kämmerer und erblichen Reicherath 
bes Königreichs Bayern, außerorventlichen Gefandten und bevoll: 
mächtigten Minifter am Faiferl. öfterreichifchen Hofe ꝛc. ꝛc. und 
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Art. 4. Die k. k. öfterreichifche Negierung verpflichtet ſich, vie 
fombarbifch-venetianifche Eifenbahn von Verona nach Botzen fortzuführen, 
und bis zum Schluße des Jahres 1858 zu vollenden, ſowie fie zugleich 
erklärt, Vorarbeiten zu der beabfichtigten Verbindung ver Punfte Bogen 
und Innsbruck fortzufegen. | 

Art. 5. Der unmittelbare Anſchluß der beiberfeitigen Bahnabthei- 
(ungen foll an ver Grenze bei Salzburg zu Klesheim an ver tirolifchen 
Grenze aber auf dem linken Innufer in der Nähe von Kiefersfelden ftatt- 
finden. 

Ueber die wirflichen Verbindungspunfte an den beiberfeitigen San: 
besgrenzen und den Anfchluß der beiverfeitigen Bahnen in horizontaler 
wie verticaler Richtung werben gemeinfchaftlih von den beiderſeitigen 
Baubehörden detaillirte Entwürfe gefertigt und der Genehmigung ver bei— 
den Regierungen längftens bis zum legten September 1852 unterjtelft 
werben. 

Der Bau der Grenzbrüde über die Saale bei Klesheim wird nad 
einem fpäter zu treffenden UMebereinfommen von ber einen ober der andern 
Regierung ausfchliegend zur Ausführung gegen entfprechenvde Abrechnung 
und baare Rüdvergütung des die andere Regierung treffenden Kojten- 
antheils übernommen werben. 


Art. 6. Die durch gegenwärtigen Vertrag feitgeftellten Bahnen 
werben in beiden Staaten in Bezug auf Grunderwerbungen und Kunſt— 
bauten fogleich für ein Doppelgeleife vorbereitet werden, fo daß das zweite 
Seleife, fo weit e8 nicht Schon bei Eröffnung des regelmäßigen Bahnbe— 
triebe8 hergeftellt fein follte, ohne Echwierigfeit gelegt werben kann, ſobald 
der zunehmende Verkehr auf der Bahn folches erheifchen wird. Die 
Entſcheidung jedoch, ob vie Zunahme des Verfehrs bie Legung eines zwei— 
ten Geleiſes erfordere, fteht jeder ber beiden Regierungen für bie in 
in ihrem Gebiete liegenden Bahnftreden zu. Die Breite ver Bahn wirt 
für die k. k. öjterreichifchen Bahnftreden zu 25 Schuh Wiener Maß umd 
“ für die Fönigl. bayerifchen Bahnftreden 4° 3° 1 1 baverifches Maß 
beſtimmt. 

Art. 7. Die in beiden Staaten für alle Eiſenbahnen bereits feſt— 
geſtellte Spurweite von 4 Fuß 8, Zoll engliſches Maß (4° 6“ 6“ 
Wiener Maß oder 5° 11 1 bayeriſches Maß) gilt auch für die in ven 
Artikeln 1 bis 4 genannten Bahnen. 


Die Entfernung zwifchen einem Geleife und dem andern auf bie 
innere Geleiskante gemeſſen, ijt für die k. k. öfterreichifchen Eiſenbahn— 
ftreden auf 6° 7° Wiener Maß feftgefegt, und ſoll auf den k. bayeriſchen 
Bahnſtrecken mindejtens 1° 1° 1 7 baverifches Maf, der Abftand von 
einer Bahn zur andern in ven Bahnhöfen, welcher für die k. k. öfterreichifche 
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Art. 14. Die k. f. öfterreichifche Regierung überläßt ver k. baher. 
Regierung die Benugung der Bahnftrede von Salzburg bis zur Landes 
grenze und berjenigen Theile der erwähnten Wechjelftation (Artifel 13), 
welche blos für vie Fönigl. baherifche Bahnverwaltung nothwendig erfannt 
werben. 

Andere Theile dieſer Wechfelftation werden zum gemeinfchaftlichen 
Gebrauche der beiverfeitigen Bahnverwaltungen beftimmt werben, fowie 
ein britter Theil zum ausjchließenden Gebrauche ver k. k. öfterreichifchen 
Bahnverwaltung verbleiben wird. 

Art. 15. Die volle Landeshoheit fammt ver Ausübung ber Yuftiz- 
und Polizeigewalt im Bereiche des Bahnhofes zu Salzburg, fowie auf 
der zwifchen vemfelben und ver Yandesgrenze gelegenen Bahnſtrecke, ver: 
bleibt der f. k. öfterreichifchen Staatsregierung. 

Art. 16. Die Ausübung der bejonderen Bahn- und betriebspolizei: 
lichen Aufficht auf der Bahnftrede zwifchen dem Bahnhofe zu Salzburg 
und der Landesgrenze, dann auf den der k. bayeriſchen Negierung zur 
ausſchließenden Benugung überlafjenen Theilen des ſalzburgiſchen Bahn— 
hofes, foll der königl. bayerifchen Regierung zuftehen, und es follen ven 
Organen derſelben diejenigen Befugniſſe, welche diesfalls nach öfterreichifchen 
Gefeten den Betriebsverwaltungen der k. k. öfterreichifchen Staatseiſen— 
bahnen eingeräumt find, oder Fünftig eingeräumt werben, gleicher Geftalt 
zufommen. 

Die E k. öfterreichifche Regierung wird die Verfügung treffen, daß 
durch ihre Organe ver f. bayerijchen Betriebsverwaltung bei Handhabung 
der Bahn- und betriebspolizeilichen Aufficht gegenüber denjenigen, welche 
von der Bahn Gebrauch machen, oder ſonſt mit der Bahnanftalt in Be- 
ziehung treten, nach Maßgabe der viesfalls beſtehenden geſetzlichen Bor- 
ſchriften die nöthige Unterjtügung geleiftet werde. 

Art. 17. Die Ernennung und Verpflichtung ber für die Beauffich- 
tigung und Unterhaltung der Bahnftreden und für die Handhabung der 
fpeciellen Bahnpolizeiaufficht bejtimmten, fowie ver für den Dienft ver 
f. bayerifchen Verwaltung auf dem Stationsplage zu Salzburg erforder- 
lichen Beamten und Diener, ſteht ausfchließlich den competenten bayerifchen 
Behörden zu. 


Das gefammte baherische Perfonale ift übrigens während feines Auf- 
enthaltes auf k. k. öſterreichiſchem Territorium den öfterreichifchen Gefegen 
und Polizetanordnungen unterworfen, 

Dei der Verhaftnahme der conventionsmäßig auf öfterreichifchem 
Gebiete aufgeftellten bayeriſchen Eifenbahn-Betriebe-, Telegrapben- und 
Pojtbeamten, bat das mit Verorbnung des k. k. öfterreichifchen Juſtiz— 
minijteriums vom 18. Dezember 1850 (Nro. 472 des allgemeinen Reiche» 
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Bilden diefe Herftellungen einen Zuwachs der Bahnanlage, fo find 
deren Koften ebenfalls dem Baucapitale zuzurechnen und vertragsmäßig 
zu verzinjen. 

Art. 37. Etwaige Nebennugungen der Bahnſtrecke zwifchen ver 
Landesgrenze und dem Stationsplage zu Salzburg fallen der k. bayerijchen 
Verwaltung zu. Nebennugungen des Stationsplages Salzburg ſelbſt 
falfen lediglich der öftereichifchen Verwaltung zu. 

Art. 38. Die Erhaltung ver ausfchließlih nur zum Gebraude ver 
f. bayeriſchen Bahnverwaltung beftimmten Theile des Bahnhofes, ſowie 
der Bahnftreden von Salzburg bis zur Landesgrenze fammt Zubehör bat 
nach dem bereits oben feitgefegten Grundfage (Art. 27) die f. bayerifche 
Regierung allein abzutragen. 

Die Koften der Erhaltung der zur gemeinfchaftlichen Benukung beider 
Bahnverwaltungen gewidmeten Theile des Bahnhofes find von ver k. k. 
öfterreichifchen Regierung mit zwei Drittheilen, von ver k. baberijchen 
Regierung mit einem Drittbeile zu tragen. 

Die Erhaltung der ausfchließlih von der öfterreichifchen Verwaltung 
benugten Bahnhofstheile wird die k. k. öfterreichifche Regierung allein 
beftreiten. 

Art. 39. Die E. £ öfterreichifche Regierung wird der k. baberifchen 
Kegierung in Anfehung der Herftellung und beziehungsweife Vergütung 
berjenigen Yeijtungen, welche ven Bauunternehmern durch die mit ihnen 
zu fchliegenden Verträge und während ber darin fejtzufegenden Haftungs— 
zeit obliegen, die ihr aus ven Verträgen zuftehenden echte ven Bauun— 
ternehmern gegenüber abtreten. 

Die Wieverherftellung aller wie immer gearteten Beſchädigungen, 
fie mögen aus Handlungen over Unterlaffungen, aus Willfür, Zufall over 
Naturereigniffen entipringen, fie mögen zu gewöhnlichen over auferge- 
wöhnlichen gezählt werben, ift fo zu behanveln, als ob die Beſchädigung 
an einem auf eigene Koſten ber k. bayerifchen Regierung erbauten Werte 
eingetreten wäre (Art. 27), und es foll diesfalls die k. k. öfterreichiiche 
Regierung nicht verpflichtet fein, ver k. bayerifchen Regierung die Heritel- 
lungstoften ganz oder auch nur zum Theil zu vergüten. 

Art. 40. Alle baulichen Herftellungen, welche fich nach ven Beſtim— 
mungen ber gegenwärtigen llebereinkunft einen Zuwachs ver Bahnanlage 
bilden, und deren Koften dem Baufapitale zugefchlagen werden, find von 
ver k. k. öfterreichifchen Regierung auszuführen. 

In Anfehung jener Baulichfeiten und Erhaltungsarbeiten, welche ver 
fönigl. bayerifchen Verwaltung obliegen, werben verfelben alle diejenigen 
Berechtigungen zuftehen, welche nach den öfterreichifchen Geſetzen ven 
Eifenbahnunternehmungen eingeräumt find. 
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für die Abfertigung der Reiſenden, Eilgüter und Poftfendungen unbedingt 
nöthige Zeit zu bejchränfen. 

Art. 53. Für die Stationen Salzburg und Kufſtein foll behufs 
des Wechſels der Transportmittel und in Abficht auf die erforderlichen 
Berrichtungen ver Polizei-, Poſt- und Zollbehörven der Aufenthalt foweit 
nöthig, jedoch nicht über eine Stunde verlängert werben. 

Art. 54. Die Kreuzung der in entgegengefegter Richtung fich bewe- 
genden Züge ift an eine beftimmte Station nicht gebunden. 

Es hat aber, fo lange nicht die betreffenden Bahnftreden mit Dop- 
pelgeleifen verfehen find, die Kreuzung fo zu gefchehen, daß ver eine ver 
fih begegnenden Züge als der bevorzugte und deshalb zunächſt durch— 
gehende zu bezeichnen iſt. Die Vereinbarung hierüber foll bei jeweiliger 
Feftitellung der Fahrordnung getroffen werven. 

Art. 55. Das Zumwarten durchgehender Perfonenzüge in Salzburg 
und Kufftein ſoll nicht auf mehr als eine halbe Stunde über diejenige 
Zeit, welche für den Abgang des fich anfchließenden Zuges ber andern 
Berwaltung fejtgejegt ift, ausgedehnt werben. Der nach diefer Zeit ein- 
treffende oder verjpätete Zug wird als Ertrazug weiter beförbert, foferne 
der nächite regelmäßige Zug in verfelben Richtung erjt nach einer Stunde, 
vom Eintreffen des verfpäteten Zuges an gerechnet, abgeht. 

Der in gevachtem Falle beförverte Ertrazug ift von derjenigen Ber- 
waltung, auf deren Strede die Verzögerung jtattfand, der andern nad 
den wirflihen Auslagen für Brenn, Schmier- und Beleuchtungsmaterial 
des Zuges und allfällige Meilengelver zu vergüten. 

Art. 56. Separat- und Ertrazüge können zu jeder Zeit ftattfinven, 
und haben auf Weiterbeförderung dann Anſpruch, wenn biefelben durch 
einen vorübergehenden Zug oder durch ZTelegraphirung mindeſtens drei 
Stunden bei Tage, ſechs Stunden bei Nacht vor dem Eintreffen ber 
Wechjelftation Salzburg beziehungsweije Kufjtein angemeldet worben find. 

Diefe Anmeldung vorausgefegt, hat bie anberfeitige Verwaltung 
einen anfommenvden Separatzug unverweilt weiter zu befördern, es wäre 
denn, daß der Zug eine-größere Anzahl Transpertmittel, als vertrage: 
mäßig auf den Stationen Salzburg und Kufftein in Reſerve zu halten 
ift, in Anfpruch nehme, im welchem Falle die für deren Herbeifchaffung 
nötbhige Zeit gewährt werden muß. 

Insbeſondere werden für Transporte von Truppen und Militär- 
Effecten, fowie fonftigen Aerarialgütern ver k. k. öfterreichifchen Regierung, 
welche von Salzburg nach Tirol und umgefehrt beftimmt find, auf Ber- 
langen nöthigenfalls mit Zuhilfnahme öfterreichifher Lokomotiven und 
Tender befonvere Fahrten veranjtaltet werden, für die, falls die Wägen 
ber öfterreichiichen Verwaltung benugt werben, bie Vergütungsleijtung 
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Art. 68. Diefe Controle foll in der Art ausgeübt werben, daß ein 
baberifcher, in jedem ber gedachten Bahnhöfe zu ftationirender Polizeibe- 
amter den dortigen Fremdenverkehr im Allgemeinen überwache, bei der 
ſpeciellen Paßreviſion und beziehungsweife Pahabjtempelung, welche durch 
öfterreichifche Polizeibeamte vorgenommen werden wird, rüdjichtlich der— 
jenigen Eifenbahnreifenden, die aus Dejterreih nah Bayern einpafjiren 
wollen, zugegen ift, und genaue Einficht von ben vorgezeigten Reiſelegiti— 
matidnen nimmt, zu welchem Behufe die k. k. öſterreichiſche Regierung ihre 
Polizeibeamten anweiſen wird, daß fie den k. baverifchen Polizeibeamten 
die fortwährende Gegenwart bei der fraglichen Paßreviſion und die ſpe— 
cielle Einficht in die vorgezeigten Neifelegitimationen gejtatten. 

Art. 69. Den aufjuftellenvden E. bayerifchen Polizeibeamten wird 
von der k. k. öfterreichifchen Regierung ein Exrpeditionslofal auf ven Bahn 
böfen zu Salzburg und NKufjtein eingeräumt werben. Die polizeilichen 
Erpevitionslocalien follen je aus einem geräumigen heizbaren Zimmer 
beftehen, und für vie beiverfeitigen Beamten gemeinfchaftlich, jedoch der— 
geftalt eingerichtet fein, daß ſowohl ver öſterreichiſche als der bayeriſche 
Polizeibeamte jeder ein befonderes verfchliegbares Cabinet darin bat. 

Art. 70. Bei der Vollziehung vorfommender Inhaftirungen wird 
das öfterreichifche Polizeiperfonale nöthigen Falls die erforderliche Aſſiſtenz 
leiſten. 

Art. 71. Die Wirkſamkeit und der Geſchäftskreis der beiderſeitigen 
Polizeibeamten wird von jeder ver beiden hohen contrahirenven Regierun— 
gen für ihr Perfonale durch bejonvere Yujtructionen genau fFejtgejtellt 
werben. 

Art. 72. Die Paflagiere dürfen die Bahnhöfe zu Ealzburg und 
Kufſtein nur durch die ihnen angewieſenen Ausgänge verlajjen. Die be- 
zügliche Vejtimmung hat im Cinvernehmen der Beamten ver einjchlägigen 
Dienftzweige zu geſchehen. 

Art. 73. Die Conducteure find verpflichtet, jo viel an ihmen ift, 
darüber ebenfalls Aufficht zu führen, daß die auf den Bahnhöfen zu 
Salzburg und Kufſtein anfommenven Reiſenden nicht eher aus vem Wagen 
jteigen, bevor fie nicht ihre Neifelegitimation am die öfterreichifchen Poli— 
zeibeamten abgegeben haben. 


V. Abſchnitt. 
Poſtverbindung. 
Art. 74. Mit der Eröffnung ver ſich in Salzburg und Nufftein 
berührenden öfterreichifchen und baverifchen Eifenbabnftreden werden bie 


Fahrten auf denſelben zum Austaufche von Poftfendungen aller Art 
benußt. 
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Süterfchaffner, nur ſolche Perfonen zugelaffen, gegen welche bie öſter— 
reichifche Zollverwaltung aus Gefällsrücfichten feine gegründete Einwen- 
bung zu machen finet. 

Art. 90. Hinfichtlich der aus Bahern nach Defterreich übertreten- 
ben, dann der von Defterreich nach Bahern eingehenden Gegenftände wird 
von Seite der Zollämter und der Bahnanjtalten in Salzburg und Kuf— 
jtein ein folches Verfahren ftattfinden, daß das öfterreichifche Gefällamt 
diefelben von dem Eintreffen im Bahnhofe, und zwar bie erfteren bis zur 
Uebernahme in die eigene Amtshandlung, und bie zweiten bis zum Ein— 
treffen in dem auf baherifchem Gebiete mit einem Ausweife- und Stellungs- 
amte bejetten Stationeplage zu controliren vermag. 

Die Abladung, Aufbewahrung und Beamtshandlung der Güter wird, 
fo weit es erforderlich ift, in Räumen bewirkt werben, welche unter ver 
gemeinfchaftlichen Sperre ver beiverfeitigen Zollämter ftehen. 

Art. 91. Für jedes der beiverländigen Zollämter wird zur gewöhn— 
lihen Vollziehung des zollamtlihen Verfahrens nah Maßgabe ver ber- 
zuftelfenden Yocalitäten im wechjelfeitigen Einvernehmen der beiderfeitigen 
Zollbehörven ein bejonvderer Raum als Amtsplag bejtimmt, und als folcher 
bezeichnet werden. 

Dagegen wird der für Amtshandlungen beider Aemter beftimmte 
Raum als gemeinfchaftlicher Amtsplatz bezeichnet werben. 

Art. 92. Dem Oberbeamten eines jeden der beiden Zollämter in 
den Wechjelftationen wird das Recht zur Einfichtnahme in die ſämmtlichen 
Zollregijter des andern Amtes und zur Erhebung von Abjchriften und 
Auszügen wechjelfeitig eingeräumt. Die beiden Zollämter in den Wechjel- 
ftationen haben die Wahrnehmungen über die Bedrohungen der gegen: 
feitigen Zoll-Jrtereffen, über die Verfürzungen ver Zölle, dann über vie 
Uebertretungen der Ein-, Aus- und Durchfuhrverbote fich jederzeit mit- 
zutbeilen. 

Zwifchen beiden Aemtern werben über die Aus: und Eintritts- Ab: 
fertigungen der gegenfeits ein- und ausgehenden Gegenftinde regelmäßige 
Beititigungen und zwar auf fürzeftem Wege mittelft Anfages auf ben 
gegenjeitigen Amtspapieren gewechjelt werben. 

Endlich wird die mwechjelfeitige Beimohnung der Zollangeftellten auf 
den gemeinfchaftlichen Wechjelftationen bei ver gegentheiligen Zollabfer— 
tigung und bei ver Berpadung der Gegenftände in die abgehenden Bahn: 
wägen zugejtanden 

Art. 93. Ueber alle ein- und ausgehenden Frachtſtücke (einſchließlich 
der Eilgüter) haben die Bahnanftalten nach dem bekannt zu gebenven 
Erforbernifje des Zollvienftes den beiven oder nur einem ber in ber be 
züglichen Wechfelftation aufgeftellten Zollämter, und zwar binfichtlich der 


Te 
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Es bleibt jedoch jeder der contrahirenden Regierungen die künftige 
Aufnahme ver Verhandlungen wegen Verlängerung ver begünjtigten Streden 
vorbehalten. 

Urt. 99. Die von den Reiſenden in ven Perfonenwagen als Rei— 
ſebedürfniß mit fich geführten Effecten, dann das im Padwagen befinpliche 
Reiſegepäck, welches nach ver bezüglichen Ankunfts-Wechjelftation (Salzburg, 
Kufitein) oder für ſolche Orte zwifchen ven im Art. 98 bezeichneten End— 
punften ver begünftigten Streden, wo ſich fein Zollamt befindet, beftimmt 
ift, ift auf ver Wechjelitation ver zollamtlichen Unterfuhung zu unterziehen. 
Das in Padwagen befindliche, jenoch für Orte, wo ein Zollamt ijt, be- 
ftimmte Reiſegepäcke wird auf den Wechfeljtationen nur jummarifch mitteljt 
Anfagepoftverfahrens behandelt, und auf Grund der Yadungsfcheine in 
amtlich verfchloffenen Wagen over Wagenabtheilungen an das befonvers 
zu bezeichnende Gefällsamt (Zollamt) im Bejtimmungsorte angemiefen. 

Das für Reifegepäde vorgezeichnete Verfahren findet gleihmäßig auch 
auf das mit Perfonenzügen beförverte Cilgut Anwendung, daher das im 
Orte, wo fi fein Zollamt befindet, beitimmte Eilgut auf ven gemein: 
ichaftlihen Wechfelftationen vollſtändig abgefertigt wird. 

Uebrigens bleibt jeder Regierung die zollamtliche Unterſuchung des 
auch für Orte, wo Zollämter find, bejtimmten Neifegepädes durch ihr 
Zollamt in der Wechjeljtation unter der VBorausfegung vorbehalten, daß 
dadurch fein Aufenthalt ver Züge in biefer Station verurſacht werde. 

Art. 100. Die auf Innerlandesjtationen, wo ſich Zollämter befin- 
den, zur Eifenbahn aufzugebenden Aus- und Durchfahrgüter müfen bei 
diefen der vorfchriftsmäßigen Beamtshandlung bereits vor der Aufgabe 
unterzogen jein. 

In Anfehung ſolcher Güter, wenn fie in einem eigenen Wagen ober 
in einer Wagenabtheilung unter amtlihem Raumverſchluße auf einer ver 
Wechfelitationen vorfommen, wird das daſelbſt befinpliche Zollamt vie 
Amtshandlung eines Unfagepoitens für den Austritt vornehmen. Die 
öfterreichiiche Regierung behält ihren Zollämtern in den Wechjelitationen 
bie weitere Abfertigung diefer Güter unter Belaſſung oder neuer Anlegung 
des Raumverſchlußes und Begleitung bis zu dem auf der gegenüberjteben- 
ven bayeriſchen Eifenbahnitation aufgeftellten Gefällsamte (Art. 97) vor. 

Art. 101. Die Abfertigung des Neifegepädes wird bei den Zoll: 
ämtern in dem gemeinichaftlichen Wechjelftationen jederzeit bei Tag und 
Naht unaufgebalten erfolgen. Die gleihe unaufgehaltene Abfertigung 
der dem Anfageverfahren unterliegenden Fracht- und Eilgüter, dann des 
dem orpentlichen Verfahren zu unterziehenden Eilgutes, wird nah Maß 
des wirklichen Bedürfniſſes und unter der Bedingung jugeitanden, daß 
feine außerordentliche Anhäufung von derlei Sendungen und feine Beſorgniß 
für die SZollficherheit eintritt. 
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3. Bındesbeihluß, die Erbanung einer Eifenbahn von Neuftadt in 
der Malz nah Straßburg, insbejondere die Errichtung von Bahn— 
hofgebäuden zu Landau betreffend vom 21. September 1854, 
(XXVIN. Sigung, $. 280.) 


Beſchluß. | 
1. Der Anlage von Bahnhofsgebäiuden im Rayon ber Bunvesfejtung 
Landau die Genehmigung zu ertheilen unter der VBorausfegung: 


a) daß das Stationdgebäude genau nach dem von der Direktion der 
pfälzifchen Ludwigs - Eifenbahn vorgelegten Entwurfe ausgeführt 
werde; 

daß bei dem Waarenfchuppen entweder Pfähle oder nur Sodel- 
mauern von 20 bis 25 Gentimeter Höhe angewendet werben; 


b 


— 


C 


— 


daß die nach dem vorgelegten Entwurfe zu 45 Centimeter ange— 
nommenen Sockelhäfen der zwei Waſſerhäuſer um 20 bis 25 
Centimeter vermindert werden; 


daß hinſichtlich der Wagenremiſe (deren Erbauung vorläufig noch 
nicht zur Ausführung kommen ſoll) keine andere Ausführung des 
Sockels als für den Waarenſchuppen (sub b) gejtattet werben 
fünne; 
e) daß in Beziehung auf die etwa beabfichtigte weitere Herftellung 
von Gebäuden auf dem Bahnhofe nur Gonftruftionen genehmigt 
werben fünnen, welche gänzlich aus Holz oder Ähnlichen verbrenn- 
lihen Materialien beftehen würden; 
daß die Direktion der pfälziſchen Ludwigsbahn einen verfchrifte- 
mäßigen, vechtsbeftändigen Revers ausjtelle, in welchem die Gefelf- 
ſchaft ausprücdlich auf jeden Erfat Verzicht leifte, im Falle eine 
Demolivung, ſowohl ver Bahnhofs Gebäude, wie der ſämmtlichen 
Bahnanlagen im Filometrifhen Rayon der Bundesfeſtung erfor: 
berlich werden follte und dieſer Revers der Feltungsbehörve zu 
Yandau übergeben wird; 
daß endlich zur Vermeidung jedes Irrthums von den ſämmtlichen 
Plänen der Gebäude und Durchlaße am Bahndamme im kilome— 
triichen Feſtungsrayon der Feſtungsbehörde gehörig unterzeichnete 
Duplicate übergeben werben. 

2. Bon vorjtehendem Beſchluße ver königlich bayerifchen Regierung 
durch Vermittlung ihres Bundestagsgelandten Kenntniß zu geben. 

Diever Corp. jur. conf. germ. Tbt. II Wr. LXXXIX. S. 620. (3. Aufl.) 


d 


— 


— 


IS 
— 
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Art. 4. Die k. k. öfterreichiiche Regierung verpflichtet fich ferner, 
die Bahnlinie von Innsbruck bis zur baherifchen Grenze bei Kiefersfelven, 
fowie jene von Verona nah Bogen bis zum 1. October 1858 zu vollen- 
pen und in Betrieb zu fegen. 

Art. 5. Die k. bayheriſche Regierung verpflichtet fich dagegen, ftatt 
der im Art. 12 des Vertrages vom 21. Yuni 1851 übernommenen Ver— 
binplichfeiten, vie Bahnlinien: 

1. von München über NRofenheim bis zur Grenze bei Kiefersfelven, 

ebenfalls bis zum 1. Dftober 1858, 
2. von Rofenheim nah Salzburg innerhalb des im Art. 3 des 
gegenwärtigen Vertrages bezeichneten Termines: 
berzuftellen und in Betrieb zu fegen. 

Art. 6. Der Zufage des Vertrages vom 21. Yuni 1851 gemäß, 
verpflichtet fih die F. k. öfterreichifche Regierung zur Herftellung einer 
Eifenbahn von Linz an die bayeriſche Grenze bei Paflau; wogegen vie 
f. bayeriſche Regierung die Verbinvlichkeit übernimmt, im unmittelbaren 
Anſchluße an dieſe öfterreichifhe Bahn, eine Gifenbahn von Nürnberg 
über Regensburg nach Paſſau und bis an die öfterreichifehe Grenze zu 
erbauen. 

‚Art. 7. Die Ef. öfterreichifche Regierung verbindet ſich, die Eijen- 
bahnſtrecke von Linz an die bayeriſche Grenze bei Paſſau in verfelben 
Zeitfrift im Baue zu vollenden und dem Betriebe zu übergeben, in welcher 
vie f. bayeriſche Regierung die ganze Strede von Nürnberg über Regens— 
burg und Paffau an die öfterreichiiche Grenze vollendet und dem Betriebe 
übergeben haben wird. Diejer Vollendungstermin foll jedoch in feinem 
Falle Fürzer als der im Art. 3 des gegenwärtigen Vertrages bejtimmte 
Termin ven 5 Jahren und in feinem „Falle länger als 7 Jahre ange 
nommen werben. 

Zur Sicherung des Vollzuges diejer Beſtimmung verpflichten fich bie 
beiverjeitigen Regierungen, fi vom Jahre 1858 an jährliche fummarifche 
Nahweifungen über die Fortjchritte der Arbeiten an den beiverfeitigen 
Bahnabtheilungen mitzutheilen. 

Art. 8. Der bereits ausgearbeitete Entwurf über ben wirklichen 
Berbindungspunft ver im Art. 6 erwähnten beiverjeitigen Bahnen an ver 
Yandesgrenze bei Paſſau und über ven Anfchluß verjelben in horizontaler 
und vertifaler Richtung foll fofert ver Prüfung und Genehmigung ver 
beiven contrahirenden Regierungen unterjtellt und die Entfcheivung bier: 
über längjtens bis zum 1. Oftober d. J. gegenfeitig mitgetbeilt werden. 

Art. 9. Der in Paſſau zu errichtende Bahnhof wird als alleinige 
uud gemeinfame Wechieljtation für den Cifenbabnbetrieb beider Staaten 
auf der Regensburg » Bafjau = Yinzer » Yinie beftimmt, von welcher Veftim- 
mung einfeitig nicht abgegangen werden fann. 
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Art. 13. Längftens innerhalb eines Yahres, von dem Tage ber 
Auswechslung der Ratificationen des gegenwärtigen Vertrages gerechnet, 
foll rücjichtlich der, im vorhergehenden Artifel erwähnten beiberfeitigen 
Bahnen im wechjelfeitigen Einverftänpniffe ver k. f. öfterreichifchen mit 
der F. bayerifchen Regierung nach vorangegangener technifcher Unterfuchung 
purch beiderfeitige Commiſſäre der eigentlihe Anfchlußpunft an ver böb- 
mijch-banerifhen Grenze und der Termin zu der jevenfall® gleichzeitig zu 
bewerfftelligenden Vollendung für die beiden Bahnjtreden vertragsmäßig 
feftgefegt werben. 

Art. 14. Die f. f. öjterreichifche Regierung erklärt ſich geneigt, zur 
gelegenen Zeit eine Eifenbahn von Pilfen norpwärtd über Eger an bie 
bayerifche Grenze herftellen zu laſſen; für dieſen Fall erflärt die Fönigl. 
baherifche Regierung die Bereitwilligfeit, den gleichzeitigen Anfchluß ver 
bayerifchen Bahnen an bie gevachte öſterreichiſche Bahn zu geftatten. 

In diefer Beziehung foll jeinerzeit von ven gedachten beiden Regie- 
rungen die geeignete nähere Vereinbarung getroffen werden. 

Art. 15. Sowohl die k. f. öfterreichifche als die f. bayerifche Re 
gierung behalten fich rüdfichtlich Aller in dem Staatsvertrage vom 21. 
Yuni 1851 und dem gegenwärtigen Nachtragsvertrage beiprochenen in 
den rejp. Yandestheilen zu errichtenden Eifenbahnen ausdrücklich vor, nad 
freiem Ermefjen den Bau oder den Betrieb oder beides zugleich ver frag- 
lichen Eifenbahn - Yinien vom Staate jelbjt zu übernehmen over an Bri- 
date zu überlaffen. 

Im legteren Falle ift jevoch in ver viesfälligen Conceſſions-Urkunde 
oder in ben Ueberlaſſungs-Bedingungen die nöthige Vorforge für die 
Beobachtung der Beitimmungen der oben gedachten Verträge zu treffen. 

Auch werden fich die beiven Regierungen von den diesfalls ertheilten 
Eoncejfionen die Mittheilung machen und hernach die allenfalls noch er: 
forverlichen näheren Maßnahmen zum Vollzuge der vereinbarten over no 
zu vereinbarenden Beſtimmungen in Sachen des wechjelfeitigen Bahnbe- 
triebes und namentlich binfichtlih der Betriebs - Abrechnungen und ver 
wechjeljeitigen Zahlungsleiftungen verabreven. 

Art. 16. Alle Beftimmungen des Vertrages vom 21. Juni 1851, 
welche durch gegenwärtigen Nachtragsvertrag nicht ausprüdlich aufgehoben 
oder abgeändert werben, verbleiben in voller Kraft und Giltigfeit und 
finden auch auf die durch gegenwärtigen Vertrag fejtgefegten Bahnlinien 
analoge Anwendung. 

Art. 17. Der im Adpitional-Artifel zum Vertrage vom 21. Juni 
1851 enthaltene Vorbehalt der baberifchen Regierung wirb insbeſondere 
auch auf die Beitimmungen des gegenwärtigen Vertrages in der Art aus: 


gedehnt, daß ftatt der daſelbſt bejtimmten Frift der 1. Auguft d. Iro. 
angenommen wird. 





image 
not 
available 


image 
not 
available 


image 
not 
available 


1064 


Nachzahlung ver Preispifferenz unverwehrt, foweit noch Plätze in ben 
höheren Klafjen vorhanden find. Unterwegs auf Zwifchenftationen kann 
ein Uebergehen auf Pläge der nächſt höheren Klaffe nur gegen Zukauf 
eines Billets der nächſt niedrigeren Klafje für die betreffende Weiterfahrt 
geitattet werden. Reiſende ver legten Wagenklaffe kaufen in viefem Falle 
ein zweites Billet der legten Klafje für die betveffende Weiterfahrt hinzu. 

Der Umtauſch eines ſchon gelösten Billets höherer Klaſſe gegen ein 
jolches niebrigerer Klaffe ift niemals zuläßig. (Siehe jedoch $. 9.) 

$. 12, Einzelne beftimmte Pläge werben nicht verkauft und Können 
im Voraus nicht belegt werben. 2 

Das Dienftperfonal ift berechtigt und auf Verlangen der Reifenpen 
verpflichtet, denjelben ihre Pläge anzumweifen. Allein reifende Damen 
jollen auf Verlangen möglichft nur mit Damen in ein Coupe zufammen- 
gejegt werben, 

$. 13, Berfonen, welche wegen einer fichtlichen Krankheit oder ans 
andern Gründen durch ihre Nachbarfchaft ven Mitreifenden augenfcheinlic 
läftig werden würden, können von ber Mit- und Weiterreife ausgefchlofien 
werden, wenn fie nicht ein bejonderes Coupe bezahlen. Etwa bezabites 
Fahrgeld wird ihnen zurüdgegeben, wenn ihnen die Mitreife nicht geitattet 
wird. Wird erft unterwegs wahrgenommen, daß ein Reifender zu den 
vorjtehend bezeichneten Perfonen gehört, fo muß er an ver nächſten Sta- 
tion, jofern fein beſonderes Coupe bezahlt und für ihn bereit geſtellt 
werden kann, von der Weiterbeförderung ausgeſchloſſen werden. Das 
Fahrgeld, ſowie die Gepäckfracht, werden ihm für die nicht durchfahrene 
Strecke erſetzt. 

Für den Fall, daß ein Reiſender ein ganzes Coupe bezahlt, kann 
er darin fo viele Begleiter mitnehmen, daß fämmtliche Coupepläge be— 
fett find. 

$. 14. Die Wartfäle, die Billets- und Gepäds-Erpebitionen werben 
fpäteftend eine Stunde vor Abgang eines jeben Zuges für die mit Ril- 
lets verjehenen Reiſenden geöffnet. 

Das vom Reifenden gelöste Billet ift auf Verlangen bei dem Ein- 
tritt in den Wartfaal, fowie beim Einfteigen in ven Wagen vorzuzeigen. 

Während der Fahrt muß der Reifende das Billet bis zur Abnahme 
desjelben bei fich behalten. Wer unterwegs ohne Billet over mit einem 
ungültigen betroffen wird, hat das Fahrgeld für die ganze zurückgelegte 
Fahrt vom Ausgange des Zuges an bis zur Abfteigftation für feinen 
Plag nachzuzahlen oder kann mit Zurücdhaltung feiner Effeften zur vor- 
läufigen Sicherung für den Fahrbetrag von ver Weiterreife fofort aue— 
geichloffen werben. j 

$. 15. Das Zeichen zum Einfteigen in bie Wagen wird durch zwei 
unterfchievene Schläge auf die Glocke gegeben. 
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8. 21. Verſpätete Abfahrt oder Ankunft ver Züge begründen keinen 
Anfpruch gegen die Eifenbahnverwaltung. Eine ausgefallene und unter- 
brochene Fahrt berechtigt nur zur Rückforderung des für bie nicht burch- 
fahrene Strede gezahlten Fahrgeldes. 

$. 22. Hunde und andere Thiere dürfen in den Perfonenwagen 
nicht mitgeführt werben. 

Das Tabakrauchen ift in allen Wagenklaſſen geftattet; in ver I. Wa- 
genklaſſe jedoch nur unter Zuftimmung aller in vemfelben Coupe Mit- 
reiſenden; infofern nicht beſondere Rauch-Eoupe’8 diefer Mlaffe im Zuge 
vorhanden find. In jedem Perfonenzuge müffen Coupé's II. Klaffe für 
Nichtraucher vorhanden fein; auch follen auf Verlangen ven Reiſenden 
diefer Wagenklaſſe ſtets derartige Coupe’8 angewiefen werben. Die Ta- 
bafspfeifen müffen mit Dedeln verjehen fein. 

Feuergefährliche Gegenftände, fowie alles Gepäd, welches Flüffigtei- 
ten und andere Gegenftände enthält, die auf irgend eine Weife Schaden 
verurfachen können, insbefonvere geladene Gewehre, Schiegpulver, Teicht 
entzündbare chemifche Präparate und andere Sachen gleicher Eigenfchaft 
bürfen weder als Neifegepäd ausgeliefert, noch in den Perfonenwagen 
mitgenemmen werben. Das Eifenbahn-Dienftperfonal ift berechtigt, fich 
in biefer Beziehung bie nöthige Ueberzeugung zu verfchaffen. Der Zumi- 
berhandelnde haftet für allen aus ber Uebertretung des obigen Verbote 
an bem fremden Gepäde oder ſonſt enttehenden Schaven. Der Lauf 
eines mitgeführten Gewehres muß nach oben gehalten werben. 

8. 23. Wer die vorgefchriebene Ordnung nicht beobachtet, fich den 
Anordnungen des Dienftperfonal® nicht fügt, oder ſich umanftändig be- 
nimmt, wird ohne Anſpruch auf den Erſatz des bezahlten Fahrgeldes von 
ber Mit- und Weiterreife ansgefchloffen. Namentlich dürfen trumfene 
Perfonen zum Mitfahren und zum Aufenthalte in ven Wartfälen nicht 
zugelaffen umd müſſen ausgewiefen werben, wenn fie unb6merft dazu ge- 
langen. 


B. Beförderung des Reifegepäds. 

$. 24. Als Reifegepäcde wird in ver Negel nur befördert, wa® ber 
Reifende zu feiner und feiner Angehörigen Reiſebedürfniſſe mit fich führt, 
namentlich Koffer, Mantel» und Reifefäde, Hutfchachteln, Heine Kiften 
und vergleichen. 

$. 25. Jedes Stüc des Neifegepädes, welches nicht mit dem Namen 
und Wohnorte des Neifenden deutlich und dauerhaft bezeichnet, nicht von 
alten älteren Poſt- und Eifenbahnzeichen befreit und nicht ficher und wohl⸗ 
verpadt ift, kann zurüdgewiefen werden. 

$. 26. Die Mitnahme des Gepäds, weiches nicht fpäteftens 15 
Minuten vor Abgang des Zuges ımter Vorzeigung des Fahrbillets in bie 
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c. Die Berwaltung ift von jeder Verantwortfichteit für das Reife- 
gepäd frei, wenn es nicht innerhalb ver erjten 24 Stunben nach 
Ablauf ver Gültigkeit des von dem Reiſenden gelösten Fahrbillets 
auf ber Beitimmungsftation abgeforvert wird. Außerdem ift bie 
Verantwortlichfeit der Berwaltung lediglich auf ſolche Berlufte 
und Beihädigungen befchränft, welche bei ver Rückgabe des Ge- 
päckes jofort angemeldet werden, auch nicht herbeigeführt find: ent- 
weder durch die eigene Fahrläffigfeit des Reiſenden oder berer, 
für welche er zu haften bat, oder durch die abwenpbaren Folgen 
eines Naturereigniffes, oder durch einen Zufall, wohin jevoch nicht 
gerechnet werben follen Diebſtahl und ohne Selbftentzündung des 
Gepäckſtückes entjtandener Brand. 

d. Es fteht jevem Reiſenden frei, das zur Aufgabe geeignete Reife- 
gepäd zu einem höheren Werthe als die obige VBergütungsnorm 
zu verſichern. 

Die Verficherung gilt als erfolgt, wenn fie bei der Aufgabe 
der Gepäcdeftüde angemelvet, vie Prämie bezahlt und ver Gepäd- 
ſchein dem Verſichernden übergeben ift. 

Eine verlangte theilweife Verficherung der auf einem Ge- 
pädfchein erpebirten Gepäckſtücke ift unftatthaft. 

Für jede 175 fl. (100 Thaler) des zur BVerficherung vecla- 
rirten Gefammtwerthes wird auf die erften 10 Meilen ver Trane- 
portftrede eine Prämie von 10'/, fr. (3 Spr.) auf jeve weitere 
10 Meilen eine Prämie von 3'/, fr. (1 Sgr.) erhoben, welche 
fofort bei Aufgabe ver Gepäckſtücke zu entrichten ift. 

Ungefangene 100 Thaler fowie angefangene 10 Meilen wer- 
ben für voll gerechnet und der zu errichtenve Gefammtbetrag wird 
auf Grofchen abgerundet. 

Die Entſchädigung wird nur gegen Zurüdgabe des Gepäd: 
fcheine8 geleiftet. 

Im Falle der Geltendmachung ver BVerficherung wird nur der 
nachzuweifende Werth erfekt. 

8. 30. Fehlende Gepäckſtücke werden erft nach Ablauf von 8 Tagen 
als in Verluſt gerathen betrachtet umd iſt der Reiſende erſt daun befugt, 
niit Ausſchluß aller weiteren Entjchärigungs- Anfprüche verfelben, vie 
Zahlung der in 8. 29 bejtimmten Garantie-Summe zu fordern. Außer: 
dem fteht dem Reifenven frei, fich das Gepädjtüd, falls es fich ipäter 
wieder finden möchte, gegen Rüderjtattung des erhaltenen Schabenerfates 
nachliefern zu laffen. Im Falle eines folchen Borbehaltes ift ihm eine 
Beicheinigung über die Anmeldung anszuftellen. 

$. 31. Auf den Hauptftationen find verpflichtete Gepädträger, 
welche unter dienftlicher Aufficht ftehen und durch Dienftabzeichen erfennbar 
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find. Sie find mit einer gedruckten Dienjt- Anweifung verfehen, welche 
fie, fowie bie gedruckte Gebührentare, in ihrem Dienfte bei fich führen 
und auf Berlangen vorzeigen müſſen. Die Verwaltung hat für veren 
Handlungen feine Haftung. 

8. 32, Alle nach Ablauf von mindeftens 3 Monaten nicht nachge- 
fragten, im örtlichen Bezirke der Bahnverwaltung oder in ven Wagen 
zurücgelaffenen Gegenftände werden als Sachen betrachtet, mit deren 
Berwerthung und Verwendung nach Maßgabe ver darüber bejtehenven 
reglementarifchen Beftimmungen der urfprüngliche Eigenthümer einver- 
ſtanden ift. 


C. Beförderung von Leiden. 
$. 33. Die Beförverung einer Leiche wird nur mit einem Begleiter, 
welcher ein Fahrbillet zu löfen hat, und in einem beſonders dazu gemie- 
theten verfchließbaren Güterwagen zugelafjen. Die Leiche muß in einem 
luftdicht verfchloffenen Kaften fich befinden. 
Es wird vorausgeſetzt, daß die zur Beförderung erforverliche polizei- 
lihe Erlaubniß nachgewiefen ift. 


D. Equipagen-Beförderung. 

8. 34, Equipagen werden nur auf den dazu beftimmten Stationen 
zur Beförderung angenommen. Sie müffen zwei Stunden vor Abgang 
bes Zuges angemeldet und fpäteftens eine Stunde vorher unter Vor— 
zeigung des zu löfenden Equipagen-Billets abgeliefert werben. Auf ven 
Zwifchenftationen kann dagegen auf eine fichere Beförberung verfelben 
mit dem vom Berfender gewünfchten Zuge nur dann gerechnet werben, 
wenn fie 24 Stunden vorher angemeldet werben. 

Eine Beförderung der Equipagen mit den Eil- und Schnellzügen 
fann nicht verlangt werben. 

Wenn eine Equipage ohne Begleiter verfendet werben foll, fo gelangt 
fie gegen Abgabe des gewöhnlichen Frachtbriefes bei der Gütererpebition 
zur Beförderung. 

8. 35. Nah Ankunft auf ver Beftimmungs- Station wird gegen 
Rückgabe des Billets die Equipage ausgeliefert und muß fpätejtens inner: 
halb zwei Stunden abgeholt werden, wenn die Ankunft bis Abends 6 Uhr 
erfolgt. Trifft dagegen der Zug auf der Beftimmungs-Station erft fpäter 
ein, jo läuft die Frift erft von Morgens 6 Uhr an. Für jede Stunde 
längeren Verweilens ift ein Standgeld von 12 Kreuzer zu entrichten. 

8. 36. Die Eifenbahnverwaltung haftet für die beförberten Equi- 
pagen, es fei denn, daß ber Verluft over die Beſchädigung verjelben durch 
eigene Fahrläßigfeit des Aufgebers oder des Entfehädigungs- Berechtigten 
oder durch die unabwendbaren Folgen eines Naturereigniffes oder durch 
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Zufall herbeigeführt ift, wohin jedoch nicht gerechnet werben follen, Dieb- 
ftahl und Brandunglüd. Den Werth der Equipage oder den durch deren 
Beſchädigung herbeigeführten Schaden, fowie daß die Beſchädigung nach 
Uebergabe ber Equipage an die Bahnverwaltung ftattgefunden, muß der 
Reklamant nachweifen. Ein Erfak von mehr als 525 fl. (oder 300 Thlr.) 
wird indeß nicht geleiitet, infoferne nicht eine höhere Werths-Declaration 
ftattgefunden hat. 

Im Tegteren Falle beträgt die Verficherungsprämie bei je 175 fl. 
(100 Thlr.) Mehrverficherung für die erften 10 Meilen 10'/, fr. (3 Sgr.) 
und für jede weitere 10 Meilen 3'/, fr. (1 Sgr.) 

Dabei werden jede angefangenen 100) Thlr. und jede angefangenen 
Meilen für voll gerechnet und der Gefammtbetrag auf Grofchen abge 
rundet. 

Der geringfte Verfiherungsfag, welcher erhoben wird, beträgt 10"/, 
Kreuzer (3 Sgr.). 

Die Verantwortlichfeit der Verwaltung hört, wenn die Equipage 
mit einem Frachtbriefe verjendet worben, fünf Stunten nah Benachrich- 
tigung des Adreſſaten, und in allen andern Fällen, mit Ablauf von fünf 
Stunden nach Ankunft des Zuges an dem innerhalb des Betriebes ver 
Verwaltung belegenen Bejtimmungsorte auf. Von diefer Zeit an bleibt 
die Equipage nur auf Gefahr des Eigenthümers auf dem Bahnhofe ftehen. 
Die Frift wird nach Anleitung des $. 35 berechnet. 

Den Inhabern der Equipagen fteht e8 frei, Bagage und Reifegepäd 
in den Equipagen zu belafjen, foferne nicht Zoll- und Steuervorfchrif- 
ten entgegenjtehen. Die Verwaltung wird ihre Beamten anweijen, auf 
diefe Sachen mit Acht zu haben, übernimmt jedoch für Berluft und 
Beſchädigung derſelben feine Vertretung. 

Die Eigenthümer oder Begleiter der Equipagen fönnen zwar nad) 
Ermefjen der Eijenbahnbeamten in venfelben während ver Fahrt ihren 
Plag nehmen, haben aber für jede Perfon ein Billet II. Klaſſe zu Löfen. 

Das Mitfahren auf dem Bode ift gänzlich verboten. 


E. Beförderung von Thieren. 


$. 37, Der Abfenver oder Empfänger muß das Ein- und Ausladen 
der Hunde, Pferde und des fonftigen VBiehes in die Wagen und aus den— 
jelben, jowie die zur Befeftigung ver Thiere erforverlichen Mittel und das 
Anbinden felbjt beforgen oder beforgen laffen, ſich auch von der ficheren 
Anlegung ver Thiere felbft überzeugen. Kranke Thiere oder folche, welche 
aus Drten kommen, wo eine Viehſeuche herrfcht, werben zur Beförberung 
nicht angenommen. Zum Transport wilder Thiere ift die Eifenbabn- 
Berwaltung nicht verpflichtet. 
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8. 38. Für die zur Beförderung übernommenen Thiere wird von 
ber Verwaltung nur dann Erfat geleiftet, wenn ber Verluſt over Be— 
ſchädigung derſelben nicht als Folge eines Zufalls anzufehen und ohne 
eigenes Verſchulden des Abſenders und feines ven Thieren beigegebenen 
Begleiters herbeigeführt ift. 

Dagegen leiftet vie Verwaltung für die Thiere in dem Falle feinen 
Erfaß, wenn deren Verluft oder Beſchädigung durch Entfpringen, Fallen, 
Stoffen over aus fonftigen Urfachen beim Einlaven, Ausladen, während 
des Transportes oder beim Aufenthalte auf dem Bahnıhofe entftanden ift. 


Das Marimum des Schavenerfates bejteht in: 


150 Thaler = 262 fl. 30 fr. für ein Pferd, 
0" = 122» 30" » einen Maftochien, 
50 " = 87"30 0" " ein Haupt-Rindvieh, 
6 r = 10" 30" 0 ein Kalb, 
20 nn = 35" 30" " ein Maftfchwein 
8 — 14" 30" " ein mageres Schwein, 
2 n = 3" 30.0 n ein Ferkel, 
4 nn = Tr 300 " ein Schaf over eine Ziege 
2 nn = 3"30r " einen Hund, 
10 " = 1730» » ven Zentner fonftiger Thiere. 


Veberjteigen diefe Marimalfäge ven wirflichen Werth, fo wird nur 
diefer vergütet, infoferne nicht eine höhere Werth- Declaration ftattgefun- 
den bat. 

In letzterem Falle beträgt die Verficherungsprämie bei je 175 fl. 
(100 Thaler) Mehrverficherung für 10 Meilen u. ſ. f. 1°/, fr. ('/, Sr.) 

Dabei werben jede angefangenen 100 Thaler und jede angefangenen 
10 Meilen für voll gerechnet und der Gefammtbetrag auf Grofchen ab- 
gerunbet, 

Der geringfte Verficherungsbetrag, welcher erhoben wird, beträgt 
7 Kreuzer (2 Sgr.). 

$. 39. Die Beförderung der Hunde gefchieht in abgefonderten 
Behältnifjen. 

Der Transportpreis muß bei der Aufgabe des Hundes gegen Löſung 
eines Fahrzetteld bezahlt werben, gegen deſſen Zurüclieferung nach been- 
digter Fahrt der Hund verabfolgt wird. Hunde, welche nach Ankunft 
auf ver Station nicht fofort abgeholt werben, zu verwahren, iſt die Ver— 
waltung nicht verpflichtet. 

8. 40. Der Transport der Pferde erfolgt gegen Vorausbezahlung 
und Löſung von Fahrzetteln. 

Mit welchen Zügen und in welcher Zahl die Beförberung von Pfer- 
den jtattfindet, hängt von dem Ermefjen ver Eifenbahn-Verwaltung ab. 
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Die Pferde müfjen wenigftens eine Stunde vor Abgang der Züge 
zur Einbringung in die Wagen bereit ftehen, nachdem zuvor die Fahrzettel 
gelöst find. Wenn der Zug in der Nacht oder des Morgens früh vor 
7 Uhr abgeht, jo müffen die Pferde bis 8 Uhr Abends angemelvet werben. 

Auf die Verfendung von Zwifchenftationen ab kann mit Sicherheit 
nur im Falle vorheriger Berftändigung mit dem Stationsvorftand ge- 
rechnet werben. 

Bei ver Anfunft am Beftimmungsorte werben die Pferde gegen Rüd- 
gabe der Fahrzettel ausgeliefert; das Abführen verjelben muß fpätejtens 
eine Stunde nach der Anfunft auf dem Bahnhofe gejchehen. Mit Ablauf 
diefer Frift erlifcht jede Verantwortlichkeit der Verwaltung, und muß 
außerdem, felbjt wenn die Pferde im Freien auf dem Bahnhofe ftehen 
bleiben, für jedes Pferd ein Standgeld von 3 fr. für je drei Stunden 
entrichtet werben. 

8. 41, Pferde und anderes Vieh werben fowohl in einzelnen Stücken 
als in ganzen Wagenladungen zur Beförderung übernommen. Die Quan- 
tität des gleichzeitig zu befördernden Viehes, ſowie die Züge, mit welchen 
es zu beförbern, bejtimmt die Eifenbahn-Berwaltung. Namentlich hängt 
die Mitnahme einzelner Stüde Vieh davon ab, ob paßlicher Raum vor- 
handen ijt, und kann daher im Voraus nicht zugefichert werben. 

Der Fahrpreis ift gegen Yöfung von Viehzetteln am Abfendungsorte 
zu erlegen. 

Das Vieh muß zwei Stunden vor Abgang des Zuges auf den 
Bahnhof gebracht und, wenn der Zug in der Nachtzeit oder des Morgens 
vor 7 Uhr abgeht, bis 8 Uhr Abends vorher angemelvet werven. 

Die Beförderung von Thieren ohne begleitendes Beauffichtigungs- 
Perjonal kann nicht verlangt werben. Führer von Pferden und anderem 
Bieh müſſen Perjonen- Fahrbillets löfen, und fomweit der Stationsvorftand 
es für nöthig erachtet, nach deſſen Anmweifung ihren Pla in den betreffen- 
den VBiehwagen nehmen. Nur bei ganzen Wagenladungen wird ein Führer 
unentgeltlich befördert. 

Bei der Ankunft an ven Bejtimmungsort wird das Vieh gegen Rüd- 
gabe der Viehzettel ausgeliefert; das Ausladen und Abtreiben muß fpäte- 
ftend zwei Stunden nach Ankunft auf dem Bahnhofe geichehen. Mit 
Ablauf diefer Friſt erlifcht jede Verantwortlichfeit ver Bahnverwaltung, 
und muß außerdem, jo lange dem Vieh ein fernerer Aufenthalt auf dem 
Bahnhofe gejtattet wird, für jedes Stüd ein Standgeld von brei Kreuzern 
für je drei Stunden entrichtet werben. 


Verordn.- u, Anz. Bl. für die k. b. BVerfehrs-Anftalten v. 1859. Nr. 45. S. 47. 
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m. Abſchnitt. 
Eelegraphen-Berträge. 


RO 


1. Bundesbeihluß, die Anlage und den Betrieb von Telegraphen- 
Verbindimgen im Rayon der Bundesfeftungen betreffend, vom 
24. Mai 1855. (XVI. Sitzung $. 189.) 


1. Der Ausführung einer Telegraphenleitung im Rayon einer Bun— 
desfejtung und über den zu biefer gehörigen, dem Bunde eigenthümlichen 
Grund und Boden, dann durch die Feitungswerfe und in die Feftung 
jelbjt, wird die Zuftimmung der Feſtungsbehörden vorbehalten und darf 
nur nach vorgängiger Genehmigung verjelben hergeftellt werben. 

2. Diejenigen Bundesregierungen, welche fich im Befite folcher Tele- 
graphenleitungen befinden, find auf Anfuchen ver betreffenden Feſtungs— 
behörde verpflichtet, im Einvernehmen mit verfelben .eine jede Aenderung 
der Drahtleitung, die fich aus militärischen Gründen als wünfchenswerth 
darftellt, vornehmen zu laffen. Die Ausführung hat, infofern nicht eine 
anberweite Vereinbarung befteht, auf Koften des Bundes und in der Art 
zu erfolgen, daß hierdurch der Telegraphenverfehr in Feiner Weife ge- 
jtört wird. 

3. Die betreffenden Gouvernements ber Bunbesfeftungen werben 
ermächtigt, in Kriegs» und Frievenszeiten, in legteren aber nur unter 
außergewöhnlichen und beſonders dringenden, bie Sicherheit der Feſtung 
gefährdenven Verhältniffen, nöthigenfalls ven Verkehr durch den Telegra- 
phen für die Privatcorrefpondenz auf den in den Rayons der Feltungen 
liegenden Stationen einzuftellen, und ven Telegraphendienft behufs ver 
amtlichen telegraphifchen Correfpendenz und der Staatsrepefchen unter 
militärische Controfe zu ftellen, fowie auch die Ausgabe von Chiffreve- 
pefchen auf den gedachten Stationen während deſſen auszufchließen. Es 
ift jedoch dabei immerhin Vorforge zu treffen, daß hierdurch das Durch— 
telegraphiren auf ber durch die Feitung geführten Drabhtleitung von und 
nach außerhalb ver Feſtung liegenden Stationen nicht geftört werde, und 
e8 find die Fejtungsgouvernements verpflichtet, ven betreffenden Territorial- 
beziehungsweife den Regierungen, auf deren Yinie der Telegraphenverfehr 
eingejtellt oder befchränft wird, von den getroffenen deßfallſigen Anord— 
nungen ftetS fofort Mittheilung zu machen. 


Meyer's Corp. jur. confoed. germ. 3. Aufl. Tb. 1. Nr. XCVIII. ©. 627, 
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2. Bekanntmachung, den deutjch=dfterreichiichen Telegraphen-Berein 
betreffend. 


Stants - Minifterium des Handels und der öffentlichen Arbeiten, 


Nachdem Seine Majeftät ver König dem zwijchen ven Regierungen 
von Bayern, Dejterreih, Preußen, Sahfen, Hannover, Württemberg, 
Baden und Medlenburg- Schwerin, dann ber Nieverlande unter dem 16. 
November v. Irs. zu Stuttgart abgefchloffenen vevivirten deutſch- öfter- 
reichifchen Telegraphen - Vereins » Vertrage die Genehmigung zu ertheilen 
gerubt haben, auch die Ratificationen von Seite der andern Vereins— 
Regierungen erfolgt find, fo werden die Beftimmungen biefes Vertrages, 
fowie des, einen integrirenden Beftandtheil desſelben bildenden Reglemente 
für die telegraphifche Correſpondenz im deutſch⸗ oſterreichiſchen Telegraphen— 
Verein in Nachfolgendem zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 

München den 18. März 1858. 

Auf Seiner Majeſtät des Königs Allerhöchſten Befehl. 
Freiherr von der Pfordten. 
Durch den Miniſter der Generalſecretär: 
Miniſterialrath v. Wolfanger. 


Defimmungen 
des trug 
revidirten deutjch=djterreichiichen Telegraphen- Bereind- Vertrages. 
Umfang des Bereines. 


Art. 1. Als Linien und Stationen des veutfch-öfterreichiichen Tele- 
graphen-VBereins werben alle Telegraphen-Pinien und Stationen angejehen, 
welche vie Telegraphen:Berwaltungen der ven Verein bildenden Staaten, 
fei e8 in den eigenen Staatögebieten oder in den Gebieten anderer Staa- 
ten, für den allgemeinen Verkehr unterhalten. Jever Regierung bleibt 
jevoch vorbehalten, Yinien und Stationen, welche fie zur unterjeeifchen 
Verbindung mit fremden nicht zu Deutfchland gehörigen Staaten anlegt, 
von der Eigenfchaft als Vereinslinien und Vereinsftationen entweder aus- 
zufchließen, oder für die unterſeeiſchen Yinien abweichende Tarife vor: 
zufchlagen. 

Deutſche Staaten fünnen dem veutjch = öfterreichifchen Telegraphen- 
Vereine nur als wirkliche Mitglieder beitreten. 

Außerdeutiche Staaten fünnen mit dem beutjch » öfterreichifchen Tele- 
graphen-Vereine ferner nur in ein Vertragsverhältnig treten. 

Jede BVereinsregierung ift befugt, Verträge diefer Art mit Nachbar- 
ftaaten im Namen des Vereines zu fchliegen, infoferne ven Verträgen 
bie Beſtimmungen bes Vereines zu Grunde gelegt werben. 
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Die Zulaffung von Beftimmungen, welde von ben Principien des 
Bereines abweichen, darf nur mit Genehmigung fämmtlicher Vereins— 
Regierungen jtattfinden. 


Bereind-ECorrefponden;. 


Art. 2. Den Bereins-Beftimmungen ift nur diejenige telegrapbifche 
Correſpondenz unterworfen, von welcher die Linien zweier oder mehrerer 
Bereins-Verwaltungen berührt werben. 

Die Beitimmungen für die Correfpondenz, welche nur die Linien 
Einer Vereins-Verwaltung berühren, bleiben jever Regierung überlaffen. 

Die von nicht vereinsländifchen Nationen ausgehende oder dahin 
gerichtete telegraphifche Correſpondenz ift, falls fie die Linien mehrerer 
Bereinsverwaltungen berührt, vücdfichtlih der Beförderung im Bereich 
des Vereins fo zu behandeln, als wäre fie an dem Bunfte, wo fie bie 
Vereinslinien zuerjt berührt, aufgegeben, oder nach dem Punkte, wo fie 
die Vereinslinien verläßt, bejtimmt. 

Das Beftehen einer Lücke auf Vereinslinien oder bie ftredenweife 
Benugung ausländifcher Telegraphenlinien benimmt einer Depefche,” welche 
die Linien mehrerer Vereins - Verwaltungen berührt, nicht ven Charakter 
einer Vereinsdepeſche. 


Directe Beförderung. 

Art. 3. Jede Depefche ....B von der Aufgabe- bis zur, Adreßſtation 
foviel wie möglich ohne Umtelegraphirung befördert werben. 

Um diefen Zwed möglichjt vollftänbig zu erreichen, find auf allen 
Stationen die vereinbarten Apparate und Schriftzeichen anzuwenden. 

Zur Sicherung regelmäßiger Beförderung der Vereins-Correſpondenz 
werben, nach näherer Verſtändigung ver betheiligten Verwaltungen, zwijchen 
den Stationen ber verfchievenen Staaten befonvere Leitungen mit über- 
einjtimmenber und dem Bebürfniß entfprechenver Anzahl Drähte unter- 
halten, die vorzugsweife nur für ben Bereinsverfehr zu benügen und 
pie bei ruhender Vereins-Correſpondenz für dieſe offen zu halten find. 

Die Beförderung der Vereins-Correjpondenz ſoll für gewöhnlich auf 
dem ver Meilenzahl nach kürzeſten Wege geichehen, es fei denn, daß mit 
Rücficht auf den Andrang der Depejhen und die vorhandenen DBerbin- 
dungen auf einem längeren Wege eine fchnellere Uebereinfunft zu erwar— 
ten jtebt. 

Gegenfeitige Mittheilungen. 

Art. 4. Die Mitglieder des Vereines werben fich gegenfeitig alle 

den Telegraphendienft betreffenden neuen Einrichtungen und Vervollfomm- 


nungen mittheilen. 
69 
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Außerdem wird jede ZTelegraphen- Verwaltung am Ende eines jeven 
Halbjahres allen andern eine Zeichnung ihres Telegraphennetzes überjen- 
den, aus welcher vie Anzahl ver Drähte, jowie die Namen der Stationen 
und deren Yage an den Drähten mit befonverer Bezeichnung ver Ueber— 
tragungs - Stationen zu erjehen und worin die für ben Bereinsverfehr 
beftimmten Drähte fpeciell bezeichnet find, umd eine kurze Bejchreibung 
beifügen, aus welcher die Art des bezüglichen Dienjtbetriebes zu erſehen ift. 

Bon jeder Eröffnung einer neuen Telegraphen-Station ift ſich gegen- 
feitig unter genauer Bezeichnung ihrer telegraphifchen Verbindung Mit- 
theilung zu machen. 

Ebenfo ijt jeve Schliefung einer Station den andern Bereinsverwal 
tungen kundzugeben. 


Zufiherung gegenfeitiger Beförderung. 

Art. 5. Die Bereind - Regierungen fichern ſich gegenfeitig bie 
möglichft fchnelle und genaue Ueberlieferung der von ihren Stationen an- 
genommenen DBereind-Depejchen zu. Außer in ben vertragsmäßig feitge: 
fetten Fällen (fiehe Art. 12) dürfen VBereins-Depefchen nicht zurückgewieſen, 
noch dürfen folche unterbrüdt werben. 

Eine Gewähr für die richtige Uebereinfunft der Depefchen, ſowie für 
deren Uebereinkunft innerhalb einer bejtimmten Zeit wird nicht übernom- 
men. Hat nah Maßgabe der in dem vereinbarten Reglement enthaltenen 
PBeftimmungen eine NRücerjtattung von Gebühren wegen VBerluft, Ber- 
jögerung oder Verftümmelung von Depeſchen ftattzufinven, fo tft diejenige 
Verwaltung zur Zahlung des zurüczuerftattenden Betrages verpflichtet, 
auf deren Linien ver Verluft, die Verzögerung ober bie Verftümmelumg 
erfolgt ift. 

eve Vereins-Regierung ift befugt, einzelne oder ſämmtliche Pinien 
für alfe over für gewiffe Arten ver Correfponvenz zeitweife außer Betrieb 
zu fegen; doch foll dies blos in äußerſten Fällen, z. B. in Kriegszeiten 
zc. ꝛc. gefchehen. Sobald ein folcher Fall eintritt, müſſen vie übrigen 
VBereinsregierungen hiervon in Kenntniß gefett werben. 


Dewahrung des Telegrapben-Geheimniffes. 

Art. 6. Die Vereins Regierungen werben Sorge tragen, daß die 
Mittheilung von Depefchen an Unbefugte verhindert und daß das Tele- 
graphengeheimnig überhaupt in jeder Beziehung auf das Strengfte ge 
wahrt werde. 


Berehtigung zur Benützung bes Telegrapben. 


Art. 7. Die Benügung der Telegraphen ver Bereins-Regierungen 
fteht Jedermann ohne Ausnahme zu. 
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Wohin Depeſchen gerichtet werden können. 

Urt. 8. Telegraphifche Depefchen können nach allen Orten auf: 
gegeben werben, wohin die Beförderung ganz oder theilweife durch den 
Telegraphen möglich ift. Befindet fih am Beftimmungsorte feine Tele- 
graphen- Station, jo gefchieht die Weiterbeförderung von der Auferften, 
beziehungsweife der von dem Aufgeber bezeichneten ZTelegraphen - Station 
entweder durch die Poſt, mitteljt Eftafette oder durch Expreßboten. 

In demjenigen Bereinsftaate, in welchem vie Eifenbahnbetriebs- 
Zelegraphen zur Beförderung von Staatsdepeſchen mitbenugt werden, foll 
e8 den VBereind-Regierungen freiftehen, auch Vereins - Privatdepefchen auf 
ven Wunfch der Abſender von einem Staatötelegraphen-Stationsorte aus 
in der Richtung der Staatstelegraphenlinie mitteljt Eifenbahn-Telegraphen 
nach einem mit einem Staats-Telegraphen-Bureau nicht verfehenen Orte 
zu beförbern. 

Den einzelnen Verwaltungen bleibt e8 übrigens überlafjen, ven Ver— 
fehr zwifchen den Vereinsſtationen und den Stationen der Eifenbahnbe- 
trieb8-Telegraphen beſonders zu orbnen. 


Zeit für vie Aufgabe ver Depeſchen. 

Art. 9. Die Telegraphen-Stationen zerfallen rücjichtlich der Zeit, 
während welcher fie für die Annahme und Beförderung der Depefche offen 
zu halten find, in brei Klaffen, nämlich 

a) Stationen mit Tag- und Nachtvienft, 
b) Stationen mit vollem Tagesdienſt, und 
c) Stationen mit bejchränftem Tagesdienſt. 

Die Dienftftunden und die Bedingungen werben durch das Regle— 

ment bejtimmt. 


Zeitbeftimmung. 
Art. 10. Die Uhren aller ZTelegraphen- Stationen einer und ber- 
jelben Vereins-Verwaltung werben nach der mittleren Zeit der Gentral- 
Station gerichtet. 


Claffification und Erforderniß der Depeſchen. 

Art. 11. In Bezug auf die Behandlung ver telegraphiichen Depe- 

chen find zu unterfcheiven: 

a) Staatsdepeſchen ver dem Verein angehörigen, ſowie ber vertrags- 
mäßig berechtigten Regierungen; 

b) Dienftvepefchen, welche fich ausfchließfich auf den Telegraphenvienft 
beziehen, oder dringende Mafregeln, over jchwere Unfälle auf 
Eifenbahnen betreffen ; 

c) Privatdepefchen. 
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Das Original jeder zu beförbernden Depefche muß in folchen Buch— 
jtaben und Zeichen deutlich gefchrieben fein, welche fich durch ven Tele— 
graphen wiedergeben laſſen. 

Staatsvepefchen Fünnen in beliebiger Sprache abgefaßt over iffrirt 
aufgeliefert werben. 

Bei allen andern Depejchen iſt die Faſſung in veutfcher over fran- 
zöfifcher Sprache Regel. Die Bereinsverwaltungen machen fich diejenigen 
Zelegraphen - Stationen nambaft, wo auch Depefchen in nieverländifcher, 
engliicher oder italienischer Sprache zugelafjen werben. 

Für Dienftdepefchen zwijchen ven Vorftänden ver Telegraphen-Eentral- 
Verwaltungen ift die Anwendung von Chiffern ebenfalls geftattet. 

Welche Depefchen jede einzelne der Bereind- Regierungen als ihre 
Staatsvepefchen betrachtet zu jehen wünjcht, hängt von ihrem Ermeffen 
ab, jedoch müfjen fie ald Staatsdepeſchen bezeichnet und durch Siegel oder 
Stempel als folche beglaubigt fein. 


Controlirung des Inhalts der Depefchen. 


Art. 12. Eine Eontrole über die Zuläßigfeit ver Beförderung von 
Staatsdepeſchen mit Rüdfiht auf ihren Inhalt fteht ven ZTelegraphen- 
Stationen nicht zu. 

Dagegen können Privatdepefhen, deren Inhalt gegen die Geſetze 
verftößt oder aus Rückſichten des öffentlichen Wohles und der Sittlichfeit 
für unzuläßig erachtet wird, von der Annahme und Weiterbeförderung 
ausgefchlofien werben. 


Reihenfolge der Telegraphirung und Richtungswechſel. 


Art. 13. Die Beförderung her Vereinspepefchen von jever Station 
aus auf berfelben Linie gefchieht in der Megel noch in ber Reihenfolge, 
in welcher fie entweber bei der Station aufgeliefert werden oder telegra- 
phiſch zu verfelben gelangen. 

Den Vorrang bierbei haben jedoch jeberzeit bie Staatsdepeſchen und 
unter biefen wieber biejenigen, welche von ben betreffenden Staatsober- 
häuptern, Minifterien oder Gejandtichaften abgefendet werden. 

Dringende Dienftvepefchen gehen ven Privatvepefchen voran. 

Die begonnene Abtelegraphirung einer Depefche darf durch den Hin- 
zutritt fpäter aufgelieferter Depefchen einer höheren Klafje nur in ven 
dringendſten Fällen unterbrochen werben, 

Zwiſchen zwei in birecter Correfpondenz jtehenden Stationen find 
die Depeichen, fofern fie derfelben Rangklaſſe angehören, in Bezug auf 
ihre Richtung alternirend zu befördern. 
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Grundlage der Tarife. 


Art. 14. Für die Ermittelung ver Beförberungsgebühren wird 
einerfeits die Wortzahl der Depefche, andererſeits die Entfernung, auf 
welcher die Depeſche zu beförbern iſt, zu Grunde gelegt. Bleibt bie 
Depefche innerhalb des Gebiet8 des beutjch = öfterreichifchen Telegraphen: 
Bereind, fo wird bie birecte Entfernung zwifchen ver Aufgabe- und der 
Adref - Station; — bewegt fie fih zwifchen dem Vereinsgebiete und dem 
Auslande, fo wird bie bivecte Entfernung zwifchen ver Vereins - Station 
und dem betreffenden Grenzpunfte, und geht fie durch das Vereinsgebiet, 
jo wird die birecte Entfernung zwifchen dem Ein- und Ausgangspunfte 
bes Vereinsgebietes berechnet. 

Bei Depefchen von und nach dem Auslande treten ven Vereinsge— 
bühren noch die ausländifchen Beförberungsgebühren hinzu. 

Um eine fefte Grundlage für die Taxirung diefer Depefchen zu ge- 
winnen, werben bie Regierungen bejtimmte Taxorte an ven Vereinsgren- 
zen für den Eintritt und den Ausgang ber Depefche gemeinfchaftlich feſt— 
ftellen und wo möglich ſich über gewiſſe Entfernungen einigen, welche 
ohne Rückſicht auf den wirklich benugten Weg bei ber Berechnung zur 
Anwendung fommen. 

As Grundlage für die Gebührenerhebung bienen eigens bazu be- 
ftimmte Zonenverzeichniffe und Zonenkarten. 


Specielle Tarbeftimmungen. 


Art. 15. Die Einheit der Beförvderungsgebühren bilvet je nach ber 
Währung, welche bei der Aufgabeftation befteht, ver Sat von 
12 Sgr. = 36 fr. öſterreichiſch = 42 fr. ſüddeutſch — 
70 Cents nieberländifh = 1"/, Free. 
für die einfache Depefche. 
Eine einfache Depefche ift eine folche, welche nicht mehr als 20 Worte 
enthält. 

Für jede folgenden 10 Worte wird jebesmal die Hälfte der Ein- 
heitsgebühr mehr erhoben, fo daß Depeichen mit 21—30 Worten 18 Sgr., 
vergleichen mit 31—40 Worten 24 Sgr. u. f. f. often. 

Die Zonen beftimmen fich durch directe Entfernungen (Luftlinie) 
in der Weife, daß die erften 10 geographifchen Meilen vie erfte, die fol- 
genden 15 geographifchen Meilen die zweite, die nächftfolgenden 20 geogra- 
phifchen Meilen vie dritte und fofort immer bie um 5 Meilen vergrößerte 
Meilenzahl eine weitere Zone bildet. 

Die nah Mafgabe ver Mehrzahl für die erfte Zone ermittelte 
Gebühr fteigt jedesmal um venfelben Betrag für jeve folgende Zone. 

Die regelmäßigen Gebühren für die Weiterbeförberung von Depefchen 
nach außerhalb der Telegraphenlinien gelegenen Drte, oder für Depefchen, 
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welche vermittelft Eifenbahnbetriebs - Telegraphen weiter zu bringen find, 
werben jedesmal bei der Aufgabe miterhoben und ver Verwaltung ber 
Horefftation vergütet 


Gebühren-Erhebung. 
Art. 16. Bei Aufgabe ver Depejchen find ſämmtliche dafür zu zah— 
(ende Gebühren im Voraus zu entrichten und haben nur bie den Telegra- 
phendienſt betreffenden Depeſchen Anſpruch auf gebührenfreie Beförberung. 


Abrehnung des deutſch-öſterreichiſchen Telegraphen-Vereins. 

Art. 17. Zur Ermittelung und Wusgleihung der wechjelfeitigen 
Zahlungen und Forderungen „ver einzelnen Verwaltungen des beutfch- 
öfterreichiichen Telegrapben- Vereins für die gegenfeitige Benützung der 
Bereinslinien finden nad regelmäßigen Zeitabfchnitten Abrechnungen ftatt. 


Gegenftand der Vereins-Abrehnung. 


Art. 18. Die zur Beförderung telegraphifcher Depefchen noch kom— 
menden Telegraphirungs- und andern Gebühren fließen in vie Vereins— 
faffe und bilden den Gegenjtand ver Vereins - Abrechnung, beides mac 
Maßgabe der viesfalls vereinbarten Inſtruction. 


Theilung des Bereins- Einfommen®. 


Art. 19. Die Vereinsgebühren werden unter die VBereinsmitgliever 
nad) Verbältnig der ohne Rückſicht auf die Anzahl der Drähte als eine 
einzige Yinie gedachten Gefammtlänge der in jedem einzelnen Staate am 
eriten Tage jedes Quartals im Betriebe gewejenen Telegraphenlinien 
(nah Zonen berechnet) und nach Verhältniß der Anzahl ver im Laufe 
des betreffenden Quartals von jeder Vereins-Verwaltung beförderten (d. i. 
abgegangenen, angefommenen und burchgegangenen) Vereins » Depefchen 
vertheilt. 

Die Vertheilung erfolgt in der Art, daß die Summe der Depeſchen 
eines Vereinsſtaates (wobei Depeſchen von 20 Worten und darunter als 
einfache, von 21 bis zu 40 Worten als doppelte, von 41 bis 60 Worten 
als dreifache und ſo weiter gerechnet werden) multiplicirt mit der höchſten 
Zonenzahl desſelben die Verhältnißzahl ergibt, nach welcher dieſer Staat 
an der Gejammteinnahme des Vereins in dem betreffenden Zeitabfchnitte 
Theil zu nehmen hat. 

Bei auferterminlihem d. h. nicht mit dem Beginne eines Quartals 
ftattfindenden Beitritte einer neuen Verwaltung zum deutfch-öfterreichifchen 
Zelegrapbenvereine foll das Theilnahmsrecht der neu hinzutretenden Ver— 
waltung an dem Bereinseinfommen von dem Tage des Veitritts ab, 
welcher jedoch nur der erfte Tag eines Monats fein darf, beginnen. 
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Gentral-Organ für die Bereins-Abrehnungen. 

Art. 20. Eine von ben Bereinsmitglievern aus ihrer Mitte ge- 
wählte Zelegraphen - Verwaltung unterzieht fih al8 Central - Organ ver 
Beforgung des DVereins-Abrechnungsgefchäftes auf Grundlage ver desfalls 
vereinbarten Inſtruction. 

Der Aufwand für dieſe Gefchäftsbeforgung wird von fämmtlichen 
Bereind- Verwaltungen nah Maßgabe ihres Antheils an ver Gefammt- 
einnahme getragen. 

Abrechnungs-Perioden. 

Art. 21. Für jedes Kalender-Quartal wird eine beſondere Vereins— 
Abrechnung aufgejtellt. 

Die Vereins-Verwaltungen haben dem Gentral-Organ als Material 
dazu fpätejtens nach Ablauf von 3 Monaten nach jedem Quartalsfchluße 
Nachweifungen ver am erjten Tage des Quartals im Betriebe gewefenen 
ZTelegraphen-Linien, ſowie ver auf ihren Linien beförberten Vereinsdepeſchen 
zu überfenven. 

Das Central- Organ bat ſodann auf Grund diefes Materials mit 
möglichiter Bejchleunigung die Vereins-Abrechnungen aufzuftellen und ven 
Vereins⸗Verwaltungen mitzutheilen. 


Saldirung. 

Art. 22. Spüteftens vier Wochen nad Empfang ver Abrechnungen 
haben die mit Zahlung abſchließenden Vereinsverwaltungen bie ermittelten 
Soll» Beträge dem Gentral:Organ baar zu überfenden und das Gentral- 
Organ ift wiederum gehalten, fofort nah Eingang ſämmtlicher Zahlun- 
gen denjenigen Verwaltungen, für welche fich Forderungen ergeben haben, 
legtere aus den empfangenen Baarmitteln zu vergüten. 


Aufbewahrung der Driginale der Depejden. 


Art. 23. Die Originale der aufgegebenen Depefchen, fowie vie 
Papierftreifen mit der telegraphifchen Echrift und die Niederfchriften ver 
aufgenommenen Depefchen werben mindeftens ein Jahr lang in einer 
das Geheimniß fichernden Weife aufbewahrt und fünnen dann vernichtet 
werben. 


Telegrapben-Eonferen;. 
Art. 24. Zum Behufe ver Fortbildung des deutjch - öjterreichifchen 


Telegraphen = Vereins findet nach Bedürfniß zeitweife ein Zufammentritt 
von Abgeordneten ver Vereins-Regierungen ftatt. 


Beilagen des Vereins-Vertrages. 


Art. 25. Das dieſem Vertrage angefchloffene Reglement (Anlage A) 
und bie Dienftanweifung bilden integrirende Beſtandtheile vesfelben, können 
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jedoch umnbejchavet des Vertrages im gemeinfamen Einverftänbniffe ver 
Vereins-Verwaltungen geändert werben. 


Dauer des Vertrages, | 
Art. 26. Gegenwärtiger Vertrag tritt am 1. April 1858 in Wirk: 
jamfeit und bleibt für die Dauer von f echs Jahren in Kraft. 
Sofern verfelbe nicht fpäteftens ein Jahr vor deſſen Ablauf gefün- 
bigt wird, foll er auf weitere ſechs Jahre und fofort von ſechs zu ſechs 
Jahren als verlängert angeſehen werden. 


Aufhebung der früheren Verträge. 
Art. 27. Die früheren Verträge treten mit dem 1. Auguft 1858 
außer Kraft. 


Ratification. 


Art. 28, Die Ratification dieſes Bertrages foll binnen zwei Mo- 
naten von heute an in ver Weife erfolgen, daß jede ver hoben Vereins⸗ 
Regierungen ihre Ratifications-Urkunde im Correſpondenzwege an die kgl. 
württembergiſche Regierung gelangen und letztere nach Eingang fämmt- 
licher Erklärungen das Ergebniß derſelben nebſt ihrer eigenen Erklãrung 
den ſämmtlichen übrigen Vereins⸗Regierungen binnen drei Monaten, von 
heute an, zugehen läßt. 


(Anlage A zum Artikel 25 des Telegraphen » Vereins - Vertrages vom 
16. November 1857.) 


Reglement 

für die 
telegraphijche Correſondenz im deutjch - öfterreichifchen Telegrapben- 
Vereine und insbefondere auf den bayerijchen Staatd = Telegraphen- 

‚ Linien. 

Bereich der Wirffamteit des Reglemente, 
$. 1. Den Beftimmungen gegenwärtigen Neglements ift die tele- 
graphiſche Correfponden; unterworfen, welche bie Linien mindeftens zweier 
dem beutjch-öfterreichifchen Vereine angehörigen Verwaltungen berührt. 

Diefelben Beftimmungen haben aber in Bayern auch für den innern 
d. b. für denjenigen telegraphifchen Verkehr, welcher ven Bereich ver 
baherifchen Staats - Telegrapben » Linien nicht überfchreitet, jeboch unter 


eretfctigung ber im 8. 14 angegebenen Mopdificationen vollftändige 
Itung. 
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Benügung der Telegraphen. 

8. 2. Die Benügung ver für ven öffentlichen Verkehr beftinmmten 
Telegraphenlinien fteht Jedermann zu. 

eve Verwaltung hat jedoch das Recht, ihre Linien und Stationen 
zeitwweife ganz oder zum Theil für alle, oder für gewiffe Gattungen von 
Eorrefpondenzen zu fchließen. 

Die Aufgabe von Depefchen behufs der Zelegraphivung kann nur 
bei den ZTelegraphen-Stationen (allenfall® auch brieflich) erfolgen. 


Bewahrung des Telegraphen-Geheimniffes. 
8. 3. Die BVereinsregierungen werden Sorge tragen, daß die Mit- 
theilung von Depefchen an Unbefugte verhinvert und daß das Telegra- 
phen-Geheimniß in jeder Beziehung auf das Strengfte gewahrt werbe. 


Aufgabe der Depefcen. 

8. 4. Die Telegraphen - Stationen zerfallen rücfichtlich der Zeit, 
während welcher fie für die Annahme und Beförderung ber Depefchen 
offen zu halten find, in drei Klaffen, nämlich 

a) Stationen mit Tag- und Nachtvienft; 
b) Stationen mit vollem Tagesdienſt; 
c) Stationen mit befhränftem Tagespienft. 

Die Stationen mit Tag- und Nachtvienft find ohne Unterbrechung 
für den Dienft geöffnet. 

Die Dienftftunden ver Staticnen mit vollem Tagesdienſte find: 

a) vom 1. April bis Ende September von 7 Uhr Morgens bis 
9 Uhr Abends; 

b) vom 1. October bis Ende März von 8 Uhr Morgens bie 
9 Uhr Abends. 
Die Dienftjtunden ver Stationen mit beſchränktem Tagesdienſte find: 
an Wochentagen (einfchließlich ver auf Wochentage fallenden Fefttage): 
von 9 bis 12 Uhr Vormittags und 
von 2 bis 7 Uhr Nachmittags, 

an Sonntagen: 
von 2 bis 7 Uhr Nachmittags. 


Wohin Depefchen gerichtet werden können. 


8.5. Telegraphifche Depefchen können nach allen Orten aufgegeben 
werben, wohin vie vorhandenen Telegraphen-Verbindungen auf dem ganzen 
Wege oder auf einem Theile vesjelben die Gelegenheit zur Beförberung 
darbieten. 

Befindet fih am Beftimmungsorte feine Telegraphen - Station ober 
wünfcht der Abſender, daß die Beförberung durch den Telegraphen nicht 
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bis zu dem Beftimmungsorte ober bis zu ver, biefem am nächjten gele- 
genen Telegraphen-Station geichehe, jo erfolgt die Weiterbeförberung von 
ver äußerften, beziehungsweife der von dem Aufgeber bezeichneten Tele- 
graphen- Station entweder dur die Poft, durch Ejtafetten oder durch 
Erpreßboten. 

Auch können in den geeigneten Fällen und wo folches ausdrücklich 
zugelaffen ift, die Eifenbahnbetriebs-Telegraphen nach ven hierüber ertheif- 
ten fpeciellen Borfchriften zur Weiterbeförverung benügt werben. Findet 
die Adreßſtation aber, daß die Depefche vorausfichtlich durch die Poſt oder 
Boten ſchneller als durch den Eifenbahnbetrieb®- Telegraphen beförbert 
werben Kann, fo wird fie ohne Rückſicht auf die eingezahlten Gebühren bie 
Uebermittelung durch die Poft oder durch Erpreßboten veranlaffen. 


Erfordernifje der zu befördernden Depefchen. 


8.6. Das Original jeder zu befördernden Depefche muß in folchen 
Buchſtaben und Zeichen, welche fich durch ven Telegraphen wievergeben 
laſſen, deutlich und verjtändlich gefchrieben fein und darf weder ungewöhn- 
(ihe Wortbildungen noch dem Sprachgebrauche zumwiderlaufende Zufammen- 
ziehungen und Abkürzungen, noch auch NRafuren enthalten. Dbenan muf 
bie Adreße ftehen mit der etwaigen Angabe über die Art ver Weiterbe- 
förderung der Depefche, dann ver Text und am Schluße die Unterfchrift 
des Abjenders mit der etwaigen Beglaubigung folgen. Die Adreſſe muß 
den Empfänger und den Beſtimmungsort fo beutlich bezeichnen, daß in 
beiden Beziehungen Zweifel nicht entjtehen Fönnen. Die Folgen ungenauer 
Aoreffirung find vom Abſender zu tragen. Derfelbe kann eine nachträg- 
liche Vervollftändigumg der Wbreffe nur gegen Aufgabe und Bezahlung 
einer neuen Depeiche beanfpruchen. 

Es ift dem Abſender einer Depefche geftattet, feiner Unterfchrift eine 
beliebige Beglaubigung beifügen zu laffen. 


Öattungen der Depefden. 

$. 7. Die Depefchen zerfallen rückfichtlih ihrer Behandlung in 

folgende Gattungen: 

I. Staatövepefchen, d. 5. Depefchen, weldhe von dem Staatsober- 
baupte und den Negierungsorganen der dem Vereine angebörigen 
Staaten ausgehen oder welchen die Bevorzugung der Staatsbe- 
pefchen anderweitig vertragsmäßig eingeräumt worden ift. 

U. Dienftvepefchen. 

IM. Brivatdepefchen. 


Befondere Beitimmungen für Staats-Depefchen. 


$. 8. Staats-Depefchen können in beliebiger Sprache, auch hiffrirt 
aufgegeben werben. 
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Sie müffen als Staats-Depefchen bezeichnet und durch Siegel ober 
Stempel als folche beglaubigt fein. 


Befondere Beftimmungen für Privat-Depejchen. 

8, 9, Bei Privat-Depefchen ift die Faffung in deutſcher oder fran- 
zöfifher Sprache Regel. 

Die Stationen, wo auch die Aufgabe von Depefchen in nieverlän- 
diſcher, englifcher oder italienifcher Sprache gejtattet ift, werden befonvers 
namhaft gemacht. 

Die Anwendung der Chifferfchrift ift in Privat» Depefchen ausge: 
ichloffen; dagegen ift die Beförderung ver Börfencourfe, Waaren, Getreid- 
preife u. f. w. in bloßen Zahlen unter denjenigen Beſchränkungen gejtattet, 
welche vie einzelnen Vereins -Megierungen etwa behufs Abwendung von 
Mipbräuchen fir nöthig erachten follten. 


Beanjtandung der Annahme. 

F. 10. Depefchen, welche ven vorſtehend ($. 8 u. 9) angegebenen 
Erforderniffen nicht entfprechen, können zur Abänderung oder Erneuerung 
zurückgegeben werben. 

Zurüdweifung. 

$. 11. Privat-Depefchen, deren Inhalt gegen die Gefete verſtößt 
oder aus Rückſichten des öffentlichen Wohles oder der Sittlichfeit für 
unzuläßig erachtet wird, werben zurücgewiefen. 

Die Entſcheidung über die Zuläffigkeit des Inhaltes fteht zumächit 
dem Vorjteher der Aufgabejtation oder deſſen Stellvertreter und in weiterer 
Inſtanz der dieſer Station vorgejegten Gentral- Berwaltung zu, gegen 
deren Entjcheidung ein Recurs nicht ftattfindet. 

Erfolgt die Zurüdweifung einer Depefche nach deren Annahme, jo 
wird dem Abfenver fogleich Nachricht davon gegeben. 


Bei Staats-Depefchen fteht den Telegraphen-Stationen eine Controle 
ver Zuläffigfeit des Inhalts nicht zu. 
Gebühren-Erhebung. 
$. 12. Bei Aufgabe der Depefchen find ſämmtliche dafür zu zah- 
lende Gebühren, mit Ausnahme etwaigen, im Falle der Bejtellung durch 


bie Poſt von dem Adreſſaten zu erhebenven Briefbeitellgelves, im Voraus 
zu entrichten. 


Grundlagen für die Gebühren-Erhebung. 
$. 13. Die Gebühren für die telegraphifche Beförderung werben 
einerfeit8 durch die Wortzahl der Depefchen, a burch die Ent- 
fernung (Zonenzahl) beftimmt. 
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Den nah den Vorſchriften gegenwärtigen Reglements fich ergeben- 
ben Gebühren treten bei Depefchen, welche zum Theil auf ven Linien von 
nicht zum beutjch » öfterreichifchen Telegraphen- Vereine gehörigen Verwal: 
tungen beförbert werben, bie jenen Verwaltungen zuftehenden Gebühren 
in der Höhe ber wirklich an biefelben zu zahlenden Beträge hinzu. 

Ebenfo wird bei Depefchen, welche von ber legten Vereins - Station 
mittelft Eifenbahnbetriebs - Telegraphen weiter zu beförvern find (8. 5), 
bie Zare um ben Betrag ber Gebühren für biefe Weiter - Beförderung 
erhöht. 

Beförderungs-Gebühren 

$. 14, Die Einheit für die Beförberungs-Gebühren ($. 13) bilvet, 
je nach der Währung, welche bei ber YAufgabe- Station befteht, ver 
Satz von 

12 Sgr., 

36 fr. öfterreichifch, 

42 fr. ſüddeutſch, 

70 Gents niederländifch, 

1 Franc 50 Centimes 
für die einfache Depeihe bis auf die Entfernung von 10 Meilen 
(ite Zone). 

Eine einfache Depeſche ift eine folche, welche nicht mehr als zwanzig 
Worte enthält. 

Für jede folgenden 10 Worte wird jedesmal die Hälfte der Ein- 
beitögebühr mehr erhoben, fo daß Depefchen mit 21 bis 30 Worten 
18 Sgr. = (1 fl. 3 fr.) ꝛc. dergleichen mit 31 bis 40 Worten 24 Sgr. 
= (1 fl. 24 fr.) ꝛc. koſten. 

Die Zonen beftimmen fi durch directe Entfernungen (Luftlinien) 
in der Weife, daß die erften 10 geographiichen Meilen bie erfte, bie fol: 
genden 15 geographifhen Meilen die zweite, die folgenden 20 geogra- 
phiſchen Meilen vie dritte und fofort immer die um 5 Meilen vergrößerte 
Meilenzahl eine weitere Zone bilven. 

Die nah Maßgabe der Wortzahl für die erfte Zone ermittelte Ge— 
bühr fteigt jedesmal um venfelben Betrag für jede folgende Zone 

Es ergibt ſich hiernach folgende Tabelle: 
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Entfernung nad | Deförverungsgebühr für 


eine einfache Depeiche von Zuſchlag für jebe folgende 
1 bis 20 Worte 10 Worte 
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Für die telegraphifche Correfponvenz, welche ausſchließlich auf 
ben unter bayerifher Verwaltung ſtehenden Staate-Telegra- 
pbenlinien zur Beförderung fommt, ift gemäß allerhöchſter Verfügung 
vom 14. Dezember 1857 ver Einheitsfat für eine einfache Depejche auf 

21 fr. ſüddeutſch = */, France 
und der Zufchlag für je 10 Worte mehr auf '/, vesfelben, aljo 

7 fr. fübdeutfch oder '/, Franc 
fejtgeftellt, wonach fich für den internen Telegraphen-Verkehr in Bayern 
nachfolgender Tarif berechnet: 
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Regeln für vie Zählung der Worte, 

8. 15. Bei Ermittelung der Wortzahl einer Depefche behufs ber 
Tarifirung werben folgende Regeln beobachtet: 

1. Die Wortzahl wird durch ven Geſammt-Inhalt deffen beftimmt, 
was vom Abfenver zum Zwecke ver Telegraphirung in das Original ber 
Depefche gefchrieben worden ift. 

Jedes Wort, welches aus nicht mehr als 7 Sylben bejteht, wird als 
ein Wort gezählt; bei längeren Worten wird der Ueberſchuß wieder als 
ein Wort gerechnet. 

2. Zufammengefegte Worte gelten als ein Wort, wenn fie in 
einem Worte gejchrieben find und die Länge nicht über 7 Sylben hin— 
ausgeht. 

Sind die einzelnen Theile dagegen getrennt gejchrieben — wenn 
auch durch Bindeftriche verbunden, — fo gelten fie als ebenfo viele ein- 
zelne Worte. 

Dit Buchſtaben ausgefchriebene, mehrziffrige Zahlen unterliegen ven 
Beftimmungen für die Zahlung einfacher und zufammengefegter Worte. 

3. Jedes getrennt ftehende Buchjtaben- oder Zahlenzeichen, ferner 
jedes apoftrophirte Wort oder Vorwort wird als ein Wort gezählt. Zum 
Worttert ver Depefche gehörige Ynterpunctienszeihen, Apoftrophe, Bin- 
dejtriche, Anführungszeihen und Parenthefen werben nicht mitgerechnet; 
dagegen werben bie Zeichen für das Interftreichen und den neuen Abfag 
(alinea) fowie alle durch den Telegraphen nicht darjiellbaren Zeichen, 
welche daher durch Worte wiedergegeben werten müſſen, al® Worte be- 
rechnet. 

4. Zahlen, mit Ziffern gejchrieben, gelten nur bi8 zur Summe von 
5 Ziffern als ein Wert. Der etwaige Ueberfchuß wird bis zur Summe 
von 5 Ziffern abermals als ein Wort berechnet. Befinden fich zwifchen 
Ziffern Bruchftriche, Kommata oder andere Interpunctionszeichen, fo wer: 
den bie betreffenden Zeichen mitgezählt und ver nächſt vorhergehenden 
Zahl zugerechnet. 

5. Bei diffrirten Depefchen werben ſämmtliche als Chiffern benugte 
Zahlen und Buchſtaben, fowie Kommata und fonftige Zeichen im diffrir- 
ten Texte zufammengezäblt, die gefundene Summe wird durch drei getheilt 
und der Quotient al8 die für den dhiffrirten Tert zu tarirende Wortzahl 
angefehen. Sofern die Theilung durch drei einen Reſt läßt, gilt dieſer 
gleichfalls als ein Wort. Der Wortjahl des chiffrirten Textes tritt die 
Zahl der ausgejchriebenen Worte, nach den gewöhnlichen Regeln berech- 
net hinzu. 

6. Adreſſe und Unterfchrift, ferner die Angabe über die Meiter- 
beförderung der Depefche von der legten XTelegrapben - Station aus, 
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b) Für die Beförderung durch Erpreßboten bis zu einer Entfernung 
von 2 Meilen: 
24 Sgr. = 
1 fl. 12 fr. öfterreihiid — 
1 fl. 24 fr. ſüddeutſch — 
1 fl. 40 Cents nieberländifch. 
ce) Für die Beförderung durch Eifenbahnbetriebs - Telegraphen, nach 
Mafgabe ver in ven bezüglichen Staaten bejtehenden Bejtimmun- 
gen, ohne Rüdficht auf Wortzahl und Entfernung 
18 Sgr. = 
54 fr. öſterreichiſch 
1 fl. 3 fr. ſüddeutſch 
1 fl. 5 Cents niederländiſch. 

d) Für die Beförderung durch Boten auf mehr als zwei Meilen 

oder mittels Eſtafette bie hiefür wirklich erwachjenden Auslagen. 

ft ver Betrag der Auslagen für Boten oder Eftafetten nicht im 
Boraus befannt, fo ift von dem Aufgeber eine zur Dedung des muth— 
maßlichen Betrages ausreichende Summe zu beponiren, von weldyer ver 
Ueberreft nach 5 Tagen zurückgefordert werben fann. 

Diefes Depofitum foll bei jeder Depefche per Meile betragen: 

24 Sgr. = 

1 fl. 12 fr. öjterreichifch 

1 fl. 24 fr. fündeutich 

1 fl. 40 Cents niederländiſch. 

Die Telegraphen-Station, bei welcher die Depefche ven Telegrapben 
verläßt, wird der Aufgabe: Station die Höhe des Betrages der Boten- 
oder Ejtafetten - Gebühr möglichjt ſchnell auf telegraphifhem Wege mit- 
theilen, worauf die Abrechnung mit dem Aufgeber über den hinterlafjenen 
Betrag Sofort ftattfindet. 


Depeſchen an mehrere Adrefjaten. 
$. 19. Jede Depefhe kann an mehrere Adreſſaten zugleich gerich- 
tet werben. Iſt vie Depefche bei einer und verfelben Adreß Station für 
mehrere Adreſſaten auszufertigen, fo tritt der Beförberungsgebühr eine 
Bervielfältigungsgebühr hinzu. 
Diefe beträgt für die zweite und jebe weitere Ausfertigung je nach 
ver bei ver Aufgabe-Station beitehenden Währung 


6 Sgr. 

18 fr. öfterreichifch 

21 fr. ſüddeutſch 

35 Cents niederländijch. 
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Zurüdziehung und Unterbrüdung von Depeſchen. 


8. 23. Bor begonnener Abtelegraphirung kann jeve Depeſche zurüd- 
gefordert werben, wenn bie rüdforbernde Perſon ſich als ber Abjenver 
oder deſſen Beauftragter legitimirt und bie etwaige Empfangs-Beſcheinigung 
der Station zurüdgibt. 

Die Gebühren werben in foldem Falle nach er von: 

6 Sgr., oder von 

18 fr. öfterreichifch, over von 

21 fr. füddeutſch, oder von 

35 Cents niederländiſch 
erjtattet. 

Dasfelbe tritt insbefondere auch dann ein, wenn ber Abſender auf 
der Depeiche eine bejtimmte Zeit, bis zu welcher viefelbe abzutelegraphiren 
jei, angegeben hat und dieſe Zeit nicht eingehalten werben kann. 

Hat die Abtelegraphirung einer Depefche bereit8 begonnen, jo fann 
jolhe zwar aufgehalten und unterbrüdt, aber nicht zurückgefordert, auch 
fann veranlaßt werben, daß eine bereits abgegangene Depejche nicht bejtelit 
wird, infoferne hiezu noch Zeit und Gelegenheit vorhanden ift. 

Bei jedem berartigen Verlangen bat der Antragfteller ſich als ver 
Abſender oder deſſen Beauftragter volljtändig zu legitimiren. 

Für die Aufhaltung und Unterbrüdung in ver Telegraphirung befind- 
licher Depefchen wird eine befonvere Gebühr nicht erhoben, die gezahlten 
Gebühren bleiben dagegen verfallen. 

Das Verlangen, daß eine bereitd abgegangene Depejche nicht beſtellt 
werde, muß mittelft beſonderer Depejche des Aufgebers an die Adreß— 
Station erfolgen, wofür die tarifmäßigen Gebühren zu zahlen find. Die 
erlegten Gebühren für Depefchen, deren Bejtellung unterbrüdt wirt, 
werben nicht eritattet. 


Berfahren bei der Mpref- Station. 

$. 24. Die Depefchen werben gleih nach der Ankunft bei ver 
Anreß - Station dur wortgetreue Abjchrift des ganzen Inhalts aus 
gefertigt. 

Die nah dem Orte ſelbſt gerichteten Depefchen werden in Couverté 
eingefchloffen, welche die volljtändige Adreße ver Depefche erhalten, und, 
mit dem Siegel der Station verſehen, fo fchleunig als möglich beſtellt. 

Die nach andern Orten bejtimmten Depefchen werben, je nachdem 
fie durch Vermittlung von Eifenbahn - Betriebs - Telegraphen oder durch 
die Poſt als Erpreßbrief, durch Ejtafette oder durch expreſſe Voten weiter 
zu jenden find, mit möglichjter Befchleunigung den Eifenbahn - Betriebs- 
Zelegrapben übergeben oder der Weiterbeförberung in ver legterwähnten 
Weife zugeführt. 
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Aoreffirung vorausgefegt — dur DVermittelung der Poft hätte ver Fall 
fein müfjen, werben vie gezahlten Gebühren erjtattet, fofern deren Recla- 
mation innerhalb 6 Monaten vom Tage ver Aufgabe ver Depeſche ab, 
erfolgt. 
Die Erftattung der Gebühren für verlorene, verftümmelte oder ver- 
jpätete Depefchen kann verfagt werben, wenn ver Verluſt, die Verſtümm— 
{ung ober die Verfpätung dur den Eifenbahn - Betriebs » Telegrapben 
oder auf nicht vereinsländifchen Linien vorgefommen ift. Die betreffenve 
Vereins-Verwaltung wird fich jedoch auch im letzteren Falle bei ver aus- 
wärtigen Verwaltung für Rückerſtattung ver Gebühren verwenden. 

Verzögerungen, welche bei Weiterbeförberungen mittelft Poſt, Eftafette 
oder Erpreßboten eingetreten find, begründen feinen Anſpruch auf Rück— 
erftattung ver Gebühren. 


Nachzahlung und Rüderftattung ver Gebühren. 

8. 28. Gebühren, welde für beförverte Depefchen irrthümlich zu 
wenig erhoben worben find, hat ber Abfenvder auf Verlangen nachzu- 
zahlen. 

Irrthümlich zu viel erhobene Gebühren werben demſelben nachträg- 
lich zurüderftattet. 

Reg.-BI f. d. Königr. Bayern f. d. J. 1858. Nr. 15. S. 345— 391. 


2, Internationaler Telegraphen-Bertrag zwijchen dem beutich-öfter- 
reichiihen Telegraphen-Berein, Belgien und Franfreih vom 
30. Sımi 1858. *) 

Seine Majeftät ber König von Preußen im  Allerhöchfteigenen 
Namen, wie im Namen bed Kaiſerthums Defterreich, der Königreiche 
Dayern, Sachſen, Hannover, Württemberg, der Nieberlande und ver 
Großherzogthümer Baden und Medlenburg-Schwerin, handelnd: Seine 
Majeftät der König der Belgier und Seine Majeftät ver Kaifer ver 
Franzoſen, befeelt von dem Wunfche, ver telegraphifchen Correfponvenz vie 
Bortheile eines gleichförmigen, auf alle internationalen Beziehungen an- 
wenbbaren Tarifs zu verichaffen, und ven zwijchen Ihren reſp. Staaten 
unter dem 29. Yuni 1855 abgefchloffenen Vertrag benjenigen Abän- 
derungen zu unterwerfen, welche vie Erfahrung als winfchenswerth hat 
erfennen lajjen, find übereingelommen, ven gebachten Vertrag im Sinne 
bes Art. 38 zu revidiren und haben zu dem Ende zu Ihren Bevollmäch- 
tigten ernannt und zwar: 


*, It am 1. Februar 1859 in Wirkfamleit getreten. 


nn Doro 
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Art. 9. Die Depefchen zerfallen in folgende Gattungen: 

1) Staatsvepefchen, d. h. Depefchen, welche von dem Staatsober- 
baupte, ben Minifterien, dem Höchftlommandirenden ber Lanb- 
und Seemacht und ven biplomatifchen und Confularagenten ber- 
jenigen Regierung ausgehen, welche ven gegenwärtigen Vertrag 
abgefchlofjen haben, over demſelben nachträglich beitreten. 

Die Bevorzugung bei der Beförverung und bie übrigen nachſtehend 
aufgeführten Vergünftigungen ver Staatsdepeſchen follen im ganzen Um— 
fange, aber unter Bebing ver Reciprocität auch auf die Staatsdepeſchen 
berjenigen Staaten ausgedehnt werben, mit welchen bie eine oder bie 
andere ber contrahirenvden Parteien bejondere ZTelegraphen-Conventionen 
abgefchloffen hat, over etwa noch abſchließen follte. 

Die diplomatifchen Depejchen der übrigen Mächte werben wie De- 
pefchen“von Privatperjonen betrachtet und behanbelt. 

2) Dienftvepefchen, welche fich ausfchlieglich auf ven internationalen 
Zelegraphendienft beziehen, oder dringende Maßregeln, oder ſchwere 
Unfälle auf ven Eifenbahnen betreffen, enblich 

3) Privatvepefchen. 


Art. 10. Staatsvepefchen können in jeber beliebigen Sprache abge- 
faßt werben, müffen aber in ben Ländern, wo dieſe Schriftzeichen bie 
allgemein gebräuchlichen find, mit lateinifchen Buchftaben gefchrieben fein. 
Sie fünnen in Chiffern gefchrieben fein, die aus arabifchen Zahlen, oder 
aus gewöhnlichen alphabetifchen Buchjtabenzeichen bejtehen können. Sie 
müffen von dem Abfender als Staatsbepefchen bezeichnet und mit deſſen 
Stempel oder Siegel verfehen werben. 

Art. 11. Privatvepefchen werden bei allen Stationen in beutfcher 
und in franzöfifher Sprache zugelaffen. Diejenigen Stationen, welche 
Depefhen in noch anderen Sprachen annehmen, werben befonders nambaft 
gemacht. 

Die Anwendung der Chiffernfchrift ift nicht gejtattet, es foll jedoch 
erlaubt fein, die Börfencourje, Waarenpreife 2c. unter benjenigen Vefchrän- 
fungen, welche jede Regierung zur Abwendung von Mißbräucen für 
nöthig erachtet, in bloßen Zahlen zu befördern. 

Die Privatdepefhen müfjen in ben Ländern, wo bie lateinifchen 
Buchſtaben allgemein gebräuchlich find, in derartigen Buchftaben gefchrie- 
ben fein. 

Dienſtdepeſchen, welche zwifchen ven Vorſtänden ver Eentralverwal- 
tungen gewechjelt werben, fönnen chiffrirt fein. 

Art. 12. Privatdepefchen, deren Inhalt gegen die Geſetze verſtößt, 
oder aus Rückſichten der öffentlichen Sicherheit oder der Sittlichkeit für 
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Art. 15. Bei Ermittelung ver Beförverungsgebühren wird bie 
Entfernung, welche eine Depeiche in dem Gebiete eines jeden Staates 
zurüczulegen hat, in geraber Yinie gerechnet, und zwar von der Abgangs- 
ftation bis zu dem Punkte, wo die Depefche vie Grenze erreicht und von 
da ab bis zur Aoreß-Station. In gleicher Weiſe foll in jevem Staate 
die Gebühr für tranfitirende Depefchen don Gremzpunft zu Grenzpunkt 
bemefjen werden. 

Um vie Grundlagen des Tarifs unveränderlich zu machen, find Die 
contrahirenden Staaten übereingefommen, nur einen oder zwei Eingangs- 
oder Ausgangspunfte als mahgebend wahrzunehmen, welche durch bie 
betheiligten Verwaltungen im gemeinjchaftlichen Einverftändniffe beſtimmt 
werpen, 

Wenn in Folge einer Unterbredhung oder Störung der Verbindun- 
gen die Depefchen über die Linien eines Staates geführt werben, welcher 
bei dem Wege, für ven die Gebühren erhoben worden find, nicht betheiligt 
it, fo bat die Verwaltung, welche die Depejche auf den Umweg leitet, 
jenem Staate für den Tranfit den Gebührenfaß für eine Zone und außer- 
dem die Gebühren von der Ausgangsgrenze dieſes Stautes bis zur Adreß— 
Station zu vergüten. 


Art. 16. Bei Anwendung der Tare auf die Wortzahl werben 
folgende Regeln beobachtet: 

1) Alles, was der Abſender zum Zwede ver Beförberung in das 
Driginal der Depejche gejchrieben hat, wird bei Zählung der Worte 
mitgerechnet. 

Jedes Wort, welches nicht mehr ale 7 Sylben enthält, wird als 
ein Wort gezählt; bei längeren Worten gilt der Ueberſchuß wieder als 
ein Wort. 

2) Jedes zufammengefekte Wort zählt al8 ein Wort, wenn es in 
einem Worte gejchrieben ift und aus nicht mehr ale 7 Sylben beſieht. 

Sind dagegen die einzelnen Theile getrennt gefchrieben, fo werven 
fie als ebenſo viel einzelne Worte gerechnet, felbft dann, wenn fie durch 
Bindeſtriche verbunden find. 

3) Jedes getrennt ftehende Buchitaben- oder Zablzeichen, ferner 
jedes apojtrophirte Wort oder Vorwort werden als ein Wort gezählt. 

Die Ynterpunftionszeichen, die Abfüge, die Alinea, die Apojtrophe, 
Vindeftriche, Anführungszeichen und Parenthefen werden nicht mitgerechnet. 

Die unterftrichenen Wörter werben ale zwei Wörter gezählt. 

Alle Zeichen, welche der Apparat durch Worte wiedergeben muß, 


werden als fo viele Worte gezählt, wie erforderlich find, um fie aue— 
zudrücken. 
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ift, auf einem foftfpieligeren Wege weiter gehen läßt, fo barf ber 
Mehrbetrag an Gebühren nicht von der Aufgabe- Verwaltung geforvert 
werben. 

Art. 18. Die Koften für Weiterbeförberung einer Depejche über 
bie Telegraphenlänge hinaus find von der Aufgabeftation nach folgendem 
einheitlihen Tarife zu erheben: 

Für die Beförderung 

a) per Poſt (mittelft refommandirten Briefes) mit 8 Sgr. (einen Franf) 
nach allen Drten in Europa und mit 20 Sgr. (zwei Franfen 
fünfzig Centimen) nach den übrigen Welttheilen. 

Diefe Gebührenfäge finden auch bei Depefchen Anwenbung, welche 

poste restante behandelt werden follen. 

b) per Erpreßboten mit 24 Sgr. (vrei Franfen). Diefe Beförber- 
ungsweife ift nur für einen Umfreis von 2 Meilen (15 Kilometer) 
zuläßig. 

c) Für Erpreße auf größere Entfernungen als 2 Meilen (15 Kilo- 
meter) oder für Eftafetten find 24 Sgr. für die Meile (4 Franfen 
für ven Müyriameter) zu deponiren. In dieſem Falle muß die 
Adreßſtation die Aufgabejtation durch den Telegraphen in ver 
fürzeften Frift von dem Betrage der verauslagten Koſten in Kennt- 
niß fegen. In Ermangelung einer Ejtafette hat die Adreßſtation 
füh zur Weiterbeförvderung des fchnellften Beförderungsmittels zu 
bedienen, welches ihr zu Gebot fteht. 

Art. 19. Eine Depefhe fann an mehrere Empfänger zugleich 
abrefjirt werben, für die durch eine und viejelbe Station auszufertigenden 
Abjchriften wird, neben ver Beförberungsgebühr für die Depeche jelbit, 
eine Vervielfältigungs- Gebühr von 6 Sgr. (fünfunpfiebenzig Centimen) 
für jede Ergänzungs-Abjchrift erhoben. 

Iſt die Depeſche nach verfchievenen Aprefftationen zu befördern, jo 
fommt bie Beförberungs-Gebühr fo viel Mal zur Erhebung, als Adreß— 
jtationen angegeben find. 

Art. 20. Dem Abſender ift geftattet, bei Aufgabe einer Depejche 
gleih die Gebühren für die Rüdantwort auf diefelbe unter Feſtſetzung 
einer beliebigen Wortzahl zu entrichten. In einem ſolchen Falle muß vie 
Depeiche unmittelbar vor der Unterfchrift die Notiz enthalten: Antwort 
bezahlt für... .. Worte. Enthält die Rüdantwort weniger Worte, als 
wofür die Gebühren bezahlt find, fo wird der überſchießende Gebühren- 
betrag nicht zurüderjtattet; enthält diefelbe dagegen mehr Worte, fo wird 
fie als eine neue Depeiche angefehen, die von dem Antwortgeber baar 
bezahlt werden muß. 

Erfolgt die Beförderung der Rückantwort auf einem andern, als 
demjenigen Wege, welcher zur Beförderung ver erften Depefche benützt 
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1) Staatsvepefchen, 

2) Dienftvepefchen, wie fie im Art. 9. näher bezeichnet fin, 

3) Privatdepeſchen. 

Die begonnene Telegraphirung einer Depefche darf nicht unterbrochen 
werben, es fei denn, daß die höchſte Dringlichfeit vorläge, eine Mittheil- 
ung von höherem Range zu befördern. 

Zwifchen zwei. in direkter telegraphifcher Verbindung ſtehenden Sta- 
tionen find die Depefchen einer und verfelben Rangklaffe in alternirenver 
Reihenfolge zu beförvern. Es wird ausbrüdlich bemerkt, daß eine Staats- 
oder Dienſtdepeſche bei alternirender Reihenfolge, in welcher die Privat- 
depefchen zmwifchen zwei in Correfpondenz ftehmden Stationen befördert 
worden, nicht mitzühlt. 

Art. 22. Wenn fih zur Zeit der Auflieferung einer Depejche 
ſpäter herausjtellt, daß die Beförderung nick ohne erhebliche Verzögerung 
ausführbar ift, fo muß der Abjenver davor jo weit als möglich in Kennt- 
niß gefeßt werden. Er fann in dieſem ſalle feine Depefche zurüdziehen 
und die gezahlten Gebühren vollſtändig arüdverlangen. 

Art. 23. Wenn eine Unterbrechung der telegraphifchen Verbindung 
erft nach Annahme einer Depejche befunt wird, jo hat die Station, von 
welcher aus die Weiterbeförderung umöglich ift, eine Abjchrift ver De- 
pefche in einem refommandirten Biefe als amtliche Sendung zur Poſt 
zu geben, oder dienftlich mit dem Gtenbahnzuge weiter befördern zu laffen. 
Die Apſchrift iſt nach Umftänder entweder an bie zunächſt erreid;bare 
Station zum Zwede ver Weiterb-örderung auf telegrapbiichem Wege oder 
an die Endjtation zu adreſſiren, welche damit wie mit einer gewöhnlichen 
Depejche verführt. 

Sobald die Verbindung ‚leder hergeſtellt ift, muß von ver Station, 
welche die Abfchrift zur Pos oder Eifenbahn gegeben hat, die Depefche 
noch als Duplifat auf telecaphiſchem Wege weiter befördert werben. 

Die letztgedachte Ueb mittlung unterbleibt aber, wenn bie Station, 
an welche die Depefche of dem andern Wege befördert worden ift, deren 
ſchon gefchebenen Empfed bei Wievereröffnung der Verbindung anzeigt. 

Art. 24. Bor Bonnener Telegraphirung kann jede Depefche von 
dem Abſender oper Aem Beauftragten vesjelben gegen Rückgabe ves 
Empfangsfcheines zugezogen werden. In einem foldhen Falle werden 
die Gebühren unterSinbehaltung von 6 Sgr. (75 Eentimen) critattet. 

Sobald die Tegraphirung begonnen hat, darf viefelbe jwar auf: 
gehalten, die Deſche aber nicht zurüdgezogen werben. Ebenfo Kann 
nach Abgang eir Depeiche verlangt werden, daß deren Beitellung an 
den Adreſſaten terbleibe, vorausgefegt, daß zur Ausführung biefes Ber- 
langens noch eit vorhanden iſt. Der Antragfteller hat ſich alsdann 
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Die Zurüderftattung ver Gebühren für verloren gegangene, entftelite 
oder verzögerte Depefchen kann verfagt werben, wenn bie Schuld ven 
Eifenbahn » Telegraphen oder den Linien anderer als ber contrabirenven 
Staaten beizumeffen if. Im letzteren Falle wird vie betreffende Ver— 
waltung fich bei der fremden DBerwaltung für die Zurüderftattung ver 
Gebühren verwenden. Verzögerungen, welche bei der Beförberung durch 
die Poft, durch Erpreßboten oder Ejtafette entjtehen, begründen feinen 
Anspruch auf Erftattung weder ver Telegraphengebühren, noch der Koften 
für die Weiterbeförverung. 

Wenn eine Depefche aus einem ber im Art. 12. angegebenen Grunde 
angehalten wird, fo wird von ben eingezahlten Gebühren nur ber Betrag 
für diejenige Strede zurüderftattet, welche die Depejche noch nicht durch— 
laufen hat. 

Art. 28. Gebührbeträge, welche für beförberte Depefchen irrthüm— 
lich zu wenig erhoben worben find, bat ber Abſender nachzuzahlen. 

Irrthümlich zu viel erhobene Gebühren werben vemjelben zurüd: 
eritattet. 

Art. 29. Die Originale der aufgelieferten Depefchen, vie Papier: 
jtreifen mit den telegraphijchen Zeichen und die Depefchenaufnahmebogen 
oder Depeichenabjchriften werden wenigftens ein Jahr lang unter ſolchen 
Vorſichtsmaßregeln aufbewahrt, daß das Eorrefponvenzgeheimnig gefichert 
bleibt. Nach Verlauf diefer Zeit Fönnen biefelben vernichtet werten. 

Art. 30. Ym internationalen Verkehr genießen nur die den Tele 
graphendienſt betreffenden Depeſchen Gebührenfreiheit. 


Art. 31. Die Gebühren für die Vervielfältigung von Depejchen 
fommen verjenigen ZTelegraphenverwaltung zu, auf deren Gebiet die Ber- 
vielfältigung bewirkt worden if. Ju gleicher Weife wird es mit ven 


Zufcplägen für die Weiterbeförberung ber Depefchen über die Telegrapben- 
itationen hinaus gehalten. 


Art. 32. Die Abrehnung über bie gegenfeitigen Forderungen 
findet ſpäteſtens am Schluße eines jeden Monats ſtatt. Der Abfchluf 
und die Saldirung erfolgt zu Ende jeven Bierteljahres. 

Die Münzreduftion gefchieht nach folgenden Sägen: 

3 Franken 75 Gentimen gieih 1 Thlr. 
0 Franken 12,5 " "» 1 Ser. 

Brühe von weniger als '/, Sgr. bleiben aufer Betracht. 

Brühe im Werth von '/, Sgr. und barüber zählen für einer 
ganzen Sr. 

Art. 33. Das Saldo aus dem vierteljährigen Rechnungsabſchluß 


wird in der Münze desjenigen Staates ausbezahlt, dem biefes Sald 
gebührt. 
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Ynftruftion 
über bie internationale telegrapbifche Gorrefpondenz. 


1) Jede Depefhe muß fo weit thunlich direkt von der Aufgabe- 
station zur Aoreßitation befördert werben. 


Wenn jedoch die Morefftation aus irgend einem Grunde fich nicht 
in ver Lage befindet, eine angefündigte Depefche von der Aufgabejtation 
pireft zu empfangen, fo ift jeve dazwiſchen liegende Station verpflichtet, 
die Depefche auf diepfälligen Anruf zu übernehmen. 

: 2) Bei der Beförderung einer an zwei ober mehrere Empfänger 
abrefjirten Depefche muß, bevor der Zert telegraphirt wird, bie Anzahl 
ber Moreffen angezeigt werben. 

Jede Ausfertigung darf nur mit der Adreſſe verjenigen Perfon ver- 
ſehen werben, für welche felbige bejtimmt ift, wofern nicht der Abſender 
das Gegentheil verlangt hat. 

3) Jede vorausbezahlte Rüdantwort muß auf dem Wege befördert 
werben, für welchen die Gebühren bezahlt worven find, es fei denn, daß 
die Verbindung auf dieſem Wege unterbrochen wäre. 

Der Uebermittlung einer Rüdantwort muß bie bienftliche Ankündig— 
ung vorausgehen: "Antwort auf Nr. . . . .u 


4) Die Telegraphenftation, welche auf telegraphifchem Wege zur 
Nichtbeftellung einer früher empfangenen Depeche aufgeforvert wird, muß 
der Aufgabeftation mitteljt Dienjtvepefche anzeigen, welche Folge fie ver 
Aufforderung gegeben hat. 


5) Wird die Kommunikation auf einer Linie von einiger Wichtigkeit 
unterbrochen, fo bat vie betreffende Station hievon ben bedeutendern 
Stationen, mit denen fie in Verbindung fteht, mitteljt Dienftrepefche 
Nachricht zu geben. In gleicher Weife hat viefelbe von der erfolgten 
Wiederherſtellung der Verbindung Mittheilung zu machen. 


6) Im internationalen Verkehre werben die contrahirenden Regier- 
ungen den Morſé'ſchen Apparat und diejenigen Zeichen anwenden lafien, 
welche die der gegenwärtigen Inſtruktion beigefügte Tabelle ergibt. 


7) Jede Eorrefpondenz zwijchen zwei Telegraphen - Stationen wird 
durch das Zeichen des Anrufs eingeleitet. Die angerufene Station muf 
darauf unverzüglich antworten, indem fie ſich nennt, und falls fie an 
der Aufnahme der Depefche gehindert ift, das Zeichen des Wartens, 
gefolgt von einer Zahl, welche die wahrjcheinlihe Dauer des Wartens 
bebeutet, gibt. 

Ueberſchreitet die vorausfichtlich nöthige Wartezeit 10 Minuten, fo 
muß der Grund der Aufforderung zum Warten angegeben werben. 
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und hinterher nöthigenfall® das Fehlende mittelft dienjtlicher Depefche von 
der Aufgabe-Station eingeforvert werben. 

11) Der oben unter 9 näher bezeichneten Einleitung folgen nach» 
einander bie Adreſſe, ver Text und bie Unterfchrift ver Depeihe und am 
Ende das Zeichen für ven Schluß; nah Ankunft des Letteren gibt bie 
Aufnahme- Station entweder das Zeichen verftanden, over eintretenden 
Falles nicht verftanden, (das Fragezeichen). 

Wenn der telegraphirende Beamte wahrnimmt, daß er fich verfehen 
bat, fo muß er die Telegraphirung durch das Zeichen für Frrthum 
unterbrechen, das lebte telegraphirte Wort wiederholen und von ba an 
ben richtigen Text weitergeben. 

Ebenfo hat der die Depefche aufnehmende Beamte, wenn er auf ein 
unverjtändliches Wort ftößt, die Telegraphirung durch dasſelbe Zeichen zu 
unterbrechen, das lette verjtandene Wort zu wiederholen und diefem das 
Fragezeichen folgen zu laffen. Der correfpondirende Beamte muß ale- 
dann bie ZTelegraphirung von dem bezeichneten Worte ab wieder aufneb- 
men und fich bemühen, die Zeichen fo veutlich als möglich zu geben. 

12) Sobald die Telegraphirung ver Depefche beendet ift, hat ver auf- 
nehmende Beamte bie Anzahl der telegraphirten Worte mit der Zahl ver 
vorher angekündigten Worte zu vergleichen und, fall® babei fi eine Dif- 
ferenz ergibt, ven correfpondirenden Beamten bavon zu benachrichtigen. 
Hat der letztere nur bei ver Anzahl ver Wortzahl fich geirrt, fo antwortet er 
„admis“ (richtig); wo nicht, fo wiederholt er die Anfangsbuchftaben eines 
jeden Wortes bis zu ver fehlerhaften Stelle, welche dann berichtigt wirt. 

Diefen befondern Fall ausgenommen, ift e8 unterfagt, bei ver Tele 
grapbirung des Textes einer Depefche fich irgend einer Abkürzung zu 
bevienen, over diefen Text in irgend einer Art zu verändern. Cine jeve 
Depefche muß vielmehr fo, wie fie der Abſender nievergefchrieben Hat, und 
auf Grund feiner eigenen Niederfchrift, übermittelt werben. 


Die Anzahl der von ver Aufgabe-Station angekündigten Worte dient 
zur Grundlage für Anwendung der Tare in den internationalen Abrech— 
nungen mit Ausnahme des Falles, wo diefe Zahl im Einverſtändniß mit 
der Aufnahme-Station berichtigt worben ift. 

Bei Zahlenangaben, welche in franzöfifcher Sprache mit Buchjtaben 
niebergefchrieben find, darf eine Zufammenziehung mehrerer Worte in ein 
Wort niemals ftattfinden. 

13) Nah erfolgter Prüfung der Nichtigkeit der Wortzählung bat 
ber aufnehmende Beamte fogleich die Eigennamen, die Zahlen (mit Aue- 
nahme der Fahreszahl), die zweifelhaften over wenig befannten und bie: 
jenigen Worte, welche hauptfächlich den Sinn ver Depefche darftellt, 
zurüdzutelegraphiren. 


Su Coach 
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Wenn eine Depefche aus irgend einem Grunde dem Adreſſaten nicht 
behändigt werben fann, fo hat die Adreßſtation davon ber Aufgabeftation 
mittelft Dienftvepefche unverzüglich Nachricht zu geben. 
| Jede Verwaltung wirb ihre Telegraphenftation anmweifen, bie in ver 
Beförderung begriffenen Depefchen fo viel Als möglich bis zu ver Zeit, 
zu welcher reglementsmäßig ber Dienftfchluß eintritt, ihren Beftimmungen 
zuzuführen. 

Gegenwärtige Inſtruction ift angenommen in Brüffel am breißig- 
ften Juni Eintaufend Achthundert Acht und fünfzig durch die mitunter: 
zeichneten Verwaltungs -Vorftände, und foll von vemfelben Tage ab 
zur Ausführung gelangen, mit welchem ver ZXelegraphen- Vertrag vom 
heutigen Tage in Kraft tritt. 

93. Franz Chauvin. Mafui. Ulerander. 


3. Vertrag über bie telegraphijche Correſpondenz zwiſchen dem beutjch- 
öfterreihiichen Telegraphen-Vereine und der Schweiz vom 26. 
Detober 1858. 


Die Regierungen von Baben, Defterreich, der fchweizerifchen Eidge— 
noffenfchaft und Württemberg und zwar die Regierungen von Buben, 
Defterreih und Württemberg fowohl in ihrem eigenen Namen, ale im 
Namen der übrigen Staaten des deutſch-öſterreichiſchen Telegraphenver— 
eines, in der Abficht, ven telegraphiſchen Correſpondenz-Verkehr zu erleich- 
tern und nach den Grundſätzen zu regeln, welche für ben beutfch - öfter: 
reichiſchen Telegraphenverein in Wirkffamfeit und unter den weftenropäifchen 
Staaten verabredet find, haben Abgeorpnete ernannt, nämlich: 

Baden: den Direktor der großherzoglichen Verfehrs-Anftalten Her- 

mann Zimmer; 

Defterreich: den Faiferlih föniglichen Telegraphen - Direktor Carl 

Brunner von Wattenwpl; 
Schweiz: ven Bunvesrath Dr. Wilhelm Naeff und 
ben Gentral- Direftor der jchweizerifchen Telegraphen 
Louis Curchod; 
Württemberg: ben königlichen Oberbaurath und Telegraphenamte: 
Borjtand Ludwig von Klein, 
welche nach gegenfeitiger Anerkennung ihrer Vollmachten unter Vorbehalt 
höherer Ratifikation Nachftehendes vereinbart haben: 


Art. 1. Die Berügung ber internationalen elektrifchen Telegrapben 
ber contrahirenden Staaten fteht Jedermann zu, jedoch behält fich jede 
Regierung das Recht vor, die Identität ver Abfenver von Telegrammen 
feftjtellen zu laffen. 
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Dben an muß die Adreſſe fteben und im vorkommenden Falle vie 
Angabe der Art ver Weiterbeförderung von ver legten Telegraphenſtation 
ab. Dann folgt ver Tert und am Schluße die Unterſchrift. 

Die Adreſſe muß den Empfänger und deſſen Aufenthaltsort fo deut— 
(ih bezeichnen, daß darüber fein Zweifel entjteht. 

Die Folgen einer ungenauen ober unvollftindigen Worefje hat ver 
Abſender zu tragen. 

Derfelbe kann die nachträgliche Vervollſtändigung einer unzulänglichen 
Adreſſe nur durch Aufgabe und Bezahlung eines neuen Telegrammes be- 
werfitelligen. 

Dem Abfenver ift geftattet, feiner Unterfchrift eine beliebige Beglau— 
bigung beifügen zu laffen. 

Art. 8. Die Telegramme zerfallen in drei Gattungen: 

1) Staats - Telegramme, das heißt foldhe, welche von dem Staats— 
oberhaupte, den Miniftern, ven Höchſtkommandirenden ver Yand- und 

Seemacht und den viplomatifchen oder Eonfular-Agenten der contrahiren:- 
den Staaten ausgehen. . 

Die Bevorzugung bei der Beförderung und vie übrigen nachitehenven 
Begünftigungen der Staat&-Telegramme folfen in ihrem ganzen Umfange, 
aber unter der Vorausfegung der Reciprozität auch auf die Staats-Tele- 
gramme berjenigen Staaten ausgevehnt werben, mit welchen die eine oder 
andere ber contrabirenden Regierungen befondere Telegrapben- Eonven- 
tionen abgefchlofjen hat oder abjchliefen wird. 

Die Zelegramme ber andern Mächte werben wie PBrivat-Telegramme 
behandelt. 

2) Dienſt-Telegramme, das heißt ſolche, welche ſich ausſchließlich auf 
den internationalen Telegraphendienſt beziehen, oder dringende Maßregeln 
oder ſchwere Unfälle auf den Eiſenbahnen betreffen. 

3) Privat-Telegramme. 

Art. 9. Die Beförderung der Telegramme erfolgt in der Reiben: 
folge ihrer Aufgabe durch die Abfender oder ihrer Anfunft auf ven 
Zwiſchen- oder Enpftationen, wobei jedoch folgende Rangorbnung zu 
berüdfichtigen ift: 

1. Staats: Telegramme, 
2. Dienft-Telegramme, 
3. Privat-Telegramme. 

Die begonnene Telegraphirung eines Telegramms darf nicht unter. 
brochen werben, es jei denn, daß die höchjte Dringlichkeit zur Beförderung 
einer Mittheilung von höherem Range vorläge. 

Zwiſchen zwei im bireften telegraphifchen Verkehr jtehenven Stationen 
find die Telegramme eines und besfelben Ranges in alternivender Reiben- 
folge zu befördern. 
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Die Beförberung nach dem Beftimmungsorte erfolgt alsdann durch 
die Poft vermittelft refommandirter Briefe oder durch Expreß-Boten over 
durch Eftafetten, je nach der Wahl des Aufgebers. 

Zur Weiterbeförverung können auch die Eifenbahn- Betriebs - Tele- 
graphen, infoferne deren Verwendung zu diefem Zwecke geftattet ift, nach 
ben hierüber ertheilten fpeziellen Vorſchriften benütt werben. 


Hat die Adreßſtation Feine Beftimmung über die Art ver Weiterbe- 
förderung erhalten, fo benügt fie die Poft vermittelft eines refomman- 
birten Briefes. 

Es wird vorausgefegt, daß der entjprechende Gebührenbetrag von 
der Aufgabejtation erhoben ift. 

Art. 15. Die Telegraphenftationen zerfallen Hinfichtfich der Dienft- 
ftunden in drei Klaffen: 

1. Stationen mit ununterbrochenem Dienft, 

2. Stationen mit vollem Tagdienſt, 

3. Stationen mit befchränftem Tagdienſt. 


Die Stationen ver erften Klaffe find Tag und Nacht ohne Unter: 
brechung geöffnet. 

Die Dienftitunden der Stationen mit vollem Tagbienft find für bie 
Zeit vom 1. April bis Ende September von 7 Uhr Morgens bis 9 Uhr 
Abends und vom 1. Dftober bis Ende März von 8 Uhr Morgens bie 
9 Uhr Abends. 

Die Dienftftunden der Stationen mit befchränftem Tagdienſt find 
an Wochentagen mit Einfchluß der auf die Wochentage fallenden Fejttage 
von 9 bis 12 Uhr Vormittags und von 2 bis 7 Uhr Nachmittags, an 
Sonntagen von 2 bis 5 Uhr Nachmittags. 


Die Zeit wird bei ſämmtlichen Stationen eines und desfelben Staates 
nach der mittleren Zeit feiner Hauptftabt beftimmt. 

Art. 16. Bei Stationen, welche nicht ununterbrodhenen Dienft 
haben, muß die vor dem Schluße der Dienftzeit begonnene Beförderung 
eines Telegramm zwifchen den betreffenden Stationen vollſtändig beemdigt 
werben. 

Telegramme fönnen während ber Nacht nur zwifchen Stationen mit 
ununterbrochenem Dienft gewechfelt werben. 


Art. 17. Die contrahirenden Regierungen verpflichten fich, alle 
zur Sicherung des Correfpondenz- Geheimniffes nöthigen Mafregeln zu 
ergreifen. 

Art. 18. Die contrahirenden Regierungen nehmen für die Bildung 
ber Tarife, aus welchen fich ver internationale Tarif zufammenfegt, fol- 
gende Grundlagen an: 
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Für alfe Telegramme, welche einen ver Anfchlußpunfte ver nördlichen 
Gruppe pafliren, foll die Tare ohne Rüdficht auf den wirflihen Beför— 
derungsweg nach dem nachftgelegenen Anfchlußpunft dieſer Gruppe berechnet 
werden. Desgleichen wird für Zelegramme, welche einen Anſchlußpunkt 
ber füdlichen Grenze paffiren, die Taxe nach dem nächjtgelegenen Anfchluf- 
punft diefer Gruppe berechnet. 

Auf diefe Art finden zwifchen je zwei Stationen des deutſch- öſter— 
reichifchen Telegraphen: Vereines und der Schweiz nur zweierlei Tariffäte 
Anwendung, je nachdem nämlich hierbei die nördlichen cver ſüdlichen Grenz— 
tarpunfte in Betracht fommen. 

» Zn gleicher Weife follen die durch dem veutfch - öfterreichifchen Tele— 
graphen-Verein und durch die Schweiz tranfitirenden Zelegramme beban- 
belt werden, ver Art, daß bie mit dem angrenzenden Staate über ven 
gegenfeitigen Verkehr jeweilen geltenden Zarifgrundtaren auch auf ven 
Zranfitverfehr Anwendung finden. 

Die nach den obigen Grundfägen gebildeten Tarife werben fich vie 
contrabirenden Staaten gegenfeitig mittheilen. 

Urt. 20. Bei Anwendung der Tare auf die Wortzahl werben fol: 
gende Regeln beobachtet: 

1) Alles, was ber Abfenver zum Zwecke ver Beförverung in das 
Driginal der Telegramms gefchrieben Hat, wird bei der Wortzäblung 
mitgerechnet. 

2) Die durch einen Vinveftrich verbundenen, oder durch ein Apoftropb 
getrennten Wörter zählen für fo viel Wörter als fie enthalten. 

Jedes Wort, welches nicht mehr als fieben Sylben enthält, wird 
für ein Wort gezählt. Bei längeren Wörtern gilt ver Ueberfhuß als ein 
weiteres Wort. 

3) Die Pindeftriche, die Apoftrophe, die Interpunktionszeichen, bie 
Anführungszeichen, die Parenthefen und die Abſätze (Alinea) werden nicht 
mitgerechnet. 

Die Zeichen für das Unterftreichen werden für zwei Wörter gezäblt. 

Alle Zeichen, welche ver Apparat durch Wörter wiedergeben muß, 
werven für fo viele Wörter gezählt, wie erforderlich find, um fie ans- 
zubrüden. 

4) Jedes getrennt ftehende Buchftaben- oder Zahlzeichen wird für 
ein Wort gezählt. 

5) Zahlen mit Ziffern gefchrieben gelten bis zur Summe von fünf 
Zahlen als ein Wort, bei Zahlen von mehr Ziffern find je fünf Ziffern 
und ebenjo ver etwaige Ueberfchuß als ein Wort anzunehmen. 

Die zur Trennung dienenden Kommata und Bruchitriche werben als 
ebenjo viele Ziffern mit in Rechnung gebracht. 
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Iſt der Station bei Aufgabe eines Telegramms befannt, daß ber 
bilfigfte oder der von dem Aufgeber bezeichnete Weg in Folge von Störung, 
Unterbrechung oder Ueberfüllung ver Telegraphenlinie nicht benügt werben 
fann, jo muß der Aufgeber hievon in Kenntniß gejegt und ihm die Wahl 
eines andern Weges gegen Bezahlung des entjprechenden Gebührenbetrages 
überlafjen werben. 

Die Beförderung des Telegramms auf einem ungewöhnlichen oder 
von der Beitimmung des Abſenders abweichenden Wege gewährt feinen 
Anspruch auf Nücderftattung der Gebühren. 

Art. 23. Wird vom Abjenber eines Telegramms die Empfangs- 
anzeige von der Adreßſtation geforbert, fo ift biefür vie Gebühr eines 
Telegramms von zwanzig Meilen für bie nämliche Entfernung zu erheben. 

In folhem Falle muß im Original des Telegramms nach dem Text 
und vor der Unterjchrift bemerkt werden: "Empfangsanzeige bezahlt.“ 

Unter Empfangsanzeige ift die Angabe der Zeit ver Abgabe des 
Telegramm in der Wohnung des Adreſſaten verftanven. 

Die Ausfertigung derſelben ift dem Aufgeber fofort zuzuftelfen. 

Art. 24. Der Abfender eines Telegramms kann verlangen, daß 
e8 collationirt werde. 

Die Gebühren für die Collationirung find viefelben, wie für das 
Telegramm felbft und werben von dem Aufgeber vorausbezahlt. 

Wenn ein Telegramm collationirt werben foll, fo ift im Original nad 
dem Tert und vor der Unterfchrift zu bemerfen: "Collationirung bezablt.« 

In diefem Falle muß die Collationirung fogleih nah Empfang des 
Telegramms ftattfinden. 

Unter Collationirung ift das Zurüctelegraphiren bes ganzen Tele- 
gramms von ber Adreßſtation an bie Aufgabeftation mit Zuftellung einer 
Abſchrift des collationirten Telegramms an ven Abſender verftanven. 

Die Empfangsanzeige und Colfationirung werben in ber Verrechnung 
wie bezahlte Rüdantworten (Art. 26.) behandelt. 

Art. 25. Die theilweife Collationirung der Zahlen, Chiffern und 
der wichtigjten Wörter in Staats- und Privat-Telegrammen gefchieht von 
Auitswegen und ift tarfrei. 

Sie findet unmittelbar nach erfolgter Abtelegraphirung bes Tele 
gramms jtatt. 

Art. 26. Dem Abſender ijt geftattet, fogleich bei Aufgabe eines 
Telegramms die Gebühren für die Rüdantwort auf dasjelbe unter Feit- 
jegung einer beliebigen Wortzahl zu entrichten. 

In einem folhen Falle muß das Telegramm unmittelbar vor ver 
Unterjchrift die Notiz enthalten: "Antwort bezahlt für... .. . Wörter.u 


m 
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Jede Abſchrift ſoll nur die Adreſſe desjenigen Empfängers erhalten, 
an welchen fie beftimmt ift, e& fei denn, daß der Abſender das Gegentbeil 
verlangt. 

Die Gebühren für die Vervielfältigung kommen berjenigen Verwalt— 
ung zu, auf deren Gebiet fie ftattgefunden hat. 

Art. 29. Bor begonnener Telegraphirung kann jedes Telegramm 
von dem Abſender over einem Beauftragten besfelben gegen Rückgabe ves 
Empfangsſcheins zurüdgezogen werden. 

Sn einem folchen Falle werden die Gebühren unter Abzug von 
30 Kreuzer üfterreichifeh oder 21 Kreuzer ſüddeutſch oder 75 Cts. zurüd- 
gegeben. 

Eine begonnene Zelegraphirung darf aufgehalten, jevoh das Tele 
gramm nicht zurüdgezogen werben. 

In viefem Falle wird eine befondere Gebühr nicht erhoben, indeß 
bleiben die bezahlten Gebühren ven betheiligten Verwaltungen verfallen. 

Ebenfo fann nach Abgang eines Telegramms verlangt werben, baf 
deſſen Zujtellung an den Aorefjaten unterbleibe, wenn zur Ausführung 
viefes Verlangens noch Zeit vorhanden ift. 

Alsdann muß diefes Verlangen mittelft eine neuen, von dem Ab— 
ſender an die Adreßſtation zu richtenden Telegramms, welches der Gebüh— 
renzahlung unterworfen ift, erfolgen. 

Bon dem Erfolge eines folchen Berlangens muß ber Aufgeber von 
Amtswegen in Kenntniß gejegt werben. 

Der Aufgeber oder deſſen Bevollmächtigter hat fich in allen viefen 
Fällen zu legitimiren. 

Art. 30. Die Telegramme werben ben Moreffaten innerhalb ver 
von den Verwaltungen für ihre Stationen feftgefegten Zuftellungsbezirte 
unentgeltlich überbracht. 

Für Weiterbeförderung eines Telegramms find von der Aufgabe 
jtation zu erheben: 

1) Für die Beförderung mittelft refommandirten Briefes 40 Kreuzer 

öfterreichifch oder 28 Kreuzer ſüddeutſch oder 1 Franken nach allen 
Orten in Europa; 1 Gulden öfterreichifch oder 1 Gulden 10 Kreuzer 
füddentfch oder 2 Franfen 50 Ets. nach den übrigen Welttheilen. 

Dieſe Gebührenſätze finden auch bei Telegrammen Anwendung, 
welche poste restante behandelt werden ſollen. 

2) Für Beförderung durch Expreß-Boten 1 Gulden 20 Kreuzer öfter: 

reichifjch oder 1 Gulden 24 Streuzer ſüddeutſch oder 3 Franken in 
einem Umkreiſe bis zu einer Entfernung. von zwei Meilen ober 


drei Schweizerftunden. 
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Art. 32. Im Falle ein Telegramm dem Moreffaten nicht zugeftelft 
werben Kann, muß die Aufgabeftation mittelft Dienftnotiz unter Angabe 
der Gründe hievon benachrichtigt werben. Diefelbe hat wo möglich dem 
Abſender davon Mitteilung zu machen. 

Iſt der Moreffat nicht aufzufinden, fo wird bie Adreſſe bei ver 
Empfangsftation durch Anfchlag befannt gemacht. 

Das Telegramm wird vernichtet, wenn ber Empfänger ſich nicht 
innerhalb ſechs Wochen zur Empfangnahme gemelvet hat. 

Ueber die nachträglihe Empfangnahme wirb der Aufgabeftation eine 
bienftliche Mittheilung nicht gemacht. 

Art. 33. Gebührenbeträge, welche für beförberte Telegramme irr- 
thümlich zu wenig erhoben worden find, hat ber Abjender auf Verlangen 
nachzuzahlen. 

Irrthümlich zu viel erhobene Gebühren werben demſelben zurück— 
vergütet. 

Art. 34. Wenn fich bei ven Abrechnungen zwijchen ven Verwal: 
tungen Differenzen in ver Wortzahl herausftellen, fo kann deshalb eine 
Nachforderung an die Verwaltung der Aufgabeftation nicht gemacht werben. 

In diefem Falle wird die Wortzahl der Aufgabeftation ver Gebüh— 
renberechnung zu Grunde gelegt. 

Art. 35. Am internationalen Verkehr genießen nur die ben Tele— 
graphendienft betreffenden amtlichen Telegramme Gebührenfreiheit. 

Art. 36. Die Driginale der aufgegebenen Telegramme, die Papier- 
ftreifen mit den telegraphifchen Zeichen und die Niederfchriften ver Tele 
gramme werben wenigjtens ein Jahr lang aufbewahrt. 

Nach Verlauf diefer Zeit können biefelben vernichtet werben. 

Art. 37. Jede der contrahirenden Regierungen vergütet der andern 
biefenigen Gebührenantheile, welche für Nechnung ber legteren wegen ver 
Beförderung fowohl über deren eigenes Gebiet, al8 über dasſelbe hinaus 
erhoben worben find. 

Die Abrehnung zwiſchen den Staaten bes beutfch- öfterreichifchen 
ZTelegraphenvereind und ber Schweiz findet der Art ftatt, daß die Schweiz 
und jeder der Staaten, welche mit berfelben in unmittelbarer telegrapbi- 
ſcher Verbindung ftehen, ſich binfichtlih aller über ihre gemeinfchaftliche 
Grenze gegangenen Telegramme gegenfeitig dasjenige Gebühren-Betreffnif 
gutfchreiben, auf welches der andere Theil Anfpruch bat. 

Die gegenfeitige Berichtigung der Rechnungen findet höchitens nach 
Ablauf jeden Monats ftatt. 

Der Abſchluß und die Salbirung erfolgt zu Ende jeden Vierteljahres 

Art. 38. Der Saldo aus dem NRechnungs- Abfchluß wird in ber 
Münze desjenigen Staates ausgezahlt, weldem ver Saldo gebührt. 
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Art. IT. In ven fübbeutfchen Staaten des Zollvereins bleibt bie 
Rechnung nach Gulden zu 60 Kreuzer nicht nur fortbeſtehend, ſondern 
es follen auch die Münzen in diefen Staaten der Gulden- und Sreuzer- 
Rechnung gemäß ausgeprägt werben. 

Art. IV. As Haupt- Münzen für bie ſüddeutſchen Vereinsftaaten 
werben vorbehaltlih der Beitimmungen über die Ausprägung weiterer 
Theil-Stüde des Guldens angenommen: 

ein Gulvenftüd zu 60 Kreuzer, 
ein halbes Gulvenftüd zu 30 Kreuzer. 

Die Ausprägung gröberer Münzforten bleibt der Vereinbarung mit 
ben norbbeutfchen Staaten des Zollvereins vorbehalten. 

Art. V. Der Silbergehalt ver Hauptmünzen wird zu °/,, umb ber 
Kupfergehalt zu "/,. des Gewichtes angenommen. Der Durchmeffer wird 
für die ganzen Gulvenftüde auf 30 Millimetres, für vie halben Gulven- 
ſtücke auf 24 Millimetres feſtgeſetzt. 

Art. VI Der Avers ver ganzen unb halben Guldenſtücke zeigt 
das Bildniß des Regenten des betreffenden Staate® und bei der freien 
Stadt Franffurt das Wappen verfelben, ver Revers dagegen, nach einerlei 
Zeichnung die Angabe des Werthes der Münze nebſt der Yahrzahl in 
einem Kranze von Eichenlaub. Der Rand ift gerippt mit glatten Stäb- 
chen auf beiden Seiten. 

Art. VO. Um die Lüden zu erfegen, welche im Geldverkehr burch 
die Devalvation und Außerfursfegung ver '/, und "/, Rronenthaler ent- 
ftanden find, folfen fo fchleunig als möglich, ganze und halbe Guldenſtücke 
von allen Staaten diefes Vereines geprägt werben. 

Die contrahirenden Staaten machen ſich daher verbindlich, bis zum 
1. Yänner 1839 eine Maffe von wenigftens 6 Millionen Gulden im 
Ganzen, und zwar davon vier Millionen in Gulven- und zwei Millionen 
in halben Gulven-Stüden nad dem Maafftabe ver Bertheilung ver Zoll- 
Nevenüen, prägen zu laffen. 

Art. VII. Vom 1. Januar 1839 an werben bie contrahirenden 

Staaten innerhalb der darauffolgenden 6 Monate fich darüber vereinigen, 
welche Mafje von ganzen und halben Gulden -Stüden weiter ausgeprägt 
werben foll. Für den Fall aber, daß eine ſolche Vereinbarung nicht ftatt« 
finden follte, machen ſich die contrahirenden Staaten verbindlih, von 
jenem Zeitpunfte an, jährlich wenigjtens ven achten Theil ber nach vor- 
ftehendem Art. VII die einzelnen Staaten treffenden Summen an ganzen 
und halben Guldenſtücken zu liefern. 

Urt. IX. Was das Scheidemünzenwefen betrifft, fo wird ſich auf 
die zwifchen fämmtlichen contrahirenden Staaten heute barüber abgejchlof- 
jene befonbere Uebereinkunft bezogen. 


—— — 
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Bei den in diefem Artifel vorgefchriebenen Probationen fol das Ber- 
fahren auf naffem Wege angewendet werben. 
Der Turnus der Vereinsftaaten iſt hiebei, wie folgt: 












Zu controlirende Staaten 







Eontroliren- 
ber Staat. 















































Bayern. Württemberg.) Baben. | Heffen. | Naſſau. Frankfurt. 
wirnenben Baden. Heſſen. | Naffau. | Frankfurt. Bayern, 
Baben. Heffen. | Naſſau. Frankfurt. Bayern. | WRiürttembera 
Heffen. | Naſſau. | Frankfurt. Bayern. Bütenbeng, Baben. 
Naſſau. Frankfurt. Bayern. | Württemberg.| Baben, | Heſſen. 
Frankfurt. Bavern. | Württemberg.) Baben. | Heſſen. Naſſau. 








Art. XII. Eine Devalvation oder Außerkoursſetzung derjenigen 
Münzen, welche nach den Grunpfägen biefer Convention ausgeprägt find, 
fann nicht Statt finven. Jeder Staat hat aber die VBerbinplichkeit, dieſe 
Münzen feiner Zeit wieder einzuziehen und umzuprägen, wenn jich ergibt, 
daß diefelben durch Abnügung eine im Wege künftiger Vereinbarung noch 
feftzuftellende Grenze der Gewichtsabnahme überfchritten haben. 

Art. XIV. Die nad dem bisherigen Shitem ausgeprägten ganzen 
Kronenthaler werden in ihrem bisherigen Cours von zwei Gulven zwei 
zwei und vierzig Kreuzer aufrecht erhalten. 

Art. XV. Die Bereinsftaaten machen fich außerdem verbinplich, 
feine Herabfegung oder Verrufung irgend einer in venfelben anerfannt 
Cours habenden Münze vorzunehmen, ohne die übrigen contrabirenven 
Staaten davon vier Wochen zuvor in Kenntniß zu fegen. 

Gegenwärtige Convention foll alsbald zur Ratififation der hoben 
contrabirenden Höfe vorgelegt und die Auswechjelung ver Ratififatione- 
Urkunde fpäteftens binnen drei Wochen in München bewirkt werben. 


So gefchehen München am 25. Auguft 1837. 
(Folgen die Unterfchriften.) 
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Der Avers bverfelben erhält das Wappen des ausmünzenden Staates 
und der Nevers bie Werthangabe der Münze nebft ver Jahreszahl in 
einem Kranz von Eichenlaub. 

Die Fehlergrenze, welche bei diefen beiden Münzforten in Mehr und 
Weniger eingehalten werben muß, beträgt "/,oo. an Feingehalt und *°/, ooo 
an Gewicht; beides jedoch nicht am einzelnen Stüdf, fondern nur in ber 
ganzen Marf, wobei die möglichjt genaue Einhaltung des Münzfußes 
ebenjowohl wie bei den groben Münzen zu beobachten ift. 


Art. IV. Die Eontrole über die von ben contrahirenden Staaten 
ausgegebenen Scheivemünzen wird von ben einzelnen Münzftätten im ver 
Art geführt, daß die von den übrigen Münzftätten nen ausgegebenen 
Scheidemünzen des laufenden Jahres, wie fie in Cours fich befinden, einer 
Prüfung unterworfen werben. 

Das Ergebniß derfelben wird von jeder Münzftätte ihrer Regierung 
vorgelegt, welche darüber, fowie über die Erfahrungen im Scheivemünzen- 
wejen überhaupt Mittheilung an bie übrigen Regierungen machen wird. 


Art. V. Die vor diefer Vereinbarung von den contrahirenden Staa— 
ten geprägten Sech8- und Dreifreuzerftüce behalten in venfelben fortwäh- 
rend gleichen Cours mit den neuzuprägenben. 


ever diefer Staaten macht fich jedoch verbindlih, alle auf feiner 
Minzjtätte ſowohl vor als nad dieſer Vereinbarung hervorgegangenen 
Schs- und Dreitreuzerftüde an diefer Münzftätte fowohl, als auch an 
amern von ihm näher zu bezeichnenven öffentlichen Kafjen auf Berlangen 
gegen coursfähige grobe Münze auszuwechjeln. Die zum Berwechfeln be 
ftimmte Summe darf jedoch nicht unter hundert Gulden betragen. 

Art. VI. Alle Scheivemünzen ber nicht contrabirenden Staaten 
verden vom 1. Yänner 1838 an entweber außer Cours geſetzt, oder auf 
ihren Silberwerth gewürdigt, worüber gegenfeitige Mittheilung zu ge 
ſchehen hat. 

Es bleibt jedoch jedem einzelnen contrahirenden Staate unbenommen, 
biefelben vollgiltig in denjenigen Theilen feines Staatsgebietes, wo es 
örtlihe Verhältniffe erfordern, auch nach diefem Termin zu bulden. 


Gegenwärtige Uebereinkunft foll alsbald zur Ratifilation der hoben 
contrabirenden Höfe vorgelegt, und die Auswecjelung dere Ratififatione- 
Urkunden gleichzeitig mit jenen über die Münz-Convention fpäteftens binnen 
brei Wochen in München bewirkt werben. 


So gefhehen München ven 25. Auguft 1837, 
(Folgen bie Unterfchriften.) 
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4, Bekanntmachung, den Art. V. ber befondern Convention, über 
die Scheidemüngen, vom 25, Auguft v. Irs. betreffend. 


Königlihes Staatsminifterium der Finanzen. 

In Gemäßheit des Art. V. der befonvdern Convention über bie 
Scheivemünzen vom 25. Auguft v. J. wird hiemit zur öffentlihen Kennt: 
niß gebracht, daß bie ſämmtlichen Kreisfaffen diejenigen Behörden feien, 
bei welchen — außer ver hiefigen Münzftätte — die inlänvifchen Sechs 
und Dreifreuzerftüde gegen coursfähige grobe Münzforten zu jeder Zeit 
infoferne umgewechfelt werben können, al8 bie zur Umwechſelung beftimmte 
Summe nicht weniger als hundert Gulden beträgt. 

Munchen am 5. Januar 1838. 

Auf Seiner Majeftät des Königs Alferhöchiten Befehl. 
v. Wirſchinger. 
Reg.-Bl. f. d. Königr. Bayern f b. I. 1838. Nr. 2. ©. 17—19. 


5. Bekanntmachung vom 24. März 1833, den Beitritt des Yürften- 
thums Hohenzollern - Sigmaringen zu der Münz - Convention 
zwiichen Bayern, Württemberg, Baden, Heſſen, Naffau und 


Franffurt a. M. ihrem ganzen Inhalte nach betreffend. 
Reg.- Bl. f. d. Königr. Bayern f. d. 3. 1838. Nr. 18. S. 298—299. 


6. Bekanntmachung vom 17. Mai 1838, beögleichen bezüglich des 
Beitrittö des Fürſtenthums Hohenzollern⸗Hechingen zu vorgedad- 
ter Münz-Gonvention. 

Reg. Bl. f. d. Königr. Bayern f. d. 3. 1838, Nr. 23. ©. 885. 


2. Bekanntmachung, den Beitritt des Herzogtums Sadhjen-Meinin- 
gen zu den Münz-Gonventionen vom 25. Auguft 1837 betreffend. 


Wir Ludwig, 
von Gottes Gnaden König von Bayern xc. ꝛc., 
urfunden und befennen biermit: 


Wir haben von dem Vertrage Einficht genommen, welcher wegen 
des Beitrittes des Herzogthums Sacfen-Meiningen zu der Münzconven- 
tion dd. München 25. Auguſt 1837 und zu ver befondern Uebereinkunft 
von bemfelben Tage, — die Scheidemünze betreffend — am 8. Juni d. 9. 
zu München durch befonders dazu ernannte Bevollmächtigte unterzeichnet 
worden ift, und welcher alfo lautet: 

Nachdem die berzoglich ſachſen-meiningen'ſche Regierung die Mbficht 
zu erfennen gegeben bat, ben zwifchen den Staaten von Bayhern, Würt- 





image 
not 
available 


zu controlirende Staaten, 


| 1839, 1840. | 1841. | 1842. 


r Heſſen. Naſſau. | Frankfurt. Meiningen. 


— Baden. Heſſen. Naffan. Frankfurt. Meiningen. Bayern. 


Baden. Heſſen. Naſſau. | Frankfurt. |Meiningen.| Bayern. 


Heffen. Naffau. | Frankfurt. | Meiningen.) Bayern. u 


NT — — — nn — 
Nafjau. | Frankfurt, Meiningen. Bayern. —— Baden. Heſſen. 


Württem⸗ 


Frankfurt. Meiningen. Bayern. berg. 


berg. 





Meiningen.| Bayern. Wirttem | gapen, | Heffen. | Naffau. | Frankfurt. 


3) Die Beftimmungen des Art. V. der befonbern Uebereinkunft and 
auf die vor dem Theilungsvertrag vom Jahre 1826 von ver hild— 
burghaufifchen Münzftätte ausgeprägten Sechs⸗- und Dreifreuger- 
ſtücke auszubehnen und vollziehen zu laſſen. 

Art. II. Gegenwärtiger Vertrag foll alsbald zur Ratifilation ver 
hohen contrahirenden Höfe vorgelegt und die Auswechfelung ver Ratifi- 
fations- Urkunden fpäteftens binnen drei Wochen in München bewirkt werben. 

Sp gejhehen München ven 8. Yuni 1838, 

Für Bayern: Für Sahjen-Meiningen: 

(L. S) Sehr. v. Giſe. (L. S.) Bahllampf. 


Gedachten Vertrag genehmigen ımb ratifiziren Wir in allen feinen 
Punkten und Claufeln und verfprechen venfelben getveulih in Erfüllung 
bringen und beobachten zu laſſen. 

Deffen zur Urkunde haben Wir gegenwärtige Ratififation mit Unferer 
eigenhändigen Unterfchrift und Beidruckung Unferes Töniglihen Inſiegele 
ausfertigen laſſen. 

So gefchehen und gegeben Ajchaffenburg den 16. Juni eintaufent 
achthundert acht und breißig. 


Ludwig. 
Reg.-Blatt f. d. Königreich Bayern f. d. I. 1838. Nr. 29. ©. 469—485. 
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Gegenwärtige Uebereinkunft joll al&bald zur Ratififation der hoben 
Höfe vorgelegt, und die Auswechfelung der Ratififations-Urfunden fpäte- 
ftens in zwei Wochen zu München bewirkt werben. 

So gefhehen Münden den 30. März; 1839. 

(Folgen bie Unterfchriften.) 

Gedachte in drei Artikeln beftehende Lebereinkunft genehmigen und 
ratifiziren Wir in allen ihren Punkten und Claufeln, und verfprechen vie- 
felbe getreulich in Erfüllung bringen und beobachten zu laſſen. 

Defjen zur Urkunde haben Wir gegenwärtige Ratififation unter 
Unferer eigenhändigen Unterfchrift und Beidrudung Unferes größern ge- 
heimen Inſiegels ausfertigen lafjen. 

So gefchehen und gegeben Rom den 8. Mai 1839. 

j . Ludwig. 
Reg- Bl. f. d. Königr. Bayern f. d. 3. 1839. Nr. 18. S. 377—382. 





10. Bekanntmachung, den Beitritt des Fürſtenthums Schwarzburg- 
Rubolftadt mit der Oberherrſchaft diejes Fürſtenthums zum 
ſüddeutſchen Münz-Vereine betreffend. 


In Gemäßheit der Verabredung, welche die Staaten des ſüddeutſchen 
Miünzvereins hinſichtlich der Veröffentlichung der zwiſchen denſelben abge— 
ſchloſſenen Verträge genommen haben, wird hierdurch zur allgemeinen 
Kenntniß gebracht, daß vermöge Vertrages vom 11. Mai d. J. das Für— 
ſtenthum Schwarzburg-Rudolſtadt mit der Oberherrſchaft dieſes Für— 
ſtenthums den Münzconventionen vom 25. Auguſt 1837 (Regierungsblatt 
1837 Nr. 54. ©. 745—760.), dann dem am 8. Juni 1838 abgefchlof- 
jenen Bertrage, über den Anjchluß des Herzogthums Sachſen-Meiningen 
an die erwähnten Konventionen (Regierungsblatt 1838 Nr. 29. S. 469 — 
485) unter den nachfolgenven befonderen Beftimmungen : 


Art. I. Die Regierung des Fürftenthums Ehwarzburg-Rudolftadt 
tritt, vückjichtlich der Oberherrichaft jenes Fürjtenthums, den vorerwähnten 
Gonventionen gegen Mebernahme ver Verbindlichkeit bei, die Beftimmungen 
verfelben in allen ihren Punkten im ganzen Umfange der fürftlichen Ober: 
berrichaft zu vollziehen und vollziehen zu lafjen. 

Art. I. Außerdem macht fich die fürftliche Regierung verbindlich: 

1) die Beftimmungen des Art. VII. der Münzconvention v. 25. Auguft 

1837 in der Art zu vollziehen, daß fie fogleich für das Jahr 1838 
und für ihre Rechnung eine nach Maßgabe ver oberherrichaftlichen 
Bevölkerung, refp. der Zollrevenuen-Bertbeilung treffende Summe 
von 36,600 Gulven, und zwar davon 24,400 in ganzen, dann 
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25. Auguft 1837 Art. VII. beftimmten VBertheilungs-Mafftabe ausprägen 
zu laſſen. 

Art. I. Die Ausprägung gefchieht in ganzen und halben Gulden— 
ftüden; das Verhältniß zwifchen beiden Münzjorten bleibt dem Ermeffen 
eines jeden Staates überlajjen. 

Urt. IT. Innerhalb ver legten ſechs Monate des Yahres 1844 
werben die contrahirenden Staaten fich darüber vereinigen, welche Maſſe 
von Hauptmünzen vom 1. Januar 1845 an weiter ausgeprägt werben 
fol. Für den Fall, daß eine folche Vereinbarung nicht ftattfinden würde, 
hat e8 bei ven im Art. IL der Uebereinfunft vom 30. März 1839 ent- 
haltenen Beftimmungen fein Verbleiben. 

Gegenwärtige Uebereinfunft ſoll al8bald zur Ratififation ver hoben 
Höfe vorgelegt, und die Auswechjelung der Ratifikations-Urkunden fpäte- 
itens in drei Wochen zu München bewirkt werben. 

So gefchehen München ven 1. Februar 1842. 

(Folgen die Unterfhriften.) 

Gedachte in drei Artifeln beftehende Mebereinkunft genehmigen und 
ratifiziren Wir in allen ihren Punkten und Bejtimmungen, und verfprechen 
biefelben getreulich in Erfüllung bringen und beobachten zu laffen. 

Deffen zur Urkunde haben Wir gegenwärtige Ratififation unter Un— 
ferer eigenhändigen Unterfchrift und Beidrudung Unferes größern gebei- 
men Inſiegels ausfertigen laffen. 

So gefchehen und gegeben Bad Brückenau den 12. Auguſt 1842, 

Ludwig. 
Reg.-Blatt f. d. Könige. Bayern für das Jahr 1842 Nr. 45. S. 1201-— 1904. 


11. b. Bekanntmachung, die Uebereinfunft für ein Ausmünzungs 
Quantum von 12 Millionen Gulden für die Jahre 1842, 
1543 und 1344. 
(Die vorſtehende Königliche Allerhöchſte Ratification nochmals publizirt.) 
Reg.“Bl. f. d Königr. Bayern f. d. $. 1843. Nr. 8. S. 153 — 157. 





12. Königlih Allerhöchſte Ratification, vom 4. Januar 1845, der 
Uebereinkunft unter den Negierungen des jüddeutichen Münz- 
Vereins über ein neues Ausmünzauantum für die Jahre 1845, 
18416 und 1847 vom 31. Dezbr. 1844 von abermals vier Mil- 
lionen Gulden, in simile mut. mutand. wie vorftehend. 


Rey Bl. f. das Königr. Bavern f. d. 3. 1845. Nr. 12. S. 185 - 189. 
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Für den Fall aber, daß eine folche ‚Vereinbarung nicht ſtattfinden 
folfte, machen dieſelben fih verbindlich, vom 1. Januar 1848 an jährlich 
ein Quantum von mindeftens zwei Millionen Gulden einzuziehen und 
umjuprägen. 

Art. 5. Neben den im Art. 4. der Convention vom 25. Auguft 
1837 vereinbarten ganzen und halben Gulvenftüden wird al® größere 
Hauptmünze für die ſüddeutſchen Bereinsftanten ein Zweiguldenftüd an- 
genommen. 

Art. 6. Dasfelbe foll gleich wie die Gulven- und Halbgulvenjtüde 
im 24"/, Gulvenfuße ausgeprägt werben, einen Feingehalt von */,, Silber 
und einen Durchmeffer von 36 Millimetres erhalten. 

Art. 7. Der Avers des Zweigulvenftücdes zeigt das Bildniß des 
Regenten des betreffenden Staates. 

Der Revers enthält das Pandeswappen. 

Ueber dem Wappen wird die Werthsbezeihnung „ZWEY GULDEN® 
und unter vemfelben die Jahreszahl angebradtt. 

Die Ränderung ift gleichwie bei ten Gulven- und Halbguivenftüden. 

Die freie Stadt Frankfurt behält auch bei den Zweiguldenſtücken das 
Gepräge der Guldenſtücke mit veränderter Werthebezeihnung bei. 

Art. 8. Die Fehlergrenze für die Zweigulvenftüce wird auf */,0oo 
ſowohl im Feingehalt als im Gewicht feftgefekt. 

Art. 9. Die Beftimmungen ver Convention vom 25. Auguft 1837 
Art. 12. und des Vertrages vom 8. Juni 1838 über den Beitritt bes 
Herzogtgums Eachjen- Meiningen Art. 2. Abf. 2. bezüglich ver Eentrol- 
probe der Gulden- und Halbgulvenftüce finden aud auf die Zweigulden- 
jtüce gleichmäßige Anwendung. 

Art. 10. Die contrahirenden Staaten machen ſich verbindlich, all- 
jährfich cin folches Quantum von Zweiguldenſtücken auszuprägen, welches 
mindejtend der vertragemäßig einzuziehenden Summe von Kronenthalern 
gleichfommt. 

Art. 11. Die im Art. 13. der Convention vom 25. Auguft 1837 
einer fünftigen Bereinbarung vorbehaltene Abnügungs- Grenze wird für 
die Zweigulvenftüce auf 1'/, Prozent, für die Eingulvenjtüde auf 2 Pro— 
zent, für die Halbgulvenftüde auf 2'/, Prozent’ feitgefegt. 

Art. 12. Sämmtliche contrahirende Regierungen machen fich ver- 
bindlih, die in dem Gebiete des ſüddeutſchen Münzvereins curfirenden 
älteren und abgenügten eigenen Scheidemünzen allmälig einzuziehen und 
fih darüber am Schluße jeven Jahres gegenfeitige Mittheilung zu machen. 

Als ältere Scheidemünzen find diejenigen anzufehen, welche vor Auf- 
löfung des deutſchen Reiches für ihre dermaligen Landestheile geprägt 
worben find. 


2 


nn. 


un. iu 


1145 


Gegenwärtige Convention ſoll alsbald zur Ratififation der hoben 
contrahirenden Regierungen vorgelegt, und die Auswechſelung ver Ratifi- 
kations⸗Urkunden zu München fpäteftens binnen ſechs Wochen bewirkt werben. 

München ven 27. März 1845. 

(Folgen die Unterfchriften.) 

Gerachte in zwölf Artikeln bejtehende Convention genehmigen und 
ratifiziren Wir in allen ihren Bunkten und Claufeln, und verfprechen bie- 
felbe in Erfüllung bringen und beobachten zu laffen. 

Defjen zur Urkunde haben Wir gegenwärtige Natififation unter 
Unferer - eigenhändigen Unterfchrift und Beidruckung Unferes Föniglichen 
Inſiegels ausfertigen laffen. 

So gefchehen und gegeben München ven 12. April 1845. 

(L. S.) Ludwig. 
Reg.Blatt f. d. Königr. Bayern f. d. Jahr 1845. Nr. 24, ©. 417-424. 


14. Königlich Allerhöchite Verordnung, das Goursverhältniß der im 
Gonventionsfuße ausgeprägten Zwanzig= und Zehnkreuzerſtücke 
betreffend. 





Marimilian I, 
von Gottes Gnaden König von Bayern ac. ıc. 

Wir finden Uns bewogen, in Hinblid auf die mit den übrigen Re: 
gierungen des ſüddeutſchen Münzvereins gepflogenen Berhandlungen bezüg- 
lih des ferneren Umlaufes ſowohl der Zwanzig- und Zehnkreuzerſtücke 
öfterreichifchen, als der gleichen Münzſtücke ſüddeutſchen Gepräges zu be- 
jtimmen und zu verordnen, was folgt: 

5. 1. Die bisherige Geltung ber Zwanzig= und Zehnkreuzerſtücke 
öfterreichifchen Gepräges zu 24 und 12 Kreuzer wirb hiermit auf 23"/, 
und 11 Kreuzer herabgejegt mit ver Wirfung, daß Niemand verpflichtet 
ift, dieſe Münzen in der Eigenfchaft als gefetzliches Zahlungsmittel in 
einem höheren als in biefem geminderten Werthe anzunehmen. 

Wir behalten Uns vor, den Termin zu beftimmen, von welchem an 
diefe Münzen aufhören werben, gefegliches Zahlungsmittel zu fein. 

Unter ben vorerwähnten Zwanzig- und Zehnkreuzerſtücken öfterreichi- 
ichen Gepräges find die von dem Gepräge verjenigen erlofchenen Münz— 
herrſchaften inbegriffen, deren Gebiete gegenwärtig zu Defterreich gehören. 

8. 2. Die Zwanzig- nnd Zehnfreuzerftüce, welche das Landesge— 
präge ver ſüddeutſchen Münzvereinsjtaaten, nämlich ver Königreiche Bayern 
und Württemberg, ver Großherzogthiimer Baden und Helen, bes Herzog- 
thums Sachjen- Meiningen, ver hohenzolfer’ichen Lande Preußens, des Her- 
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zogthbums Naffau, des Fürſtenthums Schwarzburg-Rudolſtadt, der Lan- 
grafichaft Heffen- Homburg und der freien Stadt Frankfurt oder einer 
venjelben einverleibten erlofchenen Miünzherrichaft tragen, behalten ihre 
bisherige Geltung von 24 und 12 Sreuzer bis zum 15. November 1858 
einfchtüßlich allgemein fort; vom 16. November 1858 anfangend Hören 
diefelben auf, gefegliche8 Zahlungsmittel zu fein. 

Im Uebrigen find bezüglich diefer Münzſtücke die folgenden Beftim- 
mungen maßgebend. 

8.3. In der Zeit vom 16. Dftober bis 15. November 1858 
werden im ganzen Königreiche die Zwanzig- und Zehnkreuzerftüce, welche 
das bahyerifche Gepräge oder das Gepräge einer dem Königreih Wabern 
einverleibten Münzherrſchaft tragen, als die Zwanzig- und Zehnfreuzerftüce: 

a) vom churbayeriſchen, Füniglich bayerifchen und pfälzifchen Gepräge, 

b) vom Gepräge der Markgrafen von Ansbach und Bayreuth und 
ver Fürften von Yöwenftein- Wertheim, 

c) vom Gepräge der Fürftbifchöfe von Würzburg, Bamberg, Auge- 
burg, Fulda, Eichjtädt, Speyer und Worms und des Churfürften 
von Mainz, 

d) vom Gepräge ber ehemaligen Reichsſtädte Augsburg, Nürnberg 
und Regensburg u. ſ. w. bei ven bayerifchen Staatskaffen nad 
ihrem vollen Werthe zu 24 und 12 Kreuzer gegen andere Münzen 
eingelöjt. 

Unfer Staatsminifterium der Finanzen wird bie Kaſſen und Aemter, 
welche zu diefer Einlöfung fpeziell berufen find, fowie das dabei zu beob- 
achtende Verfahren näher bezeichnen und befannt geben laffen. 

$. 4. Von dem 16. November 1858 an ($. 2.) werden die Zwan- 
jiger= und Zehnkreuzerſtücke bayeriſchen Gepräges und bes Gepräges ver 
übrigen fübdeutichen Vereinsftaaten noch bei den Staatsfaffen jedoch nur 
nah dem geminderten Werthe von 23"/, und 11 Kreuzer in Zahlung 
angenommen. 

5.5. Die Zwanzig» und Zehnfreuzerftüde bayerifchen Gepräges 
werden von eben biefem Zeitpunfte an außerdem auch noch bei dem fol. 
Hauptmünzamte nach dem Gewichte und Silberwerthe angenommen, und 
wird Unjer Staatsminifterium der Finanzen ermächtigt und beauftragt, 
die Modalitäten und Bedingungen diefer Annahme feftzuftellen und zu 
veröffentlichen. 

Vorſtehende Bejtimmungen treten in ven Yanvestheilen viesfeits des 
Rheines mit dem Tage der Belanntmachung durch das Regierungsblatt 
und in der Pfalz mit dem Tage ver Belanntmahung durch das bortige 
Rreisamtsblatt in Wirkſamleit. 
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bie großherzoglich badiſche Regierung: 
den Oberfteuerrath Ludwig Wilhelm Ewald; 
bie herzoglich fachjen-meiningen’sche Regierung: 
den Staatsrath Ludwig Blomeyer; 
die herzoglich naſſauiſche Regierung : 
ven Landesbanf- Direktor Carl Reuter; 
bie fürftlich ſchwarzburg-rudolſtadtiſche Regierung ; 
ven Finanzrath Heinrich Bamberg ; 
die landgräflich heſſiſche Regierung: 
ben großherzoglich heififchen Dberftenerrath Ludwig Wilhelm 
Ewalb ; 
bie freie Stadt Frankfurt: 
ben Senator Franz Alfren Jakob Bernus, 
von welchen Bevollmächtigten, unter dem Vorbehalte ver Ratififation, 
nachjtehender Vertrag verhandelt und abgejchlofjen worden ijt. 

Art. 1. In den Königreichen Bayern und Württemberg, ven Groß- 
berzogthümern Baden und Heffen, im Herzogthum Meiningen, in ven 
bobenzollerichen Landen Preußens, im Herzogthum Naffau, in der Ober- 
berrichaft des Fürſtenthums Schwarzburg-Rudolditabt, in der Yandgraf- 
haft Helen - Homburg und in dem Gebiete ver freien Stadt Frankfurt 
bilvet das Pfund in der Schwere von 500 Grammen die Gruntlage der 
Ausmünzung; es fol das Pfund feinen Silber mit Beibehaltung ver 
Gulden: und Kreuzer-Rechnung zu 52'/, fl. ausgebracht werben, und hie— 
nad an die Stelle des 24'/, Gulvdenfußes als gefetliher Münzfuß ver 
zweiundfünfzig ein halb Gulvenfuß treten. 

Art. 2. Die in dem Münzfuße von 52'/, fl. aus dem Pfund feinen 
Silber ausgeprägten Münzftüde follen mit ven in dem Münzfuße von 
24'/, fl. aus der jeitherigen Münzmark ausgeprägten gleichnamigen Münzen 
gleiche Geltung haben. 

Die Bezeihnung „ſüddeutſche Währung,“ weldhe an Stelle jever 
andern Bezeichnung des Yandmünzfußes tritt, findet demgemäß auf die in 
beiverlei Münzfüßen ausgebrachten Münzen Anwendung. 

Art. 3. Als grobe Silbermünzen (Courentmünzen) werben aufer 
dem Zwei-Vereinsthalerftüce zu 3'/, fl. und dem Ein-Vereinsthalerftüce 
zu 1°/, fl. beſtehen: 

das Zweiguldenſtück zu 120 Kreuzer, 
das Guldenſtück zu 60 Kreuzer, 
das Halbguldenſtück zu 30 Kreuzer. 

Es werden demnach 26'/, Zweigulvenftüde, 52’/, Gulvenftüce, 
105 Halbgulvenftüde je ein Pfund feinen Silbers enthalten. 

Art. 4. Aufer den genannten Courentmünzen (Art. 3.) können ala 
ſolche auch Viertel -Gulvenftüde zu 15 fr. geprägt werden, wenn bazu 
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von 2'/, Prozent und für bie BViertelgulven von 3 Prozent des Normal- 
gewichte® der einzelnen Stüde feftgejegt. 

Art. 8. Sämtliche vertragenden Staaten verpflichten fi), ihre 
eigenen groben Silbermünzen niemals gegen ven ihnen beigelegten Werth 
berabzufegen, auch eine Außercoursfegung verfelben anders nicht eintreten 
zu laffen, als nachdem eine Einlöfungsfrift von minbeftens vier Wochen 
fejtgefest und wenigftens drei Monate vor ihrem Ablaufe öffentlich be- 
fannt gemacht worden ift. 

Art. 9. Die noch im Umlaufe befinplichen Kronenthaler werben in 
ihrem bisherigen Werthe von 2 fl. 42 fr. aufrecht erhalten. 

Art. 10. Die vertragenden Staaten machen fich jeboch verbindlich, 
biefelben allmälig aus dem Berfehre zu entfernen. Hiebei follen zumächft 
die fogenannten Brabanter- umd die unter öfterreichiichem Stempel gepräg- 
ten Kronenthaler ver Einziehung unterworfen werden. 

Die contrahirenden Staaten werden davon innerhalb ver nächiten 
fünf Fahre vom 1. Januar 1859 bis 1. Januar 1864 jährlich einen 
Betrag von vier Millionen Gulden nach dem Mafftabe der Verteilung 
ber Zolivereine einziehen und in grobe Münze, vorzugsweife VBereins- 
tbaler, umprägen laffen. 

Für ven Fall, daß bis zum Ablauf diefer fünf Fahre eine Beftim- 
mung über das weiter einzuziehende Quantum an SKronentbalern nicht 
getroffen würde, foll davon vom 1. Januar 1864 ein Betrag von min— 
beftens zwei Millionen Gulden jährlich in derſelben Weiſe eingezogen und 
umgeprägt werben. 

Rücfichtlich der von ben vertragenven Staaten felbftgeprägten Kro— 
nenthalern bleibt e8 dem Ermeſſen ver betreffenden Regierung anbeimge- 
ftellt, wenn fie viefelben, jedoch ohne Einrechnung in die bemerkte Summe 
einziehen und umprägen laſſen wollen. 

Art. 11. Die gemeinfchaftlichen, zu gegenfeitigem Umlauf beredh- 
tigten Scheidemünzen der contrabirenden Staaten beftehen: 

A. in Sechöfreuzerftüden und 
B. in Dreikreuzerſtücken 
von Silber. 

Der Ausmünzfuß der Sechs- und Dreifrazerftüde wird auf 58 
Gulden aus dem Pfunde feinen Silbers feitgefekt. 

Art. 12. Die Ausprägung von Einfreuzerftüden von Silber oder 
Kupfer und deren Theilftüden, jo wie die gegenfeitige Annahme verfelben 
bleibt dem Ermeſſen ver einzelnen Staaten überlaffen. 

Die Einkreuzerftüde von Silber find inveffen nicht in einem leich- 
tern Münzfuße als zu 60°/, fl. aus dem Pfunde feinen Silbers auszu- 
bringen und es foll in ver Kupferfcheidemünze ver Zollcentner Kupfer 
nicht höher als zu 196 fl. ausgebracht werben. 
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Art. 13. Der Silbergehalt ver Seche- und Dreifreuzerjtüde wird 
zu 350 Tauſendtheile angenommen. 

Der Durchmeffer ver Sechskreuzerſtücke foll 20 und der Dreifreuzer- 
ſtücke 17 Millimeter betragen. 

Der Avers verfelben erhält das Wappen des ausmünzenden Staates 
mit einer die Münze als Scheipemünze bezeichnenden Umjchrift, und 
der Revers die Werthangabe nebſt der Jahreszahl in einem Kranze von 
Eichenlaub. 

Die Fehlergrenze, welche im Feingehalte bei beiven Münzforten im 
Mehr oder Weniger eingehalten werben muß, wird auf 7 Zaufenptheile 
feftgefegt; bei ver Stüdelung ift für die möglichit genaue Einhaltung ber 
auf ein Pfund gehenden Stüczahl Sorge zu tragen und barf bie Ab— 
weichung im Mehr oder Weniger 1 Prozent nicht überjteigen. 

Art. 14. Die vertragenden Staaten machen fich verbindlich: 

a) ihre eigene Silber- und Kupfer -Scheivemünze niemals gegen ven 
ihr beigelegten Werth herunterzufegen, auch eine Außercoursfegung 
derfelben nur dann eintreten zu laffen, wenn eine Einlöfungsfrift 
von mindeſtens vier Wochen feitgefett und wenigſtens drei Monate 
vor ihrem Ablauf öffentlich befannt gemacht worben ift; 

b) viefelbe, wenn in Folge längerer Circulation und Abnügung das 
Gepräge undeutlich geworben iſt, nach bemjenigen Werthe, zu 
welchem fie in Umlauf gejett ift, allmälig zum Einfchmelzen ein- 
zuziehen ; 

c) auch viefelbe nach dem nämlichen Werthe in näher zu bezeichnen- 
ven Kaffen auf Berlangen gegen grobe in ihrem Lande coursfä- 
bige Münze umzumechfeln. 

Die zur Ummwechfelung angebotene Summe barf jeboch in 
Silberfcheivemünze nicht unter 40 Gulden, in Kupferſcheidemünze 
nicht unter 10 Gulden betragen. 

Art. 15. Niemand darf in ven Landen ber vertragenven Staaten 
gendthigt werben, eine Zahlung, welche ven Werth ver Hleinften groben 
Silbermünze erreicht, in Scheidemünze anzunehmen. 

Art. 16. Sämmtliche vertragenden Staaten machen ſich verbind- 
ih, in dem Zeitraume vom 1. Januar 1859 bis 1. Januar 1864 von 
ben im Gebiete des ſüddeutſchen Miünzvereins geprägten und noch umlau— 
fenden Sechs- und Dreifreuzerftücden jährlih den Betrag von 400,000 fl. 
und zwar in ber Art einzuziehen, daß ohne Unterſchied des Landesgepräges 
vorzugsweife diejenigen Etüde, welche eine frühere Jahreszahl als bie 
von 1807 oder feine erfenntliche Jahreszahl tragen, ſodann bie fonftigen 
älteren und abgemugten zum Einzuge gebracht werben. ‘Der bezeichnete 
Betrag wird unter den contrahirenden Staaten nach vemfelben Maßſtabe 
vertbeilt, nach welchem die Zollrevenuen zur Vertheilung gelangen. 
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Art. 17. Während diefer fünf Jahre follen von ven vertragenben 
Regierungen feine neuen Sechs- und Dreifreuzgerftüde geprägt werben. 

Findet eine der contrahirenden Regierungen fich ausnahmsweife ver- 
anlaft, neue Ausprägungen folher Münzen innerhalb tiefer Friſt vorzu— 
nehmen, fo fann dieß nur dann gefchehen, wenn fie gleichzeitig außer ven 
nach Art. 16. von ihr einzuziehenden Beträgen eine dem boppelten Betrage 
der neuen Ausprägung gleichfommenvde Quantität von Sechs- und Drei- 
greuzerftüden aus dem Cours zieht. 

Urt. 18. Die vertragenden Regierungen werben bie neu ausgege- 
benen Münzen — Gourentmünzen fowohl als Ecyeivemünzen — gegen 
jeitig von Zeit zu Zeit in Bezug auf ihren Feingehalt und auf ihr 
Gewicht prüfen Taffen und von den Ausftellungen, vie fi dabei etwa 
ergeben, einander Mittheilung machen. 

Für den unerwarteten Fall, daß die Ausmünzung der einen oder 
der andern ver betheiligten Regierungen im Feingehalte oder im Gewicht 
der vertragsmäßigen Bejtimmungen nicht entjprechend befunden würde, 
übernimmt viefelbe die VBerbinplichfeit, entweder jofort oder nach voran» 
gegangener fchiedsrichterlicher Entſcheidung ſämmtliche von ihr geprägten 
Münzen vesjenigen Jahres, welcher die fehlerhafte Ausmünzung angehört, 
wieder einzuziehen. 

Art. 19. Die in den Art. 7. und 14. übernommene Verbindlichkeit 
zur Annahme der groben Silbermünzen und der Echeivemünzen bei ven 
Staatsfafjen nach ihrem vollen Werth findet auf durchlöcherte oder fonft 
anders als durch ven gewöhnlichen Umlauf am Gewicht verringerte, in- 
gleichen auf verfälichte Münzftücde feine Anwendung. 

Art. 20. Die vertragenden Staaten vereinbaren ſich dahin, wäh- 
rend der legten fechs Monate des Yahres 1863 über die nach Ablauf 
biefes Jahres zu ergreifenden Maßregeln bezüglich der ferneren Einziehung 
von Kronenthalern, ſowie bezüglich der Echeidemünze, insbefonders ver 
ferneren Einziehung derjelben und der Feſtſetzung eines den Verfehröver: 
hältniffen im Gebiete der ſüddeutſchen Währung entiprechenden Marimal- 
betrages des Scheivemünz-Umlaufes Berathungen pflegen und gemeinfame 
Beſchlüſſe faſſen zu wollen. 

Art. 21. Die Dauer diefes Vertrages wird zunächſt bis zum 
Schluße des Yahres 1878 feitgefett; e8 ſoll auch alsdann derfelbe, info- 
ferne der Rücktritt von der einen oder ber andern Seite nicht erflärt oder 
eine anderweite Vereinbarung darüber nicht getroffen worden ift, ftill- 
ſchweigend von fünf zu fünf Jahren als verlängert angefehen werben. 

Es ift aber ein folcher Nüctritt nur dann zuläffig, wenn die betref- 
fende Regierung ihren Entſchluß minveftens zwei Jahre vor Ablauf ver 
ausprüclich feitgefegten oder ftillfchweigend verlängerten VBertragevauer 
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der mitvertragenven Regierungen befannt gemacht hat, worauf ſodann 
unter fämmtlichen Vereinsftaaten unverweilt weitere Verhandlung einzu- 
treten hat, um die Veranlafjung ber erfolgten Rüctritts - Erklärung und 
jemit diefe Erklärung felbjt im Wege gemeinfamer Verftändigung zur 
Erledigung bringen fünnen. 

Art. 22. Die Beitimmungen des gegenwärtigen Vertrages treten 
an die Stelle der Beftimmungen ber unterm 25. Auguft 1837 zur Be: 
gründung des fübdeutfchen Miünzvereines zu München gefchleffenen Con- 
vention und ber zur Ergänzung diefer Convention weiter getroffenen Ver— 
einbarungen bes ſüddeutſchen Münzvereins, welche hierdurch außer Wirk: 
ſamkeit gefegt werben. 

Gegenwärtiger Vertrag foll alsbald zur Natififation ven contra- 
hirenden Regierungen vorgelegt und die Auswechſelung ver Ratifikations— 
Urkunden zu München bewirkt werben. 

München den 7. Auguft 1858. 

(L. S.) Carl Theodor Seydel. (L. S.) Carl Friedrich v. Bever. 
(L. S.) Valentin v. Schübler. (L. S.) Lubwig Kadel. 
(L. 5.) Lubwig Wilhelm Ewald. (L. S.) Ludwig Blomeper. 
(L. S.) Carl Reuter. (L. 8.) Heinrih Bamberg. 
(L. S) Franz Alfred Jakob Bernus. 


Reg.-Bl. f. d. Königr. Bayern f. d. J. 1858. Nr. 58. S. 1289 - 1306. 


1 Abſchnitt. 


* Allgemeine Münz - Conventionen. 
— 


1. Bekanntmachung, die allgemeine Münz-Convention der zum Zoll- 
und Handelövereine verbundenen Staaten betreffenv. 


Wir Ludwig, 
von Gottes Gnaden König von Bayern zc. ꝛc., 
urfunden und befennen hiermit: 


Nachdem zwifchen Uns und Seiner Majeftät vem Könige von Preußen, 
Seiner Majeftät dem Könige von Sacfen, Seiner Majejtät dem Könige 
don Württemberg, Seiner königlichen Hoheit dem Großherzog von Baden, 
Seiner Hoheit dem Kurprinzen und Mitregenten von Heffen, Seiner könig— 
lichen Hoheit dem Großherzog von Heflen, Seiner königlichen Hoheit dem 
Großherzog von Sachen - Weimar -Eifenah, Seiner Durchlaucht dem 
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Herzoge von Sacfen- Meiningen, Seiner Durchlaucht dem Herzoge von 
Sacfen-Altenburg, Seiner Durchlaucht dem Herzoge von Sachſen-Coburg 
und Gotha, Seiner Durchlaucht vem Herzöge von Naffau, Seiner Durch— 
(aucht dem Fürſten von Schwarzburg - Rudolftadt, Seiner Durchlaucht 
dem Fürften von Schwarzburg - Sonvershaufen,, Seiner Durchlaucht dem 
Fürften Neuß älterer Linie, Seiner Durchlaucht dem Fürften von Reuß— 
Schleiz, Seiner Durchlaucht dem Fürften von Reuß-Robenftein und Ebers- 
dorf, dann dem Senate der freien Stabt Frankfurt durch befonvers er- 
nannte Bevollmächtigte eine allgemeine Münzconvention in achtzehn Artikeln 
abgejchlojjen worden ift, welche anfängt wie folgt: 

Nachdem die ſämmtlichen zu dem Zoll- und Handelsverein verbun- 
denen Regierungen, in Gemäßheit der in den Zollvereinsverträgen getrof- 
fenen Verabredung, auf die Einführung eines gleichen Münzſyſtems in 
ihren Landen hinzuwirken, übereingefommten find, bie vorbehaltenen be- 
fondern Unterhandlungen hierüber eröffnen zu laffen, fo haben zu biefem 
Zwede zu Bevollmächtigten ernannt: 

Seine Majeftit der König von Preußen 

- Allerhöchſt Ihren geheimen Ober- Finanz- Rath Adolph von 
PBommer-Efche; 
Seine Majejtät der König von Bahern 
Allerhöchſt Ihren Minifterialratd im Staatsminifterium ver 
Finanzen Moriz Weigand, Ritter ꝛc.; 
Seine Majeftät der König von Sadjen 
Allerhöchſt Ihren geheimen Finanzrath Carl Friedrich Scheuchler, 
Ritter ꝛc.; 
Allerhöchſt Ihren geheimen Finanzrath Adolph von Weißenbach; 

Seine Majeftät der König von Württemberg 

Allerhöchſt Ihren Finanzrath Guftav Hauber ; 
Seine föniglie Hoheit der Großherzog ven Baden 

Höchſt Ihren geh. Referendär Franz Anton Regenauer, Ritter zc.; 
Seine Hoheit der Kurprinz und Mitregent von Kurheſſen: 

Höchſt Ihren Finanzratd Wilhelm Dupfing; 

Seine königliche Hoheit der Großherzog von Heffen: 

Höchſt Ihren Miniſterialrath Chrijtian Eckhardt, Ritter ꝛc.; 

Seine königl. Hoheit der Großherzog von Sachſen-Weimar-Eiſenach: 

Höchſt Ihren geb. Legationsratb, Ottokar Thon, Ritter zc.; 

Seine herzogl. Durchlaucht der Herzog von Sachjen-Meiningen: 

Höchſt Ihren Regierungsrath und Dirigenten des DIERALIENONE 
der Landesregierung Ludwig Blomeber, Ritter ꝛc.; - 

Seine herzogl. Durchlaucht der Herzog von Sachfen-Altenburg: 

Höchft Ihren Regierungs- und Oberjteuerrath, Karl Geutebrüd, 
Nitter ꝛc.; 
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Seine herzogl. Durchlaucht der Herzog von Sachſen-Coburg-Gotha: 
Höchſt Ihren Kammerrath Julius Gelbfe, Nitter ıc.; 
Seine herzoglihe Durchlaucht der Herzog von Naffau: 
Höchſt Ihren Zoll: Divectionsrathb Philipp Scholz; 

Seine Durchlaucht der Fürft von Schwarzburg-Rudolftabt und 

Seine Durchlaucht der Fürft ven Schwarzburg-Sonvershaufen: 

den großberzogl. fächfifchen geh. Yegationsrath Ottofar Thon; 

Seine Durchlaucht der Fürft Reuß älterer Linie: 

Höchſt Ihren Regierungs- und Confiftorialrath Yubwig Freiherrn 
von Mannsbach; 

Seine Durchlaucht der Fürft von Reuß-Schleig und 

Seine Durchlaucht der Fürft von Reuß-Lobenſtein und Ebersporf: 

ven großherzogl. fächjifchen geh. Yegationsrath Ottofar Thon; 

Der Senat ver freien Stadt Franffınt; 

den Schöffen und Senator Conrad Adolph Banfa; 
von welchen Bevollmächtigten, unter dem Vorbehalte der KRatification, 
folgender Vertrag abgeichlofjen worven ijt: 

Art. 1. Als Grundlage des gefammten Münzweſens in ven Pan- 
ben ber hohen contrahirenvden Theile ſoll in allen Münzſtätten einerlei 
Münzmark angewendet werben, deren Gewicht, mit dem Gewichte ber in 
dem Königreich Preußen und ven ſüddeutſchen Staaten des Zoll» und 
Handelsvereins bereits beftehenden Marf übereinftimmend, auf 233,855... 
Gramme feftgefett wird. 

Urt. 2. Nach diefer gemeinfamen Grundlage fell das Minzwefen 
in den fämmtlichen Landen der contrahirenden Staaten geordnet werden, 
und zwar in der Art, daß, je nachdem darin die Thaler- und Grofchen-, 
ober die Gulden- und Kreuzer: Rechnung hergebracht oder ven Verhält— 
niſſen entfprechend iſt, 
entweder: der Vierzehnthalerfuß, bei welchem die Mark feinen Sil— 

berd zu Vierzehn Thalern ausgeprägt wird, mit dem Werthöver- 

hältniß des Thalers zu 1°/, Gulven, 
oder; ber Vier: und zwanzig und ein halb Guldenfuß, bei welchem 
aus der Mark feinen Eilberd vier umd zwanzig und ein halber 

Gulden geprägt werden, mit dem Werthsverhältnig des Guldens zu 

*/, Thaler 
als Landesmünzfuß gelten wird. 

Urt. 3. Insbefondere wird 

einerfeits in ven fünigl. preußifchen und fächfifchen, in ven kurfürſtl. 
befjifchen, großherzoglich ſächſiſchen und berzoglich jachfen = altenburgiichen 
Landen, in dem hberzoglich fachjen-coburg: und gothaifchen Herzogthume 
Gotha, in ven fürjtlich fchwarzburg -fonvershaufifchen Landen, fowie in 
den Landen ver fürftlich reußiſchen älterer und jüngerer Linie: 

14 
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ber 14 Thalerfuß, 

andererfeits in den fönigl. baberifchen und württembergifchen,, in 
den großherzoglich badischen und heſſiſchen, fowie in ven herzogl. fachjen- 
meiningenfchen Landen, in dem berzoglich fachjen-coburg- und gothaifchen 
Fürftentfume Coburg, in dem Herzogthume Naffau, in der fürftlich 
ihwarzburg - rubolftäptifchen Oberherrſchaft nnd in ber freien Stadt 
Frankfurt: 

der 24'/, Guldenfuß, 
ausſchließlich als Landes-Münzfuß fortbeftehen, oder, wo ein anderer 
Landes - Münzfuß befteht, fpäteftens mit dem Januar 1841 eingeführt 
werben, 

Art. 4. Ein jeder der contrabirenden Staaten wird feine Aus— 
münzungen auf folde Stüde bejchränfen, welche ver dem vereinbarten 
Münzfuße (Art. 2 und 3) entiprechenden Rechnungsweife gemäß fint. 
Die Annahme gleichförmiger Vorſchriften hierüber bleibt der Werjtän- 
Digung unter denjenigen ver contrahirenden Staaten, bie fich zu demselben 
Yandesmünzfuße befennen, vorbehalten. 

Art. 5. Sämmtlihe contrahirende Regierungen verpflichten fich, 
bei den Ausmünzungen von grober Eilbermünze, folglibd von Haupt: 
münzen fewohl, als deren Theilftüfen — Gourantmünzen — ibren 
Yandesmünzfuß (Art. 3) genau innehalten, und die möglichite Sorgfalt 
darauf verwenden zu laffen, daß auch die einzelnen Stüde durchaus voll: 
baltig und vollwichtig ausgemünzt werden. Sie vereinigen ſich insbeſon— 
dere gegenfeitig zu dem Grundfage, daß unter dem Vorwande eines foge- 
nannten Remediums an dem Gehalte oder dem Gewichte der Münzen 
nichts gekürzt, vielmehr eine Abweichung von dem ven Yetteren zufommen- 
den Gehalte oder Gewichte nur infoweit nachgeſehen werden dürfe, ale 
ſolche durch die Umerreichbarfeit einer abjoluten Genauigkeit bedingt wirt. 

Art. 6. Bei der Beftimmung ves Feingebaltes der Silbermünzen 
joll übrigens die Probe auf nafjem Wege entjcheidenn fein. 

Art. 7. Zur Vermittlung und Erleichterung des gegenfeitigen Ver: 
kehrs unter den contrabivenden Staaten foll eine, ven beiden im Art. 3 
gedachten Münzfüßen entfprechenve, gemeinſchaftliche Hauptfilbermünze — 
Vereinsmünze — zu einem Siebentheil der Marf feinen Silbers ausge 
prägt werden, welche ſonach den Werth von 2 Thalern oder 3',, Gulden 
erhalten wird, und zu biefem Werth im ganzen Umfange der contrabiren 
ven Staaten, bei allen Staats-, Gemeinde-, Stiftungs- und anderen 
töniglichen Caſſen, fewie im Privatverfehr namentlich auch bei Wechfel 
zahlungen, unbejchränfte Gültigfeit, gleich den Yandesmünzen baben fell. 

Art. 8. Das Miſchungs-Verhältniß ver Vereinsmünze wird ati 
Rem Zehntheile Eilber und ein Zehntbeil Kupfer feſtgeſetzt. Es werben 
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demnach 6°/,, Stüde eine Mark, oder 63 Stüd zehn Mark wiegen. 
Die Abweihung im Mehr oder Weniger darf, unter Feithaltung des im 
Art. 5 anerfannten Grundfages, bei dem einzelnen Stüde im Feingehalt 
ſowohl, als im Gewichte, nicht mehr als drei Taufendtheile betragen. 

Die Bereinsmünze erhält einen Durchmefjer von 41 Millimeter; fie 
wird im Ninge und mit einem glatten, mit vertiefter Schrift oder Ver- 
zierung verjehenen Rande geprägt. 


Der Revers, auf deſſen möglichjte Uebereinſtimmung von allen Re— 
gierungen Bedacht genommen werben wird, muß jevenfalls die Angabe 
des Theilverhältniffes zur Mark feinen Silbers, dann des Werthes in 
Thalern und Gulden, und die ausprüdliche Bezeichnung als Vereins- 
münze enthalten. 


Art. 9. Es follen vom 1. Januar 1839 bis dahin 1842 an Ver— 
einsmünze minveftens zwei Millionen Stüde, und zwar jährlich zum 
britten Theile ausgeprägt werben, und es verpflichtet fich ein jever ber 
»contrabirenden Staaten, hievon nach dem Maßſtabe feiner Bevölkerung 
Antheil zu nehmen. 

Die ferneren Ausprägungen von Vereinsmünzen nach Ablauf des 
porbejtimmten Zeitraumes follen, foferne darüber eine anverweite Verein— 
barung nicht erfolgt, in vem Maße fortgefett werben, daß innerhalb jedes— 
maliger vier Jahre mindeſtens ebenfalls zwei Millionen Stüde, unter 
Aufrechthaltung des angenommenen Vertheilungs⸗Maßſtabes, ausgeprägt 
werben. 

Ueber die erfolgten Ausprägungen werden die contrahirenden Regie— 
rungen am Schluße jeven Jahres fich gegenfeitig Nachweifung zugeben laſſen. 

Art. 10. Die contrahirenden Regierungen werben bie neu ausge— 
gebenen Vereinsmünzen gegenseitig von Zeit zu Zeit in Bezug auf Fein- 
gehalt und auf ihr Gewicht prüfen lafjen, und von ben Ausftellungen, die 
ih dabei etwa ergeben, einander Mittheilung machen. Für den uner- 
warteten Fall, daß die Ausmünzung ber einen oder ver andern ber bethei- 
ligten Regierungen im Feingehalte oder im Gewichte ven wertragsmäßigen 
Beftimmungen nicht entjprechend befunden würde, übernimmt viefelbe vie 
Verbindlichkeit, entweder fofort oder nach vorangegangener fchiederichter- 
licher Entjcheidung, fämmtliche von ihr geprägte Vereinsmünzen besjenigen 
Jahrgangs, welchem vie fehlerhafte Ausmünzung angehört, wieder ein— 
zuziehen. 

Urt. 11. Sämmtliche contrahirende Staaten verpflichten fi, ihre 
eigenen groben Silbermünzen niemals gegen ven ihnen beigelegten Werth 
berabzufegen, auch eine Außercoursjegung derſelben anders nicht eintreten 
zu laffen, als nachdem eine Einlöfungsfrift von mindejtens vier Wochen 
feitgefegt und wenigſtens drei Monate vor ihrem Ablaufe öffentlich befannt 

74 * 
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gemacht worben ift. Die Feſtſtellung des Werthsverhältniſſes, nach welchem 
zum Behufe des Ueberganges zu dem neuen Landesmünzfuße (Art. 3.) die 
Münzen des bisherigen Landesmünzfußes eingelöſt oder im Umlauf gelaſſen 
werden ſollen, bleibt jedoch einer jeden betheiligten Regierung vorbehalten. 


Nicht minder macht jeder Staat ſich verbindlich, die Eingangs ge— 
dachten Münzen, einſchließlich der von ihm ausgeprägten Vereinsmünzen, 
wenn dieſelbe in Folge längerer Circulation und Abnützung eine erhebliche 
Verminderung des ihnen urſprünglich zukommenden Metallwerthes erlitten 
haben, und vergleichen abgenutzte Stücke auch dann, wenn das Gepräge 
undeutlich geworden, ſtets für voll zu demjenigen Werthe, zu welchem ſie, 
nach der von ihm getroffenen Beſtimmung, gegenwärtig in Umlaufe finv, 
oder fünftig werden in Umlauf geſetzt werden, bei allen feinen Kaſſen 
anzunehmen. 


Art. 12. Es bleibt vorbehalten, zu Zahlungen im Fleineren Verkehr 
und zur Ausgleihung, Kleinere Münze nad; einem leichteren Münzfuße, 
als dem Yandesmünzfuße (Art. 2. und 3.), in einem dem leßteren ent- 
ſprechenden Nennwerthe, als Scheipemünze prägen zu laffen. Sämmt- 
liche contrahirende Staaten verpflichten fich aber, nicht mehr Scheidemünze 
in Umlauf zu feßen, als zu obigem Zwede für das Bedürfniß des eigenen 
Landes erforverlih if. Sie werden auch nah Thunlichfeit darauf bin- 
wirfen, daß die gegenwärtig im Umlauf befindliche Scheidemünze auf jenes 
Maaß zurüdgeführt und fodann Niemand genöthigt werde, eine Zahlung, 
welche ven Werth ver Fleinften groben Münze (Art. 5.) erreicht, in Schei- 
demünze anzunehmen. 

Urt. 13. ever contrahirende Staat macht fich ferner verbindlich: 

a) feine eigene Silberfcheide- Münze niemals gegen ven ihr beigelegten 

Werth herunter zu fegen, auch eine Außercoursjegung verjelben 
nur dann eintreten zu laffen, wenn eine Einlöfungsfrift von min- 
deſtens vier Wochen feſtgeſetzt, und wenigftens drei Monate vor 
ihrem Ablaufe befannt gemacht worden ift; 

b 


— 


dieſelbe, wenn in Folge längerer Circulation und Abnützung das 
Gepräge undeutlich geworben ift, nach demjenigen Werthe, zu wel- 
em fie nach der vom ihm getroffenen Beftimmung gegenwärtig 
im Umlauf ift oder fünftig wird in Umlauf gefegt werden, allmälig 
zum Ginjchmelzen einzuziehen auch nach dem nämlichen Wertbe 


c 


jeine Silberfcheide - Münze aller Art in näher zu begeichnenven 
Kaffen auf Verlangen, gegen grobe in feinen Landen coursfäbige 
Münze, umzumechfeln. Die zum Umwechſeln beftimmte Summe 
darf jedoch nicht unter einhundert Thalern, beziehungsweife ein 
bundert Gulden, betragen. 
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Art. 14. Durch gegenwärtigen DBertrag ſoll an ven Beftimmungen 
der Münzconvention dd. München ven 25. Yuguft 1837 und ver befon- 
bern Uebereinkunft über die Scheivemünze von demfelben Datum nichts 
geändert werben, 

Art. 15. Die contrahirenden Staaten werben alle Geſetze und Ver— 
orbnungen, welche zur Ordnung des Münzwejens im Sinne ver gegen- 
wärtigen Convention ergehen werden, ingleichen bie zu deren Ausführung 
unter einzelnen von ihnen etwa zu Stande kommenden Bereinbarungen 
fi einander mittheilen. 

Art. 16. Sämmtliche Regierungen fichern fich gegenfeitig zu, der 
Begehung von Münzverbrechen, e8 mögen folche gegen ven eigenen Staat 
oder gegen einen andern Vereinsſtaat gerichtet fein, auf das Nachdrück— 
lichjte entgegen zu wirfen, zu dem Ende alle gefeglichen Mittel in Anwen- 
dung zu bringen, welche zur Verhütung, Entvedung und Beftrafung ber: 
artiger DBerbrechen dienen können, auch in dem Falle, wo dabei das 
Intereſſe einer andern DVereinsregierung betheiligt ift, die lektere von 
ben gemachten Entvedungen und von dem Ergebniffe ver geführten Unter: 
fuchungen ungefäumt zu benachrichtigen. 

Art. 17. Für den Fall, daß andere deutſche Staaten ver gegebenen 
Münzconvention beizutreten wünjchen, erklären bie contrahirenden Regier— 
ungen fich bereit, dieſem Wunfche durch deßhalb einzuleitende Verband: 
lungen Folge zu geben. _ 

Art. 18. Die Dauer ver gegenwärtigen, vom Tage der Auswech- 
felung der Ratificationen an in Kraft tretenden Webereinfunft wird bis 
zum Schluße des Jahres 1858 feftgefekt, und foll dieſelbe alsdann, in- 
fofern der Rüdtritt von der einen oder der andern Seite nicht erklärt 
oder eine anderweite Vereinbarung darüber nicht getroffen worden ift, 
ſtillſchweigend von fünf zu fünf Fahren als verlängert angejehen werben. 

Es iſt aber ein folcher Nüctritt nur dann zuläßig, wenn vie betref- 
fende Regierung ihren Entfchluß mindeftens zwei Jahre vor Ablauf ver 
ausdrücklich fejtgelegten over ſtillſchweigend verlängerten Vertragsdauer 
den übrigen mitcontrahirenden Regierungen befannt gemacht hat, worauf 
fodann unter fämmtlichen Bereinsjtaaten unverweilt weitere Verhandlung 
einzutreten hat, um nach Befinden die Veranlaffung ver erfolgten Rück— 
tritts-Erflärung und fomit diefe Erklärung felbft im Wege gemeinfamer 
Berftändigung zur Erledigung bringen zu fönnen, 

Gegenwärtige allgemeine Münzconvention foll alsbald zur 
Ratification der hohen Contrahenten vorgelegt und die Auswechjelung ber 
Ratificationg » Urkunden fpätejtens binnen drei Monaten in Drespen be- 
wirft werben. 

So gejchehen Dresden ven 30. Yuli 1838. 

(Folgen die Unterfchriften.) 
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So genehmigen und vatificiren Wir hierdurch und kraft dieſes ge- 
dachte am 30. Yuli 1838 unterzeichnete Münzconvention in allen ibren 
Punkten und Claufeln, und verfprechen biefelbe getreulich in Erfüllung 
bringen und beobachten zu lafjen. 

Deffen zur Urkunde haben Wir die gegenwärtige Ratification unter 
Unferer eigenhändigen Unterfchrift und Beidruckung Unferes königlichen 
Inſiegels ausfertigen Taffen. 

So gefchehen und gegeben München ven 16. September 1838. 

(L. 5.) ?udwig. 
Freiherr v. Gife. 
Dur den Minifter ver Geheimfecretär: 
Geſſele 
Reg.Blatt f. d. Königr. Bayern f. d. J. 1839. Nr. 5. S. 129— 147. 


2. Bekanntmachung, den Münzvertrag vom 24. Januar 1857 betr. 


Staatsminifterium des Röniglihen Haufes und des Aeußern. 

Nachdem die Verhandlungen, welche nad) Art. 19 des Handels: und 
Zollvertrages vom 19. Feb. 1853 zwifchen ven durch die Münzconvention 
vom 30. Juli 1838 unter fich verbundenen deutſchen Zollvereinsftaaten 
und dem Fürſtenthume Liechtenjtein zum Zwecke einer gemeinfamen Ber: 
jtänbigung über das Münzweſen ftattgefunden, zum Abichluß eines Ber: 
trages geführt haben, welcher von ven Bevollmächtigten am 24. Januar 
l. Irs. zu Wien unterzeichnet worden iſt und nachdem biefer Vertrag 
nunmehr die Genehmigung der hohen contrahirenven Regierungen erbal- 
ten hat, fo wird derfelbe in Folge befonderer allerhöchfter Ermächtigung 
unter Bezugnahme auf Abjchnitt I. $. 14. lit. B. Nr. 2 des Landtags— 
Abichiedes vom 1. Juli 1856 zu allgemeiner Kenntniß und Nacachtung 
hiermit befannt gemacht. 

Münden den 5. Mai 1857. 

Auf Seiner Majeftit des Königs Allerhöchiten Befehl. 
Frhr. v. d. Pfordten. 


Münz-Vertrag. 


Nachdem das Kaiſerthum Oeſterreich und das Fürſtenthum Liechten— 
ſtein einerſeits und die durch die allgemeine Münzconvention v. 30. Juli 
1838 ımter ſich verbundenen deutſchen Zollvereinsftaaten andbererfeits über- 
eingefommen find, zum Zwecke ver Herbeiführung einer gemeinfamen Ber: 
ftindigung über das Münzweſen die im Art. 19. des Handels- und Zoll- 
vertrages vom 19, Februar vorbehaltenen befonveren Verhandlungen bier- 
über zu eröffnen, jo haben zu dem Ende zu Bevollmächtigten ernannt: 
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Seine Majeftät der Kaifer von Defterreich: Allerhöchſt— 
ihren Minifterialrath im Finanzminifterium Johann Anton Brentano, 
Ritter des üfterreichifch kaiſerl. Leopold-Ordens; 

Seine Majeftät ver König von Preußen: Allerhöchſtihren 
geheimen Oberfinanzrath Karl Theodor Sehdel, Nitter des vothen Adler— 
Ordens IV. Klaffe; 

Seine Majeftät ver König von Bayern: Allerhöchſtihren 
Obermünzmeifter Franz Xaver v. Haindl, Ritter des königl. bayeriſchen 
Verdienſt-Ordens der baherifchen Krone und vom beil. Michael u. |. w.; 

Seine Majeftät ver König von Sahjen: Allerhöchſtihren 
Direktor den Oberrechnungsfammer und Finanzminifterial-Direftor, gehei- 
men Rath Adolph Freiheren v. Weiffenbach, Comthur II. Claſſe des kgl. 
ſächſiſchen Verdienſt-Ordens 2c. ; 

Seine Majeftät ver König von Hannover: Allerhöcftihren 
Finanzrath, Münzmeifter Wilhelm Brüel, Mitglied der IV. Klaſſe des 
fönigl. Guelfen-Orveng ; 

Seine Majeftät ver König von Württemberg: Allerhöcft- 
ihren Negierungsrath im Minifterium bes Innern, Adolph Müller; 

Seine königl. Hoheit ver Großherzog von Baden: Aller: 
höchftihren geheimen Neferendar Dr. Vollrath Vogelmann, Commander 
des großherzoglichen Ordens vom Zähringer-Löwen u. |. w.; 

Seine fönigl. Hoheit der Kurfürft von Hefjen: Aller 
höchjtihren Oberbergrath Johann Rudolph Sigmund Fulda; 

Seine königl. Hoheit ver Großherzog von Heſſen: Aller- 
höchſtihren Oberbaurath Hektor Rößler, Ritter des Ordens Philipps des 
Großmüthigen; 

Seine fönigl. Hoheit ver Großherzog von Sachſen: Aller- 
höchftipren Staatsrath Gottfried Theodor Stichling, Comthur IL. Claſſe 
des großherzoglich ſächſiſchen Hausordens vom weißen Falken u. |. w.; 

Seine fönigl. Hoheit der Großherzog von Oldenburg: 
ven königl. hannover’schen Finanzrath u. ſ. w. Wilhelm Briel; 

Seine Hoheit der Herzog von Sachſen-Meiningen: ven 
tönigl. bayerifhen Obermünzmeijter Franz Xaver v. Haindl; 

Seine Hoheit der Herzog von Sadhjen-Coburg und 
Gotha: ven königl. füchfifchen geheimen Rath u. |. w. Adolph Freiherrn 
v. Weiſſenbach; 

Seine Hoheit der Herzog von Sahfen- Altenburg: ben 
großherzoglich ſächſiſchen Staatsrath Gottfried Theodor Stichling; 

Seine Hoheit der Herzog von Braunſchweig: den königl. 
preußiſchen geheimen Oberfinanzrath Carl Theodor Seydel; 
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Seine Hoheit der Herzog von Naffau: .ven fönigl. bayeri- 
fhen Obermünzmeifter Franz Xaver v. Haindl; 

Seine Hoheit der Herzog von Anhalt-Deſſau-Cöthen, 
Ihre Hoheiten der Herzog und die Herzogin-Mitregentin 
von Anhalt-Bernburg und Seine Durdlaudt der Fürft von 
Schwarzburg-Sondershanfen: ven königl. preußifchen geheimen 
Oberfinanzrath Carl Theodor Seydel; 

Seine Durchlaucht der Fürft von Shwarzburg-Rupdol- 
ftadt: ven königl. baherifchen Obermünzmeijter Franz Xaver v. Haindl; 

Seine Durchlaucht der fouperaine Fürft von Liechten— 
ftein: ven kaiſerl. öfterreichifchen Minifterial- Rath im Minifterium des 
Innern, J. U. Dr. Eajetan Edler von Mayer, Ritter des faiferl. öjter- 
reichiichen Leopold» und Franz-Joſeph-Ordens u. |. w.; 

Seine Durdlaudt der Fürft von Waldeck und Pyrmont: 
ven fönigl. preußifchen geheimen Oberfinanzrath Carl Theodor Seydel; 

Seine Durdhlaudt der Fürjt Neuß älterer Linie: ven groß— 
berzoglich ſächſiſchen Staatsrath Gottfried Theodor Stichling ; 

Seine Durdhlaudt der Fürjt Neuß jüngerer Linie: ven 
königl. fächfifchen geheimen Rath u. ſ. w. Adolph Freiherrn v. Weiffenbad; 

Seine Durhlaudt der Fürft von Shaumburg-Lippe: 
ven fönigl. hannover’schen Finanzrath u. ſ. w. Wilhelm Brüel; 

Seine Durhlaucdt der Fürft zu Yippe: ven königl. preufi- 
chen geheimen Oberfinanzrat) Carl Theodor Seydel; 

Seine Durhlaudt der fouveraine Yanpgraf von Heffen: 
den großberzoglich heſſiſchen Oberbaurath Heftor Rößler ; 

Der Senat der freien Stadt Frankfurt: den Senator 
franz Alfred Jakob Bernus u. ſ. w., 
von welchen Bevollmächtigten nachſtehender Münzvertrag verhandelt und 
geichloffen worden ift: 

Art. 1. Das Pfund in der Schwere von 500 Grammen, wie fol: 
ches bereitS bei der Erhebung der Zölle zur Anwendung fommt, foll in 
den vertragenden Staaten der Ausmünzung zur Grundlage dienen, und 
auf deren Münzſtätten als ausichließliches Münzgewicht eingeführt werben, 
auch zu dieſem Zwede eine jelbititändige Eintheilung in Tauſendtheile mit 
weiterer decimaler Abitufung erhalten. 

Art. 2. Mit Fefthaltung der reinen Silberwährung und auf ver 
Grundlage des neuen Pfundes foll die Münzverfaffung der vertragenden 
Staaten in der Art georpnet werben, daß, je nachdem in verfelben bie 
Thaler» und Groſchen- oder die Gulden » Rechnung mit Hunderttheilung 
oder die Gulden- und Kreuzer-Rechnung ven Verhältniffen entiprechenv iſt 
oder eingeführt wird, 


— — 
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entweder ber Dreifig-Thalerfuß (an Stelle des bisherigen 14 Thalerfußes) 
zu dreißig Thalern aus dem Pfunde feinen Silbers, 
oder der Fünfundvierzig-Guldenfuß zu 45 Gulven aus dem Pfunde feinen 

Silbers, 
ober der Zweiundfünzig- und ein halb-Gulvenfuß (an Stelle des bisheri- 

gen 24'/, Gulvenfußes) zu 52'/, Gulden aus dem Pfunde feinen 

Silbers, 
als Landesmünzfuß zu gelten hat. 

Art. 3. Insbeſondere foll 

a) im Königreiche Preußen mit Ausſchluß der hohenzoller'ſchen Kane, 
in den Königreihen Sachſen und Hannover, im Kurfürftenthum 
Hefjen, im Großherzogtum Sachen, in den Herzogthüämern 
Sachſen-Altenburg, Sachſen-Gotha, Braunfchweig, Oldenburg mit 
Dirkenfeld, Anhalt-Deffau-Cöthen und Anhalt-Bernburg, in dem 
Fürſtenthum Schwarzburg-Sonvershaufen und ver Unterherrfchaft 
des Fürſtenthums Schwarzburg-Rudolftabt, in ven Fürftenthümern 
Waldeck und Pyrmont, Neuß älterer Linie und Neuß jüngerer 
Linie, Schaumburgsfippe und Lippe: 

ber Dreißig-Thalerfuß; 
im Kaiſerthume Defterreich fowie im Fürftenthume Liechtenftein : 
der Fünfundpierzig-Guldenfuß; 
in den Königreichen Bayern und Württemberg, in ven Großherzog: 
thümern Baden und Heffen, im Herzogthum Sachjen- Meiningen, 
im Fürftentbum Sacfen-Coburg, in ven hohenzoller'ſchen Landen 
Preußens, im Herzogtum Naffau, in der Oberherrichaft des 
Fürſtenthum Schwarzburg-Rudolftadt, in ver Landgrafſchaft Heffen- 
Homburg und in der freien Stabt Frankfurt: 
ber zweiundfünfzig- und ein halb-Guldenfuß 

als Landesmünzfuß und Grundlage ver gefeglichen Landeswährung bafelbit 
angeſehen und bezüglich eingeführt werben. 

Demgemäß follen unter Münzen : 

ver „rThaler-Währung:« die des 30 Thalerfußes bezüg: 
(ih des 14 Thalerfußes, 
„Öfterreihifher Währung:u, die des 45 fl.- Fußes, 
„fübdeutfcher Währung:« bie des 52'/, fl.-Fußes bezüg- 
ih des 24'/, fl.- Fußes 
verſtanden werben. 

Urt. 4. Die Münzftüde des 30 Thaler- und 52’/, fl.-Fußes follen 
völlig gleiche Geltung mit ven im bisherigen bezüglichen 14 Thaler- und 
24'/, fl.-Fuße ausgeprägte gleichnamigen Münzen haben, vergejtalt, daß 
bei allen Zahlungen und Verbindlichkeiten, fofern nicht die am Schluße 


b 
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des Art. 8. vorgefehene befonvere Verabredung getroffen ift, ein Unter— 
fchied zwifchen ven alten Münzen des 14 Thaler- und 24'/, fl.- Fußes 
und der neuen Münzen des 30 Thaler: und 52'/, fl. Fußes nicht gemacht 
werben darf. | 

Art. 5. Ein jever der vertragenden Staaten wirb feine Ausmün— 
zungen auf ſolche Stüde befchränfen, welche der dem vereinbarten Mün;- 
fuße (Art. 2. u. 3.) entfprechenden Rechnungsweife gemäß find. 

Ansnahmeweife bleibt es Defterreich vorbehalten, noch ferner foge- 
nannte "Levantiner- Thaler“ mit dem Bilpniffe der Kaiſerin Maria 
Therefia und mit der Jahreszahl 1780 im damaligen Echrot und Korn 
als Handelsmünze auszuprägen. 

Als zuläßige kleinſte in dem Landesmünzfuße auszuprägende Theil: 
ſtücke der Hauptmünzen werden anerkannt: 

das '/, Thalerftüd im 30 Thalerfuße, 
das '/, fl-Stüd im 45 fl.- Fuße, 
das '/, fl.Stüd im 52'/,, fl.-Fuße. 

Die vertragenden Regierungen verpflichten fich, die Ausmünzung in 
Theilitüden auf das nothwendige Bedürfniß zu bejchränfen. 

Art. 6. Sämmtliche vertragende Regierungen verpflichten ſich, bei 
der Ausmünzung von grober Silbermünze, folglih von Hauptmünzen fo- 
wohl als deren Theiljtüden — Courantmünzen — ihren Yandeemünzfuf 
(Art. 3.) genau einhalten und die möglichite Sorgfalt darauf verwenden 
zu laffen, daß auch die einzelnen Stüde durchaus vollbaltig und vollwichtig 
ausgemünzt werden. Cie vereinigen fich in&befondere gegenfeitig zu dem 
Grundjage, daß unter dem Vorwande eines jogenannten Remediums an 
dem Gehalte oder dem Gewichte der Münzen nichts gekürzt, vielmehr eine 
Abweihung von dem ben legteren zufommenden Gehalte oder Gewichte 
nur infoweit nachgejehen werben dürfe, als eine abfolute Genauigfeit nicht 
eingehalten werden fann. 

Art. 7. Der Feingehalt wird in Tauſendtheilen ausgedrückt. 

Dei der Beſtimmung des Feingehaltes ver Silbermünzen foll überall 
die Probe auf naffem Wege angewendet werben. 

Art. 8 Zur Bermittelung und Erleichterung des gegenfeitigen Ver: 
fehrs unter den vertragenden Staaten ſollen zwei ven im Art. 2. ge- 
dachten Münzfüßen entjprechende Hauptjilbermünzen unter ver Benennung 
VBereinsthaler aufgeprägt werben, nämlich: 

1) Das Lin: Bereinsthalerftüd zu '/,, des Pfunves feinen Silbers 
mit dem Werthe von bezüglih 1 Thaler-Währung, 1'/, fl. öjter- 
reichiicher Währung und 1°/, fl. füpdeuticher Währung ; 

2) das Zwei» Bereinstbalerjtüd zu "/,, des Pfunvdes feinen Silbers 
mit dem Werthe von bezüglih 2 Thalern in Thaler: Währung, 
3 fl. öfterreichiicher Währung und 3'/, fl. ſüddeutſcher Währung. 


m  _ 
m. * 
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Dieſen Vereinsmünzen wird zu dem angegebenen Werthe im ganzen 
Umfange der vertragenden Staaten, bei allen Staats-, Gemeinde-, Stif— 
tungs- und anderen öffentlichen Kaſſen, ſowie im Privatverkehre, nament— 
lich auch bei Wechfelzahlufgen, unbejchränfte Giltigkeit, gleich den eigenen 
Yanbesmünzen, beigelegt. Außerdem ſoll auch in vem Falle Niemand 
beren Annahme zu dem vollen Werthe ver Zahlung verweigern können, 
wenn die Zufage der Zahlungsleiftung auf eine beftimmte Münzforte ver 
eigenen Yandeswährung lautet. Nicht minber foll e8 in den vertragenben 
Staaten Jedermann geftattet fein, Vereinsmünzen ausprüdlic; und mit 
der Wirfung in Zahlung zu verfprechen oder fich zu bevingen, daß in 
biefem Falle letztere lediglich in Vereinsmünzen zu leiften iſt. 

Art. 9. Die von den durch die allgemeine Münz-Convention vom 
30. Juli 1838 verbundenen Staaten bisher in der Eigenſchaft einer Ver— 
einsmünze ausgeprägten Zweithaler- (bezüglich 3"/, fl.-)Stüde werden ven 
Bereinsmünzftüden (Art. 8.) in jeder Beziehung gleichgeftelit. 

Den der allgemeinen Münz-Convention vom 30. Yuli 1838 gemäß 
fowie den von dem Jahre 1839 im bisherigen 14 Thalerfuße ausge: 
prägten Thalerftüden wird in allen vertragenven Staaten bie unbefchränfte 
Siltigfeit gleich ven eigenen Landesmünzen zugeftanden. F 

Art. 10. Das Miſchungs-Verhältniß der Vereinsmünzen wirb auf 
900 Zaufendtheile Silber und 160 Tauſendtheile Kupfer feitgefegt. Cs 
werben demnach 13'/, doppelte oder 27 einfache Vereinsthaler ein Pfund 
wiegen. Die Abweichung im Mehr oder Weniger darf, unter Feithaltung 
des im Art. 6. anerfannten Grundfages, im Feingehalt nicht mehr als 
3 Taufendtheile, im Gewicht aber bei dem einzelnen Ein-Vereinsthalerjtüd 
nicht mehr als 4 Tauſendtheile feines Gewichts und bei dem einzelnen 
Zwei- Vereinsthalerftüc nicht mehr als 3 Tauſendtheile feines Gewichts 
betragen. 

Der Durchmeffer wird für das Ein-Vereinsthalerſtück auf 33 Milli: 
meter, für das Zwei-Bereinsthalerftüd auf 41 Millimeter feſtgeſetzt; beive 
werben im Ringe und mit einem glatten, mit vertiefter Schrift over Ver— 
zierung verfehenen Rande geprägt werben. 

In den Avers derfelben ift das Bildniß des Landesherrn und bei 
ver freien Stavt Frankfurt das Symbol derfelben aufzunehmen. 

Der Revers muß in der Umjchrift um das Kandeswappen die Angabe 
des Theilverhältniffes zum Pfunde feinen Silberd und die ausdrückliche 
Bezeihnung als Ein-Vereinsthaler bezüglich als Zwei:Vereinsthaler, inglei- 
chen die Jahrzahl enthalten. Durch letztere iſt ſtets das Jahr ver wir: 
(ihen Ausmünzung zu bezeichnen. 

Art. 11. Die Höhe der in Zwei-Vereinsthalerftüiden auszuführen: 
den Ausmünzungen bleibt dem Ermefjen jenes einzelnen Staates überlaffen. 


1166 


Dagegen follen an-Ein- Bereinsthalerftüden 

1) in ver Zeit von 1857 bis zum 31. Dezember 1862 von jedem 
ber vertragenden Staaten minbeitens 24 Stüde auf je 100 Seelen 
feiner Bevölferung, gi 

2) in ven folgenden Jahren vom 1. Januar 1863 an, innerhalb 

jevesmaliger vier Jahre, von jevem der vertragenden Staaten 
mindeftens 16 Stüde auf je 100 Seelen feiner Bevölkerung aus- 
geprägt werben. 

Art. 12. Die vertragenden Regierungen werben bie neu ausgege- 
benen Bereinsmiünzen gegenfeitig von Zeit zu Zeit in Bezug auf ihren 
Feingehalt und auf ihr Gewicht prüfen laffen, umd von den Ausstellungen, 
die fich dabei etwa ergeben, einander Mittheilung machen. 

Für den unerwarteten Fall, daß die Ausmünzung ber einen oder ber 
andern betheiligten Regierungen im Feingehalte over im Gewichte ven 
vertragsmäßigen Beitimmungen nicht entiprechend befunden würde, über: 
nimmt biejelbe die VBerbinplichkeit, entweder fofort oder nach vorangegan- 
gener fchiedsrichterlicher Entſcheidung fümmtliche von ihr geprägte Ver— 
einsmünzen besjenigen Jahrganges, welchem die fehlerhafte Ausmünzung 
angehört, wieder einzuziehen. 

Art. 13. Sämmtliche vertragende Staaten verpflichten fich, ihre 
eigenen groben Silbermünzen niemals gegen ven ihnen beigelegten Werth 
berabzufegen, auch eine Außercoursjegung verfelben anders nicht eintreten 
zu laffen, als nachdem eine Einlöfungsfrift ven mindejtens vier Wochen 
fejtgefett und wenigftens drei Monate vor ihrem Ablaufe öffentlich befannt 
gemacht worben ijt. 

Nicht minder macht jever Staat fich verbindlich die gedachten Münzen, 
einfchließlich ver von ihm ausgeprägten Vereinsmünzen, wenn diejelben in 
Folge längerer Circulation und Abnügung eine erhebliche Verminderung 
des ihnen urfprünglich zukommenden Metallwerthes erlitten haben, allmälig 
zum Einſchmelzen einzuziehen und vergleichen abgenugte Stüde auch dann, 
wenn das Gepräge undeutlic geworben, ftets für voll zu demjenigen 
Werthe, zu welchem fie nach der von ihm getroffenen Beitimmung in 
Umlauf gefegt find, bei allen feinen Kaſſen anzunehmen. 

Urt. 14. Es bleibt vorbehalten, zu Zahlungen im Heineren Ber: 
fehr und zur Ausgleihung kleinere Münze nach einem leichteren Münzfuf 
ald dem Yandesmünzfuß (Art. 2. und 3.) in einem bem legteren enfpre- 
chenden Nennwerth als Scheivemünze fowohl in Silber als in Kupfer 
anszuprägen. 

Diefelbe hat auf dem Gepräge ftets bie ausdrückliche Bezeichnung 
als "Scheivemünzen zu enthalten und darf fich beim Silber nicht über 
Stüde von der Hälfte des Heinften Courant-Theilſtückes, beim Kupfer 
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hingegen nicht über bezüglih 6 und 5 Pfennig. (Pfenning), fowie über 
bezüglich 4 HunderttHeil- und 2 Kreuzer-Stüde erheben; es ift auch auf 
der Kupfermünze ver Nennwerth nicht nach dem Theilverhältniß zu einer 
höheren Münzftufe, fondern nach der Ein- oder Mehrheit oder vem Theil- 
betrage ber für die Fleinften Miünzgrößen bejtehenden Werthbenennungen 
als Pfenninge (Pfennige), Kreuzer u. f. w. auszubrüden. 


Es darf die Silberfcheive-Münze künftig in feinem ver vertragenven 
Staaten nad einem leichteren Münzfuße als zu 34'/, Thaler in Thaler- 
Währung, 51°/, fl. öjterreichifcher Währung oder 60°/, fl. ſüddeutſcher 
Währung geprägt werben. 

Bei Ausprägung der Kupfer» Scheivemünze ift das Nennwerthver- 
bältniß von 112 Thalern in Thaler - Währung, 168 fl. öfterreichifcher 
Währung und 196 fl. ſüddeutſcher Währung für 1 Zolleentner Kupfer 
niemals zu überfchreiten. 


Sämmtliche vertragende Staaten verpflichten fich zugleich, nicht mehr 
Silber- und Kupfer - Scheivemünze in Umlauf zu fegen, als für das Be- 
birfniß des eigenen Landes zu Zahlungen im Eleinen Verkehr und zur 
Ausgleichung erforderlich ift. Auch werben fie die gegenwärtig in Umlauf 
befindliche Scheidemünze, foweit viefelbe dieſes Bedürfniß etwa bereits 
überfteigt, auf jenes Maaß zurücführen. 

Niemand darf in den Landen der vertragenden Staaten genöthiget 
werben, eine Zahlung, welche ven Werth ver kleinſten groben Münze er- 
reicht (Urt. 5.) in Scheidemünze anzunehmen. 


Art. 15. Jeder vertragende Staat macht ſich verbindlich: 


a) feine eigene Silber- und Kupfer-Scheivemünze niemals gegen ben 
ihr beigelegten Werth herunterzufegen, auch eine Außercoursfegung 
verfelben nur dann eintreten zu laſſen, wenn eine Einlöfungsfrift 
von minbeftens vier Wochen fejtgefetst und wenigſtens drei Monate 
vor ihrem Ablaufe öffentlich befannt gemacht worden ift; 
diefelbe, wenn in Folge längerer Circulation und Abnutzung das 
Gepräge umbeutlich geworben tft, nach demjenigen Werthe, zu 
welchem fie nach der von ihm getroffenen Beftimmung in Umlauf 
geſetzt ift, allmälig zum Einfchmelzen einzuziehen; 
ce) auch nach dem nämlichen Werthe feine Scheivemünze aller Art in 
näher zu bezeichnenvden Caſſen auf Verlangen gegen grobe in feinen 
Landen coursfähige Münze umzumwechfeln. 


Die zum Umtaufch beftimmte Summe darf jedoch bei ver Silber: 
Sceidemünze nicht unter bezüglich 20 Thaler oder 40 Gulden, bei ver 
Kupfer - Scheivdemünze nicht unter bezüglih 5 Thaler oder 10 Gulden 
betragen. 


b 


— 
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Art. 16. Die Feftftellung des Werthverhältniſſes, nach welchem 
in dem Gebiete des 45 Gulvenfußes zum Behufe des Ueberganges zu dem 
neuen Pandesmünsfuße die Münzen des bisherigen Yandesmünzfußes und 
die Scheivemünzen eingelöst oder im Umlaufe gelajjen werben jollen, 
bleibt im Sinne des Urt. 19 des Handels- und Zoll» Vertrages vom 
19. Februar 1853 der betreffenden Regierung vorbehalten. 


Art. 17. Die in ven Art. 13 und 15 übernommene Berbinplich- 
feit zur Annahme ver groben Silbermünzen und der Scheidemünzen bei 
den Staatsfaffen nach ihrem vollen Werthe findet auf burchlächerte oder 
fonft anders ald durch den gewöhnlichen Umlauf am Gewicht verringerte, 
ingleichen auf verfälfchte Münzftüde feine Anwendung. 

Urt. 18. Zur weiteren Erleichterung des gegenfeitigen Verkehrs 
und zur Förberung des Handels mit dem Auslande werben bie vertragen- 
den Staaten auch Vereins-Handelsmünzen in Gold unter der Benennung 
Krone und Halbe Krone ausprägen laffen, und zwar: 

1) die Krone zu '/,, des Pfundes feinen Golves; 
2) die halbe Krone zu "/,oo des Pfundes feinen Golves. 

Andere Goldmünzen werben die vertragenden Staaten nicht aus- 
prägen laſſen. Ausnahmsweiſe behält fich Dejterreich vor, Ducaten in 
bisheriger Weile bis zum Schluffe des Yahres 1865 auszuprägen. 

Der Silberwerth der Vereinsgolomünzen im gemeinen Berfehr wird 
fediglich durch das Verhältniß des Angebots zur Nachfrage beftimmt, es 
darf ihmen daher die Eigenfchaft eines die landesgefegliche Silberwährung 
vertretenden Zahlmittels niht beigelegt und zu ihrer Annahme in diefer 
Eigenschaft Niemand gejeglich verpflichtet werben. 

Art. 19. Das Mifchungsverhältnig der Vereinsgolpmünze wird auf 
900 Taufendtheile Gold und 100 Tauſendtheile Kupfer feitgefekt. Cs 
werden bemnah 45 Kronen und 90 halbe Kronen ein Pfund wiegen. 
Die Abweihung im Mehr oder Weniger darf, unter Feſthaltung des im 
Urt. 6 anerfannten Grundjates, im fFeingehalte nicht mehr als 2 Tau- 
jendtheile, im Gewicht bei dem einzelnen Stüde, der Krone jowohl als 
auch ver halben Krone, nicht mehr als 2',, Taufendtheile feines Gewich— 
tes betragen. Bei der Beitimmung des Feingehaltes ver Goldmünzen 
ſoll überall das vereinbarte Probirverfahren angewendet werden. 


Der Durchmefjer der Vereinsgoldmünze wird für die Krone auf 24 
Millimeter, für die halbe Krone auf 20 Millimeter feſtgeſetzt; beide wer- 
den im Ringe und mit einem glatten, mit vertiefter Schrift oder Ber: 
zierung verjehenem Rande geprägt werben. 

In den Avers ift das Bild des Yandesherrn und bei der freien 
Stadt Frankfurt das Wappen der Stadt aufzunehmen. 
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Der Reverd muß die Angabe des Theilverhältnifjes zum Pfunde 
feinen Goldes und die ausdrückliche Bezeichnung als Vereinsmünze, fowie 
den Namen der Münze im einem oben offenen Kranze von Eichenlaub 
(corona) und bie Jahreszahl enthalten. Durch letztere ift ftets das Jahr 
der wirklichen Ausmünzung zu bezeichnen. 

Vereinsgologrünzen, welche das Norimalgewicht von "/,, bezüglich "/,, 
des Pfundes mit der gejtatteten Gemwichtsabweihung von 2’/, Taufent- 
theifen haben (Paffirgewicht) und nicht durch gewaltfame oder geſetzwidrige 
Beſchädigung am Gewichte verringert find, follen bei allen Zahlungen 
als vollwichtig gelten. 


Art. 20. Die Beftimmungen der Art. 6 und 12 finden ebenmäßig 
auf die Vereinsgolpmünze Anwendung. m MWebrigen werben bie ver- 
tragenden Staaten Feine Verpflichtung übernehmen, diejenigen Vereins— 
goldmünzen, weldhe in Folge ver Circulation, Abnugung u. f. w. eine 
Verminderung des ihnen urfprünglich zufommenden Metallwerthes erlitten 
haben, auf öffentliche Koften einzuziehen oder nach ihrem urjprünglichen 
Metallmerth bei ihren Gafjen anzunehmen. 

Die Anordnungen, welche ein Staat binfichtlich des Umlaufs dieſer 
Golomünze innerhalb feines Gebiets, insbefonvdere hinfichtlich ver Annahme 
bei ven Staatscaffen, des Werthabzuges, welcher bei Zahlungen an vie 
Staatscaffen mit Rückficht auf das Mindergewicht und auf die Umprä- 
gungsfoften einzutreten bat, der Einziehung, Umprägung u. f. w. trifit, 
ebenfo wie die in Bezug auf diefe Goldmünzen ergebenden münzpolizei- 
lihen Beitimmungen finden daſelbſt ohne Weiteres auch auf die gleich- 
namigen Goldmünzen der mitvertragenden Staaten Anwendung. 

Vereinsgoldmünzen, welche das Paſſirgewicht (Art. 19) nicht erreichen 
und an Zahlungsftatt von den Staatscafjen und von ben unter Autorität 
des Staates bejtehenden Anjtalten, namentlich den Gold- und Crebit- 
Anftalten, Banfen u. f. w. angenommen worben find, bürfen von ben 
Staatscaffen und, ven Teßtgedachten Anftalten nicht wieder ausgegeben 
werben; bei Annahme folcher Goldſtücke kann ein dem Mindergewicht 
entjprechender Werthabzug ftattfinden, welcher bei Zahlungen an die Staats- 
caffen für jedes an dem Normalgewicht von "/4, bezüglich '/,, Pfund 
fehlenden "/,. Tauſendtheil des Pfundes (50 Milligrammen), unter Zu: 
fchlag eines Betrages von "/, Procent des Caſſencourſes für bie Koſten 
der Umprägung zu beſtimmen iſt. 

Art. 21. Die vertragenden Staaten werben barüber wachen, daß 
die im Landesmünzfuße feitzuhaltende Grundlage ver reinen Silberwährung 
in feiner Weife erfchüttert ober beeinträchtigt werde. In diefer Beziehung 
bleibt es 
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a) zwar jedem Staate unbenommen, bie Vereinsgoldmünzen (Art. 18) 


b) 


‚c) 


d) 


bei feinen Caffen nach einem im Voraus beftimmten Cours an 
Zahlungstatt für Silber zuzulaffen und dieſe Zulafjung entweder 
auf alle Leiftungen und Caffen oder nur auf einzelne verfelben zu 
eritreden; eine folche Vorausbejtimmung hat jedoch ſtets nur auf 
die Dauer von höchſtens ſechs Monaten ſich zu beſchränken und 
ift bei Ablauf des legten Monats für die nächite Cafjencours- 
Periode jedesmal von Neuem vorzunehmen. Der Caſſencours 
darf nicht über denjenigen Werth beftimmt werben, ber fich aus 
dem Durchfchnitte der amtlichen Börfencourfe jener Münzſorte 
in ben vorhergegangenen fehs Monaten ergibt. Auch wird jede 
Regierung fih das Recht vorbehalten, viefen Cours innerhalb ver 
betreffenden Periode jederzeit abzuändern und nach Befinden zurüd: 
zuziehen. 

Die Beſtimmung eines Caſſencourſes darf fernerhin nur für die 
Vereins-Goldmünzen und nicht für andere Gattungen gemünzten 
Geldes erfolgen. 


Den Bekanntmachungen, durch welche der Caſſencours beſtimmt 
wird, iſt die möglichſte Verbreitung zu geben. Dieſelben müſſen, 
auch wenn eine Aenderung des Caſſencourſes für die betreffende 
nächſte Periode nicht beabſichtigt wird, ſtets vor Eintritt der letz— 
teren erlaſſen werden und haben zu enthalten: 


aa) die Angabe des durchſchnittlichen Handelscourſes auf ven 
maßgebenden Börjenplägen während ver unmittelbar vor- 
angegangenen ſechs Monate; 


bb) ven hiernach bejtimmten Gaffencours ; 
cc) die Zeitbauer der Geltung desjelben ; 


dd) den Vorbehalt, dieſen Cafjencours nöthigenfall® auch vor 
Ablauf der bejtimmten Zeit Cce) zu ändern, beziehungs- 
weije herabzufegen ; 

ee) die Erklärung, daß dieſer Cafjencours nur für die am bie 
Staatscaffen zu leitenden Zahlungen gilt. 


In den Landen ver vertragenden Regierungen foll e8 den Staats 
cajfen, fowie den unter Autorität des Staats beftehenden äffent- 
lichen Anjtalten, namentlich den Geld- und Gredit-Anftalten, Banken 
u. ſ. w. fernerhin nicht gejtattet fein, wegen der von ihmen zu 
leijtenden vertragsmäßigen Zahlungen einen alternativen Vor— 
behalt ver Wahl des Zahlungsmittel® in Silber oder Gold in 
der Art fich zu bebingen, daß dabei für legteres ein im Voraus 
beftimmtes Werthverhältniß in Silbergeld ausgebrüdt wird. 
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bleibt vergeftalt ferner aufrecht erhalten,*) daß es an Stelle des Münz- 
cartels die zum beutfchen Zoll- und Hanvelsverein verbundenen Staaten 
dd. Karlsruhe ven 21. Oftober 1845 auch zwiſchen ven legteren unter 
ſich Geltung haben foll, und es wird denſelben gleiche Dauer wie dem 
gegenwärtigen Vertrage beigelegt. - 

Art. 26. Für den Fall, daß andere veutfche Staaten oder folche 
aufßerbeutfche Staaten, welche einem ver beiden Zollſyſteme ſich anjchliegen, 
dem gegenwärtigen Münzvertrage beizutreten wünjchen, erklären bie ver: 
tragenden Kegierungen fich bereit, dieſem Wunſche durch deßhalb einzu: 
feitende Verhandlungen Folge zu geben. 

Art. 27. Die Dauer des Vertrages wird zunächſt bis zum Schluße 
des Jahres 1878 feftgefegßt; es foll auch alsdann berfelbe, infofern ver 
Rücktritt von der einen oder der andern Seite nicht erklärt, over eine 
anderweite Vereinbarung darüber nicht getroffen worden tft, ſtillſchweigend 
von fünf zu fünf Fahren als verlängert angefehen werben. 

Es ijt aber ein folcher Nücktritt nur dann zuläßig, wenn die betref: 
fende Regierung ihren Entſchluß mindejtens zwei Jahre vor Ablauf ver 
ausprüclich feſtgeſetzten oder ftillihweigend verlängerten Vertragspauer 
den mitvertragenden Regierungen belannt gemacht bat, worauf ſodann 
unter fämmtlichen Vereinsſtaaten unverweilt weitere Verhandlung einzu- 
treten bat, um vie Veranlafjung der erfolgten Rüdtritts-Erflärung umd 
fomit diefe Erklärung felbjt im Wege gemeinfgmer Berftändigung zur 
Erledigung bringen zu können. 

Art. 28. Der gegenwärtige Vertrag foll baldmöglichſt ratificirt 
werden und am 1. Mai 1857 in Kraft treten. 

Sp geſchehen Wien am 24. Januar 1857. 

(L. S.) Johann Anton Brentano. 
(L. 8.) Franz Kaver von Haindl. 
(I. S.) Wilhelm Brüel, 
(L. 5.) Dr. Vollrath Bogelmann. 
(L. S.) Hector Rößler. 
(In 83 Dr. Gajetan Edler von Maper. 
} 
) 


(L. 8: starl Theodor Seydel. 
(I. 8. Adolph Freiher von Weifjenbad. 
. 8.) Adolph Müller. 
(L. S.) Johann Rudolph Sigmund Fulda. 
(L. S.) Gottfried Theoder Stichling. 

S,\ 


(1. Franz Alfred Jakob Bernus, 


Reg. Blatt f. d. Königr. Bayern f. d. 3. 1857. Nr. 26. S. 597 —6528. 


*) Folgt in der Anlage. 
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andern juriftifchen Perfonen unter Genehmigung des Staates auf jeden 
Inhaber ausgefertigten Crevitpapiere, foweit auf folche nicht ver 8. 1. 
Anwendung findet, zum Gegenſtande haben, over die aus gewinnfüchtiger 
Abſicht oder doch wifjentlih unternommene Verbreitung folder unächten 
Papiere betreffen, in der Art ausgedehnt wifjen, daß bei der Beftrafung 
ſolcher Verbrechen und Vergehen zwifchen inländifchen Papieren und gleich- 
artigen Papieren aus dem andern Staate ein Unterjchied nicht gemacht 
werben, auch hinfichtlich der Unterfuhung oder Auslieferung dasjenige 
Anwendung finden foll, was in ben $$. 1—3. vereinbart ift. 

8,5. Wenn in einem Staate, welcher dem Vertrage vom heutigen 
Tage und dieſem Gartel auf Grund bes Artikel 26. des erjteren beige. 
treten ift, die Unterfcheidung zwifchen Verbrechen und Vergehen in ver 
Strafgefeßgebung nicht bejteht, oder die ftrafbare Nahahmung oder Ber- 
fälſchung der in dieſem Gartel genannten Münzen oder Grebitpapiere mit 
einem anderen Namen al8 mit "Verbrechen und Vergehen“ von dem Ge- 
ſetze bezeichnet find, fo bleibt es diefem Staate- anheimgejtellt, bei ver 
Bekanntmachung des Cartels im erjteren Falle die auf jene Unerſcheidung 
bezüglihen Worte "oder Vergehen“ wegzulaffen, im zweiten Falle an 
Stelle des Ausporuds „Verbrechen oder „Vergehen“ biejenige Bezeich- 
nung zu fegen, welche feiner Geſetzgebung entjpricht. 

Berlin ven 19. Februar 1853. 

Reg.Bl. f. d. Königr. Bayern f. d. I. 1853. Mr. 42. S. 13151318, 





3. Königlich Allerhöchfte Verordnung, die Ausführung des Münz- 
Vertrages vom 24. Januar 1857 betreffend. 


Marimilian II., 
von Gottes Gnaden König von Bayhyern, ıc x. 


Wir finden Uns bewogen, zur allfeitigen Ordnung der Münsver: 
hältniffe nach Maßgabe des bereits in Folge der Bekanntmachung vom 
5. Mai 1897 (Reggs. Bl. St. 26. ©. 597.) in Wirkfamfeit getretenen 
Münzvertrages vom 24. Januar 1857 nah Vernehmung Unſeres Staate- 
rathes zu verordnen, was folgt: 

$. 1. An die Stelle der biäher in Anwendung gewefenen Münz- 
mark in der Schwere von 233/000 Grammen (fölnifhe Mark) tritt 
nunmehr das Pfund in der Schwere von 500 Grammen, wie folches bei 
Erhebung der Zölle bereits allgemein im Gebrauche fich befindet, als aus 
ſchließliches Miünzgewicht. 

Das Pfund als Miünzgewicht wird in taufend Theile getbeilt. Die 
Theilung des Taufenptgeils erfolgt in decimaler Abftufung; der zehnte 
Theil des Tauſendtheiles erhält die Penennuna „AR.“ 
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8. 9, Die Vereinsthaler werden zu 900 Tauſendtheilen (?/,0) aus 
Silber und zu 100 Tauſendtheilen ("/,,) aus Kupfer bejtehen; e8 werben. 
daher 27 Ein-Thalerftüde ein Pfund und 27 Zwei- Thalerftüde zwei 
Pfund wiegen. — 

8. 10. Alle im Münzvereingebiete ausgeprägten Vereinsthaler ($. 8.) 
folfen ohne Unterfchied des Yandesgepräges den im Königreiche geprägten 
völlig gleichgeachtet werden und daher ebenfo, wie viefe, im öffentlichen 
und im Privatverfehr unbefchränfte Giltigkeit, gleich den Yandesmünzen, 
haben. 

Die auf Grund der allgemeinen Münz- Convention vom 30. Yuli 
1838 — Regierungsblatt vom Jahre 1839. Stüd 5. ©. 129 — ge 
prägte DVereinsmünze zu 3"/, Gulven ift dem nah $. 8 geprägten Zwei: 
Vereinsthaler-Stüde in jeder Beziehung gleichgeftellt. 

Ebenjo haben vie diefer Minz - Convention gemäß, ſowie bie ver 
dem Fahre 1839 im früheren Vierzehnthalerfuße ausgeprägten Einthaler- 
ſtücke unbefchränfte Gültigfeit und werden vemgemäß auch von den Staate- 
faffen angenommen und ausgegeben. 

$. 11. Sowohl im öffentlichen, wie im Privatverfehre barf bie 
Annahme einer Zahlung in Vereinsmünze ($.8 und 10) auch dann nicht 
verweigert werben, wenn bie Zufage der Zahlungsleiftung auf eine be- 
jtimmte Münzforte ver Yandeswährung lautet. 

Dagegen ift e8 geftattet, Vereinsmünzen ausprüdlic und mit ver 
Wirfung in Zablung zu verfprechen over fich zu bebingen, daß in biefem 
Falle Letztere leviglich in Vereinsmünzen zu leiften ift. 

F. 12. Als Scheivemünzen werden auch fernerhin geprägt 

a. in Silber 
Sechskreuzerſtücke, Dreikreuzerſtücke und Einfreuzerftüde. 
b. in Kupfer 
Halbfreuzerjtüde = Zweipfennige = 
Viertelfreuzerjtüfe = Pfennige und 
Actelkreuzerſtücke = Heller. 

Die Ausprägung der Sechs- und der Dreikreuzerftüde hat nad 
Maßgabe ver für ven ſüddeutſchen Münzverein geltenden Normen zu 
geſchehen. 

Das Miſchungsverhältniß der Einkreuzerſtücke wird auf 165 Tau— 
ſendtheile Silber und 835 Tauſendtheile Kupfer feſtgeſetzt, und es ſollen 
daher 594 Einkreuzerſtücke ein Pfund wiegen. In 3600 Stücken ſoll 
demnach ein Pfund feinen Silbers enthalten fein. 

Bon den Zweipfennigen follen 200 Stüde, von den Pfennigen 400 
Stüde und von den Hellern 800 Stüde ein Pfund wiegen. 

3 
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Im Falle ver Zulaffung, fei e8 allgemein oder mit Beichränfung 
auf gewiffe Kaffen und Leiftungen, hat viejelbe nach einem zum Voraus 
und je für die Dauer von längjtens ſechs Monaten zu beftimmenven und 
öffentlich befannt zu machenden Kaſſenkurſe zu gefchehen. 


$. 19. Kronen und Halbfronen, welche von anderen am Vertrage 
vom 24. Januar v. Irs. betheiligten Staaten nad Vorſchrift desfelben 
ausgeprägt werben, follen fowohl im Privatverfehre, als auch, foferne 
Vereinsgoldmünzen bei Staatsfaffen zugelaffen werben ($. 18), bei ven- 
jelben den Kronen und Halbfronen vom Yandesgepräge vollfommen gleich 
behandelt werben. 


F. 20. Staatefaffen, ſowie den unter Autorität des Staates bejte- 
henden öffentlichen Anftalten, namentlich ven Geld- und Grebit-Anftalten, 
Banken u. f. w. ift nicht geftattet, wegen der von ihnen zu leijtenven 
vertragsmäßigen Zahlungen einen alternativen Vorbehalt ver Wahl des 
Zahlungsmittel® in Silber oder Gold in der Art zu bedingen, daß für 
legteres ein im Voraus beftimmtes Werthverhältnig in Silbergeld aus: 
gebrüdt wird. 


$. 21. Bereing- Goldmünzen, welche nicht durch gewaltfame over 
gefegwinrige Beſchädigung am Gewichte verringert find, follen infoferne 
als vollwichtig gelten, als ihr Minvergewicht nicht die zuläßige Normal: 
gewichtsabweichung von 2", Zaufendtheilen (27 Milligrammen bei ver 
Krone und 13", Milligrammen bei ver halben Krone) überfchreitet. 
(Paſſirgewicht.) 

$. 22. Vereins: Goldmünzen, deren Mindergewicht mehr als 2' , 
Tauſendtheile vom Normalgewicht beträgt und welche daher das zuläßige 
Paffirgewicht nicht haben, dürfen von Staatsfaffen und von ven unter 
Autorität des Staates beftehenden öffentlichen Anjtalten nicht wieder aus: 
gegeben, fonvern müfjen zum Umſchmelzen an das Hauptmünzamt abge— 
geben werven. 


Bei der Annahme folder nicht vollwichtiger Goldmünzen fann ein 
dem Minvergewichte entjprechenper Werthabzug ftattfinden, welchen für 
Zahlungen bei Staatsfajjen — infoweit folche zur Annahme von Vereine— 
Goldmünzen überhaupt ermächtigt werden — von ben unter $. 18 bezeich- 
neten Staatsminijterien zu bejtimmen  ift. 


Selangen Vereins - Goltmünzen, welche um mehr al® 5 Tauſend— 
theile (54 Milligrammen bei der Krone und 27 Milligrammen bei ver 
halben Krone) vom Normalgewichte abweichen, an Staatsfaffen, fo follen 
viefelben entweder gegen Erftattung des Golpwerthes und mit Abzug von 
"/, Procent für die Umprägungstoften zurückgehalten, oder, wenn ſich der 
Zahlende dieſen Abzug nicht gefallen laffen will, vemfelben nur dann 


- 
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denſelben Formen, wie die Unterfuchung und Beſtrafung ber gleichartigen 
gegen den bayerifchen Staat begangenen Uebertretungen. 

Art. 3. Vorſtehende Beitimmungen treten mit gefeglicher Kraft 
nah Maßgabe ver Verabredungen in Art. 25 des Münz-Vertrages vom 
24. Yanuar 1857 und in $. 1—5 des Münz-Eartel® vom 19. Februar 
1853 (Regierungsblatt für 1853. Seite 1315) in ven Lanbestheilen dies 
feitö des Rheines mit dem Tage der Bekanntmachung durch das Regie 
rungsblatt und in dem Megierungsbezirke ber Pfalz; mit dem Tage ver 
Belanntmahung durch das dortige Amtsblatt in Wirkjamfeit. 

Gegenwärtige Verorbnung ift auch durch die Amtsblätter in ven 
übrigen Kreifen des Königreich8 zu veröffentlichen. 

Gegeben Berchtesgaden den 23. Auguft 1858. 


Mar, 
Reg.-Blatt f. d. Königr. Bayern f. d. Jahr 1858, Nr. 46. ©. 1125 1128, 


ER 
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Minift.-Erflärung vom 10. Oct. 1855, betreffend die Erweiterung 
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850, Inftruftiong-Punfte zu dem Regulativ wegen Behandlung 
— Tranſits auf dem Rheine, dem Main und der Donau — 
des Yudwig-Donau-Main-Canals betr. 


Abtheilung IX. 
toft-, Gifenbahn- und Telegraphen-Gonventionen. 


Abſchnitt 1. 
Poit- Verträge. 


. Staats-Minifterial-Erlaf vom 21. Juni 1850, — 


den deutſchöſterreichiſchen Poſtverein betr. 


. Revidirter Poftvereins-Vertrag vom 5. Dechr. 1851 
3. Vollziehungs-Vorſchriften zu vorftehendem Poft - Vereins: Bertoge 


vom 30. Juni 1852 


. Grfter en zu — revidirten Poſtoereino⸗ Vertrage vom 


Dechr. 1851, d. d. 3. Sept. 1855 . } 
ee über bie äußere Beichaffenheit und die Behand- 
lung der Poftfendungen d. d. 3. Sept. 1855 


. Zweiter Nachtrag zu dem rewibirten — —— vom 5. 


Dechr. 1851, d. d. 26. Febr. 1857 : : : 
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1206 + Inhalts⸗Verzeichniß. 


2. Bekanntm. die zwiſchen den Königreichen Bayern und Württem— 


© 


10. 


11. 


berg, den Großherzogthümern Baden und Heſſen, dem Herzog. 
thum Naſſau und der freien Stabt Frankfurt a. M. abgefchlofjene 
Uebereinfunft bezüglid” der Scheidemünzen vom 25. Aug. 1837 
und deren Rntification vom 29. Aug. 1837 betr. 


. Allerh. Verordn. vom 8. Dec. 1837, die Scheidentünzen betr. 
. Staats-Minift.-Belanntm. vom 5. Januar 1838, den Art. V 


der befonderen Convention über bie Scheivemünzen vom 25. 
Aug. 1837 betr. 


. Befanntm. vom 24. März 1838, ben Beitritt des Fürften- 


thums Hobenzollern- Sigmaringen zu der Münz-Convention zwi- 
ihen Bayern, Württemberg, Baden, Heſſen, Nafjau u. Frank— 
furt a. M. betr. 


. Belfanntm. vom 17. Mai 1838, desgl. bezüglich des Veitritto 


des Fürſtenthums Hohenzollern-Hedhingen zu vorgebadhter a 
Gomvention . 


. Belanntm. vom 16. Iuni 1838 des Staato⸗ Vertrages vom 8. 


Juni 1838, den Beitritt des Herzogtums Sachjen-Meiningen 
zu ber Münz- Convention vom 25. Auguft 1837 betr. 


. Belanntm. vom ‚12. Dechr. 1838, den Beitritt ver Yanpgraf- 


ſchaft Heflen-Homburg zu dem ſüddeutſchen Münzvertrage vom 
25. Auguſt 1837 betr. 


A Allerh. Ratification vom 8. Mai 1839, bie Uebereinkunft für 


ein neues Ausmünz-Duantum von 12 Millionen Gulden vom 
30. März 1839 betr. 

Befanntm. vom 17. Juli 1839, den Beitritt des Fürftenthums 
Schwarzburg-Rudolſtadt mit der Oberherrſchaft dieſes Fürſten— 
thums zum ſüddeutſchen en laut Vertrag vom 11. 
Mai 1839 betr. 

Königl. Allerh. Katification, vom 12. Aug. 1842, Der uUeber 
einkunft vom 1. Juli 1842 über ein neues Aubmũng Quanmum 
von 12 Milliouen Gulden 


11b. Bekanntmn., die Uebereinkunft für ein AusmümzungsQuantum 


12. 


13. 


14. 


von 12 Millionen Gulden — bie Jahre 1842, 1843 und 
1844 betr. : 
Königl. Allerh. Ratification, vom 4. Januar 1845, der Ueber- 
einkunft unter den Regierungen des ſüddeutſchen Münʒ/⸗Vereins 
über ein neues Ausmünz-Quantum für die Jahre 1845, 1846 
und 1847 vom 31. Deebr. 1844 von abermals vier Millio— 
nen Gulden 

Königl. Allerböchfte Ratification vom 12. April 1845 über die 
Convention vom 27. März 1845 zur weitern Be und 
Vervollſtändigung des Münzwejens . 

Königl. Allerh. Verordnung vom 9. Aug. 1858, das Cours. 
verhältniß ter im Conventionsfuß — owanyn. und 
Zehnkreuzʒerſtücke betr. 


Staats -Miniſterial⸗ Bekanntmachung vom 13. Novbr. 1858, 


den Vertrag über Das Münzweſen des —— Dinpereinẽ 
vom 7. Auguſt 1858 betr. 
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Chronologifdes Kegiſter. 


pn Y , > 


Kurfürftlih bayerifches Patent vom 4. November 1767 

Kurfürftl. bayer. Patent vom 25. Dezember 1767 

Staats-Bertrag vom 3. 1772 

Kurfürftl. bayer. Patent vom 30. October 1781 b 
Bekanntmachung der hurfürftl. Yandesvireftion vom 9. — 1804 . 
Uebereinfunft vom 20. April 1804 

Vertrag vom 20. Yuli 1804 

Bekanntmachung der durfürftl. Fandestireftion vom 16. Nov. 1804 
Prefburger Friedenstraftat vom 26. Dechr. 1805 
Uebereinfunft vom 1. Januar 1806 . 

Königlich Allerhöchſtes Patent vom 22. Januar 1806 ’ 
Convention vom 28. Januar 1806 . 

Königlich Allerhöchſte Verordnung vom 31. Januar 1806 
Uebergab&-Protofell vom 11. Februar 1806 

Königlich Allerhöchſtes Patent vom 15. März 1806 

Königl. Allerb. Patent vom 20. Mai 1806 

Traftat vom 25. Mai 1806 i 

Srenz- Vertrag vom 3. Juni 1806 

Staats-Vertrag vom 3. Juni 1806 

Rhein-Bundes:Alte vom 12. Juli 1806 

Königlih Allerhöchſtes Patent vom 3. September 1806 

Brotofoll vom 8. September 1806 i 


Protokoll vom 15. September 1806 . 
Rublifandum vom 15. September 1806 

Patent vom 19. September 1806 
Etaats-Vertrag vom 13. und 17. October 1806 
Vertrags Nachtrag vom 19. October 1806 
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1210 Chronologifhes Kegifter. 


Königlich Allerhöchfte Verordnung vom 23. Yum 1816 
Protofoll vom 7. Juli 1816 
Staats-Minifterial-Belanntmadhung vom 28. September 1816 
Uebereinfunft vom 14. Januar 1817 ; 

Uebereintunft vom 24. April 1817 . 

Concordat vom .5. Juni 1817 i 

Austrägal-Ordnung vom 16. Juni 1817 

Bundesbeſchluß vom 23. Yuni 1817 

Bundesbeſchluß vom 23. Yuni 1817 

Königlich) Allerhöchſte Verordnung vom 29. Juli 1817 
Königlich Allerhöchſte Verordnung vom 24. October 1817 
Königlich Allerhöhfte Verorbnung vom 10. Novenber 1817 
Bundesbejhluß vom 11. December 1817 . 

Königlich Allerhöchſte Verordnung vom 23. December 1817 
Königlich Allerhöchſte Verordnung vom 17. Januar 1818 
Uebereinfunft vom 4. und 8. Yuli 1818 

Staats-Vertrag vom 30. September 1818 ; 
Staats-Minifterial-Belanntmadung vom 27. März 1819 
Frankfurter Territorial-Receß von 20. Yuli 1819 ’ 
Königlich Allerhöchftes Patent vom 8. September 1819 
Königlich Allerhöchſte Verordnung vom 25. November 1819 
Königlich Allerhöchfte Verordnung vom 29. Mat 1820 
‚Wiener Schluf-Acte vom 8. Juni 1820 
Bundes-Erecutiong-Orpnung vom 3. Auguft 1820 
Staats-Minifterial- Befanntmachung vom 14. Dezember 1820 
Königlich Allerhöchfte Verordnung vom 5. April 1821 . 
Zurisdictiong-Vertrag vom 7. Mai 1821 . 

Königlich Allerhöchſte Verordnung vom 15. September 1821 
Staats-Minifterial:Befanntmadhung vom 15. September 1821 
Herzoglich Parma'ſche Verordnung vom 23. März 1822 
Uebereinfunft vom 6. April 1822 

Königlich Allerhöchſte Ratification vom 27. Mai 1822 
Uebereiufunft vom 20. Yuli 1322 . i 
Königlih Allerhöchſte Verordnung vom 31. Zuli 1822 
Bundesbeſchluß vom 2. Juli 1823 

Uebereinfunft vom 2. September 1823 i 
Miniftertal-Belanntmadung vom 10. September 1823 
Uebereinfunft vom 16. September 1823 ; 
Uebereinfunft vom 5. Februar 1824 . 
Minifterial-Belanntmachung vom 17. Dezember 1824 
Uebereinfunft vom 8. Mir; 1825 

Somentien vom 5. „Juli 1825 

Uebereinfunft vom 14. November 1825 
Staats-Minifterial-Belanntmadhung vom 14. December 1825 
Uebereinfunft vem 30. Auguft 1826 

Uebereinkunft vom 1. October 1826 : 

Minikterial- Bekanntmachung vom 16. März 1827 
Bundesbeihluß vom 2. Auguft 1827 
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1212 Ehronologifhes Regifter 


Uebereinfunft ex ao. 1885 . 
Staats-Bertrag vom 13. und 1. Januar 1835 
Uebereinfunft vom 3. Juni 1835 . s 
Königlich Allerhöchſte Ratification vom 9. Imi 1835 : 
Bundesbeihluß vom 25. Juni 1835 Ä j 
Rheinſchifffahrts Supplem.-Artitel 1—4 vom 12. Juli 1835 
Staats-Minifterial-Belanntmahung vom 7. —— 1835 . 
Uebereinfunft vom 13. September 1835 . ; 
Bundesbeſchluß vom 12. November 1835 . . 
Staats-Minifterial-Belanntmachumg vom 20. Februar 1836 
Uebereinfunft vom 25. Mär) und 12. April 1836 
Minifterial-Erflärung vom 10. April 1836 i 
Minifterial-Belanntmachung vom 21. April 1836 
Minifterinl-Belanntmahung vom 1. Mai 1836 A 
Staats-Minifterial-Belanntmadimg vom 29. Yum 1836 
Miniſterial-Bekanntmachung vom 5. September 1836 
Münz-Vertrag vom 25. Auguft 1837 
Münz-Comvention vom 25. Auguft 1837 . 
Allerhöchſte Ratification vom 29. Auguft 1837 

" " " " " " » ® 
Stants-Minifterial-Belanntmachung vom 1. October 1837 
Staats-Minifterial-Belanntmadung vom 16. October 1837 . 
Königlich Allerhöchſte Ratification vom 31. October 1837 zu Wein 

ſchijffahrts Supp.-Art. V—X . 
Allerhöchſte Verordnung vom 8. Dezember 1837 . 
Staat3-Minifterial-Belanntmadhung vom 5. Januar 1838 
Staate-Minifterial-Belanntmadhung vom 26. Januar 1838 

„ 24. Min „ 

Minifterial-Erflärung vom 26. März 1838 
Belanntm. der f. General. Zol-Apminiftration von 26. Min, 1838 
Grenz - Vertrag vom 30. März 1838 
Minifterial-Erflärung vom 10. Mai 1838 ; 
Staats-Minifterial-Befanntmabung vom 17. Mat 1838 i 
Belanntm. ver fgl. General-Zoll-Aominiftration vom 24. Mai 1838 
Minifterial-Belanntmadhung vom 6. Juni 1838 . ; 
Staats-Vertrag vom 8. Juni 1838 . 
Belanntmahung vom 16. Juni 1838 ; 
Staats-Minifterial-Belanntmahung vom 25. 2 1838 
Münz-Convention vom 30. Yuli 1838. 
Ordonnanz der f. Oeneral-Zoll-Adminiftration vom 12. Ser. 1838 
Allerhöchſte Rutification vom 16. September 1838 i 
Minifterial-Erflärung vom 25. September 1838 
Bundesbeſchluß von 19. October 1838  . 
Rheinichifl.-Supp.-Artifel X vom 6. November 1838 
Belanntmahung vom 12. December 1838 : 
Uebereinfunft vom 27. März und 9. April 1839 
Münz-Gomvention vom 30. März 1839 
Minifterial-Belanntmahung vom 16. April 1839 
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1214 Chronologifhes KRegifter. 


Königlich Allerhöchſte Verordnung vom 3. Januar 1845 
Allerhöchſte Ratification vom 4. Januar 1845 
Staats-Bertrag vom 21. Januar 1845 


Belanntm. der k. General-Zoll-Aominiftration vom 21: Jan. 1845 


Königlich Allerhöchſte Verordnung vom 11. März 1845 
RUE EN vom 30. März 1845 

a 6. April 1845 ; 
Stost-Dinifterial- Bekanntmachung vom 7. April 1845 
Münz-Comvention vom 27. März 1845 
Allerhöchſte Ratification vom 12. April 1845 
Bundesbefhluß vom 19. Juni 1845 : 
Königlich Allerhöchſte Ratificationg-Urkunde vom 29. Iumi 1845 


Minifterial-Belanntmachung vom 2. September 1845 
Staats-Minifterial-Belanntmahung vom 2. September 1845 
„ 13. November „ 

Staats-Minifterial- Belannimachung vom 24. November 1845 
Regierungs⸗Bekanntmachung vom 6. Januar 1846 
Sonvention vom 5. Februar 1846 ; 

rt „23. März — 
Staats-⸗Miniſterial-Bekanntmachung vom 20. Mai 1846 


Bekanntm. der k. General-Zoll-Adminiſtration vom 26. Mai 1846 i 


" " " " " " n 27. " " 

Königlih Allerhöchſte Verordnung vom 5. Juni 1846 . 

" " 23. " " 
Minifterial- Belanntmachuug vom 24. Juni 1846 
Staats-Miniſterial-Bekanntmachung vom 24. — 1846 
Bekanntmachung vom 20. Juli 1846 
Miniſterial⸗Bekanntmachung vom 1. Auguſt 1846 
Bundesbeſchluß vom 2. September 1846 
Regierungs-Befanntmahung vom 5. October 1846 
Minifterial-Erflärung vom 7. October 18346 
Uebereinfunft vom 2. December 1846 
Meinifterial-Befanntmachung vom 5. Januar 1847 
Uebereinfunft vom 1. Februar 1847 


" " 2. " " . . - . R 
Verfügung der f. General-Zoll-Apminiftration vom 10. April 1847 


Waaren-Abfertigungs-Regulativ vom 10. April 1847 


Berfügung der f. General-Zoll-Apmini'tration vom 27. Mai 1847 


Minifterial-Befanntmahung vom 16. Yuni 1847 
Zuftiz-Minifterial-Belanntmachung vom 20. Jumi 1847 
Staats-Minifterial-Belamntmadhung vom 29. Yun 1847 
Uebereinfumft vom 10. Yuli 1847 . e 
Minifterial-Belanntmahung vom 16. Juli 1847 
„1A „ 

Minifterial- Entſchließung vom — September 1847 

. Januar 1848 


" " " 
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1216 Chronologijhes Regifter. 

Seite 
Minifterial-Befanntmadhung vom 1. Februar 1852 ; ; i 84 
Staats-Minifterial-Belanntmahung von 16. April 1852 i i 21 
Miniſterial⸗Bekanntmachung vom 27. April 1852 : i ; 82 
Staats-Mipifterial-Befanntmadhung vom 6. Mai 1852 j i 587 
Minifterial-Befanntmahung vom 31. Mat 1852 : : 155 
Bundesbeihluf vom 24. Juni 1852 502 
Bollziehungs-Vorfchriften v. 30. Juni 1852 zum Poferein- Betrag 

vom 5. December 1: 51 . 968 
Uebereinfunft vom 21. Auguſt und 29. September 1852. e 45 
Minifterial-Bekanntmahung vom 27. Auguft 1852 : 60 
Erlaß der f. General-Zoll-Apniniftration vom Fi Auguft 1852 i 902 

Me Be 905 

Staats-Minifterial- Belanntmachung vom 13. September 1852 ; 187 
„ 3. October . * 756 

Minifterial- vekanntmachung vom 4. October 1852 4 
Uebereinftunft vom 25. October 1852 ; 64 
Staats-Minifterial-Befanntmadhnng vom 10. December 1852 s 587 
Minifterial-Befanntmahung vom 30. December 1852 . er 155 

4 a „ 4. Februar 18653  . ; . 64 

[2 „ " 8. 2 1 ® e = 82 
Zollcartel vom 19. Februar 1853 . : ; 33 
Miünz-Cartel vom 19. Februar 1853 | ; ; . 1178 
Belanntmadhung vom 14. März 1853 ; i ; i 502 
Mänifterial-Belanntmadyung vom 17. März 1853° ; s i 82 
Convention vom 22 und 30. März 1853 . ——— 83 
Staats-Vertrag vom 2. Mai 1853 . i : 841 
Eifenadyer-Bertrag vom 11. Juli 1853  . ' A ; 89 
Minifterial-Befanntmachung vom 20. Juli 1853 . ; R 82 
Comention vom 12. September 1853 ; k 5 4 72 
Minifterial-Belanntmahung vom 7. October 1853 : : 155 

"„ 7 7 19 " „ J — . 83 

„ 30. Decr. „, ; : ; 83 

Uebereinkunft vom 12. Januar 1854 ö k ; ; 48 
Bundesbeſchluß vom a, Januar 1854  . i ; ; i 67 
i f : 492 

Minifterial- —E— vom 29. Januar 1854 - 80 
„ " „ 16. Februar " 5 zZ . 83 

" „ ” 18. März „ x z ⸗ 90 

[7 24. [7 7 2 ‘ . 67 

Genvention vom 19. Juli 1854 ß ; ; 2 70 
Minifterial-Belanntmahung vom 30. Juli 1854 ; ; s 70 
Bundesbeſchluß vom 21. September 1854 ; . 1056 
Uebereinfunft vom 25. September 1854 . ; ; . 71 
Minifterlal-Belanntmahung vom 24. November 1854 . : ’ 71 
„ 23. " , e 72 

Juriebictions Vertrags: Nachtrag vom 22. December "1854 ; 15 
Staats-Minifterial-Erflärung vom 4. Januar 1855 . A 90 


Minifterial-Befanntmachung vom 8. März 1855 . ö : i 83 





image 
not 
available 


1218 Chronologijhes Regifter. 


Münz-Convention vom 7. Yug. 1858 
Allethöchfte Verordnung vom 9. Auguft 1858 

" „ „ 3. 2 " 

„ 25. 

Belanntmachung der k. General- Direction der Bertehr-Knfiten vom 

26. Auguft 1858 . ; 
Regierungs-Belanntmadhung vom 18. September 1858 
Staats-Minifterial-Befanntmahung vom 13. November 1858 
Regierungs-Belanntmachung vom 15. November 1858 
Staats-Minifterial-Befanntmahung vom 9. December 1858 
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1220 Regifter der contrahivenden Staaten. 


Seite 

Baden. Erfjillung ber Militärpflicht bei —— vom 
20. April 1804 . s 564 
Rheiniſche Bundes-Akte vom 12. Juli 1806 177 
Milde Stiftungen vom 16. „Juli 1809 : i i ; 524 
Deutfche Bundes-Afte vom 8. Juni 1815 . : i ’ 447 
Rektification des Rheins vom 24. April 1817 — 352 
Geradlegung des Rheins vom 4. und 8. Juli 1818 354 
Rektification des Rheins vom 23. Novbr. 1818 . : j 341 
Abtretung von Wertheim vom 8. Septbr. 1819 . ; 354 
Wiener Schluß⸗Akte vom 3. Juni 1820 : i ; : 460 
Keftification des Rheins vom 14. Novbr. 1825 . ; i 355 
Rheinſchifffahrts Convention vom 31. März 1831 . ; ; 615 
Berhütung der Forftfrevel vom 7. Jan. 1833 ü : 98 

Supplementar- Artifel 1—4 zur Rheinſchifffahrts— Rn vom 12. 
Juli 1835 . 644 
Rückvergütung des preußiſchen Rheinzolles von 20. Sehr. 1836 670 


Süddeutſche Münz-Comvention vom 25. Aug. 1837 . -1129. 1133 
Supplementar-Artifel 5—9 zur ————— vom 31. 


Octbr. 1837 686 

Rückvergütung des preußiſchen Rheinzolles vom 31. März 1838 672 

„0. Mi 5 672 

Allgemeine Münz- „Convention vom 30. Juli 1838 . Ä 1133 
Suppfementar-Artitel 10 zur Rheinfchifffahrts-Afte vom 6. Nov. 

1838 P 688 
Convention über ein neues Auomunz⸗ Quantum vom 30. Mir, 

1839 ; 1139 
Transport von arjenifalifchen und andern metalfifchen Sirefien 

auf dem Rheine vom 7. Dechr. 1839 . 6% 
Supplementar-Artifel 10—13 zur Rheinſchifffahrts Akte vom 30. 

März 1840 695 
»Zerrain Abtretung zum Brüdenkopf bei Germersheim vom 24. 

April 1840 ; 389 
Rheinſchifffahrts Strafbeſtimmungen vom 12. Yan. 1841 ; 692 
Supplemeutar-Artifel 14 zur REN Acte vom 3. Sep: 

tember 1841 ; : N . 698 
Desgl. Art. 15 vom 4. Octbr. 1841 699 
Convention über ein neues Ausmünz- Quantum vom 1. Juli 1842 1141 
Gerichtliche Nacheile vom 17. Aug. 1843 . 45 
Führung von Oberlaſten auf den Rhein— Segetidifen kom 9. De- 

cember 1843 ; 115 
Gonvention über ein neues Auenün; Quantum vom 31 Decem 

ber 1845 . ö . i 1142 
Weitere Münz— ‚Sonvention vom 27. Mär, 1845 Di i 1143 
Supplementar-Artifel 16 zur BERNER -Acte vom 29. Juni 

1845 . ; ; 1723 
Desgl. Art. 17 vom 29. Humi 1845 ; 125 
Dienſtbücher für die Rheinſchiffs-Mannſchaften vom 29. Ang. 1845 132 


Supplementar-Artifel 18 zur ER Akte vom 24. Juni 
1846 P . ‘ . ’ 73 
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1222 Regifter nad) den contrahirenven Staaten. 


Seite 

ae und Berg. (Großgergogtfum — Bundes-Afte vom 
. Yuli 1806 ' . 177 

— Deutſche * Akte (Hofftein und —D vom 
8. Juni 1815 447 
Wiener Scluf-Afte vom >. guni 1820 460 
Freizügigkeit vom 10. Septbr. 1832 . ' . \ 139 
Deutiher Bund. Deutihe Bundes-Akte vom 3. Juni 1815  . 447 
Aufträgal-Oronung vom 16. Juni 1817 ; ; ; 476 
Nachſteuer und Abzugsfreiheit vom 29. Juni 1817 . 109. 480 
Einreihung von Privatreflamationen vom 11. Dechr. 1817 . 480 
Wiener Congreß-Schluß-Afte vom 8. Juni 1320 . 46U 
Erecutions-Ordnung in der Aufträgal-Inftanz von 3. Aug. 1820 481 
Einfendung und Zueignung von Drudjchriften vom 2. Juli 1823 485 
Nachfteuer und Abzugsfreiheit vom 2. Aug. 1827 . . 109. 480 
Zuftellungen der Aufträgalgerichte vom 7. Detbr. 1830 . ; 485 

Uebergabe der Feftung Yandau an den Bund vom 14. Deceut- 

ber 1830 . : ; ; 493 
Bındes-Militär-Cartel- Convention vom 10. Febr. 1831 ; 499. 540 
Sicherftellung der Bundesfeftung Yandau vom 17. Mär; 1831 499. 540 
Einreihung von Vorftellungen oder Aprejjen vom 2. Febr. 1832 486 
Petitionen und — gegen — vom 9. * 

1832 487 
Schutz gegen Nachdruc vom 6. Septbr. 1832 ö 579 
Anerkennung des Prinzen Otto von Bayern als — von Griechen 

fand vom 4. Dctbr. 1832 . 599 
Mandats⸗ Erlaſſung durch die Auſträgalgerichte * 28. Febr. 1833 487 

Errichtung eines Bundes- Schiedsgerihtes vom 11. Octbr. 1834 488 
Unzuläſſigkeit der Nichtigkeits-Beſchwerde im Auſträgalverfahren 
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Gonvention über ein neues Ausmünz-QOuantum vom 31. Decem- 

ber 1844 . : ; : 1142 
Weitere Münz-Convention vom 17. Mär 1845. 1143 
Eiſenbahn-Vertrag vom 25. April 1845 i : ’ 1022 
Paßlarten. Tresvener: Gomvention vom 21. Oectbr. 1850, Bei- 

tritt 1351 . ö ; ; 5 i 154 
Yurisdictions- Vertrags: Nachtrag von 7. Jan. 1851 ; ’ 14 
Uebernahme der Ausgewiefenen.  Gotbhaer-Gomvention vom 14. „ 

Juli 1851, Beitritt 1853 . . ; : 82 
Gegenſeitigkeit in Prenftraflacben von 24. Ochbr. 1851 . : 585 
Donauſchifffahrts- Convention vom 2. Deebr. 1851 794 
Zulaſſung zum Armenrechte vom 16. April 1852 . 21 
Verpflegung ver ——— Eiſenacher-Vertrag vom 11. 

Juli 1853 . \ i ; i 89 
Verbredier-Transport vom 12. Ian. 1854 48 
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Drudfehler-Berzeihniß. 


Zeile 10 von ofen ftatt Nr. 1 lies Nr. 4 


” 
” 


” 


1, ; = NE 8°. Ne 5 
13 „ * ne 

MB. x. „: ‚Sakar 
 „ men NE: ;: Nr 

16 „ oben „ 1825 „ 1820 
4 MR — - Ei Me 

16 „ u „ Iuni „ SIanyar 

10 „ unten „ sKrebitor lies Kridar 
15 ; = „ Solcher lies folche 
3: .. u „ Juni 1853 lies Juli 1851 
I6 „ „ Nr. 5 fies Nr. 8 
10 „ oben „ 1854 lies 1851 
14 „ unten ftreiche „b. Königreich“ 

15 „ oben ftatt Burbaufen lies Burghauſen 
3 „ unten, Salziciffer lies Satzſchiffer 
1 „ oben „ 9 lies 10 
18 „  » n September lies October 
BE m m BEE 36 
1 „ » „ 1818 Ties 1808 
8 750 lies 752 
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